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Bei jeder neuen Bearbeitung dieſes Lehrbuchs der Finanz⸗ 
wiſſenſchaft habe ich die Groͤße und Schwierigkeit der zu loͤſen⸗ 
den Aufgabe lebhaft empfunden. Dieſe beſteht nicht allein darin, 
dag die in der Finanzverwaltung gewonnenen Klugheitöregeln 
gefammelt und in guter Ordnung aufgeführt werben, fonbern 
zugleich darin, daß biefelben mit den oberften Grundfägen in 
Zufammenhang gebracht, aljo genauer beflimmt, ergänzt, 
geprüft und nöthigen Falles berichtigt werben. Soll aber 
bie wifienfchaftlihe Darftellung recht fruchtbringend fein und 
dad Bertrauen der Gefchäftmänner gewinnen, fo muß fie auch 
auf das Beftehende und auf die Gründe Rüdfiht nehmen, 
aus denen daſſelbe eingeführt und beibehalten worben if, — 
®ründe, die theild allgemeiner Art find, theils in befonberen 
Umfländen eines Landes und Zeitpuncted liegen. Die Staato⸗ 
männer, die bad Steuerrubder bed Staatshaushaltes führen, 
haben felten Zeit,und Neigung, fich über die Grundſaͤtze aus⸗ 
zufprechen, nad) denen fie handeln, außer etwa bei lanbftän- 
diſchen Berhandlungen, aber man kann auf diefe Grundfäge 
aus den Geſetzen und Anorbnungen in ben einzelnen Staaten 
jhließen, wobei freilich auch die Schwierigkeit mancher Berbefie: 
rungen in Rechnung zu bringen if. Die in biefem Lehrbuche 
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in den Anmerkungen mitgetheilten Nachrichten über beſtehende 
Einrihtungen und deren flatiftifhe Ergebniſſe werden bie 
jüngeren L2efer von dem Nuben überzeugen, ben die nähere 
Bekanntfchaft mit dem Finanzweſen der wirklichen Staaten zu 
gewähren vermag. Diefe furzen, an vielen Stellen des Lehr 
buches zerftreuten, nur als Beifpiele dienenden Rachrichten 
fönnen fein Gefammtbild von dem Staatshaushalte einzelner 
Länder geben; ein folches ift nur von einer volfländigen 
Finanzftatiftif zu erwarten, über die wir fein genügenved Werf 
befigen. Ein folches ift freilich nicht bloß überaus muͤhſam zu 
fchreiben, fondern auch infofern ein undankbares Unternehmen, 
als ein Theil ded Inhaltes bald, ja noch unter den Haͤnden 
bed Bearbeiters veraltet. Wir müflen daher froh fein, daß 
wenigftens von einigen Staaten gute Darftellungen ihres 
Finanzwefend vorhanden find. 

Die aus wiflenfchaftlicher Forſchung hervorgehenden Rath: 
fchläge ftoßen unvermeidlich Häufig auf den Widerſpruch erfahs 
rener Gefchäftsmänner, wie .dieß in anderen praftifchen Gebieten, 
z. B. der Landwirthſchaft, gleichfalls zu geichehen pflegt. Der 
hieraus entſtehende Wiberftreit ift in jedem Falle ber Sache 
förderlich. Die Wiſſenſchaft if in einem fteten Gange ber 
Ausbildung begriffen, ihre. Säge können in feinem Zeitpuncte 
al® untrüglich angefehen werben, manche berfelben haben ſchon 
abgeändert oder vervollftändigt werden müflen und bieß wird 
auch fernerhin nicht ausbleiben. Aber es giebt auch zahlreiche 
Fälle, in benen die Wiſſenſchaft bei der angebeuteten Verſchie⸗ 
denheit der Anfichten am Ende Recht behalten und zu bedeu⸗ 
tenden Berbefierungen den Anftoß gegeben bat. „Wo übrigen 
aus allgemeinen Gründen foldhen Einrichtungen dad Wort 
gerebet worden ift, die dem Praktiker ſchwer ausführbar erfcheinen, 
da mag es bienlic fein, daran zu erinnern, daß dieß ſchon 
bei manchen Forderungen ber Theorie anfänglich der Fall war 
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und daß ſich immer nad) und nach die Mittel ausfindig machen 
ließen, dasjenige zu vollbringen, was man ald gerecht und 
zwedmäßig erkennen mußte.“ (Borrede zur erften Ausgabe.) 

Diefe erfte Abtheilung der Finanzwiffenfchaft erfchien 1832, 
fodann in der zweiten Ausgabe 1843, in ber dritten 1850. 
Bon der 1. Ausgabe ded ganzen britten Bandes wurde nad) 
einigen Jahren ein unveränderter Abdruck veranftaltet, mit 
Beibehaltung des Drudjahree 1832, Von der 3. Ausgabe 
erichien ebenfalld 1855 ein Abdruck, der jedoch auf dem Titel 
als folcher bezeichnet wurbe. Die gegenwärtige vierten Ausgabe 
iR daher eigentlich die fechfte. 

Bei der Anführung von Geldfummen find fortwährend die 
in den Boranfchlägen (Budgets) enthaltenen Zahlen mit A., 
die Rechnungsergebniſſe verfloffener Jahre mit R. bezeichnet 
worden. Am lehrreichften wäre es, beide neben einander zu 
ſtellen, die Ergebniffe der Rechnungen find aber ſchwerer zu 
erlangen ald die Voranfchläge und man darf bei biefen in ber 
Regel annehmen, daß fie auf die neueſten Erfahrungen geflügt 
find, obgleich man fi) oft bewogen findet, fie abweichend von 
benfelben aufzuftellen. Schließlich fpreche ich ben Behoͤrden 
und den Freunden, die mid, durch Mittheilung von Budgets, 
Staatörechnungen und anderen Actenftüden gefällig unterftügt 
haben, meinen beften Danf aus. 


Bu der 5. Ausgabe. 


Auch in ber gegenwärtigen Ausgabe wird man zahlreiche 
Verbeſſerungen des Ausdrucks, Zufäge und Angaben neuerer 
Borgänge und Zahlenergebnifie finden. Bei den letzteren 
leifteten die Rachrichten bei v. Ezörnig (Das öfterreichifche 


_— x — 


Budget von 1862) uͤber die Budgets einer Anzahl von Staaten 
guten Beiſtand, doch habe ich nicht unterlaſſen, auch unmittel⸗ 
bar aus den amtlichen Quellen zu ſchoͤpfen, wo ſie mir zu 
Gebote ſtanden. Der neueſte badiſche Voranſchlag fuͤr 1864 
und 65 und ber oͤſterreichiſche für 1864 konnte nur noch bei 
ben lebten Bogen benupt werben. Der erwähnte öfterreichifche 
Voranſchlag ift darum befonderd beachtendwerth, weil er zum 
erften Male die ganze (rohe) Einnahme aufnimmt und unter den 
Ausgaben bie befonderen Betrieböfoften aufführt. Die Koften 
der Steuerverwaltung find aber nicht unter biefer Weberfchrift, 
fonbern bei dem allgemeinen Aufwande für das Finanzminifterium 
zu finden. Die Hauptergebniffe find 496-930 000 fl. 8. gefammte 
ordentliche und außerordentliche Einnahme, 148326000 fl. Er 
hebungs⸗ und Betriebsfoften, 348604000 fl. reine Einnahme, 
516°817000 fl. gefammte Staatdausgabe. 


30. April 1864. 


8. H. Rau. 
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Einleitung. 


8. 1. 


Zum MWefen bed Staated gehört eine von der hoͤchſten Gewalt 
ausgehende, auf die Beförderung ber gemeinfamen Zwede ges 
richtete Regierungsthätigfeit (I, $. 4.), deren Bebürfniß ſich 
überall, wo Menfchen nahe beifammen Ichen, fühlbar madıt 
und biefelben zur Unterwerfung unter ein Oberhaupt antreibt. 
Wie jedoch dieß Bebürfniß je nad der Bildungdftufe, der 
Lebensweiſe, den Erwerbarten der Völker u. dgl. in ungleicher 
Weife empfunden wird, fo ift auch die Regierungsthätigfeit von 
verfchiedener Stärke und ihr Wirfungsfreid von verfchiebener 
Ausdehnung. In dem Entwidlungsgange des Staates fieht 
ſich die Staatsgewalt ziemlich frühzeitig genöthigt, fih um 
Borräthe von Sachgütern ald Hülfsmittel zur Erreichung ihrer 
Zwede zu bemühen, und diefe Beihäftigung nimmt an Um 
fang, Wichtigkeit und Schwierigkeit fortwährend zu. Es bildet 
fi) daher ein befonderer Zweig der Regierungsthätigfeit, ber. 
auf Erlangung, Erhaltung und gute Benugung ber für bie 
Staatsgewalt erforderlihen Sachgüter gerichtet ift und in ber 
Führung einer eigenen Wirtbfchaft, oder der Beforgung von 
Staatseinfünften und Staatsausgaben befteht. Diefe 
Sorgfalt der Regierung für die Befriedigung ber Staatsbeduͤrf⸗ 
niſſe vermittelt fachlicher Güter wird Finanzwefen, Finanz⸗ 
verwaltung (a) oder Regierungswirthſchaft, bisweilen 
auch Staatswirthfchaft oder Staatshaushalt genannt, 
I, 8. 14. Für diefes Gefchäftsgebiet find mancherlei äußere 


Einrichtungen erforderlich, durch welche bie Ausführung der 
Rau, yolit. Deton. TIL. 5. Ansg. 
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Finanzverwaltung geregelt und befoͤrdert wird, namentlich Geſetze, 
Verordnungen, Behörden und Aemter, Anftalten u. dgl. Der 
Inbegriff diefer äußeren Anordnungen bildet dad Finanzweſen 
in objectiver Bedeutung des Wortes. 


(e) Das Bort Finanz flammt aus dem Latein bes Mittelalters. Im 
13. und 14. Jahrhundert verfland man unter finatio, financis, auch 
wohl financia pecuniaria, eine fchuldige Geldleiſtung. Diele Ausdruͤcke 
ftammen von finis ab, welches oft einen Zahlungstermin bedeutete, 
wie man dur eine Ähnliche Metonymie des Sprachgebrauches öfters 
fagt: einen Termin, ein Quartal, ein Ziel bezahlen. Mit dem grie: 
—9— Worte 7Ros, Ziel, Zweck, verhält es ſich in ähnlicher Weile 
und baflelbe wurde aud für Steuer und Zoll gebraudt. In der 
älteren Kanzleifprache bedeutete finis auch den einen Mechteftreit beenbi- 
genden Bertrag und die daraus herrührende Zahlung, ferner einen vor 
dem König über einen Kauf von Grundſtuͤcken abgeichloflenen Bertrag, 
befien Urkunde die Form eines Urtheile erhielt (quasi litis terminus), 
fodann die Abgabe an den König von folden Käufen (the Kings 
sylvor),, eine Entrichtung des antretenden Pachters oder Grundholden 
an ben Verpachter oder Grundherrn, auch eine ſchwere Gelpftrafe; 
überhaupt werden in England allerlei Geldgebühren mit dem Namen 
fine bezeichnet. Bgl. Du Fresne du Cange, Glossar. mediae et 
infimae latinitatis, s. v. financia und finatio. — Spelmann, Glossar. 
archaeologic. s. v. finis (Lond. 1654. ©. 228). — Hüllmann, Städte 
weſen, LII, 95. — Gneiſt, Engl. Berfaflungs: und Berwaltungsredt, 
I, 36. — Mehrere Schriftfeller Bielten den Stamm des Wortes Finanz 
für germaniſch; fle deuten entweder auf das englifche fine, Geldfirafe, 
Privilegientare u. dgl., (3. B. Benovefi, Brundf. der bürgerl. Def. 
I, 358), welches aber nah Spelmann a. a. O. nicht vor ber nor⸗ 
mannifhen Eroberung vorfam und nad dem Obigen mit finis zuſam⸗ 
menbängt, — oder auf finden, fchwed. finna, welches durd ben 
Mittelbegriff von erfinderifh auf ränfevoll führt, wie das 
isländifche Aindinn durch ingeniosus, calumniosus, erflärt wird, Hal- 
dorson, Lex. island. ed. Rask, I, 213 (Ham. 1813), — oder aud 
auf fein. — Merkwürdig ift, daß im 16. und 17. Jahrhundert das 
Wort eine allgemeinere und zwar fchlimme Bedeutung hatte, weil 
vielleicht das fremde Wort an fein und erfinderifch erinnerte und die 
finationes felbft mit vielen Bedruͤckungen verbunden fein mochten, weß- 
Balb 3. B. Schottelius (Don der deutichen Hauptfpradhe, Braun: 
ſchweig 1663, &. 1316) Finanz durch Schinderei, Wucher, erklärt, 
und Sebaftian Brant (Narrenfhiff) Untreu, Binang, Neid und 
Haß zufammenftellt; vgl. Friſch, Deutſch-latein. Wörterb., ©. 267, 
Seherz, Glossar. germ. med. aeri, ed. Oberlin, I, 392. Campe, 
Woͤrterbuch, S. 321. In Frankreich bezeichnete ſchon damals finance 
eine Geldfunime, oder insbefondere die Staatseinnahme (Nos adver- 
saires ont peu de finance, mais ils Ia mönagent bien, ſprach Canzler 
de l'Hoſpital 1568), les finances aber das genae Stuatsvermögen 
und den Zufland der Regierungswirthichaft. er Einfluß der frans 
öftfchen Sprache verdrängte aus der beutfchen jenen fchlimmen Worts 
nn gänzlich. — Der fpanifche Ausdruck hacienda für Finanz flammt 
vielleicht aus dem arabifchen chasena, Schapfammer. Auch im Ruff- 
fchen heißt kasna die Gafle, kasmatschei der Schagmeifter. Vielleicht 
iſt dieß Wort durch die tatarifche Herrichaft eingedrungen. Doch wird 
in der rufflihen Sprache Finanzwefen durch hosudarstwennie dochodui, 
herrſchaftliche Einnahmen, ausgebrädt. 
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8. 2. 

Die Ausgaben der Regierung find dazu beftimmt, Arbeiten 
oder andere Leiftungen zu vergüten, die auf ihre Beranftaltung 
von Einzelnen für Staatdzwede vorgenommen werben. Eine 
folche Vergütung ift bei einiger Ausbildung des Volles und 
der Regierungsfunft nothwendig, weil unentgelbliche Leiſtungen, 
die ben Bürgern auferlegt werben, biefelben auf eine fehr läflige 
Weiſe in ihren Privatgefchäften flören und dennoch für ben 
beabfichtigten Erfolg unzureichend find. Dies erklärt fid) daraus, 
daß nach) dem Gefeh der Arbeitötheilung (I, 8. 114.) die für 
bie Regierung nothwendigen Dienfte, welche befondere Geſchick⸗ 
lichkeit erfordern, am beſten von ſolchen Perſonen verrichtet 
werben, bie ſich ihnen ausfchließlich widmen, und daß andere 
Leiftungen, 3. B. Abtretung von Sachgütern, Gewerbsverrich⸗ 
tungen, Darleihen ıc. nicht gleichmäßig von allen Bürgern, 
fondern nur von gewiffen Perſonen erhalten werden Fönnen. 
Es mag nun die Regierung folche Xeiftungen anbefehlen oder 
vertragamäßig veranftalten, in jedem Falle muß fie diejenigen 
PBerfonen, welche mehr als andere für öffentliche Zwecke bei- 
tragen, in Sachgütern entfchäbigen und zu dieſer Ausgleichung 
einen binlängfichen Gütervorrath zur Verfügung haben. 


8. 3. 


Rur in einem uranfänglichen, höchft einfachen Zuftande kann 
ein Staat ohne Finanzwefen beftehen. So lange ein Fürſt nur 
etwa auf dad Richteramt und wenige andere ähnliche Verrich- 
tungen befchränft war, ohne viele Beamte zu Hülfe nehmen zu 
müffen, fonnte er fich ſchon durch die Höchfte Würde hinreichend 
belohnt finden und feinen Unterhalt, auch fogar einige Regie 
rungdfoften aus eigenen Einkünften beftreiten, beſonders wenn 
er fehr begütert war (a). In Sreiftaaten fommt die Vollziehung 
von Amtögefchäften durch unentgeldliche Dienfte häufig vor, fie 
ift jedoch nur von dem wohlhabenderen Theile der Bürger zu 
erwarten und gefchieht fowohl wegen ber kurzen Dauer ber 
Aemter ald wegen bed Mangeld an Kenntniß und Geſchicklich⸗ 
feit bei einem Theile der Regierenden und Beamten jehr unvolls 
fommen (db). Die Kriege wurden anfaͤnglich durdy aufgerufene 
Bürger bewirkt, die fich im Felde felbft zu erhalten Hatten. Da 
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jedoch ſolche unbezahlte Dienſte, obgleich ſie viel geringere Wirk⸗ 
ſamkeit haben, dennoch den Einzelnen Opfer, und zwar ſehr 
ungleiche, auferlegen, ſo iſt es ein bedeutender Fortſchritt, wenn 
die Staatsgewalt die Mittel erlangt, um ſich durch Hingabe 
eines Gegenwerthes die noͤthigen Leiſtungen in erwuͤnſchter Guͤte 
zu verſchaffen. 


(a) Hieher gehören Züge von mehreren Bölfern bei Meiners im Bötting. 
hiftor. Magazin V, 197 (1789). Den Anfang des Finanzwefens bil- 
den freiwillige Abgaben, wie bei den alten Deutfchen die Ehrengefchente 
an die Oberrichter (prineipes) der Gauen, Tacit. German. C. ib, 
auch zu einzelnen Unternehmungen, Beynier, Econ. publ. et rurale 
des Celtes, ©. 255. 


(6) Weber die norbamericanifchen Jägervölker Ferguson, Essay of the 
history of civil society, ©. 129 (Baf. 1789). — Die reicheren athes 
nifchen Bürger mußten unentgeldlid, gewifle Leitungen (eiturgieen) 
vornehmen, 3. DB. zur Ausrüftung und Unterhaltung eines Schiffes im 
Kriege (Trierarhie), Böckh, Staatshausbalt der Athener, I, 481. 
11, 79. 


8. 4. 


Jede Wirthichaft erfordert eine Guͤtermaſſe, aus welcher bie 
Ausgaben beftritten werben, welche dagegen durch die Einkünfte 
wieder ergänzt wird und zum Theile felbft ald Quelle von 
Einkünften dient, alfo ein gewifled, in feiner Größe dem 
Wechſel ausgefebted Vermögen, weßhalb die Wirtbfchaft 
auch als Berwaltung ded Bermögend erflärt werben Tann. 
Der Gegenftand der Regierungswirthfchaft ift dad Staats: 
vermögen, welches zwar in ber Verfügung und Benupung 
der Staatdgewatt fteht, aber der Staatögefammtheit zugehört 
und von bem WPrivateigenthbum ded Staatsoberhaupted unters 
fchieden werden muß (a). Dieß ift die Folge von der Stellung 
der höchften Gewalt, die nicht ihrer felbft willen befteht, fondern 
zur Beförderung bed allgemeinen Wohled des Staates beftimmt 
ift und deren Rechten deßhalb aud Pflichten zur Seite fichen. 
Dad Staatövermögen ift aud dem Bolfövermögen ausgeſchie⸗ 
ben (6). Welche Gegenftände aber zu jenem zu rechnen feien, 
dieß laͤßt ſich nicht aus allgemeinen Sägen, fondern in jedem 
Rande befonderd aus der Befchichte beffelben erkennen, und diefe 
Unterfuchung fällt in das Gebiet ded pofitiven Staatorechts. 


(a) Klüber, Deff. Recht, $. 328. 

(6) Das Staatevermögen in einem weiten Sinne begreift ſowohl ben 
Güterbefig aller einzelnen Staatsbürger (Bolfsvermögen) als der Ge⸗ 
fammtheit, I, $. 48. — Die älteren Rameraliften brauchten das Wort 
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Staatevermögen häufig in dieſem weiteren Sinne, theilten aber bieß 
Bermögen in Grund⸗ und bereitefles Bermögen ein (opes 
parstissimae), fo daß das letztere die Einkünfte oder den aus benfelben 
Herfließenden verwenbbaren Geldvorrath bebeutete; das Finanzweſen 
wurde daher als die Berwaltung des bereiteften Staatevermögens erklärt. 
Zinde, Eameraliften-Bibliothef, S. 687 (1751); v. Jufti, Staats; 
wirthſch. II, 21. 
8. 5. 


Die Wiffenfchaft von der beften Einrichtung ber Regierungs- 
wirthfchaft oder von der beften Befriedigungsweife der Staatd- 
bebürfniffe durch fachliche Güter iſt die Binanzmwiffen- 
haft (a), ein Theil der politifchen Oekonomie, I, 8. 15. 
Dieſelbe ift nicht felten auch Kameralwiffenfhaft im 
engeren Sinne ded Worted genannt worden (5), weil man 
. urfprünglid unter Kammerfachen oder Kammergefchäften nur 
das Finanzwefen verfland und erft nach Errichtung der Kammer: 
collegien auch andere, nicht finanzielle Gefchäfte, die fog. ‘Polizei, 
hinzufamen (c). Die Binanzwiflenfchaft wurde bisweilen aud) 
mit dem Ramen Staatswirthfchaftslehre belegt, ben 
man jeboch beffer der ganzen politifchen Defonomie vorbehält (d). 


(a) Es ift dem Sprachgebrauche durchaus zuwider, auch die Beifchaffung 
perfönlicher Leiftungen ohne Bermittlung fachlicher Güter, 3. B. das 
Gonferiptionswefen, in die Finanzwirthſchaft zu rechnen, auch iſt diefes 
Geſchaͤft von eigenthümliher Art. Bol. dagegen Behr, Wirthſch. 
des Staates, ©. 1W. 

(6) 3. B. Dithmar, Ginleitung in die öfonom., Polizei: und Cameral⸗ 
wiſſenſchaften, 6. Aufl. v. Schreber, ©. 19. (Frankf. 1769). ine 
noch engere Bedeutung von Kameralwiſſenſchaft if jegt faſt vergeflen. 
Man unterfhied ehemals in dem heutigen Umfange der Finanzwiſſen⸗ 
fhaft 2 Theile, nämlid 1) die Kameralwiflenfchaft, welche von den 
ganz in der Berfügung ber Kürften flehenden Duellen der Staats- 
einnabme, d. i. den Domänen und Regalien handelte, 2) die eigents 
liche Finanzwiflenfhaft, deren Gegenſtand die der Iandfländiichen Mit⸗ 
wirkung unterworfenen Abgaben die Bürger waren, vgl. $. 92; 1.3.2. 
Fiſcher, Lehrbeariff u. Umfang der teutichen Staatswiſſenſch. S. 20 
(Halle, 1783). öffig, Lehrb. d. Finanzwifſſ. $. 6. 

(2) Rau, Ueber die Kameralwifl. ©. 8. 


(d) Unter Staatswirthfhaft wirb zwar am angemefienften die von 
ber Regierung für den Staat geführte Wirthſchaft verfanden, allein 
Staatswirthfchaftslehre (eigentlich ee 
läßt fich der bürgerlichen Wirthſchafislehre entgegenfegen und bezeichnet 
dann die wiſſenſchaftliche Darftellung der ganzen wirtbichaftlichen Seite 
des Staatölebens. — 2. Stein (Hinanzwiflenih. S. 14. 65) nennt 
bie Regierungswirthichaft Staatswirthiäaft und verfieht, dem alls 

emeinen heutigen Sprachgebrauch zuwider, unter Yinanzwefen nur dens 
enigen Theil des Staatshaushaltes, der fih mit den Cinnahmen 
des Staates beichäftigt, fo daß die Yinanzwiflenfchaft nur einen Theil 
der Staatswirthſchaftolehre bilden fol. 
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8. 6. 

Da das Finanzweſen die ſachlichen Hülfsmittel zu allen 
Anſtalten und Unternehmungen der Staatsgewalt liefert, fo iſt 
daſſelbe ein nothwendiger Zweig der Regierungsthaͤtigkeit. Der 
Umfang und die Wirkſamkeit aller Regierungsmaaßregeln werden 
zum Theile von der Güte des Finanzweſens bedingt, und wenn 
gleich dieſe für fich allein nicht zureicht, um bie Vollkommenheit 
ber Staatöverwaltung zu verbürgen, fo übt doch ohne Zweifel 
ein nachlaͤſſiges, verworrenes oder durch Unreblichfeit verberbted 
Finanzweſen auf den ganzen Zuftand des Staated, auf deſſen 
Außere Unabhängigkeit fowie auf die innere Wohlfahrt den 
nachtheiligften Einfluß. Die Erfahrung hat dieſes vielfach 
beftätigt (a) und ber hohen Bedeutung bed Staatöhaushaltes 
volle Anerkennung verſchafft. Ie mehr die Regierungskunft 
vervollfommnet wird und je mehr Eoftbare Anftalten zum Bes 
bürfniß werben, befto Fünftlicher und fchmwieriger wird auch 
bad Finanzwefen. Dagegen bietet dieſes auch fo viele Ver⸗ 
fuhungen zu Bebrüdungen und Unredlichfeiten der mitwirkenden 
Beamten dar, daß eine ftrenge Gefetlichfeit und Ordnung 
erforderlich ift, um jene Behler zu verhüten. 


(a) Beiſpiele giebt die Stantengefchichte in Menge. Man bedenke nur bie 
Lage Frankreichs vor der Revolution und in der legten Zeit des Dis 
reckoriums vor dem 18. Brumaire VIII. (1800). 


8. 7. 


Das Finanzweſen muß unter den allgemeinen Grundſaͤtzen 
ftehen, welche aus dem Zwede jeder Wirthfchaft entfpringen (a), 
und hat viele Gegenftände, Berrichtungen und Regeln mit ber 
Wirthfchaft einer einzelnen Bamilie oder Privatgefellfchaft gemein. 
Wie diefe ift es auf ein befondered ausgeſchiedenes Vermoͤgen 
angewiefen. Daß man die Einnahmen mit den Audgaben in’s 
Gleichgewicht fegen, auf die Fortdauer der Einnahmen (Nach⸗ 
baltigfeit) forgfältige Rüdficht nehmen, alfo den Bermögens- 
ftanım, aus dem die Einfünfte fließen, fchonen, den rohen und 
reinen Ertrag der Einfünfte wohl unterfcheiden, auf Vermeh⸗ 
rung berfelben und auf Verminderung der Ausgaben Bedacht 
nehmen, alle wirthichaftlichen Vorgänge durch genaue Aufzeich- 
nung in ber Erinnerung feſthalten und hiedurch eine Weberficht 
derfelben erlangen müffe, — bieß alled gilt ald Borfchrift in 
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ber Finanzwiſſenſchaft ebenſowohl wie in ber Privatwirthſchafts⸗ 
lehre (Bd). 


(2) Bol. Rau, Grundriß der Kameralwifl. 8. 32. ff. 
(8) —2* jene aus dieſer abzuleiten, bei Öensschi, i, Bürgerl. Defon. 
362 


’ 


6. 8. 

Das Finanzweſen unterfcheibet fich jedoch auch wieder in 
vielen Hinfichten von einer bürgerlichen Wirthfchaft, und bie 
Beleuchtung dieſer Verfchiedenheiten dient dazu, bie eigenthüms. 
lihen Grundfäge der Finanzwiſſenſchaft vorläufig anzudeuten. 
Der Unterfchieb zeigt ſich fchon in der Menge und Mandı- 
faltigfeit ber vorkommenden Gefchäftee Im Binanzwefen 
findet fi nämlidy ein Betrag der Ausgaben und Einnahmen, 
welcher wenigftend in den großen und mittleren Staaten bie 
Einfünfte eines Privatmannes weit überfteigt, — ferner eine 
größere Anzahl von verfchiedenen Einnahmsquellen und von 
Gegenfländen der Ausgaben, als in einer Privatwirthfchaft. 
Beide Umftände machen die Anftelung eined zahlreichen Pers 
fonald und die Trennung mehrerer Zweige des Kinanzbienftes 
nothwendig, woburd bie oberfte Leitung beträchtlich erfchwert 
wird. Der Borftand bed ganzen Finanzweſens kann nur durch 
verfchiedene Mittelglieder die Ausführung der Beichlüffe bewirken, 
die Gefchäftsführung der unteren Beamten nicht an Ort und 
Stelle beobachten, ſondern biefelbe faft nur aus fchriftlichen 
Berichten kennen lernen und vermittelft fchriftlicher Befehle 
leiten. Diefe Umftänblichkeit und Schwerfälligfeit im Staats⸗ 
haushalte hat die Folge, daß hier Manches nach andern Regeln 
eingerichtet werben muß, als in ber bürgerlichen Wirthſchaft. 


8. 9. 

Eine noch erheblidhere und wefentlichere Berfchiebenheit 
äußert fih in den Quellen der Einkünfte Der Einzelne 
fann ſich fortbauernde Büterzufläffe nur dur den Erwerb 
verfhaffen, d. h. durch eine für jenen Zweck übernommene 
Beichwerbe, die entweder in einer Arbeit, ober in einem Guͤter⸗ 
aufıwande, oder in beiden zugleich befteht (a). Der Staatögewalt 
fiehen zwar ſolche Erwerböwege ebenfalls offen, fie vermag 
aber auch ben Bürgern Abgaben aufzuerlegen, ohne ihnen eine 
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beſondere Leiſtung dafuͤr darzubieten, eine Macht, die im Privat⸗ 
leben gaͤnzlich wegfällt und die auch zur Bedrückung gemiß⸗ 
braucht werden Tann. Die Wiflenfchaft warnt vor dieſem 
Abwege dur Lehren ber Gerechtigkeit, Mäßigung und wirth- 
fchaftlichen Klugheit, deren ſtrenge Befolgung in der Ausübung 
von dem Pflichtgefühle der Regierung, und in Staaten mit 
ftändifcher Verfaſſung zugleich von dem Steuerbewilligungsrecht 
ber Zandftände bewirkt werben foll. 


(a) Rau, Ueber bie Kameralwiſſ. S. 47. — Glüdsfälle, 3. B. Erb: 
(haften, Gefchenfe u. dgl., Eönnen zwar Einnahmen gewähren, bie 
nicht in diefem Sinne erworben, fondern unentgeldlid erlangt find, 
allein man Hat über folche Greignifle Feine Gewalt. 


$. 10. 


Eine nicht minder wichtige Verſchiedenheit der bürgerlichen 
und ber Regierungswirtbfchaft laßt fih in dem Maaße und 
ben Gegenftänden der Ausgaben erkennen. Iene hat 
zunächft ben nothwendigen Unterhalt ber Familie zu fichern, 
firebt über denſelben hinaus nad) dem Nuͤtzlichen und Ans 
genehmen, und da bie fachlichen Güter jedem erdenklichen Zwede 
förderlich fein koͤnnen und an die Stelle der befriebigten Wünfche 
leicht wieder neue treten, ſo giebt es Feine beftimmte Graͤnze 
für das. Verlangen nad) größerem Vermoͤgen. Gebe rechtlich- 
und fittlich»zuläffige Verwendungsart der Einkünfte fteht dem 
Bürger frei, nur die wirtbichaftliche Klugheit räth, ihm, das 
Nöthige vor dem bloß Angenehmen zu berüdfichtigen n. bgl., 
und nur in ber Größe des Einfommens findet er eine Außere 
Schranfe feiner Ausgaben. Die Regierungswirthfchaft dagegen 
fol lediglich für die in der Vernunftbeſtimmung bed Staates 
begründeten Bebürfniffe defielben forgen. Diefe Aufgabe des 
Staated begreift fo viele einzelne Zwecke in fi, daß man nicht 
leicht Mittel genug befigt, um fie auf einmal zu verwirklichen, 
alle Berwendungen ded Staatövermögend für Privatabfichten 
erfcheinen aber unbedingt als verwerflich. Da ferner die Regie⸗ 
rung für die gemeinfamen Zwede im Staate nur infoweit 
wirken fol, als hiezu bie Brivatbeftrebungen nicht genügend find, 
fo ergiebt ſich auch hieraus für die Regierungswirthfchaft eine 
Gränze, die freilich nad) den Zeitumftänden und der Auffaſſungs⸗ 
weife des Staatöbebürfniffes dem Wechfel unterworfen if (a). 
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(«) DO n’y a rien, que la sagesse et la prudence doivent plus regler, que 
cette portion qu’on Ödte, et cette portion qu'on laisse aux sujets. Ce 
n’est point & ce que le peuple peut donner qu'il faut mesurer les 
revenus publics, mais & ce quil doit donner (vorausgefeht, daß 
das Volk mehr geben fönnte, als man für die Staatsbebürfniffe braucht ; 
gewöhnlich verhält e6 fi umgefehrt); et si on les mesure à ce qu’il 
peut donner, il faut que ce soit du moins & ce qu’il peut toujours 
donner. Montesquieu, Esprit des lois XIII, Cap. I. Bgl. von 
Sonnenfels, Brundfäge der Polizei sc. III, $. 13. 


611. 


Das Finanzweien, ald ein Zweig der Staatöverwaltung, 
muß unter ben allgemeinen Bernunftgefegen ftehen, welche das 
MWefen des Staates, die Beftimmung beffelben und bie in ders 
felben enthaltenen einzelnen Staatözwede fowie bie im Staate 
obwaltenden Rechtöverhältniffe ausfprechen. So wie die Bes 
fugniß der böchften Gewalt, eine beſondere Wirthfchaft zu 
führen und bie hiezu nöthigen Mittel anzuwenden (die fos 
genannte Finanzgewalt), in biefen Geſetzen begrünbet ift, 
fo geben biefelben auch ‚die Richtſchnur für die Graͤnzen diefed 
Rechtes in feinen einzelnen Aeußerungen und für die damit 
verbundenen Obliegenheiten. Letztere rühren theils aud einer 
Anwendung privatrechtliher Säbe her, z. B. die Verpflichtung, 
den Staatögläubigern vollftändig dad Berfprochene zu halten, 
theild aus einem flaatörechtlichen Grunde, 3. B. dad Gebot, 
die Staats laſten gleichförmig aufzulegen, bad Verbot, Staatd« 
einfünfte für Brivatzwede zu mißbrauden u. dgl. Die Finanz⸗ 
wiſſenſchaft ſchoͤpft demnach einen Theil ihrer Grundlehren aus 
dem philofophifhen Theile der Staatswiffenfchaft(e) 
und nimmt, ald Theil der Staatsklugheitslehre (I, $. 21), wie 
bie Polizeiwiſſenſchaft, Suftizpolitif u. a., eine Stelle in dem 
Spfteme ber gefammten Staatswiffenfhaft, insbeſondere 
in ber Regierungspolitif ein. 


(a) Diefer Theil wird aud reine Staatslehre oder allgemeines Staatsrecht, 
jus publieum universale, philoſophiſches Stantsrecht genannt. Ueber 
die Binanzhoheit f. v. Mohl, Encyklopäd. der Staatswiflenfchaften, 
S. 288, Bluntſchli, Allgem. Staatsreht, 3. 9. UI, 378. 


8. 12. 
Alle Zweige der Staatsverwaltung follen in einer folchen 
organifchen Verbindung unter einander ftehen, daß feiner ben 
Beftrebungen eined anberen feindlich entgegenwirkt. Dies gilt 








ganz befonderd von dem Finanzweſen, weil biefe® nur bie 
Mittel zu den Etaatdeinrichtungen liefert, ohne felbft geradezu 
die Wohlfahrt des Staates zu befördern. Am Teichteften Fönnte 
ber Zweck des Volkswohlſtandes (HI, $. 1.) beeinträchtiget und 
die Wirkfamfeit der Bolkswirthfchaftspflege fruchtlos gemacht 
werden, wenn man nicht bei jeder Art von Finanzgefchäften 
darauf bedacht wäre, eine folche nachtheilige Wirkung zu vers 
meiden. Deßhalb ift es nöthig, fortwährend die Geſetze ber 
Dolfswirthfchaft zu Rathe zu ziehen und nad denſelben zu 
unterfuchen, wie weit ber Staatsaufwand audgebehnt werben 
und wie für denſelben der Bedarf aufgebradht werden koͤnne, 
ohne die Gütererzeugung zu ſchwaͤchen und die Befriedigung 
der Bebürfniffe des Bolfed zu verhindern. Auch die richtig 
aufgefaßten Zwecke ber Regierungswirtbfchaft felbft fordern zur 
Schonung des Volkswohlſtandes auf, weil dieſer die Fortdauer 
reichlicher Staatdeinnahmen bedingt. Eine drüdende, die Vers 
armung einzelner Volksclaſſen oder ded ganzen Volkes herbeis 
führende Finanzverwaltung, fie mag fidy nun harter Gewalts 
ftreiche (a) oder liftiger Kunftgriffe (d) bedienen, kann nur aus 
furzfichtigem Despotismus entfpringen. * 


(a) Die Finanzgeihichte des Mittelalters liefert zahlreiche Beiſpiele fulcher 
Ungerehigleit, 3. B. der Erpreſſungen von Juden, wie fie mehrere 
englifche Könige, am meiften Johann, ausübten. 
Solches Berfahren wurde font Blusmacerei genannt, Zinde, 
Gameraliftenbibliothef, LIT, 672 (Xeipz. 1752). Schon im Alterthume 
famen Maaßregeln diefer Art vor, wie deren mehrere im 2. Buche ber 
dem Nriftoteles zugefchriebenen Defonomif erzählt werben, vgl. Klock, 
De aerario, ©. 1062. Gregorius Tholozanus, De republica, 
lib. IL. ec. 6. - 


— 


( 


8. 13. 

Die Finanzwiſſenſchaft muß aus dieſem Grunde ftetd auf 
bie Lehrfäge der Volkswirthſchaftslehre (Nationalölonomie) ges 
ftügt werden und kann großentheils als Ergebniß einer Anwen⸗ 
dung biefer Wiffenfchaft auf den Zwed der Berforgung ber 
Staatögewalt mit fachlichen Hülfsmitteln angefehen werben (a). 
In demfelben Verhältniß zur Nationalöfonomie fteht auch bie 
Volkswirtbfchaftspolitif oder die Lehre von der Volkswirth⸗ 
fchaftöpflege (d). Diefe und die Finanzwiflenfchaft, die man 
beide unter dem Namen ber wirthſchaftlichen Politik 
zufammenfaffen Fann, laſſen fi wegen ihrer Abflammung von 


zwei Grunbwiffenfchaften, aus beren Verbindung fle entfpringen, 
mit gleichem Rechte ebenfowohl in die Staatöwiflenfchaft eins 
reihen, als auch mit der Volkswirthſchaftslehre zu einem wiſſen⸗ 
fchaftlichen Inbegriff, der politifhen Defonomie (I, $. 3. 
14.), vereinigen. Das Finanzweien und die Volkswirthſchafts⸗ 
pflege, obgleich den Zweden nad) verfchieden, find doch ben 
Gegenftänden nad) verwandt, indem fie beide eine Sorge ber 
Regierung für Wirthfchaftsangelegenbeiten enthalten, und bieß 
wird in mandherlei Berührungen fihtbar. Manche Einrichtungen 
gehören beiden Gebieten zugleich an, weil fie neben ihrer Wir« 
fung auf die Volkswirthſchaft auch eine Benugung für bie 
Staatscaſſe zulafien, 3. B. die Zölle, die Münzen, das Poſt⸗ 
weſen u. dgl. Wo dieſe beiden verfchiedenen Rüdfichten fich 
wiberftreiten, da muß in ber Regel die finanzielle nachftehen, 
weil die Regierung eher eine andere minder ſchaͤdliche Eins 
nahmsquelle auffindet, als die Volkswirthſchaft fi im Kampfe 
mit einem mächtigen Hinderniſſe emporheben kann. 

(a) Daß die Bolkswirthichaftslchre der Finanzwiſſenſchaft nur Regeln zur 
Schonung, niht zur Beförderung bes Bollswohlftandes geben könne, 
eigt rihtig Schön, Grundfäge der Finanz, S. 10. 

(5) Die Anfihten über das Verhaͤltniß dieſer Wiſſenſchaften zu einander 
find nicht übereinflimmend. inige betrachten nur die Bolkswirth: 
fchaftspolitit al8 den angewandten, praftifhen Theil der National: 
öfonomie und feßen beiden die Finanzwiſſenſchaft gegenüber, 3. B. 
Baumftarf, Kameral. Encyflop. S. 64. (1835). 

6. 14. 

Die algemeinften Grundſätze der Binanzwifienfchaft find 
demnach von breifacher Art und aus brei verfchiedenen Grund» 
wiſſenſchaften abzuleiten, fie find nämlidy 1) allgemein 
wirthfchaftliche (8. 7.); — 2) philofophifch = fantörechtliche und 
politifche, überhaupt ftaatswiffenfchaftliche (8. 11.); — 3) volfe- 
wirthfchaftliche (8. 12.). Außerdem werben an verfchiedenen 
Stellen der Finanzwiffenfchaft mehrere Hülfslehren benupt, 
unter welche hauptfächlich gehören: 

1) Gewerbskunde (I, 8. 22), nämlich Land» und Forfts 
wirthichaftss, DBergbaus, Gewerks⸗ und Handeldlehre, nicht 
allein weil die Regierung ihrer Einfünfte willen biöweilen bei 
einzelnen Gewerbögefchäften felbft betheiligt ift, ſondern auch 
weil ohne Kenntniß des Gewerböbetriebes bad aus bemfelben 
herfließende Einfommen nicht genau befteuert werben fann (a). 


2) Geſchichte und Statiftit (I, 8. 23. 24.) Die 
Geſchichte des Finanzweſens iſt in die Staatengefchichte vers 
flodhten und. muß in ihrem Zufammenhange mit den allgemeinen 
Veränderungen im Staatenleben betrachtet werben. Bald war 
ed bie in einem gewiflen Zeitpunct berrfchend geweſene Vor⸗ 
ſtellung von dem Umfange der gefellfchaftlichen Bebürfniffe, 
bald die Macht der Regierenden, durch die Berfaffung ober 
troß bderfelben audgebehnt, bald ein fremder Einfluß auf bie 
Regierung, wad ben Umfang und bie Befchaffenheit bes 
Staatdaufwandes regelte, auch wurde die Wahl der Einnahme» 
quellen häufig von Rüdfichten geleitet, welche in allgemeinen 
Staatöverhältniffen beruhten. Kennt man jedoch biefe Bes 
ziehungen, jo gewährt auch die abgefonderte Bearbeitung ber 
Sinanzgefchichte wegen ber größeren dabei möglichen Ausführs 
lichkeit vielen Nugen. Unter den Gegenftänden ber Statiftif 
ift nicht bloß die Befchreibung bes Finanzweſens, fondern auch 
bie Darftelung der volfswirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe jedes 
Staates, wegen der Abhängigkeit bes erfteren von dem Zus 
ftande der Volkswirthſchaft, hoͤchſt lehrreich, ja zur Erläuterung 
und Ausbildung der Theorie kaum entbehrlich (B). 


3) Staatörehenfunft, politifche Arithmetif, ein 
Theil der angewandten Mathematik, welcher ſich mit der Loͤſung 
mandhfaltiger, in der Staatöverwaltung vorfommender Rech⸗ 
nungsaufgaben befchäftiget. Der Kreis der Gegenftände, bei 
welchen fit Anlaß zu Berechnungen ergiebt, ift Feinedwegs 
gefchloffen, fondern erweitert fich fortwährend. Fuͤr die Finanz 
gefchäfte find befonderd die Zinsberechnungen von erheblichem 
Nutzen (c). 


(a) Die für den Finanzbeamten nüglichen Lehren der reinen und angewandten 
Chemie (hemifchen Technologie) enthält: Ph. v. Holger, Die Staates 
wirthfchaftschemie, Wien, 1843. 

(8) „Man fagt oft: Zahlen regieren die Welt. Das aber iſt gewiß, Zahlen 
eigen, wie fle regiert wird.‘ Goethe bei Edermann, I. — 
behrreiche Bemerfungen über die Yinanzftatiftift von Balbi in Revue 
encycloped. 1831. Aug. ©. 249. 

(e) Der Englänter Betty (1690) wirb als Begründer dieſes Zweiges ber 
angewandten Arithmetik anetehen, in welchen man auch die Erfahrungs: 
fäge über die Zahlenverhältniffe des menfchlihen Lebens aufzunehmen 
pflegt, foweit fie nicht, als einzelne Staaten betreffend, der Statiſtik 
angehören. v. Florencourt, Abhandlungen aus der juridifchen und 
politifhen Nechenfunft. Altenburg, 1781. — Michelſen, Anleitung 
zur jurififchen, politifchen und öfonom. Rechenkunſt. Halle, 1782. IL®. 


(unbequem wegen ‚Sermeivung der Buchftabenrehnung). — v9. Langs⸗ 
Dorf, Arithmetiſche Abhandlungen über juridifche, ſtaats⸗ und forſt⸗ 
wiſſenſch. Kragen, Mortalität, Bevölferung und chronologiiche Beſtim⸗ 
mungen. Heidelberg, 1810. — ®remillet, Theorie der Berechnung 
zufammengefeßter Zinfen, überf. v. Deyble. Ulm, 1825. — Löhmann, 
Handbuch für juridifche und -faatswirthichaftl. Rechnungen. Leipzig, 1829 
(beide leßtere Werke mit Tabellen, welche die Berechnung abfürzn). — 
Müller, Arithmetik und Algebra. Heidelberg, 1833. — Gifenlopr, 
Aritämetil und Algebra mit ihrer Anwendung auf die Rechnungen des 
Geſchaͤftslebens. Heidelberg, 1838. — Bleibtreu, Bolit. Arithmetik, 
Heidelberg, 1845. — Dettinger, Anleitung zu finanziellen, polit. u. 
jurid. Rechnungen. Braunfchweig, 1845. Deflen weitere Ausführung 
der politifchen Arithmetif. 1863. — Beskiba, Lehrbuch für die ju: 
riſtiſche, politifche und Fameralift. Arithmetif. Wien, 1862. — Wild, 
Bolitiihe Rechnungswiſſenſch. 1. B. Münden, 1862. — Die früher 
fog. Mathesis forensis befchäftiget fi) dagegen mit mathematifchen Fragen, 
die fich bei gerichtlichen Sefchäften ergeben. Polad (Math. for. 2.9. 
zeipiiß, 1740. 49.) zieht Aufgaben der Geometrie, Baufunft, Mechanik 
(3. 3. bei Mühlen) und Chronologie mit herbei. 


8. 15. 


Bei der alten, insbefondere auch in Beziehung auf das 
Finanzweſen Häufig befprochenen Streitfrage über bad Ber; 
hältniß der Wiffenfchaft (Theorie) zur Ausübung 
(Braris) können folgende Säge als Anhaltspuncte dienen. 

I. Die bloße Befhäftsübung (Routine) ohne 
wiffenfhaftlide Kenntniß muß entfchieden als un- 
zureihenbd erflärt werden. Ohne georbneted, reifed und 
vielfeitiged Nachdenken über die wirthfchaftlichen Angelegenheiten 
der Staaten ift man nicht im Stande, den Weg zu Berbefies 
rungen mit Sicherheit zu finden und ſich auf ihm frei von 
Verirrungen zu behaupten; man bleibt in Borurtheilen befangen 
und hält fi, flatt das Ganze zu überbliden, an Einzelnes. 
Sobald in einem praftifchen Gebiete eine wiffenfchaftliche Bes 
handlung angefangen hat, fann Niemand, ber zur Ausübung 
berufen ift, es fei denn in ben ganz untergeordneten Dienfien, 
den Beiftand des in ber Wiffenfchaft niedergelegten Gedanken⸗ 
vorrathes entbehren, ſelbſt wenn diefe noch unreif wäre. Der 
Schein einer, ohne Benutzung der Wiſſenſchaft aus bloßer Ges 
fhäftsübung erlangten vollfommenen Tüchtigkeit ift Taͤuſchung, 
weil dabei immer mittelbar auf irgend eine Weife die in dem 
Beamtenftande verbreiteten ober auch zum Gemeingute der Bürger 
gewordenen wifienfchaftlichen Lehrjäge ihren Einfluß geäußert 
haben, audy muß biefe mühfame Weife der eigenen Ausbildung, 
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wo man die Theorie zerftüdelt und aus zweiter ober britter 
Hand fih aneignet, dem unmittelbaren Erforfchen derſelben 
immer nachgefebt werden. Die Erfahrung beweilt, daß bie 
Wiſſenſchaft eine große Macht über die Ausübung befigt, daß 
ihre Lehren auf vielerlei Wegen früher ober fpäter in das 
Gefchäftsleben gelangen und bort herrfchend werben, und daß 
hiedurch große Verbefferungen zu Stande fommen. 
$. 16. 

U. Gleichwohl giebt die Wiffenfhaft für fi 
allein zur Sührung fhwieriger Staatsgefhäfte 
nicht die hinlängliche Fähigkeit. Weil fie nämlich in 
jedem Zeitalter allgemeine LXehrfäge aufzuftellen firebt, fo kann 
fie bei der Entwidelung derſelben nicht in alle Verfchiedenheiten 
ber äußeren Zuftände eingehen und muß bei ihren Anforderungen 
eine gewifle, oder die gewöhnliche Lage ber Dinge voraudfegen. 
Nur da, wo bloß wenige Bälle möglidy find, ift es thunlich, 
für jeden derfelben befondere Grundfäge aufzuftellen. Man muß 
aljo bei der Anwendung jener wiflenfchaftlichen Vorfchriften auf 
ein einzelned Land immer erft die in ber Dertlichfeit oder den 
Zeitverhältniffen liegenden befonderen Umftände erforfchen unb 
hieraus die Regeln für das zwedmäßigfte Verfahren ableiten. 
Was hier ald Ausnahme einer theoretifchen Regel erfcheint, ift 
nur die Folge von der Einwirkung eined anderen Grundſatzes. 
Zu dieſen forgfältig aufzufaffenden Umftänden gehören die recht- 
lichen Verhaͤltniſſe (pofitived Privat: und Staatsrecht des ein- 
zelnen Landes), bie bisherigen Einrichtungen der Finanzvers 
waltung, auf die man fortbauen muß oder von denen man 
wenigftend nicht fogleich abgehen darf, der Zuftand der Ges 
werbe, die Wohlhabenheit des Volkes, bie Außere Stellung des 
Staates u. dgl. 


8. 17. 


II. Es war aud öfters die Schuld ber bisherigen 
Theorie, wenn man fie niht anwenbbar fand, d. h. 
fie war noch unvollkommen und ihre Lehren beburften, wenn 
man fie in Vollzug zu bringen unternahm, noch einer Laͤute⸗ 
rung. Die war die Folge des jugendlichen Alters der ganzen 
politifchen Defonomie und ded Umftandes, baß viele Bearbeiter 


berfelben ihre Sorgfalt und Vorliebe den volföwirthfchaftlichen 

Grundlehren zugewendet hatten und in bie Binanzwifienfchaft 

weniger eingedrungen waren. Daher blieben mandye fchwierigere 

heile derfelben ungenügend durchdacht, ed wurden bie und da 
aus einem zu beichränkten Kreife von Erfahrungen einfeitige 

Schlüffe abgeleitet, e8 wurden Behauptungen, bie nur in ges 

wiffen Befchränfungen wahr find, mit zu großer Allgemeinheit 

aufgeftelt, die drei Arten von oberften Grundfägen ($. 14.) 

burchdrangen ſich nicht immer gehörig, bald wurde das eigens 

wirtbfchaftliche Princip auf Koften des rechtlichen und volks⸗ 
wirthichaftlichen, bald eines der beiden legteren mit Hintanſetzung 
der übrigen einfeitig verfolgt, endlich find über manche Arten 
von Binanzgefhäften noch gar feine wiflenfchaftlichen Betrach⸗ 
tungen angeftellt worden (a). Je glüdlicher man biefe Mängel 
vermeiden und je mehr fidy der Vorrath belehrender Erfahrungen 
anhäufen wird, befto fefter muß auch das allgemeine Bertrauen 

auf die Willenfchaft wurzeln (b). 

(a) Wo dieß noch nicht gefchehen ift, da ift man leicht geneigt, fogar bie 
Möglichkeit oder —8 die Fruchtbarkeit einer ſyſtematiſchen Behandlung 
in —8 u ziehen und die Gegenftände in das Gebiet wechfelnder, 
beionderer Kegeln zu verweilen. Mie aber die Wiflenfchaft mehr ge: 
pflegt wird, zieht fie auch mehr folder Angelegenheiten in ihren Bereich. 

(6) Bergl. v. Jakob, Finanzwiffenfhaft. L Vorrede. — v. Malchus, 
Handb. I. Borrede. — Daß Theoretifer, welche fid nicht zur vollen 
Höhe der Wiſſenſchaft ihrer Zeit erhoben hatten, durch unreife Aus: 
Iprühe den Geihärtsmännen Stoff zu gerechtem Tadel gaben und 
hiedurch ein Borurtgeil gegen die Theorie felbit veranlaßten, ift nicht 
in Abrede zu ftellen. — Jakob a. a. D. unterſcheidet 1) den reinen 
Theoretifer, der ſich blos an das Aligemeine halt, 2) den praftifchen 


Theoretifer, der die Anwendung der Theorie auf wirfliche Fälle Ichrt, 
3) den theoretifchen Praktiker, 4) den bloßen Praktiker, Routinier. 


8. 18. 

MWie die gefammte politiſche Defonomie (I, $. 26.), fo ift 
in&befondere die Finanzwiſſenſchaft 1) für den Beamten in 
jedem Zweige ber Finanzverwaltung unentbehrlih. Manche 
biefer Zweige wurden früherhin bloß nach den befonderen Kunſt⸗ 
regeln, 3. B. der Forftwifienfchaft, des Bergbaues, des Poſt⸗ 
Münzs, Lottoweſens ıc. behandelt, in unferm Zeitalter aber 
verbreitet fi mehr und mehr bie Ueberzeugung, daß biefe tech» 
niſchen Kenntniffe nicht genügen, und baß man auf die all- 
gemeinen finanzwifienfchaftlichen Zehrfäße zurüdgehen muß, um 


jeden biefer Geſchaͤftszweige ganz zwedmäßig zu geflalten. Jene 
Wiffenfchaft ift 2) für den Juſtiz- und Polizeibeamten 
von unzweifelhaftem Nutzen, weil bei vielen Rechtöftreitigfeiten 
(3. B. fiscalifhen) und Bergehen (3. 3. Steuerbetrug) bie 
Begriffe und Einrichtungen des Finanzweſens maaßgebend find, 
und weil mandje Staatsanftalten die Zwecke der Volkswirth⸗ 
fchaftöpflege (Wohlftandspolizei) und der Regierungswirthſchaft 
zugleich betreffen, alfo beide Gebiete berühren, $. 13. (a). Sie 
nüßt 3) dem Bürger, welcher die Ereigniffe feiner Zeit bes 
greifen will, insbefondere demjenigen, welcher in ©emeindeämtern, 
auf Provinzial und Landtagen zu einer öffentlichen Wirkfamteit 
berufen ift (6). 


(a) Baffenvifitationen und Sportelmelen bringen ebenfalls den Gerichts⸗ 
beamten mit Binanzgefchäften in Berührung. 

(5) Die Wirthſchaft einer Gemeinde (Rämmereiwefen) ift in vielen 
Stüden als ein Finanzweſen im verfüngten Maaßſtabe, in anderen 
Buncten dagegen als eine fehr ausgedehnte Privatwirthichaft anzufehen. 


8. 19. 

Die Geſchichte der Binanzmwiffenfhaft fteht mit 
ber Gefchichte der Binanzverwaltung in Zufammenhang, indem 
beide Gebiete gegenfeitig auf einander einwirfen. Yür die frühere 
Zeit, wo ed noch fein georbnetes Nachdenken über Gegenftände 
bed Staatshaushaltes, fein Zurüdgehen auf oberfte Grundſaͤtze 
und feine biefen Gegenftand behandelnden Schriften gab, läßt 
ſich nur aus ben Finanzeinrichtungen der Staaten .auf bie 
Meinungen und Regeln fchließen, nach benen die Staatdinänner 
handelten, doch muß man bei diefem Schluffe vorfidhtig fein, 
indem Manches mehr dem Zufalle oder einem dunkeln Gefühle, 
als der Ueberlegung zuzufchreiben if. Auch fpäter, ald man 
anfing, das Finanzweſen wiſſenſchaftlich zu betrachten, gingen 
die Schriftfteller meiftend von den Einrichtungen der einzelnen 
Staaten aus und befchäftigten ſich mit Vorfchlägen zur Ver⸗ 
beſſerung derſelben, bis allmälig durch Vergleichung des Staats» 
haushaltes verfchiedener Länder und Erforfhung allgemeiner 
Grundfäge der Gefichtöfreis fich erweiterte. Man kann brei 
Berioden von fehr ungleicher Länge annehmen. 

I. Unwiffenfhaftlider Zuftand. Dem ganzen Alter 
thbume war eine methodifche Behandlung bed Finanzweſens 


fremd, und biefer wichtige Theil der Regierungsgefchäfte ſtand 

bei ven Gelehrten in einer Geringfchägung, bie von einer Vers 

vollfommnung der Finanzverwaltung abhielt. Obgleih z. 2. 

in Athen und Rom mandherlei Steuern und andere Staats- 

einfünfte mit einiger Sorgfalt behandelt werben, fo hielt man ed 
boch nicht der Mühe werth, Klugheitöregeln für biefelben nieber- 
zufchreiben und allgemeinere Grundfäge aufzufuchen. Die wenis 
gen auf und gefommenen Schriften von finanziellem Inhalte 
find zwar für die Kenntniß der alten Staaten lehrreich, doch 

für die Theorie von fehr geringem Werthe (a). 

(a) Zenophons kleine Schrift: nogoı 7 regt npo00odar, de reditibus 
reipubl. Atheniensis, enthält Borfchläge zur Vermehrung ter athenis 
ſchen Staatseinfünfte, wobei befonders das Streben, dem Staate zu: 
reichende @infünfte aus feinem eigenen Gebiete, unabhängig von frem- 
den Zuflüffen, zu verfchaffen, ferner die Empfehlung des Bergbaues 
anf Silber, und die Meinung, die Vermehrung —* Metalls könne 
den Preis deſſelben nicht erniedrigen, bemerkenswerth iſt. Deutſch (mit 
einem weitfchweifigen Commentar) von Zincke, Wolfenbüttel, 1763. 
Bel. Reynier, Ec. publ. et rur. des Grecs, ©. 319. — Das 2. Bud 


der angeblichen arifiotelifhen Defonomif ($. 12 10)) ift vielleicht 
unädt. Vgl. jedoch Heeren, Ideen, A. Ausg. II. ©. 252. 


8. 20. 

Als nad dem Ende ded Mittelalters die Staatöwiffenfchaft 
wieber erwedt wurbe, verbreiteten fich bie politifchen Schrift 
fteller auch über dad Finanzwefen, aber bie erften Verſuche fo- 
wohl in größeren faatöwiffenfchaftlichen Werfen (a), als in ber 
abgefonderten Darftelung ded Finanzweſens (5) waren fehr 
mangelhaft; fie zeugen mehr für den Sammlerfleiß, als für 
die gründliche Sachkenntniß ihrer Verfaffer, welche die zur Ers 
läuterung beftimmten Thatſachen aus ben verfchiebenften Zeit⸗ 
altern und Umfländen hernahmen und feine Einficht in den 
Zuftand und die Bebürfniffe der Gegenwart bewiefen, jeboch 
manche gute Lehren der Sparfamfeit, Gerechtigkeit und wirth« 
fchaftlichen Klugheit aufftellten. Später, im Verlaufe de8 17. Jahr⸗ 
hunderts, ergriffen GefchäftSmänner die Feder. Auch ihnen ftanden 
die Hauptgrundfäße der Wiffenfchaft ($.14.) nicht volftändig vor 
den Augen, fie waren faft nur von dem einen, dem eigen 
wirthichaftlihen Grundfage durchdrungen und behandelten mit 
Vorliebe dad Domänenwefen, weldyed man damald als ben 


wahren Kern des Finanzweſens betrachtete. Das bamalige 
Rau, yolit. Defon. II. 5. Ausg. 2 


unvollkommene Steuerweien zog noch wenig Nachdenken auf 
fih und die Lehre von den Staatdausgaben fiel faft ganz hin⸗ 
weg, weil es an leitenden flaatörechtlichen Sägen fehlte. Doch 
wirkten deutſche Schriftfteller, von einem richtigen Gefühle 
geleitet, eifrig für Orbnung, Gerechtigkeit und Schonung, obs 
gleich fie dieſes Streben nicht tiefer zu begründen vermochten (c). 


(a) Borzüglich zwei franzöfifhe Staatsgelehrte: Jo. Bodinus (Bodin, 
+ 1596), De republica, Lib. 6. cap. 2, zuerſt franzöf. 1577, dann 
Iatein. 1586 und öfter. Der Berf. diejes merkwürdigen Werkes war 
neben feiner unermeßlichen Gelehrſamkeit auch in Staatsgeſchaͤften be: 
wanbert. — Gregorius (GAr&ögoire) Tholozanus (von Touloufe, 
+ 1597), De republica, im 3. Buche. Diefes Buch wurde mehrmals 
abgebrudt, u. a. Francof. 1642. 4. Arnd (Bibliotheca politico- 
heraldica, 1705, &. 97) erwähnt eine Ausgabe von 1597, Francof.; 
nach der Biographie gen. XXI, 879 ift die ältefle Ausgabe zu Cahors 
1595 erfhienen. Naud6 (Bibliographis politica, Hal. 1712, ©. 28) 
f&hildert den Verf. richtig: omnia ingerit et pauca digerit; vgl. Rau, 

i linese historise politics, ©. 32. — Bobinus Wird von 
Gregorius nicht erwähnt, fcheint aber von ihm hie und da benupt 
worden zu fen. Gregorius hebt die juridifhen und religiöfen Ge⸗ 
fihtspunete mehr hervor als Bodin, neigt fih auch mehr zur un- 
bedingten fürftlihen Gewalt, obne jedoch deren Mißbrauch ungerigt 
au faflen. — M. Z. Boxhorn, Institutiones politicae, Lib. I. cap. 10 
n deſſen Varii tractatus politiei, Amstel. 1643, ©. 51 (furz, aber 
bemerkenswert), und viele Andere. 

(6) Jac. Bornitius, Aerarium. Francof. 1612. 4%. (Es werden nur bie 
Staatseinfünfte abgehandelt, nach einer zufammengefebten ſyſtematiſchen 
Ordnung, ohne fefte Grundfäge, zum Theil flühtig. Am ausführs 
lichften N die Auflagen (vectigalia) befprochen, die der Verf. in licite 
und injusta, in vera und quasi-vectigalia (Borgen, Wegnahme von 
Privatvermögen), in ordentlihe und außerordentliche, jene wieder in 
Auflagen von Perfonen und von Sachen theilt.) — Besold (f 1638), 
De serario. Tubing. 1615. 4. (Der Berf. zeigt mehr. Kenntni von ber 
Finanzverwaltung verfchiedener Staaten in einer Zeit, handelt auch 
die Staatsausgaben ab, wie Bodin und Gregorius, empflehlt 
Ginfuhrzölle von Kunftwaaren, ut cives ipsi eadem facere condiscant, 
giebt aber wie feine Vorgänger bei einzelnen guten Lehren viel unvers 
arbeitete und zum Theil ungenaue Hiftoriihe Nachrichten.) — Klock, 
De serario, Norimb. 1651. und 2. Ausg. v. Peller, 1671 fol. (weit: 
fomeifig, un gebanfenlos; 3. B. ausführliche Lehren der Landwirthichaft 
m 2. Bude). 

() V. 2%. von Sedendorf, Der peutie Fürftenftaat, 1656 und öfter; 
3. Theil. — v. Schröder, Fürſtliche Schak- und Rentenfammer, 1686 
und öfter. — Die Mönoires von Sully, f. I, $. 32, 
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D. Uebergang zu einer wiffenfhaftlihen Bes 
handlung. Im 18. Jahrhundert wurben die fchriftftellerifchen 
Arbeiten auf biefem Gebiete mit befferem Erfolge fortgefegt. 
Ohne von neuen und großen Ideen burchbrungen zu werben, 


gewann doch bie Sinanztheorie ſowohl eine beffere Anorbnung, 
ald eine forgfältigere Ausführung und fchloß fi näher als 
bisher an die Staatswiſſenſchaft an. Die geſchah vorzüglich 
in Deutihland durch die Entſtehung und Ausbildung der 
Kameralwifienfhaft, weil in biefem Inbegriffe der für einen 
Beamten in ber fog. inneren Berwaltung dienlichen Kenntniffe 
die Finanzwiſſenſchaft eine wichtige Stelle erhielt, mit ihren 
Hülfsichten in Berbindung gefegt und vielfältig durchdacht 
wurde (a). Die befieren Schriften dieſes Zeitraumes (5) find 
noch jegt brauchbar, vorzüglich darum, weil fie die in der Praxis 
angenommenen Grundregeln kennen lehren, die fi zum Theil 
erhalten haben. Die lange Reihe der italienifchen ſtaatsoͤkono⸗ 
mifchen Schriftfteller lieferte für das Finanzweſen wenig Aus» 
beute, einzelne Aufflärungen über dad Muͤnz⸗ und Steuerwefen 
ausgenommen (c). 


(a) ©. vie Kiteratur in Rau, Grundriß der Kameralwifſenſchaft, 1823, 
©. — Biele blos finanzielle Schriften find genannt bei Binde, 
Gameralifenbibliother, III, 780 ff. (1751). 

(#0) Duval, Elömens des finances, P. 1736. — Dutot, Reflexions poli- 
tiques sur les finances et le commerce, La Haye, 1738—54. II. B. — 
de Bielefeld, Institutions politiques. 1760. L Ch. 11. und 12. — 
G. H. v. Juſti '+ 1771), Softem | des ‚ Sinanzweieng, Halle, 1766. 4°, 
und defl. Staatswirtbichaft, U. B. 1. Ausg. 1752. 2. Ausg. 1758, 
die erfte ausführliche und methodiſche abhanden der Finanzwi enſchafi, 
die auch lange Zeit Handbuch der Praktiker blieb. — Die finanziellen 
Artifel in Bergius, Bolizeis und Kameralmagazin, 1767 ff. IX Bbe. 
(Das Neue Polizei: und Rameralmag. deſſ. Berf. enthält meiftens Tech: 
nologie.) — v. Sonnenfele ACC 1733, } 1817), Grundfäße der 
Bolizet, Panblung und Finanz, 3 1. Ausg. 1765, 7. Ausg. 1804. — 

vH feiffer) Grundriß des Einanpwefene, Leipzig 1781, und befi. 
—* ſaͤmmtl. öfonom. und Rameralwiffenfchaften, 1764— 78. VL— 
— Grundſaͤtze der Handlungs⸗, Staats⸗ und Finanzwiſſen⸗ 
ſchaften, d. v. Engelbrecht, Hamburg, 1781. — Grouber de 
Groub enihal, Th£orie gönörale de l’administration des finances 
P. 1788. I. B. — Jung, Lehrbud der Finanzwiſſenſchaft, 1789. — 
Röffig, Die Finanzwifenf aft, 1789. (Fleiß ohne Urtheil.) 

(c) Doch i die gedraͤngte Entw lung ber Sinanzgrundfäße ben Geno⸗ 
et i ——8 Grundſaͤtze der buͤrgerl. Oekonomie, I. Theil, Cap. 2. — 
Bol. übrigens Pecchio, Btoria della economia publica in Italia, 
Lugano, 1829. 


$. 22. 
DI ®iffenfhaftlihe (rationelle) Periode Das 
phnftokratifche Syftem (I, $. 38 — 42) gab ben Anftoß zu 


Unterfuchungen einer ganz neuen Ark, namentli über bie 
höheren Grundſaͤtze ber Befteuerung, und bahnte hiedurch fpäteren 
2°? 
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Forſchern den Weg. A. Smith verbreitete ein neues Licht über 
das Finanzweſen, indem er die volkswirthſchaftliche Grundlage 
deſſelben in feinem der ganzen politiſchen Defonomie gewidmeten 
Werke entwideltee Die Staatseinfünfte traten aus der Ver⸗ 
einzelung, in ber man fie biöher betrachtet hatte, zu einem 
Ganzen zufammen, weldes mit bem größeren Ganzen ber 
Volkswirthſchaft in der engften Verbindung erfhien. Man 
ward jet in den Stand gefebt, für bie nothiwendige Schonung 
bes Volfövermögend und der Volksgewerbe beftimmte Grundfäge 
ftatt undeutlicher und fchwanfender Regeln aufzuftellen, und 
man lernte Maaßregeln und Einrichtungen als fehlerhaft 
erfennen, bei denen man bisher fein Bedenken gehegt hatte. 
Hiezu kam, baß die Fortfchritte der Philofophie in Deutfchland 
und die von ber franzöfifhen Staatsumwälzung angeregten 
ftaatswiffenfchaftlichen Unterfuchungen eine Aufhellung der ſtaats⸗ 
rechtlichen Begriffe und Lcehrfäge zur Folge hatten, und fo aud) 
von einer anderen Seite der Finanzwiflenfchaft vorgearbeitet 
wurde. Diefe gewann hiedurch eine fefte fuftematifche Geftals 
tung, und es bereitete ſich in Folge dieſer Vervollkommnung 
der Wiffenfchaft ein Umfchwung der Praris vor, der noch im 
Gange ift und lange nidyt beendet fein wird. 


6. 23. 


Die vielen Bearbeitungen ber politifhen Oekonomie ſeit 
Adam Smith(a) erfiredten ſich immer auch in das Gebiet 
bed Finanzweſens, inzwifchen wurde baffelbe in vielen Werfen 
jener Art, hauptſächlich in den nichtdeutfchen, nicht vollftändig 
vorgetragen, ſondern vorzüglich in ber Abſicht herbeigezogen, 
um volkswirthſchaftliche Lehren darauf anzuwenden und dadurch 
zu erläutern. Man bejchränfte ſich dabei meiftend auf eine 
allgemeine Betrachtung des Steuerweſens, der Staatdaudgaben 
und Staatsſchulden, die man bei ber volfswirthfchaftlichen Lehre 
von ber Conſumtion einfchaltete. In Deutſchland, wo bie 
Sinanzwiffenfchaft ſchon früher als eine befondere Wiffenfchaft 
behandelt worden war, wurde von vielen Schriftflellern bie 
zufammenhängende und vollftändige Darftellung berfelben beis 
behalten, fo daß fie ald einer der brei Haupttheile der politifchen 
Defonomie vorgetragen (5), oder auch ganz ausichließlih abs 


gehandelt wurbe(c). Diefe bis jest in anderen Ländern faft nicht 
nachgeahmte Methode hat die Ausbildung der Sinanzwiffenfchaft 
fehr beförbert. In ben Werfen über die ganze Staatswiſſenſchaft 
ober über die Staatöflugheitölchre (Politik im Sinne der Neuern) 
wurde bie Binanzwiffenfhaft nur in Umriffen vorgetragen, doch 
nicht ohne Gewinn für die Anwendung ftaatörechtlicher Grund⸗ 
fäße (d). Die Unterfuchungen über einzelne Gegenftände des 
Staatdhaushaltes in fehr zahlreichen Schriften von größerem 
oder geringerem Umfange lieferten nüsliche Ausbeute zur Laͤu⸗ 
terung und Vervollſtaͤndigung der Wiffenfchaft, und das fo ſich 
fammelnde Material erhielt durch die fehr häufig vorkommende 
Beziehung auf einzelne Laͤnder, deren Finanzeinrichtungen theils 
bloß bejchrieben, theild geprüft wurden, Lebendigkeit und Nuͤtz⸗ 
lichkeit für die Ausübung. Im dieſer Hinficht wurben bie 
Verhandlungen der Ständeverfammlungen, fo wie bie neuere 
Dffenfundigfeit der Finanzverhältniffe Ichrreih. Das Yinanz- 
weſen einzelner Staaten der Vorzeit wurde von mehreren Ge 
ſchichtsforſchern (e), das der Gegenwart theild in bloß berich- 
tenden, theild auch in beurtheilenden Schriften (/) beleuchtet. 


(a) Ad. Smith, Unterfuhungen, 5. Buch (füllt den 3. B. der Garve⸗ 
fhen Ueberſ.). — Nah ihm am ausführlidhfien: Say, Trait& d’&con. 
pol, 3. Bud, 6—9. Cap. Defl. Cours complet d’&conomie politique 
pratique (deutfch von J. v. Th.: vollftänd. Handbuch der praft. National- 
öfonomie) 7. Thl. 3. Abſchn. (im V. 3.) und 8. Thl. (im VI. B.) — 
Simonde de Sismondi, Nouveaux principes d’&con. pol. 6. Bud. 
(de l’impöt). — Ricardo. Principles of polit. econ. Gap. 8—18.29. — 
3. St. Mill, Grundfähe der polit. Oekon. 5. Buch, bdeutfch von 
Spetbeer, 1852, II, 255. 

(b) sat, Abriß der Siaats dionomie, ©. 116 bis Ende. 

Sar Handbuch der Staatswirthfchaft und Finanz, 2. Abtheilung, 


—8* v. Soden, Nationalöfongmie, VI. B. 1811 (hat auch den 
befonderen Titel: Staatsfinanzwifienfgaft). 
Fulda (+ 1847), „omunfäße der ötonomifch »politifchen oder Kameral⸗ 
wiflenfchaften, 2. A. 1820. ©. 255 bie Ende. 
Schmalz, Staatswirthichaftslchre , U. 152 bis Ende. 
Lo, Handbuch der Staatswirthichaftslchre, Ulr 8. 
Bölig, Die Staatswiffenfchaften, II, 263 bis Ende (2: Zues. 1827). 
Krauſe, National⸗ und Staatsöfonomie, II, 218 
(e) Stofar v. Neuforn (f 1817) Handbuch der Einanzpiffenfihaft 
Kr d. T. 1807. 
v. Jakob, Die hsishnanjfenidft, Halle, 1821, II. (fehr gut); 
9* Ausgabe von Gifelen, 1837. 
r, Die Lehre von der Wirthfchaft bes Staates, zipzig, 1822.- 
ulda, Handbuch der Finanzwiſſenſchaft, Tüb. 
— (t 1840), Sanbbug der nansoiffenfeiaft und Finanz: 
” Gerwaltung. Stuttg. 1830. II. (vorzüglid.) 





(@) 


(e 


— 


Schoön, Die Grundſaͤtze der Finanz, eine kritiſche Gntwicklung. Vresl. 
1832. (Nur einzelne Abhandlungen.) 

Barth, Vorleſungen über Finanzwiſſenſchaft. 1843. 

Gr. Cancrin (} 1846), Die Oekonomie der menſchlichen Geſellſchaft 
und das Finanzweſen. Stuttg. 1845. 

Magnus Graf Moltke, Ueber die Binnahmequellen bes Staats, 
Hamb. 1846. 

Umpfenbadh, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft, II 9. Grlangen, 
1859. 1860. 


Stein, Lehrbuch der Finanzwiſſenſchaft. Leipzig, 1860. 
Aus anderen Ländern: 

Jose Canga Arguelles, KElementos de 1a ciencia de hacienda, 
Madrid, 1833. (Ganz furzer Abriß mit Anwendung auf Spanien.) 

J. Garnier, Kiöments des finances, suivis des dlöments de statistique. 
P. 1858. 2. 9.: Trait6 des finances, P. 1862. 

Behr, Syſtem ber angewandten GStaatelehre, ILL, 348. (1810.) 

Graig, Grundzüge der Politik, ILL. Bd. deutfch. Leipzig, 1816. 

v. Aretin, Staatsreht der conftitutionellen Monarchie, fortgef. durch 
y. Motte, IL, 295. (1827.) 

Meber, Grundzüge ber Politif, ©. 259. 3 

ECiſ un Handbuch des Syſtems der Stantswiflenfhaften, S. 291. 

1828, 
hmitthenner, Grundriß der politifchen und Hiftorifhen Willens 
fhaften, I, 215. (1830.) 

Shön, Die Staatewifienihaft, S. 311—360. (1831.) 

v. Rotted, Lehrbuch der oͤkonomiſchen Politik (des Bernunftrechtes 
4. Band). Stutig. 1835. ©. 228. 

Heeren’s Ideen und Reynier's Schriften, f. I, $. 28. Berner: 

Ganilh, Essai politigue sur le revenu public des peuples de l’anti- 
quit6, du moyen age et des siöcles modernes. P. 1806. Reue U. 
1823. II. B. (größtentheils über Frankreich und England). 

© ab. Die Staatshaushaltung der Athener. Berlin, 1817. I. — 
. Ausg. 0. 

Ueber Rom iſt die Altere Hauptfhrift: Burmann, de vectigalibus 


populi Romani, 
deg zriß ch, Hiſtoriſcher Verſuch uͤber die roͤmiſchen Finanzen. Altona, 


Boſſe, Grundzüge des Finanzweſens im roͤmiſchen Staate. Braun⸗ 
ſchweig, 1806. 7. II. 
Becker, Handbuch der röm. Alterihümer, fortgel. von Marquardt, 
3. Thl. 2. Abth. 1853 (enthält Finanz⸗ und Militaͤrweſen). 
Hüllmann, Deutſche Finanzgeſchichte des Mittelalters. Berlin, 1805. 
(Nur das Finanzweſen des ganzen Reiches, nicht der einzelnen Lande.) 
v. Boffe, Darftellung des flaatswirthfchaftlichen Zuſtandes in den 
en Dunbeafanten auf feinen geſchichtlichen Grundlagen. Brauns 
weig, . 
Pr- mann, Das Finanzwefen von Würtemberg zu Anfang des 16. 
Jahrhunderts. Tübingen, 1840. 
Schägbares Material enthalten Bihhorn, Deutfhe Staates und 
ee oe, und v. Raumer, Geihichte der Hohenſtaufen, 
. a . 


Sinolair, History of the public revenue of the British empire. 3. Edit, 
1803. III. (Borzüglid.) ' 

Froumanteau (pfeudonym), Le secret des finances de France, 1851. 
(Aufzählung aller Binnahmen und Ausgaben des 30jährigen Zeit⸗ 
raums von 1550 — 1580, vgl, v. Mohl, Geſchichte und Literatur 
ber Staatswiffenfhaft, LEI, 111.) 


de Forbonnais, Becherches et considärations sur los finances de la 
France depnis 1595 jusqu’en 1721. Bäle, 1758. II. 40, — Lidge, 
1758. VL 8°. 

Arnould, Histoire gönsrale des finances de la France. P. 1804. 40, 

de Monthion. Partionlarites et observations sur les ministres des 
finances de la France les plus c&löbres depuis 1660 jusqu’en 1791. 
P. 1812. 

Bresson, Histoire financidre de la France. P. 1828. II. (meiflentheils 
aus Monthion abgefchrieben). 

Bailly, Histoire financidre de la France. 1830. II. (bis 1786.) 

Die Discours pröliminaires von Pastoret vor ben von bdemfelben 
herausgegebenen Theilen der Ordonnances des rois de France, Band 
15—19, enthalten ebenfalle die ältere franzöflfche Finanzgefchichte. 


1) Deutſche Staaten. 

v. Reden (+ 1857), Aiipemeine vergleichende Sinanzkatifif, Darm: 
flabt, 1851—56. II. B. in A Abtheilungen. Es find bloß die deutfchen 
Staaten abgehandelt. Bd. I enthält die rein beutfchen Staaten, 
Bd. II Preußen und Oeſterreich. 

2) Deflerreid. 

A. v. Malinfovfti, Fertbug zunaͤchſt für k. k. Kameralbeamte. 
Wien, 1840. II. (Abriß des oͤſterreichiſchen Finanzweſens.) 

de Tegoborski, Des finances et du credit publio de l’Autriche, 
Par. 1843. II. B. Deutih 1845. Dagegen bie 3 folgenden: 

Miesner, Ruffifchspolitifche Arithmetik, Leipzig, 1844. II. 

A. Tebeldi.(Beidtel?), Die Beldangelegenheiten Oeſtreichs, Leipzig, 
1847. (Nur zum Theil ſinanzwiſſenſchaftlich.) - 

2. John, AntisTebeldi. Leipzig, 1848. 

I. v. Hauer, Beiträge zur efhichte ber oͤſterreichiſchen Finanzen. 
Wien, 1848. V Hefte. 

Hübner, Oeſterreichs Finanzlage, 1848. 

v. Czoͤrnig, Deſterreichs Neugeſtaltung 184858, Stuttgart, 1858. 
S. 119. Defi. Das oͤſterreichiſche Budget für 1862 in Vergleichung 
mit jenem der vorzüglicheren anderen europaͤiſchen Staaten, I 2. 
2. A. Wien, 1862. 

3) Preußen. 

Borowski, Abriß des praktifchen Kameral⸗ und Finanzweſens in den 
K. preußifhen Staaten. 3. Ausg. II. Berlin, 1805. 

Benzenberg, Preußens Gelvhaushalt und neues Steuerfyflem. 
geippie, 1820. — (v. Reibnig?) über Preußens Geldhaushalt xc. 
Berlin, 1821. 

Hanfemann, Preußen und Frankreich, flaatswirthfchaftlich und polis 
tiſch, 2. Aufl. 1834. — (Gegen den Berfafler trat Raufmann auf, 
ben wieder Springsfeld zu befämpfen fuchte.) 

v. BülowsGummerow, Preußen. Berlin 1842. 3. 9. 

Bergius, Preuß. Zuftände, Muͤnſter, 1844. . 

Dieterici, Tabellen und Nachrichten für den preuß. Staat für das 
Jahr 1849, IV. ®. 1853. 

v. @zörnig, Das öſterreich. Budg. sc. I, 281. 


4) Andere deutfhe Staaten. 

Höd, Grundlinien der KRameralpraris, Tüb. 1819 (ift größtentheils 
Finanzfatifiif). — Deffen Materialien zu einer Finanzſtatiſtik der 
deutſchen Bundesſtaaten. Schmalf. 1823. 

Geret, Syſtemat. Repertorium der koͤnigl. baier. Finanzverordnungen. 
1812. 1825. II. deſſ. Samml. ungedrückter Verordnungen. 

Ruodhart, Ueber den Zuſtand des K. Baiern. Erlangen, 1827. 
II. B. Gl. 1827. 


8. Stokar von Neuforn, Handbud der gefammten Finanzverwal⸗ 
tung im Königreihe Baiern. Bamberg, 1857. 

Ehr. Herdegen, Würtemberge Staatshaushalt, Stuttg. 1848. 

Hoffmann, Das würtemberg. Finanzrecht, I. Tübingen, 1857. 

UbbelohHbde, Weber die Finanzen des Könige. Hannover, 1834. 

Leh jen (t 1855), Hannovers Staatshaushalt. 1853—55. IL. B. 

Amtliche Beiträge zur Statiftil der Staatefinangen des Großh. Baden, 
Karlerube, 1851. 4°, 

Regenauer, Der Staatehaushalt des Großh. Baden, Karler. 1863. 
(Die 8 letztgenannten Werke find durch Genauigkeit und Gruͤndlich⸗ 
feit ausgezeichnet.) 

Gigenbrodt, Handb. der Großh. Heſſ. Verordnungen. UI. B. 1817. 

v. — Beitraͤge zur naͤheren Kenntniß der Geſetzgebung und 
Verwaltung des Großh. Heſſen, Gießen, 1832. 

Burkhard, Handbuch der Verwaltung im Großh. Weimar⸗Ciſenach. 

- 1844. ©. 517. 

5) Großbritanien. 

v.Raumer, Das britifche Beſteuerungsſyſtem. Berlin, 1810. (Betrifft 
audy andere Einkünfte.) — Defl. England im Jahre 1835. Berlin, 
1836. II. 2. 

Lowe, England nad feinem gegenwärtigen Suftande, nach bem Engl. 
von Jakob. Leipzig, 1823. 

State of the nation in the y. 1822, franzöf. von Ch. Dupin, Systöme 
de l’administration britannique en 1822. Paris, 1823. — State of 
the n. in the beginning of the y. 1823, franzöf. Tableau de l’ad- 
ministration de la Gr.-Br. au commencement de 1823, Paris. 

Parnell, On financial reform. 2d. ed. London, 1830. 

Marshall, Digest of all the sccounts relating to the population, 
productions, revenues, financial operations ... etc. of the u. K. of 
Great Britain and Ireland, Lond. 1833. II. Vol. 4%. (Sehr reichhaltige 
Materialien, bloße Zahlenangaben.) 

Pablo Pebrer, Histoire financidre et statistique genörale de l’Empire 
Britannique, trad. par Jacobi, Paris, 1834. II. Aufl. 1839. 

Bailly, Exposs de l’administration gönörale et locale des finances du 
royaume-uni de la Gr. Bret. et d’Irlande, Par. 1837. II. 

Porter, The Progress of the nation, n. 9. 1851. 

Wells, The true state of the national finances, Lond. 1842, 

v. Ezörnig a. a. O. 1, 19. 

Die von dem Handelsamte (board of trade) herausgegebenen Tables of 
the revenue, population, commerce eto. ofthe United Kingdom haben 
mit 1854 aufgehört und das Annual Statement of the trade and 
navigation, zuerft für 1855, enthält feine finanziellen Angaben mehr. 

6) Franfreid. 

Eneyclopedie möthodique. Finance. Paris et Liöges, 1784. IV Voll. 4°. 
(Die Grundlage biefes für die Kenntniß der damaligen Finanzver⸗ 
waltung ſchaͤtzbaren Werkes find die einichlägigen Artifel der Dide⸗ 
rot’fihen Encyflopäbie.) 

Necker, De l’administration des finances de la France. Paris, 1785. 
DI u. öfter. 

Boffe, Ueberſicht der franzöflichen Staatswirthfchaft. Braunfchweig, 
1806—97. II. (der I. 8. biftorifch). 

MWehnert, Ueber den Geiſt der neuen franzöflfchen Finanzverwaltung. 
Berlin, 1812. 

Ganilh, La science des finances. P. 1825. (Gegen Villele’s Ber 
waltung.) 

Duo de Ga&te (Gaudin), Notioe historique sur les finances de la 
France de l’an 1800-1814. P. 1848. — Mömoires. DL. 1826. 
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de Oérando, Instituts du droit administratif francais. IIL B. zum 
Theile, IV. ganz. P. 1830. 

Rapport au Roi sur l’administration des finances. P. 1830. (von 
v. Aupdiffret, mit 38 Tabellen und einer Sammlung von Ber: 
ordnungen, vorzüglich lehrreich). 4°. 

Macarel et Boulatignier, Da la fortune publique en France. 
Paris, 1838 ff. III B. (unvollendet). 

Dfiander, Darftellung der franz. Finanzen von 1830— 32. Stutt⸗ 
gart, 1839. 

Marquis d’Audiffret, Examen des revenus publics. Paris, 1839. — 
Defl. Systöme financier de la France. Paris, 1840—54. V B. 

v. Hock, Die Finanzverwaltung Yranfreiche, Stuttg. 1857, (vorzüglich). 

v. Gzörni a. a. O. 1, 133. 

7) Niederlande. 

(Dfiander) Geſchichtl. Darſtellung ter niederländ. Binanzen feit 1813. 
Amfterb. 1829. — Deſſen Geſchichtl. Darftellung ... von 1830—33. 
Stuttg. 1834. 

8) Belgien. 

Exposs de la situation göntrale du Royaume en 1841—50. Brux. 1852. 
In, 671. 

9) Spanien. 

Canga Arguelles, Diccionario de hacienda. Lond. 1826— 27. V. 
Bergl. oben (ec). 

Borrego, Der „rationalreihthum, bie Finanzen und die Staats 
fhuld des K. Spanien, beutfh von Kottenfamp, Mannh. 1834. 

10) Schweiz. 

Beriht an ben Großen Math der Stadt und Republik Bern über bie 
Staatsverwaltung von 1814—1830. 2. A. Bern, 1832. 

Mathy, Heben bie Finanzen des Cantons Bern in Rau’s Archiv, 
IV. u. V 

62 ei Fr ger, Der Staatshaushalt der fchweizer. Eidgenofienfhaft. 

ri 1847. 

von Taur, Der Staatshaushalt ber fchweizer. Cidgenoſſenſchaft. Chur, 
1860. 4. 

Jahresberichte ber verfchiedenen Cantons⸗Regierungen über die ganze 
Berwaltung. 

11) Neuere Staaten überhaupt. 

Cohen, Compendium of finance. Lond. 1822. 

John Macgregor, Commercial statistics, III. B. Lond. 1847. 
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J. Abſchnitt. 
Allgemeine Betrachtung der Staatsausgaben. 


8. 24. 


Der Staatsaufwand iſt die von der Regierung angeordnete 
Verwendung von Sachguͤtern für Zwecke des Staates, wodurch 
jene einer andern Benutzungsart entzogen werden. Eine Ver⸗ 
wendung von Guͤtern für die Staatszwecke kann zufolge geſetz⸗ 
licher Vorſchrift durch die einzelnen Buͤrger oder Corporationen 
aus ihrem Vermoͤgen geſchehen; groͤßtentheils aber wird ſie aus 
den in das Staatsvermoͤgen gelangten Guͤtern von der Staats⸗ 
gewalt ſelbſt veranſtaltet, und ſoweit dieß der Fall iſt, bildet 
ſte einen Beſtandtheil der Regierungswirthſchaft. Ihre ein⸗ 
zelnen Theile werden Staatsausgaben genannt (a). Dieſe 
koͤnnen unter verſchiedenen allgemeinen Geſichtspuncten betrachtet 
werden. 

1) Art, die Staatsausgaben in Anſchlag zu 
bringen. Dieſelben beſtehen groͤßtentheils aus vertragsmaͤßig (6) 
feſtgeſetzten Verguͤtungen gewiſſer Leiſtungen, welche die Staats⸗ 
gewalt für oͤffentliche Zwecke vornehmen laͤßt, d. i. aus bes 
zahlten Preiſen. Es darf jedoch in der Finanzverwaltung 
auch die in einer Geldſumme angedeutete Menge von Werth 
(Gebrauchswerth) nicht unbeachtet bleiben, weil von ihr bie 
Wirkung einer Geldausgabe abhängt. Diefe bringt einen befto 


flärteren Erfolg hervor, je größer die Werthmenge ift, über 
welche fie in einem gewifien Lande und Zeltpuncte die Ber 
fügung giebt, I, 8. 65 — 67. 


(a) De die ausgegebenen Summen Mali durch bie Hauptſtaatscaſſe gehen 
oder nit, iſt gleichgultis, wenn fie nur in das Staatseigenthum 
gelangt find. 
(8) Aus druͤcklich ober. ſtillſchweigend, B. durch Annahme eines Amtes, 
welches mit einer beftimmten Befo dung verbunden ifl. 
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2) Art der audgegebenen Sachgüter. In ber Kind» 
beit der Regierungswirtbichaft mußten geradezu folche befondere 
Güter, wie fie für die Zwede ber Regierung erforderlich waren, 
von berfelben erworben und aufgewendet werben, — fogenannte 
Raturalausgaben, denn Raturaleinnahmen entfprachen. 
Seit ber Einführung bed Geldes und bei ber hiedurch begüns 
fligten Lebhaftigkeit des Verkehrs befteht heutiges Tages ber 
größte Theil des Staatsaufwandes zunähft in Geldaus⸗ 
gaben. Es Lafien ſich in biefer Hinſicht überhaupt 3 Yälle 
unterfcheiben: 

a) Die Regierung nimmt nur eine Gelbausgabe vor, um 
eine Forderung zu befriebigen ober eine gewiſſe Leiftung zu 
vergüten, wobei es den Empfängern der Gelbfumme überlafien 
bleibt, von berfelben beliebigen Gebrauch zu machen. 

b) Sie emwirbt durdy die Geldausgabe andere Sachgüter, 
bie fie dann einem Staatszwecke ald Mittel widmet. Die Gelb: 
fumme, als allgemeiner Ausdruck einer gewiflen Preisſsmenge, 
wird in nüpliche Dinge einer befonderen Art und Befchaffenheit 
umgefegt und biefe kommen in Gebrauch; es treten alſo zwei 
Vorgaͤnge nach einander ein. 

e) Die Regierung wendet Sachguͤter auf, welche ohne Ver⸗ 
mittelung bed Geldes in ihren Beftg gelangt find (a). Um bie 
Geſammtheit der Ausgaben vollfländig zu überbliden, ift es 
sathfam, auch biefen unmittelbaren Aufwand anderer Güter 
nad) Breifen anzujchlagen und ben Geldausgaben beizufügen. 
Zugleidy werben dieſe Raturaleinnahmen nad) ihrem @elbbetrage 
in bie Rechnung der Einnahmen eingereiht. Hieburch ändert 
fi; das Berhältnig ber Einnahmen unb Ausgaben gegen eins 








ander nicht ab, es wird aber dad Ergebniß ber einzelnen Ein⸗ 
nahms⸗ und Ausgabszweige richtiger bargeftelt. 
(a) 3. B. Holz aus den Staatswalbungen wird in den öffentlichen Berg⸗ 


und Hüttenwerfen, Gifen aus diefen in den Waffenfabrifen verwendet, 
Zehentgetreide an das Militär abgeliefert u. dgl. 
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3) Berhältniß des Aufwandes zur Verzehrung. 
Die Ausgaben dienen zur Beftreitung von Arbeitslohn, Pachts 
oder Zinsrente, oder zur Abtragung einer älteren Verbindlich⸗ 
feit, zur Bezahlung eines gekauften oder beftellten Sachgutes 
n. dergl. Man pflegt zwar die Ausprüde Staatsaufwand und 
Staatöverzehrung (Staatsconfumtion) für gleichbedeutend ans 
zunehmen, allein dieß ift nicht ganz richtig. Eine aus ber 
Staatscaffe erhaltene Summe wird von dem Empfänger nicht 
immer ganz verzehrt, fondern bisweilen zurüdgelegt, wie bieß 
3. B. bei den Schuldenabzahlungen vollftändig und regelmäßig 
gefchieht. Bel folchen Ausgaben, die zur Erwerbung eined 
Sachgutes gemacht werden (8. 25. b.), wirb an der Stelle ber 
aufgewendeten Summe dem Stantövermögen ein neuer anberer 
Beftandtheil einverleibt, deſſen Verzehrung früher oder fpäter 
nadjfolgt. Bei vielen Nachſchaffungen fann man jedoch ans 
nehmen, daß ihr Betrag ber jährlichen Verzehrung gleichfommt, 
3. B. bei Waffen, Dienftpferden, Dienfttleidungsftüden. 

4) Zwed der Auögaben. 


a) Ein Theil derfelben fteht mit einzelnen Staatseinfünften 
in genauer Berbindung und bedingt entweber bdiefelben zufolge 
ihrer befondern Wefenheit, oder dient, ihren Ertrag zu vers 
größern. Dieß find die Einnahmskoſten, beren Zweck nur 
ein finanzieller if. Dahin gehören a) die Ausgaben für 
Laften, d. 5. für Verbinblichfeiten, die fi an bie Einkünfte 
anfchließen und einen Theil derfelben Hinwegnehmen, 3. 2. 
privatrechtliche Laften bei Domanialeinnahmen, Rüderfag von 
Einnahmen, wenn der Grund zu einer gefchehenen Entrichtung 
hinweggefallen ift; — 4) die Erhebungsd- und Berwals 
tungsfoften jeber Art von Einkünften, wobei ſich viele 
Gelegenheiten zu Erfparungen und vortheilhaften Einrichtungen 
barbieten, was bei Den Laften weniger der Fall ift. 
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b) Der Ueberſchuß der Einnahmen uͤber dieſe mit denſelben 
zuſammenhaͤngenden Koſten, d. h. der reine Ertrag der 
Einnahmen bietet die Mittel zu den Ausgaben, welche un⸗ 
mittelbar für die manchfaltigen Staatszwecke gemacht werden (a). 
a) Manche diefer Ausgaben find nothwendig, um ben 
Staat in feinem gegebenen Beflande und ben durch feine Bes 
flimmung gebotenen Einrichtungen zu erhalten ober eingegangene 
Verpflichtungen zu erfüllen. Bei folchen Ausgaben bleibt nur 
übrig zu überlegen, ob eine Berminderung ihrer Größe ohne 
Gefährdung bed Zweded möglich fei. 4) Andere find nuͤtzlich 
und geftatten eine Wahl, fie zu befchließen oder für jetzt zu 
unterlaffen, wobei ber aus ihnen zu erwartende Vortheil mit 
ber Schwierigkeit, die erforderlichen Mittel aufzubringen, und 
ben dadurch entftehenden Beſchwerden für die Bürger verglichen 
werden muß. 


() Der im badiſchen Boranfchlage fogenannte eigentlihe Staats: 
aufwand, den man auch reinen Staatsaufwand nennen fönnte. 


Beifpiel: 
Preußen Baden Frankreich 
A. 1858 A. 1858 A. 1859 
Ganze Einnahme 129 Mill. rl. |22,* Mil. fl. | 1766,7 Mil. Fr. 
Einnahmskoſten 40,3 „ » nn | MI 0 


Feiner Staatsaufwand 885, 512 un 12386 5, 


Durchlaufende Ausgaben 


(pour ordre) | — — — — 216% „ ” 


Die Cinnahmskoſten betragen in diefen drei Staaten 31,9 — 42,3 — 17,7 
Proc. des ganzen Aufwandes. In Preußen ift die Ginillifte zu der im 
Boranfchlage enthaltenen Ausgabe beigefügt worden. 


6. 27. 

5) Wirkung ber Audgaben in Bezug auf die 
Bütererzeugung (Production). Wendet man bie Unter: 
ſcheidung einer probuctiven und unproductiven Verzehrung (I, 
$. 321. 322.) auf die Staatdausgaben an, fo ergiebt ſich 
Folgendes: " 

a) Manche Zweige ded Staatsaufiwandes bezweden geradezu 
bie Beförderung der Gütererzeugung, indem nämlich die Regie 
rung theils gewifle Zweige der Stoffarbeiten auf eigene Rech⸗ 
nung betreibt, theild die von ben Bürgern getriebenen Stoff 
arbeiten und den zur Ausvehnung berfelben nüglichen Berfehr 
auf mancherlei Weife unterftügt und erleichtert, wie es in den 
verfchiedenen Beranftaltungen der Bolköwirthichaftöpflege gefchicht, 
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z. B. bei der Anlegung von Erbſtollen (D, $. 42.), bei ber 
Urbarmachung (II, 8. 103.), beim Straßenbau u. dgl. Die ſo 
verwendeten Gütermaflen find wahre Gapitale, und diefer Theil 
bes Aufwandes findet in der Bermehrung bed Gütererzeugnifies 
feinen Erfag, ift alfo mit feinem wirtbfchaftlichen Opfer des 
Volkes verbunden (a). 


b) Ausgaben, welche auf bie verfehiebenen anderen Staats⸗ 
zwede, Schu und Bildung, gerichtet find, bewirfen für bie 
BVerzehrung von Sachgütern einen Erfap durch Vortheile für 
bie Geſammtheit oder die einzelnen Bürger, I, 8. 322. III, $. 26. 
Bei vielen ſolchen Staatsanftalten läßt ſich zugleich ein mittels 
barer Einfluß auf die Guͤtererzeugung erkennen, wie 3. B. ganz 
deutlich bei der Beſchuͤzung der ‘Berfonen und bed Eigenthums 
und bei der Verbreitung von Kenntnifien, bie für den Gewerbs⸗ 
betrieb nüglich find, II, 8.1. Diefe mittelbar-probuctive Wir⸗ 
fung von Staatsaudgaben, deren nächfte Beftimmung nicht eine 
volfswirthfchaftliche ift, kann ihrer Größe nad) nicht nachgewieſen 
werben, findet bei ben verjchiebenen Theilen des Staatdaufs 
wandes in fehr ungleihem Grade Statt und fällt bei manchen 
Gegenftänden ober in manden Allen ganz hinweg. Mag fie 
bie und da im Berhältnig zu den verwendeten Sachgütern 
gering fein, fo macht dieß bie Ausgaben nicht verwerflich, weil 
der Staat nicht bloß wirthfchaftliche Zwede hat; allein ber 
Aufwand dieſer Art muß zu jeber Zeit in folden Graͤnzen 
gehalten werden, bie fi aus dem Umfange der jährlichen 
Gütererzeugung und dem ohne volkswirthichaftliche Nachtheile 
zu erlangenden Staatseinfommen ergeben. 

(a) Bringt eine Ausgabe eine neue Staatseinnahme zu Wege, welche fos 
wohl den Zins als nöthigen Falles (bei einer beichräntten Dauer ber 
—* die Tilgung der verwendeten Summe deckt, ſo iſt die Ver⸗ 
guͤtung ſogleich augenſcheinlich; die Ausgabe iſt dann unmittelbar fuͤr 
die Finanzverwaltung vortheilhaft. (Stein, ©. 33, bezieht die 
Unterfcheidung probuctiver und unprobuctiver Ausgaben nur auf diefen 
Fall.) Entſteht eine Productionsvermehrung oder eine Ausgabenerfpas 
rung, die allen Staatsbürgern oder einem unbeflimmbar großen Theile 
derfelben zu Gute kommt, fo liegt in dem vermehrten Volkseintommen 
der Grfap für die aus den Beiträgen der Bürger zur Staatscaſſe bes 
flrittene Ausgabe. Wäre freilich der bewirkte wirthichaftliche Vortheil 
auf eine gewiffe Glafle von Staatsangehörigen oder auf die Bewohner 
eines Landestheiles befchränkt, fo wäre es der Gerechtigkeit gemäß, daß 


wenigftens ein Theil der Ausgabe von denen getragen werde, die ihre 
Wirkung hauptfaͤchlich genießen, doch läßt fi dieß in vielen Faͤllen 


— 31 — 


nicht genau ausführen, auch Tann man auf eine Ausgleichung durch bie 
Folgen anderer Ausgaben rechnen. 


$. 28. 


6) Größe des Aufwandes in Vergleich mit feiner 
Wirkung. Der Grundſatz der Sparfamfeit, weldyer in jeber 
Wirthfchaft, alfo auch in dem Finanzweſen die Hauptregel für 
bie Ausgaben bildet und aus der Rüdficht auf die Beſchraͤnkt⸗ 
heit des Vermoͤgens und Einkommens im Bergleih mit dem 
großen Umfange ber Bebürmiffe entjpringt, fordert eine vers 
Händige Anordnung des Aufwandes, fo daß mit gleicher Auf- 
opferung fachlicher Güter der größte Erfolg, ober, was bafjelbe 
fagt, gleicher Erfolg mit dem geringften Güteraufiwande bewirkt 
wird. Die Beobachtung diefes Grundſatzes wird nicht allein 
von der wirtbfchaftlichen Klugheit ($. 7.), fondern auch von ber 
Gerechtigkeit geboten. Denn ba der Staatdaufwanb immer ben 
Gütergebrauch der Bürger fchmälert, ed mögen nun bie erfor 
berlihen Einfünfte unmittelbar aus dem Privatvermögen erhoben, 
oder gewiſſe Erwerbögefchäfte den Bürgern entzogen und von 
ber Regierung betrieben werben, fo bürfen ben Staatsbürgern 
nur ſolche Laften aufgelegt werden, welche zur Erreichung ber 
in ber Beſtimmung ded Staates liegenden Zwecke dienen, und 
bie Staatögewalt ift zu feinem Aufwande befugt, der nicht zur 
Befriedigung eined ſolchen Staatsbebürfnifies beiträgt (a). 

(a) Beredte Entwidlung dieſes Sapes bei Necker, Admin. des fin. de la 
France, I, 30 der I. Ausg. — Bon den älteren Schriftſtellern nimmt 
Bodin große Lurus- Bauten in Schuß, empflehlt aber doch ein vers 
ſtaͤndiges Maaß derfelben und ber fürflliden Geſchenke. Gregorius 
Gap. VIII. Abf. II.) eifert firenger gegen die Verſchwendung und ben 

ne der Höfe, noch ſtaͤrker 3 old, ©. 10 ff. Diefe Beiden tragen 


bie Lehren der Sparjamfeit in dem Abfchnitt von der Erhaltung 
des Staatsvermoͤgens vor, conservatio aerarii. 
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Man hat früherhin und bisweilen felbft noch in neuefter 
Zeit eine entgegengefeßte Anficht aufgeftellt, indem man zu 
beweifen fuchte, daß auch ein über bad Bebürfniß hinaus in's 
Üeberflüffige erweiterter Staatdaufivand volfswirthfchaftlich nicht 
Hädlich fei. Da die ausgegebenen Geldfummen wieber in das 
Volk zurüdfehten, von welchem fie aufgebracht worden find, fo 
it hieraus gefchlofien worden, es vergüte fich hiedurch ber 


— 
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Nachtheil, den ſonſt bie Entbehrung dieſer Guͤtermenge vers 
urſachen koͤnnte, und es werde vielmehr ein nuͤtzlicher Umlauf 
des Geldes erregt, wobei Gewerbsleute Abſatz und Beſchaͤftigung 
fanden und die Guüͤtererzeugung befördert würde, I, 8. 342 (a). 
Diefe Säge find öfters gebraucht worden, um bie Verfchwen- 
dung der Höfe, dig Errichtung unnüger Pracdhtgebäude u. dgl. 
zu vertheidigen. 
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Das Irrige diefer Darftellung liegt hauptfächlid darin, daß 
bie Nüslichfeit des Geldumlaufes zu hoch angefchlagen (I,$. 255. 
256.), und dagegen die wirkliche Verzehrung fachlicher Güter 
nicht genug beachtet wird. Wenn auch die in die Staatdcaffe 
gelangten Geldfummen wieder durch Staatsausgaben in bie 
Hände Einzelner gelangen, fo gefchieht dieß nicht ohne eine 
bebungene ©egenleiftung, jeder Bürger aber muß bie Güters 
menge entbehren, beren Geldbetrag er dem Staate entrichtet, 
und der von ber Regierung veranftaltete Verbraud von Gütern 
tritt an die Stelle einer für Privatzwede vorgenommenen Ver⸗ 
zehrung. Daß durch die Staatdausgaben größerer Abfag und 
ftärfere Erzeugung gewiffer Waaren, Vermehrung bed Gewerbs- 
verbienftes und der Renten und audgebehntere Beichäftigung ber 
dabei thätigen Arbeiter entfteht, ift nicht in Abrede zu ftellen. 
Allein wenn die Staatdaudgaben Fleiner wären, fo würde darum 
doch im Ganzen nicht beträchtlich weniger verzehrt werden (a), 
denn die Bürger würden den Theil ihrer Einkünfte, ven ihnen 
die Regierung übrig läßt, zu ihrem eigenen Nuten und Bers 
gnügen anwenden, wobei unmittelbar oder mittelbar Waaren 
gefauft werden, und dieß gefchieht auch mit ben ald Capital 
angelegten Gütermengen, I, $. 338. 339. Durch die Staate- 
ausgaben wird demnach die Erzeugung und der Abſatz der 
Unternehmer im Ganzen nicht vergrößert, fondern nur ber Ver⸗ 
brauch auf andere ©egenftände gerichtet und an andere Orte 
verlegt, als ed außerdem ber Hal fein würde. 
(a) Der Unterſchied könnte hoͤchſtens fo viel betragen, als bie Binzelnen 


der Stantslaften willeg mehr arbeiten und erwerben, um biefelben 
mit geringerer Beſchraͤnkung ihres Bütergenuffes tragen zu koͤnnen, 
$. 268. 
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Kommt nun der Staatdaufmand in biefer Hinficht ber 
Privatverzehrung gleich, fo erfcheint er nur dann als gerecht 
fertigt, wenn er in ber Beförderung irgend einer Seite bes 
Staatswohles feine Vergütung findet. Ein Theil der Bürger 
wird immer durch die Laft der Staatdabgaben zu fchiweren Ents 
behrungen genäthigt, ein anderer Theil berfelben wenigftens in 
feinem Gütergenuß befchränft oder im Meberfparen gehindert, 
und bdiefe Opfer müflen durch die Vortheile aufgewogen wers 
den, welde mit Hülfe des Staatdaufwandesd für öffentliche 
Anftalten und Einrichtungen zu Stande fommen. Es iſt nicht 
bie Aufgabe der Staatögewalt, einzelne Gemwerböleute ober 
Zohnarbeiter auf Koften ber Gefammtheit in. Nahrung zu fegen, 
weßhalb ed nicht fortwährend, fondern nur in ſchwierigen Um⸗ 
ftänden, 3. B. bei einer Theurung oder großen Stodung von 
Gewerben, zu billigen ift, daß man auf Staatsfoften Arbeiten 
anordnet, die bloß zur Beichäftigung nahrungslofer Menfchen 
beftimmt find, und felbft dann hat man darauf zu fehen, daß 
zugleich Werfe von bauerndem Bortheile zu Stande gebracht 
werben, II, $. 347. (a). 

(a) Als Beifpiel dienen die Arbeiten, welche in Irland von ber britifchen 


Regierung unternommen wurden, als das Mißrathen der Kartoffeln 
große Noth verurfachte. 


8. 32. 


Folgerungen aus dem Grundſatze der Sparfamfeit: 

1) Es darf feine Ausgabe ohne einen dem ©emeinwohle 
angehörenden Zweck, alfo für irgend eine Brivatabficht ober 
bloße WBrivatvortheile vorgenommen werden, ein Sag, beffen 
Richtigkeit aud den obigen Betrachtungen außer Zweifel fteht, 
defien Anerkennung und Durchführung aber fehr ſchwer zu bes 
wirfen ift (a). 

2) Man barf auf minder wichtige Zwecke feine Summe 
verwenden, welche zur Beftreitung einer bringenderen Ausgabe 
nöthig if. Meberhaupt fol wegen der Unmöglichkeit, für alles 
Nützliche in einem gegebenen Augenblide zureichende Mittel zu 
finden, eine ſolche Gleichförmigfeit in ben verfchiedenen Regies 


rungszweigen beobachtet werden, daß gleich wichtige Zwecke 
Rau, polit. Deton. II. 5. Ausg. 
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zugleich beforgt werben und leichter verfchiebliche Ausgaben erſt 

nad) der Deckung ber nothiwendigeren an bie Reihe fommen(b). 

Der Grab von Dringlichkeit wird aus der Stärke des aus ber 

Unterlaffung erwachſenden Rachtheiled bemefien, wobei man 

freilich nicht bloß auf die naͤchſten Folgen bliden darf. 

3) Jede einzelne Ausgabe muß, fo weit Feine andere Rüd- 
fiht im Wege fteht, fo eingerichtet werden, daß bie beabfichtigte 
Wirkung mit den geringften Koften zu Stande gebracht wird. 
(a) Hieraus Tann 3. B. die Verwerflichkeit der Sinecuren, d. h. ber 

Amtsftellen mit Befoldungen ohne Dienfigefhäfte, beurtheilt werben. 

Großbritannien hatte eine Menge von Sinecuren, die erft in der neueften 

Zeit größtentheils abgefhafft wurden. Man fchlug ihren Belauf auf 

360,000 2. St. jährlih an. Polit. Joumal, 1821. IX. — Bergl. 

Say, Handb. V. 100. — In älteren Seiten gingen die Berfchleude- 

rungen der Staatsgelder fehr weit und viele Berfonen wußten fi daraus 

u bereichern. 

(5) Juſti (Staatew. II, 488 ff.) unterfchied 1) nothwendige Ausgaben, 
und zwar a) ſchlechterdings, db) bebingt nothwendige, c) durch weife 
Nothwendigkeit gebotene, 3.3. für Erhöhung des Volkswohlſtandes; — 
2) nügliche, Sammeln eines Schages, Pflege der Wiflenfchaften, Künfte 
und Sitten; — 3) Ausgaben der Bequemtichkeit und Wohlanftändigfeit, 
3. 8. Pracht des Hofes. — GSinfacher könnte man fo abtheilen: 1) er» 
baltende Ausgaben, a) unverfchiebliche (dringende), b) ver⸗ 
ſchiebliche; 2) beförderndbe oder verbeffernde Ausgaben. 
Doch giebt es Fälle, in denen Ausgaben, welche eine Vervollkommnung 
des jeßigen Zuſtandes betreffen, alfo der 2. Claſſe angehören, durch die 
Entfernung großer Uebelſtaͤnde ebenfo wichtig find als die erhaltenden. 
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Der Grundſatz ber Sparſamkeit würde mißverftanden wer- 
den, wenn man ruͤckſichtslos ben Staatsaufiwand befchränfen 
und ſolche Ausgaben unterlafien ober verfürzen wollte, von 
denen dad Wohl ded Staates oder einzelner Staatdanftalten 
wefentlich bedingt wird. Dieſer Mißgriff würde verberbliche 
Folgen haben und fönnte fogar die Unabhängigkeit des ganzen 
Staates gefährden. Unbedachtſames Abbrechen an den Staats- 
ausgaben ift eben fo tadelnswerth, als ber entgegengefeßte 
Fehler, die Verſchwendung. Indeß kann nicht jedes Wolf einen 
gleichen Aufwand für öffentliche Ziwede machen, weil die Grabe 
der MWohlhabenheit ungleich find, und es ift fehr fchwer, in 
jebem einzelnen Lande die Gegenftände ausfindig zu machen, 
bei denen eine Erfparung mit dem geringften Nachtheil für bie 
Gegenwart und Zukunft möglih if. Es gehört daher eine 
genaue Kenntniß der Einzelheiten in der Staatsverwaltung und 


zugleich ein beharrliches Feſthalten der allgemeinen Grundſaͤtze 
dazu, um bad Syſtem ber Sparfamleit gleichförmig und zweck⸗ 
mäßig in Vollziehung zu bringen, befonberd da bald Eigennuß, 
bald Trägheit und Gewohnheiten ſich entgegenftellen und auch 
erworbene Rechte oder Billigfeitögrünbe eine Berüdfichtigung 
anſprechen (a). 
(a) Vergl. Parnell, On financial reform, ©. 97 ff. „Jede Staatsbehörte 
iR gerüflet, die überzeugendften Gründe anzugeben, warum ihre Aus- 
gaben nothwendig in ee jegigen Ausdehnung beibehalten werden 


müflen. Jede Art von Sophismen, Ginflüfterungen und zuverfichtlichen 
Behauptungen wird zu Hülfe genommen“ ıc. 


6. 34. 


Bei vielen Ausgaben, die mehr für Leiflungen gewerblicher 
Art ald für höhere Dienfte gemacht werden, bat bie Erfahrung 
auf mehrere Mittel hingeführt, um den Aufwand unbefchabet 
bed Erfolges fparfamer einzurichten. Dahin gehört: 

a) Das Ausbedingen bed Preifed vor dem Beginn ber 
Ausgabe, um Ueberforderungen und Streit zu verhüten, es fei 
nun im Ganzen ober für eine gewifle Einheit ber Keiftung (a). 

b) Die Benupung bed Mitwerbens, um fih bie vor 
tbeilhafteften Bedingungen zu verfchaffen. Dieß geichieht ent 
weber buch muͤndliches Abbieten und Zufhlag an ben 
Wenigftfordernden, wobei leicht bie Gefahr entfteht, daß man 
mit einem unfähigen ober unreblichen Unternehmer in Berbins 
bung kommt, indem öfterd die zuverläffigeren Mitbewerber von 
anderen unterboten werden, — ober durch Annahme fchriftlicher 
Forderungen (Submifjionen, Soumiffionen), wobei 
man bem Wenigftfordernden, wofern auch feine ‘Berfönlichkeit 
bie gehörige Sicherheit gewährt, den Borzug giebt (6). 

c) Abfchließen von Berträgen über größere Mengen von 
Waaren, weil hiebei niebrigere !Breife erzielt werben, als fie 
ein Berkäufer im Kleinen bewilligen kann. Dieß ift auch aus⸗ 
führbar, wenn die größeren Maſſen nicht gleichzeitig, ſondern 
nad) und nach geliefert werben, wie Brot, Fleiſch, Milch ıc. 
für öffentliche Anfalten. 


(«) 3. 3. ı DFG Anſtrich, Veferung von 1 Würfelruthe Steine zum 
Straßenbau, Drud von 1 Bogen. 
(6) In Frankreich find diefe Submiffionen allein geftattet. Genaue Vor⸗ 
fhriften der biebei zu beobacdhtenden Formen und Bebingungen gefams 
3 ® 
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melt bei De Gerando, Droit administratif, IV, 268 (Straßenbau) 
und 343 (Givilbauten). — Man pflegt fih die Wahl unter einigen 
Mindeſtfordernden vorzubehalten. 


8. 35. 

d) Das Berdingen von Ausgaben, bie aus mehreren 
Theilen beftehen, an einen einzigen Uebernehmer (Accordanten) 
um eine im Ganzen ausbebungene fefte Summe (a). Dieß hat 
ſich nuͤtzlich erwieſen, weil ber Uebernehmer feined eigenen 
BVortheild wegen genauere Auffiht führt und mehr, Sorgfalt 
anwendet, ald es von Angeſtellten der Regierung in der Regel 
zu erwarten ift, weil er Beruntreuungen und Nachlaͤſſigkeiten 
befier verhüten kann und audy nicht durch die Gefchäftsformen, 
bie für Yinanzbeamte der nöthigen Ueberwachung willen vor: 
gefchrieben find, in der Wahl des fparfamften Verfahrens ges 
hindert iſt. Meiftend wird durch eine Verdingung bie Staats» 
audgabe geringer und den Mebernehmer fällt auch noch ein 
Gewinn zu. Verträge diefer Art werden fowohl für eine ein- 
malige zufammengefegte Ausgabe gefchloffen, 3. B. einen Bau, 
bie Fortſchaffung von Gegenftänden (Holz, Salz u. dgl.), ale 
für einen jährlid fortdauernden Aufwand, 3. B. für die Bes 
bürfniffe eined Gefchäftözimmerd. Der Uebernehmer muß für 
gute vorfchriftsmäßige Ausrichtung des verbungenen Werkes 
und Gefchäfts haften, und es ift eine forgfältige Aufficht nöthig, 
um ihn hiezu anzuhalten. Indeſſen ift das Verdingen in folchen 
Fallen bebenklih, wo ein unreblicdyer Webernehmer leicht durch 
mangelhafte Leiftungen Schaden thun fann und wo bie dagegen 
zu treffenden Vorſichtsmaßregeln unzuverläffig oder zu ums 
ftändlich find; daher zieht man 3. B. bei manchen Arbeiten 
bed Straßen» und Waflerbaued die Ausführung des Werkes 
auf Tagelohn vor Mit Hülfe ehrlicher Angeftellten und 
guter Ueberwachung ift man in manchen Fällen im Stande, 
die Ausgaben ohne Verdingen (auf eigene Rechnung) wohlfeiler 
oder bei gleihem Aufwande befier auszuführen (5). Iſt die 
erforderlihe Menge von Leiftungen den Umftänden nad) wech⸗ 
jelnd, wie 3. 3. die Heizung nad) der Strenge des Winters, 
bie Zahl der Bekoͤſtigten in einem Strafs oder Kranfenhaufe, 
ba darf wie bei 2) ($. 34.) ber bebungene Preis nicht im 
Ganzen feftgefegt werden, weil fonft ber Mebernehmer, um ficher 
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zu gehen, feine Forderung auf den ungünftigften Fall gründen 
müßte. 


(a) Dan nannte eine ſolche Webereinktunft font Abmodiation — 
Bergius, Bol. u. Kam. Mag. I, 18. — Die verabredete Summe 
heißt Averfum, Baufhfumme. 

(5) Man Hat neuerli in manden großen Anftalten mit gutem Erfolge 
die auf Berding angenommenen Koſtgeber wieder abgefchafft und die 
Belöftigung auf eigene Rechnung eingeführt. 


8. 86. 


T) Berhältniß der Ausgaben zu dem Volksein— 
fommen. Durd die Sparfamfeit bei den einzelnen Ausgaben 
($. 32.) wird es möglid, den Staatsaufwand im Ganzen in 
denjenigen Gränzen zu halten, welche ſich aus der nothwendigen 
Schonung ber Volkswirthſchaft ($. 12.) ergeben. Diefer Auf⸗ 
wand wäre fchon übermäßig, wenn er das ganze reine Volkes 
einfommen verfchlänge, weil von dieſem auch verjchiedene noth- 
wendige und nüßliche Privatzwecke der Staatöbürger beftritten 
werben müflen (I, $. 250.), er würde aber noch verberblicher, 
wenn er neben den Gebrauchövorräthen auch dad Capital ans 
griffe und fomit die Güterergeugung verminderte, I, $. 327. 
Wenn gefährliche Umftände in einem Staate eine ſolche Ver⸗ 
größerung ber Staatsausgaben unvermeiblid) machen, fo barf 
der Drud folcher Laften nicht lange dauern und man muß 
nach feiner Entfernung darauf bedacht fein, daß durch ver- 
doppelte Sparfamfeit der Regierung und gefteigerten Gewerb⸗ 
fleiß der Bürger die entftandenen Lücken wieber audgefüllt werben. 


8. 37. 


Um biefe Regel in Anwendung zu bringen, hat man ſich 
öfterd mit der Unterſuchung befchäftigt, in welchem Zahlenver: 
haͤltniß der Staatsaufwand verfchiebener Länder zu bem rohen 
und reinen Eintommen bed Volkes ftehe und ſtehen koͤnne (a). 
Diefe Betrachtung wird fünftig zu Ichrreichen Ergebniffen führen 
tönnen. Dan wirb vieleicht aus flatiftifchen Thatſachen für 
einen gegebenen Staat ausmitteln, welchen Theil des Volks⸗ 
eintommend bie Regierung ohne Nachtheil ausgeben kann. Bis 
jetzt bat dieſe Forſchung noch Feine Fruͤchte gebracht, benn bie 
Berechnungen bes Volkseinkommens (I, $. 245 ff.) find noch 
fo unvollfommen, daß von keinem einzigen Lande dieſe Größe 
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mit einiger Zuverläffigfeit bekannt iſt. Auch werben die Staats⸗ 
ausgaben nicht in allen Zeiten und Staaten einen gleichen Theil 
bed reinen Volkseinkommens binwegnehmen bürfen, weil bie 
nöthigen anderen Berwenbungen befjelben für Privatbebürfniffe 
nicht immer bie naͤmliche Ausdehnung haben, wobei auch zu 
erwägen ift, daß bie ungleiche Art, die Staatseinfünfte aufs 
zubringen, ben nämlichen Betrag berfelben bald mehr, bald 
weniger läftig für bie Staatsbürger madjt (5). Es bleibt daher 
für jetzt nichts übrig, als aus verſchiedenen Kennzeichen fich 
darüber eine Bermuthung zu bilden, ob die Größe der Staats⸗ 
ausgaben und folgli der Staatdeinnahmen den Wohlftand 
aller Volksclaſſen hemme oder vielmehr noch fortichreiten Laffe. 
Da übrigens bei den von der Regierung betriebenen Gewerben 
das hiezu dienende Vermögen ſchon aus dem Bolfdvermögen 
ausgeſchieden ift und der Reinerirag des erfteren einen Theil 
bed Staatsaufwandes bedt, fo bezieht fi die obige Betrach⸗ 
tung vorzüglich auf ben Theil des Aufwanbes, ber fortwährend 
neu aus dem Einkommen des Volkes beftritten werben muß, 
weßhalb dieſer Gegenſtand bei den Steuern in bejondere Er⸗ 
wägung fommt. 


(a) 3. B. u. Sonnenfels, IU, $. 30 ff. 

(3) Man muß zugleich darauf achten, welche Laften das Volk fiir Kirche, 
Bemeinde sc. zu tragen bat, ferner welche Leiftungen unmittelbar, ohne 
den Durchgang durch eine Öffentlihe Caſſe, von den Bürgern vors 
genommen werden, 3. DB. bei Binquartierungen, Kriegsdienfl, unents 
geldliden Nemtern u. dgl., — bie neuerlich ſog. verborgenen Aus 

aben, Ficker, Die 3. Berfammlung des internationalen Congreſſes 
r Statiftit zu Wien, 1857, ©. 106. 114. Vgl. Lotz, Handb. LII,93. 
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8) Verwendungsart ber Ausgaben in Bezug auf. 
das Land. ES ift ohne Zweifel für die Vollswirkhfchaft zus 
träglih, wenn ber Staatdaufwand innerhalb des Landes ges 
fhieht, alfo einheimifche Arbeiter und Unternehmer bejchäftigt, 
einheimifchen apitalen und Grunbftüden eine Rente bringt, 
I, $. 340. Daher haben fchon ältere Schriftfteller den Satz 
aufgeftellt, man folle die Staatsausgaben fo einrichten, daß 
bie Summen nicht außer Landes gehen, fondern dem inlän- 
diſchen Rahrungsftande zu Gute fommen (a). Doch iſt biefe 
Regel nur unter der Bebingung zuläffig, daß a) ber Zwed 


ber Ausgabe darunter nicht leidet und biefe auch nicht ver 
größert zu werben braucht (d), ober b) daß wenn bie Verwen⸗ 
bung im Inlande mehr foftet, dadurch ein Nebenvortheil erreicht 
wird und deßhalb der Mehrbeirag auch als befondere Ausgabe 
zu rechtfertigen fein würbe, 3. B. als eine Prämie zur Ermun⸗ 
terung eined wichtigen und biefer Begünftigung bebürftigen 
Gewerbzweiges (ec). Eine ähnliche Betrachtung läßt fidy auch 
auf die einzelnen Gegenden eined Landes anwenden. Zwar if 
ed nicht ausführbar, daß gerade in jebem Landestheile die von 
ihm aufgebradyten Staatseinfünfte auch wieder verzehrt werben, 
weil über bie Site ber Staatsanftalten andere Rüdfichten ents 
fcheiden, auch Eönnen diejenigen Gegenden, welche mehr zur 

Staatscaſſe beitragen, als ihnen wieder zufließt, fidy durch den 

Berfauf von Erzeugniflen an andere Bezirke Erſatz verfchaffen. 

Dennodh muß jene Erwägung zu bem Streben ermahnen, die 

Vertheilung des Staatdaufwandes nicht zu ungleich zu machen 

und insbeſondere die Hauptftabt nicht mehr als e8 für eine kraft⸗ 

volle Regierung nöthig if, mit Staatsanftalten zu verfehen (d). 

(a) v. Jufti, Staatsw. II, 482. — Daß die ins Ausland gehenden 
Geldfummen in ber Regel auch eine entiprechende Waarenausfuhr nad 
fih ziehen, kann nicht als vollftändiger Erſatz des Nachtheiles für die 
einheimifchen Gewerbe angefehen werben, 

(5) 3. B. Penfionen im Lande zu verzehren. 

() 3.8. Anfhaffung von Lurusgegenfländen für die fürflihe Hofhaltun 
von inländifhen Schreinern, Bergoldern, Kutſchen⸗, Tapeten Yabri- 
canten ıc. 

(4) Im Dep. Seine trugen 1846 die Staatseinkünfte (ohne Zölle) 129 Mill. 
Franes, die Staatsausgaben machten daſelbſt 527 Mill. aus. In 
19 Dep. beliefen ſich diefe Ausgaben nicht voll auf %/s der Einkuͤnfte 
nur 58 Proc. derf.); Gordier, Deput.sKammer, 18. Mai 1846. — 

e Lavergne bereihnete, daß 1850 im Nordweflen von Frankreich 
die Staatseinkünfte 514, die Staatsausgaben 707 Mil. Fr. betrugen, 
in den mittleren Landestheilen jene 95%s, diefe an 77 Mill. Im Jahre 
1855 war bie Berfchlevenheit noch größer. Die gefammte Ausgabe mit 
Ausnahme der im Auslande für den Krieg verwendeten Summen war 
um 727 Mil. Fr. angewachſen, wovon 543 Mill. auf das Dep. Seine 
und die 4 Dep. mit Kriegäbäfen kamen, alſo nur 184 Mil. auf den 
übrigen Theil des Landes, und zwar auf die Dep. der Mitte, bes 
Südweftene und Nordoſtens zufammen nur 44%, Mill. Offenbar 
konnten die Ginkünfte ber Landestheile noch weniger in gleichem Ver⸗ 


hältniß zu den Ausgaben fiehen. Journ. des Econ. April 1853, ©. 1, 
Suli 1857, ©. 32. 


$. 39. 


9) Eine Eintheilung der Staatsausgaben iſt nad 
verfchiedenen Geſichtspuncten möglih. Sicht man auf bie 


Zeit des. Eintretend des Bedürfniffes, für welches 
eine Ausgabe beftimmt ift, fo ergiebt ſich folgende Unterſchei⸗ 
dung (a): 

a) Ordentliche Ausgaben find folche, welche im regel 
mäßigen Gange bed Staatölebens jährlid) oder doch in bes 
ſtimmter Wiederholung vorkommen und einem fortbauernden 
Bebürfnig entfprehen. Dean kann beöhalb ihr Eintreten 
vorausfehen, und es ift nothwendig, zu ihrer Dedung Ein- 
fünfte von gleicher Fortdauer aufzufuchen. 

b) Außerordentliche Ausgaben werden durch ein befon- 
deres DBebürfniß eines einzelnen Zeitpunctes herbeigeführt. Sie 
find bisweilen gleich den ordentlichen vorherzuſehen, bald er- 
fheinen fie ganz plöglid; fie find bisweilen auf ein Jahr 
befchränft, bisweilen erftreden fie fich auf mehrere Jahre. Solche 
Ausgaben find für die Gfeichförmigkeit im Staatöhaushalte fehr 
ftörend, weil man die Einkünfte nicht beliebig und ſchnell nad) 
der jededmaligen Größe des Bebürfniffes zu erweitern vermag. 
So lange die außerorbentlichen Ausgaben wenig betragen, kann 
man fich dadurch helfen, daß man einen Theil ber Einnahmen 
als frei verwendbaren Hülfsvorrath (Refervefonds) in Be: 
reitſchaft hält; find aber große Summen erforderlich, fo muͤſſen 
außerordentliche Hülfsmittel in Bewegung gefebt werben (2). 
(a) Vgl. v. Malchus, Finanzwifl. II, 55. 

(3) Nad dem bannöv. Grundgeſetz von 1833, $. 143, follte ein Reſerve⸗ 
credit von 5 Proc. des ganzen Ausgabebudgets für außerordentliche 


yugaben zur Berfügung des Befammtminifteriums bereit gehalten 
werden. 


8 40. 


Die Scheidung ber ordentlichen und außerorbentlichen Aus- 
gaben, welche fogar ftaatörechtliche Wichtigkeit haben fann (a), 
it da mit einer befonderen Schwierigkeit verfnüpft, wo viele 
einzelne Ausgaben in eine Claſſe fallen, deren Geſammtzweck 
feftfieht, während die nächften Begenftände ber Ausgaben von 
Jahr zu Jahr wechſeln. So ift 3. B. neben ber ohne Zweifel 
ordentlichen, aber unftändigen Ausgabe für Baureparaturen fehr 
häufig ein neued Gebäude für den Staatöbienft aufzuführen, 
weil ein altes unbrauchbar wird, oder an einem gewiflen Orte 
für einen beftimmten Zwed noch feines vorhanden war. Jede 


folhe Bauunternehmung erjcheint, einzeln betrachtet, als eine 
außerordentliche Ausgabe, denn fie wieberholt fih nur nad) 
einem unbeftimmbaren langen Zeitraume. Weberblidt man aber 
bie Menge der in einem größeren Staate für öffentliche Zwecke 
nöthigen Bauwerke (Häufer, Brüden, Landſtraßen u. bergl.), 
von denen faft immer eined ober das andere der Erneuerung 
bedarf, fo muß man biefe ganze Claſſe von Ausgaben für eine. 
ordentliche anfehen; nur ganz ungewöhnlich große Ausgaben 
werben daher ald außerorbentlih angenommen und bebürfen 
einer befonderen Fürforge. 


(a) Als im Königreich der Niederlante das orbentliche Budget auf 10 Jahre, 
das außerordentliche auf 1 Jahr feflgeieht wurde, entfland über bie bei 
der Sonderung beider zu befolgenden Grundſäatze öfters Streit, vergl. 
v. Maldus, IL, 113. 


8. 41. 


Bei den ordentlichen Ausgaben tritt wieder in Bezug 
auf die Gleichheit ober Veränderlichkeit der erforderlichen Summe 
ein Unterfchied ein. Man nennt diejenigen Ausgaben, die von 
Jahr zu Jahr mit gleicher Summe beftritten werben Fönnen, 
ffändige, während die unftändigen von wechlelnder Größe 
find. Zur Erreihung mancher Zwede wird nad) ben Umftäns 
den bald eine größere, bald eine Fleinere Menge von Mitteln 
nothwendig, die man aufwenden muß, weil dem jedesmaligen 
Beduͤrfniß feine Befriedigung nicht fehlen darf, 3. B. bei Baus 
foften, Diäten, Prämien, Criminalproceßfoften. Um aber doch 
für zureichende Einkünfte fchon vorher einigermaßen forgen zu 
fönnen, bilbet man ſich bei den unftändigen Ausgaben wenig⸗ 
fiend eine Bermuthung über ihre wahrfcheinliche Größe, indem 
man den Durchſchnitt aus den vorhergehenden Jahren zu Grunde 
legt, wobei man jebody erwägen muß, ob die Berbältniffe‘ fich 
nicht unterdeſſen verändert haben. Der Durchfchnitt wuͤrde 
3. B. dann zu einem ganz falfchen Schluffe führen, wenn bie 
einzelnen Iahresfummen fein Auf» und Niederſchwanken, fons 
dern ein fortfchreitended Steigen oder Fallen einer Art von 
Ausgaben bemerken ließen. Wo vielerlei unfländige Ausgaben 
vorkommen, da fann man bei forgfältig gefertigten Üeberfchlägen 
hoffen, daß, wenn ein Theil ber erfteren den Anfchlag über 
fteigt, dagegen an andern etwas eripart werden wird. Da «8 
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jedoch nicht ficher ift, daß beide Halle fidy gerade audgleichen, 

fo ift auch der unftändigen ordentlichen Ausgaben willen ein 

Hülfsvorrath (8. 39.) fehr nüglich, deſſen Größe im Berhältniß 

zum ganzen Staatsaufwande nach ben Umftänben zu bemeſſen 

iſt (a). Laſſen fi unftändige Ausgaben ohne andere Nach⸗ 

theile in fländige umwandeln, fo iſt dieß für bie Orbnung im 

Staatshaushalte fehr förderlich (8. 36.). 

(#) In Großbritanien und Frankreich wird Fein folcher Huͤlſsvorrath gehal- 
ten und das Fehlende einftweilen geborgt, $. 49. In Preußen war 
fonk ein anfehnlidher Mefervefonde, 3. B. nad dem Boranfchlage von 
1847, 2312000 Rthlr., er wurde aber auch zu Landesverbeflerungen 
benugt und der Ueberſchuß zum Staatsfchape geichlagen. Neuerlich 
find nur nod 300000 Rthlr. ale Haupt: extraordinarium bes Finanz⸗ 
minifteriums aufgenommen. Baiern (1855—61) hat 650 000 fl. Reſerve⸗ 
fonde auf 43 Mill. fl. Ausgaben nad Mund der Cinnahmoskoſten, aljo 
1%/g Bror., Weimar (1857 — 59) 12000 Rihlr. oder 0,9 Proc., Würtem: 
berg 50.000 fi. — 0,4 Proc. In Baden find (1858. 59) den einzelnen 
Minifterien 22 750 fl. für nicht benannte Ausgaben zugewiefen. 

g. 42. 

Sieht man auf die Zwede der einzelnen Ausgaben, 
fo läßt fih bie große Manchfaltigkeit derſelben unter gewiffe 
Haupts und Unterabtheilungen orbnen. Ehemald begnügte man 
fich mit der Annahme von drei Hauptclaflen, nämlich 1) Aus 
gaben für ben Hofftaat, 2) für bie Bivilverwaltung (Eiviletat), 
3) für das Militärwefen (a). Die in den Boranfchlägen (Bud⸗ 
getö) der verjchiedenen Staaten gewählten Eintheilungen find 
‚meiftens in Hinfiht auf die gute Anordnung unbefriedigend, 
indem fie bald viele Abtheilungen nebeneinanderftellen, bie feine 
Heberficht bed Ganzen gewähren und ſich willfürlich noch weiter 
vermehren ließen, bald nur ben zufälligen Einrichtungen des 
einzelnen Staated ober einem praftifchen Bebürfniffe folgen, 
alfo nicht allgemein anwendbar und nicht aus dem Weſen ber 
Sache gefchöpft find. Um dieſen Erforbernifien zu genügen, 
fann man folgende Unterfcheibung zu Grunde legen: 

1) Ausgaben, welche durch die Berfaffung bed Staates 
nothmendig werben, indem fie die zur Ausübung ber Staatö- 
gewalt berufenen Perſonen betreffen (d). Diefer Theil bes 
Staatsaufwandes ift, fo lange bie Staatöform unverändert 
bleibt, auch feiner Größe nach ziemlich gleichförmig. 

2) Regierungsausgaben, welde von ber höchften 
Gewalt für die Beförberung ber einzelnen Staatszwecke vor 


genommen werben und unter dem Einflufie äußerer Umftänbe 

vielen Beränberungen untenvorfen find. 

(a) Juſti und viele Spätere, 3. B. v. Safob, II, 714 und Fulda, 
Handb. ©. 21. — Bodinus führt ſchon diefe 3 NAbtheilungen an, 
1) königlihe Hofhaltung, 2) stipendia militaria, 3) magistratus, fügt 
aber noch, falls diefe Ausgaben etwas übrig laflen, Belohnungeu und 
Almofen hinzu, ferner nennt er öffentlihe Gebäude, Straßen, Schiffe. 


(8)3 Im Weimar'ſchen Voranſchlage wird neuerlich eine Abtheilung „Aus: 
gaben auf nächſtem Grunde der Berfaffung “ aufgeführt. 


8. 43. 


Der Regierungsaufwand kann weiter abgetheilt werben 

1) formell, nad) Art der überhaupt anzuwendenden Mittel, 
3. 2. für Befoldungen, Gehalte ber untergeorbneten Angeftellten, 
Gebäude, gemeinnügige Anftalten von mandyerlei Art; 

2) materiell, nad der Natur der einzelnen Staatszwecke, 
bie unter gewiffe Hauptziweige des Staatsdienfted (Minifterien) 
vertheilt zu fein pflegen. Es giebt theild allgemeine, alle öffent» 
lichen Zwecke umfaflende Oberbehörben, theild befondere, beren 
nächte Richtung geht 

a) auf den Schutz (Sicherheit) bed Staates im Ganzen 

und feiner Mitglieder, 
&) im Innern bed Staates; Ausgaben für bad Juftiz- 
wefen und die Schuß= ober eigentliche Polizei; 
P) im Berhältniß des Staates zu andern Staaten; 
Ausgaben für Militärwejen und auswärtige 
Verhandlungen; 
b) auf bie Volksbildung; Ausgaben für Schulen, 
Kirchen ıc.; 
c) auf bie Berforgung mit Sacgütern (wirthichaftliche 
Zwede), und zwar 
a) auf den Volkswohlſtand; Ausgaben ver Volks⸗ 
wirthſchaftspflege; 
4) auf die eigene Wirthſchaft der Regierung; Aus⸗ 
gaben für das Finanzwefen. 
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D. Abſchnitt. 
Einzelne Gegenflände des Staatsaufwandes. 


g. 44. 


Für welche Gegenftände bie Staatdausgaben vorgenommen 
werben, dieß hängt von den Anforderungen ab, bie ſowohl 
nach der öffentlichen Meinung, als nad) ber eigenen Aufs 
faffung der Staatögewalt an biefe gemacht werden. Ungeachtet 
vieler Verfchiedenheiten im Einzelnen findet doch in ben Staaten, 
bie ber heutigen europäifchen Geſittung theilhaftig find, eine 
gewiſſe Sleichförmigfeit ber ftaatlihen Entwidlung flatt. Die 
Sinanzwiffenfchaft hat diefelbe und den mit ihr zufammenhängen» 
ben Umfang des Staatsaufwandes ald etwas Gegebened aufs 
zunehmen (a). 


(a) Die Rehtfertigung der Staatsausgaben gehört nicht in jene Willens 
fhaft, fondern in bie Staatsverwaltungspolitif überhaupt , denn die 
Ausgaben werden buch bie zu erreichenden einzelnen Stantezwede 
bedingt. Abweichend Stein a. a. D. ©. 26. 


1. Abtheilung. 
Ausgaben ans der Berfafjung. 


8. 45. 


Es fann feinem Zweifel unterliegen, daß in einem monar⸗ 
chiſchen Staate der Fuͤrſt aus Staatömitteln. ein Einkommen 
anfprechen kann, welches zur Beftreitung ber Hofs ober Hof- 
ffaat8ausgaben in einem, feiner erhabenen Stellung ent- 
fprechenben Umfange zureicht. Daffelbe gilt in der Erbmonardjie 
von ber ganzen fürftlichen Bamilie. In ben älteften Zeiten war 
biefer Aufwand aus dem Ertrage eigenthümlicher Ländereien 
des Fürften beftritten worden, 8.3. Dieß hat fi in mehreren 
beutfchen Staaten bi8 auf die Gegenwart erhalten, indem dem 
Fürftenhaufe noch immer das Eigenthum gewiffer Grund⸗ 
befigungen und verfchiebener einträglicher Rechte zuſteht. Dieß 
Vermögen ift nad dem Staatörechte des einzelnen Landes zur 
Dedung jener Ausgaben beftimmt und wird burch Familien⸗ 


fagungen (Hausgefege) zufammengehalten. Iene Stammgüter 
des fürfttichen Haufes konnten am leichteften in ſolchen Staaten 
erhalten werben, wo bie hoͤchſte Gewalt noch in der nämlichen 
Familie fi) vererbt, aud beren Landbeſitz und Gutöherrlicyfeit 
ſich ehemals die Landeshoheit entwidelt hat. Wo Dagegen 
durch Umwälzungen und Wechſel ber herrſchenden Yamilie jene 
Güter in Privathände übergegangen, ober wo fie gejeglich in 
Staatögut umgemwanbelt worden find (a), da tritt die Berech⸗ 
tigung des Bürften ein, ben Bebarf bes Hofes auf die näms 
liche Weife wie die anderen Theile ded Staatdaufwandes aus 
dem Staatseinfommen zu befriedigen. 


(#) Bgl. unten $. 90. und Bollgraff, Syſteme ber praft. Politik, IV, 
506. Doch pflegt man in biefem Walle bei ber yrkimmung ber Hof: 
ausgaben darauf Rüdfidht zu nehmen, was dieſe Güter dem Monarchen 
würden eingebracht haben, wenn er fie behalten hätte. 


$. 46. 

Die Erhaltung folder Stammgüter gewährt dem fürftlichen 
Haufe ein gefichertes Einfommen, welches in Staaten mit land- 
ftänbifcher Berfaffung feiner Bewilligung der Landflände bedarf, 
und nicht aus dem Einkommen der Unterthanen aufgebracht 
. werden muß, ein in Heinen Staaten befonberd erheblicher Um⸗ 
ſtand. Indeß hat man doch den Nutzen dieſer Güter häufig 
überichägt (a). Man glaubte, der Aufwand bed Hofes, wie 
groß er auch fein möge, erfcheine ſtets ald gerechtfertigt, wenn 
er aud dem Ertrage jener Güter genommen wird; allein eine 
unverhältnigmäßige oder fogar verſchwenderiſche Ausdehnung 
diefer Ausgaben würde, befonders bei einem beengten Staate- 
haushalte, doch immer ald ein Mißverhältniß angefehen wer- 
den, vorzüglich da nach dem beutfchen Staatsrechte die erwähns 
ten Samiliengüter nicht ausfchließlich zu jenem Zwede, fondern, 
wenn ihr Ertrag hinreicht, auch zugleih zur Beftreitung 
von Regierungsausgaben behülflih fein follten, vergl. $. 91. 
In Ländern, wo die Domänen fürftlihes Hausgut geblieben 
waren, iſt ‚dennoch gewöhnlich eine Verabredung über einen 
gewiffen Betrag ber Hofausgaben nöthig geworden, bald weil 
die Domanialeinfünfte fo reichlidy waren, daß ein Theil ders 
felben für andere Staatsausgaben verwendet werben fonnte 
und in die Staatscaffe floß (8. 92.), bald weil diefe bei der 


en “ 


Unzulaͤnglichkeit jener Einkünfte einen Zufhuß (Rammers 
hülfe) geben mußte (d). Die landſtaͤndiſche Mitwirkung zur 
Feſtſetzung ber Hofftantdausgaben trägt im erſten alle bei, 
biefelben in einem den Hülfsquellen des Landes entfprechenben 
Maaße zu halten. Die Berhandlungen hierüber find nur in 
wenigen Fällen auf eine für die fürftlihe Wuͤrde verletzende 
Weiſe geführt worden, auch läßt fih die häufige Wiederholung 
einer Beichlußfaflung über dieſen Gegenſtand entbehrlich machen, 
$. 49. Wo foldhe Güter nicht vorhanden find, koͤnnte man 
bie geſetzliche Anordnung treffen, daß für bie Hofſtaatsausgaben 
fortwährend eine aus bem Ertrage gemwiffer benannter Staats 
güter zu ziehende Summe ausgeſchieden wirb (c). 


(a) Bergl. v. Jakob, II, $. 835 ff. — Dablmann (Bolitif, I, 94) 
bemerkt, daß die Fürſten felbft öfters den un einer Gehimmten Geld⸗ 
Kmme aus ber aan vorzogen. 

5) 3. B. Altenburg. Verfaſſung von 1833, 8. 18. Hohenzollern⸗Sigma⸗ 

8 ringen'ſche Verf. 1833, $. 14. ⸗ vbohenz 8 

(c) In Preußen werden nad Gef. v. 17. San. 1820 2%, Mill. Rthlr. 
von bem Grtrage der Domänen für den Hof abgezogen, die im Bor 
anſchlage ber Staatsausgaben nicht aufgeführt —*— und zum Behufe 
einer vollſtaͤndigen Ueberſicht erſt hinzugerechnet werden muͤſſen, ſowie 
auch ber Domaͤnenertrag nach Abzug diefer Summe angegeben Wird. 
Die Summe if eigentlich 2573 900 Rihlr., weil ein Theil urfprünglid 
in Gold außgebrückt war. Nah einem Geſetz von 1859 ift eine Er⸗ 
hoͤhung von / Mill. Thaler eingetreten, welche im Staatsbudget aufs 
gerechnet werben. — Nach dem hanndv. Grund een von 1833 8. 125. 
126 follte ein Domänencompler, ber *s Mill. RÄthlr. rein abtwürfe, 
ausgeichieden und dem Könige zur freien Berwaltung übergeben werden. 
Cine ſolche Ausiheidung von Gütern mit 600000 Mthlr. Reinertrag 
iſt jetzt in worden. Vgl. 8. 91 (£). Hiezu kommt nod ber 
Bins der in engliſchen Iprocentigen Staatsfchuldhriefen angelegten Summe 
von 600000 2. St. In Medlenburg-Schwerin wurden 1849 74 Güter 
mit 228 Hufen, nebſt Schlöffern, dem großherzoglichen Haufe über: 
laffien und daneben 175000 Mtälr. @ivillifte bewilligt, wozu noch 
(DL 1851) 73919 Rthlr. Apanagien und Wittwengehalte nebft 10.000 

thle. für Unterhalt der Chlöfer ıc. kommen. Auch in Oldenburg 
fam man (5. Webruar 1849) überein, einen Theil der Domänen, ber 
sein 85000 Rthlr. trägt, als Fideicoinmiß der fürftlichen Familie auss 
zuſcheiden, während ber Reſt in das Staatsvermögen überging. 


$. 47, 


Das Nachdenken über die angemeflene Größe der Hofſtaats⸗ 
ausgaben führt auf zwei mit gleicher Nothwendigkeit anzu⸗ 
ertennende Säge, die ſich gegenfeitig befchränfen und aus deren 
Verbindung der richtige Mittelweg hervorgeht. 

I. Der Fuͤrſt fol nicht in die einfache und ſparſame Lebens⸗ 
weife einer bürgerlichen Familie verfeßt werben, er bedarf eines 


reichlicheren Einkommens (a), theil® damit ſich feine Würbe 
duch den finnlichen Eindruck einer nicht bloß anftändigen, fons 
bern gefchmüdten und gefälligen Umgebung auch Außerlih Fund 
gebe (db), theild um Wohlthätigkeit üben und gemeinnügige 
Beftrebungen, 3. B. im Gebiete der Wiffenfchaften und Künfte, 
unterflügen zu fönnen, worin feine Perfönlichkeit einen deſto 
weiteren Spielraum finden muß, je mehr bei den eigentlichen 
Regierungsgefchäften wegen ihrer heutigen Schwierigkeit und 
ber Berantwortlichkeit der Minifter biefen überlaffen werben muß. 
Starfe Einfchränfungen, plöglich ausgeführt, würden ferner viele 
Familien nahrungslos machen, und können daher ohne Nach⸗ 
theil nur allmälig eintreten. 


(a) Ad. Smith, 5. Buch 1. Gap. 4. Abthlg. 
(6) Das Volt ſelbſt ficht dieß ale Ehrenfache an. 


$. 48. 


D. ®erabe der Umftand jedoch, daß im Einzelnen des Hof⸗ 
aufiwandes eine ängftliche Sparfamfeit und Genügfamfeit nicht 
anwendbar ift, hat, wie die Erfahrungen Älterer und neuerer 
Zeit beweifen, oft zu einer Berfchwenbung verleitet, welche für 
ben Staatöhaushalt und bie Volkswirthſchaft fehr nachtheilig 
wurde (a). Es ift daher eine Beichränfung dieſes Aufwandes 
im Ganzen nothwendig, die in Eleineren und minder wohls 
habenden Ländern weiter gehen muß ald in anderen. Die 
älteren Einrichtungen der europäifchen Höfe laſſen eine bedeu⸗ 
tende Bereinfahung zu. Was als unabmweislicher Bebarf 
(minimum) anzufehen fei, ift einigermaßen aus der Bergleichung 
mit ben Einfünften ber reichflen Staatöbürger zu beurtheilen. 
Eine Pracht des Hofes, die mit fchweren Entbehrungen der 
Bürger erfauft werden muß, Tann durch bie vorhin ($. 47.) 
angegebenen Rüdfichten nicht gerechtfertigt werden, zumal ba 
fi), wenn die Umftände es gebieten, Würde mit edler Ein- 
fachheit wohl vereinbaren läßt. Es muß baher eine für ben 
Hof zu verwendende Summe mit Rüdfiht auf ben ganzen 
Belauf der Staatseinfünfte, den Umfang ber übrigen Staats⸗ 
bebürfnifie und die früheren Haudgüter der fürftlichen Familie (6) 
feftgefegt werden. Diefe Summe wird in den Ländern, wo fie von 
landftändifcher Zuftimmung abhängt, Eivillifte genannt (ec). 


(a) Malum tutorem esse Imperatorem, qui ex visceribus provincialium 


(8) 


(d 


homines non necessarios nec reip. utiles aleret, urtheilte Alex. Be- 
verus. Vgl. Klock, De aerar. ©. 911. Schon die älteren Schrifts 
fleller, Bodinus (S.989 der Frankf. A), Oregorius (LIILc.8.), 
Befold (c. 3.) fpradhen eifrig gegen den übermäßigen Hofaufwanb. 
Belannt ift Ri} . die Prunkliebe Ludwigs XIV., Friedrich Augufls von 
Polen ıc. Vergl. Geſchichte Frankreichs, Leipzig, 1829, ©. 77. 782. — 
Golbert widerſprach wenigſtens, wenn er auch nicht zu hindern ver- 
mochte. „Je döclare & V. M.,“ fagte er 1666, „„qu’un repas inutile 
de 3000 livres me fait une peine incroyable, et lorsqu’il est question 
de millions d’or pour la Pologne, je vendrais tout mon bien, j’engage- 
rais ma femme et mes enfants et j’irais & pied toute ma vie pour y 
fournir, il &tait necessaire.“ Bresson, I, 339. — Aus den Ans 
gaben bei Froumenteau, Secret des finances, läßt fi) berechnen, 
dag in Frankreich der Hofaufwand im J. 1550— 80 gegen 6 Mill. Liv. 
war, oder gegen 171. Mill. Liv. der legten Zeit vor 1789. Aus 
Forbonnais, Rech. 3r Bd. flieht man, daß jene Ausgaben fi 1685 
auf 27 Mill. Liv. (45,4 Dill. in neuerem Gelde), und im Durchſchnitt 
ber Jahre 1689. 93. 99. wenigflens auf 12'862 000 2. (gegen 24%, Mill. 
neuere 2.) beliefen, während in jener Zeit bie Preife der Dinge nies 
driger waren. — Neders Aufzählung der Hofflaatsausgaben zu feiner 
Zeit giebt 33700 000 Xiv. bei 610 Mill. Liv. Ausgabe, oder 5/2 Broc. 
Admin. I, 362. — Die Anlagen von Berfailles und die naheliegenden 
Schloͤſſer Trianon, Marly ıc. Eofteten zwifchen 1674 und 1690 bie, 
Summe von 88%, Mill. Liv., in fpäterem Gelde 157 Mil. Schlöger, 
Staatsanz. XII, 65. — Die Hofflaatsausgaben betrugen unter Napos 
leon I. 25 Mill. Er. nebſt 3 Mill. für die Faiferlihen Brinzen bei 
einer Gefammtausgabe, bie fih 1808 auf 730 Mill. belief. Unter 
der Meftauration bezog der König 25 Mill., die k. Familie 8 Mill. — 
Karl X. Hatte ein fo flarkes Hofperfonal, daß jeder Hofbediente nur 
3 Monate jährlih Dienſt that; Duchesne, Essai sur les financen, 
P. 1831. — Unter Louis Philipp war die Ausgabe anfänglih 12 Mill., 
fpäter 13'300 000 Fr., und dieſe Summe betrug 1844 nad dem Ans 
fchlage an 1,9 Proc. der reinen Staatseinkünfte, 


In Heinen Staaten ift unvermeidlich der Hofaufwand ein größerer Theil 
der reinen Staatsausgabe als in mittleren und großen, weil die Ein⸗ 
richtung der Höfe einigermaaßen von ber allgemeinen europäifchen 
Gewohnheit beftimmt wird und daher ber Bedarf fi) nicht genau im 
Berhältnig zur Ginwohnerzahl des Landes beichränfen läßt. Dabei ift 
aber zu bebdenfen, daß in Kleinen Staatsgebieten gewöhnlid die Dos 
mänen verhältnigmäßig viel einbringen und das Füchenhaus von Alters⸗ 
her der reichſte Orundeigenthümer des Landes war ($. 45.), während 
in größeren Staaten viele reiche Privatperfonen am Grundeigenthume 
Theil haben. 


Vergl. v. Jakob, IL, $. 851. Der Ausdrud ift in England zuerft 
üblich geworden. Die große Verminderung ber Domänen, die Gnts 
ziehung mehrerer Megalien ac. nöthigte das Barlament. unter Karl IL 
1660 eine aus anderen Binfünften herfließende Grgänzung für den 
föniglihen Hof zu bewilligen; man wies hiezu gewiffe Ginfünfte 
— an, bie zuſammen auf 1200 000 2. St. ange⸗ 
chlagen wurden, von denen jedoch auch Ausgaben fuͤr Flotte und Heer 
beſtritten werben mußten. Was dem König verblich, ſchätzte man 1676 
auf 462115 2.; im Jahre 1690 wurden Wilhelm Ill. 600000 2. 
zugedacht, die man 1697 auf 700000 2. erhöhte, doch mit Einſchluß 
ber erblichen Kroneinfünfte. Bis auf Georg II. begnügte man fidh, 
die zugeviefenen Binfünfte nur im Allgemeinen anzufchlagen und darnach 
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den zur Groänyumg erforderlichen Zufhuß zu befimmen. Run aber, 
ale man die Givillifte auf 800000 2. feßte, wurde zugleich verfügt, 
daß jährlih das, was an dem Betrage der zugewielenen Einkünfte zu 
jener Summe fehlen würde, aus der Staatscafle augelegt werden follte. 
@in allenfallfiger Mebrertrag blieb dem König zur Berfügung. Die 
deutige Bedeutung des Wortes civil list ſtammt aljo erft von 1728 her. 

eorg III. verzichtete auf einen Theil der erblichen Binfünfte der Krone. 
Die Civilliſte reichte aber für den großen Aufiwand nicht hin und es 
wurden mehrmals Schulden, die auf fle gemacht worden waren, vom 
Barlamente übernommen, von 1769 — 1814 zufammen für 3 Mill. 2. 
Rah der Regulirung von 1816 beitrug die Civilliſte 1057000 %., 
außer 248000 2. Benflonen (Apanagen) für die F. Familie. Aus obiger 
Summe wurden aber auch verſchiedene Staatsbeamte befoldet, 3. B. bie 
Lords Oberrichter, die auswärtigen Geſandten, fo daß nur 799000 für 
den König übrig blieben. 1831 wurde die Givilfifte für Wilhelm IV. 
durch Hebertragung fremdartiger Ausgaben auf andere Caſſen auf 520 000 
emindert. — Die erblichen Binkünfte der Krone, hereditary revenues, 
m Betrage von 800000 2., waren fchon früher dem Parlamente zur 
Gerkügung geftellt worden. 1831 verzichtete der König noch auf einige 
Gefälle, die im Frieden geringfügig find, weil fie zum Theile aus 
Admiralitätögeldern beſtehen, die nur in einem Seekriege durch bie 
Brifen anfehnlid werden. Die Erbgefälle von Lancafter und Gom: 
wallis blieben, als Wamiliengut, noch im Befige des Königs. Sie 
werben auf 50000 2. angefchlagen. Die Givillifte der Königin Victoria 
wurde im Sabre 1837 auf 385000 2. gefeht, wozu fpäter noch Ben: 
flonen und Einkünfte von Mitgliedern der Eöniglichen Familie famen. 
Die heutige Summe ift 403160 2. Civilliſte, 136000 2. Unterhaltss 
koſten der Schloͤſſer und dffentlichen Parks, 142000 2. Apanagien, 
zufammen 681000 2. Sinclair, History of the publie revenue, I, 
290. 292. II, 38. 63. — Höfler, Gedichte der englifhen Givitlife, 
Stuttg. 1834. — Lorieux in Foelix, Rerue, 1839, II, 801. — 
86 iſt Ichrreih, bei den verfchiedenen Staatsausgaben der einzelnen 
Staaten zu unterfucdhen, wie fie fi zu der Gefammtheit der Ausgaben 
verhalten. Dieß Hat jedoch wegen ber Berfchiebenheit der Regeln, nad 
denen die Voranſchlaͤge gefertigt werden, manche Schwierigkeiten, auch 
weichen die NRechnungsergebnifle mehr oder weniger von ben Borans 
ſchlaͤgen ab. Bu Bergleihungen bdiefer Art it es befier, die Laſten und 
Koften der Binkünfte hinwegzulaſſen und nur ben unmittelbar auf die 
Staatözwede gerichteten, den reinen Staatsaufwand (8.26) zu Brunde 
zu legen, welcher in ber Regel mit dem reinen Ertrage der Staates 
einnahmen ziemlich nahe übereintrifft. Die Verwaltungs⸗ und Erhebungs⸗ 
koſten find \ nad den Quellen der Ginfünfte fo fehr verfchieden (6.81), 
dag es nicht rathſam If, fle für jenen Zwed einzurechnen, wie 3. B. 
in Baden beinahe 6 Mil. FR. ſolcher Koflen und Laften (ohne bie 
Poſt⸗ und Bifenbahnverwaltung) vorkommen, alfo gegen 32,* Proc. 
ber Befammteinnahme, dage en im K. Niederlande nur an 5 Mill. ſ. 
oder 5,8 Proc. Die Givillifte fanmt den anderen Verwendungen für 
das fürfklihe Haus betragen 

1,% Proc. Großbritanien 1861 681000 2. von 64,7 Mill. reiner 


Einnahme. 
1,1 [1,9] „ Niederlande 1862 900000 fl. von ungefähr 81 MIN. 
d 


Aufwand. 

1,” [3,9] „ Deſterreich 1862 6127200 fl. von 343 Mill. fl. ordent⸗ 
liher Ausgabe. (Bon den bei Czoͤrnig II, 127 
berechneten 354 Mil. noch 11 Mil. für Finanzwage 
und Steuerämter abgezogen.) 

Man, yolit. Deton. TIL. 5. Ausg. 4 
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3,1 Bror. Frankreich 1862 26'1/ MIN. von 1322 Mill. r. ©. 

2,° [2,5] „ Belgien 182 3251000 $r. von ungefähr 122,8 Mil. 
reiner Ginnahme. 

2,7 „ Rußland A. 1863 7'756 000 R. von 286 Mill. R. reiner 

Ausgabe (eingerechnet 3347000 MR. für Sammlungen 

u. a. unter dem Minifterium des K. Haufes ſtehende 

Anftalten, aber ohne den Ertrag der Apanagegüter). 

3 zeeußen 1861 3°073 000 Rthlr. von 97 Mill. 

5 aden 1862—63 1'915 200 fl. von 14'485. 000 fl. ges 

fammtem ordentl. u. außerordentl. reinem Staatsaufwand, 

6 „ Hannover 1857/8 600000 Rihlr. von 9-985 851 Rthlr. 

Ausgabe. 

6 „ Griehenland 1858 1 Mil. Dr. von 161/ Mill. De. 

6,* [10] „ Baiern 1861—66 2995600 fl. von A6 Mill. r. Einn. 

1 [15,%) „ Kucheffen 1861—63 362 000 Rthir. von 5°134 364 Rihlr. 

usgabe. 

78 [9,9 „ Würtemberg 1861—64 1133191 fl. von 15,7 Mill 
„Staatsbedarf“. 

9 [10,9 „ Sadien 1861-63 863575 Rthir. von 9654 473 Rthr. 
ordentliche Ausgaben einichließlid 29600 Rthlr. für 
bie zum Hausfideicommiß gehörenden Sammlungen. 

10,8 [12,9] „ Me benburn Schwerin A. 1851 258910 Mär. von 
2-382 000 Rthlr. 

16, „ Weimar 1863—65 280000 von 1654558 Mthlr. 

Die in [] beigefeßten Zahlen waren in ber 3. nuegabe aus den Jahren 
vor 1850 angegeben worben, bie heutigen find fämmtlich Eleiner, es haben 
fih alfo die Hofausgaben weniger vermehrt als die anderen Theile bes 
Staatsaufiwandes. 
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Die Eivilfifte wird entweder von einer Finanz⸗ (Etats⸗) 
Periode zur andern, oder zwedmäßiger auf bie Lebenszeit des 
Monarchen, oder auch für immer feftgefeht, was jedoch eine 
fpätere Abänderung burch neue Vereinbarung nicht ausfchließt, 
wenn veränderte Umftände biefelbe zwedmäßig machen (a). Außer 
ber beftimmten jährlichen Geldſumme pflegt dem Kürften auch 
ber Nießbrauch gewifler im Staatövermögen befinblicher Ge⸗ 
baͤude (Schlöffer und Zubehör) und Ländereien (Gärten, Wals 
dungen zum Sagbgehege 10.) überlaffen zu werben (5). Die 
Apanagien ber anderen Mitglieder des Bürftenhaufes, die eine 
eigene Haushaltung führen, fowie bie Wittumsgehalte ber 
fürftlichen Witwen und die Mitgaben der PBrinzeffinnen find- 
entweber in ber Givillifte mit begriffen, fo daß ber Fuͤrſt aus 
der Hauptfumme berfelben jene Ausgaben nad) eigenem Er⸗ 
meſſen beftimmt und beftreitet (c), oder werben neben ber Civil⸗ 
lifte beſonders feflgefeht und angemwiefen. Dieß verbient ben 
Vorzug, weil in biefem Theile der Ausgaben ſich häufige 


Veränderungen zutragen (d). Die Verwenbungdart der Eioil- 
liſte hängt lediglich von dem Befchluffe des Fürſten ab, body 
ift es zwedmäßig genau zu beftimmen, welche Ausgaben über 
haupt der Eivillifte zur Laft fallen. Dan kann unterfcheiden: 

1) ordentliche Ausgaben; dahin gehören a) Privatdispos 
ſitionscaſſe (Cabinetscaſſe, Chatoulle) des Fürften und derjenigen 
Familienglieder, welche feinen eigenen Hofftaat erhalten. b) Aus⸗ 
gaben für die weſentlichen Bebürfniffe der Hofhaltung (e), als 
perfönliche Bedienung, — Tafel, — Schlöffer, deren Erhals 
tung, Einrichtung und Heizung, — Marſtall ıc. c) Ausgaben 
für andere, Genuß und Pracht betreffende, am leichteften eine 
Einſchraͤnkung geftattende Gegenftände, 3. B. Muſik (Capelle), 
Theater, Jagdweſen, Sammlungen, Feſte; 

2) außerordentliche Ausgaben für Reifen, Bermählungen, 
Begräbnifle u. del. (f). 


(a) Nah dem baier. Geſetz vom 1. Zul. 1834 iſt die eigentliche Civilliſte 
im Betrage von 2350580 fl. für immer feflgefeßt und auf Domänen: 
einkuͤnfte angewiefen. — Nach dem bad. Gel. v. 3. März 1854 ift die 
eigentlihe Civilliſte fortdauernd auf 652490 fl. beſtimmt, aber im Mä 
1858 ift biefelbe selon um 100000 fl. erhöht worden. — In Fran 
zeih wird ſowohl die Givillifte als das dem Oberhaupt zur Benugung 
überlaffene Staatsvermögen (Krongut) nur auf Lebenszeit des Herrſchers 
feftgefeßt, Geſ. v. 2. März 1832 und Senatusconfultum v. 12. Der. 
1822 


(5) Diefe der Civilliſte überlaſſenen Gegenſtaͤnde müffen genau verzeichnet 
werden, 3. B. bad. Geſ. v. 2. Nov. 1831. — PBranzöf. Fi v. 8. 
Nov. 1814. Das Krongut, domaine de la couronne im Sinne des 
frangdf. Staatsrechts, it wie alles Staatsgut unveräußerlich, unver: 
jährbar und unverpfändbar, darf auch nicht über 18 Jahre verpachtet 
werden, außer zufolge eines befonderen Geſetzes (d. h. mit Sufimmung 
ber Kammern), ®el. v. 2. März 1832. De Görando, Droit ad- 
ministratif, III, 480. Macarel et Boulatignier, De la fortune 
publique, I, 114. 

(6) 3. B. in Preußen, Niederlande, Weimar. 

(d) Wittwengehalte fallen 3.8. durch den Tod, ba6 Apanagium des Throns 
folgers fällt durch die Thronbefleigung deſſelben heim. — Ehemals 
wurben flatt des Apanagiums ewöhntich ben Mitgliedern des Fürftens 
haufes gewifle Domänen zur Benugung übergeben (paragium), 3. B 
noch dem heutigen Haufe Orleans, von dem fie 1830 wieder in das 
Stantövermögen zurüdiehrten und nur vermittelt eines Austaufches 

egen andere Theile dem domaine de la couronne einverleibt wurden. 
n Rußland wurde 1797 von Paul I. die Yamilienftiftung gemacht, 
nad welcher von den Akgaben der Bauern auf gewiffen Stantsgütern 
(Ayanagebaucen) die Wittwen, Prinzen und Prinzeſſinnen des 
. Haufes ihren Bedarf empfangen, ohne Vermittlung der Stantscaffe. 
Dieß wird durch das Minifterium bes k. Haufe und der Apanagen 
behorgt: Das Ginfommen dieſer Apanagecafie wurde früherhin auf 
4 Mil. R. Papier (1,8 Mil. R. Silber) geſchaͤtzt, Schubert 
Handb. d. allg. Staatsfunde, I, 335. — Großherzog Karl Friedrich 
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(6) 


(N 


die 


regierenden Yürften feftgelegte Unterhaltefumme au 


von Baden (+ 1811) wies feinen Söhnen Domänen als Standeshert⸗ 
fchaften zum Genufle an. Bfifter, Geſch. Entwidl. des bad. Staater. 
1,214. — Bür die Feſtſezung eines Geldapanagiums giebt es 2 Syſteme: 
1) Vererbung nah Linien, fo daß die für einen jüngeren Sohn bes 
feine Rachfommen 
übergeht und unter dieſe vertheilt wird. Hiebei Können die Antheile 
einzelner fürftlicher Perfonen ganz unzureichend werden, man muß 
daher burd die Deftimmung helfen, daß das Ginfommen eines Prins 
en oder einer Prinzeflin nicht unter eine gewiſſe Grenze (minimum) 
nfen Tann und bie dahin durch Zuſchüſſe ergänzt wird. Much entfteht 
durch zufällige Ungleichheit in der Zahl der Abköümmlinge jeder Linie 
eine unbillige Berthiehenheit in den Ginfünften verfelben; der Vor⸗ 
theil if aber unverkennbar, daß der Aufwand im Ganzen ein beflimms 
tee Maaß behält. Beiſp. Würtemb. Hausgeſ. v. 28. Sun. 1828 
(Herdegen, ©. 150), Hannov. Hausgef. v. 19. Nov. 1836. 2) Ins 
dividuelle Apanagien für jeden Peingen und jede Prinzeſſin, doch mit 
einiger Rüdfiht auf die Nähe der Verwanptichaft mit dem Regenten 
und bei Prinzen auf ledigen oder verheiratheten Stand. Gegen bie 
Beforgniß, daß bei einer zahlreichen fürftlihen Familie die Ausgabe 
im Ganzen eine große Summe erreihen Eönne, dienen Beflimmungen, 
wie fle das bad. Geſetz vom 21. Jul. 1839 enthaͤlt. Die Apanagien 
und Wittumsgehalte duͤrfen naͤmlich zuſammengenommen 400000 fl. 
nicht überfteigen, und ſchon bei einem Belaufe von 300000 fl. wird 
von jedem neuen Apanagium 1, von 350000 fl. an aber die Hälfte 
abgezogen. 
Der Hofdienft pflegt in großen Staaten in Stäbe getheilt zu fein, 
Dberfammerherrnz, bechofmarfchall,, Oberftallmeiftere, Oberjägermeifter:, 
Dberceremonienmeifter:, Oberhofmeifter-Stab. Der nufliihe Hofetat von 
1801 zählt 3868 Hofbedienftete mit einer Ausgabe von 3363 815 Rubeln, 
welche nach dem damaligen Curſe der Aflignaten von 151 gegen 2, Mil. 
Silberrubel = 4140000 fl. ausmadhten. Storch, Rußland unter 
Alexander I. XIII, 63—94. 
Beifpiel aus Medienburg- Schwerin, 9. 1849. Großh. Chatoulle 
46667 Rthle. — Bittum und Mbanagien 65 528 Rthlr. — Außerord. 
Ausg. 28417 Rthlr. — Hofhaltung, Gärten ıc. 201590 Rthlr. (Ein: 
nahme 1590), Bauweſen 22500 Rthlr., Theater 67520 Rthlr. (Eins 
nahme 21 870 Rthlr.), Capelle 15320 Rthir., Marftall 59930 KRthlr. 
(Ginn. 3030 Rthlr.), Brivatgeflüt 10570 Rthlr. — (Binn. 3710 
Rthle.), ganze Ausg. 380 197 Rthlr., Sinn. 42200 Rthlr. 


8. 50. 


In Monarchieen mit landftändifcher Verfafiung (a) find auch 
Ständeverfammlungen Gegenftand einer Ausgabe. In 


fleineren Staaten, wo man im Berhältniß zur Volksmenge eine 
größere Zahl von Mitgliedern berufen muß, bamit bie Bes 
rathungen vielfeitig genug werben, würden die Koften zu läftig 
fein, wenn man nicht wieder durch feltenere Einberufung 
ſparen Eönnte, weldye auch unfchädlich ift, weil das Beduͤrfniß 
neuer Gefege nicht fo häufig eintritt. Die Ausgaben betreffen 
1) die Zaggelder und Reifefoften der Landtagsmitglieder. Diefe 
Vergütung, bie nur bei den gewählten, nicht bei ben buch 


Geburt ober Beruf berechtigten Abgeordneten vorzufommen pflegt, 
hat das Bute, daß man bei der Auswahl der Faͤhigſten nicht 
auf die Wohlhabenden befchränft ift, wie dieß ber Fall wäre, 
wenn jeder Gewählte auf eigene Koften reifen und in der Haupt⸗ 
ftadt fi erhalten müßte (8); 2) das bleibend befchäftigte Per⸗ 
fonal, nämlich) die dauernden Ausfchüfle, wo fie beftehen, bie 
Arhivare ꝛc. 3) Sigungdgebäube, Heizung, Beleuchtung, Bes 
wachung und bauliche Erhaltung derjelben. 4) Schreibgebühren, 
Drudkoften u. dgl. 


(a) Diefer Ausdrud if bier im weiteren Sinne genommen, fo daß er 
fowohl die mittelalterlihen Landflände, als die Bertretung des ganzen 
Bolkes nach engliihem Beifpiele umfaßt. Auch diefe Heutige Repraͤ⸗ 
Ientativverfaflung iR mit einer Wahl nad Ständen des Volkes ver: 
einbar. 

(6) Anderer Meinung ift v. Jakob IL. 6 857 ff. Nah dem engliſchen 
Mahlgefeb bedürfen die Deputirten wegen ihres zur Bedingung ber 
Mählbarkeit gemachten anfehnlichen Bermögens feine Entichädigung, in 
den meiften andern Staaten ift diefelbe eingeführt. In mehreren Laͤn⸗ 
den bat man geglaubt, Stellen für Mitglieder eines ae 
(Hatte ammer, Senat) mit einem aus der Staatscafle zu fchöpfenden 

ntommen errichten zu müflen. In Frankreich waren nad ber Hers 
ftellung des Koͤnigthums bis 1830 erbliche Pairsſtellen bis zu 12000 Fr. 
jahr er Ausflattung. Auch jebt erhalten die Senatoren wieder eine 
foldhe, wofür der 9. für 1859 4980000 Fr. enthält. Außerdem find 
für den Senat 1'080 000 und für den gefehgebenden Körper 2795 000 Fr. 

Iren als Berwaltungskoften aufgenommen. In Preußen waren 1858 

jährlich für das Herrenhaus 40050 Rthlr., für das Abgeordnetenhaus 

201 619 a (wegen der Reifefoften und Zagegelder) angenommen, 

A. 1862 zufammen 223907 Rthlr. — In Baiern Euftete die Ymonats 

lie Sitzung von 1828 264000 fl., die Sikung von 1833 163000, 

die von 1836 375000 fl., der Staatsvoranichlag für 1856/61 nahm 

60000, der A. für 1861/7 nimmt für jedes Sahr 69000 fl. an, alfo 

2070008. für jeden Landtag. — Sachſen, U. 1858—60: alle 3 Jahre 

ein Smonatl. Landtag für 88000 Rthlr., ganze jährl. Ausgabe 38 000 

Rthlr. — In Baden Eofteten in 10jahrigem Durchſchnitt die Landtage 

in jeder 2jährigen Periode 103000 fl. A. für 1862 u. 63 jährlich 

43900 f. ©. noch v. Malhus, II, 63. Bollgraff, Syfeme, 
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In nicht monardifchen Staaten (Republifen) find die hieher 
gehörigen Ausgaben viel geringer, ein Umftand, der in feinem 
Gall bei der Bergleichung beider Staatsformen den Ausfchlag 
geben Fönnte, weil er neben anderen weit wichtigeren Rüd- 
fihten in den Hintergrund tritt (a). In Ariftofratieen bringt 
ed das Interefle der bevorzugten Geſchlechter mit ſich, baß fie 
bebadyt find, nicht auch durdy Geldbezüge beneidenswerth zu 
erfcheinen. In Demofratieen, wenn fie von einer Berfammlung 


— A — 


gewählter Abgeorbneten regiert werben (großer Rath, Rational 
Berfammlung, Congreß), find Tagegelder an biefelben noth⸗ 
wenbig (5). Der Träger der vollziehenden Gewalt (Präftbent, 
Landamman, Schultheiß, Doge ıc.), obgleich feiner Verantwort⸗ 
fichfeit zufolge nur der oberfte Beamte im Staate, follte doch 
ein feinem Range entfprechendes Einkommen erhalten, zumal 


ba 


er den Abgefandten fremder Mächte gegenüber feinen Staat 


mit Anftand zu vertreten hat (c). 


(a) 


(2) 


In Nordamerica und Frankreich koſtet die periodifche Wahl eines Präs 
fidenten das Bolf durch Arbeitsverfäumniß u. dgl. auch bedeutend viel. 
— Daß die europäifchen Staaten nad ihren geichichtlidhen und raͤum⸗ 
lien Umfländen, der Künftlichkeit des Nahrungsmelens und aller Ber: 
hältniffe, dem Mangel an uneigennügiger Hingebung und Gerechtig⸗ 
Feitsliebe, der hohen Bevölkerung, dem Bebürfniß einer feſten Regies 
rung x. fih zu einer Vielherrſchaft nicht eignen, iſt von ber großen 
Mebriahl der Denfenden anerkannt. 

In Nordamerica z. DB. erhält jedes Mitglied der beiden Häufer täglich 
8 Doll. Die Ausgabe für den Gongreß war 1855/56 2000362 D. — 
Schweiz, A. 1862: Nationalrath 74 840 Fr., Ständerath 8824 Fr. (die 
Mitglieder deffelben erhalten ihre Tags und Meifegelder von den einzel: 
nen Gantonen), Bundesrath und Ganzlei 201480 Kr. In Appenzell 
A. Mb. koſtete 1826 Landegemeinde und großer Rath 2807 fl., 1827 
aber 3962 fl. (Bernoulli, ſchweit. Archiv, III, Nr. 1), in Bern 
im J. 1838 der große Rath 20933 Fr., in St. Gallen 1836: 
8900 fl.; in Thurgau beflimmt die Verfaffung v. 14. April 1831 die 
Tagegelder auf 1 fl. 21 fr. In Aargau (Verf. vom 6. Mai 1831) ift 
es den Kreifen überlafien, den Abgeordneten zum großen Rath eine 
Entfhädigung zu geben, die in Bern, St. Ballen x. die Staates 
eafle bezahlt. In Luzern koſtet 1864 ber große Rath 20100 Fr., 
wovon 17100 Br. für die 100 Mitglieder verwendet werden. In 
Züri if für den großen Rath gar feine Ausgabe aufgenommen. 

In den norbamericanifchen Freiftaaten bezieht der Präfldent 25000 Doll., 
der Bicepräfldent 5000 , der Secretär des Senats 600, der der Mepräs 
fentantenverfammlung 500 Doll. — In den fchweizerifchen Freiſtaaten 
find die Befoldungen fo gering, daß die oberften Beamten nicht davon 
leben fönnen; 3. B. der Bundespräfident erhält (9. 1858) nur 8700, 
jeder Bundesrath 8300 Fr., in Zürich jeder der 2 Präfldenten 2625 Fr. 
in Luzern der Schultheiß 3143 Fr. 
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2. Abtheilung. _ 
Regierungsausgaben. 





J. Hauptſtüͤck. 
Die Regierungsauſsgaben im Allgemeinen betrachtet. 


g. 52. 


Das Beillammenfein der Denfchen in engeren ober weiteren 
Kreifen, wenn ed von einer für jeben der letzteren beftellten 
Gewalt geleitet wird, ruft Bebürfniffe fachlicher Güter hervor, 
die überhaupt dem öffentlichen Leben angehören (a). Scyon 
der engfte diefer Kreife, die Gemeinde, hat eine wichtige 
wirtbichaftliche Seite, indem für vielerlei Zwede bed Gemeinde 
weiend Ausgaben erforderlich find, alfo die Gemeindecaſſe Ein- 
fünfte erhalten muß, und auch viele Gemeinden ein dauerndes 
Vermoͤgen befigen und zu verwalten haben. Es ift daher eine 
Gemeindewirthſchaft notwendig (d). Es iſt rathfam, 
außer jener Bermögendvenwaltung und ber Befriedigung gemeins 
famer örtlicher Bebürfniffe auch alle diejenigen Einrichtungen 
und Anftalten den Gemeinden zu überlaffen, welche, obgleich in 
den Umfang ber Staatözwede fallend, doch befier von jenen 
ald von ber Regierung felbft geleitet werden können. Weil 
jedoch bei vielen dieſer Oegenftände zur Beförderung der Staates 
zwede bie Beobachtung gleichförmiger Regeln im ganzen Staate 
erforberlid ift, fo muß das Berfahren der Gemeindevorfteher 
nad) allgemeinen Borfchriften eingerichtet und unter die Ober⸗ 
aufficht der Staatöbehörden geftellt werben, fowie es auch noͤthig 
if, daß die ganze Wirthfchaft der Gemeinde ald einer Körper 
fhaft von jenen überwacht werbe. 


(a) In einer Bundesverfaflung fpalten fi die Staatsausgaben in foldhe, 
die von den einzelnen Staaten beforgt werden und in Bundesausgaben, 
Der Boranfchlag der ſchweizeriſchen Bundesgewalt für 1861 3. B. ent 

ält 20.322324 Fr. Ausgaben, wovon 15288215 Yr. Erhebungss und 
etriebsfoften für die Cinnahmen, alfo 5 Mill. reine Staatsausgaben. 

(6) Aus Familien bildet fih zunädft die Gemeinde, aus Gemeinden fegt 
fih der Staat zufammen, und während biefer in feinem Umfange bis 
weilen wechſelnd ift, bleiben jene uranfänglichen und einfachen Ver⸗ 
bindungen im Laufe der Jahrhunderte gewöhnlich in unverändertem Bes 


flande. — Die Regeln für die beſte Fuͤhrung der Gemeindewirthſchaft 
werden theild aus ber bürgerlichen Wirtbichaftsichre, theild aus ber 
Binanzwiflenfhaft geihöpft, denn jene Wirthichaft erſcheint in einigen 
Hinfihten wie eine große Privat, in anderen wie eine Feine Regie 
rungswirihſchaft. — In Belgien beliefen ſich 1859 die @infünfte der 
Bemeinden auf 55%/, bie amegaben auf AL,E Mill. Fr., dagegen die 
Staatsausgaben auf 152,9 Mill. 


8. 53. 


In größeren und mittleren Staaten kann in ähnlicher Weife, 
wie bei den Gemeinden, ein Theil bed für gemeinfame Zwecke 
erforderlichen Aufwandes ben einzelnen Landesbezirken (Pros 
vinzen, Kreifen, Regierungsbezirfen, Departements ıc.) übers 
laffen werben. Hiedurch entfleht ein Brovincials oder Be- 
zirfshaushalt, der jedoch als ein Theil des Finanzweſens 
angefehen werden fann (a). Diefe Ausfcheidung der Bezirks⸗ 
ausgaben von ben Ausgaben der Staatscaffe febt voraus, 
dag in ben Bezirken ber Ianbeöberrlichen Behörbe (Bezirks⸗ 
regierung, Praͤfect 20.) eine befondere Vertretung ber Einwohner 
(Landrath, Departementsrath, Provincialftände 10.) zur Seite 
ftehe, welche, zwifchen der Gemeindeverwaltung und der allges 
meinen Ständeverfammlung in die Mitte tretend, die Mitwir- 
fung achtbarer Bürger an ber Berathuug öffentlicher Angelegen- 
heiten vervolftändigt, die Wünfche, Anträge und Befchwerben - 
der verfchiebenen Lanbeötheile zur Sprache bringt und zur Vers 
vollfommnung der Staatsanftalten Fräftig mitwirft (d). Wenn 
nun gewiffe Ausgaben den einzelnen Landesbezirken zugetheift 
und unter die Mitwirkung ber Bezirfövertreter geftelt, zugleich 
bie erforderlichen Dedungsmittel von den Bewohnern des Bes 
zirkes aufgebracht werden, fo daß jeder Landestheil feine eigene 
Wirthfchaft erhält, fo erweiſet ſich dieß darin nüglich, daß 
1). die Xeiftungen der Bürger mit ben für fie daraus ent 
fpringenben Bortheilen in richtigem Verhaͤltniſſe ftehen, 2) bie 
Bereitwilligkeit zur Uebernahme von Laften durch den deutlicher 
fihtbaren Nutzen verftärft wird, 3) bie Ausgaben nad) reiferer 
Erwägung des wahren Bebürfniffes eingerichtet und 4) auf bie 
fparfamfte Art beftritten werben Fönnen (c). 

(0) v. Jakob, IL, $. 828. 985. — Fulda, Handb. $. 21. — Mehr 
gegen die Manpregel: v. Malchus, II, 41. — Reichhaltigen Stoff 


enthalten die Verhandlungen der baier. Stänbeverfammlung von 1828, 
2. Kammer, Band 1. V. XIL XIV, und Beilage LVIII. LXXXI. 
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Der von der Regierung vorgelegte Entwurf des Geſehes wurde von 
den Ständen fo abgeändert, daß erſtere die Genehmigung verſagte. 
1831 kam ein verändertes Geſetz (v. 28. Dec.) zu Etande, nad wel: 
chem die Kreisausgaben 3602000 fl. oder 131 Proc. des gelammten 
Staatsauſwandes ausmachten. Weitere Abänderungen im Geſ. v. 17. 
Nov. 1837, und noch wefentlichere im Geſ. v. 23. Mai 1846. 

Diefe Cinrichtung if deko mehr Bedürfniß, je weiter die Provinzen 
eines Staates in Woblfland, Bildung, Sitten ıc. von einander vers 
fchieden find. Sie bildet gegen das Fufammendrängen aller Regies 
rungsthätigfeit in ber Hauptſtadt ein wohlthätiges Gegengewicht, barf 
aber nıcht foviel Binfluß erlangen, daß fie einen fchädlichen Provincial⸗ 
geiſt nährt. Die Provinciaiftände haben ſich in mehreren Staaten bei 
dem Zufammenfließen Eleinerer Gebiete zu einem größeren Ganzen ale 
Meſte der ehemaligen Unabhängigkeit erhalten. An_ der ehemaligen 
niederländifchen Republik war die Bereinigung noch fo wenig durchs 
greifend, daß man das Ganze wie einen Bundesſtaat betrachtete. Daher 
rührt noch die heutige Provincialverfafflung von Niederland und Bel: 
ien. Die Stände in einigen Landfchaften bes alten Frankreichs hatten 
ogar, wenigfiens dem Namen nad, das Steuerbewilligungsreht. Die 
Öfterreichifchen Provinciallände dagegen verloren ihren Winfluß nad 
und nad und wurden bloß zur Aufbringung des ihnen von der Res 
pierung vorgelegten PBrovincialbedarfes gebrauht: fog. Poſtulaten⸗ 
andtage. Seit 1860 find ihre DBefugniffe erweitert. Nach bem 
Muſter von Belgien (Provincial⸗Geſetz v. 30. Apr. 1836) hat man 
1848 begonnen, auch in beutfchen Staaten dieſe Binrichtung in aus: 
gedehntem Maaße u ründen. 

(e) native bes baier. efebenti. in den a. Verhandl. I. 323. Rudhart 
ebd. V, 31. 


(d 


ur 


8. 54. 


Unterfudt man, welcher Wirkungskreis ben Bezirföftänden 
eingeräumt werben kann, fo muß man folgende Claſſen von 
Staafsausgaben unterſcheiden: 

1) Solche, die den Staat im Ganzen betreffen und zu dem 
einzelnen Landestheile, in welchem fie zufällig vorgenommen 
werden, in feiner näheren Beziehung flehen. Dieſe muͤſſen in 
jebem alle von der höchften Gewalt befchlofien und von ber 
Hauptftantöcaffe beforgt werben (a). 

2) Ausgaben für Einrichtungen und Anftalten, deren Wir- 
fungen ganz ober größtentheild den Bewohnern jedes einzelnen 
Bezirkes zu Gute kommen. Hier ift weiter zu unterfcheiden: 

a) Bei einem Theil der Ausgaben muß der Betrag für jeden 
Zanbestheil nach allgemeinen Rüdfichten des Staatswohls und 
nach feften Regeln beflimmt werden (5). Auch darf zugleich 
bie Art, wie die Summen aufgebracht werben follen, wegen 
ber nöthigen Gleichförmigfelt in den Staatdausgaben ben Bes 
zirken nicht freigeftellt werben. Müßte man folglich für folche 


Provincialausgaben auch fogleich eine entfprechende Summe 
aus Staatömitteln den Bezirköcafien zumeifen, fo wäre bie 
Uebertragung an bie Bezirke eine leere Form. 

b) Bei anderen Ausgaben fann das Nähere der Verwen⸗ 
dungsart und felbft bie genaue Beftimmung ber zu verwenten- 
ben Summe ber Beurtheilung ber Bezirfsftände überlaffen 
werben, während ber Zwed jelbft und ber Umfang, in dem 
er erreicht werben fol, von ber höchften Staatsbehoͤrde vorge 
fhrieben wird (c). 

c) Solche Ausgaben, die feinem genau zu bemeffenden Bes 
bürfmiß entfpredhen unb baher ein Mehr ober Weniger in ein« 
zelnen Lanbestheilen zulaffen, ohne daß aus biefer Verfchieben- 
beit in den Provinzen ein Nachtheil entftünbe, fo daß ihr Maaß 
je nad) den vorhandenen Hülfsquellen und der Bereitwilligfeit 
zu einem gewiffen Opfer in jedem Landestheile feftgeftellt werden 
fann, find die facultativen oder freiwilligen Bezirks⸗ 
ausgaben. Hier haben die Bezirföftände den weiteften Spiel 
raum, und bier zeigt fi) bie ganze Anordnung eines Provincial 
Haushalte vorzüglich wirkſam und vortheilhaft (4). Wollte 
man biefe Claſſe ber Bezirfausgaben in fehr enge Oränzen 
einfchließen, fo wäre es überhaupt nicht der Mühe werth, die 
ganze Einrichtung zu treffen, welche die Finanzverwaltung immer 
etwas umftändlicher madht. 

(ea) 3. 3. Koſten der oberfien Landesftellen, der Staatsvertheidigung, ber 
auswärtigen Berhandlungen, der oberften Lehranftalten. 

(6) 3. B. Befoldungen der Beamten in größeren und fleineren Bezirken, 
Waſſerbau, Landitrafen von allgemeiner Wichtigkeit. 

(e) In Frankreich gehören hieher nach Geſ. 10. Mai 1838 1) die ordent⸗ 
lien Departementsausgaben, für Unterhalt der Depart.:Straßen, ber 
dem Dep. gehörenden Dienftgebäude, Unterhalt und Transport ter Ges 
fangenen und Sträflinge, Koften der @erichte (ohne Beloldungen), 
dindeunde, Irrenhaͤuſer, Schuldzinſen ꝛc. Hiezu wurden (Finanzgeſ.) 
ür 1859 10%, für 1860 und 1862 10/, Proc. Zuſchlaͤge der Grund⸗, 
Perfonal: und Mobiliarfteuer erhoben. 2) 1859 71/4, 1860 Ti/s, 1862 
7 Broc. Zuſchlag zum fonds commun, aus welchem denjenigen Dep., 
welche mit ihren Mitteln nicht ausreichen, etwas zugelegt wird; dieſe 
17'/a Proc. von 1864 tragen 36'172 000 ein und find ale fonds imposes 
par la loi (durch das jährliche Finanzgefeb), d. i. als zugewieſen bes 
zeichnet. Dazu kommen nod 510000 Fr. Nebeneinkünfte. Der Bors 
anihlag wird von der Staatsregierung geprüft und bie einzelnen Ans 
fäpe können erhöht werben, fowelt es die zugehörigen Mittel erlauben. 
— Belgien, a. Geſ.: Miethe, kleine Auebefferungen und Mobiliar dee 
Gerichtögebäude und Gefängnifle, dee Sendarmerie:Bafernen, Ausgaben 


für die bifhöflihen Gebaͤude, für Landſtraßen, Findelkinder, Irren⸗ 
anfalten, Zuſchuß an die Gemeinden für das Schulweſen, Bine ber 
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Provincialſchuld sc. Die Provinzen erhalten 6 Proc. ordentlichen 
Steuerzuſchlag, dazu einen wechlelnden auf beflimmte Zeit. Im D. 
1840—50 beliefen Mich diefe Zufchläge auf 2.454000 Fr. — In Baiern 
(Bel. 23. Mai 1846) müffen die beſtehenden Kreisanflalten erhalten 
werben. 

(d) In Frankreich find unter der Bezeichnumg centimes votses par les con- 
seils départementaux aufyeführt 1) facultative Ausgaben im engeren 
Sinne, für den Bau von neuen Bezirköftraßen und von Dep.:&ebäuden, 
für das Mobiliar der nicht zum Dienft nothwentigen Gebäude, für 
Benflonscafien der Dep.:Beamten u. dgl. Sieu bürfen hoͤchſtens 7 Proc. 
Zufchläge der in ce) genannten Steuern erhoben werden. Die Steuers 
zuſchlaͤge betrugen 1860 14°077000, wozu verſchiedene andere Binfünfte 
im Betrag von 2350000 Zr. kommen. — 2) Außerorbentlide Auss 
aben für Zwede, die nicht den Schulunterricht Hetreffen, zufolge bes 
onderer Geſetze. Fuͤr dieſe liefern befondere Zuſchlaͤge ber 4 directen 
Steuern (1860 28°983 000 Fr.) und Anleihen (4 Dill.) die Mittel; 3) Auss 
gaben für die Vicinalſtraßen, für welche höchftens 5 Zufchlagscentimen 
(Proc.) geftattet find (12°982000 Fr.), nebfl Beiträgen der Gemeinden 
und freiwilligen Gaben (11a Mill., alfo zufammen 24482 000 Ausg.) 
4) Ausgaben für Volfsfchulen. Nur ein Theil fällt auf die Dep. und 
e6 bürfen hoͤchſtens 2 Gent. Steuerzuihläge flattiinden (5'207 000 Fr. 
und 750000 andere @infünfte), 5) Die Dep. dürfen eine Erneuerung 
der Srundfleuerkatafter befchließen und bis 5 Gent. diefer Steuer dazu 
verwenden; es find aber 1859 bis 1862 nur 25000 Fr. für biefen 
Zweck fegefeht worden. Die fämmtlichen Departements-Gteuerzufchläge 
beider Glafien beliefen fih nah dem B. für 1859 auf 94701500, 
1860 auf 97.472000 Fr., die Dep. Ausgaben auf 111476500 und 
116°582 000 Fr. (Die Bemerkung bei Stein, Fin.:W. ©. 84, daß 
in den obigen Aufjählungen eine Berwechslung der d&penses dep. fixes 
und communes flattgefunden habe, iR ganz ungegründet, wie 3. B. das 
Budget da l’exercice 1860 S. 12 zeigt. Bine Abtheilung depenses 
d6p. communes fommt gar nidt vor. Hock S. 159 unterfcheidet fire 
nnd veränderliche Zufchläge, im B. felbR aber Eommen die hier ans 
gegebenen Benennungen vor und felbft bie augeiviefenen Ausgaben 
(oent. imposses par la loi) bleiben nicht ganz glei.) — Belgien: Bau 
von Straßen und Ganälen, Anflalten für die Kirche, Geſundheit, 
Pferdezucht u. dal. — Baiern, Gef. 23. Mai 1846: Neue Kreisanftalten 
erfordern die Zuſtimmung des Lanbratbe; als Kreislaften find Anflalten 
für gewerblihen Unterricht und andere Beförderungsmittel der Gewerbe, 
Armens, Beihäftigungss und Pindelhäufer genannt. — In dem bad. 
Gef. v. 5. October 1863 find „zur Pflege gemeinfamer öffentlicher In⸗ 
terefien und Augelegenheiten” Kreisverbände mit Förperfchaftlichen Rechten 
angeordnet. Sie werden durch gewählte Kreisverfammlungen und in 
der Zwiſchenzeit burch die von diefen ernannten Ausfchüfle vertreten. 
Als Begenftände ihres Wirkungskreifes find genannt $. 40: neue 
Strafen, Brüden, Canaͤle und Hebernabme fon vorhandener — Spar⸗ 
eaffen, — Schuls, Armenanflalten, Krankenhaͤuſer, Nettungsanftalten, 
— Mebernaßme von Gemeindelaften, — Anleihen, — Kreisumlagen. 
Der Staat hat ein gefehliches Auffichterecht. 


$. 55. 


Weitere Bemerkungen über die Bezirksausgaben. 
1) Die freiwilligen Ausgaben Fünnten durch die Beichlüfie 
ber Bezirföräthe fo weit ausgebehnt werben, baß fie die Bürger 
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allzufehr belafteten und bie Fähigkeit zur Tragung ber allges 
meinen Staatdabgaben verminderten. Daher ift ed rathfam, 
das höchfte zuläflige Maaß jener Ausgaben (maximum) im 
Ganzen von Zeit zu Zeit entweder für alle Bezirke gleichförmig, 
oder für jeden in&befondere durch den Beichluß der Staatögemwalt 
auszufprechen (a). 

2) Bei den Ausgaben, welche in einem ganz feften Betrage 
den Bezirkscafien zugewiefen werben, oder die wenigftens ben 
Bezirföftänden nur einen geringen Spielraum, für die Bes 
ftreitungsart geftatten, d. h. den überwiefenen ober oblis 
gatorifhen Ausgaben ($. 54. Rr. 2, b.), werben die 
erforderlichen Summen aus der Staatscaſſe in die Bezirköcaffen 
geliefert. Es iſt gerecht, daß bie aus allgemeinen Rüdfichten 
bed Staatöwohld gebotenen Ausgaben von der Gefammtheit 
der Staatöbürger getragen werben, ohne daß ber zufällig größere 
Betrag in einem einzelnen Zanbestheile ven Einwohnern befielben 
zur Laſt fallen dürfte. 


3) Je mehr auf den Gemeinfinn und die Einficht der Bürger, 
fo wie auf die Uebung bderfelben in ber Behandlung öffentlicher 
Angelegenheiten zu bauen ift, über befto mehr Gegenftände darf 
man bie freiwilligen Ausgaben ausdehnen, doch ift immer aus 
den in $. 54. angegebenen Gründen ein Theil der Ausgaben 
von ber Mitwirfung der Provincialſtaͤnde auszunchmen, weil 
fie unter höheren und allgemeineren Rüdfichten ftehen (2). 


4) Um eine richtige Borftellung von bem Umfange der Staats⸗ 
ausgaben zu erhalten, muß man in Staaten, wo die erwähnte 
PBrovincialverfaffung befteht, die Bezirfö- und bie Central⸗ ober 
allgemeinen Landesausgaben zufammenfaflen (c). 


(s) In Batern erlaubt bas Finanzgeſe von 1846 eine Kreisumlage von 
hoͤchſtens 12/3 Proc. zu facultativen Ausgaben und verordnet eine ſolche 
von 4/, Proc. zu den zugewieſenen (nothwendigen) Kreisausgaben. 
Fuͤr das Schulweſen werden 1855/6 j. 478045 fl. aus der Staatscafle 
an die Kreisfonds übertwiefen. 

(5) Am mweiteften find die facultativen Ausgaben in Belgien ausgebehnt, 
wo es den Provinzen auch geflattet wird, Anleihen zu machen. Im 
3. 1850 betrugen die Ginnahmen der Provincialcafien für zugewieſene 
Ausgaben 3980000, für freiwillige 2509000 Fr. (1863 zufammen 
1'289 952 Fr.) Zu den Ginkünften gehört die Hundeſteuer und bas 
Weggeld (droit de barridre) auf Provincialftraßen. Die aus Anleihen 
entfenbenen Schulden beliefen fih auf 11445000 Fr., wovon allein 
4540000 auf Brabant kamen. 


In Großbritanien beſtehen vielerlei Bezirke: und Orts-Abgaben und 
man ift darüber einig, daß eine beflere Regulirung dieſes fehr ver: 
widelten Begenftandes großes Bebürfnig iſt. Man unterfcheidet in 
England 1) Kirchſpielabgaben (Parish rates), unter denen die Armen 
umlage (poor rate) die erheblichfte iſt; Betrag 61% — 7 Mill. L. St., 
2) Brafihaftsumlagen (County rates), welche wie die unter 1) genann- 
ten für verfchiedene Zwecke unter befonderen Namen erhoben werden; 
dahin gehören auch die hundred- und borough rates, die Weggelder 
(tolle), Hafens und Leuchtthurmgebühren, kirchliche und Juſtizverwal⸗ 
tungsgebühren (fees) u. dgl. Aus der allgemeinen County rate werden 
die Sefängnifle, Brüden, Gerichtsgebaͤude, Kranfens und Irrenhäufer, 
Gonftables ıc. bezahlt. Man jelagt neuerlih die Grafihaftsumlagen 
(rates) auf etwa 1/5; Mill., die Straßengelder und a. Gebühren auf 
2600000 2. &t. an. — In Schottland machen die Orts: und Graf: 
fhaftsabgaben zufammen gegen 956000, in SItland 1'831 000 2. St. 
Report of the poor law commissioners on local taxstion, L. 1844. — 
The local taxes of the united kingdom L. 1846 (ebenfalld von der 
Armen = Gommiffion herausgegeben). 

(e) In Branfreih und Baiern erfcheinen die Staatszufhüfle zu den De: 
-partementsausgaben in der Staatsrechnung, in Belgien werden fie nicht 
aufgenommen. In Frankreich begreift ber Voranſchlag für 1859 außer 
den 94 Mil. Steuerzufchläge für die Dep. ($. 54) noch 66'348 863 
Zuſchlagscentimen, welche den Gemeinden gegeben werden. Bon ber 
ganzen Steuereinnahme von 456,° Mill. blieden nur 286-386 000 Fr. 
der Staatscaſſe. 


8. 56. 


In jedem Zweige ber Staatöverwaltung ift ein großer Theil 
ber Ausgaben zur Vergütung von Dienften beftimmt, welche 
von den zu einer fortdauernden Wirkfamfeit in ber Staatöver- 
waltung angeftelten ‘Berfonen geleiftet werden. Man unter- 
feheidet die zu wichtigeren und fchwereren Berrichtungen be= 
flimmten Beamten, welche Befoldungen beziehen und in 
vielen Staaten ein Recht auf Iebenslängliche Verſorgung ers . 
halten, von bem für minder fchwere Gefchäfte angeftellten 
Unterperfonal, welches wiberruflicdh angenommen zu werben 
pflegt und deſſen Lohn Gehalt heißt (a). Bei beiden muß 
wieber die Belohnung während ihrer Dienftführung von ber 
Audgabe unterfchieden werben, bie noch nad) beendigter Dienfts 
zeit berfelben fortdauert, den Ruh- und Wittwengehalten. 
(a) Diefe Unterfheidung von Befoldung und Gehalt if jedoch nicht allge: 


mein angenommen. 
8. 57. 
An der Ausgabe für Befoldungen und Gehalte 
laͤßt fi ohne Rachtheil für die Staatöverwaltung durch folgende 
Mittel eriparen (a): 1) inden man den Geſchaͤftsgang von 
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unnöthigen Foͤrmlichkeiten befreit und baburch ben Bebarf von 
Beamten verringert, eine Maaßregel, die zugleid) die Bürger 
vieler Befchwerlichfeiten überhebt (d), — 2) indem man nicht 
mehr Beamte anftellt, als zur guten Beforgung der Gefchäfte 
nöthig ift, und nicht Stellen errichtet, nur um gewifle ‘Berfonen 
zu begünftigen, — 3) indem man Berridhtungen, die von 
geringer bezahlten Beamten eines niedrigeren Ranges ebenfo gut 
vollzogen werden können, ben höher Befolteten abnimmt (c), — 
4) indem man bei Befoldungen ein Uebermaaß vermeidet (d), — 
5) indem man den Bürgern folcdhe Gefchäfte überläßt, für bie 
auf hinreichenden guten Willen und gehörige Einficht bei jenen 
zu rechnen ift (e). Eine fpärliche Vergütung ber Staatsdienſte 
ift aber ſehr ſchaͤdlich. Selbſt dann, wenn augenblidlich Fein 
Mangel an Bewerben vorhanden und die Belegung aller 
Stellen mit fähigen Männern moͤglich wäre, würben body mit 
der Zeit die Nachtheile nicht audbleiben, es würden Gewiflen- 
loſigkeit, Erpreſſungen, Beftechlichkeit zum Vorſchein kommen 
und im beſten Falle wuͤrde oft eine Vernachlaͤſſigung des Dienſtes 
wegen eintraͤglicher Nebengeſchaͤfte eintreten und man wuͤrde ſich 
zu einem ſo wenig belohnenden Wirkungskreiſe nur wenig vor⸗ 
bereiten (f). Eben fo wenig iſt es zu billigen, wenn man, um 
an den Befoldungen zu erfparen, den Beamten geftattet ober 
nachfieht, fi Einnahmen unmittelbar von den Bürgern zu vers 
ſchaffen, denn dieß führt leicht zur Parteilichkeit und Ungerechs 
tigfeit. Bisweilen find die höheren Aemter zu reichlich, Häufig 
find dagegen die unteren zu Färglich bezahlt (f). Iſt bei ben 
(egteren eine allgemeine Vermehrung der Befoldungen zu koſt⸗ 
bar, fo kann den verdienten Beamten wenigftend die Ausſicht 
auf eine Vermehrung der Einnahme, auch ohne Veränderung 
bed Gefchäftöfreifes, verfchafft werden, wenn man entweber 
1) für jede Art von Amtsdienſten mehrere Befoldungsclaffen 
mit einer feftgefeßten Zahl von Stellen in jeder anorbnet, fo 
daß der Beamte bei Erledigung einer höheren Glaffe nach ber 
Reihe in biefelbe auffteigt — oder 2) nad) einer gewiſſen Zahl 
von Dienftiahren, z. B. 5, eine Befoldungserhöhung eintreten 


läßt (9). 


(a) Bergl. Lips, Deutſchlands Nationaloͤkon, ©. 143 ff. (zu weit ges 
triebener guter Eifer). 
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(6) Gute Bemerkungen hierüber bei Say, Handb. V, 122 ff. Doch hat 
die Bereinfahung der Gefchäfte auch ihre Grenzen, weil man feine 
Willkuͤr oder Uebereilung zulaflen darf. 

(e) Widerruflich angeftellte Subalternen — Aſſeſſoren neben den Rätben ıc. 

(d) Zu reihlihe Beloldungen fegen die Staatsämter dem Zudrange bes 

ünfligter unfähiger Männer aus, die nur bequemen Müßiggang beabs 
Ächtigen. Parnell, On financial xeform, ©. 192. 

(e) Das fog. selfgovernment ift aud in einem Lande, wo bie Bürger 
Hebung und Sinn für eine folhe Mitwirkung haben, nur bei einem 
Theile ter Berwaltungsgefchäfte mit gutem Grfolge anwendbar, wo 
nämlich Feine beſondere VBorbildung und feine Bertrautheit mit höheren 
ſtaatlichen Rüdfihten erfordert wird. Diefe Theilnahme der Bürger 
an der Beforgung öffentlicher Angelegenheiten iR in Großbritanien im 
weiteften, in Frankreich im engen Maaße ausgeführt. Im erfleren 
Lande bat man neuerlich etwas einlenfen und verichiedene Staatsbe⸗ 
Hörden errichten müflen. Im den deutſchen Staaten läßt ſich noch 
Manches thun, um den Briten theilweife nachzufolgen. Gin wichtiger 
Bere hierin it die Neugeftaltung der badifchen Verwaltung, a. Ges 
e& von 1863. 

(S) Die Beamtens und Befoldungsfrage. Wien 1857. (Klagen über die 
Ungulänglihkeit der Befoldungen in Oeſterreich.) 

(9) 3. B. in Baiern Appellgerichtsräthe 1800, 2000 u. 2200 fl., Bezirks: 

erichteräthe 1200, 1400, 1600 fl. Bergl. von Lerchen feld, Bericht 
ber die Staatsausgaben, Verhandl. der K. ber Abgeordneten von 

1861. — Entwurf eines Normaletats für die badifchen Staatediener. 

Berbandl. von 1831. V. Beil. S. 1 XIII, 296. — Willkührliche Re 

ductionen ber Beloldungen in Frankreich, 1831 u. 1832, aud in 

Belgien, April 1831. — Die B. d. provilorifchen Regierung in Frank⸗ 

reih vom 4. April 1848 fchreibt Abzüge von den Beſoldungen vor; 

bei 2000—2500 Fr. 4 Proc., 2501—3000 Fr. 5 Proc. u. f. f., 

son 25001 Fr. an 30 Bror. 


— 


8. 58. 


Während der Lohn von Arbeiten für ‘Brivatperfonen ſich 
buch das Mitwerben von felbft regelt, muß die Befoldung 
der Staatöbeamten von der Regierung nad) feſten Regeln bes 
flimmt werben. Bei dieſer Feſtſetzung der Befoldung für jebe 
Art von Aemtern ift auf folgende Umſtaͤnde Rüdficht zu nehmen: 
1) Ueblicher ftandesmäßiger Bebarf des Beamten und feiner 
Familie, weil mit jeber Dienfiftele eine gewiſſe gefelfchaftliche 
Stellung vermüpft if. Es muß fowohl zwifchen den verfchies 
denen Dienflzweigen als zwijchen den höheren und niedrigeren 
Stufen von Rang und Anſehen ein richtiges Verhaͤltniß bes 
Einkommens hergeftellt werben, weil fonft für die zu gering 
bezahlten Stellen zu wenig Bewerbung und Auswahl flatt- 
finden würde. Die Steigerung bed Aufwandes unter ben 
Beamten in neuerer Zeit ift zwar nicht zu bezweifeln, und es 
fann ber Regierung nicht zugemuthet werben, bie immer mehr 


begehrende Sucht nad) Genüflen völlig zu befriedigen; indeß 
laͤßt ſich doch auch, während alle Stände ihre Lebensweiſe vers 
ändert und ihre Bebürfnifie vermehrt haben, nicht diefe Clafſe 
allein zur Einfachheit eines früheren Zeitalterd zurüdführen. 
Manche Aemter haben mit Privatgefchäften Aehnlichkeit, und 
bie übliche Vergütung ber lebteren giebt einen Anhaltöpunct 
für die Befoldung der erfteren. Zeigt ſich eine dauernde Preis⸗ 
erhöhung der zum Unterhalte erforderlichen Dinge und ber ‘Brivats 
bienfte, fo wäre ed aus ben obigen Gründen ($. 57.) ſchaͤdlich, 
die Befoldungen auf dem früheren Stande zu laflen (a). 
2) Koften der Vorbereitung, wobei hauptfächlich der Unterfchieb 
volftändiger wiffenfchaftlicher Bildung für ein befonderes Fach 
und bloßer allgemeiner Schulfenntnifle entfcheidend iſt. 3) Schwies 
tigkeit und Wichtigfeit des Dienftes, Grad von Verantwort⸗ 
lichkeit und Seltenheit der dazu erforderlichen Bähigkeiten. 


(a) Darum Hat man in vielen Ländern 1857 u. 1858 die Befoldungen u. 
Gehalte, befonderd die unterften, vermehren müflen. Die Preiser: 
hoͤhung der Lebensmittel hat im Herbft 1857 (Handelskriſe) abgenom« 
men, iſt aber fpäter wieder zum Borfchein gekommen. 


8. 59. 


In früheren Zeiten befand ein großer Theil der Befoldungen 
in NRaturalien (a), und dieß war zwedmäßig, weil damals 
zum 2ebendunterhalte weniger Kunſtwaaren erfordert murben, 
zugleich der Marftverfehr und der Geldumlauf geringere Leb⸗ 
haftigfeit hatten, als jegt, weil es alfo der Regierung bequemer 
war, Einkünfte in rohen Stoffen zu beziehen und zu verwenden, 
und auch die Befoldeten es vorzogen, nicht baar einkaufen zu 
müflen. In neuerer Zeit hat das Beftreben, dad Finanzweſen 
zu vereinfachen und bie läftige Verwaltung der Naturalvorräthe 
abzufhaffen, in den meiften Laͤndern die Einführung reiner 
Geldbefoldungen zur Bolge gehabt, gegen die fich jedoch wieder 
manche Stimmen erhoben haben (5). Eine fefte Gelbbefoldung 
wird bei niedrigen Bruchtpreifen reichlich, bei hohen unzureichend. 
. Die Angeftellten foltten in wohlfeilen Jahren für die theuren 
etwas zurüdiegen, unterlaffen es aber meiftene fowohl aus Uns 
bebachtfamfeit oder Leichtfinn, ale wegen der Hoffnung, daß 
bie Wohlfeilheit länger anhalten werde. Wird dagegen ein 
Theil ber Befoldung nach einem vieljährigen Breisdurchfchnitte 
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auf Getreide gefeßt, fo hat dies für die Beſoldeten den Nutzen, 
baß fie beim Wechjel der Getreidepreife nicht leiden, die Regie 
rung aber hat dann nicht nöthig, Theurungszulagen zu geben, 
und bezieht fie noch Getreideeinfünfte, fo werben dieſe hiebei nach 
einem Durchſchnittspreiſe verwendet, folglicdy bringen die Preis- 


veränderungen weniger Störung im Yinanzwefen hervor (c). 

(a) Der fchlefifche Ritter Hans von Schweinichen erhielt 1593 bei feis 
ner Anftellung als fürſtlich Tiegnigiicher Hofmarihall folgende Belols 
bung: 150 Rthlr. baar nebft 30 Rthlr. für Kleidung, 2 alter Rog⸗ 
en, 193 Schock Karpfen, 1 Schock Hechte, 2 Zuber Fiſche, 1 Spids 
chwein, 3 Viertel goldberger Bier, 4 Haufen Holz. S. deſſen Leben, 
herausgeg. v. Büſching, II, 39. Bol. Hoffmann, Finanzw. 
v. Würt. zu Anfang des 16. Jahrh. ©. 12. — In manden Ländern 
erhalten tie Beamten noch eine gewifle Menge Brennholz. 

(5) Naſſau (PBrototolle der DeputirtensBerfamml. 1822. ©. 149.), Mürs 
temberg (Memminger Jahrbücher, 1823. II, 290). — In Baiern 
war 1819 gewünfcht worden, einen Theil der Befoltungen auf Getreide 
zu fegen. Wrotofolle der Dep.» Rammer, IX, 19. X, 457. Ebenſo 
1825. Beil. X, 124. G. Im 3. 1826 (B. v. 16. Yebr.) wurde dieß 
bei neuen Anftcllungen eingeführt und fpäter durh V. v 18. San. 1845 
geregelt. Aber wegen der Ablöfung der etreidegefälle werden von 
1850 an die neuen Beloldungen wieder ganz in®eld angefegt. — Jene 
Ginrihtung würde die Lage der Beamten verfchlimmern, wenn der in 
Berreide beftehende Defolbungetbeit bei der Regulirung der Benfionen 
nicht in Betracht käme; f. die Schrift: Giniges über Getreidebefolduns 

en im K. Baiern. Augsb. 1829. — v. Muffinan’s Antrag an 

te baier. 2. Kammer von 1831 in Maͤtzller's Bericht über das Ausg.⸗ 
Budg. Beil. XLIV. C. In Baiern war diefe Ginrechnung fpäterbin 
angeordnet worden. Stokar v. Neuforn Hantb. ©. 239. 

(ce) In ähnlichem Sinne Herdegen, Wuͤrt. Staatshaush. ©. 161. 
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Bon den Unterhaltsmitteln folgt ein Theil den jebedmaligen 
Beränderungen des Getreidepreiſes fchnell nah, 3. B. Brot, 
Fleiſch, Milch, Butter, Talg, Eier, Obſt, Gemüfe, Kartoffeln, 
Bier; ein anderer Theil, fowie audy die Lohnarbeit, fleigt ober 
finft gewöhnlich erft bei einem anhaltend hohen ober niebrigen 
Fruchtpreiſe, viele Waaren endlich halten fih von letzterem 
ganz unabhängig, 3. B. Holz, Wein, Eolonialwaaren, Kleidung, 
Wohnung. In Bezug auf die letzteren kann eine Raturalbefols 
dung gar keinen Nutzen gewähren; auch bei der erwähnten zweiten 
Elafie von Waaren ift der Zufammenhang mit den Getreide 
preifen zu unficher und zu ungleichförmig, ald daß die Beſol⸗ 
beten vermittelt eines unveränberlichen Yruchtquantumd immer 
in gleicher Lage erhalten werben könnten. Es follte daher nur 


derjenige Theil der Befoldung, welcher muthmaßlich für bie 
Ran, polit. Delon. II. 5. Ausg. 13 
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Ausgaben ber erften Claſſe verwendet wird, auf Getreide gefebt 

werben. Diefer Theil könnte bei niederen Dienfiftellen !/a, bei 

mittleren und höheren !/s bis /s der ganzen Jahresausgabe 
betragen (a). Man muß in jedem Lande biefe Abflufung nad 

genauen Erfundigungen anordnen (b). 

(a) 3. B. eine Befoldung von 1200 fl., bet einem Durchichnittspreis des 
Scheffele Roggen zu 2 fl. und !/s Getreidebefoldung koͤnnte feſtgeſetzt 
werden: Ms bar . . 2. BK0f. 

120 Scheffel Roggen 240 fl. 


1200 fi 

(5) Der württemb. Vorfhlag von 1821, daß !/s in Getreide geſetzt werden 
folle, war zu hoch. Im Gr. Heflen wurde feit 1821 44 der Beſol⸗ 
dung nach der (ſehr niedrigen) Kammertare in den 4 Hauptgetreide: 
arten angeleht und fortwährend nach den Marftpreifen des Sabreh be> 
zahlt. Dieß zog eine ſtarke Mehrausgabe nah fih. Daher wurde 
1827 verordnet, daß die Vergütung bdieles t/s in feinem Jahre mehr 
als 15 Proc. über oder unter dem mittleren Geldanſchlage Reben dürfe. 
Nah einem Gef. v. 1857 darf bie Beldvergütung bes a bei Befols 
dungen bis 1000 fl. den Geldanſchlag hoͤchſtens um 75, bei dem Des 
trage über 1000 bis 2000 um 25 Arcor. überfleigen. — Statt eines 
gewiffen Theile der Befoldung koͤnnte man auch ein beflimmtes Frucht: 
quantum als Familienbedarf annehmen. Für badifhe Pfarreien find 
6 Malter (16,2% preuß. Sc.) Kern ober Waizen und ebenfoviel Roggen 
vorgeihlagen worden. Kine Heidelberger PBfarrftelle bat 8,9 Malter 
Roogen, ebenfoviel Gere und 20,9 M. Spelz, welche ungefähr 
9 Malter Kern geben. 


8. 61. 


Weitere Bemerkungen ‚über die Raturalbefoldungen: 

1) Wo diefe Einrichtung erft neu getroffen wird, da darf 
man den fchon früher angeftellten Beamten ohne ihre Zuſtim⸗ 
mung bie Ummandlung eine® Theiles ihrer Einnahme in Ges 
treide nicht aufbringen. Diefelbe pflegt nicht beliebt zu fein, 
weil die Beamten auf die Durchſchnittsberechnung fein bins 
teichendes Bertrauen fepen und die Theurungsgefahr nicht ges 
hörig würbigen. 

2) Die Annahme, Aufbewahrung und Verwendung eines 
©etreidevorrathes ift für die Beamten läftig, und ber obige 
Zwed wird eben fo gut erreicht, wenn ihnen nicht bie Früchte 
jelbft gegeben werden, fondern der Marktpreis berfelben in jedem 
einzelnen Jahre (a). Die Berechnung dieſes jährlich mit ben 
©etreidepreifen zu⸗ oder abnehmenden Befoldungstheiles if für 
die Caſſenverwaltungen allerdings mühfamer, als die Ausbes 
zahlung einer feften Geldbeſoldung, läßt ſich aber mit Hülfe 
von Tabellen wenigftens abfürzen. | 
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3) Wo der Staat Feine Naturaleinnahmen mehr hat, da fällt 
ber eine Grund für die Raturalbefoldungen (8. 59.) hinweg. 


(0) So wurde es in Baiern feit 1826 gehalten. In den beiden hoͤchſten 
Beloldungsclaffen wurden 200 fl. ın Getreide gefeht. Der Durch⸗ 
fhnittepreis des hiezu gewählten Duantums von 3 Scheffel Waizen, 
7 Scheff. Roggen und 24 Scheff. Hafer betrug 1819—28: 194 fl. 
39 kr., die ausbezahlten Marktpreife waren aber in den 3 Jahren 
18/7, as u. Was 173 fl. 42 fr, — 204 fl. 18 fe. — 252 fl. 12 Me. 
Die Bergütung erfolgte nady den Preifen des 15. Nov. u. 15. Der. 


8. 62. 


Die Ausgabe für Ruhgehalte (Benfionen) wird ge 
boten 1) durch die Berüdfichtigung der Hülflofigfeit, in welche 
ein aus feinem Amte entlafiener Staatödiener, vielleicht nach 
vieljähriger Pflichterfüllung, in den meiften Faͤllen gerathen 
würde, weil er bald gar nicht, bald wenigftend nur fehr fchwer 
zu einer anderen Art von Arbeitserwerb Fähigkeit und Gelegen- 
heit hat; 2) durch die Erwägung, daß der Beamte ohne die 
Sicherheit einer Tebenslänglichen Verſorgung entweder nicht mit 
vollem Eifer und mit ganzer Hingebung fidy feinem Berufe 
widmen würde, ober eine flärfere Befoldung erhalten müßte, 
um für den Fall der Dienftlofigkeit etwas zu erfparen; 3) durch 
den wenigſtens in den beutfchen Staaten anerkannten Rechts⸗ 
grundfag, daß ber Staatsbeamte nicht anders als durch eigenes 
Berfchulden, nach richterlichem Erfenntniß, alfo zur Strafe, feinen 
Unterhalt verlieren dürfe (a). Daher begründet bie Entfernung 
vom Amte, fie erfolge nun aus unverfchuldeter Unfähigkeit zur 
Geſchaͤftsführung (Alter und frühere Abnahme ber geiftigen 
Kräfte, Gebrechlichkeit), oder aus allgemeineren Beweggründen, 
3. B. Aufhebung einer Stelle (8), einen Anfpruh auf Ber 
forgung aus der Staatöcaffe. 


(a) Dieß it fhon darum ſehr zweckmaͤßig, weil fonft der Beamte von ber 
Billfür feiner Borgefegten unbedingt nbängig if. Bergl. 8oͤpfl, 
Allg. Staater. $. 215. — Herdegen, Würtemb. Staatshh. S. 159. — 
Es if Auch ale Recht der Beamten angenommen, daß fle nicht auf 
eine niedrigere Dienftftufe verfegt und bei einer Verſetzung in ihrer 
Beſoldung nicht verkürzt werden bilrfen. 


In folgen Faͤllen find öfters Beamte mit ihrer Zufimmung in eine 
niedrigere Stelle gele t worden, mit Beibehaltung des früheren Ran: 
es (Titels) und Ginkommens. Der oftmalige Minifterwechfel in den 

epraͤſentativſtaaten macht es rathfam, "für die WMinifterftellen Aus: 
nahmebeftimmungen zu treffen, jedoch darf der Dienſtrang bes penſio⸗ 
nirten Miniftere nicht geihmälert werben. 


(0 


— 


5% 
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| 8. 63. 


Es ift deshalb unvermeidlich, daß immer eine Anzahl ehe 
maliger Beamten im Ruheftande unterhalten werde, allein bie 
Ausgabe für Ruhegehalte ift in der neueften Zeit in vielen 
Ländern über dieß im Weſen ber Sache liegende Bebürfniß 
hinaus geftiegen (a). Sofern dies vom Veränderungen in den 
Staatögebieten und in dem Organismus ber Verwaltung her 
rührte, ift e8 eine vorübergehende Laſt; es ift jebody auch manche 
unnöthige Penfionirung aus zufälligen perfönlichen Rüdfichten 
vorgefommen. Die Berfegung in den Ruheftand follte nur 
nad) reiflichfter Weberlegung und nur da ausgeführt werben, 
wo fonft ein erheblicher Nachtheil für den Staatödienft oder 
für Leben oder Geſundheit des Beamten zu befürchten ifl. Zwar 
laffen fi) wegen der Mandhfaltigfeit der Fälle die Bedingungen, 
unter denen eine Verſetzung in den Ruheftand zuläffig fei, nicht 
wohl in einem Geſetze erichöpfend aufzählen (db), die Regierung 
muß aber: forgfältig bedacht fein, den Spielraum, der ihr hierin 
geftattet ift, nicht zu mißbrauchen (c). Die Größe eines jeden 
Nuhgehaltes im Berhältniß zur Befoldung muß geſetzlich ges 
regelt werden. Sie kann etwas niedriger fein als die Beſol⸗ 
dung während ber Dienftthätigkeit, weil diefe zu manchen Aus⸗ 
gaben nöthiget, bie in der Zurüdgezogenheit des Ruheſtandes 
wegfallen, doch follte der Abzug deſto Kleiner fein, je länger 
ber Beamte ben Dienft verrichtet hat (d). 

(a) Betrag derfelben in einigen Staaten: 
Baden. Stand im %. 1862 Givilpenfionen 434209 1., Militär-®P. 

u. SInvaliden 224 878 fl., für Geifllihe und Lehrer 46000, zufammen 

117380 fl. — 8,% Proc. des reinen Staatseinfommens (1847 war die 

Summe 760 840 fl.). Der jährliche Abgang durch Todesfälle wirb bei 

älteren PBenfionen zu 8,5 Broc., bei neueren P. der Staatsbiener zu 9,5, 

der Angeftellten und Militärperfonen zu 10 Proc. angenommen. 

Baiern: alle Penflonen und Wittwengehalte bi6 1825 find ber 
ag unasrafie ugewiefen worden. Sie beliefen ſich 1825 auf 

5282000 fl. oder 18 Proc. der Ausg. Berhandl. der 2. Kammer von 

1828. Beil. XLVL 7. In der VII. Finanz⸗Periode (1855 — 61) 

waren die noch übrigen älteren Benfionen auf 750000 fl., Zins und 

Tilgung ber in der erften Zeit aufgenommenen Schuld auf 447 000 fi. 

angeſchlagen. Die neueren Ruhgehalte beflnden En den Borans 

fhlägen für die einzelnen Dienftzweige zerftreut. rt Betrag nad 

dem Budget für die genannte Periode iſt zufammen 2'388 700 fl. und 

bieß beträgt mit obigen 750000 fl. 7,3 Proc. der reinen Ausgabe. 
Frankreich, 4. 1862: 65%, Mil. Fr. — 5 Proc. der r. ©. 


Hannover, A. 185%: 502969 Nthlr. — b,e Proc. ber r. ©. 
Helfen, Großh., A. 1857: 9438500 fl. — 6,97 Proc. 
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Kirch enſtaat, R. 1855: 936603 Scudi — 8,2 Proc. des uns 
mittelbaren Staatsaufwandes. 

Preußen, A. 1862: 1596319 Rthlr. Civil⸗Penfionen u. 3-075 679 
Rthlr. MilitärsP., beide nad) Abzug der Beiträge von den Angeftellten, 
zufammen gegen 4%; Mill. = 4,9 Broc. 

Sachſen, 1858—60: 607454 Rthlr. —6, Proc, davon 255313 
Kthlr. Militär:B. 1861 — 63 mit Cinſchluß der tranfitorifchen Hoſpen⸗ 
fionen 570823 Rthlr. — 4,6 PBroc., davon 239408 Rthlr. Milttärp. 

Sardinien, R. 1855: 10298816 Ar. = 7,1 Proc. des unmit: 
telbaren Aufw. ohne Binrehnung des ruffifchen Krieges. 

Weimar, A. 1857—59: 72970 Rthlr. —= 5, Beoc. der r. ©. 

MWürtemberg, A. 1861 — 64 nad Ausſcheidung der Ausgaben für 
Mittwengebalte, 639300 fl. = 4 Proc. des Staatsbedarfes. 


(8) Brivatpenfionscaffen können ſich deßhalb nicht wohl ſelbſtſtaͤndig erhals 


ten, weil die Zahl der von Jahr zu Jahr in Ruheſtand tretenden Ber: 
fonen von den Beichlüffen der Staatsgewalt abhängt und nicht allein 
durch natürliche Greignifie beflimmt wird. Dagegen von Safob, II, 
815. — Indeß fleht der Bildung eines Penfionsfonde aus Beiträgen 
der Beamten nichts entgegen, woferne nur bie Abzüge von den Beſol⸗ 
dungen mäßig find, die Mechte der früher NAngeflellten nicht verlegt 
werden und von der Stantscafle das Fehlende zugeſchoſſen wird. Bal. 
Preuß. Gabinetsord, vom 31. Aug. 1824. In Franfreich gab es bisher 
Penfionscaflen (oaisses de retraite), in welche die Beamten 5 Proc. 
ihres Dienfleintommens und */s jeder Zulage im erften Jahre bezahlten ; 
diefe Caſſen find aber aus Unzulänglichkeit der Mittel zur Beſtreitung 
ber ihnen obliegenden Ausgaben fehr ins Gedraͤnge gefommen und es 
wurde eine Hülfe von dem Staate nöthig. — In Belgien fchießt der 
Staat jährlih 200000 Fr. zur Penfionscafle bei. — In Preußen bes 
laufen fih (1862) die Beiträge der Befoldeten auf 512781 Rthlr. 


(ce) In Baiern wurden jährlich in der neueren Zeit 2, Proc. der Beamten 


(<) 


penfionirt, man hofft Fünftig mit 1,8 Proe. auszureihen. In Baden 
wird ber Sngang auf etwas über 9 Proc. der Benftonirten berechnet. 
Dieß ift billig, denn mit der Dauer des Amts wächft der auf Ver⸗ 
dienfte gegründete Anfpruh und das Yamilienbedürfnig. Die Penfion 
beträgt in Gr. Heffen und NRaffau im 2ten Decennium 7/0, im äten 
&/,o, im Aten %ıo der Beſoldung, nach 40 Jahren die volle Befoldung; 
in Baden nah 10 Dienfliahren 70 Proc., für jebes weitere Yabı 
1 Broc. mehr, nad 40 Jahren die volle Beſoldung, in Würtemberg 
nad 10 Jahren 40 Proc., dann für jedes Jahr 2 Proc. weiter. Vgl. 
von Malchus, IL, $. 12. In Baiern wird der Standesgehalt, den 
ber Beamte auch im Ruheflande behält, dem Dienfl: (Functions⸗) gehalt 
entgegengefeßt. Jener beträgt bei Stellen bis 1300 fl. Befoldung im 
1. Sahrıchenb 70, im 2. 80, im 3. und länger fort 90 Broc., von 
1300 fl. an tritt eine andere Megel ein. ei 6000 fl. und mehr 
3. B. iR der Standesgehalt 2250 oder 37,6 Proc, Kür jedes zurüds 
gelegte Jahrzehend bie nach dem britten fleigt der Stanbesgehalt um 
10 —* doch nicht über 0,9 der ganzen Belofdung. In Baden wird 
feit 1832 von allen Befoldungen über 600 fl. der 5te Theil bei ber 
Beflimmung des Ruhegehaltes nicht mit eingerechnet, ebenfo der Mehrs 
betrag über 4500 fl. Geſetz 3. Auguft 1844. Das geſetzliche Maris 
mum für die Benflon ift feit 1831 4000 fl. 


8. 64. 
Auch die Wittwen- und Waifens®echalte können als 


eine Ergänzung der Befoldungen angefehen werden. Gie find 


bei den eigentlichen Staatsämtern darum nothwendig, weil bie 
Wittwe eines Staatödienerd in der Regel Feine Gelegenheit 
bat, ihren Unterhalt felbft zu verdienen, und weil ohne bie 
Ausficht auf eine ſolche Unterftügung ein unbegüterter Beamter 
unverehelicht bleiben oder ſtets darauf bedacht fein müßte, für 
feine Familie etwad zu erübrigen, was für die Dienftführung 
nadıtheilig ift. Die Berforgung der Wittwen und Waifen fann 
auf mehrfache Weife bewirkt werben. 

1) Sreie Privatwittwencaffen, II, 8.368 a. Hier 
muß, den Wahrjcheinlichfeitöberedinungen gemäß, die Einfaufs- 
fumme oder der jährliche Beitrag fowohl nad dem Alter des 
Verſorgers ald der Berforgten beftimmt werben, folglich ift die 
Ausgabe bei bejahrten Ehemännern jüngerer Frauen von bes 
traͤchtlicher Größe. Auch müßten, wenn bie Einrichtung voll 
fommen billig fein fol, bie Wittwens und Waifencaffe von 
einander getrennt und die Beiträge in Iegtere nach Zahl und 
Alter der Kinder angefept werben (a). Die jährlichen Zahlungen 
find deßhalb je nad) den Alteröverhältniffen und der Zahl ber 
Kinder für die einzelnen Beamten fehr ungleidy und, wenn die 
Berforgung ber Angehörigen zureichend fein fol, bei den gleich« 
förmigen Befoldungsfägen für einen Theil der Beamten uner- 
ſchwinglich (6). Dan kann ihnen daher ben Beitritt zu einer 
jolden Eaffe, wenigftens mit einer anfehnlichen Summe, nicht 
auferlegen, und ohne einen ſolchen Zwang ift bie Lage ber 
Hinterbliebenen nicht gefichert. 


(a) Gebhardt, Meber Wittwen⸗ und Waifenpenfionsanftalten, München, 
1844 (gebrudt ſchon 1832), Ir Theil. 
(2) 


Für einen 30jaͤhrigen Mann und eine 20jährige Frau koſtet bei der 

Berliner Wittwen:E. ein ittiengegalt von 100 Rthlr. einen jaͤhr⸗ 

lihen Pi des Mannes von 30 Rthlr., nah Gebhardt, Tab. IIA 
, r. 


8. 65. 


2) Beſondere Beamten⸗Wittwencaſſen, welche zwar 
ebenfalls das Eigenthum der Theilnehmer find, zu denen aber 
jeber Beamte einen beftimmten Theil feiner Befolbung beitragen 
muß. Bei folchen Wittmencafien werden aus dem in $. 64 
angegebenen Grunde die fährlihen Einzahlungen nicht nad 
dem 2ebendalter der Betheiligten und der Zahl ber Kinder ein- 
gerichtet (a). Daher würden bie ausbezahlten Penflonen noch 
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geringer ausfallen, als bei freien Vereinen nach den in 8. 64 
angegebenen Regeln, wenn nicht andere Einrichtungen dieſen 
Nachtheil wieder aufhoͤben, namentlich 1) anſehnliche Beiträge 
beim Eintritt ( Einfaufsgelver, Eintrittstaxen) und bei Beſol⸗ 
dungszulagen (fog. Meliorationstaren), 2) die Vorſchrift, daß 
auch ledige und verwitimete Beamte bie Beiträge bezahlen 
müflen, 3) ein Staatsbeitrag. Bielen dieſer Caſſen iſt fo- 
gleich bei ihrer Errichtung eine beträchtliche Summe aus ber 
Staatdcaffe gegeben worden. Soweit bie eigenen Einfünfte 
der Witwencaſſe nicht hinreichen, um den Wittwen eine anges 
mefiene Unterftügung zu gewähren, muß jaͤhrlich ein Staats» 
zuſchuß gegeben werben, burd) den ed möglich wird, mit fehr 
mäßigen Beiträgen der Beamten die Witwen zu verforgen (b). 
Caſſen biefer Art find fchon darum nüglich, weil fie, wie bie 
in 1) genannten, ald Privatanftalten bei den Wechfelfällen 
eined Krieges ober irgend eines öffentlichen Unglüdes unantaft- 
bar find. Die Berwaltung gefchieht unter firenger Aufficht 
der Staatöbehörden. Daß auch unverheirathete Beamte ihren 
Beitrag leiſten müffen, iſt weder ungerecht (weil es gefeblich 
audgefprochen wird und folglih in dem Anftellungsvertrage 
fhon ausbedungen ift), noch unbillig oder unzwedmäßig, weil 
biefelben auch weniger für fi) bedürfen. in Beitrag ber 
Staatscafle ift zwedimäßiger, ald wenn man alle Befoldungen 
erhöhen wollte, damit die Beamten mehr Beiträge abgeben 
fönnen (c). In vielen Ländern beftehen für mehrere Zweige 
des Staatsdienſtes befondere Witiwencaflen (d). 

3) Eine ganz aus der Staatdcaffe zu bezahlende Penfton 
ift dann nöthig, wenn bie Befoldungen im Allgemeinen fo 
mäßig find, daß man den Beamten feinen Beitrag abziehen fann. 

Zu einer guten Einrichtung biefer Penſionen gehört a) daß 
fie nicht bloße Gnadenſache, fondern geſetzlich geregelt feien, 
was jedoch die Bewilligung einer größeren Summe im Falle 
eined befonderd dringenden Bebürfniffes nicht ausfchließt; 
b) daß ber Gehalt einer Wittwe in einem gewiffen Verhaͤltniß 
zu der Befoldung des verftorbenen Ehemannes fiche; c) daß 
für jedes Kind gleichfalls eine befondere Unterftügung bis zu 
einem gewifien Alter audgefegt werbe, die bei mutterlofen Wai⸗ 
ſen groͤßer iſt, als bei bloß halerloſen (e). 
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(a) v Ralchus, IL, 74. — Wiegand (Sind gegenwärtig bie Staates 
Benfions- und Wittwen⸗C. noch zeitgemäß? Halle 1859) empfiehlt 
an der Stelle diefer Caſſen die Lebensverfiherung und räth, daß die 
Staatscafle einen Beitrag zur Berficherungsprämie der Beamten gebe. 
Es ift richtig, daß, wenn der Beamte feine Wittwe hinterläßt, die eins 
gezahlten Gelder feiner Familie nicht zu Gute fommen, allein es füllt 
dann auch das Bebürfnig hinweg und den anderen Theilnchmern er: 
wahr ein Bortbeil. Die Auszahlung einer Berfiherungsfumme ift 
nit das, was die Wittwe bedarf, fie müßte erft eine Leibrente faufen 
und dieſe fällt gering aus, wenn die Wittwe noch jung if. 

(6) Nah tem Stande der Befoldungen in den meiften 2ändern wird man 
den Beamten nicht leicht über 2 Broc. ihres Dienfteinfommens für bie 
Mittwencafle abziehen können, die Witwen der unteren und mittleren 
Beamten werden aber nicht mit weniger als */s jenes Cinkommens 
ihrer Chemaͤnner ausfommen ; Hieraus läßt fi ermitteln, wieviel die 
Leiftung des Staates für diefen Zwed betragen muß. 

(6) Beiſpiel. Bad. Eivildiener-Wittwencaffe-D. v. 28. Juni 1810. Dieners 
Ediet vom 30. Sanuar 1819 $. 20. Bon jeder Befoldung werden 
jährlich 11/5 Proc. beigetragen und die Wittwe erhält dafür mindeſtens 
das 11fache, alfo 16/3 Broc., den jegigen Betrag. Die Wittwencafle 
bezieht ferner aus der Staatscafle die vierteljährige Befoldung von 
jedem verftorbenen Staatsdiener, was 1862 zu 19000 fl. angenommen 
wird. Ferner erhalten die Erben eines verftorbenen Beamten ein Gna⸗ 
denquartal, nad befien Ablauf erft der Wittwengehalt anfängt. Die 
Gafle Hatte zu Ende 1861 ein Bermögen von 2.302576 fl. Es waren 
2037 theilnehmende Beamte und 846 Wittwen oder Wailenfamilien, 
alfo 41,° Proc. der erſteren. Die Staatöcaffe ſchießt der Caſſe jährlich 
foviel zu, ale zu den zugeficherten Zahlungen noch fehlt, im 3. 1862/3 
34200 fl., und giebt noch weitere 50 Broc. diefer Wittwenpenfion und 
20 Proc. für jedes Kind, was im 3. 1862 auf 72353 fl. ange 
ſchlagen if. Der jeßige Wittwengehalt beträgt alfo im Ganzen 11/s 
mal 16%/2 oder 24°/4 Proc. der Beſoldung des verftorbenen Ehemannes, 
und für jebes Jüngere Kind 3,3 Proc. jener Befoldung. Hiezu fommen 
noch 29514 fl. Onadenpenflonen. Nah der erwähnten Ginrichtun 
würde der Staat mehr zulegen müflen, wenn bie Wittwencaffe dur 
Gapitalvermehrung in den Stand gefeßt würde, höhere Gehalte auszus 
bezahlen. Cinfacher wäre es, wenn die Staatscafle in einer einzigen 
Summe jährlih das zulegte, was an den Mitteln der MWittwencaffe 
fehlt, um den gefeplidh ausgefprochenen BWittwengebalt fammt Zuſchuß 
für die Kinder zu beftreiten. — In Baiern wurden 1825, nach ber 
Vebertragung ber Biöherigen Ruh: und Wittwengehalte auf die Schuls 
dentilgungscafle, die Abgaben der Beamten für obigen Behuf beibehals 
ten, um daraus nad) Beftreitung der neuen Wittwengehalte ein Hülfes 
vermögen zu fammeln. Aber dieß wuchs bis 1840 nur auf 108000 fl. 
an, weil bie neuen Wittwen: und Waifen Far bald den Betrag 
jener Entrihtung überfliegen. Sie beliefen — 1837/38 auf nahe an 
300000 fl., der 9. für 1855/61 if 558200 fl., 1861/7 (8. Periode) 
630000 HF. — Würtembderg: Nah dem Geſetz v. 28. Juni 1821 
wurde bie Hälfte der Bintrittögelder und Sahresbeiträge ber Stante- 
biener zu einem Gapitale geſammelt, welches bis Mitte 1839 auf 
744.000 fl. angewachſen war. Es wurden nun aus den Veberfchüflen 
der Staatscaffe 740 000 fl. zugelegt und mit Hülfe der Zinien dieſes Ber: 
mögens (1846 ſchon 1'613 000 fl.) kann die Gafle ohne den Staates 
beitrag beheben, welcher zuletzt 80 000 fl. ausgemadht hatte. Her: 

egen, S. 177. 

(4) 2 B. Dfflciere u. a. Militärbeamte, Forſtbeamte, Pfarrer, Schul 

ebrer. 


(*) In Baiern erhält die Wittwe %/5 der Befolbung ober des Muhegehaltes, 
ein vaterlofes Kind bis zur Verforgung oder bis zum Schluß des 20. 
Sahres %, vom Gehalte der Mutter, ein Alternfofee Kınd ?/ deſſen, 
was die Mutter empfangen würde. 


8. 65a. 


Die Verrichtungen ber für niedrigere Stufen bed Dienftes 
widerruflich Angeftellten erfordern feine lange und koſtbare Bors 
bereitung und haben mit “Privatdienften wenigftend infofern 
Aehnlichkeit, als die Angeftellten im Falle der Entlaffung ſich 
in der Regel noch anderweitig leicht fortbringen fönnen. Diefe 
Borausfegung fallt jedoch dann hinweg, wenn Jemand erft 
nad, langer Dienftführung in vorgerüdtem Alter außer Thätig« 
feit gefeßt wird. Es ift daher nicht allein höchft billig und 
beruhigend, fondern auch zur Erwedung bed Dienfteiferd zweck⸗ 
mäßig, daß in folchen Källen ein Ruhgehalt gegeben wird. Da 
jedoch diefer Elaffe von Dienern kein Redyt auf lebenslängliche 
Berforgung zufteht, fo bleibt ed der Regierung überlafien, ten 
Ruhgehalt innerhalb der gefehlichen Gränzen da, wo er für 
den Unterhalt Bebürfniß ift, zu verleihen (a). | 


(a) 3. 3. bad. Geſ. v. 28. Aug. 1835: Diener, bie von einem Miniftes 
rium oder einer Mittelſtelle angeftellt find und ihren Dienft fortwähs 
vend verfehen haben, können einen Ruhgehalt erhalten, ber bei 
weniger als 15 Dienfljahren 1/s ihres feſten Gehaltes, bei mehr Dienfts 
jahren die Hälfte deflelben nicht Üüberfleigt. Wenn das Drittheil im 
erften Falle unter 72 fl. oder die Hälfte im zweiten alle umter 150 fl. 
it, fo kann der Ruhgehalt bis zu dieſen Summen fleigen. Die Bolls 
Hugeberorbnung v. 25. Nov. 1841 beflimmt, melde niederen Diener 

nfleflungsdecrete erhalten und penfionsfähig fein follen, mit dem bei 
jeder Art von Dienften fegefegten max. des für ben Ruhegehalte zu 
Grunde zu legenden Gehaltes, 300— 600 fl. — Gtiftung einer Witt: 
wencafle für foldye niedere Diener, Statuten v. 25. Nov. 1841. Der 
monatliche Beitrag ift 48 kr. — 1 fl. 36 kr., die Suftentation ber 
MWittwen oder Waiſen war für die erfien 10 Jahre das Afache, iſt aber 
jegt das 5fache des Jahresbeitrages des Mannes. ' 


8. 66. 


Bei jeber Staatöbehörde und Stelle kommen verfchiedene 
mit der Befhäftsführung verbundene Nebenaus⸗ 
gaben vor, bie jedoch nicht in einem gleichförmigen Verhaͤltniß 
zu dem Aufwand für Befoldungen ftehen. Diefe fogenannten 
Regie: (Befchäfts-) Ausgaben betreffen vornehmlid: 

1) Amtöbebürfniffe (Bureaufoften), ald Einrichtung, Heizung 
- und Beleuchtung der Gefchäftszgimmer, Schreibmaterialien, 


— WM —— | 


Bücher u. dergl., wobei es wenigftens für die unteren Stellen 
am beften ift, die Ausgabe nad) einem ohngetähren Ueberfchlage 
dem Beamten für eine fefte Summe zu überlaffen, weil fonft 
viel überflüffiger Aufwand nicht zu verhüten iſt (a). 

2) Tagegelder (Diäten) und Reifefoften- Erfat. Man muß 
nicht allein die Größe der nad) dem Dienftrange bed Abgefen- 
deten zu leiftenden Vergütung genau und mäßig feftfegen (Diäten- 
ordnung), fondern auch die Bedingungen ausfpredyen, unter 
denen allein die Anordnung einer Commiffton gefchehen darf. 

3) Porto, Botenlohn u. dgl. 


(a) Die Schreibmaterialien können Bald nah der Ginwohnerzahl eines 
Amtsbezirfs, "bald nach der Größe ber verrechneten Summe, bald nad 
ber Zahl der Untergebenen angefchlagen werben. In Baden werben 
für jeden Beamten bei den Untergerichten 40 fl., für eine Bauinfpection 
323 fl. angenommen. 


8. 67. 


Auch die Gebäude verurfachen in jedem Berwaltungss 
zweige einen erheblichen Aufwand. Sie dienen zur Amtsfüh—⸗ 
rung (Gefchäftszimmer), zur Wohnung der Beamten, zur Auf 
bewahrung verfchiedener G&egenftände, zu Gefängniflen und 
mancherlei andern Anftalten, 3. B. Schulen, Kranfenhäufern ıc., 
auch fommen in Berbindung mit den Domänen privatrechtliche 
Berbinblichkeiten zur Beftreitung von Koften für gewiffe Gebäude 
vor, Baulaften, II, $. 70a. Da die Aufführung und Ers 
haltung eined Gebäudes der Regierung mehr zu Eoften pflegt, 
als den Privatperfonen, ba ſchon die unumgänglich nöthigen 
Gebäude eine anfehnliche Ausgabe hinwegnehmen, und da, wie 
die Erfahrung lehrt, bie Regierungen oft durch Vorſchlaͤge 
Einzelner in Verſuchung gefebt werben, große Summen auf 
unzwedmäßige oder doch entbehrliche Bauten zu verwenden, fo 
ift es nöthig, bei dieſem Gegenſtande beſonders forgfältig zu 
Werke zu gehen, um in ben Ausgaben fparfam zu fein. Hiezu 
bieten fih unter anderen folgende Mittel bar: 

1) Verkauf der für öffentlidhe Zwecke Teicht entbehrlichen 
Gebäude, wohin viele Dienftmohnungen, wenigftend in ben 
Städten, gehören, weil die den Beamten zu gebende Mieth- 
Entfhäbigung in der Regel weniger foftet, ald bie Zinfen bee 
muthmaßlich zu erlangenden Berkaufspreifed ber Gebäude (a). 
Für mandye Gefchäftsgweige iſt es jeboch nöthig, baß ber 


Beamte in dem Gebäube wohne, wo bie Dienftverrichtungen 
ausgeübt werben. 

2) Unter den Ausbefferungen müflen diejenigen, welche 
zur Erhaltung dienen, zeitig vorgenommen werben, weil fie bei 
längerem Berzuge bie Koften vergrößern (b), während andere, 
bie nur zur befieren Benugung, Bequemlichkeit oder Verſchoͤne⸗ 
rung beitragen, eine forgfältige Prüfung der Anträge und eine 
Unterfheidung ber mehr oder weniger nöthigen ober nüglichen 
Ausgaben erfordern, damit jene vor biefen audgeführt werben. 

3) Neubauten dürfen wegen ihrer Koftbarfeit nur nad) 
reiflichfter Unterfuchung des Bebürfniffes unternommen werden 
und es dürfen wechſelnde perfönlihe Wünfche und Ruͤckſichten 
feinen Einfluß auf die Beichlüffe gewinnen. Bei einem uns 
zweifelhaften Beduͤrfniß ift jedoch bie Aufführung eined neuen 
Gebäudes oft vortheilhafter, als bie Einrichtung eines älteren 
zu einem Gebrauche, zu dem ed nicht beflimmt war und für 
ben ed doch nur mangelhaft und auf Fürzere Zeit brauchbar zu 
machen if. Manche Neubauten, wenn auch nüglich, laſſen fich 
wenigftend leicht verfchieben (c). 

4) Wahl der wohlfeilften Ausführungsart, wenn biefe mit 
ber Rüdfiht auf die Dauer und auf das Anftändige verträglich 
ft. Man muß daher, ohne den guten Geſchmack zu beleidigen, 
das Einfache dem Künftlich » Lururiöfen vorziehen und fich genaue 
Bauanfchläge verfchaffen, um die Größe der Ausgabe fchon 
vorher zu fennen. Hiezu dient theils forgfältige Prüfung ber 
Anichläge durch Kunftverfländige, nöthigenfale an Ort unb 
Stelle, theils die Verfügung, daß die Baumeifter für die Aus- 
führung verantwortlich gemacht werben (d). Bei beträchtlichen 
Bauten wird in ber Regel jeder Zweig ber Bauarbeit (Steins 
hauers, Maurers, Zimmer-, Schreiners, Schloffer Arbeit ıc.) 
dem Mindeſtfordernden überlaflen (8. 34), es wird zur Webers 
wachung ber Arbeiten ein von der Regierung angeftellter Baus 
verftänbiger beauftragt und das vollendete Wert von einem 
Bezirksbaumeiſter vor ber Ausbezahlung der bebungenen Summe 
unterfucht. 


(a) In Baiem find die Landbauten (im Gegenſatze des Straßen⸗, 
Brüden: u. Waſſerbaues) in einer beionderen Abtheilung ber Haupt 
Raatsrehnung und des Voranfchlages zuſammengeſtellt. Sie betrugen 
1831 — 1837 i. D. 536000 fl., der A. 1837 — 43 waren 531000 fl., 


1855 —61 find 757686 EB. angenommen, 1861 —67 860000 fl. In 
den meiften Staaten wird ber Bauaufwand bei den einzelnen Berwals 

' — — zerſtreut verrechnet. 

(6) Die Gebaͤude werden am beſten zum Fruͤhling beſichtigt, weil man 
dann bie gute Jahreszeit zu den nöthigen Herflellungen vor ſich hat. 
Ausfuͤhrliche Borfchriften über die Staatsbauten in der Weimarfchen 
B.v. 18. Aug. 1818. Burdhard, ©. 656. 

(o) In Baiern waren für den Boranfchlag von 1855/61 von den Kreis⸗ 
regierungen 3095 645 fl. für Neubauten zu Zweden der Staatoverwal⸗ 
tung verlangt. Man verminderte durch Ausfheidung des Minders 
Dringenden die Summe erft auf 740000, dann auf 515000 fl. und 
auch hievon wurden nur 387 000 fl. in den Voranſchlag für die 7. Finanz⸗ 
periote aufgenommen. 

(d) Die Baubehörten haben vielfältig durch Ueberſchreitung der bewilligten 
Summen die Ordnung im Stantehauspalte geſtoͤrt, es fei nun, daß 

- fie niht forgfältig genug zu Werke gingen, oder abfihtlih bie An⸗ 

fhläge zu niedrig madten, um beflo eher die Genehmigung neuer 

Bauten zu bewirken. Daher fchreibt die bad. V. vom 5. April 1839 

vor, wie bie technifchen Beamten in folhen Yällen zur Berantwortun 

gezogen werden follen. — A. Weimarihe V. Art. 13: Sobald id 

zeigt, daB die Anfchlagefumme nicht zureicht, wird jede Sahlung für 

ben Bau eingeflellt, und an die hoͤchſte Behoͤrde berichtet. 


2. Hauptftüd. 
Ausgaben für einzelne Abtheilungen der Regierungsgefchäfte. 


8. 68. 


Die oberften Behörden, bei denen alle Staatögefchäfte zu⸗ 
fammenteeffen, erfordern nur einen geringen Aufwand und geben 
deßhalb zu Erfparungen wenig Gelegenheit. Es gehören dahin 
das fürftlihe Cabinet, welches in Repräfentativftaaten mit 
verantwortlichen Miniftern feine frühere Wichtigkeit verliert, ber 
Minifterrath und der Staatsrath, defien Mitglieder 
größtentheild zugleich andere Aemter befleiden und aus bens 
felben ihren Unterhalt beziehen (a). Jeder felbfiftändige Zweig 
ber Regierungsgefchäfte (Minifterium) hat einen Vorftand 
(Minifter, Staatsfecretär, Präfident), der nur dem 
Dberhaupte ded Staates untergeordnet ift und eine Anzahl von 
Gehülfen (Minifterialräthen) zur Seite bat (6). In 
Eleineren Staaten läßt man zur DBerminderung bed Aufwandes 
bie Minifterien durch Beamte eines niedrigeren Ranges (Staats⸗ 
räthe 2c.) verwalten, in den großen Staaten geftatten bisweilen 
bie Befoldungen der Minifter eine Verminderung. Die Zahl 
ber Minifterien ift in ben europäifchen Staaten fehr ungleich, 
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wozu ſchon ber Umſtand beiträgt, daß in größeren Ländern eine 
weitere Spaltung der Gefchäftögebiete nöthiger wird, während 
in Fleinen der Einzelne mehr überbliden und leiten fann. In 
ber nachfolgenden Betrachtung der Regierungsausgaben ift bie 
in $. 43. angegebene Eintheilung nad) den Zwecken verfelben 
zu Grunde gelegt worben, mit welcher die Einrichtungen ber 
einzelnen Staaten großentheild übereinftimmen. 


(a) Baiern, 1855/61 Staatsrath 84963 fl. — Frankreich 1859: Staats: 
minifterium,, Archive, Staatsrath 2911800 Fr. Gin Minifter bezieht 
100000 Fr., der Staatsrathepräfldent 150000, ein Generalſecretaͤr 
eines Minifteriums 20 000 Fr. — Preußen, 9. 1859: Staatsminifte: 
rium, Archive, Babinet, Ordenscommiſſion ıc. 132680 Rthlr. 

(5) Beſoldung eines Minifters: Deflerreih 1849: mit Duartiergeld und 
Functionsgehalt zufammen 14000 fl. = 17 150fl.cheine, 1862: 16 800fl. 
u. 2100 Suattic eld. — Preußen 10 000 Rthlr. — Würtemberg: Geld 
1500 fl., 36 Klarter Holz = 810 fl., Butter für 4 Pferde = 528 fl. 
24 fr., zufammen 8868 fl. 24 fr.; ber Minifter des Auswärtigen 
13 318 fl. 24 fr. — Baten: 9000 fl. für einen Minifter, 6000 fl. für 
einen Staatsrath, welcher Minifterialpräfident if. — Nordamericanifche 
Freiftaaten: jeder der 4 Staatsfecretäre 6000 Doll. (15000 fl.), jeder 
exfte Unterbeamte eines Miniſters (first clerk) 2000 Doll. ıc. 


$. 60. 

Das Juftizwefen (bürgerliche und Strafrehtöpflege), die 
unentbehrlichfte und aͤlteſte Staatsanftalt, koſtet nur einen 
fleinen Theil, hoͤchſtens !/s des ganzen Staatsaufwandes (a). 
Die Ausgaben betreffen: 

1) Das Juftizminifterium, mit Einfchluß der zur Entwerfung 
neuer Rechtsgeſetze vorübergehend beauftragten Beamten (Geſetz⸗ 
gebungscommilfton). 

2) Die Gerichte mehrerer Inftanzen (d). Wenn die Ber- 
befierung des Gerichtöwefend nach den Bebürfniffen ber jegigen 
Zeit neue Ausgaben verurfadht, fo kann auch wieder durch 
gute Rechtögefege und Gerichtsordnungen, durch Vereinfachung 
bed Proceßganges, befonderd durch häufige Anwendung bes 
mündlichen Verfahrens und durch eine friebensrichterliche Vers 
mittelung, welche viele Rechtöftreitigkeiten fchon im Entftehen 
beilegt, viel eripart werden. Der Gerichtögang ift zugleich eine 
Duelle von Einnahmen, welche einen Theil ber Koften beden, 
$. 234. 

3) Die Gefängnifie und Strafanftalten. Auch bei dieſem 
Gegenftande wird die Nothwendigkeit einer durchgreifenden Vers 
befierung, welche neben dem nächften Zwecke ber Strafe zugleich 


auf den fittlihen und religiöfen Zuftand der Sträflinge ein- 
wirft und fie gebeflert in die Gefellfchaft zurüdfehren läßt, 
allgemein und lebhaft gefühlt (c). Vollkommnere Strafanftalten 
find zwar foftbarer als bie bisherigen mangelhaften, allein ber 
gute Erfolg belohnt reichlich den vermehrten Aufwand, an dem 
auch durch den Ertrag der von den Sträflingen geleifteten 
Gewerbsarbeit wieder ein Theil vergütet wird (d). 

(a) Beifpiele: 12,7 Proc. in Preußen 1858, — 10,0 Proc. Baden 1858. 59, 


(2) 


(e) 


— 9 Proc. Würtemberg R. 1853/4, — 7,3 Proc. Züri R. 1854, — 
5,7 Baiern 1855/61, — 3,7 Kirchenflaat R. 1853, — 3,67 Frankreich 
1859, — 3,% Sardinien 1856. 

Die Koften der Gerichte dritter, zweiter und erfler Inſtanz verhalten 
fih in Frankreich wie 1,6, 15, in Preußen 1, 6, 38, Baiern 1, 24/a, 9, 
Baben 1, 3, 5,6. ine unnöthig verwidelte Rechtspflege verurfacht 
den Unterfhanen noch außer den Staatsausgaben durch bie größeren 
Koften der Nechtsbeiftände eine flärkere Beichwerde. In Sachſen foll 
auf 2000 Ginwohner 1 Advocat kommen, in Frankreich auf 3390 
(nämlih 9529 avouss und avocats), in en eft auf 13000 
(1140 Juftizeommifläre und Notare). — Außer dem bei den Gerichten 
angefiellten Berfonal kommt auch eine Vergütung von Reiſekoſten und 
Berfaumniß bei Zeugen und beigezogenen Sachverfländigen vor. 

Die Wirkungen folder Verbeſſerungen laſſen fih in der abnehmenden 
Sterblichkeit, der Krankenzahl der Steafanftalten und in der geringen 
Zahl der Nüdfälligen genau nadweifen. In den belgifchen Zucht⸗ 
haͤuſern ftarb 1823—30 Yes, 1831—36 Yu, 1832—43 nur noch Ya; in 
Frankreich ift die Sterblicgkeit bei Männern t/ıs, bei Frauen gegen "ıs. 
Das Bruchſaler Männerzuchthaus Hatte im Durchſchnitt 1850 —56 nur 
2,7 Proc. Sterbfälle. In Frankreich waren 1844 bei den crimes 25 Proc. 
Ruͤckfaͤlle, neuerlih find es 33—40 Proc., in England gegen 33 Broc., 
dagegen in Genf nur 2, in Auburm 7—8 Proc. In den belgischen 
Bellengefängniffen waren 8 Proc. der Büchtlinge ſchon vorher im 


| Zuchthauſe. 


(d) Vergl. II, $. 352 in Betreff der Zwangsarbeitshäaͤuſer. — Bei guten 


Strafanftalten find wegen der Abjonderung ber Sträflinge von einander, 
bie wenigſtens des Nachts ganz unerläßlih if, die Baufoflen groß. 
Nah dem Syſtem des Zuchthauſes Er burn (Staat Newyorf) find 
die Sträflinge am Tage in den Wrbeitsfälen beifammen, aber ſchwei⸗ 
end, nad dem firengeren Syſteme des Sudthaufes zu Philadelphia 
And fie auch am Tage einfam in ihren Zellen befchäftigt. Dieß Zellen: 
ſyſtem findet in den europäifchen Staaten mehr und mehr Bingang 
und ermeift fih als vorzüglich, wenn es mit der gehörigen Vorſicht 
angewendet wird. Die Baufoften für eine Zelle werden in Frankreich 
auf 2500— 3000 $r. = 1170—1410 fl. angefchlagen, Memoire & l’appui 
du projet de loi sur les prisons, Brux. 1845. — Berenger, Rapport, 
chambre des Pairs, 24. Apr. 1847. — In Belgien fommt eine Zelle 
neuerlih auf 2812 Fr., Ducpstiaux, Des conditions d’application 
du systöme de l’emprisonnement cellulaire, Brux. 1857. — In dem als 
Mufteranftalt geltenden Männer-Zuhthaus zu Bruchſal kommt die Zelle 
auf 1480 fl. Das vortreffliche Genfer Audtbans foftete mit dem 
Mobiltar 149000 fl. oder (zu 60 Köpfen) auf bie Selle 2483 fl.; 
Kleine Anftalten müflen aber nothwendig Eoftbarer fein. Biel fchäßbare 
Nachrichten in Congrös international de bienfaisanoe de Francfort. 
Session de 1857. Francf. 1858, im 2. Banbe. 


Jährliche Ausgaben für einen Steifling: 
In Laufanne, 1840 und 1841 R., bei 108 und 106 Gträflingen, 
345%/ Fr. = 241,9 fl. (vortrefflihe Anſtalt). Die Arbeit trug dem 
Haufe auf den Kopf 50%, Br. oder 14,5 Proc, des Aufwandes ein, 
fo daß die reine Ausgabe nur 294%, Fr. — 206,3 fl. war. Die Koft 
fam täglih auf 32,5 Rapp. — 19% kr. zu fichen. 

Sn den badiſchen Strafanfalten war der Aufwand der Koften für 
1858 und 59 auf 1 Kopf: 


8 Angeſtelltes 
Im Banzen. | mp nel. | uns Bi. Berfonat, 


Zellenzuchthaus in Brudfal| 204,77 fl. | 70,8. | 31,° fl. | 58,0 fl. 
Arbeitehaus in Freiburg |143  „ „ 10,9 „ 29,5 „ 


Bon ber ganzen Ausgabe follten in biefen 2 Anflalten muthmaßlich 
20 und 27 Proc. dur den Reinertrag ber Arbeiten erfett werden, fo 
daß der reine Aufwand auf den Kopf nur noch 163 und 104 fl. aus: 
madt. Yür 1862 und 1863 waren bie Ausgaben der fämmtlichen 
badifhen GStrafanftalten mit 711 Köpfen auf 151685 fl. oder 213 fl. 
auf den Kopf angeichlagen. Hievon follen 49695 fl. durch eigene Bin: 
nahmen, 101993 fl. oder 143 fl. auf den Kopf von der Staatscaſſe 
befiritten werben. Bon ben Arbeiten der Sträflinge werben 169950 fl. 
tober, 43 120 fl. oder 25 Proc. reiner Ertrag erwartet, alſo 60,° fi. 
vom Kopf Aller. In Bruchfal waren zu Anfang 1861 247 Züchtlinge, 
von denen 236 arbeiteten. Den Fleißigen wird eine Belohnung von 
6— 24 Kr. wöchentlich gegeben, wovon fie die Hälfte ſelbſt verwenden 
dürfen für Brot, Milh, Schnupftabak, Kleidung, Briefporto, Gens 
bungen an ihre Angehörigen sc Diefe Belohnung betrug in den Jahren 
1857 — 60 auf den Kopf jährlih 9%, f., das Sefammtguthaben am 
1. Sanuar 1861 war 3644 fl. 33 fr. Bauer, Der Gewerbsbetrieb 
in den Gtrafanflalten. Karlöruhe, 1861. — Der tägliche Unterhalt 
eines Züdhtlings Fam in den belgifchen Bellenhäufern 1854 und 55 
auf 83,5 Gent. Die ganze Ausgabe auf einen Zücdtling in den 6 
belgiſchen Zuchthaͤuſern mit gemeinihaftlicher Arbeit war 1850 —55 im 
Durchſchnitt 234 Fr. = 111,% fl. oder 63,7 Gent. täglih, ber Rein: 
ertrag der Arbeiten nur 8 Fr. jährlih auf den Kopf. — St. Ballen: 
Der ganze Aufwand für einen Sträfling war 1847—56 tägl. 1, fr., 
wovon 0,47 für Nahrung, 0,% für die allgemeine Berwaltung, 0,* 
für Heizung und Beleuchtung sc. Bon der Sefammtausgabe wurden 
68 Proc. durch den Arbeitöertrag gebedt, Congrös de bienf. de 1857, 
U, 313.— Frankreich, 9. 1859: Die Zuchtbäufer und Gefängniffe 
tollen 15 Mill. Fr., die Binnahmen aus den Arbeiten ıc. betragen 
3450 000 $r., wovon 1650000 an bie Gefangenen vergütet werden. — 
Preußen, 9. 1858: Geſammte Ausgabe für den Kopf 78,7 Rthlr. = 
137,7 fi., Arbeitsertrag 16,7 Mthlr. oder 21 Proc. der Ausgabe, und 
jwar in Sonneburg (Reg.-Bezirk Frankfurt) 24,9 Rthlr., in Ratibor 
22,%, Infterburg 16,5 Rihlr., Graudenz 13,1, Breslau 11,1%, Warten: 
burg (NB. —— 6,% RNthlr. Reine Ausgabe auf den Kopf 
h 











im allgemeinen Durchſchnitt 62 Rthlr. = 108,5 fl. — Sachſen, 
1858—60: Die Zuchthaͤuſer in Waldheim und Zwickau mit 2100 K. 
erfordern 93664 Mihlr. Staatszuſchuß oder 46% und 42%, Athir. 
== 81,3 und 73,9 fl. auf den Kopf. 

Der Ertrag ber Beſchaͤftigung iſt in obigen Angaben auf den Kopf aller 
Sträflinge berechnet worden. Da jedoch ein Theil berfelben gar nicht, 
ein anderer nur wenig arbeiten kann, fo if die Leiſtung eines voll 
ſtaͤndig — groͤßer. Es waren N 2. im Zuchthaus zu Herford 
1838 247 Sträflinge, von denen 142 voll, 70 nur zur Sälfte arbeiten 
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konnten, fo daß alſo nur 177 vollſtäändige Arbeiter anzunehmen waren. 
Der Berdienft belief ſich für einen folden auf 48,4 Rthlr., für den 
Kopf im Allgemeinen auf 35 Mthle. Die große Berfchiedenheit im 
Arbeitsertrage und in den Unterhaltsfoften entipringt aus mehreren 
Urſachen, ale 1) beflere oder fchlechtere Ginrichtung in Hinficht auf 
Koftenerfvarung und Beichäftigung, 2) höhere oder niebrigere Preife der 
Lebensmittel, des Brennftoffes 2c., 3) örtliche Umſtaͤnde, die es leichter 
oder fchmerer maben, Arbeitserzeugniſſe abaufegen oder Arbeiten für 
Privatunternehmer zu veranftalten, 4) ungleicher Umfang der Straf: 
anftaiten, weil manche allgemeine Koften nicht mit der Zahl der Sträfs 
linge in gleihem Berhältniß wachſen. Daß in einer Strafanftalt die 
Arbeit den Unterhalt der Sträflinge ganz vergüte, wie im Bagno zu 
Toulen und in dem Militärzuchthaufe zu St. Germain (Fix, Bevue 
mensuelle d’&con. polit. Mai 1834, —Berengera.a.D.), iſt nur unter 
beionters günftigen Umftänden möglih. — Die Arbeiten außer Haus, 
fowohl bei Brivamerfonen als im Freien unter Jedermanns Augen, 
find in Bezug auf den Zweck der Beflerung bedenklih. — Den Sträfs 
lingen muß ®elegenheit gegeben werben, —* durch vorzuͤglichen Fleiß 
einen Sparpfennig zu verdienen. Die franzoͤſiſche Cinrichtung, nach 
welcher je nach tem Grade der Strafe 0,3—0,% und 0,5 des Arbeits⸗ 
verbienfles dem Sträfling zugehört, ift nicht fo gut als die Anordnung, 
daß der Ueberverdienft über ein gewiſſes billig beflimmtes Maaß der 
Leiftung (Penfum) dem Züchtling zufällt, wobel diefer einen größeren 
Antrieb zum Fleiße empfindet, 


8. 70, 

Die Polizei im engeren Sinn (II, 8. 6.), d. 5. die Sorge 
für die Beichügung ber Perſonen und des Eigenthums im 
Innern ded Staated durdy unmittelbar vorbeugende Maaßregeln, 
findet fich in vielen Staaten mit ber Volkswirthſchaftspflege 
(der fog. wirthſchaftlichen Polizei) und einzelnen Gefchäften 
der Volfsbildungsforge (Unterrihtss und Kirchenpolizei) ver- 
bunden und dem Minifterium des Innern übertragen, 
deſſen Wirfungsfreis demnach die Polizei im ausdgebehnteren 
Wortverftande bildet, II, $. 7. Doch pflegt die wefentliche 
Berfchiedenheit dieſer Gefchäftögebiete durch die Aufftelung 
mehrerer Abtheilungen in biefem Miniſterium oder mehrerer 
Gentralftelen unter bdemfelben (Sanitätscommiffion, Kirchen⸗ 
und Schulrath ıc.) angedeutet zu fein, aud haben mehrere 
Staaten ein eigened Minifterium ber Volkswirthſchaſtspflege, 
fog. Hanbelöminiftertum (II, $. 7.), welchem aud bie Bers 
kehrsanſtalten untergeben find. Die Mittelbehörben in ben 
Zandeötheilen find bei collegialifcher Einrichtung (Kreis⸗, Bezirks, 
ober Provincials Regierungen) Eoftbarer, ald bei der Büreaus 
verfafjiung (II, $. 7. Nr. 2.), allein in dieſem Buncte kann 
bie Wohlfeilheit nicht entfcheiden (a). Die Altere Einrichtung, 


nad) welcher die Bezirksbeamten für bie Polizei im weiteren 
Sinn zugleih Richter (Iuflizbeamte) find, bat ſich in manchen 
Staaten noch bis jebt erhalten, aber die Scheidung der Rechts⸗ 
pflege von jenem Polizeis (Adminifirativs) Geſchaͤfte ift für bie 
gute Ausführung beider hochwichtiger Regierungsjweige von fo 
großem Nutzen, daß man die Koften, welche diefe Maaßregel, 
vornehmlich anfangs, verurfadht, nicht ſcheuen barf (6). 


(a) Bergl. v. Malchus, Politik, II, $. 68 ff. — Die Eollegialverfaffung 
{ft zur Entſcheidung von Berufungen (Recurfen) ganz unerläßlid, aber 
auch fonft zur Bewirkung reiflih erwogener Beichlüffe und einer ge- 
wiſſen Bleihförmigfeit in den befolgten Grundfägen ſehr nuͤtzlich, 
während font mit der Perfon des Borflandes und bes vortragenden 
Rathes auch die Anfichten gänzlich zu wechſeln bfegen. Ein Theil der 
Geſchaͤfte erfordert übrigens feine collegialifhe Berathung, auch ift 
diefe da ziemlich unfruchtbar, wo bie Mitielbehoͤrden einen zu ein: 
efchränkten Wirkungskreis haben und faR nur auf den Vollzug der 

iniſterialbeſchlüſſe angewielen find. — In Frankreich koſten die Praͤ⸗ 
feeturen und Unterpräfeeturen auf den Kopf der Binwohner 0,% x. — 
7,9% te., in Belgien die Provincialverwaltung faR ebenfoviel, nämlich 
0,3% Fr. — In Preußen fommen (A. 1858) die Regierungen und 
Dberpräfidien auf 1788990 Rthlr. oder 10%/a Er. für den Kopf, aber 
diefe Behörden Haben aud Binanzgeihäfte, Die Landräthe koſten 
827 882 Mthir. oder 5 fr. auf den Kopf. Die bad. Kreisregierungen 
often 1862 6 fr., die baierifchen Regierungen ohne die Finanzkammern 
5,1% fr., die würtembergifchen nur 3,5 fr. Diele Zahlen laffen mit den 
obigen aus Frankreich und Belgien darum feine völlige Bergleihung 
zu, weil in den genannten deutſchen Staaten tie Bezirksbeamten nicht 
mit eingerechnet find. Indeß ficht man doch, daß auch die Regierungs⸗ 
eollegien nicht nothwendig befonders koſtbar fein müflen, befonders 
wenn die Regierungsbezirke nicht zu Hein find. Diefelben zählen in 
Preußen im D. 711.000, Baiern 586000, in Würtemberg 430 000, in 
Baden 342000 Einwohner, ein franz. Departement im D. 421000. 
(5) Auf die Dauer find die Koften nicht gar viel größer. Die bair. Lands 
erichte nebft den Kreis: und Stadtgerichten koſteten auf ben Kopf 0,5' |l., 
ie badifchen Amtsgerichte und Bezirfsämter 0,7% A. (ohne bie Notare), 
nach der Trennung jene 0,35, dieſe 0, fl. In WBürtemberg machten 
1845 —48 die Befoldungen und Ganzleitoften der Landämter 210 000 fi., 
der Amtsgerichte gegen 374000 fl., wovon aber 164000 fl. auf die 
Notare pain, zufammen ohne Notare 420000 fl. oder 0,9% fl. auf 
den Kopf. 


8. TI. 


Unter den einzelnen PBolizelanftalten find nachftehende bie 
koſtbarſten (a): 1) die Sicherheitsömannfhaft (Land— 
jäger, Gensbarmerie), weldhe, wenn gleich militärifch 
organifirt und in einigen Ländern dem Kriegöminifterium unters 
geordnet, doch ihrer Beftimmung zufolge der Polizei angehört. 
Sie trägt zur Erhaltung der Sicherheit fo fräftig bei, daß fie 


in feinem Lande fehlen follte (b); 2) die Zwangsarbeite- 
Rau, yolit. Defon. II. 5. Ausg. 6 


bäufer (I, 8 348.); 3) die Anflalten der Geſundheits⸗ 
polizei. Weil jedoch die Kranken» und Gebärhäufer, bie 
Hebammen u. dgl. aus Bezirks oder Gemeindemitteln befiritten 
zu werben pflegen, fo bleibt für die Staatscaſſe nur ber Auf⸗ 
wand für Mebicinalbeamte (Amtsärzte, Amtswunds und Heb- 
ärzte, Mebicinalcollegien), Rettungsanftalten, Impfung, Irren⸗ 
häufer, Quarantaine ıc., ferner eine außerordentliche Ausgabe, 
welche die Epidemieen und Epizootieen (Viehfeuchen) bisweilen 
verurfachen (ec). 


(a) Es ift zu beflagen, wenn ber Aufwand für geheime Bolizei als 
unentbehrlich angefehen werden muß, wie in frankreich, wo die döpen- 
nes seoräten de police göndrale im D. von 183048 jäpeli 2-374 700 
France Fra im I. 1836 (max.) ſogar 3.265000 Fr. fofleten. 9. für 
1859 2 Mi. 
(6) Die Landjäger verurſachen mehr Koften als die eigentliche Wehrmann⸗ 
ſchaft, weil man aus bdiefer die fähigfien Leute auswählen und fle mit 
ihrer Einwilligung anflellen muß, weil fe im Lande erfreut wohnen 
müffen und mehr zu ihrem Unterhalte brauden, weil verhättnigmäßig 
mehr Unteroffleiere (Brigadiers) nöthig find (1 auf 5—6 Bemeine) ıc. 
Der Aufwand für diefe Mannſchaft hängt zunaͤchſt von ber Zahl ber: 
felben und der Pferde ab. Auf dem Lande, befonders in ſchwach bevoͤl⸗ 
Serten Gegenden, reicht man mit einer Eleineren Zahl berittener Gen⸗ 
darmen aus, die dagegen zum Dienft in den Ortichaften keine Borzüge 
Haben. Die Anzahl muß da größer fein, wo bie Gendarmen zum Theil 
an die Stelle der Polizeidiener treten follen. Sn Pranfreih (ohne 
Baris und Algier) fommt 1 Mann auf 1700 Ew. (0,7 beritten), in 
Baden auf 2770, in Belgien auf 3000 (0,7 beritten) in Hannover auf 
4580, in Preußen auf 8000 (?’s beritten), in Sachſen auf 9570. Der 
Aufwand auf den Kopf fämmtlicher Mannſchaft it in Sachſen 656 |., 
in Frankreich 678 A. (1453 Fr.), in Preußen 885 fl. (606 Rthlr.), 
in Hannover 439 fl., in Baden 498 fl. Hier find feine Berittenen. 
Der Semeine koſtet in 2 Claſſen des Dienftes 418 und 443 fl., ber 
preußiiche Fußgendarm 438 fl., der fähfliche. 518 und 464 f., ber 
annöverfche 262 fl. (150 Rthlr.). 
ie Ausbildung der Geſundheitspolizei in Deutſchland Hat für biefen 
Zwei einen beträchtlihen Aufwand verurfadht, der aber fehr wohl: 
thätige Folgen hat. Baden, 1862: 263700 fl. Aufwand, wovon 
222550 fl. für die beiden Anſtalten für Geiftesfranfe, Gpileptiſche und 
dergl. Diefelben Eoflen zufammen 258570 fl., wovon 156 700 fl. durch 
bie Unterftilgungebeirr ge und 16000 fl. durch andere Binnahmen ges 
deckt werden. Das Irrenhaus Illenau (mufterhaft) iR mehr für Heil 
verfuche, Pforzheim mehr für Unheilbare beflimmt, woraus ſich der 
Unterthieb der Koften erklärt. Ohne Abzug der Einnahmen foftete 


1 Kranker nah 9. 1862: 
Zllenau | Pforzheim 


(e 


nt 


im bannen 2: 2 rn. 328 fl. 189 fl. 
und zwar für Berpfleguung.. . . . . 150 „ a“ „ 
angeftelltes Berfondl . » x. 2... 5A, 48,3 „ 
He jung, Beleuhtung -. » » ...2 „ 13,6 „ 
Kleidung, Bett, Reinigung . . » „. 31 „ 27 „ 


Baiern 1861 — 67 276000 fl., nebſt 2650 fl. für Irrenhaͤuſer, melde 
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übrigens aus den Kreismitteln erhalten werben. — Sahhſſen 1858 
66915 Rthlr. — Frankreich: Irrenhaͤuſer 4952000 Fr. nebft einigen 
amderen Ausgaben für Bebärhäufer x. — Hannover 56000 Rible. 
einſchl. 22000 Rthlr. für das Irrenhaus von 650 Köpfen. — Preußen 
1860: 306 125 Rthlr., wovon nur 7364 Mthlr. für Kranfen- und Irren⸗ 
häufer, welche folglid aus andern Mitteln erhalten werden. 


$. 72. 


Der ordentliche Aufwand für die Staatövertheibigung 
(dad Militärwefen) iR notwendig, um bie Mittel in 
Dereitichaft zu halten, mit denen im Yalle eined Krieges bie 
Unverlegtheit, Selbfiftändigfeit und Würde bes Staates zu 
behaupten find. Auch gegen größere innere Störungen ber 
Sicherheit Teiften jene Streitkräfte gute Dienfe. Man barf 
fi) daher feinem Opfer entziehen, welches zur Aufftellung und 
Erhaltung der unentbehrlichen Bertheidigungsanftalten erforbers 
(ih if. In der Rüftung zum Kriege liegt das ficherfte Mittel, 
den Frieden zu erhalten, und die Bernadhläffigung dieſer Vor⸗ 
fiht bat öfter ben Untergang des Staates verurfacht, ober 
doch denſelben in eine brüdende Abhängigkeit gebracht. Da 
bie Gefahr von außen, nämlid von ber Macht und Herrſch⸗ 
oder Sroberungsfucht anderer Staaten berührt, fo darf das 
Maaß der aufzuftellenden Streitkräfte nicht blo8 aus ben inneren 
Berhältniffen ded Bermögend und der Bevölkerung hergenonmen, 
fondern ed muß zugleih mit Rüdfiht auf das Ausland feft- 
geſetzt werben, weil fonft benachbarte Staaten, die fi flärfer 
rüfteten, eine gefährliche Meberlegenheit erlangen koͤnnten (a). 
Deßhalb haben in der neueren Zeit die Staaten in ber Ber 
größerung ihrer Heere gewetteifert, und ber Aufwand iſt hie 
dur auf eine Höhe gefteigert worden, weldye den Wohlkand 
der Bölfer bedroht und dringend zu ©rfparungen auffordert (6). 
Diefe werben erleichtert werden, wenn unter dem Einfluß einer 
aufgeflärten Volksvertretung die Gerechtigkeit mehr und mehr 
zum unverbrücdjlichen Grundfage ber Regierungen wird, wenn 
man bie innere Entwidelung den Eroberungen vorzuziehen lernt 
und die Segnungen bed Friedend ftetd in ihrer vollen Größe 
anerkennt. Das herrfchende Syſtem mehrerer großer Mächte, 
weldye auf Erhaltung des Gleichgewichts und ber beflehenden 
Gebietsgraͤnzen bedacht find, hat feit 1815 mehrmals die Gefahr 
eines Krieged abgewenbet, jeboch wegen der verftärften Rüftungen 

6* 
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die Milttärausgaben erhöht, und feit dem Februar 1848 Haben 

Kriege und Kriegörüftungen bdiefen Theil des Staatdaufwandes 

in noch höherem Grade gefteigert, fo daß dad Bedürfniß einer 

Erleichterung doppelt fühlbar geworben ift (c). 

(a) Im rufftichen Kriege von 1854 und 1855 bat fih in Großbritanien bie 
Bernadhläffigung der Rüßungen während des langen Friedens feit 1815 
ſehr fchädtich gezeigt. Der Vorrath an Geſchützen, Waffen und vielen 


anteren Gegenftänden war mangelhaft, der Bedarf konnte nicht ſchnell 
genug herbeigefehafft werden und man mußte fehr hohe Preife bezahlen. 


(8) Die rafche Fortſchreitung dieſer Ausgaben zeigt ſich z. B. deutlich im 
folgenden Angaben: In Preußen waren 


das Heer die Roften 
unter dem großen Kurfürften 28000 Mann 1 Mill. Rihlr. 
Friedrich 1. -... 40000 „ 1’800 000 


Friedrich Wilhelm J. 7600 „ 4834000 
Sriedrih IL. . . » . 20000 „ 13% MiN. 
Friedrich Wilhelm U. . 23500 17 F 
Fr. Wilh. III. bi6 1806 25000 „ 20 „ 
1806— 1812 "42000 „ :  „ 
1820 114000 „ 22 „ 
Fr. Wilhelm IV. 1846 138000 „ 25% „ 
A. 1857 140000 „ 27% „ 
| A. 1858 148000 „ 31,6 , 
Wilhelm I.. . 1862 212000 „ 38,8 „ 


v. Zedlis,. Geogr. u. Statifl. von Preußen, I, 522. Dieterici, 
Mittheil. des Rail. Bur. 1848, ©. 52. Zu dem Friedensflande des 
ſtehenden Heeres in Preußen kamen bisher bie beiden Aufgebote ber 
Landwehr mit 81000 und 62000 M., zufammen 257000 M., nad 
der neuen Gintheilung nur das 2. mit 95000 M. — In Frankreich 
berechnete Neder (Administr. II, 283) 1784 bie Koften des Militär 
weiens auf 122 Mill. Liv., das Budget für 1811 fegte diefelben auf 
460 Mil. Fr. und mit Ginrehnung der 140 Dil. für die Marine 
auf 600 Mill. oder 62 Proc. der ganzen Staatsausgabe. — In der 
neueften Zeit beträgt ber Militäraufwand im Berhältniß zur ganzen 
Mr ohne die Girhebungs- und Berwaltungsfoften der Staats⸗ 
einkünfte: 


42,8 Proc. = 27483 000 2. Großbritanien R. 1861, wovon bie Land⸗ 
madt 14815000 2. Im J. 1856/7 war bie 

gen e Ausgabe 34270000 8. oder 42,% Proc. 

9% — 130,7 Mil. R. Rußland, ordentlihe A. 1862, davon 20 Mil. 
die Seemadt. 

36 5, 8638 Mill. Gr. Frankreich A. 1862, wovon bie Landmacht 
375 Mill., bei der Seemacht (260 Mil.) die 
Golonien nicht eingerechnet. 

36 „ = 35890000 Rthlr. Preußen A. 1861, die Flotte einfchließ- 
ih, mit den 6575000 Rthlr. außerordentl. 
Ausg. zufammen 42465 000 Rihlr. — 43,1 Proc. 
1858 nur 33,2 Broc. = 29455000 Rthlir. Für 
1862 wurden in Antrag gebracht 38'824 000 
orbentl. und 2'971 000 Dh. außerordentliche 
Ausgaben, zuf. 42'395 000 Rthlr. = 42,9 Proc. 
des reinen Staatsaufwandes. 
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32,8 Proc. = 9317000 Rihlr. Dänemark 1856—58, wovon 22,5 Proc. 
auf die Landmacht. 

31, „ = 108476000 fl. Defterreih 9. 1862, mit Seemacht. 

30,8% „ = 14324000 fl. Baiern 1861-67 mit den außerordentlichen 
Ausgaben, nach Abzug der Benfionen und ber 
Gendarmerie. , 

28,2 — 34944700 Fr. Sartinin, R. 1855, Landmacht allein 
25,9 Broc., ohne 22%/8 Mil. für den ruf. Krieg. 

27,1 „ = 33292000 Fr. Belgien 1862. 

26,9 „ = 21'919000 fl. Niederlande 1862, wovon 9 Mill. auf die 
Seemacht fommen, alfo 15,7 Bror. die Landmacht. 

22? „ = 3518000 fl. Würtemberg 1861 — 66. 

22,0 „ = 1163000 Rthlr. Kurheſſen 1861 — 63. 

18,8 „ = 2728000 f. Baben, A. 1862. 63. 

176 „ = 2175000 Rthlr. Sachſen, 1861/3, mit Ginfchluß der 
tranfitoriihen Ausgaben. 

12,9 „ = 12387800 Scudi, Kirchenſtaat, R. 1853, nach Abzug der 


() 


Gendarmerie. 


In der Schweiz waren die Bundesausgaben für die Wehrmacht 1857 
1'831 000 Fr., 1861 3770000 Fr., die Ausgaben ber einzelnen Gans 
tone ungefähr doppelt fo hoch. 

Auf den Kopf der Cinwohner ausgefchlagen betragen dieſe Ausgaben 
mit @infchluß der Seemadt: 


11 fl. Sroßbritanien, 3,6 fl. Deſterreich, 

8 „ Frankreich, 3,3 „ Belgien, 

7% „ &. Stalien 1863, 3,% „ Baieın, 

6,8 „ Niederlande, 1,9 „ Baden, 

4 „ europ. Rußland, 1,9 „ Wuͤrtemberg, 
„ Sadjien, 


3,97 „ Breußen 1862, 3,1%. für 1,7 
1861. 1,8 „ Kirchenſtaat. 

Sn fämmtlichen deutfchen Staaten (mit dem ganzen Defterreich und 

Preußen) berechnete v. Reden (Deutichland x. ©. 1012) 1846 bie 
Militärausgabe auf 102 DAL. Rthlr. oder 1,91 Rthlr. — 2,7 fl. auf 
ben Ropf der Binwohner. 
Die Schlichtung der zwifchen den Staaten ausbrechenten Zwiſtigkeiten 
durch ein Schiedsgericht, wie fchwierig auch die Ausführung in manchen 
allen fein mag, muß immer als das befte Mittel zur Erhaltung des 
Friedens betrachtet werden. Zugleich Sollten verwidelte und unbeſtimmte 
Verhaͤltniſſe, aus denen leicht Kriege mit beiderfeitiger Ueberzeugung, 
dag man im Rechte fei, entfiehen, durch GStaatöverträge neu geordnet 
werben. — In den Sahren 1856. 57 iſt durch ſtillſchweigendes Cin⸗ 
verftänbniß in mehreren Großſtaaten eine erhebliche Berminderung ber 
Wehrmacht vorgenommen worden. — Man hat verfuht, den ganzen 
regelmäßigen Aufwand in Europa für die Staatsvertheidigung aus⸗ 
zumitteln. Die Staatsausgabe für diefen Zwed wurde 1844 auf 
540 — 546 Mill. Rihlr. angenommen. Hiezu fommen noch als volfes 
wirthfchaftlihe Opfer 1) der Verluf an Arbeitskräften für die hervor: 
bringenden Gewerbe, der fih nit genau anfchlagen läßt. 2) Die 
Koften der Familien für Stellvertreter. 3) Die Bufhüfe an tie Sol: 
daten bean ber Unzulänglichfeit der Löhnung. Rechnet man für 2) und 
3) 60 Mill., für 1) 200, To erhält man 800 Mi. Rihlr. — 1400 Mill. ff. 
für 266 Mill. Einw., alfo gegen 3 Rthlr. — 51/4 fl. auf den Kopf, 
was jedoch nur ein ungefährer Ueberſchlag il. Vgl. Larroque, De 
la guerre et des armdes permanentes. Paris, 1856. (PBreisichrift der 
Friedensgefellichaft.) — Schulz⸗Bodemer, Die Rettung der Geſell⸗ 
haft aus den Gefahren der Milttächerrfchaft. Leipzig, 1859. 


8. 73. 

Die Größe bed fortbauernden Aufwandes für die Staats- 
vertheibigung (a) wird hauptfächlich von folgenden Umftänden 
beftimmt: 

1) Aeußere Stellung des Staates. Großmaͤchte find zu 
den größten Anftrengungen genöthigt. Kleinere Staaten (3.8. des 
dritten und vierten Ranges) müflen fi einem größeren ans 
fhließen, oder mit anderen Staaten gleicher Art fidy enge vers 
binden, fie erfcheinen baher in Bezug auf auswärtige Verhaͤlt⸗ 
niffe nur als Theile eines größeren Ganzen und erhalten aus 
biefer Verbindung das Maaß des erforderlichen Aufwandes. 

2) Lage und Naturbeſchaffenheit des Landes, welche die 
Gefahr eines Krieges bald vergroͤßert, bald mindert. Dieſer 
Umſtand hat nicht bloß auf die Menge der noͤthigen Feſtungen, 
ſondern auch auf die Anzahl und Bereitſchaft ber ſtreitbaren 
Mannfchaft Einfluß (d). 

3) Dafein ober Abweſenheit einer anfehnlichen Handels» 
ſchifffahrt und entfernter Beflgungen, weil zum Schuge beider 
eine Kriegsſeemacht auf Koften des Staates aufgeftellt werben 
muß, welche auch Schiffszeugbäufer (Arfenale), Kriegshäfen 
u. dgl. erfordert (oc). 


(a) Die Beſtandtheile der ganzen Ausgabe koͤnnen unter einander nicht 

überall in dem nämlichen Berhältnife Reben, weil fowohl die Beduͤrf⸗ 

fe als die Binrichtungen in verfchiedenen Stanien ungleich find. Da 

ferner die Abtheilungen der Ausgaben in ben Rechnungen verfchiebener 

Staaten nicht genau aulanımnen allen, fo find die folgen Angaben 

nur Deu zur Bergleihung brauchbar. Beilpiel von Breußen 

0 1858), Baiern (1855—61), Frankreich (1859, wobei die Ausgaben 

e bie drre megt in Algier nicht eingerechnet worden find), und 
Baden, R. Durchſchnitt 1854. 55, in Shrocenten der Hauptfumme. 


Breußen Baiern Frankreich Baden 


1) Minifterlum, Generalſtab sc. . 5,8 _ 8,1 — 
2) Sold, — — 40,2 54,8 4,3 48,4 
r Nabrungömiltll - - - .- » | 49 6% q 13,7 
2) Quiten me = Ehren ber Pferde ’ 10,5 8,7 14,3 
Fr 6,3 7,t 4,1 4,9 
ER Buloer, Au u u * e 
e, et, 

.. ⸗ 4 8 . 2: 
9) Et nr | 86 1 
M ung (Gafemen). - - 9,7 4 2,8 8,8 
* 355 Safe (en De Blade . . » 2,3 13 1,8 1,5 
1m nen 1,4 2,9 ja _ 

Unter Fi ern en 1,8 0,8 0,9 


| wm [200 | | "I u | Fur 
In Baiern und Baden if Ai unter 2) mit begriffen. Koſten "inee 


gemeinen Soldaten in Baden, 9. 1862. 63: Pußgänger. | Neiter. 


hun >» 2 2 2 ren 48f.40r. | 54.16. 
Naftengelder (Leibwäfche, Putzzeug und 

bergleihen) -. - » 2 200. 16, 54. | 18, — 
Dot. » > 2 2 0 ne. 25 „ 51. | 25, Bil, 
Beherbergung (Bafemirung) . . . 13,30, | 13,30, 
Heilung und Kranfenpflege -. -. . » 6, 30. | 6,30, 
KMitung - » » 2 2 2 nen 13 „ 50. | 17. 6, 
Ausräflun - - - > 2 2 000. 3 „ 


mit 1 Er. tägl. Zulage zufammen 134. 31. |144f.27 Er. 
Koften eines Meitpferdes, 1862: 


Futter und Streu, nah Mittelpreifen . . . 153 fl. 36 Er. 
Stllun -» > 2 0 En b„ 24, 
Unterhalt des Gattelzeuge, Hufbelhlag u. dgl. 10 „ 18 „ 
Auseäflung beflelben.. - . > 2 220“ 6 „ 30, 
Nachſchaffung, jähtlih 5. . 2. 2... 26 „ 40 „ 
Heilungg. 8 1 „ 20. 


jufammen 203 fl. 48 Fr. 

(5) Natürliche (Gebirgs⸗) und Meergrängen im Vergleich mit foldhen, bie 
im flahen Lande laufen. Gerundete oder zerichnittene Geſtalt des 
Landes. — Sehr guüͤnſtig iſt die eage von Schweden und Rorwegen, 
fowie von Norbamerica, fehr ungünftig die von Preußen. — Die 
Schweiz hat feine große Feſtung und braucht Teine, weil das Land 
felbR als eine ſolche gilt. 

(e) GBigenes Seeminiflerium der green Seemaͤchte. — Die große deutiche 
Handelsihifffahrt Iäßt den Mangel einer Kriegs⸗Seemacht ſehr vermiflen. 
Nach dem beffagenswertben Gingehen der 1848 gegründeten Bundes⸗ 

flotte jet Breußen angefangen, feine Kriegefchiffe zu vermehren und 

dazu einen Kriegshafen (an ber Jahde) angelegt; Defterreih handelt 
in ähnlicher Weile. 


8. 74. 

Die Regel, welche Adam Smith (a) ald in Europa herr 
fhend anführt, daß das Heer ohne großen Nadhtheil für den 
Wohlſtand nicht über 1 Procent der Volksmenge betragen dürfe, 
iſt nicht bloß dem Militäreinrihtungen des beutfchen Bundes 
zu Grunde gelegt (5), fondern auch von den meiften anderen 
Regierungen berüdfichtigt worden. Doch gilt dieß Verhaͤltniß 
nur von dem flehenden Heere, nicht von ber Bewaffnung ber 
Bürger (Landwehr, Miliz, Nationalgarde), einem in 
Sriedenszeiten fehr wenig foftenden Mittel, die Streitkräfte auf 
eine Achtung gebietende Höhe zu fleigern, aber freifich nur für 
ſolche Kriege, welde auf bie Vertheidigung der ebelften Güter 
eined Bolfed gerichtet find und deren Nothwendigkeit allgemein 
anerfannt if (c). Ein ſtehendes Heer neben ber Landwehr ift 
nicht wohl entbehrlich (A), denn daſſelbe bildet einen Etamm, 
in welchem fi) ein höherer Grab von Uebung und Gefchids 


fichfeit im Waffendienfte fortpflanzt, beſonders bei der Reiterei 
und Geſchützmannſchaft, e8 werden befiere Officiere und Unters 
officiere gezogen, und man kann ſchon für bie erften Kriegs⸗ 
unternehmungen eines guten Erfolges ficherer fein, während bie 
Landwehr, wenn fie nicht durch den Dienft in ber Linie vors 
bereitet ift, ſich erft allmälig einübt. Durch die Verbindung 
ber Landwehr mit dem flehenden Heere wird aber eine Ders 
minberung bed letzteren zuläffig und die Bereithaltung großer 
Streitkräfte mit mäßigen Koſten moͤglich (e). 


(a) Buch 5. Gap. 1. Abth. 2. — Die flatiftifchen Angaben über bie Zahl 
der Wehrmannfcaft in jedem Staate erfordern eine Verfländigung über 
die dabei angenommene Regel, ob nämlih 1) nur die im Dienft (bei 
den Fahnen) Anwefenden, oder 2) auch die Beurlaubten, 3) die in 
Nothfällen Binzurufenden (Meferven, run 6.) gerechnet werben. 
Nach von Reden (a. a. O.) foll 1844 das ſtehende Lanpheer in ben 
deutichen Staaten 820 000, in Guropa 2'731 000 Mann oder 1,9% Proc. 
der Volksmenge betragen haben. 


(#) Kluͤber, Oeffentliches Recht, F. 198. — Beichlüffe vom 9. April 1821, 
13. Gept. 1832 und 24. Juni 1841: Die fireitbare Mannfchaft iſt 
1 Proc. nebft / Broc. Reſerve. Recruten im erften Halbjahre werben 
nicht eingerechnet. — 1848 wurde durch Beichluß ber beutichen Rationals 
verfammlung vom 15. Juli bie flreitbare Mannfchaft auf 2 Proc. ers 
öbt, wovon 3/4 erfled Bontingent, 1/e Referve, Ya Erſatzmannſchaft. 

erfügung des Reichskriegsminiſt. v. 12. Aug. 1848. — Nah ben 
neueren Beſchluͤſſen iR das Hauptcontingent 1%/6 PBror., das Meferves 
eontingent */s, das Erſatzecontingent! / der Matrilel von 1842, welche 
ber Bolfsmenge von 1819 entipricht und ungefähr 0,7 der heutigen 
ausmadht. Haupt: und Referve:Gontingent belaufen fih auf 452473 
Mann oder gegen 1 Broc. der heutigen Volksmenge. Don demfelben 
müflen im Dienſt (präfent) fein Se aller Offiziere, !/s ber Gemeinen 
im Fußvolk, 1/5 der Reiter und Geſchuͤzmannſchaft; bie Reiterei muß 
Y/g der ganzen fireitbaren Mannfchaft fein, auf 1000 M. derfelben find 
2 Feldgefchüge und auf jedes 30 Mann zu ftellen, ferner 1 Proc. 
Schanzgraͤber (Bionniere) und Brüdenleute (Pontoniers). — In Frank⸗ 
reich war vor 1848 ber Stand 340000 M. oder nicht ganz 1 Proc. 
Für 1864 ift (ohne Gensdarmerie): 
' iedensſtand 379366 Mann, 71600 Pferde, 
Kriegsſtand 732037 „ 128238 „ 
Der Friedensfland if 0,8%, der Kriegeſtand 1,9 Proc. der Volksmenge. 
Großbritanien hatte 1863 ohne bas oflindifche Heer (von 72600 M.) 
148000 Mann lebende Mannfchaft, daneben die Miliz. 

(ec) Bol. v. Rottel, Weber flehende Heere, 1816. — v. Aretin, 
Staater. II, 157. — Say, Handb. V, 140. — Kolb, Die Nadiheile 
bes flehenden Heerweſens. Mannheim 1861. — Das Nusrüden vers 
heiratbeter Landwehrmänner ift aber für deren Familie mit großen 
Dpfern verbunden, bie von der Geſammtheit erfeht werben follten. 

(d) Die nordamericanifchen Freiſtaaten hatten 1828 nur 6196 Mann, 1856 
15562 im fiehenden Heere. Die Miliz wird zu 1'885 000 angegeben, 

(e) Bei der Landwehr ift der Bürger nebenbei Soltat; gerade entgegen: 
geiest iR die Einrichtung der oͤſterreichiſchen Militärgränge, wo der 

oldat, ohne aus dem Oberbefehl feiner Officiere entlaflen zu fein, 


augleih als Landwirth angeflebelt if. Aehnlich die ruſſiſchen Militärs 
eolonien in den Krondörfern, die aber den großen Erwartungen nicht 
entfprachen und für die Lanbleute unerträglich drüdend find; die „acker⸗ 
bauenden Soldaten“ find den Landwirthen als deren Gehülfen ins Haus 
gelcat, dafür zahlt der Bauer Feine Abgaben. Bol. Lyall, Die rufl. 

ilttärcolonieen, a. d. @. Leipzig. 1824. v. Hartbaufen, II, 133. 
Das ſchwediſche Heer beſteht feit Karl XI. größtentheils aus einge- 
tHeilter (indeelte) Mannſchaft. Die Ofietere nd in Anfehun 
ihres Unterhaltes auf Staatsgüter angewiefen, die fie entweder ſelb 
bewirtbfchaften, oder bie zu ihren Bunften von den Regimentern vers 
pachtet werden. Jeder Bemeine wird von einem Butsbefiger oder einem 
Bereine mehrerer (Rote) erhalten, indem man ihm Wohnung, Garten, 
Aderland, Kom za. giebt. Die hiermit belafteten Ländereien find 
niedriger befteuert. — Die Schweiz hat nach der neuen Wehrverfaflung 
von 1850 1) den Bunbes auozug von 3 Proc. der Volksmenge, aus 
Männern von 20—34 Jahren beflehend. Gr zählte 1862 82280 M. 
2) 1%/a Proc. ale Meferve, von 35—40 Jahren; wirklicher Stand 
42781; 3) Landwehr, in 71/a Gantonen nit eingerichtet, in den 
anderen 59900 M. — Die „Auezügler“ werden 4—5 Wochen unters 
richtet, dann jährlih 3—6 Tage geübt. 


$. 75. 


Andere Mittel zur Erfparung find: 

1) Vermeidung eines koſtbaren Prunfes in der Bekleidung 
und Ausftattung der Mannſchaft (a), während man nichts ver 
abfäumen darf, was zur Geſundheit berfelben und zur guten 
Ausrüftung für ihren Dienft beiträgt (b). 

2) Beichränfung der Zahl von Oberofficieren auf das wirfs 
liche Bebürfniß (c). Es gehört jedoch zu dem Bebürfniß, daß 
in Friedenszeiten, wo das Auffteigen zu höheren Dienſtgraden 
langfam erfolgt, verdiente Männer durch allmälige Zulagen 
wenigftend zu einem Einkommen gelangen, welches ihnen einen 
ftandedmäßigen Unterhalt gewährt und junge Männer ermuntert, 
fi) dem Officierftande zu widmen (d). Die Befoldung (Gage) 
bes unterften Grades pflegt gering zu fein, weil man biefen 
gewöhnlich in einem Alter erreicht, wo der angehende Beamte 
in ber Staatöverwaltung noch auf eigene Koften leben muß. 
An der Löhnung der ®emeinen dürfte am wenigften etwas ab» 
gebrochen werden, denn wenn biefelbe auch nicht gerade jo hoch 
zu ſetzen ift, als fie ohne bie allgemeine Wehrpflidt (Con⸗ 
feription) fein müßte, damit ſich die erforderliche Zahl von Frei⸗ 
willigen unter die Fahnen ftellte, fo fol doch der nach dem 
Gefege zum Dienfte berufene Soldat in den Stand gefegt wer 
den, ſich ohne Hülfe feiner Familie zu erhalten, die ohnehin 
ſchon feine Thaͤtigkeit entbehrt. 
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3) Häufige Beurlaubung ober vorläufige Entlaffung ber 
eingeübten Mannſchaft für ben letzten Theil der Dienftzeit, 
hauptfächlich der Gemeinen im Fußvolk, während die anderen 
Waffengattungen dieſe Maafregel nicht in gleicher Ausdehnung 
geftatten. Die nöthige Waffenübung ift in ziemlich Turzer Zeit 
zu erlangen, Gewöhnung an firenge Drbnung bed Waffen- 
bienftes, an Gehorſam und Friegerifchen Geift erfordert längeren 
Dienft, der aber wenigftend nicht bei dem ganzen ftehenden 
Heere nothwendig iſt (e). 

4) In Eleineren Staaten ließen fih mande Erſparungen 
machen, wenn fie über gemeinfchaftliche Einrichtungen mit andern 
benachbarten Staaten in Vereinbarung träten. Dieß wäre jedoch 
nur dann ohne Gefahr, wenn bie Rechte des einzelnen Staates 
dauernd verbürgt wären und fein Grund zu Belorgnifien für 
die äußere Lage deſſelben übrig bliebe (f). 


(a) Die Vorliebe für den fehönen Anblick, welchen die aufgeftellten Maflen 
der Wehrmannichaft gewähren follen, hat nicht nur die Ausgaben ver: 
größert, fondern if auch der wahren Beflimmung der Soldaten hin: 
derlich geworden, 3. B. duch zu enge Kleidung, —28— Kopfbedeckung 
u. dgl. Es gehören unguͤnſtige Erfahrungen m Kriege dazu, um bie 
Befeitigung mancher im Frieden angebrachter Verzierungen zu bewirken 
und die Ueberſchaͤtzung einer mafchinenartigen @leichförmigfeit in Nebens 
dingen zu befämpfen. 

(5) Jede Vervollkommnung, die auf den Grfolg Einfluß Hat, muß allmälig 
in allen Staaten eingeführt werden, weil man feinem einzelnen ein 
Uebergewicht laſſen darf; Sündhutgewehre (Bercufionsg.) — Raketen 
PR Ehrepuelle — Zuͤndnadelgewehre, — gezogene Kanonen — Panzer⸗ 

x. 

(0) In manden Staaten ift eine übermäßige Menge von Beneralen. 


(d) In Baden erhält der Oberlteutenant und Lieutenant, wenn er 12 Jahre 
Dfficier geweſen ift (vom 20. Jahr an gerechnet), jährlich 200 fl. Zus 
lage, der Hauptmann 2. Glafle nad 20 Jahren ebenfoviel, der Haupt 
mann 1. Cl. nad 303. 300 fl., der Felbwebel und Wachtmeifter nad 
3— 6—9 — 12jähriger Dienflzeit in biefer. Stelle täglid 3 — 6 —9 
und 12 fr. Zulage, ſeit 1863. 

(6) Baten: Bine Compagnie Fußvolk Hat ohne die Nichtſtreitbaren 
202 M., wovon 74 im Dienft, ein Reiterregiment 622, wovon 402 
anwefend. — Sachſen 1858: Bon einer Brigade Fußvolf von 3935 M. 
find 1101 fortwährend im Dienft, worunter 672 Gemeine, ferner 692 M. 
* Recrutenäbung 61 Tage jaͤhrlich, 2142 M. zur Herbſtübung 4 Wochen. 

on einem Reiterregiment (802 M.) find 472 fortwährend, 170 M. 
214 Tage anwefend, 160 fortbauernd beurlaubt. — Baiern, 1855. —61: 
Bon 70044 Unterofficieren, Spielleuten und Gemeinen find 41097 
oder 58 Proc. in Urlaub, und zwar bei der Fußmannſchaft 64, bei den 
Meitern 28, der Geſchütze und Fuhrmannſchaft 63 Proc. Die gefammte 
Wehrmacht zählt 7266IM. — In Preußen iſt 1858 flatt der 2jährigen 
die Zjaͤhrige Dienflzeit wieder eingeführt worden, wodurch ein anſehn⸗ 
liher Mehraufwand entftand. 
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(f) Im einem YBunbesftaate ift dieß außer Zweifel. Im beutfchen Staaten» 
bunde bat man eine ſolche Gemeinſchaftlichkeit noch nicht einzuführen 
gewagt, obſchon fle bei einzelnen Bruppen von Meinen Staaten wohl 
ohne Nachtheil Rattfinden koͤnnte. 


8. 76. 

5) Sorge für gute Anjchaffung ber zum Unterhalt und zur 
Ausrüftung der Mannfchaft dienenden Gegenftände, fo daß bies 
felben in ihrer erforderlichen Beichaffenheit zugleich wohlfeil er- 
langt werden (a). 

a) Die Brotlieferung war leichter, fo lange die Regierung 
Getreide aus Staatsländereien ober gutsherrlichen Gefällen bezog, 
wofern die Vorraͤthe nicht weit verführt werben mußten. Die 
Abfchaffung der RaturalsEinkünfte macht ben Einkauf von Ges 
treide, welches man vermahlen läßt, nothiwendig, wenn bas 
Brot in eigenen Bädereien bereitet wird. Man hat es jedoch 
neuerlich in mehreren Ländern nüglidy gefunden, dad Brot mit 
Hülfe fchriftlicher Anerbietungen (Submiffionen) von bürger- 
lichen Bädern liefern zu laffen. In beiden Fällen iſt genaue 
Kenntmiß der Mahl, und Bad-Ergebniffe unentbehrlih. Wegen 
der Veraͤnderlichkeit der Getreibepreife wird der Voranſchlag ber 
Ausgabe auf einen Durchſchnittspreis gebaut und ber Mehr- 
betrag des Jahrespreiſes der Militärcaffe befonderd vergütet (b). 
— Haber, Heu und Stroh für die Pferde werben im Großen 
mit Benugung des Mitwerbend angefauft und der Bedarf für 
jedes Stüd wird nad einer feften Regel abgegeben (c). 

b) Kleidung, Pferdegefchirr u. dgl., oder wenigſtens die zur 
Berfertigung berfelben dienenden Stoffe werben nad) ausges 
fchriebenem Mitwerben und aufgeftellten Muftern durch Lieferungs⸗ 
verträge von den Wenigftfordernden angefauft (d). Die Straf 
anftalten können zur Yertigung folcher Waaren benugt werben. 
Um die Mannſchaft zur Schonung ded Anzuges zu ermuntern, 
find Einrichtungen ausgedacht worden, die es den Leuten moͤg⸗ 
lih machen, etwas zu gewinnen, indem die Anfchaffung oder 
wenigſtens bie Unterhaltung ihmen gegen beflimmte Vergütung 
in Berding gegeben wirb (e). 

e) Handwaffen und Schießpulver find gewöhnlich am wohl 
feilten aus Privatfabrifen zu erhalten (f), Gefchüte und bie 
zugehörigen Geſchoſſe müflen in Fabriken des Staats gefertigt 





werben, boch können Feine Staaten biefelben aus größeren bes 
ziehen, oder gemeinfchaftlich Fabriken anlegen. 


d) Für die Nahfchaffung der Pferde iſt es vortheilhaft, 


wenn bie inländifche Pferdezucht, mit Hülfe des Landgeftütes 
(DI, $. 168.), die erwünfchte Ausdehnung und Vollkommenheit 
erreicht hat (g). 


(a) Einen guten Ueberblid des wirthfchaftlichen Theiles der Wehreinrichtung 


(8) 


(0 


) 


(e) 


giebt Bogelmann, Die badifhe Militärverwaltung, Karler. 1853. 
Die tägliche Brotgabe (Bortion) if in Baiern 11 Pfd. (1,8 Zoll 
Pfd.), in Baden 17/5 Pfb., und zwar aus / Roggen⸗, 1, Weizen: 
oder Kern» und a Gerftenmehl. Hier werden aus Kern 84,75, aus 
Roggen 84,1, aus Gerſte 83,% Proc. des Kornes Mehl angenommen, 
aus 3 Pfd. Mehl A Pfd. Brot, die tägliche Babe ift 1858 zu 4%, Kr. 
angenommen. Der Zufchuß wegen höherer Fruchtpreiſe war 1860 unb 
61 im Durchſchn. 49766 fl. — Preußen: 1 Scheffel Roggen giebt 65,6 
Brotgaben. Sahfen: Sceffel von 155 Pfd., daraus 138 Pfb. (oder 
89 Proc.) Mehl und 184 Pfd. Brot (4/), — 122%, Gaben zu 1,* Ser. 
— 4,3 fr. — Frankreich: auf 166 Gaben 200 Pfd. Weizen, die Babe 
1844 auf 17,857, 1859 auf 17,9% Gent. (4,99 fr.) angenommen. Der 
franzoͤſiſche Soldat erhält außerdem 1/ Liter Wein und */ıs Liter 
Dranntwein, das Liter Wein zu 0,36, Branntwein zu 1 Er. 

In mehreren Ländern wird den KRochgefellfchaften (menages) der Sol: 

baten ein Zufhuß gegeben, wenn die Nahrungsmittel über einen ge: 
wiffen Breis fleigen, 3. B. in Baten D. 1860. 61 92117 fl. Im 
Sachſen iſt 1858—60 dafür täglih 1 Sgr. auf den Dienfttag ange 
feßt worben. 
Die Tagsgabe (fog. Ration) if in Baden für Zugpferde (fchwere 
Nation) 71/5 Meblein (0,75 Malter) oder 10 Pfd. Haber, 8%/ı Pfd. 
Heu, A!ı Pfr. Stroh, für Neitpferde 0,06 Malter ober 8 Pfd. Haber, 
7a Bid. Heu und Als Pfd. Stroh. Würtemberg: ſchwere Ration 
2 Biertel Haber (= 7,? bad. Mepl.). 12 Pf. Heu (= 11,* bab.), 
7/2 (7 bad.) Pfd. Stroh; leichte Rat. 11/5 Biertel (5,9 Mßl.) Haber, 
7 (6,5% bad.) Pfd. Heu und 5 (4,67 bad.) Pd. Stroh. — Die höheren 
Butterpreife gegen ben Boranfchlag machten in Baden im D. 1860. 61. 
einen Bufauß von 69513 fl. zur Militärcafle nöthig. Die Belchaffens 
beit, welche biefe Begenflände des Bedarfes haben müflen, wirb bei 
dem Audfchreiben angegeben. 


Die Kleivungsftüde werben entweder von bürgerlichen Schneidern, ober, 
was fi vortheilhafter gezeigt hat, in großen Schneiderwerfftätten unter 
Leitung der DOfficiere verfertigt. In Frankreich ift die Jahresausgabe 
für einen Gemeinen des Linienfußvolfes 29,4 Fr., für einen Dragoner 
44,9%, für einen Harnifchreiter der Garde 127,2: Fr. Baden: Jahres⸗ 
ausgabe für große Bekleidungsftüde eines gemeinen Fußmannes 13 fl. 
23 fr. und 36 fr. zu Ausbeflerungen, eines Reiters 16 fl. 55 Fr. und 
48 fr. zur Ausbeflerung. Für jedes Kleidungsftüd wirb aus der Er⸗ 
fahrung eine mittlere Dauerzeit ermittelt, 3. B. Baden: Waffenrod 
des Gemeinen 2 Jahre, aber des Kanonierd 1?/a Jahre, Mantel bes 
Fußmannes 9, des Meiters und Stüdmannes 10 3. 

Es ift bei den Fleineren Kleidungsſtuͤcken (108 Kleinmontun), wie Hem⸗ 
den, Stiefel sc. ziemlich allgemein eingeführt, daß ber Wehrmann fi 
biefelben ſelbſt anfchafft und dafür jährlich eine beflimmte Summe er: 
Hält. Baden: der gemeine Fußmann 15, der Weiter 14 fl. Hiezu 


(9) 


fommen für Beinigungemittel (proprets) 48 ii. unb 2 fl. Bogel⸗ 
mann a. a. O. ©. 179, 188. 

Bei einem beſonders ſtarken Kriegsverbrauche reicht bisweilen das Er⸗ 
eugniß der PBrivatfabriten nicht aus. Die britiide Regierung kam im 
—* en Kriege in Berlegenheit und mußte 3. B. die Tonne 
gewiſſer Geſchoſſe (diephragm shell) für 73 2. kaufen, die fle jeht zu 
15 2% machen läßt. In Folge dieſer widrigen Erfahrungen wurten 
die Fabrikanſtalten in Woolwich fehr erweitert und vervolltommnet, 
auch wurde die Gewehrfabrik zu Enſield auf Staatsfoften angelegt. 
Diele Werte find Muſter der Kunfl. Quarteriy Rev. Nr. 205. — In 
jedem Falle muß für Werfflätten zur Ausbeflerung der Waffen, des 
Riemenwerks, der Fuhrwerke, ferner zur Berfertigung geheimer Zünp: 
maflen und Feuerwerke, als Raketen, Leuchtkugeln, Granatenjäge ıc. 


gelorgt fein. , 

Säge aus Baden 1847: Preis Dauer 
Bine » © 2 20200. 16.40 20 Jahre. 
Ladſtock, Bujondt, . » .».. 2,4, 0 „ 
Site . . 3. 98. 


Neiterflinte (Barabine) . . . 15 „ 36 „ 30 „ 
In Baiern wurden a diefem Zwede Bohlenhöfe angelegt, um Pferde 
auf Rechnung des Staates zu_giehen. Die Anftalt hatte im 3. 1826 
27452 Morgen Land, 53 Hengfle, 35 Stuten, 1662 Fohlen. Bis zu 
diefer Zeit hatten fie die Ausgaben nod nicht völlig gebedt, obſchon 
die Preife für die abgegebenen Pferde keineswegs zu knapp bemeſſen 
waren. Im I. 1829 waren vorhanven 11254 Morgen Garten, Ader, 
Miele und Wald, 8286 M. Weide u. a. fchlechteres Land, nebſt den 
Gebäuten auf 890416 Fl. geihäst, ein Wobiliar von 416778 fi., 
aber feine Hengfte und Zuchtſtuten mehr, fondern nur 1136 Fohlen 
und 139 Oekonomiepferde. In 3 Jahren wurben 873 junge :Bferde 
zu 220 R. an die Regimenter abgegeben, die theils erfauft, theils ge: 
jogen waren; aber es gingen viele Bohlen zu Grunde, und im 3jähr. 
Dürchſchnitt 1826/28 war die Jahresausgabe um 30217 fl. größer als 
bie Sinnahme; die Verwaltung ift durch die vielen zugehörigen Bes 
werbe, 3. B. Glashütte, Mühlen, Brauerei u. dgl. fehr verwidelt; 
Scheuing’s Beriht v. 1831, Beil. XLIV. E. Abth. IL Die Er 
gebniffe blieben aud in ber neueflen Zeit ungünflig. Die Ausgaben 
waren größer ale die Ginnahmen: 
i. D. von 1829/30—31/32 um 8236 fl. 
1835/36—37/38 „ 11783 „ 
Sm Sept. 1838 waren 792 Fohlen und erwachlene Pferde vorhanden. 
Die für 1837 —1843 angefepten Preiſe, welche für die an das Militär 
abgegebenen Pferde vergütet werden, And: Cürafliers Pferde 310 fl., 
Chevauxlegers⸗Pf. 220 fi., Zugpferde 130 fl. — In Baden wurden 
1842. 43 für ein Pferd 200 fl. angenommen, 1858 240 fl. und eine 
Hährige Dauer, in Sadfen 1858 135 Rihlr. und 10 Jahre Dauer. 
In Preußen werden junge Pferde (1860 3286 Stüd, i. D. zu 146 
Rihlr.) angefauft und 1 Jahr auf den 8 größern Pferbehöfen, fog. 
Remontebepots, erhalten, worauf fie zum Dienft abgegeben werden. 
Diele Höfe find Landgüter, welche 117355 Rthir. eigene Binnahmen 
aben und 164060 Rthlr. Zuſchuß koſten, fo daß der Aufwand für 
Pferd 196 Rthlr. beträgt. — In Wranfreih rechnet man 1859 für 
ein Zug: und ein ſchweres Reitpferd 650, für ein leichtes 550 Fr. 


8. 77. 
Eine ſchwere außerordentliche Ausgabe verurfacht die naͤchſte 


Rüftung für den Krieg (Mobilmahung, Anlegung von Maga 





zinen ıc.), eine noch ſchwerere von unabiehbarer Größe der 
Krieg ſelbſt. Die Laften, welche ein Krieg in wirthfchaftlicher 
Hinficht dem Volke auflegt, beftehen nicht allein in dem Aufs 
wande aus ber Staatscaffe, fie begreifen in ſich auch die Vers 
ringerung der Probuction dur, Entziehung vieler Arbeiter und 
Störung des Abſatzes, fowie die vielfachen Ausgaben und Vers 
luſte der Bürger durch Einquartierungen, vorzüglich aber durch 
die Nähe des Kriegsſchauplatzes. Selbſt der glüdlichfte Aus- 
gang bed Krieges kann nicht immer alle diefe Opfer vergüten, 
ein unglüdlicyer vernichtet in kurzer Zeit die Fruͤchte eines viel 
jährigen Fleißes. Die Wahrnehmung, daß einzelne Gewerbs⸗ 
zweige im Kriege in Aufnahme kommen, hat biöweilen zu ber 
Meinung verleitet, als fei berfelbe der Volkswirthfchaft nicht 
nachtheilig, aber dieſer Irrthum berichtigt ſich leicht, wenn man 
auf den Bermögenszuftand aller Boltöclaffen achtet und ben, 
durch gemaltfame Ausichliegung des fremden Mitwerbend ers 
langten vorübergehenden Monopolgewinn mit der Ausdehnung 
der Betriebfamleit bei freiem Welthandel vergleicht. Macht ber 
Sieg benachbarte Ränder zindbar, fo iſt dagegen zu bebenten, 
baß berfelbe wandelbar ift, daß dad unrechtmäßig Erworbene 
nicht gebeiht und bei einem Wechfel der Ereignifle deſto fchwerere 
Buße nachfolgt (a). Erwägungen biefer Art können zwar nie 
von einem gerechten Kriege abhalten, der nothwenbig iſt, um 
den Staat gegen dußere Beeinträchtigung und Angriffe zu 
fchügen, oder überhaupt dem Völferrechte Geltung zu verfchaffen, 
fie können aber dad Gewicht ber übrigen rechtlichen und Klug⸗ 
heitögründe verftärfen, um von foldyen Kriegen abzumahnen, 
deren Beranlafiung den ewigen Geſetzen ber Gexechtigkeit widers 
ftreitet und beren Urheber vor dem Gerichte der Weltgejchichte 
nicht beſtehen Eönnen. 

(a) Was ein Friegführendes Bolf im Blute feiner Kinder, in Entbehrung, 
Noth und Sorgen feiner Bürger für Opfer bringt, läßt fi nicht be⸗ 
rechnen. Doch auch das, was in Zahl und Maag fällt, ftellt Feine 
günftige Bilanz dar. Nach den durh Dumas (Pröcis des &vönements 
militaires, XIX. Band, vgl. Memoiren des Herz. v. Rovigo, I 130 
der deutfch. Ueberſ.) bekannt gewortenen Zahlen hat die franzöſiſche 
Staatscaſſe nur vom 1. October 1806 bis dahin 1808 nach Abzug der 
Audgaben im damaligen Kriege eine Binnahme von 435 Mill. Fr. aus 
den occupirten Ländern bezogen. Aber was litt Frankreich, beſonders 


von 1812—1818? Die Ausgaben der franz. Staatscafle von 1802— 1815 
werden auf 5000 Mil. Fr. gerechnet, und fo viel follen auch die Bow 
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tributionen der eroberten Länder wieder eingebracht haben, Gay, 
Handb. V, 151. Hiezu famen aber die Folgen der unglüdlichen Feld⸗ 
jüge von 1814 und 1815. Schon allein die vertragsuräßigen Leitungen 
eliefen ſich ſehr hoc, nämlih 700 Mill. Er. Gontribution an die ver 
bünbeten Mächte, 390 Mil. Koften der fremden Beſatzung, 3 Jahre 
hindurch zu 130 Mill., 200 Mill. Privatentfhädigungen (16 Mil. Fr. 
— pſommen 1410 Mill. Ft. Von 1814—1819 hat bie franz. 
Staatsſchuld um beinahe 126 Mill. Fr. Renten oder 2520 Mill. Fr. 
Stamm zugenommen. 23gl. Bresson, I, 316, 443. — Die Er; 
o g von Algier brachte der franzöfiſchen Staatscaſſe eine Einnahme 
von 51 Mill Fr. aus erbeuteten Schaͤgen und Waarenvorraͤthen zu 
Wege, aber die Roften der Broberung und Behauptung find weit größer. 
— Der Krieg von 1854 und 55, der durch bie Verlegung des türkifchen 
Gebietes von Seite Rußlande verurfadyt wurde, aber durch Ginmüthigs 
feit der 4 anderen Großmaͤchte hätte vermieden werben können, war 
außerordentlich koſtbar. Frankreich verwendete auf ihn negen 2500 Mill. 
Fr., Großbritanien gegen 90 Mill. %., Sardinien 54 Mill. Fr., Preußen 
zur Rüftung 15 Mill. KRthlr. Mit Einfchluß von Rußland und Oeſter⸗ 
teih darf man die Kriegsausgaben auf mindeftens 4000 Mill. fl. ſetzen, 
wozu noch die große Zerfiörung von Privatvermögen in ber Türfei und 
Rußland kommt. 


8. 78, j 

Der Aufwand für die auswärtigen Angelegen- 
heiten (a) betrifft hauprfächlih das Minifterium und die Ges 
fandtfchaften, ſowohl außerorbentliche als ſtehende. Letztere find 
heutiges Tages ein unentbehrliches Huͤlfsmittel der neueren 
Staatskunſt, jedoch nicht gerade in ihrer bisherigen Ausdehnung. 
Der Aufenthalt der Geſandten und ihres Hülfsperſonales in 
fremden Hauptflädten macht eine reichliche Befoldung noth⸗ 
wendig (5). Doc, lafien fi auch hier anſehnliche Erfparungen 
bewirken, 

I) indem man häufiger Geſandte eined niedrigeren Ranges 
anftellt, welche Feiner fo Eoftbaren Umgebung bedürfen, und ſich 
von ber Entbehrlichkeit eines großen Aufivandes ber Gefandten 
überzeugt (c), 

2) indem man nur an foldyen Höfen Geſandte unterhält, mit 
denen man in vielfachen Berührungen fteht, auch mehrere Ges 
fandtfchaftspoften an benachbarten Höfen einem einzigen Manne 
überträgt, ober mehrere Staaten, deren auswärtige Verhältniffe 
gleichartig find, durch einen einzigen Gefandten vertreten läßt. 


Vertragsmaͤßige Zahlungen an einen anderen Staat, welche 
bisweilen in den auswärtigen Berhältnifien ihre Beranlaffung 
gefunden haben, find nur zuläffig, um eine fchon befiehenbe 
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Verbindlichkeit zu erfüllen, ober einen großen Vortheil zu er⸗ 
faufen, oder fi von einem fchweren Uebel zu befreien. 


(a) In vielen Staaten find diefem Miniſterium die Archive und die Anges 
legenbeiten der fürftliden Familie übertragen. Innere Berwaltungs- 
erhäfte eignen fih nicht für bdiefes Minifterium, weil fie feiner Ber 
A amın fremd find und Beamte von ganz anderen Kenntniflen erfor: 
dern. Diefe ganze Abteilung der Ausgaben beträgt in den meiften 
Staaten gegen I—1Ya Proc. des Staatsaufwandes. 
Say, (Sende. V, 169) Hält die Gefandtfchaften für eine alther⸗ 
Hebrachte Albernheit. Diefe Meinung if durch die Schilderung der Bor: 
theile, welde in Staats und Privatangelegenheiten aus der Anweſen⸗ 
heit fremder Sefandten entfliehen, leicht zu widerlegen. Würde man 
in jedem Kalle eines eintretenden Beduͤrfniſſes beiondere Gefandtichaften 
abordnen, fo würbe dieß nicht weniger foflbar fein, mehr Zeit fordern 
und hoͤchſt unbequem fein. 

(c) Man unterfcheidet neuerlich 1) Großbotſchafter, 2) bevollmädtigte Mi: 
nifter und Envoyés, auch Internuntien, 3) Minifler-Refidenten, 4) bloße 
MRefidenten und Gefchäftsträger (charges d’aflaires). Die wintigfen 
Berhandlungen werden von den Abgelandten gepflogen , die fein Auf: 
fehen machen. Der Prunf und Glanz des fog. diplomatifhen Corps 
it unnoͤthig. 


(8 


nr 


8. 79. 


Zu den Ausgaben für bie Bolkswirthbfdhaftspflege 
gehören vorzuͤglich: 

1) Prämien und Unterftügungen, um neue nüglidje 
Unternehmungen im Gewerbeweſen zu befördern, ein Mittel, 
mit welchem man ſehr vorfichtig fein muß, weil ed in vielen 
Fallen überflüffig ober ſogar ſchaͤdlich if. 

2) Die Koften ded Landgeftütes ($. 76. und Il, $. 168.), 
welche bei guter Einrichtung biefer Anſtalt ſich felbft finanziell 
duch den leichteren Ankauf von Militärpferben belohnen (a). 

3) Der Straßen» und Wafferbau (I, $. 255 ff.), 
welcher zwar in vielen Staaten dem Geſchaͤftsgebiet des Finanz⸗ 
minifteriums augetheilt wird, feiner Beftimmung nad) aber 
bauptfächlich der Volköwirthichaftspflege angehört, nur daß bei 
ben Flüffen und Meeresfüften noch der Zweck der Sicherung 
gegen Ueberſchwemmung und Abreißen des Landes hinzu⸗ 
fommt (a). 

a) Unter den Landſtraßen (II, 9. 256. 257.) müfien bie 
Hauptverbindungen ber Xandestheile unter einander und bed 
Staatögebietes mit Nachbarftanten aus ber Staatscafle beftritten 
werben. Bezirköftraßen fönnen ben einzelnen Landestheilen 
(Brovinzen ıc., 8.55.) zugeiwiefen werben. Diefe Ausgabe ges 


hört zu denjenigen, weldye zur Erhöhung des allgemeinen Wohl- 
ftande® am meiften beitragen, weßhalb man in mehreren 
Staaten ſich nicht gefcheut hat, zur fehnelleren Vollendung der 
Straßenverbindungen Anleihen aufzunehmen (c). Die durch die 
Straßenbaufrohnen bewirkte Erjparung kann als eine zu uns 
gleich vertheilte und zu bdrüdende Laſt nicht gebilliget werden, 
6. 243. Durch Vermeidung einer überflüffigen Breite und durch 
die Wahl der wohlfeilften Bauart unbefchadet der Güte laͤßt 
fi die Ausgabe vermindern, dagegen wird fie durch die ge- 
fteigerten. Anforderungen an bie Befchaffenheit der Straßen auch 
wieder erhöht, II, $. 256. Die Erfahrung zeigt, daß bie jähr- 
liche Unterhaltung weniger koftet, wenn die Straßen einmal in 
vollfommen guten Stand geſetzt worben find (d). 

b) Eifenbahnen und Banäle können von Privatgefells 
fchaften angelegt werden (II, $. 260. 267.), doch ift e8 oft für 
nüglicher zu erachten, daß die Staatögewalt wichtige Werfe 
diefer Art ſelbſt erbaue, wozu fie die erforderlichen Summen 
borgen muß. Iſt ein Reinertrag, wenigſtens ald Berzinfung 
bed Bauaufwandes, zu erwarten, fo ift die Maaßregel als ges 
werbliche Unternehmung bed Staated zu betrachten, deren Regeln 
in die Lehre von den Stantsdeinfünften gehören, 8.219c. Es 
giebt Fälle, in denen der gemeinnügigen Wirfungen wegen folche 
Berbindungsmittel aus guten Gründen hergeftellt werben, auch 
wenn jene Berzinfung anfangs noch unvollfländig if (e). 

c) Zu ben fchügenden Bauten an ben Gewäflern ift «8 
gerecht und zwedmäßig, Beiträge von den gefährdeten Grund» 
eigenthümern zu verlangen (5). 

4) Staatöbeiträge zur Ablöfung fchädlicher Reallaften von 
Ländereien (g). " 


(e) Es kommt hier auch eine Binnahme aus Sprunggeld und Fohlengeld vor. 
— Preußen, 9. 1858: 3 Hauptgeftüte mit 25 Beſchaͤlern und 550 Zucht: 
Ruten, ferner in den Lantgeftüten 1070 Beichälhengfte. Hiebei ergeben fich 


Einnahmen. Ausgaben. 
Hauptgeflüte . . . . 136 391 Rthlr. 190443 Rthlr. 
Landgelüte . . . . 108483 „ 211 n 
Zugehörige Landgüter . 191412 „ 175253 „ 
Gentralverwaltung . . — 68764 „ 


436 288 Aible. | 638142 Mihlr. 
Mehrausgabe . . . . 2.0 2,0. 201854 Rthlr., 
nebft 78000 Rthlir. einmaliger Ausgabe ji Dedung 
der gegen ben Etat gefliegenen Yutterpreiie. 
Rau, polit. Delon. III. 5. Ausg. 7 


(8) 


9. in Baden für 1858 81393 fl., wovon 7831 4. Einnahme abgehen, 
für 115 Hengſte. Butter und Stroh für einen Hengfl kommen —*8 
auf 222 fi. Die Ergaͤnzung geſchieht nicht durch eigene Zucht, ſondern 
durch Ankauf, wobei der Preis auf 1300 fl. angenommen wird. — Das 
vortrefflihe Landgeftüt zu Gelle im Königreih Hannover, mit ungefähr 
210 Hengſten, Eoftet 41 800 Rthlr. Staatszufhuß. — Sachſen 1858: 
22000 Rthlr. Staatsausgabe. — Frankreich: Die Geflüte und Bes 
fhälanftalten Eoften 1°730500 Fr., daneben der Ankauf von Hengften 
und die Beförderung der Pferdezucht noch 1'260 000 Fr. Das Sprung: 
geld bringt 572500 Fr., andere Nebeneinnahmen 112440. — Baiern 
230.000 8 48000 fl. — Großh. Heflen: 34000 fl. — Belgien 1840: 
230000 Fr. 

Die Ausgabe für Straßen» und Waflerbau macht einen deſto betraͤcht⸗ 
licheren Theil des ganzen unmittelbaren (reinen) Staatsaufwandes aus, 
je mehr die Regierung für diefe Grleichterungsmittel des Verkehres 
au und fe größer das durch Ströme und Meeresküſten entflehende 

ebürfnig if. Beiſpiele: . 

14,1 Broc. = 2°046 013 Thlr. Baden 1862/63 (mit ben außer: 
ordentl. Ausgaben.) 
10,5 „ oder 937960 Rthlr. Hannover 1854. 


⸗ 


g7 „ = 642273 fl. Gr. Heſſen 1857—9. 
5, = 796860 Rthlr. Sachſen 185759. 
6, „ — 83 Mil. Fr. Frankreich 1862. 

6 „ = 9. 6 Mil. Thlr. Preußen 1862. 
6,7, == 2°668000 fl. Baiern 1861—7. 

5 „ = 6134600 Fr. Belgien 1862. 


3,8 „ 13758000 fl. Oefterreih 1862 (mit Ginfhluß 
ber Ausgaben für Ungarn, Siebenbürgen und 


Kroatien.) 

Der Waflere und Brüdenbau nimmt in Franfreih 42, in Baden 40, 
im Gr. Hefien 30, in Hannover 20, Sadfen 19 Pror. diefer ganzen 
Ausgabe hinweg. In Frankreich fommen die Ausgaben der Departe: 
ments für die Straßen Hinzu. — In Belgien koſtete im Durchſchnitt 
1851 —55 

Neubau und Verbeſſerung ber Staatss und 
Brovincialftraßen -. © . 2 2 2.2... 1350374 Fr., 
Unterhalt derfelben . . . 2 2 2 2... 1787342 „ 
Ganals und Flußbu -. - - 2 2 2. .83'240833 „ 
Unterhalt diefer Waflerfiraßen. . . . . 1365581 „ 
Bolder, Häfen, Küften . - > > 2 2.297577 „ 
8041 707 Fr., 
alfo der Waflerbau 61 Proc. der ganzen Summe. 


(6) Die Prämienanleihe ber preuß. Seehandlung von 1832, im Betrage 


(@) 


von 12°600000 Rtblr., war hauptfählich zum Straßenbau beftlimmt. — 
Sm Großh. Heflen wurde durch Gel. v. 14. Sun. 1836 eine befondere 
Straßenbaufhuld aufgenommen, für welche ein Steuerbeifchlag erhoben 
wurde. Nah Gef. v. 19. Det. 1845 wurde diefe Schuld im Betrage 
von 2'249 000 fl. in bie allgemeine Staatsfchuld aufgenommen, der 
Steurrzuihlag der Schuldencaffe zugewielen. Der 9. für 1857—59 
enthält 58 261 fl. jährlichen Zufhus für diefe Schuld. 
Straßen ohne gute Unterlage von größeren Steinen find mwohlfeiler ans 
zulegen, aber Eoftbar zu unterhalten. Durch Anftellung einer Hin: 
teihenden Zahl von Straßenwärtern, die jede Fleine Beſchaͤdigung ſo⸗ 
leih ausbeflern, wird an dem Aufwande merklich eripart. In Sachſen 
Im (1858) 900 Straßenwärter, beren jeder im D. 0,9 Meilen vers 
eht. Der Unterhalt einer Meile Straße koſtet in Preußen 1250, in 


(e) 


Sachen 1275 Rthlr., in Baden (D. 1834—60) 1666 ff. = 952 Thlr. 
In Belgien Eoftet die Anlegung gegen 18 Fr. auf den Meter, ober 
62218 fl. auf die Meile, vergl. IL, $. 256. 
Es läßt fid zwar annehmen, daß eine wahrhaft nügliche Unternehmung 
biefer Art auch für die Unternehmer mit der Zeit einträglid werben 
müffe, denn ihr Nugen befleht darin, daß fie die Frachtkoften um mehr 
erniedrigt, als die Uinterhaltungsfoften und der Zins des Bauaufwandes 
ausmadıen, wodurch Gonfumtion und Production vermehrt werten. 
Zehrer (fomweit die Preife der Waaren finfen) und Erzeuger theilen fich 
in bdiefen Vortheil und büßen ihn micht gänzlich ein, wenn fie auch 
die Koften bes Canals und ter Eifenbahn den Grbauern vergüten 
müffen. Indeß giebt e8 Fälle, wo der Waarenzug noch nicht fogleich 
eine ſolche Lebhaftigfeit erlangen kann, um die Zinfen und Ausbefles 
rungen leicht zu vergüten, und wo man es rathfam findet, zur kraͤf⸗ 
tigeren Srmunterung der Production auf diefen Erſatz ganz oder theils 
weife zu verzichten. Dieß fann nur von der Regierung —8 die 
auch Pie Unternehmungen auf die gemeinnügigfte Weite auszuführen 
im Stande if. Gleichwohl wäre es Irrig, jede ſolche Kunftftraße ohne 
Weiteres für vortheilhaft zu halten, denn es kommt dabei fehr auf die 
Gegend und Richtung an. — Bgl. Say, Handb. V, 177. Die 
roße Ganalunternehmung der franzöflichen Regierung wurde mit aufs 
allender Uebereilung begonnen. Man beſchleß in den Jahren 1818—35 
verfchiedene Anleihen, um einige Gandle zu beendigen und auch einige 
Brücken- und SHafenbauten vorzunehmen. Die ganze aufgenommene 
Summe war 142630000 Fr., aber die Anfchläge waren jo ungenau 
verfertiget, daß ber wirkliche Auftwand weit über fie hinausging. Der 
Canal von Nivernais 3. B. wurde auf 8 Mill. Fr. angefchlagen, koſtet 
aber 19—20 Mill. Sin J. 1830 wurden 7 Mill. Kr. für die Zah⸗ 
lungen an die Ganalgläubiger und 5°100000 Fr. für Fortſetzung der 
Arbeiten nöthig. Im 3. 1834 Hatten die 13 größeren, in den 3. 1821 
und 22 befchlofienen Arbeiten fhon 241 Mill. gekoſtet. Die Actien 
tragen 5 Vroc. Zinſen, außerdem eine Prämie bei der Tilgung oder 
(beim Ganal von Bourgogne und von Arles) eine Zinserhöhung von 
Ja Proc. von 1833 an, und fle geben auch nad der gänzlihen Til 
gung noch das Recht auf einen Antheil am Reinertrage. Die jährliche 
usgabe des Staates in Folge diefer Anleihen war 1846 R. für Zinfen 
und Prämie 6559000, für Tilgung 3230000, für Nebenfoften 
549800, zufammen 10°338000 Fr. Für 1859 beirugen Zins und 
Prämien noh 3'330 425 Fr., Tilgung 4814865 Fr., Rüdfauf von 
Ganalactien 1'346 327 Fr. Die Zahlungen für den Rhone-Rheincanal 
— von 1858 an auf. — In den nordamericaniſchen Freiſtaaten 
aben die einzelnen Staaten bedeutende Unternehmungen im Straßen⸗ 
und Canalbau mit Huͤlfe von Anleihen gemacht, 8. 277 (d). 


(f) In Baden haben die am Mhein liegenden Gemeinden 4 kr., die an 


(g) Kein Staat bat hierauf mehr verwendet als 


den anderen lüffen liegenden 2 fr. von 100 fl. des Brundfteuercapis 
tals aller Ländereien zu entrichten. Dieß trägt 1858 105000 fl. ein. 

Baden, Hauptfächlich zum 
Dehufe der Zehntablöfung, welche die Staatsfhuld flarf vergrößert Ent 
6. 69. 523. 


8. 80. 
Die Ausgaben für die Zwede der Volksbildung beziehen 


fih vornehmlich auf folgende Gegenſtaͤnde: 


1) Unterrihtsanftalten (a). 
7* 


a) Ald allgemeine Grundlage alles Unterrichtes dienen bie 
Volks⸗ (Elementar) Schulen. Die Güte derfelben hat auf 
den geiftigen und fittlichen Zuftand und fomit auf bie gefammte 
Wohlfahrt ded Volkes einen fo mächtigen Einfluß, baß die 
Regierung dringend verpflichtet if, für bie Anftellung einer bins 
reichenden Anzahl fähiger Lehrer, für Anftalten zur Bildung 
folcher Lehrer (Schullehrerfeminarien), für die Herftellung ber 
erforderlichen Schulgebäude und für eine folche Befoldung ber 
Lehrer zu forgen, welche ihnen Ausfommen und Achtung vers 
fhafft (d). Diefe Anordnungen müflen nad) gleichen Regeln 
für das ganze Land getroffen werben. Zur Beftreitung der in 
jeder Ortichaft aufzuwendenden Koften bietet ſich häufig ein be 
fonderes Stiftungsvermögen dar, und die übliche Vorfchrift, daß 
der weitere Bedarf zunaͤchſt von ber Gemeinde und den eltern 
der Schulfinder durch dad Schulgeld getragen werden fol, bat 
ſich als zwedmäßig gezeigt. Daher hat die Staatscaffe nur 
für die nichtsörtlichen Anftalten und für foldye Gemeinden eins 
zutreten, welche die Koften nicht vollftändig aufzubringen vers 
mögen, und darum wird ed möglich, mit einem fehr mäßigen 
Aufwande viel auszurichten (5). 

b) Befondere Lehranftalten find für mancherlei Richtungen 
ber menſchlichen Thaͤtigkeit nöthig; es giebt wiflenfchaftliche 
(Gymnaſien, Lyceen, Univerfitäten), ferner ®ewerb6s (Lands 
wirthſchafts⸗, Forſtwirthſchafts⸗,, Bergbaus, Gewerfös, Baus, 
Handels⸗, Schifffahrts/) Schulen, Kunſt⸗, Kriegsfchulen u. dgl. 
In Heinen Staaten vermag man nicht für alle diefe Zweige zu 
forgen, doch find Gymnaſien nirgends entbehrlih, und bie 
Wiſſenſchaft ift überhaupt dem Staate fo nothwendig, daß man 
ihre Pflege und Verbreitung ſich nicht genug angelegen fein 
laffen kann (ce). Höhere Bürgers (Reals) Schulen zu errichten 
wird den Stadtgemeinden überlafien, allenfalls mit einem 
Staatszufchuffe. 

2) Beförderung ber wiffenfchaftlichen und Kunftbildung dur) 
Bibliotheken, Kunftlfammlungen, gelehrte Gefellfchaften (Akade⸗ 
mieen) (d) u. dgl. 

3) Die Kirche. Ohne eine Anftalt des Staates zu fein, 
ohne in ihrem Inneren eine Unterordnung unter denfelben er- 
tragen zu können, fteht diejelbe doch in Anſehung ihrer Bes 
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fiimmung in einer fo nahen Beziehung zu den Stantözweden, 
daß fie von der Regierung nicht bloß Schug, fondern auch 
äußeren Beiftand fordern darf. Wo die kirchlichen Gefellfchaften 
ohne zureichended Bermögen find, da wird eine dem Beduͤrfniß 
ded Gotteddienfted und der Seelforge entiprechende Beifteuer 
aus der Staatscafle nothwendig (e). 

(e) Ganzer Betrag diefes Aufwandes, mit Cinſchluß von obiger Nr. 2: 

3,55 Proc. == 220000 fl. Gr. Heſſen 185759. 


3% „ = 421000 fl. Baden 1858. 
= 895000 fl. Baiern 1855—61. 


’ ” 

N „, — 194531 Rihle. Sachfen 1858—60. 

1,8 „ = 161000 Rıhlr. Hannover 1854. 

1,7. = 1509000 Rthlr. Preußen 1858, nebft 0,6 Proc. 
für Unterriht und Kirche gemeinichaftlich. 

,#° „ = 1915534 Fr. Sardinien R. 1855, Ausgaben im 
Unterrichtsminifterium. 

1,8 „ = 876937 2%. Großbritanien. 

1,8 u = 14'683 000 Fr. Frankreich 1859, außerdem 5°525 000 


Sr. Departementsausgaben für das Schulweſen. 
0,8 „ = 86054 Scudi Kirchenſtaat, R. 1853. 

Diele große Berichiedenbeit rührt zum Theil von ben anderen Hülfss 
quellen der, aus denen die Schulanftalten Zuflüfle erhalten. 

(5) In den legten Jahrzehnten ift in vielen europaͤiſchen Staaten für diefen 
lange vernadhläfligten @egenfland zufolge eines erfreulichen Wetteifere 
der Regierungen jehr viel gefchehen. Dieß zeigt ſich Hauptiächlich in 
folgenten Stüden: 

1) Zahl der Schüler und der Lehrer und Vollſtaͤndigkeit des Schul: 
beſuches. Auf 1000 Menichen kommen gegen 153 Kinder von 6 
bis 14 Jahren, oder auf 6,° Ginw. eines. Diele Zahl ift alfo 
die größte möglihe Menge von Schultindern innerhalb jenes 
Alters, oder ungefähr %ı. Nach Ch. Dupin (Forces productives 
de la France, 1827, II, 251) Hatte Rordfranfreid auf 1000 @ins 
wohner nur 57, Suͤdfrankreich 21 Schulkinder und 14000 Ge⸗ 
meinden von 38 000 hatten noch feine Schule. Seitdem ift diefem 
Mebelftande fo eifrig abgeholfen worden, daß 1840 nur noch 
4196 Gemeinden ohne Schulen waren und 1842 die Zahl der 
Schulkinder 3240 000 oder 1 auf 10,9 Ew. geweſen fein fol. 
Im 3. 1848 waren in 12 Dep. noch weniger ald 3000 Schul: 
finder auf 100000 @inw. min. 2127 (Dep. Allier.) Journ. des 
Econ. XXI, 184. 1863 gehen 5 Mill. Kinder in die Schulen, 
600000 noch nicht (Rede des Kailers 5. Nov. 1863); beide 
Zahlen geben zufammen 149 K. auf 1000 Ew., welches ziemlich 
utrifft. In England und Wales kam 1851 erſt auf 14 

enfhen 1 Scdulfind, 1857 auf 9%. — In ben beutfchen 
Staaten, in ben Niederlanden, einem Theil der Schweiz ac. ers 
reicht die Zahl der Schulbefucdhenden das maximum, 3. B. im 
Großherzogthum Heflen waren ee 1837 156 p. m., eo fam auf 
85 Kinder oder auf 548 Menfchen eine Schule (Linde, Ueberſ. 
bes gel. Unterrihtsw. im Gr. Heflen, 1839). — In Preußen 
wurden 1838 die öffentliyen unteren und mittleren Lebranftalten 
von 2289 700 Schülern beſucht (1 auf 6,5 G.), 1853 von 1 auf 
6,° Sinw., jedoch find hierunter auch BZöglinge über jenem 
Schulalter, und 5 aller Knaben von 6—14 Jadten (alfo vers 
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muthlich ein noch groͤßerer Theil der Maͤdchen) ging in keine 
oͤffentliche Schule. — In Belgien waren zu Ende 1840 noch 
183 von 2417 Landgemeinden ohne Schulen. Man zaͤhlte 2109 
Gemeinde⸗, 2284 Private und 796 gemifchte Schulen, d. h. ſolche, 
die vom Staate eine Unterflügung erhalten, zuf. 5159, mit 
453 360 Schulfindern, alſo 113 p. mille oder 1/; der Einmw., 
max. Namur mit 1, min. Öftflantern mit /10. Bist de 
Y'instruct. primaire en Belgique, 1830—40, ©. 63 ff. Im S. 
1850 war I Schulfind unter 8,8 &w., in Öftflandern auf 11, 
1860 befuchten 511096 R. die Schule, alfo 73 Proc. der vor: 
handenen oder 109 auf 1000 Sm. 

2) Tie Befoltung der Lehrer war fonft öfters fo kaͤrglich, daß ber 
Lehrer zu unwürdigem Mebenerwerbe gezwungen war. Man hat 
jest in vielen Ländern ein minimum des Ginfommensd, je nad 
der Größe der Schule, feftgeieht, fo daß der Lehrer wenigftens 
den nöthigkten Unterhalt findet, und dieß minimum ift in vielen 
Staaten wiederholt hinaufgerüdt worden. Nach tem bad. Gef. 
v. 28. Aug. 1837 fteht fich der Hauptiehrer mit Einfluß ver 
Wohnung auch an Heinen Orten wenigftens auf 180 fl., in den 
größeren Städten auf 450 fl, wozu das Schulgeld kommt. 

ad tem Gel. v. 6. März 1845 ift Der geringfte Betrag 215 fl. 
ohne Schularld und dieß macht für jedes Kind mindeſtens 48 kr. 
jährlich. Nach dem Gel. v. 3. Mai 1858 find nur 3 Glaflen 
von Lehrern, nach der Binwehnerzahl der Drte bis 1500, bie 
3000 und darüber. Der Hauptlehrer erhält außer der Dienft- 
wohnung in diefen 3 Glaflen 200, 250 und 300 fl., dazu das 
Schulgeld. In Lantorten wird ein Theil der Befoldung durch 
Benugung von Ländereien eriept, nicht unter 1 Morgen. echnet 
man ın der 1. Claſſe die Wohnung zu 30, das Schulgeld mins 
deftens zu 70 fl., fo fleht fih der Lehrer nicht unter 300 fl. — 
Ein Unterlebrer erhält 52 fl. und freie Kot, Wohnung ıc. bei 
dem Hauptfehrer, welchen dafür 120—200 fl. vergütet werben. 
Gel. v. 19. Febr. 1858: — In Franfreich follte (Gef. 28. Sun. 
1533) der Glementarlichrer nicht unter 200, der Öberlehrer nicht 
unter 400 %r. erhalten, nebfl einem Schulgelde (retribution 
mensuelle). 1945 gab es 15000 Schullehrer von toeniger ale 
400 Fr. 1848 wurde die Unentgelvlichfeit des Schulunterrichts 
ausgeiprochen und eine Summe von 45 Mill. Fr. gefordert, um 
jeden Lehrer mindeftens auf 600 Fr. zu ftellen; diefe Anordnung 
fam nicht in Bollzug. Nach Gel. 15. März 1850 foll fein Lehrer 
unter 600 Br. einnehmen. Die Gemeinde giebt wenigftens 
200 Fr., hiezu kommt das Schulgeld und der Staat legt zu, 
was an jenem Betrage noch fehlt. Außerdem ftellt dic Gemeinde 
ben erforderlihen Raum. Berdiente Lehrer fönnen nach 5 Jahren 
auf mindeftens 00, nad 10 9. auf 800 Fr. gelegt werden. — 
In Hannover Ichten 1834 noch 396 Lehrer das ganze Jahr oder 
einen Theil deſſelben von tem Reibetifch bei den Ortsbewohnern. 
— In Großbritanien geſchah lange Zeit für das Schulwefen, 
fowie für viele andere wichtige Bedürfniffe gar nichts vom Staate. 
Kür 1856/7 find 679459 8. dafür bewilligt worden. 

(e) Ad Smith's tadelnde Bemerkungen über die Univerfitäten beziehen 
ch auf die mangelhaften Einrichtungen in Gngland. Say verwirft 
die Rechtsfchulen, weil man in ihnen Redhtöverdrehungen lerne, und 
die medicinifhen, weil die Menſchen doch die Quackſalber vorziehen! 
Handb. V, 237. 239. — In Deutfchland find die Meinungen über den 
Einfluß der Hochſchulen auf die allgemeine Bildung nicht getheilt. 
Univerfitäten mit vollRändiger und guter Beſetzung aller Faͤcher und 
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reichlich amsgeftattet mit den nöthigen Hülfemitieln, als Büchern, 
Sammlungen, Inftrumenten, Kranfenhäufern sc. find übrigens foflbar ; 
eine folche Anftatt erfordert mindeflend 125000 fl. — Die belgifche 
Regierung verwendete 1540,1 j. 606000 Pr. auf die beiden föniglichen 
Univerfitäten Gent und 2üttih, worunter 24000 Fr. Stipendien 
(bourses) auf den Univerfitäten und 15000 Fr. Reileltivendien. Die 
Kranfenhäufer werden von den Stadtgemeinden erhalten; Etat de 
Venseignement superieur en Belgique pendant l’annde 1841. Rapport 
du min. de l’intörieur, 30. April 1842. — Binfünfte und Ausgaben 
der preuß. Univerfltäten nah dem M. von 1858: 

161525 Rthlr. Berlin, wovon 153965 Rthlr. aus der Staatscafle. 
109100 „ Bonn, „ 104400 „ " 
93830 „ Breslau, „ 79968 „ 

90058 „ Halle, 55445 „ 

84000 „ Königsberg, „ 79721 „ 

68 560 Greifswald, „ 1200 


607 073 Rthlr. 4741699 Rthlr. 

Manche Univerfitäten haben reichlihe Ginlünfte aus eigenem Ber 
mögen, 3. B. Lund und Upfala, — Drford (174000 2. Einf. mit Ein: 
fyluß ter Colleges), Cambridge (133 000 &£.) 

Die 3 baieriihen Hochſchulen erhalten 167866 fl. aus der Staates: 
cafle (davon Grlangen 70466 fl.), Heidelberg 133000 fl., Yreiburg 
48 964 2 Leipzig 45 662 Rthlr., Göttingen 40698 Rthlr., Gießen 
70 000 |. 

Frankreich thut für den mittleren und höheren Unterricht wenig. 
Der A. für 1859 führt auf: 800000 Fr. für die fogen. Kaculitäten 
(tbeologifche, Rechts⸗, mediciniihe Schulen ıc.), welche aus Schulgeld, 
Gramen: und Diplomgebühren u. dgl. eine Ginnahme von 2'693 500 Fr. 
beziehen und 3493 500 Yr. Ausgabe Haben, für dad conservatoire des 
arts et mötiers und die 3 Gewerfsichulen (II, $. 223) 1248 000, 
für Iandwirtbichaftlihe Schulen 544 100, Bergwerks: und Straßenbaus 
Schulen 150 000, Mufeum der Naturgefchichte 506 380, Thierarzneilch. 
604 300, College de France 180000, einige andere Schulen 134900, 
zuf. 4167680 Fr., ferner 2469000 für die Lycten und fläbtiichen 
Oymnafien. 


(d) Die Univerfitäten haben weit mehr geleiftet ale mmde, wie ein Theil 


bes Hofprunfes behandelte Afademieen, indeß fönnen diele, befonders 
für Faͤcher, in denen zeitxaubendes, ungeflörtes Forſchen nothwendig 
it, ſehr erfprießlih werden. Vgl. Say, Handb. V, 254. Die 5 
Bariier Afademieen koſten 611 300, die Sternwarten 194260, die 5 
Barifer Bibliothefen 535 800 Fr. — Die Berliner Akademie der Willen: 
fchaften Eoftet 22 243 Rihlr., die Münchener 15643 fl. 

Sn manden Ländern Hat fi das Kirchenvermögen ganz erhalten, wie 
. 2. in Südeuropa, Großbritanien und Schweden, in anderen wenig: 
ens theilweife, in anderen muß ber Unterhalt der Geiftlihen ganz 
vom Staate beftritten werden. In Defterreich ziehen fowohl die Kirche 
als die Lehranftalten beträchtliche Menten aus den fog. politifchen Bonds, 

In Sranfreih (1859) koſtet die Kirche 47432000 Fr. oter 3,8 Proc. 
des Staatsaufwandes, in Baiern 1570000 fl. oder 3,6 Proc., im Gr. 
Heflen 131370 fl. oder 2 Proc., in Baden 89800 fl. oder 0,6 Proc., 
weil hier noch ein anfehnliches Kirchenvermögen befteht. 


$. 81. 
Die Ausgaben, welche für die Finanzverwaltung ſelbſt 


gemacht werben, bebürfen bier Feiner Erörterung, weil fie an 
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verfchiebenen anderen Stellen des Lehrgebaͤudes der Finanz⸗ 
wiffenfchaft abgehandelt werden. Der Aufwand, den die Ers 
hebung und Ueberwachung der verfchiedenen Einkünfte veruriacht, 
wird in Verbindung mit diefen in Betradhtung gezogen. Die 
Koften der Behörten und Beamten und ihrer Geichäftsführung 
im Allgemeinen hängen mit der Einrichtung bed Finanzwefens 
(4. Buch), die Ausgaben für die Staatsſchuld mit dem Schulden- 
weien ded Staats (3. Buch) zufammen. 


Zweites Buch. 
Stantseinfünfte, 


Einleitung. 
Don den verfchiedenen Quellen der Einkünfte. 


8. 28. 


&; find fehr mandhfaltige Quellen von Staatseinfünften benf- 
bar und in ben einzelnen Staaten auch wirflidy in Benubung 
gefommen. Die Binanzwiflenfchaft hat diejenigen @infünfte 
aufzufuchen, weldye den allgemeinen Orundfägen des Etaatds 
haushaltes ($. 14.) am meiften entipredhen. Sie könnte fich 
darauf befchränfen, ein Syſtem der Staatdeinfünfte als ein 
vollflommened und allgemeingültiged aufzuftellen und deſſen 
Verwirklichung zu fordern. Dieß wäre jeboch ungenügend. Eine 
gewiffe Art von Einkünften erfcheint oft bei einer genauen 
Prüfung bald beffer, bald nachtheiliger 

1) nady den gegebenen volföwirthfchaftlichen Umftänden des 
einzelnen Landes, wobei audy im Laufe der Zeit manche Ber: 
änderungen eintreten, fo daß die Nachtheile zus oder abnehmen, 

2) nad ber Dauer ihres Beſtehens, indem man fidy all» 
mälig an fie gewöhnt und die wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe, 
z. DB. die Preife der Dinge, die Richtung ber Gewerbe ıc., 
fid) ihr anpaffen. 

3) nad) ihrer befonderen Einrichtung, die verjchieden geftaltet 
und in Gemäßheit der Erfahrungen nach und nach auögebildet 
werben fann. 
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Die Finanzwiſſenſchaft, wie die ganze Staatsklugheitslehre, 
fol fidy daher nicht allein mit dem Staate in der Idee, fondern 
auch mit den beftehenden Staaten beichäftigen und den Weg 
vorzeichnen, auf welchem fi) das Finanzweſen berfelben ver: 
beffern läßt. Da man diefed nicht auf einmal umgeſtalten 
und von eingewurzelten Einrichtungen fi) nicht plöglidy los⸗ 
reißen kann, fo ift ed nöthig, die in den chriftlich = civilifitten 
Staaten üblichen Arten von Einnahmen einer Prüfung zu 
unterwerfen, wobei neben den allgemeinen Grundfägen auch 
bie befonderen Umftände zu erwägen find, welche hier ober 
dort die Befolgung jener Grundfäge erfchweren. Selbft bei 
folhen Einnahmen, die fi) im Allgemeinen ald mangelhaft 
zeigen, ift zu unterfudhen, wie fie einftweilen auf bie am 
wenigſten nachtheilige Weiſe einzurichten feien. 
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Die allgemeinen Erforberniffe, nad) denen die Zwedmäßig- 
feit jeder Art von Staatseinfünften zu beurtheilen ift, find 
bieje: 

1) In Bezug auf das Staatswohl im Ganzen: 

a) Keine Einnahme darf wohlerworbene Rechte, oder auch 
bad in den ewigen Bernunftgefegen begründete Gebot ber 
Gerechtigkeit verlegen. 

b) Jede Einnahme fol die volkswirthſchaftlichen Zwede, 
nämlich reichliche Gütererzeugung, gute Vertheilung der Erzeug⸗ 
niffe, lebhaften Verkehr und zweckmäßige Güterverzehrung zur 
Befriedigung der Bedürfniffe des Volkes fo wenig, als ed mit 
der Aufbringung ded Staatöbedarfed vereinbar iſt, beeinträdhs 
tigen, $. 13. Unter übrigens gleichen Umftänben iſt diejenige 
Einnahme die befte, welche in jenen Hinfichten am wenigften 
ſchadet. Insbeſondere gehört ed zu den Borzügen einer Art 
von Einfünften, wenn der aus ihr entfpringende VBerluft für 
die Bürger fo wenig ald moͤglich den Betrag überfleigt, welcher 
in die Staatscaſſe fließt (a). 

c) Eine Staatdeinnahme fol, abgefehen von ihren wirth⸗ 
fchaftlihen Bolgen, aud in anderen Beziehungen, 3. B. der 
Sittlichfeit, der Sicherheit u. dergl., Feine nachtheiligen Wir 
fungen äußern. 
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2) In Bezug auf den Staatöhaushalt indbefondere ift Dies 
jenige Einnahme bie beffere, welche Leicht, ficher und reichlid) 
eingeht. 


(es) 86 wäre daher Ihätlih, wenn 3. B. die Bürger durch eine Vertheue⸗ 
rung einer Waare zu Gunſten von Privatperfonen Schaden leiden, 
oder wenn die Gütererzeugung vermindert würde. 


$. 34. 


Die Staatdeinfünfte fönnen nad) der wirtbfchaftlichen Wefens 
heit ihrer Quellen in zwei Haupiclaſſen getheilt werben (a): 

I. Die von der Regierung erworbenen, indem dieſe auf 
ben nämlichen Wegen, wie Einzelne, ſich Einfünfte durch irgend 
eine Art von Aufopferung oder Xeiftung auf dem Wege bed 
Vertrages verfhafft, ohne daß die Bürger eine Verpflichtung 
hätten, von biefer Leiftung der Regierung Gebraudy zu machen. 
Es giebt Fälle, in denen diefe Leiftung nur einmal erfolgt ift, 
und zwar in einer längft verfloffenen Zeit, fo daß ſich feine 
deutlihe Kenntniß von ihr erhalten hat, tennoch aber bie 
daraus erworbenen Einfünfte noch fortbauern (5); meiftend aber 
gefhieht die Leiftung ziemlich gleichzeitig mit den Einkünften, 
und es findet ein fortgefegted Erwerben ftatt, größtentheils 
durh den Verkehr, fo daß die Einfünfte aus empfangenen 
Preiſen beftchen (ec). Die Mittel zu einem folchen Erwerbe 
find überhaupt Arbeit und werbendes Bermögen. Die 
Regierung ift bei diefen Erwerbseinfünften von dem Erfolge 
ber betriebenen Unternehmungen, von dem Abfage ber erzeugten 
Güter, dem häufigen Gebrauche der errichteten Anftalten u. dgl. 
gerade fo abhängig, wie die einzelnen Bürger es in gleichem 
Falle find, und fie muß, wie biefe, die Vergrößerung der Eins 
nahmen oder die Verminderung der Koften auf dem Wege von 
Berbeflerungen des Betriebes zu bewirken fuchen. Die für bie 
Regierung betriebenen Erwerbögejchäfte find Beftandtheile der 
Vollkswirthſchaft. 

II. Die von der Regierung befohlenen oder geforder— 
ten infünfte, indem jene Kraft des Geſetzes Theile des 
Privatvermögensd ihrer Bürger erhebt, ohne daß benfelben in 
ben durch die Geſetze beftimmten Ballen eine Wahl frei gelaflen 
würde. Hier nimmt alfo der Zwang bie Stelle des Erwerbes 
ein. Da ber Staat bie Privawirthſchaften nicht zerftören ſoll, 
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fo darf er von jedem Bürger nur fo viel Güter fordern, ale 
biefer entbehren kann, dagegen aber die Forderung wiederholen, 
fo wie die Bürger von Neuem in den Stand fommen, etwas 
abgeben zu Eönnen. Nimmt man daher die in ihrem Betrage 
geringfügigen und in ihrer Behandlung fehr einfachen und 
deßhalb für die Wiſſenſchaft unerheblichen Bälle aus, in denen, 
dem bürgerlichen Rechtögefeb zufolge, der Staat den Nachlaß 
eined ohne Erben verflorbenen Bürgerd ober ein einzelnes 
herrenlofes Gut im Staatögebiete ſich aneignet (d), fo befteht 
ber regelmäßige Weg, wie die Regierung erzwungene Beiträge 
fordert, darin, daß fie den Bürgern die Verbindlichkeit zu 
gewifien fortdauernden Entrichtungen aus ihrem Bermögen aufs 
erlegt. Diefelben können Auflagen genannt werben (e). 


(a) Rau, Ueber die Rameralwifl. S. 77. 

(5) Dahin gehören die Grundgefälle ($. 156.), deren Urfprung im Eins 
zelnen größtentheils nicht mehr nachzumweifen ift, bei denen to eine 
privatrechtliche Entſtehung, wie bie Ueberlaſſung von Land unter der 
Bedingung von fortdauernden Entrichtungen ober Dienften, ober bie 
Uebernahme einer Laſt ıc. zu vermuthen ift. 

(0) In frühen Zeiten betrieb die Megierung oft bervorbringende Gewerbe 
zu eigenem Bedarf, 3. DB. Landiwirthfchaft zur Gewinnung von Nahe 
rungsmitteln für den Hof, für Beamte, die Besemannfgaf und beren 
Dferde. Hie und da fommt dieß noch jetzt vor, 3. DB. für Geſchuͤtze 
und Waffen, 8. 76. 

(d) Die Einziehung folcher herrenlofer Guͤter ift zweckmaͤßig, aber fo leicht, 
baß fie Feiner weiteren finanziellen Betrachtung bedarf. Fuͤr Frankreich 
find für 1859 700000 Br. folder Einnahmen in Anſchlag gebracht 
und zu ben Domäneneinfünften gezählt worden. In Belgien trugen 
fie im D. 1853—57 64219 Fr. ein. 

(e) Auch die Gemeinde, eine Zunft u. bgl. kann ſolche Auflagen einfors 
dern, alfo müßten die von der Megierung angeordneten eigentlich 
Staatsaufla gen genannt werden. Die Gemeindeauflagen tragen 
gewöhnlich den Namen Umlagen. 


8. 85. 


Zu I Bei den Erwerbseinfünften ber Regierung, ber 
älteften Quelle von Staatseinnahmen, find wieber in Anſehung 
des Verhaͤltniſſes, welches zwifchen der Regierung und ben 
einzelnen Gewerbtreibenden obwaltet, zwei Alle zu unters 
ſcheiden. 

1) Die Regierung ſtellt ſich den Buͤrgern in der Benutzung 
eines Erwerbszweiges voͤllig gleich, legt ihnen keine Hinder⸗ 
niſſe in den Weg und ſucht in freiem Mitwerben mit ihnen ein 
Einkommen zu erlangen. Dieſes fällt ihr demnach ohne allen 
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Einfluß der Staatögewalt zu und fest Feine andere Bedingung 
voraus, als ben Beſitz der Ermerbömittel ($. 84.), und zwar, 
weil aus ber bloßen Beranftaltung von Arbeiten durch gebungene 
Arbeiter nicht wohl Gewinn entfliehen Fönnte (a), den Beflg 
eines werbenden Vermögens. Dieſe Claſſe von Einfünften 
rührt folglich aus reinem PBrivaterwerbe, oder aud ber 
Benugung eines werbenden Staatövermögend her. Sie 
fann aus Orunbrente, Zinsrente und Gewerbsverdienſt beflehen. 
2) Das Mitwerben der Bürger wird in einzelnen Zweigen 
der Gewerbsthätigfeit gang unterfagt ober wenigftend erfchwert 
und befchränft, weßhalb der Erwerb ver Regierung nicht bloße 
Frucht eines werbenden Vermoͤgens, fondern zugleich Folge 
eined Vorrechtes der Stantögewalt if. Jede ſolche Art von 
Erwerbseinfünften wird durch eine gefegliche Anordnung bedingt, 
wodurch der höchften Gewalt vorzugsweiſe die Befugniß zur 
Betreibung von Unternehmungen beigelegt wird, die fonft ihrer 
Natur nach in den Händen von Privatperfonen fich befinden 
fönnten. Vorrechte biefer Art heißen Finanzregalien, 
Regalien im engften Verſtande. Es ift ſogleich einleuchtend, 
daß dieſe Einnahmöquelle, wenn fie willfürfich audgebehnt würde, 
der Betriebfamfeit der Bürger tiefe Wunben fchlagen fönnte. 


(a) Nur wenn ber Staat Sklaven oder Sträflinge vermiethete, käme eine 
Ginnahme aus bloßer Arbeit vor. 


$. 86. 


Zu DU. Aud die Auflagen zerfallen in zwei Gattungen 
je nad der Weife, wie die Verpflichtung zu einer gewifien 
Zahlung an bie Regierung der Gerechtigfeit gemäß beftimmt 
werden kann, abgejehen von andern rein willfürlichen und 
zufälligen, alfo audy unzweifelhaft ungerechten Arten von Abs 
gabenforderungen. 

1) Auflagen, die bei einer befonderen Berührung ber 
Bürger mit ber Regierung gefordert werben und daher als 
Vergütung für eine einzelne, mit Koften verbundene Maaßregel 
ber vollziehenden Gewalt erfcheinen, werden zwedmäßig mit dem 
Namen Gebühren bezeichnet. Sie werben erhoben, wenn ber 
Bürger von gewiſſen Staatsanftalten Gebrauch) macht, wenn 
ihm eine Begünfligung zu Theil wird, oder wenn fonft eine 
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Staatsbehoͤrde ſich mit feinen Angelegenheiten befchäftigen muß. 
Hiebei wird zwar wie bei den Regalien dem Bezahlenden etwas 
Einzelned vom Staate geleiftet, allein es findet doch wieder 
ein wefentlicher Unterfchied ftatt, denn die Gebühr ift nur bie 
Begleiterin einer Regierungdhandlung, welche nicht weniger 
nothiwendig wäre, wenn aud) Feine befondere Vergütung für 
fie gefordert würde, fo daß offenbar jene nicht der Bezahlung 
willen vorgenommen wird (a). 

2) Solche Auflagen dagegen, die ohne eine einzelne Ver⸗ 
anlaffung der erwähnten Art, aljo ohne eine befonbere Gegen⸗ 
leiftung der Regierung aus allgemeiner Bürgerpflicht und 
nach einem allgemeinen Maaßſtabe von den Bürgern gefordert 
werden, find Steuern. 

(a) Dan bezeichnete die hieher gehörigen Auflagen früher oͤfters mit bem 

Namen zufällige Abgaben. Neuerlich hat man fie meiftens mit ben 

Steuern zufammengeworfen, von denen fie jedoch in vielen Hinfichten 


verschieden find. 


8. 87. 


Die Staatseinfünfte fönnen noch nad) einigen anderen Ges 
fihtöpuncten eingetheilt werben. 

1) Nach der Art der Sacjgüter, welche in ben Befſitz ber 
Regierung gelangen, unterfcheidet man Geld» und Natural: 
Einkünfte (a). Bei dem Betriebe von Gewerben und bei 
manchen anderen Beranlaffungen erhält die Regierung Vorraͤthe 
von Natur» und Kunfterzeugnifien, bie entweder zur Erzielung 
einer Geldeinnahme verkauft, oder unmittelbar verwendet werben. 
Wenn man unter NRaturaleinfünften im engeren Sinne folche 
verfteht, die nicht in Geld umgefeßt, fordern geradezu für 
öffentliche Zwede gebraucht werben ($. 25.), fo find bahin 
vorzüglich Rohftoffe, wie Getreide, Holz ıc. zu rechnen, bie 
gleihförmig bejchaffen find und regelmäßig für gewiſſe Bebürf- 
niffe angewendet werden. In früheren Zeiten war e8 bei bem 
geringen Geldverfehre, dem ſchwierigen Abfage ber Erzeugniffe 
und dem ſchwachen Handel angemeffen, die aud dem Erwerbe 
ber Regierung erhaltenen Bodenerzeugniffe vorräthig zu behalten, 
um fie zum Unterhalte ded Hof» und Staatödienerperfonals 
anzuwenden; auch verband man bamit bie Abficht, für Säle 
von Mißwachs und Theuerung eine Aushülfe in Bereitichaft 
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zu halten, die den bebrängten Unterthanen wohlthätig werben 
fönnte (II, $. 137.). Allein wegen ber Koftbarfeit einer folchen 
Aufbewahrung, der Gefahr von Verluſten und ber größeren 
Lebhaftigfeit des Verkehres kommt man von jenem Verfahren 
allmälig zuruͤck und zieht die viel einfacheren Geldeinkünfte vor, 
außer infoweit man zu Befoldungen (8. 58.) und zur Brots 
lieferung für die Soldaten (8. 76.) Getreide nöthig hat. 

2) Nach ihrer Beranlaffung und Entftehungsweife kann 
man unterjcheiden: 

a) ſelbſtſtaͤndige Einfünfte, die den Zweck einer gewiffen 
Beranftaltung bilden und deren Koften nur ald Mittel für 
biefen Zwed dienen; 

b) gelegentlihe, Nebeneinkünfte, bie fih nur an 
eine Art von Staatdaudgaben anſchließen und einen Theil 
berfelben vergüten. Sie ergeben fi bei vielen Zweigen ver 
Ausgaben und fiehen mit ihnen in genauer Verbindung (2b), 
weßhalb in der nachfolgenden Abhandlung der Staatseinfünfte 
nur die felbfiftändigen berüdflchtigt worden find. 


(e) Diele Benennung rührt von der im römiichen Rechte vorkommenden 
Unterfcheidung der fructus naturales und civiles ber. 

(6) 3. 8. bei der Staatsvertheidigung: Verkauf alter Pferde, von abges 
nügten Waffen, Lederwerk, — bei ber Rechtspflege: Grirag aus der 
Arbeit der Zuͤchtlinge, — bei dem Landgeftüt: Verkauf älterer Hengfte ıc. 


7 
—L. Abſqhnitt. 
Privaterwerb der Regierung. 
§. 88. 


Die der Regierung zur Verfugung ſtehenden Sachgüter find 


entweber ein wechjelndes Vermögen, weldes al® Theil der 
Einkünfte eintritt und durch den Aufwand wieder aus ber 
Gewalt der Regierung gelangt, ober fie bilden ein dauerndes 
Bermügen. Dieſes wird theile unmittelbar zu verfchiedenen 
Öffentlichen Zweden verwendet und gehört alfo zu dem Ges 
brauchsvorrathe (I, $. 51.), theils ift es werbend (a). 
Zu der erfigenannten Abtheilung find ſowohl unbewegliche 
Güter zu zählen, wie die Gebäude, welche zur Benugung des 
orten 6 49.) un zum Staatebienfte ($. 67.) beftimmt find, 
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die Feſtungen, Bruͤcken, Häfen, Straßen, botaniſchen Gärten ıc., 

als bewegliche Dinge, wie Kriegsichiffe, Gefüge, Waffen 

und anderer Kriegsbetarf, Geräthe manchfacher Art, Vorraͤthe 
von Büchern, Natur» und Kunftmerfwürbigfeiten 20. Diefe 

Vermögendtheile, welche, ftatt Einnahmen zu gewähren, fogar 

noch Ausgaben verurfachen, find den einzelnen Behörden ber 

Staatöverwaltung anvertraut. Es ift aber eine befondere Sorg⸗ 

falt darauf zu richten, daß fie vollftändig erhalten werben. 

Daher wird üblicher Weife einer Yinanzbehörbe aufgetragen, 

barüber zu waden, daß biefe Gegenftände gehörig verzeichnet 

werben, baß jährlid der Abgang biöheriger und ber Zugang 
neuer Beftandtheile angemerkt wird, und daß auf diefe Weife 
ſowohl die Weberficht ded ganzen Vermögendbeftandes erhalten, 

als jeder Veruntreuung vorgebeugt wird (5). 

Dad werbende Bermögen, beffen zwedmäßigfte Bes 
nugungsweife bier zu unterfuchen ift, wird im weiteren Sinne 
mit dem Namen Domänens (Kron⸗, Kammer-)gut, 
Domanium bezeihne. Es hat, wie dad nicht werbende, 
mehrere Beltandtheile, nämlich: 

1) Srundftüde, größtentheil® zu landwirthſchaftlicher 
Benugung beftimmt, Domänen im engeren Sinne: 

2) Eapitale, theild mit Grunbflüden zugleich, theil® abs 
gefondert benugt, und zwar a) Gebäude u. a. ftehende Capitale, 
als Maſchinen, Geräthe u. dergl.; b) umlaufende Gapitale, 
weldye entweder zur Betreibung eines Gewerbed, meiftend in 
Verbindung mit den anderen genannten Vermoͤgenstheilen, 
gebraucht oder verzindlich angelegt werben (c). 

3) Dinglihe Rechte auf Leiftungen von Privatlänbereien 
(Orunpdgefälle) ober auf eine Benugung derfelben (Weide⸗, 
Fiſchereirechte u. dgl. (d). 

(a) Im franzöfiihen Staatsrechte unterfcheidet man neuerlich domaine public 
und d. de Pétat. Jenes begreift die dem Staate feinem Weſen nad 
unentbehrlichen Sachgüter, wie Straßen, Flüffe, Ufer, Häfen, Feſtungen ıc. 
Diefe find nad dem Geſetz unveräußerlih und unverjährbar, was da⸗ 
gegen bei dem domaine de Y’ötat nicht flattfindet, indem biefes unter 


dem biirgerlichen Eigenthumsredhte ſteht. Block, de l’admin. ©. 687. — 
v. Hock, Finanzverwaltung Frankreichs, S. 210. 

(6) Gin Anfchlag diefer Vermögenstheile nach dem Berfehrswerthe ift nütz⸗ 
lih, um die Berantwortlichkeit der Pertonen, denen jene anvertraut 
find, genau zu beflimmen, allein ein Theil der zugehörenden Gegen 
fände hat ungeachtet feines hohen Gebrauchswerthes feinen Preis, ein 
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anderer wenigfiens Teinen Marktpreis und in ſolchen Faͤllen wäre der 
— willkuͤrlich und unbrauchbar. — In Frankreich wurde 1886 
das unbewegliche Staatsvermögen (mit Ausſchluß des Kronguts, $. 91) 
mit Beifügung eines Preisanfchlages, wo ed thunlid war, fo ange: 
fhlagen: (Macarel, Fortune publique, 1, 207. Die in Klammern 
beigelegten Zahlen bezeichnen den Stand zu Anfang des Jahres 1848.) 


I Unbewegliche Beflgungen , die zu einem Theile des Staatsdienftes 
gehören, nämlih: 14798000 (13450000) Wr. zum Gebrauche beider 
Rammern; — 39926000 Br. Juſtiz- und geiftlihe Angelegenheiten 

42'309 000, wovon 32°279000 für die leßteren); — 2951 000 Fr. 

. des Auswärtigen; — 28625000 (29300000) Fr. WM. des Unter: 
richts; — 57578000 (47.571000) Fr. M. des Innern, wobei Denkt 
mäler und Kunftgebäude, wie das Pantheon, der Triumphbogen ıc. 
nicht angefchlagen find; — 22'992 000 Fr. M. des Handels; — 


"205°441000 (213 Mil.) Br. M. des Kriegs, ebenfalls mit vielen 


nicht angeichlagenen Gegenſtaͤnden; — 125°944 000 (124 Mill.) Fr. 
DM. des Seele; — 38'439 000 (43 Mil.) Fr. M. der Finanzen, 
bloß Gebäude. — Zufammen 536 Mill, (564686729) Fr. 


II. Andere Liegenfchaften: 1109000 Fr. Mineralbäder; — 3'795 800 


- Fr. Salzwerle; — 726-993000 (731-369306) Fr. Baldungen. — 


Bufammen 731°897 800 (739409559) Fr. 


Don dem beweglichen Bermögen find nur einzelne Hauptiheile 
angeichlagen, 3. B. 4178000 Fr. ın Zuchthäufern, Opernhäufern, bei 
Teſegraphen ꝛc.; — 7573000 Sr. bei der Boll; — 329687 000 Fr. 
bei dem Kriegsminifterium, worunter 10 195 Gefchüße für 31845000 Fr., 
11/ı Mil. Infanteriegewehre für 43 Mill. Fr. ıe.; — 32, Mill. Fr. 
Waffen der Nationalgarde; — 498 Mill. Fr. bei dem Seeminifterium, 
bie ‚Biotte ſelbſt zu 141 Mill. geihäpt. — Macarel, a. a. O. 

23 fl. 


Diefe zu Anfang eines Jahres vorhandenen Summen müflen ih am 
Ende befielben ihrem Geldpreiſe nach wieder vorfinden und in das fol: 
gende Jahr hinübergehen. 

Unter dem umlaufenden Betriebscapitale oder sYonde 
verfteht man überhaupt dasjenige beiwegliche DBermögen, mit welchem 
die Zweige der Finanzverwaltung ausgeftattet fein müflen, um in gutem 
Gange zu bleiben. Es find dieß theild wahre Gapitale im Sinne der 
Sürgerlien Wirthſchaft, nämlich bei den auf Staatsrechnung betriebenen 
Gewerben, theils Hülfsmittel für die Verwaltung ber Staatsauflagen 
und für die Beflreitung des Staatsaufwandes, wohin insbefonbere die 
für jede Gafle nötbigen Borfchüfle gehören, buch die man in ben 
Stand geiest wird, Ausgaben vorzunehmen, che die zu ihrer Dedun 
dienenden Ginfünfte eingegangen An. Gin folder Betriebsvorrath i 
überall unentbehrlih, aber man hat auf feine Ausmittelung und Dars 
ftellung nicht allerwärts gleiche Sorgfalt verwendet. Die genaue Kennt: 
niß von bem diresmaligen Stande defielben if nothwendig, um ben 
Buftand des Staatshaushaltes richtig zu beurtbeilen; denn aus der 
Bergleihung der Ausgaben und Ginfünfte allein iſt dieß nicht möglich. 
Die letztere koͤnnte einen Ueberſchuß der Ginkünfte ergeben, der nur 
fiheinbar wäre, wenn etwa zugleid eine Berminderung der Betriebes 
vorräthe vorgegangen wäre, 3. B. dur das Gingehen ungemöhnlid 
vieler Ausftände oder durch unterbliebene Ergänzung von Materialien, 
wie Brennholz x. Ebenſo könnte es fcheinen, als fei ein Ausfall 
vorhanden, während bie Mehrausgabe durch die Vergrößerung der 
Betriebsvorraͤthe aufgewogen würde. 

In Baden iſt die Rednungsfühcung über die umlaufenden Betriebes 
fonds vollſtaͤndig. Diefelben begreifen nicht bloß Geld, ſondern aud 


Ran, pyoltt. Dekon. III. 5. Ausg 8 
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BVBorrätke anderer, zum baldigen Verbrauch oder Berfauf bekiimnter 
Büter und Ausſtaände an den m den Borfjahren fällig geweſenen 
Einnahmen, von denen die Nüdftände (d. h. noch nicht vollzogene, 
aber ſchon ſchuldig gewordene Ausgaben) abgehen. Be iſt nuͤtzlich, 
wenn man dur gute Ginrichtungen in den Stand fommt, mit einem 
eringeren Betrag dieſes Vermögens auszureichen. Derfelbe wird im 
— für Eve (2jährige) Beriode fehgefteilt und der vorgefundene 
entbehrliche Ueberſchuß zu anderen Zweden verwendet. Diele Yonde 
find (einfchließlich des Poſt⸗ und Bifenbahnbetriebes, aber mit Auoſchluß 
dee Schulventilgecafle) fo feſtgeſetzt worden: 


für 1848. 40. für 1862. 69. 
fl. fl. 

1) Gaffenvorräthe .. 1'309 100 1'274 955 
2) Naturalvorrätbe . . . 1'500 000 2168830 
3) Auoſtaͤnde, fog. Activrefl 2'772 700 2525 100 
zufanmen . . 2 2... 5'581 800 5'968 835 

ab die Ruͤckſtaͤnde (Paſſivreſte) 229400 565 701 

fo bleibt reines Vermögen . 5°352400 65-403 184 


Die angefchlagene ganze (rohe) Sinnahme für 1862. 63 it 24°698000 fl., 
alfo machen die Betriebsfonds 21 Proc. der Binnahme aus. 

In Baiern wurde 1828 (Landtagsabfhied vom 15. Auguſt III, 1) 
verfügt, daß das Berlagscapital der Staatscafie wieder auf bie Höhe 
— ellt werden ſolle, welche es im Jahre 1818 (im Beginn der erſten 
echsjährigen Finanzperiode) gehabt habe, naͤmlich 6736517 fl. Daſſelbe 
it fpäterhin auf 6'039 168 fl. angewachſen; Verhandl. d. K. d. Abg. 
von 1840, Beil. XXI. Abt. I. ©. 8 (v. Rotenban) — Wuͤr⸗ 
temberg: Seit 1833 wurde dem Finanzminiſterium ein baares 
„Betriebs: und Vorraths⸗GCapital“ von 1400000 Fl. überlaflen, 1845 
— 48 wurde daflelbe auf 1'836645 fl., 1848/9 auf 1'609 079 fl., im 
Geſetz vom 11. März 1852 auf 2 Mil. fl., 1858 auf 1778825 fl. 
geſetzt. Was von den fällig gewordenen Binfünften während bes Ichres 
in Ausftand bleibt und fpäter eingeht, wird ber Reſtverwaltung zus 
gewiefen, die daher ein beträchtliches Bermögen zu verwalten hat. 
1858 belief fi daſſelbe auf ungefähr 5%, Mill. fl., wovon die vors 
handenen 1778825 fl. der Staatscaffe verbleiben, 3%, Mill. zu vers 
fchiedenen Staatsausgaben verwendet werden follten. In den Jahren 
1861 —64 follen 6,° Mill. aus dem Reſtvermoͤgen zu den ordentlichen 
und außerordentlihen Ausgaben genommen werden, der (im Geſetz vom 
21. Januar 1862 noch nicht in Zahlen angegebene) Mehrbetrag ben 
Betriebsfond bilden. Was die Meftverwmaltung (für die Auss und 
Rückſtaͤnde der früheren Sabre) über dieſen Betrag befigt, wird zu 
verfchiedenen außerordentlichen Berwenbungen beftimmt. Außerdem bes 
fiten aber die einzelnen Staatsanftalten und Gewerbe wor ihre Betriebes 
capitale. — In Kurheſſen wurde dur das Finanzgeſetz v. 22. Ian. 
1848 für die laufende Binanpheriobe ein Betriebscapital von 900.000 
Rthlr. bewilligt, welches im Voranſchlage ſowohl in Cinnahme als in 
Ausgabe ficht und daher eigentlid von beiden Größen abgezogen werben 
muß. GEs beträgt 19,3 Proc. der Roheinnahme. — Im Großh. Heffen 
ift den Staatscaflen ein Betriebecapital von 1100000 fi. zugewieſen. — 
In Sahfen war das „mobile Staatsvermöger“ 1854 1) bei ben 
Gentralcaflen 15274484 Rthlr., 2) bei den Srovinzialcaffen und fis⸗ 
califchen Betriebsanftalten 7969398 Rthlr., zufammen 23'243 883 Rthir. 
nach abiug der Ruͤckſtaͤnde. Hierunter befinden ſich in 1) 11-613 291 
Fir in Staatspapieren, welde alfo Binfen erfparen, und 4944495 
Kthlr. daar. Die Mückflände betragen 1283302 Mtihle. mehr ale bie 
Ausfände. Mecenfchaftsberiht für 1852 — 54. Verhandlungen ber 
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2. Kammer von 1857. IL. — In Hannover if ein Betriebstapital 
von Ya Mil. Rthlr. angenommen. y 

(d) In Sachſen wurde 1854 das ganze werbende Staatsvermögen auf 
79-597 000 Rthlr. angelhlagen, wovon 28°800000 Rthlr. für die 
Gifenbahnen, 25 Mill. für Ländereien, Gefällrechte und Steintohlen: 
geuben gerechnet find. Diefe Guͤtermaſſe betrug 24 Mill. Rtäie. mehr 
als die Staatoſchuld. 


1. Abtheilung. 


Einkünfte aus Grundfläden ſammt den zugehörigen 
Capitalen. 





1. HSauptftüd. 
Domänen im Allgemeinen. 


8. 89. 


Das aud der Benupung von Brundftüden (a) fließende 
Staatseinfommen iſt das ältefte (d). Da die Landwirthſchaft 
ſchon früh ausgebildet worden if, da fie in einem rohen Zus 
flande der Gefellfchaft zur Befriedigung der meiſten Bedürfniffe 
ausreicht und ihre Betrieb den wenigften Gefahren ausgeſetzt 
ift (I, $. 361 fg.), fo ließ fi der Staatöbebarf am leichteften 
durch den Ertrag von Ländereien ficher ftellen, wie denn in 
dieſem Zuftande auch der Reichthum von Privatperfonen haupts 
fählih in Grundbeſitz befteht. Steuern find erft bei einiger 
Lebhaftigkeit des Verkehrs leicht zu erheben. Ueberdieß giebt es 
in einem ſchwach bevölferten Lande eine Fülle von unbenupten 
Grundftüden, und Riemand wird beeinträchtigt, wenn die Staats⸗ 
gewalt diefelben fich zueignet (c). Bei einem fünftlichen und 
vielgeftaltigen Nahrungswefen mit regem Verkehr Fönnte da⸗ 
gegen jene Quelle von Staatdeinfünften ganz entbehrt werben 
ober doch zu verhältnigmäßig geringer Größe herabfinfen (d). 


(a) Gaſſer, Binleitung, Bay. 1—11. — Schreber, Abhandlung von 
Kammergätern und Ginkünften, 1754. 4. — Bergius, Polizei: und 
Kameral: Wagaz. IL. Art. Domänen. — (Borgftede) Juriftifch = öfo= 
nomiſche Brundfäge von Generalverpacdhtungen der Domänen in den 
preuß. Staaten. Berlin, 1785. NIS eine neue Bearbeitung dieſes 
Buches iſt enzufehen: Nicolai, Delonom.:jurift. Srundfäge von der 
Berwaltung des Domaͤnenweſens in ben preußiſchen Staaten. Berlin, 
1802. H. — BWehnert, Meber die vortbeilhaftefte Benugung und den 

g* 
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Berlauf der Domänen. Berlin, 1811. — Sturm, Lehrb. der Kamerals 
praris, I. — 9. Seutter, Ueber die Verwaltung der Staatsbomänen. 
Ulm, 1825. — v. Liehtenftern, Ueber Domänenweien. Berlin, 
1826. — Hüllmann, Gefchichte der Domänenbenugung in Deutfchs 
land. 1807. — v. Rotted in deſſen und Welcker's Staatslerikon, 
IV, 459. 


(8) Im alten Aegypten war nad Diodor bas Land zu gleihen Theilen 


(0) 


unter ben König, die Briefter und die Kriegerfafte getheilt. Die 
jüdifhen Könige Hatten GBinfünfte von Lantgütern, die griechifchen 
Könige der homerifchen Zeit waren faft ausichließend darauf angewieien. 
Auch zur Zeit des Freiſtaates hatte Athen protuctive Staatsländereien. 
Rom hatte außer den älteften Staategütern, in Anfehung deren feine 
ewifle Kunde auf uns gekommen ift (nah Dionys von Halikarnaß 
ol Romulus das Gebiet unter den Staat, die Priefter und die Bürger 
leich vertheilt Haben), häufigen Zuwachs folder Grundſtücke ans feinen 

roberungen. Berühmt war wegen feiner Kruchtbarfeit und Binträgs 
lichkeit der ager Campanus. Anſehnliche Weidepläge und Waldungen 
brachten reichliche Weibegelder (scriptura, Ginfchreibegeld) ein. Sn 
Stalien verfehwanden die agri publici in ber Zeit des Freiftantes meiſtens, 
durch Berkauf, Uebergabe an Anflebler, Anmaßung von Privatperfonen. 
Sn den Provinzen wurden fle verpachtet. — Große Mafle von fürfts 
lihen Ländereien im Mittelalter. Verzeichniß von 123 Faiferlichen Billen 
ber Karolinger bei Hüllmann, Finanzgeſch. S. 19 ff. Unter den 
Königen von England aus bem fähfifhen Stamme, namentlich unter 
Eduard dem Belenner (1042—65) befanden fich 1422 Landgüter (manors) 
nebft 68 Forften und 781 Parks, und bis auf Heinrich II. bewirtheten 
bie Renige alljaͤhrlich an den groften Feſten die Barone und ihr Gefolge 
aufs Reichlichſte. Reynior, Egyptiens, S. W. Beynier, Orecs, 
S. 300. Bödh, L 325. Sinclair, History of the public rerenue, 
I, 26. 27. Gneiſt, Geſchichte ber Aemter In England, ©. 9. — 
Nach Froumentesu, Secret des finances, I, 1. trugen die franzoͤſiſchen 
Domänen im D. 1550— 80 j. 2'561 000 damalige oder an 7'/; Mil. 
Livres der leuten Zeit, nebft 613000 2%. aus dem Holzverfauf. — 
Eine der merfwürbigfien Entftehungsarten der Gtaatögüter if die von 
Baulus Diaconus berichtete Thatſache, vaß die longobardiſchen 
Großen bei der Wahl des Könige Autbarit (im 3. 584) demfelben die 
Hälfte ihrer Beſitzungen abgetreten haben follen. 


Sn dem wefllihen Theile der norbamericanifhen Freiſtaaten get bie 
Union das Gigenthum großer Landflrihe, von denen 1857 noch 1086 
DIN. Acres zur Verfügung frei landen, in Nebrasca allein an 210, 
in NR. Merico 155 Mil. Das Gigenthumsreht "der Union beruht 
theild auf einer Abtretung ber öftliden Staaten, in deren Freibriefen 
die Berechtigung zu jenen Flächen mit enthalten war, theild auf dem 
Anfaufe Louiflana 6 von Frankreich (1803 für 15 Mill. Doll.) und 
Florida's von Spanien (1819), der Grwerbung von Balifornien und 
Neu:Merico, fodann auf Berträgen mit den Gingebormen über ihre 
Gebiete in dieſen Landfchaften. (Daneben befigen die einzelnen Staaten 
noch viel Land.) Der Berfauf diefer Ländereien bildet eine reiche Quelle 
von Stantseinkünften. 1846/7 — 1855/6 wurden im Durchſchnitt jährs 
lih 4432974 Doll. daraus eingenommen, 1853 —55 insbefondere 
9,6 Mill. Anfhlag für 1858 war 6 Mill., Einnahme 1861/2 nur 
152000 Doll. (innerer Krieg!). Es ift aber auch ein beträchtlicher 
wheil diefes Staatslandes zum Behufe der Urbarmahung an bie eins 
zelnen Staaten abgetreten worden. Bal. 8. 100. — Auch das König. 
zeih Griechenland erlangte viele Domänen durch die Vertreibung ber 
Türlen, na Urquhart (Turkey and its resouroes, Lond. 1833, ©. 281) 
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13°359 000 Stremmata (zu ?/s sere) Weide, Ader, Bald und Bein: 
berg, ohne das mit 250000 Delbäumen befeßte Land; der Preisanſchlag 
wird zu 887%/ Mil. Piaſter = 143 Mil. fl. gelebt. — Die medien: 
burgifchen Lande haben ein Domanialvermögen von beinahe 125 Meilen 
oder gegen 45 Proc. der Oberflähe (v. Lengerke, Landw. Statiftif 
der deutfchen Bundesft. I, 431), auch in den anhaltifchen Herzogthuͤmern 
findet ein ähnliches Berhältnig flatt. 

(d) Reinertrag der Domänen mit Angabe feines Berbältniffes zum ganzen 
reinen Staatseinfommen nah Procenten in einigen Staaten: 


44,96 Proc 1'062 465 Rthlr. Medienburg- Schwerin, 9. 1850/1. 
393 , 615670 Rthlr. Weimar 1863 — 65. 

31 n 262000 Rthlr. Altenburg 1863/4. 

27,5 „ 898000 fl. Naſſau N. 1860. 

21,3 „ 3-197297 Rthlr. Würtemberg N. 1861 — 63. 

% „ 8966 000 fl. Baiern 9. 1861 — 67. 

11,5 „ 1'561 576 Rthlr. Hannover A. 1854/B. 

5 „ 43-634. 000 R. Rußland 9. 1863 

15 ” 989692 fl. Großh. Heflen A. 1857 — 59. 
18 „ 1128828 fl. Baden 9. 1862. 63. 

11 „ 309000 Fr. Kanton Zürich R. 1858. 

1'263 763 Rthlr Sachſen A. 1861 — 63. 

7,9 „ 1551360 Rthlr. Preußen 9. 1861. 


2 997000 Lire Toscana A. 1858. 
262000 mil reis Portugal N. 1861/2. 
30.079 130 Fr. Yranfreih 9. 1862. 
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— 2360530 Fr. Sardinien R. 1855. 

1,6 „ 4 873000 fl. Defterreih N. 1862. 
1m, 19.625000 Re. Spanien 9. 1861. 

08 „ 992120 Fr. Belgien A. 1862. 
0,7, 49695 Scudi Sirhenfnat R. 1853. 
045 „ 95000 8. Broßbritanien 1862. 


Bemerkungen. Baden: Man fchäbt den Verkehrswerth der Do⸗ 
mänen auf 54 Mill. fl. Zürih: Außerdem 553179 Fr. Capitalzins. 
Bei Spanien find Leibzinfen inbegriffen, die font, wo fi) ausführliche 
Angaben vorfanden, ausgefchloffen worden find. Bei Belgien ift die 
Staatseinnahme und der Domänenertrag ohne Koftenabzug (Brutto) 
angegeben. — In ben Niederlanden erfheint fat nur eine Ginnahme 
von 9,8 Mill. fl. oder 1,2 Proc. aus geibainten. 

Die große Verfchiedenheit in obiger Tabelle iſt aus mancherlei Urfachen 
zu erflären. Biele Domänen wurden verfauft, manche verfchenft, da⸗ 
gegen andere angefauft oder fonft erworben. In Frankreich 7 B., wo 
vor 1789 der Domänenertrag auf 11 —12 Mil. Liv. geſchaͤtzt wurde 
(Necker, Admin. I, 12), erfolgte eine große Vermehrung durch Gin: 
verleibung der Kirchengüter (1789) und der Befibungen ber Ausgewan⸗ 
berten, welche fpäter zurüdgegeben wurden, neuerli noch durch Weg⸗ 
nahme des Bigenthums der Yamilie Orleans (1852), — eine Bermins 
derung durch Bertäufe zue Ginziehung des Papiergeldes. In Staaten, 
die durch Ginverleibung Eleinerer Stantsgebiete vergrößert wurben (mie 
in Deutfchland 1806), blieben die Domänen derfelben den bisherigen 
regierenden Familien ale Brivatvermögen, meshalb ſolche Landestheile 
ohne wahre Domänen find. 


8. 90. 


Die Rechtöverhältniffe bei den Domänen zeigen in ben eins 
zelnen Staaten eine Berfchiedenheit, die in der Finanzwiſſenſchaft 
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beachtet werben muß, weil fie auf bie Behandlung dieſer Güter 
Einfluß hat. In den meiften Rändern befinden fich werbende 
(ertraggebende) Liegenfchaften im Bermögen des Staate6 und 
ber Reinertrag derjelben fließt ald Theil des Staatseinkommens 
in die Staatdcaffe. Solche Bermögenstheile find Staats 
güter(a). In einem Theile der deutfchen Staaten hat fidy 
aber aus alter Zeit her die Einrichtung erhalten, daß es 
Liegenfchaften giebt, deren Eigentbum dem fürftlichen Haufe 
zufteht, deren Reinertrag jedoch fortbauernd dem Staatsrechte 
biefer Länder gemäß zur Beftreitung von Staatsausgaben vers 
wendet wird. Solche fürſtliche Haus⸗ oder Stammgüter, bie 
fi) durch die bei ihnen geltenden Rechtöverhältniffe von dem 
reinen Privatvermögen des Yürften oder feined Haufes unter- 
fheiden, wurden eben fo wie die Staatögüter Domänen (b), 
oder nach dem älteren beutfchen Ausdruck Kammergüter 
genannt (ce). Der Begriff von Domänen enthält alfo nur bie 
den beiden Arten von Gütern gemeinfchaftlichen Merkmale, 
insbeſondere der Unbeweglichfeit und ber Widmung des Ertrages 
für öffentlihe Zwede, und nah dem Eigenthumsverhälmiß 
zerfallen diefe Güter in Staat» und _ Hausd-Domänen. 

Diefe Unterfheidung wurde ſedoch früherhin meiftend nicht 

beutlih erkannt (d). Die Kammergüter der deutſchen Kaifer 
waren, dem Wefen eines Wahlreiches gemäß, Staatögüter, bie 
bei dem öftern Uebergange der Kaiferwürbe von einem Haufe 
zum andern fi} nady und nad) verloren und in bie Hände der 
Reichsfürſten gelangten (e). Die Tafelgüter ber geiftlichen 
Hürften und die Beſthungen der Reichsſtaͤdte gaben jedoch fort 
während dad Beifpiel unverfennbarer Staatögüter (f). Die 
Kammergüter der weltlichen Bürften bagegen hatten feinen 
gleihförmigen Urfprung. Anfänglich waren ed Privatgüter 
(Allode, Allodien), weldhe in ben fich emporhebenden 
. Samilien durch Kauf, Erbfchaften, Heirathen, Schenkungen ıc. 
fi) allmälig vermehrten (g), und, ald aus den reichen Grund⸗ 
eigenthümern mit der Zeit Faiferliche Beamte, Lehenträger und 
endlich Randesherren wurden, nicht bloß zum Unterhalt biefer 
fürftlichen Gefchlechter, fondern auch zur Beftreitung von Regie⸗ 
tungsfoften benügt wurden. Später erhielten diefe Güter mans 
Herlei Zuwachs aus Reichslehen, aus Faiferlichen Stantögätern, 
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nach ber Reformation auch aus aufgehobenen geiftlichen Stiftern 
(Klöftern, Ordenscommenden ıc.) (A), ferner au& ben Domänen 
ber neu erworbenen Landestheile, alſo aus ftaatörechtlichen Ders 
anlaffungen. Bei diefem verfchiedenartigen Urfprung der Kam⸗ 
mergüter ift der Streit und bie Unbeflimmtheit ber Meinungen 
über die rechtliche Natur derfelben leicht zu erklären, zumal ba 
von Seite der Staatögemalt wegen des Mangeld Flarer ſtaats⸗ 
‚rerhtlicher Begriffe nichts zur Verhütung fpäterer Zweifel ges 
ſchehen war (ti). 


(a) In einem YBundesflaate gieht es zweierlei Staatögüter, naͤmlich des 


(8) 


(e) 


(4) 


(e) 
v2 


(9) 


(4) 


:(9) 


ganzen Bundes und der einzelnen Staaten, 8. 89 (e). 
Domäne, domanium, wurde aus tem ranzöfifchen (le domaine) herüber 
genommen, wahricheinlich von dominium, ober nach einer anderen Ableis 
tung von doma, Grundſtück. — Bol. Klüber, Def. Recht, $. 232, 233. 
In den Begriff derfelben pflegte man fonft noch das Merfmal aufzus 
nehmen, re: fie unter die Verwaltung eined Kammercoflegiums geſtellt 
feien, 3. B. bei v. Sedendorf, Teutiher Fürftenflaat, ©. 359. — 
Bergius, Polizei: und Kameral: Ma azin, I, 198. 
Sn Frankreich wurden die Domänen —2* als Staatsguͤter an⸗ 
erkannt, Bodinus, De republica, lib. VL Cap. 2. ©. 648 ber Pariſer 
Ausgabe von 1591. 
Süllmann, Finanzgeſch. S. ı ff. — v. Boſſe, Darft. des flaatew. 
Zuſt. ©. 73, 113. 
Doc find die geiſtlichen Büter eigentlih als der Kirche gehörig zu 
betrachten, — penes fundationem occlesiasticam — Pütter, Institut. 
jur. publ. Germ. $. 191. — Die älteren Schriftfleller nehmen bisweilen 
KRammers und Tafelgüter für ganz gleichbedeutend, z. B. v. Seden: 
dorf und Dergins a. a. O. 
Wurden ganze Ortſchaften und ſelbſt größere Bezirke auf einem dieſer 
Wege in die Gewalt eines Fürſten gebracht, ſo kamen nothwendig die 
darin enthaltenen eigenthuͤmlichen Befitzungen bes bisherigen Grund⸗ 
ern in das Eigenthum des Fürften. Beifpiele: WBergrößerung bes 
urggrafthums Nürnberg feit 1235, bei Fiſcher, Beichreibung des 
Fuͤrſenthums Ansbach, I, 81—110 (Ansb. 1787). Ueber die allmälige 
Vergrößerung der badifhen Domänen Pfifter, Geſchichtl. Entwicklung 
des Staaterechts des GOroßh. Baden, I, 142 (1836). Der Berf. nimmt 
zwiſchen den Haus⸗ und Staatsbomänen eine mittlere Claſſe, die Hof: 
domänen, an, die aus ehemaligen Reichelehen beftehe. 
In Würtemberg wurde noch 1806 das evangelifche Kicchengut des Erb⸗ 
lantes, im Betrage von etwa 10 Mill. fl., dem Kammergute einverleibt. 
Die Berfaffungsurfunde verordnet F. 77 die Ausiheidung und Rüdgabe 
des Kirchengutes, welche aber noch nicht ausgeführt worden ifl. — 
Auch in ter Markgraffchaft Baden⸗Durlach ift das evangelifche allgemeine 
Kirchenvermögen zu dem Kammergute gezogen worden. — In Frank⸗ 
reich wurde im Anfange ber erſten Revolution, In Spanien 1835, in 
Rußland noch fräter das Kicchengut vom Staate eingezogen. Diele 
Maaßregel wurde in Spanien fpäter wieder rüdgängig gemacht, dann 
unter Narvaez nochmals erariffen und Hierauf abermals gehemmt. 
Am meiflen wurde darüber geftritten, ob die Rammergüter veräußerlich 
und verjährbar fein. Pfeffinger ad Vitrierium, III, 1347 ff. — 
Gutachten der Zuriftenfacultäten, die Hannöv. Berfaffungsfrage betr., 
©.,213 (1839). — v. Rotteck a. a. O. S 466 |. 
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6. 91. 

Das auf die angegebene mehrfache Weife allmälig entftan« 
dene Domanium oder Kammergut der deutfchen Landeögebiete 
wurde nicht nach der Art des Urfprunge® in Haus⸗ und 
Staatögut ($. 90.) getheilt, fondern als eine einzige Maſſe 
behandelt und nur von denjenigen Befigungen getrennt gehalten, 
die der Fürft ganz wie ein Privatmann befaß, den fog. Chas 
toulgütern (a). Es galt Jedoch allgemein ber —* 
daß der Ertrag des Kammergutes (mit Einſchluß der Regalien) 
für Staatözwede, und zwar zunächft für die Hofflaatd-, ſodann 
aber auch für Regierungsausgaben verwendet werben müffe und 
bag Steuern erft dann zuläffig feien, wenn jene Einfünfte nicht 
zureichen (6). Durch Landes⸗ ober Haudgefege ober Uebereins 
funft mit den Zandfländen war feftgefebt, daß dieß gelammte 
Kammergut unzertrennlidy beifammen bleiben, nicht veräußert 
oder belaftet werben folle (außer unter gewiſſen Bebingungen) 
und ſich nad) der Erfigeburt im Manndftamme, alfo zugleidy 
mit ber Fürftenwürbe, vererbe. Daffelbe unterlag nicht ben 
gemeinrechtlichen Verjährungsregeln und trug feine Steuern. 
In mandyen Staaten wurden auch nugbare Hoheitsrechte (Regas 
lien) zu den Kammergute gerechnet. Die Landflände durften 
einer unbefugten Beräußerung beffelben widerjprechen, auch 
wurde mit ihnen Vereinbarung getroffen, wenn aus Landes» 
mitteln ein Zufhuß zu dem Bedarf der Hofhaltung  geleiftet 
oder bei einem reichlihen Domänenertrage ein Theil befjelben 
zu anderen Staatsausgaben beftimmt wurde ($. 46). Das 
Kammergut war folglid in vielen Hinfichten dem Staatögute 
Ahnlih, wenn es gleich nicht als folches anerfannt war. Erft 
feit der Gründung des beutfchen Bunded und der neuen ftän- 
bifchen Verfaffungen wurde es nöthig, das bisher unbeftinmt 
gebliebene Rechtöverhältnig genau zu regeln, was hie und ba 
nicht ohne große Schwierigkeiten und längere Streitverhand» 
lungen gefhah, doc, fuchte man eine mühfame Sonderung jener 
beiden Gattungen zu umgehen. In einem Theile der beutfchen 
Staaten wurden fämmtliche Kammergüter ald Staatögut er- 
flärt (c), was die Domänen in ben außerbeutfchen Gebieten, 
zufolge des öftern Wechfeld der regierenden Gefchlechter, ſchon 
früher geworden waren (d), während dagegen in anderen deutſchen 
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Ländern ber fürftlichen Familie das Eigenthum ber Domänen, 
felbft in den neu einverleibten Landestheilen(e), vorbehalten (f‘), 
jedoch auch die Verwendung ded Domänenertrages zu Staats⸗ 
audgaben im Allgemeinen (g) oder zur Beftreitung der Hof 
ftaatsausgaben (A) zugelichert wurde (i) (k). 


(e) 


(2) 


(e) 


Diefe unterliegen der Befteuerung, dem allgemeinen Erbrecht und den 
fämmtlichen Beflimmungen des bürgerlichen Rechtes. — In Frankreich 
hießen die Privatgüter des Königs domaine prive. Sie wurden beiteuert 
und durchaus gemeinrechtlih behandelt, nur daß der König nicht an 
die Beflimmungen über den Pflichttgeil gebunden war, Macarel, De 
la fortune pubL I, 140. Zu dem Privatvermögen gehört auch das in 
einem fideicommiflarifhen Berbande ſtehende Hoffammer: (ehemale 
fog. Kammerfchreiberei:) Gufin Würtemberg, welches ungefähr 
200 000 fl. rein abwirft, Herdegen, ©. 147. Klüber, Deffentl. 
Recht, $. 335. 


v. Sedendorf, T. Fürftenflaat, ©. 363. Die Kammergüter feien 
beflimmt 1) für den Unterhalt ter fürfl. Familie, 2) für Beſoldungen 
der Beamten, 3) für Gefandtichaften ꝛc., 4) für Schlöfler, Feſtungen, 
Straßen ıc., 5) Kirchen, Schulen, auch 6) für Ergoͤtzlichkeit des Fürs 
fin. — Gaſſer, Ginleitung zu den öfonomifchen, volitifhen und 
Gameralmiff. ©. 7. — Pütter, Institutiones juris publ. 6. 254. — 
v. Rönne, Das Domänen, Forft: und Jagd: Wefen des preuß. Staats, 
1854, S. 2 f. — Belege aus dem bdeutichen Staatsrechte gefammelt 
in den Brotofollen der naſſauiſchen Herrenbant, 1819. Beil. ©. 287. 
Beftreitung diefes Sapes in der Schrift: Ueber die Domänenfrage im 
5. S. Meiningen, 1847. ©. 40 und bei Bollert, Die Sutftehung 
und bie rechtliche Natur des Kammervermögens in D., 1857. ©. 34. 
Neuere Streitfchriften über diefen Gegenſtand: Zachariaͤ, Ueber das 
rechtliche Verhältnis des fürfll. Rammerguts insbefondere im Herzog: 
thum S. Meiningen. Gött. 1861. — Reyſcher, Die Mechte des 
Staats an den Domänen und Kammergütern, Leipzig 1863 (gegen 
Zahariä und für die öffentliche Natur des KRammergutes.) — Die 
Erinnerung an obigen Grundſatz ift noch durch die heutige Form bes 
würtemberg. Haupt» Boranfchlages ausgedrückt, welcher in brei Theile 
zefällt: 1) Staatsbebarf, 2) Ertrag des Rammergutes, 3) Deckungs⸗ 
mittel für das zu 1) noch Fehlende, nämlich Auflagen. 


Preußen ſchon im Jahre 1794 durch das Landrecht, Th. II, Tit. 14, 
$. 11, ſodann Hausgefeß v. 6. Nov. 1806, @bict v. 30. Det. 1810 
.1, v. Rönne a.a.D. ©. 68. Jedoch wird ein (nicht ausges 
hiedener) Theil der Kammergüter fortwährend als Stammgut unter 
dem Namen Kronfldeicommiß betrachtet, weil bei der Srwerbung ber 
Mark Brandenburg im 3. 1415 durch den Burggrafen von Nürnberg 
ber Kaufpreis (400000 Bolpfl.) aus dem Hausvermögen bes Sollern⸗ 
fhen Geſchlechtes beftritten ward. Hierauf bezieht fi bie Anorbnung, 
daß von dem Grtrage der Domänen eine beflimmte Summe für bie 
Hofſtaatsausgaben abgezogen und nur der Ueberreſt in den Etat auf⸗ 
genommen wird. vng umme ($. 46) wurde zuletzt durch die Verordn. 
v. 17. Ian. 1820 auf 21/ Mill. Thlr. feſtgeſetzt und iin F. 59 der 
Verfaſſung v. 31. San. 1851 beflätigt. Unridtig Schmalz, Staatsw. 
2. II, 179: „Die Domänen find überall in Guropa wahre Privat 
güter der Fuͤrſten.“ — Baiern 1818, Darf. Urk. Tit. III, 6. 1. 2. — 

ürtemberg 1819, Verf. Urk. 8. 103, in Anfehung des E. Kammer 
gutes. — Kurheſſen in der Berf. Urk. von 1831 $. 139. 140, mit Vorbehalt 
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(2) 


(e) 
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neun bes Staats: und Familiengutes. — ESachſen, Berf. 
v. ‚$. 18. 

Dänemark, Frankreich, Großbritanien, Niederlande, Schweden -ıc. 
Bollgraff, Syſteme der praft. Bolitif. IV, 501. In Frankreich 
hießen die Domänen Krongut (domaine de la couronne) und unter 
Franz L wurde bie Unveräußerlichfeit deſſelben verordnet, Gdiet ˖v. 30. 
Sun. 1539. Das Privateigentbum des Königs wurde im Augenblidck 
ber Thronbefteigung Staategut. Edict v. 1607. Geſ. v. 8. Nov. 1814. 
Die assemblde oonstituante erflärte 1790 diefe Gütermaſſe für domsine 
national, d. 5. fie ſprach aus, daß fie Stantsvermögen fei, was bei 
ber früberen Unbeflimmtheit der flaatsrechtlichen Begrift nicht gefchehen 
war. Das heutige Krongut (domaine oder dotation de la couronne) 
it der dem Staatsoberhaupt zum Nießbraud überlaffene Theil des. 
Stantevermögend (dom. de l’ötat), $. 49 (a) (6). Es gehören biezu 
ſowohl Liegenfchaften (Schlöffer, Landgüter, die Fabrifen zu Sevres 
und Beauvais und die Tapetenfabrif des Gobelins, ſodann 3 Wälder), 
als bewegliche Dinge, wie Jumelen, Kunſtwerke, Bücher, Zünmerges 
räthe sc. Dagegen ift das bisherige Apanagium bes Haufe Orleans 
von 1661, 1672 und 1692 wieder mit dem Staatögute vereinigt wor 
den, $. 49. (d).. Maoarel, Fort. publ. I, 114. — Im den Nieder⸗ 
landen wurde erft unter König Wilhelm IL das Gigenthum der Dos 
mänen an ben Staat zurüdgegeben. 


Bollgraff, ©. 500. 


(f) 3. 3. Naſſau (1814), Walde (1814), Baden, Gotha, Liechtenſtein 


(9) 


(1818), Großh. Heflen (1820), Weimar, Koburg (1821), Kurheflen, 
Altenburg (1831), Braunfhweig (1832), Hohenzollern: Sigmaringen 
(1833), Hannover (DBerf. v. 1840), SchwarzburgsSondershaufen (1841). 
In mehreren andern beutfchen Ländern (3. B. Medienburg, die anhals 
tifhen und reußiſchen Lande) galt dieß ebenfalls foriwährend. Im 
Großh. Heften follte (Verf. Url. v. 17. Der. 1820, Art. 6, 7) %s der 
Domänen an den Staat abgegeben werden zum allmäligen Berfaufe 
behufs der Schuldentilgung, die übrigen */s bilden das fehuldenfreie 
unveräußerliche Cigenthum bes großberzogl. Haufe, doc werben bie 
Ginfünfte in dem Budget aufgefüßrt und zu ben Gtaatsausgaben ver 
wendet. Die Hofflaatsausgaben find vorzugsweile darauf radicirt. 
Sm 3. 1840 ift bie Uebereinkunft gehrofien worden, daß flatt eines 
Theiles der Kammergüter eine Geldfumme von 2 Mill. fl. an die 
Staatscafle abgeliefert werden folle. — In Hannover waren durch das 
Grundgeſ. v. 1833 $. 122 die Domänen zum Staatsgut erflärt wor: 
ben. Der König Ernſt Auguft, der fchon als Agnat feine Zuftimmung 
zu bdiefer Verfügung verweigert hatte, hob 1837 nad) feiner Thronbes 
fleigung dieß Grundgefeg auf und ftellte den früheren Zuſtand wieder 
ber, nah welchem die Kammergüter der Mitwirkung ber Stände ent 
zogen find. Nah der Berf. von 1840 $. 129, erneuert durch V. v. 
1856, gilt das Domanium als ein Fideicommiß des k. Haufes, der 
Ertrag dient zunähft für die Bedarfoſumme des Könige und feines 
Haufes, der Mehrbetrag fließt in die Staatscafle, vgl. $. 46. 

Protof. der nafl. Herren:Banf, a. a. D. ©. 300. — Baben, Berf.s 
Urk. (v. 1818) $. 59: „Ohnerachtet die Domänen, nad allgemein 
anerkannten Brundfägen des Staates und Fürfſenrechts, unftreitiges 
Batrimonialeigentgum bes Megenten und feiner Familie find, und Wir 
fie auch in dieſer Gigenihaft — Hiermit ausbrüdlich beftätigen, fo 
wollen Wir dennoch den Ertrag derfelben, außer der darauf radicirten 
Givillifte und außer anderen darauf haftenden Laften, fo lang ale Wir 
uns nicht durch Herſtellung der Binanzen in dem Stand befinden werben, 
Unfere Untertbanen nach Unferm innigfien Wunfche zu erleihten, — 


(A) 


10) 


zufammengelegt worden find, in Weimar, Medlenburg, 
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der Beſtreitung ber Staatslaften ferner belaſſen.“ Ueber die aus dieſer 
Beſtimmung entipringenden Rechteverhältniffe zwiſchen dem Fürſtenhauſe 


und der Staatecaffe ale Nutznießerin der Domänen, wobei indeß die 


rein s privatrechtlihen Säge nidt unbedingt maaßgebend fein Fönnen, 
Helferich in der Zeitichrift für die gef. Staatewifl. 1847. I, 3, 
vergl. 8. 99 (8). — Aehnlich Koburg, 8. 76 der Berf. von 1821, — 
Braunſchweig, Landſchafts⸗O. von 1832, 8. 6. 


Naffau, Meiningen (1829) sc. In diefen Staaten wurbe bisher zwar 
der Hoffladtsaufiwand nicht unter den Staatsausgaben, aber auch das 
Domäneneinfommen nicht unter den, der Ianbiläntifchen Berathung 
unterworfenen Ginfünften aufgeführt. In Naflau bat das Anfprechen 
aller Domänen ald Bamilieneigentfum mehrjährige Streitverhandlungen 


hervorgebracht. Han bat von Seiten der Regierung neben den geichicht: 


liyen Gründen geltend gemaht, daß bie Roften der deutichen Hofhal⸗ 


tungen Unzufriedenheit erwecken könnten, wenn man fie nicht aus 


Stammgütern beftritten fähe und daß eine gewiſſe unabhängigtet des 
Fürftenhaufes wuͤnſchenswerth fei, auch baß bereits für 3 Mil. fl. 
Domänen zum Behufe der Schulbentilgung verkauft worden feien. 
Rrotokoll der naſſ Herrenbank. 1819. Beil. ©. 251. 1821. ©. 173. — 
Sn den weiteren Berbandlungen findet fich fogar die Behauptung, bie 
Herzöge feien zur Zeit des Reiches keine Landesherren geweien, ihre 
Kammergüter alfo bloße Patrimonialbefigungen ; die Kammergüter ber 
Entfhädigungslande wurden (mit Recht) als Erſatz der in den ab⸗ 
getretenen Landen verlorenen Hausgüter angelehen. Die Herrenbanf 
erfannte 1631 dieſe Grundſätze und die aufgeſtellte Erſatzforderung an, 
die Deputirtenfammer erſt 1835, nach langer Berhandlung über den 
Zahlenpunct. Es wurde zugeflanden, daß die Landescafle mehr Bin: 
nahme ale Ausgaben zugetheilt erhalten Habe und jährlich 126000 fl. 
Yerauszablen müßte, und man verglich fih 1836 dahin, daß fie 
2400 000 fl. Kammerfchulden zu 3 Broc. übernehmen ſolle. Bergl. 
Friedemann, Die Berbandl. der Landfl. des Herzogth. Naffau über 
die herzogl. Domänen, Weilb. 1834. Das Domanialvermögen ohne bie 
Mineralbiunnen und Schlöffer ift mit 5 Mill. Steuercapital angefchlagen 
und umfaßt 208 212 Morgen oder !/s der Oberfläche, vgl. 65 — In 
Meiningen wurde (Geſ. v. 27. April 1831) verordnet, daß einſtweilen eine 
befimmte Summe jährlid aus dem Domänenertrage für ten fog. 
Landesetat abgegeben werden folle; beflätigt 26. April 1846; |. Ueber 
die Domänenfrage im Herzogth. S.⸗Meiningen. Darmfl. 1847. ©. 10. 56. 


Die Greigniffe von 1848 Haben die Folge gehabt, daß in mehreren 
deutſchen Läntern auf Antrag ber Landflände die Domänen für Staats: 
ut erflärt wurden und eine Civilliſte eingeführt ward, 3.3. in Alten⸗ 
rg, wo die Kammer: und Landeseinküunfte vom Anfang, 1849 an 
einingen, 

oburg und Gotha (Darf. v. 25. März 1849 Beil. II), Oldenburg 
f. $. 46 (e)), Naflau sc. In den folgenden Jahren wurden biefe 
eflimmungen wieder aufgehoben und neue Berabredungen über bie 
Verwendung bes Domänenertrages getroffen. — In Gotha wurde 
(Bertrag v. 1. San. 1855) ber größte Theil des Domanium als ſidei⸗ 
commiſſariſches Hausgut von dem Reſte als dem Staatsgute gefchieden. 
Bon dem reinen Domaniafertznge gehen 100000 Rihlr. an die Hofcafle, 
der Mehrbetrag bis 36000 Rthlr. an die Stantscaffe, was noch weiter 
übrig bleibt, wird gleichheitlich getheilt. Im Meiningen (Gef. v. 3. Juni 
1854) iſt Ausſcheidung folcher Beflgungen, die zum Landesvermoͤgen 
gehören, auf ſchiedsrichterlichem Wege gehatiet. Bon den Ueberfchüflen 
bes Domänenertrages nad) Dehreitung der Hofflaatsausgaben und ber 
auf dem KRammergute ruhenden Obliegenheiten wird ein Theil zu 
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bem Aufwande für die Landesverwaltung überlaflen. Begen dieß Geſet 
Reyſcher a.a.D. — In Naflau wurde (Mai 1854) duch Erklärung 
bes Herzogs den Ständen die Mitwirkung zur Dispofltion über die D. 
entzogen, aber die Gontrofe der Verwaltung und Erhaltung der D. 
gelaſſen; Die Hofftantsausgaben find auf den Domänenertrag angewiefen. 
Die hieraus entflandenen Streitigfeiten wurden durch das Geſetz vom 
23. Jan. 1861 beigelegt, nach welchem bie Domänen bie durch ben 
Erbverein von 1783 ausgeiprochene rechtliche Natur (als Hausgut) be 
halten, aber in der Regel nicht veräußert und belaftet werden dürfen. 
Auf fe 10 Jahre wird ein Mormaletat über Einnahmen und Ausgaben 
bes Kammergutes vereinbart, vom Reinertrage werden 10 Broc. an bie 
Steuercaſſe abgegeben. 


(k) In Staaten mit Hausdomänen kommt e6 öfter vor, daß Stüde von 
diefen für —— gebraucht werden, z. B. zu Ciſenbahnen, Land⸗ 
ſtraßen, Crercierplaäͤzen u. dgl. Dieſer Uebergang in das wahre Staats: 
vermögen wird wie ein Verkauf behanbelt. 


8. 92. 

Der Umftand, daß die Kammergüter wenigftens zum Theile 
Eigentbum der fürflliden Familien waren, während bie durch 
Steuern aufgebrachten Summen offenbar in das Staatövers 
mögen gehörten, bat bei der Entſtehung ber landſtaͤndiſchen 
Verfaſſung in Deutfchland zu einer merhvürbigen Einrichtung 
Anlaß gegeben, die fih noch bis jegt in mehreren Staaten ers 
halten bat. Die Erhebung von Steuern, wenigftens von fog. 
directen Steuern (Schagungen), fehte die Bewilligung ber Lands 
fände voraus, zugleich war häufig angeorbnet worden, daß bie 
Steuern unter der Mitwirkung und Auffiht landſtaͤndiſcher 
Commiffare oder fogar ganz ausfchließend von biefen erhoben, 
aufbewahrt und verwendet würben, während die Einkünfte aus 
ben Sammergütern und ben Hoheitsrechten, ald bie älteren 
und die nicht beliebig vermehrbaren, unter der ausfchließlichen 
Berwaltung fürftlicher Beamten verblieben. So entftand bie 
Trennung zweier Eaffen (a), nämlih 1) der Kammercaffe, 
welche die Domänens und Regalieneinkünfte aufnahm und das 
von hauptſaͤchlich die Hofftaatsausgaben beftritt ($. 45.), jedoch 
ba, wo fle reichlich ausgeftattet war, auch nebenbei mancdherlei 
Ausgaben für Regierungszmwede übernahm; 2) der Landes⸗ 
(au Steuer⸗, Oberfteuer:) Caſſe, in welche die Steuers 
gefälle floffen und aus welcher die meiften Regierungsausdgaben, 
zunähft und vornehmlich bie Koften ber Staatövertheibigung, 
bezahlt wurden. Die Bertheilungsart der Einkünfte und Aus⸗ 
gaben unter jene beiden Caſſen war nicht in allen Ländern 





— 15 — 


diefelbe, was fich Leicht daraus erklären läßt, daß man jene 
Scheidung nicht fowohl nad allgemeinen Begriffen, als viel 
mehr nach augenblidlihem Bebürfniffe und oͤrtlichen Umftänden 
vornahm (B). 


(a) v. Sedendorf, T. Fürſtenſtaat, S. 503. — v. Juſti, Staats: 
wirtbih. II,. 89. — Bergius, P. u. K. Magazin, U, 294 ff. — 
Die römifhe Trennung von fiscus und serarium trug vielleicht dazu 
bei, diefe Einrichtung zu empfehlen. Das legtere war die Staatscafie, 
der Äscus, von Yugufius geihaffen, follte die Kriegscafle fein, wurde 
aber mehr und mehr als die Faiferliche Brivatcaffe angeſehen und nahm 
fat alle neu eingeführten Auflagen auf. In den Provinzen gab es 
viele Landgüter, die auf Rechnung des Kaifers unter kaiſerlichen Pro⸗ 
euratoren vertwaltet wurden, agri fiscales. Hegewiſch, ©. 178. 195. — 
Beder und Marquardt, IV, 2, S 200. 


() In Würtemberg hatten die Lanbflände bis 1804 die Verwaltung 
der Steuercafle ausfchließlih und lieferten die eingegangenen Summen 
an bie einzelnen Staatscafien ab. — In Braunſchweig wurde nod 
nach der Berf. von 1820 das Sanbeeflenerenllegium zum Theil von dem 
Landesherrn, zum Theil von den Ständen befegt. Dies hörte nad 
der Berf. von 1836 auf, aber die Trennung dauert fort. Jene Ober: 
behoͤrde heißt jegt Steuerbireetion. — In Hannover wurde die Gaflen- 
trennung 1834 aufgehoben in Folge des Staatsgrundgefepes , wiebers 
hergeftellt 1841 nad der Beleitigung diefer Berfaflung, abermals auf: 
gehoben 1851. Lehzen 1,3. — In Weimar wurde das Verhaͤltniß 

eider Caflen 1818 neu geregelt. Die Kammercafie gab für 149500 Rthlr. 
bisherigen Zufhuß aus Steuern auf, dagegen wurden ihr für 149420 
Rthlr. Ausgaben für Befoldungen und Anflalten abgenommen und ber 
Landfchaftscaffe übertragen. Beide Stellen, die Kammer und das Land⸗ 
ſchafts⸗ oder Steuercollegium waren dem Finanzminifterium untergeordnet. 
Die Landftände ernannten zwei Beifiker des Landfchaftscollegiums und 
den Gaffier der Sauptlandfhaftscafie. Burdhard, ©. 517 ff. Im 
Jahre 1849 erfolgte die Bereinigung diefer beiden Gaflen. — In 
Koburg und Gotha find bicfelben noch getrennt. Die Sothaifche 
Domänencafle giebt nach dem N. für 1854— 57 jährlih 67619 Rthlr. 
in die Staatscaſſe. Ahr roher Ertrag if auf 511400 Rthlr. eihäpt, 
ber reine auf 293445 Mthlr. anzunehmen. Die Staatscafle Bat eine 
Moheinnahme von 575600 Rthlr., wovon 52357 Verwaltungskoſten 
abgehen, alfo rein 523243 Rthlr. Bon der Summe beider mülffen 
aber obige 67619 Rthlr. (als doppelt vorfommend) abgezogen werden, 
fo dag das gefammte reine Binfommen fi zu 849069 Rtihlr. beredy: 
net. — In Naſſau wurde die Scheidung der Lanbesfteuercafle von 
der Domänencafle erft im Jahre 1816 eingeführt. Lebtere übernahm 
die damaligen Penfionen und Landesichulden, ohne Verpflichtung in 
Anfehung fünftiger Schulden. Man berechnete 1818 das rohe Gins 
fommen der Domänencaffe auf ungefähr 1343000 fl, wovon bie 
Adminiftrationsfoften gegen 800000, die Benflonen 273.000, die Schul 
denzinfen 289000 fl. wegnahmen und für die Hofhaltung nur gegen 
223 000 fl. übrig blieben. Protof. der Herrenbant, 1819, Beil. ©. 259. 
332. Im $. 1831 wurde nad 14jährigem Durchſchnitt der Rohertrag 
ber Domänen auf 1420000 fl., der reine auf 516000 fl. angegeben. 
Die Binnahme der Landesfteuercafie betrug im 3.1818 gegen 1, Mill. fl., 
1840 war fie 1785000 fl. mit Ginrechnung von 177000 fl. Ueberſchuß 
von 1839, der Anfchlag für 1841 war 1'886000 fl. Die 1848 gefchehene 
Vereinigung wurde fpäter wieder rüdgängig gemacht. 
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Nach den Anichlägen von 1860 if 
rohe Einnahme reine Einnahme 

Domimncafe » » 2» 2.2. 1759668 fl. 898 141 fl. 

Landssfleuercafle . > 2... 2603530 „ 2358002 „ 
zufammen 4'263 198 fl. 3256143 fl. 
wobei aber der Zufhuß der Domänen: an bie Steuercafle (10 Proc. 
von 464.000 fl.) in der Iehteren abzuziehen ift. — In Ungarn. erhob die 
Hoffammer in Dfen keine Steuern, vielmehr floſſen diefe in die Kriegs⸗ 
caffen und die Caſſen der einzelnen Gefpannfchaften, v. Sfaplovice, 
Gemälde von Ungarn, II, 177. 232. Dieß hatte alfo einige Aebnlich⸗ 
feit mit der Gaflentrennung. — Vgl. überhaunt v. Malchus, Politik 
der innern Stuatsverwaltung, I, 18. Bollgraf, Syfleme der praft. 
Bolitit, IV, 434. 496. 
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Diefes Nebeneinanderbeftehen zweier Caſſen unb bie ganz 
abgefonderte Stellung der Domänenbehörden ift für die Finanz⸗ 
verwaltung keineswegs zuträglid; denn 1) es leidet darunter 
die Einfachheit des Geſchaͤftsganges; 2) es entfiehen leicht 
Streitigkeiten und Berwidelungen, wenn die eine Caſſe an die 
andere hinauszahlen fol; 3) ed wird bie Heberfiht bed ganzen 
Staatsbedarfs und die Vergleihung deſſelben mit der Geſammt⸗ 
heit der Einnahmen erſchwert, und leicht geichieht es, daß auf 
ber einen Seite minder dringende Ausgaben vorgenommen 
werden, indeß auf ber anderen wichtige Bebürfnifie unbefriedigt 
bleiben (a). Beſſer ift e8 daher, wenn auch da, wo bad Dos 
manium Hauseigenthum geblieben if, fein Ertrag und bie 
Einnahme aus Hoheitörechten in dem allgemeinen Voranſchlage 
des Staates ihre Stelle finden und in bie allgemeine Staatd- 
cafje fließen, aus welcher dagegen eine ben Hülfsquellen des 
Landes entprechende‘ Summe für bie Hofſtaatsausgaben ans 
gewiefen wird, 8. 48. Wo bieß gefchieht, wo die Domänen 
unter ber Leitung ber oberften Finanzbehoͤrden und unter ber 
ſtaͤndiſchen Mitwirfung fliehen und ihrer Verſchleuderung geſetz⸗ 
lich vorgebeugt iſt (6), da wird fich der Unterfchieb beider Arten 
von Gütern im ruhigen Gange bed Staatslebend nur noch 
barin bemerken lafien, daß bei ihrer Veräußerung nicht gleiche 
Orundfäge befolgt werden, $. 96. 


(a) Vergl. Rudhart, Zuftand des K. Baiern, III, 39. — Stüve, 
Ueber die gegenwärtige Lage des KR. Hannover, 1832. ©. 86. 


(5) 3. B. Baden, Großh. Heflen. 
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8. 94. 

In der neueſten Zeit hat man ſich vielfältig mit dem Ge⸗ 
danken beſchaͤftigt, die Domaͤnen gaͤnzlich durch Verkauf in die 
Hände von Privaten übergehen zu laſſen. In ben meiſten 
Staaten. ift die in England (a) ſchon früher bewerkftelligte Ver⸗ 
äußerung ber Domänen angefangen worden (5). Für biefe 
Maafregel find folgende Gründe aufgeführt worden (c): 

1) Die Regierung ift wenig geſchickt, Gewerbe zu betreiben. 
Privateigenthümer benugen in der Regel eine Erwerböquelle mit 
befierem Erfolge als jene, weil fie fich dem Geſchaͤfte mit großem 
Eifer widmen, unermübet auf Berbefferungen bedacht find und 
jeden einzelnen Gewerbozweig ſchwunghaft betreiben fönnen, 
während die Regierung ein Eoftbares Perfonal von unteren und 
höheren Beamten erhalten muß, welche minder thätig und fpars 
fam find, al8 eigene Unternehmer. Die Erfahrung lehrt, daß 
die Domänen in ‘Privathänden einen größeren Reinertrag ab» 
werfen, befonderd wenn bie Domänen vor dem Verkaufe in 
folhe Stüde zertheilt werben, daß fie zwar noch eine reichliche 
bäuerliche Nahrung geben, aber mehr Menfchen als bisher 
befchäftigen, woburdh der Wohlftand der Randbauenben, fo wie 
bie Bolfömenge vergrößert wird. Selbft wenn ber Erlös nur 
ben biöherigen Domänenertrag vergütete, fo hätte der Verkauf 
body in jenen Yällen eine Vermehrung des Einfommend und 
alfo der Steuerfähigkeit bed Volkes zur Folge (d). 

(a) Glifabeth und Jakob I. verfauften viele Domänen, letzterer für 775 000 

8. St. Sinclair, a. a. O. I, 205. 232. 


(d) In Oeflerreih find fchon im vorigen Sahrhundert, ſodann auch im 
jeßigen (V. v. 7. Det. 1810 und 20. Febr. 1811, ferner nad dem 
Patent v. 22. San. 1817) ſehr viele große Domänenherrichaften zur 
Schuldentilgung veräußert worden. Der Berfauf brachte 1818 — 1851 
35736097 fl. ein, der Audrufspreis war 28893 968 fl. oder 4/5 des 
Erlöfes. Darunter befand fih die Herrſchaft Podiebrad in Böhmen, 
bie 1839 für 1634050 fl. veräußert wurde. Tafeln zur Statiftif der 
Öftere. Monarchie, Neue Folge, I, 3. Heft Taf. 19 ine befonders 
wichtige Maaßregel ift die Ueberlafiung einer Mafle von Staatsgütern, 
bie auf 156485000 fl. angeichlagen find und eine Fläche von 150 
9. DMeilen einnehmen, an die Nationalbank, ale Unterpfand für 
das Guthaben derfelben von 155 Mill. fl. (Vertrag v. 18. Oct. 1865). 
Die Banf darf diefe Guͤter verwalten und allmälig veräußern und ber 
Erlös wird an der genannten Schuld des Staates abgerechnet. In 
bem Verlaufe von GBifenbahnen und anderen @egenfländen an eine 
Geſellſchaft, für welche Teangöfifhe Gapitaliften den Bertrag abfchlofien 
(1. Jan. 1855, für 200 Mill. Fr.), find auch 114000 Heft. Land ein: 
begriffen. Im preuß. Ginnahmeetat ift fortwährend 1 Mill. Rihlr. für 





(6) 


(4) 
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Verkaͤufe und Ablöfungen aufgeführt. Bis 1820 find für 20 Mill, 
von da an bis 1840 für 35%/5 Mill. Rthlr. preuß. Kammergüter ver: 
Tauft worden. (Zweifel über die Zwedhmäßigkeit diefer Maaßregel bei 
v. Bülow⸗Cummerow, Breußen, feine Berfafiung x. ©. 153, 
wo jedoch der Drang der Kriegszeit und bie volfswirthfchaftlihen Vor⸗ 
theile zu wenig beachtet zu fein Theinen.) Im D. 1854 — 56 wurden 
281834 Rthlr. aus dem Verfaufe eingenommen. — In Belgien wer: 
den fortwährend nach gefeßlicher Borkhrift Domänen verkauft. Die 
hieraus fließende Binnahme war in D. 1841 — 50 595969 Fr. 


9. Smith, III, 208. „Das Binfommen, welches in jeder eivilifirten 
Monarchie bie Krone von den Staatögütern zieht, obſchon es die Bür- 
ger nichts zu Foften. fcheint, koſtet doch in der That die Befellichaft 
mehr als vielleicht jede andere Einnahme der Krone "von gleicher 
Größe." — Schmalz, Staatsw.-. II, 180. — 2o$, UI, 120. — 
Bülau, Der Staat und ber Landbau, ©. 50. — Für allmälige 
Beräußerung fpriht auh Seclig in Rau u Hanffen, Ardhiv der 
polit. Defon., NR. Folge, IX, 29. — Stein (Binangeifi S. 117) 
gebt beionters hervor, daß Privatbefiger aus dem Reinertrage ber 

rundflüde Erſparniſſe mahen und Bapitale anfammeln, was von der 
Regierung nicht geichieht. Allein die Geldſummen, welde die Domänen; 
fäufer ald Kaufpreis bezahlen, brachte denfelben bisher eine Rente, 
aus der fie etwas erübrigen Eonnten, und dieß hört nun auf, es ändert 
fih alſo hierin nichts. 


Natürlich würde man da anders urtheilen müflen, wo die Privaten in 
der Lantwirtäfchaft fo wenig Bifer und Geſchicklichkeit zeigten, daß fie 
von den Domänenverwalteern beträchtlich übertroffen würden. — In 
Dänemark follen neuerlid die Staatsgüter fo gut verfauft werden, daß 
ihr bisheriger Reinertrag nur 1 — 1 Proc. des Erlöfes war. — Die 
in Spanien bis 1841 verkauften Staatsgüter waren auf 133 Mill. Re. 
giaägt und es wurden 926 Mill. erlöfl. Die bis 1855 von ber 

egierung verkauften Kirchengüter brachten einen Erlös von 17851 000 
Mealen, während fie zu 9143000 R. angeichlagen worden waren. — 
In Baiern find in den Jahren 1826— 28 für 3350557 fl. Domänen 
verfauft worden, deren Meinertrag bisher 54151 fl. oder 2,3 Proc. war. 
Der Erlös if, wenn man noch 45000 fl. Vorfchüffe und 35000 fl. 
Ausftände einrechnet, das 45fache der bisherigen reinen Rente, und 
verzinfet fi dagegen zu 4,2 Proc. Verh. von 1831. Beil. XXI. 
Betterlein’s Bortr. $. 13. 


8. 95. 
2) Der Verkauf der Domänen iſt ein leichtes Mittel, bie 


Staatsſchulden abzutragen (a), befonderd wenn man Werth 
darauf legen muß, daß dieß bald in betraͤchtlichem Maaße 
geſchehe; auch gewinnt man hiebei, indem ber Kaufichilling 
gewöhnlich fo groß ausfällt, daß er mehr Schuldenzinfen ers 
fpart, ald man an Einkünften aus den Domänen verliert (b). 
Diefer Grund fällt freilich Hinweg, wo die Schulden fo gering 
find, daß man fie aus ben Ueberfchüffen der Staatseinkünfte 
nad) und nad, abtragen Fann, ohne die Domänen hiezu ver 
wenden zu müflen. 
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3) Der Domaͤnenbeſitz verwickelt die Regierung in ein bes 
fondere® Privatinterefie, welches fie manchen allgemeinen Vers 
befierungen, 3. B. der Ablöfung läftiger Realtechte, abgeneigt 
macht, oder welches wenigftend wegen der daraus herrührenven 
Reibungen mit dem Bortheile Einzelner leicht als etwas Ges 
häffiges betrachtet wird. 

4) Die Erfahrung zeigt, daß zur fihern Dedung des Staats⸗ 
aufmandes Domänen feinedwegs erforderlich find, und daß in 
mehreren europäiichen Staaten, wo die Domänen nur einen 
geringen Beitrag liefen, $. 89. (d), doch die Einkünfte reich 
lich, regelmäßig und ohne Bebrüdung der Bürger eingehen. 


(a) Schon im alten Rom geſchah dieſes bei der Seldverlegenheit im Jahre 
554 u. c. im Anfang des macedonifchen Kriegs. Die Confuln trugen 
darauf an, die Bläubiger warten zu laflen, was der Senat verwarf. 
Com et privati aequum postularent, neo tamen solvendo aere alieno 
resp. esset, quod medium inter utile et aequum erat, decre- 
verunt. Es wurden disponible Staatögüter nach der Abfchägung durch 
die Bonfuln den Glaͤubigern überlaften, mit einem Sins von 1 as für 
das jugerum, um ein Zeichen zu haben, wenn der Staat fpäterhin bie 
Büter wieder einlöfen fönne Livius, XXXI, 13 


(5) Kann man 3.9. Güter, welde 1 Mill. rein abwerfen, für das 33fache, 
alfo für 33 Mill., verlaufen und damit Schulden abzahlen, die 4 Proc. 
Sinfen Eoflen, fo erivart man 1320000 fl. Zinfen, alſo 320000 fi. 
mehr, ald man an Domänenertrag aufgiebt. Bol. $. 94 (d). 


8. 96. 

Dagegen if die Beibehaltung der Domänen aus andern 
Gründen in Schuß genommen worben (a). 

1) Aus dem Gefichtspuncte der Staatöklugheit im All 
gemeinen bat man fie als eine weientlihe Stüße der erblichen 
Fürftenwürbe angefehen, weil biefe aus dem Reichthume an 
2änbereien entfprungen fei und alfo fortbauernd auf ihm ruhen 
müfle; das Domäneneinfommen wird ferner wegen feiner Un⸗ 
abhängigkeit von landſtaͤndiſcher Bewilligung und überhaupt 
wegen feiner größeren Sicherheit in Zeiten innerer Unruhen 
und großer Ummälzungen für vorzuͤglich ſchätzbar erachtet (5). — 
Solche Rüdfihten find hauptfächlih bei den Hausdomänen 
bedeutend ($. 46. 90.) und koͤnnen überhaupt in Beziehung 
auf Heinere Staaten, deren Selbftfländigfeit mehr gefährdet iſt, 
nit für unbegründet gehalten werben, beſonders wenn ſchon 
burd die Ablöfung ber Grundgefaͤlle unvermeiblid ein Theil 


des Domäneneinlommens hinwegfällt. Indeß gewährt wenigſtens 
Rau, poll. Delon. II. 5. Ausg. 9 
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in ruhigen Zeiten und in Ländern mit einer enwickelten Volko⸗ 
wirtbichaft bie Befteuerung ebenfalld leicht die Mittel zur 
Befriedigung der Staatöbebürfniffe, und es wäre nicht rathiam, 
jene Bortheife da, wo erhebliche volföwirthfchaftliche Erwägungen 
ben Berfauf empfehlen, mit einem großen wirtbichaftlichen 
Opfer zu erfaufen. Auch ift es jedenfalld genügend, wenn ein 
folcher Theil der Domänen erhalten wird, auf defien Reinertrag 
die Eivillifte angewiefen werben Fann. 

2) Dad Domäneneinfommen erregt Feine Unzufriedenheit 
und fein Gefühl der Entbehrung, weil ed aus einem eigenen 
Erwerbe der Regierung mit Hülfe eined ſchon längft von dem 
Privatvermögen ausgeſchiedenen Grundeigenthums berfließt, waͤh⸗ 
rend bie Auflagen fortdauernd aus den Einkünften ber Bürger 
entrichtet werden müflen und unvermeidlich zu manchen Uns 
gleichheiten und Beläftigungen Anlaß geben. Würden vollends 
die Kammerguͤter unvortheilhaft verkauft oder die eingehenden 
Kaufgelder nicht gut zu Rathe gehalten (c), fo müßten fogleich 
bie Steuern erhöht werden, um ben Ausfall in der Einnahme 
zu deden. — Hiebei ift jedoch zu bemerken: a) Jener Borzug 
ded Domanialeinfommens dürfte nicht entfcheidben, wenn bie 
Kammergüter weniger ertrügen ald Privatländereien und fomit 
bie Gütererzeugung im Ganzen geringer wäre. Nur bei einer 
ber Privatbenugung nicht nachſtehenden Bewirthſchaftungsweiſe 
ber Domänen iſt dieſer Umftanb bebeutend. b) Werben bie 
Kauffummen zur Schufdentilgung ober einer werbenben Anwen⸗ 
bung ‚benugt, fo tft keine Vermehrung ber Auflagen nothwendig, 
wachfen bagegen aus anderen Urſachen die Staatöbebürfnifle, 
fo würde auch die Beibehaltung der Domänen eine flärfere 
Befteuerung nicht verhüten können; gegen eine Berfchleuberung 
ober eine Verwendung bes Erldfes für laufende Staatsauo⸗ 
‚gaben aber ſchuͤtzen in einem wohlgeorbneten Stante bie gefehe 
lihen Borfehrungen. 

3) Es läßt ſich nicht allgemein behaupten, baf die Domänen 
darum, weil fie Staatd- oder fürftlidhe Hausgüter find, minder 
gut und einträglich bewirthfchaftet werden. Man Tann durch 
Berkleinerung berfeldben, durch zwedmäßige Pachtbedingungen 
und andere Maapregeln eine Ertragsvermehrung bewirken. 
Auch laͤßt ſich nicht verhindern, daß reiche Käufer, z. ®. Cor, 
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porationen, Stiftungen, die erworbenen Guͤter ebenfalls ver 

pachten, wie bieß überhaupt jehr häufig geſchieht; es macht 

wenig Unterfhieb, ob ber Verpachter der Staat oder eine 

Privatperſon if. 

Gr. Soden, V, 45. — v. Jakob, I, $. 76. 192. — Herzog, 
Staatswirtbfch. Blätter, IT, 5 (1820). 

(5) v. Haller. — Rudhart, Zufland des K. Baiern, IU, 37. — An: 
dere ſehen gerade umgelchrt im Beſtehen vieler Domänen eine Gefahr 
für die bürgerliche Freiheit. Sinclair, History, III, 2894. Badhas 
riä, Bierzig Bücher vom Staate, IL, 79. 


(e) Aus dieſer Beſorgniß iR Er. Moltke dem Verkaufe abgeneigt, Ueber 
die Ginnahmequellen, ©. 30. 


8. 97. 


4) Das Domäneneinfommen muß im Berlaufe längerer 
Zeiträume fleigen, weil bie Grundrente mit ber Preiserhöhung 
der Bobenerzeugniffe und dem befferen, Funftgemäßeren Anbaue 
ber Laͤndereien erhöht wird, I, 6. 220. Durch ben Berfauf 
gegen eine Belbfumme geht diefer Vortheil verloren, und ber 
Schaden iſt befto größer, wenn bie Veräußerung in einer Zeit 
vorgenommen wird, wo es noch an Capitalen und Arbeitö- 
fräften zu einer befferen Bewirthichaftung durch Privaten fehlt 
und deßhalb die Kaufſchillinge niedrig find. — Diefe Säge, 
deren Gewicht nicht verfannt werben fann, müflen von uns 
zeitigen Berfäufen abhalten. Doc tft dabei auch zu erwägen, 
daß die Grundrente von Privatländereien gewöhnlich fchneller 
zunimmt, als vou Domänen (a), — ferner baß die Staatscafſe 
auch von dem größeren Grundeinkommen der Bürger auf mans 
cherlei Weife mittelbar Vortheil zieht, 3. B. in der Grundſteuer. 

5) Gtaatöanleihen werden durch ben Domänenbefls erleich⸗ 
tert, weil biefer den Staatögläubigern eine Unterpfandöficherheit 
giebt. — Died if jedoch, befonders in größeren Staaten, 
neuerlich von geringer Erheblichkeit, weil man bei gut geord⸗ 
netem Etantöhaushalte und erprobter Gerechtigkeit der Regierung 
jener Grundlage des Grebites nicht mehr bedarf. Die land⸗ 
ſtaͤndiſche Zuftimmung nübt dem oͤffentlichen Bertrauen mehr 
als die Berpfändung der Domänen. | 

6) Rammergüter leiften gute Dienfte, um landwirithſchaft⸗ 
lichen Berbefierungen Eingang zu verfchaffen und von jenen 
aus weiter zu verbreiten, 3. B. Einführung befferer Bichraffen, 

9* 
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Einrichtung von Mufterhöfen ıc., ober wenn die Gebäude für 
Zwede der Staatöverwaltung benugt werben fönnen, 3. B. zu 
Irren⸗ oder Arbeitöhäufern, Schullehrerfeminarien u. dgl. 

(2) Schmalz, II, 181, erzählt von einem Staatögute, welches 1739 für 
3 300 — und noch 1805 nicht höher als für 3900 Rthlr. ver⸗ 
pachtet worden ift, während der Pachtzins eines benachbarten adelichen 
Gutes in jener Zeit von 800 auf 3000 Rthlr. geftiegen war. — Man 
bat berechnet, daß die Güter der im Jahre 1542 von Heinrich VIII. 
aufgehobenen Klöfter gegen 273000 8. St. eingebradt haben mögen, 

‚i 


und dritthalb Jahrhunderte fpäter wenigftens 6 Mill. jährlichen Ertrag 
haben bringen fönnen. Sinclair, a. a. O. I, 184. 


8. 98. 


Nach der Abwägung der vorftehenden einander zum Theil 
wiberftreitenden Gründe gelangt man nicht zu einer einfachen 
unbedingten Regel. Die Beftandtheile des Domänenvermögend 
felbft, fowie die örtlichen und zeitlichen Derhältniffe find fo 
verfchieden, daß nicht überall und zu aller Zeit eine und dies 
felbe Handlungsweife der Regierung empfohlen werben fann (a). 
Der Berkauf aller Domänen wäre eben fo wenig allgemein zu 
rechtfertigen, al8 die Beibehaltung aller, vielmehr wird man in 
gegebenen Fällen neben ben feftfiehenden Zwecken auch auf bie 
obwaltenden Umftände Rüdficht nehmen müflen, von denen bie 
nachſtehenden vorzüglich hervortreten: 


1) Zwed der Benusung. Solche Güter, bie nicht bloß 
ihre8 Geldertrages willen, ſondern auch noch zu einem befon- 
deren Gebrauche nüglich find (8. 97. Nr. 5.), fallen nicht unter 
bie folgenden Rüdfichten und verdienen erhalten zu werben. 


2) Zuftand der Bewirthſchaftung und Ertrag ber 
Domänen in Vergleich mit den Grundbefigungen der Einzelnen. 
Je mehr der Unterfchied zwifchen beiden zu Gunſten ber letzteren 
beträgt, deſto größeren volfdwirtbfchaftlichen Gewinn verfpricht 
ber Berfaufe Dieß iſt vorzüglihd da der Ball, wo in einer 
Gegend die fchwunghafte, intenfive Benupung bed Bodens 
(I, $. 370.) üblih geworben ift, ober wo bie Güter folcher 
großer und fchwieriger Grundverbefferungen bedürfen, die ein 
Privatunternehmer wohlfeiler ausführt ald die Regierung. Ein 
Kennzeichen folcher Umftände kann man theild in den hohen 
Preifen des Grundeigenthums, der bichten Bevölkerung, ber 
ſtarken Verkleinerung des Grundbeſitzes in einer Gegend über 





haupt, theild in dem großen Erlöfe aus Domänenverfäufen 
finden, 3. B. wenn man bie 40s ober 50fache Rente empfinge. 
Begreiflih hat auch die bei jener Vergleichung vorausgefepte 
Art der Domänenbewirthfchaftung auf das Ergebniß großen 
Einfluß, und je weiter man in ber Gefchidlichkeit fommt, ben 
beibehaltenen Domänen einen höheren Ertrag abzugewinnen, 
defto leichter ift die Erhaltung derſelben gerechtfertigt. In 
Kleinen Laͤndern ift es leichter, die Domänen in guter Aufficht 
zu halten und vortheilhaft zu bewirthichaften, als da, wo bie 
felben fehr zahlreich und verfchiedenartig find. 

3) Bermuthung über den Fünftigen Ertrag diefer 
Güter. Laͤßt fi) ein Steigen beflelben in Folge äußerer Er⸗ 
eigniffe ober einer befleren Benugung erwarten und annehmen, 
daß dieſe bierin den Privatbefigungen nicht weit nachftehen, 
oder fie fogar übertreffen, jo macht dieß die Beibehaltung 
rathſam. 

4) Beſchaffenheit der Domänen. Solche, bie viel 
Unternehmungseifer, Capital und Arbeit in Anſpruch nehmen, 
follten am erften ber Betriebfamkeit der ‘Brivatperfonen übers 
lafien werben. Dieß gilt am meiften von dem Garten= und 
Reblande, weniger von bem bereits in guten Zuftand verfehten 
Aderlande und ben Wiefen, am wenigften von ben Wals 
dungen. 
5) Verwendung bed Erlöfes. Wo feine Staats» 
ſchulden vorhanden find, da laflen ſich die Kaufgelder zur Er⸗ 
richtung großer probuctiver Werke von unzweifelbafter Nuͤtzlich⸗ 
keit, z. B. Land» oder Waſſerſtraßen oder Eifenbahnen, bemugen, 
und bier kann auch die Etaatdcaffe unmittelbar ober mittelbar, 
durch erhöhten Ertrag anderer Einfünfte, ein den Zinfen ent» 
fprechendes Einfommen finden. Sollte es aber gänzlich an einer 
guten Gelegenheit fehlen, die Kaufgelder ficher und eintraͤglich 
anzulegen, fo wäre es befler, die Rammergüter ald eine Aus⸗ 
huͤlfe für jpätere Zeiten zu bewahren (5). 


() Dies iſt auch bei manchen anderen Streitfragen in ber wirthfchaftlichen 
Bolitit der Kal. Bei den Kortichritten der Wiflenichaft tritt nicht 
felten an die Stelle eines früheren allgemeinen Lehrfages die Unter: 
ung verſchiedener Faͤlle, für welche au verfchiebene Regeln gelten 

en 


müſſen. 
(5) Ueber dieſe Schwierigkeit |. die Schrift: Bemerkungen über die Ber 
fleigerung der Zuͤrcherſchen Domänen. Der. 1831. 
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8. 99. 

FR in einem einzelnen Kalle nad) vorfichenden Rüdfichten 
ein Verkauf von Kammergütern fowohl aus volkswirthſchaft⸗ 
lihen, als aus finanziellen Gründen für nüßlich zu erachten, 
fo fommt bei der Ausführung biefer Maaßregel noch Holgendes 
in Betracht: 

1) Die Befugniß der Regierung zu berfelben. Yrüherbin 
war ed in vielen Ländern verboten, Domänen anders ald mit 
Anfchaffung eined Erſatzes in Grunbftüden gleiched Werthes 
zu verfaufen. Die Verbot mag in Zeiten, wo man zur 
leichtfinnigen Aufzehrung der Kaufgelder geneigt war und oft 
Ländereien bloß biejer Neigung willen verfaufte, gute Dienfte 
geleiftet haben und ift zue Widerrufung ſolcher Veräußerungen 
oft angewendet worben (a); in einem gutgeregelten Finanzweſen 
ift es unzwedmäßig, weil es auch nügliche Veränderungen vers 
bindert und weil bie Verhütung jener Hehlgriffe eben fo gut 
auf anderen Wegen bewirkt werben fann. Es ift nicht einmal 
nöthig, die vorgängige Zuftimmung der Landflände zu jedem 
Domänenverfauf zu fordern, wenn nur das Geſetz gewifle 
Borausfeßungen beftimmt, unter denen biefe Maaßregel zuläfftg 
ift, — und eine folche Anwendung der Kaufgelder vorjchreibt, daß 
biefelben entweder andere Staatdeinfünfte oder eine entfprechende 
‚Zinderfparung zu Wege bringen (b). 

23) Der Zeitpunct bed Verfaufes muß fo gewählt werben, 
daß ein guter Erloͤs zu erwarten iſt; es bürfen feine Umſtaͤnde 
vorhanden fein, welche viele Beguͤterte abhalten könnten, Laͤn⸗ 
bereien und insbeſondere Domänen zu erwerben, z. B. bie Furcht 
vor einer Staatdummwälzung, bei der die Verkäufe vielleicht 
widerrufen würden. Um das Angebot nicht zu ſtark werben zu 
laſſen, muß ber Verkauf größerer Maflen von Domänen nur 
allmälig veranftaltet werben. 


(a) In Frankreich wurden oft Domänen auf unverantwortlihe Weife vers 
fchleudert, namentlih indem man fie, um Ginzelne zu begünfligen, 
benfelben gegen Gntrichtung einer geringen Summe verpfänbete. Die 
bagegen erlaftenen @elebe (3. B. von 1539, 1566) wurden nicht beobs 
achtet, auch die von Colbert (1667) angeordnete Commiſſion, um alle 

Berpfändungen zu ermitteln und die Einziehung ber verpfändeten Guͤter 

(dom. engagss) zu bewirken, hatte geringen Erfolg, weil man wenigſtens 

die empfangene Summe hätte erflatten müflen, und von den Beikern 

viel auf die Guͤter verwendet worben war (Forbonnais, Recherches, 

U, 373). Aud 1724, 1777, 1781, 1790, 1799, 1820 und 1829 wurden 
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Berorbnungen gegeben, um aus ben verpfändeten Guͤtern einen Bortheil 
für die Staatscaſſe zu ziehen. Enoyclop. möthod. Abt. Finances Art. 
Domaines. — v. Hock a. a. O. ©. 273. — Das preuß. Hausgefeh von 
1713 erklärt die Unveräußerlichkeit der Domänen. Bin neueres Haus» 
gefeb vom 17. Dec. 1808 und das Edict vom 5. Nov. 1809, welches mit 
dem Beirathe einberufener angeſehener Männer (Notabeln) aus allen 
Brovinzen zu Stande gelommen war, geftattet ten Verkauf in Yällen, 
wo er für das gemeine Wohl und für das Intereffe der k. Familie 
Yort eilhaft il. Für die neu erworbenen Landestheile gilt die V. v. 
9. März 1819. 


(3) Dieß fchreibt 3. B. die bad. Berf.sUrfunde $. 58 vor. Ausgenommen 
find die Ablöfung von Grunbgefällen, der Berfauf entbehrlicher Gebäude 
und foldhe Beräußerungen, die die Landescultur befördern oder zur 
Aufhebung einer nachtheiligen eigenen Derwaltung dienen. Der Erlös 
muß aber zu neuen Ankäufen verwendet oder der Schuldentilgungscafie 
ur Berzinfung übergeben werden. Aehnlich kurheſſ. Verf. 6. 142, ſaächſ. 
Bert. 6. 18, würtemb. Verf. 6. 108. In biefen beiden Staaten fol 
ber Erlös aut Erwerbung anderer Grundflüde angewendet werben. Auch 
in Frankreich ift ein Verkauf oder Austaufch nur Kraft eines befonderen 
Sefepes zulaͤſſig. Nach der Baier. Verf.sUrf. Tit. LIL, g. 6. 7. find 
von dem Beräußerungsverbote ausgenommen die „zur Beförderung der 
Landescultur oder fonft zur Wohlfahrt des Landes oder zum Beften des 
Staatsärare und zur Aufhebung einer nachtheiligen Selbfiverwaltung“ 
für gut befundenen Verkäufe. Doc dürfen die Landeseinkünfte nicht 
efchmälert werben und es fol als Brfaß entweder eine Dominicalrente 
ebungen, ober der Kaufihilling zu neuen Erwerbungen ober zur zeit: 
lichen Aushülfe bes Schuldentilgungsfonds oter zu andern, das ey 
des Landes bezielenden Nbfichten verwendet werden. — Großh. heſſ. 
Verf.⸗Urk. Art. 7 — 10. PBamiliengüter dürfen nur in wenigen Fällen 
entbehrliche Gebäude, Vergleiche zur Beendigung von Rechtsſtreitig⸗ 
eiten, Rblöfungen von Grundzinſen sc.) verfauft werden und es muß 
ben Ständen eine Berechnung über den Erlös und beflen Wieder: 
verwendung zum Srundftode vorgelegt werden. Gbenſo bei ben 
Staatägütern, wenn bie Schulden abbezahlt find. — Auch in Baden 
wird ber aus dem Domänenverlaufe und den Ablöfungen eingegangene 
und nicht wieder zu Anfäufen verwendete, fondern zur Ginlöfung von 
Staatsobligationen benupte Betrag unter dem Namen des Grund⸗ 
kodsvermögens als eine Forderung des Fürſtenhauſes an das Land 
betradhtet und als ein befonberer Beſtandtheil der Staatsſchuld auf: 
geführt. (Jedoch find unter den verkauften Gegenſtaͤnden auch wahre 

taatsgüter begriffen geweien.) Bis zum Belaufe von 12 Mill. fl. 
ift diefes Srundflodsvermögen unverzinslich; der Mebrbetrag wird den 
Domänencafien aus der Schuldentilgungscafle verzinfet. Durch Ankäufe 
und Brundverbefferungen von Domänen wird diefe Bermögensmafle auch 
wieder vermindert. Der Stand am 1. San. 1846 war 24491000 fl., 
worunter aber beinahe 9 Mill. noch ausſtehende Zehntablöfungscapitale, 
zu Anfang bes I. 1857 21827323 fl., worunter nur noch 780210 fl. 
ausftehende Ablöfungsgelder, zu Anfang 1861 21°497280, zu Anfang 
1862 20848226 fl. Neben dem Domanial» wird neuerlid auch ein 
Staats: OrundRudsnermögen aufgeführt, welches aus Berfäufen von 
Beflandtheilen des Staatsvermögens gefammelt und zum Theile wieder 
zu Anfäufen verwendet wird. Belauf Anfang 1857 113855 fl. Beide 
Brundftodsberehnungen werden jährlid ben ftändifchen Ausichuß vor 
gelegt: — Bine ähnliche Behandlung befteht in Würtemberg. Die 

rundflodsverwaltung war am 30. Juni 1841 fogar 104517 fl. mehr 
ſchuldig, als Fe zu foedern hatte, weil Hier feine Tilgung von Staats⸗ 





[dulden aus Mitteln des Grundſtocks vorfommt, dieſer alfo ganz zu 
Antäufen und Bauten vertvendet werden muß. Nnläufe werden burdh 
das Zurüdziehen von einftweilen angelegten Summen beftritten. Am 
1. Zuli 1844 war dagegen das Grundflodsguthaben 1'849000 fl., am 
30. Juni 1853 18-537 977 fl., wegen ber flarfen Ablöfungen, 1. Juli 
1857 18696193 fl. Hier find auch die Grundſtocksmittel zu Ciſen⸗ 
bahnen verwendet worden. — In Kurheflen wird es mit dem Grund: 
flo eben fo gehalten wie in Würtemberg. — Da der reine Ertrag 
des Domaniums zu den laufenden Staatsausgaben, der Erlös an 
Grundſtuͤcken und Ablöfungen in eine Grundſtockscaſſe fließt, fo ift die 
enaue Unterfcheidung beider Arten von Ginnahmen nöthig. In Baden 
nt die Behandlung des Holzerlöjes von ausgerodeten Domanialwals 
dungen Schwierigkeiten verurfacht, welche durch das Belek v. 2. Febr. 
1851 gehoben worden find. 


$. 100. 


Für den Bollzug eines befchloffenen Domänenverfaufes gelten 
nachftehende Regeln (a): | 

1) Da für kleinere Abtheilungen von Grundftüden (mit 
Ausnahme der Wälder). mehr Kaufluftige vorhanden zu fein 
pflegen, als für große Flächen, fo ift es dienlich, dieſe zu zer⸗ 
theilen, nur nicht foweit, daß bie gute Bewirthfchaftung erfchwert 
würde (d). Bei großen Feldgütern, bie von Dörfern entlegen 
find, hat jedoch dieſe Zerlegung die Schwierigfeit, daß für bie 
einzelnen Abtheilungen Hofgebäude fehlen, deren Errichtung auf 
Staatskoſten öfters nicht vortheilhaft fein würde. 

2) Den Kaufluftigen wird eine Beichreibung und ein An⸗ 
fhlag zur Einficht vorgelegt. Es ift nüglih, wenn ben Käus 
fern der Slächengehalt genau angegeben werben fann, weil jebe 
Ungewißheit über den Werth des Fäuflichen Gegenſtandes ben 
Preis erniedrigt. Im Mangel einer guten Vermeſſung muß 
dagegen bie Haftung für dad angegebene Maaß abgelehnt 
werben. 

3) Der Käufer übernimmt die Steuern und andere Laften 
bed Gutes. 

4) In der Regel fol der Berfauf durch Verfteigerung 
gefchehen. Eine Ausnahme ift rathfam, wenn die Ueberlafjung 
an gewiffe Berfonen befondere Bortheile barbietet, dieß erfor. 
dert aber Borficht, um perfönlice Begünftigungen zu vers 
hindern (c). 

5) Die Verfleigerung wirb gehörig vorher in den öffentlichen 
Blättern angefündigt. Unbekannte oder unfichere Perſonen bürfen 
nur mitbieten, wenn fte eine gewiſſe Sicherheit geleiftet haben (d). 
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6) Der Ausrufss oder Einfappreid, als Minimum, wird 
nad) der Veranſchlagung des Gutes beflimmt. 

7) Die Genehmigung der vorgefegten Behörde wird bei 
beträchtlichen Berfäufen vorbehalten, und auch bei geringen in 
bem Falle, wo der Anfchlag nicht erreicht worden. ifl. 

8) Der Käufer wird nicht eher in Beſitz geſetzt, als bis er 
einen Theil des Kaufſchillings abgeführt hat. Ein anderer Theil 
fann, wenn es ber Käufer wünfcht, einige Zeit verzindlich ftehen 
bleiben. Man kann auch ftatt einiger Sriftzahlungen den Kaufs 
preid in eine Zeitrente von längerer Dauer umwandeln, wenn 
nur der Sicherheit willen ein Theil der Summe fogleich beridy- 
tigt wird. Diefe Einrichtung iſt zwedmäßig, um bie Güter in 
bie Hände fleiner, gering begüterter Landwirthe zu bringen (e). 
Bis zur ganzen Abzahlung behält fid der Staat das Unter 
Pfandsrecht vor. 


(«) Ausführl. Borfchriften-beflehen im preuß. Staat, Rönne a. a. O. S. 122. 

(5) Die preußifhe Regierung verorbnete 1846, daß künftig auf pachtlos 
werdenden Domänen in den Provinzen Preußen und Poſen fowie im 
M.⸗B. Köslin zur Verbinderung ber Auswanderungen Stüde von uns 
efähr 60 Morgen an Anfledler verkauft werden follen. 
In Nordamerica ift ein feiter :Berfaufspreis von 11/4 Doll. für den Acre 
beftimmt. Nach Geſetz v. 4. Aug. 1854 darf das Land in einem feſt⸗ 
gefeßten Berhältniß deſto weiter unter diefem Breife abgegeben werben, 
je länger es fchon auegeboten war, ohne Abnehmer zu finden, 3.2. bei 
30 und mehr Jahren für %/s D. Der mittlere Berfaufspreis war 1856/7 
0,53 Doll., in Arkanfas insbefondere 0,#, in Alabama 0, Doll. — 
Die öfterreihifche Regierung verfaufte 31. Dec. 1854 für 200 Mill. Fr. 
Gifenbahnen, Denn: und Hüttenwerfe und eine große Flähe von 
Ländereien in der Nähe der Bahnen an eine franpöfife Geſellſchaft. — 
In Frankreich verfauft man die Staatswaldungen durch ein Herabbieten, 
adjudication au rabais. Man ruft zuerft um das Doppelte des Anſchlags 

“aus und geht dann immer weiter herab, bis Semand ruft: je prends. 

Hat dieß feinen Erfolg, fo wird verfleigert. 

(d) Breußen: Der Mitbietende hinterlegt 10 Proc. des Anſchlags als Bürg- 
Ihaft. — Werden haubare Waldbeftände oder bewegliche Zubehörungen 
(Sieh, Geraͤthe sc.) mit den Liegenfchaften verkauft, fo muß noch weitere 
Eicherheit verlangt werden, baß der Käufer nicht durch Wiederverkauf 
fh eine Ginnahme verihaffen und dann das But verlaflen koͤnne. 
Preuß. Inflruct. 30. Aug. 1848. Nah den älteren preuß. Vorſchriften 
durften %/; 10 Jahre lang verzinslich fehen bleiben, nach B. v. 14. Jan. 
1849 wird 1/s vor der Mebergabe, */s innerhalb eines Jahres, bie 
andere Hälfte binnen 3 Jahren bezahlt. 

(6) v. Münch, Ueber Domänenverfäufe. Darmfl. 1823. Bgl. II, $. 60. — 
In Griechenland wird nah dem Belek von 1835 die allen Familien⸗ 
häuptern zugeficherte Ausftattung von Ländereien bis zu dem Betrage 
von 2000 Drachmen (833 fl.) gegen eine 36jährige Zeitrente von 6 Proc. 
abgegeben. In Portugal (Geſeß von 1834) wird */s des KRaufgeldes 
fogleih entrichtet, der Ref in 16 Sahresterminen, mit 2 Proc: Jahres: 
zins für den noch nicht getilgten Theil der Schuld. — Bei dem 1855 


(e) 
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fulden aus Mitteln des Grundſtocks vorfommt, dieſer alfo ganz zu 
Antäufen und Bauten verwendet werden muß. Ankaͤufe werben durch 
das Zurücziehen von einftweilen angelegten Summen beftritten. Am 
1. Juli 1844 war dagegen das Grundſtocksguthaben 1849000 fl., am 
30. Juni 1853 18537977 fl., wegen ber Barlen blöfungen, 1. Juli 
1857 18696193 fl. Hier find auch die Grundſtockemittel zu Ciſen⸗ 
bahnen verwendet worden. — In Kurbeflen wird es mit dem Grund⸗ 
ftod eben fo gehalten wie in Würtemberg. — Da ber reine Ertrag 
des Domaniums zu den laufenden Staatsausgaben, ber Erlös an 
Grundfüden und Ablöfungen in eine Grundſtockscaſſe fließt, fo ift bie 
enaue Unterfcheidung beider Arten von Binnahmen nötbig. In Baden 
Bat die Behandlung des Holzerlöfes von ausgerodeten Domanialwals 
dungen Schwierigfeiten verurfacht, welche buch das Belek v. 2. Febr. 
1851 gehoben worden find. 


g. 100. 


Für den Vollzug eines befchlofienen Domänenverfaufes gelten 
nachſtehende Regeln (a): | 

1) Da für kleinere Abtheilungen von Grunbftüden (mit 
Ausnahme der Wälder). mehr Kaufluftige vorhanden zu fein 
pflegen, al® für große Flächen, fo ift es dienlich, dieſe zu zer⸗ 
theilen, nur nicht foweit, daß die gute Bewirthſchaftung erfchwert 
würde (d). Bei großen Beldgütern, die von Dörfern entlegen 
find, hat jedoch diefe Zerlegung die Schwierigfeit, daß für bie 
einzelnen Abtheilungen Hofgebäubde fehlen, beren Errichtung auf 
Staatskoſten öfters nicht vortheilhaft fein würde. 

2) Den Kauflufligen wird eine Beichreibung und ein Ans 
fchlag zur Einficht vorgelegt. Es ift nuͤtzlich, wenn den Käus 
fern der Flächengehalt genau angegeben werben fann, weil jede 
Ungewißheit über den Werth des Fäuflichen Gegenftandes den 
Preis erniedrigt. Im Mangel einer guten Vermeſſung muß 
dagegen die Haftung für das angegebene Maaß abgelehnt 
werben. 

3) Der Käufer übernimmt die Steuern und andere Laften 
bed Gutes. 

4) In der Regel fol ber Verkauf durch Berfteigerung 
gefchehen. Eine Ausnahme ift rathfam, wenn bie Leberlaffung 
an gewifie Perſonen befondere Vortheile barbietet, dieß erfor- 
dert aber Borfiht, um perfönliche Begünftigungen zu vers 
hindern (ec). 

5) Die Berfleigerung wirb gehörig vorher in den öffentlichen 
Blättern angekündigt. Unbekannte oder unfichere Perſonen bürfen 
nur mitbieten, wenn fie eine gewiffe Sicherheit geleiftet haben (d). 
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6) Der Ausrufs» oder Einfappreis, ald Minimum, wird 
nad) der Veranſchlagung des Gutes beflimmt. 

7) Die Genehmigung der vorgefegten Behörde wird bei 
beträchtlichen Berfäufen vorbehalten, und aud) bei geringen in 
bem Falle, wo der Anfchlag nicht erreicht, worden. if. 

8) Der Käufer wird nicht eher in Befig gelegt, ale bis er 
einen Theil ded Kaufichillings abgeführt hat. Ein anderer Theil 
fann, wenn ed ber Käufer wünfcht, einige Zeit verzinslich ftehen 
bleiben. Dan kann auch, ftatt einiger Briftzahlungen den Kauf 
preid in eine Zeitrente von längerer Dauer umwandeln, wenn 
nur der Sicherheit willen ein Theil der Summe fogleich beridys 
tigt wird. Diele Einrichtung ift zwedmäßig, um die Güter in 
bie Hände Fleiner, gering begüterter Landwirthe zu bringen (e). 
Bis zur ganzen Abzahlung behält fi der Staat das Unter 
Pfanddrecht vor. 


(«) Ausführl. VBorfchriften.beflehen im preuß. Staat, Rönne a.a.D.©. 122. 

(5) Die preußifhe Regierung verordnete 1846, daß Fünftig auf pachtlos 
werdenden Domänen in den Provinzen Preußen und Poſen fowie im 
M.⸗B. Köslin zur Verhinderung ber Auswanderungen Stüde von un: 

efaͤhr 6U Morgen an Unflebler verkauft werden follen. 

(e) In Nordamerica ift ein feſter Verkaufspreis von 14/4 Doll. für den Acre 
beftimmt. Nach Geſetz v. A. Aug. 1854 darf das Land in einem feft 
pefegten Berhältnig deſto weiter unter diefem Breife abgegeben werben, 
je länger es fchon ausgeboten war, ohne Abnehmer zu finden, 3.8. bei 
30 und mehr Jahren für Y%s D. Der mittlere Berfaufspreis war 1856/7 
0,8 Doll., in Arkanſas insbefontere 0,#, in Alabama 0,3 Doll. — 
Die öfterreichifche Regierung verkaufte 31. Dec. 1854 für 200 Mill. Fr. 
Gifenbahnen , Derg: und SHüttenwerfe und eine große Fläche von 
Ländereien in ber Nähe der Bahnen an eine franzöflihe Geſellſchaft. — 
In Frankreich verkauft man die Staatswaldungen durch ein Herabbieten, 
adjudication au rabais. Man ruft zuerft um das Doppelte des Anfchlage 

"aus und gent dann immer weiter herab, bie Jemand ruft: je prends. 
Hat dieß feinen Erfolg, fo wird verfleigert. 
(Hd Preußen: Der Mitbietende intestent 10 Proc. des Anſchlags als Bürg- 
aft. — Werden haubare Waldbeflände oder bewegliche Zubehörungen 
(Bieh, Geraͤthe sc.) mit den Liegenfchaften verkauft, fo muß noch weitere 
Sicherheit verlangt werden, daß der Käufer nicht durch Wiederverfauf 
fih eine Ginnahme verihaffen und dann das But verlaflen koͤnne. 
Preuß. Inftruct. 30. Aug. 1848. Nach den älteren preuß. Borfchriften 
durften %5 10 Sabre lang verzinslidh Reben bleiben, nach B. v. 14. San. 
1849 wird 1/s vor der Mebergabe, ts innerhalb eines Jahres, bie 
andere Hälfte binnen 3 Jahren bezahlt. 

() v. Münd, Ueber Domänenverfäufe. Darmft. 1823. Bgl. IL, $. 60. — 
In Griechenland wird nad dem Geſetz von 1835 die allen Familien: 
bäuptern zugefiherte Ausftattung von Zändereien bis zu dem Betrage 
von 2000 Dramen (833 fl.) gegen eine 36jährige Zeitrente von 6 Proc. 
abgegeben. In Bortugal (Weich von 1834) wird */s des Kaufgelbes 
fogleih entrichtet, der Heft in 16 Jahresterminen, mit 2 Proc. Jahres: 
zine für den noch nicht getilgten Theil der Schuld. — Bei dem 1855 


durch die ſpaniſchen Cortes angeordneten Verkaufe der Kirchenguͤter 
Gunſten der Staatscaſſe ſollten 10 Proc. nach 1 Jahre, dann 3 Sabre 
lang 8 Proc. und hierauf 7 Pror. jaͤhrlich abgetragen werden. 


8. 100 a. 


Eine Vermehrung der Domaͤnen iſt in der Regel nicht 
rathſam. Es find folgende Mittel hiezu angewendet worden (a): 

1) Heimfallende Ritterlehen. Der längft zwecklos 
gewordene Lehenverband ſollte jedoch lieber unter billigen Be⸗ 
dingungen aufgeloͤſt und alles Lehengut gegen billigen Erſat 
der Heimfallshoffnung je nad ihrer Naͤhe oder Entfernung in 
freied Eigenthum (Allod) umgewandelt werben. 

2) Anfauf. Statt Ueberſchuͤſſe der Staatseinfünfte hiezu 
anzuwenden, wiürbe man beffer thun, Schulden abzutragen. 
Doch koͤnnen befondere Umftände ausnahmsweife den Anfauf 
folcher Ländereien rechtfertigen, die fich für ben Beſitz ber Regie 
rung eignen; 3. B. außerordentliche, nicht anderiveitig gut ans 
zulegende Gelbzuflüffe, ober die Gelegenheit, eine Ertrags⸗ 
erhöhung durch eine Benutzungsweiſe zu bewirken, bie von ben 
bisherigen Eigenthümern nicht zu erwarten ift, dad Hinzutreten 
gemeinnügiger Zwecke, wie bei ber Anlegung neuer Walbungen 
(DI, 8. 160.) u. dgl. (8). Die neuerlichen beträchtlichen Abs 
löfungen von Domanialgefällen und ber Verkauf unvortheil: 
hafter Beftanbtheile haben in mehreren beutfchen Staaten ans 
fehnlihe Ankäufe veranlagt, die nur eine theilmeife Ergaͤnzung 
des Kammergutes bezweckten, und befonberd da, wo dad Kammer 
gut dem fürftlichen Haufe gehört (8. 91.) und zu einer anderen 
gleich ficheren Anlegung des Erldfes Gelegenheit fehlt, Tich 
unter gewiflen Bedingungen (c) wohl in Schu nehmen lafjen(d). 
Bei folchen Ermwerbungen muß nämlich a) eine forgfältige Bes 
ſchreibung und Abſchaͤtzung bed Kaufögegenfiandes entworfen 
werben, bamit man ben muthmaßlichen roben und reinen Er⸗ 
trag ermeflen fönne, und indbefondere find auch die auf den 
©rundftüden ruhenden Laften genau auszumitten. b) Man 
muß ſich auf folche Grundbeſttzungen befchränfen, die leicht und 
fiher zu benugen find, 3. B. wenn fie an fchon vorhandene 
Domänenftüde angrängen und nicht bloß eine fortdauernde 
genügende Berzinfung bed Preiſes, fonbern auch eine fteigende 
Rente verfprechen, weßhalb 3. B. Kleine zerfireute Stüde aus» 
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geſchloſſen bleiben follten, Walbungen aber, wenn fie zur Bes 
wirthfchaftung und Beauffichtigung gut gelegen find, vorzüglich 
vortheilhaft find. c) Es ift forgfältig zu unterfuchen, ob ber 
Berfäufer zu biefer Handlung berechtigt if. Er muß für den 
angegebenen Ylächenraum haften. 


(#) Bergius, Bol. und Kam. Mag. II, 201. — Mehmeb Ali, Bicelönig 
von Aegypten, bat in der neueften Seit alle Privatländereien ins Staates 
eigenthum gezogen und die bisherigen Bigenthümer mit einer lebens⸗ 
länglichen, dem abgefhägten Reinertrage gleihfommenden Rente aus 
der Stantscafie abgefunden. Die Bauern (Fellahs) entrichten die Grund⸗ 
feuer (Miri) und liefern einen Theil der Producte gegen baaren Erſatz 
ab. Die Fleißigen werden im Defipe ber Güter gelaflen; v. Prokeſch, 
Erinnerungen aus Aegypten und Kleinaften, IL, 117. (1830). 

(6) Hicher gehört auch die Erwerbung fandesherrlier Gebiete, wodurch 
die Megierungsgefchäfte vereinfaht werden. In Würtemberg iſt dieß 
mehrfach geicheben. — In Baden wurde 1839 die Standesherrichaft 
Galm : Krautheim für 1'103976 A. erfauft, ferner um biefelbe Zeit bie 
Grundherrſchaft Bemmingen s Steinegy. 

(e) In Würtemberg wurden 1838— 40 5 große Rittergüter für 450000 — 
410000 — 400 000 — 175000 und 94000 fl., und mehrere Fleinere, 
auch fir 518536 fl. einzelne Waldungen angelauft. Der 3jährige 
Betrag der erfauften Ländereien, Gebäude und Berechtigungen fammt 
den neuerrichteten Gebäuden war 2696666 fl. Seit 1833 find 28870 
Morgen Bald erworben worden; Ausfhußberiht vom 25. Ian. 1842, 
3 209. Doriras des Finanz: Minifler. vom 1. Febr. 1842, ©. 14. 

ericht über die Grundflodeverwaltung von 1838—41 (von Goppelt). — 
Sn Baden if 1839 eine Waldflähe von ungefähr 1700 Morgen für 
226207 fl. erkauft worden; minder bedeutende Antäufe finden jährlich 
flatt. 1845 wurden 567000, 1846 aber 510000 fl. für Ankaͤufe von 
Grundſtuͤcken ausgegeben, 1865 und 1856 wurden zufammen 2260 
Morgen mehr gefauft als verfauft. Sm 3. 1861 wurde ein But auf 
einer Mheininfel bei Philippsburg zur Rundung ber fchon vorhandenen 
Domänenftüde für 40000 fi. erworben, ferner für 222000 4. Wald 
und zur Bewaldung beflimmie Grundflüde, ebenfo 1862 6 Hofgüter, 
der Morgen zu 53— 174 fl., überhaupt 2396 Morgen Waldgrund für 
237550 I. und für den Aufbau des abgebrannten Theaters in Karls⸗ 
ruhe find 271.000 fl. aus dem Grundflod verwendet worden. 

(d) 3. der Bad. Dom.:Rammer v. 31. San. 1839 im Berordn.Bl. Nr. 2. 


8. 101. 


Die Grundlage der ganzen Domänenverwaltung iſt die ges 
naue Aufzeichnung aller zu den Domänen gehörenden Beſtand⸗ 
tHeile und Gerechtſame (a). Iſt der Umfang ber Ländereien 
ober der Rechte noch zweifelhaft, fo wird eine forgfältige Unters 
fahung angeordnet, ed werden die Oränzen ber Grunbflüde 
berichtigt und neu verfteint. Die Ergebniffe diefer Radhforfchungen 
find ausführliche Befchreibungen, Berzeichniffe und Protofolle 
Aber die vorgenommenen Geſchaͤfte. Hat man auf biefe Weife 
eine vollftändige Kenntniß des zu bewirthſchaftenden Vermoͤgens⸗ 
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ſtammes ober Grundſtockes erlangt, fo muß fortwährend darüber 
gewacht werben, benfelben ungejchmälert zu erhalten und jeden 
aus widerrechtlihem Willen Einzelner oder aus Nachläffigfeit 
ber Beamten drohenden Verluſt an den Beftanbtheilen der 
Domänen zu verhindern. Alle’dvuch Zus oder Abgang eins 
tretenden Beränberungen werben lahrlich in den Verzeichniſſen 
nachgetragen. 


(a) v. Malchus, Politik, I, 38. — Die in Baden beſtehenden Vor⸗ 
fchriften bei Wehrer, Snftruction für Berwaltungss, Kaflens und 
Rehnungsbeamte, 1842, ©. 


g. 102. 


Die Domänen find entweder 
1) zum Betriebe des Landbaues geeignet, und beftehen dann 
a) aus Feldgütern, db. h. aus Gartens, Reb⸗ und Ader- 
land, Wiefen und Weiden, fammt Wirthfchafts- 
gebäuben (a), Kammergüter im engeren Sinn, 
b) aus Waldungen, oder 

2) Gewerkö: Vorrichtungen, ald Mühlen, Brauereien und 
dergl., oder 

3) Wohngebäude. 

Die Beauffihtigung ber Domänenwaldungen bat in bem 
Erforderniß grünblicher forftwirthfchaftlicher Kenntniffe fo viel 
Eigenthümliches, daß fie befonderen Beamten vom Forftfache 
übertragen zu werden pflegt, während eine andere Elafle von 
Bezirföbeamten (Domänen- oder Kameralvermwalter, 
Rentbeamte, Kammerbeamte) mit ber Beforgung ber 
übrigen Arten von Domänen und gewöhnlich auch mit ber 
Einziehung der Grundgefälle befchäftigt wird (db). Die Uns 
wanblung und Ablöfung diefer Gefälle fowie die Abfchaffung 
ber Raturaleinnahmen und Raturalaudgaben, für welche koſtbare 
Borrathöräume und Unterbebiente nöthig gewefen und bei denen 
manche Berlufte vorgefommen waren, hat die Gefchäfte ber 
Bezirks⸗Domaͤnenbeamten beträchtlich vermindert und viele Ber 
waltungsfoften erfpart. Zur Leitung bed ganzen Domänen« 
wefens dient eine befondere Dberbehörde (Kammer, Domäs 
nenfammer) für ben ganzen Staat ober einen größeren 
Lanbestheil (Provinz), welche wegen ber vielen verwidelten 
Rechtöverhältnifie auch rechtsfundige Mitglieder in ſich begreift. 
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Bom Umfang der Geſchaͤfte hängt es ab, ob für das Forſt⸗ 

weſen eine eigene Oberbehörbe nöthig if. 

(«) Unterfchiet der Vorwerke, d. h. einzelner Landgüter, von den Dos 
mänenämtern, d. 5b. folhen großen Gütern, die bei einem Dorfe 
liegen und mit gutsherrlichen Rechten über die Dorfbewohner, gewoͤhn⸗ 
li Fey mit manderlei Zubehörungen, ale Brauereien x. verbuns 
den find. 

(2) Die Feldgüter nebR den Rechten auf Srundgefälle werden bisweilen 
unter der Benennung Rameraldomänen aufammengefaßt, .B in 
‚Baden; Regenauer, Geſetze und Verordnungen über die Bewirth: 
fchaftung der Großh. Bad. Kameraldomänen. Karler. 1827. Defl. 
Der Staatshaushalt des Großh. Baden, ©. 288. — Wehrer, Die 
KRameral: DomänensAdminiftration, 1833. Deſſ. Repertorium der Geſetze, 
Verordnungen und Grläuterungen über die Bewirtbfchaftung der bad. 
Kameraldomänen, 1839. Defl. angef. Inftruction — Ueber alle Arten 
von Domänen verbreitet ſich C. 9. &. Hoffmann, Die Domanials 
Verwaltung des würtemb. Staats, Tüb. 1842. — Baden hat 34 Dos 
mänenverwaltungsbezirfe, bie von ungleiher Größe find, fchon wegen 
der ftandesherrlichen Gebiete, in denen feine Kammergüter find (1850 
nur 31), Würtemberg 65 Kameralämter, Medienburg: Schwerin 27 
Domänenämter, Preußen 206 Rentmeifter und Renvdanten. 


2. Hauptftüd. 
Benugung der verfchiedenen Arten der Domänen. 


L Feldgüter. 
8. 103. 


In den beutfchen Staaten befinden ſich noch zahlreiche 
Kammergüter diefer Art, die in ben meiften anderen euros 
päifchen Staaten verfchwunden find (a). Man hat bei den 
Feldgüten die Wahl zwifchen verfchiedenen Benupungsarten, 
bei denen, wenn man fie in einem Ueberblide zufammenfaßt, 
zwei einander ſehr entgegengefeßte Endglieder duch einige 
Mittelglieder verfnüpft werden und die Erwerbsthätigfeit ber 
Bürger in immer ftärferem Grabe bervortritt, während zugleich 
die Theilnahme ber Regierung an dem Betriebe immer ſchwaͤcher 
erſcheint. Dieß läßt fich fo barftellen: . 

I. Ohne erbliche Nugungsrechte von PBrivatperfonen. 

I) Eigene Verwaltung auf Rechnung ber Regierung. 

2) Anfangende Beiziehung des Privatinterefied, Gewährs⸗ 
verwaltung. 

3) Vollſtändige Ueberlaffung der Bewirthfchaftung auf bes 
ftimmte Jahre ober auf Lebenszeit an einen Padhter, Zeitpacht. 
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. H. Erbliches Benutzungorecht von Privaten, 
4) Erbpacht. Hieran reihet ſich ſodann ber ſchon betrach⸗ 
tete Verkauf mit einem zum Theile ſtehenbleibenden Kaufſchilling 
oder auf Zeitrenten, 8. 99. 


(a) Beifpiele. Deſterreich 1862: 325470 Joh (m 34 ge. OM.) andere 
ale Forfidomänen in der Benußung des Staates, 389 160 Joch an die 
Bank verpfändet. — Rußland (nah Tegoborsti) 79 Mil. Dekjätinen, 
wovon 10,7 Mill. öde, 10,° Mill. fireitig, 39 Mill. an die Kronbauern 
gegeben (34 Mill. — 6694 IM. hievon probuctiv), daneben ve &üter 
in Beitpadt. — Breußen 1851: 1'204503 Morgen in 498 Pachtungen 
im D. zu 2419 Mg., im M.:B. Königsberg zu 3200, Erfurt 1405 M., 
dazu 78532 M. einzelne Grundſtücke. Im J. 1860 waren 411 Bachs 
tungen mit 830 Borwerten, 1161425 Morgen N Broc. der Landes⸗ 
oberfläche) mit 1704381 Rthlr. Ertrag, nebſt 874111 Mble. aus 
einzelnen Pahtflüden, Mühlen ıc., fodann 2737717 Athlr. Erb⸗ und 
Grundzins sc., zufammen 4965030 Rtblr. rohe Einnahme, 4149970 
Mthie. rein. Im der Rheinprovinz fehlen die Domänen. — Baden: Im 
J. 1830 hatten fig diefe Domänen zufolge von Verkäufen zur Schuldens 
tilgung auf 37321 M. verringert, dann trat eine Vermehrung durch 
Anfäufe ein. 1861 enthielten fie 36090 M. verpachtete Srumdflüde, 
13 897 M. Wieſen, 274 M. Torfland, 86 M. Nebland, zufammen 
60329 M. oder 1,17 Proc. des ganzen Flaͤchenraums. 1835 waren 
61 Hofgutsgebäude, alfo wahrſcheinlich auch eben fo viele Hofgüter 
vorhanden. A. 1862. 83: mit verfchiedenen Gefaͤllen (ohne bie Zinſen 
der Grundſtocksgelder, go (b)), 971333 fl. roh, wovon 240988 fl. — 
24,8 Proc. Koften mit Einfluß der Bezirköverwaltung, 501092 fi. — 
51,5 Proc. Laſten zu beftteiten find und 229253 fl. — 23,5 Pror. 
rein übrig bleiben. Im Laufe der 30 Jahre 1830—60 Kat ſich 
mit Einfhluß der Grundgefälle die rohe Ginnahme ungefähr auf 
86 Proc. der anfänglichen Summe {weil die Ablöfungsgelder zum Theil 
nicht verzinslich angelegt wurden, zum Theil geringere Sinfen tragen), 
ber Berwaltungsaufwand auf 76 PBroc., der Neinertrag auf 65 Bor. 
permindert, die Laſten find auf 125 Proc. gefliegen. Regenaner, 
Staatshaushalt, ©. 339. — Würtemberg 1848: 14399 Morgen in 

efchloffen Maiereien, 21671 M. in einzelnen Stüden, 436 Fiſchwaſſer. 

inertrag: 1846 — 48 9. 368823 ., A. 1855 — 58 mit Einſchluß 
von Wohngebäuden und Bädern rohe Binnahme 375493 fl., reine Gin 
nahme 287799 fl. — Sachſen: 38 Kammergüter, worunter 10 von 
mehr als 3006 Rihlr. Pachtzins, 1 von 8156 Rithlr. — Hannover 
1849: 137929 M Ader, 69320 M. Wiefe, 103276 DM. Weide, 
156117 M. Torfmoor, zufammen 3,97 Proc. des ganzen Landes. 8 
find 213 HSofgüter, von denen 2 über 10000 Rthlr. 11 über 5000 
Rthlr. Pachtzins, aber auch 57 von 1— 2000, 74 von 800— 1000, 
31 unter 500 Rthlr. eintragen. — Medienburg Schwerin hat 188 große 
Güter (Höfe) und 4504 Bauerngehöfte in Beitpadt, iene mit 454, 
diefe von 905 Hufen, ferner viele Büdnergüter, Mühlen ıc., daneben 
344,9 Hufen in Erbpacht, alfe zufammen 1705, Hufen. (Die kataftrirte 
Hufe von 600 hr Land zu mindeftens 75 [IRutben iR demnad 
wenigftens auf 97 Heftaren oder 270 bad. M. zu ſetzen. Diele Dos 
mänen betragen 12,9 Proc. von dem ganzen Flaͤchenraume des Bandes.) 
Die ganze Binnahme an Zeit: und Erbpacht war 1850/1 auf 1’458090 
Rthlr. angefchlagen. — Kurheſſen: 100 Pachtgüter von 59—1635 Ad., 
bas größte von 6200 Mihir. Pachtzins. 
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A. Benisthiäeftung durch Verwalter. 
$. 104. 


Die Berwirtbfchaftung auf Rechnung ded Staates durch 
befoldete Berwalter, welche alle Ueberfchüffe der Einnahmen 
über die Ausgaben abliefern (Selbft- oder Eigenverwal«- 
tung, Abdminiftration), ift von der ‘Privatwirthfchaft fchon 
frühzeitig in das Finanzweſen übergegangen, ob fie gleich wegen 
ber genauen Aufficht auf die Verwalter umfländlicher ift ale bie 
Verpachtung (a). So lange die Landwirthſchaft funflos, nad) 
gleichförmigen Regeln, mit geringer Sorgfalt betrieben wurbe, 
war gegen jenes Berfahren wenig einzuwenden, wenn man ber 
Reblichkeit der Verwalter gewiß fein konnte. Auch fpäterhin, 
bei einem höheren Grade von landwirthſchaftlicher Kunſt, kann 
ber einzelne Grundeigenthuͤmer, der nicht ſelbſt die Landwirth⸗ 
fchaft betreiben kann oder will, fich bei dieſer Benubungsweife 
wohl befinden, weil er einen Verwalter auswählen kann, befien 
Perfönlichkeit feinen Wünfchen vollflommen entfpricht, und weil 
er bei dem Öfteren Aufenthalte auf dem Gute Gelegenheit hat, 
ben Betrieb zu beauffichtigen und zugleich Mißbraͤuchen zu 
begegnen. Bei ber Domänen verhält es ſich jedoch anders, und 
die Erfahrung hat über die Unvortheilhaftigfeit dieſer Benutzungs⸗ 
weiſe hinreichend entfchieden (d). 


(«) Hüllmann, Gel. der Dom.⸗Benutzung in Deutfhland, Franff. a. O. 
1807. — Gin Theil der roͤmiſchen agri publici wurde yon den Sklaven 
für den Staat verwaltet, unter Aufficht des Senates, ber bie Rech⸗ 
nungen abhoͤrte. Boſſe, I, 76. — Im Mittelalter war faſt allgemein 
bie Adminiſtration üblih, und noch in ber Mitte des vorigen Jahr 
Hunderte wurde fie, 3. B. von Schreber, a. a. D., vorgezogen, 
denn man fcheute die Verpachtung, um dem Bachter nicht einen Gewinn 
zu laſſen, ber ber Regierung zugewendet werben fönnfe, und um bie 
beſſere Shonung der Ländereien zu bewirken. Sedendorf (Fuͤrften⸗ 
flaat, S. 373) lehrte indeß fchon, daß man nad den Umſtaͤnden zwifchen 
Verpachtung und Verwaltung wählen folle. — Es heftand im Ganzen 

enommen wenig Ordnung und Auffiht (Hüllmann, Fin.s Geld. 
. 36 1) obfhon Karl der Große, fo wie fpäter Kaifer Friedrich IL. 
in Neapel, fih bemühte, die Berwalter durch ausführliche Inftructionen 
zum Fleiße anzuhalten. Der Amtmann, Dogt, judex, hatte jaͤhrlich 
s Weihnachten das ins Binzelne gehende Berzeichniß aller eingegangenen 
aturatien (espitul de viülis, rt. 62) zu übergeben, von melden 
Baftenfpeifen in das Hoflager gefendet, die auf dem Gute zu ver 
brauchenden Borräthe abgereiht und die Reſte aufbewahrt wurden, 
um allenfalls verfauft (Art. 33) oder Länger in Bereitfaft gehalten 
zu werden. Am Balmfonntag mußte, nachdem die Geldrechnung durch⸗ 
egangen war, der Belderlds eingefendet werden (Art. 28). Unter dem 
tmann flanden die Meier, majores, villie, als Sehülfen auf größeren, 


und als Verwalter auf Heineren Gütern. Bal. Anton, Geſchichte 
ber teutichen Landwirthſchaft, I, 177. — Rangethal, Geſchichte der 
beutfhen Landw. I, 118. Hüllmann (Domänen-Benugung ©. 13) 
nimmt villicus und judex für gleichbedeutend. — Gs läßt fih annehmen, 
dag die Berwaltungsweife im Laufe mehrerer folgender Jahrhunderte 
nicht weiter fortfchritt, als fle ſchon in jenen Belegen, nur ohne dauern⸗ 
den Grfolg, vorgefchrieben war. So lange die Hofhaltung häufig von 
einem Kammergute zum anderen verlegt und bei Feſtlichkeiten eine uns 
glaubliche Menge von Erzeugniflen der Büter verbraucht wurde, hätte 
man ohnehin von der eigenen Verwaltung nicht abgehen können, beren 
Mängeln durch jene Gewohnheit zum Theile abgeholfen wurde. Der 
alte judex und villicus laffen fih einigermaßen in dem Amtmann und 
Kaftner des 17. Jahrhunderts wieder erkennen; ſ. die Befallung beider 
im Anhang bei Sedendorf’s Fürftenftaat, Nr. IX. u. XU. Dem 
judex fcheint der procurator zur Zeit Friedrichs IL in Neapel entfprochen 
u haben; v. Raumer, Geſch. der Hohenftaufen, VIL, 6, Nr. XIV. — 
n fleinen Ländern leitete wohl der Marſchall bie ganze Verwaltung. 
Hans v. Schweinichen empfing (1589 ff.) alle Sonntage nad) —*— 
die Voͤgte, welche berichteten, was eingenommen war, worauf die Ge⸗ 
ſchaͤfte der naͤchſten Woche verabredet wurden; H. v. Schw. Leben und 
Abenteuer, herausg. von Buüſching, II, 282 (1833). 


(8) Bei einzelnen Feldſtuͤcken ift fie gar nicht ausführbar. 


8. 105. 


Segen bie Eigenverwaltung fprehen hauptſaͤchlich folgende 
Gründe (a): 

1) Schon der rohe Ertrag pflegt geringer zu fein, als bei 
einer anderen Benußung, weil feft befoldete Verwalter im All 
gemeinen geringeren Eifer haben, fih um die Vervollkommnung 
bed Betriebes, die befte Benutzung aller örtlichen Verhaͤltniſſe 
und ben einträglichfien Berfauf weniger bemühen und vielmehr, 
aus Scheu vor Anftrengung und Berantwortlichkeit im Yale 
eines Mißlingens, lieber in dem herfömmlichen @eleife beharren. 
Es ift daher nicht zu erwarten, daß die landwirthſchaftliche 
Kunft in ihrer jededmaligen Ausbildung auf den Kammergütern 
gehörige Anwendung finden werde. Verordnungen und einzelne 
Befehle reichen nicht hin, den Verwalter zu einem zwedmäßigen 
Berfahren anzuhalten, wenn er nicht eigenen guten Willen bat. 

2) Die Koſten laſſen einen zu fleinen Reinertrag übrig, 
denn a) die Verwaltung gefhieht nicht in berjenigen Spars 
famfeit, zu welcher ber eigene Vortheil antreibt, weil ed an 
einem hinreichenden Antriebe fehlt, mit der nöthigen Beharrlich⸗ 
keit und Unverbroffenheit trotz des Widerſtrebens der Untergebenen 
zu handeln; b) auch abfichtliche Veruntreuung ift nicht ganz zu 
verhüten (8); c) die Aufficht ber vorgefegten Behörbe ift fo 
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umftändlih, daß man ein zahlreiches Perfonal von Beamten 
hiezu halten muß. 

3) Die Regierung wird genöthigt, dad ganze Bewirth- 
fhaftungscapital, fowohl umlaufendes als ftehendes, anzufcaffen 
und im Gebrauche zu erhalten, während 3. B. bei der Ber 
pachtung öfters ein Theil des ftehenden und in jedem Halle das 
ganze umlaufende von dem Unternehmer geftellt wird. Jenes 
dem Berwalter anzuvertrauende Capital ift nicht allein manchen 
Berluften ausgeſetzt, fondern verzinfet ſich auch gewoͤhnlich 
nicht gut. 

4) Die Einkünfte ſind von Jahr zu Jahr einem ſtarken 
Wechſel unterworfen, der die Regelmäßigkeit im Staatshauo⸗ 
halte flört, auch kann man nicht auf ihr fichered Eingehen zu 
gewifien Zeiten rechnen. 


(s) Sturm, Kameralprarie, I, 193. — v. Jafob, I 54, 6. 98 f. — 
In der Praris handelt man auch dieſem Grundfage gemäß, 3. 2. 
naflauifche VBerwaltungsordnung der Gen. Dom. :Direction, 20. und 
24. Jan. 1816, $. 17: Die in eigener Berwaltung fiehenden Güter 
follen in Erbleihe oder Zeitpadht gegeben werden. Bad. Hofdom. K. 
Verordn. v. 2. Mai 1826, $. 5: Die Selbfibewirthfchaftung kann nur 
ausnahineweile und nicht ohne beiondere Ermächtigung ftattfinden. 
Ebenſo Würtemberg, Hoffmann ©. 49. — Für die eigene Ders 
waltung fpricht die Schrift: Ueber Domänen und deren Benußung. 
Bresl. 1835. Der Verf. fucht zu zeigen, daß in ten Händen ſehr 
geſchickter und zuverläffiger Verwalter die Kammergüter fortvauernd 
mehr eintragen fönnten, ale bei großen Pachtungen. Wäre es nur 
leicht, Solche Verwalter zu finden und auf den Gütern zu erhalten ! 

(5) Häufige Klagen über die Untreue der Verwaltung, Hüällmann, Geld. 
der Dom.:Benugung, S. 40. — Die königl. Forſten in England follen 
im Durchſchnitt von 1826 — 28 34819 2. St. getragen und 35733 2, 
Atminiftrationsfoften verurfaht Haben! Dingler, polytedh. Journ. 
XXXVI 407. 


$. 106. 

Die eigene Verwaltung kann jebody unter befonderen Um⸗ 
fänden den Borzug verdienen, weil entweder die Beforgniß bed 
geringeren Ertraged hinmwegfällt, oder andere Rüdfichten diefen 
Grund überwiegen. Solche Bälle find z. B.: 

1) die Anmendung der Domänenhöfe zu Mufterwirtbfchaften 
(U, 8. 147.), landwirthſchaftlichen Lehranftalten oder zur Er⸗ 
haltung von Stammheerden vorzüglicher Viehracen, II, $. 168. 
170. 172. Bei ber Wichtigkeit dieſes Zweded Tann ed nicht 
als Abhaltungsgrund gelten, baß ſolche Wirthfchaften erfahs 
rungsmäßig nicht einträglich zu fein pflegen (a); 

® 


Ran, polit. Delon. Il. 5. Aus 10 
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2) die Nähe ber Hofhaltung, fo daß bie gewonnenen Er⸗ 
zeugniffe in biefer verbraucht werben ; 

3) wenn ein Gut durch einen unorbentlihen Badhter oder 
durch Unglüdsfälle verfchlechtert worden ift und einige Zeit 
lang fchonend benupt werden muß; 

4) wenn man burchgreifende Verbefferungen, 3. B. Ablöfung 
ber Srohnen, ober den Verkauf beabfichtigt u. dgl. (b). 

5) Rebland (Weinberge), fo lange man es überhaupt als 
Zheil der Kammergüter erhalten will, 3. B. wegen einer aus⸗ 
gezeichneten Rage, läßt nicht wohl eine Verpachtung zu und 
muß daher in Eigenverwaltung bleiben, unter der Leitung eines 
vollfommen Fundigen Verwalters (c). 

6) Abgeſonderte Wiefenflächen, bei denen bie eigene Bers 
waltung ganz üblich) und leicht ausführbar if. Die Herftellung 
ber Bewäflerung, bie Düngung ıc. kann leicht von ben Dos 
mänenbeamten gefchehen, denen ein reifender Wiefenbaumeifter 
Beiftand leiſtet (a), die einzelnen Grasſchnitte aber werben 
verfteigert.. Die Wiefenverbefferung ift nicht allein für bie 
Staatöcaffe einträglic, fondern giebt auch für Privatperfonen 
ein ermunternded Beifpiel. 


(a) Vgl. $. 98. 1). — Stein, ©. 124, nennt Güter, die zu obigen 
Zweden dienen, volfswirthfchaftliche oder abfolute Domänen. — 
Beifpiele: Die würtembergifchen Kameralböſe (Fönigl. Privateigenthum) 
Weil, Scharnhaufen und Kleinhopenheim (Wedherlin im Eorrefp.:Bl. 
des landw. Vereins in W. 1825, II, 3.), nebft der landw. Lehranftalt 
u Großhohenheim (Staatsgut). — Die baierifchen Staatsgüter Schleißs 
Beim , Weihenſtephan und Würflenried bei Münden. Scleißheim hat 
ungünftigen Boden und brachte im Durdfchnitt von 1654—1810 feinen 
Meinertrag, Sondern koſtete noch jährlih 6513 fl. Zufhuß! 1810 
begann bie neue Ginrihtung; 1811—18 warf es jährlih 6972 fl., 
1819 7577 fl. rein ab, die 3 Güter gaben 1810 — 27 einen jährlichen 
Reinertrag von 22463 fl. oder von 5 Proc. des mittleren Grundwerthes 
und Capitales. Der Mohertrag bes Aderbaues flieg während biefer 
Zeit in Schleißheim von 1 auf 25/5 Scheffel vom Morgen. Inzwiſchen 
ift jener Reinertrag von 22463 fl. größtentheils wieder auf Neubauten, 
Penfionen, Verſuche, Unterricht ꝛc. verwendet worten, fo daß in 17 
Sahren nur 35 341 fl. baar an die Staatscafle abgeliefert wurden. Vgl. 
Schönleutner, Bericht über die Bewirthfchaftung ber f. b. Staates 
güter ıc. Münden, 1822. Schönleutner und Zierl, Jahrb. der 
f. b. lantw. Lehranſtalten zu Echleißheim, I, 28; II, 38. (1828. 1829.) 
Sn den Jahren 1835— 37 bradıten die drei Güter jährlich einen Rein: 
ertrag von 14813 fl. — Weihenftcphan hat fehr guten Boden, dennoch 
warf die Landwirthichaft auf diefem Gute von 315 Morgen Acker, 
150 Derg. Wiefen und 183 Mra. Weiten, Dedungen und Mooswielen 
im 3jährigen Mittel nur 2638 fl. ab. Das Betriebscapital von Schleiß⸗ 
beim (7343 Tagw.) und Weihenftephan berechnete man 1838 auf 
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31163 fl. Materialvorräthe, 31572 f. Viehſtand, 66868 fl. Berätke, 

12855 fl. baare Betriebsvorihüfle, zufammen 142458 fl., wovon ber 

Zins zu 4 Proc. ſchon 5698 fl. beträgt. Fuͤrſtenried ift in Zeipacht; 

Berh. d. K. d. Abg. von 1840, Beil. XXiL H. (Graf Butler). — 

Bei mehreren vom Staate errichteten landwirtbichaftlichen Lehranftalten 

bat man indeß neuerlid vorgezogen, das Gut dem Vorſteher um einen 

billigen Betrag in Pacht zu geben, 3. B. Ellwangen und Odfenhaufen 

in Würtemberg, Hochburg bei Emmendingen in Baten. In fıiüheren 
Zeiten aab es In mehreren Zäntern Domanial:Scaafhöfe, mit Benugung 
der Weiderechte auf Privatländereien, in Selbfivamaltung; 3. B. in 
der Pfalz und in Würtemberg, Hoffmann, Pinanzw. v. Würt. ıc. 
©. 31. — In Franfreih find noch jegt Staatsſchäfereien und 3 Milch⸗ 
wirtbfchaften (vacheries), weldye zufammen 224000 Fr. einbringen und 
140 000 often follen, 9. 1859. " 

(6) Nicolai, I, 232. " 

(c) Naſſauiſche a. Inſtruction, F. 18. — Die fähf. Weinberge brachten 
im Durchſchn. 1852 —54 12641 Rthlr. ein, die Ausyaben waren aber 
13697 Rihlr. (ungünftige Weinjahre!). A. 1858—60 17612 Rthlr. 
rohe, 2009 reine Einnahme. . 

(d) SInftruction für den bad. Domanial-Bieenbeumehte v. 2. Mai 1850.— 
In den einzelnen Berwaltungsbezirfen werden Fundige Wiefenauffeher 
angeftellt. — Große Anlagen von Rieſelwieſen nuf bisherigem Domas 
nialwaldboden in der Provinz Poſen, Lette's Bericht in der Kammer 
ber Abgeordneten von 1855. — Wiefenanlage von 580 Morgen, wos 
von 345 bisher Domanialwald waren, auf 103000 fl. angefchlagen, 
in Baden, 1848 begonnen. (Scutterwald, in der Gemeinde Bdartss 
weier, Amt Kork.) 
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Für die eigene Verwaltung, wo fie beibehalten wirb, gelten 
folgende Regeln: 

1) Die Anfprüche, weldhe man an ben Verwalter zu machen 
hat, werden aus einem Anfchlage über das Landgut beurtheilt, 
der den mittleren muthmaßlichen Rohertrag, die Wirthichafte- 
foften und den Reinertrag ausfpricht. Obgleich der Verwalter 
nicht im Stande ift, den Anfchlag genau einzuhalten, fo hat 
er doch die Abweichungen von bemfelben zu erklären und zu 
rechtfertigen. 

2) Man fucht für die Verwaltung Männer zu erhalten, 
welche gediegene Kenntniffe mit redlichem Eifer verbinden. Wo 
das Landgut zu dem Aufwand für einen Gehülfen nicht zu 
klein ift, wird dem Verwalter ein Rechnungsführer (Korn 
fchreiber 2c.) beigegeben, der zur Sicherung des Staated gegen 
mögliche Beruntreuungen dient. 

3) Es wird eine ausführliche Dienftanwetfung (Inftruction) 
entworfen, welche die Obliegenheiten und Befugnifle der Ber: 
walter angiebt, 3.8. wie fie fih in Anſehung einzelner Wirth 

10° 


ſchaftszweige nach Tanbwirthfchaftlichen Grundfägen zu benehmen, 
bei welchen Ausgaben fle höhere Genehmigung einzuholen, wie 
und wann fie die baaren Weberfchüffe abzuliefern haben u. dgl. 
Da aber eine allgemeine Inftruction nicht auf alle einzelnen 
örtlichen Umftände eingehen fann, fo muß man jedem Verwalter 
noch befondere Vorfchriften geben, 3. B. über bie Art ber Frucht 
folge, die Behandlung des Gefindes, den Berfauf der Erzeug- 
niffe u. dgl., woferne er nicht fo viel Vertrauen verdient, daß 
man ihm freiere Hanb laflen kann. 

4) Außer der regelmäßigen Prüfung der Rechnungen muß 
die vorgefebte Behörde auch öftere Befichtigungen an Ort und 
Stelle durdy abgefendete Beamte anordnen, um bie Richtigkeit 
der erhaltenen Berichte, den guten Zuftand des Gutes in allen 
feinen Beftandtheilen, die georbnete Buchführung, die fparfame 
und zwedmäßige Einrichtung der Ausgaben 2c. zu erproben. 


8. 108, 

Der Eifer des Verwalter wirb ftärfer belebt, wenn man 
feinen eigenen Vortheil mit dem Ertrage des Landgutes in 
Verbindung fegt, ihm alfo einen Weg eröffnet, ohne Verlegung 
feiner Pflichten etwas zu gewinnen. Dieß gefchieht, indem man 
einen gewiffen mittleren Reinertrag annimmt und dem Verwalter 
an bem aus feinen Bemühungen hervorgehenden Mehrertrage 
einen gewiſſen Antheil zufichert, mit einem nach jenem Mehr- 
ertrage fleigenden ‘Procentfage (a). Steigt ber Ertrag bloß zu- 
folge von PBreisveränderungen, fo hat hiebei der Verwalter fein 
Verpienft, audgenomnen die Bemühung um einen einträglichen 
Verlauf. Wollte man jedoch eine genaue Unterfcheidung von 
natürlichen und fünftlidhen. Urfachen ber erhöhten Einnahme 
einführen, um nur bei legteren dem Berwalter einen Antheil 
zufommen zu laſſen, fo würde bieß zu verwidelt und kleinlich 


werden und die Wirkung jener Begünftigung großentheils vereiteln. 
(a) 3.8. der Anfchlag fei 3000 fl., fo könnte man von einer Bermehrung 


des Grtrages bis 4000 fl. 10 Proc., von 4000 bis 4500 fl. 16 Proc., 
von 4500 bie 5000 fl. 24 Proc. sc. bewilligen. 
B. Gewähröuerwaltung. 
$. 109. 
Die nämliche Abſicht, das eigene Intereffe des Verwalters 
zu Hülfe zu nehmen, bat zu bem Vorſchlage eined anderen, 
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Fünftlicheren Verhaͤltniſſes geführt, welches zwiſchen einfacher 
Verwaltung und Verpachtung in der Mitte flieht. Diefe Ge⸗ 
währsverwaltung würde 1) einen Berwalter erfordern, 
welcher genaue Rechnungen legen muß und dem von ber Regie 
rung das ganze erforderliche Capital übergeben wird. 2) Der 
felbe müßte wie ein Pachter für einen gewiflen, ald Minimum 
angenommenen Gutdertrag haften; 3) dagegen würde ihm von 
dem Mehrertrage ein beftimmter Antheil bewilliget (a). 

Diefe Bebingungen fcheinen zwar auf zwedmäßige Weife 
bie Vortheile der Selbftverwaltung mit benen der Verpachtung 
zu vereinigen, benn man fann auf einen gewiffen mindeften 
Ertrag mit Sicherheit rechnen und hat die Ausfidht, auch von 
den Brüchten einer höheren Betriebfamkeit einen Theil zu ges 
winnen. Aber dennoch iſt die Nüglichkelt dieſer Anordnung 
fehr zweifelhaft, denn ed wird dem Verwalter eine läftige Haf⸗ 
tung aufgebürbet, ohne daß er dafür durch die Wirkungen 
günftiger Umftände oder feiner befonderen Bemühungen in 
vollem Maaße entfchäbigt würde. Wer einiges Capital befigt, 
wird daher die Zeitpacht vorziehen, und diefe Abneigung gegen 
bie Gewährsverwaltung muß die Folge haben, daß diefelbe nur 
mit einem fehr niedrigen Haftungsbetrage zu Stande gebradht 
wird. Es fehlt bei dieſer wenig verfuchten Methode noch an 
befonderen Erfahrungen, aus allgemeinen Gründen aber ift fie 
nicht empfehlenöwerth (B). 


(a) Schreber, Abh. v. Kımmeagütern, ©. 29 und ©. 137, wo das 
Kormular eines folhen Pachtvertrages mitgetheilt wird. Der Gewaͤhrs⸗ 
abdminiftrator foll alle casus fortuitos auf ſich nehmen, außer Brands 
fhaten oder wenn die Amtsuntertfanen wegen beionderer Unfälle 
Nachlaß an ihren Präftationen erhalten; ferner will die Regierung von 
Viehſterben, Waſſer⸗, Froſt-, Wetterfihaden und Mäufefraß an Feld⸗ 
fruͤchten die Hälfte tragen, wenn folde Verluſte über die Hälfte des 
Viehſtandes oder der Nutzung ausmachen. Der Amtmann haftet für 
einen jährlihen Ertrag von 20000 Rihlr. und erhält von dem, was 
darüber bezogen wird, die Hälfte. — Für diefe Einrichtung ift Ber⸗ 
gius, Bol. u. Cam. Mag. IV, 123 (im Einzelnen nah Schreber). 
Hoͤchſt mangelhafte Cinrichtung diefer Art in Kurbrandenburg, 166076. 
Hüllmann, Dom.sBen. ©. 45. 


( 


— 


C. Berpachtung. 
g. 110. 
Die Vortheile der Verpachtung oder Zeitpacht (a) er- 
geben fich zum Theile fchon aus ben oben genannten Unvolls 
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fommenheiten ber Selbftvermaltung, $. 195. Sie find baupt- 
färhlich diefe (6): 

1) Der Bachter hat einen fo mächtigen Antrieb, alle Kräfte 
auf die gute Bewirthfchaftung zu richten, daß er einen größeren 
Reinertrag erzielt, als ein Verwalter, und folglidy nicht bloß 
für fi) Gewinn ziehen, fondern auch einen anfehnlicheren Pacht» 
zind geben fann; 

2) es wird bie Mühe ber jährlichen Rechnungsabnahme 
und ber häufigen Beauffichtigung erfpart; 

3) die Regierung braudyt nicht dad ganze Bewirthfchaftungs« 
capital ($. 105. Nr. 3.) felbft aufzuwenden; 

4) die Pachtgelder gehen ziemlich ficher an ben feftgefeßten 
Zeitpuncten ein; 

5) der Ablauf der Pachtzeit giebt Gelegenheit, den Pacht⸗ 
zins zu fleigern, woferne nämlich in der Zwifchenzeit die Preiſe 
ber Bodenerzeugniſſe und andere Umftände ſich günftiger geftaltet 
haben. 


(a) Die athenifhen Stantsgüter waren allgemein verpachtet und vermuthlich 
an Generalpachter, welche bie einzelnen Stüde wieder in Afterpacht 
gaben, Böcdh, I, 325. In Rom wurde von den eroberten Ländern 
Y, zum Staatögute gemacht, von welchem man einen Theil verpachtete, 
einen andern verfaufte oder an Anfledler gab. Die Bachtgelder wurden, 
wie manche andere Einrichtungen, mit dem Namen vectigalia bezeichnet. 
Bei dem MWeidelande wurde ein ind (soriptura) nad ber Zahl bes 
aufgefriebenen Viehed an den publicanus entridhtet. Da das Bin: 
treiben von nicht eingefchriebenem Vieh firaffällig machte (Varro, De 
re rust. II, c. 1), fo läßt fi vermuthen, daß ber publicanus Hier nicht 
Pachter, fondern nur Erheber des Weidegeldes geweien if. Bon früher 
Zeit an befanden ſich viele Staatsguͤter in den Händen ber Patricier, 
die fih ber Entrihtung des Pachtzinfes nah und nad) zu entziehen 
wußten, Riebuhr, Roͤm. Gefchichte, I, 259. Auch fpäterhin, fowohl 
wur Zeit des Freiſtaates als der Kaiſer, wurden die Staatögüter zum 

heile verpachtet. Hegewiſch, ©. 70. Dean fieht aus dem Tit. 70 
im 11. Buche des Cod. Justin., daß fowohl geit: als erbliche Pach⸗ 
tungen vorfamen. Unter Kaiſer Friedrich II. war ein Theil der Krons 
güter in Neapel verpadhtet, v. Raumer, Hohenflaufen VII. Bud, 

. Hauptfl., Nr. XIV. In Deutſchland famen einzelne Verpachtungen 
fhon im 16. Jahrh. vor, wie die von Schreber mitgetheilten Con⸗ 
tracte aus der Megierung des Kurfürften Auguft von Sachſen von 1565 
zeigen. In Württemberg waren fchon zu Anfang des 16. Jahrh. viele 
Yeldgüter verpadtet, Hoffmann, a. aD. ©. 33. Häufiger wurde 
die Verpachtung gegen Ende des 17. Jahrhunderts, ald man, um bie 
Wunden des 30jährigen Kriegee au heilen, beſonders eifrig auf Ver⸗ 
befierungen bedacht war, namentlih 1670 in Sachſen, um biefelbe 
Zeit in Hannover, 1684 im Preußifchen, 1699 in Deflerreih. Hülls 
mann, Bed. der Dom.-Benugung, ©. 74 — 86. 

(6) Bine Empfehlung der Verpachtung findet ſich ſchon bei Rechenberg, 
Diss. de locatione oonduotione, quae fit a principe, 1728 (Schreber 
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a. a. O. S. 61.) und Baffer, Ginfeitung zu ben dfon.spolit. und 
Gameralwifl., 1729, S. 113. Der Berf. erzählt, daß bei abminiftrirten 
Kammergütern öfters einzelne Zubehörungen und Berechtigungen verloren 


gegangen feien. — Für die Zeitpaht der Landgüter im Allgemeinen 
Knaus in der Zeitfchrift für die gef. Staatswiſſ., I, 50. 
8. 111. 


Wie weit auch bie Zeitpacht der Selbftverwaltung vorzu- 
ziehen fein mag, fo trägt fie body auch einige Mängel an fid. 

1) Die Zwede und bie dadurch beftimmte Handlungsweiſe 
bed Pachterd find von benen eined Eigenthümerd verfchieben. 
Während biefer dad Gut als eine fortbauernde Quelle reichlicher 
Einfünfte betrachtet und behandelt, fucht jener nur innerhalb 
der Pachtzeit aus demſelben den größten Ruben zu ziehen, und 
der Zuftand, in welchem er das Gut verläßt, ift ihm gleich» 
gültig, wenn ihn nicht das Pfliht- und Ehrgefühl antreibt, 
baflelbe nicht zu verfchlechtern. Es ift daher in der lebten Zeit 
jeder Pachtperiode eine folche Bewirtbichaftung zu beforgen, bei 
welcher die Ländereien erfchöpft und manche Beſtandtheile vers 
nadjläffigt werden. Ohne von bem ganzen acdhtbaren Stande 
ber Pachter eine unvortheilhafte Meinung zu begen, muß man 
body zugeben, daß die Verfuchung zu jenem Berfahren in dem 
Weſen des Pachtverhältniffes liegt, und die Erfahrung beftätigt 
biefed (a). Auch wird ein PBachter immer folche Eoflbare Grund» 
verbefferungen fcheuen, bie fidy nicht ſchon innerhalb der Pacht⸗ 
zeit mit Gewinn bezahlen. 

2) Die Zeitpacht verurfacht zugleich andere Unbequemlichs 
feiten, Berlufte und mühfame Gefchäfte, wie ſich dieß aus ber 
näheren Betrachtung der Pachtverhältniffe in Betreff der Nach⸗ 
(äffe, des Inventariums, der Bauausgaben u. bgl. ergeben wird, 
8. 114 ff. 

Diefe Unvollfommenheiten in volfswirthfchaftlicher und finans 
zieller Hinftcht laſſen ſich übrigens durch gute Einrichtungen 
vermindern und zeigen fi) aud nicht unter allen Umftänden 
in gleihem Grade. Beide Nachteile find da am größten, wo 
ein Kammergut vielerlei Theile in ſich fhließt, deren gute 
Erhaltung vorzügliche Sorgfalt erfordert, 3. B. Gebäube, 
Gärten ı.; fie find am fchwächften bei Zändereien, die ohne 
Gebäude verpachtet werden und feiner fchwierigen Verbeſſerungen 
bedürfen (d). . ' 
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(a) Thaex (Rationelle Landwirthfchaft, I, 80) zählt viele Runftgriffe un: 
redlicher Bachter auf, 3. B. Anbau ſtart ausfaugender Früchte, ſchwaͤchere 
Düngung und nachläffigere Bearbeitung in der legten Zeit u. dal. — 
Sinclair, Grundgeſetze, S. 666. — Vergl. dagegen Rlebe in 
Putſche's6 Encyflop. der Ref. Land: u. Sausw. V, 565, 577. (1628.) 

(8) Berner bei zuverläffigen Pachtern, in deren Familien die Domänen ſich 
längere Zeit erhalten haben. 


g. 112. 


Ueber die Frage, ob man die Ländereien in größeren Maflen 
mit den zugehörigen Gewerfsanftalten, 3. B. Brauereien, Mühlen, 
Ziegels und Kalköfen, forwie mit den Vorwerken und Oefällen 
im Ganzen verpachten (Beneralverpahtung), ober dieſe 
Beftandtheile fo viel als moͤglich von einander trennen folle, 
find die Meinungen getheilt (a). Für die letztere Methode 
fpricht derfelbe Orundfag, aus dem die Heinen Landgüter den 
großen vorgezogen werden (I, $. 371.), nämlich ber größere 
Erfolg, den der Erwerbseifer mehrerer, auf einen kleineren Wir⸗ 
kungskreis befchränkter Unternehmer verfpridht, die auch ſchon 
des ftärferen Mitwerbend willen dem Staate mehr Pachtzine 
darbieten werden. Yür die Generalverpacdhtung wurde geltend 
gemacht, daß die verfchiedenen Beftandtbeile mit einander in 
Verbindung ftehen, ſich gegenfeitig unterftüben und den Pachter 
in den Stand fegen, einen größeren Reinertrag zu ziehen (5), 
ferner ift e8 fehr bequem für die Regierungsbehörden, nur mit 
wenigen wohlhabenden Perfonen zu thun zu haben, denen man 
zugleich den Einzug ber landesherrlichen Grundgefälle, ja fogar 
die niedere Juſtiz und Polizei (c) anvertraute, fo daß fie durch 
diefe Uebertragung auch die Eigenichaft von Staatöbeamten er- 
langten, in Pflicht genommen wurden und Befoldungen empfingen 
(Badhtamtleute). Die Gefällerhebung wird auf diefe Weiſe 
allerdings mit geringen Koften bewirkt, bie Verbindung ber 
Polizeigefhäfte mit der Pachtung war aber höchft fehlerhaft, 
weil jene dabei leicht ald Nebenfache verabfäumt oder nad) 
eigennügigen Abfichten willfürlich beforgt wurden, fo daß bie 
Unterthanen mandyen Bedrüdungen ausgeſetzt waren. 


(a) Vgl. v. Malchus, I, 46. 
(6) Friedrich Wilhelm L von Preußen hatte eine Vorliebe für ſolche große 
Basptungen, f. (Richter) Beiträge zur Finanzgelahrtheit, 1783, I, 
— Die Generalverpadhtung wird aud von Nicolai (I, 241) 
fir vortheilhafler gehalten. — Schulhoff EStaatszüter und Groß⸗ 
grundbeſitz in der öfterreih. Monarchie, 1862) raͤth, die oͤſterreichiſchen 





—— 13 — 


Kammergüter an eine Actiengefellichaft auf 40 Jahre zu verpachten und 
erwartet, daß tiefelbe durch die Verbeſſerungen, die fie mit Hülfe eines 
großen Eapitals vornehmen würde, in ten Stand Fäme, einen höheren 
achtzine (bie 4 fl. 6. vom Joch oder 1,8 Rthlr. vom pr. Morgen) 
zu geben. Der qute Erfolg einer folhen Unternehmung ift zweifelhaft. 
Segen den Borihlag: Die Staatsgüterverwaltung der Nationalbanf, 
Wien, 1862. (Die in der Berwaltung ber Bank befindlichen Güter 
bringen vom Joch 6,° fl. Pachtzins und 3,86 fl. Reinertrag, unter den 
abgezogenen Roften find aber 1,4 fl. Steuern begriffen.) 
(e) Bergius, Maa. VII, 43. Der Pachter mußte jedoch die eigentlich 
richterlihen Geichäfte einem Berichtshalter (Iuftitiarius) überlaflen. 


$. 113. 


Die Generalverpachtungen find vielleicht öfterd gegen den 
Bortheil der Staatscaffe au Bequemlichkeit der Sinanzbeamten 
in Schuß genommen worden. Nur da läßt ſich von ihnen ein 
größerer Ertrag erwarten, wo ed viele große Güter und fehr 
begüterte Bachtluftige giebt und dagegen dad Mitwerben minder 
begüterter Unternehmer fehlt. In den meiften Bällen, befonbers 
da, wo bie Mehrzahl der Landleute thätig und unternehmend 
ift, wird die vereinzelte Verpachtung ber Beſtandtheile weit 
vortheifhafter fein, wenn fie gleich die Aufftelung befonderer 
Bezirföbeamten für die Beauflichtigung der Pachter und für 
Erhebung der verfchiedenen Gefälle nöthig machen follte (a). 
Am leichteften ift die Scheidung der Vorwerke von benjenigen 
Gewerfövorrihtungen auszuführen, welche den landwirthſchaft⸗ 
lichen Betrieb wenig berühren. Andere Beftandtheile, z. B. bie 
Bierbrauerei und Branntweinbrennerei, greifen mehr -in bie 
Landwirthfchaft ein. Doch wäre eine Trennung derfelben von 
dem Landgute zwedmäßig, wenn file dann in größerer Aus⸗ 
dehnung und mit mehr Aufmerffamfeit betrieben werden fönnten, 
wad man aus den Anerbietungen ber Bachtluftigen wird ab» 
nehmen fönnen. Aus den landwirthfchaftlichen Berhältniffen 
jeder Gegend, der Stärke ber Bevölkerung, bem mehr ober 
weniger fchwunghaften Betriebe der Landwirthſchaft und befons 
berd aus dem apitalbefige des Pachterſtandes fann man abs 
nehmen, bis zu welchem Grade es nüslich fei, große Pachtgüter 
zu verkleinern, wie dieß in vielen Zällen allmälig durch Halbis 
rung ı. ober Abtrennung eines Theiles mit gutem Erfolge 
geichehen if. Neuerlich werden viele, fowohl zum Domanium 
als der Kirche oder Privatperfonen gehörende Landguͤter flüds 
weife verpachtet, wobei man bie Hofgebäube verfaufen kann 
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und manche mit Hofgätern verbundene Mühe erfpart, auch 
gewöhnlich eine größere Pachtſumme einnimmt (d). Die bei 
den Gütern befindlichen Wiefen werben dann in eigener Bers 
waltung behalten, $. 106. Dieß Berfahren ift nur in ber 
Nähe volfreicher Ortfchaften, von deren Bewohnern die Pacht⸗ 
ftüde leicht gebaut werden können, ausführbar. Fuͤr Bamilien, 
die fein oder nur weniges eigenes Sand haben, ift die Gelegen- 
beit, durch Pachtftüde Beichäftigung zu erhalten, erwünfcht, 
allein der höhere Pachtertrag ift zum Theil nur Folge bes 
ſtaͤrkeren Mitwerbend und geht deßhalb weniger ficher ein. 
Hiezu kommt, daß fi bei einzelnen Felbftüden feine auf 
fhonende Bewirthichaftung Hinzielenden Bedingungen madjen 
laffen und daher eine Audfaugung gegen Ende ver Pachtzeit 
nicht zu verhüten if. Es wäre auch nicht gut, wenn im Bers 
haͤltniß zu den Hofgütern in einer Gemarkung die einzeln vers 
pachteten Stüde eine große Flaͤche einnähmen, woburd ein 
Reiz zu übermäßiger Vermehrung ber Familien und die Gefahr 
ärmlicher Bodenbenutzung entftehen Fönnte. 


(a) So die füdpreußifchen Intendanten, Nicolai, I, 245. 

(6) Die ſchlug Shen v. Mahrenholz vor, Bergius, Mag. II, 216. — 
In Baden (9.1858) tragen die bloß gegen Geld verpachteten Rändereien 
12 fl. auf den Morgen, die gegen Geld und Getreide verpachteten nad 
Mittelpreifen 83/. fl. Leptere Abtheilung begreift nur Hofgüter, bie 
erfie aber gleichfalle einen Theil derfelben. Nah Beit (Landgüters 
verwaltung, III, Anh. ©. 4) tragen in Baiern Hofgüter 2—6 fl. auf 
das Tagwerk, einzelne Stüde wenigfiens boppelt ſoviel. Bei biefen 
Thatfachen muß jedoch berüdfichtigt werden, daß die Hofguͤter zum 
Theil abgelegen find. — In Hannover trug der Morgen der Hofgüter 
1849 21/5 Rihlr., der Stüde nur 1 Rthlr., allein es beſteht die Hälfte 
der einzeln verpachteten Stüde aus Torfmoor, wovon bie 149511 Mrg. 
der Sofgüter nur an 1 Proc. enthalten. 


8. 114. 

Regeln für die Zeitpachtungen (a): 

1) Bei ber Forderung des Pachtzinſes dient zum Maafflabe 
ein forgfältig ausgenrbeiteter Ertragsanfchlag ded Gutes, ber 
jedoch nicht bei jeder neuen Verpachtung ganz erneuert, fondern 
nur durch bie nöthigen Veränderungen ben Zeitumfländen ans 
gepaßt zu werben braucht, $. 121. (db). 

2) Ein Pachtzins, der fo body wäre, daß dem Pachter nicht 
mehr ber übliche Gewerböverbienft nebft den Zinfen feines Bes 
trieb8capitales und der Vergütung für die Gefahr von Unfällen 
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übrig bliebe, wäre nur fcheinbar nüslih, weil er den Pachter 
in zu große Verſuchung febte, fich durch Verfchlechterung des 
Guted zu entfchädigen, oder ihm wenigftend Mittel und Reis 
gung zu einem ſchwunghaften Betriebe entzöge, oder fogar von 
bürftigen Bachtern nicht ficher eingezogen werben fünnte. Daher 
ift nicht jede ausführbare Steigerung auf die Dauer vortheils 
haft, wohl aber eine foldye, die davon herrührt, daß die Pacht 
ftüde in die Hände ber thätigften und gejchidteften Landwirthe 
fommen. 

3) Die Berfteigerung ift ald Regel vorzufhreiben, doch find 
Ausnahmen zuläffiG. Bei Generalverpadhtungen fteht ihr ent⸗ 
gegen, daß biefe ein beſonderes perfönliched Bertrauen voraus» 
fegen. Auch bei einzelnen PBachtgütern gefchieht es nicht felten, 
dag ein unzuverläffiger Mann, ber unerlaubte Mittel zur Bes 
reicherung nicht fcheut, die reblichen Pachtluſtigen überbietet. 
Die Baution, die man von jedem Pachter fordert, fichert nicht 
für alle Fälle. Es ift daher in einzelnen Fällen rathſam, einem 
Bachtluftigen, der nad) Berhältnig des Anfchlages einen an⸗ 
nehmlichen Pachtzind bietet und als wohlhabend, einſichtsvoll, 
fleißig und rechtichaffen befannt ift, befonderd dem bisherigen 
Pachter, der diefe Eigenfchaften gezeigt bat, die Pachtung aus 
der Hand zuzufagen (c), wenn man nur überzeugt fein kann, 
daß dieß Berfahren von ben Behörden nicht dazu gemißbraudyt 
wird, einzelne Perfonen zu begünftigen. Hält man aus biefem 
Grunde dad Mitwerben für unentbehrlich, fo follte man doch 
nur Diejenigen mitbieten laſſen, welchen jene Cigenfchaften 
nicht fehlen, ober fir) eine Wahl zwifchen mehreren Meift- 
bietenden vorbehalten (d). Begüterte Pachter find dürftigen weit 
vorzuziehen. Bei einzelnen Grunbftüden bleibt jedoch nichts 
übrig ald die Verſteigerung. 

(“) ©. vorzügl. Nicolai, I, 234. II, 156—209. Bol. Boromsli, 
Preuß. Bameralwefen, I, 126. — v. Honftedt, Die Verpachtung der 
Landgüter, Hannov. 1837 Werzüglie von rechtlicher Seite). — v. Pabſt, 
Landw. Betriebsichre, 3. A. ©. 110-—18. — Hoffmann in der 


Beitfchrift f. die gel. Staatew. 1848, IV. ©. 719. — B. ber bad. 
Hofs Dom.: Kammer v. 18. März 1836 — Berordn.:Bl. Rr. 11. 

(5) Wo der geforderte Pachtzins zu hoch Icheint, da kann von einem Pacht⸗ 
lufigen zur Neditfertigung des geringeren Angebotes ein Gegenanſchlag 
aufgeflellt werden, in welchem jener die muthmaßlichen Ginnahmen und 
Ausgaben nach feiner Schägung aufrechnet. 

() Sturm, Bameralpraris, V, 209. — v. Jakob, I, $. 159-161. — 


— — 
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Hoffmann in ber ZSeitſchrift S. 727. In Hannover wird es fo 
gehalten, Ubelohbde, ©. 44. — Aehnliche Beftimmungen in Weimar, 

.v. 30. Juni 1818, Burdhard, S. 562. Verſteigerung ift zwar 
Pegel, aber e6 find Ausnahmen geitattet, auch darf nur derjenige mits 
bieten, welcher erweislich landwirthſchaftliche Kenntniffe und ein zu⸗ 
reichendes Gapital befigt. Die Kammer bat die Gebote zu begutachten 
und e6 muß nicht nothwendig dem Meiſtbietenden die Pachtung ges 
neben werden. 

(d) In Würtemberg dürfen nur ſolche Perfonen mitbieten, welche fich über 
ben Befiß eines gewiſſen Vermögens und bie erforderliche perfönliche 
Befähigung ausweifen, auch wird -bei größeren Meiereien noch mehr 
Auswahl der Berfonen geftattet; Hoffmann, &. 61. — In Preußen 
ift die Berfleigerung („Licitation“) durchaus erforderlich, der Bietende 
it an fein Gebot gebunden, die Regierung behält fih aber freie Wahl 
vor, B. v. 14. Mat 1837, 9. Rönne, ©. 508. — Chemals verfteigerte 
man bisweilen bei einem brennenten Lichte, nachdem ſchon durch wieder: 
holtes Borrufen der einzelnen PBachtluftigen nach einander eine Steiges 
rung der Angebote bewirkt worden war. Das Brlöfchen des Lichtes 
diente als Zuſchlag. „Man follte nicht meinen, wie die Gemüther von 
diefem fleinen Lichte mandmal erhiget werden, und weiß ih, daß in 
diefem kurzen Augenblide noch an die 1200 Rthlr. mehr geboten fein.“ 
Baffer, Ginleit. ©. 118. Diefes Verfahren gehörte zu den vielen 
ehedem üblichen rücichtslofen und unmwürdigen Yinanzfünften. — Ges 
beblidhe Gründe für die Verfteigerung auch bei ganzen Landgütern, 
Schumader in Rau und Hanffen Ardiv, NR. %. U, 125, und 
Seelig a. a. O. 


8. 115. 


4) Die Sicherheitsſtellung (Caution) iſt ſowohl wegen der 
dem Pachter anvertrauten Gebaͤude und beweglichen Gegenſtaͤnde 
(Inventarienftüde), als auch wegen des Pachtzinſes erforderlich. 
Am bequemſten iſt es, wenn der antretende Pachter eine Summe 
baar oder in Staatspapieren hinterlegt. Ob man die Zinſen 
jährlih am Pachtgelde in Abzug bringen läßt oder nicht, iſt 
gleichgültig, weil im letzteren Falle unfehlbar jeder Pachtluftige 
ungefähr foviel weniger bieten wird (a).. Bei einzelnen Grund⸗ 
ftüden wäre die Hinterlegung einer Summe zu umftänblid, es 
wird daher die Bürgfchaft eines begüterten Mannes gefordert, 
ber ſich fogleich mit dem Meiftbietenden unterzeichnet. 

5) Eine lange Pachtzeit giebt eine größere Ermunterung zu 
bebeutenden Verbeflerungen bed Gutes und bed Betriebes (II, 
8. 96.), auch läßt fle die mit dem Wechfel des Pachters ver: 
bundenen Gefchäfte feltener eintreten(5). Hat ferner bei einem 
(angiährigen Pachte der Pachter die Ausfiht, im Falle des 
MWohlverhaltend auch noch länger und felbft Tebenslang im 
Beſitze des Gutes zu bleiben (c), und fann er hoffen, daß nad 
feinem Tode auch die Erben, wenn fie perfönlich dazu befähiget 
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find, die Pachtung fortfegen dürfen, fo wirb dieß günfligeren 

Einfluß auf fein Angebot und feine Wirthfchaftsführung haben, 

als ein ganz beſtimmt auf Lebenszeit ded Pachters gefchloffener 

Contract (Bitalpadt), weil der fchon im mittleren Lebens⸗ 

alter ſtehende Landwirth ficy über feine wahrfcheinliche Lebens⸗ 

bauer nicht zu täufchen pflegt (d). Pachter auf längere Zeit 
können auch in Rüdfiht auf die, durch Derbeflerungen dee 

Betriebes möglich werdende Ertragserhöhung einen fteigenden 

Pachtzins übernehmen, fo daß fie entweder jährlich oder nach 

jedesmaligem Ablauf einer gewiffen Zahl von Jahren eine voraus 

beftimmte Zulage entrichten (e). Die Bezirks⸗Domaͤnenbeamten 
müflen zeitig vor dem Ablauf der Pachtzeit jedes Gutes an 
bie vorgefebte Behörde Bericht erftatten. 

(a) Man feßt die Baution nad den Umftänden auf etiva 1/g ober 3/4 des 

Pachtzinſes. Nach der preuß. BinanzminifterialsB. v. 29. Nov. 1836 

in der Regel 1/5 des Pachtzinies, außer wo der Pachter audy Gefälle 

einzieht. — Würtemberg: 11/afacher Bachtzins und einfacher Anfchlag 

des Inventariumse, Hoffmann, W. Finanzrecht I, 240. 

Eine fehsjährige Periode ift noch zu kurz. In Baten find 9 Jahre 

bei Hofgütern Regel, in Hannover und Kurheſſen 12, in Würtemberg 

18 Jahre, in Preußen fonft 6, jeßt 12 und mehr Jahre, doch nicht 

über 24, in Frankreich 3—9 Jahre. 

(6) Dieß geſchah fchon im röm. Reihe. Berordn. der Kaiſer Honorius 
und Theodofius (L. 3 Cod. Justin. XI, 70): Congruit aequitati, ut 
veteres possessores fundorum publicorum novis conductoribus praefe- 
rantur, si facta per alios augments suscipiant (wenn fle eben foviel mehr 
geben). — Auch in Würtemberg wird es fo gehalten, Hoffmann, 

. 64 und in Schottland bei Brivatgütern auch dfters. 

(d) Für tiefe Vitalvacht Gr. Soden, V, 52. — In Naffau foll von 
den Beamten die Berpachtung auf Lebenszeit des Pachters und deſſen 
Ehefrau verfuht werden. Domänenverwalt.:D. v. 1816. $. 13. Nr. 2. 

(e) In Breußen geichieht dieß neuerlich, DB. 23. April 1837. Bei längeren 
Pachtzeiten müflen vom 13. Jahre an jährlich 5 Proc., vom 19. Jahre 
an nochmals 5 Proc. weiter gegeben werben, alfo zufammen jährlich 
10 Proc. mehr ale in den erften 12 Jahren. v. Rönne ©. 533, 


8. 116. 


6) Ein in Geld angefepter Pachtzins kann bei einer langen 
Bachtzeit dem einen oder andern Theile fehr nachtheilig werden, 
wenn bie Preife der Bodenerzeugnifie ſich anhaltend verändert 
haben; namentlidy richten Pachtungen, die bei dauernd hohen 
Fruchtpreiſen eingegangen wurden, beim Sinfen derfelben manche 
Pachter zu Grunde, und im umgefehrten alle entgeht ber 
Regierung der Bortheil der geftiegenen Preiſe. Zwar fönnte 
im erften Galle durch Nachläffe nach billigem Ermeflen geholfen 
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werden, doch iſt es beſſer, eine allgemeine Regel aufzuftellen, 
nach welcher die Leiftung bed Pachters den Umftänden angepaßt 
wird (a). Ein ganz in Kömern angeſetzter Pachtzins, man 
mag ihn nun nad) den Marftpreifen bezahlen oder in natura 
abführen laflen (5), ift in theuren Jahren für den Pachter 
fhwer zu erfhwingen, in wohlfeilen für den Verpachter zu uns 
ergiebig. Die Preife verändern ſich nämlich in umgefehrtem 
Einne wie die Emte-Ergebniffe; ftehen fie body, fo ift gemöhn«- 
lich nicht viel gewachſen und umgefehrt, die ganze Einnahme 
des Pachters ift folglich nicht fo fehr verſchieden, als die Preiſe. 
Ein mit Rüdficht auf die Getreidepreife geregelter Bachtzins iſt 
zwar minder einfach, als eine fefte Geldſumme, aber er befeitigt 
ben oben erwähnten Nachtheil und fomit die Einwendung, bie 
man oft gegen die Einführung langer Pachtzeiten erhoben hat. 
Die Ausführung kann auf verfchiedene Weife gefchehen: a) Man 
[äßt einen gewiflen Theil des Pachtzinſes in Körnern oder nad) 
dem Marftpreife baar entrichten (b); dieß ift das einfachſte 
Mittel. b) Der Pachtzins wird in einem Fruchtquantum auds 
gebrüdt und von fünf zu fünf Jahren nad) dem Durchſchnitts⸗ 
preife der Früchte in Geld entrichtet (c). c) Man ftellt eine 
ſolche Regel auf, daß die zu zahlende Geldſumme fih zwar 
einigermaßen nach den Preifen richtet, aber doch ſchwaͤcher als 
diefe fich verändert (d). 
() Dagegen und für den firen Geldpachtzins Bülau, Der Staat und 
ber sanbbau, &.65. — v. Honfledt a. a. O. S. 3. — Seelig 


a. a. O. 

(5) Dieſer Theil ſollte weniger als die Hälfte des Pachtzinſes, etwa 95 
oder 1/5 deflelben fein, damit die Entrichtungen bei ſehr hohen und 
niedrigen Preifen nicht zu fehr von einander verfchieden find. — 
Baden: Don Hofyütern werden %s des Pachtgeldes in Früchten 
bedungen und nad den Durchfchnittspreifen zwifchen Martini (11. Nov.) 
und Lichtmeß (2. Febr.) baar bezahlt. 3. v. 8. Januar 1822. Wenn 
es aber die Mehrzahl der aniwelenden Pachtluſtigen verlangt, fo wird 
der Pachtzins yanz in Geld beftimmt, B. 6. Aug. 1853. Bei einzelnen 
Stüden findet nur ein Geldzins ſtait. Naffau: Der Pachtſchilling 
iR zum Theil in Früchten und zum Theil in Geld zu bedingen, alio, 
daß nach dem Ermeſſen der Sad: und Ortsfundigen die Etämme oder 
Parcellen mit einem mäßigen Badtichilling an rückten ausgeboten, 
und den Bachtliebhabern überlaffen werde, das Mehrgebot in Geld zu 
thun. Ang. O. 8. 13. Rr. 6. Auch in Würtemberg wird ein Theil 
in Getreide angefeßt, Hoffmann, Dom. ©. 65. 

() Sturm, I, 219. — Schumakder in Rau und Hanffen Archiv, 
N, F., II, 127. — Pabſt, Betriebel. x 309. 

(4) 3. 8. fo oft der Preis des Sceffelse Frucht um !/, eines gewiflen 
Mittelpreifes fteigt oder fällt, fo wird der Pachtzins um !s erhöht 
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oder erniedrigt ꝛc. Es ſei die Pachtſumme 3000 fl. und der Mittel⸗ 
preis des Roggens 2 fl. vom Sceffel. Kommt derfelbe auf 2 fl. 30 Er., 
fo erhöht dieß das Pactgeld um 1, oder um 375 fl. — Ein viertes 
Berfahren erwähnt Honſtedt, ©. 30. 


g. 117. 


7) Kleinere Berlufte müflen ſchon im Pachtanſchlage berüd- 
fihtigt werben und finden zugleich dur die Möglichkeit großer 
Gewinnfte einige Vergütung (a). Bei bedeutenden Befchädigungen 
aber ift e8 billig und rathſam, einen Nachlaß (Remiffion) 
an ber Pachtfumme bed einzelnen Jahres zu bewilligen, und 
felbft wenn der Pachter darauf verzichten wollte, fo wäre es 
Loc, für die Regierung nicht vortheilhaft, ihn bei einem außers 
ordentlichen Verlufte zu Grunde gehen zu laffen (6). Um jedoch 
die Zubringlichfeit mancher Pachter zu zügeln und Streitigfeiten 
vorzubeugen, muß das ganze Nachlaßweſen durch allgemeine 
Berorbnungen oder durch die Beftimmungen ber Pachtcontracte 
geregelt fein (c). Dieß kann in folgender Weife gefchehen: 

a) Kur unverfchuldeter Schaden giebt einen Anſpruch, und 
nur ein bejondered Ereigniß, welches einen Theil der Erzeug⸗ 
niſſe zerflört, 3. 3. Hagelfchlag, Ueberſchwemmung, Biehfterben, 
nicht das bloße Fehlſchlagen einer einzelnen Unternebmung ober 
eined Verſuches. Iſt ein Mißwachs fo allgemein, daß er bie 
Preife erhöht, fo follten nur diejenigen Pachter Nachlaß erhalten, 
welche weniger geerntet haben, als der Durdhfchnittdertrag war, 
nad dem ſich die Preife richten; dieß ift aber ſchwer zu ers 
mitteln. 

b) Es wird feftgefegt, bei welcher Größe bed Berluftes im 
Verhältnig zu dem mittleren Ertrage ein Nachlaß gefordert 
werden fann (d). 

c) Der Nachlaß beträgt ben ebenfovielften Theil des Pacht⸗ 
zinfes, als der Verluft vom mittleren Ertrage ausmadt. Bel 
einem Viehſterben kann ed nöthig werden, dem Pachter auch 
zur Nachſchaffung der fehlenden Stüde behülflich zu fein. 

d) Der Berluft muß ſogleich angezeigt werden, damit eine 
Unterſuchung und Abſchätzung an Ort und Stelle vorgenommen 
werden fönne (e). 


(a) Modicum damnum aequo animo ferre debet colonus, cui immodicum 
lucrum non aufertuor. Gajus in L. 25, $. 6. Dig, locati conducti 
(XIX. 2). 


5) In Preußen follen die Domanial⸗Pachter auf alle Nachläffe im Pacht: 
vertrage verzihten, a. 3. v. 1837 6. 28. — In Würtemberg giebt 
nur Hagelichlag und „feindliche Fouragirung“ Anfprud auf Nachlaß. — 
Bei den in der Bermaltung der öfterreihifchen Bank lebenden Gütern 
wurden von ber Regierung ir 3 Jahre 1°160000 fl. Nachläffe bewilligt, 
weil die Pachter, dur Lie hohen Preife im Krimfriege verleitet, zu 
theuer gepachtet hatten. Die Staatsgüterverwaltung ıc. ©. 44. 

() Bgl. Borowéki, I, 144. Nicolai, IL 126. Sturm, I, 224. — 
Die gemeinrechtlichen Beſtimmungen genügen nicht, weil der Staat 
un une chonender behandeln datt und fol, als ein Privatmann 
chuldig iſt. 

(d) Baden: Bei geſchloſſenen Gütern von betraͤchtlicher Groͤße ein Schaden 
von 1/s der Gente, fonft nur über die Hälfte. Bei der Abſchaͤtzung 
fol ausgemittelt werden, was der Landwirth ohne das eingetretene 
Greignig an Ertrag (mittlerem oter des einzelnen Jahres?) zu hoffen 
gehabt und was er nun zu erivarten bat. — Auch in Würtemberg wird 
nur Nachlaß ‚gegeben, wenn ber wirklihe Rohertrag der Ländereien 
nach feinem Belauf in ®eldpreifen unter 2/5 des im Pachtanſchlage 
angenommenen (nicht des im einzelnen Jahre bevorfiehend gewefenen) 
Rohertrages ausmaht, Hoffmann, Binanzrect I, 243. 

(e) Nah den Umflänten kann eine nochmalige bihähun bei der Ernte 
gefornert werden. Auch nimmt man wohl darauf Rüdficht, ob andere 

ugungszweige in dem nämlichen Jahre mehr ale den mittleren Grtrag 
abwarjen und ob die vorhergehenden Pachtjahre ergiebig waren. — 
Nah der preuß. Domänen-Inſtruction von 1722 foll genaue Erkun⸗ 
digung angeftellt werden, „ob nicht Menfchlichkeiten dahinter fleden.“ 
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8) Die beweglichen Zubehörungen des Gutes (dad Ins 
ventarium), weldhe dem Pachter anvertraut werden, find 
hauptſaͤchlich zunächft Theile des ſtehenden apitales, wie 
Geräthe und Vieh, doch biömeilen auch Beftandtheile bed ums 
laufenden Capitales, wie Yuttervorräthe. Es tft fehr erleich« 
ternd, wenn jeder antretende Pachter ſich dieſe Gegenftände 
feloft anſchafft (a), allein derſelbe Hat hiezu ein beträchtliche® 
Capital nöthig, welches der Bewirthſchaftung entgeht, und 
durch dieß Erfordernig wird bisweilen das Mitwerben der 
Pachtluſtigen verringert. Deßhalb wird üblicher Weife das 
Inventarium bem neuen Pachter nach einer forgfältigen Auf 
zeichnung und Abſchätzung übergeben und am Ende der Pacht⸗ 
zeit wieder auf gleiche Weife übernommen. Hiebei muß er 
das Fehlende baar oder in natura nachfchaffen, den Ueberſchuß 
aber (Superinventarium) nimmt er entweder mit hinweg 
oder erhält ihn nad) einem verabredeten Anfchlage vergütet. 
Diefed Gefhäft ift umſtaͤndlich, und trog aller angewendeten 
Sorgfalt bei der mehrmaligen Abjchägung lafen ſich Verlufte 
aus der Werthabnahme der Inventarienftüde, beſonders bei 
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dem Viehſtande, nicht vermeiden. Dieſe Stüde können nicht 
nah dem bloßen Anfchaffungspreife gefchägt werben, wenn fie 
durch den Gebrauch verfchlechtert worden find (5). Die zur 
Schaͤtzung beigezogenen und verpflichteten Sachverfländigen wers 
den in einige Abtheilungen (Schürze, gewöhnlich 3) gefondert, 
beren jede ihren gutachtlichen Anfchlag einzeln abgiebt, woraus 
man fodann den Durchſchnitt aller ausgefprochenen Summen 
zieht (e). 
(a) Neuerlid) wird biefe Bedingung öfters gemaht. — In Baden erhält 
der Pachter den vorräthigen Mift und einen, ten Winterbedarf dedens 


den Vorrath von Heu und Stroh unentgeldlih, muß aber beim Abzuge 
gleichviel zurücklaſſen. DB. v. 6. Aug. 1853. 


(3) Man kann hiebei fo rechnen: wie fi der volle Werth im Zuſtande 
der Neuheit zu dem jegigen verringerten Werth (Nüslichkeit) verhält, 
fo aud der Anfchaffungspreis zu dem Anſchlage. IR 3.3. ein Geräthe, 
welches 100 fl. koftete, fo abgenüpt, daß es nur noch die halbe Zeit 
feine Dienfte leiften wird, fo kommt es mit 50 fl. in Anfchlag. 


(e) Bormulare hiezu bei Borowséki, 1,135. Berechnungen mit Rüdfiht 
auf die verfchiedene Dauer in Shönleutner und Zierl, Jahrb. IL 
Beil. I-MI. — Wenn dic Jahreszeit des Pachtwechſels es mit fidh 
bringt, daß der abziehende Pachter befäetes Land zurüdlaflen muß, fo 
müflen ibm bie Beſtellungskoſten von dem Nachfolger vergütet werben. 


$. 119. 


9) Was den Aufwand für die Wirthfchaftsgebäube 
betrifft, fo fallen die Hleineren, genau im Bertrage zu bezeich⸗ 
nenden Ausbeflerungen dem Pachter wie jedem Bewohner herr; 
f&haftliher Gebäude ($. 67.) zur Xafl. Größere Reparaturen, 
beren Eintreten fehr unregelmäßig erfolgt, können nicht ganz 
vom Pachter getragen werben und werden gewöhnlih vom 
Staat beftritten, fo wie die Neubauten. Die Erfahrung zeigt 
hiebei den Mebelftand, daß mandje Pachter ſich die Schonung 
und Erhaltung der Gebäube zu wenig angelegen fein laffen und 
feine Ausbeflerungen fo lange auffchieben, bis größere noth⸗ 
wendig werden, fo wie fie auch oft unnöthige Neubauten vers 
langen. Die jährliche Unterfuchung, ob ihnen feine Radhläfftg- 
feit zur Laft falle, fichert nicht genug, aber aud) der Borfchlag, 
dem Pachter an allen Ausbefferungen einen gewiſſen Theil der 
Koften aufzuerlegen, ift nicht zu billigen, weil dann durch die 
plöglicy eintretende Nothwendigkeit Eoftbarer Bauten die Lage 
eined Pachters zu mißlich werden fünnte. Dienlicher iſt es, 
dem Pachter nach einer genauen Ausicheidung alle diejenigen 


Ran, polit. Dekon. U. 5. Ausg. 1 
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Reparaturen aufzuerlegen, welche von einer regelmäßigen Ber 

ſchlechterung berrühren und einigermaßen überjchlagen werben 

fönnen und bei denen durch Sorgfalt etwas zur Verringerung 
ber Koften geichehen kann, ohne daß man doch aus übel 
angewendeter Sparfamfeit Nachtheil für das Gebäude zu be 

forgen hat (a). 

(a) Die Beflimmung einer Summe, bis zu welcher eine Ausbeflerung vom 
Pachter gefchehen muß, 3. B. 10 Rthlr., it aus obigem Grunde nit 
angemeflen. Sturm, Kameralpr. I, 240. — In jedem Falle ift die 
Ausfcheidung deflen, was aus der Stantscaffe zu befreiten iſt, auch 
nah dem im $. ausgeiprochenen Grundſatze fchwierig. Die Dächer 
können dem Pachter leicht mit der Verpflichtung, jährlid, einen beſtimmten 
Theil umzudeden, übertragen werben. Bon Neubauten kann man dem 
Bachter die Verzinfung der Koften abfordern. — Borfchriften, welde 
©egenflänte der Kammer, welche dagegen unbedingt den Bewohnern 
zur Laf fallen, in Weimar, V. v. 1. Januar 1825, Burdhard 
S. 571. — In Preußen follen die Pachter alle Ausbeflerungen übers 
nehmen, dagegen foll aber im Pachtanſchlag ein darauf fih beziehender 
Anfag unter die vom Rohertrage abzuziehenden Koflen aufgenommen 
werden, der bei fleinernen Bebäuden Ya —1, bei Fachwerk oder Holz 
bau 3/4, — 11/a Proc. der Neubaukoſten ausmadt; v.Rönne S.551.— 
In Baden hat der Pachter zu den Ausbefferungen, die nicht wie gewifle 
benannte Arten ihm ganz zur Laft fallen, die Stoffe Berbeiguführen 
und die Funftlofe Handarbeit zu ftellen, doch find hievon Hauptbauten 
über 500 fl. ausgenommen. Zum Ausbefleen der Dächer flellt der 
Staat die Ziegel und Schindeln. Angef. V. v. 1853. 
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10) Man pflegt dem Pachter zur Bebingung zu machen, 
daß er den Zuftand bed Gutes verbefien (melioriren) folk. 
Wird dieß nur im Allgemeinen gefordert, fo iſt es von geringer 
Wirkung und der Pachter kann leicht durch den Nachweis irgend 
einer unbebeutenden Verbeſſerung biefer Verpflichtung genügen. 
Lange Dauer der Pachtzeit, fowie die Bermöglichfeit und 
Einficht des Pachters können zum Theile eine folche Bedingung 
erfegen, die jedoch immerhin nüßlich ift, wenn fie ſich auf 
gewifle benannte Verbefierungen, und zwar foldhe bezieht, die 
ben Pachter nicht fchon während der Pachtzeit hinreichend 
belohnenden Bortheil bringen, 3. B. das Setzen von Obſt⸗ 
bäumen, dad Mergeln u. f. w. (a). Bei Eoftbaren Berbefle 
sungen ift ed angemeflen, dem Pachter nach befonderer Ueber⸗ 
einfunft einen Theil des Aufwandes zu vergüten, oder fie auf 
Rechnung des Staates zu übernehmen und von dem Padhter 
einen jährlichen Beitrag zu forbern, ober auch bie Koflen 
zwilchen ihm und der Stantscaffe zu thellen (b). 


11) In den Bertrag werben gewöhnlid auch folde Bes 
dingungen aufgenommen, welche ben Staat gegen eine aus- 
faugende oder fonft verderbliche Bewirthfchaftungsweife fichern 
follen. Man muß ſich auf ſolche Puncte beſchraͤnken, deren 
Nichtbefolgung leicht wahrzunehmen iſt und die den Pachter 
nicht in nuͤtzlichen landwirthſchaftlichen Unternehmungen hindern; 
dahin gehoͤrt das Verbot des Verkaufs von Miſt, Stroh, Heu, 
Kartoffeln und Runkelrüben ohne beſondere Erlaubniß, und 
eines au ſehr erſchoͤpfenden Fruchtwechſels, die gleichmäßige 
Beduͤngung und Bearbeitung der Felder in Verbindung mit 
ber Führung von Duͤnge-, Saat⸗ und Arbeitsverzeichniſſen, 
dad Berbot von Lohnfuhren, Beſtimmungen über die Erhaitung 
der Obftbäume x. (ce). Auf großen Pachtguͤtern hat man dem 
Pachter in ben lebten Jahren bisweilen einen vom Staate 
befoldeten Auffeher beigegeben, um ſchaͤdliche Kunftgriffe zu 
verhindern, $. 111. Es ift rathfam, dem abgehenden Pachter 
für die dem Nachfolger zu Gute kommende Feldbeſtellung mit Ein« 
fhluß der Ausfaat, ſowie für den nachweislich noch vorhandenen 
Düngungdftand der Grundftüde eine Entjchädigung zu geben (d). 

12) Andere Vertragsbeftimmungen betreffen a) die Jahres⸗ 
zeit, in welcher der Antritt ded neuen Pachters vor fich gehen 
foll (e), b) das Verbot ber Afterpacht ohne befondere Erlaubniß, 
wo naͤmlich jene landrechtlich erlaubt ift, c) die Beftimmung, 
wer die auf dem Gute ruhenden Laften zu tragen habe, d) bie 
Termine zur Entrihtung des Bachtzinfes, e) Beſtimmungen für 
ben Todesfall des Pachters u. dgl.(f). 

13) Die Pachtgüter werben von Zeit zu Zeit forgfältig.. 
durch die Kammerbeamten oder auch durch höhere Beamte bes 
ſichtiget (e). 

(e) Bol. Nicolai, IL, 167. Sturm, I, 263. 

(8) Hieher gehört befonders die Trockenlegung durch bedeckte Abzüge, d. i. 
das Dräaniren. Da e6 Feine allgemeine Regel für die dadurd bes 
wirfte Bermehrung des Rohertrages giebt, auch die Dauer einer Drans 
anlage noch nicht zu beftimmen ift, fo fehlt es an feften Anhaltspuncten 
zur Berechnung. Der Pachter kann den ganzen Aufwand nur bei langem 
Kortgenuffe des Erfolges, 3. B. 12 — 15 Jahre hindurch, ganz auf 
fi) nehmen, der Bigenthümer nur gegen eine vom Pachter zu leiftende 
jährliche Entrichtung für Zins, Tilgung und Gefahr unerwartet furzer 
Dauer, alfo ungefähr von 6—8 Broc. des Aufwandes. Bine Ver⸗ 
längerung der Pachtzeit kann den Pachter ermuntern, die Verbefferung 
felbn zu beftreiten, fonft müßte er den Erſatz eines Theiles der Koften 


anfprechen. Nimmt man eine 50jaͤhrige Dauer der Anlage an, fo find 
11* 
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(bei 5 Proc, Zinsfuß) 5%/ Proc. Abgabe des Pachters hinreichend, die 
Auslage zu verzinfen und zu tilgen, dagegen gäbe ein reiner Mehr: 
ertrag von 9 Proc. dem Pachter ſchon in 9 Jahren den Erfag, wenn 
er die Ausgabe beflreitet, wobei er aber noch nichts gewinnt. Es iſt 
billig und zwedmäßig, die Verabredung fo zu treffen, daß beide Theile 
ihren Vortheil finden. — Vgl. Seelig, Das Berbältnig zwiſchen 
Gutsherrſchaft und Pachtern bei der Drainirung. 2.9. Kiel 1858. — 
Hofader in Zeller’s Zeitſchrift für die landwirth. Vereine im 
Großh. Heflen, J. 1858. 

() Sturm, I, 223, wo zu viele ſolche Cautelen in Vorſchlag gebracht 
find. — v. Jakob, I, $. 170. — Die Vorſchrift, welcher Biehfland 
gehalten werden muß, ert nicht genug, weil es auf die Yütterung 
anfommt. Hoffmann (Beitfhr. S. 724) räth daher, die Fruchtfolge 
und Peldeintheilung nad Erwägung aller ärtlihen Verhaͤltniſſe und 
im Ginverftändniß mit dem Pater feitzufeßen und biefem dann als 
Richtſchnur vorzufchreiben. 

(d) Diefe Vergütung if in Belgien unter dem Namen pachtersregt auch 

’ bei Privatverpacdhtungen üblih und wird für fehr nüglih gehalten; 
de Lavoleye, Esssi sur l’agrie. de la Belgique 1863 ©. 96. 

(e) Dean Hält insgemein die zweite Hälfte des Junius (Iohannistag, 
24. Suni) für die befte Beit. 

(f) angel bad. V. v. 18. März 1835: Der Pachteontract kann für aufs 
elöft erklärt werden, wenn der PBachter in Gant geräth oder mit zwei 
abreszinfen in Rüdftand bleibt. 

(g) Borfchriften Hiezu bei Hoffmann, ©. 68. 


Anhang. 
Bon den Pachtanſchlägen der Kammergüter. 


8. 121. 


Unter dem Anfchlage eined Landguted oder einzelnen 
Grunbftüdes verfteht man die ausführliche Vorausberechnung 
des von der Bewirthfchaftung defielben zu erwartenden Ergeb» 
nifjed. Die Regeln der Beranfchlagung find in Deutſchland fehr 
ausgebildet und in zahlreichen Schriften dargeftellt worden (a). 
Dieſes Geſchäft beruht auf Erfahrungen aus dem Gebiete ber 
Zandwirthfchaftslchre; da inzwifchen die Anfchläge der Kammers 
güter nach den befonderen Bebürfnifien der Yinanzverwaltung 
eingerichtet fein müflen und deßhalb von Finanzbeamten unter 
ber Reitung der oberen Domänenbehörben verfertiget zu werden 
pflegen, da ferner in Staaten, welche viele Domänen befigen, 
bie Entwerfung einer befonderen Geſchaͤftsanweiſung nöthig ift, 
um bie Tarationen gleichförmig und zuverläffig zu machen, fo 
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muß eine Ueberficht der hierauf ſich beziehenden Grundfäge auch 
in bie Finanzwiflenfchaft aufgenommen werben. 


(6) Borzüglid in Preußen. Aeltere Schriften: Schweder, Tractat 
von Anfhlägen der Güter, 1717. n. A. 1751. — Baffer, a. Eins 
leitung, Cap. 4—10. Bon neueren Schriften f. befonders: 
Nicolai, a. a. O., ID, 1. :—- Boroweli, a. a. O., I, 1. — 
Meyer, Grundläge zur Berfertigung richtiger Pachtanfchläge. Han: 
nov. 1809. — Sturm, Kameralpraris I, 6—146. — Brieger, 
Detonomifchstameraliftifhe Schriften, Pofen, 1803 —9. ILL Bde. vor: 
züglih 11, 49; III, 68. — v. $lotow, Anleitung zur Yertigung 
der Grtragsanfchläge. Leipzig, 1820. 22. U B. (vorzüglih gut). — 
v. Jakob, I $. 106 ff. — v. Malchus, Bolitif der inneren Staats: 
verwaltung, Ur Bd., die angehängten Tabellen. — Klebe, Anleitung 
zur Fertigung ber Grund-Antchläge. Leipz. 1828. — v. Daum, Mates 
rialien zu einer verbeflerten Abichägung des Aders, Wieſen⸗ und 
Weidebodens. Berl. 1828. 4. — Schmalz, Berjud einer Anleitung 
zur Beranfchlagung ländlicher Bruntflüde, Konigeb. 1829. — Putiche, 
Encyklop. der Lande und Hauswirthichaft, VIL, 631. — Blod, Mit 
theilungen landwirthſchaftl. Erfahrungen, Ir Bd. 2. Ausg. 1838. — 
Defien Beiträge zur Landgüter-Schäpungsfunde, Breslau, 1840. — 
v.Honftedt, Anleitung zur Auffiellung und Beurtbeilung landwirthſch. 
—— Hannov. 1834. — Kreyßig, Berichtigung und natur⸗ 
gemaͤße Begründung der landwirthſch. Ertragsberechnungen ꝛc. Prag, 
1835. — v. Jordan, Grundfaͤtze über Abſchaͤtzung der Landguͤter, 
2. A. von Rothkögel, Wien, 1839. — R. Andrs, Darſtellung 
der vorzüglichſten landw. Verhaͤltniſſe, 4. A. von Rieger, 1840. — 
Borzüglih zu beachten iſt bie k. ſaͤchſiſche Geſchaͤftsanweiſung zur Ab: 
ſchaͤzung des Grundeigenthums, vom 30. März 1838 (für bie Grund⸗ 
feuer beflimmt). — Technifhe Inftructionen f. die von d. KR. Generals 
Gommilfion von Bommern beauftragten Oekon. Commiſſarien, Berlin, 
1842. 4%. — Babft, Landw. Tarationdlehre. 2. A. Wien, 1863. — 
Bute Materialien bei Kleemann, Gneyflopädie landw. Berbältnifie. 
1845. — Zeller, Landw. Verhältnißfunde. 4. Abth. 1842— 49. 


g. 122. 


Das durch Beranfchlagung auszumittelnde Ergebniß ber 
fünftigen Bewirtbfchaftung fann fein: . 

1) ein unmittelbare, der reine Ertrag, welder neben 
ber Grundrente auch Eapitalrente und Gewerböverbienft in fi 
fließt. Derfelbe läßt fich unter verfchiedenen Borausfegungen 
erforfhen, nad welchen die Veranfchlagung in mehrere Arten 
zerfällt, naͤmlich: 

a) nad feinem mittleren, bei ber üblichen Bewirth- 

Ihaftungsweife zu erwartenden Betrage, und zwar: 

«) wie er unter den jegigen Umftänden, in der naͤchſten 
Zufunft zu vermuthen if; Anſchlag des nädft- 
bevorftehenden Ertraged, Nutzungs⸗, Er⸗ 
tragsanfchlag im gewöhnlichen Sinne des Wortes. 
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Diefe Beranfhlagungsweife ift für Berpachtungen 
zwedmäßig. Es bleiben dabei folche Nutungen ganz 
außer Anſatz, die dem Pachter gar nicht übertragen 
werden, ober die während der nädhften Pachtzeit 
feinen erheblichen Ertrag verfprechen, 3. B. neue 
Obfpflanzungen; ferner werden gegenwärtige Vers 
hältniffe, die den Ertrag erhöhen ober erniedrigen, 
mit berüdfichtiget, wenn auch ihr längerer Fortbeftand 
nicht wahrfcheinlich ift; 

A) wie er im Durchſchnitte eines längeren Zeitraumes 
fi hoffen läßt; Anſchlag des dauernden Er— 
tragesd. Eines folchen bedarf der Berfäufer und 
Käufer, um den angemefjenen Preis zu finden; ferner 
wird derfelbe bei der Anlegung der Grundſteuer und 
der Arrondirung (II, 8. 100.) benukt; 

b) nad) dem Betrage, den er muthmaßlich auch unter un- 

günftigen Umftänden noch erreichen wird; ein folcher 

Anfchlag des geringfien, fiheren Ertrages 

bient 3. B. zur Beftellung eines Unterpfandes und bei 

der Aufnahme in einen Grebitverein (IL, 8. 114 ff.) (a); 

c) nad) der Größe, zu der er bei einem reichlichen Aufwande 

von Kunft und Capital gebracht werden fann; Anfchlag 

bes fünftlihserreihbaren Ertrages. Ein ratios 
neller Landwirth wird aus einem Anfchlage dieſer Art 
abnehmen, wie theuer er im Außerften Kalle ein Gut 
erfaufen ober pachten darf, aber der Eigenthümer darf 
feine Borderungen und Erwartungen nicht hiernach ein« 
richten, weil auf dad Mitwerben folcher Kaufs oder 

Bachtluftigen in der Regel nicht zu rechnen iſt; 

2) ein mittelbared Ergebniß, ber auf ben Reinertrag 
gegründete Verkehrswerth, der zugleih als Richtfchnur des 
Preifes dient, I, $. 60. Da der Werth der Grunbftüde in 
ihrer Faͤhigkeit befteht, einen gewiffen reinen Ertrag zu geben, 
fo wird aus biefem, unter der Annahme eined gewiflen Zins: 
fuße®, durch bloße Vervielfachung (3. B. mit 222/, oder 25) 
der Werth leicht gefunden. Indeß ift ber Anfchlag der naͤchſt⸗ 
bevorftehenden Nutzung biezu nicht genügend, weil er zu fehr 
veraͤnderlich iſt; man muß folglich, je nach bein Zwecke der 
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Beranichlagung, eine andere der in Nr. 1 angegebenen Ertrags⸗ 
befimmungen zu Grund legen (b). 


(a) Bol. Blod, Mittbeil. III, 250. 

(4) Wan ſetzt gewöhnlih dem Ertragsanihlage den Grundan⸗ 
f Glas entgegen, und verfteht unter diefem Ausdrude eine folche Er⸗ 
mittelung des Werthes und Preiſes, welche auf die ganze Beichaffenheit 
des Landgutes in allen feinen Theilen, abgefehen von einer befonderen 
Behandlungsweife, gebaut if. GEs ift jedoch nicht möglidh, aus der 
natürlichen und kuͤnſtlichen Befchaffenheit der Ländereien allein, ohne 
Berechnung eines gewiffen Brtrages, zu einem Anfage des Werthes zu 
fommen, man muß beim @eldertrage auch veränderliche Umftände, 
3. B. bie Preife der Erzeugnifie, mit beachten, und es ergiebt fih aus 
dem Dbigen, daß jede der drei Grtrageberehnungen b—d eine eigene 
Art des Srundanfchlages geben fann. Nur die Bonitirung bes Bodens 
g. a giebt feRe, unwandelbare Zahlen, die aber Feine Geldſummen 

ezeichnen. 


8. 123. 


Der Pachtanſchlag kann abgeleitet werben: 

1) aus allgemeinen landwirthſchaftlichen Erfah: 
tungen, indem man unterfucht, welchen rohen und reinen 
Ertrag jeder Wirthſchaftszweig bei der gegebenen Beichaffenheit 
bed Bodens, des Klimas, der Abfaugelegenheit u. dergl. und 
unter Borausfegung einer gewifien Behanblungsweife durch» 
ſchnittlich erwarten läßt; 

2) aus dem bisherigen Ertrage bed einzelnen Land» 
guted. Diefer würbe für fih affein nicht völlig maßgebend 
fein, denn es läßt ſich bei ihm ber Einfluß zufälliger Umflänbe, 
bie fowohl in Außeren Ereigniffen, als in ber Perfönlichkeit 
bes Landwirthed, feiner Wohlhabenheit oder Dürftigfeit, feiner 
Einficht oder Unwiſſenheit ꝛc. Liegen, nicht audfcheiden. Gleich⸗ 
wohl fönnen dieſe gefchichtlichen Thatfachen fehr nüglich werden, 
um bie allgemeinen Erfahrungen in ihrer Anwendung auf eine 
gegebene Dertlichkeit zu ergänzen und die unrichtige Auffaffung 
der vorhandenen Umftände zu verbeflern. Es ift alfo noth⸗ 
wendig, jene beiden Berechnungsmittel ftets in Verbindung mit 
einander anzuwenden (a). 

() Schmalz, Anletung, 6.2—5. 


6. 124, 
Die Reihenfolge ber Befchäfte bei der Veranſchlagung eines 
ganzen Landgutes iſt ungefähr biefe: 
1) Der Beamte fucht ſich vorläufig mit bem ganzen Gute 
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befannt zu machen, erforfcht die einzelnen Beftanbtheile, deren 
Größe und Graͤnzen, die Gebäude und deren Zuftand, die zus 
gehörenden Gerechtſame u. f. f. 

2) Es werden fchriftliche Nachrichten gefammelt, weldye als 
Hülfsmittel gebraudyt werben fönnen. Dahin gehören die 
Bermeflungdregifter, bie älteren Anfchläge und Padhtverträge, 
bie Rechnungen bed bisherigen Verwalters oder Pachters, wenn 
nämlich dieſer zufolge des Pachtcontractes verpflichtet ift, feine 
Wirthfchaftsrechnungen zu dieſem Behufe vorzulegen, bie eins 
zelnen zugehörigen Regifter, 3. B. über Saat, Ernte, Aus⸗ 
brufh, Viehnutzung u. dgl., ferner dad Berzeihniß und bie* 
Abſchaͤtzung der Inventarienflüde. 

8) Es werben alle biejenigen Perſonen zu Protokoll ver⸗ 
nommen, welche über den Zuftand, die Behandlungsmelfe und 
ben Ertrag bed Gutes aus eigener Wahrnehmung Auskunft 
geben konnen. Man ſucht auf dieſe Weife diejenigen Puncte 
zu erforfchen, welche aus den fchriftlichen Hülfsmitteln ſich nicht 
mit Hinreichender Deutlichfeit ergeben. Widerfprüde in den 
Ausfagen fucht man durch Gegenüberftellen ber Bernommenen 
zu heben. 

4) Die einzelnen Beftanbtheile des Gutes werden mit Zu⸗ 
ziehung von verpflichteten Sachverſtaͤndigen einer genauen Unters 
ſuchung unterworfen, um ihre Ertragsfähigfeit auszumitteln. 
Bei den Ländereien heißt diefed Gefchäft die Bonitirung, 
Bodenfhähung Man bringt bie Ländereien jeder Art in 
Claſſen und beftimmt die in jede Claſſe fallende Morgenzahl. 

5) Aus den fo erlangten Nachrichten wird die Berechnung 
bed mittleren rohen Ertrages, der fämmtlichen Ausgaben und 
folglich des muthmaßlichen Reinertraged vorgenommen. 

Diefe Arbeiten werden jedoch bedeutend vereinfacht, wenn 
fchon bei einer früheren Verpachtung ein guter Anfchlag zu Stande 
gefommen war und jegt nur eine Prüfung beflelben und eine 
Veränderung wegen ber geänderten Umſtaͤnde noͤthig ift. 


8. 125. 
Bei der Ertragöberedinung werden nad) einem ziemlich all 
gemeinen Herfommen bie einzelnen Zweige bed landwirthſchaft⸗ 
lichen Gewerbes, wie fie auf dem Gute vorkommen (Aderbau, 
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Wieſenbau, Rindviehzucht u. dgl.), abgefonbert behanbelt, fo 
daß man bei jedem 1) den burdhfchnittlichen Rohertrag in Er⸗ 
zeugniflen verfchiedener Art (in natura) ausmittelt, 2) hievon 
fogleih die auf dem Landgute vorfommende Verzehrung an 
folden Stoffen abzieht, 3) den Meberreft nach den Mittelpreifen 
der Gegend zu Geld anſetzt, und endlich 4) von biefer Summe 
die befonderen Geldausgaben abrechnet, welche ber einzelne 
Nutzungszweig erfordert. 5) Die Ergebniffe der fo erlangten 
verfchiedenen Anfchläge werben fobann zufammengerechnet und 
von der Summe werden noch die allgemeinen Bewirthſchaftungs⸗ 
often abgezogen. 
$. 126. 

Diefe Berechnungsart führt zwar zu einem richtigen Haupt⸗ 
ergebnig und laͤßt leicht erfennen, wie viel jeder Theil bes 
ganzen Betriebs zur Bewirtung des Reinertrages beiträgt, allein 
fie ift doch infoferne mangelhaft, als fie den gefammten rohen 
Ertrag nicht darftellt und daher auch das zwifchen ihm unb 
dem Koſtenaufwand flattfindende Verhaͤltniß nicht erfennen Iäßt. 
Man folte alfo entweder 1) nur eine einzige Hauptrecdhnung 
bilden, in biefer zuerft ben Rohertrag aller Zweige zufammens 
ftellen und dann in berfelben Reihenfolge alle Abzüge in natura 
und in Geldausgaben fortlaufend aufführen, um endlich die 
Summen ber fämmtlichen Einnahmen und Ausgaben zu vers 
gleihen, ober 2) wenn man bei jener mühfameren Art ber 
Darftellung beharren will, wenigſtens am Scyluffe aud ben 
einzelnen Anfchlägen auch ben rohen Ertrag und alle Ausgaben 
zufammenziehen. Gewöhnlid hat man überbieß die Ausfchels 
bung ber Ausgaben nad) ben verfchiebenen Betriebözweigen 
nicht volftändig genug vorgenommen und fo ben Rußen jener 
Zerlegung des Anſchlages in einzelne Theile durch die Uns 
genauigkeit derſelben geihwädht (a). 


(6) So müflen z. B. die Ausgaben für Beldfligung und Lohn folder Tag- 
löbner, welde anhaltend mit einer einzigen Berrihtung (Ackerbau, 
Mebbau, Fiſcherei, Schaafwäfche u. dgl.) beichäftigt find, ihre befondere 
Stelle erhalten, vgl. Schmalz, ©. 317. 


$. 127. 


Unter den Beftandtheilen eined Landgutes hat 
L das Aderland in Hinficht auf feine Veranſchlagung 
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gegeben worden. Man muß alfo eine in's Einzelne gehende 
Berechnung anftellen. a) Der fogleih in der Wirthfchaft vers 
zehrte Theil ber Adererzeugniffe ergiebt fih, indem man die 
Zahl der nöthigen Arbeiter und des Spannviehes aus ber 
Menge der vorkommenden Gefchäfte ableitet und bie Speife- 
und Yutterordnung zu Hülfe nimmt. b) Geldaudgaben find 
bei dem Aderbaue gewöhnlich gar nicht aufgerechnet worden, 
allein die Folgerichtigfeit fordert, daß man von den allgemeinen 
Wirthfchaftsausgaben diejenigen bieher verweife, welche auf 
andere Zweige feinen Bezug haben (e). 


(a) Der mittlere Mohertrag, in Roggen ausgebrüdt, iſt nah Blod von 
der beiten Bobenclaffe nicht unter 10 Sceffel auf den preuß. Morgen 
oder 5 Malter auf den bad. Morgen; nach der fächf. Geſchaͤftsanweiſung 
von der Elaffe I, a 171 Meten Roggenwertb auf den ſaͤchſ. Ader 
= 9,9 Scheffel v. pr. M. — 4,% Malter vom bad. M. 

(d) Wo allgemein feine Brache mehr gehalten wird, da wäre es unpaflend, 
ben Ertrag der Brachfruͤchte außer Anfag au laſſen. Auch Handels: 
gewächle dürfen eingerechnet werden, wenn fie in der Kruchtfolge einer 
Gegend regelmäßig vorkommen. 

(e) Bergl. Schmalz, $. 42. — Man kann 3. DB. auf ein Stüd Rind 
vieh von 7 Etrn. lebendem Gewicht bei guter Stallfütterung gegen 
80 — 90 Etr. Heu (oder deſſen Wertb in anderen Futterfloffen) und 
18 — 22 Gtr. Stroh zur Streu annehmen, woraus etwa 220 Gir. abs 
gefaulter Mift erhalten werden. Bei guter Düngung kommen jährlid) 
ungefähr 50 Etr. Mit auf den preuß., 70 auf den bad. Morgen, fo 
das 1 Stüd den Dünger für refp. 4% und 3 Morgen liefert. 

(d) Man nahm an, daß die Koften auf einem Ader, der die Ausfaat dreis 
fach wiedergiebt, der Ausfaat (einem Saatkorn) gleich wären, bei 
vierfahem Körnerertrage 11/a, bei höherem 2 Saatkörnern; 3. B. auf 
1 Morgen 11/5 Scheffel Weizen (zu viel) Ausfaat, bei 5i/sfältigem 
Ertrage 81/ Scheffel Ernte, Abzug außer der Saat noch 3 Scheffel für 
Koften, Reſt 3%/, Schefiel (in preuß. Maaßen). Doch kam es hiebei 
audh darauf an, ob Frohndienſte bei dem Gute waren. Gaffer, 
S. 139. — Bergius, VII, 63. 

(e) 3. B. Geldlohn der Feldarbeiter, Auegaven fuͤr die Ackergeraͤthe, fuͤr 
Ankauf von Duͤngemitteln u. dgl. — Setzt man den Reinertrag des 
Morgens Acker erſter Güte gleich 100, fo wird der Ertrag der anderen 
9 Bodenclaſſen bis zur ſchlechteſten herab nah Floto w's Anſchlaͤgen 
in folgender Abſtufun ausgedrüdt: 79 — 62— 40 - 28 — 17— 10 — 
7-2. Nah Klebe And die Zahlen folgende: 82 — 65 — 50 —43 — 
40 (6. u. 7. &1.) — 29 — 20 —8, nah der pommerſchen Inftruction 
geht der Reinertrag von 63 pr. Mepen Roggen bis auf 4 M. herab. 
Nach der ſächſ. Inftruction ift der Reinertrag in Roggen ausgedrüdt: 


Neben auf den Scheffel auf den Malter auf den 
fähf. Ader 





preuß. M. badiſchen M. 
Gl. La 88,7 5,8 2,57 
„ VL,a 36 2,1 1, 
„ VLd 10 0,8 0,9 
„ Xl,a 5,5 0,% 0,1% 


„ XI, d 2,? | 0,18 0,8 
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Die Abtheilungen a—d entfprechen der Höhe des Landes über bem 
Meere, a hat 500 Fuß und weniger, d iſt die hoͤchſte und kältefle Lage 
von 2400 Fuß und darüber. 


8. 129. 


I. Bei den Wiefen ift die Blaffification nad) der Boden⸗ 
art minder entfcheidend, weil der Ertrag mehr von der Lage 
und Gelegenheit zur Bewäflerung beftimmt wird. Wo das 
gewonnene Futter, wie gewöhnlich, ganz in der Wirthfchaft 
verbraucht wird, da fommt von den Wiefen gar fein reiner 
Ertrag in Anrechnung, doch muß ber mittlere Rohertrag fowohl 
wegen ber Koften ald auch darum erforfcht werben, weil er auf 
die Menge des Viehes, welches ernährt werben kann, Einfluß 
hat. Daffelbe gilt von den Weiden. 


II. Für Semüfegärten bedient man ſich, ba fie nicht 
viel zu betragen pflegen, eined ungefähren Gelvüberfchlages, 
ohne auf eine ausführliche Berechnung einzugehen. Bei den 
Obſtgärten wirb nad ber Zahl, Art und Beichaffenheit ver 
Bäume ein Geldanfat genommen. 


IV. Bei ver Viehzucht muß zuvörberft aus der Vergleichung 
bes Yuttererzeugniffes mit der erforderlichen Menge des Arbeits⸗ 
(Spann) Viehes beftimmt werden, wie viel Nutzvieh gehalten 
werden kann, fodann iſt für bie vorhandene Art beffelben 
(Milchkuͤhe, Maſtochſen, Schanfe ıc.) dad Jahrederzeugniß an 
Milch und Molfenwaaren, an Schlachtvieh, Wolle ıc. zu fuchen, 
bie eigene Berzehrung abzuziehen, der Reft nad) den Marft- 
preifen, der Abfapgelegenheit und der Güte (3.2. feine, mittlere 
oder Landwolle) in Geld anzufegen und davon noch abzurechnen, 
was für Wartung, Butter, Arzneien, Geräthfchaften u. vergl. 
audgegeben wird. 


$. 129a. 


ALS allgemeine Wirthichaftsfoften find diejenigen Ausgaben 
anzufehen, welche nicht einem einzelnen Zweige zur Laſt gefchrieben 
werben können, 3. B. Unterhalt und Yeuerverficherung der Gebäude, 
der Wohn⸗ und Küchengeräthe, Heizung, Beleuchtung, Gefindes 
lohn, Taglohn zum Theil, Unterhalt des Landwirths und feiner 
Familie, Gemeindelaſten u. dgl. "Auch die Geldausgaben für 
bad Spannvieh Eönnen hieher gerechnet werben, weil es viel 
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gegeben worden. Man muß alfo eine in's Einzelne gehende 
Berechnung anftellen. a) Der ſogleich in der Wirthfchaft ver 
zehrte Theil der Adererzeugnifie ergiebt fi, indem man bie 
Zahl der nöthigen Arbeiter und des Spannviehes aus ber 
Menge der vorfommenden Gefchäfte ableitet und die Speifes 
und Futterordnung zu Hülfe nimmt. b) Geldausgaben find 
bei dem Aderbaue gewöhnlich gar nicht aufgerechnet worden, 
allein bie Bolgerichtigfeit fordert, daß man von den allgemeinen 
Wirthichaftsausgaben diejenigen hieher verweife, weldye auf 
andere Zweige feinen Bezug haben (e). 


(a) Der mittlere Rohertrag, in Roggen ausgebrüdt, ift nah Blod von 
der beften Bodenclaffe nicht unter 10 Scheffel auf den preuß. Morgen 
oder 5 Malter auf den bad. Morgen; nach der ſächſ. Geſchaͤftsanweiſung 
von der Elaffe I, a 171 Meten Roggenwertb auf den fächl. Ader 
— 9,9 Scheffel v. pr. M. — 4,% Malter vom bad. M. 

(3) Wo allgemein feine Brache mehr gehalten wird, da wäre es unpaflend, 
den Ertrag der Brachfrüchte außer Anfag au laflen. Auch Handels: 
— duͤrfen eingerechnet werden, wenn ſie in der Fruchtfolge einer 

egend regelmäßig vorkommen. 

(e) Vergl. Schmalz, $. 42. — Man kann z. B. auf ein Stüd Rind⸗ 
vieh von 7 Etrn. lebendem Gewicht bei guter Stallfuͤtterung gegen 
80 — 90 Etr. Heu (oder deſſen Werth in anderen Futterſtoffen) und 
18 — 22 Etr. Stroh zur Streu annehmen, woraus etwa 220 Gir. abs 
gefaulter Mift erhalten werden. Bei guter Düngung fommen jährlid 
ungefähr 50 Etr. Mit auf den preuß., 70 auf den bad. Morgen, fo 
dab 1 Stüd den Dünger für refp. 4Ys und 3 Morgen liefert. 

(d) Man nahm an, daß die Koften auf einem Ader, der die Ausfaat drei⸗ 
fach wiebergiebt, der Ausfaat (einem Saatkorn) gleich wären, bei 
vierfachem Körnerertrage 1%/s, bei höherem 2 Saatkoͤrnern; 3. B. auf 
1 Morgen 1% Scheel Weizen (zu viel) Ausfaat, bei 5'/sfältigem 
Ertrage 81/4 Scheffel Ernte, Abzug außer der Saat noch 3 Scheffel für 
Koften, Met 3%, Scheflel (in preuß. Maaßen). Doch kam es Hiebei 
auch darauf an, ob Brohndienfte bei dem Gute waren. Gaſſer, 
©. 139. — Bergius, VII, 63. 

(e) 3. B. Geldlohn der Weldarbeiter, Ausgaben für die Ackergeraͤthe, für 
Anfauf von Düngemitteln u. dgl. — Sept man den Reinertrag bes 
Morgens Adler eriter Güte glei 100, fo wird der Ertrag der anderen 
9 Bopdenclafien bis zur fchlechtefen herab nah Ylotow's Anfchlägen 
in folgender Abftufung ausgebrüdt: 79 — 62— 40 — 28 — 17— 10 — 
7-2 Nah Klebe End die Zahlen folgende: 82 — 65 — 50 —43 — 
40 (6. u. 7. EL.) —29—20—8, nad der pommerſchen Inſtruction 
geht ber MReinertrag von 63 pr. Mepen Roggen bis auf 4 M. herab. 

ach der fächf. Inftruction ift ber Meinertrag in Roggen ausgedrüdt: 


Neben auf den Scheffel auf den Malter auf den 
fächf. Acker preuß. M. 


badiſchen M. 
Cl. La 88,1 5,% 2, 
„ VILa 36 2,13 1,% 
„VI, d 10 0,8 0,89 
„ Xl,a 5,5 0,% 0,16 


„ X], d 2,° 0,8 0,8 


Die Abtheilungen a—d entfprechen ber Höhe des Landes über bem 
Meere, a hat 500 Fuß und weniger, d ift die höchfle und kaͤlteſte Lage 
von 2400 Fuß und darüber. 


8. 129. 


I. Bei den Wiefen ift die Elaffification nad) der Bodens 
art minder entfcheidend, weil der Ertrag mehr von ber Lage 
und Gelegenheit zur Bewäflerung beftimmt wird. Wo das 
gewonnene Butter, wie gewöhnlih, ganz in der Wirthſchaft 
verbraucht wird, da kommt von den Wiefen gar fein reiner 
Ertrag in Anrechnung, doch muß der mittlere Rohertrag fowohl 
wegen ber Koften als auch darum erforfcht werben, weil er auf 
die Menge des Viehes, welches ernährt werden kann, Einfluß 
hat. Daflelbe gilt von den Weiden. 

II. Für Gemüfegärten bedient man ſich, ba fie nicht 
viel zu betragen pflegen, eined ungefähren Gelbüberfchlages, 
ohne auf eine ausführliche Berechnung einzugehen. Bei den 
Dbfigärten wird nad der Zahl, Art und Beichaffenheit der 
Bäume ein Geldanfag genommen. 

IV. Bei ber Viehzucht muß zuvörderft aus der Vergleichung 
bes Yuttererzeugnifjes mit ber erforderlichen Menge des Arbeitss 
(Spann) Viehes beftimmt werben, wie viel Nutzvieh gehalten 
werden kann, fobann ift für die vorhandene Art deſſelben 
(Milchkuͤhe, Maftochfen, Schaafe 20.) das Jahreserzeugniß an 
Milch und Molkfenwaaren, an Schlachtvich, Wolle ıc. zu fuchen, 
bie eigene Verzehrung abzuziehen, der Reſt nad den Marft- 
preifen, der Abfabgelegenheit und der Güte (3.3. feine, mittlere 
oder Landwolle) in Geld anzufegen und davon nod) abzurechnen, 
was für Wartung, Butter, Arzneien, Geräthfchaften u. bergl. 
audgegeben wird. 


6. 129. 


Als allgemeine Wirthichaftskoften find diejenigen Ausgaben 
anzufehen, welche nicht einem einzelnen Zweige zur Laſt gefchrieben 
werden können, 3. B. Unterhalt und Feuerverſicherung der Gebäude, 
der Wohn» und Küchengeräthe, Heizung, Beleuchtung, Gefinde- 
lohn, Taglohn zum Theil, Unterhalt des Landwirths und feiner 
Bamilie, Gemeindelaften u. dgl. "Auch die Geldausgaben für 
dad Spannvieh koͤnnen hieher gerechnet werben, weil es viel 
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befchwerlicher ift, fie je nach ber Menge der Spannarbeiten bei 
jebem einzelnen Beftandtheile aufzuführen. 

Auch bei der Beranfchlagung eined einzelnen Grundſtuͤckes 
muß man fowohl bie befonderen Wirthfchaftsfoften ald einen 
Antheil an den allgemeinen unter ber Vorausſetzung einer 
gewifien Gutögröße ermitteln, 3. B. die Koflen eined Tages 
Hand- und Spannarbeit, und fie von dem mittleren Robertrag 
abziehen (a). 

(a) Beifpiele in d. a. techn. Inſtr. für Pommern. 


D. Erbpacht. 
8. 130. 

Die Erbpacht ſteht zwiſchen der Zeitpacht und dem Ver⸗ 
kauf in ber Mitte. Der Erbpachter erhält nach bekannten 
Nechtögrundfägen zwar nicht das Eigentbum, aber doch ein 
erbliched Benutzungsrecht, und barf dad But nad) eingebolter 
Genehmigung des Verpachters auch verfaufen, nur nicht zerftüden 
oder weſentlich verändern. Er entrichtet einen jährlichen Grund» 
zind (Kanon) und beim Anfang der Erbpacht zugleich eine 
Eintauföfumme (Erbbeftandgeld), welche, wie die Caution 
bed Zeitpachters ($. 115.) zur Sicherung der Regierung dient. 
Man kann fich diefes Erbbeftandgeld als den einen, Fleineren 
Theil des vollen Kaufpreifes denken, deſſen größerer Theil durch 
den Kanon verzinfet wird (a). Dieſes Nugungsrecht des Erbs 
pachters darf nur dann unterbrochen werden, wenn derſelbe 
längere Zeit die Entrichtung ded Kanons unterlafien bat (B). 
Uebrigend werden neue Erbpachtöverträge fo abgefchloffen, wie ed 
volkswirthſchaftlich und finanziell zwedmäßig fcheint, ohne daß 
man ſich genau an eined ber älteren bäuerlichen Verhältniffe 
anzufchliegen genöthigt wäre. Verſchieden von der Erbpacht ift 
bie Erbzinsverleihbung, mit einem niedrigen Kanon, ber 
nicht als Pachtzins gilt, fondern nur die Anerkennung des 
Obereigenthums bezwedt, dagegen häufig mit einem Handlohn 
(Laudemium) bei Befipveränderungen (c). Dieſe Einrichtung 
trägt fo wenig ein, daß fie nicht bei fchon ertraggebenden Laͤn⸗ 
dereien, fondern nur etwa bei folchen, die erft urbar zu machen 
find, empfohlen werden kann. 
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() IR 3. B. das Gut auf 36000 Fl. angeſchlagen, fo koͤnnten davon 
8000 R. fogleih bezahlt werden und für die ubrigen 28000 fl. würde 
ein jährliher Kanon von 1120 fl. au 4 Proc. gerechnet) ausbebungen. 

8) Bol. Mittermaier, Privatreht, I, $. 488. — Die badiſchen Erb⸗ 
beitände (Landrecht, Art. 1831 ba y find feine Erbpachte obiger Art, 
da fie zum Theile nicht auf alle Erben gehen und beim Verkaufe ein 
Handlohn non hödhftene 2 Proc. bezahlt wir 

(0) Ricolat, I, 253. — v. Jakob, I, $. 186. — Biele Anflebelungen 
diejer Art im preußifhen Staate. Borowsli, I, 211. 


$. 131. 

Die Erbyadıt hat nachſtehende Vortheile (a): 

1) Die Verwaltung wird fehr vereinfacht, denn bie vielen 
bei der Zeitpacht vorkommenden Gefchäfte fallen hinweg und 
man bat neben der Einforderung bed Kanons nur eine ober: 
flaͤchliche Aufficht zu führen, um die Verlegung ber Bedingungen 
($. 130.) zu verhüten. 

2) Die Ländereien werben mit größerem Eifer und Gapitals 
aufwande bewirthfchaftet, denn der Erbpachter ift für ſich und 
feine Erben des Genuſſes der Früchte aller vorgenommenen 
Verbefierungen ficher, fei ed nun durch eigene Benutzung oder 
einträglichen Berfauf des Gutes. Daher wird der Anbau ver- 
beffert und der reine Ertrag der Grundſtuͤcke erhöhet. 

8) Hievon geht aud der Regierung ein Gewinn zu, indem 
a) fogleih von Anfang an die Zinfen des Erbbeftandgeldes 
und der Kanon ben bisherigen Reinertrag überfteigen, zumal 
dba auch die Nachlaͤſſe, Baukoſten zc. erfpart werden, b) bie 
Erbpachtſtücke der Grundfteuer unterliegen (b), c) die Erhöhung 
ber Production auch eine Zunahme in manchen anderen Zweigen 
des Staatdeintommend, 3. B. den Aufmandöfteuern, nad 
fich zieht. 

(a) nieolal, 9 246. — Thaer, Annalen des Ackerbaues. Zuli 1806. 
Nr. — Sturm, I, 273. v. Jakob, I, 196. — 
ulde, 6 — Kreauf e, National, und Staatsöfonomie I, 
351. II, 131. — Burger, Reife duch OÖberitalien, II, 218 (1832). — 


Bolibrüg age, D Das ek im Großh. Medienburg-Schwerin, 1835, 
e 27. 


(d) Allerdings —— nichi ſo hoch, wie freies Eigenthum, belegt werben. 
$. 132. 
Die letztgenannten Bortheile werden dann am größten, wenn 


die Erbpacht mit einer Zerfhlagung (Dismembration, 
Abbau) der großen Domänenhöfe in Eleinere Güter in Ber 
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bindung gefegt wird. Dieß ift da, wo man bie Erbpadt eins 
geführt hat, wirklich geichehen (a), obſchon man bie Zers 
theilung auch bei dem Verkaufe bemerffteligen Tann. Durch 
die Verbindung jener beiden Maaßregeln wird 

1) der forgfältige Anbau des Bodens und die Zunahme de 
Volfdinenge um Bieled befördert, alfo der Wohlftand des Volkes 
und die Macht ded Staates gefteigert, I, $. 368 (b), 

2) die Ablöfung der Frohnen und der anderen, zu ben 
Domänen gehörigen gutöherrlichen Rechte erleichtert. Die neu 
gebildeten mittleren und Fleineren Güter Fönnen ben Beiftand 
ber Brohnarbeiter und der Weiderechte leichter als die bisherigen 
großen entbehren (IL, $. 63.), und in Erwägung des von ber 
ganzen Unternehmung zu hoffenden Nutzens kann man die Abs 
löfung unter billigen Bedingungen geftatten. 


(a) Die Sadbauern (uomini di sacco) in Oberitalien. Hüllmann, Städtes 
wefen, I, 11. Hasse, Cuinam nostri aevi populo debeamus primas oecon. 
publ. et statisticae notiones. 1828. ©. 22. — Bernd v. Arnim machte 
im erſten Drittheil bes 16. Jahrhunderte Soahim I. v. Brandenburg 
den Borfchlag zur Zerfchlagung der Kammergüter, jedoch ohne Erfolg. 
Er nimmt als Beifpiel ein Vorwerk an, welches gegen 11 Wifpel (zu 
24 pr. Sache) Waizen und Roggen, 10 W. Haber und Gerfte giebt, 
ferner (im Brachfelde) Weide für 600 Schaafe und 20 Kühe, woraus 
fih, nach Abzug von 20 Rthlr. Koften, ein Reinertrag von 274 Rthlr. 
bildet. In 44 Bamilien zu 18 Rthlr. Abgabe vertheilt, Bringt biefe 
Fläche 792 Rthlr. ein, ferner können Gebaͤude und Inventar verkauft 
werben. (Der Vrf. fheint ungefähr 900 pr. Morgen Ader angenommen 
zu haben.) Sein Sohn foll in Kurſachſen von 1555—70 300 Domänen 
erfhlagen haben, doch ift dieſe Nachricht nah Hüllmann's Unter 
uhungen noch zweifelhaft und vielleicht nur von Anfledelungen auf 
neu urbar gemadtem Lande zu verfiehen. 1701 begann im preußifchen 
Staate Lie Vererbpachtung, die aber 1711 wieder aufgehoben wurde. 
Die Beweggründe zu dem letzteren Schritte fcheinen theils in irrigen 
Borftellungen, theild aber auch in den bei der Vererbpachtung begangenen 
Sehlern gelegen zu haben, fo daß man daraus gegen bie Rüglıchfeit 
der Sache im Allgemeinen feinen Beweis nehmen fann. Friedrich II. 
ertheilte und vererbpachtete über 300 Borwerke, Friedrich Wilhelm II. 
* dieß bei drei Domaͤnen im Oderbruche fort und Friedrich Wilhelm IIL 
ließ eine größere Anzahl, befonders in Oftpreußen, in Erbpacht geben. 
Der preuß. A. für 1860 enthält noh 771116 Rthlr. Erb⸗, Grund: und 
Domänenzins, Kanon und Geldreuten für Getreide nah Durdfchnittss 
preifen, nebſt 10154 Rthlr. aus Naturalpräftationen. 1857 waren noch 
205 116 Rthlr. mehr angenommen worden. In Ansbad (1757), Baireuth 
(1763), Walde (1755), Heflens Darmftadt (1773), Böhmen (1776), 
der Mheinvfalz, fing man an, dieſe Beifpiele nachzuahmen. In ben 
dänifhen Staaten geihah dieß feit 1763 in großer Ausdehnung und 
mit gutem Erfolge. Auch in Medienburg geichieht es Häufig. Mecklenburg⸗ 
Schwerin bat nach dem M. für 1850 1104 größere Erbpachtshoͤfe mit 
90 Hufen, 821 bäuerliche Erbpadhtgüter mit 163 Hufen, 6379 Büdner⸗ 
ftellen mit Hi Hufen, zufammen 344,9 Hufen (86922 bad. M.), welde 
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mit einigen Mühlen 222865 Rihlr. Kanon einbringen. Hüllmann, 
Geſchichte der Dom.:Ben. ©. 93. — de Herzberg, Huit disser- 
tations, S. 193. — Bergius, Dragsain, U, 207. — Ramphövener, 
Befchreib. der bereits vollführten Niederlegungen koͤnigl. Domänengüter 
in den He a Schleswig und Holflein, Kopenhag. 1787. — Noͤl⸗ 
dechen, Briefe über das Niederoderbruch. Berlin, 1800. — Krug, 
Nationalreihth. des preuß. Staates, IL, 418. — v. Rönne, Domänen: 
weien des preuß. Staats ©. 56. — Schwerz, Aderbau ber Pfälzer, 
S. 2714. (Ibersheimer Hof.) — Ueber die günftigen Folgen der Bers 
erbpachtungen in Pommern Hering, Ueber die agrarifche Geſetzgeb. 
in Preußen, 1837, ©. 102. — Gr. Moltke, Binnahmequellen, ©. 27. 
(5) Auf die Zunahme der Bolfsmenge und alſo der taffenfäbigen Mann: 
fhaft bat man oft zu großes Gewicht gelegt, denn es wurde in ihr 
fein Bortheil liegen, wenn die Production fi nicht gleihmäßig erwei⸗ 
tete. — In Schleswig und Holflein wurden 1765— 87 52 Domänen 
von 44356 Tonnen (116000 preuß. Morgen) zerfchlagen. Davon 
wurden 6454 T. Wald zurüdbehalten, 5471 T. zu Abfindungen und für 
Dürftige verwendet, 32943 in 1095 Güter zertheilt, von 2—500 Tonnen 
Größe, doch meiftens zwifchen 12 und 80 Tonnen (30-200 Morgen). 
Der Kanon betrug 106039 Rthlr.; hiegu die Zinten bes Erbbeſtand⸗ 

geldes von 596252 Rthlr. mit 23850 Rthlr. gefchlagen, ift 

die Cinnahme nad der Zerfchlagung. . . 129889 Rthlr. 
die vorherige Sinnahme war . . »- . . 87246 „ 
alfo Mehrertrag 42643 Rtihlr. 
oder 50 Proc. des früheren Ertrages, wozu noch die Ginnahme von 
dem vorbehaltenen Walde kommt. Rampbövener, ©. 208 und die 
angehän te Tabelle. — Aus Noͤldechen's Mittheilungen (f. (a)) er: 
giebt ih Folgendes: Die 3 Güter Solifante, Poſedin und Wilhelmsaue, 
Aulammen 3610 pr. Morgen, wurden unter 107 Familien vertheilt, in 
tellen von 3 Morgen (39 an ber Zahl), 30 M. (22), 60 M. (26), 
94 M. (5) und I von 578 M. 6 war 


vor nad 

ber Zerfchlagung 
1) Zahl der Menfchen auf den Gütern 45 596 
2) Pirdeahl . . > 2 2 20 10 124 
3) Anzahl dr Kühe . . . . .. 16 333 
4) Kometen - » > 2 2 20. 521 1414 Wiſp. 
5) Romerbraub -. . . 2 2 2. 28 439 „ 
6) verfäuflicher Uebrfhuß . . . . 410 752 „ 
7 Biehnugung, Stroh, Bier u... . 7765 8229 Rihlr. 


8) ganzer Erlös aus verkauften Erzeug⸗ 
niſſeenn.. nn. 15537 22726 „— 
9) Binnahme für den Staat . . . 4077 BIT, „ 
Demnach Hat die Maſſe der verfäuflichen Dinge um 46, ber Ertrag 
für die Staatscaffe um 26 Proc. zugenommen. 


8. 133. 


Gegen biefe Maaßregel werben mandherlei Einwendungen 
in ſehr verfchiebenem Sinne gemadt, fo daß man bald die 
Zeitpadht, bald den Berkauf vorzieht. Im Vergleich mit 
ber Zeitpacht wird gegen bie Erbpacht erinnert (a): 

1) daß der Staat nicht mehr über die Güter verfügen und 
folglich bei veränderten Umfländen nicht eine andere Benutzungs⸗ 


Rau, polit. Delon. III. 5. Ausg 12 
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weiſe wählen kann. — Dieß iſt zwar richtig, aber nicht nach⸗ 
theilig, weil der Uebergang der Laͤndereien in die Haͤnde von 
Landwirthen, welche ſie mit dem Eifer des Eigenthuͤmers be⸗ 
handeln, die günftigften Wirkungen bat, und weil die Regie⸗ 
rung nicht bloß viele Mühe erfpart, fondern auch zugleich eine 
erhebliche Vermehrung ihrer Einkünfte erlangt; 

2) daß man die Gelegenheit verliert, von Zeit zu Zeit ben 
Pachtzins zu fleigern, und bei einer Preiserniebrigung ber eblen 
Metalle an einem Geldkanon viel einbüßen fann. — Hiebei ift 
zu bemerfen: a) In Gegenden, die noch ſchwache Bevölferung 
und fehr niedrige Grundrenten haben, mag es rathfam fein, 
bie Bererbpachtung zu verfchieben, weil fie wenig einbringt und 
ber Nupen ber fpäteren Erhöhung ber Rente ganz den Erbs 
pachtern zufallen würde. b) Wenn gleid, die durch den Erb⸗ 
pachter bewirkte Ertragsvermehrung der Regierung feinen uns 
mittelbaren Vortheil gewährt, fo trägt doch die vermehrte 
Grundrente auf mehrfachen Wegen mittelbar zur Erhöhung ber 
Staatseinfünfte bei, und bei der Zeitpacht würden fo bedeutende 
Derbefierungen gar nicht unternommen werben. c) Eine Er- 
höhung ber Grundrente zufolge der geftiegenen Getreibepreife 
fann durch angemefiene Beftimmung des Kanons auch für bie 
Staatöcaffe ergiebig gemacht werben, $. 134. 

3) Die Regierung Tann ſich immer einen begüterten Zeits 
pachter wählen, bei ber Erbpacht aber nicht verhüten, daß das 
But an einen bürftigen Erben gelangt. — Gegen diefen Nach⸗ 
theil Fann man fi wenigftend zum Theil fchügen, indem man 
ein anfehnliches Erbbeftandgeld anfegt, fo daß der Kanon nicht 
fo hoch if, um nit in jedem Falle ficher eingehen zu Fönnen. 


(a) Sifeig gegen bie Erbpacht v. Dujanovice im Amtlichen Bericht über 
bie Stuttg. landw. Verſamml. ©. 


8. 134. 
Der öfter gemachte Borfchlag, nad) längeren Zwifchenzeiten, 
3. B. nad) 33 oder 50 Jahren, eine Durchſicht der Erbpachts⸗ 
bedingungen zu veranftalten, wobei nad) Befinden der Umftände 
ber Kanon erhöht werben könnte (a), hat Vieles gegen fich, 
weil ſich die Grundſaͤtze für eine folche Unterfuchung nicht ſcharf 
genug beftimmen laflen unb weil folglich ber Erbpachter beforgen 
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muß, daß feine Nachkommen einer willürliden Behandlung, 
einer unrechtmäßigen Berfchlimmerung ihrer Lage, ja vielleicht 
einer Bertreibung von dem Gute audgefegt fein möchten. Diefe 
Furcht würde die Anerbietungen der Bachtluftigen fehr verringern. 
Dagegen ift es leicht, den Kanon nad) Getreidepreiſen einzu⸗ 
richten. Dieß ift bereit auf die Weiſe gefchehen, daß man 
ihn in Getreide ausbrüdt und nad) dem. 30jährigen Durch⸗ 
fchnittspreife in Geld entrichten läßt (d). Rad) den oben auf 
neftellten Sägen (II, $. 59.) follte jährlich ober von einer 
Periode zur andern ein Theil des Kanond nach den Durch⸗ 
fchnittöpreifen eines jüngftverfloffenen Zeitraumes, ein anderer 
Theil nah dem Jahres⸗Marktpreiſe baar bezahlt werben. 


(a) 3. B. nad v. Seutter, ©. 36. — Forbonnais riet$ 1758, bie 
franzöflfchen Domänen auf 100 Jahre zu verpachten, in kleinen Abs 
theilungen von 8— 900 Liv. Pachtzins. Recherches & considerations, 


IL, 158. 

Sm oftpreußiichen Kammerbepartement : halb Roggen, halb Gerſte; der 
durchfchnittliche Marktpreis einer 30jährigen Periode wird während ber 
folgenden 30 Jahre zur Bezahlung angewendet, doch darf der Mittels 
preis der einen Periode nicht über das Doppelte vom Preiſe der vor 
bergehenden fleigen. Krug, NRat.-Reichth. II, 42. 


8. 135. 


Im Bergleich mit dem Berfaufe ($. 124.) wird bie 
Erbpacht getadelt, weil der Erbpachter nicht in der freien Lage 
bes Eigenthuͤmers fich befinde, 3. B. nicht einzelne Theile des 
Gutes verfaufen ober verändern bürfe, folglich weniger Luſt 
und Gelegenheit habe, der Ertrag und fein Einfommen zu vers 
größern (a). Daß die Lage des Eigenthümerd für Culturver⸗ 
befierungen noch günftiger fei, fann nicht in Abrede geſtellt 
werben, doch ift 1) der Unterfchieb beider Zuftände nicht erheb- 
ih genug, um ba die Erbpacht unratbfam zu maden, wo 
man aus anderen Gründen den Verkauf nicht zuträglich findet; 
2) die Erbpacht bringt in jedem alle die Ländereien fchon in 
die Hände von Landwirthen, welche mehr für biefelben thun 
als Zeitpachter; fie ift alfo ein Kortfchritt und kann ald Ueber 
gang zur vollen Veräußerung betrachtet werben; 3) zubem läßt 
ſich jener Unterfchiebd nody vermindern, wenn man 2) bei ber 
Zerjchlagung Güter von einer, ben örtlichen Berhältnifien ent- 
fprechenden Größe bildet, b) bie Veränderung ber Benutzungs⸗ 
art (facies fundi) dem Erbpachter erlaubt, c) einen Theil bes 

12* 


— 
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Kanons ablöslih macht, auch d) den Berfauf einzelner Grund» 
ftüde auf Anfuchen des Erbpachters erlaubt, wobei ein ver 
hältnißmäßiger Theil des Kanons auf ben Käufer übergeht oder 
abgefauft wird. Im erften Falle würde ſich die Bererbpachtung 
in einen Berfauf gegen einen bloßen Grundzins ummanbeln, 
ber, wie alle ähnlichen Reallaften, für ablöslicy erklärt werden 
müßte (II, 8. 61.), dann aber nichts Nachtheiliges in fidy ent 
bielte, II, $. 57. 


(e) 3.8. Lotz, Handb. TU, 107. — Dluffen, Beiträge 3. e. Ueberfeäht 
ls ⸗Ind. in Dänemarf, deutfh von Bliemann, ©. 104 


8. 136. 


Die Erbpacht hat nad) diefen Betrachtungen für Domanial- 
Hofgüter weſentliche Vorzüge (a). Dagegen fteht ihr der in 
der heutigen Volkswirthſchaftspolitik angenommene Grundſatz 
entgegen, daß die Befreiung der Grundeigenthümer oder erblichen 
Nutznießer von allen Berbindlichfeiten gegen die Realberechtigten 
(Butsherren) zu befördern fei. Hieraus folgt, daß man fein 
neues bäuerliche® Verhältniß entftehen laſſen, oder es wenigftend 
ſogleich ablösbar machen fol, und daß auch die vorhandenen 
Erbpachter in den Stand gefegt werben müflen, bad nur mit 
einem ablöslichen Grundzinſe beſchwerte Eigenthum zu erlangen. 
Man wirb baber in vielen Fällen, wo man fi, fonft zur Vers 
erbpachtung, aber noch nicht zu dem Berfaufe entichlofien haben 
würbe, bei der Zeitpadht ftehen bleiben. In Ländern, wo 
eine völige Veräußerung der Staatdgüter noch nicht rathfam 
ſcheint ($. 98.), kann fürd Erfte die Vererbpachtung ſchon eine 
Verbefferung im Zuftande ber Landleute herworbringen. Auch 
wiberftreitet e8 jenem Grundfage nicht, Domänen fo zu vers 
faufen, daß ein Theil des Preiſes alsbald baar entrichtet, für 
ben andern Theil ein ablößbarer Grundzins ausbedungen wird, 
welcher ſich nach ©etreibepreifen regelt, und befien Ablöfung, 
wenn fie vom Cigenthümer begehrt wird, nach dem durch jene 
Preife beftimmten Gelobetrage des legten Zeitraums erfolgt (5). 
Bei biefem Berfahren, ober bei der wahren Erbpadht, wo ihr 
die obigen allgemeinen Gründe nicht entgegenftehen, find fol« 
gende Regeln zu empfehlen: 

1) Bei der Zerfchlagung großer Güter find, je nach ben 
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örtlichen Umftänden, mittlere und Fleine Bauerngüter zu bilden; 
damit es jedoch an Taglöhnern nicht fehle, find auch Familien 
mit fo Heinen Landtheilen anzufeben, daß fie genöthigt bleiben, 
Lohnarbeit zu Hülfe zu nehmen (c). 

2) Man ſucht die einzelnen Güter abzurunden (II, 8.97.) (d). 

3) Wenn ed an folchen Kauf⸗ und Erbpachtluſtigen fehlt, 
bie aus eigenen Mitteln Wohnungen, Ställe und Scheunen zu _ 
erbauen vermögen, fo muß dieß auf Rechnung des Staates 
geichehen, wobei man dann bie wohlfeilfte Bauart, 3. B. aus 
ungebrannten 2ehmziegeln oder aus geftampfter Erde (Pifebau) 
vorziehen wird. 

4) Die Erfahrung hat gezeigt, daß es gut ift, ben Grundzins 
fogleidy bei der Belanntmachung der Veräußerungdbedingungen 
feftzufegen und dann nur bie anfängliche baare Einzahlung 
(Erbbeftandgeld) durch Verfteigerung beftiimmen zu laffen, weil 
fonft, wenn man Mehrgebote bei dem Grundzinfe veranftaltete, 
leichter aus Unbedadhtfamfeit übermäßig hohe Anerbietungen 
erfolgen (e). 

5) Die Erwerber haben feinen rechtlichen Anſpruch auf 
Nachläffe, doch follten dieſelben bei großen Unglüdöfällen bes 
williget werben ($. 117.) 


(a) Nicht für Privatperfonen, weil diefe ſich oder ihren Erben die Wahl 
einer anderen Benutzungsweiſe frei laflen follten. 

(5) Der Grundzins Fönnte auch auf eine gewiffe, nicht zu lange Zeit von 
Jahren unablösbar gemacht werden, oder man kann ausnahmeweife 
einen höheren Abkau ebeirag, 3. B. das 22%, oder 25fache verabreden. 

(e) 3. B. von 1 Morgen; vgl. Nöldechen, ©. 100. - 

(d) Ebend. ©. 117. 

(e) Ramphövener, ©. 2. 


I. Waldungen. 
8. 137. 

In den meiften Staaten gehört feit früher Zeit ein anſehn⸗ 
licher Theil der ganzen Waldfläche zu den Domänen (a) unb 
wird mit Hülfe eines zahlreichen niederen und höheren Forſt⸗ 
perſonals bewirthichaftet. Diefer Horftbefig der Regierung war 
urfprünglich mehr der Jagd ald der Holznugung willen gefchäßt, 
diefe trat aber jpäter bei dem Steigen der Holzpreife in immer 
größerer Wichtigkeit hervor und wurde mit zunehmender Sorg- 
falt behandelt, wie er denn auch in vielen Ländern eine ans 
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fehnliche Einnahme in die Staatdcafle bringt. Man hielt indeß 
fortwährend die Domänenwalbungen audy aus volföwirthfchaft- 
lichen Gründen, um die Berforgung bed Bolfed mit Holz 
bauernd zu fichern, für unentbehrlich, und verwaltete fie zugleich 
mit Hinficht auf biefe Beftimmung. In der neueften Zeit find 
gegen bie Staatsforftwirthichaft manche Einwendungen gerichtet 
worden. Daher müflen biefe bier zuvörberfi geprüft und es 
müffen die für die Veräußerung der Domänenwaldungen geltend 
gemachten Gründe (5) beleuchtet werben, eine Betrachtung, bie, 
wenn jene Meinungen fi) ald unhaltbar zeigen, wenigftene 
zur gründlichen Rechtfertigung der Staatswirthforfifchaft bient und 
auch zur Erfenntniß verfchiedener, in ber älteren Borftpraris 
begangener Mißgriffe führen fann. | 


(a) Aus den folgenden Angaben über die Ausdehnung dieſer Waldungen 
läßt fich einigermaßen der Umfang ber mit ihnen verbundenen Ber: 
waltungsgeichäfte erfennen, doch verurlachen die weiten Korften ſchwach⸗ 
bevölterter Länder oder Gegenden verhältnißmäßig weniger Mühe, weil 
in ihnen der Holzpreis niedrig zu fein pflegt. 

Baden 1860: 227120 Morgen (zu Oo, Heft.) Domänenwaldungen 
unter ber Bewirthfchaftung der Forftbehörbe nebft 14000 M., die zur 
Eivillifte gehören. 

Baiern 1860: 2358648 b. Tagwerf (zu 0,4 Heft.), ferner 
12000 T. unbeftodt, aber zum Walde tauglid) und 251868 T. uns 
productiv, alfo zufammen 2682518 T. Hievon find 280857 M. 
Salinen: und Bergwerköforften, außerdem befinden fih 54000 M. 
Salinenwaldungen auf äfterreihiichem @ebiete. 

Belgien 1840: 34810 Heftaren. 

Sranfreich 1855: 1171000 Heft. 

Großbritanien g. 60000 Aeres (zu 0,405 Heft.) 

Hannover (Fellgabe zur Verfammlung der bdeutichen Lands unb 
Korftwirthe, 1852) 986781 M. (zu 0,% Helt.), wovon 212980 im 
Harz und 44180 Klofterforften. 

Heften, Großh., 342000 Morgen (zu 0,% Het.) 

" Kurf., (nah Hildebrand) 989531 Nder (zu 0,99 9.) 
aredTenburg- Schwerin 1851: 47741000 DRutben, von denen 
100 — 0,%7 Heft. : 

Naffau 1849: 144000 M. (zu 0,3% Heft.) 

Deflerreich 1862: 5460000 Joch (zu 57,55 Seit.) = 546 öflerr. 
— 572 d. OMeilen. 

Preußen (Staatshaush.:Gtat für 1858) 7148997 M. (au 0,85 9.) 
wirklicher Wald und 835 594 anderweitig benugte Flaͤchen, 1861 
1115284 M. bewaltet, 870389 anderweitig benußt, 73366 zu Ber: 
taufhungen und NAblöfungen beftimmt. 

Europäifhes Rußland g. 123 Mill. Defijätinen (zu 1,99 H.) 
oder 69 Proc. der gefammten Waldflähe, nah Tengoborsfi. 

Sachſen 1856: (Budg.-Bericht von 1857) 275568 Ader (zu 0,559.), 
wovon 9774 Acker nicht bewaldet. 

Meimar, 145000 M. (zu 0,9% Heft.) oder die Hälfte der Wald; 


aͤche. 
Würtemberg (1850) 583398 M. (zu 0,915 Heft.) 


— 18 — 


(5) Brüher v. Hazzi und Trunf, neuerlich befonders: Lotz, Handb. III, 
134. — Pfeil, Grundſaͤtze der Forfiwirthihaft in Bezug auf bie 
Nationalöfon. u. die Staatsfinanzwifl., I, 324, womit aber in bem: 
felben Werke II, 19, 37 zu vergleichen find. — Cordier, Agriculture 
de la Flandro francaise, ©. 396 ff. — Riedel, Die Domänen und 
Forſten ıc. des preuß. Staats. 1849. — Bergius im Archiv der 
Landesfunde der preuß. Monarchie, 1856, ©. 77, befämpft von Wiefe 
in Wilda, Landwirthſch. Bentralblatt, 1859, Suppl. ©. 107. 
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Der Berfauf der Staatöforften iſt aus folgenden Haupt: 
gründen angerathen worben: 

1) Die Beibehaltung von Waldungen im Eigenthume bes 
Staates fei zur Befriedigung bed Holzbebürfnifies des Volkes 
nicht nothivendig, denn die Bürger würden, wenn bie Wälder 
in ihre Hände gelegt wären, biefelben fehon ihres eigenen Vors 
theild willen gut behandeln und fich die hiezu erforderlicyen 
Kenntniffe verfchaffen, ohne daß deßhalb Staatöforftbeamte 
unterhalten werden müßten. 

2) Privateigenthümer würben dem Waldboden einen größeren 
KReinertrag abgewinnen, ald ihn die Staatscafje bezieht, indem 
fie theild die zum Anbau fähigen und in Bezug auf dad Holz 
bevürfniß entbehrlichen Waldgründe in Aderland ummwanbelten, 
theild die beibehaltenen beſſer benugten. Die Erfahrung zeige 
ben niedrigen Ertrag der Staatswalbungen, deſſen Urfachen in 
ber Koftbarfeit ded Perſonals, in dem geringeren Eifer befols 
deter Verwalter, in der Bernachläffigung der Nebennugungen 
und in der unvermeidlichen Schwerfälligfeit des Geſchaͤftsganges 
liegen. Der Staat werde alfo im Vergleich) mit dem jeßigen 
Reinertrage einen fehr belohnenden Kaufpreis erhalten fönnen (a). 


(a) In Frankreich wurde aus Ähnlichen Grünten durch das Belek vom 
25. März 1831, als man zu den Kriegsrüflungen eine Summe von 
200 Mill. Kr. brauchte und nicht unter günftigen Bedingungen borgen 
zu Eönnen hoffte, der Berfauf von 300000 Heft. Staatswald befchlufien, 
in 5 Sahren zu beenden. On tremble, fagt Laffitte (Dep. K. 11. Febr. 
1831), pour la conservation de cetto masse de bois, parcequ’on suppos6 
& tout le monde la volont& d’abattre et de döfrieher. Cette crainte 
n'eat guöre fondde. Presque tous les bois ont &t& convertis 
en tsillis sous futaie (Mittelwald), pour ötre coup6s tous les 
20 ans. Ils sont devenus döslors un revenu solide, rögulier, facile & 
diriger, et qu’un grand nombre de propriötaires ont recherchö avec 
empressement. Seit 30 Jahren feien nur 90000 Heft. ausgerodet und 
faR eben foviele neu angelegt worden. Die Staatsforften tragen nur 
2— 21/2 Proc. des mittlern Berkaufspreifes; in etwa 20 Depart. bringen 
fie nicht einmal den Betrag der Apdminiftrationsfoflen ein, Humann, 
Eommifl.:Beriht, 24. Dec. 1830. — Man muß aber biebei erwägen 
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1) die Mängel ber franzoͤſiſchen Korftwirthichaft, 2) die Vorzüge bes 
Hochwaldes (I, $. 391.) und die in den vielen Nadelwäldern Deutich- 
lands begründete Unmöglichkeit der Niederwaldwirthichaft. — Das Ers 
gebniß des befichloffenen Verkaufs bis zum Sahre 1835 war biefes: 
8 waren veräußert 116780 Heft. für 114297000 Fr., der Anſchla 
war 107032 000 Fr., aljo der Mehrerlös 7264000 Fr. Diefe Wal 
dungen hatten bisher 4140000 Fr. ertragen, wovon aber für Auffichte- 
foften 143600 Fr. abgingen, alfo war ber reine Ertrag 3-996400 oder 
34 Fr. vom Hektar und 3'/a Proc. des Erlöfes. Die Grundfteuer, in 
welche die verfauften Waldſtuͤcke eintreten, ift 261475 Fr. und entfpricht 
zu 3%. Proc. einem Capital von 7470000 Fr. Schlägt man bdiefe 
Summe zu obigen 114297000 $r., fo erhält man eine @innahme von 
121767000 Fr., welde 14735000 Fr. über den Anichlag ausmacht 
und wovon ber bisherige Reinertrag 3,8 Proc. if. 


8. 139. 

Diefen Sägen müflen andere fehr erhebliche Erwägungen 
entgegengeftellt werben (a). 

1) Die Forftwirthfchaft hat in der Langſamkeit des Holz 
wuchfes, in ber Größe des ftehenden Holzvorrathes (I, 8. 389) 
und in ber geringen Menge von Arbeit, die eine Waldflaͤche 
im Bergleih mit einer Feldflur oder einem Gartenbezirk bes 
fhäftigt (8), viel Eigenthümliches. Sie bietet für Unternehmer, 
die durch Fleiß und Eifer im Gewerböbetriebe in kurzer Zeit 
anfehnliche Gewinnſte erftreben, feinen günftigen Spielraum. 
Wer einen rafhen Umfag feines Capitales beabfichtigt, ber 
wird durch bie regelmäßige Benugung eines Waldes, zumal 
von Hodhftämmen, nicht befriebiget und ift Leicht in Verfuchung, 
durch Verminderung der ftehenden Holgmafle, felbft auf Koften 
ber Nachhaltigkeit (Ueberhauen), oder durch eine gänzliche 
Zerftörung des Waldes, eine baldige Entichädigung für den 
Kaufpreis zu fuchen (c). Obgleich für reiche Perfonen, die auf 
bie Berforgung ihrer Nachkommen bedacht find, die Erhaltung 
ber Waldungen zwedmäßig ift, weil fie eine fichere und mit 
der Zeit fogar fteigende Rente gewährt, fo muß man body fehr 
bezweifeln, daß ſich für die Staatöwaldungen leicht Käufer 
biefer Art finden würden, indem folche begüterte Perfonen, 
3. B. Standes- und Grundherren, großentheild ſchon Privat: 
walbungen befigen, bie allerdings von ihnen in der Kegel 
forftmäßig benußt werden. Biele Bapitaliften fcheuen auch darum 
den Anfauf eined Waldes, weil fie nicht in deffen Nähe wohnen, 
Unrebdlidyfeiten befürchten und dad darauf gewendete Vermögen 
nicht belichig zurüdziehen zu können glauben. 
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() S. vorzüglich Hundes gen Gneyclop. II, 744 ff. der 1. Ausg. 


5 

und die dort angeführten Schriften. Deſſ. Korftpolizei (2. Ausg. der 
En) ©. 44 ff. — v. Jakob, Fin. I, 8. 225. 239. — Behr, 
Wirthſch. des Staates, S. 61. — Kraufe, National: und Staates 
öfonomie, I, 108. — Schenk, Volkswirthſchaftspflege, F. 182. 

(6) Nah Hundeshagen auf ungefähr 500 Morgen 1 Arbeiter. 

(e) Daß die meiften Waldkaͤufer Speculanten find, die ſogleig die Art an⸗ 
legen, wird beflätigt in Verhandl. der Deput. Kam. in Baiern, 1822, 
Beil. X, 19. — Hundeshagen, F. Pol. ©. 108. 
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2) Wenn man die Waldungen fo benugt, daß fie in Furzer 
Zeit die Kauffumme vergüten, fo entfteht zwar nicht ſogleich 
Holzmangel, aber doch Leicht ein geringerer Holzertrag und eine 
Holgvertheuerung, wobei eine größere Waldfläche nöthig wird, 
um dad Volk fortwährend mit Holz zu verforgen. Das An- 
legen neuer Waldungen ift foftbar und ber Vorſchuß der Anbaus, 
Auffichtsfoften und Steuern wird erft nach langer Zeit erftattet, 
was die meiften Menfchen von einer folhen Anwendung ihres 
Capitales abhält, zumal da auch der Waldbefig nicht frei von 
Gefahren if. Daher ift hierauf wenig zu rechnen, außer wo 
das Holz ſchon theuer ift (a). Meberdieß giebt es Wälder, 
deren Boden fich zu Feiner anderen Benutzung eignet, die aber, 
einmal zerftört, wegen des Mangeld an Schuß gegen Hiße oder 
Kälte und wegen des Abſchwemmens der guten oberen Erbe 
nicht wieder hergeftellt werden können. Solche Waldungen, auch 
wenn fie jegt noch wenig eintragen, follten unbedingt erhalten 
werden, und dieß gefchieht am ficherfien und leichteften von ber 
Regierung (d). Demnach ift eine volföwirthichaftlich nügliche 
Forſtwirthſchaft am beften daburdy zu bewirken, baß ein Theil 
der Waldungen fortwährend im Eigenthume des Staates bleibt. 


(a) Schenk, ©. 192. Daß reiche Sutsbefiger, befonders wenn fie leb⸗ 
haft auf die Erhaltung des Wohlftandes in ihrer Familie bedacht find, 
auch Gemeinden Öfter neue Waldungen anlegen, zeigt die Erfahrung. 
Aber von den mittleren und Fleineren Grundeigenthümern ift dieß wenig 
zu erwarten und am wenigften die Aufgucht hochſtaͤmmiger Forſten. — 
In Schottland find allerdings feit der ahnung Sam. Johnſons 
(1778) viele neue Waldanlagen gemacht worden (Niemann, Wald: 
erichte I, 428), aber man muß auch die hohen Preife des Bau= und 
Nupholzes in Sroßbritanien bedenken. 

Pfeil, II, 42. — @6 giebt viele Beifpiele von Landflrihen, die durch 
nermabrlefung der Wälder verödet find. — Im nördlichen Rußland ift 
fehr viel Wald. In dem großen Gouvernement Wologda beträgt der: 
felbe 91, in Wiatfa 71, Olonez 69, Koſtroma 66, Perm 65, Nowo⸗ 
gorod 62,7 Proc. der Oberfläche und diefe 6 Provinzen machen 22 Proc. 
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des ganzen Landes aus. Hier werben alfo viele Forſten erſt nad) langer 
Zeit, wenn bie Bevölkerung dichter oder die Fortichaffung leichter ge: 
worden ift, eine Rente gewähren. Da das Bauholz eine weitere Ber 
fendung erträgt ale das Brennholz, jo muß dur Schonung und gute 
Behandlung der Wälder vorzüglich auf die Erzeugung bes erfleren Be: 
dacht genommen werben. 


8. 141. 

3) Man kann zwar In ber Regel darauf rechnen, baß ber 
Erwerbeeifer zur Erlangung von Gewerbskenntnifſen anfpornt, 
allein in der Korftwirthfchaft geichieht dieß wenig. Die Folgen 
früherer gänzlicher Bernadhläffigung ber Holzzucht erſtrecken fi 
noch auf foldhe Zeiten fort, wo fchon eine befiere Pflege ber 
Waldungen einträglih und gemeinnügig fein würde, und ber 
geringere Reiz, den biefed Gewerbe für den Unternehmungsgeift 
darbietet, hält auch von ber forgfältigen Erlernung deſſelben 
ab. Rur große Waldungen geben einem fundigen Forfimann 
gehörige Beichäftigung, reiche Waldeigenthuͤmer lieben aber die 
muͤhſame eigene Berirthfchaftung ihrer Waldungen nicht, und 
für befoldete Verwalter ift die Anftelung im Dienſte des Staates 
am meiften erwünfcht, daher wenden fich biefem die gründlich 
gebildeten Yorflinänner vorzugsweife zu und bie Domänens 
waldungen werden leicht zu Vorbildern einer guten Forſtwirth⸗ 
ſchaft (a). Späterhin, bei noch höherer Bevölterung, höheren 
Holzpreifen und noch ftärkerer Capitalanhäufung mögen fich 
vielleicht PBrivatperfonen häufiger dem Studium der Forſtwiſſen⸗ 
fchaft widmen. 

4) Waldungen auf einem zum Feldbau tauglichen Boben, 
deren Holzerzeugniß weder zur inländifchen Verzehrung nöthig 
ift, noch mit Vortheil ausgeführt werben kann, find entbehrlich 
und follten allındlig in Ader oder Wieſe umgewandelt werben. 
Soldye Rodungen werden zwar von den Privatwaldbeſitzern 
eifrig genug unternommen, wenn fle einträglidy find, allein bei 
fehr ausgedehnten Staatöwaldungen follten fie auch von ber 
Regierung nicht verabfäumt werden, mit guter Auswahl ber 
zuerfi urbar zu machenden Stellen (6). Manche Vorwürfe, die 
man der Staatöforftwirthfchaft machte, entfprangen gerade daraus, 
daß dieſe nicht fich felbft befchränfen und das Beduͤrfniß eines 
fortfchreitenden Anbaues berüdfichtigen wollte. 


(a) Lob der „rationellen“ deutſchen Forſtwirthſchaft, mit Durdforftungen 
und periodifchem Hieb, bie auf ben Heltar 6—8 Steren Holzertrag 
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jährl. zu Wege bringe (in Franfreih nur 4—5 St., d. 5. p. bat. 
Morgen 80—106 und 40—66 Eub. F.), yon Maiffiat, Branz. 
Nation.:Berf. 4. Dec. 1848. 

(5) Regeln für die Anlegung von Waldeolonien bei v. Jakob, I, $. 235. 
249. — Waldeolonien im badifhen Murgthal, doch hauptiädhlich 
zum Unterhalte von Holzhauern; fie often 1862 2624 fl. jährliche 
Unterftügung. 
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5) Die behauptete geringere Ergiebigkeit ber Staatöforften 
im Vergleich mit den Privatwaldungen ($. 138.) ift keineswegs 
allgemein erweislich (a), und wenn fie in vielen einzelnen Fällen 
ftattfindet, ſo kann fie zum “Theile befeitigt werben, infofern fie 
von zu verwidelter und Eoftipieliger Verwaltung oder mangel« 
haften Berwaltungsgrunpfägen herrührt, zum Theile ift fie aus 
Urfachen zu erklären, die in ber Beichaffenheit und den Ber- 
hältniffen der vorhandenen Domänenforften liegen und unter 
gleihen Umftänden auch die Privatforftwirthfchaft berühren 
würden. Dahin gehören 

a) die vielen auf den Staatöwalbungen aus alten Zeiten 
ruhenden Laften, denen bie Privatwaldungen weniger unters 
worfen find, 3. B. Abgaben von Brenn, und Bauholz, Weide: 
fervituten u.dgl.(d). Sie haben die Folge, daß von dem Rein» 
ertrage der Bewirthfcehaftung nur ein Theil in die Staatscaſſe 
gelangt, der andere den Berechtigten zufließt. Diefer Theil 
fommt dem Bolkseinfommen zu Qute. 

b) Der Umftanp, daß bie befieren und die näher an ben 
Drtfchaften gelegenen Waldungen eher von ©emeinden und 
Einzelnen in Bell genommen wurden und daher dem Staate 
viele entlegene Wälder, auf Felsgrund, im Innern der Gebirge, 
tn menfchenleeren Gegenden verblieben; an biefen Stellen läßt 
oft der Erlös nach Abzug der Arbeitsfoften wenig übrig (ec). 

e) Die großen, in den Domänenwaldungen vorfommenden 
und in den ganzen Waldbeftand eingerechneten holzleeren Flächen 
find theils anderweitig, ald Wieſe, Torfftich 2c. benugt, theils 
wahre Blößen, die entweder ber fo eben (b) erwähnten 
ſchlechten Bodenbefchaffenheit, oder ber forglofen Behandlung in 
früherer Zeit zugefchrieben werben müflen. Alle diefe nicht mit 
Wald bededten Stellen follten eigentlicy bei ber Berechnung 
bes Holzertragd außer Anſatz bleiben (d). 
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6) Der Ertrag der Domaͤnenwaldungen nimmt in der Regel 


ſowohl wegen der ſteigenden Holzpreiſe, als wegen der Ver⸗ 
beſſerungen der Forſtwirthſchaft und der Fortſchaffungsmittel 
von Zeit zu Zeit zu (e), doch giebt es Perioden, wo das 
Sinken der Holzpreiſe eine Verminderung der Einnahme zu 
Wege bringt (f). 


(e) 


(2) 


Nach der neuen Abihäbung der Privatwälder in Baden ift der Steuer: 
anfhlag 63 fl. auf den Morgen, woraus fi ein Reinertrag von 
2,%°—3,15 fl. vermuthen läßt. Domänenwald trägt mehr, |. (d). — 
Sn Belgien ift der allgemeine Steueranfchlag des Waldes 19,9 Fre. 
rein vom Heltar, wahrjcheinlich zu niedrig. Die Staatswälder tragen 
34,12 Fr., die Gemeidewälder 26,1% Fr. — Statist, de ia Belg. Agrio. 
©. 184. — In Frankreich behauptet Faiseau Lavanne (Recherches 
stat. sur les foröts de la Fr. 1829), daß die Privatwälder wegen ber 
fchlechteren Behandlung weniger eintrügen als bie Staatsforften. Man 
nahm dort 1840 den Meinertrag der Staatswälder zu 31,3%, der Ge 
meinde- und Privatwälder zu 23,55 Fr. an. — In Bayern findet man 
den Holzertrag der Staatswaldungen zu 0,5% Klafter, der Gemeinde: 
und Stiftungsw. zu 0,46, der Privatwaldungen zu 0,17 Kl. auf dem 
Tagwerk. Die Forfiverwaltung Bayerns, 1861, ©. 418. 
Hundeshagen, Forſtpolizei, ©. 63, glaubt, man werde auf den 
furheffifchen Morgen mit 24 k. für Befoldung des Unterperfonals vom 
Revierförfter abwärts und Taglohn der Holzhauer sc. und mit 6 fr. 
für die Direction ausreichen. Hiebei find jedoch günftige Verhältnifie, 
. B. bequeme Lage sc. vorausgefeßt. Bei der Berechnung ber Koften 
Kr das Korftperfonal muß man berüdkfichtigen, daß daſſelbe auch zur 
Beauffichtigung der Privatwaldungen mitwirft, weßhalb eigentlich bie 
Ausgabe nicht ganz den Domänenwaldungen zur Laft gefchrieben werden 
fann, nur daß die Ausscheidung Schwierig if. Hundeshagen LI, 778. 
In den meiften Staaten wird nur der wirfliche Gelderlös als Ginnahme 
berechnet, der ohne Erſatz abgegebene Mehrbetrag bleibt aus der Belds 
rechnung hinweg. So geichieht es 3.2. in Preußen, wo nur der Gelb: 
betrag, den das unter der Tare abgegebene Hol; eintrug (96 893 Rthlr.), 
in Ginnahme erfcheint. Es blieb daher ungewiß, wie viel der Verkehrs⸗ 
werth deflelben ausgemacht haben würde. Nach dem 9. 1858 find 
450 418 Rthlr. unentgeldliche Holzabgaben. — In Bayern mußten nad) 
Rubhard (III, 45) 15% Proc. des ganzen Holzertrages an Dee 
tigte unentgeldlih, 151,8 Proc. vertragemäßig um niedrige Preife abs 
gegeben werden. Während ber mittlere Gelammtertrag an / Klafter 
(0,4) vom Morgen war, konnte demnach nur 1/5 Rlafter frei verfauft 
werden. Es waren 1837 ſchon 67500 Klafter Bau: und Nutzholz⸗ 
und 520000 Klafter Brennholzabgaben anerkannt, und die ftreitigen 
Gerechtſame follten nicht viel weniger betragen. In der Periode 1843 
—49 nahm man an, daß für das Holz 939000, für NRebennugungen 
310000 fl. aus obiger Urfache weniger eingenommen wurden. ur bie 
wirflih erhaltene Bezahlung ift in die Ginnahme gebradt. Die Forſt⸗ 
verwaltung Bayeınd, M. 1844. S. 101—104. Nach den neueften 
Ausmittlungen Ad 1'895 000 Tagwerf oder 77 Proc. der Staatswald⸗ 
fläche mit Berechtigungen belaftet, die der Staatscaffe jährlich gegen 
1'208 000 fl. entziehen. Im D. 1852—6 entgingen der Staatscaffe 
duch Berechtigungen, Begünftigungen und Nadläfle wegen Sahlunges 
unfähigfeit jährlich 1323596 H. Die Forftw. Bayerns, 1861, ©. 
197. 353. In Würtemberg find die Abgaben von Baus, Nuss und 


(0) 


(4) 
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Brennholz auf 16481 fl. geihäßt. — Br. Heflen, Anichlag der Grund: 
laften 1845—47: 82873 fl., 1854—56: 61425 fl., 1857—59: 46337 fl. 
oder 3,8 Proc. der Binnahme. — In Hannover (Ubbelohde, ©. 
67 ff.) waren um 1831 zu dem Erlös aus Holz von 400000 Rthlr. 
noch 1) die Raturals Abgabe an Berechtigte, 108000 Rthlr., 2) die 
Ho gbeputate an Beamte, Geiftlihe ıc., 40—80000 Rthlr., 3) der 
Verluſt durch Abgabe aus Gnadenbewilligungen um geminberten Preis, 
30—40 000 Rihlr., alfo zufammen 188000 Rthlr. beizufegen. Bei 
den Landforften werden 20 Proc. des Naturalertrages auf folche Weife 
abgegeben. Es befinden fich unter jenen 228300 M. fog. Sntereffentens 
forften, die ſtark mit Abgaben belaftet find. Lehzen a.a. D. fchlägt 
den Berluft auf 180000 Rtälr. an. Bei den Harsforften werden 44 
Broc. des Holzes-an die Unterthanen um niedrige Preiſe, welche faum 
bie Koften erfeßen, verfauft, 42 Proc. an Berg - und Hüttenwerfe ge: 
Hefert, 14 Proc. auswärts verfauft. N. Feſtgabe v. 1852. — In 
Medienburg s Schwerin wurde 1847 bie unentgelbliche Holzabgabe zu 
5424234 C. Fuß — 341613 Rthlr. und nebft den Nebennugungen 
bie ganze unentgeldliche Abgabe zu 403363 Rtihlr. berechnet. Durch 
Zuihlag diefer Summe würde ſich der Reinertrag von 55410 Rthlr. 
auf 458773 Rthlr. erhöhen. — Auch in Frankreich begann die Ber: 
fümmerung bed Forſtertrages durch Holzbewilligungen u. bg fehr frühe 
und fand in der Geringſchätzung des Holzes bei dem Ueberſfluſſe an 
Wald eine Begünfligung. Schon eine franzöftfche Orbonnanz von 
1378 klagt, die anfehnlihe Binnahme aus Staatsforften fei durch ſolche 
Schmälerungen röduit comme à ndant. Pastoret, Ordonnances des 
rois de la Fr. XV, 35 in der Borrede. — Auf den babifchen Domänen: 
waldungen lagen im J. 1820 120533 fl. Reallaften. v. Kettner, 
Darftell. d. bad. Forſtadminiſtr, S. 19. Karler., 1820. Die unent- 
geldlichen Abgaben von Holz an Berechtigte und der Verluft aus Holz. 
abgaben um geminderten Preis wurden für 1829 auf 90'300 fl. bes 
redet, Verhandl. d. 1. Kammer von 1833, Beil. IV, 87 (von Rau). 
In ben Jahren 1837 und 38 (R.) beirugen die Leitungen an Bes 
rechtigte im D. no 49144 fl., wovon aber die Gegenleiftungen der 
legteren mit 6841 fl. abzuziehen find. Nach dem 9. Hr 1862. 63 ift 
der in die Einnahme eingerechnete Verkehrswerth der den Berechtigten 
und Begünftigten zufließenden Holzabgaben u. a. Rupungen, 27159 fl., 
als Ausgabe find 25113 fl. aufgeführt, dieß iſt alfo der Berluft ber 
Staatscafle und der Unterfchieb von 2046 fl. Ausgabe zeigt die erhaltene 
Begenleiftung. 


Bol. Rudhart, III, 47. — In Bayern befinden ſich in den Staates 
waldungen noch manche Stellen, wo das Holz nicht benußt wird, weil 
es unzugaͤnglich it oder weil der Erlös bie Roten nicht vergüten würde, 
namentlich in der Gegend von Kreut, Forſtamt Tegernfee. Verhandl. 
d. 8. d. Abg. v. 1837, Beil, IX, 126. — In den preuß. Provinzen 
Preußen und Pofen befinden fi */s aller Domanialwälter. Diefelben 
liefern auf den pr. M. im D. nur 0,36 Mthle. und mit Einfluß der 
unentgeldliden Holzabgaben 0,9 Rthlr. rohen, ferner 0,1% oder mit 
jenem Zuſchlage 0,17% Rthlr. reinen Ertrag, Reg. B. Marienwerber 
nur 0,% Rthlr. roh und 0, Rthlr. rein, dagegen Münfter (freilich 
nur 8255 Morgen) 1,9 Rthlr. roh und 1,0% Rihlr. rein, Merfeburg 
1,8 Rihlr. roh und 0,57 Mthlr. rein. 9. 1858. 


Der 22000 Morgen große Sachſenwald im Würftentbume Lauenburg 
hat 5000 Morgen Blößen, das Amt Schwarzenbet 7200 Morgen 
Blöße auf 24725 M. Wald. Niemann, Waldberihte, I, 523. — 
Sn den bayerifchen Staatswaldungen find außer den 2.259000 M. 
wahrer Waldungen 375175 M. Debung begriffen, wovon /s benußt 


werden koͤnnte, %/, aber unbraudber find. — Sn Hannover enthalten 
die Landforften über 15 Broc., nämlih 112097 M. Blößen (1820 noch 
310000 M.), die Harzforten 11333 M., Lehzen a. a. O. Nah 
Ubbelohde follen unter den im Jahre 1831 vorhanden gewefenen 
914043 kalenb. Morgen 1/s in Blößen befanden Haben. 

Aus diefen Gründen fann man aus der DBergleihung bes Reiner⸗ 
trages, den die Staatss und Privatwaldungen abwerfen, nicht obne 
die genaue Berüdfichtigung aller Umftände a gemeine Bolgerungen abs 
leiten. Es iſt jedoch —* die finanziellen Zahlenergebniſſe der 
Staatsforfiwirthichaft in einzelnen Staaten zu vergleichen und bie Ur⸗ 
fachen der auffallenden Verſchiedenheiten aufzufuchen, wobei außer den 
im $. genannten Umftänden aud die Befchaffenheit des Bodens, die 
Lage und der Holzpreis, die ehemalige Bernadhläfligung wegen der 
— Holzpreiſe sc. in Betracht kommen. Hierzu dienen folgende 

eifpiele: 


Auf den bad. 
| Geldbetrag Morgen 
in @ulden 
Baden, A. 1862/69. 
L Sanze Einnahme . . . . 1'929 010 fl. 8,0 
U. Ausgaben. 
1) Laften an Berechtigte . . . . 27159 fl. 0,9 
2) andere Laflen. . . 2 20. 55527 „ ‚ss 
3) allgemeine Bewirthfchaftungss und 
Erhebungstoften . Er 224062 „ 0,8 
a) Waldbut - . > 2 2 00 78000 „ 0,% 
5) befondere Bewirthſchaftungskoſten 380068 „ 1,0 
6) Oberbehörde . . . . 2... 39608 „ 0, 
Banze Ausgabe 804426 „ 3,4 
III. Reinertrag für die Stantscafle 1124584 „ 4,% 
Reinertrag mit Einſchluß bes Antheils 
der Berehtigten - - - » 2 0. 1149697 „ 6,0% 
Bayern, A. 1861 —67. | 
L Ginnabme, (ohne Jagb und 
Tciften) - © >» 2 2 0. 8775926 fl. 4,4 
II. Ausgabe. 
1) Befoldungen . . . . 2.2. 1364627 „ 0, 
2) Verfchiedene Verwaltungstoflen . 401136 „ 0,3 
3) Zurichten und Fortſchaffen . . 1249989 „ 0,8 
4) Holzanbau (Bulturen) . . . » 249 190 „ 0,2 
5) Benfionen. . 2 2 2 2 2. 112871 „ 0, 
6) Beide . > rn 158635 „ 0,8 
7) Laflen . rn 448875 „ 0, 
zufammen 3985 323 „ 2 
II. Rein-Ettrng . -. . . . 4190603 „ 2,‘ 


Sranfreih, A. 1859. 
I. Einnahme . . . . . . | 35'424 500 Fr. 6,8 


U. Ausgabe. 
1) Berfonal -. . 2 2 2 2 4725 700 Fr. 0,87 
2) Betiib. . > 2 2 ern 2023000 „ 0,9 
3) Berfhiedens . . . . 192500 „ 0,413 


zufammen | 7541200 „ 1,@8 » 
UL Reins&drag . - - . . 127883300 „ 4 
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Hannover, A. 1855—60. 


A. Landforſten | Binnahme . 
129621 M.| Ausgabe 
rein 
B. Harzforſten | Binnahme . . . 
212980 M. | Ausgabe 
rein 
Heffen, Großh. n 1858/59. 
Einnahme. . . 
Ausgabe . 2 2 nn 
rein 
Metlendurg-Ehwerin, 1850/1. 
@innahme . ... 
Ausgabe 
rein 


Preußen, A. für 1861, mit Cinſchluß 
ber außerordentlichen Ausgaben. 
L ®anze Binnahme . 
II. Ausgabe 
1) Derwaltungss und Gaffenbeamt: 
2) Schußperfonal . 
3) Saum. . . 
4) Gebäude 
5) Waldanlagen . 
6) Laflen . . . 
T) Ablöfungen . . 
8) verichiedene Ausgaben . 
jufammen 
II. Reinertrag . 


Sachſen, A. 1861—63. 
I Ginnahme 
IL. Ausgabe. 
1) Laflen . . 
2) @ulturen . . . 
R Wege, Butwäflerung 
Holzbaun.. . . 
5) Ondere Betriebskoften .. 
6) Verwaltungskoſten. . . 


zufammen 
III. Reinertrag . 


Würtemberg, 9. 1862, 
Einnahme ohne Solsgärten, 
Ausgabe . 


rein 


In Baden war nad dem A. für 1858 FR Ginnahme 6,9 


wand 3,15, der Reinertrag 3,4 fl. auf d. M. 


1'572 000 Ai. 


Geldbetrag 


810000 Rihlr. | 


426293 


299 900 
246 760 


53 140 


” 


” 
” 


” 


” 


"384 707 


1'196 419 fl. 


655 614 
540 805 


211415 Rihlr. 


156 005 


55 


108 006 
588 608 
813000 
283 460 
326 922 
143 600 
150 000 
313 750 


4 000 
60.000 
45.000 

215 000 
50 000 
198700 


” 


” 


572700 
1000000 „ 


„ 
„ 
” 
” 
„ 
” 
— — 
„ 


Li} 


6568 540 Rthlr. 


3327 340 
3'241 200 


4-347 856 fl. 
1-964 856 


2'383 000 








Auf den bad. 


Morgen 


in &ulden 


8,5 
3,9% 


4,07 


‚ ber Ruf 


In Bayern war 185561 


(e) 
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ber A. dieſer Summen 2,5 — 1,1 — 1,“ fl., in Wuͤrtemberg 
7,1 — 3,1 — 3,7 f., in Sachſen 58,9% — 2,5 — 3,1. 
Bei Frankreich find die Fiſchereien auf Flüffen und Banälen und bie 
Beförfterungsgebühr (6. 245) nicht eingerechnet worden. 
Die Koften betragen vom Rohertrage 
81 Proc. hannov. Harz, 


64 „ ” Landforften, 

54 Oo „ GBroßh. Heſſen, 

48 „ Preußen, 

471 „ Bayern, . 
45 „ Baden, Württemberg, 

36 „ Sadjfen, . | 

26 „ Medienburg: Schwerin, 


21 „ Frankreich. 

In Frankreich erklärt fih der geringe Belauf ber Koften theils aus 
dem Berfaufe auf dem Stamme, theild aus dem fchwachen Berfonal. — 
In den 8 Kreifen von Bayern fleigt der Neinertrag bes Morgens 
Staatswald von 1,’ fl. (Oberpfalz) und 1,6 fl. (Oberbayern) bie 3,1 
(Unterfranfen) und 3,2 fl. (Oberfranten), die Koften nehmen vom Roh⸗ 
ertrage zwifchen 45 (Unterfranfen) und 65 Proc. (Oberpfalz) hinweg. 
Da die fleigenden Holzpreife in jedem Falle die Ausgaben der Zehrer 
und die Waldrente erhöhen (I, 8. 385), fo ift es nüßlich, wenn ber 
Vortheil Hievon der Staatecafle, alfo der Geſammtheit, zufließt. Der 
Reinertrag der Korftwirthichaft für bie Stantscafle (ogne Einrechnung 
des Antheils der Berechtigten), (mit Ginſchluß der Jagden) war in 
Baden (ohne die fpäter aufgehobene Holzbandlung): 

Holzerlös 
D. 1831—35 616613 fl. 998 714 fi. 
1836 — 40/41 751684 „ | 1498828 „ 
1842—1847/48 1096681 „ | 1746316 „ 
1854—55 747156 „ | 1310963 „ 
1860—61 1526652 „ | 2221744 „ 
in Bayern D. 1826—28 1906700 fl. 
1832—34 2'867 900 „ 
1835—37 3:178200 „ 
1852-56 3792137 „ 
in Bürtemberg 1828 7112 586 |. 
D. 1830 —33 873984 „ 
1851—53 1 074964 „ 
in Sachſen D. 1837—39 484000 Rthlr. 
1843—45 581130 „ 
49—51 810933 „ 
55—57 1077000 „ 
58-80 1'186000 „ 
a Dahme rührt wenigftens zum Theil von der angegebenen Urs 
ache ber. 

Sn Frankreich wurden bei der Berfteigerung des Holzes vom Hektare 
im Durdfchnitt von 1816—20: 697 Br., i. D. von 1824—29: 
1110 Fr. gelöfl. Sugleih wurden im erfteren Zeitraume auf dem 
Hektare nur 31, im zweiten aber 69 Bäume übergehalten. Rapport 
Tab. 14. Der Mohertrag bat ſich 1832—47 von 21"/s auf 381/5 Mill. 
Fr. gehoben, wovon jedoch nur etwa 2, hoͤchſtens 4 Mill. der Preis: 
erhöhung zuzuſchreiben find. — Gr. Moltfe, S. 89 glaubt, daß 
nicht finanzielle, fondern nur volfewirthichaftliche Gründe für die Forſt⸗ 
wirthichaft des Staats fprechen. 


(f) Dieß ift 3.2. im 3. 1848 eingetreten, wo der Holzerlös aus den badiſchen 


Domänenwaldungen gegen 250000 fl. weniger eintrug, als 1847. 
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$. 143. 
Aus diefen Betrachtungen laſſen ſich folgende Grundfäge 
ableiten: 

1) Die meiften Staatöwaldungen verdienen beibehalten zu 
werben. 

2) Einzelne Theile derfelben eignen fi) ausnahmöweife zum 
Verkaufe, nämlich 

a) die zu einem anderen Anbau fähigen, nicht weit von 
Ortfchaften liegenden, befonderö wenn dieſe zu Fleine Gemar⸗ 
fungen haben und deßhalb Mangel an Beihäftigung für ihre 
Feldarbeiter empfinden, 

b) die Heinen zerftreuten, mühfam zu beauffichtigenden und 
überhaupt die dem Diebftahl am ftärkiten ausgeſetzten Ges 
hölze (a). 

3) Auch Ankäufe von Walbungen oder von folchen Laͤn⸗ 
bereien, die zur Anlegung neuer Wälder paflen, find zweck⸗ 
mäßig, wenn fie um billigen Preis gefchehen fönnen und wenn 
dadurch eine zufammenhängende, leicht zu hütende Waldflaͤche 
erlangt wird (b). 

4) Bei der Bewirthfchaftung der beizubehaltenden Staatds 
waldungen muß bie befte und nachhaltige Befriedigung des 
Holzbedürfniſſes der Bürger und zugleich Die größte reine Ein- 
nahme für bie Staatscaffe beabfichtigt werden. 


(a) Aus beiden Gründen find in Bayern 140000 Morgen zum Verkaufe 
beftimmt- worden. 25000 Morgen davon wurden zu 900000 fl. ges 
fhägt und für I Mill. verkauft. Rudhart, III, 43. Biele Ber- 
fäufe und Antäufe in Baden, von denen die Berichte bes landfländis 
fhen Ausfchufles für jedes Jahr Nachricht geben. 

(5) Borzüglich zweckmäßig ift es, oͤdes Land auf Bergen zu erwerben und 
darauf Wald anzulegen, wobei dann fpäter Waldungen auf tieferen 
Ebenen entbehrlih werden, vorausgefeßt, daß es an Belegenheit zur 
Berfendung nicht fehlt. In Frankreich find 11% Mill. Hektar Wald: 
grund Abhaͤngen ıc., welche erft wieder neu zu Wald angelegt wer: 
den müſſen. 


8. 144. 


Um die Berwaltungsfoften zu erfparen und den Erwerbs⸗ 
eifer von Brivatunternehmern zu Hülfe zu rufen, hat man vor« 
gefhlagen, die Waldungen in Erbpacht zu geben gegen einen 
in Holz angefegten Erbzins und ein für ben flehenden Holzs 
vorrath Sicherheit gewaͤhrendes Erbbeflandgeld (a). Wenn 


Rau, polit. Delon. IL. 5. Ausg. 13 
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gleich ein Erbpacdhter bei mancher Nupung und Ausgabe noch 
wirthſchaftlicher zu Werke gehen würde, als ein Theil der Staats⸗ 
forftbedienten, fo ift doch jener Borfchlag erheblichen Bedenken 
ausgeſetzt: 

1) Man müßte über den Pachter genaue Aufſicht führen, 
um ihn an einer unnadhhaltigen Behandlungsweife des Waldes 
zu verhindern, es wäre alfo dennoch ein vom Staate angeftell- 
tes Perſonal unentbehrlid und die hiedurch nothwendigen Be⸗ 
ſchraͤnkungen wuͤrden das Mitwerben der Erbpachtluſtigen ſehr 
einengen. Nur beim Niederwalde, wo einzelne, von Jahr zu 
Jahr haubar werdende Schläge abgegraͤnzt werben koͤnnen, wäre 
bie Beſorgniß eines fehlerhaften Verfahrens fchwächer und man 
brauchte nur ein mäßiges Erbbeftandgeld zu fordern. 

2) Der Erbpachter kann wenig andere erhebliche Verbefferungen 
im $orfibetriebe vornehmen, als die auch von der Staatöforft- 
verwaltung ausgeführt werden fönnen; er gewinnt dagegen ans 
fehnlich zum Nachtheil der Staatdcaffe, wenn mit dem Steigen 
der Volksmenge bie Holzpreife ſich beträchtlich Heben (5). 

Demnach ſcheint die Bererbpachtung, für weldye es faft gar 
feine Erfahrungen giebt (c) und welcde bei Hocmaldungen 
offenbar unausführbar fein würde, auch bei anderen Wäldern 
feine Empfehlung zu verdienen. 


(a) Zueft v. Jakob, I, $. 270 ff. — Pfeil, II, 24. 39 (iſt nur unter 
manden Ginfchränfungen für diefe Maaßregel). — dv. Seutter, 
Domänenbenugung, ©. 66. — Hundeshagen, Encyelop. II, 6. 787, 
hatte den Berfauf an Gemeinden oder Majoratöbefiger gegen Erbzins 
in Geld oder Holz gerathen. 

Jakob will baher die Erbpacht erft, wenn der Holzpreis ſchon hoch 
N9 8. 271, v. Seutter umgefehrt bei Wäldern, die die Koften nicht 
eden. 

Gin fehr ungünftig ausgefallener Verſuch wurde von der vormaligen 
furfölnifchen Soflammer im iepigen fürftl. arembergifchen Gebiete ge: 
macht. Da die Erbpachter den Bertragebedingungen zuwider die Wälder 
verhieben, fo wurden die Waldtheile von der Herrfhaft wieder ein⸗ 
gezogen. Nur noch 3 Erbpachter find im Befite. Sie entrichten beim 
Wechſel defielben ein geringes Laudemium und ſaͤtrlich einen fehr ges 
ringen Kanon, ber von 25 Schaaren zu 95 rhein. DO. Ruthen (23 pr. 
Morg.) nur 6 fl. 18 fr. beträgt, während der Boden allein ficher eine 
Rente von 28 fl. eindringen würde. (Privatmittheilung.) 


u. 


(d 


— 


(o 


8. 145. 


Die Orundfäge der Staatsforſtverwaltung (a) betreffen theils 
bie Berfonen, bie zur Bewirthichaftung der Domänenwal- 
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dungen miwirken ſollen und deren Verhältniß zu einander 
(Organiſation der Staatsforſtwirthſchaft) (d), theils die Ges 
fhäfte. In der erften Hinficht find zufolge einer durch lange 
Erfahrungen bewährten Arbeitötheilung folgende Wirfungsfreife 
zu unterjcheiden: 

1) Befchügende Forſtbediente Borftwärter, Walbhüter, 
Waldſchützen ıc), bei welchen nur Schulfenntniffe und er- 
probte Redlichkeit erforderlich find. Sie müflen zahlreich genug 
fein, um alle Frevel und Störungen zu verhüten (c). 

2) Berwaltende oder bewirthichaftende Beamte (Bezirfs- 
oder Revierförfter), denen man, fo wie fie fi mehr und 
mehr Kenntniffe angeeignet haben, auch eine freiere und aus⸗ 
gebreitetere Thätigfeit anmeifet (d) und deren Eifer durch einen 
zugeficherten Antheil am erhöhten Ertrage befördert werben 
fann (e). Für bdiefe Beamten, fo wie für einen Theil der 
Scugbebienten (1), foweit biefelben nicht in den Drtfchaften 
leicht eine Unterkunft finden, find Dienftwohnungen mit Ländereien 
zu eigener Benutzung nöthig. 

3), Oberauffehende Beamte. Zunähft über den Foͤrſtern 
fiehen die Borftmeifter, ober an deren Stelle die einem 
größeren Amtöbezirfe vorgefegten Sorflinfpectoren, die wieber 
einer Landes⸗ oder ProvincialsBorftbehörde untergeben find (). 
Da die Oberaufficht über die Gemeinde⸗ Stiftungs- und Privat⸗ 
waldungen ganz außerhalb der Binanggefchäfte liegt und ganz 
frei von finanziellen Rüdfichten ausgeübt werden muß, fo follte 
fie unter der zur Bolföwirthfchaftöpflege verorbneten Oberbehörbe 
(Minifterium des Innern ıc., IL, $. 7.) ftehen, doch mit einer 
folhen Berbindung zwifchen beiden forftlihen Oberbehörben, 
daß Reibung verhütet, nad) gleichen technifchen Grundfägen ges 
handelt und in die beiderfeitigen Maaßregeln Uebereinftimmung 
gebracht wird. 

4) Caſſenbeamte. Die Beforgung ber baaren Einnahmen 
und Ausgaben (Korftcaffenweien) wird am beften von dem 
techniſchen Borftdienfte getrennt und einem befonderen Forftcaffier 
oder einem Domänenverwalter übertragen. 


(a) Man begreift unter Staatsforftwiffenfhaft (Korftdirectionss 
lehre) alle Regeln, nach denen bie Regierung fowohl in finanzieller 
Hinfiht, als aus dem Geſichtspunct der Boltswirthichaftspflege und 
Sicherheitspolizei fi) der Forſtwirthſchaft anzunehmen bat. Beide 

13* 


(6) 


(e) 


(@) 
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Arten von Regeln find in den vorhandenen Schriften äfters nicht fcharf 
genug von einander getrennt. Bgl. v. Burgsdorf, Forſthandbuch 
2ter Band 1805. (3te A.) — Hartig, Grundfähe d. Forſtdirection, 
1813. 2te A. — Meyer, Forfdirectionslehre, 2te A. 1822. — Laurop, 
Die Forſtdirection, 1824. — Bfeil, a. aD. — v. Wedekind, 
Anleit. zur Korfiverwaltung und zum Korfigefchäftsbetriebe. Darmfl. 
1831. — v. Berg, Die Staateforftwirthfchaftslehre, 1850. 

Hartig, Grundzüge zu einer zweckmäß. Forftorganifation, in beflen 
Abhandlungen über interefi. Gegenſt. beim %. u. Sagdweien, Berl. 
1830. S.1. — Hundeshagen, F. Pol. S. 314. 321. — v. Berg 
&.350. — Tb. Hartig, Syflem und Anleitung 3. Studium d. Forſi⸗ 
wirthichaftsichre, 1858, S. 333. 

Waldhüter werden gewöhnlid aus dem Bauernflande genommen, find 
anfäflig und müflen fo befoldet werden, daß fie ausfommen können. 
In Preußen werden FH Forfl: Schußbedienten Jäger aus den finiens 
truppen genommen. ürteımberg bat in 6 Forftämtern militärische Forſt⸗ 
fhusmwädter nad Art ber Sandläger (Bendarmen), Hoffmann, ®. 
Finanzrecht, I, 273. Angehende Forſtmänner find in Bezug auf Uns 
parteilichfeit und Zuverläfligfeit vorzüglih gut, müflen aber befler be- 
zahlt werben, auch ift es nadhtheilig, fe lange in diefem ihrer Bildung 
nicht entfprechenden Berufe zu laflen. Die zur Anfeuerung des Cifers 
dienenden Anzeigegebühren find in Baden durch das Forſtgeſetz von 1835 
aufgehoben worden, weil fie die Slaubwürdigfeit der Ausfage des 
Waldhuͤters fchwächen, ebenfo in DOefterreich feit 1828, doch gegen Zur 
fiherung einer Belchnung für eifrige Waldheger, was fehr zweckmaͤßig 
if; v. Malinfovsti, I, 22. Auch in Preußen (Holzdiebftahlgef. v. 
2. Sun. 1852, 8. 34) bat die Ausfage desjenigen Yorftichupbeamten, 
welcher eine Anzeigegebühr erhält, keine Beweiskraft. — Preußen hat 
(es) 2467 Scußbeamte (Börfter, F.⸗Aufſeher u. Waldwärter), oder 
1 auf 3240 Morgen (2295 b. M.), Frankreich (1858) 4014 (gardes 
gendraux, brigadiers, gardes) oder I auf 290 Het. (805 bad. M.). In 
Bayeın waren 1860 1589 Schußbediente, 1 auf 1484 Tagw. (1402 b. 
M.), in Würtemberg find 432 Schutzbeamte, alfo 1 auf 1350 M. 
(1181 5. M.) Domanialwald, in Baden über 300 oder 1 auf beiläuflg 
7100 M. — Nah v Berg, S. 362 fann ein Waldhüter nach den 
Umftänden 1000—4000 pr. Morgen verfehen. 

Dol. Bapius, Ueber die Bildung des Korfimannes, 1823. Ghemals 
war der Mevierförfter nur der Gehuͤlfe des Oberfoͤrſters, dem die eigents 
lihe Bewirthſchaftung oblag; fo noch Hartig a. a. DO. — Neuerlid 
it in mehreren Staaten den Bezirksförftern ein fo ausgebehnter Wirs 
fungsfreis übertragen worden, daß den Korftmeiftern ein großer Theil 
der Geichäfte abgenommen werden fonnte. Der Bezirksförfter ift auch 
ur Mitaufficht in Brivatwaldungen befellt. Baden hat 1858 92 landess 
beige Bezirksförfter von 800—1400fl. Beſoldung, aber nur 75 ders 
elben Haben Domanialwaldungen zu bewirtbfchaften, alfo kommen im 
D. g. 2650 M. auf einen. Preußen 1858: 357 Oberförfter oder 1 
auf 22400 M. (15870 bad. M.), mit 4—900 Rthlr. Befoldung, 
Branfreih gegen 370 inspecteurs und sousinspecteurs, oder 1 auf 
3164 Heft. (8788 bad. M.). Würtemberg 1857: 163 Revierfoͤrſter, 
1 auf 3ETIM. (3131 5.M.). — In Bayern hat ein Yörfter g. 4620, 
in Sachſen 3740 bad. M. — v. Berg (S. 367) rechnet 56000 pr. 
M. auf ein Forflrevier. 


(e) Pfeil, U, 57. 
(f) In Baden ift 1832 die Forſtcommiſſion aufgehoben und ihr Geſchaͤfts⸗ 


freis mit der Direction der Bergwerfe und Salinen verbunden worden. 
In Eeineren Staaten genügt eine einzige Domänenbehörbe, welche für 
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bie Forſtſachen einen ober einige Raͤthe vom Forſtfache befikt. 1849 
wurden die badifchen Forflämter aufgehoben und durch 5 (jetzt 8) Forſt⸗ 
infpectoren erfept. In Preußen find 81 Regierungsforfibeamte und 
Sufpectoren, in Bayern 102 Forſtämter zu 26355 Morgen (24740 
bad. M.), in Würtemberg 26 Oberförfter zu 22437 M. (19632 bad.), 
in Beantreid 32 conservateurs, alfo 1 auf 36593 Heft. (= 101647 
ad, M.). 


6. 146. 


Ueberficht der Gefchäfte des Domänenforfiwefens. 

J. Forſtſtatiſtik. Zur Grundlage der Bewirthſchaftung 
dient die genaue Kenntniß der Domäneniwaldungen, welche durch 
Gränzbefchreibung nach vorgängiger Berichtigung und Bezeich- 
nung (Berfteinung) der Waldgrängen, durch Bermeflung, Eharten» 
zeichnung und vollftändige Befchreibung nad) Boden, Lage, 
Klima, Holzbeftand zc., endlich durch Abſchätzung (Taration) 
der vorhandenen Holzmafie jedes Alter und jeder Holzart und 
des jährlihen Zuwachſes erlangt wird. Die Forftabfchägung 
fann ihrer Umftändlichfeit willen nur allmälig durch vorzüglich 
gefchickte Forſtmänner bewerfftelligt werden (a). 

DI. Nach diefer Vorarbeit fann man zur Entwerfung ber 
Betrieböplane fchreiten, welche die Benubungsweife jedes 
Maldtheiles, das Alter der zu hauenden Stämme (Umtriebes 
zeit) die Art des Hiebes, die zu hauende Holzmenge u. dgl. 
ausfprechen. Wälder, bei denen die Holzart und das Alter 
bes auf ihren einzelnen Abtheilungen vorhandenen Holzbeftandes 
noch nicht den erforderlichen regelmäßigen (Richts ober Ror- 
mal-) Zuftand haben, müffen nady und nach in benfelben 
binübergeführt werden; Betrieböregulirung ober -Ein> 
rihtung. Sind diefe Plane feftgeftelt und bie Waldungen 
denſelben gemäß eingerichtet, fo wird dann aus jenen für jede 
Periode und jedes Jahr die Vorfchrift für die vorzunehmenden 
Gefchäfte abgeleitet (periobifcher und jährlicher Betriebs— 
plan) (a). Man muß hiebei bedacht fein, ſolche Holzarten 
zu gewinnen, weldje für den Boden und das Klima paflen, 
am meiften begehrt werben, am beften zu verkaufen find und 
deßhalb aud den Bebürfnifien des Volkes am meiften ent- 
fprehen. Bauholz kann wegen feines Tangfamen Wuchfes am 
leichteften in den Staatswaldungen gezogen werben, und ber 
fortbauernd höhere Holzertrag der Hochwaldungen muß biefelben 
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für die Staatsforftwirtbfchaft empfehlen (6). Die Hiebömenge 
kann fo lange nicht mit Sicherheit richtig beſtimmt werben, als 
man bie Stärfe des Zuwachſes nicht fennt (ec). . 


(a) Formular bei Wedekind, Mufter 27 ff. 

(6) L, 8. 313. 

(e) Baden: Hiebsmenge für 1842 u. 43 jährl. 142500 Klafter Bau: und 
Brennholz, oder 0,58 Kl. auf den Morgen, nebft 589U RI. aus Schnee: 
brüden, Windfällen ꝛc. Im D. 1850-56 wurden 29881 Kl. Bau: 
und Nugholz, 90944 Kl. Scheitholz, 35236 Kl. Reisholz, zufammen 
156061 Maſſenklafter oder 0,6% Klafter auf den Morgen gehauen. Das 
Bau: und Nupholz betrug 19 Proc. der Menge, aber in den 3 legten 
Jahren an 38 Proc. des Erloͤſes. Die Gemeinde» und Koͤrperſchafts⸗ 
waltungen gaben im D. obiger Jahre 0,6% Kl. auf den M. — f. Die 
Forfiverwaltung Badens, Karler. 1857. Man hofft, künftig bie 0,76 
Kl. vom Morgen zu erhalten. — Würtemberg 1855 0,51 Kl (oder 
ebenfoviel bad. Kl. a. d. bad. M.), — Bayern 1862: Mittierer Er⸗ 
trag der Domanialwaldungen mit Ginfhluß des Reifiges 0,5% Klafter 
zu 126 Cub.⸗F. (= 0,% bad. Kl. zu 144 E.:5. oder 100 @.:%. derbe 
Holzmaſſe auf den bad. M.), max. 0,7% Kl. in Schwaben, 0,77 in 
Niederbayern, min. 0,47 Kl. in den durch übertriebene Nebennugungen 
verfchlechterten Wäldern der baier. Pfalz, bei denen auch viele junge 
Beſtaͤnde noch nicht ertraggebend find. — In Preußen ift auf den M. 
nur ein Holzertrag von 15,3 E.:%. oder 0,4 Kl. (24,9 oder 0,17 RL. 
in bad. Dlaaßen) gerechnet, max. 20, in der Rheinprovinz, min. 9,* 
C.⸗F. in Werpreußen. — In Hannover tragen die Landforften nur 0,3 
Kl. auf den Morgen (0,9 KL. in bad. Maaßen), die Harzforften aber 
0,45% Kl. oder 66 & :%. Bei Vergleichungen diefer Art muß man auf 
die BVerfchiedenheit der Holzgewächſe und‘ der Holziorten, als Baus, 
Nutz⸗, Sceit:, Stod: und Reifigholz Rüdfiht nehmen und gleiches 
Berfahren bei der Zurücdführung auf einerlei Maaß anwenden. 
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III. Bei der Anlegung neuer Waldungen durch Saat 
oder Pflanzung (Culturen), wenn fie nicht bloß zur Aus- 
füllung einzelner Blößen beftimmt ift, muß man erwägen, ob 
ber fünftige Holzertrag die Koften belohnen werde. Solche 
Waldanlagen find vorzüglich auf Stellen zwedmäßig, die fidh 
zu einer anderen Benukung weniger eignen, zumal wenn zus 
gleich für leichten Holztransport geforgt wird (a). Unterneh⸗ 
mungen biefer Art geben einen Erfag für die Rodungen bes 
zum Feldbau dienlihen Waldgrundes. 

VI Forſtſchutz. Die Waldungen müflen vor allen nach⸗ 
theifigen äußeren Einwirfungen bewahrt werben, bie jowohl von 
Naturereigniflen ald von menſchlichen Handlungen, und zwar 
aus Unachtfamfeit oder aus rechtöwipriger Abficht entfpringen 
fönnen. Während die Unterfuchung und Beftrafung der Wald 
frevel den Gerichten nicht entzogen werben barf, find bie uns 
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mittelbaren Gegenanftalten zur Verhütung aller jener Beſchaͤ⸗ 
digungen, infoferne fie nicht von dem einzelnen Forſtwirthe 
getroffen werden Fönnen, fondern bie Mitwirtung ber Staatd- 
gewalt erfordern, ihrem Wefen nach polizgeilicherAirt (II, 8. 6.), 
müffen jedoch wegen bed Zufammenhanged mit den übrigen 
Forftgefchäften dem Sorftperfonale übertragen werben (6). Der 
Reiz zum Holzdiebſtahl und Holzfrevel fteigt mit den Holz 
preifen, mit ber Zerflörgag der Gemeindewaldungen und ber 
Bedraͤngniß der bürftigen Lohnarbeiter. Würde man ihm nicht 
eifrig entgegenwirken, fo würben viele Staat6waldungen burd) 
die Angriffe der Holzfrevier fehr befchädigt werden (c). Gute 
Aufficht, fchnelle Beftrafung und die Auswahl zmwedinäßiger 
Strafarten, Einfluß des Schulunterrichted (d), Unterftügung der 
Dürftigen mit Brennholz (e), gute Bewirthfchaftung der Ges 
meinbeforften u. bgl. find die wirffamften Verhütungsmittel (f). 


(a) In Hannover wurden in dem einzigen Jahre 1850/1 gegen 11.000 
Morgen neu angelent, weldyes 77000 Rthlr. Eoftete. In Baden find 
1850—56 21262 M. befäet oder bepflanzt worden, in Württemberg 
1830—52 32287 M. vollftändig, daneben wurden 267709 M. aus⸗ 
gebefiert, Sn Bayern wurden neu angelegt im D. 1837—43 28576 

agwerf, 1843—49 36638, 1849—58 32042, alio in 18 Jahren 
583640 T. Die Koften auf das T. waren in diefen 3 Perioden 
6,1 — 7,8 — 8,1 fe — Zu ben Arbeiten werben Sträflinge, welde 
Forfifrevel begangen haben, zu Hülfe genommen. Dan forgt für Ge 
winnung von Soljlaamen und legt Baumfchulen für Sebpflanzen an. 

(5) Ueber ten Forſtſchutz f. befondere Hundeshagen, %. Polizei, 
©. 120. — Pfeil, Forſtſchutz und Korftpolizeilchre, Berlin, 1831. 

(0) Die Zahl der Frevelfälle in Baden hat beträchtlich abgenommen. Sie 
betrug in den Domanialmaldungen 1845 78246, wovon 50062 Holz 
frevel, 1856 50565, 1859 49038 Yale. Der D. 1845—56 war 
58933, wovon 144 Diebflähle, 35 046 oder 59 Proc. Frevel an ben 
Bäumen, 13254 Streu:, 4792 Grasfrevel sc. Auf 100 Morgen Dos 
mänenwald kamen jährfih 26 Fälle. Bayern 1849—53 im D. auf 
1000 Tagew. Staatswald 57, 1853—58, nad dem Forſtſtrafgeſetz von 
1852, 47 Bälle. — In Nheinbaiern waren 1838/39 143774 Frevel, 
welche 86664 Tage Gefängnißftrafe nach fi zogen. — Preußen, 1837, 
229 703 gerichtliche Frevelfaͤlle, ohne die peinlihen und polizeilichen; 
bier fommen im Durchſchnitt auf 3 Fälle 10 Berfonen. Borhardt 
(Der Holgdiebflahl, Berlin, 1842, S. 91.) fucht hieraus und aus ber 
Annahme, daß von 3 Frevlem nur einer entdeckt wird, den Berluft * 
berechnen, den die Waldeigenthümer erleiden, und ſchlaͤgt ihn jaͤhrlich 
auf & Mill. Rthlr. an, indem er den verlomen Zuwachs durch einfts 
en Leerbleiben der Stelle dem Betrage des entwendeten Holzes 

eich ſetzt. 

(d) Die Borurtheile der Menge, welche ben Holzdiebſtahl als nicht ſchimpf⸗ 
lich barflellen, ſtammen vielleiht aus einer dunfeln Erinnerung an die 
Vorzeit, wo die Wälder noch @emeingut geweſen fein mochten, oder 
wenigftens nicht alle occupirt waren, Doch kommen fchon fehr früh 
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Strafgeſeze vor. Vergl. Stiffer, Forſt⸗ und Jagdhiſtorie ber Teut⸗ 
ſchen, Gap. II, $. 24 ff. 

(c) 3. B. durch unentgeldliche Ueberlaffung der Wurzelſtöcke zum Ausgraben ; 
auch der Derfauf von Werfholz in Kleinen Duantitäten an Holzarbeiter 
it nüglih, damit dieſe nicht zu ſtehlen brauchen, ferner, wo es an 
Beichäftigung für die Arbeiter fehlt, die Einführung der Hack⸗ oder 
NRöderwalbwirthichaft oder des Feldbaus zwifchen den Zeilen der Holz 
gewaͤchſe in den erften Jahren, wie es zu Bimheim (Großh. Heflen) 
geisieht, Bergl. F. 150 a, Nr. 4. 

iemann, Walbberichte, II, 22 — Pfeil, Grundfäge, II, 558. 
Defi. Forſtſchutz, ©. 203—231. — Hundeshagen, Korftpolizei, ©. 
132. — Borchardt a. aD. — v. erg, Etanteforkiwirtbichafte- 
lehre ©. 154. 


8. 148. 

V. Die auf den Staatöwaldungen laftenden Dienſtbar⸗ 
feiten (Servituten) müffen vor Allem nad) ihrem Umfange 
durch forgfältige Unterfuchung feftgeftellt werden, um bie erweis⸗ 
lich begründeten Rechte von neueren ungebührlichen Erwei⸗ 
terungen zu unterfcheiden, — ein verwickeltes Geſchaͤft, welches 
häufig nur durch gerichtliche Entfcheidung zu beendigen iſt. Sür 
das Verhalten der Regierung in Bezug auf die anerkannten 
Berechtigungen treten diefelben Grundſaͤtze ein, welche bei Pri⸗ 
vatwalbungen zu befolgen find, II, 88. 73—75, 161—163. 
Die Beholzungsrechte find für die Bewirtbichaftung weniger 
nachtheilig und fönnen auch durch Abtretung eines angemeſſenen 
MWaldftüdes leicht abgelöft werden, die Weide: und Streu: 
benugung (a) aber führt einen Widerſtreit des forftwirthfchafts 
lichen Intereffes mit dem landwirthfchaftlichen herbei, weil eine 
der Holzzucht willen wünfchenswerthe Cinfchränfung oder Ab⸗ 
löfung dieſer Nebennugungsrechte für bie Landwirthe in wald⸗ 
reichen Gegenden und daher überhaupt für die Volfswirthfchaft 
fhädlich werden fann (5); auch find die befürdhteten forftlichen 
Nachtheile der Waldweide keinesweges in allen Faͤllen vorhan⸗ 
den (c). Man muß daher dieſe Befreiung (Purification) 
der Staatswaldungen nur mit Vorſicht betreiben und darauf 
hinwirken, daß da, wo jene Nebennutzungen noch jetzt für bie 
Landwirthe Bebürfniß find, durch lands und forftwirthichafts 
liche Berbefferungen der Futter- und Streubebarf ohne Beeins 
trächtigung ded Holzwuchfed gewonnen werde (d). So lange 
diefe verfchiedenen Berechtigungen fortbeftehen, * die Forſt⸗ 
beamten darauf zu achten, daß jene nur in den rechtmaͤßigen 
Grenzen und unter den vorgefchriebenen Bebingungen ausgeübt 
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werben, fo daß 3. B. die Holgberechtigung für die Eigenthuͤmer 
gewiffer Häufer nicht auf neue Anfleblungen erftredt wird, daß 
bei der Abgabe von Bauholz das Bedürfniß eined Baued und 
ber Holzbedarf nachgewieſen wird, daß das abgegebene nicht 
verfauft, fondern innerhalb einer gewiſſen Frift wirklich feiner 
Beflimmung gemäß verwendet wird, vorbehaltlidy einer Nach⸗ 
fiht in befonderen Fällen. 


(a) In Bayern tragen manche Staatswaldungen wegen der übermäßigen 
EStreubenugung nur %/, oder gar nur No Klafter jährlih, während 
ber Durdichnittsertrag ohne Stodholz und Wellen 6 Klafter betraͤgt. 
(Die Klafter — 126 C.⸗F. oder 90 C.⸗F. Holzmaſſe) Man nimmt 
an, daß der Holzertrag im Ganzen durch die Streuberechtigungen um 
11 Proc. erniedrigt werde. — In Hannover koͤnnen 49418 Morgen in 
den Zandforften, 12000 M. im Harz wegen ber Berechtigungen nod 
nicht neu befäet oder bepflanzt werden und von tem Waldbeftande find 
4 Proc. wegen der Beihädigungen durch die Weide ıc. mit weniger 
als 1/4 der zu einer volltändigen Bewaldung erforderlichen (normalen) 
Menge von Bäumen beſetzt. 

(d) Bal. Stodar von Neuforn, Finanzwifſſ. I, 335. — Hundes: 
bagen, Die Waldmweide u. Waldftteu, 1830. Defl. Forſtpol. S. 152. 
— Hartig, Beitrag zur Lehre von Ablöfung der Holz, Streu: und 
MWeid -Servituten, 1829. ©. 41. 62. — Pfeil, Korfihug, S. 232. 
Defin Anleitung zur Ablöfung der Waldfervituten, 2. Ausg. 1844. — 
Stuhr, Ueber die Abfindung der Hütungsberechtigten in den Forften, 
1834. — Das Streufammeln in den Staatsforiten iſt häufig ohne 
erweisliche Verbindlichkeit, bloß als precarium geflattet, aber felbit dann 
würde die plöglihe Abſchaffung nicht au billigen fein. 

(c) Hiermit flimmt auh v. Berg a. a. D. ©. 216 ff. überein. 

(d) Erweiterung des Futterbaues, Anlegung von Weiteplägen mit Kopfs 
holz, Erdſtreu u. dgl. — Verſuch einer Berechnung des, aus dem Weg- 
nehmen der Waldftreu für den Holzwuchs entflehenden Nachtheils von 

. W. v. Wedekind, in defien N. Sahrb. der Korflfunde, XV, 15 
u. im Amtl. Bericht über die landw. Berfamml. zu Karlsruhe im J. 
1838, ©. 188. Der Bf. fchlägt vor, die unentgeldliche Streuabgabe 
fehr zu beichränfen und dagegen die den Gemeinden aus Berechtigungen 
gebübrende Streumenge zu Gunften der Mitglieder zu verfleigern, 
meil nur biedurch cine fparfame Benutzung der Streu bewirkt werben 

nne. 


8. 149. 


VI. Berwendung. Ein Theil des Holzes wurde fonft 
überall unmittelbar an Staatsanftalten abgegeben, die ſich nicht 
zu weit von ben Waldungen ober floßbaren Gemwäffern befinden. 
Unterbleibt dieß, fo müffen biefe Anftalten eine Vermehrung 
ihrer bewilligten Einfünfte erhalten. Bei gleihbleibendem Bes 
barfe wird hiedurch nichts gewonnen, allein die Nothwendigkeit 
des Ankaufs ermuntert zu Erfparungen, welche bei der Ablie- 
ferung einer feftgefeßten Menge vielleicht nicht vorgenommen 
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würden (a). Der Erlös aus dem zum Verkaufe beftimmten 

Theile des Holzerzeugniffes Fann durch folgende Maaßregeln 

vergrößert werben: 

1) Herftellung guter Berfenbungsmittel, wohin in&befondere 
Waldwege, Holzleitungen und Slößanftalten gehören, II, $. 166. 
In neuerer Zeit ift durch Anlegung guter Fahrwege, wenn gleid) 
mit anfehnlichen Koften, viel Vortheil bewirft worden (b). 

2) Eorgfältiged Ausfuchen der zu verfchiedenen befonberen ' 
Verwendungen bdienlichen Holzforten (Sortimente), weldye dann 
weit höher verfauft werden Eönnen ald Brennholz. Dahin ge- 
hören Bauholz (c), Sägellöge, Werkholz, welches ganz ober 
gefpalten von Wagnern, Holzfchnigern, Drechslern, Böttchern, 
Büchfenfchäftern, Siebmachern, zur Mafchinenfabrifation, zu 
Hopfenftangen u. f. w. gebraudit wird (d). 

3) Ermunterung zur Errichtung holzverzehrender Gewerke, 
falls nämlich) noch auf lange Zeit hinaus ein Ueberfluß von 
Holz vorhanden ift, für den fid, Feine beſſere Verwendung zeigt; 
Köhlereien, Sägemühlen, Glas⸗ und PBorzellanöfen, Theeröfen 
und ähnliche Unternehmungen, die jedoch beffer von Priva 
perfonen ald vom Stante felbft betrieben werben. 
(a) In MWürtemberg bedürfen die Staats: Hüttenwerfe viel Holzkohlen. 

Man verfteigert daher das Kohlholz mit dem Beding, daß die daraus 

bereiteten Kohlen um beftimmten Preis an die Hüttenwerfe abgegeben 

werden müflen. Dieß ift alfo im Grunde ein Weberlaflen der öblerei 
an den Mindeſtfordernden. 

(5) Im franz. Dep. Landes foll jährlih noch eine Mill. Nadelbäume aus 
Mangel an Abfuhrwegen verfaufen, vgl. $. 142 (c). — Der badiiche 
A. für 1858. 59 enthält 58000 fl. Aufwand für Floßeinrichtungen u. 
Fahrwege, für 1862. 63 7000 fl. jährlich. 

(6) Insbeſondere erfordert der Schiffbau vielerlei eigenthümlich geftaltete 
Hölzer. Die mit gehöriger Kenntniß vorgenommene Sortirung ift ein 
fehr ergiebiges Geſchaͤft. Kraufe (Compend. d. niederen Forſtwiſſenſch. 
©. 253) berechnet, daß die Krone einer Eiche, die als Brennholz 1'/e 
Rthlr. eindringen würde, zum Schiffbau für 8 Rihlr. verkauft werben 
fann. Gin zu Sägeflöben verwendeter Baumſtamm bringt fchon uns 

efähr dreimal fo viel ein, als wenn er in Scheite zeripalten wird. 

n Baiern beitrug das aus den Staatsforften verkaufte Baus und Nußs 
holz früher 16, neuerlich beträgt es 19 Proc. der Holzmenge ; ber Preis 
ift der 2—Ifache des Brennholzes. 

(d) Das ehemalige Magazin von allen Sorten Nupholz zu Rotenfels im 


Murgtbal (Medicus, Forſthandbuch, ©. 648) hat fih nit als vors 
theilhaft erwiefen. 


8. 150. 
VO. Bei dem Verkaufe bes Holzes ift es für die Staatds 
cafe vortheilhaft, wenn bie Forftverwaltung ben hoͤchſten mög« 


— 205 — 


lichen Erlös zu erzielen ſucht. Es verdient jedoch die entgegen» 
gefegte Anforderung unterfucht zu werden, die man häufig noch 
jest an die Staatsforſtwirthſchaft aus einer volkswirthſchaft⸗ 
lihen Erwägung richtet, daß nämlich die von alter Zeit her 
übliche Holzabgabe für einen geminderten Preid an Einzelne 
fortgefegt, oder eine ſolche audy wohl neu eingeführt werde. 
Man beruft ſich hierbei auf die läftige Störung, welche eine 
fehnelle Erhöhung der Holzpreife auf den Haushalt unbegüterter 
Familien äußert, und auf die Berpflichtung bes Staats, zur 
Unterftügung der Dürftigen oder auch einzelner Gewerbe ein 
Opfer zu bringen. Gegen ben Holzverfauf um geminberten 
Preis fprechen jedoch nachftehende Betrachtungen (a): 

1) Der allgemeine Holjpreis in jeder Gegend ift die Wirs 
fung des Mitwerbens, alfo des Berhältniffes zwifchen der ge: 
fammten Holzerzeugung und Zufuhr einerfeitd und dem Holz 
bedarfe und der auswärtigen Nachfrage anbrerfeitd. Dieß Vers 
häftniß ift in jedem Lande und Zeitpuncte ein gegebenes, und 
es fleht nicht in der Macht ber Regierung, es in kurzer Zeit 
abzuändern. Wo daſſelbe Verhältniß für die Zehrer ungünftig 
ifl, da muß der Holzpreis fi unvermeidlich hoch ftellen, und 
dieß hat wenigftend bad Gute, baß ed zum fparfamen Bers 
brauch, fo wie zum eifrigen Holzanbau ermmuntert, I, $. 385. 

2) Die Abgabe von Holz aud den Domanialwaldungen um 
einen geminberten Preis ift eine Begünftigung der Empfänger 
auf Koften ber Staatdcaffe, alfo mittelbar der Steuerpflich- 
tigen, während die übrigen Zchrer den allgemeinen Holzpreis 
bezahlen müffen. Je Eleiner der aud jenen Waldungen zu ges 
winnende Theil des ganzen Holgbedarfes ift, befto weniger eins 
zelne Bürger können den Vortheil des wohlfeileren infaufes 
genießen. 

3) Die Aufopferung der Staatscaſſe zu Gunften eines Theiles 
ber Bürger wäre noch eher zu rechtfertigen, wenn babei Gleich⸗ 
förmigfeit Statt fände, was aber wegen ber hoͤchſt ungleichen 
BVertheilung der Domänenwaldungen in ben verfchiedenen Lan- 
beögegenden nicht der Fall ifl. Im Deutfchland z. B. fehlen 
diefe in den Gebieten der ehemaligen Reichöfürften (Standess 
herren) gänzlich, die Holzkäufer find alfo ganz auf den Einkauf 
von Eorporationds und PBrivatwaldungen befchränft, und es ift 
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unbillig, daß ein Theil der Einwohner jene Bevorzugung allein 
genießt. 
(a) Berg. Pfeil, II, 89. — Wedekind, ©. 276. 


6. 1502. 


Aus diefen Sägen folgt, daß in ber Regel die Regierung 
von dem allgemeinen Marftpreife des Holzes auch bei ihren 
Holzverfäufen Gebrauch machen darf. Ausnahmen können unter 
befondern Umftänden rathfam werben (a): 

1) Wo die Zehrer ſich an einen wohlfeilen Einfauf aus 
Staatöwaldungen gewöhnt haben und eine plögliche Erhöhung 
fchwer empfinden würden, da ift es billig, die bisherige Bes 
günftigung nicht auf einmal zurüdzunehmen. Man kann übri« 
gend von feinem Holgpreife ſchlechtweg fagen, daß er zu body 
fei, weil e8 nur auf fein Berhältniß zu den Preiſen anderer 
Dinge und der Arbeit, fo wie zu bem üblichen Berbrauche ans 
fommt. Ein Preis, der wegen feiner Neuheit für viele Bes 
wohner unerfhwinglid ift, wird in einer andern Gegend, wo 
man fih an ihn gewöhnt hat, Leicht ertragen (d), daher follte 
man einen weit unter dem Marktpreiſe ftehenden fogenannten 
Revierpreid allmälig bis zu jenem erhöhen. 

2) Wurde den Staatsbienern die Verabreichung einer ges 
wiffen Holzmenge unter dem Marftpreife zugefichert, fo haben 
fie, wenn dieß aufhört, auf eine Entfhädigung Anſpruch. Es 
iſt übrigens befier, ihnen dieſe zu geben, al& die ältere Einrich⸗ 
tung fortdauern zu laflen, weil fonft weniger fparfam mit dem 
Holze umgegangen wird. 

3) Häufig hat man in früheren Zeiten Hüttenwerfe und 
andere Yabrifen durch wohlfeile Holzabgabe emporzubringen 
geſucht. Hier find 2 Faͤlle zu unterfcheiben. 

a) If man durch ertheilte Zuficherungen fortwährend ges 
bunden, aber die abzulafiende Menge nicht in Zahlen beflimmt, 
fo fann fie nad) dem herfömmlichen Betrage feftgefegt werben. 
HM die Menge von Klaftern, Cubikfußen ıc. feftgefeßt, fo bleibt 
nur eine fchwierige Abfindung übrig. 

b) If die Holzabgabe nur als Bergünftigung anzufehen, 
fo thut man wohl, fie allmälig nad) voraudgegangener Ankuͤn⸗ 
digung zurüdzuziehen. Ihre Fortdauer Hält die Unternehmer 
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von bolzfparenden Einrichtungen und dem Auffuchen anderer 
Brennftoffe ab, wodurch jene vielleicht auch bei einem höheren 
Holzpreife beftehen könnten. Sollte dieß nicht möglich fein, fo 
wäre bie Fortdauer folcher Gewerke nicht vortheilhaftl. Mit dem 
Steigen des Holzpreifes müffen unvermeidlich manche Unters 
nehmungen aufhören, die nur in holzreichen Bezirken gebeihen. 
Man fann der Regierung nicht zumuthen, aus Staatömitteln 
foldye Gewerke aufrecht zu halten, nur darf man bie Veraͤnde⸗ 
rung nicht rafch eintreten laffen, um zu einer anderen Verwen⸗ 
bung der Arbeitskräfte und Capitale Zeit zu laſſen (c). 


4) Die Verforgung der Dürftigen mit Brennholz ift in 
Gemeinden, die feine eigenen Waldungen haben, bei einem 
beirächtlichen Anwachs des Holzpreiſes fchon zur Verhütung 
des Diebftahles in ben Domänenwalbdungen ſehr zwedmäßig 
(8. 147), und man kann deßhalb diefe Ausgabe zu den Koften 
zählen, mit denen ein großer Erlös aus den Walderzeugnifien 
erfauft wird. Am wenigſten opfert man auf, wenn man ben 
Dürftigen die unentgeldliche Benugung ded Raff⸗ und Lefes 
holzes und des Stodholzes, wo das Ausgraben ber Stöde un⸗ 
ſchaͤdlich ift, überläßt, weil diefe Holzforten viel Arbeit erfordern. 
Außerdem ift es dienlih, Brennholz um ermäßigten Preis an 
holzarme Gemeinden abzulaffen, mit Verbürgung der Gemeindes 
caſſe umd unter der Bedingung, daß jeder dürftigen Bamilie ein 
gewiſſer Borrath davon verfauft werde (d). 


(a) Bol. Berh. der baier. K. d. Abg. v. 1831, Beil. XLIV, 250. Comm. 
Beriht (von Frh. v. Rotenhan), 1840. Beil. XXII. 1. Abth. 
©. 72. IX. Beil. B. ©. 141. 


(5) Man hat 1840 in Baiern die Bemerfung geäußert, daß im Iſarkreis 
über Holtpeuerung geflagt werde, weil bie Klafter von 6 auf 9 fl., 
im Regen: u. U. Mainfreife, weil fie von 11—14 auf 15—18 fl., im 
Rheinkreife, weil fie von 15—18 auf 20—26 fl. gefliegen fei. 


() 3. 3. Code forestier, Art. 58: Die wider die älteren Geſetze verliehenen 
Begünftigungen tiefer Art erlöfhen 1837. — Die fähhflfhe Regierung 
bat in Folge folder Srwägungen von 1840 an das an die Hammers 
werfe abzugebende Scheitholz um 26 Broc. vermindert und eine allge 
meine Erhöhung der Holztaren angeordnet, die jedoch für jene Ham: 
merwerfe erſt 3 Jahre ſpaͤter eintreten follte. 


(d) Aehnlich die Vorfchrift der würt. B. v. 30. Nov. 1836. Die Abgabe 
erfolgt um ten Revierpreis (8. rl f. auh Hoffmann, DB. Dom. 
Berw. ©. 185. — In Baiern darf die Tare zum Bortheil der Armen 
nöthigenfalle um 25 Proc. gemindert werden. 


8. 151. 


Was die Form des Holzverfaufes betrifft, fo hat man 
zwifchen zwei Arten zu wählen: 

1) Berfteigerung, und zwar 

a) auf dem Stamme, fo baß der Käufer das Fällen und 
Aufarbeiten ſelbſt veranftaltet. Diefe in Frankreich übliche 
Weiſe (a) ift ba, wo fein Fahler Abtrieb flattfinden fol, nicht 
einmal bequem, nody weniger aber vortheilhaft, weil die Bes 
forgung ded Hauens vielen Käufern läftig ift unb weil ber 
Käufer bei der Ungewißheit der zu erwartenden Holzmaffe in 
feinem Angebote auf den fchlimmften Ball rechnet; zudem giebt 
fie zu vielen Befhädigungen des ftehenden Holzes Anlaß (b). 

b) Nach erfolgter Zugutemachung, jedoch im Walde, alfo 
ohne Aufwand für die Verfendung. Dieß ift dem vorigen Ber- 
fahren (a) vorzuziehen. Zwar nimmt ein Theil der Holzver⸗ 
zehrer an den Derfteigerungen im Walde nicht Theil, weil 
ihnen die Beforgung der Abfuhr zu mühfam if, aber an beren 
Stelle treten die Holzhändler (c) ein, die das erfaufte Holz in 
Fleineren Mengen und in ber ben Käufern gelegenen Zeit wieder 
verfaufen. Die Holzhändler müffen auf einen mäßigen ©es 
werböverbienft rechnen, können jedoch Feine weitere kuͤnſtliche 
Bertheuerung bewirken, weil bie große Maffe ded aus Staats» 
und Privatwaldungen feilgebotenen Holzes, der freie Zutritt 
zu den VBerfleigerungen und die Zufuhr aus anderen Orten vor 
einer monopoliftiihen Beherrfhung des Angebotes fchügen. 
Hiezu trägt ed auch bei, wenn dad Holz in Fleinen Abthei⸗ 
lungen verfteigert und die Berabfolgung nicht unnöthig erfchwert, 
Dagegen ben Käufern Fein ober nur furzer Credit gegeben 
wird (d). | 

2) Abgabe nah einem feftgefeßuten Preife (Holz 
tare), 

a) im Walde. Dieß altüblidhe Verfahren war fonft un« 
vortheilhaft, weil man gewöhnlich ältere, weit unter dem 
Marktpreife bleibende Preisfäge beibehielt, wobei doch nur ein 
Theil der Holzkäufer befriedigt werben fonnte. Richtet man 
dagegen die Tare immer nad dem jededmaligen Marftpreife 
ein, wie er ſich bei Verfteigerungen und anderen Berfäufen 
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unter Privatperfonen berftellt, fo ift das Abgeben nad) einem 
folhen Preife zwar zuläffig und den Zehrern bequem, aber doch 
für die Forfiverwalter und bie mit der Prüfung und Geneh⸗ 
migung der Abgabepreife beauftragten Forftbehörden mühfamer, 
auch ift es ſchwer, einzelne Begünftigungen ganz zu vermeiden. 
Die Tare.müßte wenigftend jährlich durchgefehen, aud) für 
ale Holzforten in ein richtiges Verhaͤltniß gebracht und für 
jeden Forſtbezirk oder deſſen Haupttheile befonderd angeſetzt 
werden (e). 

b) In Holzhöfen (Holzgärten, Holzmagazinen), 
in welche bie Regierung die Borräthe führen läßt und in denen 
fie zu jeder Zeit feil ſtehen (f). Die Betreibung eines folchen 
Holjhandeld auf Staatsrechnung gefchah theild, um von einem 
zum Blößen des Scheitholzged brauchbaren Fluß oder Canal 
fammt den zugehörenden Einrichtungen (Sammelteichen, Schwel- 
lungen ⁊c.) Rupen zu ziehen, — theild um bie Zehrer in 
Städten, die von Waldungen entfernt liegen, mit Holz zu ver 
forgen, ohne daß fie von den Holzhändlern abhängig würden. 
Da man dad für die Hofhaltung, die Beamten und bie öffents 
lichen Anftalten abzugebende Brennholz auf Koften der Staats⸗ 
cafle herbeifchaffen zu laflen gewohnt war, fo lag die Veran 
laffung nahe, dieß auch bei einem zum Berfaufe beftimmten 
Vorrathe zu thun. Die Holzhöfe übernehmen das Brennholz 
aus den Staatöwaldungen um einen gewiflen Preis und faufen 
auch wohl noch aus Privatwaldungen weitere Vorräthe. Wo 
die Verwaltung folder Holzhöfe anfehnlichen Gewinn abwirft, 
dba iſt berfelbe gewöhnlich entweder die Wirkung bed ausſchließ⸗ 
lichen Beſitzes einer Floßftraße, ober er ift nur fcheinbar, indem 
er von dem niedrigen Preiſe berrührt, den die Forftcafle für 
des Holz vergütet erhält. Steht die Verſendung auf Land⸗ 
und Waflerfiraßen Jedermann frei, fo werben Holzhöfe jener 
Art dur das Mitwerben der Holzhaͤndler überflüffig (g). Die 
Vorliebe der Zehrer für die Holzhöfe beruht auf der Gewöhnung 
an niebrigere Abgaböpreife und fällt hinweg, wenn bie in 8.150. 
entwidelten Grundfäge in Ausführung fommen. Die Koftbar- 
feit der Berwaltung und bie Größe des darin beichäftigten 
umlaufenden Capitals machen die Aufhebung diefer Anftalten 
zwedmäßig, die dann ausführbar wird, wenn ber Brivatholz 
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handel hinreichende Lebhaftigfeit hat. Damit die Benugung 
ber floßbaren Gewaͤſſer nicht einzelnen Pachtern einen anfehn- 
lichen Gewinn gebe, weldyer der Staatscaffe entgeht, kann es 
rathfam werden, daß die Forftverwaltung das Holz felbft vers 
flößen (A) und: dann am Orte der Ankunft verfleigern laffe. 
Die Errihtung von Holzmagazinen, wo ſte örtliched Beduͤrfniß 
ift, fann ben Gemeinden überlaffen werben. 


(a) Ghemals auch in Deutfchland, in Würtemberg bis 1598, Hoffmann, 
F. W. v. W. zu Anf. des 16. Ihh. S. 38. Ordonnance de Louis 
XIV. sur le fait des eaux et foröts, 13. Aug. 1669. Tit. XV. — 
Code forestier, Art. 17—46. Ordonnance d’exöcution vom 1. Auguſt 
1827, Art. 73—96. Die zum Hiebe beflimmten Waldfiredlen werden 
durch verpflichtete Worftgeometer (arpenteurs) vermeflen und nach ihrem 
Holzvorrathe abgefhäßt, Die zu verichonenden oder auch die zu ſchla⸗ 
genden Bäume ausgezeichnet, die Bedingungen des Kaufes (cahier des 
charges) entworfen, die Derfteigerung wird 14 Tage vorher befannt 
gemacht. Der Sufhiag erfolgt bisweilen nah alterthümlicher Weife 
dur Berlöfchen eines Lichtes, doch ift ein Nachgebot bis zum folgens 
den Mittag erlaubt, woferne !/s mehr geboten wird. (Nach der D. 
v. 1669. Tit. XV, Art. 31. 32 war eben fo lange ein Nachgebot von 
9/5, tiercement, und dann noch ein weiteres um ?/,, semi- tiercement 
oder doublement, erlaubt.) Die Käufer find manderlei Befchränkungen 
und Berpflichtungen unterworfen. Jeder Holzverfauf ohne Berfleigerun 
ift bei 3—6000 Fr. Strafe den Korftbeamten unterfagt. — Beifpie 
eines cahier de charges in Annalos forest. 2. annde. ©. 290. 

(3) Bergius, Neg HI, 278. — Pfeil, IL, 318. — Hundesha⸗ 
en, F. Pol. S. 362. — v. Wedelind, S. 216. — Die Durch⸗ 
orftungen in jungen Behänden werten auch in Branfreich unter der 
Leitung der Forftbedienten auf Rechnung der Korftcafle vorgenommen; 
coupes par dconomie (Selbflverwaltung). 

(e) Unter diefen auch viele Landwirthe, die mit ihrem Geſpann Fuhrlohn 
u verdienen beabfichtigen. 

(d) In vielen Ländern if meuerlih die Berfleigerung Regel geiporben. 
tie Stände in der preuß. Provinz Sachfen baten 1841 um Abfchaffung 

diefes Verfahrens, welches durch Miniſt. Verfüg. v. 8. März 1841 in 

Schu genommen wird. Die Stände gaben zu, daß die Tare hie und 

da zu niedrig fei und dem „wahren Werthe“ des Holzes genähert 

werden folle, worunter der allgemeine Marktpreis jeder Gegend ver: 

flanden wird. — In Preußen fol im Winter alle 8—14 Tage, im 

Sommer mindeftens alle 4 Wochen eine Verfteigerung gehalten werden 

(ſehr Läftig!)_ Der Uebergang zur Verfleigerung foll nicht plöglich nes 

ſchehen, die Käufer follen aber allmälig an diefe gewöhnt werden. Für 

befonvere Fälle ift der Verkauf aus der Hand fernerhin geftattet, 3.82. 

bei plöglich vermehrtem Bedarf, bei dem Bebürfniß einer fchnellen 

Räumung nad außerordentlichen Greigniflen, bei felten gefuchten Sors 

ten ıc.; dann iſt ein Durchſchnittspreis feſtzuſetzen. Verkauf nad der 

Tare ift nur zuläffig, wo man Gründe hat, die Käufer zu begünftigen. 

Die Borichrift, daß nur 15 Proc. nad der Tare und ebenioviel nad) 

dem Durchſchnittspreis abgegeben werden dürfen, wurde 1841 verfuches 

weife aufgehoben, v. Rönne ©. 671. — In Baden und vielen ans 
deren Ländern ift die Berfteigerung Regel. — Würtemberg: Abtheis 
lungen bis zu 1 Klafter hinab; der Kaufpreis ift binnen 6 Tagen zu 
bezahlen, bei Kaufiummen über 500 fl. binnen 4 Wochen. — Bine 


-— 209 — 


allgemeine Borfchrift if es, daß das erfaufte Holz nicht vor anti 
tung des Preijes abgeführt und die Fortſchaffung aus dem Walde nit 
verzögert werden darf, fowie, daß das verkaufte Holz auf Gefahr des 
Käufers an der Stelle liegt. — Mnleitung zur Berechnung einer Sol: 
tare_in Mever, Forſtdirect. 6. 364 ff. (aber ohne Rüdkct auf die 
Marktpreife, bloß nad der Analogie deſſen, was der Boden als Ader 
tragen würde!), v, Wedekind, ©. 286. Hundeshagen, F. Bol. 
©. 376. — So lange man Feine Abſchaͤtzung des jährlichen Suwachfes 
hatte, ließ man fich häufig bei der Feftiebung des Hiebequantums von 
den Anmeldungen bes Holzbedarfes der Unterthanen beftimmen, für 
beren Empfangnahme beiondere Holzichreibtage gehalten wurden. — In 
Würtemberg wird der Mevierpreis aus den vorjährigen Berfteigerungen 
beſtimmt. Gr findet aber (DB. v. 30. Nov. 1836, 23. October 1850) 
nur noch Anwendung bei den Holzabgaben an holzarme Bemeinden, 
bei dem Stockholz und Reifig, ferner in Fällen eines plößlich eintres 
tenden Bedürfniffes, oder wo an einem Orte für eine Holzſorte fein 
Mitwerben von Kauflufligen zu erwarten ifl, Hoffmann, W. Finanz 
zeht IL, vor. — In Bayern werden die Berkaufspreife alle 3- Jahre 
nach den Marfipreifen eingerichtet. In Gegenden, die viele Staats; 
waldungen haben, wird der Brennholzbebart der Binwohner, Fleinen 
Gewerbe und Gemeindeholgmagazine, ſodann der Hütten und Ham⸗ 
merwerfe nad der Forſttaxe abgegeben. Sodann wird für die größeren 
Gewerbe und andere Verbrauchsarten eine Berfleigerung gehalten, von 
der die Holzhändler ausgefchloflen find, ber Reſt wird frei verfleigert. 
In den Gegenden, in welden wenig Staatswaldungen find, wird für 
den örtlichen Bedarf eine Berfteigerung ohne bie Holzhändler, hierauf 
eine freie gehalten. . Bauholz wird bei Unglüdsfällen und Nutzholz an 
Berfonen, die es im Kleinen verarbeiten, nad ber Tare abgegeben. Die 
Borfttare wurde im D. der letzten 14 Jahre bis 1860 bei Nutzholz um 
17, bei Brennholz um 13 Proc. von dem Marktpreife überfliegen. — 
Stofar v. Neuforn ©. 584. Die Forfiverwaltung B's. S 244. 
Der verfleigerte Theil if unter der Hälfte, 3. B. 1837—39 in Unter: 
franfen 48, der bayer. Pfalz-42, in Oberfranken 34 Pror., v. Ro: 
tenhans a. Bericht, ©. 73. 


(e) Bayern hat 3 Triftämter und 4 Holzhöfe, 3 in der bayer. ale; der 
größte (in Paſſau) verkauft jährlih 37—38000 Klafter, ber kleinſte 
(in Dürkheim) nur 180—200. Im D. von 1835—37 war ber rohe 
Ertrag 538977 fl., der Koftenbetrag 329825 fl., der reine Ueberſchuß 
209152 fl. 9. für 185561: Rohe Binnahme 607218 fl., Ausgabe 
372070, reiner Ertrag 235 135 fl. Unter den Koften nimmt das ans 
geftellte Perfonal 17985, der Betrieb 352785 fl. hinweg. A. 1861—67 
roh 797218 fl., rein 332493. — Würtemberg hat 5 Solggärten, von 
denen 4 als Filiale des in Stuttgart befindlichen anzuſehen find. Sie 
gaben 90 000 fl. Betriebscapital. Der Reinertrag nah dem A. 1855 
is 58 if j. 27000 fl. Hoffmann, W. Finanzrecht, I, 343—359. 
A. für 1858—61 j. Cinnahme 254841, Ausgabe 219241 fl., rein 
35 600 fl. — Sachſen A. 1858-60: Binnahme 369 775 Rthlr., wovon 
368491 Rthlr. aus Holzverfauf, Ausgabe 319775 Rthlr., nämlich 
226451 Rthir. Holzanfauf, 76378 Betrieb und Unterhaltung, 16945 
Berwaltung, — rein 50000 Rthlr. Der Antaufspreis ift demnach 60 
Proc. des Berfaufspreifes. A. 1861—63 34333 Thlr. rein. — In 
Baden find die legten Holzhöfe zu Karlsruhe und Raftadt, bie fi 
duch die Flößen auf der Murg verforgten, 1835 aufgehoben worden. 
Sie irugen 1831 und 32 im D. 16800 fl. netto. ©. Verhandl. d. 
1. Kammer von 1833, Beil. IV, 110 (@ommiffionsberiht v. Rau). 
— Gr. v. Sponed, Ueber die Anlegung der Holzgärten, Heibelb. 
Ran, polit. Dekon. III. 5. Ausg. 14 
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1816. — Ueber bie bisherige Adminiftration der Holzgärten in Wuͤr⸗ 
temberg, Stuttgart 1821. 

(f) Die Holzhöfe in Berlin konnten mit den Holzhändlern nicht Preis 
alten, Bfeil, U, 313. 

(9) Am beten in Berding, mit Berabrebung eines gewiſſen Procentſatzes 
für Abgang. 


$. 152. Ä 


VI. Die forftlihen Nebennugungen, wie Jagd, 
Maft, Grasfchnitt, Weide, Streufammeln, Harzfcharten, Torf 
ftechen, infofern fie nicht fchon durch Servituten der Berfügung 
der Forſtbehoͤrde entzogen find, müflen fo weit befchränkt werben, 
daß fie der Holzgewinnung gar nicht, oder body nicht fo viel 
fhaden, als fie eintragen (a). Innerhalb dieſer Graͤnze vers 
bienen fie eine forgfältige Behandlung, weil fie nicht allein 
den Reinertrag für den Staat erhöhen (5), fondern auch volks⸗ 
wirthfchaftlich bedeutend werden koͤnnen (c). Die gewöhnliche 
Art, fie einträglich zu machen, ift bie Verpachtung untet folchen 
Bedingungen, melde den Pachter abhalten, die Nutzung auf 
eine fchädliche Weile auszubehnen. Namentlich wird den Jagd» 
pachtern ſowohl die Schonung des Wildflanded, ald die Bes 
fhränfung deſſelben zur Berhütung von Feldſchäden und ber 
Erfab ſolcher Beihädigungen zur Pfliht gemaht (d). Im 
folchen Jahren, wo es den Landwirthen an Futter fehlt, ift die 
Geftattung ded Grasholens und Laubftreifend, auch wohl bed 
Beweidens älterer Schläge fo wohlthätig, daß man fie unent- 
gelblich oder gegen geringe Vergütung anordnen follte. 


(a) GEs kommt hiebei viel auf bie Holzpreife an. In entlegenen Gebirge: 
gegenden kann 3. B. das Harzicharren rathſam fein, während es bei 
utem Abfape des Holzes wegen feines fchädlichen Ginfluffes auf bie 

efundheit der Bäume aufgegeben werden muß. 


(3) In Bayern foll (A. 1861—67) die Jagd 40327 fl. roh, 17156 fl. rein 
abwerfen. In Preußen if (1858) ein Ertrag von 16713 Rthlr. aus 
verpachteten und 13000 Rthlr. aus verwalteten Jagden angenommen, 
bei denen 3664 Rthlr. Koften vorkommen. — Baden, Durdfihnitt 
1860. 61: die Jagd in den Domänenwaldungen trug j. 7448 fl. ein 
und verurfachte 87 fl. Koflen. — Medlenburg : Schwerin A. 1850/51: 
10 347 Rthlr. roher, 7605 Rthlr. reiner Ertrag. 


(ce) Dieß gilt befonders von den Zwifchennugungen zum Feldbau, $. 147 (f). 


(2) Für die Gelbfiverwaltung der Jagd in den Staatswaldungen fpricht 


Pfeil, IL, 760. 
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II. Anlegen zum Gewerksbetriche. 
$. 153. 


Die zu den Domänen gehörenden Gebäude und Vorrich⸗ 
tungen zur Betreibung von Gewerken fiehen theils vereinzelt, 
theild mit Landgütern in Berbindung und werben dann zus 
gleich mit dieſen verwaltet oder verpachtet, 3. B. Bierbrauereien, 
Branntweinbrennereien, Ziegeleien, Mahl und anberee Mühlen 
u. dergl. Bei der Zerfchlagung eines ſolchen Inbegriff von 
Domänen iſt ed ratbfam, jene Beftandtheile zu verkaufen, und 
dieß gilt in der Regel audy von ben abgefonbderten Gewerks⸗ 
einrichtungen. Solche Unternehmungen eignen fich noch weniger 
für den Staat, als Iandwirthfchaftliche, weil bei jenen noch 
mehr von dem Kunftfleiße und dem Capitalaufiwande des Unters 
nehmers abhängt, weil man ftetd auf Betriebs⸗Verbeſſerungen 
bedacht fein und bie Beränderungen im Begehre beobachten 
muß und weil wenigere feftflehende allgemeine Vorſchriften aufs 
geftellt werben können, II, $. 227. Die Erfahrung beftätigt es, 
daß die Regierung aus Gewerfen im Berhältniß zu den darauf 
verwendeten Gapitalen geringen Gewinn zieht und baß der 
Uebergang ber Gewerfsanlagen und Berechtigungen (a) in 
Privathände fowohl der Staatscaſſe ald der Volkswirthſchaft 
Bortheil bringt (d). Auch die Berpachtung pflegt nicht ein- 
träglic zu fein, weil dad Mitwerben zuverläffiger Pachtluſtigen 
Hein ift und die Erhaltung der Gebäude, fowie die geforderten 
Neubauten viel Eoften. 


(a) Aber ohne die drüdenden Privilegien, wie fle 3. B. bei Bannmühlen 
und Brauereien vorfamen (Bannredhte). 

(5) Bei den Grtrageanfi en in den Boranfchlägen wird die Berzinfung des 
angewendeten Gapitales nicht eingerechnet umd bieß iſt fire die Beſtim⸗ 
mung eines foldhen Anſchlages auch unnöthig, aber zue Würdigung ber 
Ginträglichfeit darf der Bapitalzins nicht unbeachtet bleiben. Sehr viele 
Staatsjabrifen find fchon eingegangen, weil fie ſich nicht verlohnten, 
Die Borzellanfabrifen in Berlin und Sevres (bei Paris) arbeiten theurer 
als Privatfabrifen (doch das Berliner SefundHeitsgefhire ausgenommen, 
Berber, Beiträge sc. ©. 133). Weber, Beiträge zur Gewerbe⸗ umd 
Handelekunde, IL, 310. 


— 


A. 1860: Borzelanfabrit | Geſundheitsgeſchirr. 
Einnahme 157500 Rthlr. 84500 Rthlr. 
Ausgabe . 137500, 1490 „ 
rein... 2000 „ 9600 „ 


Die Porzellanfabrit zu Nymphenburg koſtete 1819— 25 jährlich 
8717 fl. Zuſchuß. Yür die Finanzperiode 1831 — 36 wurde ein jährs 
14* 
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licher Zufhuß von 14988 fl. gefordert, für 1837 —43 ein foldher von 
11782 A. fährlih. Die in eigner Verwaltung flehenden Brauhäufer 
in Münden und Würzburg bringen 368 752 mit fl. 344022 fl. Koften 
(alfo 24230 fl. vn), die verpachteten 4975 fl. bei 3370 fl. Koften, 

. 1855 — 61. — Die Porzellanfabrik in Meißen koſtete früherhin jähr: 
lich über 36000 Rthir. Zufchuß, 1830 noch 18650 Athlr., 1833 nichts 
mehr, 1837 war ein Reinertrag von 9000 Rthlr. in Ausſicht geftellt, 
1840—42 und 43—45 war ber angefchlagene Reinertrag 13 500 Rthlr. 
A. 1858—60 157300 Rthlr. Binnahme, wovon 12000 Rthlr. Rein: 
ertrag. N. 1861 — 63 158300 Rthlr. roher, 13000 Rthlr. reiner 
Ertrag. — Die würtemb. Glashütte Schönmünzadh brachte bei ber 
Selbftverwaltung Schaden und wurde dann bis zu dem Berfaufe für 
2000 fl. verpachtet. — Die Wiener Porzellanfabrif koſtete im Durchſchn. 
1849 — 51 jährlih 6073 fl. Zufhuß, die Teppichfabrit und Wollen⸗ 
druderei in Linz erforderte 1849 27731 fl. Zufhuß, trug jedoch im 
D. 1850 und 51 29561 fl. rein. Die ehemalige große Wollentuchs 
fabrik in Linz ift aufgehoben worden, weil fie neben dem erftarkten 
Kunftfleiße der Privatperfonen nicht mehr einträglihd war, und ein 
Theil der entlaffenen Arbeiter erhielt eine Untertügung aus der Staates 
cafe. — ˖In Baden find bei den Domänen nad Veräußerung vieler 
ſolcher Beftandtheile noch 2 Ziegelhütten, 4 Mahlmühlen, 1 Sägemühle, 
1 Brauerei Rothhaus bei Bonndorf mit dem Hofe Dürrenbühl, welcher 
180 Morgen Ader und Wiefe enthält. Der reine Brtrag diefer beiden 
Stüde war eine Reihe von Jahren hindurch zur Tilgung eines großen 
Bauaufwandes von 233 000 fl. beflimmt worden und erfcheint erſt 1858 
wieder mit ungefähr 9000 fl. im Staates Boranihlage. Der Verſuch 
eines Berkaufes mißlang. — Hofbrauhaus in Münden, 9. 1861 —67 
jährli 212602 fl. er. 16338 fl. rein; Brauhaus in Würzburg 
67383 fl. roh, 3418 fl. rein, weßhalb die Lanpdflände Verkauf oder 
Verpachtung empfehlen. — Medienburg- Schwerin bezog (N. 1849) 
54000 Rthlir. von Biegeleien (wovon 30000 Rthlr. Koften abgehen) 
und 13900 Rthlr. von Kalköfen (3200 Rthlr. Koſten). — Die Staats: 
buchdruckereien kann man nicht nady ihrem Geldertrage beurtheilen, weil 
fie viele amtliche Sachen ohne Dergütung druden. Die vortreffliche 
Staatsdruderei in Wien Eoflete im D. 1849—51 322400 fl. Sufchuß, 
die Parifer dagegen foll 1859 33300 Fr. Ueberfhuß geben. — Gin 
merfwürdiges Beilpiel eines Betriebes von Bewerben auf Staatsrechnung 
bildet die preußifhe Seehandlung, welche unter andern auch mehrere 
große Fabrifunternehmungen gemacht hat, vgl. IL, $. 236 (a). Rad) 
dem N. für 1858 Hat biefelbe 200000 Rthlr. ale Ueberihuß an bie 
Staatscafle abzuliefern. Die Befoldungen (51086 Rthlr.) und die 
8700 Rthlr. für Amtsbedürfniffe werden aus dem Grtrage der Anftalt 
beftritten und flehen daher nicht im Ausgabe: Budget, ſondern nur in 
ben Beilagen. 


8. 154, 


Es giebt Ausnahmen, bei denen der Betrieb von Gewerken 
auf Rechnung des Staates rathfam werben kann. 

1) Hüttenwerfe (a) zur Berarbeitung der Erzeugniſſe des 
Bergbaued find auch Häufig in Privathänden, allein da es 
früherhin an binreichendem Capital, an Neigung und Gefchids 
lichkeit bei Privatperfonen fehlte, dieſe auch bisweilen durch 
ben Mangel an Walpbefig abgehalten wurben, ſolche Werke zu 
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unternehmen, und da «8 für die Staatäbergwerke vortheilhaft 
ift, wenn die aus ihnen gewonnenen Mineralien eine geficherte 
und gute Verwendung erhalten, fo find viele Hüttenmwerfe auf 
Rechnung des Staated errichtet worden. Die Kenntniffe, bie 
das Huͤttenweſen erfordert, hängen mit bergmännifcher Wiſſen⸗ 
haft und Kunft zufammen und werben bei vielen Bachmännern 
mit biefen vereinigt angetroffen. Diele Erfahrungen beweifen, 
bag Staats⸗Huͤttenwerke unter ber Leitung wiſſenſchaftlich gebil« 
deter Berwalter der Staatscaſſe Nutzen bringen und ald Vorbilder 
für den Betrieb von Privatwerfen dienen fönnen, deren. Mit 
werben und Beifpiel jedoch bei der heutigen Ausbildung ber 
Kunft wieder zu mandyen Verbefferungen der Staatöwerfe Anlaß 
giebt. Diefe - bedürfen eines anfehnlichen ftehenden und ums 
laufenden Capitals ($. 153.), einer forgfältigen Auswahl der 
angeftelten Verwalter und einer guten Oberleitung, bie ſowohl 
auf die Funftmäßige al8 auf die gewerbliche Bollfommenheit des 
Betriebes, Sparſamkeit in dem Aufwande, vortheilhaften Er 
158 ꝛc. bedacht iſt (c). Reue Hüttenwerke pflegen heutiged Tages 
dem Gemwerbfleiße der ‘Brivatgefellfchaften überlafien zu werben 
und ed Eönnen aud die Staatöhüttenwerkfe bisweilen ohne 
Nachtheil an ſolche Geſellſchaften verkauft werben, wenn dies 
felben einen dem Reinertrage entfprechenden Preis bieten, wenn 
die obenerwähnte Rüdfiht auf die Bergwerke nicht im Wege 
fieht und auch von volföwirthicpaftlicher Seite ein guter Betrieb 
fortwährend gefichert erfcheint (d). 
2) Erzeugung von Kriegsbedarf, infofern die Betriebfamfeit 
der Privaten für dieſelbe nicht ſchon genügend forgt ($. 75.). 
3) Gewerke, die zur Pflege der bildenden ober techniſchen 
Kunft dienen und daher ald Mittel der Bolkswirthfchaftöpflege 
in Betracht kommen. ordern fie jedoch noch Zuſchuͤſſe, fo 
treten die allgemeinen Grundfähe für die Staatsausgaben ein, 
nad) denen man zu erwägen hat, ob folche Anftalten die Koſten 
durch gemeinnügige Wirkungen belohnen (e). 
(a) 3. B. Pochwerke und Schmelzöfen, Gießereien, Brifchfeuerr, Hammer: 
und Walzwerke sc. 
(6) Der Ertrag der Hüttenwerke läßt fi von dem bes Stantebergbaues 
nicht leicht fcheiden, wenn bie in jenen verarbeiteten Erze u. a. Foſſi⸗ 
lien nicht verlauft, fondern von den Bergwerken um einen feftgefeßten 


Preis abgegeben werden. Derfelbe erſcheint bei ben Bergwerken in 
Cinnahme, bei den KHüttenwerfen in Ausgabe. Yür den gefammten 


(0) 
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Meinertrag iR feine Größe geoguins, fuͤr die richtige Beurtheilung 
ber einzelnen Werke iſt es aber zweckmaͤßig, ben Marktpreis anzunehmen, 
wenn ein folcher bei den rohen Mineralftoffen zu ermitteln if. 
Defterreih, A. 1862: Moher Ertrag ber Staats⸗Berg⸗ und Hütten- 
werke 40,0 Mill. fl., rein 1385000 fl. Mehrere Werke Eofteten Zufhuß. — 
Die Bayer. Hüttenwerfe waren 1831 — 36 mit einem NReinertrage von 
38171 fl. angefebt, Ihr Grund⸗ und Gapitalwerth follte 1%. Mill. fl. 
betragen, ohne die zugehörigen 6— 8000 M. Wald. Der Reinertrag 
iR alſo kaum 2 Proc., weßbalb der 2te Ausfhuß auf allmäligen Ber: 
kauf angetragen bat. Verh. von 1831, Beil. XLIV, $. 366— 70. Es 
wurbe 1831 und 1837 beichloflen, daß der ganze Reinertrag der Berg: 
und Hüttenwerle zur Erweiterung des Bergbaues und Huͤttenweſens 
verwendet werden folle. 9. 1855 — 61: hertrag ber Bag: und 
Hüttenwerfe in den 7 Kreilen biefleits des Rheines (mit Cinſchluß von 
8783 FA. Waldertrag, 6996 fl. aus der Brauerei in Bodenmais ıc.) 
1010091 R., Berwaltungsfeften 988275 J., Ausgaben für die Derg⸗ 
ſchule, die geognoftifchen Unterfuhungen, für Unterflüßungen, Wege, 
Brüden ıc. 21816 fl., fo daß fein Reinertrag übrig bleibt. Auch für 
1861 —67 iſt ein folder nicht in Ausficht genommen. — Die wür- 
tembergifhen Berg: und Hüttenwerfe lieferten in den 18 Jahren 
von 1819 an im D. 176241 f., im D. 1844—54 208 807 fl. an die 
Staatocaſſe ab. Der reine Ertrag war zwar größer, aber ein Theil 
befielben wurde wieder in die Werke verwendet. Der Reinertrag von 
1852/3 war 245647, 1854/5 368636, 1856/7 600667 fl. Der Ans 
fhlag für 1868/9 giebt 2426930 fl. rohen und 356300 fl. reinen 
Ertrag. 9. 1861—67 }. 2925 527 fl. roh, 359500 fl. rein. Das ganze 
in dieſen Werken enthaltene Grund⸗ und Bapitalvermögen wird auf 
212 MIN. fl. gefhäpt, Herdegen, S. 114. Hoffmann, Mi. Ginanp 
recht, I, 363. Am ergiebigften if bie fchöne Eilengießerei zu Waflera 
fingen, deren Reinertrag 1852/3 119262, 1856/7 330196 fl. war und 
folgfih das Capital (1854: 873000 fl.) reichlich verzinfte. Es iR in 
W. üblih, aus dem Reinertrage jährlich 2%. Proc. von dem Betrage 
bes in den Werken enthaltenen Capitals abzufchreiben , fo daß baflelbe 
fortwährend Heiner ericheint, foweit es nicht durch neue Verwendungen 
wieder anwaͤchſt. Dieß bat die Folge, daß gleicher Meinertrag nach 
und nad mehr Procente des berechneten Capitals ausmadt. Diefe 


abgeichriebenen Summen werden mit dem anderen Theile bes Bein: - 


ertrages an die Staatscaffe abgeliefert und zu den laufenden Ausgaben 
des Staates verwendet. — Für bie badiſchen Bilenwerfe mit 4 Hoch⸗ 
öfen, 1 Pubdbelofen, 19 Frifchfeuern, 3 Walzwerfen sc. ift der A. für 
1858 1115893 fl. Binnahme und 1004709 fl. Ausgabe, alfo 111154 fl. 
Reinertrag. Aber 154575 fl. für Gifenerze find durchlaufend, ebenſo 
ein Theil der Summe für Anfauf von Robelfen von den eigenen Hoch⸗ 
öfen, weil man jedes Werk als felbfifländig behandelt und im Bors 
anfchlage alle Einnahmen und Ausgaben zufammenftellt. Neuerlih if 
die Berehnungsart geändert worden, man behandelt fämmtliche Werke 
in dem Voranſchlage als ein Ganzes und es fallen folglich die durch⸗ 
laufenden Poſten hinweg. Der Reinertrag hängt zum Theile von ben 
allgemeinen Gifenpreifen ab. Das badiſche mit Holzkohle bereitete Ciſen 
übertrifft an Güte das mit Steinkohlen geichmolzene und verarbeitete, 
ift aber auch koſtbarer. Bei niedrigen Preifen muß der Betrieb bes 
fhränft werden. In den beiden Sahren 1848 und 49 ergab ſich mit 
Müdficht auf die Betriebefonde nur ein Reinertrag von 24 622 fl. jährs 
li, dagegen 1854 und 55 im D. 71734 fl. In den Jahren 1860 
und 61 trat flatt bes erwarteten Meinertrages wegen ber niedrigen 
Gifenpreife ein Mehr ber Ausgaben über die Einnahmen von durch⸗ 
ſchnittlich 106693 fl. ein. Am Ende von 1865 war das in dieſen 
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Werten enthaltene unbewegliche Vermögen 922920 A., Werkzeuge und 
Geraͤthe 44316 64 Naturalvorräthe 566027 fl., Geld und Ausſtaͤnde 
nach Abzug ber Rückſtaͤnde 338764 fl., zufammen 1872027 fl., wovon 
der Reinertrag von 71734 fl. nicht voll 4 Proc. ausmacht. 1861 wurde 
das gefammte Bapital auf 2112000 fl. berechnet. — Die preußiſchen 
Hüttenwerfe follten 1858 von 3406 012 Rthlr. roher Ginnahme 220 510 
KRthlr. rein übrig laffen, aber hievon ift noch ein Theil des Aufwandes 
für die höheren Berg: und Hütten: Behörden zu beftreiten. Das größte 
Werk (Königshütte in Schlefien) ließ von 1001580 Rthlr. Rohertrag 
nur 11550 KRthlr. rein (1,15 Proc.) erwarten, das Meſſingwerk Heger: 
mühle 58330 von 339020 Rthlr. roher Binnahme oder 17 Proc. der 
letzteren. 9. 1862 für die Hüttenwerfe 2835327 Rthlr. roher, 260 789 
MRihlr. reiner C., in den Werfen enthaltenes Capital g. 7 MIN. Rthlr. — 
Sn Hannover läßt fih nur von den oberharzifchen Gifenhütten eine 
ausgefchiedene Berechnung auffinden: diefelben waren für 1854. 55 auf 
510482 Rthlr. ganze Einnahme und 25000 Rthlr. Reinertrag an⸗ 
gefchlagen. Die Ueberſchuͤſſe diefer Hütten waren im D. 1818 — 26 
3000, im D. 1834 5000, 1850 fon 50000 Rthlr. Lehzen, I, 155. 
Sn Sachſen war im D. 1855-57: 


| NRoher Ertrag | Reiner Ertrag Boranfhlag 


Mihlr. Nihlr. Nihir. 
Allgemeine Schmelzadminiſtration 2°601 221 | 200 998 60 000 
Blaufarbenwert Oberfchlema . 115 744 24 871 35000 
Kupferhammer Grünthal . 242 706 6 000 14.000 











(d) Ueber die vollkewirthſchaftliche Wichtigkeit der Huͤttenwerke auf dem Harze 
Lehzen a. a. D. I, 157. 

(e) Dic Haute-lisses- Fabrik in Paris (II, $. 228.) trägt nichts ein. Es 
wird in ihr Zeichnen und Malen gelehrt, aud werden Faͤrber unters 
richtet. Die Borzellanfabrif zu Sevres ift mit einer Malerichule vers 
bunden worden, ebenfo die Nymphenburger, welche zugleich in der Kunft 
ber Glasmalerei viel geleiftet hat. 


IV. Wohngebände. 
$. 154 a. 


Es würbe fehr unzwedmäßig fein, öffentliche Gebäude bloß 
ihres Miethertrages willen zu behalten ober zu erwerben, denn 
die vermietheten Wohnungen pflegen im Verhaͤltniß zu ihrem 
Ertrage ber Regierung zu viele Baufoften zu verurfachen und 
die Domänenbeamten koͤnnen ſich zur Erzielung ber größten 
Einnahme nicht jo frei bewegen ald ‘Privateigenthümer. Es 
müffen andere Gründe hinzukommen, um bie Beibehaltung von 
Wohngebäuden anzuempfehlen, 3. B. das Bebürfniß von Dienft- 
wohnungen ($. 67), oder bie Schwierigkeit des Verkaufes großer 
Gebäude und die Ungewißheit, ob biefelben nicht künftig wieber 
für" die fürftlihe Bamilie oder einen Regierungszweck werben 
benugt werben, ber Zufammenhang mit anderen Staatögebäu- 
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den u. dgl. Die Benutzung für die Staatdcaffe geſchieht (a) 
bei den Dienftwohnungen burdy einen Abzug von den Geld» 
befoldungen, entweder nad) dem abgefchägten Miethertrage, mit 
billiger Rüdfiht darauf, daß der Beamte die Wohnung nicht 
frei wählen fann, oder nad) -einem allgemeinen Berhältnißs 
fate (d), bei den übrigen Wohnungen durch Bermiethung aus 
ber Hand, nad) den an jedem Orte beftehenden mittleren Mieth- 
preifen (c). 

(a) Wehrer, Kam. Dom. Admin. S. 22. Hoffmann, ©. 35. 


(6) Baden: Die Dienfiwohnung wird zu 10 Proc. der Befoldung ans 
efhlagen, doc iſt dem Beamten geftattet, den Beweis zu führen, daß 
er Miethertrag feiner Wohnung geringer if. — Bayern. R. 1861 — 

67: vermiethete Gebäude 66922 fl., Geldanfchlag der Dienftwohnungen 
106 985 fl., reine Binnahme von beiden 96118 fl.- 


(6) Im einigen Staaten bringen die zu den Domänen gehörenden, zum 
Trinken und Baden benupten Mineralquellen und die zugehörigen Ges 
bäude eine anfehnliche Einnahme, welche man großentheils wieder zu 
neuen Bauten und Berfchönerungen zu verwenden pflegt. — Raflau 
1858: aus dem Berfauf des Diineralwaflers 100000 fl. 


V. Werbendes bewegliches Vermögen. 
8. 155. 

Wenige Regierungen befiben ein fo großes bewegliches 
Vermögen, daß baflelbe weder in den Domanials, noch in den 
Regals Gewerben ein einträgliche Anwendung fände und baher 
auf Zinfen auögelichen werben müßte (a), die meiften Staaten 
haben vielmehr noch anfehnliche Schulden, für welche Zinfen 
an die Staatögläubiger entrichtet werben (6). If fchon ein 
bewegliche Staatövermögen angefammelt, ober ift daffelbe fogar 
fhon audgeliehen, fo kann ber Bortbezug ber Zinfen feinem 
Bedenken unterliegen, ed wäre benn, daß man eine andere, 
durch große gemeinnügige Wirkung ſich befohnende und für bie 
Uebernahme von Seiten der Staatögewalt wohl pafiende An- 
wendungsart, 3. B. den Bau von Lands, Waflerfiraßen und 
Eifenbahnen, Urbarmadhungen u. dgl. vorziehen müßte. Iſt 
bieß nicht der Kal, fo werben die Bapitale am beften im Lande 
auf Unterpfand»-Sicherheit ausgeliehen, wobei es bienlich if, 
zugleich auf die Unterflügung von probuctiven Unternehmungen 
ober von Gefällablöfungen Rüdfidht zu nehmen (c). Anleihen 
ins Ausland find fomohl wegen ber geringeren Sicherheit als 
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wegen der Verminderung des inlaͤndiſchen Capitals minder an⸗ 
gemeſſen (d). Auch zur Ausſtattung einer gut eingerichteten 
Zettelbank ſind die Summen mit Vortheil zu verwenden (e). 
Neues Sammeln von Capitalen kann im Allgemeinen nicht 
gerathen werben, $. 464. 


(c) A. Smith, ®. V. Gap. 2. Abfchn. 1. — v. Jakob, I, $. 48. — 
Die Ichweizerifche Gidgenofienfchaft hatte 1852 5821000 Fr. ausgeliche: 
ned Dermögen, 1854 gegen 4 Mill., welche nach dem A. 160000 Fr. 
eintragen follten. Der Banton Zürich bat im D. von 1816—25 65 900 Fr. 
Binfen eingenommen; 1826 waren fie 91 117 Fr., für 1827 find 87498 Fr., 
für 1834 182000 fr. Leibzinfen nebft 102000 Wr. Bine von noch aus 
fiehenden Kaufichillingen und Ablöfungsfummen angenommen. 1840 
wurden bie ausflehenden Forderungen auf 5°882000 Fr. angegeben, 
ohne 1900000 Fr. Bfrundfond. N. 1854 473 000 neue Fr. Leihzinfen 
und 173390 Pr. Vorſchußzinſen. R. 1858: 553179 Fr. Leihzinſen. — 
Luzern, R. 1856 70781 Wr. Zinfen, das ganze zinstragende Gapital 
betrug 1904984 Fr., 1861 2135283 Br. — Aargau bezog 1846 
267 820 Fr., Waadt 1847 32000 Fr., Freiburg 1846 A. 63750 Fr., 
Solothurn 1846/7 89289 Fr., Zug 1844/55 M. 5771 Fr., Appenzell 
Auf. N. 1845/6 5992 fl. Binfen x. In Bern beliefen fih die an: 
gelegten Gapitale nebſt den in die Staatshandlungen verwendeten 
1277800 Fr. zu Gnde 1829 auf 7710700 Br. Davon waren 
4950600 Fr. in auswärtigen Staatspapieren angelegt. Bericht über 
die Staateverw. ıc., Beil. ©. 109. Die auswärtigen Forderungen 
wurden 1835 nad den damaligen Curſen zu 7496 300 Br. angeichlagen. 
Der Zinsertrag aus ihnen war im D. von 1832—39 337200 Fr. Im 
Inlande waren 1839 698380 Fr. angelegt, meiftens zu 4 Proc., mit 
ungefähr 23000 Fr. Zinsertrag. Mathy in Rau, Archiv, IV, 64 
1846 waren noch 466852 Fr. Zinseinnahme angenommen. Bis zum 
Jahr 1849 find gegen 7 MIN. Fr. von dem ausgelichenen Bermöge 
zugefeht worden, allein es kamen auch Gelder von Ablöfungen und 

erfäufen hinzu, fo daß doch 1850 noch gegen 9 Mill. zinstragendes 
Bermögen angenommen wurden, Stämprtli, Finanzbuͤchlein für das 
Berner Bolf, 1850, ©. 73. — In Kurheſſen ift 1831 vertragsmäßig 
das 30 Mill. fl. betragende bewegliche Bermögen des Kurfürflen, da 
es zum Theile aus Landesmitteln ertvorben war, zwilchen dem kurfuͤrſt⸗ 
lichen Haufe und dem Staate gleihmäßig getheilt worden. Im 9. für 
1849 find 489640 Rthlr. Zinfen enthalten. 

(5) Auch die mit Schulden belafteten Staaten haben zwar haͤufig noch aus⸗ 
ſtehende Forderungen (sctiva), deren Zinsertrag aber zur Verzinſung ber 

Paſſiven verwendet wird und bie der Schuldverwaltung (Amortifationes 
cafle) zugewieſen find. 

() Sr. Moltke, S. 53. — Hicher gehören bie Greditcaffen in mehreren 
Ländern, wobei die erforderlichen Geldfummen zum Theile aus ben 
aotöfungen der Domanialgefälle herfließen, II, $. 60. (0). 

(d) 3. 3. St. Petersburg, Bern, I, $. 317. 

() Smith a. a. D. gegen das Berfahren von Bern. 
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2. Abtheilung. 
Einkünfte and dinglichen Rechten. 


$. 156. 


Biele europäifche Regierungen find aus früheren Zeiten her 
noch im Beftge beträchtlicher Einkünfte aus Grunpgefällen 
geblieben (a), welche größtentheild ehemald mit Domänen in 
Berbindung fanden, aber auch nad) ber Veräußerung berfelben 
beibehalten wurben. Sie flehen unter denfelben rechtlichen Ders 
hältniffen, wie jene (8. 90.) und werben mit denfelben von den 
Domänenämtern verwaltet. Die hieher gehörigen Einnahmen, 
als Zehnten, Handlöhne, Gilten und Grundzinſe verfchiedener 
Art find privatrechtlicher Natur; fie werden vom Staate oder 
von dem Fürftenhaufe in der Eigenfchaft eined Gutsherrn bes 
zogen, wie in gleicher Weife auch viele ‘Brivatperfonen folche 
Gefälle beziehen, und find in den verfchiedenen Landestheilen 
von fehr ungleichem Betrage. Offenbar ift eine Einnahme, vie 
in einem Sheile der Grundrente von ‘Privatländereien befteht, 
für den Berechtigten bequem und ficher, weil ihr Maaß feftfteht 
und ber Landbau den wenigften Erfchütterungen ausgefegt ift, 
wozu noch bei einem Theile der Gefälle die Ausſicht auf einen 
fteigenden Betrag kommt. Dagegen haben bie meiften biefer 
Einfünfte in der veränberlichen Größe, der läftigen Entrichtungs⸗ 
art und ber Hemmung bed Kortfchreitend im Landbau Nach⸗ 
theile für die belafteten Eigenthümer (II, $. 52.), zugleich ift 
für die Regierung die fehr ungleiche Größe der Einnahme von 
Jahr zu Jahr flörend (d), bei manchen Gefällen ift zugleich bie 
Erhebung koſtſpielig. Daher muß man nicht allein die jetzige 
Erhebungsweife fparfam einrichten, fondern auch die Umwand⸗ 
lung bdiefer Leiftungen in einfache Grundzinfe und bie gänzliche 
Abloͤſung derfelben erleichtern. 


(a) Bayern. Rah dem 9. für 1832—34 war die Ginnahme aus Grund: 
efällen im D. 5°277400 fl. rein, die Koften 40 Proc., Laſten 5, Proc. 
Die R. 1853/4 zeigt 4471276 fl. Reinertrag, der U. für 1855 — 61 
eine Roheinnahme von 5143849 fl., 9. für 1861 — 67 Roheinnahme 
4949 753 |l., worunter 4394 910 fl. neu angeſetzte Bodenzinfe nach 
dem Geſetz von 1848. — In Baden find die Grundgefälle neuerlich 
durch den Fortgang der Ablöfungen fehr vermindert worden. Die lehen⸗ 
baren, zins und fallpflichtigen Güter trugen 1833 und 34 (M.) i. D. 
74736 fl. ein, ber 9. für 1849 if nur noch 20512 fl., für 1858 
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10155, Cinnahme im D. 1860. 61 8854 fl. Der Rohertrag des Zehnten 
war im D. 1833—36 vor der Ablöfung 1002841 fl. Derfelbe ift jetzt 
abgelöft und «6 gingen im D. 1854 und 55 474277 fl. Zinfen aus 
noch ausſtehenden Ablöfungsfummen ein. — Würtemberg hatte bis 
1849 noch jehr viele Raturalgefälle. Nach dem A. 1845— 47 war bie 
Einnahme aus Zehnten 1475648 F., aus Lehens und Zinsgütern 
593712 fl., die Koflen und Abgänge bei jenen 43621 fl., bei dielen 
12455 fl. Bon dem Meinertrage von 2°013 284 fl. müflen aber noch 
viele allgemeine Koften abgerechnet werden, indem bie Ausgaben für 
Naturalvorräthe (34 502 fl.) größtentheile duch die Gefaͤlle veranlaßt 
werden. Bei der Menge der eingehenden Mohfloffe Jängı die Geld⸗ 
einnahme fehr von den jebesmaligen Yruchtpreifen ad. Neuerlih ift 
die Ablöfung dieſer Gefälle fchon weit fortgefchritten. — In Preußen 
beliefen fih die Domanialgefälle nad dem A. 1849 auf 3.974000 
Nthlr. — Auch mehrere Schweizercantone hatten bisher erhebliche Ein- 
nahmen biefer Art, 3. B. Bern im A. für 1846 318 878 Fr. von Zehnten 
und Lehngefällen, Neuenburg 105000 Liv. (zu 40 Kr.), Zuͤrich 1815—25 
im D. 198750 Fr. oder faſt! / der Einnahme — Aargau A. 1846 
62250 Fr. — Der bannödv. 9. für 1854/5 enthält noch 665300 Rthlr. 
Ginnahmen aus diefer Duelle, von denen 9600 Rihlr. für Nachlaͤſſe 
und Ausfälle abgehen. — In Naſſau find für 1858 nur noch 207000 fi. 
Zins von Ablöfungscapitalen, au in Weimar (A. 1857—59) fommen 
neben 63 100 Rthlr. folder Binien nur noch 6590 Mthir. aus fort: 
beftehenden grundberrlichen Gefällen vor. 

In Bayern war der Durchſchnittsertrag in 19 Jahren von 1819 — 37 
5'211 626 fl., min. 3'894 223 fl. im 53. 1825, max. 6°554775 fl. im 
3. 1831, alfo refp. 74 und 125 Proc. des Durchfchnittes. 


8. 157. 


Für die Verwaltung ber Grundgefälle in ihrer bisherigen 
Beſchaffenheit gelten folgende Regeln: 

1) Man muß für die Erhaltung der landesherrlichen Gerecht⸗ 
fame forgen, indem man genaue Berzeichniffe und Befchreibungen 
berfelben zu Stande bringt, jede verfuchte Schmälerung beachtet 
und verhindert und ben Ausfall der nicht jährlich eintretenden 
Leiſtungen, 3. B. des Handlohns, zur Anzeige bringen läßt (a). 

2) Die Gefälle müflen von ben ‘Pflichtigen nachdruͤcklich 
eingeforbert werden, um fo wenig als möglid Rüdftänbde- zu 
laflen, entſchiedene augenblidlihe Zahlungsunfähigfeit aus⸗ 
genommen (b). Bei der Entrichtung von Naturalabgaben darf 
man nur fehlerfreie Gegenftänve, namentlich trodenes, gefundes 
und reines Getreide, annehmen (c). 

8) Die Borräthe diefer Art werben in wohlverwahrten unb 
trodenen Magazinen untergebracht (d). Zu ihrer zwedmäßigen 
Behandlung (Umftechen ıc.), fo wie zur Empfangnahme und 
Ablieferung werben verpflichtete, fichere Unterbebiente (Kaftens 
vögte, Mitterer) angeftelit, welche ebenfo wie bie Verwalter ein 
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Tagebuch über Zugang und Abgabe von Vorräthen führen (e). 
Es muß hiebei auch der unvermeidliche Berluft beachtet werben, 
welchen das Eintrodnen, das Ungeziefer u. dgl. verurfachen. 
Nach den gemachten Erfahrungen pflegt man gefeglidy auszu⸗ 
fprechen, welche Größe biefed Abganges den Beamten nadı= 
gefehen werben folle (f); allein dieß darf nicht fo gemißbeutet 
werden, als bürften biefelben in allen Faͤllen den beftimmten 
Betrag von Procenten zurüdbehalten, vielmehr müfien die Vor⸗ 
räthe alljährlich nachgemeflen (geftürzt) werben. 

4) Die entbehrlihen Vorraͤthe werden in zwedmäßig ges 
wählten Zeitpuncten verfleigert, mit der Rüdficht auf die Jahr 
Iungsfähigfeit der Mitbietenden. 


(a) Hiezu dienen Meldungen von dem Tode eines gefällpflichtigen Bauern 
durch die Führer der Geburts: und Sterbliften. 

(8) Die Bezirke:-Domänenbeamten haben die Befugniß, dieſe Befälle fo eins 
zutreiben, wie es von den Steuerämtern gefhieht. Bad. Brecut.-DOrbn. 
vom 13. Dec. 1827, Berordnungsblatt der Dom.:Berw. Nr. 26. Die 
Lifte der Neflanten wird durch den Drtsvorftand den Zahlpflichtigen zur 
Anerkennung vorgelegt; wer dann nach 14 Tagen nicht bezahlt und 
auch die Drohung des Pfändens nicht beachtet, wird 3 Tage nachher 
dem Amtserequenten angezeigt ıc. 

(e) Unreine Frucht kann aud auf Koften der Heberbringer gereinigt werben, 
die dann das Fehlende nachliefern müflen. Webrigens läßt fih nit 
verhindern, daß das Binsgetreide ſtets etwas fchlechter iſt und niedriger 
verkauft wird, als das von den Landwirthen felbft zu Markte gebrachte, 
etwa um 7—10 Broc. v. Flotow, $ Tl. 

(d) Wehrer, Kameraldomänenabmin. ©. 138. Hoffmann, Dom.s 
Berwaltung in Würtemberg, ©. 121. 

(e) Sie erhalten eine gedrudte Inſtruction. Beiſpiel einer foldhen in 
Mofers Sammlung würtenıb. Finanzgeſetze, III, 528. 

(f) Bayern: jährlich !/ıo des Roggens, Y/go des Habers. Baden: glatte 

Frucht !/so, vaube Y, Heu Yo, Stroh /20. Würtemberg: neue 

Frucht 3, alte 1 Proc. — Ueber Kommagazine DI, $. 138. 


$. 158. 


Um die Koften und Berlufte, welche mit der Aufbewahrung 
von Getreide, Wein und anderen Erzeugniffen des Landbaues 
verfnupft find, zu erfparen, ift es rathfam, flatt der Natural 
gefäfle den Marktpreis entrichten zu lafien, wobel bie Vorraths⸗ 
gebäude entbehrlich werben und auch die Berwaltungsgefchäfte 
ſtch ſehr vereinfachen. Es ift jedoch beffer, noch weiter zu 
geben, und mit der Umwandlung ber zu bem Domanialeins 
fommen gehörenden veränderlichen Gefälle in einen Grundzins 
ben berechtigten PBrivatperfonen voranzufchreiten, II, 9. 57. Hiezu 
ift bie forgfältige Ausmittlung des vieljährigen Durchfchnitte- 
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beirage® ber Gefälle und die Beflimmung eines Abzuges für 
die Erhebungskoften erforderlich. “Der Grundzins wird entweder 
feit in Geld angeſetzt, oder einigermaßen nach den Jahrespreiſen 
eingerichtet (IL, $. 58. 59.), und befien Ablauf geftattet (a); 
auch kann die Regierung, bei der Menge ber Gefälle und ber 
leichten Gelegenheit, jede eingehende Zahlung verzinslich ans 
äulegen, eine Abtragung burch Zeitrenten zulaffen, II, $. 60. 
(a) Ueber die Abldfungsvorfchriften in Baden und Württemberg f. die a. 
Schriften von Wehrer und Hoffmann, ferner Regenauer, 
Staatshaush. des Te Baden ©. 304. Die badifhen Domanial: 
Grundzinſe und Gilten find nach dem Geſetz vom 5. Det. 1820 durd) 
Auftünbigung der Regierung abgelöft worden, wobei der Bflichtige je 
nach ber Groͤße der Abgabe und der unentgeldlichen oder entgeldlichen 
Ablieferung das 9—I6fache bezahlte. Kündigte der Pflichtige, fo bezahlte 
er 18fah. Bei dem — (Allodificirung) von Lehnguͤtern kommt 
es auf die Zedin gungen ber Vererbung und bie Nähe des Heimfalle 
an, Wehrer, 49. 


8. 159. 


Unter den Grundgefällen des Staates verdient der Zehnte 
eine beſonders forgfältige Behandlung, weil er in mandjen 
Laͤndern biöher einen beträchtlichen Theil der ganzen Staats⸗ 
einnahme geliefert bat. Die gewöhnlichen Arten find 

1) Zehnten von Gewäcdfen, und zwar a) großer oder 
Betreidezehnte, b) fleiner, Schmals oter Brachzehnte 
von anderen Belbfrüchten, 3. B. Klee, Kartoffeln ıc., ce) Obſt⸗ 
und Weinzehnte, d) Heuzehnte, ber jedoch feltener vorfam. 

2) Blutzehnte von jungem ich. Diefer ift der laͤſtigſte 
und feine Umwandlung oder Ablöfung ift am erften bewirkt 
worden. 

Der heutige Zehnte trägt in den deutſchen Staaten (d) uns 
verfennbar das Gepräge einer privatrechtlichen Abgabe (IL, 8. 66.), 
weil er nach einer unveränberlichen (c), wenn gleich in ben 
verfchiedenen Gegenden eined Landes öfterd ungleichförmigen 
Regel erhoben wird und die Zehntrechte bald dem Kammergute, 
bald der Kirche oder einzelnen Staatsbürgern zuftehen, überbieß 
bie Zehntrechte einen Gegenftand bed Berfehres bilden. So 
lange der Domänenzehnte nicht umgewandelt wird, bat man 
zuvörberft durch eine genaue Zehntbefchreibung bafür zu forgen, 
bag der Umfang und die Beichaffenheit des Zehntrechtes außer 
Zweifel gefegt und gegen jebe Beeinträchtigung gefichert werde, 


$. 156. 1. Was bie Erhebung betrifft, fo Kat man zwiſchen 
foßgenden zwei Arten zu wählen: 

1) der Zehnte wird als folcher von den Zehntpflidstigen 
entrichtet und entweder a) auf Rechnung ber Domänencafle 
eingezogen ($. 159.), oder b) verpadhtet (8. 160.); 

2) bie Zehntentrihtung wird durch eine ausbedungene Ab- 
findungsfumme erſetzt (8. 161.). 


(a) Regenauer, Ueber die Berwaltung ber landesherrlichen Zehnten, 
Karler. 1829. — Ueber den Betrag der 3. in Würtemberg $. 155 (a). 
Das Zehntreht des Staats erſtreckte ich über 1107800 Morgen Adler 
(44 Broc. alles Aderlandes), 76008 Morgen Wieſen (9,6 m) unb 
50700 M. Weinberge (62 Proc. des ganzen Weinlandes). Sn Baten 
waren bie 1522 Domanialzehnten zu Ende 1856 ſchon fämmtlidh ab- 
gelöft für ein Bapital von 17°390000 fl., von fänmtlidhen 5751 8. 
im Lande waren noch 67 unabgelöfl. 

(5) In Griechenland ift der Zehnte eine Grundſteuer. 

(e) Ausgenommen bie Befugniß der Regierung, den Behnten auf Ländereien, 
bie neu oder von neuem angebaut werben follen, eine Zeit lang für. 
rubend zu erflären, Bad. Landr. Art. 710 cu. 
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Die eigene Einziehung auf Rechnung bed Staats If 
mühfam und koſtſpielig (a), man fucht fie deßhalb zu vermeiden 
und orbnet fie nur ausnahmömweife in folden Sällen an, wo 
eine gleich vortheilhafte Uebereinkunft mit der Gemeinde ober 
den PBachtluftigen nicht zu Stande fam. Hiebei it haupt 
fächlich Folgendes zu beobachten: 

a) Die Weinlefe darf nicht zu beliebiger Zeit, fondern nur 
an den nach vorgängiger Befichtigung durch obrigfeitlichen Ber 
fhluß für jeden Theil einer Ortögemarfung beflimmten Tagen 
vorgenommen werben. Die Erntezeit ber anderen Gewächfe 
muß man freilich den Landwirthen freiftellen, dieſe haben jedoch 
vorher dem Zehntheren Anzeige zu machen. 

b) Es wird eine hinreihende Anzahl verpflichteter Auffeher 
(Zehnt-Infpectoren), welche bie zur Hand gehenden Zehntknechte, 
Fuhrleute ıc. unter fi haben, aufgeftellt. 

c) Diefe zeichnen die erhobenen Quantitäten auf und forgen 
bafür, daß der Antheil des Staats nicht gefchmälert werde, 
3. B. durch Ungleichheit der Garben (5), früheres Schneiden 
einzelner Grundftüde, Abgabe des Zehntweind vom zweiten 
Ablauf (c) u. dgl. | 

d) Auch beim Einfahren in bie Scheunen oder Keller, beim 
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Drefhen und Keltern muß forgfältige Aufficht gehalten und 
müflen Regifter geführt werben, um alle Unterfchleife zu ver- 
hüten (d). 

(a) Beim Beinzehnten find die Koften, zumal in ſchlechten Sahren, am 
größten. Obnehin muß immer bee Behntwein wegen ber Mengung 
verfchiedener Traubenforten von fchlechterer Beichaffenheit fein, ale der 
von den Grundeigenthuͤmern gewonnene. 

(5) Das Hinüberzählen von einem Ader auf den andern bes nämlidhen 
Eigenthümers ift verboten im badiſchen Landrecht, Art. 710 cq. (außs 
enommen wo das. Herfommen dafür ik, B. v. 23. Juni 1828); es 
oll vielmehr von 5 und mehr Garben eine halbe, von wenigeren nichts 
gegeben werden. In Würtemberg if das Hinüberzäblen auf den Feldern 
eines und deſſelben Bigenthümers befohlen, Zehntordnung v. 27. Juni 
1618, Gap. 3. 

(e) Nämli da, wo ber Zehnte erſt nad dem Keltern, nicht ſchon von den 
Trauben oder von dem Traubenbrei entrichtet wird. 

(d) Ghemals bediente man fich der Kerbhoͤlzer. 
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Für die Zehntverpacdhtung gelten nachflehende Regeln: 

1) Es würde einträglicher fein, fie nur auf ein einziges 
Fahr abzufchließen (a), doch macht die Abficht, einer gänzlichen 
Umwandlung leichter Eingang zu verfchaffen, das Gegentheil 
rathfam. 

2) Man nimmt fie im erften Falle erfi im Laufe ded Som, 
mers vor, nachdem man eine Befichtigung der zehntbaren Läns 
bereien und eine Abjchägung bed muthmaßlichen Ernteertrages - 
durch Sachverſtaͤndige veranftaltet hat. 

3) Den Pachtluftigen werben die Bedingungen vorgelegt, 
welche fidy beziehen 

a) auf die Entrichtungsart des bei den Bruchtzehnten in 
Körnern feftgefegten Pachtzinſes, namenilich auf die Beftims 
mung ded Marktpreifes, nach welchem jener in Geld abzu- 
führen iſt (d), 

b) auf die bei Unfällen zu bewilligenden Rachläffe, 

ec) auf bie vorbehaltene Genehmigung einer höheren Finanz 
behörde; indeß if es den Pachtluſtigen annehmlicher, wenn die 
unteren Beamten befugt find, foldye Angebote, die eine gewiſſe 
Grenze erreichen, fogleich unbebingt zu genehmigen; 

4) fodann wird die Berfleigerung abgehalten. 


(a) Weil in diefem alle weniger Ungewißheit über die Ergiebigkeit ber 
Ernte flatifindet, Regenauer, ©. 23. — In Würtemberg iR neuer⸗ 
lich die mehrjährige Berpachtung Regel, ſ. Hoffmann, ©, 82. 89. 
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(6) Baden: Am 1. September wurde den Pachtern eröffnet, welchen Theil 
des Pachtzinfes die Regierung in natura bedarf. Der Reſt wurde 2 
bem Mittelpreife der 4 nächften Bintermonate in Geld angefeht, do 
mit Abzügen von 5— 10 Brocent nad ber größeren oder geringeren 
Gntfernung vom Marktorte. V. v. 21. Mai 1822. 


8. 162. 


Die temporäre Abfindung mit ber zehntpflicytigen Gemeinde 
oder mit ber Gefammtheit der Zehntpflicytigen in ihr ift Feine 
wahre Verpachtung, weil der Zehnte nicht wirklich eingezogen, 
fondern bie Abfindungsfumme unter den Mitgliedern ber Ges 
noffenfchaft nach ihrer Wahl umgelegt oder fonft von ihnen 
aufgebracht wird. Diefes Mittel iſt als eine Vorbereitung zur 
gänzlihen Umwandlung bed Zehnten nuͤtzlich und verdient bei 
gleicher Einträglichkeit für die Staatscaffe der Berpachtung 
vorgezogen zu werben, erfordert jeboch Borficht, damit bei dem 
Anſchlage, welcher der Unterhandlung zu Grunde gelegt wird, 
nicht die zehntbare Yläche und der Ertrag zu niedrig angegeben 
werde (a). Man Tann den Bertrag auch auf mehrere Jahre 
hinaus erftreden, nad) Maaßgabe einer Durchſchnittsberech⸗ 
nung (5). Zu biefem Behufe wird ein genaued Berzeichniß 
ber zehntpflichtigen Ländereien jeder Art zu Grunde gelegt. Die 
Summe wird bei dem Getreidezehnten in Brüchten bebungen 
“und in biefen oder in Geld nad) den Marftpreifen abgeführt. 
Da fie fih auf ausgebrofchene Körner bezieht, fo müflen zwar 
die Ablöfenden die Koſten des Drefchend übernehmen, aber 
fie behalten bafür das zur Vermehrung ber Düngeftoffe nuͤtz⸗ 
lihe Stroh. 


(a) Bei den genauen Erforfhungen zum Behufe der Zehntablöfung find 
manche frühere Berfürgungen der Stantscaffe aus biefer Urfache zum 
Vorſchein gelommen. 


(5) In Würtemberg meiftens fogar auf 27 Sabre. Daher hat man die 
jum Sehnten, gehörigen Scheunen und Keltern fchon verlauft. Her: 
egen, ©. 77. 


$. 163. 


Die in dem Weſen des Zehnten, ald einer Abgabe von 
bem Rohertrage, liegende Erſchwerung Tandwirthfchaftlicher Ver⸗ 
befierungen, fo wie bie Koften, Berlufte und Störungen bei 
ber Erhebung machen, wenn die Kunft im Landbau und bie 
Einfiht der Lanbwirthe einen gewiflen Grab erreicht Haben, 
eine Abſchaffung diefer Abgabe wünfchenswerth, II, 8. 6668. 
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Während bie berechtigten ‘PBrivatperfonen nicht zum Aufgeben 
des Zehnten gezwungen werben dürfen, wenn ihnen nicht der 
ganze Erfap für den biöherigen Reinertrag deſſelben dargeboten 
wird, Fönnte der Staat bei den Domänen» Zehnten fich mit 
einer unvollfändigen Entfhädigung begnügen, um jene wohl 
thätige Maßregel zu erleichtern. Aber wenn gleich die Wich⸗ 
tigkeit de Zweckes ein folches Opfer rechtfertigen möchte, fo 
ift doch dieſes Verfahren erheblichen Bedenken ausgeſetzt. Es 
fiele nämlich dann leicht eine unverdiente Gehaͤſſigkeit auf bie 
übrigen Zehntherren, bie einen ſolchen Verluſt nicht erleiden 
fönnen, weil fie nicht, wie der Staat in den Steuern, ein 
Erfagmittel dafür in ihrer Gewalt haben (U, $. 61.), audy ift 
es unbillig, wenn ber eine Theil der Zehntpflichtigen ſich von 
ber Zehntlaft Leichter befreien fann ald der andere. Soll zur 
Befeitigung ded Zehnten ein Beitrag von der Geſammtheit ber 
Staatöbürger, d. i. aus der Staatscaffe, geleiftet werben, fo 
iR es gerecht, ihn gleichmäßig allen Zehnten zuzuwenden. Daß 
der Staat einen Theil des Ablöfungsbetrages zufchießen folle (a), 
läßt fich nidyt mit zureichendem Grunde aus der urfprünglichen 
Steuernatur bed Zehnten ald nothwendig darthun (5), weil 
diefe keineswegs allgemein anzunehmen iſt (c) und fidy jedenfalls 
feit Jahrhunderten verloren bat. Der Zehnte enthält feine 
Ungerechtigkeit in fid), denn bie zehntbaren Ländereien werden 
verhältnigmäßig wohlfeiler erfauft. Die Abſchaffung des Zehnten 
wird nicht durch jenes Mittel bedingt (d), body giebt baflelbe 
eine Erleichterung und Beichleunigung, und es laſſen ſich unter 
gegebenen Umftänden Gründe der Volkswirthſchaftspflege (II, 
8. 61. Nr. 5) und der Staatöflugheit dafür angeben (e). Da, 
wo ein foldyer Staatdzufhuß gegeben wird, muß audy die Abs 
löfung der Privatzehnten unter die Aufficht der Finanzbehoͤrden 
geftellt werden, weil dieſe zu prüfen haben, ob die Abfaufd- 
fumme dem Gefege gemäß nicht zu hoch ausgemittelt worden 
fi (f). 


(a) Der Staatsbeitrag kann in doppelter Weiſe angefeßt werben, 1) ale 
eine Quote des Ablöfungscapitals, 3. DB. */s defielben, 2) als der 
Mehrbetrag defien, was der Zchntherr zu fordern hat, über die ſchul⸗ 
dige Leitung des Zehntpflichtigen, 3. B. das 20: und 18fache. 
(6) Nah v. Rottel’sS Antrag follten die Staatszehnten unentgeldlic 
aufgehoben, Privatzehntherren mit dem 10fachen des Reinertrages und 
im alle eines erweislichen privatrechtlichen Titels mit dem Iöäfachen 
Rau, polil. Deton. ID. 5. Ausg. 15 


abgefunden werden, wozu ber Behntpflichtige das bfache, das Uebrige 
der Staat zuzufcießen hätte. Verhandl. der bad. 2. K. 1831, Beil. I, 
25. Bol. v. Aretin und v. Rotteck's Staatsr. d. conftit. Monarch. 
IL, 272.276. — Nach dem Antrage der Majorität der Zehntcommilfion 
in der 2. Kammer follte der Berechtigte, und alfo auch die Domänens 
caffe, das I5fache erhalten, wovon das Yfache dem Pflihtigen zur Laſt 
ele; der Staat fhöfle bei den Privatzehnten das 6fache zu. Die 

inorität wollte dem Zehntpflihtigen das 13fache des reinen Brtrages 
auflegen und den Zufhuß der Staatscaffe für die Privatberechtigten 
auf das 5fache beſchraͤnken. Die Kammer felbft ſprach fi 1831 dafür 
aus, top ber Berechtigte das 18fache erhalte und der Pflichtige Hievon 
%/5 zahle. 

(c) U, $. 66 und bie dort (a) angef. Schriften von Badhariä, Birn: 
baum, v. Babo und Rau. Krönde, Ueber Aufhebung ıc. ©. 40, 
ferner vgl. Moſer, Patriot. Bhantaf. IV, Nr. 67. — Lang, Hifor. 
Entwidi. der teutichen Steuerverfafiung, S. 38. — Wittermaier, 
Brundf. des deutichen Priv.:R. $. 181. 


(d) Einen Beweis liefert 3. B. das Großh. Heflen, Belek v. 15. Auguft 
1816, in Goldmann, Geſetzgebung des Großh. Heflen in Beziehung 
auf Befreiung des Grundeigentbums sc. 1831, ©. 207. Ueber bie 
MWirfungen dieſes Gefepes |. Goldmann, ©. 65. Aud in Raffau, 
Sachſen, Hannover, Weimar (Geſetz v. 18. Mai 1848) ıc. findet Um: 
wandlung oder Ablöfung ohne Staatebeitrag flatt. 

(6) Dahin gehört 3. B. der Gindrud des in Frankreich 1789 gegebenen 

-  Beifpield und die Berfchlimmerung in der Lage des Bauernftandes feit 
dem Mittelalter durch die DBefteuerung. — In Baden ift, nad ben 
in (a) erzählten Vorgängen, im Zehntgeſetze vom 25. Nov. 1833 ber 
fehr beträchtliche Staatszufhuß von %s der Ablöfungsfumme feſtgeſetzt 
worden, der übertieß bie zur beendigten Ablöfung jedes Zebntrechtes 
oder wenigftens bis zum 1. Jan. 1844, vom 1. San. 1834 an, mit 
Zwiſchenzinſen zu 4 Doc. verzinfet wird. Die hieraus entfpringende 
Vermehrung der Staatsfhuld wurde zu 9900000 fl. berechnet (Bericht 
des ftändifchen Ausfchufles vom 8. Dec. 1840 von Speyerer), wird 
aber größer fein. Die Laſt, die für die übrigen Staatsbürger aus 
jenem großen Staatebeitrage entſteht, mindert fidy beiläufig von 20 auf 
12 Procent des Bapitals, weil die Zehntpflichtigen felbft zu den Steuern 
beitragen, alfo ungefähr %/5 ber Ausgaben tragen. Das Ablöfunge:- 
capital ter Domanialzehnten beträgt gegen 171/s Mil. fl., wovon jedoch 
ein Theil für die Zehntlaften abgeht. — Die Verhandlungen der beiden 
Kammern von 1833 bilden eine ausführliche Erläuterung bed Zehnt⸗ 
geſetzes, doch wurte ber Zweifel an der Zweckmaͤßigkeit jener großen 
Staatsausgaben am wenigften beachtet. — Ueberblid bes Gegenfandes 
in dem Bortrage von Rau, Protof. der 1. K. I, 255. — Aufſaͤtze 
von Log und Regenauer in Rau, Arhiv IL, 1. Heft. — Vogel⸗ 
mann, Die 3.:Ablöfung im Großh. Baden, Karlar. 1838. — Die 
Regierung von Bern hat in den legten Jahren das ganze Zehnts 
ablöfungecapital an der Stelle der Zehntpflichtigen beftritten ! 


(f) In Baden war zur Leitung bes Abldfungsgefchäftes eine eigene Zehnt⸗ 
fection in der Hofbomänenfammer errichtet worden. 


8. 163. 
Die beiden Schritte, welche zur gänzlichen Befeitigung der 


Behntpflicht gefchehen fönnen, find 
1) die Umwandlung bed Zehnten in eine bem Reinertrag 


deſſelben entſprechende Rente (Zchntfirirung), auf Ber 
langen ber Zehntpflichtigen, d. 5. der Mehrzahl in jeder Gemeinde, 
Das hiebei einzufchlagende Verfahren ift II, 6. 70. angegeben 
worben. Die Rechnungen der Domänenverwaltungen enthalten 
hinreichenden Stoff, um den rohen und reinen Ertrag des Zehnten 
in ber zur Audmittelung des Durchſchnitts gewählten Jahres⸗ 
reihe zu erforfchen, wobei auch zu berüdfichtigen ift, daß bie 
Zehntſcheunen und Keltergebäube verkauft werden fönnen (a). 
Soll die an die Stelle des Zehnten tretende Rente einftweilen 
ftehen bleiben, fo ift es rathſam, fie bei dem Getreibezehnten 
nicht in einer feften Geldſumme auszudrüden, weil diefe nicht 
blos unter dem Einfluffe der Veränderungen in den Preiſen ber 
edlen Metalle fteht, fondern auch in mohlfeilen Jahren ſchwer 
aufgebraht wird (d). Eine in Getreide angefegte und entweder 
in Körnern oder nad) dem Marktpreife zu entrichtende Rente (c) 
vermeidet zwar diefen Nachtheil, wirb aber dagegen in theuren 
Zahren den Pflichtigen fehr beichwerlich, und diefed Uebel kann 
nur auf eine umftändlicdye Weife durch Nachlaͤſſe gehoben wer- 
den (d). Zwiſchen beiden Methoden bietet fi) ein Mittelweg 
dar, indem man zwar die Rente in Getreide anfegt, aber nur 
einen Theil derfelben nach dem Marktpreife bed Jahres, einen 
andern Theil nady einem langjährigen Durchfchnittöpreife bezah⸗ 
len läßt, DI, 8. 59. Iſt die Rente fogleich zur Ablöfung be 
flimmt, fo reicht die Audmittlung in einem Gelbbetrage hin. 
2) Der Abkauf durd eine Geldfumme Da diefe durdy 
den Befig des erforderlichen Capitals bevingt wird, fo ift fie 
nicht fo leicht auszuführen, ald die Ummanblung. Es ift daher 
dienlich, beide Schritte von einander zu trennen, mit ber Um⸗ 
wandlung anzufangen, jedoch fogleih bie Regel für die Abs 
löfung aufzuftellen, fo daß dieſe beliebig von den Zehntpflichtigen 
vorgenommen werden fann. Bon dem Ablöfungsdcapitale wird 
ein ben Laſten entprechender Theil ausgefchieden und denen 
übergeben, welche diefe Laſten künftig zu übernehmen haben (e). 
Die Ablöfung geſchieht am leichteften, wenn ben Zehntpflichtigen 
dad Ablöfungscapital vorgefhoflen und deſſen Tilgung durch 
eine Zeitrente geftattet wird (f). 
(a) Im Groß. Heſſen follen nach $. 4 des angef. Geſetzes drei von ber 
Hoffammer, der Bemeinte und dem Juſtizamte ernannte Sachverfländige 
16° 
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bie Shägung vornehmen. Indeß zeigte ſich, baf bie vorläufigen 
Durchſchnittsberechnungen ber Oberfinanzlammer völlige Zutrauen ges 
wannen und die Beflellung der Sachverfländigen allmälig nicht mehr 
verlangt wurde. Goldmann, ©. 67, — Hundeshagen (Zeit: 
bedürfnifie, 1. Heft. 1833. ©. 15) macht auf ein noch nicht benußtes 
Hülfsmittel zur Schägung aufmerffam, nämlich den Preisunterfchied 
des belafleten und bes zehntfreien Landes; nur müßte hiebei auf Gleich⸗ 
förmigkeit der verglichenen Ländereien nah Boden, Lage ıc. genau 
eachtet werten. — In Baden find viele Ablöfungen von ärartichen 
Behnten auf den Grund der von den Domänenverwaltungen aufgeftellten 
Ertrageberechnungen abgeichloffen und es ift nur felten von dem ums 

⸗ſtaͤndlichen gerichtlihen Berfahren Gebrauch gemacht worden. Zwei 
Dnftruchionen der Hof⸗-Dom.“K. vom 19. Juni 1835 für die Domänens 
eamten. 

(6) Den Weinzehnten in eine Weinrente umzuwandeln, verbietet die ver: 
ſchiedene Beidyaffenheit des Weines von Jahr zu Sahr. Es bleibt 
daher nur eine Geldrente übrig, auch tritt Hier eine Grleichterung 
zufolge der großen Adminiftrationsfoften ein, weßhalb die dem Meins 
ertrage gleihfommende Rente ziemlih gering ausfällt. In Zeiten 
wiederholter Fehljahre kann eine theilweiſe Stundung ber Geldrente 
nothwendig werben. 

(e) Angef. Gr. He. B. 5. 12. — Bayer. B. über die Umwandlung ber 
Zehnten ıc. des Staates vom 8. Febr. 1825, $. 4. — Regenauer, 
a. a. O. ©. 55. 

(ch Regenauer, ©. 69. — Bayer. V. $. 11. — Eine Milderung liegt 
freilich aud darin, daß die Zehntrente wegen des Abzugs für Koften 
und Berlufte geringer ausfällt, als der Zehnte ſelbſt. Im Gr. Heſſen 
haben fih na Krönde (Ueber Aufhebung ıc. ©. 10) die Renten 
nur zu 45 Proc. des Zehnt⸗Bruttoertrages geftellt ! 

() U, $. 70, Nr. 4. — Die Baulaften bildeten die Hauptſchwierigkeit 
bei der bad. Zehntablöfung. Adreſſe beider Kammern in dieſem Bes 
treff, veranlaßt dur die Motion von Bogelmann, im I. 1840, 
f. Commiffionsberiht in der I. K. Beil. 180 (von Rau). Berorpn. 
vom 25. März 1841. 

(f) 11, $. 60. — Die bad. Zehntfhuldentilgungscafie leiht den zehnt⸗ 
pfichtigen Gemeinden das Gapital gegen einen Zins und Tilgebetrag. 
Gie Hatte zu Ende 1856 3426515 fl., Ende 1862 noch 1325 870 fi. 

" bei denfelben ausſtehen; manche Gemeinden machten ſich zu einer jährs 
lihen Abtragung von Ya, Ts, Yo, Yıa ıc. des Capitals anheiſchig. 


$. 165. 


Die zu dem Domänenvermögen gehörenden Weiderechte 
auf ‘Privatländereien werben gewöhnlich durch Verpachtung be= 
nutzt. Die Nachtheile ſolcher Rechte für den Landbau und die 
aus der Ausübung der Weidegerechtigfeit herrührenden Streitigs 
feiten (II, $. 72.) werben ſehr gemindert, wenn bie weide⸗ 
pflichtige Gemeinde ſelbſt als Pachterin auftritt, fie mag nun 
auf ihre Rechnung eine Schäferei halten ober bie Weide ganz 
ruhen laffen. Es ift daher zwedmäßig, einftweilen ſolche Pacht» 
verträge mit den ®emeinden zu Stande zu bringen. Indeß 
muß bie aus volfdwirthfchaftlichen Gründen zwedmäßige Ablöfung 
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aller Weiderechte (II, $. 75) fi auf biejenigen erftreden, bie 
bisher die Duelle einer Staatseinnahme waren, und biefe wird 
daber allmälig verfchwinden. 

Die Fifchereiberehtigungen in einzelnen Privatges 
wäffern bilden ebenfall® einen Beftanbtheil des Domänenvers 
mögend. Sie werden verpacdhtet. Ihr Ertrag ift vielen Beein⸗ 
trächtigungen durch Benugung von unberedhtigten Perſonen 
ausgeſetzt, boch laͤßt fidh diefem Unfuge mit Hülfe ber Domas 
nialwalbhüter einigermaßen begegnen (a). 

(a) Baden, 9. 1864: Grtrag ber Bifchereien 6079, der Weiberechte 310 fl. 


I. Abſchnitt. 
Einkünfte aus Hohheitsrechten. 


1. Hauptftüd. 
Bon den nugbaren Hohheitdrechten im Allgemeinen. 


8. 166. 


Der Ausdruck Regal ift im deutfchen Staatsrechte auf vers 
fhiedene Weife gefaßt worden (a). Fruͤherhin wurden oͤfters 
ſaͤmmtliche Rechte der Staatögewalt mit biefem Namen bezeich» 
net, wobei man ſich aber genöthigt fah, die im Wefen bes 
Staats begründeten, nothwenbigen Hohheitdrechte als regalia 
majora von denjenigen zu unterfcheiden, welche nur in einzelnen 
Zänbern zufolge eines befonberen thatfächlichen Grundes beftehen 
und fih auf bie Benugung gewiſſer Einnahmsquellen beziehen. 
Diefe fogenannten nugbaren oder Finanzregalien (jura 
utilia fisei, regalia minora) tragen heutiged Tages den Namen 
Regalien vorzugsweiſe. Sie entflanden im deutſchen Reiche 
und in ben einzelnen beutfchen Gebieten aus mandyerlei Veran⸗ 
laffungen (5), vermehrten ſich mit der Befeftigung der Landes⸗ 
hohheit und erftredten fich, jenachbem die landeöherrliche Gewalt 
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ſtaͤrker oder ſchwaͤcher war, in den verſchiedenen Laͤndern mehr 
oder weniger weit. Der Umſtand, daß fie zu den Kammerein⸗ 
fünften gezählt wurden und daher ber Einwirkung ber Land» 
flände entzogen waren ($. 92), trug bei, fie beliebt zu machen. 
Was aber au immer dad pofitive Staatörecht unter die Rer 
galien rechnen mag, bie Finanzwiffenfchaft ift ohne Zweifel bes 
fugt, dieſes Wort in einem foldhen Sinne zu gebraudyen, daß 
ed eine bei der fuftematifchen Eintheilung der Staatseinkünfte 
fi ergebende Gattung vderfelben bezeichnet. Die Fann mit 
KRüdficht auf die bisherige Bedeutung ded Worted Regal am 
beften fo gefchehen, daß man unter demfelben ein Vorrecht der 
Staatögewalt in Beziehung auf ein Gewerbe verfteht, welches 
ohne eine befondere gefegliche Beftimmung zu den bürgerlichen 
Nahrungszweigen gehören würde, 8. 85. Man hatte fchon 
bisher im Staatörechte die Regalien im Allgemeinen fowohl 
dem Eigenthumsrechte bed Staates an werbenden Bermögends 
theilen, ald dem Rechte, Auflagen zu fordern, entgegengeftellt, 
jedoch manche Rechte zu den Regalien gerechnet, die nad) ber 
vorftehenden Begrifföbeftimmung aus der Reihe der Regalien 
audzufchließen find, 3. B. das fogenannte Zollregal (c). 


(a) Beſtimmung Friedrichs I. auf dem Reichstage in den roncalifchen Fel⸗ 
bern im 3. 1158, was MRegalien feien, d. ti. kaiſerliche Gerechtſame, 
welche andere Perfonen nur durch Belehnung erlangen Fonnten. 
II. Feudor. 56. v. Raumer, SHohenflaufen. IV. B. 3 9. u. IX. 
Bud B. Nr. IV, 4. — Höchft abweichende Borftellungen ber älteren 
Publiciſten. Begalia vero, quse sint, vix definiri poterit, fihrieb 
Klock, De aerario, ©. 83 d. 2. Ausg. — Matthaeus de Af- 
flietis nahm 125, Chassaneus 208, Petrus Antonius de 
Potra aber 413 Regalien an! Klock ©. 107. Bol. Bergius, 
Magazin, Art. Regal, VII, 242. — Klüber, Deffentl. Recht bes 
beutihen Bundes, $. 99. — Schmitthenner, Allg. Staatsrecht, 
4 Zi. 347. — Umpfenbad, Zehrbud I, 53. — Stein, Lehrb. 

() Mittermaier, Privatreht, I, $. 202. 

() Die Regalien bilden demnad eine Battung von Rechten, die fih auf 
mandyfaltige Gewerbe erfireden können, es ift daher eine Aufgabe der 
Sinanzwiflenihaft, zu unterfuhen, melde einzelne Regalien nach alls 
gemeinen Grundfägen zwedmäßia feien. Das Urtheil hierüber kann 
unter verfchiedenen Umflänten verfchieden ausfallen. Ebenfo verhält es 
fi) mit den Steuen und Gebühren, denn aud bei den einzelnen in 
diefe Gattungen gehörenden Abgaben ift zu erforfchen, welche von ihnen 
den allgemeinen Erforderniffen entiprechen, unter welchen Umfländen fie 
zu empfehlen und wie fle einzurichten fein. Stein a. a. O. verftebt 
unter Regal „diejenige wirthichaftliche Unternehmung, deren Griftenz 
und geflderte Drbnung ale eine abfolute und allgemeine Bedingun 
der wirtäfchaftlihen Wohlfahrt eines Vollkes erfcheint“. Durch dieſe 
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Erklärung wirb der Begriff von Regal zu ſehr beichränft.e Es find 
Gewerbövorrechte des Staats denkbar, die nicht volkswirthſchaftlich noth⸗ 
wendig find, deren Beibehaltung aber in gewilfen Fällen und Be- 
fhränfungen in Schuß genommen werden Tann, und aud die als uns 
zwedmäßig erfannten verdienen doch den Namen Regalien. — Umpfen: 
bach braucht flatt Negalien den Ausdrud Fiscalvorrechte und 
verfieht darunter „Mechte des Staates auf ganze Battungen von Ber: 
mögensobjecten, welche ſonſt ihrer Natur nad Privatwirthfchaften zu⸗ 
fallen würden“, Lehrb. I, 58, vgl. IE, 49. Zu diefen Fiscalvorrechten 
aͤhlt der Verf. auch ſolche, die nicht ein Gewerbe betreffen, wie das 
echt auf Erbfchaften und herrenlofes Gut. 


g. 167. 


Zur Benugung eined Regales werben zwar Capitale und 
meiftend auch Grundſtücke zu Hülfe genommen, wie bei bem 
einfachen Privaterwerbe ber Regierung, aber ed fommt eine 
gefegliche Beichränfung ber Gewerbthätigfeit der Bürger hinzu, 
woburd; die Regierung in ber Betreibung eined Erwerbögefchäfts 
in Bortheil gefeßt wird. In biefer Beichränfung find 2 Grabe 
moͤglich: 

1) Das Mitwerben der Bürger iſt nicht ganz ausgeſchloſſen, 
bie Regierung hat ſich aber dad Recht vorbehalten, ein gewiſſes 
Gewerbe an ſolchen Orten zu betreiben, wo nicht ſchon Privats 
perfonen ſich im Befige defielben befinden. Die kommt ge 
wöhnlih nur bei Gewerben vor, zu denen Grundſtuͤcke von bes 
fonderer Beichaffenheit erforderli find. Da in ſolchen Fällen 
die Preiſe der Erzeugniffe fi) nach dem allgemeinen Mitwerben 
regeln, fo kann die Staatögewalt bei Regalien diefer Art nur 
neben der @apitalrente foviel Örundrente und Gewerböverbienft 
erhalten, ald es die günftige Beichaffenheit ber benugten Grund⸗ 
ftüde und bie Güte bed Betriebes mit fidy bringt. 

2) Die Regierung hat ein ausfchließliches Betriebörecht und 
dieß Monopol febt fie in den Stand, bie Preiſe der in ben 
Verkehr kommenden Erzeugnifle oder anderen Leiftungen beliebig 
feftzufeben, fo baß fie daraus einen höheren Reinertrag ziehen 
. Tann, als ed bei freiem Mitwerben möglich wäre. Diefer aus 
der Benugung bed Regaled entftehende Monopolgewinn fommt 
feiner Wirfung nach mit einer Steuer überein, indem er ben 
Staatsangehörigen die Gegenftände des Regales zum Bortheil 
ber Staatöcaffe vertheuert, und kann darum nicht ohne Rüds 
fit auf die allgemeinen Orundfäge ber Befteuerung richtig bes 
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urtheilt werben; er unterfcheibet ſich aber von dem Steuerertrage 
durch die Art, wie er von ber Regierung bezogen wird, näms 
lich durch feine Verſchmelzung mit einem Gewerbseinkommen. 
Steuern werden den Buͤrgern nach einem Geſetze abgefordert, 
waͤhrend die Preiſe der beſteuerten Gegenſtaͤnde dem Verkehre 
uͤberlaſſen werben; bei einem Regal dagegen iſt nur das Ver⸗ 
bot des Privatbetriebed und der Einfuhr und eine Verfündigung 
ber Breife nöthig, welche von ben Gewerbsanſtalten des Staates für 
die Waaren ober Leiftungen gefordert werden. Der Regals 
gewinn geht ficherer ein, als eine Steuer, weil bei biefer die 
Verheimlihung leichter if. Findet die Regierung Gründe, ein 
folche® Regal aufzugeben, ohne auf die Fruͤchte der Fünftlichen 
Vertheuerung zu verzichten, fo fann fie dafür eine Steuer ein» 
führen und dann bei dem Gewerböbetriebe mit den Einzelnen 
in das Mitwerben treten, oder auch von jenem gänzlich zurüds 
treten. Bei bem ortbeftehen des Regales flieht ed übrigens 
in der Wahl der Staatögewalt, wie weit fie den Monopols 
gewinn ausdehnen will. 
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Nur wenige Gewerbe dürfen Gegenftände eined Regales 
fein, fonft würbe die Betriebfamfeit des Volkes zu fehr beeins 
trächtigt (a). Einzelne Gewerböleute vermögen in ber Regel 
größere Einnahmen zu erzielen und die Koften fparfamer einzu⸗ 
richten, alfo bei gleichen Umftänben einen reichlicheren Rein⸗ 
ertrag zu gewinnen, ald die Regierung bei dem Betriebe auf 
eigene Rechnung. Wenn alfo audy der aud einem gewiflen 
Regale erwachſende Monopolgewinn als Steuer betrachtet uns 
ſchaͤdlich wäre, fo bliebe doch in der Regel der Nachtheil einer 
foftbareren und minder audgebehnten Production. Hiezu fommt 
in vielen Fällen noch der Drud der Zwangsmaaßregeln, bie 
man zu Hülfe nehmen muß, um dad Mitwerben von Privaten 
zu verhindern (d). Wie fidh die Gewerböthätigkeit eines Volkes 
ausbildet und erweitert, fo muß berfelben ein freierer Spiel 
raum eröffnet werden, und bieß zieht nothwendig eine Bers 
engerung bed in den Regalien enthaltenen ©ebieted von Ger 
werbögeichäften nah fih. Die Errichtung neuer Regalien 
würde in dem fchon beftehenden Gewerben ben bisherigen Uns 
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ternehmern große Berlufte verurfachen. Die meiften Regalien 
wurden aud in foldyen Erwerbszweigen gegründet, bie noch 
gar nicht oder doch nur in geringem Umfange benugt worden 
waren. 


(a) Drud der Regalien, zu benen viele ber wichtigften Gewerbe gezogen 
worden find, in Neaypten unter dem Bicelönig Mehmed Ali. Wer 
3. B. Baumwolle, Reis, Indigo, Seide, Zuder, Salz ıc. erzeugt, 
muß es gegen beftimmte Taxen an den Etaat abgeben, der mit vielen 
Opfern ein künſtliches Fabrikenſyſtem gefhaffen hat. Bis 1826 hat 
daffelbe fhon 7 Mil. fl. gefoftet. Die Landleute erhalten fehr oft ihre 
Lieferungen nicht zu rechter Zeit baar bezahlt. v. Prokeſch, Er 
innerungen, II, 124. 192. 201. 

(6) Gin merfwürdiges Beifpiel weit getriebener Zwangsmaaßregeln bietet 
das brafiliihe Diamantenregal dar. 1772 übernahm die portugieftiche 
Regierung die Verwaltung der Diamantenwälchereien ſelbſt. Der Dias 
mantenbezirf (demarcacao diamantina) von Tejuco wurde einem, in allen 
Renierungsangelegenheiten unumſchraͤnkten General: Intendanten unter- 
geben, der den Eintritt in den Bezirf nur auf motivirte Bittfchriften 
und auf beftimmte Zeit geftattete. Der Bezirk wurde von Wachtpoſten 
umgeben, felbft die Cinwohner durften nicht ohne fchriftlihe Erlaubniß 
des Intendanten die Bränze überfchreiten und beim Austritte wurde 
man auf das Strengfte vifitirt. Dieb hat neuerlich bei der Verpach⸗ 
tung jener Wälchereien wieter aufgehört. 9. Spir u. v. Martius, 
Reile in Braftlien, II, 429. 433 ff. — Läfliges Regal der Getreide 
einfuhr, des Mahlens und Badens im Fuͤrſtenthum Monaco bie 1841. 


$. 169. 


Die fortbauernde Beibehaltung : eines Regale ift zuläflig, 
1) in Bezug auf die Betreibung eine gewiflen Gewerbes, 
wenn biefelbe ausnahmsweiſe von ber Regierung eben fo gut 
ald von Privatunternehmern gefhhehen kann, was in einzelnen 
Fällen von dem Borbandenfein kundiger und thätiger Verwalter, 
von ber geringeren ©eicyidlichfeit der Bürger, von bem Beſitze 
foftfpieliger ſtehender Einrichtungen, von ber Größe ber Unter⸗ 
nehmung u. dgl. herrührt. Diefe Umftände ändern ſich jedoch 
bisweilen mit ber Zeit, fo daß dann bie Zweckmaͤßigkeit bes 
Regales aufhört; 

2) in Bezug auf den Monopolgewinn, wenn berfelbe 
a) ben Erforderniffen einer guten Steuer entfpricht, d. h. weber 
bie Gütererzeugung ftört noch den nöthigften Lebensunterhalt 
fhmälert, auch die Wohlhabenden ungefähr im Verhaͤltniß ihres 
größeren Einkommens flärfer trifft, und b) wenn zugleich ber 
aus biefem runde gerechtfertigte Reinertrag auf dem Wege ber 
Beſteuerung nicht zu erzielen und ber Gewerböbetrieb bed Staates 
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volfewirthfchaftlich nicht mit Nachtheilen verbunden ift, weiche 
jenen Vortheil der Staatscaffe überwiegen; 

3) aus anderen Gründen der Staatöflugheit, wenn 
ein Gewerbe abgefehen von feiner Einträglichkeit in Privat⸗ 
haͤnden nicht fo gemeinnübig betrieben wirb, als ed von ber 
Regierung gefchehen Tann (a). 


(a) Dielen Grund bat man früher zu leihthin angenommen. Denn wenn 
auch eine gemeinnügige Thätigfeit der Regierung, wie bei der Sorge 
für den Bergbau, vorhanden ift, fo muß doc erſt dargethan werden, 
dag das Regal mit derfelben in nothwendiger Berbindung fieht und 
ber „rämtiche Zweck nicht duch Auffigtemanfregeln zu erreichen fein 
wurde. 


8. 170. 


Diefelben Gründe, weldye bie Beibehaltung eined Regales 
empfehlen, müflen auch bie Regeln zur Benutzung beffelben 
barbieten. 

Zu 1, 8. 169. Man barf ber Brivatbetriebfamfeit bie Ges 
legenheit nicht verfchließen, fich fpäterhin in folchen Zweigen zu- 
verfuchen, die vielleicht in früheren Perioden nicht für fie paß⸗ 
ten. Wo daher nur biefer erfte Grund der Regalität ftattfindet, 
da ift der allınalige Uebergang des Gewerbszweiges in den 
Gewerbfleiß der Bürger eher zu befördern als zu verhindern. 

Zu 2. Die, fünftlihe Preiserhöhung zu Gunften ber 
Staatdcaffe darf nicht fo weit gehen, daß fie die Erzeugung 
und ben Verbrauch einer Waare für nothwendige Zwecke 
fihmälerte. 

Zu 3. Die Beichränktungen des Gewerbfleißes der Bürger 
foßten ſich nicht weiter erftreden als es die Rüdfichten der Po⸗ 
lizei, Volkswirthſchaftspflege u. dgl. gebieten, wie bei den Poſten 
und Lotterien. Solche Gewerböverrichtungen, auf welche dieſe 
Rüdfichten nicht anwendbar find, können freigegeben werben. 


8. 171. 


Die Regalien entftanden in einer Zeit, in welcher man ben 
Staatshaushalt ohne den Hinblid auf bie Volkswirthſchaft 
nur nach dem augenblidlichen Bortheil der Staatöcaffe einrich⸗ 
tete. Manche diefer Hohheitsrechte werden nad) und nad aus 
dem Finanzweſen verſchwinden und man wird Mittel finden, 
bie gemeinnügige Seite berfelben in eine Sorgfalt und Aufficht 
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umzumandeln, bie bem Unternehmungdgeifte der Bürger fein 
Hemmniß mehr entgegengeftellt. Diefe Umänderung, wie jede bes 
deutende Berbefierung, fann jedoch nicht plöglich bewerkſtelligt 
werden und bei einigen Regalien fcheint fie noch ziemlich ſchwie⸗ 
rig und entfernt zu fein. In einem gegebenen Zeitpuncte kann 
fhon die Schwierigkeit, einen Erfag in anderen Ginfünften zu 
finden, die Beibehaltung eined Regald empfehlen, wenn man 
gleich deſſen Mängel einficht. Ohnehin ſetzt dad Aufgeben 
eines vom Staate betriebenen Erwerbszweiges voraus, daß die 
Regierung eine Erflattung ber in benfelben verwendeten ftehens 
ben und umlaufenden Gapitale oder wenigftend einen, dem 
Reinertrag der legten Zeit entfprechenden Erlöß aus jenen er 
halte, wozu oft die Gelegenheit noch fehlt. 

Die Begenftände der Regalien find: 

1) Erdarbeiten; Bergbau, Yörderung des Cteinfalzes 
und der Salzfoole, Sammlen von Salpetererbe, Goldwaͤſcherei, 
Jagd, Fifcherei u. dgl. 

2) Sewertsarbeiten; Salz und Salpeterfieden, Münz- 
prägung, Tabaks⸗ und Schießpulverbereitung x. 

3) Hanbeldgefchäfte; Salzhanbel ıc. 

4) Dienfigefchäfte, weldhe unmittelbaren perfönlichen 
Augen oder Vergnügen bereiten; Bortichaffungsgewerbe (Poft, 
Telegraph, Eifenbahnbetrieb), Lotterie. 





2. Hauptflüd. 
Das Bergwertsregal, 


8. 172. 

Das Bergwerks⸗ (Berg) Regal (a) ift die Befug- 
niß ber Regierung, aus der bergmännifchen Gewinnung von 
Dtineralien eine Einnahme zu beziehen, es fei nun durch eigene 
Betreibung, ober durch Ueberlafiung an PBrivatunternehmer gegen 
gewifie Abgaben. Verſchieden hievon ift die Berghohheit, 
db. 5. die Befugniß der Regierung, aud Gründen der Volks⸗ 
wirthfchaftöpflege und Polizei ben gefammten Bergbau einer 
Oberaufficht zu unterwerfen. Diefe beiden ihrem Zwecke nach 
durchaus verjchiebenen Rechte wurben im beutfchen Staatsrechte 
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ehemals mit einander vermengt, der finanzielle Geſichtspunct 
wurde jedoch mehr hervorgehoben als ber volfswirthfchaftliche 
und polizeiliche, und der Inbegriff aller den Bergbau betreffens 
den Regierungsrechte wurde oft mit dem Namen Bergwerfös 
regal im weiteren Sinne bezeichnet. In früheren Zeiten, als 
der Bergbau einträglicher war (db) und große Privatunter- 
nehmungen nicht fo leicht zu Stande famen und gelangen, ald 
heut zu Tage, waren die Regierungen darauf bedacht, die Bes 
nusung der Mineralfchäge an ſich zu ziehen (c). Hiezu ergab 
fi) von felbft die Belegenheit, weil dad Recht zum Bergbau, 
wenn berfelbe überhaupt gedeihen fol, nidjt jedem Grundeigen⸗ 
thümer innerhalb feiner Gränzen zuftehen darf, fondern von 
ber Regierung ertheilt werben muß (II, 8. 36), die es alfo 
auch fich felbft vorbehalten kann. Nach dem beutfchen Berg» 
rechte hat aber jeder Finder einer Lagerftätte den Anſpruch 
darauf, daß er mit der Erlaubniß zur Eröffnung des Baues 
belehnt werde, und biefe fogen. Breierflärung bed Bergs 
baues (II, $. 37.) bat die Betreibung vieler Bergwerfe durch 
Geſellſchaften hervorgerufen. Die vorhandenen Staatsbergwerfe 
find jeboch nicht lediglich eine Wirfung des Domänenbefiges (d), 
weil fie zum Theil auf Privatländereien angelegt find und alfo 
ein Hohheitörecht der Regierung voraudfegen (e). Die Freis 
erklärung hebt dad Regal im Allgemeinen nicht auf, fonbern 
geftattet nur den Privatbetrieb in gewiffen Wällen und unter 
gewiffen Bedingungen, weldye gerade aus dem Regal abzuleiten 
find. Da, wo fein Privatmann gefchärft (d. h. mit obrige 
feitlicher Erlaubniß nah Mineralien gegraben) und gemuthet 
(d. h. Belehnung mit dem Rechte zum Bergbau gefuhht) hat, 
würde die Regierung obne Zweifel befugt fein, einen neuen 
Bau auf eigene Rechnung zu beginnen. In Anfehung ber 
jenigen Mineralftoffe, auf welche ſich dieß Regal bezieht, find 
bie Geſetze ber einzelnen Staaten nicht übereinftimmend '(f). 
Dem erwähnten Zwecke nad) follte das Erforderniß eines kunſt⸗ 
mäßigen Grubenbaued entfcheiden. Die finanzielle Betrachtung 
biefed Hohheitörechtes muß ſich fowohl auf den Staatöbergbau 
ald auf die Abgaben von dem Privatbergbau erftreden. 


(a) Ueber den älteren Stand diefer Lehre Bergius, Neues P. u. Kam. 
Magaz. I, 229 ff. und v. Cancrin, Berg-ſtameral⸗ und Bergpoligeis 


() 


(e) 
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wifl. 1791; — Ueber die neueren Anfihten vergl. v. Jakob, I, 
$. 277 ff. $. 344 ff. — 8og, IH, 156. — Bulde, ©. I1l. — 
v. Malchus, I, 83. — Mittermaier, Privatreht $. 241 ff. 
Viele Lagerftätten find jegt erfchöpft oder müflen doch mit mehr Koſten 
in größerer Tiefe gebaut werden, die Holzpreife und ber Arbeitslohn 
find gefliegen, aud bewirken bie befleren Straßen ein flärferes Mit 
werben der Erzeugniſſe verfchiedener Länder. — Im bayer. Wichtelges 
birge waren vor Alters viele Goldſeifen⸗ (Waſch⸗) werke, weil die an 
den tieferen Stellen angeſchwemmte Erde (wie in Californien) viele 
Goldtheile enthielt, die man nur auszuwaſchen brauchte. Dieß er: 
wähnt fhon Otfried im 9. Jahrh., Sicher, Geſch. des t. Handels, 
I, 121. 2. Ausg. Erf als dieſe leichte Gewinnungsart ihr Ende 
erreichte, begann ber bergmännifche Betrieb, aber anfanglid, fo nach⸗ 
läflig, daß man fpäterhin dreimal nad einander das früher ale unnüg 
Weggeworfene (taubes Beftein, Halden) auswulh (ausfuttete, 
Dürrſchmidt, Beſchreib. von Goldkronach, ©. 118. 137. 

Bei dem viel höheren Preife der edlen Metalle im Alterthume, den 
niedrigen ®etreibepreifen und der Anwendung von Staatsfklaven konn⸗ 
ten die Bergwerke große Gewinnſte geben und zur Macht der Staaten 
bedeutend beitragen. Der Reichthum des Kröfus if von den Gold: 
wäfhen am Tmolus abzuleiten, fo wie die den Lydiern zugefchriebene 
Grfindung des Ausmünzens der edlen Metalle. Die Silbergruben von 
Laurion und die thraciichen Goldbergwerke waren für Athen wichtig. 
Auch die macebonifchen Könige und die Carthager zogen große Summen 
aus dem Bergbau. In Athen waren die meiften Dergmwerfe in Erb⸗ 
pacht gegeben, für 4a, tes Mohertrages, und die Grhebung biefer 
Abgabe wurde wieder verpachtet, doch kam aud der Betrieb auf 
Staatsrehnung vor. Bödh, Staatsh. I, 332. Beynier, Grecs. 
©. 304. Im römifchen Reihe waren anfänglich die Bergwerke in den 
Händen der Srundeigenthümer, von denen eine Abgabe erhoben wurde. 
In ben Provinzen fcheinen jedoch bald verpachtele Staatsbergmwerfe hin⸗ 
zugelommen zu fein. Die Silbergruben von Nova Carthago in Spas 
nien brachten große Summen ein, nah Strabo täglih 25000 Des 
nare von 3,9 Grammen Schrot und ungefähr 0,9 Kom 02 Kr.) Die 
Kaifer riffen nah und nach viele Bergwerfe an fih, wie z.B. Tiberius 
fie mehreren Städten entzog, Sueton, Tiber. Gap. 49. Die Gruben 
in Stalien durften in fpäterer Zeit nicht mehr bearbeitet werden, wie 
fhon früher in den Goldbergwerken von Vercelli nicht mehr ale 5000 
Arbeiter erlaubt waren, und in dem eroberten Macedonien mußte ber 
Bau auf Silber und Gold eingeftellt werben. Sparte man für bie 
Zufunft, oder fürdtete man Holzmangel, oder fcheute man eine Preis⸗ 
erniedrigung der edlen Metalle, ober den Reihthum der Unternehmer? 
Bgl Burmann, De vectigal. pop. Rom. Gap. 6. ©. 17. — Hege⸗ 
wiſch, ©. 73. — Boffe, L, 195. — Sinclair, History of the 
public rev. III, Append. ©. 10. — Beder u. Marquardt, II, 


2. Abth. ©. 143. 201. — In Deutfchland gehörten die Mineralien 


ebenfalls lange Zeit zum Grundeigenthume, allmälig fuchten aber die 
Kaifer die Megalität durchzuſetzen, wovon befondere unter Heinrich IV. 
beutlihe Beweiſe vorfommen. Die goldene Bulle überließ den Kurs 
fürften das Bergwerköregal (Tit. 9. $. 1), andere Reiheflände erwars 
ben es durch einzelne Gonceflionen oder ſtillſchweigende Duldung ihrer 
zueübung. Bol. Hüllmann, Finanzgeih. S. 60. Mittermaier 
a. a 


(d) v. Malhus und Hoffmann (Würt. Dom.) tragen biefen Gegen⸗ 


— bei der Lehre von den Domänen vor, v. Jakob handelt ihn 
owohl in dieler als bei den Megalien ab. 


_——_ ni | 
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() Freiesleben (Der Staat und der Bergbau, herausg. von Buͤlau, 
2. 9. 1839) beftreitet das Borhandenfein eines Bergwerksregales, wels 
ches er mit ber Freierflärung für unvereinbar hält. — Achnlih Kar⸗ 
en, Ueber den Urfprung des Bergregals in D. Berlin 1844. — Da: 

egen Weiske, Der Bergbau und das Bergregal, Cisleben 1845. 

(f) Bergius a. a. O. 8.6.7. — Klüber, Def. R. S. 361. 62. — 
Mittermaier, 8. 244. — In Großbritanien nur Gold und Eilber. 
Sn anderen Ländern find alle metalliihen Koffilien (Er ze) Gegenftanb 
des Regale, auch Steinfohlen gemeiniglih, Marmor, Borzellanthon ıc. 
bier und da. Da übrigens nur wenige Foſſilien von Metalloryden frei 
find, fo muß ber Begriff von Erz auf folde Mineralien beichränkt 
werden, aus denen fid ein Metall leicht und auf lohnende Weile aus⸗ 
fcheiden läßt. 


$. 173. 


In den meiften Staaten theilen fid) der Staat und die 
Actiengefelfchaften (Gewerffchaften) in den Betrieb bes 
Bergbaues, auch gejchieht derfelbe bisweilen von einzelnen Un⸗ 
ternehmern (Eigenlehnern oder stöhnern). Die neueren 
Unternehmungen befinden ſich gewöhnlich in ‘Privathänden, und 
in mandyen Ländern alle Bergwerfe (a). Die Staatöbergwerfe 
haben in früherer Zeit ald Vorbilder eined georbneten kunſt⸗ 
mäßigen Betriebed und ald Pflanzfchulen gefchidter Werfmeifter 
fehr gute Dienfte geleiftet, find aber in dieſer Hinſicht jebt 
weniger nothwendig. Viele Privatbergmwerfe werden gut ver- 
waltet und die Regierung kann durch die Aufficht ihrer Berg» 
beamten menigftend folche Behlgriffe verhüten, von denen bie 
Sicherheit oder Fortdauer eined Grubenbaues gefährdet wird, 
U, $. 38. Es ift beßhalb in volfswirthfchaftlicher Hinficht 
unbedenklich, die Eröffnung neuer Bergwerfe dem Gewerbfleiße 
ber Bürger zu überlaffen. Zeigt fih unter den Bedingungen, 
welche die Regierung für unerlaßlich hält, Feine Neigung bei 
den Privaten, ein Werk zu eröffnen, fo ift dann erft zu übers 
legen, ob dieß von Seiten des Staated mit geringerer Schwies 
rigfeit und befferen Ausfichten gefchehen fünne. So lange die 
Gapitale eined Landes vortheilhaftere Anwendungen finden, ift 
es zwar nicht zu bedauern, daß fle dem Bergbaue noch nicht 
zufließgen, und ed braucht in diefer Hinficht dem natürlichen 
Entwidlungsgange der Gewerbjamkeit nicht vorgegriffen zu wer⸗ 
ven. Es ift jedoch auch zu bedenken, daß bisweilen Vorurtheile 
oder Unfunde die Einzelnen abhalten, und dann ein wohl ges 
lungenes Beifpiel gute Dienfte Leiftet, fowie auch unter manchen 
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Umftänden ein neues Werk am leichteften von der Regierung 
in Bang gebracht werben fann, $. 177. Dieß gilt insbeſon⸗ 
dere von großen Entwäflerungsftollen (Erbftollen) und Wafler- 
leitungen, U, $. 42, 


(0) —I Großbritanien; dagegen aber find in Rußland, Oeſterreich, 
teußen, Spanien, Schweden, Norwegen sc. viele Staatsbergwerfe. 
Baten und Würtemberg befigen nur einige, mit ben Gifenhütten in 
Berbindung ftehende Gifengruben. In Preußen fließen 17 Proc. des 
genaen Bergwerksertrages von ben Werfen des Staates. Dieterici, 
abellen IV, 410. 
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Die Staatsbergwerke werfen im Ganzen, ungeachtet einzelne 
ziemlich ergiebig find, in den meiften Zändern einen geringen 
Reinertrag ab, ſowohl im Verhältniß zur ganzen Staatsein⸗ 
nahme, ald zum angemwendeten Gapitale (a). Die Urfachen 
bievon liegen theils in den allgemeinen Berhältniffen des Berg⸗ 
baues, der in ſtark bevölferten Ländern mit der Zeit feine Ein» 
träglichfeit verliert (8. 172. und I, $. 351.), theils in einigen 
dem Betriebe durch die Regierung eigenthümlichen Umftänden, 
naͤmlich ‚der Schwierigkeit einer guten Oberleitung durch Obers 
behörden zufolge des umftändlichen Gefchäftsganges, — ber Ges 
fahr des Feſthaltens einfeitiger Anfichten, beſonders in Kleinen 
Staaten, deren Beamtenperfonal Hein iſt, — der öfterd eintretens 
den Berfuchung zu unnöthigen Bauten, zur Anftellung Foftbarer 
unzweckmaͤßiger Verſuche und zu ähnlichen unwirthfchaftlichen 
Maapregeln, weldye in einer Privatunternehmung forgfältiger 
vermieden werden, — der Meinung, bag man aus volföwirths 
Schaftlichen Rüdfichten einen mit Verluſt (Zubuße) verbundenen 
Grubenbau fortfegen müffe u. dgl. Auch iſt zu bedenken, daß 
die Bergbeamten des Staates zugleich eine Aufficht auf die 
Privatwerfe zu führen haben. 


(a) Das in die Bergwerle überhaupt verwendete Capital Täßt ih nicht 
wohl ermitteln, weil man auf einen langen Zeitraum zuruͤckgehen 
müßte. Die Größe des Meinertrages der Stantsbergmwerke it da ſchwer 
zu erfennen, wo die Erzeugniſſe derfelben an die Staatshüttenwerfe 
abgeliefert und nicht nad dem Marktpreife berechnet werden, weshalb 
man ſich oft an den Wintrag beider Arten von Werfen zufammens 
enommen halten muß. — Die beträchtlichen Bergwerke des ehemaligen 
Önigreihe Weſtfalen trugen in 12jährigem Durchſchnitt jährlich roh 
9829 100 Fr., rein 1259311 Pr. oder 12,9% Procent ber rohen Eins 
nahme. Unter den Ausgaben nahmen die Koften des Brubenbaues und 
der Erzförderung 41,8% Proc., die Aufbereitung und Schmelzung (Hütten« 





arbeit) 28, Proc., die Beloldung der Beamten 8,39 Proc., andere 
Ausgaben (Transport, Debit, Gebäude, Waflerleitungen 2c.) 8,8 Proc. 
hinweg; v. Malhus Fin. I, 95. Im Vergleich mit dem großen, in 
den ®rubens und Taggebäuden und den Nafdinen ftedenden Gapitale 
wird ſich jener Reinertvag als ziemlidy gering darftellen. — Die hans 
noverfchen Harzbergwerke trugen jährlid nur folgende in die Staates 
caſſe fließende Ueberſchuͤſſe: 31250 Rthlr. Bonv. i. D. 1793—1806 
im Ganzen, 16480 Rthlr. Gonv. i. D. 1814—30 von der Berghand⸗ 
lung und vom Gommunions oder Unterharz du %ia (nah Abzug der 
Forſteinkünfte), 13480 Rthlr. in derfelben Zeit von den Gifenhütten. 
Sm 3. 1850 koſtete nad dem A. der Silberbergbau des Oberharzes 
35 000 Rıhir. Zufhuß, obgleich unter den Ginnahmen (1'295 000 Rthir.) 
fih 1857000 Rthlr. Abgaben von Pıivatwerken befanden. (1859/60 
blieb jedoch ein Weinertrag von 66 074 Rthlr.) Die mit Braunfchweig 
gemeinfchaftlihen Werke des Unterharzes warfen für Hannover 25000 
Nithlr. rein ab, die Kohlengruben 36300 Rthlr. Lehzen, I,.139 ff. 
— Nah dem N. 1854/5 bradte der Oberharz (mit Cinſchluß von 
166132 Rthir. aus Privatwerfen und 25000 Rthir. Ueberſchuß ber 
Eifengüttencafien) nur 17000 Rthlr. rein, welde zur Tilgung von 
Schulden der Werfe verwendet wurden. Der Unterharz trug 41 200 Rthlr. 
rein, wovon 3200 Rh. aus Hütten (1859,60 53785 Rthlr.), die Steins 
fobhlengruben 45000 Rthlr. (1859/60 83090 Rthlr.), gefammter Reins 
ertrag, ohne die Eifenhütten des Oberharzes und ohne die Beiträge 
der Brivatbergwerfe und nad Abzug ver allgemeinen Koften der Harz 
verwaltung 133 669 Rthlr. — In Sachſen wurden für 1837—39 i. D. 
21900 Rihlr., für 1842—45 143900 Rthlr. Reinertrag angenommen. 
Neuere Angaben: 


D. 1852—54 | M. 1858-60 186163 


Berg u. Hüttenwerfe 102017 Rthlr. | 133855 Athfr. 171000 Rthir. 
Gteintohlengruben 55645 „ 44000 „ 56000 „ 


Bon den 133 855 Rthlr. kommen jedoch nur 21900 Mthlr. auf den 
Berabau, das Uebrige auf Huͤttenwerke — Für Deflerreich berechnet 
Gzörnig (Starifl. Tafeln) den Reinertrag des Merarialbergbaucs im 
%. 1842 auf 800000, im 3. 1843 auf 1'396000fl. Der A. für 1862 
iſt mit Einſchluß der Hüttenwerfe 41226000 fl. roher, 1'226 605 fl. 
reiner Ertrag. Der ungarifche Staatebergbau brachte 1842 an 59 000 fi. 
Zubuße, 1843 312000 fl. Ausbeute, der tiroliiche in beiden Jahren 
98000 u. 40000 fl. Zubuße. — Yür die preuß. Staatöbergwerfe giebt 
der A. 1860 6'541 328 Rthlr. Binnahme, 105125 Rthlr. Ausgabe, 
alfo 1436201 Rthlr. rein, wovon nod ungefähr 322 000 Rthlr. Ans 
theil an den Koften der Auffichtsbehörden und an verfchiedenen Ausgaben 
allgemeiner Art abgehen, jo daß g. 1'113 700 Rthlir. Ueberſchuß bleiben. 
Zu jenen 1436201 Rthlr. liefern die Steinfohlenbergwerfe 1377525 
Rthir., und zwar bie rheinifchen in der Nähe von Saarbrüden allein 
1326242 Rthlr. bei 4997717 Rthlr. roh. — In Bayern werfen die 
Gruben in den oͤſtlichen Kreifen keinen Reinertrag ab, die Kohlenberg⸗ 
werke der baner. Pfalz aber nach dem. 1856—61 110000 fl., 1861—62 
200000 fl. — In Rußland wird der Neinertrag der Staats-Berg- und 
Hüttenwerfe im 9. für 1862 auf 2 108844, für 1863 auf 2307462 R. 
efept. Fruͤhere Angaben waren ſehr unfiher. — In Spanien gewährt 
nöbelondere das reihe Duedfilberbergwerf Almaden der Gtaatecafle 
eine fchäßbare Hülfe, daſſelbe gab 1852 11 Mill., 1853 an 6 Mill. 
Mealen (zu 7, kr.) rein, fämmtlihe Staatsbergwerke in den Jahren 
1851. 52.53. follen 16—131/a—7,AMil. rein ertragen haben. N. 1861 
42,5 Mill. Re. (zu 7,% Kr.) roh, 23789000 Re. rein. 
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Der letztgenannte Umftand bebarf einer näheren Beleuchtung. 
Wenn ein Bergwerk dem Staate die Koften ded Betriebes nicht 
mehr ganz vergütet, fo ift es gleichgiltig, ob Die Zubuße aus 
der Ausbeute anderer Bergwerfe -oder aus anderen Staatseins 
fünften beftritten wird. Die übliche Einrichtung, daß die 
Dauptbergcaffe die Zubußgruben im Baue erhält und nur die 
Ueberfchüffe des ganzen Betriebes an die Staatscaſſe abliefert, 
ändert in der Sache nichts, und es verhält ſich hiemit wie mit 
einem Landwirthe, der aus dem Reinertrage feiner befferen Fel⸗ 
der die Koften zum Anbau der ſchlechten beftreitet und deßhalb 
ungeachtet bed größeren rohen doch einen Eleineren Reinertrag 
übrig behält. Ein folcher Zufchuß ift wie eine andere Staats- 
ausgabe zu betrachten und fann nur gerechtfertigt werden, wenn 
er eine gemeinnüsige Wirkung hat. Ehemals verleitete die 
Ueberfchägung der edlen Metalle zu dem Irrthume, die Gewin⸗ 
nung berfelben auch mit Zubuße nod für nüglich zu halten, 
weil man bie dabei verzehrten Güter für minder werthvoll ers 
achtete (a), eine Vorſtellung, die feiner Berichtigung mehr bes 
darf. Wie Gold und Silber, fo koͤnnen auch andere leicht zu 
verfendende Gegenſtaͤnde des Bergbaues in ber Regel leicht vom 
Auslande bezogen werden, wenn fie dort wohlfeiler erzeugt 
werden. Die Regierung bat alfo, feltenere Fälle ausgenommen 
(II, $. 209.), feine Berpflichtung, einen mit Aufopferungen 
verbundenen Bergbau aus der Rüdfiht auf feine Er- 
zeugniffe fortzufegen. " 

(s) v. Zufi und Delius glaubten, Gold⸗ und Silberbergwerfe müßten 
auch gebaut werben, wenn fie Zuſchuß foflen. „Die Darauf gewendeten 
Koften bleiben im Lande und ernähren eine Menge Menſchen. Das 
Land Hingegen wird allemal um fo viel reicher, ald Bold und Silber 


mit biefem vermeintlihen Berluft aus der Erde gegraben werden.” 
v. Jufti, Staatsw. I, 246. 


8. 176. 


Es find jedoch bei dem Berlaffen von Zubußgruben noch 
andere Umftände zu erwägen: 1) Wenn die Arbeiten aufhören, 
fo geht das in bie Grubens und Taggebäude, Mafchinen, 
Wafferleitungen, Teiche, Dämme u. bgl. verwendete Gapital 
größtentheild verloren, und fchon eine längere Unterbrechung 
iſt fo nachtheilig, daß man beim Wieberbeginn große Koften 

16 


Rau, yolit. Delon. IIL 5. Ausg. 
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aufwenden muß, II, 8. 34. Sp lange alſo noch Hoffnung auf 

größere Ergiebigfeit bleibt, 3. B. durch das Auffinden reicherer 

Lagerftätten, dur das Heranwachſen ftärferer Holzbeftände, 

durch Entdedung von Steinfohlen, Anwendung neuer Kunfts 

mittel, Aenderung in ben Preifen, Entwäflerungsmittel u. dgl., 
fo läßt fich der Fortbau bei bloßem Erſatze der Betriebsfoften, 
ja felbft mit einigem Zufhuß, ald Mittel zur Erhaltung jenes 
großen Bapitales in Schuß nehmen (a). 2) Die plögliche Ein- 
ftelung der Bergarbeiten in Gebirgögegenden, wo ed an ans 
deren Rahrungsquellen fehlt, Eönnte viele Menfchen in Noth 
ftürzen, I, 8. 355. Dean darf deßhalb auch da, wo bie forts 
währende Erhaltung des Bergbaued nicht zu hoffen ift, bie 

Zahl der Arbeiter nur allmälig vermindern und muß zugleid 

bedacht fein, andere Befchäftigungen in Aufnahme zu bringen, 

II, 8. 43. — Wird ein Reinertrag gewonnen, fo ift es bis⸗ 

weilen rathfam, denſelben zu Erweiterungen und Vervollkomm⸗ 

nungen bed DBergbaued anzuwenden, wenn nämlich biefer vers 
mehrte Bapitalaufwand einen lohnenden Erfolg ficher erwarten 

läßt (b). 

(a) Manche Gruben find erſt nach langer Zeit wieder einträglich geworden 
und haben dann die beharrliche Fortſetzung des Baues reichlich belohnt. 
Die Grube Kranich bei Clausthal war 1794—1809, geei andere Harz: 
bergwerfe waren fogar feit 1683 und 1696 ohne Ausbeute, man wollte 
fie 1817 verlaffen, aber neuerlih ift man auf ein reiches Erzfeld ge: 
fommen. Hausmann, Ueber den Zufland des hannov. Harzes, ©. 162. — 
Die Grube Kurprinz bei Freiberg follte 1816 aufgegeben werben, warb 
aber doh noch fortgebaut und wurde fpäter jeher ergiebig. — In 
Sachſen ift der Silberbergbau auf dem Halsbrüdener Bang feit mehr 
ale 100 Jahren wegen des eingebrungenen Waſſers eingeftellt worden, 
man fuht ihn aber durch Führung eines tiefen Stollens wieder in 
Aufnahme zu bringen, wofür jährlih 36000 Thlr. verwendet werden. 

(6) In Bayern hat man neuerlidh auf die finanzielle Nutzung der Staate- 
bergwerfe in den älteren Kreifen verzichtet ($. 174 (a)) und zur Be: 
firettung von Berfuhsbauten den Beinertrag ber Hüttenwerfe aufges 
wendet. Dieß kann indeß nur auf einige Zeit rathiam fein, auch hofft 
man durch den Friedrich Wilhelms-Stollen bei Steben, aus den Kupfer: 
geuben bafelbft und bei Kahl und aus den Spiesglanggruben bei Gold⸗ 

onach künftigen Gewinn. Verhandl. v. 1831. XLIV. H. Der Eifen- 


erzbau bei Amberg ift fchon fehr emporgehoben worden und man hat 
neuerlich mehrere neue Lagerflätten aufgefunden. 


8. 177. 
Im Allgemeinen ift es zuläffig, Staatöbergwerfe unter Bes 
bingungen, bei denen die Staatscaſſe nichts verliert, an Privats 
unternehmer abzugeben, wenn ein fortgefegter guter Betrieb 
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von Seite derſelben zu vermuthen iſt. Hiebei iſt gewoͤhnlich 
noch einiger Nutzen von vollswirthſchaftlicher Seite, z. B. 
durch vortheilhaftere Verkaufsſpeculationen, ſparſamere Bewirth⸗ 
ſchaftung u. dgl. zu erwarten. Privatperſonen und Geſell⸗ 
f'haften werben jedoch oft von der Uebernahme von Bergwerfen 
durch manche Gründe abgehalten, 3. B. durch die Ungewißheit 
über den künftigen Ertrag der ſchon lange gebauten Lager, die 
Beforgniß zunehmender Holztheuerung, das Schwanken ber 
Ausbeute von Jahr zu Jahr ıc., während die Regierung aus 
ber Berbindung vieler verfchiebenartiger Berg- und Huͤttenwerke 
mandherlei Bortheile genießt (a). Deßhalb kommen foldye Bers 
träge, welche für die Staatseinkünfte vortheilhaft find, nicht 
leicht zu Stande und bie meiften Staatsbergwerke müflen deß⸗ 
halb im Betriebe der Regierung bleiben. If die Gewißheit 
vorhanden, daß ber fortgeiegte Bau reiche Lager aufichließen 
werde, fo werben fich zwar Bewerber finden, aber es müßte 
dann auch eine folche Entricdytung gefordert werben, welche ben 
Staat für den woahrfcheinlichen Mehrertrag entfchädigt. Am 
wenigften fchtwierig ift die Ueberlaffung von Gruben, wenn bie 


nußbaren Mineralien in geringer „Teufe* (Tiefe) liegen und 


feiht zugänglich find, weil diefe weniger Aufwand foften und 
ihre Ausdehnung mehr befannt ift (5). 


(«) 3. 3. gute Bennbung der Auffchlagewafler, Bermengung der Erze aus 
verfchiedenen Gruben bei der Beſchickung eines Schmelzofens, wohlfeiler 
Bezug von Materialien zur Verarbeitung ıc. 

(2) ne gilt befonders von vielen Steinkohlenfloͤzen, ferner von Bohnerz, 
Maſenerz, verfchiedenen zu Tage anftebenden Erzen. 


8. 178. 


Ein Staatöbergwerk kann auf boppeltem Wege an Privats 
unternehmer gelangen. 

1) Der Berfauf ift das einfachfte Mittel, erfordert aber 
ein großes apital zur Bezahlung des Kaufpreifes und zum 
Betriebe. Durch Actiengefellichaften kann baffelbe ohne Schwies 
tigkeit. aufgebracht werben, wenn bie Unternehmung auf bie 
Dauer gefichert ſcheint. Es muß biezu von beiden Theilen eine 
forgfältige Abſchaͤtzung vorgenommen werben, welche auf gründ- 
liche Unterfuhung der Lagerftätte, auf den burchfchnittlichen 
Reinertrag des legten Zeitabfchnitted und bie Ausfichten für bie 

16° 
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Zukunft Ruͤckſicht nimmt. Die Vorraͤthe von rohen ober ver⸗ 
arbeiteten Stoffen werden beſonders nach dem Marftpreife bes 
rechnet. Bei denjenigen Theilen bes ftehenden Eapitales, welche 
auch zu einer anderen Verwendung brauchbar find, wenn ber 
Bergbau aufhören follte, muß jedenfalls wenigftend ber in dies 
ſem Balle zu erreidhende ‘Preis erftattet werden (a). 

2) Die Verpachtung ift mit einem geringeren Capital 
von Seite des Pachters ausführbar, muß aber auf lange: Zeit 
abgefchloffen werben, weil fonft der Pachter ſich nicht zu neuen 
Verwendungen für dad Werk entfchließen würde. Auch eine 
Erbpacht (Verleihung) konnte gewählt werden. Der Pachter 
würde weniger wagen, wenn er fich flatt eines feiten Geld⸗ 
Bachtzinfed zu der Abgabe eines gewiffen Theiles von bem 
Reinertrage (Theilpacht, Quotenpadht) anheifchig machte, oder 
fi) mindeftens eine Ermäßigung des Pachtzinſes in Fällen, wo 
die Einträglichfeit über eine gewiſſe Graͤnze hinaus abnimmt, 
ausbedingte. Die Aufficht, welche die Staatsbeamten über ben 
PBrivatbergbau führen (II, $. 39.), bietet eine bequeme Gelegen⸗ 
heit, die wirthfchaftlichen Ergebniffe der verpachtetien Gruben 
fennen zu lernen und aljo jene Bedingungen zu überwachen. 


(a) Das bad. Blei» und Silberbergwerf zu Münftertbal (St. Trudpert, 
Amts Staufen) wurde 1833 an eine Geſellſchaft (bad. Bergwerksverein) 
verfauft. In den legten Jahren vor dem Berfaufe hatte bies Wert 
Zubuße erfordert, zum Theile wegen fortgeſetzter Hoffnungebauten, bie 
fih nachher fehr belohnend zeigten. Die Schägung im Sahre 1832 
ergab 27284 fl. Die. Berfleigerung brachte einen Erlös von 25 700 fl. 
nebft 11229 fl., welche aus Vorraͤthen gelöft wurten. Der Betrieb 
buch die Gewerkſchaft hatte in der erfien Zeit eine Steigerung des 
Erzeugnifles zur Folge, Verh. der 1. Kammer, 1833. Beil. LIIL, 219. 
1837. Beil. Nr. 128. (beide Berichte von Rau). 


$. 179. 


Die Leitung des Staatsbergbaues erfordert die Anftellung 
von Beamten, welche gründliche Kenntniß der bergmännifchen 
Kunft in ihrer neueften Ausbildung befigen, zugleich aber we⸗ 
nigftens auf den höheren Stufen des Dienfted mit den Grund⸗ 
fäßen ber öffentlichen Wirthfchaftslchre vertraut fein muͤſſen (a). 
Seder einzelnen Grube fteht ein Steiger, jeder Hütte ein 
Hüttenmeifter (Hüttenverwalter) vor. Ein Schidts 
meifter beforgt den gewerblichen Theil ber Gefchäfte (Caſſen⸗ 
und Rechnungsweſen). Mehrere nahe gelegene Werfe werben 
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einem Gefhwornen, ein noch audgebehnterer Bezirk wird 
einem Bergamte untergeben (5). Diefes fteht entweder uns 
mittelbar, oder durch ein Mittelglied, eine Provincialbehörde, 
unter ber oberftien Bergbehoͤrde (c). Die Oberaufſicht auf den 
Bergbau der Privatunternehmer pflegt von den nämlichen Bes 
amten und Behörden ausgeübt zu werben, allein fie hat nicht 
nur feine finanziellen Zwede, fondern fie fann fogar bisweilen 
mit biefen in Wibderftreit gerathen, wenn ber Vortheil beider 
Arten von Bergwerfen ſich gegenfeitig einfchräntt. Es wäre 
folglich befier, die Beauffichtigung des Privatbergbaues ebenfo 
wie die der Brivatforftwirthfchaft ($. 145.) unter bie, zur Volks⸗ 
wirthichaftspflege berufenen Dberbehörben zu -flellen. Hiedurch 
wirb die Verſuchung befeitigt, bie Privatunternehmungen zu 
Bunften der Staatöbergwerfe zu beengen ober zu beläftigen (d). 


(ce) Wie man der niederen oder Privatforfiwirthichaftsiehre bie höhere oder 
Staatsforftwifienihaft (Forſtdirectionslehre) entgegenfept ($. 145 (a)), 
jo muß man eine niedere und höhere Bergbaulehre unterſcheiden. Letz⸗ 
tere kann auch Staatsbergbaufunde oder Bergwerksbirectionslehre heißen 
und zerfällt in einen finanziellen und einen der Bolkswirtbfchaftspflege 
ugehörenden Eheil ; gerade dieß bezeichnen v. Cancrins Austrüde: 

ergfamerals und Bergpolizeiwiffenfhaft. 

(8) Der Borgefepte eines Bergamtes wird Bergmeifter genannt, wie der 
Korftmeifter einem Forſtamte vorſteht; überhaupt bat die äußere Gin⸗ 
aatung beider Zweige Achnlichkeit. 

(ce) Gine Derkwürdigfeit bildete bis 1851 der hannoverifche Oberharz, wo 
das Oberbergamt bie meiften Regierungsgeichäfte, felbft die Rechtopflege, 
beforgte und biefer Landestheil faft wie ein Heiner Bergbauftaat be⸗ 
trachtet werden Eonnte. Lehzen IL, 102. 

(d) In Franfreih und Belgien find die Bergbaubehörden dem Minifterium 
der Gewerbe und öffentlichen Arbeiten untergeben, was in Frankreich 
bei dem Mangel an Staatsbergwerten freilich fehr nahe lag. — Hat 
das Minifterium des Innern, auf den Bortrag eines Rathes aus der 
oberfien Bergwerköftelle, die oberfte Enticheibung in biefen Guratelver: 
hältniffen, jo wird hiedurch jene fo häufig beflagte Bedrückung ber 
Privatbergwerke durch die Staatsbergbeamten gruͤndlich verhuͤtet. Eine 
ſolche fehlerhafte Hanblungsweilt ift gemeiniglih aus der Vorliebe für 
bie Staatsbergwerfe und aus dem Wunſche hervorgegangen, biefelben 
von einem nadhtheiligen Mitwerben zu befreien, hat aber dem Auf; 
fommen des Bergbaues überaus gefchadet, II, 8. 38. v. Jakob, I, 
272. 20$, II, 166. v. Malhus, I, 91. — Klagen dieſer Art in 
Bayern, wo bie Staatöbergwerte das Hol; um 25 Proc. wohlfeiler 
erhielten und durch die Befreiung von Weggeld begünftigt wurden, 
Rudhart I, 128. 


8. 180. 


Die Regeln für die vortbeilhaftefte Bewirtbfchaftung der 
Staatöbergwerfe werben aus der Bergbaufunde, einem Theile 
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ber bürgerlichen Wirthſchaftolehre, geſchoͤpft. Sie betreffen 
hauptfächlich folgende Gegenftänbe: 

1) Bermehrung ber Einnahmen, 3. B. durch Erweiterung 
der auszubringenden Menge von Mineralfloffen, — Auffuchen 
guter Abfaggelegenheiten, — Zugutemachung von Nebenerzeug- 
niffen, — angemeflene Berarbeitung, — beſſere Fortſchaffungs⸗ 
mittel, — Beftellung befonderer Beamten, bie ben Verkauf 
beforgen; | 

2) fparfame Einrichtung der Ausgaben, z. B. Einfüh- 
rung der Gebingarbeit ftatt der Schichtarbeit, wo jene anwend⸗ 
bar ift (a), — wohlfeile Anfchaffung ber Werkzeuge (Ge⸗ 
zähe), des Sprengpulvers u. dgl., — Mittel, den Berbrauch 
von Zimmerholz, Orubenfeilen ıc. zu vermindern ; 

3) Nachhalt ver Grubenarbeiten; genaue Vermeflung, — 
Entwerfung zuverläffiger Grundriffe und Durchſchnitte von allen 
Gruben, — Erforfhung der weiteren Erftredung der Gaͤnge, 
Floͤtze ꝛc, — planmäßige Yortführung des Grubenbaues, jo daß 
ber Zugang nicht gefährdet wird; 

4) zwedmäßige Anordnung ber Arbeiten nach ben örts 
lichen Umfländen, z. 3. die Beftimmung ber Art, das Geftein 
zu zertheilen, nad) dem Grade feiner Beftigfeit (Feuerſetzen, 
Sprengen, Hauen mit Schlägel und Bergeifen oder mit Keil» 
und 2etthauen), — bie Benugung ber wohlfeilften Art ber 
Grubenförderung und Waflerhebung, der Lüftung (Bentilation), 
fowie des Ein» und Ausfchaffens der Arbeiter durch Waſſer⸗ 
räder, Roßkuͤnſte, Dampfs oder Waflerfäulenmafchinen u. A. m.; 

5) gute Einrichtung des Rechnungsweſens. 


(a) Naͤmlich wo man im Boraus berechnen kann, wie viel Zeit ein gewifles 
genau begränztes Geſchaͤft erforbern werde. 


8. 181. 


Die Abgaben von den Privatbergwerken (a) laſſen ſich ohne 
Rüdficht auf dad Regal als Theil der Gewerbfteuer betrachten 
und fönnen von bdiefem ®efichtöpuncte aus - geregelt werben. 
Seit langer Zeit hat man jedoch biefelben ald Ausflüffe des 
Regald angefehen. Sie bilden demnad eine Vergütung bafür, 
daß die Staatsgewalt auf bie eigene Benutzung einer Lagers 
Kätte verzichtet, einem gewiffen Unternehmer das Betriebörecht 








erteilt und ben Grundeigenthuͤmern eine Zwangsabtretung (5) 
auferlegt, ferner für die verfchiebenen zum Beften des Bergbaues 
dienenden, mit Ausgaben verbundenen Anorbnungen, wozu ber 
Beiftand der Staatöbergbeamten (nicht die aus allgemeinen 
Gruͤnden der Bolföwirthichaftöpflege nöthige Oberaufſicht, IL 
8. 39) und mandherlei Erleichterungen (c) gehören. Die bis⸗ 
ber üblichen Entricdytungen waren folgende: 

1) Der Bergzehnte (II, $. 41.), d. i. ber zehnte Theil 
aller gewonnenen Mineralien, alfo wie der Feldzehnte eine Abs 
gabe vom Rohertrage (d). Es iſt unbillig und fchäblic, 
eine folche Entrichtung auch von ſolchen Bergwerken zu fordern, 
welche gar feinen ober nur einen fehr geringen Ueberfchuß über 
bie Koften geben und auch bei anderen Gruben, wenn fie nicht 
ſehr einträglich find, iſt jene Belaftung offenbar unverhältniß- 
mäßig body, wenn nämlidy der Reinertrag nicht beträchtlich mehr 
al® 1/ıo bed rohen ausmacht (e)., Die bat man auch an- 
erfannt und deßhalb den Zehnten Häufig bei einzelnen Gruben 
in einen feften mäßigen Zind oder wenigſtens in eine niebrigere 
Quote, 3. B. !/2o, umgewandelt, auch bei Zubußgruben ganz 
nachgelafien. Ob die Erhebung in natura (der zehnte Kübel) 
oder nach einem verabrebeten Preife in Gelb gefchehen fol, dieß 
wird von ber Regierung nach ihrer Bequemlichkeit angeorbnet. 

2) Die Duatembergelder, eine vierteljährige Geldlei⸗ 
ftung, als Beitrag zu den Beſoldungen der Staatöbergbeamten, 
beren Auffiht auf die Gefchäfts« und Rechnungsführung ver 
Gewerffchaften auch dieſen ſelbſt wohlthätig if. Sie richtete 
fih bald nad) der Menge der geförberten Gefteine, bald nad 
der Zahl von Arbeitern an einer Grube. 

3) Die Rece Bgelder, eine Art von Lehenzins (Kanon), 
der aus dem Begriff einer Belehnung entfprang und nad) ber 
Größe des zu einer einzelnen Grubenberechtigung gehörenden 
Raumes (HD, 8. 37. (e)) bemefien wurde. Er mußte audy von 
den nicht betriebenen Werken gegeben werben und bie längere 
Richtbezahlung zog den Verluſt der Berechtigung nad ficdh. 
Diefe Abgabe empfiehlt fidy unter anderen dadurch, daß fie bie 
Privatunternehmer abhält, zum Nachtheil für Andere ein zu 
großes ©rubenfeld bei dem Geſuch um Belehnung in Anſpruch 
zu nehmen. 
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(se) Bergius a. a. D. — Bericht von Lette in Verhandl. der beutfchen 
Nationalverfammlung, Stenograph. Berichte Nr. 166. — Martins, 
Bemerkungen über die neueften Berggefeßentwürfe, 1850, ©. 105. — 
Schomburg, Betrachtungen über die neuere deutjche Berggefeßgebung, 
1857. ©. 261. 

(5) Lehardy de Beaulieu (Jourmal des Econ. 2. Ser. VIIL, 47) ſchlagt 
vor, der Staat foll die Erlaubnig zum Betriebe eines Bergwerkes vers 
Reigern. Aus tem Erloͤſe foll die Entichäpigung des Finders und bes 
Grundeigenthümers beftritten werden. (Bine einmalige Gmtrichtung, 
deren richtige Bemeſſung auch im Anfange nicht wohl möglid if, bat 
mehr „gegen fih als eine jährliche Abgabe nah den Ergebniſſen des 

etriebes.) 


(6) Auf dem Harze 3. DB. umentgeldlihe Lieferung bes Smmerholiet, Ab⸗ 
abe von Gifen, Bulver, Del, Unſchlitt, zu mäßigen Preiſen, Getreide⸗ 
ieferung an bie Arbeiter um feften Preis. Hausmann, Zufland bes 
hannov. Harzes, S. 115. Vergl. $. 182. Nr. 2. — In Rußland 
erhalten Privatunternehmer, welde auf Staatseigenthum Bergwerke 
anlegen, Geldvorſchüſſe, Zuweiſung von Kronbauern zur Arbeit u. bl. 
Dieg find die fog. Poſſeſſionsbergwerke. 

(d) Bei den dem Staate gehörenden Kohlenbergwerfen im Bezirk Saar 
brüden 3. B. it im D. der Meinertrag 26 Proc. des rohen (9. 

für 1860), bei 5 dortigen Gruben fogar über 30, bei einer 9, bei 
zweien ift Zubuße nöthig. 10 Proc. des Rohertrags machen im D. 
0, = 38 Proc. des reinen, bei den einträglichftien Werfen !%/ıs (23 
Proc.) und 19/35 (28 Proc.) des reinen. 

(e) Diele Entrihtung if fehr alt. Schon Dagobert I. übermadte ber 
Kirche von St. Denis 8000 Pfund Zebntblei zum Dache. Pastoret 
Ordonnances, XV, S. XXXIV. — Rußland, Bofleffionsbergwerfe (2), 
bauptfählih im Ural: von Gold, Silber, Platin u. Kupfer 15 Proc. 
des Metalle in natura, von anderen Mineralien 10 Broc. nad dem 
Marktpreife bezahlt, vom Bud Bußeifen 3%, Kop. Silber; Werke auf 
Privateigentbum von jenen 4 Metallen 10 Broc., Bußeilen 2%. Kop. 
Swod utschrischdinij i ustawow gornisch, Art. 494 ff. im 7. Bande 
der Geſetzſamml. 1857. — Auch Grundberren waren in manden 2äns 
bern 3. DB. im ehemaligen Yürftentbum Baireuth zur Erhebung des 
Bergzehnten bereihtigt und haben daher auf Entihädigung Anſpruch, 
wenn diefe Abgabe allgemein abgeändert wird. Nach dem bayer. Geſ. 
v. 1. Juli 1856 erhalten fie den 10fachen Reinertrag. 


8. 182. 


Diefe Abgaben waren in vielen Yällen theils durch ihre 
Höhe, theild Durch die Art ihrer Bemeſſung fo brüdend, daß 
fie von neuen bergmännifchen Unternehmungen abbielten und 
felbft für die Fortſetzung des Betriebes entmuthigend wirkten. 
Es ift daher dad Beduͤrfniß einer befferen, fchonenberen Feſt⸗ 
feßung bderfelben allgemein empfunden worden. Manche Berg- 
werfe geben allerdings regelmäßig einen reinen Ertrag, von dem 
die bisherigen Entrichtungen ohne Nachtheil für die Yortfegung 
des Betriebes geleiftet werben Fönnen. Bei lange gebauten 
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Werken ift das in fie verwendete Capital nicht mehr befannt, 
es ift folglich nur der jegige Reinertrag maafgebend, nicht das 
Berhältniß (der Procentſatz) vefelben zu dem Capitale. Wenn 
dagegen neue Gruben angelegt oder weitere Capitale auf bie 
älteren Bergwerke gewendet werben follen, fo achten die Eigens 
tbümer barauf, wie viel Procente biefer neuen Auslagen ber 
dadurch bewirkte muthmaßliche Reinertrag oder die Vermehrung 
bes bisherigen Reinertrages ausmacht, und fie ftehen von einer 
Unternehmung ab, wenn bie Abgabe an den Staat wahrfchein« 
lich feinen genügenden Zind und Gewinn übrig laflen wird. 
Hiezu kommt, daß folhe Auslagen oft erft fpät einen Rein- 
ertrag abwerfen. Da nun die Abgaben nad) einer gleichmäßigen 
Regel angeordnet werden müflen, fo follte man fie fo mäßig 
feſtſezen, daß fie die Neigung zu Unternehmungen jener Art 
nicht ſchwaͤchen. Diefe Betrachtungen und die in 8. 181. ans 
geführten Zwede machen es rathſam, mehrere, zum mindeflen 
zwei Abgaben neben einander anzuordnen: 


1) Eine unveränderlihe Vergütung für die Staatsaufficht, 
neben welcher noch eine nad der Größe des Grubenfeldes 
zu bemefiende Abgabe, wie die ehemaligen NReceßgelber 
°(g. 181. 3), eingeführt werben kann. Beide müffen niedrig 
beftimmt werden (a). 


2) Ein gewiffer Theil des Reinertraged, ber mit einiger 
Nüdfiht auf die beftehenden Steuern vom reinen Gewerbs⸗ 
eintommen und von ber Grunbdrente feftgefeht wird. In 
Jahren, wo der Betrieb ungünftige Ergebnifle liefert und deß⸗ 
bald kein Reinertrag vertheilt wird, fat auch die Abgabe hin⸗ 
weg. Es muß hiebei näher angegeben werben, weldye Aus» 
gaben als Koften von dem rohen Ertrag in Abzug gebracht 
werden bürfen (6). — Hiezu fommt in befonderen Fällen 


3) Vergütung für den auf Staatsrechnung betriebenen Bau 
von Erbftollen ($. 179.) von Seiten derjenigen Bergwerks⸗ 
befiger, denen aus der Ableitung ber Grubenwafler Bortheil 
erwaͤchſt. Dan hat fich indgemein einen Theil des rohen Er 
trages bebungen, 3. B. den neunten Kübel (Stollenneun- 
tel), auch wohl die Benugung ber dem Erbflollen zunädhft- 
liegenden Erze, Stollenbhieb. 
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(a) Preußen, Geſ. v. 12. Mai 1851: von jeder Grube 1 Mthlr. Receß⸗ 


(8) 


geld und eine Auffichtöfteuer von 1 Proc. des Rohertrages. — Defter 
reih, Gef. v. 23. Mai 1854, B. v. 4. Det. 1854: Maaßengebuͤhr 
6. fl. für das Maaß von 12544 [IRlafter. Der Anſchlag dieſer Ab- 
gabe für 1862 ift 129000 fl. — Weimar, Gef. v. 21. Zuni 1857, 
$. 159: @rubenfeltabgabe von 5 Groſchen bei Gold- und Silberberg- 
werfen, 3 &r, bei anderen Mineralien von der Maafeinheit von 1000 
Dlahtern. — In Sranfreih und Belgien befteht ein droit fixe von 
10 Fr. für jeden Quadratkilometer (392 pr. Morgen). — Rufl. Gold: 
wäfchereien geben vom Pfund Bold in den 4 Blafien 4, 6, 8 und 10 
Rub. Silber, Gel. von 1849 und 51. 


Nah dem franz. Geſetz vom 21. April 1810 Art. 24 dürfen nicht mehr 
als 5 Proc. des Meinertrages gefordert werden. Ertrag nach dem 9. 
für 1844 gegen 300 000 Fr.; N. 1859: 1050000 Fr. benfo in 
Belgien. — Aud in Baden (Geſetz vom 15. Mai 1828) beftcht bie 
einzige Entrihtung an den Staat in 5 Proc. bes reinen Ertrages, 
weiche im D. 1854—56 nur 61 fl., im D. 1860—61 434 fl. eintrug ; 
den Standesherren blieb aber der DBergzehnte, wo fie ihn zu beziehen 
hatten. — Sachen (Gef. vom 21. Mai 1851), Bayern (a. Gel. v. 
1856) und Weimar (a. Gel. v. 1857) verordnen ebenfall& die Ent- 
rihtung von 5 Proc. des reinen Ertrages, dieß ift aber noch weniger 
als der gewöhnliche Betrag der Gewerbefteuer, die z. B. in Baden 
gegen 10 Proc. des Meinertrages ausmacht. — In den Miederlanden, 
weiher Staat einigen Bergbau in ber Provinz Limburg hat, werden 
nur 21/8 Proc. des Reinertrags erhoben. — In Defterreih war die 
Abgabe (Krohn) früher 5 oder 3 Procent bes Mohertrages, je nad: 
dem bie Stoffe roh (oder wenig verändert), ober dagegen verarbeitet 
in den Berfehr gelangen. Dieſe Krohn war neuerlich größtentheils in 
eine Geldabgabe umgewandelt worden, 3. B. von 1 Centner Roheifen 
in den verfchiedenen Provinzen 6—10 fr. (7,%—12%/ı f.), in Ungarn 
beftanden noch die 5 Proc. des Rohertrages, Malinfovsfi, I, 45. 
Set ift die Frohn aufgehoben, an ihre Stelle tritt die Cinkommens⸗ 
fteuer; v. Czoͤrn ig, Das d. Budget, IV, 197. — In Preußen werden 
nah Gef. v. 12. Mai 1851 flatt des Sehnten 5 Proc. des rohen 
Grtrages erhoben, A. für 1861: ao des Mohertrages 790 973 Thlr., 
Aufſichtsſteuer 162645 Thlr., Receßgeld 10115, Abgabe auf dem linfen 
Mheinufer nach franzöf. Gel. 99 379, zuf. 1063114 Thlr. Nach Gel. 
v. 1861 wird das 20 vom J. 1862 an um 1/s ermäßigt (alfo 4 fat 


5 Proc.). Wenn diefe Abgabe fammt der Auffihtsiteuer 1 Mil. Thlr. 


überfteigt, fo wird im .nächtten Jahre jene wieder um °/, erniedrigt und 
f. f. bis auf 1 Proc. herab. Wegen der in dem Handeldvertrag mit 
Frankreich beftimmten Zollerniedrigung von eingeführtem Gifen foll bie 
Abgabe von Eifenbergiwerfen ganz aufhören. — Rußland: Die Abgabe 
von ben fibirifchen Goldwäfchereien wurde 1838 von 10 auf 15, 1840 
fogar auf 20 und von den großen Werfen auf 24 Proc. erhöht. Das 
Gef. v. 14. April 1849 machte nad dem Umfange bes Betriebes 10 
Claſſen: unter 1 Bud Gold jährl. 300 Rubel Abgabe, von I—2 2. 
5 Proc., von 2—5 P. 10 Proc., von mehr al6 50 Pud geben bie 
erften 50 Bud 32 PBroc., die folgenden 35 Proc. Neues Gefeh vom 
4. April 1854, verfuchsweife auf 3 SIahre: 4 Glaflen, 1) bis 2 Bud 
5 Procent, 2) von 2—5 Pud 10 Proc., 3) von 5—10 Bud 15 Proc., 
2 über 10 Bud 20 Proc. Swod utschrischdiij. Art. 2543 f. — In 

aden ift das Verfahren beim Goldwaſchen feit alter Zeit gleich ges 
blieben, ein Schlämmen auf einer geneigten, mit Tuch überzogenen 
Wläche und das Amalgamiren bes hiedurch gewonnenen fehmwereren unb 
feineren Sandes, Die Münze in Karlsruhe vergütet die Krone Gold 








(70 hol. As) mit 5 fl. (früher nur mit 44/ fl.). Der abgelieferte 
etrag war 1. D. 1854—56 5376 fl., ohne da6 auf anderen Wegen 
verkaufte. Die Gewinnung verurfacht außer der Arbeit Feine Koften, 
ale die Anfchaffung des Queckſfilbers, und liefert einen täglichen Roh⸗ 
ertrag von 30 fr. — 1 fl. für den Arbeiter. — Bine Entrihtung von 
5 Brocent des reinen Ertrags, wenn fie bie einzige Abgabe ift, muß 
übrigens als fehr niedrig angefehen werben, denn he giebt eine größere 
Grleichterung, als es zur Ermunterung erforderlich if. Beträgt ohne 
Nüdfiht auf die Abgabe der reine Ertrag 15 Proc., fo bat ein Berg⸗ 
wert, deſſen Zehnte bisher 100 fl. betrug, bei jenem Sage nur 7/5 fl. 
zu geben ober 1/ıs der früheren Entrihtung. — Die Abgaben der Privat- 
—* find angeſchlagen in Hannover 1854 und 1859/60 für die Berg⸗ 
werke des Oberharzes auf 183559 Rthlr., — in Belgien 1859 mit 
Zuſchlag von 15 Proc. für Abgang —ã und Erhebungskoſten 
auf 669900 Fr., — in Deſterreich 1862 die Frohn (vor der Aufbebung 
derfelben) auf 660000 fl. Auch von den Staatsbergwerfen wurden 
Krohn und Maaßengelder im Betrage von 230000 u. 27000 fl. er 
hoben, c6 gingen aber 495073 fl. Ausgaben ab, worunter 244286 fi. 
Entfhädigung an die Grundherren in einigen Provinzen für ben Berg⸗ 
zehnten. Ezörnig, II, 197. — In Sachſen beliefen fih die Cin⸗ 
nahmen der Zehnteaflen i. D. 1855 bie 57 auf 196800 Thlr., ber 
Meinertrag hieraus auf 32536 Thir. A. 1861—63 26445 Thlr. 


8. 183. 


Eine andere Beläftigung ber Privatbergwerfe, melde in 
ihrer Wirkung einer Abgabe gleichfommt, if dad Borfaufßs 
recht ber Regierung in Anfehung ber Bergwerkserzeugniſſe. 
Bei den eblen Metallen fand dieſes Recht wegen des Zufammens 
hangs mit dem Münzregale (8. 198) am häufigften Statt, body 
ift es auch bisweilen auf andere Metalle ausgebehnt worben. 
Schon bie erziwungene Ablieferung an den Staat ift den Specus 
lationen der Unternehmer hinberlich, allein der Nachtheil ift noch 
viel größer, wenn ber Vorkauf nad feften “PBreisfägen geübt 
wird, die aus früheren Zeiten berrühren und hinter ben gegen» 
wärtigen Marktpreifen weit zurüdbleiben (a). Diefe Maßregel 
ift folglich fehlerhaft und darf nicht fortbauern. 

(a) Auf dem Harze find die alten Breife noch in der neueften Zeit beibes 
j halten worden, ungeachtet des höheren Standes der Marktpreife. Daher 
wurden manche Gruben von den Beflgern aufgegeben und gerietben in 
die Hände der Regierung. Die Regierung zahlt den Gentner Blei zu 
2 Rihlr. 20 Er. 11 ra Blötte zu 2 Rihlr. 20 Er. 4 Pf., Kupfer 
7 23 Rihlr. 19 Gr. 1 Pf. Conv. — Der Marftpreis des Bleies if 
bon lange Höher, jeßt gegen 7 pr. Rthlr. Die Blötte ftand 1818—29 
ebenfalls über 6 Rihlr., das Kupfer galt öfters 30 und mehr Rthlr., 
1828—30 wenigftens noch über 27; Hausmann a. a. O. ©. 116 


und Anlage XIL — Ueber das Borkaufsreht in Oeſterreich Malin- 
kovsti, a. a. D. — In Sachfen (ang. Gel. v. 1851) müflen die 
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Gold: und Silberbergwerle noch neben der allgemeinen Abgabe von 
5 Proc. weitere 3 Proc. des Mohertrages geben ale antihätgung für 
die Erböhung des Anfaufspreifes diefer Metalle. Bei der Aufftellung 
des Boranfchlages für 1861—63 hat man es für billig erachtet, von 
dem Neinertrag der Schmelzadminiftration im Betrag von 165000 
Thle. nur die Aproc. Zinfen des Bapitals, alfo 92000 Thlr., in die 
Staatscafie zu bringen, von den weiteren 73000 Thle. aber die Hälfte 
als Verguͤtung an diejenigen Bergwerke zu bezahlen, welche das Erz 
zu den dem Staate gehörenden Huͤttenwerken abliefern müflen. 


3. Hauptftüd. 
Das Salz: und Salpeter- Regal. 
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Daß Salzregal begreift nach der gewöhnlichen Einrich⸗ 
tung fowohl die Gewinnung und Bereitung des Kochſalzes (a), 
als den inländifchen Handel mit demfelben im Großen. Die 
Unentbehrlichfeit des Salzed und die niedrigen Erzeugungsfoften 
beffelben geben den Regierungen eine fehr bequeme Gelegenheit, 
ohne Bedrüdung der Unterthanen ein anfehnliches Einfommen 
zu beziehen, welches meiftens vermöge jenes Regaled ald Mo⸗ 
nopolgewinn, in mehreren Ländern jedoch auch in der Form 
einer Salzfteuer erlangt wird. Diefed Regal hat ſich wegen 
feiner Einträglichfeit und nicht ſchwierigen Verwaltung ſeit 
langer Zeit erhalten und weit verbreitet (5). Daſſelbe ift ges 
wöhnlich mit folgenden Einrichtungen verbunden (c): 

1) Kochfalz darf von den Bürgern nicht aus dem Auslande 
eingeführt, und in größeren Maflen nur bei den Niederlagen 
der Regierung angefauft werben. 

2) Wo Privatfalzwerfe beftehen, da müflen fie das für den 
inneren Abfag beftimmte Erzeugniß berfelben um einen vertragss 
mäßig feitzufegenden Preis an den Staat abliefern; der Bers 
fauf in das Ausland fteht ihnen frei, jedoch wird die Ausfuhr 
zur Verhütung des Mißbrauchs überwacht. 

3) In Ländern, bie nicht genug ober gar fein Salz erzeus 
gen, kauft die Regierung dad, was für dad Land nöthig ifl, 
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von auswärtigen Salzwerfen. In dieſer Hinficht ift alfo das 
Salzregal nur ein Hanbeldvorreht (Monopol). 


(«) Sees und Steinfalz find am wohlfeilften zu gewinnen. Jenes bildet 


() 


(0) 


fih in warmen Ländern von felbit, wie in den Salzfeen in Sübrußs 
land, 3. B. der Krim, ferner in den tiefen Buchten (Limanen) an ber 
Nordkuͤſte des Ichwarzen Meeres, wo bie ruffiiche Regierung dag Sammeln 
als Ausflug des Staatseigenthbums ſich vorbehält (8— 1200 000 Etr. 
jährlih), ferner in den Salzfeen von Minelota und Utah (Norbamerica). 
Auch ift es leicht, das Meerwafler in feichte Behälter zu leiten, wo 
dann das kryſtalliniſche Salz fih anſetzt; Salzfümpfe, marais salans. 
Reines Steinſalz wird leicht durch Bergbau (3. B. Wielicgzla, 7 — 
800 000 Gtr., Bie in Frankreich, Wilhelmeglüd bei Schwäb. Hall ıc.), 
oder fegar durch Tagebau (Cardona) erlangt. Aus dem Salzthon 
(Hafelgebirge) laugt man entweber das beigemengte Salz in großen 
Höblungen (Sinkwerfen) mit hineingeleitetem Waſſer aus (Salinen in 
den Alpen, 3. B. Hallein, Hallfladt, Hull in Tirol, Auffee, Berchtes- 
aden ıc.), oder man legt Bohrloͤcher an (eine Art von Raubbau nad 
Alberti), welche eine hoͤchſt reichhaltige Soole geben und fomit das 
Gradiren erfparen. Diefe Berbeflrung bat neuerlih eine fo große 
Wirkung bervorgebraht, daß mande Salzwerke (3. B. Brudfal und 
Mosbah in Baden) eingehen mußten, die nicht % wohlfeil erzeugen 
fonnten, als die mit Bohrloͤchern betriebenen. In Kiffingen wurde 
1849 bei 1810 Fuß, in Staßfurt in einer Tiefe von 824 Buß, in 
Gimen (Schhönebed) 1855 in 1764 Fuß Tiefe Steinfalz erbohrt. 
Es befteht felbR in Ehina (Timkowski, Reife, LI, 41), in Bengalen 
und im Staate der Seile, PBunjab (RM. Burnes, Reiſe, I, 57). 
Daß das Regal zuerfi bei dem Gteinfalze eingeführt worden fei, läßt 
fih nicht beweifen. Die beiden genannten Beftandtheile des Regales, 
Erzeugung von Salz und Großhandel mit demfelben, kamen fhon im 
römifchen Staate vor. Ancus Marcius fol Salinen bei Oftia ans 
gelegt haben, Liv. I, 33, alfo im Betriebe des Staates. Im Kriege 
mit Borfena wurde „salis vendendi arbitrium, quia impenso pretio 
venibat in publicum, omni sumtu sdemtum privatis“, Liv. II, 9. Ob 
es Pachter oder Privateigenthümer waren, denen man den Berfauf ent- 
30g, dieß bleibt bei der Unbdeutlichkeit jener Stelle zweifelhaft. Die 
Benforen M. Livius, benannt Salinator, und C. Claudius führten 
a. u co. 548 eine Erhöhung des Salzpreifes zu Bunflen der Staats: 
caſſe ein, mit Ausichluß der Stadt Mom, und fo, daß an verfchiebenen 
Orten der Preis verihieden war. Cato erwähnt die salinatores aerarii, 
es ift aber ungewiß, ob damals noch ein Gewinn bezogen wurde. 
Beder, IH, 1, ©. 123. Später war der Berfauf nur den Salz⸗ 
wertöpachtern erlaubt und der Transport von einer Provinz in die ans 
dere unterfagt, damit die Bachter nicht beeinträchtigt würden. Die 
Stelle L. 4. $. 7. Dig. de censibus (L. 15.) beweift feine befondere 
Abgabe, fondern nur die Beiziehung von Privatfalinen zur Gruntfteuer. 
Bol. Burmann, De vect. ©. 90. Boffe, I, 83, 193. Hege: 
wifh, ©. 59. Beder, a. a. O. S. 205. — In Deutfchland und 
mehreren anderen Ländern waren beide Gefchäfte urfprünglich den Pri⸗ 
vaten überlafien, allmälig aber gelang es ten Regierungen, nach ber 
Analogie des Bergwerföregals aus das Kochſalz zum Gegenſtande eines 
Regales zu machen. Hullmann, D. Fin.⸗Geſchichte, ©. 61. — 
Mitiermaier, $. 258. 259. Viele gefchichtlihe Nachrichten bei 
I. 6. v. Koch⸗Sternfeld, Die teutihen, insbef. die bayer. und 
öfterr. Salzwerke, union im Mittelalter, Münden 1845. 
Nirgends dat die Regalität des Salzes (gabelle) foviel Drud und Uns 
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ordnung hervorgebracht, als früherhin in Frankreich, sorgen ber Vers 
fhiedenheit des Salzpreifes in den verfchiedenen Landfchaften, die noch 
dazu in. buntem Gemiſch unter einander zerſtreut lagen. Im D. 1550 
—80 trug bie gabelle j. 4773000 damalige Livres, ohne die Zufchläge, 
welche die gouverneurs, capitaines etc. für fih erhoben, Froumenteau, 
I,7. Die erfte künftliche Vertheuerung des Salzes durch die Regierung 
geſchah zu Anfang des 14. Jahrhunderts (nah Bodinus, Derep. YI,2 
im Jahre 1328, nad Anderen unter Philipp vom Valois 1342) und 
betrug nur gegen 1 Proc. Unter Louis XI war die Abgabe 12 Deniers 
vom Minot, unter Bean I. 45 Liv. vom Muid. Forbonnais, Recher- 
ches, I, 21. Bor der Revolution war der Durchſchnittspreis des Gent: 
ners 62 Liv. (das Pfund 13 Sous — 18 Kr.!) in den 11 Provinzen 
der grande gabelle, 33'/, Liv. in 12 Provinzen der petite gabelle, 
21%’, Liv. in den Landfchaften, wo Salinen waren, 16 Liv. in einem 
Theile der Normandie, 6—12 Liv. da, wo die Salzſteuer (gabelle) ſchon 
früher abgefauft worden und der Ginfauf frei war, 2—9 Liv. in einigen 
immer bereit gewefenen Gegenden oder einzelnen &emeinden. Diele 
— unzweckmaͤßige Gineihtung forderte Graͤnzbewachung von einer 
rovinz gegen die andere, der Schleihhandel fand aber dennod einen 
großen Reiz, er wurde mit bewaffneter Hand getrieben, es gab Gefechte 
und zahlreihe Beftrafungen. Der Neinertrag war gegen 54 Mill. Liv., 
die Unterthanen mußten aber 68 Mill. für das Salz bezahlen, weil 
die Koften und Gewinnfte der Pachter 14 Mill. betrugen. Jaͤhrlich 
wurden gegen 3500 Mebertreter beſtraft. Necker, Administr. II, 8. 
Eneyclop. method. Abtheil. Finances II, 300. Die gabelle wurde am 
20. März 1790 abgefchafft. 
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4) Die dem Staate angehörenden Salzwerke werden ins⸗ 
gemein auf Staatsrechnung verwaltet. Neu entbedte Salzlager 
oder Salzquellen ftehen ber Regierung zur Berfügung, und es 
find felten in folchen Fällen Berleihungen an Privaten ober 
Geſellſchaften bewilliget worden (a). 

5) Das Kochjalz wird entweder an den Salzwerfen felbft 
verfauft, oder auf Staatsfoften in bie verfchiebenen Landestheile 
geführt und aus den Niederlagen von aufgeftellten Berwaltern 
(Salzfactoren) im Großen abgegeben. Den Kaufleuten bleibt 
ber Berfauf im Kleinen überlaffen, fie müffen ſich aber an einen 
gewiflen “Preis halten, welcher ihnen fchon einen angemeffenen 
Gewerbsverdienſt fichert. 

6) Zur Verhütung bed Einſchwaͤrzens find verfchiebene 
Veranftaltungen getroffen worden: a) Wachfamfeit des Zoll 
perfonald an ber Graͤnze. b) Verträge mit benachbarten Salinen, 
um fle von dem Salzverfauf an :Privatperfonen des Inlandes abzus 
halten (5). ce) Verminderung des Berfaufspreifes in der Nähe 
einer Graͤnze, bei welcher das heimliche Einbringen zu beforgen 
if. d) Die fogenannte Salzgeunfceription, d. 5. die ben 
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Bürgern auferlegte Verpflichtung, ein gewiſſes Salzquantum 
aus ben Niederlagen des Staates jährlich anzufaufen. Daſſelbe 
entſprach dem muthmaßlichen jährlichen Salzverbraudye nad) 
einem niebrigen Anfchlage und wurde nach der Zahl der Familien⸗ 
glieder und dem Viehſtande berechnet (c). e) Verträge mit den 
Nachbarſtaaten, damit gegenfeitig ben Bürgern des einen Landes 
das heimliche Einführen des Salzes in das andere Land, fo 
wie die Beihülfe hiezu bei Strafe unterfagt werbe, 8. 188. a. 3). 


(4) 3. B. Ludwigshall bei Wimpfen, in einem abgefonderten Theile des 
Großherzogthums Heſſen. Diefe einer Actiengefellihaft gehörende Saline 
entrichtet dem Staate den Zehnten. Erome, Statifl. bes Großherzogth. 
Heflen, I, 179. 
@in folches Uebereinfommen haben Würtemberg und Baden mit ber 
Saline impfen 9 geſchloſſen. Die Beſtellungen ins Ausland werden 
von den 3 nahe beiſammen liegenden Salzwerken Wimpfen, Friedrichs⸗ 
ball und Rappenau gemeinſchaftlich übernommen und jene beiden Regie⸗ 
rungen unterhalten Begenfchreiber (Gontroleure) bei erfigenanntem Salz: 
werte. 
(e) Meltere Salzconfcription im preuß. Staate, unter Friedrich IL eingeführt. 
Zür jede Berfon über 9 Jahre mußten 4 Meben (13%. Pfd.), für 
1 Kuh oder 10 Schaafe 2 Meten gefauft werden. Jede Familie hatte 
ein Büdlein, worin der Factor die gefchehene Abholung beicheinigte. 
Borowski, Br. Cam.⸗ u. Fin.Weſen, II, 314— 323. — Neuere 
Salzverbraudscontrole in denjenigen Graͤnzbezirken, wo fi ſtarke Neis 
gung zum Ginfhwärzen zeigt. Es werden 12 Pf. auf den Kopf ber 
inwohner gerechnet, das Quantum wird in jedem, ber Gontrole unters 
worfenen Landestheile nah Iocalen Berhältnifien auf die Gemeinden 
ausgefchlagen und in biefen wieder von dem Gemeinbevorflande auf bie 
einzelnen Haushaltungen. B. v. 21. Sept. 1823 u.a. in Philippi, 
Samml. fümmtl. neuer preuß. Geſetze über die indirerten Steuern, 
1830, ©. 348— 52. — Aufgehoben in Sachſen 1840. 
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Wird Salz ind Ausland verkauft, fo fann man hiebei bes - 
Mitwerbend wegen feinen Monopolpreid erlangen, fonbern muß 
fidy mit einem Preiſe begnügen, der die Koften erfebt und einigen 
Ueberſchuß gewährt. Der inländifche Verkaufspreis dagegen 
befteht aus bem Koftenerfage und dem Monopolgewinne, 8.167. 
In einigen Staaten ift er in ben verfchiebenen Lanbestheilen 
ungleich, und namentlid, läßt man ihn bei den einzelnen Nieder 
lagen mit der Entfemung von den Salinen zunehmen, in 
anderen Staaten ſetzt man ihn durchgängig gleich hoch, wozu 
entweder bie Kortfchaffung zu den Niederlagen auf Staatsrech⸗ 
nung beforgt, oder den Käufern je nad) ber Entfernung ihres 
MWohnorted von dem Salzmwerfe ein verhältnißmäßiger Abzug 
bewilligt wird, 8. 189. Die Gleichheit des Verkaufspreiſes im 


(ö 


— 


— 236 — 


ganzen Rande hat das Gute, daß fie die Verwaltung erleichtert 
und ben Schleichhandel mit Salz in ben Graͤnzgegenden vers 
mindert (a). Zwar hat bie Regierung zur Berforgung ber ent 
legeneren Gegenden mehr Frachtkoſten aufzuwenden, und es 
Fönnte daher fcheinen, ald müßten dieſelben vollftändig von ben 
Bewohnern diefer Gegenden vergütet werden. Allein biefe 
würden fi), wenn dad Regal nicht beftänbe, oft von anderen 
Ländern wohlfeiler mit Salz verforgen fönnen, und ed wäre 
unbillig, ihnen die aus der Fünftlichen Einrichtung herruͤhrende 
größere Frachtausgabe aufzubürden. Wo indeß die den Salzs 
werfen näher liegenden Gegenden ſich an die Wortheile eines 
niebrigeren Preiſes gewöhnt haben, da wäre eine Gleichförmigs 
feit deffelben nicht wohl ander als dur allgemeine Herabs 
fegung auf diefen niedrigften Betrag durchzuführen (b). 


(a) Schilderung des früheren Schleihhandels an den niederländifchen Graͤn⸗ 

un, wo das wohlfeile Meerſalz nah Deutfchland eingeichwärzt wurbe, 
enzenberg, Preußens Geldhaushalt, S. 247. 

(5) Bgl. v. Malchus, I, 101. Der heutige Zuftand des Salzregals oder 
der Salgbefteuerung in einigen Ländern ift aus amtlichen Quellen in 
den folgenden Nacrichten dargeſtellt. Aeltere Angaben über fämmtliche 
deutiche Staaten finden fih bei Weinlig in Rau und Hanffen, 
Archiv, N. F. IX. 273, Jugler, ebd. X, 275. — Bierfad, Ueber 
Beſteuerung, Frkf. 1850. ©. 323. — Die Refultate der Berathungen 
der Negierungscommiflaire in Frankfurt 1848/9 zur SHerftellung der 
Zolleinheit im deutfchen Reiche, Halle 1851, S. 309. — v. Thielau, 
Gemeinſchaftliche PBroductionsfteuer von Salz und Rübenzuder in Deutfch: 
land, Braunfchw. 1851. 


I. Regalität der Sewinnung, Bereitung unb des Ders 
faufs von Salz. 


Baden. Die beiden Staatsfalzwerfe Rappenau und Dürrheim, feit 
1823 in Betrieb, Eönnten, wenn der Abfab nicht befchränft wäre, weit 
mehr erzeugen, als es bis jebt geſchieht. Das Pfund wird feit 1833 
zu 21/5 fr., der Gentner alfo zu 4 fl. 10 fr. in Säden zu 2 Gtr., 
aber in Säden von 1 Er. zu 4 fl. 16 Er. abgegeben, Fabrikſal zu 
50 fr., Viehſalz zu 2 fl. 30 und in Säden zu 1 Etr. 36 fr. Der ei z⸗ 
händler darf im Kleinverkauf nicht über 3 fr. für das Speiſeſalz for⸗ 
dern (vor 1833 4 fr.). Entfernte Käufer erhalten eine Brahtvergütung, 
deren ganzer Belauf im D. 1860 und 61 67041 fl. oder 4,9 Broc. 
des Brlöfes war. Die gefammten Erzeugungs-, Fracht- und Berwals 
tungsfoften (im D. der genannten Jahre 318928 fl.), verglichen mit 
der ganzen verfauften Menge, die dem Erzeugniß ungefähr gleich fein 
wird (389538 Etr., einfchließlich 14283 Etr. Viehſalz) betragen gegen 
49 kr. auf den Centner. Wenn man aber 10 Proc. des Capitals ale 
Zins und Gewerböverdienft, ferner 3 Proc. Abnupung des fiehenden 
Capitals unter die Koften aufnimmt, fo flellen fi dieſe höher. Nach 
Regenauer (Staatsh. ©. 523) fam zufolge diefer Berechnung im 
D. 1855— 57 der Eentner auf 1 fl. 7. kr., wozu für den Abſatz noch 
10,3 fr. Fracht zu fchlagen find. Nah Abzug von 1 fl. 17,8 kr. bleiben 
von dem Berfaufspreife im Großen (4 fl. 10 fe.) 2 fl. 52,* fr. ale 
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Bertbeuerung durch das Regal übrig, bei dem Bichfalz 1 fl. 49,8 fr. 
Der Abfap war im D. 1845— 61 307657 Etr. Spiifelal;, bie ganze 
tobe Binnahme 1380435 fl., der Reinertrag 1070849 fl. oder 47, 2 kr. 
auf den Kopf der Binwohner. 


Nähere Angabe des Abſatzes: 
D. 1836—45. D. 1860.61. A. 1864. 65. 

Speitelalg Gr. Ctr. Gtr. 
im Zande 304 648 330 445 328 102 
im Auslande 31900 37899 37910 
Biehfa . . . 11594 19 283 19 489 
Fabrikſalz. . . 5896 1910 1968 
‚ jufammen 354.038 389 537 387 469 


Das Capital beider Salzwerke wurde 1846 auf 1597000 fl., 1855—57 
auf 1374188 fl. berechnet. Bei dem früheren Preife von 3%, ir. war 
1828—30 im D. der Nohertrag 1367355 fl., der Koftenbeirag 355 548, 
der Reinertrag alfo 1031807 A. oder 75 Proc. Der inländifche Ders 
brauch von Speifefalz war auf den Kopf ber Ginwohner 


D. 1831. 32 19,0 Pe. 6254 20,17 Pi. 
3335 22,8 „ 56557 22,8 _ 
36—40 23,5 „ 8. 59 23,4 _ 
42-16 2385 „ 0.6 4 „ 


Bayern. Alle Salzwerfe gehören dem Staat. Der mittlere Rein: 
ertrag war 1819—25 2163793 f., 1826—28 2332424 fl., 1835—39 
2-447800 fl., 1838—41 2262156 fl. Im Jahre 1862/3 war der ins 
ländifche Abfag von Speilefalz 767122 Gtr. oder 16,%9 bayr. Pf. auf 
den Kopf, Viehſalz 29324 Gtr., Düngefalz 22371 Gtr. Es wurden 
noch 90253 Etr. gpeileiatg je 1 fl. 42%. fr. zu dem Erzeugniß der 
Stantsfalinen zugelauft. Imländifcher Berlaufspreis des Speifefalzes 
5 fl. 22%/, fr. (in der bayer. Pfalz 6 fl. 40 fr.), des Viehſalzes 2 fi. 
7%Ya ir. Das ftehende Gapital der Salzwerfe war 3:032 776 fl., das 
umlaufende 3169 138 fl., wovon 2211459 fl. auf die Galzvorräthe 
fommen. — N. 1855 —61 Ginnahme aus Salz 4415204 fl. und mit 
den Nebeneinnahmen (aus Forſten, Hammerwerken ıc.) 4974 531 fl., 
reiner Ertrag 2'450 000 fl. — 49 Proc. der Binnahme oder 32,# fr. 
auf den Kopf der Binwohner. In den 3. 1838— 40 war ber mittlere 
Sahresverbrauh 17,7 Bid. auf den Kopf. Nach den Rechnungen für 
1852/3 kommt, nad Abzug von 142907 fl. für angelauftes fremdes 
Calz, der Gentner im D. auf ungefähr 3 fl. zu ſtehen und mit 10%, 
des gefammten Capitals Togar auf 3,8 fl. Diefer Hohe Koflenbetrag 
im Bergleih mit Baden rührt theild von dem anfehnlicheren Fracht⸗ 
aufwande, theils von den minder reichhaltigen Soolen her, da 3. B. 
Dürkheim nur I—1!/a Proc., Kiffingen 2,5 Proc. Orb 4 Proc., auch 
Reichenhall zum Theil nur 6 Proc. Salz in der Soole enthält. 

Defterreih. Zoll: und Staatsmonopolordnung v. 11. Juli 1835, 
8. 402 fig. Die reihen Steinfalzlager in den Karpathen find ihrer 
Gntlegenheit willen unvollftändig benugt. Am adriatiſchen Meere findet 
Bereitung von Seefalz flatt, theils auf Staatsrechnung, theils von 
Einzelnen, die es abliefern, doch wird noch fremdes Galz zugelauft. 
Der Berfaufspreis ift hoͤchſt verfchieden. Er war 1854—56: in ber 
Lombardei weißes Meerſalz 8 fl. 2043 fr., in Benedig 7 fl. 26—51, 
im Erzh. Defterreich Faſſelſalz von Gmunden 6 fl. 30—55, von Hallein 
6 fl. 10—35 kr., Fuderlſalz 20 fr. weniger, in Galizien Speiſeſalz von 
Wieliczka 6 fl. — 4 fl., in Ungarn Supfalz 5 fl. 5— 30 fr., In ber 
Woiwodſchaft Steinfalz Nr. 1 6 fl. 43 — 7 fl. 8 fr., in Tirol Sud⸗ 
ſalz 3 fl. 30— 35 fr., in Siebenbürgen Steinfal 3 fl. 15 — 4 f., 
Viehſalz 2— 2/5 fl. (Der öfter. Centner hat 112 Zollpfd.) Neuere 

Rau, yolit. Dekon. III. 5. insg. 17 





Preiſe bei v. Eyörnig, ©. 169. Erzeugungskoſten für Meerfalz 
g. 20 fr., des Steinfalzges 1 fl. 12 Fr. uere Angaben der Koften 
in d. Währung: Subfalg 70 fr. — 1,59 fL, Steinſalz 24 — 86 fr., 
Viehſalz 61 Fr. — 1,2 fl. Inlaͤndiſcher Verbrauch im D. 5'208 899 Etr. 
— 13,3 Pfd. — 14,7 Zollpfd. auf den Kopf. Reinertrag 1832 — 34 
im D. 20 Mill. fl., 1846 25°531 600 fl., 1854 25°215618 fl. — 
70 Broc. der rohen Ginnahme, 1857 28305465 fl. = 0,83 fübdeutiche 
@ulden auf den Kopf. A. 1862: 39548300 fl. rohe, 32'638 800 fi. 
reine Ginnabme, alfo auf den Kopf gem 92 fr. ö. = 1,07 fl. ſüdd. 
Inländifcher Verkauf gegen 5,6 Mill. Etr. oder 17 Pfd. auf den Kopf. 
Malinkovsfi, U, 266. — Krapf, Handbuh der Zoll: und 
Staatsmon.O. 1840, II, 330. — v. Hauer, ©. 62. — Vergleichende 
Ueberficht des Salzverſchleißes ıc. Wien 1857. 

Breußen. Zu dem Ertrage (von 402000 Tonnen) der inländiichen 
Salzwerke, die theild dem Staate, theils Privaten gehören, werben - 
noch gegen 270000 Tonnen zugelauft. Der gleichförmige Verkaufs⸗ 
preis für bie Tonne von 405 Bft. war früher 15 Rthlr. — Reinertrag 
des Monopols 1829—36 im D. 5411227 Rthlr. oder 68,8 Broc. der 
Bruttoeinnabme, oder 42 fr. auf den Kopf. Verbrauch für den Kopf 
im D. 1829—36 16,8 Pfund, und in den einzelnen Provinzen 1827 
—36 in Brandenburg 14,89, Weſtfalen und Rheinprovinz 15, Sachen 
15,94, Schlefien 17,%, Preußen 17,7%, Bofen 18,8, Pommern 18,4 
Pfund. Bon 1836 — 39 war der mittlere Berbraudy 16,17 Pfund. 

offmann, Die Lehre von den Steum, ©. 251. Dieterici, 

tatifl. Ueberf. 1842, ©. 377. Der Gabinetsbefehl v. 22. Nov. 1842 
feßte den Preis der Tonne auf 12 Kthlr. herab, alfo kommt der Zolls 
centner auf 3,1% Rthlr. — 5,4 fl. Die Laſt von 4050 pr. Pfund 
wurde von den Salzwerfen des Staates zu 22 Nihlr., aus England 
für 15—22 Rthlr. bezogen, die Erzeugungsfoften auf den Staatswerken 
waren 1821— 25 20 Rthir. 11 Sgr., 1826—30 19 Mthle. 6 Ser., 
1831—35 17 Rthlr. 16 ©gr., 1836—40 16 Rthlr., 1842 nur 14 Rthlr. 
10 Ser. Sugleid follte die Zahl der Berfaufsftellen vermehrt, der 
Derfauf in kleinen Abiheilungen erleichtert und überhaupt darauf hin⸗ 
gewwirft werden, daß zum Vortheil der dürftigeren Claſſen der Detail: 
preis dem Factoreipreite näher gebracht werte, wozu 180000 Rthlr. 
verwendet oder nachgelaflen werden dürfen. Der Berfaufsftellen waren 
im J. 1843 675. Meinertrag von 1843—46 5311000 Mthlr., 9. für 
1849: Rohertrag 8445000 Rthlr., Koſten 2°994000, MWeinertrag 
5451 000 Rthlr. nebft 262000 Rthlr. aus den Staatsfalinen. A. 1860. 
I. Ertrag der Staatefalzwerfe: rohe Cinnahme 1101337 Rthir., rein 
308459 Rthlr. — 28 Proc. (1561 1158442 und 331836 Mthlr.) 
U. Des S.⸗Monopols. Binnahme 8898554 Rihlr., rein 6000 713 Rthlr. 
= 78 Proc. Inländiicher Abfap a. d. K. 17,10 Pfd. Sudſalz, 0,878 
Steins und unreines Salz, 0,15 Pfd. Vieh: und Düngefalz, zufammen 
17,89 Bfd. Neinertrag auf den Centner des inlänbifchen Abſatzes 1,07 Rthlr. 
= 3,4 fl. Neinertrag von.L und IL zufammen 0,5% Rthlr. — 363/, fr. 
auf den Kopf. Die Niederlagen, welche von Privaten gegen 18 p. mille 
Proviſion verwaltet werden, erhalten das Salz fragtuen der Staat 
beftreitet die Fortſchaffungskoſten. Verkaufspreis im Kleinen 1 Ser. 

Meimar 9. 1857 —59 jührlih 53940 Rihlr. oder 0,87 fl. rein 
auf den Kopf. 

Württemberg. Die Salzwerke und das Steinſalzwerk Wilhelms; 
grüd bei Hall gehören dem Staat. Das Pfund Kochſalz darf nicht 

ber 3 (vor 1833 4 kr.), das Steinfalz nicht über 1'/. fr. im Kleinen 
verfauft werben. Auf ben Salzwerien wird jenes im Großen zu 21/a fr., 
bei den Unternehmern des Verlaufs fa: oder faßweile zu 25/5 fr. abs 
gegeben, alſo ber Centner zu 4 fl. 10 fr. und 4 fl. 40%: fr. Innerer 
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Verbrauch von eßbarem Koch⸗ und Steinſalz 1838—41 10%/,, 1851 u. 
52 22,5 Dfd. auf den Kopf, Berlauf ins Ausland im D. 234900 Gir. 
X. 1858 Ginnahme im D. 1 376 108, Reinertrag 886 666 fl. — 64 Proc. 
der Binnahme — 0,4 fl. auf den Kopf. Yür 1859 und 60 find nur 
816.686 f rein angenommen, für 1861—63 900000 fl. — 0,5% auf 

en Kopf. 


OD. Regalität des Salzhandels allein. 


Naffau. Anlauf von den Salzwerfen am Nedar. 9. für 1858 
rein 220000 JB. — 0,58 fl. auf den Kopf. Berlaufspreis im Kleinen 
3 fr., im Großen 9 fl. 33 fr. für 215 Pfd. — 4 fl. 26,5 fr. für den 
Gentner. Berbraud 1848 17,7 8.⸗Pfd. 

Sahfen. Das Land bat keine Salzwerke und der Bedarf wird 
durch Einfauf von dem preuß. Salzwerfe Dürrenberg beigefchafft, wobei 
der Zollcentner auf 24/, Ser. fommt. WVerfaufspreis bisher 3 Rthlr. 
T!/a Ser. vom Gtüd (128 Leipz. — 120 Zoll⸗Pfd.), alſo 2,7 Rtihlr. 
für den 3.:Etr., nad Geſ. v. 9. Juni 1859 erhöht auf 3 Rthlr. 18 Ggr. 
vom Stüd oder 3 Rthlr. — 5 fl. 15 fr. vom Gentner. 1863 Herab⸗ 
feßung auf 3 Rthlr. 6 Sgr. vom Gtüd oder 2%, Rthlr. vom Eentner. 
Biehfalz wurde von 40 auf 24 Sgr. vom Gentner herabgeſetzt. Mitt⸗ 
lerer Reinertrag R. 1852 — 54 395062 Rthlr. oder 52,9 Proc, der 
Einnahme, 1855—57 432053 Rthlr., A. 1858—60 420000 Rthlr. — 
53,0 Proc. der Binnahme oder 0,% fl. auf den Kopf. A. 1861 — 63 
Einnahme 838 543 Rthlr., Ankauf des Salzes 223063 Rthlr., andere 
Ausgaben 115479 Rthlr., rein 500000 Rthir. — 59,9 Proc. der Ein⸗ 
nahme — 0,3% fl. auf den Kopf. Berbrauh auf den Kopf 12 Pfr. 
Epeife: und 1,9 Pfd. Viehſalz. 

ehmwei . Der Canton Waadt bat eine Staatsfaline, Aargau und 
Bafelland haben Brivatfalinen. Die Regierungen kaufen den Landess 
bedarf an und feßen ibn in ihren Niederlagen ab. Die Berfauföpreife 
find von 6% —121/5 Rappen oder 26/0 — 51/a fr. für das Pfund, ber 
Meinertrag auf den Kopf von 2 Batzen bis 1 Fr. 8 B. — 1 fl. 15 fr. 
(Bafelland). Hottinger, ©. 101. Beifpiele: &. Bern. Das Pfund 
ilt feit 1832 7%/s Rappen = 3,5 fr. N. für 1846: 1'035 000 Schw. Fr. 

innahme, was einen Berbrauh von 33 Pfd. auf.den Kopf an eigt. 
Anlauf 2,7 Sr. für ben Gentner, andere Koflen 165800 Fr., Rein⸗ 
ertrag 473000 Fr. — 0,8 fl. auf den Kopf. Der flarfe Pr 
rührt zunähft von der ausgebreiteten Biennudt, vielleiht aber au 
von dem Verkauf in andere Bantone her. atby in Rau, Archiv, 
IV, 74. — Zürid. 9. 1854 220000 Fr.. R. 1858 254555 Fr. 
Reinertrag = 0,% Br. auf den Kopf. — Luzern. A. 1863 rein 
235 000 — 1,8 Er. auf den Kopf. — Waadt. N. 1847, das Staates 
falzwerf gu Ber 10000 alte Schw. Fr. rein, der Salzhandel 200000 Fr. 
Ealzverbraud im Jahr 1840 44819 Etr. — 24,4 fd. auf den Kopf. 


II. Erhebung einer Salzſteuer ohne Regalität. 


Belgien. NAufwandsfteuer (Hecife) früher 12,7%, neuerlih 18 Br. 
von 100 Kil. (4,2 fl. vom BZollcentner, ober 2,8% fr. vom Pfund), welde 
Abgabe bei der Ausfuhr von gereinigtem (taffinirtem) Salze rüdverguütet 
wird. Grtrag im D. 1847—50 4596000 Fr., 9. 1859 5'059 000 Ar. 
— 2,0 Bid. a. d. K., woraus nur ein Verbrauch von 12,4 Bid. auf 
den Kopf zu vermuthen wäre. Da das Land Feine Galzwerfe hat, fo 
wird rohes Salz aus England, Italien sc. eingeführt und in Privat⸗ 
fabrifen geläutert (raffinirt). Die Abgabe wird vom Großhändler ents 
richtet, der das Salz an die Kleinhändler verfauft. Dieſe Binrichtun 
macht viele laͤſtige —8 noͤthig, auch wird ber, vreie fuͤr die 
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Zehrer durch den Verdienſt der Kleinhändler erhöht, fo daß Graf 
Hogendorp (Lettres sur la prospéritéé publique, 1830, IL, 72) angab, 
das bolländ. Pfund (Kiloge.) werde von 8 auf 16 Gents, alſo das 
Pfund 4,° fr. vertheuert. 


Frankreich. Die Salzfleuer wurde durch das Bel. v. 24. April 1806 
wieberhergeftellt, im Betrage von 20 Fr. für 100 Kilogr. (200 Pfd.), 
zum Grfaße des gleichzeitig aufgehobenen Weggeldes, Thiers, Histoire 
du consulat, VI, 410. Die Erhöhung auf 30 Fr. geſchah durch das 
Gef. v. 17. Sept. 1814. Da aber 5 Proc. des Duantums für Ab: 
gang abgezogen wurden, fo war die Abgabe wirklich nur 281/, Fr. — 
6 fl. 42 fr. von 100 Bid. Die in Privathänden befindlichen Salzwerfe 
an den Meeresufern erzeugen den metrifchen Gentner (200 Bfd.) an ber 
Mertüfle für 2— 3 Fr., am Mittelmeere für 60— 75 Gent. Hievon 
wird durch die Bollftationen an der Graͤnze jene Salzfteuer erhoben, 
welche in dem Zeitraum von 1817 — 1846 von 46804000 auf 
55 Mill. Fr. geRiegen iR, woron 6—7 Mill. Koften abgehen mögen 
(g. 12%a Proc. Zollverwaltungstoften). Offenbar war alto bie Höhe 
der Abgabe nachtheilig. 


Sn den öftlihen Departements befinden ſich mehrere Salzwerfe (salines 
d’Est) und Steinfalzbergwerke, darunter das 1819 gefundene reiche 
Eteinfalzlager zu Bic, deffen 11 Flöße zufammen 240 Fuß mächtig 
find. Nah mancherlei Veränderungen in der Bewirthſchaftungsweiſe 
wurden dieſe Werke 1825 von der Regierung auf 99 Jahre an eine 
Actiengefellihaft verpachtet. Die Bachtleiftungen follten aus ungefähr 
2 Mill. und 59 Proc. des Reinertrages befichen. daneben war bie 
Steuer wie vom Meerfalze zu entrihten. Die Geſellſchaft konnte aber 
diefe Bedingungen nicht erfüllen, 1) weil die Käufer das minder weiße 
und ſchwerer loͤsliche Steinfalz nicht lieben, 2) weil ber Abfag nad 
Deutfchland aufgehört hat, 3) wegen der Goncurrenz ber neuen Saline 
Salzbronn im Dep. der Mojel (ſeit 1825); Bapport au Roi, ©. 85. 
114. 136. @6 wurde daher 1830 der Bachtzins von 1'800000 auf 
1200000 Fr. ermäßigt und der Antheil des Staates an den erften 
300000 Fr. des Reinertrages auf %,, an dem meiteren Ueberichufle 
auf 3/4 geſetzt, aber ſo, daß die Actionäre zuvor 4 Proc. Sins erhalten. 
Macarel, I, 226. Der Staat bezog von diefen Werfen im D. von 
1830—37 1'/s Mill. Fr., und nad) Abzug der darauf ruhenden Laften 
1325000 Fr. — Der Preis bes weißen Kochſalzes war gewöhnlich 
4 sous — 6 ft. vom Pfund, hie und da bis 6 sous. Der Verbraud 
war 1844 232318300 Kil. befteuertes Salz, nebft 56 Mil. Kil. fleuers 
freiem für Kifchereien und 55 Mill. für Fabriken; jenes macht 13,% Pfd., 
und mit Binrehhnung der beiden lebten Berwendungsarten 19 Pfd. auf 
den Kopf. Die Beichwerden über das Monopol ber äftlıchen Salinen, 
von denen dad Salz ohne Steuer und Fracht im Durchſchnitt zu 11, 
und bie und da bis zu 15 Br. für 100 Kil. (2,56 und 3,5 fl. ber Ctr.) 
verfauft wurde, haben neuerlich zu einer größeren Begünftigung ber 
Privatconcurrenz geführt, in deren Folge der allmälige Verkauf ber 
Stantsfalzwerfe beabfihtiget wurde, d’Audiffret, Systäme financier, 
I, 130 ff. Die Saline zu Dieuze ift au ſchon im Auguft 1842 für 
6100000 Fr. verfteigert worden. 1843 wurde der Salzpreis in ben 
6 Dep., wo er am hoͤchſten fand, um etwa 1/5 herabgeſetzt. 1846 
ſtimmte fchon die Deputirtenfammer für eine allgemeine Ermäßigung 
der Steuer auf 10 Br. von 100 Kil. und die NRationalverfammlung 
erhob dieſe Dehimmung am 28. Dec. 1848 zum Geſetze. Der Eins 
fuhrzoll von fremdem Salz beträgt für unreines Salz Ya — 21/4 Fr., 
für weißes, gereinigtes Salz je nady der Art der Sinfuhr '/— 31 Fr. 
(Geſ. v. 13. Jan. 1849) neben der erwähnten inländifchen Steuer, 
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Ertrag der Steuer 
an der Graͤnze im Innern 
1850 R. 20817 808 Fr. 4805 235 Fr. 
52 „ 27001904 „ 5220409 „ 
55 „ 28263000 „ 6932000 „ 
c 59 4. 29-402 000 „ 7681000 „ 

Denn bierunter kein fremdes Salz begriffen wäre, welches mehr Ab: 
gabe trägt, fo würde der Ertrag von 37 Mill. Fr. einen Verbrauch 
von 20 Pfd. auf den K. anzeigen. Die Steuer it 1,97 Fr. — 0,17 |. 
a. d. 8. Zum GBinfalzen der Seefiſche darf das Salz fleuerfrei vers 
wendet werden, unter Vorgältigen Ueberwahungsmaaßregeln, welche 
auch gegen Steuerbetrug bei den Salzwerken eingeführt find. Die Abs 
gaben für fremdes Salz betrugen im D. 1852 — 55 nur 164000 fr. 
v. Hock, ©. 328 ff. — 1862 wurde die Salzfteuer von 10 auf 20 Fr. 
von 100 Kil. erhöht, fie beträgt alfo A fl. 40 Er. vom Gentner. 

Hannover Der Staat hat nur 3 Heine Salzwerke, welde nad 
dem N. 1859/60 46816 Rthlr. rohe und 9360 Mihle. reine Cinnahme 
geben und bei denen ber Gentner ungefähr zu 1 Rihlr. Verkaufspreis 
abgeben wird. N. 1863/4 51388 Rthlr. Fuͤr den Antheil an zwei 
Brivatfalinen find nur 60 Rthlr. Einnahme angefept. Die Salzfteuer 
wird bei den Privatfalinen durch vereidete —38 gegen 2/3 Proc. 
Erhebungsgebühr eingezogen und beträgt /3 Rthlr. vom Gentner. 
Sie bradte 1848 —51 im D. 115000, 1852/53 117187 Rthlr. ein, 
A. 1854/5 118000 Rthlr. oder 0,18 fi. a. d. K., Berzehrung 19,% 
hannov. — 18,4 Zollpfd. Der Preis im Lande ift ungleih. A. 1859/60 
140000 Rthlr. 

Rußland. Im füblihen und füdöftlihen Theil des europ. Ruß: 
lands wird viel Seeſalz gewonnen ($. 184 (a)), in ben Gouv. Drens 
burg, Aftrahan, Irkuzk und in Armenien find Steinfalzwerfe, in den 
mittleren Theilen giebt es auch Siedereien für Salzfoole. Die meiften 
biefer verfchiedenen Werke gehören dem Staat („der Krone”). inter 
den Privatwerken befindet fi die bedeutende Salzfiederei im Gouv. 
Perm. Hauptgef. v. 5. Aug. 1818. Saͤmmtliche Borfchriften im 7. Bde. 
des Swod Sakonow Rossiiskoi Imperij, 1857, wo bie 3. Abth. die Salz⸗ 
Bei ustaw o soli, enthält. Der Verlauf im Großen und Kleinen 
iſt freigegeben, die Privatwerke find nicht zur Ablieferung an den Staat 
verpflichtet, wenn fie fi nicht für einen verabrebeten Preis freiwillig 
dazu enffchließen, fie müflen aber von dem Salze, welches fie an 
Brivatperfonen verkaufen, eine Steuer, „Accis“, entrihten und fid 
einer Ueberwachung der erzeugten und verfauften Mengen unterwerfen. 
Der Staat unterhält Salzlager in jedem Gouvernement und felbf in 
jeder Kreisſtadt if ein Laden (Bude). — Der Verkaufspreis wirb mit 
Genehmigung des Reichsraths feftgeftellt. Er foll die Erzeugunge- und 
Frachtkoſten, den Aufwand für den hiezu erforderlichen Ehradenbau, 
5 Proc. Zins und 3 Proc. Tilgung des angemwendeten Gapitald und 
einen Gewerbsverdienſt enthalten, begreiflih muß biefer Preis auch 
nach der Entfernung von den Salzwerken verfchieden fein. Vermuthlich 
wird in diefen Berfaufspreis der Staatsmagazine auch der Betrag jener 
Salzfleuer ganz oder größtentheils eingerechnet, weil fonft der Staat 
feine Binnahme fchmälern würde. Nach öffentlihen Nachrichten wurde 
die Salgfeuer 1854 von 28 auf 44 Kop. vom Bud (32,7 Zollpfb.), 
alfo auf 2 fl. 31 fr. vom 3.:Ctr. erhöht, alfo begreiflih aud ber 
Salzpreis der Krone. Der Reinertrag der Salzeinfünfte wurde auf 
5 Mill. R. angenommen, der Salzverbrauh nah Tegoborsfi auf 
38 Mill. Pud = 20,7 Zollyfd. auf den Kopf im europätfchen Rußland 
geihägt, A. 1863 8344964 R. rein oder 0,% fl. auf ben Kopf im 
europatfchen Rußland. 
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Die reine Cinnahme aus dem Salze auf den Kopf in ſuͤdd. Gelde iſt 
1 fl. in Oeſterreich 
50 %. in Luzern 


47 „nn Baben 

4 „ u Niederlande, A. 1860 

40° „ „ Bayern b 
36,7% „ „ Preußen j 
3i u m Würtemberg 

OH „„Naſſau 

28,1, m Frankreich 

26,° „ „ Bürid 

23,1 „ Sachſen 

15,6 „ „ Rußland 

6,5% „ „ Sannover. 


IV. Gaͤnzliche Freiheit. 
Sn Großbritanien war von 1805 (Pitt) bis 1823 die Gteuer 
15 Schill. vom Buſhel (56 Pfb.), alfo 17,85 fl. vom beutichen Zoll: 
centner. Schottland hatte indeß nur 8% Sch. vom B. Die Erzeu: 
gungstoften waren hoͤchſtens 6 Sch., der Reinertrag g. 1%/a Mil. L. St., 
der Schleichhandel ungeheuer ausgedehnt, fo daß nicht die Hälfte, viel⸗ 
leiht nur ein Drittel des Verbrauchs die Steuer bezahlte. Diefelbe 
verurfachte daher unleibliche Befchwerlichfeiten. Man febte fie im ges 
nannten Sahre auf 2 Sch. herab, 1825 wurde fie gänzlich aufgehoben. 
Sie Hatte eine ſehr verwidelte und ausführliche eieharbung noͤthig 
gemadtt Mac Culloch, Taxat. S. 259. Rees, Cyolopedia, B.XXXI. 
rt. Salt. — Auch in Medlenburg, Hamburg und Bremen ift feine 
Salzabgabe. Der Gentner galt in Hamburg 1857 1 fl. 10 kr., einige 
Sabre früher %, Rthlr. 
Sn den norbamericanifhen Freiflaaten ift der Verbrauch 47,° Zollpfd. 
(1859) Preis 3.8. bei ben Salzwerfen am Michigan 1 fl. 17 fr. (1862). 
$. 187. 
Die Regalität der Salzerzeugung und des Salzhandels ift 
zur guten Berforgung ded Volkes mit Salz keineswegs noth⸗ 
wendig, vielmehr würde die Aufhebung bed Regales, wobei ber 
Monopolgewinn wmegfiele und die Regierung nur einen Rein» 
ertrag ihrer Salzwerke bei freiem Mitwerben beziehen könnte, 
mandje Vortheile gewähren (a). Denn 
1) ift die in dem Salzpreife enthaltene Entrichtung an die 
Etaatdcaffe darum fehr mangelhaft, weil fie die einzelnen Bürger 
ungefähr wie eine Kopffteuer nicht nach den Abftufungen ihres 
Vermögens oder Einkommens, fondern nur nad) ber Zahl ihrer 
Bamilienmitglieder trifft. Was für die Wohlhabenden eine unfühl- 
bare Ausgabe bildet, kann für Dürftige fchon eine Laſt fein, deren 
Ermäßigung lebhaft gewünfcht wird (d). Eine Verſchiedenheit des 
Preifes für mehr oder minder begüterte Bürger ift nicht ausführs 
bar, und felbft durch eine Steuererleichterung für bie unterften 
Claſſen läßt fich der genannte Uebelftand nicht völlig entfernen (c). 
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2) Die Wohlfeilheit des Kochſalzes erweitert den nüslichen 
Verbrauch deſſelben (d). a) Obgleich der Genuß deſſelben in 
den Speifen eine gewifle Graͤnze findet, fo zeigt doch die Er⸗ 
fahrung, daß er nad) einer Herabfegung des Preiſes zunimmt, 
hauptfächlich weil die bürftigeren Claſſen fi dann vollftändiger 
verforgen. b) Yür die Geſundheit der Haudthiere, vorzüglich 
ber wieberfauenden, ift dad Kochſalz unentbehrlih und bie 
teichlichere Anwendung beflelben hat auf die Viehzucht günftigen 
Einfluß (e). c) Das Kochſalz dient ald Düngemittel, doch 
iR diefe Verwendung von geringem Nupen (f). d) In Ges 
werfen findet daſſelbe mandyfaltigen Gebrauch, der bei niedris 
gerem Preiſe eine Erweiterung erwarten läßt (0). In Küftens 
ländern ift auch das Einfalzen ber Fifche von großer Wichtig- 
feit (h). 

3) Die Käufer würden nicht allein die Abgabe erfparen, 
fondern audy geringere Erzeugungs⸗ und Frachtkoſten zn tragen 
haben, indem das Mitwerben die mwohlfeilfte Verforgung jedes 
Drted von den nächfigelegenen oder von ben am wohlfeilften 
erzeugenden Werfen, fie feien in» ober ausländifch, geftatten 
würde, wie dieß bei anderen Verbrauchögegenftänden geſchieht. 
Wäre der Salzpreid ganz dem Berfehre überlaſſen, fo würben 
freilich manche Salzwerfe, die mehr Koften aufzuwenden haben 
als andere, eingehen müflen. Wollte man aud das aus 
ländifche Mitwerben vermittelft eined Schubzolled befchränfen, 
fo ließe ſich doch gegen das inländifche nichts thun, die Zehrer 
hätten aber in jedem alle den Bortheil der wohlfeilften Be⸗ 
friedigung eines nothwendigen Bebürfniffes (1). 

(a) Antrag von Duttlinger zur Herabfeßung auf+2'/s fr. Verhandl. der 
2.8. in Baden, 1831, Beil. IV, 84. VII, 109. — Verh. d. 1. 8. v. 
1833, Beil. I, 336 (von Rau). — Herbegen, ©. 123. Gr. Moltke, 
©. 138. Die beiden Curien des vereinigten Landtags in Preußen 
(1847) ſprachen den Wunſch aus, daß das Salzregal aufgehoben wer: 
ben möge, wobei fie die Unvermeidlichkeit des Erſatzes durd eine Steuer 
anerfannten; Ständecurie 26. Mai (Berhandl. X, 1331), Herrencurie 
4. Juni (VID, 1307), — Demesmay in Journ. des Econ. XXV, 
251. (Dec. 1849.) 

(6) Nah Stein ©. 370 fol fein wiflenfchaftlicher Grund vorhanden fein, 
bas Salz nicht zu befteuen, wo man das Brot beſteuert. — Nach 
vielen Grfahrungen (bei Milne Edwards) follen zur menfchlichen 
Nahrung nur etwa 10—12 Pfd. gebraudht werden. Rimmt man 15 
Pfd. und einen Monopolgewinn von 2 fr. vom Pfd., fo ift für eine 


Familie von 5 oder 6 Köpfen die Sahresabgabe 2 fl. 30 ir. bie 3 fl., 
bei 8 Köpfen ſchon A fl. Die frühere franzoͤſiſche Salzfteuer von 4'/s kr. 


(e) 


(4) 
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auf das Pfd. betraͤgt für 70 Pſd. Familienverbrauch A fl. 54 Er. jaͤhr⸗ 
lich. — Lohnarbeiter verzehren, z. B. zu ben Kartoffeln, mehr Salz 
ale Wohlhabende, in Schoitland wird wegen bes üblichen Haberbreies 
mehr Salz verbraudt als in England. In Frankreich wirb in ben 
Brotteig wenig Salz gemiſcht. 
In Baden zählte man 1829 über 23000 Familien, welche gar feine, 
und 24000 Weibsperfonen, welche nur die halbe Gewerbsſteuer bezahl: 
ten. Der Vortheil, den ihnen die Erniedrigung bes Salzpreifes ges 
währte, wäre ihnen folglich durch eine Steuerermäßigung nicht zu vers 
fchaffen gewefen. Rau a. a. DO. I, 344. 
Belege aus ber Erfahrung. 1) Der Salzverbraudh in Frankreich war 
vor der Revolution in den verfchiedenen Landestheilen ($. 186 (5)) nah 
ber Höhe des Salzpreifes flärfer oder ſchwaͤcher, nämlich 9% Pfd. bei 
ber grande, 11%, Pfd. bei der petite gabelle, 14 Pfd. in den pays de 
salinos, 18 Pfd. in den befreiten Provinzen, 19/5 Pfd. in der Now 
mandie, nach einer anderen Berechnung 12—20 Pfd., Encyolop. a. a. D. 
S. 337. — 2) As im E. Bern der Preis von 12 auf 10 Fr. herab: 
geſetzt wurde (um 1/e), ſank der Erlös nur um %ı und nah 6 Jahren 
erreichte er den früheren Betrag von 1824 wieder, Bericht über bie 
Staatsverw. ıc. S. 290. — 3) I J. 1833 wurde in Baden der Salzs 
preis im Großen von 3% auf 2%, fr. (um 28,57 Proc), im Klein: 
andel von 4 auf 3 Er. (um 25 Proc.) erniedrigt. Der Berbraud an 
peife- u. Viehſalz war 1832 244 544 Etr., 1833 274482 Etr., 1834 
283 735 Etr., alfo 16 Proc. mehr, der Erlös fiel deshalb nur um 17 
Proc. Neuerlih ſcheint der Verbrauch feine oberfle Graͤnze erreicht zu 
haben. — 4) In Würtemberg erfolgte gleiche Gerabfegung am 1. Febr. 
1834. Der inländiihe Abſatz (Hohenzollern einbegriffen) war i. D. 
1829—32 282696 Gtr., 1835—38 364201 Etr., alfo 28,8 Broc. 
mehr, oder auf ben Kopf resp. 17 und 21,5 Pfd. — 5) In Preußen 
wurden, aus dem Rohertrage zn fchließen, 1840 u. Al i. D. gegen 
221!/ Mill, Pfd., nah der Serabiehu 9 des Preiſes auf %s aber i. 
D. von 1843—46 gegen 241, Mill. verbraucht, alfo nur 9 Proc. 
mehr. — 6) Im britifchen Reihe war die Zunahme beifpiellos ſtark, 
freilih au die frühere Steuer ganz übermäßig. 1810—17 wurden 
i. D. 2 MN. Buſh. (zu 56 Pfd.) im Innern verbraucht, aber in ben 
3 fehsjährigen Zeitabfchnitten von 1827—32, 1833—38, 1839—44 
i. D. 9952000, 10'581 000, 12304000 B., alfo bis auf das 6fache 
ber früheren Berzehrung. Porter, Progress of the nation, ©. 286 der 
9. v. 1851. ilne Edwards (Rapport sur la production et l’em- 
ploi du sel en Angleterre, P.1850) nimmt 6'800 000 8.⸗Ctr. = 24®fb. 
auf den Kopf an. — 7) In Frankreich trat mit dem 1. San. 1849 die 
niedrige Steuer von 10 Fr. auf 100 Kil. ein. Der Verbrauch war 
nad dem Ertrage der Steuer: 1847 4692208 3.:Ctr., i. D. 1850— 
53 5946 250 Etr. oder 26,7 Proc. mehr, bei einer Volfsvermehrung 
von 0,9 Broc. jährlihd. — 8) In Sardinien wurde (7. Mär; 1848) 
das Salz von 54,8 auf 30 Gent. für das Kilogramm herabgeſetzt. Die 
Ginnahme in den Provinzen auf dem Fefllande war i. D. 184047 
14'390 312 2%, 185051 9566150 ., 1855 10502092 8. Die 
Berbrauchszunahme ift nicht genau zu ermitteln, weil bis 1848 einzelne 
Landestheile niedrigere Preiſen bezahlten. Nimmt man 50 €., fo zig 
obige Summe 2780000 Kil. an, die Ginnahme von 1855 3,5 Mill. 
oder 20 Proc. mehr. Bol. Benvenuti o Meneghini, Manuale del 
eittadino Sardo, 1852. Wine fortdauernde Vermehrung des Speifever: 
brauchs auf den Kopf dürfte man Id nicht erwarten und bie u: 
nahme der Mohlhabenheit zieht Feine Ste gerung des Salsgenufles nad 
fi, wenn einmal das Bebürfnig feine Befriedigung findet, Hoffs 
mann, Lehre von den Steuern, ©. 258. 








(e) 
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Die Zutraͤglichkeit der Salzfuͤtterung iſt laͤngſt bekannt. Pecudes ar- 
mentaque et juments sale maxime sollicitantur ad pastum, multo lar- 
giore lacte multoque gratiore. Plin. H. nat. XXXI, 41. Columella, 
De re rust. VI, 4. 23. Die Annahmen des Bedarfs für die Hausthiere 
find fehr verfchieden und das richtige Maaß unter gewifien Umftänden 
(Art des Futters, Maft:, Melk: und Arbeitsthiere, Alter ıc.) muß erft 
noch ermittelt werden. Bouffingault (Dingler, P. 3. CIII, 308) 
bemerfte hierbei, daß das Heu fchon etwas Kochſalz enthalte, Ya—!/s 
Proc Auch die Runfelrüben, zu 15 Proc. fefter Maſſe berechnet, 
haben gegen 0,076 Broc. oder 1/a Proc. der trockenen Subſtanz Kochſalz. 
Die englifhe Regel, 7%. bdeutiche Loth täglich für eine Kuh (83 Pfd. 
jährlih), 10,8% Loth auf 1 Maftochien, 10 Pfb. je auf ein Schaaf, if 


wohl übermäßig. In Belgien werden für 1 Stüd Rindvieh 46, für 


ein Schaaf 11%, Pfd. gerechnet, für ein Pferd 23%, Pd. Weckher⸗ 
lin (Thierprod. IL, 157) halt 12 Pfb., Zeller (Berhältn. K. IV, 17) 
12—18 Pfd. für ausreihend zur Ernaͤhrung einer Kuh, viele Lands 
wirthe der bad. Pfalz geben aber Us, %s, ja 1 Pfd. wöchentlih. Die 
ältere gewöhnliche Annahme war auf ein Schaaf 11/a—2, auf ein Stüd 
Rindvieh 18 Pfd. jährlih, auf eine Ochfenmäftung 25 Pfd. Bin Salzs 
zufag macht fchlechteres Heu und Stroh, neuen Haber sc. zuträglicher. 
Defaive, Weber den vielfeitigen Nupen bes Salzes in der Landw., 
d. von Protz, Rordhaufen 1852. Der Unterfchied in dem VBerbrauche, 
wie er 3. B zwiidhen Frankreich und Baden ftattfindet, zeigt, baß bort 
dem Biche fehr wenig Salz gereicht wird. Die Thenerheit bes Salzes 
verleitet einen Theil der Landwirthe, dem Viehe an bem zur guten 
Verdauung bienlihen Salzfutter abzubrechen. Webrigens ift bei der 
BViehmäftung anzunehmen, daß die Ausgabe für Salz wie alle anderen 
Koften in dem Fleiſchpreiſe ihren Erſatz finde 


(f) Fruͤherhin wurde ber Nutzen der Salzdüngung überfhägt, z. B. Sins 
n 


9) 


(A) 


() 


elair, Grundgeſetze des Ackerb. S. 62 bes Anh. — Würtemb. Corre⸗ 
fpondenzblatt 1824, I, 195 (Sohnfton). — Chaptal, Ind. franc. IL, 
170. — Milleret, De la röduction des droits sur le sel et des moyens 
de le remplacer. P. 1829. = Bulletin des sciences agric. XI, 235. 
Das Kochſalz (Chlornatrium) iſt ein ſehr ſchwacher Beſtandtheil der 
Pflanzenaſche und vermag deßhalb zur Ernaͤhrung der Gewaͤchſe wenig 
beizutragen, auch wird er in Großbritanien nicht viel von ihm Ges 
brauch gemacht. Doch ift neuerlih in Betracht gekommen, daß das 
Salz die im Boden enthaltenen phosphorfauren Salze löslicher macht 
(Liebig). Bol. Darftellnng ber Landw. Großbritaniene, d. von 
Schweißer, 1839, I, 473. — Daurier, Exp£riences sur le sel or- 
dinaire employ& pour l’amendement des terres. P. 1846 — Milne Ed- 
wards a. a. D. — Wolff, Die naturgefehl. Grundlagen des Ader: 
baus, 3. A. ©. 745. 

Käfebereitung, Seifenfleden, Gerberei, Tabaksfabrication, Bereitung 
von Salzfäure, von Ratrum (Soda), Chlor und deflen Verbindungen, 
befonders dem zum Bleichen hHöchft wichtigen Chlorkalke, Glasbereitung, 
Slafur der Fayence 1. — Nah Milne Edwards erhält man aus 
100 Kil. Serfalz 105 K. Salzjäure und 1098. fchwefelfaures Natrum 
(Stauberfalz), aus biefem fodann 53,0 K. Natrum (Soda). Die 
Steuer von 10 Fr. macht im Breife des Natrum 22 Proc. aus. Zu 
414 K. Fenfterglas ift das Natrum aus 100 K. Seefalz erforderlich. 

In Großbritanien kam die Seeflicherei erſt nach der Aufhebung der 
Salzfteuer recht empor, Mac Culloch, Taxation, 260. Befreiung in 
Franireich, $. 186 (e). 

Küftens oder Landgränggegenden würden ſich vom Auslanbe verforgen. 
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8. 188. 

"Zur Vertheidigung ded aus dem Salzverbraudhe fließenden 
Staatdeinfommend, d. h. Salzregals und der Salzfteuer wird 
Folgendes geltend gemacht (a): 

1) Der Monopolgewinn oder Steuerertrag wirb von ben 
einzelnen Bürgern leicht, in ganz Eleinen unfühlbaren Beträgen 
bei dem Salzkaufe entrichtet. 

2) Ein lange beftehender Fünftlich erhöhter Preis des Salzes 
muß auf bie ‘Preife der Arbeit und der Waaren infofern eins 
gewirkt haben, ald die Arbeiter von den Lohnherren und bie 
Erzeuger von den Käufern den Erfab ber größeren Ausgabe 
für dad Salz erhalten, und auf dieſe Weife fat der Nachtheil 
der Salzvertheuerung nicht mehr auf diejenigen Elaflen, die ihn 
fonft läftig empfinden würden. — Dieß ift in Bezug auf Waaren, 
in deren Erzeugungsfoften das Salz einen beträchtlichen Antheil 
ausmacht, am leichteften zu erwarten, bei dem Lohne wegen 
ber Oeringfügigfeit der Ausgabe am wenigften. Arbeiterfamilien, 
bie eine über den Durdfchnittöftand hinausgehende Zahl nicht 
arbeitender Mitglieder haben oder fonft in einer bebrängten Lage 
find, empfangen jenen Erfag im Lohne nicht. Der flärkere Vers 
brauch bei niebrigerem Preiſe des Salzes beweifet, daß man 
fih bei höherem Preiſe einfchränfen muß. Für bie falzver- 
brauchenden Gewerbe wirkt die Wohlfeilheit des Kochfalzes wie 
jede Verminderung der Koften, weil fie entweber den Gewerbs⸗ 
verdienft, ober, bet erniebrigtem Preiſe des Erzeugnifles, den 
Abſatz vergrößert. 

8) Dad Regal liefert einen im BVerhältniß zum ganzen 
Staatdeinfommen bebeutenden Reinertrag (8. 184.), der nicht 
leicht zu entbehren if. Wirb er nicht etwa durch gleichzeitige 
Erfparungen im Staatdaufwandbe ober durch dad Steigen anderer 
Staatseinnahmen erfept, fo nöthiget das Aufgeben bed Res 
galed oder der Salzfteuer zum Aufſuchen eines befondern 
Dedungsmitteld." Die Erhöhung der beftehenden Steuern ift 
nur da rathfam, wo dad Steuerweſen ſchon gut eingerichtet ift, 
eine neue Steuer aber verurfaht Mühe und Koften bei ber 
erften Einführung, fo wie bei der jährlichen Erhebung, und 
wenn fie etwa, wie es vorgefchlagen worben ift, dem Salzregale 
Ahnlih nah der Kopfzahl der Familien aufgelegt würde (b), 
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fo wäre zu wenig gewonnen, weil dann die erwähnte Unvolls 
fommenheit ($. 187. Rr. 1.) nicht aufhörte. — Diefe Betradhs 
tungen fönnen zwar weber eine Erhöhung des Salzpreiſes 
empfehlen, bei ber vie nachtheiligen Folgen durch bie Neuheit 
boppelt empfindlich werden würden, noch auch dad Bebürfnig 
einer Erleichterung zweifelhaft, wohl aber für biefe einen alls 
mäligen Gang ftatt eines plößlichen Aufgebens des Regale 
rathſam machen. 


(a) Ven Hogendorp, Lettres sur la prosp. publ. II, 131. II, 6577. 
— d’Audiffrot, Syst finane. I, 52. — Niebubr in Rau und 
HSanffen, Archiv, R. F. II. 203. | 
Für diefen Borfhlag v. Langsdorf, Gedanken über die nothw. 
Herabfehung der Salzpreife in Deutihland, Heibelb. 1822. Defl. Ans 
leitung zur Salzwerföfunde, 1824, S. 696. — Benzenberg a. a. 
D. ©. 250. — Dagegen v. Malchus, I, 341. — In der Hroving 
Dberheffen wurde 1821 der Salzpreis von 5 fr. auf ungefähr ben hals 
ben Betrag erniedrigt und dafür eine Salzfteuer von 64200 fl. oder 
egen 15 fr. auf den Kopf eingeführt, Erome, Statiſt. des Großh. 
eben, I, 109. — Wenn man bei einem folden Salzgelde mehrere 
Glaffen der Wohlhabenheit anordnete, und die Umlegung und Ein; 
ziehung den Gemeinden überließe, fo würbe doch die Ausführung fo 
viele Mühe machen, daß der Nugen als fehr zweifelhaft anzufehen wäre. 


(b 


ww 


6. 188 a. 


Ergebnifie aus den vorfiehenden Sähen: 

1) Wegen ber Störung, die das gänzlidhe Aufgeben des 
Salzeinfommend im Staatöhaushalte verurfachen würde, und 
wegen ber Schwierigkeit, daffelbe auf eine weniger läftige Weife 
zu erfeßen, iſt in den meiften Faͤllen nur eine Ermäßigung bes 
Salzpreifed und des aus ihm fließenden reinen Einkommens 
zuläflig. Dieß kann fpäter wiederholt werben und bringt jedes⸗ 
mal bei den Unterthanen auf einige Zeit das wohlthuende Ges 
fühl einer Audgabenverminderung nebft günftigen Folgen für 
verfchiedene Gewerbe hervor, und durch die allmälige Zunahme 
des Salzverbrauchs wird das von ber Staatdcaffe zu bringende 
Opfer verringert (a), bis endlich ber Staat gänzlich auf das 
Einfommen aus dem Salzverbrauche verzichtet. Diefe Maaß⸗ 
regel ift jedoch nur da anzurathen, wo ſich Eeine andere brüdenbere 
Entrihtung der Bürger findet, beren Aufhebung oder Bers 
tingerung den Borzug verdiente. 

2) Wird in den Koften ber Erzeugung und Verſendung bes 
Salzes eine Erfparniß bewirkt, fo ift-e8 zwedmäßig, biefelbe 
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den Staatöbürgern durch Erniedrigung des Preiſes zu Gute 
kommen zu laflen, wie dieß da, wo ſtatt des Regals eine Salz⸗ 
ſteuer beſteht, von ſelbſt geſchieht (5). 

3) Wenn in den Nachbarſtaaten ein niedrigerer Preis be⸗ 
ſteht, als im Lande, ſo iſt nicht allein ein Anreiz zum heim⸗ 
lichen Einbringen vorhanden, ſondern die Vergleichung ver⸗ 
urſacht auch, daß der hoͤhere Preis ſchwerer empfunden wird. 
Kleinere Staaten, die aneinander gränzen, thun wohl, einen 
gleihförmigen Salzpreis zu verabreden, woburdy bie Verbote 
und BVerhütungsmittel der Einfuhr unnöthig werben (ec). 

4) Es ift zwedmäßig, "diejenigen Salzvorräthe, die in einem 
hervorbringenden Gewerbe verbraudyt werben ($. 187. 2.), um 
einen geringeren Preis abzugeben, jedoch unter ben nöthigen 
BVorfihtsmaßregeln, damit der Mißbrauch diefer Begünftigung, 
b. 5. die Verwendung zu Speifen, verhütet werde. Dahin ges 
hört a) Verkauf eines wohlfeileren Biehfalzes. Man bedient 
fich Hiezu der minder reinen Sorten ded Sub» oder Steinfalzes, 
oder giebt dem Salze einen ſolchen Zuſatz (Denaturirung), daß 
ed, unbefchabet feiner Zuträglichkeit für die Thiere, zu menſch⸗ 
lihem Genuß unbraudbar wird (d). b) Verkauf eines noch 
wohlfeileren Düngefalzed, wozu verfchiedene Abgänge yerwendet 
werben fönnen (e). c) Abgabe von Salz zu niedrigen Preifen 
an ſolche Gewerböleute, welche die nöthige Sicherheit gegen 
Mißbrauch geben. Die ift bei vielen Heinern Unternehmern, 
3. B. Handwerkern, ſchwerer auszuführen‘, und wird daher ges 
wöhnlidy nur bei Fabriken angewendet, es wäre aber nüslich, 
biefe Erleichterung in größerer Ausbehnung zu bemilligen (f). 


(a) Mac⸗Culloch (Taxat ©. 261) deutet an, daß die Beibehaltung 
einer niedrigen GSalzfteuer, etwa 5 Sch. vom B., in Großbritanien 
der Staatöcafie wenig Berluft augegogen haben würde. 

(6) Hoffmann a. a. DO. ©. 249 bemerkt, daß das Befühl einer Leber: 
bürdung fi fleigert, wenn man die Koflen abnehmen und den Reins 

ertrag der Staatscaffe anwachfen ſieht. 

(ec) Die Bollvereinsftanten haben ihr Augenmerk auf dieſes Ziel gerichtet, 
einftweilen aber fc gegenfeitig Beifland gegen den Schleichhandel zu⸗ 
gefichert und verabredet, daß ein Preis don 31/5 fr. für das Pfund 
einen Anfprudh auf nahbrüdlihen Schu von Seiten derjenigen Res 
ierungen giebt, die einen niedrigeren Preis in ihrem Lande eingeführt 
Baden. Die f. Hannov. Regierung hat in diefer Hinficht bei ihrem 
Gintritt in den Zollverein 1851 u. 53 befondere Verpflichtungen über: 
nommen. — Bgl. Herdegen, ©. 124. 

(4) Man bat Hiezu BZiegelmehl und Koblenflaub oder Ruß, oder auch Kleie 
beigemengt. Dieje Stoffe laſſen ſich durch Aufidien des Salzes in 
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Waſſer ausicheiten, was jedoch fon mühlam if. In Preußen und 
einigen anderen Staaten wird neuerlich Wermuth und Gifenoryb mit 
Thonerte (Möthel) angewendet. Gine ſtark färbende unſchaͤdliche Bei⸗ 
mifhung, bie weber durch Auflöfung noch duch Gluͤhen zu entfernen 
wäre, iſt noch nicht gefunden worden, weßhalb man aud in Frank: 
reich (B. 26. Webr. 1846) bei der Herabfeßung der Steuern von Vieh: 
falz von 10 auf 5 Franken (für 100 Kil.) die Kleie zu Hülfe nahm, 
aber in einer viel zu großen Menge, nämlich dem St/sfahen Gewichte 
des Salzes! — Zum Viehſalze verwendet man zunääft das veruns 
reinigte , i B. auf dem Lager in der Trodenftube mit Bifenroft bes 
fhmugte Salz. In Baden beftehen ungefähr 3,3 Proc. des ganzen 
Erzeugniffes aus Viehſalz. " 
(e) Piannenftein, Mutterlauge, Nihe aus ben Heerden, ferner die ein- 
geäfcherten ineruftirten Dornen der Gradirwerke. Der Pfannenflein und 
die Dornen enthalten arößtentheild Gyps. 
Bol. $. 186. — In Sadfen if einem zuverläffigen Fabrikherrn ges 
flattet worden, aus dem in feinem Kohlenbergwerk fi fammelnden 
Waſſer das Kochfalz auszufieden, gegen die Verpflichtung, daſſelbe nur 
in feiner Fabrik zu verwenden. 


6 
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8. 189. 


Ueber das aus dem Salze zu ziehende Staatseinkommen ſind 
außer den Sägen über die Höhe des Salzpreiſes ($. 1884.) 
noch folgende Bemerkungen vorzüglich zu beachten: 

1) Die Staatöfalzwerfe werden gewöhnlich durch Verwal⸗ 
tung auf eigene Rechnung benußt. Dieß hat fi als zweck⸗ 
mäßig bewiefen. Die Größe ber Werke geftattet es, wiſſen⸗ 
ſchaftlich gebildete Kunftverftändige anzuftellen, denen Rechnungs⸗ 
und Gaffenführer beigegeben werden. Eine aus Fachmaͤnnern 
und Sinanzmännern zufammengefegte Oberbehörbe kann leicht 
die Oberleitung ber Salz, Bergs und Hüttenwerfe des Staates 
zugleich führen (a). Eine Verpachtung ift nicht unausführbar, 
aber ſchwierig. Sie erfordert ein großes Capital und müßte 
auf lange Zeit geichloflen werden, die dem Pachter zur Bers 
bütung von Unterſchleifen aufzulegenden Bebingungen find 
laͤſtig, $. 184 (2), audy müßte berfelbe in Bezug auf ben 
Preis, den ihm ber Staat bei der Ablieferung bed Salzes vers 
gütet, oder auf den Verkauf an PBrivatperfonen Zuficherungen 
erhalten. Es ift nicht leicht, den Pachtvertrag fo feftzufegen, 
daß nicht fpäterhin die in dem Zuftande des Regales möglichen 
Beränderungen für ben einen oder anderen Theil laͤſtig ober 
ſchaͤdlich werden (5). 

2) Bei der Eigenverwaltung der Salzwerke muß man die 
Koſten zu verringern ſuchen. Hiezu dienen a) vortheilhaftere 


_— 10) — 


Erzeugung durch Gewinnung einer gefättigten Soole mit Hülfe 
von Bohrlöchern ($. 184.), oder eines brauchbaren Steinfalzes, 
burch befiere Heizungsart und dergl. (ce). b) Einführung ber 
wohlfeilften Berpadungds und Berfendungdart (d). c) Wo 
auf hinreichendes Mitwerben von Hanbelsleuten zur guten Ber- 
forgung der Unterthanen in allen Landestheilen zu rechnen ift, 
da kann bie Regierung die Koften für die Niederlagen (für 
Gebäude, Beamte und Diener) erfparen (e) und dad Salz nur 
bei den Salzwerken oder wenigen bequem gelegenen Nieder⸗ 
lagen (/) mit einer $rachtvergütung für die Entfernung und 
ben nöthigen Ueberwachungsmitteln gegen Betrug abgeben (g). 

3) Iſt feine Hoffnung, auf inlänbifchen Salzwerfen mit 
Hülfe von Betrieböverbeflerungen fo wohlfeil zu erzeugen, als 
auf fremden, und ift der Ankauf von biefen ficher, fo verbient 
er ber eigenen Erzeugung vorgezogen zu werben. 

4) Den Privatſalzwerken muß bei der Ablieferung des Salzes 
an bie Rieberlagen der Regierung ein ſolcher Preis bewilligt 
werden, ber fle ermuntert, foviel heroorzubringen, als neben 
bem Erzeugniß ber Staatöwerke zur Befriedigung des einhei⸗ 
mifchen Beduͤrfniſſes noch erforderlich if. Würbe man ihnen 
nicht foviel bieten, fo würden fie nur für die Ausfuhr arbeiten 
und nöthigenfald ihren Betrieb einfchränfen. Iſt für fle wegen 
ber Entlegenheit von den Landesgraͤnzen ſowie von Waſſer⸗ 
ftraßen und Eiſenbahnen der Berfauf in’d Ausland unvortheils 
haft, oder finden fie in den Nachbarländern feinen Abfag, fo 
find fie ganz von den Verhandlungen mit der Regierung abs 
hängig, und die Ungewißheit über den fünftigen Preis und bie 
fünftige Abfagmenge muß den Betriebdeifer ſchwaͤchen. Diefe 
Beengtheit fällt hinweg, wenn die Privatwerfe gegen Entrich⸗ 
tung einer feftbeftimmten Salzfteuer den Verkauf im Lande felbft 
beforgen bürfen, wobei fie fich freilich einer Ueberwachung der 
erzeugten, ausgeführten und innerhalb des Landes abgefegten 
Salzmenge unterwerfen müflen. Die Regierung wird hiedurch 
der Mühe bes Einfaufed und Wiederverfaufes überhoben. Das 
Erzeugniß der Staatöwerfe tritt dann mit dem der Privatfalinen 
in Mitwerben. Der Preis des erfteren muß fo beftimmt wer⸗ 
ben, daß er den Betrag der Salzfteuer, fowie ber Erzeugungs⸗ 
und Srachtloften in fi fehließt. Diefe Verfügungen haben aber 
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bie Folge, daß der inlaͤndiſche Verkaufspreis nicht Überall gleich 

fein kann. Wo ein beträchtlicher Theil des Bedarfes von 

Privatfalzwerten befriebiget wird, oder vollends wo biefe 

die einzigen find, da verbient dieſe Anorbnung, d. i. bie 

Erhebung: einer Salzfteuer, den Borzug (A). 

5) Wo mehrere Eleine Staaten aneinander gränzen, ba ift 
bie Bereinzelung berfelben in Hinſicht des Salzregald die Urs 
fache von mandherlei Nachtheilen, die dann hinwegfallen würden, 
wenn eine Webereinfunft zur Einführung einer gleichförmigen 
Salzfteuer zu Stande kaͤme. Dieß wäre nüglich, indem a) das 
laͤſtige Verbot des Salzverkehres von einem Gebiete zum anderen 
aufgehoben würde und nur gegen die nicht verbündeten Staaten 
ein Einfuhrzoll angelegt werben müßte, b) die Koften der Salz 
verwaltung aller einzelnen Regierungen erfpart würden, c) bie 
Zehrer vermöge bes freien Mitwerbend für das Salz neben ber 
Steuer nicht mehr auszugeben brauchten, als zu ihrer Ver⸗ 
forgung auf die wohlfeilfte Art nothwendig if. Diejenigen 
Merfe, welche in Bezug auf Erzeugungs- und Frachtkoſten 
hinter anderen zurüdftchen, würben weniger erzeugen oder ganz 
ſtillſftehen müflen. Der reine Ertrag der Salzfteuer müßte unter 
bie verbündeten Regierungen vertheilt werden, wozu bie Eins 
wohnerzahl ihrer Länder einen paffenden Maaßſtab gäbe (3). 
Indeß ftehen diefer Einrichtung mandye Schwierigkeiten im 
Wege (k). 

(a) In Baden find die Staatöfalzfiedereien der Oberfleuerbehörbe unters 

geben worden. Sie gehören nicht zu dem Kammervermögen, fondern 

u dem Staatsgute ($. 91). 

gl. v. Jakob, I, $. 299-302. — v. Malchus, I, 100. — Die 
beiden Berpachtungen in Frankreich find nicht gut ausgefallen. Schon 
die erfiere von 1806 mußte 1825 aufgelöft werben, ob fie gleich wie 
bie zweite auf 99 Jahre gefhloffen worden war, denn ber auswärtige 

Abſatz Hatte fh jo fehr verringert, daß die Actiengefellfchaft nicht mehr 

beflehen Eonnte, vgl. $. 186 (2). Die würtemb. Saline Elemenshall 

war bis 1848 verpadhtet. 

(6) In Bayern (1852/53) fiedet man mit 1 Klafter Nadelhol; (226 Cub.⸗F.) 
20,2 (Traunftein) bis 23 Bentner (Berchtesgaden). Berbeflerungen in 
den Heerden und Pfannen vermögen viel, fo auch die Anwendung 
eines wohlfeilen Brennftoffes, 3. B. des Torfes. In den bad. Sas 
linen wurden früherhin mit 1 Klafter Nadelholz gu 144 Eub. $uß) 
oder 16 Etr. Steinfohlen oder 3—5000 Stüde Torf 30 Ctr. Salz 
gefotten, im D. 1854/55 aber 43,9? Etr. (Jetzt die Kl. — 17 Etr. Steinf.). 
— Benugpung des Dampfes aus der Pfanne zum Borwärmen und 


Trodnen ıc. v. Alberti in der deutſchen Vierteljahrsſchrift, VIL, 1. 
(1849). — Beſonders vortheilhaft if die Fortleitung der Soole an 


(2) 


(4) 


(ed) 


(f) 
(9) 
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eine Stelle, wo das Holz wohlfeller und die Abfuhr des Salzes leichter 
if. Die Leitung von Reihenhall in Oberbayern nach Traunftein wurde 
fhon 1616 unter Kurfürſt Mar I. burh Reifenſtuhl ausgeführt, 
v. Reihenbad feste fie 1808 bis Roſenheim fort und brachte 1817 
die höchſt Funftreihe Leitung von Berchtesgaden bis Reichenhall, 
109000 Fuß lang, zu Stande (Hebung an der Wafferfäulenmafcine 
zu Ilfang 1218 Fuß bad.) ie ganze GSoolenleitung Hat gegen 
13 Meilen Länge. — Die Leitung von Hallſtadt nah Iſchl und von 
da nad Ebenfee im öfterreihifhen Salzfammergut, 1757 gebaut, ift 
156000 Fuß lang. 

Steinfalz oder gepreßtes Sudſalz geflattet eine Verſendung in unver: 
padten Blöden. Die Berpadung geſchieht in Säden oder bei wohl: 
feilem Holze in hölzernen Gefäßen. Kaiſerliche Fabrik zur Verferti⸗ 
gung derfelben im Großen zu Hallein, mit Sägemühlen. Aehnlich zu 
Reichenhall. Säde können in den Strafanftalten gemacht werben. 
emahnic fchreibt man die Lieferung nah Muſter aus und giebt fle 
dem Minpdeftfordenden. In Bayern ift verfuchsweife eine Sadfabrif 
bei Berchtesgaden angelegt worden. In Bayern Eoftete 1852/3 die Ver 
padung des Gentners 19% Kr., in Baden D. 1854/55 10,9 Kr. für 
den Z.⸗Ctr., in Preußen D. 1854—56 2,1 ©gr., 9. 1860 2,9 Sgr. 
— Berfendung auf Flüffen (in Schiffen oder auf Flößen), Ganälen, 
Gifenbahnen, 3. DB. der boͤhmiſchen, die vorzüglich hierauf berechnet 
war. — Verträge mit ganzen Gemeinden zur Uebernahme der Salz. 
fuhren. — Verträge mit anderen Regierungen zum Austaufche an ver: 
fehiedenen Bränzen. So giebt 3. B. Bayan in Oberſchwaben eine 
ewiffe Menge von Salz an Würtemberg ab, weldes bafür gleiche 

enge von Friedrichohall in Die bayriiche Pfalz Liefert. 

Sn Bayern fam 1852,3 Verfendung und Verkauf auf 1 fl. 20%, fr. für 
den Gentner, ohne die Koften ber Gebäude. In Preußen find (9. 1858) 
die Debitskoften an 3 Sgr., die Bradiloften g. * Sgr. auf den 
Ctr. — Dagegen kann öfters die Verſendung auf Staatsrechnung 
wegen der großen Mafien etwas wohlfeiler bewirkt werden, als von 
einzelnen Händlern. 

3. B. an Gifenbahnen oder Waflerftragen. 


Es muß nämlich der Beweis geführt werden, daß ber Vorrath, für 
welchen eine beftimmte Vergütung in Anfpruch genommen wird, auch 
wirklich vollftändig in den benannten Drt gebracht worden, und nicht 
etwa zum Theil in einem näheren Orte zurüdgeblieben if. Die Aus⸗ 
bezahlung geichieht. in Baden von ben Untererhebern,, die fich vorher 
überzeugen müflen, daß die auf dem Salzwerke angebrachte Berfchnü- 
rung und DVerbleiung des Salzfades unverlept if, und dic abgenom⸗ 
menen Bleie werden durch die Obereinnehmereien an die Salzwerfsver: 
waltungen zurüdgeliefert, Sammi. aller Gef. und Verordn. über bie 
intirect. Steuern in Baden, 1839. VL Abſchnitt. Die inländifchen 
Brachivergütungen betrugen 1860. 61 im D. 61808 fl. — 11,8 fr. 
auf den Etr. Diefe Zahlen laſſen jedoch fchon wegen der ungleichen 
Entfernungen und Bubrlöhne feine genaue Bergleihung iu, aud fommt 
noch ber Aufeslag bes Kleinverfäufers zu dem Preife hinzu. Der den 
Kleinhändlern bemwilligte Berdienft von / fr. würde, wenn man ans 
nehmen wollte, daß *%s tes Verbrauches bei Krämern erfauft werden, 
von den i. D. 1860 und 61 im Lande verfauften 330445 Etrn. ſchon 
183 680 fl. ausmaden, und mit der Frachtvergütung 245388 fl, An 
diefer Ausgabe könnte durch das Mitwerben etwas eripart werden. — 
In Würtemberg find die auf Staatskoſten gehaltenen Niederlagen 1833 
aufgehoben worden, dagegen werden in einiger Entfernung von ben 
Salzwerken —— aufgeſtellt, die das Salz faß⸗ oder centner⸗ 
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weife zu 28/6 kr., im Kleinen zu 3 fr. das Pd. abgeben. Sie haben 
die Berfendungstoften von dem Salzwerk oder von der Station Ulm 
an zu übernehmen und entrichten einen durch Meiftgebot für 3 Jahre 
befimmten Preis. Heerdegen ©. 118. — Sofimann. I, 430. 
Als Beifpiel dient die —2 Einrichtung, 8. 186. — In Preußen 
trug ber Abgeorbnete Harkort 1851 darauf an, gegen eine Steuer 
von 1'/s hei r. vom 8.:ßentner und einen Einfuhrzol von 13/4 Rthlr. 
den Salzver sr freizugeben. Bgl. (i). 5 
Gin ſolcher Vorſchlag wurde 1849 von den Regierungs » Sommiffarien 
während ber Frankfurter Reichsverſammlung in Verbindung mit ben 
Anträgen zu einer gemeinfchaftlihen Solleinrichtung für Deutfchland 
ohne Oeſterreich aufgeftellt, ſ. Die Refultate der Berathungen sc. 
. 290, ferner Bierfad und v. Thielau a. a. D. Der damalige 
Meinertrag des Salzregals und der Salzfleuer in Deutichland wurde 
zu 8802000 Rthlr. oder 8,5 Ser. — 30,1 ir auf den Kopf ber 
321/ Mill. Cinw. oder 1,59 Nthir. — 2,% fl. auf den Zoll: Eentner 
bei einem mittleren Berbrauh von 16,9 Pfd. auf den K. berechnet. . 
Die Steuer follte 1%, Rthlr. (oder jedenfall unter 2 Rihlr.) für ben 
Etr. Speifes, 5 Sgr. für Vieh: und Gewerbefalz, der Einfuhrzoll 
follte %s Rthlr. höher ale die Steuer fein. Bei v. Thielau a. a. 
D. werden 11/s—1!/s Rthlr. Salzfleuer empfohlen. 
Dahin gehören 1). die Entſchaͤdigungsanſpruͤche derjenigen Salzwerke, 
welche Fi nicht mehr in dem großen Mitwerben behaupten Eönnen, 
2 die Abneigung vor einer fo eingreifenden Beränderung bei einem 
ertragsverhältniß der Staaten, deſſen Fortdauer nicht feſt verbürgt iſt 
(was allerdings bei den Berathungen von 1848 und 49 vorausgefeht 
wurde), 3) die Einbuße an Staatseinfommen für einzelne Regierungen, 
vor allen für Baden, weil bier der Regalgewinn vom Gentner bes 
trächtiih höher iſt als die Steuer und der Verbrauch den mittleren 
Sag überfteigt. Nah der Frankfurter Berechnung würde Baden ale 
Antheil an der Steuer g. 357000 Rthlr. empfangen, während fein 
damaliger Reinertrag zu 576000 Rthlr. angegeben wurde. Wenn 
auch außer dem Steuerantheil noch ein nicht unerhebliher Gewerbsver⸗ 
bienft der Salzwerke übrig bliebe, fo wäre doc nod ein großer Ber: 
luft vorhanden. Dieſem Mände zum Theil ein Bortheil für die Unter: 
thanen gegenüber, weil dieſe bisher gegen 3 fl. 28 fr. Regalgewinn 
vom Gentner zu tragen haben und fünftig nur 2 fl. 38 kr. Steuer zu 
bezahlen hätten, was bei 317000 Ett. Berbraud gegen 264.000 fl. 
== 150000 Rthlr. Minterausgabe beträgt, allein die Steuer von ber 
flärferen Berzehrung flöffe den anderen Staaten zu. Diefe Weberfchläge 
find übrigens nur beiläufig brauchbar, da die Wirkungen einer folchen 
Veränderung auf Erzeugung, Verbrauch und Preife nicht vorauszufehen 
find. — Deutſchland ohne DOeflerreih hat 40 Staates und 33 Brivats 
falzwerfe. Die ganze Grzeugung wurde auf 5 Mill. 3.-Etr.,.der Ber: 
brauch auf 5'494. 000 Etr. Spetfefalz nebſt 400000 Ctr. Gewerbes: und 
Biehfalz angenommen, fo daß noch an 900000 Etr. mehr ein: ale aus⸗ 
geführt werden müflen. . 


8. 190. 
Das zwar nicht allgemein in Deutfchland, aber doch in 


mehreren Ländern eingeführte Salpeterregal (a) wurbe ebens 
falls aus dem Bergwerföregale abgeleitet, fand aber in ber 
Unentbehrlichkeit des Salpeterd zur Bereitung des Schießpulvers 
und fomit in feiner Wichtigkeit für die Staatövertheidigung feine 


Ran, polit. Delon. III. 5. Ausg. 18 
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befondere Beranlaflung (d). Der Salpeter (falpeterfaures Kali) 
findet fi nicht bloß in mandyen Ländern fchon gebildet in 
großen Maſſen der Erde beigemengt, fondern erzeugt fi) aud) 
neu an vielen Orten, wo organifche Stoffe in Berwefung übers 
gehen. Man fann fich hiezu der Erde bedienen, welche unter 
den Biehftällen, Kellern und Scheunen und in ber Nähe ber 
Mohngebäude auf dem Lande liegt (ec); doc ift bie Anlegung 
von Erdhaufen, deren Beftandtheile man in einer paflenden 
Zufammenfegung verbindet (Salpeterplantagen), ergiebiger. Die 
gewöhnlichen Einrichtungen beim Salpeterregale waren dieſe (d): 

1) Niemand durfte ohne obrigfeitliche Erlaubniß und Ents 
richtung einer jährlichen Abgabe ſich mit der Salpeterbereitung 
befchäftigen. 

2) Die privilegirten Salpeterfieder (Saliterer) durften, ohne 
der Erlaubniß der Eigenthümer zu bedürfen, in den ländlichen 
Gebäuden und Höfen nady Salpetererde graben und die ges 
fundene mit fi) nehmen. 

3) Sie mußten ihr ganzes Erzeugniß dem Staate zum Vers 
fauf um einen gewiſſen ‘Preis anbieten. 


(a) Zuerft 1419, Erzbiſchof Günther von Magbeburg, 1560 Erzbifchof 
Sohann von Trier x. Puͤtter, Grörterungen bes deutfchen Staats: 
und Pürftenrehts, III, 27—50. — Belmann, Geſchichte der Er- 
findungen, V, 587. — Bergius, Magazin, VI, 1. — Witter: 
maier, Brundf. $. 244. 
Branfreih verbrauchte 1800—1814 im Jahresdurchſchnitt 1°114.000 
Kilogr. (2228000 Pfund) Schießpulver. Hiezu find gegen 1%, Mill. 
Pfund raffinirter Salpeter erforderlih (75 Proc.) Thenard, Deput. 
Kammer, 30. Juni 1829. 
(0) Diefe Erde enthält übrigens mehr falpeterfauren Kalt als wahren 
Salpeter und es muß nach dem Auslaugen nod Kalilauge oder Afche 
beigeleht werden. — In niedrig Fiegenden Ebenen mehrerer Länder, 
vorzüglich in Oftindien, wird eine reichere Salpetererbe gefunden, weß⸗ 
halb der oftindifche Salpeter ungeachtet der weiten Beifuhr nicht h 
god u flehen fommt als der europäifche. 

ie Verordnungen über das preußiiche Salpeterweien in Bergius, 
Samml. t. Landesgef., ZI, I. — In Oefterreich beſteht noch das 
Regal nad dem Patente vom 21. Dec. 1807, Krapf, Handb. d. Zoll⸗ 
u. Staatsmonop.:D., U, 341. — In Frankreich find die gefeßlichen 
Beftimmungen über das Salpeterwefen nicht aufgehoben worden, aber 
außer Anwendung gelommen. 


8. 191. , 
Diefe Beftimmungen waren dem Zwede, bie Bereitung bed 


Salpeters im Rande zu befördern, keineswegs entiprechend, denn 
zu 1) wurde durch die Abgabe und die ausfchließliche Berechti⸗ 


(8 


— 
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gung fuͤr einen gewiſſen Bezirk die Ergreifung dieſes Gewerbes 
erſchwert, waͤhrend man eher noch Ermunterungsmittel deſſelben 
haͤtte aufſtellen muͤſſen, wie Praͤmien und Belehrungsanſtal⸗ 
ten (a); — zu 2) wurde den Landbewohnern eine große Laſt 
aufgebürbet, indem fie dad Durchwühlen ded Bodens in ihren 
Beſitzungen ſich gefallen laflen mußten (5); es iſt daher rath« 
fam, zu verorbnen, daß die Salpetergräber fi von den Hau 
eigenthümern die Erlaubniß zum Suchen nad ‚falpeterhaltiger 
Erde auswirken müffen; — zu 3) wenn bad dringende Bes 
bürfniß des Staates ein ſolches Vorkaufsrecht nöthig macht, 
fo muß wenigſtens der volle Marktpreis vergütet werden. Nach 
diefen Anordnungen hat das Salpeterweien aufgehört, Duelle 
einer Staatdeinnahme zu fein. 


(a) In Frankreich wurden während des Revolutionsfrieges viele junge 
Leute nach Paris gerufen und von dortigen Chemikern im Salpeters 
fieden und in der Bulverfabrifation unterwiefen. 

(5) 6 war fogar verboten, die Lehmmwände (Wellerwände) eingehen zu 
laflen, um Er mit Mauern oder Bergäunungen zu erfegen. Gemeinden 
entrichteten häufig das Badge für die Srlaubniß des Salpetergrabens, 
bios um fih von jenen Beläftigungen zu befreien. — Nach der bayer. 
Berordnung vom 28. Januar 1815 Eönnen fih die Gemeinden dadurch 
vor den Beeinträchtigungen der Salpetergräber fügen, daß fle dens 
felben fünftlih bereitete Salpetererde überliefern. — Verpflichtung 
der Galpetergräber,, den Grundeigenthümern allen Schaden zu erſetzen, 
nach $. 11 des a. öflerreih. Patents von 1807. 


4. Hauptflüd. 
Regal der Jagd und Fiſcherei. 


g. 192. 


Das Jagdregal, d. 5. die Befugniß der Staatsgewalt, 
die Jagd auf Privatländereien auszuüben (a), darf nicht mit 
ber Jagdhohheit und dem Wildbanne, d. h. dem Rechte 
einer Leitung ded Jagbiweiend aus dem Standpuncte ber Volks, 
- wirtbfchaftöpflege (II, §. 175.), verwechſelt werden. Die lebtere 
Thätigfeit bezwedt die Erhaltung des Wildftanded im Ganzen, 
wem auch immer die Jagbgerechtigfeit zuftehe, und ift der Aufs 
ſicht des Stantes auf die gefammte Korftwirthichaft (II, $. 153.) 
ähnlich, aus der man ehmals ein Forſtregal abgeleitet hat (5). 

18” 
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Das Jagdregal dagegen trägt vollkommen die Merkmale eines 
Hohheitsrechted an fich (c), nur mit der Eigenthuͤmlichkeit, daß 
viele Grundeigner, indbefondere Beflger von Nittergütern, von 
Alters her fich im Beflge des Jagdrechtes behauptet haben, 
menigftend in Anſehung ber niederen Jagd, während die hohe 
Jagd in der Regel der Regierung zugefallen ift (d). Das 
Regal erſtreckt ſich demnach auf alle diejenigen Jagbbezirfe und 
Arten des Wildes, in denen nicht ſchon eine Privatperſon 
oder Koͤrperſchaft jagbberedhtigt ift. 

(a) Die Dagd auf dem Domaniallande ($. 152) if vom Jagdregal unab⸗ 

an 


gig. 

(6) Das früher angenommene Forſtregal war kein finanzielles Hohheits⸗ 
recht, denn die Mechte der Staatsgewalt über die Privatwaldungen 
betreffen nur die Leitung der Privatforftwirtbichaft, Hauptfächlich in den 
Gemeinde: und Stiftungswaldungen, nah Zweden der Volkswirth⸗ 
ſchaftopflege, aber nicht die Benugung derfelben zum WBortheil ber 
Staatecafe. Bas die Bigenthümer der Waldungen für die Ausübung 
dieſes Auffichterechtes etwa entrichten müflen (Anweifegeld , Beförftes 
rungsabgaben ıc.), das fällt in den Begriff einer Gebühr. — Einzelne 
Korfinebennugungen, 3. B. das Maſtrecht, find allerdings hie und da, 
wie die Jagd, landesherrliches Reſervat; 3. B. Stiffer, Forſt⸗ und 
Sagdhiftorie der Teutfchen, Ausg. von Franken, 1754, ©. 1885. 

(e) Es unterfcheidet ſich alfo weientlih von den gutsherrlihen Rechten, 
welche ganz privatrechtlicher Art find, 6. 134. 

(d) 88 laſſen ſich hiebei 3 Perioden unterfcheiden: 1) Auch als die Jagd 
ſchon nicht mehr Haupfnahrungsquelle war, blieb fie doch fo beliebt, 
daß, die freie Puͤrſch lange fortdauerte. 2) Allmälig brachte man es 
dahin, das Jagdrecht dem Grundeigenthümer ausſchließlich zu fichern. 
Zuerſt fchloffen die Farolingifchen Könige ihre Wälter, dann ahmten 
es Privatperfonen nah und der Wilddann kam auf. 3) Erſt gegen 
Ende des Mittelalters gelang es den Regierungen, auch in vielen 
Brivatwaldungen das Jagdrecht an fih zu ziehen. Hüllmann, Fin. 
Sch. S. 43. Mittermaier, $. 213—15. — In Norwegen ift 
das Jagdrecht den Grundeigenthuͤmern geblieben. Niemann, Daͤniſche 
Forfiftatifiit, S. 160. 


$. 193. 


Die neue Einführung des Jagdregales würde ald ein uns 
nöthiger Eingriff in das Grundeigenthum nicht zu billigen fein, 
Wo jedoch dieſes Hohheitsrecht ſchon lange befteht, da iſt von 
rechtlicher Seite gegen deſſen Wortbeftand nichts einzumenden; 
die jegigen Befiger der Waldungen haben biefelben mit Aus» 
ſchluß des Iagdrechted erworben. Das Regal hat von volfd- 
wirthfchaftlicher Seite nicht die Nachtheile mancher anderen Hoh⸗ 
heitsrechte, weil bie Jagd eine Nebennugung der Waldungen 
iſt und der Wildftand nur bis zu einer gewiſſen Graͤnze ohne 
Schaden für Holzwuchs und Yeldbau vermehrt werben fann, 
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folglich hier die Erwartung hinwegfaͤllt, daß ber Erwerbseifer 
der Einzelnen einen hoͤheren Ertrag zu erzielen vermoͤchte. Bei 
ber Freigebung der Jagd an die Grundeigenthümer würde ba, 
wo bie Ländereien fehr zerftüdelt find, das Wild wegen ber 
unvermeiblichen übermäßigen und regelwidrigen Benugung der 
Jagden nicht gehörig gefchont werden und fomit eine immer 
fhägbare Büterquelle ganz verfiegen, vgl. DI, $.174. (a), ferner 
würde ber Reiz des Jagdvergnuͤgens viele Menſchen von der 
Arbeit abziehen (d). Deßhalb bat man auch da, wo dad Jagd⸗ 
egal fammt allen Jagdrechten auf fremdem Boden gefeglich 
aufgehoben worden war, doch bie Ausübung ber Jagd be= 
fchränft (ec). Dieß iR in der neueften Zeit (beſonders 1848) in 
vielen deutſchen Staaten geſchehen, wo die Jagdrechte wegen 
ber mit ihnen verbundenen Unbequemlichkeiten und Beihädigungen 
ber Bodenerzeugniſſe aufgehoben worben find. Nur einzelne 
große Grundeigenthümer dürfen ihre Jagd felbft benußen, bie 
Gemeinden müflen fle verpacdhten oder Beauftragte anftellen, 
U, $. 174. Die Regierung erhält wie bie jagdberedhtigten 
Privatperfonen eine Entfchädigung (d). 


(a) Bei vielen Heinen Grundſtuͤcken ſtellt fih, wenn die Jagd dem Gigens 
thümer überlaffen wird, von felbft Koppeljagd oder fogar freie Puͤrſch 
ber, weil e8 Niemand der Mühe werth findet, auch dem Nichtbegüters 
ten das Jagen zu unterfagen. Hier fällt auch alles eigene Interefle 
an der Schonung des Wildes hinweg, wie man fehon bei geordneten 
größeren Jagdrevieren an den Gränzen gegen einen unzuverläffigen 

ahbar mehr als in der Mitte zu erlegen pflegt. Schon bie flete 
Beunruhigung des Wildes durch tägliches Jagen in ſchaͤdlich. 

(5) La chasse, sans ötre plus produotiro que d’autres travaux, a malheu- 
reusement plus d’attraits; le jeu s’y combine avec la peine, l’oisivetö 
avec l’exereice et la gloire aroo le danger. Bentham. 

(e) In Frankreich wurde am 11. Auguft 1789 das Jagdregal aufgehoben. 
Im Königreih Weſtfalen ahmte man dieß nad, forderte aber vom 
@rundeigenthümer, damit er jagen bürfe, einen Waffenpaß; 6. Febr. 
1808. — In den preußifchen Landen auf dem linken Rheinufer 
Baben die Grundeigenthümer zufolge jenes franzöfiichen Geſetzes bie 
Nugung der Jagd behalten, welche zu ihrem Gunſten verpacdhtet wird. 
B. v. 17. April 1830. Diefe neuerlih in anderen deutihen Ländern 
nadhgeahmte Ginrihtung ift in Bezug auf den Betrieb der Jagd der 
Megalität ähnlich‘, nur daß die Gemeinde bei den Berpachtungen Bes 

dingungen machen kann, die zur Schonung ber Rändereien dienen, wozu 

die Finanzbehörden weniger Aufforderung Baben. — Mömorial forestier, 
Ann. X, 124. 

(d) In Sachſen gehörten 1253 von den fämmtlihen 5832 Jagbrechten dem 
Staate. Die Ablöfungsfumme diefer Domanialjagden betrug 188 945 Thlr., 
dagegen gab der Staat zu allen Sagbrehtsablöfungen einen Zufhuß 
von 485 304 Thlr. 
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8. 194. 


Wo das Jagdregal noch beſteht, da kann es benutzt werden 
1) durch Selbſtverwaltung, indem das von den Forſtbedienten 
und deren Gehülfen erlegte Wild auf herrſchaftliche Rechnung 
verkauft und dem Jaͤger eine kleine Verguͤtung fuͤr jedes Stuͤck 
bezahlt wird, 2) durch Verpachtung, die in der Regel vortheil⸗ 
hafter iſt und in den Privatwaldungen auch den Nutzen ge⸗ 
waͤhrt, daß die Forſtbedienten nicht ſo haͤufig von dem Beſuche 
der Staatsforſten abgezogen werden (8. 152.), 3) durch Ueber⸗ 
laffung an größere Gutsbeſitzer in ihrem Gebiete gegen einen 
feften Zins, doch mit dem Vorbehalte des Widerrufes im Yale 
einer Zerftüdung ihrer Beflgungen. Dieß trägt weniger ein 
als die Verpachtung, ift aber fehr einfach und befreit die Grund» 
eigenthümer von allen Beläftigungen. 

Fe mehr man zur Verhütung des Wilbfchadens thut, deſto 
mehr muß der Wildftand und folglich der Ertrag ded Jagd» 
tegaled abnehmen. Zur Sicherung deſſelben gehören vorzüglich 
Maaßregeln gegen ben Wilddiebſtahl, die außer der Waldhut 
au in der Aufficht auf den Handel der Privatperfonen mit 
Wildpret beftehen. Dagegen müffen bie mandjerfei Laſten, bie 
ehmald den in ber Nähe von Jagdbezirken bed Staates woh- 
nenden Landleuten aufgelegt waren, ald 3. B. Jagdfrohnen, 
Beföftigung ber Jäger und Hunde u. dgl., vollftändig auf 
gehoben werben. 


6. 195. 


Die ausfchließliche Befugniß der Regierung, nugbare Gegen» 
fände aus den Gewäflern zu gewinnen, ein Beftanbtheil bes 
fogenannten Waſſerregales (a), ift ein eigened Hohheits- 
recht, denn bie fchiff» und floßbaren Flüffe, Seen und Meeres 
füften, als Staatseigenthum, find dem allgemeinen Gebrauche 
ber Bürger gewidmet, fo daß ein befonberer Vorbehalt nöthig 
ift, um dieſe von ber Betreibung des genannten Gewerbszweiges 
auszuſchließen; in Privatgewäflern dagegen fleht den Grund» 
eigenthümern die Benupung zu, wo fie nicht Gegenftand eines 
gutöherrlichen Rechts if. Unter ben hieher gehörenden Nugungen 
iſt am erheblichften bie Fiſcherei in größeren Gewaͤſſern, bei 
ber zwar jene Sorgfalt fi nicht belohnen würde, bie man 
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in fleineren gefchlofienen Wafierbehältern (Leichen) anmenbet, 
die aber doch nicht ohne fchonende Maaßregeln betrieben werben 
darf. Ihre Regalität läßt fich ungefähr wie die der Jagd be 
urtheilen und ift nach dem Beiſpiel berfelben entftanden (b), 
wie denn auch die Fifchereiberechtigung häufig von Altersher 
einzelnen Grundherren oder Ufergemeinden zuſteht. Die Fifcherei 
in Binnengewäflern pflegt von, ber Regierung verpadhtet zu 
werden, unter Bedingungen, weldye der Bertilgung der Fifche 
vorzubeugen bienen fönnen, II, 8. 176 (c). Die Fifcherei auf 
dem Meere, in ber Nähe der Küften, wird am zwedmäßigften 
den Staatöbürgern freigegeben, weil fie nicht ergiebig genug ift, 
um eine Abgabe ertragen zu Fönnen, und zugleich eine Be⸗ 
günftigung vollfommen verdient. — Die Goldwäſcherei 
aus dem Bette der öffentlichen Flüffe giebt in Deutfchland kaum 
einen reinen Ertrag und verdient daher durch Areigebung bes 
fördert zu werben, vorbehaltlicdy des Aufftchtörechts der Waſſer⸗ 
baubehörden (d). Die Berlenbäde einiger Länder find zwar 
Regal, aber ohne Gewinn für die Staatscafle (e). 


(a) Klüber, Oeff. R. $. a6 3 el. Mittermaier, I, $. 2224. 

(2) ea 1 *437 

() Bergius, as Fi ar, 110. — In Rußland war früher 

die — "Eifigerel (auf dem eafpifhen Meere, mit Ausnahme 

ber uralifchen) ein Regal, welches 1763 gegen eine Abgabe von jedem 

Bud Haufenblaje und Gaviar ber Kaufmannſchaft zu Aſtrachan übers 

laflen wurde; 1802 wurde bie Fıfcherei der allgemeinen Benugung freis 

gs geben. Storch, Rußlant unter Alerander L X, 2180, 

o das Goldwaſchen aus Privatgewäflern oder aus der Erde der 
Brivatgrundftüde gefchieht, a es 8 Hin, unter das Bergregal ge: 
ftellt, 8. 182. Mehrere Flüff Rhein, Mar, Inn, Gder, Reuß, 
Aar, Emme, Arriöge —— * o, Tajo ıc. führen Gol, doch in 
wenigen verlohnt id das Auswalchen” aus dem Flußbette. — In Baben 
wird aus dem Uferfande Gold gewaſchen und dieß ift jedem Grund⸗ 
eigenthümer freigegeben. 

(e) Bayern bat einige Perlenbähe in Oberfranken, Oberpfalz und Nieder: 
bayern, beren Berwaltungstoften den Ertrag überfleigen. Es wäre 
daher vortheilhaft, das Betriebsreht auch unentgeltlih einem Privat⸗ 
mann zu geben. Gine Freigebung an alle Wferbehper würde die ganze 
Nugung zerflören. — Saͤchſiſche Perlenfiiherei im Vogtlande, Regal 
ſeit 1621. — Badiſcher Perlenbach zu Schoͤnau im Odenwalde. — Das 
Bernſteinregal an den preuß. Küſten, hauptſaͤchlich zwiſchen Pillau und 
Balmniden, war vielen Defraudationen ausgelegt und machte firenge 
Strafen fowie feißige Auffiht nothwendig ; das Regal iſt an die ein- 
jelnen Strandgemeinden verpachtet. Binn. nad) dem 9. 1858 9510 Rthlr. 

ande, Wanderungen durch Preußen, I, 72. 1802. 
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5. Hauptftüd. 
Das Münzregal. 


6. 196. 


Unter dem Münzregal verftand man fonft ben Inbegriff 
aller auf das Münzwefen ſich beziehenden Rechte der Staatds 
gewalt (a). Diefe Rechte find aber größtentheild dem Finanz 
wefen ganz fremd und fließen aus dem Bebürfnig einer Leitung 
bed Münzwefend nach volköwirthfchaftlichen Zweden, weil die 
Münzen ein hoͤchſt nothwendiges Hülfdmittel des Verkehres 
find und ihre gute Beſchaffenheit, ſowie ihr guter Umlauf zu 
ben wichtigften Bedingungen ded Wohlftanded gehören. Die 
hierauf gerichteten Maßregeln find folglich ein Gegenftand ber 
Volkswirthſchaftspolitik (II, $. 232.), e6 bleibt daher für bie 
Finanzwiſſenſchaft nur die Unterfuchung übrig, inwiefern das 
Münzwefen ald eine Duelle von Staatdeinfünften benugt wers 
ben fünne. Das Münzregal in diefem engeren finanzwifien- 
ſchaftlichen Sinne ($. 85.) befteht demnach nur in dem aus⸗ 
fchließlihen Rechte der Regierung, Münzen prägen zu laffen 
und in Umlauf zu feßen und hieraus einen Gewinn zu ziehen (b). 
Wie fhon im Altertum (ec), fo wurbe auch in fpäteren Zeiten 
fehr häufig dieß Hohheitsrecht dazu benugt, der Staatdcaffe 
reichlichen Vortheil zuzumenden durch Mittel, die den volfd, 
wirthfchaftlichen Anforderungen an ein gutes Muͤnzweſen wibers 
ftritten.. Erf in neuerer Zeit, als bie Volkswirthſchaftslehre 
beffere Einficht in das Weſen ded Geldes verbreitete, hat fich 
die Ueberzeugung befeftiget, daß bie finanzielle Benutzung bed 
Muͤnzweſens nur eine Nebenfache fei und ber gemeinnüßigen 
Wirkung der Münzen feinen Eintrag’ thun bürfe. 


(a) 3. B. Bergius, Mag. VI, 405 nah Juſti. 

(6) Im fränfifhen Reiche wurde das Münzregal nad dem Belfpiele des 
römifchen eingeführt, in Deutfchland insbefondere gelangte ed allmälig 
— — vielen Reichsſtaͤnde, wodurch eine unbeſchreibliche Verwirrung 
entſtand. 

(c) Im roͤmiſchen Reihe ſchon in den Zeiten der Republik. Nah Plinius 
wurde im 3. 264 a C. das As von 1 Pfund bis auf 1/s Pfund vers 
ringert und in diefem leichten neuen Kupfergelde zahlte man die Schuls 
ben ab. Ita quingue partes factee lucri dissolutumque aes alienum. 
Neuerlich vermuthet man indeß, daß bie Verringerung des Afles all 
mälig geichehen fei, Beder, III, ©. 8. 
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6. 197. 


Das Prägen ber Münzen verurfacdht Koften. Das rohe 
Muͤnzmetall hat wie jede Waare einen in einer Anzahl von 
Münzftüden ausgebrüdten Preis. Der Erfap der Prägefoften 
und alenfalld ein noch weiterer Gewinn wird dann möglich, 
wenn man fi) das rohe Metall für eine etwas geringere Menge 
von geprägtem verfchafft, alfo 3. B. 100 Loth rohed Silber mit 
99 oder 98 Lothen gemünzten Silber erwirbt. “Diefer Unters 
ſchied, um welchen das in einer gewiffen Münzmenge enthaltene 
rohe Metall wohlfeiler erlangt wirb, heißt Schlagſchatz (I, 
$. 241.), und die Einträglichfeit ded Münzregales beruht mithin 
auf der Größe bed Schlagfchapes (a). Würde man biefen 
gänzlich aufgeben und den Bürgern ihre Metallvorräthe unents 
gelblich, alfo auf Koften der Staatdcaffe prägen, fo verurfachte 
bad Münzweien fortwährend eine Staatdausgabe. Die für 
eine foldye Einrichtung angeführten Gründe (5) find nicht zus 
reichend (c), und ein auf den Betrag ber Prägefoften geſetzter 
Schlagfhag muß für unfchäpdlich gehalten werben. Ein höherer 
kann dagegen nachtheilige Folgen nach fich ziehen, die fih am 
beften durch Beleuchtung ber verfchiedenen Mittel, wie er er 
langt werben Tann, darthun laffen. Hiebei ift hauptſaͤchlich zu 
unterfcheiden, ob man ben beftchenden Münzfuß, wenigſtens 


für gröbere Sorten, beibehält oder denfelben verläßt. UT 


guy 

(a) In Frankreich verfieht man unter droit de seigueurage den neben dem 
Erfah der Prägefoften im Schlagichage enthaltenen Reinertrag, der alfo 
ein Monopolgewinn if. Bei der heutigen Binrihtung hat die Regie⸗ 
rung auf einen folhen Gewinn verzichtet und der Schlagihab foll nur 
die Koften vergüten. 

(5) v. Safob, I, 6. 414 ff. 

(2) II, $. 241. — v. Malchus, I, 119. — Die Bertheidiger der unents 
geldlihen Ausmünzung legen befonderen Werth auf den Umſtand, daß 
diefelbe die Preife der Waaren erniebrige und fo den Abfag im Auss 
ande befoͤrdere. Der auswärtige Käufer, welcher eine in Münze bes 
bungene Summe zu entrichten bat, muß hiezu etwas mehr rohes Metall 
ausgeben, ale ber Feingehalt beträgt; f. 3. B. v. Jakob a. a. D. 
Allein abgefehen davon, daß diefer Umfland, als längft beſtehend, nicht 
mehr empfunden wird, if er auch geringfügig, zumal wenn die Zah⸗ 
lungen zwifchen den Ländern in Bold berechnet und geleiftet werden. 


8. 198. 
Ohne Beränderung des Muͤnzfußes kann ein Schlagfhat 
bezogen werden: 
1) durch ergzwungenen Borfauf der im inlänbifchen Bergbau 
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gewonnenen Münzmetalle, ein in Ruͤckſicht auf dieß Gewerbe 

fehlechaftes Mittel, 8. 183; 

2) durch freien Einfauf edler Metalle von Privatperfonen, 
oder durch das Begehren berfelben, eine überlieferte Metalls 
menge prägen zu lafien (a). Man hängt aber biebei von dem 
Müngbebürfnig der Metalibefiger ab. If ein gewifler Schlag⸗ 
fhap von der Regierung angeſetzt worden, fo werben ihr nur 
dann Vorräthe zur Ausprägung zufommen, wenn bie Beliker 
berfelben es vortheilhafter finden, ſich dafür neue Münzen zu 
verfchaffen, als fle zu einer anderen Verarbeitung zu verkaufen 
oder außer Landes zu fenden. Läßt fi nun die Regierung 
einen hohen Preis für die Prägung bezahlen, d. h. fordert fie 
einen die Koſten überfteigenden Schlagfchag, fo werben in ber 
Regel folche theuere Münzen weniger begehrt. Im Welthandel 
fiehen bi6weilen die PBreife der Drünzmetalle fo hoch, daß man, 
wenn man fid) genau an daß gefegliche Schrot und Korn der 
Münze halten will, nur mit Verluft prägen Tann (d), und dieß 
darf man doch nicht unterlafien, um den Umlauf ftetd mit 
neuer guter Münze zu verforgen; 

3) durch Berfertigung einer geringhaltigen Scheidemünze. 
Dieß it unfhäplic, wenn weder die Größe des Schlagſchatzes 
noch die Menge der geprägten Stüde eine gewifle Gränge über 
fchreitet, II, 8. 243 — (c). 

(a) Ob die Regierung die Metallvorräthe förmlich anfauft, oder ob Privats 
perfonen ihre Metallmafien zum Prägen übergeben unb dafür eine um 
den Schlagfcha verminderte Quantität Münze zurüderhalten (wie bie 
Müller ten Mahllohn im 16ten Scheffel zurücbehalten), dieß macht 
wenig Unterfchied. Die edlen Metalle im reinen Zuftande find fo gleich- 
förmig beicaffen, daß es ziemlid leihgultig it, ob der Privatmann 
feine Münzen gerade aus feiner übergebenen Gold: cder Eilbermaffe, 

oter aus einer anderen empfängt und man Eönnte baber auch das zweite 

Geſchaͤft wie den Kauf einer erft zu fertigenden Müngmenge für eine 

pranumerirte Menge Müngmetall anfehen. Nur darin zeigt fih eine 

factifche Verſchiedenheit, daB 1) beim fürmlichen Kaufe das Begehren 
vom Staate ausgeht und daher für Anfchaffung einer angemellenen 

Duantität Sorge getragen werben fann, 2) bei der Ablieferung einer 

zum Prägen befiminten Metallmenge, welche das Cigenthum bes Ueber⸗ 

gebenten bleiben fol, eine gewiſſe Zeit verfireichen muß, bis die Fabri⸗ 
cation der Münzen beenbigt if, 3) beim Ankaufe auch ältere Münzen 
ur Ausbezahlung gebraucht werten können. 

(0) Wenn 3. B. das Pfund reines Silber, aus welchem 52'/. fl. geprägt 
werden, 52 fl. 12 fx. gilt, fo if der Schlagichap 18 kr. auf das Pfund 
oder 0,571 Proc. und um biefen Betrag kann man nicht einmal grobe 
Sorten prägen; ber jeßige Preis ift 52 fl. 0—36 fr. (Ian. 1864). — 
Mande Heine Staaten, nach deren Münzen wenig Begehr if, haben 


/ 
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bisweilen laͤngere Zeit gar nicht praͤgen laſſen, um keinen Verluſt zu 
tragen. — In Frankreich gab der Schlagſchatz außer dem Erſatz der 
Roden 1726—29 bei Silbermünzen noch einen Gewinn von 5%/, Proc., 
ter nach und nad bis gegen 1789 auf 1,%9 Proc. herabging. — Die 
Berliner Münzfätte faufte früher die Mark Silber zu 135/,, Gold zu 
193%, Rthlr. Bold (!/s Friedrichsd'or), fle prägte daraus 14 und 
1931/45 Rthlr., alfo bezog fie 1%/5 und 0,95 Broc. Schlagſchatz. Nobad, 
Taſchenb. IL, 1577. Jetzt (A. für 1860) bezahlt man den Lieferanten für 
das Pfund reines Gold 49,8 Kronen, für Silber 29,7 Rthlr., es werben 
aus jenem 50 Kronen, aus diefem 30 Rthlr. geprägt, der Schlagſchat if 
alfo O,“ und I Proc., womit man die Koften zur Noth beftreiten kann. 
(6) In Rußland zeigten fi die Nachtheile des Mißbrauches der Scheider 


münzen in ganz befonderem Maafe, weil man bort fo viel Kupfer . 


münze ausgab, daß diefelbe auch zur Zahlung beträchtlider Summen 
gebraucht werben mußte. — In Deutichland ift das häufige Nachmachen 
der Scheidemüngen, weldyes bisweilen mit unglaublicher Dreiftigkeit 
etrieben wurde, hauptfächlih daraus entflanden, daß man bie 1837 
eine Staatsverträge über Gleichſtellung des Fußes und der Form für 
diefe Münzen geichloffen Hatte, daß folglih Städe von ber verſchieden⸗ 
fin Güte und Geftalt neben einanter umliefen. — Die Heinften Stüde 
tönnen aus Kupfer mit einigem Meinertrage geichlagen werden. In 
Preußen koſtet das Kupfer, aus welchem 40000 Rihlr. in Pfennig: 
flüdden geprägt werden, 20308,7 Rthlr. (AR. 1860). Der Gentner if 
zu 40 Rthlr. gerechnet. In Baden wird ber Gentner Kupferplättchen, 
aus dem 193 fl. geprägt werben, zu 110 fl. eingefauft. (9. 1862/63.) 


$. 199. 

Die Beränderung bed Muͤnzfußes war ehemals eine belichte 
Finanzunternehmung, wobei bie älteren beſſeren Stüde ben 
Etoff zu den neueren fchlechteren barboten, benen man gleiche 
gefeßliche Geltung gab. Bei der unvollflommenen Kenntniß ber 
volfswirtbfchaftlichen Gefege wähnte man, es fei zur Fortdauer 
einer gewifien Geltung der Münzen nicht gerade ein unver 
änderter Feingehalt erforderlich, eo fei vielmehr hinreichend, 
wenn jenen nur bie biöherige Benennung Gulden, Thaler ıc. 
beigelegt werde, um ihre Annahme für den biöherigen Preis in 
anderen Gütern zu bewirken. Gefchah eine Münzverfchlechterung 
öffentlich, nad einer landeöherrlichen Verordnung, fo ver 
band man damit gewöhnlidy eine Berrufung ber älteren befferen 
Münzen und nahm biefe gegen einen fo niebrigen Preis bei 
den Münzftätten an, baß die Beſitzer verloren und die Staats» 
caffe gewann (a). Bon gleicher Wirkung war ed, wenn man, 
ohne die Beichaffenheit der gröberen Münzforten zu ändern, fie 
einer größeren Anzahl ber Feineren Muͤnzeinheiten gleich gelten 
ließ (68). Die häufigen Anorbnungen biefer Art, welche bie 
europälfhe Muͤnzgeſchichte noch bis in das 18. Jahrhundert 
nachweift, waren darum ziemlich verwidelt, weil fi) immer hie 
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gewonnenen Müınzmetalle, ein in Rüdficht auf dieß Gewerbe 

fehlerhaftes Mittel, 8. 183; 

2) durch freien Einfauf edler Metalle von Privatperfonen, 
oder durch das Begehren berfelben, eine überlieferte Metall⸗ 
menge prägen zu lafien (a). Man hängt aber hiebei von dem 
Müngbebürfniß der Metalibefiger ab. Iſt ein gewifler Schlag. 
fhag von der Regierung angefebt worden, fo werben ihr nur 
dann Borräthe zur Ausprägung zufommen, wenn bie Befiber 
berfelben es vortheilhafter finden, fich dafür neue Münzen zu 
verfchaffen, als fe zu einer anderen Verarbeitung zu verkaufen 
ober außer Landes zu fenden. Läßt fi nun die Regierung 
einen hohen Preis für die Prägung bezahlen, db. 5. forbert fie 
einen die Koften überfleigenden Schlagfchag, fo werden in ber 
Regel folche theuere Münzen weniger begehrt. Im Welthandel 
fiehen biöweilen die Preife der Muͤnzmetalle fo body, daß man, 
wenn man fid) genau an das gefegliche Schrot und Korn ber 
Münze halten will, nur mit Berluft prägen Fann (d), und bieß 
darf man doch nicht unterlaffen, um ben Umlauf ftetd mit 
neuer guter Münze zu verforgen; 

3) durdy Verfertigung einer geringhaltigen Scyeidemüngze. 
Dieß ift unfchäplich, wenn weder die Größe des Schlagſchatzes 
noch die Menge der geprägten Stüde eine gewiſſe Graͤnze über- 
fehreitet, IL, $. 243 — (c). 

(a) Ob die Regierung die Metallvorräthe förmlich ankauft, oder ob Privat 
perfonen ihre Metallmafien zum Prägen übergeben unb dafür eine um 
den Schlagſchatz verminderte Quantität Münze zurüderhalten (wie die 
Müller ren Mahllohn im 16ten Scheffel zuruͤckbehalten), dieß macht 
wenig Unterſchied. Die edlen Metalle im reinen Zuſtande find fo gleiche 
förmig beihaften, daß es ziemlid Leihgultig ift, ob der Privatmann 
feine Münzen gerade aus feiner übergebenen Gold: oder Silbermafle, 

oter aus einer anderen empfängt und man Eönnte daber auch das zweite 

Geſchaͤft wie den Kauf einer erft zu fertigenden Münzmenge für eine 

pränumerirte Menge Müngmetall anſehen. Nur darin zeigt fih eine 

factifche Berfchiedenheit, daß 1) beim fürmlichen Kaufe das Begehren 
vom Staate ausgeht und daher für Anfchaffung einer angemeflenen 

Duantität Sorge getragen werben kann, 2) bei ber Ablieferung einer 

zum Prägen beftimmten Metallmenge, welche das Cigenthum des Uebers 

gebenten bleiben full, eine gewiſſe Zeit verfireichen muß, bis bie Fabri⸗ 
cation der Münzen beendigt ift, 3) beim Anfaufe auch ältere Münzen 
ur Ausbezahlung gebraucht werben können. 

Denn 3. B. das Pfund reines Silber, aus welchem 52'/, fl. geprägt 

werden, 52 fl. 12 kr. gilt, fo if der Schlagſchatz 18 fr. auf das Bund 

oder 0,574 Proc. und um biefen Betrag kann man nicht einmal grobe 

Sorten prägen; der jebige Preis ift 52 fl. 0—36 fr. (San. 100) — 

Manche kleine Staaten, nach deren Muͤnzen wenig Begehr iſt, haben 
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bisweilen längere Zeit gar nicht prägen laſſen, um feinen Berluft zu 
tragen. — In Frankreich gab der Schlagſchatz außer dem Erſatz der 
Koften 1726—29 bei Silbermünzen noch einen Gewinn von 5°%/, Proc., 
ter nach und nad bie gegen 1789 auf 1,9 Proc. berabging. — Die 
Berliner Münzfätte kaufte früher die Mark Silber zu 135%, Gold zu 
19345 Rthlr. Gold (1/s Friedrichsd'or), fle prägte daraus 14 und 
1934/15 Rthlr., alfo bezog fle 1% und 0,2% Proc. Schlagſchatz. Nobad, 
Tafchenb. II, 1577. Sept (A. für 1860) bezahlt man den Lieferanten für 
das Pfund reines Gold 49,8 Kronen, für Silber 29,7 Rthir., es werden 
aus jenem 50 Kronen, aus diefem 30 Rthlr. geprägt, der Schlagſchatz if 
alfo O,“ und I Proc., womit man die Koften zur Noth beftreiten kann. 
() In Rußland zeigten fih die Nachtheile des Mißbrauches der Scheide⸗ 
müngen in ganz befonderen Maaße, weil man bort fo viel Kupfer . 
münze ausgab, daß biefelbe auch zur Zahlung beträchtliher Summen 
gebraucht werben mußte. — In Deutidhland ift das häufige Nachmachen 
der Scheidemünzen, welches bisweilen mit unglaublider Dreiftigkeit 
etrieben wurde, hauptſaͤchlich daraus entftanden, daB man bis 1837 
eine Staatsverträge über Gleichſtellung des Fußes und ber Form für 
dieſe Münzen gefcloffen hatte, daß folglich Städe von der verfchieben- 
ſten Guüte und Geftalt neben einander umliefen. — Die kleinſten Stüde 
koͤnnen aus Kupfer mit einigem Meinertrage geichlagen werden. In 
Preußen foflet das Kupfer, aus welchem 40000 Rihlr. in Pfennig: 
ftüden geprägt werden, 20308,7 Rthlr. (A. 1860). Der Gentner fh 
zu 40 Rthlr. gerechnet. In Baden wird der Gentner Kupferplättchen, 
aus dem 193 fl. geprägt werden, zu 110 fl. eingefauft. (9. 1862/63.) 
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Die Veränderung bed Münzfußes war ehemals eine belichte 
Finanzunternehmung, wobei bie älteren befieren Stüde ben 
Etoff zu den neueren fchlechteren darboten, denen man gleiche 
gefegliche Geltung gab. Bei der unvollfommenen Kenntniß ber 
volfewirthfchaftlichen Geſetze mähnte man, es fei zur Fortbauer 
einer gewiſſen Geltung der Münzen nicht gerade ein unvers 
aͤnderter Feingehalt erforderlich, es fei vielmehr hinreichend, 
wenn jenen nur bie biöherige Benennung Gulden, Thaler ıc. 
beigelegt werde, um ihre Annahme für den bisherigen Preis in 
anderen Gütern zu bewirken. Geſchah eine Münzverfchlechterung 
öffentlich, nad einer Iandesherrlichen Verordnung, fo ver 
band man damit gemöhnlidy eine Verrufung der älteren befferen 
Münzen und nahm biefe gegen einen fo niebrigen Preis bei 
ben Münszftätten an, daß bie DBefiber verloren und bie Staats⸗ 
caffe gewann (a). Bon gleicher Wirkung war ed, wenn man, 
ohne die Beichaffenheit der gröberen Münzforten zu ändern, fie 
einer größeren Anzahl ber Heineren Muͤnzeinheiten gleich gelten 
ließ (b). Die häufigen Anordnungen biefer Art, welche bie 
europaͤiſche Muͤnzgeſchichte noch bis in das 18. Jahrhundert 
nachweiſt, waren darum ziemlich verwidelt, weil ſich immer die 
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gefenliche Preisbeſtimmung der Gold» und Silbermünzen gegen 
einander einmifchte, und, wenn ber Marktpreis des Goldes 
gegen Silber von dem gefeglichen abwich, fogleich eine Ber 
änderung im Schrot und Korn oder in ber Zählung der Münzen 
vorgenommen wurde, II, 8.233. Die Verringerung bed Fein» 
gehalte® der Münzen, insbefondere derjenigen, welche bie übliche 
Rechnungseinheit bildet, zieht eine niedrigere Annahme der⸗ 
felben im Auslande und eine Erhöhung der Waarenpreife nad 
fih. Wird die geringhaltigere Münze von der Regierung der 
früheren befleren gleichgefebt, fo leiden Diejenigen Perfonen 
einen Berluft, welche aus fchon beftehenden Berbindlichfeiten 
Zahlungen zu erhalten haben (Staats⸗ und Privatgläubiger, 
Befoldete 2c.), dagegen gewinnen die Schuldner und der Verkehr 
wird verwirrt, II, 8.240 (c). Ift aus volfdwirthichaftlichen Gründen 
die Annahme eines anderen Münzfußes rathfam, fo follten alle 
Berbindlichkeiten in der neuen Münze nad Maafgabe bed 
Geingehaltes ausgedrüdt werben (d). 


(a) Beilpiel. Nah dem franz. Geſetz v. 30. Oct. 1785 wurden 32 neue 
Louisd’or aus der rauhen Mark Troyes geprägt, im Korn von 22 Kar. 
(nah dem Remedium nur 21% Kar. und fo wird aud insgemein - 
gerechnet). Bis dahin waren aus der Marf Tr. 30 Louisd’or geſchlagen 
worden. Der neue 2. wurde zu 24 Livres gerechnet, wie vorher ber 
fchiverere alte, das Bold wurde alfo aegen das Silber im Breife erhöht 
(ar das 15,fache ſtatt des 1a,ssfaden, wie feit 1726). Bon den 

ünzflätten wurde die feine Mark Troyes Gold ausgeprägt zu 850,7 
Livres (212/53 Kar. Korn angenommen), aber angenommen in Barren 
und fremden Münzen zu 828,0 L., in älteren Louisd’or, welche außer 
Curs gefeht wurden, im erften Halbjahr für 830%/, L., fpäterhin zu 
822,46 2. Die Inhaber älterer Louisd’or büßten alfo zum Mindeften 
2%/5 Proc. ein. Das Belek ſteht u. a. bei Buffe, Kenntniffe des 
neueren Muͤnzweſ. II, 100. 

(5) 1693 wurden in Frankreich die umlaufenden großen Stüde verrufen 
und umgeprägt, die neuen aber nur im Gepräge, nicht im Gehalte, 
von ben älteren verfchieden gemadht. Es war hiebei 

Louisd’or Louisd’argent. 
die bisherige Geltung . . . . 128. 108S38.6©. 
die Münzflätte nahm fie zu . . 1 „ 14. 3.9 u 
und rechnete die neuen u. . . 3 u. — u I3n8 nm 

Diele geänderte Zählungsweile bewirkte, daß die mit bem Namen Livre 
bezeichnete Metallmenge 4 Proc. Heiner wurde als zuvor. Wer 100 
Louisd’or beſaß (= 1250 Liv.), erhielt dafür nur 1170 neue Liv. und 
diefe waren fchlechter als die früheren, in denen fie nur 1125 aus⸗ 
machten, fo daß der ganze Berluf 125 Liv. oder 10 Proc. betrug ! 
v- Araun, Bründl. Nachr. vom Muͤnzweſen, ©. 213. — Buffe, 


(e) Die Abweichung vom 24 fl.:Yuße im ſuͤdweſtlichen Deutichland (II, 
8. 244(5)) ift nicht aus einem finanziellen Zwede entftanden, hat aber 
auch Feine erheblichen Nachtheile hervorgebracht, weil 1) der neue Kron⸗ 
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thalerfuß und der Münchener oder 241/, fl.-⸗Fuß nur ungefähr um 2 Proc. 
leichter find als der 24 fi.⸗Fuß, weßhalb noch jeht im kleineren Ber: 
fehre die Münzen des lebteren ohne Aufgeld umlaufen, 2) weil bie 
Veränderung lanyfam geihah, 3) weil fie in die Zeit fiel, wo bie 
Preife der edlen Metalle fliegen. Indeß verlieren immer die Staats⸗ 
gläubiger etwas, wenn fie in Münzen des neuen Fußes bezahlt werden 
und diefelben im Auslande anlegen wollen. 

(d) Als in Sachen der preuß. Münzfußg angenommen wurde, beftimmte 
man das Aufgeld nicht zu 5 Proc., mie es gie fein follen nad dem 
Verhältniß von 13%/3 zu 14 oder 20 zu 21, tondern nur zu 27/9 Pror. 
(Geſetz v. 21. Juli 1840), weil dieß daß damalige Preisverhältniß der 
beiderfeitigen Münzen war. — In Oefſterreich wird feit 1858 bei dem 
Uebergange vom 20 fl.sYuß zu der neuen Währung (45 fl. auf das 
Zollpfund) der ältere Gulden um 5 Proc. höher in den neuen gerechnet, 
wie e6 dem Keingehalte gemäß if. 
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Eine Müngverfchlehterung im Geheim läßt ſich nur bei 
den dem Staate gehörenden Borräthen von rohem Metall und 
bei dem Umfchmelzen der in die Staatscafle eingehenden Münzen 
ausführen. Diefe Maaßregel ift daher nur allmälig und nie 
volftändig bei der ganzen umlaufenden Münzmenge zu bewerfs 
ftelligen, denn fobald die Veränderung befannt wird, fangen 
auch Privatperfonen an, die beſſeren älteren Stüde einzufchmelzen 
ober hinauszufenden. Das erfte Ausgeben des verjchlechterten 
Geldes an Staatögläubiger und Beamte bringt zwar Gewinn, 
aber auf ungerechten Wege, und die anderen Staatdausgaben 
müffen dagegen bei dem unaudbleiblichen Steigen der Waarens 
preife bald eine größere Summe in Anfprudy nehmen (II, 8. 240.), 
weßhalb die in dem geringhaltigeren Gelde eingehenden Staate« 
einfünfte nicht mehr zureichen und erhöht werden müffen. Hiezu 
fommt, daß die verheimlichte Müngveränderung, bie der Aufs 
merkſamkeit der Kaufleute und ber auswärtigen Münzftätten nicht 
fange entgehen kann, im Auslande Mißtrauen gegen die Münzen 
bes Staates, in dem bieß gefchehen ift, erzeugt, dadurch dem 
Handel der Bürger und überhaupt dem Vertrauen auf die Rechts 
lichkeit der Regierung ſchadet (a). 


(c) Friedrich IL nahm in der Bebrängniß des fiebenjährigen Krieges dies 
fes Mittel zur Erleichterung zu Hülfe, flellte aber 1764 fogleih den 
früheren 14: Thalerfuß wieder ber. Es waren mit den in Dresden 
gefundenen ſaͤchſ. Stempeln 8 Grofchenflüde zu 33 und mehr Thalern 
auf die köln. Mark, 2 Groſchenſtuͤcke fogar zu 45 Rthlr. geichlagen ; 
aud die während des Kriegs geiölagenen Friedrichs⸗ und Auguftd’or 
waren viel fchlechter als die älteren und fpäteren, weshalb auch die 
Waaren vertheuert wurden und 3. B. 1 Pfr. Butter flatt 2 wohl 8— 
10 Gr. galt, Buffe a. a. O. U, 53, 56. Bol, UI, $. 243 (d}, 
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8. 201. 

In der neueften Zeit haben die chriftlichen europäifchen Re⸗ 
gierungen (a) bei den gröberen Münzforten allgemein die Roth» 
wendigfeit anerfannt, die Prägung in Schrot und Korn genau 
nad) dem Geſetze einzurichten, auch durch Gleichfoͤrmigkeit und 
Schönheit des Gepräges dem Balfchmünzen entgegen zu wirken. 
Bei diefem Verfahren ift wenig Gewinn zu erhalten, der Schlag⸗ 
fhag hängt von den Marftpreifen der Dünzmetalle ab und man 
fann bisweilen die Prägung nicht ohne Zubuße fortfeßen (2). 
Nur die Scheidemüngen gewähren nody einigen Ueberſchuß, der, 
je nad) dein Berhältniß der geprägten Sorten, jene Mehraus⸗ 
gabe öfterd vergütet, oder noch überfteigt, 8. 198 (c). Das 
Remedium (I, $. 237) wird feiner Beftimmung entgegen bis⸗ 
weilen noch ald Duelle eines Fleinen Gewinnes benutzt, indem 
man es fo einzurichten weiß, daß im Ganzen mehr Remebium 
unter ald über dem gejeglichen Feingehalte vorkommt (d). Dieß 
iſt fchädlih, weil es fchon die neuen Stüde geringhaltiger 
macht, als fie fein follten. Das Umprägen älterer abgenütter 
oder fonft geringhaltiger Münzen, um neue gute an ihre Stelle 
zu fegen, ift ebenfalls mit einem Koftenaufiwande verbunden, 
der in geringem Maaße regelmäßig gemacht werben muß (II, 
$. 238.), befonderd aber bei Veränderungen im Münszfuße bes 
trächtlich wird (e). Wenn mehrere Staaten ihr Muͤnzweſen auf 
dem Wege der Bereinbarung gleichförmig ordnen (II, $. 246.), 
fo müflen Verpflichtungen zum Praͤgen gewifler Mengen neuer 
Stüde übernommen werden, wodurch auf mehrere Jahre bie 
Ausgaben vermehrt werden (f). 


(a) Die Pforte hat His vor Kurzem ihre Piafter mehr und mehr verfchlech: 
tert, fo daß man gar nicht auf einen gewiffen Silberwerth berielben 
bauen Eonnte. Um 1760 gingen erft 185/58 Piafter auf die köln. Mar f. 
(Werth 1 fl. 17 r.), um 1800 ſchon 382/5 Stüd (Werth 37/4 kr.), 
um 1820 53%/, Stüd (Werth 27 fr.), 1830 tourde der P. zu 10 franz. 
Gentimes gerechnet (11%s Er.), gegen 1841 und 42 waren 232 —240 P. 
auf die föln. Mark anzunehmen. Dieß hat eine große Zerrüttung des 
Verkehrs hervorbringen müffen. Seit 1845 ift das Muͤnzweſen feft und 
aut geregelt und der Piaſter zu 1,98 Grammen Scrot mit 9,9% Br. 
Feingehalt beftimmt, alfo 234%, auf die }. Marf oder das Stüd zu 
6,7 — 1,91 Sour. beftimmt. 

(5) Das zu häufige Müngprägen hatte eine Bertheuerung des rohen Metalles 
gegen Münze zur Folge und verleitete dann zur Abweichung von dem 
vorfchriftmäßigen Schrot und Korn. Deal. rüel, Materialien für 
die zu erwartende Meform des deutſchen Muͤnzweſens, Gannover 1831, 
2. A. S. 29. 
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(6) In den meiften Ländern koſtet heutiges Tages das Muͤnzweſen mehr 


als es einbringt. Beifpiele. Baden D. 1854/55 Zufhuß 36611 fl., 
dagegen 2jährige Zunahme des Metallvorraths 68507 fl. — N. 1858,59 
jährl. Zuſchuß 7506 fl. „Die Münze wirft in Baden feinen Rein⸗ 
gewinn ab. Die Abweihung zwilhen den Einnahme und Ausgabe: 
eträgen in den einzelnen —28 beruht lediglich in den Schwankungen 
bei dem Stand der Metallvorräthe.“ Amtl. Beitr. ©. 278. R. 1860.61 
j. 272 fl. Mehrausgabe, A. 1862.63 43414 fl., A. 1864.65 34077 fl. — 
Bayern A. 1855—61 Mehrausgabe 11242fl. bei einer jährl. Prägung von 
2934955 fl. — In Franfreih, 9. 1859, if die Cinnahme der Aus: 
abe gleich, nur daß noch für Münzbeamte, Gebäude, Geräthe, Stempel, 
Beigung sc. 179800 Fr. aufjuwenten find. — Hannover N. 1854 
3150 fl. Mehrausgabe. — Großh. Hefien A. 1857—59 jährl. 3180 fi. 


‚ Ausgabe — Kirchenſtaat D. 1853— 55 217630 Scudi reiner Ueber 


(4) 


ſchuß. — Niederlande A. 1860 35425 fl. Ausgabe. — Defterreich 
1862 760946 fl. NReinertrag (vermuthlich wegen des wohlfeilen Metalts 
antaufes von den Bergwerfen). — Preußen 9. 1858 — 60 Binnahme 
ber Ausgabe gleih, doch if ein Betrag von 12500 Rthle. zur Bers 
mehrung des Betriebscapitals von 916978 Rthlr. beflimmt und bildet 
alfo einen Ueberſchuß. — Sachſen A. 1858 — 60 jährl. 2200 Kiblr. 
Mehrausgabe nebft 3000 Rthir. Berluf beim Umfchmelzen älterer Stüde 
a. 1861 —63 3000 I Münzverlut. — Würtemberg N. 1858 — 61 
und 1861—63 Ginnahme und Ausgabe gleich. 

In Branfreih wird im Boranfchlage eben foviel Cinnahme aus tem 
Remedium in Minus als Ausgabe für das Remedium in Plus angefept, 
nah den Rechnungen aber beträgt jenes etwas mehr, es blich z. B. 
1837 ein Ueberfhuß beim Golde von 1510 Fr., beim Silber von 
19338 Fr., Compte gön. de l’administr. des f. pour 1837, I, 496. 
un in den legten Jahren kam ein folcher Ueberſchuß vor, Hod, 

. 579. 


(e) In Franfreih wurden 1845 5%, Mill. Fr. zum Ginziehen und Ums 
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prägen der alten Scheidemünge in Billon, von denen gegen 30. Mill Fr. 
vorhanden waren, verwendet. — In den Niederlanden wurde 1845 
eine Umprägung älterer Münzen in Gulden und Thaler zu 24 fl. 
vorgenommen und in der Zwi enzeit die Lüde in den Umlaufsmitteln 
durch Ausgabe von 30 Dil. fl. Münzfcheinen (Papiergeld) ausgefüllt. — 
Man fünnte zwar durch Berrufen oder Herabwürbdigen der zu entfernens 
den fchlechteren Münzen den Schaden auf die einzelnen Befiger folcher 
Münzen wälzen, allein dieß ift unbillig, weil ganz zufällig der Bine 
mehr, der Andere weniger getroffen wird und Niemand fi vor Verluſt 
hüten Eonnte, fo lange der Umlauf folder Münze ohne eine Warnung 
ugelaffen war. Daher hat Würtemberg 1837 bei der Herabfegung der 
* ben und Viertelskronthaler den Beſitzern den vollen bisherigen Preis 
erſtattet und die Zubuße von 68934 fl. auf die Stautscafle übernommen. 
So geſchieht es neuerlich auch bei dem Ginfchmelzen der ganzen Krons 
thaler. Man hat in Baden 1847 ermittelt, daß die Mark fein Silber 
in Kronthalern auf 24 fl. 40 fr. zu fliehen fam, wobei ber Werth 
bes kleinen Goldgehaltes ſchon mit berüdfichtigt if. Dei den 1859 
eingefhmolzenen Kronthalern, die bei den Gaflen im vollen Preife von 
2 h. 42 fr. eingingen, war das Stüd nur 2 fl. 40,9 fr. werth und 
das Pfund Silber fam auf 62 A. 58 Fr. zu flehen, in eingezogenen 
6 und 3 Kreuzerftüden fogar auf 69,1! fl. In Sachſen brachte das 
Umfchmelzen alter Münzen 1855 — 57 einen Berluf von 11,3 Proc. 
8. B. in Folge des ſchweiz. Münzvertrages von 1825, des Bundes 
efeßes von 1850 und ber deutſchen Verträge von Münden 1837, 
eoden 1838, Wien 1857, il, $. 239. 


— 
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6. 202. 

Der Betrieb bed Münzgefchäfted auf Staatsrechnung ers 
fordert ein großed Capital an Gebäuden, Maſchinen und Vor⸗ 
räthen, deren Zinfen eigentlich unter den Koften der Prägung 
mit aufgeführt werden follten (a). In den Münzbeamten müflen 
gründliche chemifche (5), mechanifche und Faufmännifche Kennts 
niffe (für den Einkauf der rohen Metalle), aud) die Kunft bes 
Stempelfchneidend (Gravirend) vereinigt fein, weßhalb mehrere 
Beamte bei jeder Münzftätte zufammenmwirken müflen. Sowohl 
deshalb, als wegen der Größe des ftehenden Capitales und ber 
Nüslichkeit der Beibehaltung eingeübter und zuverläfftger Arbeiter 
find kleine Münzftätten nidyt fo vortheilhaft als große, in denen 
man auch leichter von allen neuen Hülfdmitteln der Kunft 
Gebrauch machen kann. Für Feine Staaten ift e8 daher rathfam, 
bei der Münzflätte eines größeren Landes prägen zu laſſen (c), 
doch Fönnten auch mehrere Regierungen ſich einer gemeinfchaft- 
lihen Münzftätte bedienen. Durch den Abfchluß von Verträgen 
über einen gleichförmigen Münzfuß wird viefe Einrichtung ehr 
erleichtert. Wenn die Regierung dad Prägegefchäft einem Privat⸗ 
unternehmer übertrüge, in ber Erwartung, daß biefer an den 
Betriebdausgaben etwas zu erfparen im Stande wäre, fo müßte 
berfelbe verpflichtet werden, die Stüde genau nad der Vorſchrift 
zu verfertigen, auch müßte ihm ein landeöherrlicher Beamter zur 
Aufficht beigegeben werden. Wenn ihm ber Ankauf des rohen 
Metalles überlaffen würde, fo müßte ihm der Preis beſtimmt 
werben, für den er dad von Inländern übergebene Münzmetall 
anzunehmen hätte. Diefer Preis würde fo zu regeln fein, daß 
dem Unternehmer ein zureichender Schlagſchatz übrig bliebe. 
Da ihm aber zugleich die zu prägende Menge von Münzen 
jeder Art vorgefchrieben werden muß, fo kann es leicht gefchehen, 
bag er das Metall theurer einzufaufen bat und folglich nicht 
beftehen kann. Eine ſolche Uebereinkunft führt daher zu manchen 
Berwidlungen und Schwierigkeiten. Ein anderer Ausweg wäre, 
daß dem Unternehmer dad Metall von der Regierung geliefert 
würbe und er nur für die Prägung eine ausbebungene Vers 
gütung empfinge. Nur die im Dienfte ded Staates fiehenden 
Münzbeamten find im Beſitze aller auf diefen Gegenſtand fich 
beziehenden Kenntniffe und Geſchicklichkeitn. Da nun wenige 
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andere Perſonen fähig und zuverlaͤſſig genug find, um als 
Unternehmer zugelaflen werden zu können, fo wäre für biefes 
Gewerkögefchäft Fein Mitwerben zu hoffen, welches die Ders 
gütung erniedrigte, und ed Täme die Beforgniß hinzu, daß bie 
Münzen mit geringerer Sorgfalt verfertigt werden. Diefe 
müßten auf das Genaueſte geprüft werden. “Die vorhandenen 
Baueinrihtungen, Mafchinen, Werkzeuge würde die Regierung 
bei der Ungewißheit, wie ein folcher Verſuch bed Berdingens 
ausfällt, nicht veräußern wollen; biefe Gegenftände müßten alfo 
dem Unternehmer zum Gebrauche überlaflen werden. Yür 
Scheidemuͤnze hätte derfelbe an die Staatscafle einen Theil des 
Gewinnes abzugeben. Nach diefen Erwägungen ift es rathjam, 
dad Ausmünzen auf Staatsrecdhnung beizubehalten, weldyes der 
Regierung geftattet, fich frei zu bewegen (d). 


(a) Dann wird in der Regel ein Verluſt erfcheinen. In Baden wurden zu 
Ende 1856 die Gebäude und Gewerbseinrichtungen auf 127000 fl., die 
Werkzeuge und Geräthfchaften auf 58181 fl., die Borräthe auf 183 100 fl. 
berechnet, zufammen 368261 fl., wovon ber bloße Zins zu 4 Proc. 
fon über 14700 fl. betragen würde. 

(5) Die zur chemifchen Unterfudhung der Metallgemifhe und Münzen bes 
flimmten Kunftverfländigen find die Wardeine, essayeurs. 

(ec) Die Karlsruher Münzanftalt prägte einige Zeit für Hohenzollern: Gigs 
maringen und berechnete für halbe Gulden 24 fr. auf die feine Marf 
(1, Hoc), für ganze Gulden 15 fr. (1,9% Proc.), Doppelgulten 13% Er. 
(0,9 Proc.), Bereinsthaler 12 Er. (0,8: Broc.), ohne die Anfchaffung 
des Silber. — In Branfreih wurden die Dünzftätten 1772 von 31 
auf 15 vermindert, 1796 auf 8, fpäter wurden fie auf 15 vermehrt und 
wieder vermindert. Sept beſtehen deren 7, es wird aber für rathiam 
gehalten, nur eine einzige große Anfalt zu haben. D’Audiffret, 
Syst. fin. IV, 29. 

(d) Der Vorſchlag, die Prägung der freien Concurrenz zu überlaflen und 
nur eine Stempelung vorzunehmen, gewährt nicht die nöthige Sicher 
heit; v. Malhus, I, 115 gegen v. Jakob, $. 412. — In Frank 
reich beſteht eine Ginrichtung obiger Art. Jede Münzftätte bat einen 
Unternehmer (directeur), weldyer die Anfchaffung der Stoffe, den Arbeites 
lohn und bie kleinen Betriebsausgaben beforgt und von faiferlichen 
Beamten beauffühtigt wird. If eine geliffe Menge von Mützen fertig 

eworden, fo werben 6 Stüde an die Pariſer Münzcommilfton zur 
Beüfung eingefendet. Das Kil. Gold von 0,9 Kom, aus welchem 
3100 Fr. (155 Stüde von 20 Wr. ac.) geichlagen werden, dird mit 
einem Abzuge (retenue) oder Schlagidyap von 6,7 Fr. (2,1% p. m.) ber 
zahlt (DB. v. 22. März 1854), das Kil. Münzfilber von obigem Korn, 
aus welchem 200 Fr. gemacht werden, mit Abzug von 1re Fr. (Is 
Proc.). Die Direetoren kaufen das Müngmetall aud Häufig im Aus: 
lande. Sie geben den Berkäufern Anmeilungen auf die Münzcaffe 
(bons de la monnaie), weiche obige Preife des Münggoldes und Silbere 
vergütet. Im Staatsvoranſchlage ift ber bei dieſem Anfaufe abgezogene 
Schlagſchatz als Binnahme a worden, dagegen werden die ganze 
geprägte Summe und ber Anfaufspreis als durchlaufend ausgelaflen 
Rau, polit. Defon. DIL 5. Ausg. j 19 
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Zugleich wird die jenem Abzuge gleiche Vergitung für den Muͤnzdirector 
wieder in Ausgabe geſetzt. Fuͤr 1859 und 60 3. B. find 200 Dill. fr. 
Gold: und 20 Mill. Silbermuͤnze angenommen, biefe geben (zu 2, 16120 
p. mille) 432 258 Fr. Schlagfchaß vom @olde, 150000 Fr. vom Silber, 
alfo find 582258 Fr. als retenue in Einnahme und wieder als Bers 
gütung für das Prägen in Ausgabe geftellt. — Die Umprägung der 
älteren 12 theiligen in 10theilige Münzen (Decimalfug) hat die Parifer 
Münzftätte ſtark befchäftigt. Die Koften verminterten ſich dadurch, daß 
man ben Kleinen Goldgehalt der bis 1793 verfertigten Silbermünzen 
(1 p. mille) herausziehen ließ, wofür von den Unternehmern eine Eleine 
Pergütung entrichtet wurde. 


6. Hauptftüd. 
Tabatsregal und andere Gewerks- und Banbelsregalien. 


$. 203. 


Es giebt mehrere Hohheitsrechte, die ſich bald auf den 
Alleinhandel mit gewiffen Waaren, bald auch auf die Ber: 
fertigung derfelben beziehen und feinen anderen Grund für fich 
haben, ald daß fie Gelegenheit geben, von einem @egenftande 
bed inneren Berbrauched durch Fünftliche Preiserhöhung eine 
fteuerartige Abgabe zu beziehen ($. 167), 3. B. dad Tabaks⸗ 
und Spielfarten-Regal (a). Mag auch die auf diefe Weife 
erlangte Einnahme, ald Steuer betrachtet, ergiebig und ihrem 
Gegenftande nad) vollfommen zwedmäßig fein, fo ift doch bie 
Regalität des Hanbeld oder auch der Erzeugung für den Ges 
werbfleiß der Bürger ftörend, und zwar defto mehr, je häufiger 
die belaftete Waare erzeugt und verbraucht wird. Die Nad)s 
theile ſolcher Regalien laſſen fi) im Allgemeinen fo bezeichnen: 

1) Handeldregalien (Staatömonopole im eigent- 
lichen Sinne) beläftigen a) die inländifchen Erzeuger, weil dieſe 
bie dem Regale unterworfene Waare im Innern des Landes 
nur an ben Staat verkaufen bürfen, ber ihnen die Preife ber 
liebig fest, auf die Fortſchritte der Gewerböfunft nicht gehörig 
Rüdfiht nimmt und an den gewohnten Formen und Sorten 
leicht zu beharrlich fefthält, — ferner weil auch-die Ausfuhr 
ber Waaren durch die zur Sicherung des inländifchen Alleins 
handeld dienenden Körmlicykeiten und Beichränkungen erfchwert 
wird; b) die Käufer, weil fie fich nicht beliebig nady Neigung 
und Bebürfniß verforgen bürfen, weil fie die Vortheile ents 
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behren, welche ihnen das Mitwerben in Bezug auf Beichaffen: 
heit der Waaren, Bequemlichfeit des Kaufes u. dgl. gewähren 
würde, und weil zufolge ber foftbaren Verwaltung ded Staates 
die Preife auch nach Abzug bed in die Etaatöcafle fließenden 
Monopolgewinnes fich höher ftellen, als bei freiem Handel (b). 

2) Erfiredt fih das Hohheitdreht auch auf die Ver⸗ 
fertigung einer Kunftwaare, fo wird auch der Betrieb eines 
bürgerlichen Gewerkszweiges geftört. Die Regierung vermag 
benfelben nicht mit folchem Erfolge zu führen, als die Bürger, 
ed wird daher feicht die Erzeugung vermindert, die Anwendung 
von Kunſtmitteln, Eapitalen und Arbeitskräften befchränft, eine 
Duelle des Unterhaltes verfchloffen, und den Käufern werben 
theurere oder minder gute Waaren geliefert. Die Rachtheile für 
die Volkswirthſchaft erfcheinen am ftärfften bei folchen Bewerben, 
welche der größten Erweiterung fähig find. 


(a) Weber das Tabaksregal f. F. 204. — Das Schießpulverregal. in 
Frankreich iR dazu beftimmt, den Bedarf von Pulver zur Staatsver- 
theidigung ficher und gut zu liefern und vielleicht auch die Regierung 
gegen bewafinete Aufftände zu fchügen, allein diefe Abficht ie nicht 
erreicht worden und jene macht feineswegs das Regal nothwendig. 
Daffelbe beruht auf tem Geſetz v. 13. Fruct. V (1797). Die Ber: 
fertigung des Schießpulvers ift Privatperfonen unterfagt. Sie wird 
unter dem Kriegsminifterium von gründlich unterrihteten Männern 
eleitet und das Pulver iſt von vorzüglicher Güte, jedoch theuer, weß⸗ 
Bath viel eingefhwärzt wird. Das Kriegs:, Sciffahrts- und WYinanzs 
minifterium erhalten ihren Bedarf (1859 5046000 Kil.) gegen ven 
Erſatz der Koften (7365094 Pr. oder im D. 1,45 Fr. für das Nil.) 
von der Pulververwaltung. Das Yinangminifterium insbefontere erhält 
4171000 Kil. für 5949761 Fr. und zwar Sprengpulver zu 1,975 Fr., 
Sagdpulver zu 2,8909 — 3,5738 Kr. das Kil., es verfauft aber wieder für 
11724000 Fr. und zieht dabei befondere aus dem Jagdpulver einen 
anfehnlihen Monopolgewinn, da das Kil. zu 9/s-- 15';, Fr. verfauft 
wird; dagegen verurfacdht der Berfauf auch 417400 Fr Ausgaben. In 
das Ausland wird Jagdpulver zu 4 — 4. —5 Fr. das sit, verfauft. 
Bol. v. Hod, ©. 355. — Das Branntweinregal in Rußland 
beftand in feiner Bollitändigfeit nur in den 29 Gouvernements von 
Groß: Rußland, wo der Verlauf des Branntweine ausichlieglih von 
Pachtern in beflimmten der Krone gehörigen Schenken (Kabafs) geſchah. 
Die Regierung kaufte den Branntwein von ten Erzeugern und ließ 
ihn an die Pachter um einen höhern Preis ab, dieſe follten ihn aber 
nur um gewiſſe Brocente theurer im Kleinen abgeben. Yür jeden Kreis 
war ein Pacter angenommen, der die einzelnen Schenfen unter ſich 
hatte. Er mußte fi zur Abnahme einer gewiflen Menge anheiſchig 
madhen. Konnte er mehr abjegen, fo erhielt er den weiteren Bedarf 
um den Betrag, den die Regierung ſelbſt bezahlte. In 16 füdlichen 
und weftlichen Gouvernements befand ein ſolches Monopol in den 
Städten, während auf dem Lande nur eine Trankſteuer (Accife) erhoben 
wurde. In Sibirien waren wieder andere Binrichtungen, überhaupt 
nahm man im ganzen Reiche 11 verſchiedene Syſteme der Branntiveins 
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abgaben an. Dieſelben gaben zu vielen Unredlichkeiten Anlaß, auch 
war ber Branntweinverfehr zwiihen einzelnen Landestheilen verboten 
und tie Gränzen berfelben wurden bewaht. Die Zahl ver Brannts 
weinihänfen it gegen 90000. Das gefammte Einfommen betrug in 
den legten Jahren 70 Mil. Rub., von 1859 an mwurten 110 Mill. 
erwartet, ter 9. für 18562 war 123 Mill. Der ganze Verbrauch wurde 
zu 42 Mill. Wedro — 344 Mill. bad. Maaß angegeben. Die erwähnten 
Uebelflänte gaben ben Beweggrunt zu ber Abihafung ter ganzen Gin: 
rihtung, es wurde eine Branntweinfteuer und eine Gewerb⸗ (Patent⸗) 
Eteuer von bem freigegebenen Handel mit Branntwein eingeführt. Der 
A. für 16563 enthält 100 Mill. Einnahme aus jener Steuer, man hofft 
aber auf eine Bermehrung des Ertrages durch vermehrten Verbrauch. 

(5) Früherhin waren folde Monopole nicht felten, fie wurden auch wohl 
fogar Privatperfonen überlafien, wie das Brennholzmonopol in ter 
Kurpfalz 1778— 90 und das preuß. Zudermonopol mit Ginichluß der 
Raffinirung. — Ehemaliges Monopol des Lumpeniammelns in mehreren 
Laͤndern. Im Kirchenſtaate if neuerlih der Lumpenhantel an das 
Bankhaus Torlonia verpachtet. 


$. 204. 


Dad Tabafsregal ift wegen feiner großen Verbreitung 
und Einträglichkeit von ſolcher Wichtigkeit, daß es eine nähere 
Beleuchtung verdient (a). Die Grundzüge beflelben nad) den 
Einrichtungen in Oeſterreich und Frankreich find folgende: 

1) Der Tabaksbau ift zwar den Landwirthen überlafien, 
aber forgfältig überwadht. Es muß Erlaubniß dazu eingeholt 
werben, welche zur Erleichterung der Auffiht nur in gewiflen 
Zandestheilen und für eine beftimmte Aderfläche ertheilt wird. 
Das Erzeugniß muß entweder für einen vorausbeftimmten Preis 
an bie Tabaföverwaltung abgeliefert oder in's Ausland geführt 
werden. Durch ftrenge Aufficht fucht man zu verhüten, daß 
Blätter heimlich anderd verwendet werben. 

2) Was zur Verforgung bed Landes vom Auslande bezogen 
werden muß, wird von ber Tabaköverwaltung angefauft; für 
Privatperfonen ift die Einfuhr von rohem und verarbeiteten 
Tabak verboten. 

3) Die Regierung läßt bie nöthige Zahl von Tabaksfabriken 
auf ihre Rechnung betreiben. Der Berfauf in größeren Maſſen 
und ſodann im Kleinen gefchieht nach vorgefchriebenen ‘Preifen, 
von denen die Berfäufer gewiſſe Antheile ald Vergütung ihrer 
Arbeit und ihrer Auslagen erhalten. 

4) Die Verlegung der vorgefchriebenen Regeln ift mit 
Strafen bebroht (b). 

Durch dieſe Anordnungen wird ein anfehnlicher Reinertrag 
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fuͤr die Staatscaſſe zu Wege gebracht (c). Der Tabak, als ein 
beliebtes, ſehr verbreitetes und doch entbehrliches Genußmittel, 
eignet ſich vorzüglich gut zur Belaſtung mit einem ſteuerartigen 
Monopolgewinn. Die durch denſelben bewirkte Preiserhoͤhung 
wird, wenn man fi an fie gewöhnt hat, leicht ertragen, indem 
man fi im Verbrauche eine Einfchränfung auferlegt, auch zeigt 
die neuerliche Zunahme der Verzehrung, daß biefelbe nicht zu 
fehr vertheuert ift. Bei freier Verarbeitung und freiem Berfehr 
würde ed nicht wohl moͤglich fein, durch eine auf ben Tabaks⸗ 
verbrauch gelegte Steuer foviel Einnahme zu erlangen, ald daß 
Regal einträgt (d). Aus diefen Gründen erflärt ſich die Bei⸗ 
behaltung dieſes Regales in den Ländern, wo es fchon lange 
eingeführt ift, und bie dort herrfchende Vorliebe für baffelbe. 


(a) Daſſelbe befteht in 13 europ. Staaten, welde 116! Mill. Einwohner 
haben oter beinahe 44 Proc. der Bolfsmenge von Curopa. Dahin 
gehören Defterreih, Frankreich, Spanien, K. Italien, Bolen, Kirchen: 
ſtaat, Portugal und Liechtenftein. Zuerft wurde dieß Regal 1625 unter 
Karl I. in England eingeführt, aber nah dem Tode defielben wieder 
aufgehoben. 1657 wurde es in Venedig, bald darauf im Kirchenſtaate, 
1669 in Portugal, 1670 in Deflerreih, 1674 in Frankreich eingeführt. 

(6) Sn Frankreich wurde 1629 ein Einfuhrzoll von 30 Sous auf das 
Pfund, 1674 aber das Negal angeordnet (Colbert), welches man 
anfangs für 500000 Liv. verpachtete, dann der compagnie d’occident, 
hierauf der c. des Indes übertrug und fpäter den Generalpachtern für 
1:600000 2iv. überließ, II, 8. 279 (a). Elſaß, Flandern ıc. waren 
frei und bauten viel Tabaf. 1784 wurden in den, dem Regale unter: 
worfenen Provinzen (22 Mill. Einw.) 15000 Etr verkauft, der Rein: 
ertrag war 30 Mill. Liv. 1789 wurde das Monopol aufgehoben und 
nur ein Ginfuhrzoll beibehalten, welcher jährlid 1'800 000— 2400000 Fr. 
einbrachte. 1797 kam eine Abgabe von den Tabaksfabrifen Hinzu, welde 
—* Fr. vom Kilogr.) 4 785 600 Fr. trug, und nach Anordnung ſchaͤr⸗ 
erer Auffihtsmaßregeln flieg der Ertrag auf 18 Mill. Fr. Das Regal 
(rögime exclusif) wurde durch die Verfügung vom 29. Nov. 1810 vom 
1. Zuli 1811 an wieder hergeftellt, worauf die reine Cinnahme uns 
gefähr 45 Mill. Fr. erreihte. Bon Zeit zu Zeit wurde die Fortdauer 
des Megales geſetzlich auf eine weitere 10jährige Periode ausgeſprochen, 
Geſetz vom 23. April 1840, 3. Juli 1852, .. Mai 1862, alfo bis 
Ende 1873, weil biefer hohe Ertrag auf anderem Wege von dem 
Tabafsverbrauche nicht zu erlangen fein würde, obgleidh die Täfligen 
Folgen anerkannt wurden. Der Tabafsbau ift jebt in 15 Departements 
(1836 in 9) geflattet und für den inländifchen Verbrauch wird jährlich 
die zu bepflanzende Morgenzahl in jedem Departement und Arrontifie: 
ment beffimmt. Jeder Landwirth, der Tabaf bauen will, giebt ein 
Geſuch ein und eine Commilfion in jedem Departement entfcheibet, 
wen und für welche Fläche der Anbau zu erlauben fei, damit die im 
Ganzen geftattete Fläche nit überfchritten werde. Bei dem Anbaue 
zur Ausfuhr kann Bürgfchaft gefordert werden, in beiden Fällen if 
eine forgfältige Ueberwachung iM ange, es wirb der bepflanzte Flächen: 
raum nachgeſehen, es werben die einzelnen Pflanzen gezählt und es 
wird fogar die Zahl aller Blätter durch Abzählen an einigen Pflanzen 
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ermittelt. Die ganze gebaute Menge muß an das Staatsmagazin abs 
eliefert werden, wenn fie nicht ins Nusland geht. Die fchlechten 
lätter werden verbrannt, auch die Geitzen, die Nachlefe und die Stöde 
nad) der Ernte. Der Preis wird jährlih vom Finanzminiſter für jedes 
Arrondiffement beflimmt, aud wird im Herbſt befannt gemadt, wie 
viel im naͤchſten Sabre gekauft werden foll. Die Anfäufe fliegen in 
den legten Jahren wegen des flarf zunehmenden Verbrauchs bis auf 
56 Mill. Fr. (1862); 1861 50 Mill. Fr. für 261/; Mill. Kil. inläns 
difche Blätter (auf ungefähre 15000 Hektaren gebaut), nur 14,8 Mil. 
Kilogr. ausländiihe nebſt 75000 Kilogr. Gigarren. 1835 war ber 
Mittelpreis, den die DBerwaltung für inländifche Blätter bezahlte, 
73,95 Fr. für 100 Ki. oder 17,4 fl. für den Gentner. Im Dep» 
Niederrhein hat die Herabfegung des Preifes bis auf 40 — 46 Pr. leb: 
hafte Klagen des Dep.-Rathes erregt und man verlangte 1840 und 41, 
daß der Preis wieder auf 60 Fr. erhöht werde; 1860 wurde er uns 
efähr fo bezahlt, doch werden mehrere Sorten von Blättern unters 
hieden. Dan verlangte in diefem Dep. für 1855 4681 632 Kil. und 
beftimmte dazu 2258 Helt., was alfo einen Ertrag von 20 metr. Eent. 
auf den Heft. — 14,1 Etr. auf den bad. M. anzeigt. 1859 war ber 
Durchfchnittspreis der mländifchen Blätter 67%/5 Fr. für 100 Kil. = 
15,4 fl. für den Gentner. Es beflchen (1860) 14 Staatsfabrifen mit 
159 Beamten, wozu 82 in den Blättermagazinen und 339 Beamte zur 
Auffiht auf den Anbau fommen. Der Abſatz von verarbeitetem Tabak 
war im D. von 1835 und 36 263667 CEtr. oder gegen 0,3 Pfd. auf 
den Kopf, 1843 205 365 tr. Rauch: und 134424 Etr. Schnupftabat, 
1854— 56 gegen 450-460 000 Etr., Verbrauch auf den Kopf im D. 
1851 —56 1,18 Pfd. Der rohe und reine Ertrag war fortwährend im 
Steigen. Es war: 


rohe @innahme reine Binnahme 
1825 67,3 Mil. 4 Mill. 
35 74,4 " 51,7 ” 
45 119 „ 82,5, 
D. 1851—56 141° „ 103,8 „ 
186091. 13 „ 124,7 „ 
18621. 2245 „ 162 „ 


Nah dem A. für 1862 nehmen die Koftlen 27,% Proc. der Ginnahme 
hinweg, ber Reinertrag ift 72,8 Proc. Der mittlere Verkaufspreis des 
Gentners berechnet ſich fortwährend auf 148 fl., die gemeine, in größter 
Menge verbraudte Sorte ficht zu 169 fl., in den Gränz:Departements 
zu 52 fl., für Heer und Flotte zu 30 fl. Es find gegen 40000 Kleins 
verfäufer, die im D. 10—12 Proc. Vergütung erhalten. Necker, I, 
i0. — Herbin, Statist. de la Fr. II, 122. — Chaptal, Industr. 
fr. I, 167. — Cordier, Agric. de la Flandre fr. Tab. 9. — Ber: 
handlungen der franzöflfhen Dep. Kammer, 3. B. 6. März 1824 
(Benoit), 20. März 1839 (Chabrol), 10. Nov. 1829, San. 1835. — 
De Ge&rando IV, 150 (die geſetzlichen VBorfchriften). — Rapport au 
Roi, ©. 114. — v. Hod, ©. 338. — Tuhr, Memoire sur les 
progr&s de l’impöt du tabac en Fr. Paris 1861. 


Das Tabaksregal in Defterreich, eingeführt 1670, fpäter auf: 
gehoben, 1723 wieder hergeftellt, 1775 — 83 verpadhtet, wird feitbem 
durch Selbfiverwaltung benugt. Ungarn, Siebenbürgen, das Küften- 
gebiet und die Militärgränge waren bis zum Anfang des Jahres 1851 
(Batent v. 29. Nov. 1850) vom Regal ausgenommen, jetzt erſtreckt 
ſich daffelbe über den ganzen Staat. Der Anbau if jedoch nur in 
gewiſſen Theilen von Galizien, Südtirol, Benedig (Brenta-Gemeinden) 
und in ben Ländern, in die das ehemalige Ungarn zertheilt wurde, 
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geftattet. Im D. 1851—56 wurden j. 496098 Ctr. inländische Blätter, 
von 103950 Landwirtken und von einer Fläche von 53122 Joch, ber 
Gentner zu 8 fl. 39 x. (10 fl. 36 Er. ſüdd.) eingefauft. Zum Anbau 
muß Erlaubniß nachgeſucht werden. Die geernteten Blätter muß man 
an die Regierungemagazine um den beftimmten Preis abliefern oder 
ausführen, doch find auch Händler zugelaflen, die ihren Borräthen eine 
jener beiden Verwendungen geben müflen. Die Blätter werden größten: 
theild in Ungarn gebaut, wo zu biefem Behufe neuerlich eine Anzahl 
neuer Dörfer von ber Regierung angelegt worden und viel zur Befoͤr⸗ 
derung dieſes Gewerbszweiges geichehen iſt. Klima und Boden find in 
dieſem Lande fo günftig, daß bie deutfchen Provinzen auch bei voller 
Freiheit das Mitwerben des ungarifchen Tabaks fchwer aushalten wuͤr⸗ 
den. Der in den 25 Staatsfabrifen zubereitete Tabaf wird aus ben 
69 Niederlagen an 506 Haupt:Berleger abgegeben, die wieder gegen 
70000 Kteinhändler (Kleinverfhleißer oter Kleintraffican-: 
ten) damit zu verfehen haben. Die Verkäufer müflen die vorgeſchrie⸗ 
benen Preife genau beobadhten. Die Unterverleger und Großtrafficanten 
erhalten die Tabafvorräthe monatweife auf Credit. Die Anfrechthaltung 
des Regals madht viele Strafbelimmungen nothwendig. Im D. 1851 
—56 wurden j. 606944 Etr. verarbeiteter Tabak verfauft, worunter 
57476 Etr. — 7441, Mill. Stüd Cigarren. 1856 war der Abfag 
63 342 Pfd. Echnupftabaf (für 6117549 fl.), 555994 Pfd. gefchnittener 
Rauchtabak (22 682 284 fl.), 937 Mill. inländifhe und 8%, Mill. 
Havanna» Gigarren. 1860 wurden 519427 Etr. geichnittener Tabak, 
14% Mill. Cigarren und 54192 Etr. Schnupftabaf verfauft. Der 
zunehmende Rob: und Reinertrag in den legten Jahrzehnten gereicht 
der Regalverwaltung fehr zum Lobe. Es war 


rober Extra reiner Ertrag 
D. 1821—40 10°516299 fl. 5642341 fl. — 53,5 Proc. 
41—50 21351612 „ 12144453 „ = 56,9 „ 
51—56 40286034 „ 21.012371 „ = 52! „ 
1860 52674 134 „” 34695419 „ = 653 „ 


1862 56% Mil. „ 30 Mill. , = 54° 
Bon den 30%, Mil. gehen noch über 2 Mill. fl. für den Berluft 
eim Ginfaufe fremder Blätter zufolge des niedrigen Gurfes des Papiers 
geldes ab.) Nach einer Bergleihung der öfterreihifhen und franzöflfchen 
Tabaksverwaltung in den Jahren 1851 —56 war im D. in öflerr. 


Gewicht und Geld: 
Oeſterreich Frankreich 
Mittlerer Verkaufspreis des Centners 66,7 fi. 140,3 fi. 
Geſammtkoſten auf den Gentne . . 31,8 „ 37,6 „ 
Reinertrag auf den Eentner . . . 349 „ 103,2 „ 
jährliher Verbrauch auf den Kopf . 1,58 Pfd. 1,08 Pfd. 
Linden, Abhandl. über cameral: und fiscalamtliche Gegenſt., 1834, 
©. 113. — Malintovsfi, I, 278. — Krapf, Handb. II, 345 ff. — 
v. Hauer, ©. 67. — v. Plenker, Das öfterreich. Tabafsmonopol, 
Pien 1857, 4° (amtlich und vollſtaͤndig). — v. Czoͤrnig, Das d. 
. IV, 170. 


In Spanien gehörte die aus dem Regal entfpringende Beläftigung 
für die Landwirthe unter die Hauptbefhiwerden der americanifchen Unter: 
tbanen Spaniens. Peru und Chili durften 3. B. gar feinen Tabaf 
bauen, in anderen Provinzen war die Zahl der Pflanzen vorgefchrieben 
und es wurde genau darüber gewacht, daß man fie nicht überfchritt. 
Nah v. Bourgoing (Neue Reife nah Spanien, I, 332. 1789.) 
fam das Pfund Schnupftabaf der Krone auf 2 Fr. zu fliehen und wurde 
wie der Rauchtabaf zu 10 Br. verfauft. Cine eigene junta del tabaco 
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forgte für die Sicherheit der Tabakseinnahme. Der Ertrag iſt neuer⸗ 
Iih im Steigen, da die 8 Staatsfabriken verbefiert worben find und 
ber Schleihhandel (an den Küflen) wenigflene abnimmt. 
A. 1849 roher Ertrag 166 Mill. Re., reiner Ertrag 127 Mill. 

52 „ „19 „ ” „ „ 14 „ 

62 „ „ 306 „ ” „  „ 113 „ 
Lebtere Zahl (173 Mill.) iR 56 Broc. des Rohertrags. — In Preußen 
war 1765 — 81 ein Tabafsregal. — In würtembers Hatte 1770 
das alte Monopol aufgehört. 1808 ward es in der Weile erneuert, 
daß der Staat ben faßririrten Tabak einfaufte und an die Kaufleute 
um erhöhten Preis abließ, was 150000 fl. rein trug. 1821 hörte 
auch dieß Monopol wieder auf, es trat nur (bis 1828) eine Abgabe 
von den Tabafshändlern ein, die gegen 40000 Fi. einbradte. Ueber 
den Tabalshandel in Würtemberg, Stuttg. 1815. Ernſte Worte über 
Sinanzmaßregeln, 1815. — Auch Bayern hatte einige Zeit lang ein 
ähnliches Megal des Tabakshandels. 

(c) Reinertrag auf den Kopf: 

Sranfreih A. 1862 2 fl. 
Defierreih „ „ 
Spanien ” ” 1%/s e⸗ 
Portugal, 18541 „ 
Sardinien R. 1855 1,4 „ 

(d) Nur der Fall ift auszunehmen, wo im Lande fein Tabak gebaut und 
daher die Steuer als Ginfuhrzoll erhoben werden fann. In Groß: 
britanien iſt deßhalb der Anbau des Tabals feit 1652 unterjagt. In 
Irland war der Tabafsbau ziemlich ausgebehnt, wurde jedoch fpäterhin 
ebenfalls verboten. Mac @ultoh, Handb. II, 802. 
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Den im vorigen $ nacgewiefenen Bortheilen, bie das 
Tabaföregal als Einfommensdquelle befigt, müflen die volfds 
wirtbfchaftlichen Wirkungen beffelben zur Seite geftellt werden, 
wozu die Vergleihung der unter dem Regal ftehenden und ber 
von demjelben freien Länder gute Dienfte leiftet. 

1) Der Tabafbau findet in Ländern ber letzteren Art 
mehr Ermunterung und pflegt dafelbft mit mehr Fleiß, Kunft 
und Gapitalaufwand betrieben zu werden. Das Regal legt dem 
Anbau und Verkaufe ded Tabaks zu viele Befchränfungen und 
Auffichtsmaaßregeln auf, bringt den Landwirth leicht in Gefahr, 
auch ohne gejepwidrige Abſicht ftraffällig zu werben, hindert 
ihn, dad ganze Erzeugniß vollftändig zu benußen, und vers 
fchließt ihm die Ausficht, für worzügliche Blätter vermöge bes 
Mitwerbend höhere Preiſe zu erhalten. Um”den Bedarf von 
inländifchem Tabak zu befriedigen, muß freilich die Regalvers 
waltung folche Preiſe bewilligen, welche den Lanbwirth zum 
Anbau bewegen, muß audy für verfchiedene Abftufungen der 
Güte mehrere Preiſe feftfegen, allein dieß erfegt nicht den Reiz, 
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ben bie volle Hreiheit des Abſatzes hervorbringt. Daher hat 
fid) der Tabakbau in Ländern, die das Regal nicht haben, mehr 
audgebehnt und vervollfommnet und neben ber fortwährend ſtarken 
Einfuhr americanifcher Blätter hat die Ausfuhr von inlaͤndiſchem 
Zabaf in mehreren Gegenden anjehnlidy zugenommen. Hiedurch 
ift der Reinertrag und Preid des Landes und der Wohlftand 
ber Landwirthe erhöht worben, beſonders da ber Tabakbau viele 
und forgfältige Arbeit in Anfpruch nimmt und beßhalb vor- 
züglidy für Feine Landwirthe geeignet ift (a). 

2) Die großen Staatdfabrifen find zwar im Stande, an 
manchen Theilen der Koften etwas zu fparen, allein im Ganzen 
genommen fpornt dad Mitwerben bie Babrifherren zu größeren 
Zeitungen bed Kunftfleißed an, als fie von ben Fabriken bes 
Staated erwartet werden dürfen. ‘Privatunternehmungen liefern 
in der Regel befferen und wohlfeileren Tabak, entfprechen voll⸗ 
fländiger dem Gefchmad der Käufer und eröffnen ſich auch aus⸗ 
ländifchen Abfag, was den Staatöfabriten wenig gelingt. Die 
Privatfabrifen vermögen daher mehr Arbeiter und Capitale zu 
befchäftigen (5). 

3) Der Tabafshanvel, der fowohl den inländifchen Land⸗ 
wirthen vortheilhaften Abſatz verfhafft, als die Fabriken mit 
den aus wärmeren Erbfirihen kommenden Blättern leicht vers 
forgt, ift in den regalfreien Ländern ein auögebreiteted und 
nützliches Gefchäft, welches aber unter ber Herrſchaft des 
Regales zu viele Schwierigkeiten findet, un gut gedeihen zu 
fönnen. 

Wo das Regal fchon lange fortbauert, da hat man feine 
Anhaltspuncte, um zu bemeflen, welche Ausdehnung der Anbau, 
die Verarbeitung des Tabald und der Handel mit demfelben 
erlangen fönnten, wenn jened nicht vorhanden wäre. Es läßt 
fih auch annehmen, daß in diefen Ländern die Nachtheile alls 
mälig geringer geworben find, weil andere Benugungen bes 
Aderlandes, der Arbeitskräfte und Bapitale fi) ausgedehnt und 
die Stelle der vom Regal theild erfchwerten, theild ganz ges 
hemmten bürgerlichen Gewerbszweige eingenommen haben. Wo 
aber dieſe bisher frei waren, und ſchon einen beträchtlichen Um⸗ 
fang erlangt hatten, da muß bie Einführung des Regaled einen 
empfindlichen Schaden verurfachen, wenn audy, wie es die Ges 
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rechtigfeit erforbert, bie bisherigen Fabrikherren aus der Staatd- 
caffe eine Entfhädigung erhalten (ce). Wie lange in einem 
folden alle die Verminderung der gefammten Production, ber 
Orundrente und bed Arbeitöverdienfted dauern werben, dieß läßt 
fi) nicht vorausfehen. Da jedoch den Käufern neben bem 
Monopolgewinn auch der größere Aufwand oder die geringere 
Güte des verarbeiteten Tabaks zur Laft fällt, fo if, wenn über- 
haupt eine Staatseinnahme von dem Berbrauche diefer Waare 
für ein Bebürfniß des Staatshaushaltes erachtet wird, ber 
Berfuh einer Befteuerung bei freier Erzeugung vorzuziehen, 
8. 440 — (d). 


(a) Im Zollverein wurden nah Dieterici (Statifl. Ueberf. 5. Kortf. 
©. 382) um 1853 gegen 556000 Eir. Tabak gebaut, wozu 88280 pr. 
— 62600 bad. M. erforderlih waren. Sept ift das Erzeugniß höher. 
Die dem Tabak gewidmete Fläche ift in Defterreich g. 84000 Joh — 
134 500 bad. M., in Branfreich g. 41600 M. Der Zollverein Hatte 
i. D. 1849—53 311000, 1856/57 465650 Etr., 1859 529290 Gtr. 
Einfuhr fremder Blätter, die Ausfuhr war in jenen 5 Sahren im D. 
65400, 1856/57 ſchon 153000 Etr., 1859 152138 Etr. Der Ber 
brauh auf den Kopf wird zu 2,57 Pfd. berechnet. Bloß in der 
badifchen und bayerifchen Pfalz und dem Großh. Hefien wurde bas 
Blättererzeugniß 1856 und 57 auf 286—300 000 Etr. geſchätzt. Baden 
gewann 1858 g. 232000 Etr., die man zu 4621000 fl. anfchlug, 
1857 278000 Etr. = 4075000 fl. Seit der Hanvelskrife im Herbft 
1857 find allerdings die Preife, die für gutes Dedblatt über 40 fl. 
hinaufgegangen waren, gefunfen und der Bau hat etwas abgenommen ; 
das badiſche Brzeugniß von 1861 war nur 117986 Etr. — 1'346300 fl. 
Die hohen Preife haben den Preis des Aderlandes fehr gefteigert und 
die Abtragung vieler Hypothefenfchulden möglich gemaht. — Wenn zur 
Bertheidigung des Regales in Frankreich angeführt wird, die Landwirth⸗ 
fhaft würde bei dem freien Anbau wenig gewinnen, fo ift dieß nicht 
glaubt da vor der Wiedereinführung des Regals 441000 Etr. ges 

aut wurden, und in dem einzigen Art. Lille der Anbau von 4°411 000 
auf 1052000 Kil. fant. — Die amtliche Landwirthichaftsbeichreibung 
bes Dep. Nord bemerft, daß vor 1835 100 Pfd. Blätter im D. zu 
50 Ir. bezahlt wurden, 1843 nur noch zu 36. La régie se montre si 
difficile, qu'il n’y a plus de 1. qualit&; aussi depuis ce temps le 
cultirateur ne fait-il plus ses frais. Les tracasseries des employ&s de 
la rögie d’un cot6, de l’autre le peu de bönöfices que donne maintenant 
le tabac, ont considerablement restreint sa culture et le moment n’est 
pas &loignd od, las de lutter contre tous les obstacles qu’on leur oppose, 
les cultivateurs renonceront tout & fait & ce genre de röcoltes. Agri- 
culture frangaise. Dep. du Nord, ©. 298. — 6s iſt auffallend, daß 
hier nur ein Ertrag von 8 Etr. trodener Blätter auf den Heftare an⸗ 
genommen wird und in Frankreich überhaupt höchftens 21 Ctr. (7'/a Etr. 

. v. bad. M.), während man in Belgien i. D. 36,9 (13'/, Etr. bad. M.) 
und in den Haupttabafsgegenden von Flandern 40—44 Etr. (14,°—15,8 
Gtr. b. M.) rehnet. Die belg. amtliche Statiftif (Agrie. ©. CX) 
feßt Hinzu: — la France, oü, il est vrai, le monopole ne laisse pas au 
cultivateur la libert6 de ses mouvements ete. — In Ungarn und Ga: 
lizien werden gegen 12 Etr. auf das Joh (8, 8.⸗CEtr. auf den hab. 


(2) 


(e) 


(a) 


—— 299 — 


M.) gerechnet, während in ber bad. und bayr. Pfalz jetzt 10-12 Etr. 
gebaut werden. In den Brentagemeinden (Denedig) gewinnt man 
19 Etr. vom Joch oder 13,73.:Ctr. vom bad. M. Bei dem günftigen 
Klima von Frankreich, Italien und Spanien würden diefe Länder, wenn 
jene Erſchwerung nicht flattfände, dem mittleren und nörblichen Curopa 
viele und gute Blätter zuführen können. 
Nur der Barifer Schnupftabaf madt eine Ausnahme. — In Frankreich 
befanden im 1. Jahrzehnt des jeßigen Jahrhunderts 1400 T.-Fabriken, 
die ih, als eine Licenzgebühr von 1000 Fr. eingeführt wurde, in 
einem Jahre auf 300 verminderten, Duc de Gaöte, Notice histor. 
6. 215. — Die in (a) erwähnte Rheingegend allein erzeugte 1857 
550—600 Mill. Cigarren, von denen viele nah Nordamerica gingen. 
Der Arbeitsverbienft biebei wird zu 2 Mill. fl. angenommen. Im Zoll: 
verein war 1859 die Ginfuhr von verarbeitetem 3. 17565, die Aus: 
fuhr aber 92460 Etr., i. D. 1849—53 erſt 32 865. — Die Borauss 
fegungen, bie zur Beibehaltung bes Regales in Frankreich neben ber 
obigen (a) beftimmten, que le commerce n’aurait rien & acquörir de la 
concurrence des demandes, — que la population ne gagnersit pas de 
plus nombreux salaires dans les ateliers de la libre fabrieation, — que 
les profits de l’industrie particuliere, qui serait bientot centralis&e par 
de grands capitalistes, gröveraient le consommateur d’un prix plus 
elevö, sans lui proeurer une qualit& superieure ou mêmo égalo à celle 
w’il obtient aujourd’hui (D’Audiffret, Syst. I, 145), laflen fih mit 
en Grfahrungen nicht vereinigen. 
Als Ungarn dem Regal unterworfen wurbe, verfuhr die Regierung bei 
diefen Gntfhädigungen mit rühmlicher Billigfeit, e6 waren aber dort 
keine großen Fabriken. 37 Berfonen erhielten 35600 fl. jährliche Rente, 
17 andere ein Capital von 241500 fl. 
In der Schrift: Der Zollverein und das Tabalsmonopol, Berl. 1857, 
wird, ohne die volfswirthfchaftfiche Seite zu berühren, die Unausführs 
barfeit des Regals im Zollverein dargethan, weil eine gemeinfchaftliche 
einheitliche Verwaltung nicht zu erreichen, eine befondere Berwaltung in 
jedem Bereinsftaate aber ganz unzweckmaͤßig fein würde. 


7. Hauptſtuͤck. 
PoſtNegal. 


$. 205. 
Das Boftwefen (a), eine der einflußreichften Anftalten der 


neueren Zeit, ift ein fehr mächtiged Beförberungsmittel bes 
Gewerbfleißed und ber Bildung (II, 8. 268. 268a.), weil es 
das in der Entfernung ber Wohnfige liegende Hinderniß ber 
Mittheilungen befeitigt, die Menfchen in innigere Berührung 
und wechielfeitige Einwirfung auf einander bringt, zugleidy auch 
ben Verkehr in Sachgütern erleichtert. Die Poft ift ferner 
eine weſentliche Hülfsanftalt für die Regierungen, indem fie in 
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kurzer Zeit Nachrichten an den Mittelpunct der Verwaltung 
und Befehle in alle Theile des Staatsgebietes abliefert und die 
Staatsbehörden unter einander in die leichteſte Verbindung ſetzt. 
Das Weſen der Poſt beſteht nicht allein darin, daß die gegen 
Bezahlung fortgeſchafften Perſonen und Sachen regelmaͤßig zu 
beſtimmten Zeiten abgehen, ſondern auch darin, daß die Poſt, 
infofern die Fortſchaffung mit Pferden geſchieht, ſich ausſchließ⸗ 
lich oder vorzugsweiſe des Pferdewechſels bedient, und daß fie 
ein unter der Verfügung der Staatögewalt ſtehendes großes 
Ganzes bildet, weil man erkannt hat, daß fie nur in biefer 
Geſtaltung und unter der Obhut der Regierung ihre vollfommene 
Nüslichkeit Außer. Die Poft erhob ſich aus ſchwachen An⸗ 
fangen erft allmälig zu ihrer heutigen Ausbildung und zur 
Anerkennung ihrer großen Nüslichkeit für bie Geſellſchaft (B). 
Sie ift zugleih eine Duelle von Einfünften (c). Aber je 
deutlicher e8 geworben ift, was die Poſt nicht allein zur Blüte 
ber Gewerbe, indbefondere ded Handels, fondern auch zur Foͤr⸗ 
derung ber Erfenniniffe und vieler anderen Beftrebungen beis 
zutragen vermag, befto entſchiedener erfcheint biefe Yemeinnügige 
Seite des Poſtweſens als Hauptſache und ber Reinertrag für 
bie Staatscaffe nur als eine untergeorbnete Zugabe. Gute und 
wohlfeile Poftanftalten machen ven Verkehr Tebhafter; freilich 
hängt aber die Häufigfeit ded Gebrauches der Poſt auch wieder 
von anderen Umftänden ab, 3. B. der Bevölkerung, dem Ges 
werbeweſen u. dgl. (d). 


(a) Klüber, Das Poſtweſen in Deutfchland, Erlangen, 1811. Defl. 
Deff. Recht, $. 432—445. — (v. Imhof) Ueber PBoftanftalten nad 
ihrem Binanzprinzip. Halle 1817. — v. Jakob, L, 6. 417 ff — 
v. Malchus, Finanzw. I, 131. — Art. Poſt in Pierers Gneyflos 
pad. Wörterb. XVI, 626. — Matthias, Ueber Poften und Voſt⸗ 
regale, Berl. 1832. II. Bde. — Stängel, Das Poſtweſen in geſchichtl. 
u. rechtl. Beziehung, Stuttg. 1844. — D. Bierteljahreichrift Nr. 46. 
1. Abth. S. 89 (1849). 2 Abth. S. 165. hend. Nr. 83. ©. 55 
(1858). — M. Culloch, Treatise on ... tazation, ©. 299. 

(5) Bei einer fraftvollen Stantsverwaltung wird Teicht das Bebürfniß einer 
Staatsbotenanftalt fühlbar, welche in geringen Entfernungen SHaltftellen 
(Stationen) mit unterlegten Pferten bat. Solche berittene Boten 
waren im alten perflichen Reiche feit Eyrus, im römifchen (wo unter 
Auguftus und dann unter Trajanus der cursus publicus vervolls 
fommt wurde), und im fränfifchen unter Karl dem Großen, fowie in 
Ehina und dem mongolifhen Reihe. Im Mittelalter gab es, befon- 
ders zwifchen den Handelsflädten, viele PBrivatbotenanftalten (4. B. bie 

« Megaerpoften), unter welchen die Bußboten der Parifer Univerfität für 
Briefe und Gelber ſich auszeichneten; Lubwig XL nahm fle der Unis 
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verfität ab unb ließ fie auf Staatsrechnung verwalten. Derfelbe legte 
1464 eine von jener getrennte Staatsbotenanfltalt an, vie allmälig 
auch den einzelnen Bürgern ihre Dienfte leiflete. Die im 9. 1276 von 
den beutfchen Mittern in Preußen errichtete Briefverfendungsanftalt 
hatte zwar viel mit der heutigen Poft gemein, fcheint aber bloß für 
den Gebrauch des Ordens beflimmt geweien zu fein. Jede regelmäßige 
Verbindung zweier Orte konnte der Keim einer Poſteinrichtung werben, 
wie 3. B. der Gilberwagen,, der von Kongeberg durch Schweten nad) 
Kopenhagen ging, allmälig zu einem Poſtwagen wurte, v. Bud, 
Reife durch Scandinavien I, 31. In Großbritanien wurde erſt 1635 
eine noch mangelhafte Briefpofl errichtet, 1649 eine vollländige. In 
Deutfchland errichtete Franz v. Thurn und Taris 1516 die erfle 
Briefpoſt von Brüflel nah Wien mit faiferlicher Genehmigung. Der 
gute Erfolg biefes Verſuchs ermunterte zu anteren Unternehmungen, 
die theild von der Familie Taris, theils von verfchiedenen Reichs⸗ 
fürften ausgingen. 1543 wurde Leonhard v. T., der in bemfelben 
Sabre eine Pot von Brüffel über Speier und Tirol nah Stalien ans 
legte, zum nieberländifchen ®eneraloberpoftmeifter, 1595 derfelbe zum 
Beneraloberpoftmeifter des Reichs ernannt, 1615 Lamoral v. T. zur 
räflihen Würde mit der erbliden Berleihung jenes Amtes erhoben. 
8 kam jedoch feine allgemeine deutſche Boftanftalt zu Stande, indem 
viele Reichsfürften, felbft Defterreih, ſich eigene Landespoften fchufen. 
Die im RhHeinbunde erlangte volle Landeshoheit der deutfchen Fürſten 
veranlaßte eine weitere Beſchraͤnkung ber tariihen Poſten, wogegen bie 
deutfche Bundesacte die Gerechtſame des Hauſes ar hd und Taris 
in Schug nahm, ohne jedoch, wofern nur diefes entihädigt würde, bie 
Anlegung von Landespoflen zu verhindern. Das deutfche Poſtweſen iR 
überaus verwidelt. 15 Staaten haben eigene Landespoften, die Hanfes 
ſtaͤdte theils eigene theils fremde, Hamburg fogar 10 verſchiedene Poſt⸗ 
ämter, worunter ein nordamericanifches und ein ſchwediſches. Thurn 
und Taris verwaltet in 17 Ländern mit 3,? Mill. Einw. ganz oder 
theilweife die Bor, Preußen in Anhalt und Walde, Sachen in Altens 
burg c. Man zählt überhaupt 18 verfchiedene Boftanftalten. — Die 
Bofleinrichtungen der europäifhen Staaten waren noch bis zu Anfang 
des 19. Jahrhunderts fehr mangelhaft. 
Der rohe Ertrag der Poſt in jedem Lande jeigt den Umfang berfelben 
und die Häufigkeit ihres Gebrauches an. Der reine Ertrag if finans 
ziel von nod größerer Wichtigkeit und bie beträchtliche in ihm wahrs 
unehmende Verfchiedenheit deutet den Cinfluß an, ten die Süte der 
Berwaltung , die Höhe der Fracht (Borto), ferner der Grad von Bes 
völferung und Lebendigkeit des Verkehrs auf diefen Zweig ber Eins 
nahme ausübt. Beifpiele aus der neueften Beit: 





auf den 

| Rohertrag Reinerirag “ori rein 
Baben, D. 1854 55. M. | 11918741. 260 135 fl. 0,19 
D. 1860. 61 R 1499631 fl. 434 824 ff. 0,1 
1862 R. | 1691 T84fl. 583 961 fl. 0,8 

Bayern, A. 1855—61 2543 255f|l. 300 000 fl. 0,58 
4. 1861-—7 2'652 660 fl 521490fl. 0,% 


Belgien, D. 1851—55 | 3'981 522 %r. 2.311481 9. | 0,8% 
Srankreich, D. 1854—55 54,1 Will. Fr. |19, Mill. Fr. 0,% 

A. 1850 |57216000%r. |14°531000$r. | 0,1% 

A. 1862 62994 000%. 127727930 Fr. 0,% 
Großbritanien, R.1856/7| 29288508. St.| 13222378, &t.| 0,% 
1862 | 3.7773042. ©t.| 1-236 9412. 6t.| 0,5 


| auf den 
Rohertrag Reinertrag Kopf rein 
Hannover, A. 1859/60 | 992500 Rthir. 255950Rthlr.| 0,4 
Niederlande, A. 1862 2 Mill. fl. 907 450 fl. 0,% 
Defterreih, R. 1850 8 181 148fl. ö. 522580 fl. 


5t | 8-422218R. 554 363 fl. 0,08 

A. 1862 112-291 9408. | 3-045200fl. 0,‘ 
Breußen, A. 1858 11'373 800 Rthfr.) 1927425 Rthlr.| 0,1% 
A. 1862 11-453 800 Rihir. 1°650 000Rthir.| 0, ss 
Nußland, A. 1862 1044532R. | 35196728. | 0,4 


Sachſen, R. 1852—54 947153 Rihlr. 278369 Rihlr. 
A. 1861—63 | 1596650 Rthlr.| 372000 Rthlr.| 0,% 
Mürtemberg, A. 1858 | 1'312 190fl. 131 339 fl. 0,7 
di. 1861-63] 1.681 100fl. 241 000 fl. 0,4 


In den nordamerlcaniihen B. Staaten wurden in den legten Jahren 
alljährlich einige Millionen Doll. aus der Staatscaffe zugefhoflen. Im 
D. 1855/6 u. 6/7 waren die Ginnahmen 6970000 D., die Ausgaben 
10234000 D., wie fih dieß bei den Schwierigkeiten ter Poftverbin- 
bung in manchen Theilen des Landes leicht erklären läßt. 

(d) Die Menge der veriendeten Briefe wird z. B. davon bedingt, wie viele 
Menfchen Schreiben fönnen (1838/39 fonnten es in Großbritanien 41 Proc. 
der MNeuverehelichten nit). Der Ertrag der fchottifchen Landkutſchen 
nahm von 1810 an zu, weil Scott’s Fräulein vom See zum häufige: 
ren Befuche der Gegend ermunterte. Die Briefe, die von New-York in 
die füdwärts gelegenen Staaten gehen (southern mail), wurden im Ans 
fange der 1820r Jahre täglich von einem (noch lebenden) Schreiber 
(elerk) unter dem Arm über den Fluß in den Staat Ierfey gebracht. 
1857 wog dieſe Briefmafle täglid 5—6 Tonnen, das mail auf der 
Grie-Eifenbafn 8 Tonnen. Hunt, Merchants mag. Nr. 222, ©. 754. 
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Ein eigenthümlicher Vorzug ber Poſtanſtalt ift ihr Zu⸗ 
fammenhang in dem ganzen Staatögebiete, durch den es mög 
lic wird, noch über die Graͤnzen des einzelnen Landes hinaus 
und felbft über die ganze civilifirte Erde ein Gewebe von Poſt⸗ 
verbindungen zu fnüpfen und die fichere Ueberlieferung ber über- 
gebenen Gegenftände ohne Mitwirkung eined Spediteurd u. dgl. 
zu bewirken. Diefe Geftaltung des Poftwefens kann nicht ohne 
Aufficht und Oberleitung ber Regierung hervorgebradyt und er: 
halten werden. Die Staatögewalt hat, um der Poſt eine größere 
Wirkſamkeit zu verfchaffen, dad Mitwerben von Privatperfonen 
in mandjfaltiger Weife befchränft. Diefe Vorrechte der Poft 
fönnen nicht ſchon durch ihre Nuͤtzlichkeit für die Poftcaffe ges 
techtfertiget werben, fie follten vielmehr nicht weiter gehen, als 
ed nöthig ift, um jener Anftalt die Erfüllung ihrer gemein« 
nügigen Beftimmung möglich zu machen. Man darf die anderen 
Mittel der Sortfchaffung von Perfonen und Frachtguͤtern weber 
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verhindern noch belaſten. In der Geſchwindigkeit, Bequemlich⸗ 
keit und Wohlfeilheit der Fortſchaffung giebt es mehrere Grade, 
es kommen auch ſehr verſchiedene Combinationen dieſer drei 
Zwecke vor, und es iſt zur Erleichterung des Verkehrs dienlich, 
wenn den Bürgern die Wahl verſchiedener Mittel ſolcher Art 
freifteht, 3. DB. die bequeme Befellung hin und zurüd burch 
Fußboten, die wohlfeile, aber langfamere Reifegelegenheit mit 
Lohnkutſchern, oder auf geringe Entfernung durch Landkutſchen 
u. dgl., U, 8.268. Da biefe anderen Gelegenheiten des Fort⸗ 
führend in der Schnelligkeit und in ber Sicherheit für große 
Streden mit der koſtbareren Poſt nicht wetteifern koͤnnen, fo 
fann man jene in ihren natürlidhen Gränzen ungeftört fort- 
beftehen laſſen (a). | 


(a) Die gewöhnliden Einſchränkungen find nachſtehende: 

1) Briefe und verfiegelte Pakete unter einem gewiflen Gewichte dürfen 
nur von der Poſt gewerbemäßig beftellt werten. Diefes Gewicht 
(doh nur auf Poſiſtraßen und für Zeitungen, Zeitfchriften und 
Papiere) ift in Frankreich 2 Pfd. (bei 150—300 Fr. Strafe, De 
Görando, IV, 218); in den bdeutichen Provinzen des öflerr. 
Staates 10 Pfd., in Hannover 15, Sachſen, Braunſchweig 20, in 
Baden und vielen andern Ländern 25 Pfd., in Preußen 4D Pfd. 
Die ſtrengen Borfchriften gegen das unentgeldliche Beftellen und 
das Beipaden ter Briefe veranlaflen viele Lebertretungen, machen 
eine läftige Heberwachung nöthig und find zu befhwerlid für bie 
Bürger (vgl. z. B. Malinkovski, I, 91). Cine gewerbemäßige 
Briefverfendung duch Privaten ift allerdings nicht zu dulden, man 
hat fie aber auch nur da zu fürdten, wo die Bolt zu langfam 
oder zu theuer abliefert. In Anſehung der Pakete follte der Zwang 
aufgehoben werden 

2) Landfutfhen und Lohnkutfcher dürfen fih nicht der unterlegten 
Pferde bedienen, ©. 212. 

3) Wer mit Grtrapoft anfommt, darf erft nach Verlauf einer gewiflen 
Zeit mit Kutfcherpferten weiter reifen (nah 48 St., bad. V. v. 
1812, 24 St. in Bayern); ein unnöthiger Swang, der auch ges 
woͤhnlich nicht gehandhabt wird. 

4) Die Verpflichtung der Lohnkfuticher, von jeder Fahrt etwas an die 
Poſtcaſſe abzugeben, in Hannover, Kurheflen ıc., ift am menigften 
S rechtfertigen. In Breußen wurde ſte aufgehoben durch Gabin.- 

rd. v. 10. Dec. 1841. Die Abgabe war 1 Sgr. von der Meile 
und trug gegen 60000 Rthlr. 


8. 207. 

Der Verkehr durch Briefe, Frachtftüde und Reifen ift fowohl 
in volföwirthfchaftlichen ald in rein perfönlichen Beziehungen 
fo nüglich ($. 205.) und er hängt fo wenig mit ben Ab« 
ftufungen der Wohlhabenheit zufammen, daß feine Vertheuerung 
durch einen Regalgewinn in der Mehrzahl der Faͤlle als un- 
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zwedmäßig, unbillig und nachtheilig erſcheint. IR fie betraͤcht⸗ 
lich, ſo verhindert ſie viele Sendungen und Reiſen, die meiſtens 
einen Vortheil für die Bürger gewährt haben würden. Iſt nun 
aus diefen Gründen bie Feſtſetzung hoher Preife (Zaren) für bie 
Benutzung ber Poftanftalt nicht zu billigen, fo würde biefelbe, 
wenigftend in größeren Staaten (a), auch nicht einmal ein« 
träglich fein, weil fie von dem häufigen Gebrauche ber Poſt 
abhalten und zum Umgehen berfelben ober zur Anwendung 
mancdhfaltiger Erfagmittel der Briefe ermuntern würde (d). Die 
Erfahrung beweift, daß wohlfeile Poften bis zu einer gewiffen 
Graͤnze neben ihrer Gemeinnügigfeit auch der Staatscaffe Vor⸗ 
theil bringen (c). Es ift deßhalb aus beiden Rücdfichten raths 
fam, die beftehenden Pofttaren nicht zu erhöhen, vielmehr noch 
zu emiedrigen, wenigftend foweit, ald es ohne Abnahme des 
Voftertragd gefchehen kann. Diefe Erwägung müßte audy bei 
einem bloßen nad) gewerblicdyen Zweden geleiteten Poſtbetriebe, 
wie berfelbe von einem ‘Privatunternehmer ausgeübt wird, das 
Fordern übermäßiger Taren wiberrathen. Doc ift hiedurch die 
Nüplichkeit einer folcyen Webertragung an Privatperſonen nody 
keinesweges außer Zweifel gefegt, vielmehr bebarf biefelbe einer 
forgfältigen Unterfuchung. 


(a) In Heinen Ländern Fönnte freilich eine Vertheuerung vorgenommen wers 
den, ohne eine Abnahme der bloß durchgehenden (tranfitirenden) Sens 
dungen zu bewirken, wenn fie wegen der Kürze des Weges durch das 
einzelne Gebiet wenig empfunden würde. Indeß würden andere Staaten 
leicht zur Wiedervergeltung verleitet werben. 

(3) 3.3. durch Benachrichtigung in Zeitungen und Zeitſchriften, Umlaufss 
fchreiben an mehrere Perfonen, heimliche Privatpoft sc. Klüber, Das 
Moftweien, ©. 162. 

(c) Die thörichte Erhöhung des Briefporto’s in Fete auf wenigſtens 
21/a Fr. (6. Niv. IV) vernichtete faſt allen Brieſverkehr und mußte nad 
6 Monaten (6. Meffid. IV) wieder aufgehoben werden. Als ebenvafelbft 
1806 das Briefporto um !/s erhöht wurde, nahm ber reine Ertiag ab. 
Er war 1805 9987 761 Fr., 1808 nur noch 9568844 fr. Klüber, 
a. a. O. ©. 179—183. — Schmalz, Staatsw. L., UI, 49. — In 
Großbritanien folgte zwar auf die Erhöhungen des Tarifs in den Jah⸗ 
en 1797, 1801, 1805 und 1812 immer eine Zunahme des Reinertras 

es, allein ungefähr von 1815 an blieb verfelbe ziemlich auf gleicher 

öhe, obſchon die Volksmenge und der Wohlftanb des Landes ſich fehr 
vermehrten. Der Durdfchnitt von 1816—1837 if 1422 154 &. St., 
max. 1538629 im 9. 1826, min. 1'325277 im 3. 1822. Die Urs 
fache dieſes Stillfiandes liegt im Ueberhandnehmen vieler Kunftgriffe, 
die man zur Umgehung der Briefpoft zu Hülfe nahm. Auffallend if 
Daneben die Zunahme der Landkutichen, von denen die Abgabe im 9. 
1815 erft 217671 8. Et., 1825 ſchon 3626318. und 1835 498497 8. 
trug, was eine Yortfchreitung in dem Berhältniß 100: 139: 229 ans 
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zeigt. — Im britiſchen Oſtindien wurde bei dem durchſchnittlichen Borto 
eines Briefes von / Rupie — 18 fr. wenig Gebrauch von der Poſt 
gemacht und die Verwaltung derjelben Foftete 1846 einen Zuſchuß von 
5 Proc. der Einnahme. 
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Bei der Bergleihung bed Poſtbetriebes auf Staatsrechnung 
und dur Privaten muß man die Briefs und Bahrpoft, 
ferner die Verwaltung durch einen einzigen Privatunters 
nehmer für das ganze Staatögebiet und die Zertheilung 
in einzelne Poftftreden, beren jede ihre eigenen Unters 
nehmer haben fann, unterfcheiden (a). Die Briefpoft, der 
einträglichfte Beftandtheil des Poſtgeſchaͤftes (0), erfüllt nur 
dann ihre Beflimmung vollfommen, wenn fte fih auf einer 
größeren Lanbesftrede in einer einzigen Verwaltung befindet, 
weil die große Menge der nach allen Richtungen bin zu ver: 
fendenden Briefe (c) einen hohen Grad von Sorgfalt, Puͤnct⸗ 
lichkeit, Gefchidlichkeit und Redlichkeit von Seite bes dabei bes 
fhäftigten Perfonald erheifht. Bei einer weniger guten und 
einer zertheilten Verwaltung würden unvermeidlich öfter Briefe 
verloren gehen, und bieß würde burdy eine Geldentſchaͤdigung 
nicht völlig vergütet, auch felten nur der Verluſt erwiefen und 
der Schuldige ausgemittelt werben können. Biele Briefe müßten 
innerhalb ded Staatögebietes von einer Poftunternehmung in 
bie andere übergehen. Dieß würde wegen der Rothwendigfeit 
eined mehrmaligen Umpadens (Umfpedition) die Mühe der 
Berechnung und Vergütung vervielfachen und jenen Berluft 
häufiger verurfachen, und weil das Ausland Feine Bürgfchaft 
eined unfehlbaren Durchlaufend feiner Briefe fände, fo wäre 
dad Anfnüpfen auswärtiger Verbindungen erfchwert. Eine 
große Unternehmung hat überdieß verhältnigmäßig weniger Bes 
triebs⸗ und Auffichtsfoften. Wollte man vollends das Mits 
werben mehrerer Unternehmer auf einer und berfelben Strede 
zulaffen, fo würde dieß die Sicherheit noch mehr gefährden und 
die Koften noch weiter erhöhen, weil bie Briefoorräthe befto 
weniger Arbeit und Befpannung erfordern, je mehr fie fich in 
einer Stelle fammeln (d). 


(0) GEr. Moltke iſt für die allmälige Abſchaffung der Poftanfalt, ohne 
die beiden Hauptzweige zu untericheiden, Sinnahmequellen ©. 125. 
Ran, polit. Deton. Il. 5. Ausg. 20 
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(5) Beifpiele. 1) Bayern: 


Briefpoft Fahrpoſt. 
D. 1826 - 28 Rohertrag 695 158 fl. 317828 fl. 
Reinertrag 363 104 „ —= 52 Pr. 34566 „ = 10,8 Pr. 
A. 1837—42 roh . . . 804800 „ 512500 


rein . . . 467804 „ — 58 Pr. 90982 „ — 17,7 Pr. 


In der erſten Periode geben noh 33799 fl. Koften der Centralverwal⸗ 
tung ab, in der zweiten Periode 140383 fl. allgemeine Ausgaben nach 
Abzug von 12880 fl. allg. Einnahme. Bertheilt man fle nady dem Ber- 
haͤltniß beider Ginnahmen (8 zu 5), fo bleibt für die Fahrpoſt nur 
36000 fl. Reinertrag übrig. 


2) Baden: . 
Briefpoft. Fahrpoſt allg. Einn. 
D. 1854.55 Rohertra 636 924 fl. 518681 fl. 37 169 fl. 

—E + 300164 dl. — 17507 fl. — 22520 fl. 
D. 1860.61 Rohertra 783 069 fl. 606 197 fl. 74301 fl. 

Ueberihub + 344565 fl. + 24461 fl. 9000 |. 
In den 3. 1854.55 blieben alfo im Ganzen 260137 fl. Reinertrag, 
1860.61 aber 378026 fl. In den leßtgenannten Jahren iſt unter den 
Einnahmen der Ertrag der Landpoft, unter den Ausgaben der Aufwand 
für Gentralverwaltung unter beide Zweige gleichmäßig vertheilt worden. 
Vergleicht man bie beiberfeitigen Ginnahmen, fo nehmen die folg. Haupt⸗ 
ausgaben in den Jahren 1854.55 hinweg: 

DBriefpoft. Fahrvpoſt. 


Laflen . 2... 11 Proc. | 20,17 Proec. 
Bezirksverwaltung . ne AM, 3) „ 
Betriebsperfonal . . 18,8 „ 7, 


Beipannung u. Vergütung an die Eifenbahn 14,9 „ 433 „ 
3) Dänemark: D. 1841 u. 44. 


Briefpoft. Fahrpoſt. 
Ginnafme 489340 Rthlr. 300643 Rthlr. 
Ucherfhuß + 252554 „ — 1189 „ 
(e) Zahl der verfendeten Briefe: lauf den Kopf. 
Barden . . . 1861 9,8 Mill.) 688 
Bayern. . . 1859/60 27° „ 5,8 
Belgien. . . 1855 18,3 „ 4 
Sranfriih . . 1859 259 " 6 
England . . 1862 497 n 24 
Schottland. — 57,3 „ 19 
Irland.. — 51 „ 9 
Großbritanien — 605 „| 20,6 
Gr. Heflen. . 1862 5 „ 5,3 
Miederlande. . 1854 14,83 „ 4,3 
NMordameifa . 1857 131 n 5,3 
Defterrih . . 1860 105 „ 3 
Preußen . . 1862 148 " 8 
Rußland . . 1850 28 " 0,5 
Eadfn. . . 1857 95 „ 4,7 
Schweiz. 1858 27,8 10,8 


Hiebei find jedoch die unentgeldlich erfendeten Briefe der Staatsbehär- 
den sc. und die Zeitungen nicht gerechnet. 


(d) v. Malchus, U, 132. — Dagegenv. Jakob, I, 8. 426 und v. Im⸗ 
hof, ©. 162. 
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6. 209. 

Ein Privatmann, dem die geſammte Briefpoſt eines Landes 
uͤberlaſſen wird, betrachtet und behandelt dieſelbe als eine Ge⸗ 
werbsunternehmung und ſucht, ſoweit er nicht durch die ſhm 
auferlegten Bedingungen beſchraͤnkt iſt, den groͤßten Gewinn zu 
ziehen. Eine ſolche Uebertragung ber Poſt an einen Privat⸗ 
unternehmer iſt im Allgemeinen aus folgenden Gründen nicht 
zu empfehlen: 

1) Der Unternehmer kann die Verwaltungskoſten nicht viel 
ſparſamer einrichten, als die Regierung, weil er in dieſem aus⸗ 
gedehnten Geſchaͤft ein zahlreicyes ‘Berfonal zum Dienft und 
zur Aufficht zu Hülfe nehmen und daſſelbe in Rüdfiht der er- 
forberlihen Eigenfchaften angemefien bezahlen muß, auch für 
die Pferde oder die Benugung der Eifenbahnen nicht weniger 
zu vergüten haben wird al& die Regierung. 

2) Wenige Menfchen find fo vermögend und flößen fo viel 
Vertrauen ein, daß man ihnen die Poftverwaltung überlaffen 
fönnte, auch muß dieſes auf längere Zeit gefchehen. Daher ift 
faum ein Mitwerben möglih und der Staat erhält nur einen 
fehr mäßigen Pachtzins (Bonceffionstare), während der Unter 
nehmer fidy bereichern kann und der aus der Zunahme des Ver⸗ 
kehrs herfließende Nutzen deſſelben für den Staat verloren geht (a). 

3) Man kann nicht erwarten, daß der Boftunternehmer für 
das allgemeine Befte ein beträchtlicyes Opfer bringen werbe (6), 
daher ftoßen Berbefferungen des Poſtweſens, wie fehr fie auch 
Bebürfniß fein mögen, auf große Hindernifle, die ınan unmoͤg⸗ 
lich ſchon durch Abfafjung der PBachtbedingungen im Voraus 
befeitigen fann. Der Unternehmer wird bei richtiger Berechnung 
feined Bortheiled die Brieftare zwar nicht fehr hoch anſetzen, 
weil fonft die Poft zu wenig gebraucht wird ($. 207.), aber 
auch nicht jo niedrig, daß fein reiner Ertrag wieder Fleiner 
würbe (c). 

4) Der polizeiliche Grund, daß der Staat eine Aufficht auf 
den Briefiwechfel feiner Bürger und ber Fremden führen Fönne, 
verdient zwar wenig Beachtung, denn bie Verlegung des Briefs 
geheimniffes muß fireng verhütet werden; allein es ift denkbar, 
daß ein Privatunternehmer fremdem Einfluß zugänglich wäre 
und bie Staatscorrefpondenz belauert würbe. 

. 20° 


(a) Beifpiel. Baden bezahlt ale Abfindung an das Haus Taris jährlich 
50000 fl., die von dem Neinertrage von 1860.61 328000 fl. übrig 
laffen. Würtemberg erhielt von Taris ale Kanon für die Ueberlaſſung 
der Poſt nur 70000 f., Weimar 12700 Rthlr., Gr. Heflen 25000 fl., 

- Raffau 12000 FR. Taris wurde von MWürtemberg mit 1,3 Mil. fl. 
abgefunden. 


(6) Dieß zeigt fih 3. B. bei der Anlegung eines Poſtlaufes durch eine 
ſchwach bevölterte Gegend, bei der Landpoſt, bei der Anorbnung mehres 
ver Briefverfendungen in der Woche, bei der Beftimmung des Gewich⸗ 
tes für den einfachen Brief, deſſen Erhöhung nur dem Volke zu flatten 
fommt, ohne auch die Pofteinnahme zu vermehren ac. 


(0) Geſetzt, es wäre für eine gewiſſe Entfernung jährlich bei einer Tare 
von 12 Er. bie Briefzahl 100000, die Ginnahme 20000 fl. 
. 15000 . . ...2250 „ 
6.» —- — 23000 ....%23000 „ 
— — 260 000 . ...17333 „ 
fo wäre, abgefehen von den etwas vermehrten Koſten, die Tare von 
6 fr. die einträglichfte. 
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Obgleich, demnach in der Regel ber Betrieb der Poſt auf 
Staatsrechnung Vorzug verdient, fo tritt doch bei Kleinen Staaten 
eine Ausnahme ein. Hätten ſolche Staaten, wie in Deutſchland 
und vor 1859 in Italien, ihre eigenen, nody dazu nad vers 
fchiedenen Regeln verwalteten Staatspoften, fo würden ſich er⸗ 
heblicye Rachtheile zeigen. Diefer Zuftand würde die Berech⸗ 
nungen vervielfachen, die Koften ber Auffichtöbehörden und ſchon 
hiedurch das Porto erhöhen, was burd das häufig wahrzus 
nehmende wetteifernde Beftreben der Regierungen nad) größeren 
Einnahmen in noch höherem Maaße gefchehen müßte; es ent 
ftünde ferner eine Berfuhung zu manden Mißbräuden, 3. B. 
zur Umleitung ber Briefe, und felbft die Sicherheit würde ges 
ſchwaͤcht, weil die Entdedung des Unterfchleifes erfchwert wäre; 
überhaupt würde der Zufammenhang der Boften auf einer 
größeren Zläche leiden. Mit der Ausdehnung des Poſtgebietes 
nimmt bie Leichtigkeit verfchiedener Vervolllommnungen zu. Ein 
Brivatunternehmer, dem bie Poſten in allen folchen Staaten 
übertragen find, kann fie mit leichter Mühe wohlfeil, ficher und 
bequem einrichten, und dieſe Gründe überwiegen unter dieſen 
Umftänden die im vorigen Paragraph dargeftellten Nachtheile. 
Einzelne Heine Staaten Fönnen fi übrigens auch leicht dem 
Poſtgebiete eines größeren anfchließen. 
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Die Bortheile einer einheitlichen Boftverwaltung für mehrere 
fleinere Staatögebiete können noch auf anderen Wegen erreicht 
werden, nämlich: 

1) durch Webertragung ded Poſtweſens an eine Bundes 
gewalt. Dieß ift in einem Bundesſtaate wie ber norbameri- 
canifche und fchweizerifche Leicht ausführbar (a), in einer bie 
Landeshohheit der einzelnen Regierungen wenig befchränfenden 
Bundesverfaſſung wie bie beutfche mit großen Schwierigkeiten 
verbunden (b). 

2) Es fönnte auch derfelbe Zweck durch Vereinbarung 
mehrerer beiſammen liegender Staaten erreicht werden, ſo daß 
eine gemeinſchaftliche Oberbehoͤrde errichtet und das vereinigte 
Gebiet wie ein Ganzes behandelt, auch der Reinertrag unter 
die verbundenen Staaten vertheilt würde (c). 

Ohne Unterordnung unter eine gemeinfchaftliche Oberleitung 
läßt fi) wenigſtens durch Verträge für übereinftimmende Ein- 
richtungen in mehreren beifammenliegenden Staatögebieten 
forgen und dadurch das Poſtweſen einer großen Rändermafle 
vervollkommnen, wenn gleich in jedem Staate ober jeder in 
nähere Verbindung getretenen Staatengruppe die Poftverwaltung 
fernerhin felbfifländig geführt wird. ine ſolche Uebereinkunft 
fann betreffen 

a) die Rechte und Verbindlichkeiten der Poft, den Unters 
thanen gegenüber, 

b) bie Grundzüge der ganzen Poſwerwaltung in ihren 
Haupttheilen, 

ce) den Anfag ber für die Benupung der Poft zu entrich- 
tenden Gebühren (Tarif), 

d) das Berfahren, durch welches fortwährend ein gutes 
Sneinandergreifen bed Poftlaufes in dem ganzen Bereindgebiete 
bewirkt wird (d). 


(a): In Nordamerica ift die Por fchon lange, in ber Schweiz feit der neuen 
eidgendfliihen Verfaſſung von 1848 Bundesſache. 

(5) In der nicht zur Ausführung gefommenen deutſchen Meicheverfaflung 
v. 28. März 1849 war feine einheitliche Poftverwaltung vorgeichrieben, 
aber nah $. 41 follte die Reichsgewalt „das Recht der Geſetzgebung 
und die Oberauffiht über das Boftwefen, namentlich über Organijation, 
Tarife, Tranfit, Bortotheilung und die Berhältniffe zwifchen den eins 
zelnen Poftverwaltungen“ Haben. 
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(e) Eine ſolche Cinrichtung, von der es noch kein Beiſpiel giebt, iſt nur 
da zu erreichen, wo die einzelnen Staatsgebiete in genauer Verbindung 
fiehen und die Kortdauer dieſes Verhaͤltniſſes gefl ert if, wie etwa 
3. B. die thüringifche Ländergruppe im Soflverein. - 

(d) Die Ausführung dieſes Vorſ lages in Deutichland if feit dem Erſchei⸗ 
nen der 1. Ausgabe naͤher geruͤckt. Der hoͤchſt erfreuliche Erfolg und 
Fortgang bes Zollvereins und die durch dieſen veranlaßten Munzver⸗ 
traͤge geben Beiſpiele von den Vortheilen, die ſich auf dem Wege freier 
Vereinbarung erreichen laſſen. Zwar ſtehen große Schwierigkeiten im 
Wege, aber man kann fie mit Beharrlichkeit und gutem Willen über: 
winden. S. auch Nebenius, D. Bierteljahrsihrift Nr. 14, 257 
(184). Der Poflcongreß von Dresten im Herbſt 1847 hat ſchon eine 
ſchätzbare Borarbeit geliefert, jedoch in feinen Anträgen Manches zu 
wünfchen übrig gelaſſen, D. Vierteljahrfchrift Nr. 46, 2. Abth. S. 165. — 
Der Bertrag zwiſchen Defterreih und Preußen v. 6. April 1850 if 
buch den Zutritt der anteren deutſchen Staaten zu einem „deutſch⸗ 
öfterreichifchen Poſtverein“ geworden, beflen Gebiet 1861 71 Mill. Einw. 
enthielt, 323 Mill. Briefe, 182 Mill. Zeitungen und 66,° Mill. Fahr⸗ 
poflfendungen zu beforgen hatte. Mevidirter Poftvertrag jener beiden 
Staaten v. 5. Dec. 1851. Nachtrags:Bertrag v. 3. Sept. 1855. Des 
flimmungen über bie äußere Befchaffenheit und bie Behandlung der 
Poſtſendungen vom nämlihen Tage. Nachtraͤgl. Vertrag über die Fahr⸗ 
poft v. 26. Febr. 1857. 


8. 212. 

Die Fahrpoſt verhält fich in mehreren Hinfichten anders 
als die Briefpoft: 1) die Zahl der Frachtſtücke ift gegen die 
Briefzahl gehalten viel Heiner, weßhalb man fie einfchreiben 
und den Empfang beſcheinigen laſſen fann; 2) biefelben gehen 
wegen ihrer Größe nicht fo leicht verloren, auch kann wegen ber 
angegebenen Schägung ber Verluft erfeht werben; 3) bie Fahr⸗ 
poften bilden in einem Lande fein fo vielfach verfchlungenes 
Netz, fondern beftehen aus einer Hleineren Anzahl von Haupts 
und RebensPoftläufen (Eurfen); 4) dad Fortführen ber Pers 
fonen gefchieht ſchon neben der Poſt durch mancherlei PBrivat- 
unternehmungen, die fih, je nah dem Maaße von Yreiheit, 
welches ihnen geflattet wird, der ‘Boftanftalt mehr oder weniger 
nähern. 

Deshalb Fann da, wo genug Sinn und Neigung für ſolche 
Unternehmungen vorhanden ift, die Kortfchaffung der Perfonen 
und Padftüde für einzelne größere Haupt: und Rebenftreden 
Privatgefellfchaften überlaffen werben, welche fi den von ber 
Regierung gegebenen Borfchriften unterwerfen, die erforderliche 
Haftung übernehmen, auch eine Abgabe entrichten müflen. Dieß 
ift in mehreren Rändern gefchehen, dad Mitwerben folcher Poſt⸗ 
futfchen bat ſich wenigftend auf lebhaften Straßen wirkſam ges 
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zeigt und die Regierung konnte ſich eines beſchwerlichen und 
wenig ergiebigen Geſchaͤftes uͤberheben (a). Dennoch hat das 
gaͤnzliche Aufgeben der Staatsfahrpoſt erhebliche Gruͤnde gegen 
fi), denn a) dieſelbe kann pünctlicher und überhaupt vorzuͤg⸗ 
licher eingerichtet, auch mit dem Auslande leichter in Verbindung 
gebradyt werden, als Landfutfchen; b) fie beforgt zugleich bie 

Vortfchaffung der Briefe, ferner Sendungen von Staatdfchriften 

(Acten), Geldern u. dgl. für Zwede der Staatöverwaltung und 

leiftet hiedurch einen großen Nupen, den man neben dem Rein- 

ertrage mit in Anfchlag bringen muß. Würde die Staatspoft 
aufgehoben, fo müßte man biefe Verfendungen ben Privats 
unternehmern bezahlen. c) Der Staat fann allen Gegenden 
des Landes gleichmäßige Theilnahme am VBerfehre verfchaffen, 
indem er mit Hülfe bes Ueberſchuſſes, den die lebhafteren Straßen 
abwerfen, au in ſchwach bevölferten Landestheilen die Poft- 
verbindungen unterhält, während Privatunternehmer für folche 

Gegenden gar nichtd oder nur wenig thun (db). Es iſt daher 

die Erhaltung der Fahrpoſt im Betriebe durch die Regierung 

zwedmäßig, damit ed an einer volftändigen und vorzüglichen 

Fortſchaffungsanſtalt nicht fehle; neben ihr follte aber wenigftend 

auf Fürzeren Streden die Anlegung von Landkutſchen (c) nicht 

verhindert werden, weil dieſe niedrigere Taren anzufeßen vers 
mögen und für Reifende zwedinäßig find, die weniger An⸗ 
fprühe machen. Es ift auch fein ausreichender Grund vor: 
handen, ſolchen Privatunternehmungen den Gchrauch des Pferde- 
wechjel® zu wehren, befonderd auf Wegen, auf denen feine 

Fahrpoſt geht (4). Die Eifenbahnen laffen der Bahrpoft meiftene 

nur die fürzeren Streden übrig. Diefelbe kann darum, weil 

fie zugleich die Briefe mitführt und bei Frachtſtücken größere 

Sicherheit darbietet, fich Leichter neben den Privatfuhrmwerfen 

behaupten, es ift jedoch Fein Nachtheil, wenn fie auf uners 

giebigen Streden hinwegfällt (e). 

(a) Diefen Privatanftalten mit Kutſchen und Stellmägen (omnibus) werden 
Abgaben an die Staatscafle auferlegt, bei denen eine Entichädigung 
für den Verzicht auf den eigenen Betrieb durch die Regierung beab: 
fihtigt wurde. Es if —X gi Grleichterung des Verkehres zwed⸗ 
mäßig, dieſe Abgaben auf den Betrag einer Gewerbfieuer zu ermäbigen. 
Bine Landkutfche (stage-coach) bezahlt in Großbritanien nach dem Geſ. 


v. 24. Aug. 1839 (2. u. 3. Bictoria, C. 66) eine Coneeſſione ebühr 
von 52. St. und bei jeder Fahrt eine Abgabe nach der Zahl ber Dlise, 


— — 


0) 


(d) 


(a) 
(e) 
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1 Benny (3r.) für die beit. Meile bei 6 Plaͤtzen (= 8 kr. auf die Weg⸗ 
flunde), 1/2 B. bei 7—10, 2 B. bei 11—13, 2%, P. bei 14—16, 
3 8. bei 17—19, 31/a B. bei 20—22 Plaͤtzen und 11/s B. mehr für 
je 3 weitere Pläße (vor 1823 ungefähr doppelt foviel). Kutichen unter 
4 miles (0,86 Meilen) Geſchwindigkeit auf die Stunde gelten nicht ale 
stage-coaches. Das Gef. v. 30. Juli 1855 ermäßigt die Meilenabgabe 
von 1! auf 1 PB. Miethkutfchen (hackney-coaches) in London zahlen 
nad Gel. v. 20. Aug. 1853 täglih 1 Sch. Es beflehen genaue Bor: 
fhriften über die Belaftung und Führung diefer Landkutſchen. Baily, 
I, 542. Im J. 1856/7 warf die Abgabe der Landkutfchen 114807, der 
Miethkutfhen 744298. ab. — In Frankreich entrichtet der Unternehmer 
von jedem Magen, der zur Yortbringung von Perfonen regelmäßig auf 
einer Strecke von mehr ale 15 Kii. (ungefähr 2 d. Meilen) gebt, ſowie 
von jedem Schiffe, außer ter Ricenz von 2—5 Fr., !/ın vom Preife der 
Plaͤtze nah Abzug von */s derfelben, die als leer angenommen werben, 
alfo eigentlich Yıs, und Yıo von der wirklich eingenommenen Kracht ber 
Maaren, die durch ein genau geführtes Regiſter nachgewielen wird. 
Gifenbahnzüge für Perfonen werben ebenfo behandelt, hier ift es jedoch 
erlaubt, die Abgabe zu dem Preife der Pläbe zu fchlagen, fo daß eigents 
lih nur / i der ganzen für die Pläbe begabten Summe zu entrichten 
find. Nicht regelmäßig gehende öffentliche Wagen zählen ein Averfum. 
Ueber die vorgeichriebenen Kormen, 3.3. Declaration und Buchführung 
bes Unternehmers, De Görando, Dr. adm. IV, 214. v. Hod ©.410, 
Diefe Abgabe von Privatfuhrwerfen und Gifenbahnen ift für 1859 
auf 24253000 Fr. angefchlagen. 

Sn England ift bei der großen Ausdehnung des Verkehrs am leichteften 
eine Fahrpoſt des Staates zu entbehren. - In Frankreich iſt fhon auf 
Nebenftraßen für die Bequemlichkeit und Sicherheit durch die Landkut⸗ 
ſchen (diligences) nicht zum Beſten geforgt. — Die Staatspoft hat überall 
im Lande gleihen Preis. Bei Landkutſchen iſt auf ftark befahrenen 
Streden, wo der Wagen immer vollftändig befegt ift und mehr Mit: 
werben befteht, der Kahrpreis öfters niebriger, als auf wenig befudhten. 
Omnibus, Stellwagen, Diligence, Ordinaͤre ıc. — Nah dem preuß. 
Bofgef. v. 5. Juni 1852 find folche regelmäßig gehende Magen geftat: 
tet, wenn die Berfon mit 30 Pfd. Gepäd nicht über 2*/,, Sar. auf die 
Meile zu bezahlen bat. Bayern, V. v. 21. Dec. 1842: Stellmägen 
müflen mindeftens 8 Sige haben und bürfen nicht über 12 fr. auf bie 
Meile fordern. 

Der Pferdewechſel wird leicht umgangen, indem mehrere Lanbkutfchen 
einander ablöfen. 

Die malle-poste, die einzige wahre Fahrpoſt in Frankreich, ift ſchneller 
und foflbarer als Privatfuhriwerke, nimmt aber nur eine beftimmte Zahl 
von Meifenden auf. 


$. 213. 
Nach diefen Säben (8. 208 ff.) erfcheint wenigftens bei ber 


Briefpoft die Fortdauer der Regalität als nothwendig. Die 
Gemeinnügigfeit der Poſt würde ohne Zweifel fehr gewinnen, 
wenn ber Staat bie Taren fo niebrig fegte, daß fie nur gerade 
bie Koften deckten (a). Es ließe fi) fogar vertheidigen, wenn 
bie Poſt mit einem Zufchuffe aus der Staatscaſſe verwaltet 
würde, weil fie neben ihren volföwirthfchaftlichen Bortheilen 
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zugleich der Regierung durch Fortiſchaffung der Dienſtſchreiben, 
Staatsſchriften, Gelder ıc. einen großen Nupen leiftet (B). 
Wäre die Poſt nicht fchon eine Einnahmsquelle, fo würde man 
nicht mehr daran benfen, fie zu einer foldyen zu machen, nach⸗ 
dem man ihre hohe Bedeutung erfannt hat, 8. 207. Da aber 
ein Reinertrag ber Poſt ſchon lange in die Staatscaſſe gefloffen 
ift, fo läßt fich derſelbe nicht Teicht plößlich entbehren, und ber 
Berziht auf den Poflgewinn ift wie eine Ausgabe für bie 
Zwede ber Bildungs⸗ und Volkswirthſchaftspflege anzufehen, bie 
ihrer Größe wegen nicht fogleich ganz vorgenommen werben fann. 
Es wäre auch unbillig, wenn die Wohlfeilheit der Poft ben 
Ausländern zu Statten käme, ohne baß in anderen Staaten 
gleicher Grundſatz in Ausführung gebracht würde. 

Eine ſolche Verringerung ber Pofttaren, welche durch Zus 
nahme bes Gebrauches der Poſt vergütet wird, ift ohne Eins 
buße für die Staatscaffe möglih. DBermag man das Maaß 
biefer Zunahme aus der Erfahrung ungefähr zu beurtheilen, fo 
fann man eine nad ihr berechnete Herabfeßung der Preife ſo⸗ 
gleich unternehmen, ohne eine dauernde Störwig in den Staats⸗ 
haushalt zu bringen, wenn gleich in ber erſten Zeit einiger 
Ausfall unvermeidlih iſt (c). Eine noch weiter gehende Er- 
mäßigung ber Tare, fowie verfchiebene andere, bie Benutzung 
erleichternde Einrichtungen können bagegen nicht ohne den Hin- 
bit auf die zur Dedung des Ausfall anzumendenden Mittel 
befchloffen werben, wobei jebody zu erwägen ift, baß bie Ver⸗ 
mehrung ber Briefe, Frachtſtuͤcke und Reiſenden ben Berluft 
geringer macht, ald er nad) dem gegenwärtigen Stande zu vers 
muthen if. Es Täßt fih zur Beförberung bed Verkehres viel 
thun, ohne ben Reinertrag ganz aufzuopfern (d). 


(a) Zu bdiefen muß freilih auch die Berzinfung bes flehenden und umlau‘ 
fenden Gapitals gerechnet werben. Baden, Ende 1861 237700 fl. an 
Gebäuden ıc., 217000 fl. an Werkzeugen, Geräthichaften sc., aber 
24000 Mehr der Baffiva im Betriebsfond. 

In Defterreih if 1850 u. 51 diefer Dienft für die Staatsverwaltung 

auf 49/5 Mi. fl. jährlih angeichlagen worden. In Bayern betrugen 

1858/9 die amtlichen Schreiben 13 Proc. der verfendeten Briefe. 

(e) Verbeſſerungen, welche die Schnelligkeit und Sicherheit der Berfenduns 
gen vermehren, bringen bei gleihen Taren eine Zunahme des Ertrages 
zu Wege. Balmer erhöhte bei feinen Bervolllommnungen ber Poſt zus 
geeis die Taren und ber Ertrag flieg; vgl. Bronne, Rapport, ©. 11. — 

eifpiel der Zunahme des Bebrauches ber Poſt in Preußen zufolge der 
Reform von 1849: 


(5 


— 








(d) 
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| Briefpoftflüde Pakete ohne an: Angegebener Werth von 


gegebenen Werth Briefen und Paketen 

D. 1845—47 46,9 Mil. 3. . ‚mil. 414,9 Mill. Kthlr. 
1852 695 „ j 1470 „ „ 
1855 110,8 „ 10 Pr ” 10195 „ " 
1857 115,4 „ 1,8 „ 1219 " " 


Beriht von Kühne, Abg.:Haus 1858 Nr. 91. 

Großbritanien Hat ein merfwürbiges Beifpiel einer Pofreform 
gegeben, die für die erfte Zeit ein fo großes Opfer für die Stantscaffe 
erforderte, daß man fie nicht zur Nachahmung empfehlen kann. Der 
Entwurf ging 1837 von Rowland Hill aus und aurde durch das 
Geſetz vom 17. Auguſt 1839 (2. und 3. Victoria, &. 52) in Aus: 
führung gebradht, F. 2168. Bisher war bas mittlere Porto eines 
Briefed T— 71), P. Die Herabfegung auf 1 P. (vom 10. Ian. 1840 
an) bewirkte eine flarke, jeboch immer noch eine langlamere Zunahme 
der Briefe, ale man vermuthet hatte. Die von Hill in Kurzem 
erwartete 5 fache an niefgaßl trat erſt 1852, alfo nah 12 Jahren, 
ein, ber frühere Rohertrag wurde nad 10 Sahren erreicht und wuchs 
in ununterbrochener Kortichreitung, der Meinertrag aber ift dem früheren 
noch nicht wieder gleih. Die Sahresergebnifie find folgende: 


0 Roberta |Berh-| einertrag |Berh.| Briefgahl |Berb- Mopertrag Verb. Reinertrag Berh. Briefzahl | Bert. 


D. 1838.39 | 2368020 2. | 100| 1-601910 1100 | 75 Mif.| 100 

40 |1-359466 „ | 57| 410028 |25 |1687 „ | 235 
42 |1578145 „ | 66| 478479 |29 |2085 „ | 278 
1705 067 „ | 71) 610724 |38 |242 „ | 322 
46 |1'978293 „ | 83| 724757 |a5 |300 „ | 400 
50 | 2495578 „ |105| 1.057690 |66 |347° „ | 462 
53 | 2631 945 „ |111| 17113378 |69 |410,8 „ | 547 
56 | 2869954 „ ‚1211| 1207725 | 75 |A784 „ | 637 
58 |2-976939 „ |125| 1161427 | 72,5 522° „ | 697 
59 |3-448074 „ |145 | 1:150960 | 71,9 5447 „ | 735 
60 | 3524 710 „ |148| 1102479 | 68,9 564 „ | 752 
61 |3-665828 „ |154| 1161985 | 72,% 593 190 
62 |3777304 „ |159| 1236941 | 77 |606° „ | 806 


Hiebei find auch die von anderen Verwaltungszweigen befttittenen Koſten 
mit abgezogen. Die flarfe Vermehrung der Koften rührt nur zum Theil 
von ber Zunahme’ ber Briefe ber, zum Theil ift fie anderen Urſachen, 
nämlih den hoben Forderungen der Gifenbahngefellfihaften und ber 
foftbaren Poſtſchifffahrt, beizumeflen. 


$. 214. 
Die Regeln, nad) denen das Staatöpoftivefen einzurichten 


wi 
* 
» 


3 


ift, laſſen ſich fo überbliden: 


I. DOrganifation. Das Poftwefen ift ein fo eigenthüms 


licher und abgefonberter Geſchaͤftszweig, daß er feine befonderen 
Beamten und eine eigene Oberbehörde braucht, die zwar einem 
Minifterium (a) untergeorbnet ift, aber in dem Technifchen bes 
Geſchaͤftes ſelbſtſtaͤndig handelt. Mittelftellen find nur in größeren 
Staaten nöthig. Die Anforberungen an das in den Poftämtern 
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und Poftftellen (Expeditionen, bureaux) arbeitende Perſonal in 
Hinficht auf Kenntniffe, Uebung und Zuverläffigfeit find von ber 
Art, daß man mit Schreibern, die auf Widerruf angenommen unb 
wie Hanbelögehülfen behandelt würden, nicht wohl auskommen 
fönnte (8. 208.), weßhalb man größtentheild Staatödiener 
brauchen muß und nur als Gehülfen des Vorſtandes bei mitts 
feren, leicht zu überfehenden Poſtaͤmtern Privatfchreiber geftatten 
fann (d). An fleinen Orten, wo ein Beamter zu foftbar fein 
würde, bleibt nichts übrig, ald Verwalter (Erpeditoren) 
anzuftellen, die nicht allein von ber Poſt zu leben brauchen und 
mit einem Antheile an dem Reinertrage belohnt werben; fie 
müffen aber unter einiger Aufficht des nächften Poftmeifters 
ftehen. Das Unterperfonal (Briefträger, Pader, Schirrmeifter 
oder Bonducteurd) wirb wiberruflid angenommen, anftänbig 
bezahlt und zur größten Orbnung nachbrüdlich angehalten. 


(a) Der Finanzen oder der Volkswirthſchaft (fog. Handelsminifterium), in 
einigen Staaten dem der auswärtigen Angelegenheiten; in Preußen 
eine ganz unabhängige Oberbehörbe. Neuerlid Hat man hie und ba 
die Pol: und Gifenbahnverwaltung einer gemeinfchaftlichen Behörde 
(Direction der Verkehrsanſtalten) untergeben, doch -ift der Nutzen dieſer 
Verbindung noch nicht außer Zweifel. 

(6) Manche Schriftfleller ſtellen fih die Verwaltung ber Poſten zu leicht 
vor; fie iſt aber auch heutigen Tages viel künftlicher und erfordert mehr 
Kenntniffe als ehebin. 


§. 215. 

ID. Anordnung der Poftläufe (Curfe). Fuͤr bie 
Briefpoft muß das Land in allen Richtungen von Poftläufen 
durchfchnitten werden, fo daß jede Ortfchaft nicht mehr als 
einige Stunden von ber nädhften Poftftelle (Erpedition) entfernt 
it und durch Boten mit ihre in Berbindung fommen fann. 
Die Stellen find mit forgfältiger Berüdfichtigung ber örtlichen 
Umftände fo zu beflimmen, daß ihre Entfernungen von einander 
nicht übermäßig find (Regel 2 geographifche Meilen), daß bie 
fi) Freuzenden Züge gut zufammentreffen, bie wenigften Um⸗ 
wege nöthig werben und für ben Berfehr der größeren Orte 
am beften geforgt ift. Die Lebhaftigfeit ber Mittheilungen giebt 
auch an die Hand, wie oft die Verfendung gefchehen müffe (a). 
Die Eurfe und Haltftellen ber Fahrpoſt koͤnnen nicht fo zahl 
reich fein, follten aber, felbft mit einem Zufchuffe, fo vermehrt 
werben, daß ſie in feiner Gegend des Landes ganz fehlen. 
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Durch gut berechnetes Ineinandergreifen der Curſe iſt dafuͤr zu 
ſorgen, daß die verſendeten Gegenſtaͤnde mit dem geringſten 
Zeitverluſte, ohne unnoͤthiges Liegenbleiben, ihren Weg zuruͤck⸗ 
legen. Um die inlaͤndiſchen mit den auslaͤndiſchen Poſten in 
Verbindung zu ſetzen, dienen Vertraͤge mit den Nachbarſtaaten 
und Verabredungen bei jedem Wechſel der Einrichtungen. Dieſe 
Vertraͤge regeln nicht nur Zeit und Ort des Zuſammentreffens, 
ſondern auch das, was bei der Ueberlieferung und Abrechnung 
zu beobachten iſt. In den größten Staͤdten iſt eine eigene 
Stadt» Briefpoft nöthig (2). 

- (a) Wo möglid auf jedem Curſe täglih. In Frankreich find 10760 Fuß- 
boten für die Dörfer angeftellt, die täglih 5 Wegſtunden mahen und 
jede Gemeinde alle 2 Tage beſuchen. In jeder Gemeinde ift ein Kaſten 
(Einlage) gum Einwerfen von Briefen. Auch in Baden ift 1859 eine 
Landpoſt eingerichtet worden, bie anfangs 276 Boten hatte, von 
1862 an 356. Die Dörfer werden in der Regel wöchentlich Gmal, abs 
elegene Eleine Drte wenigftens Zmal von dem Boten befudht. Die 
Rofen werden 1862.63 auf jäbrlih 101000 fl. angeichlagen. Ueber⸗ 
haupt ift in Bezug auf fchnelle Beförderung neuerlich in Ri 


viel geicheben. 
(5) Pennypost in London jeit 1680. 


6. 216. 


IH. Taxweſen. Die Erhebung der Poſt⸗Taxen gefchieht 
nad Tarifen, die für alle vorfommende Fälle fefte Beftimmungen 
enthalten. Die leicht verſtaͤndliche Einrichtung und öffentliche 
Bekanntmachung bed Tarifd dient Unterfchleife zu verhüten und 
ſetzt Jedermann in ben Stand, ſich von ber Gefeglichkeit ber 
geforderten Tare felbft zu überzeugen. Bei ber Entwerfung ber 
Zarife (a) ift ed zwedmäßig, bie Koften zu ermitteln, welche 
jeder Verſendungsgegenſtand oder jebe Reife der Anftalt ver- 
urſacht, und eine Regel darüber aufzuftellen, wie die anzuſetzende 
Tare ſich zu den Koften verhalten fol, $. 213. Die Taren 
ftiegen biöher fowohl mit den Entfernungen, ald mit bem 
Gewichte jeder Art der verfenbeten Gegenftände, und wurben 
daher durch Tabellen, in benen bie Zahlen nad) zwei Rich⸗ 
tungen fortwachfen, ausgebrüdt. 

A. Brieftarif. 

1) Ein Brief von demjenigen Gewichte, für welches bie 
niedrigfte Tare bezahlt wird, wird ein einfacher genannt. 
Es Hilft alfo dem Abfender nichts, wenn der Brief noch weniger 


en Staaten 
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wiegt. Da bie unteren Stände ſich indgemein eined gröberen 
Papierd bedienen und der Gebraudy der von ben Briefen ges 
trennten Umfchläge, (Decken, Eouverte) viele Vorzüge hat, fo 
it es billig, bei ber Beftimmung des einfachen Satzes hierauf 
Rüdficht zu nehmen (b). 

2) Die Steigerung nad) ber Entfernung foll nicht nach ber 
Länge ded Weges, ben die Poſt zufällig wegen ber jehigen 
Curseinrichtung zurüdiegt, fondern nad) dem geraden Abftande 
der Orte bemeflen werden (ce). Da die Koften nicht genau mit 
der Ränge ded Weges wachen, vielmehr die Mühe des An- 
nehmens, Tarirend und Austheilend gleich bleibt, fo ift es 
billig und überhaupt auch zwedinäßig, daß die Taxe in ſchwaͤche⸗ 
rem Verhältniß als die Entfernung zunimmt, fo daß 3. B. der 
doppelte Weg nicht ganz doppelt fo viel Eoftet, als ber ein 
fache, und folglich die Briefe, die am weiteften gehen, verhält 
nißmäßig am wohlfeilften bezahlt werben (d). 

3) Auch ein größeres Gewicht eines Briefe über ben 
einfachen Sap follte nidyt in gleicher Bortichreitung die Tare 
erhöhen (e). 

4) Zur Begünftigung des geiftigen Verkehrs erhalten Druds 
fchriften unter Kreuz⸗ oder Streifband, welches die Befidytigung 
bed Inhaltes geftattet, eine niedrige Tare (f), und die Zeis 
tungen, welche bie Poft verfendet, werben um eine geringe 
Erhöhung des Preiſes von berfelben geliefert (9). Zur Bes 
förderung der Gewerbe werden auch Mufter und Proben von 
Waaren fchonend tarirt. 


(«) Seitdem der franzäfiiche Brieftarif 1827 dur den Beichluß der Kam⸗ 
mern zu Stande gefommen ift, find die Poſttaxen oft Gegenſtand land⸗ 
ftändifcher Berathung geworden. 


(5) Das Gewicht des einfachen Briefes iR in Frankreich feit 1827 71/, Gram⸗ 
men (vorher 6). — Im deutſch⸗ſterreichiſchen Poſtverein beträgt daſſelbe 
bis an 1 2oth (exclusive) zu Yo des Zollpfundes oder 16% Gram⸗ 
men, fo daß ein volles Loth ſchon das Doppelte zahlt und jedes Loth 
über den einfachen Gewichtsſatz das Porto des einfachen Briefes bezahlt; 
3. B. bis an 4 Loth wird das Afache erhoben. In Großbritanien i 
ber einfache Brief feit 1840 */s Unze — 15,55 Grammen. 

Nach der früheren fehlerhaften Anordnung (noch in America in Ge⸗ 
brauch) galt in Sroßbritanien ein Brief für einfah, wenn er nur aus 
1 Stüd Papier beſtand und nicht über 1 Unze wog. Jedes eingelegte 
Stüd verdoppelte fon den Preis. — In Baden werden @ingaben 
von Privatperionen an inländiihe Staatebehörden, wenn fie nur aus 
1 Bogen beftehen, nad dem einfachen Sage belegt, fonft immer um 
eine Stufe niedriger als andere Briefe. 


(e) 


(2) 


(e) 


(f 


— 


(9) 
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Hiedurch erhalten die Taren eine von dem jebesmaligem Boftenlaufe 
ganz unabhängige Feſtigkeit und es wird nun möglich, für jeden Ort 
die Bezirke (rayons) durch concentrifche Kreife auf der Charte zu bezeich- 
nen, fo daß das Porto von dem angenommenen Mittelpunct aus nad 
allen in einerlei Bezirk Tiegenden Orten gleich viel beträgt. In Frank⸗ 
reich iſt dieſer Grundſatz feit 1827, in den meilten deutichen Staaten 
fhon länger eingeführt, 3. B. preußiiches Tar-Regulativ vom 18, Der. 
1824, $. 2. 
Nah der Alteren Cinrihtung der Tarife, die eine Yortichreitung nach 
ber Ränge des Weges enthalten, war es zweckmaͤßig, die Tare aus 
2 Theilen zufammenzufegen, einer veränderlichen Größe, die fidh ganz 
nach der Gntfernung richtet, und aus einer inveränderlichen,, die jenen 
gleihbleibenen Koften jedes Briefes entipribt. Es ſei a der fefle 
eftandtheil, d die Krachtgebühr für die Meile, m die Meilenzahl, fo ift 
die Taret=a+ mb. Sept man z. B. a — 2 kr. und b=tsk., 
erhält man gerade den früheren bayeriichen Tarif von 12 M. an. Die 
Taxe follte nach der mittleren Butfernung berechnet werden, 3. B. bei 
15 —20 nah 171 M. — Für die Steigerung der Tare ganz nach 
dem Berhältnig ber Entfernung v. Imhoff-Spielberg in Harls 
Allg. Arhiv, 1827, 1. 9. Dieß war die Megel des bad. Tarife vom 
11. Aug. 1834 und 22. Det. 1841. Der einfache Brief bezahlte bie 
zu 3 Dleilen 2 fr., über 3—6 Meilen 4 kr. über 6—12 Meilen 6 fr. 
und für je 6 Meilen weiter 2 fr., nebft 1 fr. Beftellungsgebühr von 
jedem Briefe. 
3. 3. früher Preußen und Baden über ꝰ / — I Loth 1Y/sfaher Satz, 
über 1— 1a Loth 2fah, über 11%. — 2 Loth 2/sfah und für je VY⸗ 
Loth weiter 1/; Sab mehr. — Ehemals war das Einfchließen mehrerer 
Briefe in einen Umſchlag verboten, aber das Berbot ließ fi nicht 
handhaben. 
Deutfcheöfterreihifcher Poflverein: für 1 Loth 1 Er., aber nur wenn bie 
Sendung vorausbezahlt (franfirt) wird. Mit Ausnahme von Probetrud: 
(Borrectur:)Begen darf nichts beigefchrieben fein ald Datum und Name 
des Abfenders. — PFranfreih: Zeitungen unt periodifche Schriften für 
je eo Srammen 7 &ent., andere gedrudte Sachen für je 14 Grammen 
3 Bent. 
Deutſch⸗öſterr. Verein: politifche Zeitungen bezahlen 50, andere 25 Proc. 
ihres Nettopreifes, doch wirb von den 6—Tmal wöchentlich ericheinenden 
nicht unter 3 und nicht über 9 fl., von anderen 2—6 fl. im Ganzen 
entrichtet, neben der Beftellgebühr. — In Großbritanien verfendete Die 
Poſt 1873 Mill. Zeitungen, von denen 45 die Stempelgebühr ent- 
richteten und deßhalb von der Poſt unentgeldfich beforgt wurden. 


6. 216. 
Durch die britifche Poftreform von 1840 ($. 213.) wurde 


ein einziger “Bortofag für alle im Lande verfendeten Briefe, 
welche das einfache Gewicht nicht überfchreiten, ohne Rüdficht 
auf den zurüdzulegenden Weg eingeführt. Die Beweggründe 
hiezu waren nadhftehende: 1) Das bisherige theure Briefporto 
war fehr nachtheilig, 8. 207. 2) Unter ben von ber Briefpoft 
verjendeten Gegenftänden befanden fidy fo viele Zeitungen und 
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poftfreie Schreiben, daß auf bie Kortichaffung der bezahlten 
Briefe der Fleinere Theil der Koften fam (a). 3) Die unvers 
änderlichen Koften betragen mehr als die veränderlichen, von 
ber Berfendung herrührenden. 4) Diele richten ſich auch nicht 
genau nad) der Entfernung, weil fie zugleich davon abhängen, 
welche Anzahl von Briefen ıc. auf einmal (in einem Fellifen). 
fortgefchafft wird, weßhalb die Ausgabe für jeden Brief auf 
einer längeren, aber Jebhafteren Strede Heiner fein fann, ale 
im entgegengefebten alle. 5) Die von der Entfernung ganz 
unabhängigen Koften laffen fich fehr vermindern, wenn bie 
Briefe fogleich bei dem Aufgeben bezahlt werben und für baffelbe 
eine bequeme Einrichtung getroffen wird. 

Demnach wurden bie bisherigen ‘Boftfreiheiten der Briefe (6) 
aufgehoben und das Porto des einfachen Briefes wurde bei ber 
Borausbezahlung auf 1 Penny (3 fr.), fonft auf 2 Pence 
gelegt (c), ſtatt des Bezahlend bei dem Aufgeben wurden auf- 
zuffebende Stempel-Blätichen (stamps, Briefmarfen) eingeführt, 
bie man faufen und vorräthig halten kann (d). Wie leicht und 
angenehm auch eine fo große Vereinfachung bed Taxweſens fein 
mag (e), fo verurfacht fie doch einen großen Ausfall in ber 
Staatdcaffe (8. 213 (c)), auch ift einige Abftufung des Portos 
nach den Entfernungen vollfommen billig. Wollte man bem 
einzigen Portoſatze eine gewiffe mittlere Höhe geben, um ben 
Ausfall in der Staatdeinnahme geringer werden zu laflen, fo 
würbe dieß ben Briefverfehr zwifchen naheliegenden Orten, ber 
erfahrungdmäßig der häufigfte ift, vertheuern. Nach diefen Bes 
trachtungen verbient wenigftens in einem größeren Boftgebiete 
die Anordnung einer Heinen Zahl von Stufenfägen (3 oder 4) 
ben Vorzug, wobei die Vorausbezahlung mit Hülfe von Stempels 
blättchen verfchiedener Farbe noch leicht anwendbar if (f). 
Unfranfirte Briefe dürfen etwas höher belegt werden, weil fie 
mehr Mühe verurfachen (9). Durch Staatöverträge kann bafür 
geforgt werben, daß folche niedrige Portoſaͤtze auch im aus» 
wärtigen Verkehr ben Bewohnern ber verbundenen Staaten zu 
Gute fommen (h). 

() Nah dem Gewichte machten die bezahlten Briefe nur 16, bie unent⸗ 
a geilen 9, die Zeitungen 75 Proc. aus, Bronne, Rapport, ©. 7 


e . 
ie Portofreiheit der Parlamentsmitglieder (10 Briefe täglich frei abs 
ſchicken, 15 empfangen) war ungeheuer gemißbraucht worben, 


(d 
(@) 


OÖ 


N 
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Als Uebergang diente die Ermäßigung des Portos, wo es höher geweſen 
war, auf 5 Pence, vom 5. December 1839 bis 10. Januar 1840. 
Auch geftempelte Briefumichläge (couverts), 2 Dugend für 2 Schill. 
3 3. In Baden wurde anfangs für den Umſchlage! / Er. zu dem 
Betrage des Stempels zugefchlagen, neuerlich werben fie ohne Zufchlag 
um ben Betrag der Marke abgegeben. Der wiederholte Gebrauch eines 
Stempelblättdens wird durch Aufprüden eines ſchwarzen Stempels auf 
ber Poſt verhindert. 

In Rußland befteht (B. v. 30. Juni 1843) ein gleichförmiger Portofa 
von 10 Kopeken Silver = 11,3 ii. — Frankreich, Gef. v. 24. — 
1848: allgemeiner Sag 20 Cent., über 7Ya—15 Grammen 40 Gent. 
Im 3. 1849 wurde das Porto auf 25 Gent. erhöht, aber durch Gef. 
v. 20. Mai 1854 wieder auf 20 herabgefegt. Unfrantirte Briefe geben 
30 Ct., franfirte Briefe innerhalb des nämlichen Poſtbezirks nur 10. — 
Sardinien hat feit 1854 ebenfalls den gleihiörmigen Sap von 20 Gt., 
Spanien feit 1849 1 Real = T'/s fr. — In Oeſterreich Eoftete von 
1722—51 jeder Brief 8 ir. — BPräfident Taylor (Botichaft v. 4. Dee. 
1849) empfahl für den americanıfchen Bundesflaat ein gleichförmiges 
Porto von 5 Eents — 7,75 fr. 


M. Culloch, Taxat. ©. 307, if Gegner der Brit. Poſtreform und 
glaubt, ein mittlerer Bortofag von 2—3 P. für den Brief wäre weit 
befier geweien. — Borfchlag von Herrfeldta.a.D.: Stadtpoſt 1 fr, — 
bis zur naͤchſten Station 3 fr., — darüber hinaus 6 ir. — Oeſterreich 
ftellte vom 1. Auguſt 1842 an 2 Rortofäpe auf, 6 fr. bie zu 10 Meilen 
und 12 fr. für größere Entfernung, mit der erklärten Abfiht, daß 
fünftig nur ein einziger von 6 fr. befichen folle. Der Sag von 6 fr. 
wurde fpäter bis auf 20, 1849 bis auf 30 Meilen ausgetehnt. Im 
September 1849 wurde das Porto bis 10 Meilen auf 3 fr., darüber 
auf 6 fr., in Wien auf 2 fr. herabgefegt. — Bayer. Sage (Juni 1849): 
im Orte und in deſſen Umgebung 1 Er., bis ı2 Meilen 3 fr., tarüber 
6 fr. — Antrag der Dresdener Bonferenz: bis 6 Meilen inc. 2 fr., 
bis 20 Meilen 5 fr., darüber 10 fr. des 20 fl.⸗Fußes. — Deutfch- 
öfterreichifcher Poftvertrag : 

bis 10 Meilen 1 Sgr. oder 3 Er. 

bis 0 u» 24 6, 

über 20 „ 3 „ „9 
Die Verſchiedenheit der Guldenfuße macht Hierin feinen Unterfchied, fo 
daß Defterreich die 3, 6, 9 kr. in feinen damaligen Kreuzern erhob, 
jest 5, 10, 15 neue Kreuzer. Hiebei bleibt noch zu wuͤnſchen, daß 
für einen gewiflen Umkreis, 3. B. von 1 Meile Halbmeffer, der niedrige 
Sag der Ortspoft (1 Fr.) anwendbar gemacht und daß die Gränze von 
20 Meilen auf etwa 30 erweitert werde. Bei zunehmendem Meinertrag 
könnte fpäter die 3. Stufe von 9 fr ganz hinweggelaflen werden. In 
Baden ift 1858 innerhalb Landes die 3. Stufe von 9 fr., 1862 auch 
die 2. Stufe von 6 fr. aufgehoben worden, dagegen koſten nun auch 
Briefe nah nahen Orten und felbfi in der Stadtpoft den allgemeinen 
inländifchen Bortufag von 3 fi. — Belg. Geſetz vom 22. Marz 1849 
bis 30 Kilvineter (4,5 geogr. M.) 10, weiter 20 Gent. — Nord⸗ 
amerika feit 1851: bis 3000 Meilen (652 geogr. M.) 3, darüber 
6 Gents (4,% und 8, fr.). 


(g) Deuticzöfterreih. Verein: 3 Er. für das Loth mehr. In Großbritanien 


(A) 


werden feit 1859 unfranfirte Briefe gar nicht mehr befördert, fondern 
dem Abſender urldgegeben. Dieß if zu flrenge. 

Die neueren efahrungen zeigen, daß nach einer nicht fehr großen 
Bortoermäßigung der Reinertrag ber Boft in wenigen Jahren wieder 
die frühere göhe erreicht. Beiſpiele: 
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Rohertrag. Reinertrag. 

Frankreich, 1847 53, Mil. Fr. 17,8 Mill. Er. 
49 421 „m 68 5m 

52 46° „ „ 135 un 

54 53,8 n 


8 
Baden, D. 184247 1102286 fl. 28001. 
1853 1146728 „ 239 198 „ 
D. 1855. 56 1228250 „ 308173 „ 

Sn Preußen erfolgte die erfte Herabfeßung, bei ber das hoͤchſte Brief: 

porto von 19 auf 6 Sr: fam, im 5. 1844; hiedurch fanf der Mein 

ertrag von 1, auf I Mill. Rthlr. Nach der 2. Ermäßigung von 1849 

wurde der Reinertrag für 1852 auf 880875, für 1853 auf 821679 

Rthlr. veranfchlagt, aber für 1856 fchon wieder auf 1424000 Mthlr. 

6. 217. 

B. Pakettarif. Gleiche Gewichtömenge wird bei ber Fahr⸗ 
poft weit niedriger belegt, als bei Briefen, weil man voraus 
fest, daß der Poſt⸗ oder Packwagen Frachtſtuͤcke von anfehn- 
lihem Gewicht zu verfenden hat, bei denen die Bemühung des 
Perſonals verhältnigmäßig viel Kleiner ift, fowie auch bie Fort⸗ 
fhaffung langfamer geſchieht (a). Der Bahrpofttarif wird ger 
nauer ald der für Briefe aufgeftellte nach der Entfernung ein⸗ 
gerichtet, doch iſt es üblich und angemeſſen, von Heinen Ent- 
fernungen und Gewichtsmengen eine verhältnißmäßig höhere 
Tare zu nehmen als von größeren (6). Wenn ber Abfender 
feinen Werth angiebt, fo haftet die Poftanftalt bei dem Verluſte 
eined Stüdes nur für einen gewiffen mäßigen Betrag, wird 
aber ein Werth genannt, fo muß im Verhaͤltniß zu bemfelben 
für die volle Haftung ber Poft noch ein Zufhlag zu dem 
Frachtporto ald Verficherungsprämie bezahlt werden (c). 

C. Für Geldfendungen ift wegen ber größeren Hafs 
tung ebenfalld ein höheres Porto zu entrichten (d). Es ift 
aber fehr nüglich, wenn durch Abrechnungen der einzelnen Poft- 
fielen Baarfendungen ganz entbehrlicd gemacht werden, indem 
die Summe von bem, ber fie fonft abfenden müßte, an die 
Poftftelle feined Wohnorted bezahlt und von der Stelle, bei 
ber der Empfänger wohnt, ausbezahlt wird. Da biebei Feine 
Wagniß flattfindet, io koͤnnen bie Gebühren niedrig angefebt 
werden, woburd ber Gebrauch dieſes Mitteld zur Bewirkung 
von Zahlungen in bie Entfernung fehr befördert wirb, nur ifl 
eine Oränze für ben Betrag ſolcher Zahlungen feftzufegen, da⸗ 
mit nicht Kleinere Boftftellen durch die Größe der Summen in 
Berlegenheit gerathen (e). 


Rau, polit. Delon. Il. 5. Ausg. 21 
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D. Tarif für die Perfonen auf dem Boftwagen (f), 


wobei fein befondered Trinkgeld mehr vorfommen follte, und 
bei Extrapoften (9), endlidy 


E. für Boftreiter (Eftaffetten). 
F. Audy alle Rebengebühren, 3. B. Beftellgelb an ben Brief- 


träger oder Bader, für Boftfcheine, Laufzettel ıc. müffen genau 
geregelt fein (Ah). 


(«) 


(8) 


(e) 


() 


Bei den früheren hohen Brieftaren war man Ich geneigt, Briefe unter 
dem niedrigen Paketporto, wenn auch etwas langfamer, abjufenden. 
68 mußte daher vorgefchrieben werden, bei welchem Gewichte erft ein 
briefartiges Paket auf ber Fahrpoſt angenommen werden darf, 3. 2. 
2 Loth in Preußen, 8 Loth in Baden, 4 Loth deutich:öftere. Poſtverein. 
Eine ſolche Beſtimmung ift auch fernerhin nicht zu entbehren, ba man 
fie aber durch Angabe eines gewiflen Werthes umgehen kann, fo follte 
man durch die Ginrihtung der beiderfeitigen Tarife dafür forgen, daß 
der Unterfchied in den Preifen der beiden Aufgabs- und Verſendungs⸗ 
arten nicht fo groß bleibe, als er bisher war. — In Großbritanien 
tönnen auch Frächtſtuͤcke von ziemlicher Größe mit der Briefpoft und 
nach der Bewichtsfteigerung des Tarifs verfendet werden und bieß ges 
fchieht überaus häufig. 


Nach den Dresdener Anträgen wurde das Frachtporto fo zulammen eſetzt: 
1) eine Grundtaxe ven 2 kr. für je 5 Meilen, 2) eine Gewichtstare 
von %s Ei. für das Pfund auf je 5 Meilen, doch erft von 10 Meilen 
an, 3) eine Werthstare für Waaren, die über !/s Rthlr. für das Pfund 
angeihlagen werben, ebenfalls mit der Entfernung fleigend (Rthlr. zu 
2 fl. des 24 fl. Fußes). — Neuer deutich » Öfterreih. Poftvereinsvertrag 
vom 26. Febr. 1857: das Pfund bezahlt auf je 4 Meilen !/s Er. ober 
1/8 Sgr. Der geringfie Frachtſatz (minimum) eines Stüdes iſt bis 
EM. 7 kr. oder 2 Egr., von S—16 M. 10 fr. oder 3 Sgr., von 
16—24 M. 14 fr. oder 4 Sgr. u. f. f., doch mit der Ermäßigung, 
dag Stüde bis zu 1 Pfund und bis zu 4 Meilen Entfernung nur 5 fr. 
ober 11/2 Ser. geben. Bis zu 20 M. Entfernung wird die Fracht nach 
dem geraden Abftande beider Orte beflimmt. Yür weitere Entfernungen 
wird das ganze Vereinsgebiet im Quadrate getheilt, deren Seiten 
4 M. betragen. Alle in einem Quadrate liegenden Orte werden fo 
behandelt, als wenn fie fih in dem Vittelpuncte deſſelben befänden und 
eine Sendung von einem gewiflen Quadrate in ein anderes wird nad) 
dem geraden NAbftande der beiderfeitigen Weittelpuncte berechnet, was 
mit Hülfe von Tabellen leiht und fchnell geſchieht. (Nach dem V. v. 
1852 1 Pfd. auf 10 M. 1 fr., das minim. war bis 10 Meilen 
nur 3 fr. 

Deutfch: öfterreich. Poftvertrag v. 5. Dec. 1851 8. 62: allgemeine Hafs 
tung für das Pfund 10 Sgr. oder 30 fi. Der Zufhlag für Werth: 


porto ift: 
bis 40 Rthlr. von 41—80 Rthlr. für fe 80 Kthlr. 
—= 70 fl. —= 140 fl. weiter 
bis 12 M. incl. . %, Sur. l Ser. 1 Ser. 
über 12 — 48 M.. I „ 2 „ 2 „ 
über 48 M. 3 „ 


dm I u 
Was SO Rthlr. überfleigt zahlt nur die Hälfte. 
Im deutfchsöfterreih. DVereine wird die Gewichte: und Wertbstare ((2), 
(e)) erhoben. 
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(e) Dieſe Binihtung beftebt feit 1838 in Broßbritanien. Gegen die banre 
Ginzahlung erhält man eine Anweifung (money order) an die Poftitelle 
des andern Ortes. Man darf bie 10 2. St. anweifen und es find 
jebt (1861) 2722 Stellen, bei denen man dieg thun kann. Die Pol 
bezieht von Summen bis 2 2. St. 3 Pence (alfo mindeſtens 8/s Proc.), 
von 2—5 8. ©t. !/; Shill. (Die maht von 5 Liv. / Procent, von 
3 2. St. 0,93 Procent.) Im Jahre 1857 wurden 6'389 702 folche 
Ginzahlungen für den Betrag von 12180272 8. geleiftet und nad 
Abzug der Koften blieb für die Poſtcaſſe ein Reinertrag von 24618 2. 
In dem 3. vom 1. April 1856/7 trugen die Gebühren Lafür 104079 2, 
ein. 1860: 7580455 Ginzahinngen, Betrag 14 616348 2, alſo im 
D. an 2 8. — Deutſch⸗ — V. von 1857: Ginzahlungen find 
bis 40 Rthle. oder 75 fl. geflattet. Man bezahlt dafür das minim. 
der Fahrpoſtfracht, daneben für je 5 Rthlr. 1 Sgr. oder für 5 fl. 2 Er. 
(alfo so). Diele Gebühr kommt dem auszahlenden Poftamte zu 
Bute. — Der Borfhuß, den tie Poſt auf Verlangen bei der Aufgabe 
eines Briefes oder Frahtflüdes giebt und vom Gmpfänger beffeiben 
wieder einzieht (fog. Nachnahme), war fonft ein Brivatgefchäft der 
Voftbeamten und mußte wegen der Wagniß höher, als jene Anweifun 
vergütet werden, 3. B. in Baden: 3 fr. vom fl. = '5 Proc. Meuerlic 
wird neben dem Porto !/s Sgr. vom Rtihlr. oder 1 fr. vom Gulden 
bezahlt, die Ausbezahlung darf aber erſt erfolgen, wenn der Gmpfänger 
de6 verfendeten Begenftandes die Summe an die PBoftcafle feines Wohn: 
ortes entrichtet hat. Bertr. v. 1852 6. 63. In Preußen beliefen fich 
1857 die baaren Ginzahlungen auf 4996 969 Rthlr., die Poſtvorſchuͤſſe 
auf 1.818271 Rtäir. 


U) Bgl. $. 212 (8). Hierüber find feine Verabredungen getroffen. Ges 
woͤhnlich ift das Fahrgeld gegen 24 fr. auf die Meile. 
(g) Die Tare derjelben hat einen veränderlihen Beſtandtheil, welcher von 


Zeit zu Seit nah den Preifen des Habers und Heues neu beflimmt 
wird. 


(3) Das Briefbeftellgeld follte aufhören, meil es nicht blos das Porto ver: 
theuert, fondern dem Briefträger Zeit und dem Gmpfänger Mühe foftet. 
Nach dem angef. Vertrage darf daffelbe fortbeftehen, wo es üblich if, 
wie in Baden und Preußen, in beiden Läntern iſt es jedoch neuerlich 
aufgehoben werten. In Preußen wurde es mit Cinſchluß der Zeitungen 
1858 auf 409000 Rthlr., in Baden 1862 auf 65000 fl. angefchlagen. 
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IV. Berfendungdgefhäfte. Die Stellung ber Pferde 
und Poſtknechte ift Sache von Privatunternehmern (Poſthal⸗ 
tern), welche mit der Poftverwaltung hierüber bie nöthigen 
Verträge abſchließen und für jede einzelne Leiſtung bezahlt wer: 
den. Sie unb die Poſtknechte ſtehen übrigens unter Aufſicht 
der Poftbehörben. 

1) Regeln für die Briefverfenbung: 

a) Briefe, welche franfirt werben und nicht ſchon auf eine 
bequemere Weife bezahlt find ($. 216a.), dürfen nur burd 
verpflichtete Poftbediente in Empfang genommen und müffen 
fogleich mit Aufzeichnung der Summe auf dem Briefe nad) dem 

21° 
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Tarife tarirt werben. Bei ben mit dem Stempelblättchen franz 
firten Briefen wird vor der Abfendung unterſucht, ob der richtige 
Stempel gebraucht, oder von dem Empfänger noch etwas nach⸗ 
zufordern ifl (a). 

b) Dem Aufgebenden muß «8 freiftehen, ven Brief zu fran= 
firen oder nicht, und man hat beim Abfchluß von Staatsver- 
trägen in Poftfachen dahin zu ftreben, daß diefe Wahl audy bei 
ber Abfendung ind Ausland frei bfeibe (6). 

c) Zur Vereinfachung ber Gefchäfte werben alle in eine 
gewiffe Gegend laufenden Briefe in ein Paket verfchloffen, 
welches fo weit ald möglich uneröffnet fortläuft, entweder bis 
an den Beflimmungsort, ober bis zu einem Boftamte, wo eine 
Umpadung und Bertheilung aller angefonmenen Briefe in neue 
Pakete nöthig wird. Auf diefe Weife bilden fich in jedem 
Staate gewiffe Sammelpläte, bie unter einander in dem Ber- 
bande des „Pafetf Buff es“ ftehen und bei benen bie fos 
genannte Umfpepition gefchieht. Nur die an nahe Stationen 
gerichteten Briefe machen hievon eine Ausnahme. Die Beamten 
bed Beſtimmungsortes oder des Umfpeditionspuncted haben bie 
Richtigkeit der Tarirung der anfommenden Briefe forgfältig zu 
prüfen. 

d) Bei jetem folchen verfiegelten Briefpakete wirb die Zahl 
und dad Gefammtgewicht ber eingefchloffenen Briefe aufgezeichnet. 
Das Aufzeichnen jeded Briefes in eine Lifte, deren Abfchrift 
man in dem Pakete mit verfendete, würde bie Gefchäfte viel zu 
fehr vermehren, ohne die Sicherheit erheblich zu. verftärfen (c). 

e) Kür jedes Paket wird auch die Berechnung über die 
Bertheilung ded Porto zwilchen den betheiligten PBoftgebieten 
beigefügt (d). 

f) Bollfommene Gewißheit der Meberlieferung durch Beſchei⸗ 
nigung bes Empfanged läßt fid) nur mit größerer Bemühung 
der Poftbeamten und befonberer Einzeichnung bemerfftelligen und 
erheifcht daher eine erhöhte Gebühr; eingeſchriebene ober 
recommanbirte Briefe (e). 

2) Pakete werden fpeciel aufgezeichnet und, nad ber in 
Sübdeutfchland eingeführten Methode, dem Begleiter bes 
Wagens (Conducteur, Schirrmeifter) übergeben, der fie 
wieder dem Poſtbeamten des Beſtimmungsortes einzeln abliefert. 
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Für jeden ermeiölichen, vom Aufgeber nicht verſchuldeten Verluft 
haftet die Poſtanſtalt, die dafür fich wieder an den Schuldigen 


halten kann. 


(«) 


(8) 


(e) 


(d) 


In manden Ländern mußte anfangs, wenn bie aufgeflebte Marke nicht 
zureichend war, das ganze Porto von dem Bmpfänger bezahlt werben. 
Dies ift unbillig. 

Berweigert ein Staat alle Abrechnung, fo müflen die Briefe hin und 
her von jedem der beiden Correfpondenten für die Strede innerhalb 
feines Landes bezahlt werben. 

Weil man doch nur Drt und Hauptnamen des Umpfängers eintragen 
fann und oft viele Briefe an Perfonen mit gleichem Hauptnamen vor: 
fommen. Klüber, Das Poſtw. S. 99—113. 

In manden Staaten mußten auch die inländifchen Pofftellen mit ein- 
ander über das Porto abrechnen, welches jede verdient und empfangen 
hat, wobei man annimmt, daß derjenigen Poſtſtelle, welche den —* x 
an den Empfänger beflellt, das Porto für die inländifche Sendung zu» 
fomme. Dieß vervielfacht indeß die Geichäfte ohne Noth und es if 
hinreihend, wenn nur bei der Verrechnung an die Staatscafle die 
pehärige Gontrole vorhanden if. — Wenn zwifchen den mit einander 
n Verkehr ftchenden Poftgebieten Feine näheren Verabredungen beflchen 
und jedes derfelben folglih den vollftändigen Erſatz für feine Mitwir- 
fung zu jedem verfendeten Gegenſtande anfpriht, fo find bei einem 
Briefe, der von A nad B in ein anderes Poſtgebiet geht, folgende 
Fälle möglich: 

1) er ıft beim Aufgeben bezahlt; a) er bleibt in B oter der Um: 
gegend ; Hier berechnet das Poſtamt A das eingenommene Porto unter 
der Veberfchrift „Franco“ der Poſtcaſſe. Ram der Brief weiter, vom 
Auslande, jo muß bdieles der inländifchen Gränzflation den Antheil 
vergüten, welcher den inländifchen Poſten daran gebührt; b) er geht 
weiter ins Ausland, fo muß der erſten Station oder dem Umfpebitionss 
orte des Nachbarſtaates der entiprechende Antheil erfeßt werden, unter 
der Rubrit „Weiterfranco”; 

2) er it nicht franfirt; a) fam er vom Auslande, fo muß die Stelle 
A dieſem das daran verdiente Porto erflatten und der Gryebition B 
unter der Benennung „Auslage"“ zur Laft ſetzen. Diele Auslage 
wird durch B von dem Empfäriger des verfendeten Gegenflandes ein: 
gezogen; b) für den inländifchen Lauf wird das durch B zu erhebenbe 
Porto unter diefem Namen von A angezeigt. 

Die neuere Ginrihtung, nach welcher das Porto nur wenig mit der 
Länge des Weges fleigt, Hat die von jetem Lande zu berechnenden 
Portofäge fehr vermindert. Staatsverträge beftimmen den Antheil eines 
jeden der beiden Staaten, in denen die Aufgabe und Ablieferung ge: 
ſchieht. In dem deutfcheöfterreichiichen Poftvereine ift verabredet worden, 
daß das (in ber Regel bei dem Aufgeben bezahlte) Porto derjenigen 
Voftanftalt zufällt, die den Brief abfendet, und man fann annehmen, 
dag beiläufig eben jvviele Briefe von A nah B al& von B nad A 

eben. Es wäre nun hiebei am einfachften, wenn die zwifchenliegenden 
Bon ebiete auf ihren Antheil an dem Porto eines indurdhge enden 
Briefes verzichteten, allein manche Länder find durch ihre Lage begünftigt 
und bie Re ierungen wollten den Bortheil diefer Tranfitvergütung 
nicht aufgeben. Deshalb ift diefelbe zwar beibehalten, aber fehr niedrig 
angelegt worden. Gie beträgt vom Loth und ber Meile !/, Silbers 
piennig (!’ıs fr.), darf aber für eine einzelne PBoftverwaltung 7 S.:Pf. 

13/4 Er.) nicht überfleigen, und wird von derjenigen Verwaltung er; 

attet, welche das Porto bezieht. 
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(e) In Frankreich wird nicht fchon bei fog. recommanpirten Briefen, fon: 
dern nur bei hHargirten Briefen ein Erfag (50 Fr.) für ben Verluſt 
geleiftet. Sie erfordern vollländigen Berfchluß durch Siegel und wer: 
den nur der auf der Aufichrift genannten Perfon oder ihrem Bevoll⸗ 
mädligten eingehändigt. Gebühr 20 Gent. neben dem Porto. v. Hod 

. 475. 
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V. Einzelne Regeln, welde ſich auf bie Zwecke ber 
Poftverwaltung beziehen. 

1) Zur Gefhwindigfeit dienen außer dem guten In⸗ 
einandergreifen der Curſe unter andern a) die Vermeidung bes 
Umleiten®, d. h. der Abfendung auf einem Ummege, in ver 
Anficht, die Berfendungsgegenftände länger auf den inländifchen 
Poſtſtraßen laufen zu laffen und dadurch mehr Porto zu vers 
dienen. Die gänzliche Abftelung erfordert Unterhandlungen ber 
Nachbarſtaaten (a); b) die Trennung der Packwagen von den 
Eilmagen (Schnellpoften), welchen dagegen die Brief Felleifen 
mitgegeben werden; c) pünctliche Beobachtung der Abgangdzeit 
und Vorſchrift beflimmter Zeiten, in welchen die Brief> und 
Fahrpoft jede Station nah) Maaßgabe ihrer Länge und Bes 
fchaffenheit bei Strafe zurüdiegen muß, und bie Führung von 
Stundenzetteln, welche der Poftfnecht oder Wagenmeifter (Con⸗ 
bucteur) mitnimmt, um den Beweis des richtigen Kintreffens 
zu liefern (d); d) Verpflichtung jedes Pofthalters, eine bes 
ftimmte genügende Zahl von Pferden zu halten; e) Erlaubniß, 
in Rotbfällen und mit der Verpflichtung zum Schabenerfage 
Wege zu fahren, die fonft nicht dem allgemeinen Gebrauch 
überlafien find; f) Benutung ber Eifenbahnen, wo es zur 
Befchleunigung dient; g) fchleuniged Austragen der angekom⸗ 
menen Gegenftände, mit mehrmaligen täglichen Abholungs⸗ 
zeiten. 

2) Sicherheit. Am meiften beförbert diefen Zweck das vors 
gefchriebene Verfahren bei dem Verſendungsgeſchaͤfte ($. 218). 
Sonft verdienen noch genannt zu werben a) Verpflichtung aller 
Beamten und Bebdienten der Poft zur Beobachtung ber größten 
Sorgfalt und Rechtlichkeit, namentlich um den Empfangsberech- 
tigten (Abdreffaten) auszumitteln und ihm den Gegenftand zu 
überliefern, fowie auch in der Bewahrung bed Briefgeheim- 
niſſes (c), b) Zurüdweifung ſchlecht verpadter oder gefährlicher 
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Gegenftände (d), ferner folcher, deren Auffchrift nicht deutlich 
und beftimmt genug ift, c) gute Bewahung des Poftwageng, 
Begleitung defjelben in unficheren Gegenden ıc.; d) gute, 
geſetzliche Beſtimmungen über die Haftbarfeit der Poſt (e), 
e) Borfchriften über die Behandlung ber unbeftelbaren Gegen» 
ftänbe. 

3) Bequemlichkeit. Es läßt ſich mit geringer Mühe 
manche Erleichterung und Annehmlichfeit bei der Benutzung ber 
Poſt zu Wege bringen, hauptſfaͤchlich bei der Berfonenpoft, 
3. B. durch gute Wagen, auftändige Behandlung, fefte Ord⸗ 
nung in den Sigen, gute Wartezimmer ıc. 

4) Einträglichfeit, der Wohlfeilheit unbefchabet. Hicher 
gehört vornehmlicy die Verhütung des Mißbrauches der Porto: 
freiheit. Am ficherften ift e8, nur die Dienftfchreiben ber öffent- 
lichen Behörden und gemeinnügigen Anftalten zu befreien, das 
perfönliche Freithum aber ganz aufheben (f). 


(a) Defterreich leitete fonft die franzöfliche und ſchweizeriſche Correſpondenz 
mit Bermeidung bes bayerifchen Gebietes durch Tyrol und Vorarlberg, 
ohne eine höhere Tare zu nehmen, aber zum Nachtheil der bayerifchen 
Boftcafle und der Geſchwindigkeit. Berhandl. der 2. K. in Bayern, 1822, 
Beil. VII, 200, 1831, Beil. Nr. XLIV, ©. 4. 

. (5) Für die englifhen Landkutſchen find 8,8 miles 3,2 Wegflunden auf 

die Zeitflunde als mittlere Ieſwindgen vorgeſchrieben, alſo auf eine 
Wegſtunde 19, auf die d. Meile 32 Minuten. Die deutſchen Cilwagen 
brauchen mit Einfhluß des Aufenthaltes geräbnid gegen ?/ Stunden 
für die Meile oder 27 Minuten für die Wegftunde, 

(e) Die Berfaffungen mehrerer Staaten erwähnen vie Sicherheit des Bofts 
ebeimnifies, 3. B. Kurheſſen $. 37. — D. Grundredte $. 142. 
Breuß. Entw. $. 140. Oeſterr. Grundredhte 5. 11. Preuß. Berf. v. 
31. San. 1850 6 33. — Die Fälle, in denen die Deffnung eines 
Briefes durch die Obrigkeit erlaubt ift, müflen gereglich befimmt fein. 
Meimar. B. vom 1. San. 1820: 1) Briefe an Berflorbene, deren 
Vermögen unter Siegel liegt, 2) an Inquifiten. Lebteren Fall geftattet 
auh, auf Requiſition der Unterfuchungsbehörde, bad. V. von 1822, 
Fink, NRepertor. U, 21. — In. Bayern ift Reauifltion eines Appella: 
tionsgerichts erforderlich. Hiezu Fommt das Deffiien der ſog. Retour: 
briefe nach einer gewiſſen Bein und vorgängiger Ausftelung, um von 
dem NAufgeber das Borto erheben zu fünnen. — Deffnen der Briefe ale 
Hülfsmittel der Polizei und Diplomatie! In Großbritanien wurde 1711 
in einer Parlamentsacte das Recht der Regierung zum Oeffnen von 
Briefen anerkannt. Seit 1806 werben die Befehle hiezu, die zum a N 
fehr willfürli find, in ein Berzeihniß gebracht, feit 1822 die Urfchriften 
der Befehle bei den Poftämtern aufbewahrt. Sogenannte fchwarze Ca⸗ 
binette an gewiffen größeren Boftftellen, mit Ginrichtungen zum Oeffnen, 
Nachmachen der Siegel u. bal. 

(d) Schießpulver, Knallgold, Säuren und überhaupt Flüſſigkeiten :c. 

(e) Die Poft haftet für erweislichen Berluft des verfendeten Gegenſtandes, 
auch für Diebflahl und Raub, nur nicht für reinen Zufall, nad dem 
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bei der Aufgabe en Berfehröwerthe ober fonft nad einer all- 
gemeinen Megel (d B. für einen eingefchriebenen Brief 1 köln. 
Markt Silber), ferner Ri eine äußere Beichäbigung. 

(f) So Baden, 25. Dec. 1831. — England feit 1840. — Die Mitglieder 
des Fürftenhaufee pflegen Befreiung zu genießen. 
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Eine erhebliche Veränderung in der Verwaltung ber ‘Boften 
ift durch die Errichtung der Eifenbahnen entftanden. Laͤngs 
einer Bahn hören die eigenen PBoftfuhren gänzlich auf, dagegen 
erfpart die Poſtcaſſe auch an den Berfendungsfoften der Briefe 
und kleineren Yrachtftüde, indem fie beide auf ber Eifenbahn 
mit viel geringerem Aufwande fortfchaffen kann. Die größere 
Schnelligfeit der Sendungen vermehrt zugleich die Anzahl der 
an die Poſt gelangenden Briefe und anderer Gegenftänbe, fo 
daß bie reine Einnahme aus der Poft nicht nothwendig vers 
mindert wirb, fich vielmehr fogar erhöhen kann (a). Wo beide 
Anftalten auf Staatdrechnung verwaltet werben, ba ift es ziem- 
lich gleichgültig, wie die Abgränzung und Berechnung zwifchen 
ihnen eingerichtet wird. Bei Actienbahnen muß in ben Bes 
dingungen ihrer Genehmigung ihr Verhältniß zur Poft genau 
geregelt werben, und zwar nach dem Grunbfage, daß jeber von 
beiden höchft wohlthätigen Unternehmungen ein ihrer Eigen 
thümlichfeit entfprechender Spielraum zum Vortheil der Staats 
bürger unverfümmert erhalten wird, II, 6. 262. Hieraus er= 
geben fich nachftehende Regeln: 

1) Die Beftelung der Briefe und kleinen Frachtſtuͤcke bis 
zu einem gewiflen Gewichte (d) fol allein der Poſt zuftehen, 
welche fi) dazu ber Eifenbahn bedienen darf. Es if am 
bilfigften, wenn die Briefpafete oder auch ein von der Poſt 
geftellter und unterhaltener Wagen mit einem Poftbeamten uns 
entgeldlih auf der Bahn mitgeführt, dieſer aber fein weiterer 
Aufwand zugemuthet wird. 

2) Boftreifende,. deren Weg zum heil in die Richtung ber 
Bahn fällt, werben diefer von der Poft übergeben und gegen 
eine ermäßigte Vergütung in einer entfprechenden Wagenclaffe (c) 
unverzüglich befördert, dagegen muß auch die Poft das Fahr⸗ 
geld auf folchen Streden niebriger fegen als auf den eigentlichen 
Poſtſtraßen. 

3) Groͤßere Frachtſtücke, die einen Theil ihres Weges auf 
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der Eiſenbahn fortgebracdht werben müflen, fönnen ebenfall® 
durch die Poſt beforgt werben, welche fie auf die Bahn bringen 
und auf derfelben in Empfang nehmen läßt, allenfall$ in einem 
ber Poft gehörenden Wagen. Die Bracht wird ber Bahnver- 
waltung nad) dem gefammten Gewichte aller zufammen verfen- 
deten Gegenftände in ermäßigtem Sage vergütet. 

4) Die Yahrten der Eifenbahn müffen mit dem ang der 
Poſt in Uebereinftimmung gebracht werden, fo daß beide gut 
ineinander greifen. 

(a) Die badiihe Bahn wurde im Herbſt 1840 auf einer pierhinbigen, 
1842 auf einer weiteren 12flündigen Strede eröffnet u. f. f. Der 
Reinertrag der bad. Poſten war im D. 1839—40 268800 fl., — bier: 
auf nahm er anfangs etwas an bob fi aber nachher; er war 1842 
234614 fl., 1843 255283 fl., D. 1844—47 298294 fl. 


b) Sadjien 20, Zaunusbahn 25 An 
6 Gilpoftreifende in Wagen der 2. Elafle. 


$. 2196. 


Der Telegrapb, anfangs wie die Poſt nur dem Dienfte 
bed Staatd gewidmet, ift neuerlich auch ber Benugung für 
Brivatperfonen gegen eine Abgabe zugänglich geworben. Die 
Erfindung des eleftrifchen Telegraphen Hat wegen ber leichten 
Verbindung mit den Eifenbahnen die Verbreitung biefer Anftalt 
befördert, welche, als bie ſchnellſte denkbare Art der Poft, in 
Staats⸗, Verkehrs⸗ Familienangelegenheiten ıc. vielfachen Nuten 
gewährt und überrafchende großartige Wirkungen hervorbringt (a), 
auch nicht nothwendig auf die mit Eifenbahnen verfehenen Linien 
befchränkt if. Die Behandlung biefer Anftalt als ausſchließ⸗ 
liches Staatögewerbe hat fi) im Innern der Länder als zweck⸗ 
mäßig bewährt (d). Auch der Telegraph wie die Poft erlangt 
feine vollſtaͤndige Wirkfamfeit erſt durch Verbindungen von Land 
zu Sand, wodurch Mebereinftiimmung ber Zeichen, bed Ber; 
fahrens ꝛc. und folglich die ficherfte, fchnellfte und mwohlfeilfte 
Beftellung der Eilbotfchaften bewirkt wird (c). Die Gebühr 
richtet fich nach der Ränge bed Weges und ber Länge der Bots 
haften (Telegramme) in gewiſſen Abflufungen, wobei eine 
Zahl von Worten, gewöhnlich 20, den niebrigften Sag be 
zahlt (d). Bei guter Verwaltung und niedrigen Gebühren fann 
noch ein Reinertrag für die Staatdcaffe übrig bleiben (e). Die 
Botfchaften der Staatsbehörben oder der Eifenbahnvenvaltung 
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erhalten noͤthigenfalls den Vorzug. Die Telegraphen⸗Beamten 
ſind zur Geheimhaltung verpflichtet. 


) 


(8) 


() 


(4) 


(e) 


Der Gedanke diefer bewundernswürdigen Erfindung if älter, die Aus⸗ 
führung geichah 1837 ziemlich gleichzeitig von Wheatflone, Steins 
heil und Morfe. Quarterly Review, Juni 1854. — Knies, Der 
Telegraph als Berkehrsmittel, Tübingen 1857. 
Das Beftatten mehrerer T.:Unternehmungen neben einander wäre fchon 
wegen des nöthigen Zwanges für die Brundeigentgümer, einer Art von 
Erpropriation, ganz unausführbar und aud für die Vollkommenheit 
des Anftalt nachiheilig. In Großbritanien hat eine Geſellſchaft das 
ausſchließliche Betriebereht. Die Verwaltung durch die Regierung ifl 
zur Verhütung möglicher Mißbraͤuche ratyfam und empfiehlt fih aus 
ähnlihen Gründen, wie fie für die Briefpoft gelten. — Telegraphen⸗ 
verbindungen über das Meer in andere Länder find freie, dem Mit: 
werben ausdgefeßte Unternehmungen unb werden ber Natur der Sache 
gemäß Privatgeiellfchaften überlaflen. 

eutich -öfterr. T.⸗Verein, Bertrag vom 25. Juli 1850, fpätere Ab⸗ 
faffung des Bertrage vom 16. Dec. 1857, neuefle v. 31. Aug. 1861. — 
Sn dem Vereinsbezirk waren zu Anfang 1857 2644 Meilen Linien, 
47173 M. Drapte, Anfang 1861 3864 M. Linien, 7869 M. Drähte. 
Frankreich Hatte 1857 11430 Kil. (1544 M.) Linien, Rußland 1861 
19532 Werfle = 2790 Meilen , "Preußen 1862 1264 M. — Die An« 
legungstoften find bei unterirdifchen Leitungen größer als bei foldhen. 
die auf Pfählen ruhen. Bei einer Anzahl belgiicher Linien Eoftete bie 
geogr. Meile über der Erde gegen 900, unterirbifch genen 6200 fl., 
in Preußen wird die Meile zu 927 und 1995 fl. angegeben. Diele 
Zahlen find jedoh nur von eingelnen Streden hergenommen und nad 
den örtlichen Umftänden treten Berfchiedenbeiten ein. 
D.:d. Bertrag von 1857: 1. Zone bis 10 geogr. M., 2. von 10— 25, 
3. von 25— 45, 4. von 45— 70 M. ıc. Gebühr für jede Zone bie zu 
20 Worten 12 Sgr. = 42 fr. fübb., je 10 Worte weiter die Hälfte 
mehr. — Baden, V. v. 27. März 1858: innerhalb des Landes ohne 
Ruͤckſicht auf Entfernung bis zu 20 Worten 30 fr., je 10 Worte mehr 
15 fr. — Je wohlfeilee die Eilbotichaften beftelt werden, deſto mehr 
verbreitet fih ihr Gebrauch bei den manchfaltigften Beranlafiungen. 
In Preußen betrugen die Privatbotichaften 1854 88 Proc., 1856 fhon 
91 Proc. und die Staatsbotfchaften nur 3,7Broc. aller ( Knies ©. 182), 
1858 waren 92,8 Proc. Brivatbotichaften. In Oefterreich famen 1851 
21976 Staats: und 22935 Privatbotfchaften, 1856 63372 von jenen und 
188576 von Tepteren vor, die alfo 74 Proc. ber ganzen Zahl ausmadhten. 
Zahl der beförderten Botfchaften: Preußen D. 1852—54 83098, 1855 
152820, 1862 660297. Baden 1852 12,460, 1862 194200. 
Die Erträgniffe des“ erwähnten Vereins werden unter bie theilnehmen- 
ben Staaten fo vertheilt, daß für jeden bie zange feiner Telegraphens 
linien (in obigen Zonen ausgeorä t) mit der Menge der im Quartal 
beförderten Botichaften vervielfaht und hieraus die Berbältnißzahlen 
der Antheile get werden (1857). Hiezu kommt die Ginnahme aus 


bem innern Verkehr des Landes. — In den erften Jahren koſteten bie 
T. noch Zuſchuß, neuerlich geben fle einen Gewinn. Beifpiele: 
G@innahme Reinertrag 
Baden, R. 1855 37953 fl. 15 799 fl. 
%. 58 108000 „ 16990 „ 
M. i. D. 1860. 61 103361 „ 12651 „ 
Belgien, D. 1853—55 278625 Fr. 112620 $r. 


N. 1862 525000 „ 138000 „ 
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Ginnahme Reinertrag 
Srantrei, A. 1859 5 Mil. Fr. 593000 Fr. 
efterreih, 9. 1862 1°930.000 fl. 432.000 fl. 
Breußen, 1851 — — 74 709 Rthlr. (Zuſchuß) 
2 — — 58454 » 
55 433123 Rthle. 4168085 „ 
A. 58 705110 „ 241200 „ 
N. 1862 805400 „ 841490 „ 
Würtemb., U. 1858—61 48000 fi. 8600 fi. 


8. Hauptftüd. 
Staatseifenbabnen. 


$. 219. 

Die Anlegung einer Eifenbahn durch eine Privatgefellichaft 
erfordert Staatögenehmigung, theild wegen der unentbehrlichen 
Zwangdabtretung der erforderlichen Grundflüde, theils weil 
feine Actiengefellfchaft ohne befondere Staatserlaubniß gegründet 
werben darf, und wegen der Wichtigkeit dieſes Verkehrsmittels. 
Die Regierung kann die Bedingungen biefer Ueberlafjung feft- 
fegen, es fteht ihr jedoch frei, mit Ausfchluß der Privatunter⸗ 
nehmer den Bau auf Staatöfoften zu übernehmen, fte befibt 
folglich ein Eifenbahnregal, ohne daß daſſelbe als ſolches 
förmlich erflärt worden wäre. Weil aber die Fortihaffung auf 
einer Eifenbahn nit von mehreren Unternehmern zugleich be 
trieben werben fann, vielmehr mit dem Eigenthum das aud- 
ſchließliche Betriebsrecht verbunden ift, fo befteht das erwähnte 
Regal aus dieſer doppelten Befugniß der Regierung, Eifen- 
bahnen anzulegen und aus der Benußung bderfelben ein Ein- 
fommen zu ziehen. Diefed Hohheitsrecht ift dem Bergwerfs- 
regale in ber Entftehungsart, dem Poftregale in der Natur bes 
Gegenftandes am ähnlichften. 


$. 219d. 

In mehreren Ländern gibt ed nur Privat⸗, in anberen nur 
Staatöbahnen, in anderen beide neben einander. Wenn ber 
Staat die Hauptbahnen eined Landes auf eigene Rechnung 
herftellt, jo bat dieß mandye Bortheile. Er kann ihnen leichter 
eine dem Staatöwohl in verfchiebenen Hinfichten (vorzüglich 
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volkswirthſchaftlichen und militärifchen) entiprechende Richtung 
und Befchaffenheit geben und ihre Berwaltung auf gemein 
nüsige Weife führen laffen, ferner wird der Actienhandel mit 
feinen Mißbräuchen auf diefe Weife am vollftändigften befeitigt, 
II, $. 263. Die Größe eines folchen Werfed macht, daß hier 
bie Vorzüge einer Privatunternehmung gegen den Bau auf 
Staatöfoften in viel ſchwächerem Grade als bei anderen Ge— 
werben erfcheinen, wenn nur bie Regierung ernftlich bemüht ift, 
überall eine verftändige Sparfamfeit vorzufchreiben und durch⸗ 
zuführen. So lange ed Privatgefellfchaften an Neigung, Ges 
fchielichkeit und Bapital fehlte, um Bahnen zu errichten, wurden 
die Regierungen auch häufig durch den Wunfch, diefelben zeitig 
im Lande entftehen zu jehen, bewogen, fie felbft anzulegen. 


$. 219e. 


Diefe Unternehmung der Staatögewalt ift jedoch nicht als 
ein Mittel zur Vermehrung der Staatseinfünfte, fondern viels 
mehr als eine Maaßregel der Volkswirthſchaftspflege anzufehen. 
Die Erbauung der Bahnen und die Anfchaffung der beweglichen 
Betriebsmittel erfordert ein großes Capital, welches die Regies 
rung borgen und verzinfen muß. Dedt der jährliche Reinertrag 
biefe Zinfen und bleibt auch nody eine Summe zur allmäligen 
Tilgung übrig, fo if den Anforderungen bes Staatshaushalts 
Genüge gefhehen. Die Bahnen verurfachen dann den Steuer⸗ 
pflichtigen feine Lat und die Bewohner der von den Bahnen 
entlegenen Gegenden ftehen wenigftend nicht auch infofern in 
Nachtheil, daß fie noch etwas für jene beizutragen haben (a). 
Auch eine unvollftändige VBerzinfung wäre fein Uebel, weil die 
Bahnen den Volkswohlſtand und die Steuerfähigfeit beträchtlich 
erhöhen, weßhalb zugleid andere Staatseinfünfte ergiebiger 
werden, fowie ferner die Regierung durch bie wohlfeile Fort⸗ 
Ihaffung von Beamten, Soldaten, Bertheidigungsmitteln, Er- 
zeugniffen der Staatögewerbe ıc. manchen Nugen zieht. Werfen 
die Staatsbahnen einen größeren Reinertrag ab, fo kann ber» 
felbe theils zum Bau neuer Bahnftreden, bie noch minder 
belohnend find, theild zur Erinäßigung der Fahrgelder und Frach⸗ 
ten, zur Vermehrung der Züge und Haltftelen, Verdoppelung 
bed Geleiſes 2c. verwendet werben (b). 


(a) 


(8) 
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Die Wirkungen einer Dahn von beträchtlicher Länge erſtrecken fid 
übrigens weit in das Land, fo daß aud ziemlich entfernte Gegenden 
einigen Vortheil empfinden. 


Die meiftlen StaatSbahnen werfen gegen 5 Proc. des Anlagecapitales 
ab. 3. 3. die fähflichen im D. 1855—57 5,%# Proc., die hannover: 
fhen 1857 5,55 Proc., die belgiichen 1857 6, Proc., 1859 5,72 Broc., 
die bayerifchen gegen 5,° Broc., die würtembergiiche 5%/3 Proc., bie 
badiihe Bahn 1860. 61. im D. 4,89 Broc., die MainsNedar Bahn 
1857—59 an 6 Proc. Bei der Berehnung dieſes Procentfages darf 
nur der Aufwand für die bereitö betriebenen Bahnftreden in Betracht 
fommen, auch ift der ganze Betrag des Capitals ohne Abzug des ſchon 
getilgten Theile zu Grunde zu legen. Gin einzelnes Jahr ift nicht 
genug maafgebend, weil die jährlihen Ausgaben für Ausbeflerungen ıc. 
ungleich find. Es trugen 


| Rohe Einnahme | Reinertrag | Broe. 
Baden, R. 1860.61 i.D. | 
babifche Bahn ... . . . | 6604573 fl. 3640188 fl. 55 
und nah Abzug ber | 
außerordentl. Ausgaben : .......- 2589 373 „ 39 
badifcher Theil der Mains | 
Nedar Bahn . . 2... | creen _ 142151. — 
2731524, 
A. 1862. 63 i. D. | | 
badifhe Bahn .... . 6486442 fl. 3.580 544 „ 55 
und nah Abzug ber | 
außerordentl. Ausgaben | ern 34791422 „ ı 53,8 
Antheil der Main⸗Neckar⸗ ! | 
Bahn... 22.2.2.. Ierrenee 13696, | 
3592838 „| 
Bayern, A. 1859-61 . | 7038942 fl. 3000000 „ | 42,8 
A. 1861—67 . 111998256 „ : 5°003256 „ ı 41,7 
Delgien, R. 1857... 125507617 Fr. 12230830 Fr. 48 
A. 1862 . . .. [28000000 „ 13518000 „ | 48,8 
Preußen, N. 1858... | 8297700 RtHlr. 3 128 507 Rthlr. 87 
860... | 8.931200 „ 1 2.981323 „ 33 
1861 . . . 110843737 „ ' 2879558 „ | 278 
Sadfen, A. 1858—60 . | 3540030 „ 1467000 „ | 41,4 
A. 1861—63 . | 4121440 „ 1450000 „ | 35, 
Mürtemberg, R.1856/7 | 3'916 348 fl. 1484876 fl. | 37,9 
N. 1861 | 5617763 „ 1819010 „ | 32,3 


Die bad. Gtaatsbahn hat bis Ende 1862 70'866 000 fl. gekoſtet, die 
Main-Nedar-Bahn, bad. Antheil, 2215551 fl., der Telegraph 207 722, 
zufammen 73289000 fl., wozu nod 713819 fl. Roften der Anleihen 
famen. 8 waren aber auch fchon 5732844 fl. abgetragen worben 
und die Schuld war demnach 68270507 fl. — Die ſächſiſchen Staats: 
bahnen koſteten bis Ende 1860 42%, Mill. Rthlr. Anlageaufwanbd. 


6. 219f. 
Die Staatseifenbahnen find bisher faft nur in eigener Ber- 


waltung benugt worben. Ueber die Audführbarfeit und Nuͤtz⸗ 
lichkeit einer Verpachtung giebt e8 daher nur wenige Erfahrungen. 
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Dieſelbe muͤßte auf einen langen Zeitraum geſchehen, man 
muͤßte im Vertrage ſich Sicherheit dafuͤr verſchaffen, daß der 
Pachter die Bahn ſammt Gebäuden und allen Zubehörungen 
und den foftbaren Betriebömitteln (Dampf und Fortſchaffungs⸗ 
wagen 20.) in gutem Stande erhalte und nad, Ablauf der 
Pachtzeit zurüdgebe, und man müßte mandherlei Bedingungen 
machen, um ben Pachter in Bezug auf Fahrgeld und Fracht, 
Zahl und Zeit ber Züge, Benußung derfelben für die Zwecke 
ber Regierung, Verhütung von Gefahren, zu einer gemeinnüßigen 
Berwaltung zu verpflichten. Berner würde die Regierung, um 
nicht die Wirkungen bes fteigenden Verkehrs auf lange Zeit 
einzubüßen, nicht umhin koͤnnen zu verlangen, daß bie Ents 
richtung der Pachtgefelfchaft in einem gewiſſen Verhältniß zu 
dem jebedmaligen Reinertrage größer werde. Zahlreiche und 
läftige Bedingungen Fönnten leicht die Luft zu einer jolchen 
Unternehmung jhwäden, fo daß nur ein niedriger Pachts 
zind geboten würde. Doch mag unter gewiffen Umftänden 
durch einen, für beide Theile billig abgefaßten Vertrag eine 
Verpachtung vortheilhaft fein (a). Der Berfauf von Staats⸗ 
bahnen an Privatgefelfchaften ift öfterd angeregt und aus⸗ 
geführt worden. Wenn jedoch auch unter gegebenen Ums 
fländen die Abficht, der Regierung die große Gefchäftslaft des 
Betriebes abzunehmen, fremde Capitale herbeizuziehen und die 
Vollendung der begonnenen Bauten zu befördern, zu biefer 
Maapregel ermuntern (5), fo ift doch im Allgemeinen gegen 
biefelbe Vieles zu erinnern. Die von einer Gefelichaft zu 
bewirkenden Erfparungen fönnen audy von der Regierung in 
Ausführung gebradht werden, wenn dieſe vollfommen fähige 
Kunftverftändige anftellt und alle Erfahrungen in dieſem Gebiete 
benugt. Mit der Vollendung der Bahnen find die größten 
Schwierigkeiten überwunden, und die in ber Regel zu hoffenbe 
allınalige Zunahme bed rohen, fowie bed reinen Ertrages, 
hauptfächlich wegen der Vermehrung ber fortgefchafften Waaren- 
menge (II, $. 259. Nr. 4.), kommt bei den Staatöbahnen ber 
Gefammtheit zu Gute. Wo dagegen die Beforgniß obwaltet, 
bag die Älteren Bahnen durch das Mitwerben anderer neu 
errichteter einen Theil ihres Ertrages verlieren werben, ba wird 
ber angebotene Kaufpreis deſto ungünftiger ausfallen. Die 
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meiften Privatbahnen fallen nach Ablauf des Berleihungdzeits 
raumed an den Staat heim. Diefe Friſt ift jedoch noch ent- 
fernt, und in der Zmifchenzeit wird man weitere Erfahrungen 
fammeln, um baraud zu beurtheilen, ob dann die Bahnen in 
ben Staatöbetrieb übernommen ober von Neuem gegen eine fefte 
Summe oder gegen einen Ertragsantheil an Gefellfchaften über: 
laſſen werden follen. | 


(a) Die polnifhe Staatebahn von Warfchau in ber Richtung gegen Wien, 
1848 in der ganzen Länge von 307 Werften (44 —X Meilen) 
bis zur oͤſterreichiſchen Graͤnze dem Verkehr übergeben, wurde 1857 
an die Warfhau- Wiener Gifenbahngefellihaft verpaditet. Ihre An 
legung hatte bis dahin 8-627000 Rubel geloftet, ihr Reinertrag war 
aber im D. ber Iepten 6 Jahre nur 157532 R. oder 1,59 Proc. des 
Gapitals; die Unterhaltung ter Bahn und ter beweglichen Betriebe: 
mittel fowie die nöthige Vermehrung der legteren war ungemwöhnlid) 
foflbar, daher wurde die Berpachtung auf 75 Jahre beichloffen. Der 
Pachtzins beitrug 5 Jahre hindurch — 200000, 5 weitere Jahre 
lang 225000, in den lebten 65 Jahren j. 250000 R. Die Gefells 
(haft übernahm ferner eine Schuld ven 500000 R. und madıte fidh 
anheifhig, eine Seitenbahn von Zombkowitze bis Kattowig an der 
oberfihlefffipen Bahn zu bauen, woburd das dem Staate gehörende 
Steinfohlenbergiwerf bei Dombrowa in die Bahnlinie gezogen wurde. 
Die Folgen waren fehr günftig. Es war 


1856 1562 
Moberting -. » » » 2.2. 904730 R. 1747750 R. 
reiner MG. 2 02. 277750 „ 1110344 „ 
Berzinfung des Baucapitale 2,17 Proc. 7 Proc. 
Berfendete DWoaarenmenge . 3 Mill. Bup 13, Mill. Bud. 
Zahl der Reifenten . . . 92000 177000 


(5) Bemerkenswerth if es, daß die öflerreihiiche Regierung in ter Zeit, 
als die Bahnactien niedrig fanden und die Neigung zu neuen Unter⸗ 
nehmungen bei ben Geſellſchaften gefchwächt war (von 1850 an), mehrere 
Privatbahnen an fi) brachte, fpäter aber, als der Eifer wieder lebhafter 
wurde — wozu das Gonceffionsgefeß von 1854 beitrug — von 1855 
an nah und nad die Staatsbahnen verkaufte, zuletzt die füdliche Bahn 
(WiensTriek), die angefangenen tyroler Bahnen und die angefangene 
Bahn von der Südbahn nah Agram und Siſſek im September 1858 
gegen 70 Mil. fl. in unverzinslichen Friften bis 1866 und weitere 
30 Mill. fl. im Falle die Bahnen über 7 Proc. Reinertrag bringen. — 
In Preußen ift die Bewerbfleuer der Privatbahnen zur Sammlung 
eines Bermögens beflimmt worden, aus welchem Actien diefer Bahnen 
anzufaufen find. Die hieraus erworbenen Actien trugen 1858 128896 
Kthlr. Zins und Dividende. 


8. 219g. 

In dem Wetteifer zwifchen Staats⸗ und Actienbahnen find 
viele Bervollfommnungen bei den Einrichtungen und dem Bes 
wriebe bewirkt worben. Die Mittel, durch welche bie größte 
Sicherheit, Schnelligkeit, Bequemlichkeit ꝛc. erreicht wird, müffen 
den Kunflverftändigen (Technifern) überlaffen werden, doch 


— 3356 — 


fommen bei vielen dieſer Berbefierungen auch wirthſchaftliche 
Erwägungen vor, die ben Zwed haben, den Rohertrag ber 
Bahnen zu erhöhen und an den Koften zu fparen, 3. B. Wahl 
ber wohlfeilften Heizmittel in jeber Gegend und die Bermin- 
derung bed Verbrauchs an denſelben durch die Maafiregel, den 
Mafchinenführern und Heizern einen Antbeil aus dem daraus 
entftehenden Gewinn einzuräumen (a). Die Anorbnungen über 
bie Zahl und Zeit der täglich abgehenden Züge und über bie 
Höhe des Fahrgeldes und der Fracht für Waaren fallen ganz 
in das gewerbliche, alfo bei ven Staatsbahnen in dad finanzielle 
Gebiet. Aus der Erfahrung muß man erfennen, welche Feſt⸗ 
fegung biefer Abgaben für den Reinertrag und zugleich für bie 
Erleichterung des Gebrauches die vortheilhaftefte if. Die Ers 
richtung von 3 und 4 Wagenclaffen für Reifende ift in beiden 
Beziehungen zwedmäßig, und es hat fich ergeben, baß bie 
wohlfeileren Claſſen verhältnißmäßig ftärfer für fürzere Fahrten 
benugt werben, als die theureren (6). Die erfte Clafſe wirb 
gewöhnlich noch beträchtlich unter dem Preiſe der Eilpoft an⸗ 
gefeßt, die dritte ungefähr auf die Hälfte der erften. Yür 
Arbeitöleute, Marktverkäufer Eeiner Vorräthe von Lebensmitteln 
und bergl., ift es mwohlthätig, wenn fie um niedrigen ‘Preis 
ben Zeitverluft und die Ermüdung bed Gehend auf die Ent- 
fernung von einer oder einigen Meilen vermeiden fünnen (c). 
Ein neuerlich uͤblich gewordenes Mittel, die Einnahme aus 
Fahrgeld zu fleigern, befteht darin, daß man durch die Eins 
richtung der Züge Perfonen, bie einen weiten Weg zurüdlegen 
wollen, nöthigt, fi bed theureren Schnellzuged zu bedienen, 
der aber wenigftend alle Wagenclaffen haben follte. Die niebrige 
Beftimmung ded Fahrgeldes, wenn auch etwas minder eins 
träglih, ift doc) volkswirthſchaftlich nüglicy und kommt immer 
zum größern Theile den Einwohnern des Landes zu Gute. 
Auch bei der Bahnfracht wird zwiſchen der fehnelleren und 
langfameren Beförderung, wie ferner zwiſchen Foftbaren und 
niedriger im Preife ſtehenden Waaren ein Unterfchied gemacht 
und die Miethe eines ganzen Wagend niebriger geftellt. Vgl. 
H, $. 259. (f>—(d). 


(a) Auf der linken Berfailler Bahn kam ber Verbrauch für den Kilometer 
von 13%/4 bis 71/5 Kil. herab, auf den belgifchen Bahnen von 19 bie 


(2) 


(e) 


(@) 


— z337 — 


12 Kilogr. Coals, in Baden fuͤr die Meile in den Jahren 1843 — 46 
von 148 auf 91 Pfund. Im D. 1850—55 war ber Coaksverbrauch 
auf 38 Fahrmeile bei Perfonenzügen 81 Pfund, bei Guͤterzügen 
nd. . 

In Belgien gingen 1838—42 8—12 Proc. ber Reifenben in der erften, 
25—32 Broc. in der zweiten, 55—66 Proc. in der dritten Clafle und 
der Ertrag dieſer brei Glafien betrug 24, 35%, und 40'/ Proc. ber 
ganzen Yahrgeldeinnahme. Gin Reiſender jeder Claſſe trug im D. 
4,8— 2,82 — 1,1 Fr. ein und regte alfo gegen 11—8— 6, belg. lieues 
zurüd. Das Fahrgeld iſt in Belgien auf den Kilometer I. 8, II. 6 
und III. 4 Gent., bei Gilgügen I. 10, IL 7,5 Gent. Nimmt man 
auf die Länge des zurüdgelegten Weges Rüdficht und ermittelt, wie 
viel Berfonen jeder Claſſe 1 Kil. gefahren find (voyageurs — kilomötres), 
fo findet man, daß im D. 1851—53, che Bilgüge beftanden,, die Zahl 
folcher Reifenden in I. 20,8, in II. 30,7, in III. 48,6 Proc. war; 
dagegen 1854 und 55, bei Gil: und gewöhnlichen Zügen zufammen, 
I. 22,8, in II. 23, in III. 54,1 Proc.; es bat fi alfo der Gebrauch der 
U. Glafle vermindert. — In Baden war die Zahl der Reifenden in 
den 3 Glaflen im D. 1854 und 55 2, — 23,73 73,85 Proc. und ein 
Reiſender dieſer Elaffen fuhr im D. 11—7,! und 3,9 Meilen. 

In Baden befland bis in bas Jahr 1853 eine 4. Wagenclaſſe (Steh: 
wagen), auf der die Meile nur 5,8 fr. foflete, während man auf ber 
3. 9,17 kr. bezahlte. Bei der Aufhebung des Stehwagens wurde bie 
3. Claſſe auf 8 Er. herabgefegt. Es war 


| 1853 1864 1855 


die Ginnahme aus Fahrgeld. . |1°140396 fl.|1’280 358 fl.|1-362653 fl. 
Zahl der beförderten Perfonen . |2°030667 1.568037 1629835 
alfo weniger . . 2 2 0. 462630 | 400832 
1 Reifender trug ein . . . . 0,56 f. 0,81f. 0,5. 


Da die Einnahme von 1855 um 6,% Proc. größer war als die des 
Vorjahres, fo würde wahrfcheinlih auch ohne jene Veränderung ber 
Ertrag des Bahngeldes in ziemlich gleichen Maaße gefiegen fein. Es 
it übrigens in neuerer Zeit die Erleichterung eingeführt worden, baß 
das Fafr eld für die Hin⸗ und Herfahrt am nämlichen Tage ermäßigt 
if, naͤmlich auf das 11/afache der einfachen Fahrt. 

Die badiſche Fracht auf die Meile iR in der Regel (I. 9 1,8 fr., 
bei wohlfeiln Waaren (II. ©.) I !r., in der III. Glafle und bei 
Gilgut 2,5 kr. 


3. Hauptftüd. 
Fahr: und Flofreät. 


$. 219h. 
Die aus polizeilien und volfswirthichaftlihen Gründen 


nothmendige Staatsaufſicht auf die Beichiffung der öffentlichen 
Gewaͤſſer ift dem Finanzweſen fremd. Einige Benugungen 
diefer Flüffe dagegen find in vielen Ländern Regalien und 
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wurben chemald als Beftanbtheile eined fog. Wafferregals 
($. 195.) angefehen (a). 

1) Das Ueberfegen von Menfchen, Thieren und Fuhrwerken 
auf Fähren oder mittelft der oft an beren Stelle tretenden 
fliegenden Brüden wird am beften auf mehrere Jahre an 
ben Meiftbietenden verpachtet. Dem Pachter werden bie Fähren - 
und Brüden fammt zugehörigen Geräthfchaften und dem Faͤhr⸗ 
hauſe übergeben. Kleine Audbeflerungen muß er beftreiten, 
benannte größere fallen dem Staate zur Lafl. Er erhält einen 
Gebuͤhrenſatz (Tarif), den er nicht überfchreiten darf, und andere, 
auf die gute Bedienung der Ueberfahrenden gerichtete Vor⸗ 
ſchriften (6). Uebrigens haben audy manche Ufergemeinden bas 
Recht, die Fähre zu halten und zu benugen. 

2) Das Floͤßen des Holzes ſteht mit der Forftwirtbfchaft 
in Zufammenhang und ift von ber Regierung häufig als ein 
Mittel gebraucht worben, den Gelbertrag ber Domanialwals 
dungen zu vergrößern (c). Das Flößen von Balken und 
Bretten (Langholzflößen) wurde fonft biöweilen an Holzs 
handelögejellfchaften gegen eine gewiffe Pachtſumme im Ganzen 
überlafien. Dieß binderte dad Mitwerben und gab ben Unters 
nehmern monopoliftifhe Gewinnfte, weßhalb es beſſer ift, das 
Flößen gegen eine gewiffe Abgabe von jebem Floße nach Maaß⸗ 
gabe feiner Größe und unter ben zur Schonung ber Brüden, 
Mühlen, Uferbauten, Durchlaͤſſe 2c. nöthigen Bedingungen freis 
zugeben. Dad Scheitholzflößen fann, wenn der Staat 
feine Holzhöfe mehr hält (8. 151.), verpachtet werben. Der 
Staatscaſſe fällt die Unterhaltung der Hloßteiche, Schwellungen, 
Floßgräben, Auffangerechen zc. in baulihem Stande zur Laſt. 


(a) Gegen die Annahme eines folhen Mittermaier, Grundf. 8. 222. 
(5) Bergius, Pol. und Kam. Mag., III, 1. 
(0) Bol. Bergius, II, 156 ff. 


10. Hauptflüd. 
Megal der Glücsſpiele. 
8. 220. 


Es iR zwar weniger fchädlich, wenn bie Lotterieen Regal 
find, als wenn ed Brivatperfonen freifteht, fie zu unternehmen, 


** ss fr za 56° 
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weil von dieſen mancherlei Anlodungsmittel gebraucht werben 
fönnen, bie der Staat verfehmäht (a), und felbft unrebliche 
Künfte biöweilen zu Hülfe genommen werben, — weil bie 
Regierung ber Spielfucht gewiſſe Schranken feßen fann, bie 
dem Bortheil eines Privats Lotterie» Inhaber® widerſtreiten, — 
und weil der reine Ertrag der Staatscaffe, alfo mittelbar ben 
Steuerpflichtigen zu Gute fommt; allein ed märe noch befler, 
wenn auch die Staatölotterieen aufhörten. Eine Anftalt, welche 
vom Ueberfparen abhält, die Gewinnfucht aufregt und bis zu 
einem mächtigen Hange fteigert, die Spielenden durdy bad 
Trugbild eine® leicht zu erlangenden Reichthums vom unvers 
brofienen Fleiße abhält und viele Familien der Armuth oder 
der Unreblichleit und dem Sittenverberben Preid giebt, wird 
durch ihre Einträglichkeit keineswegs gerechtfertigt. Die durch 
fie zu Grunde gerichteten Perfonen können zwar nicht den Staat, 
nur ihren eigenen Zeichtfinn anflagen, aber jener follte bie 
Bürger vor einer ſolchen Verſuchung bewahren, bie immer für 
unwiſſende gınd unbefonnene Menſchen gefährlich iſt (d). Die 
Nachtheile treten allerdings nicht bei allen Spielenden ein; es 
fehlt an flatiftifchen Erfahrungen über die Größe des Uebels 
nnb bie beiden Arten ber Lotterie zeigen bafjelbe auch in ver 
fohiedenem Maaße, doch find in jedem Falle ſolche Folgen vor⸗ 
handen, welche ed rathfam machen, auf die Aufhebung ber 
Staatdlotterie Bedacht zu nehmen. 


(a) Dahin gehört namentlih, daß Privatunternehmer durd das Mitwerben 
angetrieben werben würden, fletö neue Bedingungen, Yormen, Spiel⸗ 
arten ıc. auszufinnen und dadurch den Reiz ber Spiele aufzufrifchen. 

(6) Häufigkeit ber Lotterieen in Stalim. Bronn, Meifen, IE, 145 (1832). 
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Zur Bertheidigung ber Staatslotterien iR hauptſächlich 
Folgendes angeführt worden: 

1) Die Menfchen hingen fo fehr an Gluͤcksſpielen diefer Art, 
daß fie, wenn ber Staat biefelben aufgäbe, doch indgeheim, 
befonderd in ausländifhen Anftalten fpielen würden, wobei 
dann das Uebel fortdauerte und nur bie Staatscaſſe keinen 
Vortheil mehr bezöge (a). — Diefer Grund bat am meiften 
Gewicht in der Nähe der Gränze gegen Staaten, in benen 
Lotterieen fortbefiehen. Indeß wirb wenigftend durch firenges 

22° 
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Verbot bed Sammelnd fir auslänbifche Anftalten der tägliche 
Anreiz befeitigt und dad Spielen erfchwert. 

2) Aus den Heinen Ausgaben vieler Spieler würden be⸗ 
trächtlihe Summen gefammelt, die ben Gewinnenden zuflöffen, 
die Lotterie wirke alfo wie eine Erfparung aus ben Ein- 
fünften (6). — Allein bie Gewinnſte bilden feine günftige 
Bertheilung bed Bermögend, denn fie werben größtentheils 
leichtfinnig aufgezehrt, ohne eine bauernde Verbefierung des 
Vermoͤgensſtandes einer Familie hervorzubringen, und reizen zu 
fortgefegtem Spiele. Wenn aud ein Theil der Spieler befonnen 
genug ift, um weber bei den Einfäten dad Maaß ihres Eins 
fommend zu überfchreiten, noch auch die Gewinnfte zu vers 
fchleudern, fo ift Doch die entgegengefebte Handlungsweiſe fehr 
häufig, befonderd in der Claſſe der Lohnarbeiter, und es giebt 
fein. Mittel, die Lotterieen nur ben verfändigen “Berfonen zu⸗ 
gänglicy zu madjen. 

(a) * B. Möfer, Patriotiſche Phantaſ. I, 161. — Rapport au Roi, 
126. Hier wird bemerkt, in Frankreich habe man * der Auf- 

khung der Staatslotterie im Fahre 1793 defto mehr An geheimen 
rivats und in ausländifchen Anftalten gefpielt, was bie Polizei nicht 

Fr verhindern können, und fo fei denn 1797 bie GStaatslotterie wieder 


ergeftellt werden, en se fondant sur cette maxime ..., quil est plus 
8° de gouverner les hommes tels qu’ils sont que tels qu’ils devraient 


(d) —* hat neuerlich Bernoulli aufmerkſam gemacht, Schweiz. 
Archiv, LU, 112. 


$. 222. 

Es giebt zwei-in vielen Hinfichten von einander verfchiebene 
Arten von Lotterieen. Die genuefifche oder Zahlenlotterie, 
neuer als die Claffenlotterie und bisweilen durch Die Benennung 
Lotto (Lotto di Genua) von dieſer unterfchieden (a), ift in 
viel höherem Grabe verberblih. Ihre Einrichtung befteht darin, 
daß von 90 Zahlen jebedmal nur 5 gezogen werben und den 
Spielern die Wahl freifteht, nur eine jener 90 Zahlen, oder 2, 
ober 3, 4, audy wohl 5 zu befegen. Nach ber Zahl der beſetzten 
Nummern feigt die Größe des Einſatzes; dagegen wird das 
Heraudfommen einer einzelnen Zahl (fimpler Auszug) auch 
mit einem geringeren Gewinne bezahlt, als das Errathen zweier 
Zahlen (Ambe); noch höher die Verne, Duaterne und 
Duinterne Ferner if ed, wenn man 3. B. auf drei Zahlen 
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ſetzt, auch geſtattet, die in denſelben enthaltenen 3 Amben und 
3 einfachen Auszuͤge noch beſonders zu beſetzen, um dann, wenn 
etwa nur zwei Zahlen oder doch eine herauskommt, die darauf 
fallenden Gewinnſte zu beziehen. Der Gewinn beſteht in einem 
Vielfachen des Einſatzes, deſſen Groͤße bis zu einem gewiſſen 
Minimum herab beliebig iſt. Der Nutzen für den Unternehmer 
entſteht daraus, daß man die Gewinnſte niedriger feſtſetzt, als 
ſie nach der geringen Wahrſcheinlichkeit des Gewinnes in Folge 
der arithmetiſchen Geſetze ſein ſollten (6). Bei der gewoͤhnlichen 
Einrichtung ſolcher Lotto's machen die Gewinnſte der Spielenden 
durchſchnittlich über die Hälfte bis ungefähr 2/3 der Einſatz⸗ 
fumme aus. Bon dem an den Staat fallenden Refte gehen die 
Befoldungen, Belohnungen der Einnehmer und Ziehungsfoften 
ab. Bon Jahr zu Jahr ift der Reinertrag wechſelnd, je nach⸗ 
dem zufällig die herausfommenden Zahlen ftärfer ober fchwächer 
befeßt waren. Die Größe des reinen Ertrags für die Staate- 
cafje hängt im Ganzen genommen von der Summe ber Einfäge 
ab, auf welche wieder die ungleiche Spielfucht in verfchiedenen 
Ländern und Landestheilen, die Menge ber aufgeftellten Eins 
nehmer, die Anzahl der jährlichen Ziehungen und bie zu Hülfe 
genommenen Anlodungsmittel Einfluß haben (c). 


(c) Urſprung des Lotto in Genua, da bei den Wahlen in ben großen 
Kath 5 Namen aus 90 gezogen wurden und es auffam, auf bie eins 
zelnen Gandidaten Wetten anzuftellen. Später wurde hieraus, indem 
man flatt der Namen bloße Zahlen anwendete, das fürmliche Lotto, 
welches aber erft im vorigen Jahrhundert auch außerhalb Genua Ein: 
gang fand; 1752 in Wien (feit 1787 vom Staate felbft betrieben), 
1763 in Berlin, 1769 in Ansbad ıc.. — Bedmann, Beitr. 3. Geſch. 
der Grfindungen, V, 334—339. 


(3) Nach den Geſetzen der Eombinationslehre befinden fi unter 90 Zahlen: 

1) 90 mögliche einfache Auszüge, von denen jedesmal 5 berausfommen, 

alfo iſt die Wahrfcheinlichkeit, einen derfelben überhaupt zu gewinnen 

(unbefimmter Auszug), !ıs, aber bei einem auch der Ordnung nad 

beffimmten, 3. B. dem dritten, nur !/o. In Bayern bezahlt die Ans 
ftalt jenen nur 15:=, diefen 70fach, in Defterreich 14: und 57 fach. 

2) —* ober 4005 Amben (Combinationen zu zwei Dingen), wovon 


unter ben 5 gezogenen Zahlen —* oder 10 herauslommen, die Wahr⸗ 


fheinlichfeit des Gewinnes if alſo a oder ungefähr 255, die Bezah⸗ 
lung deſſelben gefchieht nur 270 fach, in Deflerreih 240 fach. 

3) —— = 117480 Ternen; in der Zahl 5 find aber a 10 Ter⸗ 
nen enthalten, folglich ift die Hoffnung, eine befimmte zu gewinnen, 


nur rag man bezahlt in Bayern 5400, in Oeſterreich 4800 fach. 
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4) ann == 2'555 190 Quaternen, wovon, ba in 5 Zahlen 5 ber- 
felben enthalten And, die Wahrfcheinlichkeit nur A if. Vergütung 
60 000 — 64 500 fach. 

5) 43949160 Quinternen, beren — aber meiſtens gar nicht 

eſtattet wird, ſowie auch bei der hoͤchſt geringen Wahrſcheinlichkeit die 
— 5* — ſelten nur dazu geneigt ſein wuͤrden. 


(e) In Frankreich betrugen im D. von 1792—1828 bie Gewinnſte 72,27 
roe., die Verwaltungskoſten 8,9% Proc. , der reine Ertrag war 18,9 
Proc. Bon den Koften machen wieber die Antheile der Ginnehmer an 
2/5 (64 Proc.) auge. Die Gewinnfte beliefen fih 1814 auf 90 Proc. 
(max.), 1820 auf 61,56 Proc. (min). Die Binnehmer bezogen früher 6, 
tpäter 5 Proc. Bom Ihre VI (1798) bis 1832, im 3616 tigen Mittel, 
wurben jährlich eingelegt 54679000 Fr., gewonnen 39.533 000 Fr. 
(71,7 Broc.) und vom Gtaate als Reinertrag bezogen 10'420 000 Fr. — 
Die Zahl der Bureaur war in Paris 150, in den Departements feit 
1838 440. Rapport au Roi, ©. 126 und Tabl. 13. 24., Docum. statist. 
1, 134. — Der Reinertrag war 1816—28 im D. 14'250 000 Fr., 1829 
12727000 $r., 1830 und 1833 etwas über 10 Mill. Fr. 1834 wegen 
vieler Befchränfungen in der Zahl der Ziehungen ac. nur noch 5!/5 Mill. 
Frans. Bom 1. Januar 1836 an Hörte die Lotterie nad 
bem Ara efege vom 21. April 1832 Tit. VI in Frankreich 
n auf. 
i Bayeın: im D. 1841/2 — 46/7 waren 
die Einfäbe . 6'023 882 fl. 
die Gewinnſte 3922405 „ = 65,1 Proc. 
die Koflen . 378103, = 6° „ 
ber Reinertrag 1723374 „ — 28,6 „ 
v. Reden, PBinanz: Stat. I. Abt. ©. 48. — Im Jahre 1829/30 
wurden 3°686638 fl. eingefeßt und 3°077033 fl. oder 83,4 Proc. 
geivonnen, fo daß nur 307388 fl. rein übrig blieben. Im I. 1838 
gewannen die Spieler 86,6 Proc. der Binfäge. Im 3. 1852/3 fliegen 
die Ginfäge wegen der ungewöhnlich ſtarken Gewinnfte auf 10-592 580 fl. 
oder 2,5 FR. auf den Kopf, die Gewinnſte erreichten 10.547549 A. 
und die Staatscaffe Hatte noch Schaden! Dagegen erichien im D. 
1853/4. 54/55 ein Reinertrag von 2418323 fl., A. 185561 
anze Binnahbme . . . 5'661 490 fi. 
33 Einfie. . . . 5438846 „ 
Gewinnfe . -. . x. 4098397 „ —= 75,? Bror. 
andere Ausgaben . . . 36309 „ 
Reinetrag . . . » . 1200000 „ = 22 Proc. 
Der Kopf mußte alfo im D. 1,% fl. einfepen, damit der Staat 0,2 fi. 
erhalte. 1838—41 fehte jeder Binwohner im D. 1 fl. 20 fr. und zwar 
in Oberbayern 3 fl.. 21 fr. (max), Schwaben-Neuburg 1 fl. 45 kr., 
Niederbayern 1 fl. 24 fr., Oberfranken 36 fr., Pfalz 28 fr. (min). — 
1858/9 waren die Ginfäge 8°520 977 fl. (2,' fl. auf den Kopf), der 
Lottoftempel 330 407, die ganze @innahme 8853 319 fl., die Gewinnſte 
4996393 fl., die Koften 467668 fi. — 5,% Proc. der Einnahmen, 
ber Meinertrag 5.464061 fl. = 37 Proc. — Zufolge des Geſetzes vom 
1. Juli 1856 hörte die Lotterie mit dem Jahre 1861 auf. 
Defterreih: im D. 1801—10 6285696 fl. Binfäße, 2118144 fi. 
— 33,6 Broc. Reinertrag, R. 1843 14°348 623 fl. Ginfäge, 4.993 071 fl. 
vein, R. 1851 11056828 fl. Einfäge, 75575 fl. Nebeneinnahmen, 
6382244 fl. Gewinnfle = 57,7 Proc. 1852 waren 
anze .Ginnahme . . . 11132801 fl. 
hieyon Ginfäpe . . . 11056828 „ 


Sewinnfe . . . .» » 6'382 244 fl. = 57,° Proc. 
Koften Per SE er" . 957 033 nn — 8, ” 
en. 2 2 en . 3793524 „ = 34,0 „ 


Sn diefem Jahre-waren bie Binfäße auf den Kopf im D. 18,% fr., aber 
mit großen Berfchiedenheiten in den Provinzen, in Dalmatien nur 1,7, 
Ungarn 5, Galizien 7, Tirol 13, lombard.⸗venez. Kronland 27,5, 
Deferreid ob der Enns 28,5, Böhmen 28,5 fr., Deflerreich unter der 
Enns ı fl. 47,4 F.! 9. 1862 15816000 fl. Binnahme, rein 
5651 700 — 35,3 Proc. — Niederlande, N. fortwährend 400 000 fl. 
rein. — Spanien, 9. 1850 22273000 Realen. 3. 1861 142 Mil. 
Realen rohe, 34862000 reine Binnahme — 24,5 Proc. der rohen. — 
Sardinien, R. 1855 6551613 Fr. ganze Ginnahme — 1,3 Fr. 
auf den Kopf. Trühere Angabe (v. Raumer, Stalien I, 331 ff.) 
brutto 7'/a Mil. Lire, Gewinnſte 5300 000 (70%, Broc.), Koften 462000 
Lire, Reinertrag 1738000 2%. (23 Proc). — Paͤpſtlicher Staat, 
N. 1853 786649 Scudi Cinnahme, hievon 751305 Seudi Einfäpe, 
Gewinnfte 59,7 Proc., Koften 17,8 Proc., rein 22,8 Proc. Die Ein: 
fäße machen 0, fl. auf den Kopf. — Auh Toscana (N. 1851 
2300200 2. nad Abzug der Bewinnfte) und Neapel hatten Zahlen- 
lotterieen. In Deutſchland befanden diefelben ehemals in vielen Rändern, 
fie wurden jedoch allmälig aufgehoben. Thatſachen hierüber aus den 
Jahren 1770—93 bei Krünig, Encyflop. Bd. 81, ©. 70. 
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Die Schaͤdlichkeit der Zahlenlotterie insbeſondere (a) beruht 
auf folgenden Umflänben: 

1) Es find fo geringe Einfäte geftattet (&), daß auch bürfs 
tige Perſonen imitfpielen Tonnen, für welche fowohl die Vers 
ſuchung, als der wirtbfchaftlihe und fittlihe Nachtheil am 
größten ifl. Daher ift dieß Spiel vorzüglich den Lohnarbeitern 
und Eleinen Gewerbsfeuten verberblich. 

2) Es ift der Phantafte und felbft der Berechnung ein 
größerer Spielraum eröffnet. Weil nämlich von ben 90 Zahlen 
immer nur 5 gezogen werben, jebe Nummer aber von Zeit zu 
Zeit wieberfommen muß, fo gefchieht es oft, daß man burd) 
abergläubifche Mittel die glüdlichen Zahlen zu errathen fucht, 
ben Träumen Zahlenbebeutungen unterlegt, auch das frühere 
oder fpätere Erfcheinen verfelben beobachtet. So bildet fich eine 
ftete Beſchaͤftigung ber Gedanken mit dem Lotto, wodurch die 
Spielfuht zum unmwiderftehlihen Hange werden kann, aud 
findet man Anlaß, nad Berechnungen planmäßig und hart 
nädig das Spiel fortzufepen, welches indeß meiftens die Spieler 
zu Grunde richtet, che fie das erfehnte Ziel erreicht haben (c). 


(«) Nah K. Dupin (Deput.⸗K. 22. März 1828) Hatte Frankreich 21 fpiel- 
fühtige und 65 befonnene Departements. Jene find die betriebfameren, 
mit Gewerken und Handel mehr befchäftigten, 3.8. Nord, Ober: und 


Niederrhein, Mofel, Rhone, Iſere, Gard, Bauclufe, Rhonemünbungen sc. 
Die Binfäge betrugen 1826 in einem der fpielfüchtigen Departements im 
D. 2200000 Fr. in einem der befonnenen nur 81 000 Fr. Während 
die Srundfleuer beider Theile des Landes 52°870000 und 101 884 000 Fr. 
betrug, alfo die leichtfinnigeren Departements nur 1/, des ganzen Grund⸗ 
eintommens beziehen, war die Anzahl der Hausbiebflähle, der unehe⸗ 
lihen und Findelkinder, auch verfchiedener ſchwerer Verbrechen in ben 
21 Deyart. zufammerigenommen faR fo groß, als in den 65 anderen. 
Die 5 Depart., worin die Ziehungsorte lagen (Paris, Eyon, Bordeaur, 
Lille, Straßburg), lieferten allein 37417000 Fr. oder über %, aller 
Einfäge, in ihnen ift auch u. a. die Menge der Hausdiebftähle am 
arößten. — In Bezug auf Bayern: (Benfen) Das Lotto. Eine 
Denkſchrift. Nördlingen, 1841. — Beredte Schilderung der Nachtheile 
duch einen öÖfterreichifchen Finanzminifter bei v. Reden, FinanyStat. 
I, 1. ©. 217. 

(53) In Bayern bis 3 Fr. 

(ce) GEs ift in mehreren Lotterieen beftimmt, daß im Falle des beharrlichen 
Befepens einer und bderfelben Zahl die Annahme bes Cinſatzes ver⸗ 
weigert werben fann, auch daß auf jede Zahl für eine einzelne Ziehung 
von allen Spielenden nur eine gewifle Summe gelegt werden barf. 
Bayer. Verhandl. 1822 Beil. VII, 226. Solche Borfchriften müſſen 
fehr genau geregelt fein, um jede Willführ auszufchließen, und fle 
können dennoch den Schein derfelben nicht völlig zerfireuen, wenn fie 
erfi nach der Ziehung angewendet werden. — Betrügereien geſchahen 
* B. durch Taubenpoſt, wenn die entfernten Cinnehmer noch nach der 

iehung Cinſäͤtze annahmen. — In Ansbach: Baireuth kam in 205 
Ziehungen die Zahl 33 19 mal heraus, die Zahl 45 18 mal, aber 
8 nur 3 mal, 17 4 mal ac. 
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Die Aufhebung der Zahlenlotterie ift demnach ein fo dringen 
bed Bebürfniß, daß man ſich durch die Schwierigkeit, wie bie 
Lüde für die Staatscaffe wieder zu ergänzen fei, nicht abhalten 
laffen follte, denn Steuern find nicht fo ſchaͤdlich als bie Lotto⸗ 
einnahme. Als Vorbereitungen zu dieſem Schritte find foldye 
Maaßregeln anzujehen, welche die Ziehungen feltener, die Ein- 
fäge foftbarer machen, die Anzahl der Einnehmer vermindern 
und den Gebrauch befonderer Anreizungen von Seiten berfelben 
verbieten (a). Diefe Vorkehrungen der gänzlihen Aufhebung 
vorausgehen zu lafien, ift auch darum rathſam, weil dadurch 
bie Spielſucht allmälig geſchwaͤcht wird, was bei dem plöglichen 
Aufhören nicht der Fall fein würde. 

(a) 3. B. Frankreich, angef. Ord. v. 1829: In den 8 Departements, wo 
feine 2otto-Binnehmer waren, follten aud Feine angefeßt werden (Hier: 
unter befinden fich die beiden Departements Greufe und Gorräze, welche 
fih durch die Außerft geringe Zahl yon Verbrechen auszeichnen), in 28 


anderen follten die Binnehmereien aufhören, der geringfte Cinſatz wurde 
von %s auf 2 Fr. erhöht. Ehemals wurden in manchen Ländern lodende 
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Lottokalender herausgegeben. — Die NReichsverſammlung in Frankfurt 
wollte die Aufhebung des Lotto in allen deutſchen Staaten. Beſchl. v. 
8. Jan. 1849, Stenogr. Ber. Nr. 148. 


8. 225. 


Bei der holländiſchen oder Claſſenlotterie (a) oder 
Lotterie im engeren Sinne wird eine beflimmte große Zahl 
von Loofen gemacht und eine gewiffe Summe von Gewinnften 
verfchiedener Größe feftgefebt (6). Um die Theilnahme zu er- 
feichtern, erfolgt gemeiniglich die Ziehung aller zufammens 
gehörenden Looſe in mehreren Abtheilungen, nach beftimmten 
Zwifchenzeiten und fo, daß man ben Betrag bed Looſes theil- 
weife, für jede Ziehung (Claffe) entrichtet, auch nicht ges 
zwungen ift, baflelbe durch alle Ziehungen fort zu bezahlen; 
hiezu wird man indeß durch den Umftand ermuntert, baß in 
den legten Ziehungen weniger Looſe mitfpielen und die größeren 
Gewinnfte vorfommen (c). Der Preis eined Looſes pflegt fo 
hoch zu fein, daß die unteren Volksclaſſen nicht theilnehmen 
können (d). Der Ertrag für den Unternehmer wird gleichfalls 
ſchon im Voraus in einem gewiffen Procentfage der Gewinnſte 
feftgefeßt, wovon bie Koften einige Procent hinwegzunehmen 
pflegen (e). Da hierin außer den gewinnenden Perfonen nichts 
vom Zufalle abhängt, die Thaͤtigkeit des Gefchäftsführers aber 
viel dazu beitragen fann, ben Abfag der Looſe zu befördern (f), 
fo kann eine ſolche Anftalt eher als ein Lotto verpacdhtet werben, 
was jedoch nicht auf lange Zeit rathſam ift, weil es Verbeſſe⸗ 
rungen und Einfchränfungen verhindert. Den Einnehmern wirb 
eine Vergütung nad) dem Betrage der verkauften Looſe zus 
gefichert. Lotterieen biefer Art find weniger fchäblich als das 
Zahlenfotto, auch ſetzt ohne Zweifel ein Theil der Spielenden 
nur fo viel ein, als fie fonft zu anderen DBergnügungen vers 
wenden würden; aber dennoch ift eine allmälige Einfchränfung 
und endlich eine gänzliche Aufhebung anzurathen (g). 


(a) Diefer Name ift nicht ganz paflend, denn bie Anordnung mehrerer 
Claſſen ift nicht weſentlich, wie Re denn z. B. bei den Heineren preuß. 
Eourantlotterieen nicht vorfommt. Den Ausdruck bollänbifche oder alte 
Lotterie brauchte ſchon Bergius, Mag. Art. Lotterie. 

(5) Bei den Römern wurden öfters Loostäfeldhen (tesserne) auegetheilt oder 
unter da6 Volk geworfen (missilia), weldhe zum Theil Gewinnſte trugen. 
Doch führte diefe Einrichtung noch nit auf die Lotterieen, welde 
erft gegen Ende des Mittelalters auffamen und anfangs in einzelnen 
Ausipielungen von Waaren beftanden, oft für wohltgätige Zwecke; dann 


* 
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famen Geldgewinnfte an bie Reihe und das Spiel Tam in fortwähren- 
den Gang. 1530 eine Belblotterie des Staates in Florenz. ſte 
Ziehung in London im Jahre 1869, Gewinnſte in Silbergeſchirr, der 
Ueberſchuß zum Unterhalte der Sechäfen beſtimmt; in Paris 1572 und 
1588 zur Ausftattung dürftiger Mädchen, Hamburg 1615, Nürnberg 
1699 ıc. Bedmanna. a. O. 


(c) 3.8. Frankfurter Stadtlotterie, jährlich 2 Spiele, gen zu 6 Siehungen 


( 


) 


oder „Claſſen“, deren letzte über 4 Monate nad ber erſten erfolgt. 
Sn der erften Ziehung find 28000 Looſe, in ber legten nur noch 19700. 
Gin 8006 koſtet durch AMe Ziehungen (Glaffen) 6 —14— 24 — 22— 16 
—8 fl. oder zufammen 90 fl., wovon die Binnehmer 5 fl. zurück⸗ 
behalten. Den Gewinnenden werden außer dem baaren Betrage audh 
Breiloofe für die naͤchſte Ziehung gegeben. Unter der Voraus epung, 
daß mit Ausnahme der erforderlichen Freiloofe alle anderen Looſe ab⸗ 
gefeßt werben, zahlen die Spielenden in allen 6 Claſſen 1'742 100 fl., 
wovon die Einnehmer 115900 fl. (6,% Proc.) erhalten; die Gewinnſte 
betragen 1385430 fl. und nad Abzug bes Antheile des Staates 
1228997 fl. = 70,5 Proc., der Antheil des Staates 156433 fl. — 
8,9 Proc. — Preußen 1860: fährlih zweimal 4 ufammenhängenbe 
Claſſen oder Siehungen; ein Loos koſtet in dieſen 4 Glaflen 52 Rthlr. 
Die jährlihen Einfäbe belaufen ſich (da in der 1. Claſſe 95000, in 
ber 4. noch 80000 Looſe find) auf 9088000 Rthlr. Die Staatscafle 
bezieht 135/, Proc. der Einfäge und mit Rebeneinnahmen zufammen 
1'343 600 Rthlr., die Koſten find 89600 Rthlr., der Reinertrag 
1'254 000 Rthlr., die Gewinnfte fcheinen 7444 000 Rthlr. — 85 Pror. 
zu fein. — Sadfen: R. 1855—57 im D. 514092 Rthlr. roh, 
335481 Rthlr. rein; A. 1861 —63 350000 Rthlr. rein. — In Dänes 
marf: 1844 339290 Rthlr. Ginfähe, 256502 Rthlr. Gewinnſte, 
68 495 Rthlr. Reinertrag, in den Herzogthümern aber bei 93559 Rthlr. 
Einfügen eine Mebrausgabe von 45155 Rthlr. Sm S. 1841 brachte 
bie Glaffenlotterie in den Herzogthümern (80431 Rthlr. Cinſätze) einen 
Meinertrag von 15513 Rthlr., während im Königreih D. (261436 
Mible. &.) die Mehrausgabe 2376 Rthlr. beitrug. — Mecklenburg: 
Schwerin, Padtertrag 1850/1 9254 Rthle. — Hannover: bei Ge⸗ 
winnften unter 1000 Rtihlr. bezieht der Staat 10 Proc., bei höheren 
in Hannover 12, in DOsnabrüd 11 Proc. Der Reinertrag war im D. 
1842/3— 49/50 58000 Rtblr., die Koſten find gegen 31000 Rthlr. 
Die Cinfäge würden auf 124000 Rthlr. zu berechnen fein, wenn nicht 
immer ein Theil der Looſe unverfauft bliebe, welche dann aud) mits 
fyielen. Lehzen, I, 315. 9. 1854 u. folg. 3. bis 1859/60 55000 
Rthlr. rein. — Ganton Schwyz. Die Lotterie ift verpachtet, feit 1860 
für 10000 Fr., welche an die Armencaflen der 29 Gemeinden vertheilt 
werden. Die 117. Lotterie (Sommer und Herbft 1863) hatte 29 800 
2oofe, deren jedes durch alle 5 Ziehungen (Glaffen) 65 Fr. koſtet, 
aufommen 1'603 000 Fr. oder nach Abzug der Freiloofe 1'303 000 Er. 
Ginfäge. Hievon betragen die Gewinnfle 1144900 — 87 Proc., «6 
bleiben für Koften und Gewinn der Unternehmer 138100 Fr. — 12,t 
Proc., es wird aber behauptet, daß kaum die Hälfte der Looſe Abſatz 
finde. (9. Wyß) Die Lotterie im C. Schwyz. 1862. — Canton 
Uri, ebenfalls zum Beften der Armen verpachtet. 108. Lotterie (Nov. 
1863 bis März 1864) 30000 Loofe, durch alle Glaflen 65 Br. Betrag 
der Loofe nach Abzug der Freilooſe 1313200 Fr., Gewinnfte 87,9 Broc. 
In der. Frankfurter Lotterie werben von Gewinnſten und Prämien 
unter 1000 fl. 10 Proc., von den höheren 12 Proc. abgezogen, 
bei ben preußifchen Lotterieen 135/6 Proc, 


Für den nicht verfauften Theil der Looſe muß die Anftalt mitipielen. 
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) Wohlfeile oder getheilte Loofe reizen ftärker. Im der früheren waat⸗ 
ländifchen Lotterie koſtete 1 Billet durch ale Claſſen 30 Schweizer⸗ 
franten, aber in der erfien nur 2 Fr. (1 fl. 33 kr.). Es Hat fich gezeigt, 
daß von 2007 Billete nur 164 an reiche Leute, 909 an PBerfonen in 
mittelmäßigen Umftänden, 934 aber an „Arme, Falliten und Unterſtuͤtzte“ 
abgeſetzt wurden. Der Staat hatte von jeder einzelnen Unternehmung 
egen 14000 Fr. MReinertrag und 6000 Br. Koftlen. Forel und 
* 9 den N. Berhanbl. der Schweizer gemeinnüß. Geſellſch. V, 

353 (1 . 

(g) Die britifhe Glaffenlotterie wurde 1826 durch Parlas 
mentsbefhluß für immer aufgehoben. Die lebte Ziehung war 
am 18. Juli und bot 6 Gewinnfte zu 30000 2. St. dar. — Aufhebung 
der Lotterie im Br. Heflen, 1832. Sie war 1815 — 32 für jährliche 
8900 fl. verpachtet worden. v. Hofmann, Beiträge ©. 94. 
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In mehreren größeren beutfchen Babeorten find anbere 
Glücksſpiele erlaubt und werden an Privatunternehmer vers 
pachtet (a). Man fucht ihre Zulaffung aud dem Zufammen- 
treffen vieler reicher Gäfte aus fremden Rändern, aus ber Uns 
möglichkeit, heimliche Wagfpiel zu verhindern, wenn das 
öffentliche verboten wäre, und aus dem Umſtande zu recht- 
fertigen, daß man bei ber beftehenden Einrichtung Gelegenheit 
hat, nicht bloß Betrug zu verhüten, fondern das Spiel gewiflen 
Einfchränfungen zu unterwerfen (5); ferner beruft man ſich auf 
bie gute Verwendung des Pachtzinfes zu gemeinnügigen Ein- 
richtungen in den Babeorten. Diefe Gründe mögen in den 
ftarf befuchten Bädern, bei der einmal eingewurzelten Luſt zu 
Gluͤcksſpielen, die plößfiche Aufhebung der Spieltafeln an einem 
einzelnen Orte unrathfam maden, auch fommt bie Rüdficht 
auf die Erfchütterung des Nahrungsftandes vieler Einwohner 
hinzu; aber man follte wenigftens einftweilen auf bie weitere 
Einfchränfung derfelben in Anfehung ber Spielzeit, des höchften 
und niebrigften zuläffigen Einfabes, der Art von Spielen ıc. 
Bedacht nehmen und auf die allgemeine Aufhebung im ganzen 
deutfchen Bunde hinwirken (c). 

(a) In Paris waren fortwährend Spielhäufer geöffıret, welde 6 Mill. Fr. 
Bacht trugen, nebſt 1 Mill. pot-de-vin für die sjährige Barhtzeit. Auf 
die Folgen derfelben für Wirthfchaftlichkeit und Sittlichfeit Laßt fchon 
die Menge der durch fie veranlaßten Selbfimorde ſchließen. — Poifs 
fon berechnete 1820, daß im trente-et-un jährlih 330 Mill., in der 
roulette 100 Mil. Fr. eingelegt wurden, zufammen 430 MiN., welde, 
ba biefelben Geldſtuͤcke im Jahre 12— 15mal über die Tafeln gingen, 


eine Geldmafle von 24 Mill. in den Händen der Spieler und Bankhalter 
erforbesten. Den Gewinn ber Iepteren fchlug P. auf ungefähr 8 MI. 


4 


(8) 
(e) 


zu 
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an, fpäter wurde er auf mehr ale 9 Mil. geſchätzt, wovon nad Ab⸗ 
tragung des Pachtgeldes und Beftreitung der Koften noch gegen 1'880 000 
France reiner Ueberſchuß bleiben follten; Zſchokke's Prometheus, I, 
262 (1832). — Aufhebung diefer Spielhäufer 1837. 

Man pflegt auch der arbeitenden Glaffe und den Beamten des eigenen 
Landes das Spielen zu unterfagen. 

Baden: früher 40 400 fl. Bachtzins, welcher, fowie die Abgabe von Handeles 
buden ıc. ganz für Gebäude, Anlagen, Freibad sc., in Baden und zum 
Theil für andere Babeorte verwendet wird. A. 1858. 59: 127400 fi. 
Pachtzins, ganze Einnahme 156358 fl., wovon 16 223 fl. anderen Bades 
orten zugewendet werden, ber Reſt wird für Baden ausgegeben. R. 1862 
168 823 fl. Einnahme, 125218 fl. zuegabe, gefammelter Betriebe 
vorrath 204 952 fl. — Naffau: U. 1857 Ginnahme 130000 fl., woron 
die Spielpacht nur einen Theil bildet, Ausgabe 117623 fl. — Belgien: 
D. 1853 —57 283142 Br. Spielpadt in Spaa, aber fleigend von 
196912 bis 321351 Fr. — Homburg: 1841 Pachtvertrag auf 30 Jahre, 
Pachtſumme 24000 fl., wozu aber nod andere beträchtliche Leiſtungen 
fommen, namentlid 4 Sabre hindurch jährlihd 40000 fl., fodann 
31 Jahre hindurch 10000 fl. jährliche Verwendung für Bauten und 
Anlagen. Homburg hat durch den flarfen Befuch in Folge der Spiele 
und der von ben Spielpachtern getroffenen Binrichtungen (Theater, 
Orcheſter, Leſezimmer x.) ſehr ewonnen, viele Privatperſonen haben 
Haͤuſer gebaut u. dgl., ſ. die rift: Zur Deurtbeilung, der Frage 
über Aufhebung der Spielbanten, Homburg 1848. — Die Reiche: 
verfammlung in Frankfurt beſchloß am 8. Januar 1849 die Aufhebung 
aller Spielbanken vom 1. Mai beflelben Jahres an (Stenogr. Bericht 
Nr. 148), dieß Belek ift aber nicht in Vollzug gelommen. Die Bundes⸗ 
verfammlung bat in den legten Jahren die Abficht an den Tag gelegt, 
biefe Maaßregel allgemein zu machen. 


UL Abſchnitt. 
Einkünfte aus Gebühren. 
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Die Gebühren ($. 86. Nr. 1.) wurden bisher gewöhnlich 
den Steuern gerechnet (a). Dieß ift nur dann zuläffig, 


wenn man bad Wort Steuern in einem weiteren Sinne 
nimmt, fo daß darunter alle von der Staatögewalt ben Bürgern 
befohlenen Abgaben, d. h. die fämmtlichen Auflagen ($. 84), 


verflanden werden; indeß unterfcheiden ſich die Gebühren fo 


wefentlich von ben eigentlichen Steuern, daß ed immer nöthig 
ift, ſie als eine befondere Art von Auflagen zu betrachten. 
Die Gebühren werben bei folden Gelegenheiten gefordert, wo 


ber einzelne Bürger mit einer Staatöbehörbe ober einer weſent⸗ 
lichen Staatsanftalt (5) in eine gewiffe befondere Beziehung 
kommt. Sie können als eine befondere Vergütung für ben 
Aufwand angefehen werben, welden bie Staatögewalt bei 
irgend einer Beranftaltung zu machen bat, und haben infofern 
mit der Bezahlung für geleiftete Privatdienfte Nehnlichkeit. 
Allein eine in den Wirkungskreis der Regierung fallende Thaͤ⸗ 
tigkeit oder Beranftaltung wirb nicht wegen der an fie gelnüpften 
Gebühr, fondern zufolge der Sorge für dad Wohl bes Staates 
angeorbnet, und es if} für ihre Wefenheit gleichgültig, ob fie 
gegen eine Vergütung von Seite der bei ihr betheiligten Bürger 
oder unentgelblidy erfolgt, wie denn auch fehr Bieled den Bürs 
gern ohne Bezahlung erwiefen wird und in ben einzelnen 
Staaten ber Umfang der mit Gebühren belegten 2eiftungen ber 
Regierung ſehr verfchieden if. Diefe ganze Gattung von 
Staatseinfünften ift früher öfterd mit dem Ramen der zu» 
fälligen belegt worben (8. 85.), weil bie Zahlungspflicht ' 
nicht mit der Zahlungsfähigkeit zufammenfält, bald ber Wohl 
habende verfchont bleibt, bald der Dürftige ſchwer getroffen wird. 


(c) Man führt fie meiftens unter den inbirecten Steuern auf, obgleich fie 
größtentheile dirert, d. h. von demjenigen gefordert werden, ber fie 
tragen fol, $. 293. — Hoffmann (Würtemb. Finanzrecht, I, 694) 
ertennt die Gebühren als eine eigenthümliche Gattung der Staatseinkünfte 
an und unterfcheidet 2 Arten, naͤmlich foldye, bei denen der Bahlende 
eine Gegenleiftung von der Staatsgewalt empfängt, und foldhe, bei 
denen dieß nicht gefchieht, wie die Strafen und die Abzüge von Erb⸗ 
fhaften der Ausländer. — Stein (Lehrbuh ©. 410 rs betrachtet 
gewifle Gebühren als Berkehrsſteuern, und zwar ale eine Art von 

infommensfleuern, die nämlich nicht das ganze Einfommen, fondern 
einzelne Zweige deflelben treffen. Sie follen von einzelnen Vorgängen 
erhoben werden, in denen eine Mebertragung von Gapital flattfindet 
und ein Mehrwerth, ein Reinertrag zum Borfchein kommt. Das Wort 
Capital ift hier im weiteſten Sinne genommen, fo daß nicht bloß die uns 
beweglihen Sachguͤter, fondern auch perfönliche Bähigfeiten dazu gehören. 
Diefe treten aber nicht in den Verkehr und ber Berf. führt in Bezug 
auf fie nur Zeugniffe, die zu einem Erwerbszwecke über perfönlicye 
Eigenfchaften ausgeflellt werben, als Begenfland der Gteuer an. Ueber 
die Käufe von Liegenfchaften f. $. 236. Bon der Hebertragung eines 
Wechſels, die nur Theil eines Handelsgefchäftes if, von Handelsbüchern 
und von flempelpflichtigen Eingaben bei einer Gtaatsbehörde, Unter⸗ 
pfandsdarleihen, von den erwähnten Zeugniflen u. bergl. würde es 
fchwer fein, zu beweilen, daß fie einen felbfifländigen Mehrwerth und 
zwar einen nicht ſchon in der Beſteuerung des Gewerbsverdienſtes ges 
teoffenen gewähren. Bei v. Hod (Die öfentt. Abgaben u. Schulden 
©. m find die Bebühren ale Steuern für beſondere Dienfte aufgeführt. 
Der Berf. betrachtet fie, eine Perfonal: und eine Einfommensfteuer 
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als die drei Urſteuern. — Nah Parieu werden bie Gebühren als 
impöts sur les actes betrachtet, Trait6 des impöts, IL, 165. 
(6) Im Gegenſatz eines bloßen Staatsgewerbes. 
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In früheren Zeiten, wo ed an Kenntniß ber vollkswirth⸗ 
fhaftlihen Gefege und an leitenden Finanggrundfägen fehlte 
und die Unvolllommenheit des Steuerwefens einen Antrieb gab, 
bem Bedarf ber Staatdcaffe durch eine Menge verfchiebener 
Auflagen zu Hülfe zu kommen, wurde eine Manchfaltigfeit von 
Gebühren eingeführt. Ohne den Grund und die wirthfchaftlicdhen 
Wirfungen berfelben forgfältig zu unterfuchen, begnügte man 
fih mit der Wahrnehmung, daß folche Auflagen bei vielerlei 
Gelegenheiten, befonberd bei Vorgängen, bie eine Geldſumme 
oder eine in Geld angefchlagene Gütermenge betreffen, ohne 
in die Augen fallende Rachtheile, ohne Drud und Schwierig- 
feiten erhoben werden können und eine nicht unbeträchtliche 
"Einnahme gewähren. Seitvem man in neuerer Zeit dad Weſen 
biefer Gebühren zu erforfchen angefangen hat, find viele offen= 
bar unzmwedmäßige Arten berfelben aus ben Staatsrechnungen 
verſchwunden (a), mehrere andere Arten dagegen bat man noch 
ziemlich allgemein beibehalten, 3. B. Stempel, Taxen, Spor⸗ 
ten x. Es ift auch im Allgemeinen nicht ungereht, wenn 
bie Einzelnen in Faͤllen, bei denen fie zu einer Thätigfeit oder 
Einrichtung der Staatögewalt in einer befonderen Gesichung 
fiehen, auch einen befonderen Beitrag zu entrichten haben. 
Dieb Tann gefchehen j 

1) wenn fie zu ihrem Vortheil von einer, für Alle beftimmten, 
mit einem Aufwande verbundenen Anorbnung bed Staates 
Gebrauch machen, 

2) wenn fie eine Verrichtung einer Staatöbehörbe für ſich 
in Anſpruch nehmen, es fei die Zuerfennung über ein Recht 
ober eine Berwaltungsmaaßregel, 

8) wenn fie die Folgen einer gefeßwibrigen Handlung zu 
tragen haben. 


(a) 3. 3. die Abgaben, welche fonft die Juden, abgefehen von allen Ber. 
mögendverhältnifien, bloß für ihre perſoͤnliche Duldung entrichten mußten, 
wie Leibzol, Toleranzgebühr, Opferpfennig sc. vgl. Bergius, Mag. 
V, 260. — Lang, Geld. der deutfchen Steuerverfaflung, S. 198. — 
v. Kremer, Steuerwefen, I, 43. — In Frankreich fam beim Regies 
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rungsantritte eines Könige unter dem Namen joyeux avönement eine 
Abgabe für bie Behätigung ber von den Vorgaͤngern ertheilten Be: 
willigungen vor; — franc-föt, eine Entrichtung des Bürgerlichen, ber 
ein adeliges Out kaufte u. dgl. 
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In vielen Fällen ift dagegen die Erhebung einer Gebühr 
überhaupt oder wenigſtens einer beträchtlichen Abgabe nicht 
rathfam. Dahin gehört: 

1) wenn bie Einzelnen bei ber Vollziehung einer auf das 
allgemeine Wohl gerichteten Maaßregel nur zufällig als bethei- 
ligt ober begünftigt erfcheinen, wie bei ber Wahl für ein öffent 
liches Amt, eine Bertretung ıc., bei der Beſchützung gegen eine 
Gefahr u. odgl., 

2) wenn bie wohlthätige Wirkung einer Einrichtung, eines 
Rechtes ꝛc. buch eine daran gefnüpfte Entrichtung erfchwert 
oder verfümmert werben würde, wie dieß der Kal ift, wenn 
eine Gebühr, mit weldyer der Genuß einer erheblichen Leiftung 
der Staatögewalt erfauft werden muß, für einen Theil ber 
Bürger unerfchwinglich oder doch fehr beichwerlich ifl. 

Die in den europäifchen Staaten beflehenden Gebühren find 
unter einander ſowohl nad) ihrem Gegenſtande, als nad) ihrer 
Größe und Erbebungsart fo fehr verfchieden, bag für ihre 
Gefammtheit fein allgemeines billigendes oder verwerfenbes 
Urtheil zuläffig ift, vielmehr bei jeder Art derfelben eine ſorg⸗ 
fältige Prüfung in flaatsrechtlicher und volkswirtbfchaftlicher 
Hinfiht angeftellt werben muß. Die lange Gewöhnung macht 
audy bisweilen eine Gebühr weniger läftig, deren neue Ein- 
führung nicht zu rathen wäre. Wo bie Beibehaltung fi in 
Schug nehmen läßt, ift auf mäßige Anfäge und auf eine für 
bie Bürger leichte Erhebungsart Bedacht zu nehmen und wegen 
ber Unvollfommenheiten, welche viefe Auflagen im Bergleich 
mit den Steuern an fich tragen, follten fie nur eiuen Eleinen 
Theil des ganzen Staatdeinfommens ausmachen (a). Bei vielen 
einzelnen Gebühren ift eine Abftufung zwedmäßig, die ſich nad) 
ber Größe des Aufwandes für bie ben Bürgern erwiefenen 
Dienfle, nad ber mit diefen verbundenen Schwierigkeit und 
Berantwortlichfeit und nad) dem Werthe ber Leiftung für ben 
Empfänger richten kann. Am häufigften und ergiebigften find 
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bie Gebühren von wirtbfchaftlichen Vorgängen, bei benen ber 
Betrag der Abgabe nach der vorkommenden Geldſumme ein⸗ 
gerichtet zu werden pflegt. 


(a) In mehreren Schweizercantonen nehmen die Gebühren eine auffallend 
wichtige Stelle ein, 3. B. nach den Anfchlägen für 1846 in Waat 
31 Proc. der reinen innahme Thurgau 28,8, Baſel⸗Stadt 19, am 
15,7, Bafelkand, Luzern 12 Proc. ottinger a. a. O. — Luzern 
nach der R. 1856 11,°, A. 1863 12,8 Broc., Zürich MR. 1858 nur 
4,5 Proc. — Verhalmiß des Ertrags der Bebühren zur ganzen (rohen) 


Stantseinnahme: 
Belgien . . 9. 1862 25,0 Proc. —= 36'250 000 
Frankreich A. 1862 18,5 „ == 365'273 000 
Gr. Seffen . . 1857—59 165 „ = 1'332 600 fi. 
Sarbinien N. 1855 16 „ = 24507448 
Niederlande . 9. 1862 14,5 „ == 12'607 000 fl. 
Preußen . A. 1861 12,0% „ — 17882000 Rthlr. 
Sroßbritanien N. 1861. 62 11,7 „ = 8'460 000 2. 
Spanien . . 9. 1861 80 „ = 166°860000 Re. 
Bayern A. 1861-67 8,5 „ = 5710000 fl. 
Baden. . . 9. 1862. 63 8 „ = 1.986000 fl. 
Hannover. . N. 1859.60 61 „ = 1189000 Rthlr. 
Sadin . . 8. 181-653 31 — 691 000 Rthlr. 
Württemberg . 9. 1861-63 2,1 „ — 387 000 |. 
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Bon ben zahlreichen Arten von Gebühren werden in ben 
folgenden 88. nur bie beträchtlicheren aufgeführt und erläutert. 
Sie laſſen ſich je nach der Beranlaffung, bei ber fie erhoben 
werben, fo überbliden: 

A. in allen Zweigen ber Staatöverwaltung vorfommenbe: 
Stempelgefälle, — Taxen von Amts⸗ und Würbenertheilungen ; 

B. nur einzelnen Zweigen ber Regierungdgefchäfte anges 
hoͤrende: 

1) aus der Rechtspflege: Gerichtsſporteln, — Gebuͤhren 
bei ber freiwilligen Gerichtsbarkeit, — Gebühr für bie frühere 
Boljährigkeitserflärung (venia aetatis), — Abgaben von 
Liegenfchaftöverfäufen und anderen ®Berträgen, Schenkungen, 
Erbſchaſten, — Strafen; 

2) aus ber Schutzpolizei: Polizeiſporteln, — Waffer: 
baubeiträge, — Beitrag der Städte für da8 von ber Staats⸗ 
caffe erhaltene Schußperfonal; 

3) aus der Staatövertheidigung: Gebühren bei der 
Entlafjung aus dem Waffendienfte (a); 

4) aus der Bolföwirthfchaftspflege: Straßengeld, — 
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Waſſerzoll, — Abgabe von Geiwerböverleihungen, — von Er⸗ 
findungspatenten, — Beförfterungstoften, — Confulatögebühren; 

5) aus der Volfsbildungsforge: Kirchliche Dispen⸗ 
fationsacte, — Schulgelber ıc. 


(a) Luzern 9. 1863: 30000 Fr. Militärentlafiungstaren und 16000 Fr. 
Berehelichun egebübren, ebenfalle bei dem Militärbepartement auf: 
geführt. — 5 rih R. 1858: 136528 Fr. Erſatz der Wehrpflicht. 


. 231. 


Die Stempelgebühr hat wegen ber leichten Erhebung 
und Ueberwachung ziemlich allgemeine Verbreitung gefunden. 
Sie beruht auf der gefeglichen Vorſchrift, daß zu gewiſſen 
Schreiben geftempelted Papier gebraucht werben muß, welches 
je nad) dem Inhalte des Schreibens feinen beflimmten ‘Preis 
hat, und der Mangel des Stempeld bietet ein in bie Augen 
fallendes Kennzeichen der unterlafjenen Entricytung dar, fobald 
die Schrift von einer Staatsbehörbe gefehen wird (a). Alle 
Borgänge, welche eine Schriftliche Aufzeichnung nöthig machen, 
fönnen daher der Stempelgebühr unterworfen werben, und biefe 
bildet eine Form, unter der ſich Gebühren von vielerlei Ver⸗ 
anlaffungen erheben laſſen, die aber auch dazu geführt Hat, bie 
Stempelabgabe auf Gegenftände anzumenden, bei denen ſie 
nicht zwedmäßig if. In mehreren Staaten zeigt fih in ber 
neueften Zeit eine Neigung, diefe Gebühr weiter auszubehnen 
und ihre Anfäge zu erhöhen. Nach der bisherigen Einrichtung 
müffen die unter das Stempelgefeg fallenden Schriften auf einen 
fhon vorher geftempelten Bogen geichrieben, oder ed muß ein 
folcher beigelegt werden. Neuerlich hat man das bei der Briefs 
poft eingeführte Auffleben eines Stempelblätichens auch auf 
biefe Gebühr angewendet in ſolchen Faͤllen, wo ber Gebrauch 
bes Stempelpapiered ein Hinderniß findet oder fonft unter 
blieben ift, und dieß ift eine Erleichterung (b). Der Geldbetrag 
des Stempeld wird deſto höher beftimmt, je mehr eine Art von 
Schreiben für den Stempelpflihtigen Wichtigkeit hat und je 
mehr Bemühung und Sorgfalt die Staatöbehörden übernehmen 
müflen, wobei freilich die Stufenfolge mehrerer Claſſen für 
bloß perfönliche Berhältniffe (Elaffenftempel) nur ungefähr 
dem Grade von Nüplichkeit entfprechen Tann. Bei Schriften 


über Bermögensangelegenheiten ift es leichter, die Gebühr für 
Ran, poll. Dekon. III. 5. Ausg. 23 
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jede Art nach der benannten Summe abzuſtufen (Werth⸗ ober 

®radationsftempel (timbre proportionnel). In Anfchung 

der Arten von Schreiben, welche der Stempelpfliht unterworfen 
find, weichen die Geſetze der einzelnen Ränder fehr von ein⸗ 
ander ab. Es find hieher gezogen worben: 

1) Schreiben, welche die Bürger an eine Staatöbehörde 
richten, Eingaben, 3. B. Bitten, Klagen u. dgl., — ber am 
allgemeinften übliche Gegenftand dieſer Gebühr (c). 

2) Amtöfchreiben in Angelegenheiten einzelner Bürger, als: 
Verfügungen, Genehmigungen, Erkenntniſſe, Beftätigungen, 
Zeugniffe u. dergl. (d). Die Staatöbehörden müffen hiezu 
Stempelpapier von verfchiebenem Gelbfage vorräthig haben 
und daflelbe nad) dem Inhalt jeder einzelnen Ausfertigung 
auswählen. Da dieß umftaͤndlich ift, fo läßt fidy die Erhebung 
einer Gebühr leichter ohne die Stempelform durch bie Angabe 
der zu entrichtenden Summe von Sporteln, Zaren x. auf ber 
* Ausfertigung felbft oder auf einem beſonderen Forderungszettel 
erreichen (e). 

3) Schreiben, welche Berhältnifie der Bürger unter fidh 
betreffen, wie bie Yorberungdverzeichniffe von Gewerbölenten, 
Gaftwirthen und Mäflern, Wechſel und einfache Anweifungen, 
Frachtbriefe, Befcheinigungen, Verträge, Rechnungen u. dgl., 
und welche nur zufällig, 3. B. zum Beweiſe eined Rechts⸗ 
anfpruches, einer Staatöbehörde vorgelegt werben müflen (f). 
Schriften diefer Claffe find nicht in allen Staaten unter bie 
Stempelvorfchriften geftellt worden. 

Der Stempel auf verkäuflichen Gegenfländen, der vom Pers 
fäufer an die Staatöcaffe bezahlt wird, um dann im erhöhten 
Preife von dem Käufer erfept zu werben, wie die Zeitungen 
und Spielkarten, ift als eine Steuer anzufehen, $. 441. 

(a) Diefe Art von Staatseinkünften ift nah Borhorm (Disquisitiones po- 
litiese, Amstel. 1663, S. 391) von einem Holländer erdacht worden, 
nachdem die Generalftaaten einen. Preis auf die Erfindung einer neuen, 
nicht druͤckenden und doch einträglihen Abgabe gefegt hatten. Die Binz 
führung geſchah 1624 und erwies fi) bei der Menge der Vertragsurfun: 
den, die in jenem reichen Lande jährlich ausgeftellt wurden, —* ein⸗ 
traͤglich. Der genannte Verf. rühmt 1) daß die Gebühr niebeid, 2) daß 


die Unbegäterten nicht davon getroffen werden, 3) daß ber ag für 
bie Staatscaffe groß fei. (Borhorn meint, man könne noch weiter 


gehen und eine jährliche amtliche Beftätigung aller Schuldbriefe gegen 
eine Gebühr vorfähreiben, S. 394; dieß wäre eine Bapitalfteuer!) Gine 


(8) 


(e) 
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Art von Stempelpapier kommt zwar ſchon in den roͤmiſchen Geſetzen 
(Nov. 44) vor, aber a Erwähnung einer dafür angeordneten Bezah⸗ 
lung. eckmann, Beiträge zur Geſch. d. Grfind. II, 300-310. — 
Einführung in England 1671, in Frankreich 1673, in Defterreich 1686, 
in Bayern 1690. — Mac Culloch, Taxation, &. 273. — Ginleitung 
zu dem öftere. Stempels u. Targef. v. 9. Febr. 1850. — In Preußen 
ıft das Saupienl v. 7. März 1822. Philippi, Sammlung fämmtl. 
neuen preuß. Geſetze über die indirecten Steuern, ©. 491 ff. (1830). — 
Bayer. Stempelvoricriften bei Stodar v. Neuforn Handbud 
©. 526. — Franzoͤſ. Vorſchriften bei Block, Dietionn. de l’admin., 
&. 1514. — de Parieu, DI. 172. — Ruflifhe Stempel: u. über: 
haupt Gebühren » VBorfchriften in Ustav Oposchlinach, 5. Bb. der Ge: 
feße, 1857. 

Englifches Sef., 16. 17. Viotor. C. 59 — 4. Aug. 15653. Derjenige, wels 
der das Blättchen anklebt, muß feinen Namen oder die Anfangébuch⸗ 
ftaben darauf fchreiben und es Dadurch zu weiterem Gebrauche untaug- 
li machen. Bei gewifien Urkunden muß ein Finanzbeamter das Blättchen 
(adhesive stamp) aufbheften und mit feinem Namen verfihern. Diefe 
aufgeflebten Stempel find in Deflerreich eingeführt, DB. v. 28. März 
1854 (v. Ezörnig, Oeſterr. Neugeſtaltung, ©. 145.), auch in Frank⸗ 
reich, Gel. v. 11. Sun. 1859 (timbre mobile). 


Solche Eingaben brauden in Preußen den Stempel von 5 Sgr., in 
Baden und Bayern von 3 fr., aber in Baden (Gef. v. 13. Mai 1856) 
ift bei Rechtöftreitigkeiten für ben erflen Bogen in den 3 Inſtanzen 
15 fr. — 30 kr. — 1 fl. erforterlih; in Deflerreih nad der Natur des 
Gegenſtandes 15 u. 30 Er. im 20 fi.⸗Fuß; in Rußland bei Eingaben 
und Klagen 15 Kopeken u. mehr, bei Appellationen 2—10 Rubel. Sn 
Bayern müflen alle Rechnungen und DQuittungen, die an eine öffentliche 
uf gelangen, 3. B. für Befoldungen, Arbeiten der Handwerker ıc., 
den Gradationsftempel haben. 


(d) Deſterreich: 15 fr. vom Bogen Adoptionsurfunden,, Aufgebotsfheine, 


Protokolle, Zeugnifle (aber für Lohnarbeiter und Studienzeugnifle nur 
6 kr.), 30 fr. vom Bogen Meifter und Bürgerrechtsurfunden, Patente, 
Licenzen, Diplome, beglaubigte Abichriften, Auszüge aus öffentl. Büchern, 
Reiſeurkunden, Urtheile erſter Inftanz über Segenftände bie 50 fl. — 
Preußen: 5 Sgr. brauchen Gefinde-Entlaflungsicheine, amtliche Ausfer⸗ 
tigungen in geringfügigen Gegenfländen. — 15 Sgr. Dienftabfchiebe, 
amtlidye Attehe erheblichere Ausfertigungen, Beftallungen, Gautions: 
inftrumente, Ceffionen, Kundſchaften, Lehrbriefe, Meilepäfle, Vollmach⸗ 
ten, Banderbüder u. dgl., — 2 Rthlr. Adoptions-, Ehe⸗, Erbtheilungs: 
Vertraͤge, Leichenpäfle, Majorennitätserflärungen, Teftamente, — 5 bis 
20 Rthlr. Entſcheidungen in Eivilprocefien, deren Gegenftand nicht in 
Geld geihäpt werden fann, — 10 Rthlr. Eriegsrechtliche GErkenntniſſe, 
5—50 Rthlr. Entfheide in Straf⸗ und Injurienſachen. — Bayern: 
3 fr. Refolutionen, Befehle, Ausfertigungen in Proceßfahen, Beſcheide 
in Berwaltungsfadhen, Protokolls⸗Receſſe, Schäbungsprotofolle ıc., — 
15 fr. Seugnifte, Heimathefcheine, Beicheide, Tauf-, Traus und Todten⸗ 
ſcheine ıc., — 30 fr. Anftellungen unter 100 fl. jährlid, — 1 fl. Be: 
techtigung zu Gewerben auf dem Lande, — 2 fl. Doctorbiplome, Ge⸗ 
werbeberehtigung in Städten, — 3 fl. Indigenatsertheilung , Eıfin- 
bungspatente, — 60 fl. Adelsdiplome, 90 fl. Erhebung in ten rei: 
herrnſtand. — Anftellungsberrete erfordem einen Stempel von 1 Proc. 
der jährlihen Beſoldung. — Die B. v. 17. Mai 1859 erhöht einen 
Theil der Stempelfäge. — Den bayerifhen Grabationsflempel, der 
durdhfchnittlich zwifchen 1 u. 2 p. m. beträgt G 3. von 1000-1999 fl. 
2 fl.), brauchen Wechfel und Anweifungen, Berträge über bewegliches 
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und unbewegliches Vermögen, Pachtungen, Bermögensaufnahmen (In⸗ 
ventarien), Teflamente, Bormundichaftsrehnungen. — Frankreich: Bers 
zeichniffe (registres) der Berichtsbeamten über die zum enregistrement 
ebörenden Bälle, Regifter der administrations centrales et munieipales 
ın Sachen, die nicht zur administr. generale gehören, der Notare, Huifs 
fiere u. a. Beamten, der Einnehmer von Gemeinden und ötablissoments 
publics. — Großbritanien: das Gel. 21. Vict. C. 24 == 14. Juni 1858 
fegt Reilepäfle von 5 Sch. auf 6 B. herab. Geburts, Traus, Sterb⸗ 
ſcheine erhalten 1 P. Stempel, 8. Apr. 1860, gerichtliche Erkenntniſſe sc. — 
Rußland: von der Protofollirtung von Käufen, Schenkungen, Hypo⸗ 
thefen, Bergleihen, Teflamenten ıc. ein Werthflempel 1) von 151—300 
Rub. 90 Kop., 2) von 301 -900 R. 1,9 R., ... 24) von 30000 R. 
u. mehr 1200 R. 


In Deflerreih und Baden if dieß für viele Faͤlle verorbnet, auch in 
Rußland „ſtait Stempels.“ 


Nach den franzoͤſiſchen Stempelgeſetzen find alle Aufzeichnungen (écritu- 
res), Auszüge, Abſchriften, die vor Gericht gebraucht werden koͤnnten 
(qui peuvent faire foi en justice) pour obligation, d&charge, justification, 
demande ou döfense, ſtempelpflichtig. Sie unterliegen tem Dimenflone- 
ftempel nach der Groͤße des Papiers: nach Gel. v. 28. April 1816 
min. 35 St. für 1/s Bogen Eleines Format, max. 2 Fr. für den Bogen 
grand registre, nah Geſ. v. 2. Juli 1862 50 Gt. — 3 Fr. Der 
Stufenftempel (t. proportionnel) trifft die Verkehrsurkunden (effets de 
commerce), als Wechſel, Anmweifungen sc. Die Saͤtze find (Geſ. v. 
5. Suni 1850) 5 Gt. bei Summen bis 100 Fr., 10 Gt. bei 100 bie 
200 $r., 1 Br. bei 1—2000 $r., 1%. Fr. 2—2500 Fr. ıc. — Actien 
für Sefellichaften von hoͤchſtens 10fähriger Dauer */s Broc., für andere 
1 Proc., Sculdbriefe der Depart., Gemeinden, stabliss. und Geſell⸗ 
fhaften 1 Proc. — Nnichläge (affiches) nach ihrer Größe 5 u. 10 Et., 
Anzeigen (avis), mit Auenahme ter Buchhandler⸗, wiffenfchaftlihen und 
Kunſt⸗Anzeigen, I—10 St. vom Octavblatt bis zum Bogen (die Stempels 
ebühr von den Ankündigungen, auf 1 Mill. Fr. angeſchlagen, hörte 
jedoch 1857 auf), Zeitungen und Eleine Drudichriften im Dep. Seine 
und Seine-Dife 6, fonft 3 Et. — Den preußifchen Gradationsflempel 
bezahlen mit sa Proc. Wechfelbriefe, im Lande trafiirt (vor 1830 
doppelt foviel), — Yır Proc. Actien, Schuldbriefe, Quittungen, die 
einer Staatöbehörde vorgelegt werden, — !/s Broc. Käufe von Mobilien, 
fofern fchriftlihe Abfaffung des Vertrages nothwendig if, Pacht- und 
Miethverträge, Auctionsprotofolle, — 1/s Proc. der Prämie Affecuranzs 
Poliien, — 1 Proc. Käufe von Immobilien, Erbpachte, Givilbroceh 
Entiheidungen bis zu 1000 Rihlr. (bei höherem Belaufe des Gegen: 
flandes resp. %/s und 1/s Proc.). — In Defterreih: Wechfel_!/s p. m., 
Anweiſungen, 2otterieloofe, Berficherungspolizgen !/s p. m., Rechnungs: 
bücher der Kaufleute, Fabrikanten, Scylußzettel der Mäfler ıc. 6 Fr. 
vom Bogen, andere Bücher über Gewerbsangelegenheiten, aud von 
Notaren und Mäklern 1 fr. Biele Verträge u. a. Nechtsurfunden unters 
liegen dem Werthflempel, 3. B. Kaufverträge über unbewegliche Habe 
31/4 Broc., über bewegliche nach Scala II. von ungefähr 1 Proc. — 
Sn Großbritanien erſtreckt fih die Berpflihtung zum Gebrauche bes 
Stempels fehr weit und bildet eine empfindliche Laſt. Alle Duittungen 
über 5 2, St. hinaus, Wechſel, Anweifungen, Bankſcheine, mit Aus: 
nahme der Bank von England (tie Banken können ſich durch eine jähr- 
lihe Baufchfumme „mit dem Stempelamte abfinden), Aflecuranzfcheine 
(Bolizen) (3% Sch. von 100 2.), Anmelfungen zum Empfang, von 
Waaren aus Dods und Lagern an einem Hafen, Aufträge an Mäkler 
zum Berfauf oder Ueberſchreiben von Staatöfchuldbriefen, Actien, Schlußs 
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zettel der Maͤkler u. dgl. Pacht⸗, Lehr- und Dienfiverträge müflen ge: 
ſtempelt werden. Wechſel und Anweifungen (drafts), bie nicht auf Sicht 
(on demand) geftellt find, zahlen bis zu 10%. %/ysoo, bei höherem Belauf 
»/3 p. m., doch fo, daß gleiher Satz auch für eine etwas niedrigere 
Summe gilt, 3. 3. 1500—2000 2. geben 1 2. Bei den promissory 
notes macht es einen Unterfchieb, ob fe auf den Inhaber lauten oder 
nit. Geſ. 17. 18. Viet. ©. 83 10. Auguft 1854. Anmweifungen 
von Banfen waren frei, wenn fie nicht über 45 Meilen vom Aus: 
ftellungsorte zahlbar waren. Das Bel. 21. Vict. C. 20 — 21. Mai 
1848 untertwirft fie auch in dieſem Kalle einem Stempel von 1 B. 
Miethverträge über eingerichtete (farmished) Wohnhäufer auf Fürzer als 
1 Jahr und für mehr als 25 2. zahlen 21/ Schill., wenn aber der 
Bertrag 2160 oder mehr Worte enthält, fo wirb für die zweite, britte ıc. 
Anzahl von 1080 W. je 2%, Sch. weiter entridtet, und zwar von 
beiden Wusfertigungen. Gef. 24 V. O. 21 — 28. Juni 1861. Der 
eft 1860 (23. 24. V. C. III) eingeführte Stempel von Lebensver- 
fiherungen (3 P. von je 5 Sch. Prämie oder 5 Proc.) wurde 6. Auguft 
1861 (24. 25. V. C. 91) wieder aufgehoben. — Rußland: von Wech⸗ 
feln bis 150 Rubel 30 Kop., 151 — 300 R. 90 8., 301 — 900 R. 
1,© R., von 13001 — 15000 R. 30 ®R. 
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Für die Stempelgebühr, die in mehreren Staaten einen an» 
fehnlichen Ertrag liefert (a), fpridyt außerdem die leichte Ueber: 
wadhung, und der Umftand, daß jener Ertrag ſich aus fehr 
vielen, meiftens Fleinen Entrichtungen zufammenfeßt, bie durch 
lange Gewohnheit noch weniger fühlbar geworben find und 
feine erheblichen volf&wirthfchaftlichen Nachtheile verurfachen, 
während die Steuern in größeren Summen entrichtet und bes 
fchmwerlicher empfunden werben. Bei den unter 1) und 2) in 
$. 231. aufgeführten Arten ftempelpflichtiger Schreiben iſt bie 
Befimmung der Gebühr ganz einleuchtend, den Zeits und folg- 
lich auch Koſtenaufwand theilweife zu vergüten, welchen ber 
Einzelne den Staatöbeamten verurfacdht. Bei der in 3) genannten 
Claſſe ift dieß nicht der Fall. Die Erhebung ber Stempel: 
gebühr von ben vielen Arten von Privaturfunden erfcheint nur 
als ein Mittel, bei vielen Gelegenheiten einen Kleinen Theil 
bed Bermögend der Bürger für bie Staatscaſſe anzufprechen. 
Zwar ift wegen ber Abftufung nad) der Größe der in Urkunden 
erwähnten Summen immer darauf zu rechnen, daß ber Stempel⸗ 
pflichtige die Mittel beſitzt, die verhältnigmäßig geringe Auf 
lage zu bezahlen, audy könnte man biefelbe als eine Gebühr 
anfehen, die der Bürger zu geben hat, wenn er gewifie Privats 
rechte zu feinem Bortheil benußt, 3. B. wenn er von dem 
Wechfelrechte Gebrauch macht, um einen Wechfel auszuftellen. 
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Aber dennoch hat die Stempelabgabe von ſolchen Veranlafſungen 
erhebliche Gründe gegen ſich. 

1) Das gefammte Eigenthum fowie der gefammte Erwerb 
ſteht unter dem Schutze ber Rechtsgeſetze und es ift fehlerhaft, 
nur bei gewiffen Verhandlungen und Vorgängen im wirth⸗ 
ſchaftlichen Gebiete eine Entrichtung an den Staat bloß barım 
zu verlangen, weil fie leichter einzuziehen ift als in anderen 
Fallen. Das öftere ober feltenere Eintreten folcher Vorgänge, 
bei denen die Stempelpflicht angeordnet ift, erſcheint als zu- 
fällig, und dieſe läßt einen allgemeinen Grundſatz der Gerech⸗ 
tigkeit vermiffen. 

2) Das Erfcheinen einer Geldſumme bei einer Zahlung ift 
feinesweges allgemein ein Kennzeichen einer gewiflen Wohl⸗ 
habenheit (d) und follte um fo weniger von der Staatögewalt 
zum Anlaß einer Auflage gewählt werden, je vollftändiger das 
Einfommen ſchon in den Schagungen belegt ift (e). 

3) Sind auch die einzelnen Stempelabgaben zum Theile 
fehr gering, fo machen fie doch wegen ihrer Häufigfeit im 
Ganzen eine beträchtlihe Summe aus, die vermittelft guter 
Steuern befier unter die Bürger vertheilt werden Fönnte. 

4) Der Zwang, bei den mandhfaltigften Gefchäften fidy bes 
Stempeld bedienen zu müflen, erregt ein läftiges Gefühl von 
Beengtheit und Bewachung, verurfacht viele Mühe, bringt bie 
Gefahr, fih durch ein leichtes Verſehen ftraffällig zu machen, 
fowie die Verſuchung zu Gefegedübertretungen hervor, erforbert 
auch eine umftändliche Geſetzgebung, die body in zahlreichen 
Faͤllen Zweifel übrig läßt. 

5) Die Ausgabe für den Stempel wird im Verkehr oft auf 
andere Perſonen gewälzt, deren Belaftung unbillig ober uns 
zwedmäßig ift (d). 

Aus diefen Betrachtungen folgt, daß bad aus dem Stempel 
zu erlangende Einkommen nur in mäßigem Betrage, mit vers 
ſchiedenen Einfchränfungen und Milderungen gerechtfertigt wer 
ben fann. Dahin gehören folgende Regeln: 

1) Die Gebühr fol nur von foldyen Schreiben gefordert 
werben, bei denef® fie leicht zu entrichten und zu überwachen 
it und ber Reiz der Umgehung binwegfällt. Die Belegung 
vieler Arten von Privaturfunden ift nur ein finanzielles Noth- 
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mittel, welches durch ein versolllommneted Steuerweien ent 
behrlich wird. 

2) Die Säge follen niebrig fein und bei ber Abftufung 
nad) den Summen ungefähr gleiche Theile verfelben betragen. 

3) Dürftige PBerfonen und wohlthätige Anftalten werben 
bei Gefuchen 2c. in perfönlichen Angelegenheiten befreit. 

4) Die Stempelgefege jollen einfach und leichtverftändlich 
fein, damit fie Feine mehrfache Auslegung zulafien und bie 
Bürger fi vor Strafen hüten fönnen. 

5) Die Strafen find bei Uebertretungen, die offenbar nur 
aus Unkenntniß ober Nachlaͤſſigkeit herrühren, gelinde anzu- 


feßen (e). 

Zur Verwaltung der Stempelgebühr gehört Ankauf bes 
Papieres, Anfhaffung und Erhaltung ber fählernen Stempel, 
Abdruck mit Hülfe guter Preſſen, Anftelung des Perjonals bei 
dem Stempelamte, Ablieferung ber Stempelpapiere an die Bes 
hörden und an bie Verkäufer, denen ein gewifler Nachlaß ale 
Gewerböverbienft bewilligt wird, Aufficht zur Entdedung von 
Verlegungen der Stempelgefebe. 


(a) Bei der Bergleichung der hieraus fließenden Staatseinnahme muß man 
darauf achten, welche Arten von Gebühren in dieſer Yorm erhoben 
werben. 

Baden: A. 1858 nur 62080 fl., teile aus dem $. 231 (e) an- 
gegebenen Grunde, theile weil in wenigen Ländern fo wenige Schriften 
dem Stempelgefege unterliegen. D. 1860—62 54274 fl. ohne den 
Berihtsftempel. — Bayern: A. 1855—61 1193942 fl. (1100000 fl. 
rein). 9. 1861—67 1 314 000 fl. (1210000 fl. rein). — Belgien: 
D.1855—57 3:418943 Fr., wovon 1935897 Fr. Dimenflonsk. nad 
franz. Geſetzen, 705104 Br. von Sandelsefecten, 191219 Fr. von 
Anfchlägen und Anzeigen, 277093 Fr. von Waffenpäflen, 128043 Fr. 
von Wechſeln und Anweifungen. Zeitungen und Beitfchriften find feit 
1848 befreit. A. 1862: 3650000 Fr. — Branfreid: 9. 1859 
54280000 Fr., befondere Koften der Stempelverwaltung 1247950 Fr., 
ohne die auf diefen Gegenſtand ſich beziehenden allgemeinen Koften der 
Oberbehörde für enregistrement, Stempel ıc. A. 1862: 56°548 000 Fr. — 
Sn Großbritanien werden faft alle Gebühren in Stempelform ers 
boden. Ertrag im Jahre bis 31. März 1857 nad Abnug ber Ruͤck⸗ 
vergütungen 7396685 8. Hiezu trugen bei 1333397 2. Urfunden 
verichiedener Art (deeds and other instruments), 1323199 2. Feuer⸗ 
verficherungen, 520894 2. Wechfelbriefe, 325677 2. Seeverfiherungen, 
277534 £. Duittungen und Anweilungen, 208526 2. Licenzen und 
Certificate, 158441 2. Zeitungen (nämlich die mit der Poſt verfendeten), 
66646 &. Gold⸗ und Silbergeſchirr, 62617 2. Pauſchſumme für bie 
Bankicheine x. (Grtrag 1860 8265257, 1062 8913945 2. (3,97 . 
auf den Kopf). Im Jabre 1860 trugen Feuerverficherungen 1504000, 
verfchiedene Berträge 1391000, Wechſel 521000, Geeverfiherungen 
326000, SBeitungen 147000 2. x. — Hannover: N. 1854 
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160 000 Rthlr. A. 1859/60 222000 Rtälr. — Br. Helfen: A. 1857 
—59 500000 fl. — Luzern: R. 1856 20755 Fr. — Naffau: 
A. 1858 224700 fl. — Niederlande: 9. 1862 1450000 fl. — 
Defterreih: R. 1856 ganze Einnahme 11°151 152 fl, rein 10822514 fl. 
Hievon floflen 9182336 fl. aus dem Berfaufe des Stempelpapiers (und 
zwar 3°065283 fl. von den 15 fr. Bogen, 1636616 von 30 kr.⸗, 
1'207 054 fl. von 6 fr.-, 538620 fl. von 1 fl.-, 306402 fl. von 2 fl.= 
Bogen ꝛc.), 61257 fl. von Ankündigungen. Hiezu fommen Zeitungen, 
Spielfarten, Balender und ferner 796 114 fl. Gebühren, weldhe an bie 
Stelle des Stempels getreten find, A. 1862 13-115 700 fl. — Preußen: 
D. 1854—56 3836 947 Rthlr., U. 1858 4090000 Rthlr. 9. 1861 
4150000 Rthlr. — Rußland: A. 1862 5784000 R. — Sadfen: 
1858 — 60 271738 Rthlr. oder 258000 Rthlr. rein. 3. 1861 — 63 
288800 Rthlr. — Sardinien: R. 1855 5295795 Lire nebfl 
178256 Lire von Spieltarten. — Spanien: N. 1862 mit Einfchluß 
der Briefftempel 99750000 Re. — In Würtemberg ift die Stempel 
einnahme mit den Sporteln vermifht. — Zürich: R. 1854 56000 Fr., 
1858 58640 $r. 

(d) Parieu bezeichnet daher die Vorgänge (actes), von benen Gebühren 
erhoben, als Zeichen der Wohlbabenheit oder als accidents de la circn- 
lation des richesses. 

(ec) Wo der Gewerböverdienft der Bankherren, Großhändler, großen Fabrik⸗ 
herren ac. nicht vollfländig befteuert ift, da ließe fih aus diefem Grunde 
ber Wechielftempel vertheidigen, der aber dann erft von einer anfehnlichen 
Summe an erhoben werden dürfte. 

(d) 3 B. der Stempel von Rechnungen und Quittungen ber Gewerbsleute, 
die für die Regierung gearbeitet oder an fie verfauft haben, muß auf 
die Preife geichlagen werden, bie von leßterer zu bezahlen. find. Der 
Mechfelftempel fält meiftens auf den Remittenten, vermehrt die Handels: 
foften und die Breife der Waaren ıc. Ueber die Nachtheile dieſes 
Stempeld Ferber, Beiträge zur Kenniniß des gewerbl. und commers 
ciellen Zuftandes der preuß. Monarchie, 1829, S. 234. — Der Stempel 
von Befoldungs-, Benflons-Duittungen u. dgl. bleibt auf den Empfängern 
liegen, ift aber eine nicht loͤbliche Schmälerung der ihnen zugeflcherten 
Bezahlung sr. 

(e) Die Strafe befteht gewöhnlich in einem Bielfachen des nicht gebrauchten 
Stempels. Bei Gefuhen u. dgl., wo nur aus Berfehen gefehlt wird, 
follte nur die einfache Gebühr eincaffirt werden (a. preuß. Gef. $. 23). 
Die firengen britifhen Strafgelege (de Parieu a. a. D. ©. 183) 
find vermuthlich wegen ber Sefabr der Umgehung bei Brivaturfunden 
eingeführt worden. 


8. 233. 


Die Gebühren (Zaren) von der Ertheilung eined 
Amtes oder eined Ehrenvorzuges, 3. B. eines Titels, 
einer Würde, eined Adelsgrades, eined Ordens, entfprangen 
wie manche andere aud dem Streben, jede Gelegenheit für die 
Staatdcaffe zu benupen, wo ein erwünjchtes Ereigniß Iemandem 
eine damit verbundene Ausgabe unfühlbar macht. Da jeboch 
die Staatögewalt keine perfönlichen Begünftigungen ausüben, 
fonbern bei Anftelungen und Beförderungen nur auf die gute 
Beſetzung der Aemter mit den fähigften Maͤnnern Bedacht 
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nehmen und Verdienſte belohnen ſoll, die Verleihung ſolcher 
Vortheile oder Vorzuͤge an Unwürbige dagegen ſehr nachtheilig 
auf die Sittlichkeit und auf die Achtung gegen die Regierung 
wirkt, fo iſt kein genügender Grund zur Erhebung einer Tare 
vorhanden. Die Käuflichkeit von Ehrenvorzügen ift vollends 
verwerflid (a). Anftelungsgebühren find wie vorausbezahlte 
Befoldungsabzüge anzufehen. Nur foldhe Gebühren der oben 
bezeichneten Art lafien fi in Schub nehmen, die fo gering 
find, daß fie bloß die Ausfertigung des Befchluffes vergüten, 
ober bei einer Anflelung oder Beförderung als Zufhuß zur 
Witwencaffe erhoben werden. 


(#) Frühere Käuflihfeit der Aemter und Würden. Aemterhandel im byzan⸗ 
- tinifhen Reiche; in Benedig verkaufte man bisweilen das Patriciat 
(proeurstori per denari und per dignitäk wurten unterſchieden!) 
und die Bererbung eines Amtes. — Binen Titel oder den Adel dem 
darum Nachſuchenden gegen Geld ertheilen, heißt folde Rangvorzüge 
in der öffentlihen Meinung zu Grunde richten. — In Wranfreih wird 
(Gef. v. 21. April 1632) bei der Ernennung eines Advocaten, Notare, 
greffer, huissier, Mäaklers ıc. ein enregistrement von 10 Proc. der 
Bautionsfumme erhoben. — In Rußland wird bei Anftelungen und 
Beförderungen außer der Stempel: und Siegelgebühr nody die (alte) 
Tichingebühr erhoben und eine Monatsgebühr abaezogen; bei einem 
Urlaub über 30 Tage und bei Drdensertheilungen findet gleichfalls eine 
Gebühr ſtatt. Spanien A. 1862: 1% Mil. Re. Tare für Ordens: 
verleihungen. 


$. 234. 

Zu den Gebühren aus der Rechtspflege, Sporteln(a) 
gehören 1) die Gerichtöfoften bei bürgerlichen Rechtsſtreiten, 
die gewoͤhnlich der unterliegende Theil zu tragen hat und die 
nad) der Zahl und Schwierigkeit der richterlihen Berrichtungen 
geregelt werben, 2) die Koften der Strafrechtöpflege im Falle 
ber Berurtheilung, 3) die Vergütung für Handlungen ber fo- 
genannten freiwilligen Gerichtöbarkeit oder Rechtspolizei, d. h. 
bes Beiftandes, der den Bürgern bei der Feftftellung von Rechtes 
verhältniffen geleiftet wird, 3. B. bei Erbtheilungen, Teftamenten, 
Bormunbfchaften, amtlicher Aufzeichnung (PBrotofollirung) von 
Verträgen und einfeitigen Erklärungen, Berpfändungen (Hypo⸗ 
thefen) und deren Löfchung u. dgl. 

Diefe Gebühren erfegen einen Theil des Aufwandes für die 
Suftizverwaltung (5). Es würde nicht zwedinäßig fein, biefe 
Koften ganz vermittelt der Sporteln aufzubringen, denn das 
Borhandenfein der Rechtsanſtalt nuͤtzt auch denjenigen Staats» 
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bürgern, die nicht gerade in einem gewiſſen Zeitraume von ihr 
Gebrauch machen, es fichert ihnen für jeden vorfommenden Fall 
ben nöthigen Rechtsſchutz und hält von vielen Rechtöverlegungen 
ab, teren Erfolglofigkeit man vorausfieht; ferner würbe bei 
jener Einrichtung der Aufwand bei Rechtögefchäften häufig für 
Einzelne zu empfindlich werben und felbft die Benutzung jener 
Anftalten erfchweren (co). Dagegen geht audy bie öfters aus⸗ 
gefprochene Forderung, daß die ganze Rechtsverwaltung unent⸗ 
geldlich fein folle, zu weit, denn ein befonderer Beitrag (prae- 
eipuum) if in Fällen, wo dem Einzelnen vor Anderen ein 
Dienft geleiftet wird, oder wo er wiberrechtlich gehandelt hat, 
vollfommen billig, und bei bürgerlichen Rechtöftreitigfeiten dienen 
die Sporteln auch einigermaßen zur Abhaltung von leicht: 
fertigen Procefien (d). Die Sporteln werden in manden Laͤn⸗ 
dern unter der Geftalt der Stempelgebühr eingezogen. 


(a) Gie kamen fhon in Athen und in Rom unter Galigula vor. In 
Frankreich wurden den Gerichtsbeamten für die Ausfertigung der Urtheile 
Geſchenke in Zuderwerk (&pices) gegeben, die fpäter in Geldentrichtungen 
umgewandelt wurden und mit anderen Abgaben von ber Mechtöpflege 
den ftreitenden Theilen fehr fchwer fielen; de Parieu III, 316. 


(5) Baden: 
Taren, Sporteln, Stempel und Borto D. 1854 — 56 N. 1865 
bei der Zufliz und Bolizei . . . 361183 fl. 366778 fi. 
Stufen . : 2 2 2 2 2 0. 60940 „ 62289 „ 
Gebühren der Nechtepoliei . . . 576918 „ 629200 „ 
Gebühren und Strafen der Forſt⸗ 
gerihtebarfeit - -. - - 36478 „ 52031 „ 





1-035519 fl. 1100298 fl. 
Hievon nahm 1854—56 der Abgang und Rüdfap 44112 fl., die Aus: 
gabe für die Anſezung (Conkatirung) und Erhebung 51879 fl., zuf. 
9,2 Proc. hinweg. Das Juftizminifterium erforderte (A. 1858) einen 
Aufwand von 1391406 fl., A. 1865 1642651 fl., die Rechtspolizei 
allein 424432 fl. (worunter 222800 fl. rer der Notare und 
Affiftenten an den Gebühren), jo daß dieſer Geichäftszweig 152486 fl. 
rein abwirft, A. der Koflen 1865 436550 Bd. — Bayern, N. 1955 
—61 Berichtötaren 2'882 842 fl., Gerichts: und Forfifirafen 70874 fl., 
zufammen 6,8 Proc. der Staats⸗C. — Frankreich, 9. 1862 (mit 
dem enregistrement einigermaßen verflochten): Banzleigebühren, greffes, 
5024000 Fr., hypothtques, beim Eintragen und Loͤſchen bderfelben, 
3:568000 Fr., Erſatz von Gerichtskoften 3:400000 Fr., Geldftrafen 
3:882000 Fr. Die Koften des Juftizweiens waren auf 31'581 000 Fr. 
angefchlagen, aber ohne die in den Departementsrechnungen vorfommens 
den Ausgaben für Gerichtsgebäude und für die Strafanftalten. Außer 
den in die Staatscafle fließenden droits de greffe beziehen auch bie 
Gerichtsſchreiber (greffiers) unmittelbar gewifle Bebühren von ihren 
Berrihtungen, de Parieu II, 321. — Hannover, 9. 1859/60 
Amtsfporteln 297400 Rthlr., Sporteln der Oberbehörben 66000 Rthir. 
— Gr, Helfen, 1848-50 9.: 75000 fl., A. 155759 72000 fl., 
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neben der anfehnlidhen Stempeleinnahme. — In Preußen war ber 
Betrag der Sporteln lange Zeit ganz unbefannt, denn man hatte 
ihn im Hauptanfchlage der Staatseinfünfte ausgelaffen. Gr war im 
Soll 1836 3928663 Rthlr., 1840 4198331 Rthlr., N. für 1847 
3.931 830 Rthlr. D. 1854 —56 Gerichtskoſten 8824936 Rthlr., 
Strafen 265 164 Rthlr., A. 1861 10010320 Rthlr. Gerichtskoſten. — 
In Sardinien beliefen fi 1855 die hieher gehörenden Einkünfte 
auf 14 Mil. &. — 9,* Proc. des ganzen Staatseinfommens. — In 
Würtemberg find die Sporteleinfünfte 1861—63 387000 fl. (wovon 
2000 fl. Erhebungskoſten abgehen) — an 1,? Broe. des Staats⸗G. 
Der D. 1838—40 war 355800 fl. 


(ce) 3. 3. die übermäßigen Gebühren, welche in Frankreich bei den Unter: 
pfandeverträgen vorfommen und welche die Gintragung bisweilen vers 
binden. ine HupothefensDarleihe von 300 Fr. koſtet 19 Fr. 10 Gent. 
Gebühren, die Abtragung der Schuld 12% Fr. D’Audiffret I, 27. 


(d) Man Hat fogar bisweilen eine befondere Auflage als poens temere 
litigantium erhoben, wie der bolländifhe impost van ongefondeerte 
processen. Boxhorn, Disquisitiones politicae, Cas. 60 ©. 395 ber 
Verii tractatus polit. 


6. 235. 


Zur guten Einrichtung bed Sportelweiend von finanzieller 
Seite dienen folgende Regeln: 

1) Die Säge follten fowohl im Ganzen als verhältnigmäßig 
bei allen einzelnen Arten von Handlungen und Gefchäften 
mäßig beftimmt werben. 

2) Die Sportelorbnung muß einfach, deutlich beftimmt und 
vollſtaͤndig fein, fo daß fie alle Willfür befeitiget. Die frühere 
Bernadhläfftgung diefer Regel hat oft die Staatöbürger ſchweren 
Bedrückungen preisgegeben. Zu dem Maaßftabe für bie Feſt⸗ 
fegung aller Sporteln kann bald unmittelbar den Zeitaufwand 
der Beamten, bald bie Wichtigkeit und Schwierigfeit des Ge⸗ 
fhäfte® gewählt werden, weil biefe ungefähr mit jenem Zeit 
bedarfe in Verhaͤltniß ſteht (a). Es ift fowohl für die An- 
ſetzung und Erhebung als für die Entrichtung bequem, wenn 
bei Rechtöhändeln nicht alle einzelnen Verrichtungen, fondern 
nur bie, weldye für Umfang und Umſtaͤndlichkeit des ganzen 
Geſchaͤftes bezeichnend find, mit einer Gebühr belegt werben (6). 
Eine Bemeffung nad der Größe ber in einer Rechtsſache vors 
fommenden Summe ift da angemeflen, wo bie Bemühung ber 
Beamten fid) ungefähr nad jener Summe richtet. Dieß ift 
3. 2. bei Gant⸗ (Concurs⸗) Erkenntniſſen, Erbiheilungen, 
Hypotheken, Kaufverträgen ıc. ohne Zweifel der Fall (c). 

3) Befreiungen find nothwendig für Dürftige, für wohl 
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thätige oder Staats⸗Anſtalten und für Geſchaͤfte, welche aus 
allgemeinen Gründen des Staatdwohled angeorbnet find (d). 

4) Das ältere Verfahren, nady welchem bie Sporteln ben 
richterlihen Beamten ald Befoldungstheile zugewieſen waren, 
brachte eine flarfe Verſuchung hervor, die Gefchäfte in die Länge 
zu ziehen und bie Gebühr body anzufegen. Deßhalb ift es 
neuerlich allgemein uͤblich geworden, bie Sporteln für bie 
Staatdcafje zu erheben und dafür den Gerichtöbeamten fefte 
Befoldungen zu geben. Ueberforberungen und Unterſchleife 
werben am beften verhütet, wenn nur der Anfat der Sporteln 
bei bem Gerichte, die Erhebung aber von einem Steuerbeamten 
gefchieht, nur ift dieß mühfamer und koſtbarer (e). Den für 
bie freiwillige Gerichtöbarfeit angeftellten Beamten, z. B. Notaren, 
muß ein Antheil an ben durch ihre Verrichtungen bewirkten 
Sporteln bewilligt werben (/). 


(a) Beifpiel: Das badifhe Geſetz vom 13. October 1840 über die Gebuͤh⸗ 
ren der MRechtepolizeiverwaltung verordnet für die Notariatsgeſchaͤfte 
eine Taggebühr von 4 fl., für Teftamente 3—4 fl., für Verträge teils 
eine fefte, theils eine nad) der Bertragsfumme bemeſſene Gebühr, für 
Rechnungen 40 fr. vom Bogen sc. — Die fähf. Sportelordnung von 
26. November 1840 hat 127 Säge für ſtreitige Civilſachen der Unters 
gerichte,, 68 für Unterfuhungs: und Denunciationsfadhen, 80 für frei- 
willige Gerichtsbarkeit. — In Rußland beftehen die Sporteln neben 
dem Stempel; für die erſte Klagichrift 1,90 R. sc. 

(5) Bad. Gef. v. 13. Mai 1856: für Protofolle die Stunde (oder weniger) 
24 fr., — Borladungen bei den 3 Inſtanzen 1 —3—5 fl., Feſtſetzung 
der Proceßfoften, Berfäumungserfenntnig 30 kr. — 1 fl. — 1 fl. 30 fr. 
Bayern, Protokolle bis 2 Stunden 36 fr. — In Frankreich find die 
Gerichtsgebühren zum Theil unter dem enregistrement enthalten, 
v. Hock ©. 180. Ueber die droits de grefle ebd. S. 201. Diele 
betragen für Enburtheile der 3 Inſtanzen 5—10— 25 fr. 

(6) Bad. Gef. v. 13. October 1840: Werthetare für die Abtheilung von 
Berlaflenfchaften und Gemeinſchaften und für Vermögensübergaben, je 
nach dem Betrage des DBermögens von 3’, Proc. bi auf */s p. mille 
herab, für Bermögensaufnahmen die Hälfte. Gef. v. 13. Mai 1856: 
Gndurtheile in den 3 Inflanzen nach der Streitfumme: 

u 


L . III. 

bis 50 fl. ıf. 5f. 10 fl. 
50—150 „ 2. 10. 15, 
500—1000 „ 8„ 20„ 30, 
6000—10000 „ 24 „ 50, 60, 
je 10000 fl. weiter 2, 4, 6, 

(d) Bad. Gel. v. 13. Mai 1856: Zwangsabiretungen, Ablöfung von 
Zehnt - und verfchiedenen Feudalrechten. 

(2) Baden, B. v. 20. März 1834 (Reg.⸗Bl. Nr. 13): Die Ginzugslifte 
des Sportelertrabenten gelangt an die Steuereinnehmer. Sener erhält 
Usa, der Untererheber ebenfoviel, der Obereinnehmer !/go ber Gebühren, 
Anlammen alfo 81/5 Bror. 

(f) Dal. 8. 234 (a), Baden. 
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$. 236. 

In mehreren Ländern wirb von folchen Rechtögefchäften über 
Bermögensverhältniffe, welche einer amtlichen Aufzeichnung ober 
Eintragung bebürfen, um gerichtlidy geltend gemacht werben zu 
fönnen (Kauf, Pacht, Darleihe, Abtragung einer Verbindlich⸗ 
keit ıc.), eine Auflage erhoben, welche die gewöhnliche Größe 
einer Gebühr weit überfleigt, ober auch neben ber Gebühr für 
die Bemühung der Beamten entrichtet werben muß. Dieß ift 
die fogenannte Eintragsd- oder Regiftergebühr (Bon- 
firmationstare in Naffau, Kaufaccife in Baden, Hand» 
Anderungsabgabe in ber Schweiz, enregistrement in 
Sranfreih zum Theile) (a). Sie trifft bald nur die Veraͤuße⸗ 
rung unbeweglicher Güter, bald audy andere Verträge, in denen 
ber Bürger von dem Rechte der Verfügung über jeine Ber: 
mögendtheile Gebrauh macht. Daß BVerträge gewifler Art ver 
amtlichen Aufzeichnung betürfen, dieß ifl darum verordnet wor⸗ 
ben, weil hiedurch eine Beglaubigung bed Inhalted fowie des 
Zeitpuncte® (Datum) und eine zur Verhütung von Streitig- 
feiten dienende Abfaffung durch einen Rechtöfundigen bewirkt 
wird. Eine dieſe Bemühung vergütende Gebühr ift offenbar 
zwedmäßig, fie ift aber fpäter über dad hieraus fidy ergebende 
Maag erhöht worden, um von dem beweglichen Vermoͤgen bei 
feiner Bertaufhung gegen unbewegliches oder von anderen 
Beranlaffungen feines vertragemäßigen Ueberganges in anbere 
Hände einen Theil für die Staatscaffe abzuziehen. Ein Bes 
weggrund biezu mag in der Meinung gelegen fein, daß bie 
Regierung auf dem Wege der regelmäßigen Befteuerung jenes 
Vermögen nicht vollftändig genug zu ben Staat&bebürfniffen 
beiziehen fönne, zumal wenn eine Steuer von Gapitalrenten 
noch fehlt, $. 377 — (db). Die mit der Aufzeichnung ber Berträge 
beauftragten Beamten haben den Erhebern der Eintragsgebühr 
bie Fälle, in denen dieſe zu entrichten ift, und den Betrag 
derfelben anzuzeigen. In ber Regel ift Derjenige zahlungs⸗ 
pflihtig, welcher den Gegenftand ver Berfügung in feinen 
Beſitz erhält, aljo der Käufer, Borgende, Nutznießer, Pachter ıc. 
Hiebei ift es den Betheiligten nicht deutlich, wen eigentlich Die 
Auflage treffe. Der Verkäufer oder Darleiher nimmt gewöhns 
(ih an, fie berühre ihn nicht, weil er fie nicht zu entrichten hat, 
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der Käufer ꝛc. dagegen hegt leicht bie Meinung, einen um ben 
Betrag der Gebühr niedrigeren ‘Preis zu geben und alfo im 
Ganzen nicht mehr aufzuwenden, ald wenn eine foldye Abgabe 
gar nicht beftünde. In der Mehrzahl der Yälle ift die lebtere 
Meinung bie richtige, weil für den Kauföluftigen Die ganze 
hinzugebende Summe in Erwägung fommt, gleichviel ob dies 
felbe an eine Perfon oder an mehrere gelangt (ce). In manchen 
Fällen aber, wenn der Verkäufer entfchloffen ift, unter einem 
gewiſſen Erlöfe nicht einzuwilligen, wenn der Käufer auf das 
Zuftandefommen des Bertraged großen Werth legt, wenn er 
an bie Gebühr nicht denkt u. dgl., kann fie auch dem Käufer 
zur Laſt fallen. (d) 


(a) In Großbritanien iſt diefe Abgabe ein Theil der Stempelgebühr, nad 
dem Wertbe des Gegenſtandes. M. Culloch, Tax, ©. 277. — Als 
die Grundherrlichkeit in ihrer vollen Stärke befand, floß dieſe Abgabe 
den Gutsherren zu, welche zu den Beräußerungen ihrer Butsunters 
tbanen die Benehmigun zu ertbeilen hatten. Epäter fam eine von 
der Staatscafle erhobene Abgabe (oontröle in Frankreich feit 1671) Hinzu. 
de Parieu III, 192. Das läftige franzöfifche enregistrement wurde 
am 30. September 1797 eingeführt. Hauptverordnung vom 12. Der. 
1798, doch mit manden fpäteren Milderungen. ie Berwaltung 
(Direction) des enregistrement bat aud die droits de greffe und 
d’hypothöque und die Stempelabgabe zu beforgen, welche daher oft 
im weiteren Sinne unter dem enregistrement mit verflanden werden. 
Das droit fixe beträgt von 1—15 Br. Das droit proportionnel 
beträgt ?/s Proc. bei Baht, Miethe, MWeidepachten, Viehvermierhungen, 
— Ya Proc. bei DVergleihen zwiihen Schuldnern und Gläubigern, 
Koft:, Lehrverträgen, — 1 Proc. bei Darleihen, Berfiherungen (nad 
der Brämie bemeflen), Depofitenverträgen, — 2 Proc. Kauf und Miethe 
von WMobilien, WRentenverträge, Kauf einer Dällers, Notarftelle ıc., 
— 4 Proc. Kauf, Geffion ıc. von Grundſtuͤcken, Erbpacht ıc.; Scens 
tungen (und Bererbungen) bezahlen nach dem Binanzgef. vom 21. April 
1832 je nah tem erwanptichaftsverhältnifie beider Perſonen, bei 
Mobilien 2—6, bei Immobilien 4/.—9 Proc. Schon 1797 wurde 
v allen Anfägen des enregistrement ein Zufhlag von 10 Proc. ale 

ulhuß für Kriegskoſten angeordnet, der noch fortbefteht. Bin zweiter 
Zufchlag von gleihem Betrage kam durch Gef. v. 14. Zuli 1855 des 
ruffiichen Krieges wegen hinzu, Härte aber von 1859 an wieder auf. 
Der Ertrag mit dem erſten decime iſt für 1859 auf 259991 000 Fr. 
angenommen. In Brankreih wie in Baden werden aud Erbſchaften 
von dieſer Gebühr getroffen. Das Finanzgef. v. 23. Juni 1857 führt 
eine neue, für 1859 auf 14 Mill. Br. angefchlagene Bebühr von 
4/4 Proc. von der Veräußerung der Netien, Actienpromeflen und Oblis 
gationen der gewerblichen Befelifinaften ein. Weil man ohne Zweifel 
für dieſe fehr zahlreichen @eichäfte eine Anmeldung und Aufzeichnung 
bei dem Notar nicht verlangen wollte, fo ift verordnet worden, daß 
bei Actien und Schuldbriefen, die auf benannte Perfonen ausgeftellt 
find (titres nominatifs), die Geſellſchaften bei dem Gintrag des neuen 
Grwerbers in ihre Liften die Gebühr für die Staatscaſſe einzuziehen 
haben. Bei Berfchreibungen auf den Inhaber (au porteur) geht dieß 
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nicht an, daher wird von ſolchen eine Jährliche Abgabe von 12 Gt. 
Proc. (1,2 per mille) ber Berfchreibungen nach ihrem vorjährigen Eurfe 
erhoben. Die Gefellichaften müflen diefe Auflage (eine wahre Gapital- 
feuer) für ihre Mitglieder und Gläubiger entrichten und können fie an 
den Dividenden und Zinfen abziehen. Blook, Annuaire de l’administr. 
franç. 1858. II, 84. — Meber das frangöfliche enregistrement giebt 
ausführliche Nachrichten v. Hod ©. 177. — Defierreih:: Beräußerung 
von Liegenfchaften 31/2 Broc. A. 1862 9%, Mill. fl. — Ruplanp: 
von Beräußerungen der Liegenichaften 4 Proc., wobei über den An: 
fhlag des Landes mit und ohne Leibeigenen gewifle fefle Säge be 
ſtimmt find, 3. B. für 1 „männlide Seele” in 6 Theilen des Meiches 
60—150 Rub. — Die bad. Berfaufs: oder Immobilien⸗Acciſe (Hauptv. 
vom 4. Januar 1812) beträgt 2'/ Pror. (1%/s fr. vom Gulden) vom 
Kaufe oder Taufe von Srundflüden und Brundgefällen. Die Gebühr 
fällt weg (Geſetz vom 14. Mai 1828), wenn Immobilien durch Tauſch 
oder Kauf an Deicenbenten, Ghegatten oder öffentliche Anſtalten ges 
langen, beim Loskaufe bäuerlicher Laften und bei Taufchen, bie Das 
BZufammenlegen von Brundflüden bewirken; ferner, wenn ber Unter: 
pfandsgläubiger bei einer Swangsverfleigerung die Liegenfchaften erwirbt, 
Gef. v. 26. Det. 1833. Sammlung aller nod gültigen Geſetze ıc., 
Abſchn. IV. Schenfungen von beweglihen wie unbeweglihen Ders 
mögenstbeilen werden wie @rbfchaften belegt. Das Gef. v. 17. Zuli 
1848, nach welchem der Sap der Abgabe auf 1 fr. vom Bulden oder 
12/5 Broc. ermäßigt werben follte, wurde vor dem Bollzuge wieder 
aufgehoben. Die Kanfaccife allein brachte ein im D. 1831 — 35 
338648 fl., 1836— 40 448875 fl., 1842 — 46 505 201 fl., 1854— 58 
544280 fe Mit Binfhluß der Schenkungs⸗ und Erbſchaftsacciſe war 


ber Ertrag 
D. 1851—53 616000 fi. 
54 707454 „ 
58 745870 „ 
D. 1861—62 1017400 „ 
A. 1864. 65 765461 „ 
wegen einiger Minderungen der Anſätze. — In Würtemberg wurde 
früher 1 Proc., feit dem 1. October 1839 !/s, nah Geſ. v. 18. Sept. 
1852 wird wieder 1 Proc. beim Berfaufe von Grundſtuͤcken, Grund: 
gefällen ꝛc. ale Liegenichaftsaccife erheben, Anfchlag 1842— 44 im D. 
185 000 fl. — In Belgien beftebt das franzöfliche enregistrement, doch 
mit manden Abänderungen. Die zugehörigen Abtheilungen trugen im 
D. 1863—57: aetes eivils publics 11'139657 fr., a. sous seing priv6 
(Privaturfunden) 368829 Fr., 9. judicinires 448 166 $r., actes des 
huissiers 553581 Fr., zufammen mit einigen kleineren Beträgen 
12593188 Fr., 9. für 1859 12,9 Mil. — 9 Proc. des ganzen 
Staatseinfommens mit Binfchluß des Zufchlages von 30 Proc. aber 
ohne die Erbſchaftsabgabe. — Waadt, droit de mutation, 1841 —45 
im D. 301000 Fr. — 19 Proc. der Staatseinnahme. — Im Ertrage 
der Gebühren im Genf ($. 229 (a)) nimmt das nad franzöfifchen 
Geſetzen erhobene enregistrement den größten Theil ein. In einem 
Theile ber Gchweizercantone belebt die Handänderungsabgabe. In 
Zuzern war fie a Proc. des Kaufpreifes, if aber neuerlich aus dem 
Boranfhlage verſchwunden, auch in Zürich beſteht fie nicht. Neltere 
Angaben bei Hottinger a. a. D. — Es ift lehrreich, durch Diefe 
Gebühr zugleid den Belauf der verfchiedenen Verhandlungen in einem 
Lande kennen zu lernen, 3. 3. in Frankreich, 1836: 1) Uebertragung 
von beweglichem Bermögen unter Lebenden, titulo oneroso, 441 Mill. 
Franes, — 2) von unbeweglichem Vermögen, ebenfo, 1352 Mill., — 
3) von beiderlei Bermögen unter Lebenden, tit. gratuito, 549 Mill., — 
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4) Baht, Miethe, 664 Mill., — 5) Schuldbriefe, Wechſel (50 Mill.), 
billets & ordre (128 Mill.), 703 Mil., — 6) Bürgichaften, 181 Mill. — 
7) Abzahlungen Aiberations), 724 Mill. — 8) befondere Arten von 
Verkauf, 61 Mil., zufammen 4675% Mill. Fr., Compte gônéral de 
admin, des fin. pour 1837, II, 700. 

() Ad. Smith, 2. V. Ch. (IV, 227 Baſ.). — Mill, U, 329. — 
M. Culloch beftreitet diefen Sag, weil die Verkäufer ebenfalls bedacht 
feien, einen dem Neinertrag entiprechenden Preis zu erhalten, Treatise 
un, S. 274. 86 läßt fi hierüber fein allgemeines Geſetz 
aufftellen. 

(d) Das Grundeigentum der Gemeinden, Kirchen, Klöfter, wohltbätigen 
u. a. Anftalten befindet fi außer dem Verkehr (in todter Hand), wird 
aber auch felten durch neue Ankäufe vermehrt. Deßhalb fließt von dem⸗ 
felben feine Beräußerungsgebühr, fowie feine Erbſchaftsabgabe in die 
Staatscafie. Um diele dafır zu entihädigen, iſt in Frankreich (Geſet 
v. 16. San., 9. und 20. Febr. 1849) verortnet worden, daß das 
unbewegliche Vermögen folder moralifcher Perſonen einen jährlichen 
Zuſchlag von 62%/8 Proc. zur Brundfteuer zu geben babe. Der Rein- . 
ertrag dieſer Liegenichaften wurde auf 64 Mill. Fr. berechnet, ihre 
Srundfteuer in der Hauptſumme (principal) auf 5 Mill. Man beftimmte 
jenen Zufhlag fo, daß er gegen 3 Mill. eindringen follte. Diefe 
Maaßregel wäre bei einer Gebühr ale ſolcher nicht begründet, weil es 
ganz natürlidh if, daß derjenige von ihr frei bleibt, bei dem der Yall 
nicht eintritt, an melden fie geknüpft iſt. Es fcheint alfo Hier die im 
8. angedeutete Befleuerungsrüdfiht eingewirkt zu haben. Auch in 
Defterreich befteht eine foldhe Abgabe von Gorporationen ꝛc. ale Aequi- 
valent der Mebertragungsgebühr. 


6. 236 a. 


Gegen diefe Gebühr ift Folgendes zu bemerken (a): 

1) Die Eintragdgebühren find einer auffallenden Ungleich⸗ 
heit unterworfen, weil Beräußerungen und andere Verträge 
bisweilen furz nady einander bei dem nämlichen Gegenftande 
wieberfehren, bisweilen dagegen lange unterbleiben. 

2) Veräußerungen u. dgl. werden oft in Folge ungünftiger 
Umftände, 3. B. Berfhuldung, Auswanderung, vorgenommen, 
fo daß der Verkäufer einen niedrigen ‘Preis erhält und in dem⸗ 
felben auch die Ueberwälzung der Abgabe ertragen muß. Diefe 
wird folglich in biefen Bällen nicht aus dem Gewinn genommen, 
den der Käufer der Liegenfchaft macht. 

3) Wer aber audy von beiden Theilen die Gebühr aus 
feinem Bermögen zu tragen bat, in jedem Kalle nimmt biefelbe 
einen Theil des in Geldform in andere Hände übergehenden 
Capitales hinweg, ed wird alfo ein Theil des werbenden Vers 
moͤgensſtammes für die Staatsausgaben aufgezehrt und hiedurdy 
das Volkseinkommen verringert. Daß bie Betheiligten biele 
Auflage durch Erfparniffe aus dem Einkommen aufbringen, 
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wird fowohl durch ihre Größe als durch bie oben angeführte 
Ungewißheit, wen fie treffe, verhindert. Diefer volfswirthfchafts 
liche Nachtheil kommt in erhöhten Maaße zum Borfchein, 
wenn in einem gewiffen Zeitabfchnitte ungewöhnlich viele 
Eigenthümer fih zum Berfaufe ihrer Liegenfchaften genöthigt 
ſehen (b). 

4) Es fommen Fälle vor, wo eine nüglidhe Veräußerung 
oder ein anderes Redytögefchäft biefer Gebühr wegen unter: 
lafien wird. 

Diefe Mängel der Eintragdgebühr werden nicht im täglichen 
Leben wahrgenommen, fondern erft bei forgfältiger Erforfchung 
erfannt. Daher hat fich diefe Auflage in ben Staaten, in 
benen fie befteht und eine fhägbare Einnahme gewährt, erhalten. 
Es ift jedoch rathfam, auf ihre Befeitigung oder wenigftene 
auf ihre Ermäßigung hinzuarbeiten. Die Unterfuhung, ob 
und von wem die Gebühr in einem gegebenen Falle bezahlt 
werden müfle, fowie die Ausmittelung der zu entrichtenben 
Summe ift biöweilen fchwierig, und es find ausführliche, genau 
durchdachte Borfchriften darüber erforderlich (c). Der Ertrag 
im Ganzen ift wechfelnd. Es wird theild von ber Häufigkeit 
der Uebertragung, theils von ben Preiſen ber Liegenfchaften 
beftimmt (d). 

(a) A. Smith, aa. O. — Mill, UI, 330. — Bernoulli, Archiv, 


III, 24. — Bad. Berh. der 2. Kammer 1831, Beil. VII, 56. i 

(2) Wird in Baden das liegenſchaftliche PBrivatvermögen zu 800 Mill. fl. 
angenommen, die vom Berfaufe deflelben entrichtete Gebühr zu 3/, der 
ganzen Kauf:, Grbfchaftss und Schenfungsaccife, alfo nah den D. 
1861 und 62 zu 666000 fl., fo beträgt dieß 0,® p. mille des un: 
beweglihden Bermögens oder 2 Proc. der Grund: und Hausrente. 
Ohne Zweifel betragen bie jährlichen Erſparniſſe aus dieſer Mente 
mehr, aber fie werden dod um den Betrag der Gebühr vermindert, 
weil dieſe feinen Antrieb zum Grübrigen mit fi bringt. 

(0) Bür die Rechtsgelehrten hat diefer Gegenfland einen Reiz. Troplong 
(bei Block, Diet. ©. 760) fagt: La loi sur l’enreg. est pour nous 
autres legistes la plus noble, ou pour mieux dire, la seule noble entre 
toutes les lois fiscales .... Quand le fisc veut percevoir un droit d’en- 
reg., ... il faut presqu’il se fasse docteur ès lois, afın de pönötrer 
dans l’infinie variöt6 des actes de la vie civile etc. Er bemerft ferner, 
daß viele Künfle angewendet werden, um ber Gebuͤhr auszuweichen 
und daß_ viele Rechtslenntniß dazu gehöre, dieſe Berfürzungen der 
Staatscaffe zu verhindern. Die Rechtögelehrten haben auch an ver: 
widelten Griminalfällen wie die Aerzte an feltenen Krankheiten Wohls 
gefallen. Aber aus dem Gefihtepuncte der Finanzwiſſenſchaft if es 
gerne ein Mangel diefer Gebühr, daß fie fo vielen Anlaß zu Rechtes 

eitigfeiten daxbietet ! 
Rau, polit. Deton. IL 5. Ausg. 24 
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(3) In Frankreich waren enregistrement und Stempelgebühr im Borans 
ſchlage für 1848 zu 256°880 000 Fr. angenommen worden, fie trugen 
aber nur 200°603460 Fr., alſo 22 Proc. weniger ein. In Baden 
brachten die Staatserfchütterungen in den 3. 1848 und 49 eine flarke 
Abnahme der Liegenfchafte: um ee zu Wege. Diefelbe trug 

7 716557 R. 


48 454297 „ 

49 471707 „ 

50 500012 „ 

56 775794 „ 
Auh in Belgien, obgleih dieß Land wenig von jenen Greigniſſen 
berührt wurde, zeigt ſich einiger Cinfluß. Ertrag des ganzen en- 


ment: 
D. 1842—47 10'503 276 Fr. 
48. 49 9207778 „ 
50—52 10414106 „ 


$. 237. 


Die Erbfhaftsgebühr, eine Abgabe von ber ganzen 
Bütermenge, die Jemand erbt, ohne Unterfcheidung der beweg- 
lichen und liegenſchaftlichen Bermögenstheile, war fchon im 
Alterthum befannt (a) und wird in den meiften heutigen Staaten 
angetroffen, bald in Stempelform, bald als Beſtandtheil ber 
Eintragsgebühr, $. 236. Sie pflegt nach dem Verwandtſchafts⸗ 
grade der Erben abgeftuft zu werben, fo daß in geraber Linie 
ober wenigftend von ber Berlafienfchaft der eltern, Großs 
Alten x. gar nichts, bei entfernter Berwanbtfchaft oder bloß 
teftamentarifcher Erbfolge am meiften bezahlt wird. Sie 
hat das Eigenthümliche, daß fie gerade in den Zeitpunct fällt, 
wo ber Nachlaß eines VBerflorbenen an die Erben übergeht, 
bag fie folglih von biefen um fo weniger als eine Laſt 
empfunden wirb, je weniger biefelben auf die Erbfchaft hatten 
rechnen koͤnnen. Man kann ed nicht für ungerecht erachten, 
wenn der Staat die dem pofttiven Rechte angehörende Erbfolge 
aus der Seitenverwandtfchaft oder aus einem legten Willen mit 
ber Bedingung verbindet, daß ein Heiner Theil einer Verlaſſen⸗ 
ſchaft für öffentliche Zwede abgegeben werben müͤſſe, und zwar 
eine deſto größere Quote, je entfernter die Beziehung des Erben 
zu dem Erblafier war (b). Aus biefen Gründen ift bie Erb» 
ſchaftsgebuͤhr kürzlich in mehreren Staaten theild neu eingeführt, 
theils erhöht worden. Dagegen ift aber zu bemerken, baß ber 
Anfall von Bermögenstheiln an einen Erben nur eine abs 
geänderte Bertheilung des fchon vorhandenen Bermögene, Feinen 
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Zuwachs befielben im Ganzen bildet und daß bie Erbſchafts⸗ 
abgabe mit der Veräußerungsgebühr ($. 236.) die nachtheilige 
Wirkung gemein bat, dad Stammpvermögen bei feinem Ueber⸗ 
gange an eine andere Perfon anzugreifen (ce), wenn auch in 
geringerem Grabe, weil erfahrungsmäßig das ererbte Vermögen, 
ald ein neuer, oft unverhoffter Zuwachs, nicht fo vollftändig 
wie der Erlös aus Liegenfchaften werbend angelegt wird. Eine 
beträchtliche Erbſchaftsabgabe laͤßt ſich auch als eine aufgefchobene 
Bermögenöfteuer betrachten ($. 405.), erfcheint jedoch unter dieſem 
Befichtöpuncte ebenfall8 als unvollflommen. Nur eine foldye 
Abgabe, die noch aus den Renten beftritten werben kann, alfo 
etwa ein ober zwei Procente nicht überfleigt, iſt von jener 
nachtheiligen Wirkung auf die Capitale größtentheils frei (d). 
Die Abzugsgebühr von Erbfchaften, die ind Ausland gehen (e), 
wird immer mehr, fo wie.die Abgabe von dem Bermögen ber 
Auswanderer, burch Verträge unter den Staaten abgeichafft. 


Geldſtrafen fommen vorzüglich bei Mebertretungen von 
Polizeis und Yinanzgefegen vor. Gruͤnde einer geläuterten 
Staatöflugheit machen ed unrathfam, von diefer Strafart bei 
Verbrechen und Vergehen häufigen Gebraudy zu machen (5), fo 
wie auch die allgemeine Bermögensconfiscation faft gänzlich 
aufgehoben worben if (g). 


(a) Die Vicesims hereditstum in Rom befand feit Auguf, doch mit Be 
freiung der Nfcendenten und Defcendenten. In Baden kommt fchon 
1622 ein „Lacherbengelb* vor. Nach den neueren badifchen Geſetzen 
find Defcendenten und Aſcendenten frei, Geſchwiſter, Neffen, Richten 
und Ehegatten geben 1 fr. vom Bulden (1%/s Proc), andere Erben 
3 fr. vom Gulden oder 5 Proc. Das Bel. v. 30. März 1850 hatte 
die Abgabe von Geſchwiſtern und deren Ablömmlingen auf 2 Er. (31a 
Proc.), von anderen Erben auf 6 fr. (10 Proc.) erhöht, das Gel. v. 
30. Juni 1862 ftellte aber vom Anfang bes Jahres 1863 bie früheren 
niedrigen Säbe wieder her. Sm D. 1842—46 trug die Erbſchafto⸗ 
und Schenkungsaccife der niedrigeren Claſſe (damals 1*/; Broc.) 
57953 fl., der höheren (5 Proc.) 25485 fl. Amtl. — S. 151. 
Hieraus berechnet fi) der Belauf ber acciſepflichtigen Erbſchaften und 
Schenkungen auf etwas über 5 Mill. fl. Diefer Theil der Accife betrug 
15, die Kaufacchfe 85 Proc. der ganzen in 8. 236 angegebenen Summe, 
Rad, der Verdoppelung ber erften follte fie gegen 26 Proc. des Ganzen 
ausmachen und folglid von den 707000 fl. der lehten Jahre egen 
183000 fl. betragen. Das Rechnungsergebniß war auch wirklich D. 
1852—56 182 744, 1854—58 201 609 fl. oder 27 Proc. der Einnahme für 
Kiegenfchaftes und Erbſchaftsacciſe anfammen, 1860. 61 214 203fl. oder 
24 Proc. der ganzen Summe. A. 1864. 65 118825 fl. Yür 1861 berech⸗ 
nete fi der Belauf der abgabepflichtigen Erbſchaften auf 5555000 fl. — 
Nah dem bayerifchen Targefeh vom 25. Mai 18523 haben zu entrichten 


24° 


() 


(e) 


(4) 


(e) 
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Ya ke. vom Gulden (S/5 Proc.) Geſchwiſter, 1 fr. (1%; Broc.) Seiten: 
verwandte des 3. Grades, 2 fr. im 4. Grade, 3 fr. (5 Proc.) alle 
andern Erben. — In Rußland bezahlen Seitenverwandte und Teſta⸗ 
mentserben 4 Proc. — In Frankreich iſt das enregistrement von Erb⸗ 
ſchaften nad) dem Verwandtſchaftsgrade 

1) in gerader Linie rn 1 Bro. 

2) unter Ehegatten . . . 2 22. " 

3) von Gefhwiftern, Ohm und Muhme, 

Neffe und Nihte -. . . 2 2 2. Ga m 

4) von anderen Seitenverwandten . . . 7u.8 " 

5) von Nichtverwanttn . . . 2... 9 " 
Die geringere Abgabe von beweglichem Vermögen hat 1850 aufgehört. 
Der Betrag ber Gebühr war 1858 bei vorfiehenden 5 Nummern 
1) 19362068 Fr. (alſo 938 Mill, vererbtes Bermögen, 2) 8:415007 Fr. 
(280 Mill. Bermögen), 3) und 4) zuſammen 34225435 Fr. (gegen 
489 Mill. Bermögen), bei 5) 8622 729 Fr. (95'808 000 Fr. Vermögen), 
ufammen 70625239 $r. von ungefähr 2775 Mill. Fr. Erbfchaften. 
Im J. 1838 beliefen fih diefe auf 1540 Mill. Fr., wovon 974 Mill. 
= 63 Proc. in Liegenichaften. — Die britifchde Stempelgebühr von 
GErbichaften ift fehr verwidelt. Die probate duty von Teftamenten ifl 
gegen 1a Proc., bie Gebühr von Erbichaften ab intestato 2— 3, bie 
legacy duty 1— 10 Proc. Diefe Abgaben bradten 1843 2143127 
2. St., 1857 3122094 8. St., 1859/60 4'966 965 2. ein. — Belgien, 
niederl. Geſ. v. 27. Dec. 1817, Gef. v. 17. Dec. 1851. Nach dem 
legteren zahlen auch Erben in gerader Linie, nämlih 1 Proc Im 
Sabre 1857 betrug die Gebühr 1573556 Fr. von Erbfchaften in gerader 
Linie, 134382 Fr. von Ehegatten, 7703 654 Fr. von anderen en; 
268 182 Br. von ererbten Liegenschaften, welche an Ausländer gelangen, 
außer ter allgemeinen Eröfchaftsgebühr. A. 1862 zuf. 8,7 Mil. Fr. — 
Defterreih,, Tar: und Gtempelgefeg von 1850: 1 Proc. in gerader 
Linie, 4 Proc. Gefchwifter und deren Kinder, 8 Proc. andere Erben. 
Diele Auflagen betrugen im D. 1853—56 3 366 321 fl., aber In jähr- 
lih fleigender Summe, 1856 39 Proc. mehr als 1853, N. 1862 
4392000 fl. — Sardinien R. 1855 4558416 . dritti di succes- 
sione. — Gr. Heffen 1857—59 65.000 fl. Gollateralgelder. — Luzern: 
Gerade Linie und Ehegatten find frei, andere Berwandte geben 2—12 
Proc., Nihtverwandte ebenfalle 12. Finanzgeſetz von 1844 6. 52. 
Ertrag 1856 7175 Fr., 1861 6700 Fr. 
Umpfenbadh (Lehrbuch IL, 58) ftellt treffend dieſe Gebühr mit der 
geieglichen Anordnung zufammen, nad welder da, wo feine Ber 
wandten und fein legter Wille vorhanden find, der ganze berrenlofe 
Nachlaß an den Staat fällt, 6. 84. — Daß bei der Berechnung der 
Gebühr die Schulden und andere Lajten nicht von der Erbmafle ab» 
gezogen werden, wie in Wranfreih (de Parieu ©. 223), iſt unbillig. 
®raf v. Hogendorp (Lettres sur la prospérité publique, II, 44) 
erwiedert hierauf: Der Erbe koͤnne das volle Capital ſich erhalten, er 
brauche nur auf den Zins von 1 oder 2 Jahren zu verzichten. Aber 
wie felten wird dieß geichehen! Meiſtens betrachtet man nur das ale 
bie gehre Erbſchaft, was nach Abzug der Koſten und Gebühren übrig 

eibt. 


Bol. v. Ulmenflein, Bon Steuern und Abgaben, ©. 203 (Nimmt 
diefe Abgabe nur dann in Schug, wenn fie zu wohlthätigen Zweden 
verwendet wird). — Die in Frankreich eingeführte Halbjährige Zahlungs⸗ 
friſt ift zu dem oben angegebenen Zwecke ungenügend. 

Detractus, Nachſchoß. Bor Alters wurden folche Erbſchaften wohl 
auch ganz vom Fiscus eingezogen, jus albinagü. — Die deutiche Bundes» 
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Acte Art. 18 Gebt für die deutfchen Staaten unter einander Nachſteuer 
und Abfahrtögeld (gabella emigrationis) auf. 

(f) Ausgenommen die Uebertretung der Wuchergefeße, Gonflscation bei 
Zolls und NAceifebetrug ꝛc. . 

(g) Nur etwa das Bermögen der ohnehin in der Regel unverebelichten 
Bahnenflüchtigen (Deferteure) ausgenommen. 


$. 238. 


Gebühren der Polizeiverwaltung (Polizeifpor: 
teln) fönnen bei der eigentlihen oder Sicherheitöpolizei, in 
welcher die Behörden von Amtöwegen für dad allgemeine 
Wohl thätig find und fich weniger mit dem Vortheil einzelner 
Perfonen befchäftigen, nicht fo häufig gefordert werden, als bei 
ber NRechtöpflege, und müffen fehr niedrig angefegt werden, um 
bie wohlthätigen Wirkungen der gemeinnügigen Anftalten nicht 
zu fchwächen (a). 

Wafferbaubeiträge von denjenigen Grundeigenthümern, 
die durch eine Bauunternehmung, 3. B. einen Damm, einen 
Stromdurchſtich u. dgl., Schuß ihrer Grundftüde erhalten. Solche 
Beiträge find überhaupt bei großen Ausgaben, die zunächft nur 
einem Theile der Staatöbürger in einem genau beftimmbaren 
Maaße zu Gute fommen, nicht zu mißbilliigen, doch follte nicht 
ber ganze Aufwand auf dieſe Weife beftritten werben, weil bie 
Wirkung folder Maaßregeln immer zugleich der allgemeinen 
Wohlfahrt nügt (db). 


(a) 3. 9. bei Meifepäflen, der Leihenihau, Fleifhichau, der Unterfuchung 
der Maafe und Gewichte, Hunbemufterungen, Waffenpäflen zur Aus⸗ 
übung der Jagd (die 3. B. in Franfrei gegen 1%, Mill. Fr. ein- 
tragen) u dgl. 

(5) Baden, vergl. $. 79. — Der Beitrag muß bier von allen Grund⸗ 
eigenthiümern derjenigen Gemeinden geleiflet werden, deren @emarfung 

anz oder auch nur zum Theile in dem Ueberihwenmungsgebiete eines 
Hufes liegt. Die Deihabgaben fließen oft gar nicht in die Staatscafle. 


$. 239. 

Dad Straßen: (Weg⸗, Chauſſee⸗) geld wurbe früher 
bin ald Ausflug eined Straßenregaled angefehen, welches jeboch, 
nad) dem oben aufgeftellten Begriffe eines Regales ($. 167), 
nicht anerfannt werben fann, denn die durch eine unabweisbare 
Pflicht gebotene Sorge des Staates für bie Lanbftraßen (II, 
$. 269) zieht eine nothiwendige Staatsaudgabe nach ſich ($. 79), 
auch ift der Straßenbau feine einträgliche Unternehmung, da er 
gewöhnlich mehr Foftet, ald das Straßengelb einbringt («). 
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Diefes erfcheint folglih als eine Gebühr für die Benutzung 
einer Kunftflraße, um die hiemit verbundene Berfchlechterung 
derfelben theilmeife zu vergüten, weßhalb die Gebühr ſich nicht 
nad) der Art ber verfendeten Gegenftände, fondern nur nad) 
ihrem Gewichte und der Befchaffenheit der Fuhrwerke richtet. 
Die Gerechtigkeit und Billigfeit diefer Abgabe ift daher nicht 
zu bezweifeln, befonders von Fremden, welche die Straßen 
befahren. 


(a) In Baden 3. B. Eofteten die Straßen gegen 340000 |l., das Weggeld 
terug 190000 fl. oder an 56 Broc. der Ausgabe. Verhandl. d. 2. R. 
1828, III, 72. — In Preußen trug das Straßengelb im D. 1841—46 
1168840 Rthlr., 1854—56 1 290613 Rtälr., A. 1861 1317000 Rthlr. 
Der Rohertrag auf die Meile Straßenlänge war 1848 im D. 741 Rthir., 
in der DOfthälfte des Staates 833, in der Weſthaͤlfte 582 Rthlr., max. 
R.⸗B. Breslau 1198 Rthlr. rein, min. Goblenz 327 Rthlr. Der Straßens 
bau koſtet ohne neue Anlagen nad dem A. 1861 2385000 Rthlr. — 
Sadfen, A. 185860 mit Brüdengeld 290300 Rthlr. nebſt Straf: 
geldern und Nutzung des Obftes auf den Straßen, zuf. 295800 Rthlr., 
wovon bei dem Straßengelde 52000 Rihlr. Erhebungs⸗ und Aufſfichts⸗ 
Eoften abgehen. Straßen: und Brüdenbau often 645000 Rthlr. — 
Hannover D. 1845/56 —50/51: 218316 Rthlr., abnehmend wegen ber 
Gifenbahnen ; Erhebungskoſten 30000 Rthlr. Lehzen, I,308. A. 1869/60 
180000 Rthlr. — 50 Proc. der Ausgabe für die Straßen, ohne Neu: 
bau. — Oefterreih, Betrag der Mäutbe (mit Ginfhluß des Wafler- 
zulles) 1846. 47 im D. 2°468000 fl. rein, A. 1862 2921300 fi., 
Koften bes Straßenbaues 8741200 fl. — Belgien, Straßen: und 
Maflerabgaben A. 1862 5959500 Fr. Aufwand für Straßen, Waſſer⸗ 
und Hafenbau 6134627 Fr. — Niederlande, A. 1862 Abgaben von 
Straßen, Schifffahrt, Häfen 2422400 fl. — Kurheflen, 9. 1849 
90000 Rthlr. Wegneld, 162000 Rthlr. Unterhalt der Straßen. — 
Br. Heflen, 1848—50 175000 fl. Weggeld — 56 Proc. der Unterhals 
tungsloften, A. 1857—59 220000 fl. = 56,8 Proc. 


$. 240. 


Das Straßengeld ift in Anfehung feiner volkswirthſchaft⸗ 
lichen Wirkungen als ein Theil der Krachtfoften anzufehen, 
welche in der Regel von den Käufern im Waarenpreife vergütet 
werden. Die Aufhebung der Gebühr muß daher 1) die Preife 
ber Waaren für die Zehrer erniedrigen und hiedurch zum Vor⸗ 
tbeil der Erzeuger den Abfag erweitern (a), namentlich auch 
den Berfauf ins Ausland, bei dem man indgemein mehrfache 
Concurrenz zu beſtehen hat. Diefer Bortheil wird von ben 
entlegenen Gegenden eines Landes und von den Erzeugern 
folder Waaren, die im Berhältniffe zu ihrem Gewichte nur 
einen niedrigen Preis haben, am meiften empfunden. 2) Sie 
veranlagt die häufigere Durchfuhr ausländifcher Waaren, welche 
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nicht allein den an ben Straßen liegenden Ortichaften mandherlei 
Verdienſt verfchafft, fondern auch zum Zwifchenhanbel und zum 
Anfnüpfen anderer Handelöverbindungen manchen Anlaß giebt. 
3) Sie bereitet den Reifenden eine Erfpamiß an Mühe und 
Koften. Erwägt man hiezu noch die befchmwerliche und koſtbare 
Erhebung des Weggeldes, fo muß man bie Aufhebung defjelben 
für volkswirthſchaftlich zuträglich erachten (6), auch iſt es nicht 
unbillig, den Straßenbau aus den allgemeinen Staatseinkuͤnften 
zu beſtreiten, weil der Nutzen der Straßen mittelbar allen Be⸗ 
wohnern des Landes durch den niedrigeren Preis vieler Güter 
fuͤhlbar wird. Hat ein Staat das Beiſpiel der unentgeldlichen 
Straßenbenutzung gegeben, ſo kann ſchon zur Erhaltung des 
Waarenzuges die Nachahmung dieſer Maaßregel in den Nach⸗ 
barlaͤndern nothwendig werben (c). Die Eiſenbahnen ſchmaͤlern 
ohnehin den Ertrag des Straßengeldes, indem ſie die Verſen⸗ 
dungen auf weitere Strecken an ſich ziehen. 


(a) Das Straßengeld unterſcheidet ſich weſentlich von einer, auf irgend 
eine Waare gelegten Steuer, denn es trifft ſolche Vorraͤthe gar nicht 
die auf Feine Landſtraße fommen, 3. B. das in den Dörfern verkaufte 
und verzehrte Getreide und Holz; es trifft ferner die in der Nähe des 
Marktories wohnenden Erzeuger weniger und erhöht ihren reinen 


Ueberſchuß. 

(5) Für dieſe Aufhebung die Reden im XIL B. der bayer. Verhandlungen 
son 1828. 

(0) In Frankreich wurde das Gtraßengeld nach der Anebereinfüßrung von 
1797 im Sabre 1806 aufgehoben, auf dringendes Verlangen der Dep.⸗ 
Näthe, zur Grleichterung ber Landwirthſchaft, vol. $. 186 (5). Es 
—F 15 Mill. Fr. eingebracht. — In Baden ſprach die proviſoriſche 

.v. 22. April 1830 die Aufhebung des Weggeldes aus und dieſe 
wurde 1831 durch die Kammern genehmigt. Das badiſche Gtraßengeld 
betrug 2 kr. auf das Pferb und die Stunde. Bei einer Ladung von 
20 Gentnern auf jedes Bferd machte dieß auf den Bentner bei 10 Stun- 
den 1 fr. Das preuß. Weggeld (min. 1 Ser. vom Pferd auf die 
Meile) beläuft fi unter Annahme gleicher Ladung für den Eentner 
bei 40 Meilen auf 7 Er. sc. — Der Zollvertrag zei en Bayern und 
Württemberg von 1828 febte fe, daß das Weggeld beim inneren Ber: 
kehre aufhören und nur nod bei der Ginfuhr und Durchfuhr durch 
einen Zollbeifchlag, ferner von Reifenden beim Gintritt in das Vereins⸗ 
gebiet erhoben werden folle. In Würtemberg wurde dieſer Beiſchlag 
1833 ganz aufgehoben. Nach dem bayer. Bel. v. 1. Juli 1834 wurde 
das Weggeld getrennt som Zolle beim Gintritte in das Land erhoben, 
und zwar für bie geogr. Stunde von Laſtfuhren bei 4 oder weniger 

Qugipieren 1%a ft. von jedem, bei 5 oder 6 Thieren 3%, Er. vom 

Stud, und von Reifenden 3 fl. für das Pferd, doch mit einer Rüds 

vergütung von 3 fr. für jede Stunde, um bie ber zurlefgelegte Weg 

unter 60 Stunden beträgt. Nach ſpaͤteren Ermäßigungen ſiel das 

Weggeld bei der Binfuhr weg und betrug bei ber Durchfuhr 12/4 fr. 

vom Centner. Der Ertrag war 1834/35 noch 101000 fl., 1835/36 
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und 1836/37 aber wegen der Herabſetzungen im D. nur 73700 fl. 
Berh. der Dep.:K. 1840, VII, 356. Später wurde es vollente auf: 
gehoben. — Auch Naflau erhebt feit 1856 fein Straßengeld mehr. 


$. 241. 


Wo dad Straßengeld noch nicht ganz zu entbehren ift, ba 
fünnte man wenigftend den Gedanken faflen, bie läftige Er⸗ 
hebung defielben zu befeitigen, indem die Ausländer beim Ein- 
tritt in dad Staantögebiet zur Entrichtung angehalten würden, 
ber die Inländer treffende Theil aber auf die Befiger von Zug⸗ 
vich umgelegt würde. Ein mißlungener Berfud) (a) zeigt die 
Schwierigkeiten diefer Maaßregel, die, wenn man nidht das 
richtige Berhältniß zwifchen den verfchiedenen Benugungsarten 
der Straßen zu Grunde legte, leicht eine ober die andere fehr 
bebrüden koͤnnte. Es wären deßhalb forgfältige Vorarbeiten 
nothwendig, um die Abgabe auf Fuhrleute, Lohnkutfcher, Beftger 
von Fuhrwerken und Pferden für eigenen Gebrauch ꝛc. zwed- 
mäßig zu vertheilen, und dennoch wäre ed nicht wohl möglich, 
bie auf diefe Weije in eine Zugviehſteuer umgewandelte Gebühr 
zu einem genauen Stellvertreter de Weggelded zu machen, in- 
dem die von den Straßen weiter entfernten Viehbeſitzer verhält 
nigmäßig zu ſtark in Anfpruch genommen würden. Wderpferbe 
müßten, da fie die Straßen weniger betreten, niebriger angeſetzt 
werden, noch niedriger Zugochfen. Eine Abgabe diefer Art 
wäre leicht mit den Steuern einzufordern, man erfparte bie 
Erhebungdfoften ded Weggelted und Fönnte die Gebühr um 
foviel niedriger anfegen, ed würden aber immer viele läflige 
Ungleichheiten bleiben, fo daß die Nüslichfeit diefer Einrichtung 
fehr zweifelhaft feheint. 


(a) Bayerifhe Zugvichfteuer als Weggeldfurrogat (Hauptverordnung vom 
16. Auguft 1808), aufgehoben in Kolge der Landtagsfikung von 1822, 
in welder die allgemeine Unzufriedenheit mit dieher bgabe fi laut 
ausgeſprochen hatte, hauptſaͤchlich wegen der zu flarfen Belaftung ber 
Aderpferde und Ochſen. Sie trug 1818—20 455 000 fl. Verb. v. 1822, 
VI, 292. Beil. III, 286. 


$. 242. 

Mo das Straßengelb fortbefteht, da ift hauptfächlich Folgen⸗ 
des zu beachten: 1) Der Tarif ift nad) dem Grade, in welchem 
jede Art der Benugung die Straßen verfchlechtert, abzuftufen, 
aber zugleich im Ganzen billig anzufeben (a). 2) uhren, für 
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welche die Gebühr aus einer Staatscaffe bezahlt werden müßte, 
werden von berfelben befreit, 3. B. Hof⸗, Militärfuhren, Poſt⸗ 
wagen der Staatöpoft und Dienftreifen der Beanten, mit ber 
nöthigen Vorſicht gegen Mißbrauch (d). 3) Wer einen längeren 
Weg zurüdzulegen hat, darf das Straßengeld ſogleich für die 
ganze Strede entrichten. 4) Die Einnehmer erhalten eine nad) 
ber Menge ihrer Berrichtungen abgemeflene Belohnung (c). 
5) Die DQuittungen für die gefchehene Entrichtung dienen zur 
Ueberwachung der Einnahmen. Diefe Duittungen müffen daher 
entweder regelmäßig abgeliefert (3. B. von Yuhrleuten), ober 
wenigitens den Reifenden häufig abgefordert werden (d). 


(a) 86 giebt in dieſer Beziehung feine feſte Graͤnze, nur ein Mehr oder 
Weniger, doch kann 3. B. eine Gebühr von "yo fr. per Centner und 
Meile für mäßig und wenig flörend gelten, da fie ungefähr 2—3 Proc. 
der Fracht beträgt. — Preuß. Tarif vom 28. April 1828: für 1 Meile 
1 Sgr. von jedem Zugthier (alfo ungefähr 1 Pf. vom Gentner); bei 
fhmalen Radfelgen und einer Belpannung von mehr als 4 Pferden 
für vierräderige, von mehr als 2 Pferden für zweiräterige Wagen 
werden 2--3 Sgr. entrihtet.e — Nach dem bayer. Zollgeieße vom 
11. September 1825 gab der Gentner auf die Stunde bei den meiften 
Gegenftänden !/ kr. 

(5) Auch gewöhnlid Armen⸗, Feuerloͤſchungs⸗, Leichen⸗, Düngerfuhren. 
(c) In Belgien wird die Weggeldseinnahme verpachtet. Indeß kann bei 
ehoͤriger Controle auch der bezahlte Einnehmer zur noͤthigen Sorg⸗ 
—* angehalten werden und an wenig beſuchten Straßen macht es ihm 
eine Zebenbe haͤttiguns moͤglich, ſich mit einer Binnahme zu begnügen, 
die ihn nicht völlig ernährt. Seine Vergütung wird entweder nad 
der verrechneten Summe oder nad) ber Zahl ter ausgeftellten und ein: 
geforderten Zettel ꝛc. beftimmt; 3. DB. früher in Baten, 1821: von 
jedem Manualeintrage !/s Fr., von jedem eingefammelten Zettel !/. Er., 
ferner von jeder Abrechnung 18 fr. und eine Hebgebühr von !a—1 Ye Ir. 
vom Gulden. 

Nah der üblihen Einrichtung werden dem Ginnehmer die Quittungs⸗ 

gettel zugezählt und er muß bei der Abrechnung ten Betrag der Stüde, 

die er nicht mehr vorräthig bat, vergüten. Gegen den Unterichleif, 
daß er für die Zettel weniger verrechnet, als er einnahm, fchügt die 
öftere Oergleihung derfelben, am beften fo, daß von jedem Zettel eine 

Abichrift im Manuale aufbewahrt wird, badifche Straßengeldorbnung 

$. 11 und angef. Inſtruction $. 6 ff. 


8. 243. 

Auch die Straßenfrohnen der in ber Nähe einer Kunft- 
firaße liegenden Gemeinden wurben als ein Ausflug des früher- 
bin angenommenen Straßenregaled ($. 238) betrachtet, und fie 
fönnen ald eine in Arbeit umgewandelte Gebühr für den vor: 
züglichen Nupen, der biefen Orten aus den Straßen zu Theil 
wird, angejehen werben. Site werben entweder bloß auf bie 


(d 


— 
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Beifuhr der Materialien für den Straßenbau beichränft unb 
den Beſitzern von Zugvieh allein aufgelegt, ober fie beftchen 
auch in Handarbeiten bed eigentlihen Straßenbaues, ſowohl 
bei ber erften Anlegung, wie bei ber fährlichen Unterhaltung. 
Der oft ausgefprochene Grund, daß die Landbewohner Zeit 
genug übrig hätten, um zu dem Baue ber ihnen vorzüglid 
nüglichen Straßen mitzuarbeiten, ift bei einem guten Betriebe 
der Landwirthſchaft, wo ed für jede Jahreszeit und Witterung 
Geſchaͤfte giebt, nicht richtig. Die Landwirthe follten nicht adein 
belaftet werden, denn alle Befiger von Zugvieh, alle Gewerbs⸗ 
leute und felbft alle Zehrer in den benachbarten Ortfchaften 
empfinden den Bortheil der Straße. Die Befreiung ber land- 
wirthſchaftlichen Fuhren vom Straßengelde ift für die große 
Befchwerde der Brohnen ein unzureichender Erfah (a), und dieſe 
verlieren auch durch Verlegung auf bie Zeit, wo die Feldarbeiten 
größtentheild ruhen, keineswegs ganz ihr Läftiges, zumal da 
ed der Willfür der Beamten überlaffen bleibt, ob fie entferntere 
Gemeinden beiziehen wollen, auch die Reiftung in einer ſchwach 
bevölferten Gegend für jeden Einzelnen weit flärfer wird als 
da, wo längs der Straßen viele Ortfchaften liegen (5). Könnte 
eine ſolche Beihülfe zu den Koften des Straßenbaued nicht 
entbehrt werden, fo wäre ed angemefiener, allen Gemeinden 
in der Rähe einer Straße einen Geldbeitrag aufzuerlegen (c), 
etwa mit der Unterfcheidung mehrerer Claſſen nad) der Entfers 
nung, und mit der Erlaubniß, die Belbleiftung durch Arbeiten 
abzuverdienen, $. 79. 


(a) In Baden wurde jene Befreiung nur auf 20000 fl. angefhlagen, ber 
Belauf der Frohnen aber auf mindeflens 200.000 fl. 


(b) Bol. bad. Verhandl. 1828, II, 26. — 77. — Wirklich aufgehoben 
wurden die Straßenfrohnen 1831. qᷣ aufgeh 


(c) Bgl. Zaharia in den angef. Verh. II, 67. 


6. 2438. 

Die Erbauung*’der Brüden ift zum Theil Aufgabe ber Ges 
meinden, wenn fie ald oͤrtliches Bebürfniß erfcheint, fie kann 
auch von Geſellſchaften als gewerbliche Unternehmmg gefchehen, 
um aus dem Brüdengelbe eine Rente ded aufgewendeten Bapitale 
zu ziehen, II, 6. 264. Die meiften Brüden werben aber von ber 
Regierung darum angelegt, weil dieſelben zur Ergänzung und 
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Berbindung der Landſtraßen nothwendig find. Diefe Maapregel 
wird wegen ihrer volföwirthfchaftlichen Wirkungen ergriffen und 
ber Ertrag aus dem Brüdengelde bildet hiebei eine Neben⸗ 
ſache. Daffelbe ift alfo ald eine Gebühr anzufehen, bie bei 
vielen kleineren Brüden nicht angeordnet wird und nicht rath- 
fam wäre. Große Brüden an lebhaften Straßen, befonders 
bei volkreichen Städten, koͤnnen auch bei niedriger Feſtſetzung 
des Brüdengeldes eine anfehnliche Einnahme abwerfen, und 
biefe iſt wegen der Koſtbarkeit des Baues und ber Unterhaltung 
nicht wohl zu entbehren (a). In den Staatsrechnungen wird 
dad DBrüdengeld gewöhnlid mit den Ylußzöllen zufammen- 
geftellt, $. 244. 


(a) Die dem badifhen Staat gehörenden Brüden brachten im D. 1854—56 
100550 fl. ein, die Unterhaltung und der bayerifche Antheil am Grtrage 
der Mannheimer Rheinbrüde (6619 fl.) kofteten jährlih 56 941 fi. 


8. 244. 


Die Gebühren für bie Benupung ber Öffentlichen 
Gewäffer (II, $. 270) find dem Straßengelde ähnlich und 
nad) gfeihen Grundfägen zu beurtheilen. Es gehören dahin: 

1) Flußzoͤlle (a), welde, dieſer Benennung ungeachtet, 
nicht wie die wahren Zölle nad) der Befchaffenheit der Waaren, 
fondern bloß nad ben verfchifften Gewichtsmengen bemeflen 
werben, obgleich man, um den Verkehr zu befördern, zu Gunften 
mancher Waaren von fehr niedrigem Preiſe eine Ermäßigung 
bes gewöhnlichen Waſſerzolles bewilliget, IT, $. 271. Neben 
der niebrigen Feſtfetzung dieſes Zolles iſt beſonders darauf zu 
achten, daß er mit dem geringften Zeitverlufte von den Schiffern 
erhoben werde. Die Erhebungsftätten dürfen nicht zu nahe an 
einanber fein und die Entrichtung muß fo einfach ald möglich) 
nad) dem Gewichte der Labung, wie es ſich aus ben einzelnen 
Verladungsfcheinen und dem Verzeichniſſe aller geladenen Fracht: 
flüde (Manifeſt) ergiebt, gefchehen. Zu biefem Behufe wird 
die Form des zu führenden Manifeſtes vorgefchrieben, es werben 
für Gegenflände, bie man nicht zu wägen pflegt, 3. ®. Holz, 
Reductionsfäpe auf Bericht oder auch fogleich die Zoltfäge ſelbſt 
aufgeftellt, um alle Willkuͤr zu befeitigen, auch wirb für bie 
befondere Gebühr, die jedes Yahrzeug nad) Maaßgabe feiner 
Größe noch neben der Abgabe von ben Frachifiüden zu ent- 
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richten hat, der Tarif und dad Verfahren bei der Unterfuchung 

ber Ladungsfähigfeit (Eichung) vorgeichrieben. Wo aus der 

Erfahrung wahrzunehmen ift, daß die Schifffahrt und der Ber- 

fehr auf einem Fluſſe wegen des Mitwerbend anderer Wafler- 

ftraßen ober der Eifenbahnen auch bei niedrigen Zöllen leiden, 
da ift die Aufhebung berfelben zu empfehlen. Auf den durch 
mehrere Gebiete laufenden Strömen fann nur durch Berträge 
der betheiligten Uferftaaten die Befeitigung oder ſchonende Yeft- 
ſetzung diefer Gebühren bewirkt werden, I, $. 271. — Ganals 
zölle und Schleußengelder find wegen ber anfehnlicdyen 

Koften der zugehörigen Baumwerfe nicht wohl zu vermeiden. An 

den Anlandeplägen kommen Krahne, Waggelber ıc. hinzu. 
2) Hafen= oder Anfergelder (Tonnengeld), welde 

man nad) der Größe der in einem Hafen einlaufenden Schiffe 
erhebt. Es fand Hierin, fo wie in den verfchiedenen ähnlichen 

Schifffahrtsabgaben, gewöhnlicdy eine Verfchiedenheit der Anfäte 

für ins und ausländifche Fahrzeuge ftatt, welche jedoch neuerlich 

durch Schifffahrtöverträge zwifchen einzelnen Staaten meiſtens 
aufgehoben worben ift, II, F. 272a. Die niedrige Feſtſetzung 
biefer Gebühren muß unfehlbar dem Befuche der Häfen förber- 

li werden (5). 

3) Gebühren der Müller (Mühlenzins, Waffers 

laufzins) für den Gebraud, des Waſſers (c). 

(a) Baden erhebt folhe Zölle auf dem Oberrhein oberhalb Baſels, auf 
dem Main, Nedar, der Murg und Kinzig. Sie trugen im D. 1854—56 
144959 fl. und fofteten 6200 fl. Der 9. für 1864. 65 iſt wegen ber 
Aufhebung oder Minderung einzelner Zoͤlle nur noch 87589 fl. Der 
vertragsmäßige Rheinzoll trug an den badiſchen Erhebungsftellen in 
jenem Seitraum im D. 142758 fl. ein, wovon aber 116470 fl. an 
andere Uferflaaten abzugeben und 14595 fl. Koften zu beftreiten waren. 
Ertrag im D. 1861 — 62 85200 fl. wegen ber Ermäßigungen von 
1861. Hievon waren 80589 fl. Zahlungen an andere Uferftaaten und 
12349 fl. Koſten zu beftteiten. Kür 1864. 65 ift obige Ginnahme 
von 85 200 fl. und eine Gefammtausgabe von 90 449 fl. angenommen. — 
Or. Hefien 1857—59 220000 fl. Reinertrag des Rheinzolles, 15000 fl. 
Mainzoll, 89000 fl. von Brüden und Meberfahrten. — Naffau N. 1858: 
Nheinzoll 252700 fl., Lahnzoll 115800 fl., zufammen 8,6 Proc. ber 
Staatseinnahme. — In Belgien braten die Fluß- und Ganalzölle 
im D. 1853—57 3°170000 Fr. ein. Die Herabſetzung des Zolles auf 
der Sambre auf 10 Gent. von der Tonne und Wegitunde (1. Sept. 
1840) bat den Verkehr und felbft den Zollertrag vermehrt. — In 
Preußen find für die vertragsmäßigen Zölle auf Inpein, Mofel und 
Elbe 1858 436 000 Rthlr., ferner für Stroms, Canal⸗ Brüden:, Faͤhr⸗ 


und SHafengelder 942000 Rthlr. angelegt, für 1861 391000 und 
I Mil. Rihlr. — Hannover A. 1854: Meinertrag der Waflerzölle 
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337000 Rthlr., A. 1859/60 420000 Rthlr. roh. Darunter befindet 
fih der Brunshäufer (Stader) Zoll, der 1849/50 221100 Rthlr. rohe, 
180657 Rthlr. reine Cinnahme brachte. Er ift 1844 durch Verträge 
mit den Elbuferſtaaten und mit @roßbritanien ermäßigt und neu 
geregelt worden (Lehzen, I, 214), dod hat die Ablöfung des Sund⸗ 
zolles, für welchen Dänemarf 35 Mill. R.-Banfthlr. = 26'486 000 
pr. Thlr. von den Seeflaaten erhielt, auch eine aͤhnliche Maaßregel 
für jenen Zoll angeregt, f. II, 271 (8), daher enthält der A. für 
1863/4 nur noch 156000 Rthlr. von Waflerzöllen. — Frankreich 
A. 1859: Fluß⸗ und Ganalgelder mit Brüdengelp 11'350 000 Fr. 


(5) Tonnengelder und andere Schiffiahrtsabgaben in den franzöfifchen Häfen 
A. 1859 3°887 000 Fr. 


(c) 3. B. Naffa 1858, A. 26124 fl. — Man Hat fonft wohl aud ein 
förmlihes Mühlenregol angenommen, aber die zur Anlegung neuer 
Mühlen erforderliche obrigkeitliche Genehmigung beruht nur auf polizeis 
lichen Gründen; vgl. Möfer, Patriot. Phant. IL, Nr. 63. 


8. 245. 


Die Gebühr von der Verleihung des Gewerbs- 
rechts (Conceſſionstaxe, Licenzgebühr) für Gewerks⸗, 
Handels⸗ und Dienſtgeſchaͤfte ſollte nicht als eine vorausbezahlte 
Steuer von dem Gewerbsertrage behandelt werden, weil ſie 
dann ungerechter Weiſe alle einzelnen Unternehmer gleich belaftet, 
wie verfchieden auch ihre Einnahmen ſich geftalten mögen. 
Hohe Taren diefer Art (a) Fönnen nur bei einer, die vorhan⸗ 
denen Unternehmer auf Koften der Abnehmer begünftigenden 
Beichränfung des Mitwerbend erfchwungen werden und bilden 
ſelbſt ein ſolches Beichränkungsmittel, welches Feine Billigung 
verdient. 

Die Ertheilung eines Erfindungsvorredtes if 
in den meiften Ländern mit einer Gebühr verbunden. Wenn bei 
diefer Maaßregel die Zwedmäßigfeit der Erfindung nicht vom 
Staate unterfucht wird, fo hat eine Gebühr den Vortheil, das 
Nachſuchen von Patenten für unbedeutende und unergicbige 
Neuerungen zu verhüten (II, $. 204), body follte fie immer 
mäßig fein und nicht auf einmal, fondern in jährlichen Beis 
trägen während der Dauer des Privilegiums erhoben werden (5). 

Die Beförfterungsgebühr wird von Gemeinden und 
Stiftungen, deren Waldungen durch Korftbediente ded Staates 
mit beauffichtet unb bewirtbfchaftet werben, erhoben, um einen 
verhältnigmäßigen Zufhuß zu der Beſoldung biefer Beamten 
zu bilden. Da ſolche Forften ohnehin aus volföwirthfchaftlichen 
Gründen unter der näheren Aufficht der Staatsforfibehörden 
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richten hat, der Tarif und bad Verfahren bei der Unterfuchung 
ber Ladungsfähigkeit (Cichung) vorgeichrieben. Wo aus der 
Erfahrung wahrzunchnen ift, daß die Schifffahrt und der Ber- 
kehr auf einem Fluſſe wegen bed Mitwerbend anderer Wafler- 
firaßen oder der Eifenbahnen auch bei niedrigen Zöllen leiden, 
da ift die Aufhebung derfelben zu empfehlen. Auf den durch 
mehrere Gebiete laufenden Strömen fann nur durch Verträge 
ber betheiligten Uferftaaten die Befeitigung oder fchonende Feſt⸗ 
fegung diefer Gebühren bewirkt werden, U, $. 271. — @anals 
zölle und Schleußengelder find wegen ber anfehnlichen 
Koften der zugehörigen Bauwerke nicht wohl zu vermeiden. An 
den Anlandeplägen kommen Krahn⸗, Waggelder ıc. hinzu. 

2) Hafens oder Anfergelder (Tonnengeld), welde 
man nad der Größe ber in einem Hafen einlaufenden Schiffe 
erhebt. Es fand Hierin, fo wie in den verfchiedenen ähnlichen 
Chifffahrtsabgaben, gewöhnlidy eine Verfchiedenheit der Anfäge 
für ins und ausländifche Fahrzeuge ftatt, welche jedoch neuerlich 
burh Schifffahrtöverträge zwifchen einzelnen Staaten meiftend 
aufgehoben worben ift, II, $. 272a. Die niedrige Weftfegung 
diefer Gebühren muß unfehlbar dem Befuche der Häfen förbers 
li werben (b). 

3) Öebühren der Müller (Mübhlenzind, Waſſer— 
laufzins) für den Gebrauch des Waſſers (c). 


(a) Baden erhebt ſolche Zölle auf dem Oberrhein oberhalb Bafele, auf 
dem Main, Nedar, der Murg und Kinzig. Sie trugen im D. 1854—56 
144959 fl. und Eofteten 6200 fl. Der 9. für 1864. 65 ift wegen der 
Aufhebung oder Minderung einzelner Zölle nur noch 87589 fl. Der 
vertragsmäßige Rheinzoll trug an den badifhen Grhebungsftellen in 
jenem Seitraum im D. 142758 fl. ein, wovon aber 116470 fl. an 
andere Uferflaaten abzugeben und 14595 fl. Koften zu beftreiten waren. 
Ertrag im D. 1861 — 62 85200 fl. wegen ber Ermäßigungen von 
1861. SHievon waren 80589 fl. Zahlungen an andere Uferftaaten und 
12349 fl. Koften zu beſtreiten. Fuͤr 1864. 65 ift obige Ginnahme 
von 85200 fl. und eine Gefammtausgabe von 90 449 fl. angenommen. — 
Gr. Heſſen 1857—59 220000 fl. Reinertrag des Nheinzolles, 15000 fi. 
Mainzoll, 89000 fl. von Brüden und Ueberfahrten. — Naſſau N.1858: 
Rheinzoll 252700 fl., Lahnzoll 115800 fl., zufammen 8,° Proc. der 
Staatseinnahme. — In Belgien brachten die Fluß: und Ganalzölle 
im D. 1853—57 3170000 Fr. ein. Die Herabfehung des Zolles auf 
der Sambre auf 10 Gent. von der Tonne und Wegftunde (1. Sept. 
1840) hat den Verfehr und ſelbſt ben Sollerrag Dermehrt: — Sn 
Preußen find für die vertragsmäßigen Zölle auf Rhein, Mofel und 
Elbe 1858 436 000 Rthlr., ferner für Stroms, Canal⸗, Brüden:, Faͤhr⸗ 
und Hafengelder 942000 Rthlr. angefeht, für 1861 391000 und 
I Mid. Rthle. — Hannover A. 1854: Meinertrag der Waflerzölle 
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337000 Rihlr., A. 1859/60 420000 Rthlr. roh. Darunter befindet 
fih der Brunshäufer (Stade) Zoll, der 1849/50 221100 Rthlr. rohe, 
180657 Rthlr. reine Ginnahme brachte. Er ift 1844 durch Berträge 
mit den Elbuferſtaaten und mit Großbritanien ermäßigt und neu 
geregelt worden (Zehzen, I, 214), dod hat die Ablöfung des Sund⸗ 
zolles, für weldhen Dänemarf 35 Mill. R.-Bantthlr. = 26486000 
pr. Thlr. von den Seeftaaten erhielt, auch eine aͤhnliche Maafregel 
für jenen Zoll angeregt, ſ. IL, 271 (8), daher enthält der N. fir 
1863/4 nur noch 156000 Rthlr. von Wafferzöllen. — Frankreich 
A. 1859: Fluß: und Ganalgelder mit Brüdengeld 11'350 000 Fr. 


(5) Tonnengelder und andere Schifffahrtsabgaben in den franzöflichen Häfen 
9. 1859 3887000 Fr. 

(e) 3. 8. Nafia 1858, A. 26124 fl. — Man hat fonft wohl aud ein 
förmlihes Mühlenregol angenommen, aber die zur Anlegung neuer 
Mühlen erforderliche obrigfettliche Genehmigung beruht nur auf polizei: 
lichen Gründen; vgl. Möfer, Patriot. Phant. II, Nr. 63. 


$. 245. 


Die Gebühr von der Berleihbung ded Gewerbs— 
rechts (Bonceffionstare, Licenzgebühr) für Gewerks⸗, 
Handelds und Dienftgefchäfte ſollte nicht als eine vorauebezahlte 
Steuer von dem Gewerböertrage behandelt werden, weil fie 
dann ungerechter Weife alle einzelnen Unternehmer gleich belaftet, 
wie verfchieden auch ihre Einnahmen ſich geftalten mögen. 
Hohe Zaren diefer Art (a) können nur bei einer, die vorhan- 
denen Unternehmer auf Koften der Abnehmer begünftigenden 
Beichränktung des Mitwerbend erſchwungen werden und bilden 
ſelbſt ein ſolches Befchränkungsmittel, welches Feine Billigung 
verdient. 

Die Ertheilung eines Erfindungsdvorredhtes ifl 
in ben meiften Rändern mit einer Gebühr verbunden. Wenn bei 
diefer Maafregel die Zwedmäßigfeit der Erfindung nit vom 
Staate unterfucht wird, fo hat eine Gebühr den Vortheil, das 
Nachſuchen von Patenten für unbedeutende und unergiebige 
Neuerungen zu verhüten (II, $. 204), doch follte fie immer 
mäßig fein und nicht auf einmal, fondern in jährlichen Bei- 
trägen während der Dauer bed Privilegiums erhoben werden (b). 

Die Beförfterungsgebühr wirb von Gemeinden und 
Stiftungen, deren Waldungen durch Forftbediente des Staates 
mit beauffichtet und bewirthchaftet werben, erhoben, um einen 
verhältnigmäßigen Zufchuß zu der Befoldung diefer Beamten 
zu bilden. Da folche Korften ohnehin aus volfäwirthfchaftlichen 
Gründen unter der näheren Aufſicht der Staatöforftbehörden 





ftehen muͤſſen (II, $. 155), fo ift es zweckmaͤßig und es erfpart 
an den Koften, wenn fie auch der Verwaltung ber von dem 
Staate angeftellten Foͤrſter untergeben werden, doch foll es ben 
Gemeinden freiftehen, einen eigenen Börfter anzuftellen, wenn 
ihr Wald groß genug ift, um dieß als nüglich erfcheinen zu 
laſſen. Der Beitrag muß genau geregelt werben, damit fein 
Borwand zu ungebührlihen Forderungen übrig bleibe (c). 


(s) 83. B. in Frankreich vor der Revolution, vgl. II, $. 184 (a). 


(d) Frankreich A. 1844 600000 Fr., A. 1859 950000 Br. — Belgien 
1859 555900 Fr. 


(e) Diele Entrichtung if Feine Steuer, wenn fle auch nad dem Fuße ber 
Grundſteuer mit erhoben wird. — Code forestier, Art. 1806: Die Bes 
förfterungsabgabe der Gemeinden und Stiftungen wird alljährlich durch 
das Finanzgeſetz beflimmt und nad) ber Grundfteuer aufgelegt. Vorher 
beftanden verfchiebene andere Ginrichtungen, namentlih 10 Proc. von 
den Holzverfäufen, welde dem Staate meht eintrugen, ale ihm bie 
Befoͤrſterung foftete, da der Rohertrag der Communal⸗ und Stiftungs⸗ 
waldungen auf 30 Mill. Fr. angeichlagen wird, de Faulx et Foe- 
lix, Code forestier annote, I, 26, 92 (1827), Ertrag A. 1844 
1'659 000 $r., 9. 1859 1025000 Fr. — Bad. V. v. 14. Mai 1828: 
Statt der bisherigen verfchiedenen und ungleichen Abgaben ein feſter 
Beitrag (von 6 Tr. auf 100 fl. Waldſteuercapital) außer den Diäten 
für erhebliche Geſchaͤfte. Gemeinden, die herkoͤmmlich einen eigenen 
Foͤrſter halten, find frei. Bgl. Verhandl. von 1828, IL, 72. Betrag 
1844—46 D. 18621 fl., A. 1858: 45884 fl., weil nach der neueren 
Schaͤtzung die Waldungen der betreffenden @emeinden und Körpers 
fchaften auf 45884900 Fl. angefchlagen find. N. 1864. 65 47733 fi. 


8. 246. 

Die Nahfihtsbewilligung (Dispenfation) von 
verfchiedenen, bie Berheirathung betreffenden Befchränkungen, 
3. 2. verbotenen Verwandtſchaftsgraden, frühem Alter, ber 
Trauerzeit, mehrmaligem Aufgebote, pflegen eine Einnahme zu 
gewähren, die in ihrem Betrage unerheblich ift und nicht aufs 
gegeben zu werben braucht, indem fie dad zu Häufige Rady 
fuchen folcher Dispenfationen verhindert, welches bei einer, auf 
guten Gründen beruhenden gejeglichen Verfügung immer nach⸗ 
theilig wirft (a). In wichtigeren Fällen kann ba, wo die Tare 
brüdend werden würde, durch) Nachlaß geholfen werden. 

Bei den von der Regierung unterhaltenen Lehranftalten 
geben Einfcpreibgebühren, bie und ba auch Unterrichtsgelder 
(Honorar) der Schüler ein, welche gewoͤhnlich ald eigene Ein- 
nahmen diefer Anftalten neben dem Staatszuſchuß (Dotation) 
verrechnet werben, in einigen Rändern aber auch in ben Stants- 
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rechnungen erfcheinen (d). Eben bahin gehören die Prüfungs- 

gebühren (c). 

(a) Beier if es freilich, foldhe Verbote, von denen man oft dispenftren 
muß, lieber nicht fortbeflehen zu laffen, wie manche Heirathsverbote 


des fanonifchen Rechtes, über welche übrigens die Stantsgewalt nicht zu 
beſchließen Bat. 


(5) Frankreich 1859 879200 Fr. von den Kriegsfchulen, 214900 Fr. von 
Landwirthichafts- und Gewerksſchulen. — Belgien D. 1863 —57 
62449 Fr. von Thierarzneiſchulen. 


(e) Belgien 1859 72770 Wr. von Univerfitätsprüfungen, 7225 Pr. von 
Staatsprüfungen und Diplomen. 


IV. Abſchnitt. 


Steuer hn. 





1. Abtheilnng. 
Das Stenerweien im Allgemeinen. 


Einleitung. 


$. 247. 


Unter Steuern (a) verfieht man bisweilen im weiteren 
Wortfinne alle diejenigen Entrichtungen, welche den Bürgern 
von ber Staatögewalt zur Beftreitung ber Staatdausgaben 
auferlegt werben und welche oben mit dem Ramen Auflagen 
bezeichnet worben find. Die Steuern in engerer Bebeus 
tung fliehen den Gebühren gegenüber ($. 86) und unterfcheiden 
fih von biefen dadurch, daß fie nicht bei Veranlaffung einer 
einzelnen Thätigfeit ober Anftalt der Regierung, fondern fort- 
dauernd und nad einem allgemeinen Maapftabe von den Bür- 
gern gefordert werden (6). Die Steuern in biefem Sinne find 
einer weit größeren Ausbehnung fähig, als die Gebühren, und 
daher befier geeignet, den Theil des Staatöbebarfes zu liefern, 
ber nicht aus dem eigenen Erwerbe der Regierung gebedt wird, 
weßhalb fie auch wirklich in den meiften Staaten einen viel 
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betraͤchtlicheren Theil ber Staatdeinfünfte ausmachen als bie 
Gebühren. Die Steuern werden aus ben Einfommen des 
Volkes gefchöpft, wobei die Staatögewalt nur bie Regel ber 
Entrihtung geſetzlich aufzuftellen hat und ſodann die Einzelnen 
zu deren Befolgung anzuhalten braudt. Die Bertheilung des 
Bolfseinfommend erleidet durch die Steuern manche Berände- 
rungen, deren Erfenntniß für die Finanzverwaltung nothwendig 
ift und bei deren Unterfuchung bie volfswirthfchaftlichen Lehr⸗ 
füge von der Vertheilung ded Gütererzeugniffe® in Anwendung 
fommen. Mandye Schriftfteller haben dieſe Betrachtung in bie 
Volkswirthſchaftslehre felbft aufgenommen, aber fie gehört in 
bie Finanzwiffenfchaft, weil diefe die verfchiedenen Gattungen 
ber Staatseinfünfte darzuftellen, deren Wirkungen zu erforfchen 
und daraus Regeln für die gute Einrichtung jener Einfünfte 
zu entwideln bat, während die Volkswirthſchaftslehre das 
Nahrungsweſen der Völfer nad feinem Wefen und noch ohne 
Rüdfiht auf wirthichaftliche Maaßregeln der Regierung dar⸗ 
zuftellen beftimmt iſt (c). 


(a) Steuer (ehemals Sture, Stior) heißt im Allgemeinen Stüße, Hülfe; 
daher Steuerruder, — zur Steuer der Wahrheit. Engila stiura, Schuß 
der Engel, bei Dtfried, vergl. Hüllmann, Pinanzgefchichte des 
Mittelalters, ©. 146. Aehnlich aide, adjutorium in Frankreich. — 
Abgabe hat eine allgemeinere Bedeutung, es zeigt jede dauernde Ent⸗ 
rihtung an, 3. B. aus dem gutöherrlihen Verbande, oder des Sohnes, 
der den Hof übernommen hat, an die eltern. Es giebt daher Privat: 
und Staatsabgaben, betungene und auferlegte. Letztere find Auflagen, 
$. 84 (d). — Anders Schön, Grundfäße der Yinanz, ©. 55: „Sie 
(die Steuer) ift für den Bürger Abgabe, für den Staat Auflage.“ — 
Impöt, impositio fommt mit Auflage überein, tributum, contributio 
drüdt zunähft den Beitrag zu den Staatsausgaben aus, fodann das 
Merhnal des Zwanges, die Steuerforderung. Beede wird bald von 
baten, helfen, abgeleitet (Möfer), bald von bitten, oder auch von 
gebieten, vgl. Lang, T. Steuererf. ©. 55. 

(5) v. Prittwig nennt die Gebühren Specialfteuern und feßt denfelben 
bie Generalfteuern entgegen. Theorie S. 99. 


(e) I. Schriften über die Steuerlehre im Allgemeinen. 

C. Klock, Tractatus de contributionibus. Francof. 1655. Fol. (Mehr 
zum bdeutichen Staatsredhte als zur Finanzwiſſenſchaft gehörend, fo 
wie die vielen Diflertationen aus jener Zeit.) 

(3. D. Eulner) Praktiſche Borfchläge, welchergeftalt Steuer und 
Gontribution ... einzurichten feyen, ... 1721. 2.9. mit Benennung 
des Berfaflere. Marb. 1741. 40. (Ohne theoretifche Unterfuchungen.) 

C. A. Broggia, Trattato de’ tributi. Nap. 1743. = Class, ital., Parte 
antica, IV. (Die ältefte geordnete Steuertheorie.) 

J. W. von der Lith, Bolitifche Betrachtungen über die verfchiebenen 
Arten der Steuern. Berlin, 1751. — Deif. neue Abhandlung von 
ten Steuern. Ulm, 1766. 
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(Strelin) Ginleitung in die Lehre von Auflagen. Nördlingen, 1778. — 
Dei. Revifion der Lehre von Auflagen. Erlangen, 1821. (Mit dem 
Namen des Berf.) 

F. W. v. Ulmenſtein, Befuh einer ... Ginleitung in die Lehre 
des t. Staatsrehts von Steuern und Abgaben. Grlangen, 1794. 


KR. Krönde, Das Steuerweien nah feiner Natur und feinen Wir: 
fungen. Darmfl. 1804. — Ausführlihe Anleitung zur Regulirung 
der Steuern. Gießen, 1810. II. — Ueber die Brundfäge einer 
gerechten Befleuerung. Heidelberg, 1819. 


de Monthion, Quelle influence ont les diverses espäces d’impöte sur 
la moralit, l’activit& et l’industrie des peuples? Paris, 1808. Deutſch 
von Zimmermann. Gießen, 1814. 


(Hofer) Ideen zu einer leicht ausführbaren Steuerperäquation in 
einem Staate wie das Großh. Baden. Karlerube, 1808. 

D. C. H. Efhenmaier, Borfchlag zu einem einfachen Steuerjyfteme. 
Heidelberg, 1808. 4°. 

Seeger, Das Abgabe: Spftem. Heidelberg, 1811. 

3.8. Harl, Handbuh der Steuerregulirung. Erlangen 1814. 16. II. 

Christian, Des impositions et de leur influence sur l’industrie agri- 
cole, manufacturiere et commerciale et sur la prospörit& publique, 
Paris, 1814. 

Krehl, Das Steueriuften nad den Grundfägen des Staatsrechts und 
der Staatswirthſchaft. Brlangen, 1816. 

5. Keßler, Abgabenfunde. Tübingen, 1818. 

A. S. v. Kremer, Darftellung des Steueriwefene. Wien, 1821. II. — 
Zweite unveränderte Auflage, 1825. 

A. 2. v. Seutter, Die Befleuerung der Völker. Speier, 1828. 

V. Delecourt, Disput. oeconomico-politica de tributis ac vectigalibus. 
Lovan., 1829. 

G.K. van Hogendorp, Lettres sur la prosperit& publique. Amsterd,, 
1830. II. 

E. Ph. v. Sensburg, Ideen über einige Probleme im Steuerweien. 
Heidelberg, 1831. 

KR. Murhard, Theorie und Bolitif der Befteuerung. Göttingen, 1833. 

Ueber verhältnißmäßige Befteuerung. Leipzig, 1834. 

F. €. v. Fulda, Ueber die Wirkung der verfchiedenen Arten ber 
Steuem auf die Moralität, den Yleig und die Induſtrie des Volks. 
Stuttgart, 1837. 

J. G. Soffmann, Die Lehre von den Steuern ..., mit befonderer 
Beziebung auf den preuß. Staat. Berlin, 1840. 

M. v. Brittwig, Theorie der Steuern und Zölle. Mit befonderer 
Beziehung auf Preußen und den beutfchen Zollverein. Stuttgart, 
1842. 


J. BR. Mac Culloch, A treatise on the principles and practical in- 
Aiuence of taxation and the funding system. Lond. 1845. 

E. de Girardin, De limpöt. 6. Audg. Paris, 1852. 

de Parieu, Etudes sur le systöme des impöts in Journal des Econ. 
2. Ser. XV, 321 (1857). Defl. Traitt des impöts. Paris, 1862. 63 
II B. (e8 ift noch ein Ater zu erwarten). 

Proudhon, Th£orie de l’impöt. Paris, 1862. 

v. Hod, Die öffentlichen Abgaben und Schulden. Wien, 1863. 

Außerdem die oben ($. 23 (a)—(e)) genannten Werke über politiſche 
Delonomie überhaupt und Yinanzwiflenfchaft insbeiondere, vor Allen 
Ad. Smith, Unterfuhungen, 5. Buch; unter den neueften Mill, 
Orundfäge II, 263. — Garnier, Traits des finances, 1862 (der 
größte Theil des Buches). — Wirth, Grundzüge ber National: 

Rau, polit. Delon. 11. 5. Ausg. . 25 








öfonomie, II, 333. 1859. — Stein, Lehrb. S. 161. — Umpfen- 
bad, Lehrbuch I, 102. 


II. Ueber das Steuerwefen einzelner Staaten. 


v. Savigny, Roͤm. Steuerverfaffung unter den Kaifern, in ben 
Hier. -philolog. Abhandl. der Berliner Akademie aus ben Jahren 
1822 u. 23, ©. 27. 

K. H. Lang, Hiftorifche Entwidelung der teutfhen Steuerverfaflungen. 
Berlin, 1793. (Sehr lehrreich.) 

Mayer, Verſuch einer Abhandlung über Steuern und Abgaben im 
Allgemeinen, dann vorzüglih im Hodftift Bamberg. 1795. 

W. NR Klewitz, Steuerverfaffung im Herzogthum Magdeburg. Berlin, 
1797..D. 

Fr. 2. v. Berlepſch, Geſchichte des Finanz: und Steuerweſens ber 
Fürftenthümer Galenberg und Göttingen. Frankfurt, 1799. 

Gedanfen über das dermalige Steuerweien der Stabt Frankfurt. 1810. — 
Ueber die Abgaben in der freien Stadt Yranffurt a. M. 1815. 

(Freih. v. Du⸗Thil) Ueber Vefleuerung im Großh. Heffen. 1814. 

G. Sartorius, Ueber die gleiche Beiteuerung der Landestheile des 
K. Hannover. Göttingen, 1815. 

8 DB. Schmidt, Ueberfiht der gefammten birecten unb inbirecten 
Befteuerung in den preuß. Staaten. Berlin, 1825. II. (Unvollftändig 
und ungleichförmig.) 

Das Steuerwwefen. Dresden, 1860. 

Naffe, Bemerkungen über das preußifche Steuerfokem. Bonn, 
1861. 

Waldmann, Das ESteuerfyftem in Preußen. Berlin, 1861. 

(Schütz) Handbuh der Steuergefehgebung Würtemberge. Stuttgart, 
1835 


Reyſcher, Sammlung der würtemb. Geſetze, Bd. XVII, Abth. 1 u. 2, 
1839 u. 40 (von R. Mofer). 

Die Steuergefeßgebung des Großh. Baden. Mannheim, 1858. 

M&moires concernant les impositions et droits. Paris, 1768 ff. IV. Bd. 
4°. (Bd. 2—4 handeln von Franfreid.) 

Montgommery Martin, Taxation of the British Empire. 1833. 

Früheres Steuerweſen Oeſterreichs bei v. Kremer a. a. D. II. Bb. 

Höffen, Zur Steuerreform in Defterreih. Wien, 1854. 

Ueber die Niederlande, von Hogendorp a. aD. 

Außerdem find hier die in $. 23 (e) und (f) genannten Schriften zu 
vergleihen, namentlic Sinclair, Hanfemann, Rudhart, 
Megenauer, Ubbelohde, Lehzen, Herdegen, Stodar 
v. Reuforn, v. Hod, v. Raumer, Barnell, Bailly, 
Macarel, D’Audiffret. — Werfe über einzelne Steuergattungen 
werben bei den folgenden NAbtheilungen angeführt. — @ine gute 
Steuergeichichte fehlt noch. 

Ueber die ältere Literatur bes Steuerweſens: Pfeffinger, Vitriarii 
institut. juris p. illustret. III. 383. — Binde, SKameraliften- 
bibliothef, ©. 838— 868. — Bergius, Kameraliſtenbibliothek, 
©. 564 (1762). — Harl, Sandbud I, ©. 464. 
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An dem früheften Zeitalter der Staaten gab ed noch feine 
Steuern, weil theild die noch im Entftehen begriffene Staats» 
gewalt zur Steuerforderung nicht mädtig genug war, theils 


bei. geringem Verkehre und mangelnden ober doch ſchwachem 
Geldumlanfe und ber befchränften Anwenbbarkeit der Natural- 
fteuern die Einziehung von Steuern fhwierig war. Als man 
bei dem Anwachfe der Staatöbebürfniffe genöthigt war, Steuern 
zu Hülfe zu nehmen und biefelden nach und nad) zu vermehren, 
ſtieß man auf manches Widerfireben, wie ed fchon die Un, 
beholfenheit der damaligen Anlegungd- und Erhebungsweife 
und bie Ungewohntheit einer ſolchen Belaftung erwarten ließ. 
Bei der fpäteren Ausbildung der Verwaltungskunſt und ber 
ftarfen Vermehrung "ver Staatdausgaben, befonderd in ber 
neueren Zeit, wurden dagegen bie Steuern in viel größerer 
Ausdehnung zu Hülfe genommen. Hiezu trug in ben lebten 
Jahrhunderten die Vergrößerung der Militärausgaben durch bie 
ftehenden Heere und Kriegsrüftungen (a), fowie die Zunahme 
der Staatöfchulden unb die hiedurch veranlaßte Veräußerung 
der Domänen ($. 95 —96) Vieles bei (d); andere Urfachen 
lagen in. der regeren Betriebfamfeit und dem erhöhten Wohls 
Rande, auch erlangten die Regierungen größere Geſchicklichkeit in 
ber Anlegung der Steuern. Diefe Veränderung, weldye in Folge 
mancher eigenthümlichen Berhältniffe nicht in allen Ländern 
gleich weit gehen kann (c), legt zwar ben Bürgern immer fühl 
barere Opfer für den Staat auf, hat aber auch wieder bad 
Gute, daß die Regierung den Erwerböeifer der Einzelnen un- 
geftörter walten läßt und ſich darauf beichränft, einen Theil 
feiner Fruͤchte in Anſpruch zu nehmen. 
(a) Nulla quies gentium sine armis, nulla arma sine stipendiis, nulla sti- 
pendia sine tributis, Tacitus. — Ueber den genauen Zufammenbang 
zwifchen den Militärausgaben und dem Steuerweien: Lang, Teutfche 


Steuerverfaffung, ©. 4. — Montesquieu, Esprit des lois XIIL 
c. 17. 

(d) Wenn man z. B., um 1 Million Schulden zu tilgen, Domänen vers 
kaufte, welde 33000 fl. eingetragen hatten, fo wurden hiedurch die 
Staatslaften zwar eher gemindert als vermehrt, allein die Quote, welche 
die Steuern von der ganzen Staatseinnahme bildeten, flieg. 


(ce) Man darf daher nicht als Regel annehmen, daß diejenigen Staaten am 
beften regiert feien, in denen die Steuern die mehrften Procente der 
Staatseinnahmen ausmachen, weil der geringe Belauf anderer Gins 
fünfte häufig nur die Folge früherer ſtarker Verſchuldung oder anderer 
ungünftiger Breigniffe if. — Der rohe und reine Ertrag der Steuern 
(ohne Gebühren), verglichen mit dem ganzen Staatseintommen einiger 
Länder, ift in folgender Tabelle dargeſtellt. Es if hiebei der Monopol: 
gewinn des Salz» und Tabafsregals (nad Abzug der zugehörigen 
Koften) fowohl dem rohen als dem reinen Betrage der Steuern beis 
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geſchlagen worden. Auch bei bdiefer Vergleihung muß daran erinnert 
werden, daß da, wo die Negierung einen großen Gewerbebetrieb hat 
(Gifenbahnen, Berg: und Salzwerfe xc.), mit dem auch viele Koſten 
verbunden find, die Steuern fhon aus dieſer Urfache eine Heinere 
Quote der Bruttoeinnahme ausmachen. 











Proc. de! Broe. des 

Mobertrag der Steuern an | Reinertrag der Steuern aut: 
eint. | eint. 
Baden A. 1862.63 | 8295513 fl. | 33,5 | 7535266 fl. | 51, 
Bayern 1861—67 . | 26°400 000 fl. 37,8 | 24230420 fl. 51,7 
Belgien 1862 . . . | 77'439 000 Fr. | 50 66023900 Fr. | 51,° 





Franfreih 1862. . | 1034 Mill. Fr. 62,° | 963 Mil. Fr. 72,8 
Srofbritan. 1861/2 | 53°877 672 2. St. 76,6 __ _ 
Hannover 1859/60 7'016 636 Rthlr.| 36, 5'938 786 Mthlr.| 55,* 
Stalien 1863 . . . |324°971 621 Br. 52,7 — — — — 
Luzern 1863 ... — — — — 490 305 Fr. 51,9 
Niederlande 1862 . | 41°874000 fi. 48,1 | 38 502000 fi. 47,0 
Deflerreih 1862. . 1241373200 fl. 55,9 |216°938 200 fi. 74,! 
„ A. 1864 284450 140 fl. 57 263-255 400 fl. 72,0 
Preußen 1861... . | 62068000 Rthir.) 46 57 Mill. Rthir. | 58 
Rußland 1863 . . |212°686000 R. 66, ° — — — — 
Sachſen 1861 —63 | 9070000 Rthlr. 47,8 5°810 000 Rthlr. 56,* 
Spanien 1861. . . | 11624 Mill. Re. 59 1070,* Mill. Re. | 59,? 
MWürtemberg 1861 . | 9658000 fl. 35,8 9-070 000 fl. 60,8 
Zürich NR. 1858. . — — — — 1'083 896 Fr. 39,4 


Bemerkungen. Baden. In der rohen Bolleinnahme find auch 
607000 fl. begriffen, welche aus der Zollvereinscaffe für die Koften der 
Perwaltung und Bewahung an der Vereindgränge vergütet werben. 
Meil jedoch Baden eine lange Zollgränge hat, fo darf hier nicht Die 
ganze Summe eingerechnet werden, es find daher nur 10 Proc. des 
Antheils Badens an dem Zollertrage beigefchlagen worden. — Frank⸗ 
reich. Die Departements: und Bemeinbezuichläge find abgezogen wors 
ben. — Württemberg. Die directen Steuern werden von den Gemein⸗ 
den Eoftenfrei abgeliefert. — Spanien. Schifffahrtsabgaben eins 
gerechnet. — Dem Reinertrage nad bilden bie Steuern faſt überall 
einen größeren Theil der Einnahme, weil ſie geringeren Aufwand 
erfordern als viele andere Cinkuͤnfte. 
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Die Steuern find jebod dem Mißbrauche fehr ausgefept. 
Durch Unfenntniß der ſchonenden Rüdfidyten, welche die Volks⸗ 
wirtbfchaft erheifcht, und durch willfürliche Herrichergewalt find 
fie, wie die Gefchichte bezeugt, bisweilen fo fehr erhöht worden, 
baß fie zu einem harten Drude für die Völfer wurden, daß 
bad Capital des Volkes angegriffen und die Gütererzeugung 
in ihrem Auffchwunge gehemmt oder felbft vermindert wurbe. 
Diefe Uebel entfprangen bald aus ber übermäßigen Höhe ber 
geforderten Steuerfumme, bald aus der fehlerhaften Vertheilung 


— 39 —— 


ber Steuerfaft unter die Volkdclaffen und Einzelnen, bald aus 
beiden Fehlern zugleich. Es ift daher ein hoher Grab von 
Gerechtigkeit, Kenntniß und Gefchiclichkeit erforberlih, um in 
beiden Hinfichten die Steuern fo einzurichten, daß fie dem 
Wohlſtande ded Volkes nicht Schaden (a). Die Kunft der Bes 
fteuerung, eine Frucht der allgemeinen Bildung, reift langſam 
und fcheint, obgleich fie in dem jegigen Zeitalter unverfennbar 
große Fortſchritte gemacht hat, doch von ihrer Vollkommenheit 
noch immer entfernt zu fein. Sie bedarf nothwendig fefter und 
zuverläffiger allgemeiner Grundfäge an der Stelle ſchwankender 
und oberflächlicher Regeln, mit denen man ſich fonft in ber 
Steuergefeßgebung beholfen hatte. Die Lehre von den Steuern 
wird hauptfädhlich von der Ausbildung der Volkswirthſchafts⸗ 
lehre bedingt und hat daher erft feit A. Smith wiſſenſchaftliche 
Haltung erlangt. 


(a) Das Bedürfnig von Steuern war eine ber häufigen Deranlaffungen, 
aus denen Landflänte zufanımengerufen wurden und eine der Haupt: 
urfahhen von der Gntwidelung der lantfländifchen Verfaſſung. Die 
Steuern wurden anfangs meifiene nur auf einmal oder auf beflimmte 
Zeit bewilligt und die Landesfürſten gaben BVerfiherungen gegen eigen: 
mächtige Belaftung. So verfpradh Ludwig der Brandenburger 1342 im 
tiroler Freiheitsbrief: — „auch fullen wir Fhein ungewenlih Stuir 
nicht uflegen, on der Landluet Rat.” Erzbiſchof Friedrich von Salz 
burg erklärte 1327: — „da gaben uns unferes Gotteshaus Dienf 
mannen (alfo noch nicht alle drei Stände), Nitter und Knecht, durch 
Lieb und Treu, die fie zu dem Herrn hätten, und nit durch Recht 
ifren Gunſt, taß wir ab ihren Leuten, ab ihren Bogtleuten und 
Zehenleuten in unferem Gebiete nämen ab eine gemeine Schaßfleuer.“ 
Bei der Foͤderation des Adels in Oberbayern 1302 wurte eine Vieh⸗ 
feuer bewilligt, zugleich aber gegen fünftige weitere Belaftung Bor: 
kehr getroffen; 1307 erfolgte die erfle Binigung der trei Stände dafelbft, 
aus gleihem Anlaß; v. Krenner, Anleit. zu ter Kenntniß der bayer. 
Landtage des Mittelalters, München, 1804, Beil. I. u. I. — Rud⸗ 
hart, Geſchichte der Lantflände in Bayern, 1816, I, 51. 55. — 
Bfeiffer, Geſchichte der Tandfländ. Verfaſſung in Kurhefien, 1834, 
©. 74. — Die deutihen Kaifer waren tur die Gapitulationen in 
gleicher Weile an die Zuftimmung des Reichstags gebunden. Dagegen 
erweiterte fich allmälig die Steuergewalt der Landesfürften, indem, wie 
es zur Feſtigkeit des NReichsverbandes unvermeitlih war, die Reichs⸗ 
und Kreisfleuern, tie Koſten des Kammergerichts und der Feflungen, 
tes Neihstages, ber Bertheidigung gegen feintlihen Angriff, auch 
andere Steuern (3. 3. die Prinzeffinfteuer in Kurheſſen, Pfeiffer, 
S. 86), von den Stänten nicht verweigert werden durften und von 
ben Landesregierungen für fi) allein eingezogen wurden, auch famen 
forttauernd befchloflene Auflagen zur Bezahlung der Armee und zur 
Verzinsung der Schulden allmali bin u. Der Reihsabidhied von 1654 

. 180 beftimmt namentlich Lie * — fuͤr Feſtungen und Be⸗ 
atzungen den Fürſten und Obern „mit hülflichen Beytrag gehorſamlich 
an Hand zu gehen;“ Puͤtter, Hiſtoriſche Cutwicklung der heutigen 
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Staatsverf. des t. Reichs, II, 224. Defl. Institut. jur. publ. germ. 
6. 254 ff. — Zöpfl, Deutfche Staats: und Rechtsgeſchichte, 3. Ausg. 
1858, II, 572. Defi. Staatsrecht, 4. Ausg. 1856, IL, 695. 


1. Hauptftüd. 
Entwidelung der oberften Befteuerungdgrundfage. 
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Dem Befteuerungdrechte der Staatögewalt ſteht die Ver⸗ 
pflichtung ber Staatsbürger gegenüber, Steuern zu entrichten. 
Der Grund jened Rechts und diefer Pflicht liegt darin, daß 
diejenigen, welche im Staate leben, die großen Wohlthaten ber 
Staatöverbindung und vieler einzelnen Staatsanftalten genießen, 
dafür auch an den Laften Theil nehmen müflen, durch die ber 
Staat die Mittel zu ‚feiner vollen Wirkfamfeit erlangt. Wo 
daher und fo weit die Steuern ald Ergänzung ber übrigen 
Staatdeinfünfte zur fortdauernden Befriedigung der Staats⸗ 
bedürfnifie nothwendig find, da darf man fie auch als 
gerechtfertiget anfehen. Der Schug, weldhen der Staat 
dem Eigentbume feiner Bürger leiftet, fchließt die Befugniß 
nicht aus, nöthigenfalld einen Theil des Privatvermögend für 
bie Staatdeinnahmen in Anſpruch zu nehmen (a). Steuern, 
bie zur Beftreitung eines wahrhaft gemeinnügigen Staatsaufs 
wandes dienen ($. 28), — und nur folche find geredht (6) — 
vergüten durch bie aus ihrer Verwendung entftehenden nüglichen 
Wirkungen dad wirthichaftliche Opfer, welched die Bürger zu 
bringen haben (c). Da die Verpflichtung, Steuern zu entrichten, 
eine bloße Folge des allgemeinen ftaatöbürgerlichen Verhaͤltniſſes 
ift, welches über allen befonberen perfönlichen Beziehungen fteht, 
fo folgt: 

1) Alle Staatsbürger find fortwährend fteuerpflichtig (ALL: 
gemeinheit der Steuern) (d), es wäre denn, daß Einzelne 
durch befondere Aufopferungen anderer Art einen Erfag leiſte⸗ 
ten (e), oder daß ihre Bermögensumftände fie für jest unfähig 
machten, ohne Schmälerung ber nöthigften Unterhaltömittel 
etwas an den Staat abzugeben (f). 

2) Alle Bürger follen nad) gleichen Regeln und nad) einem 
gleichen in ihrem Berhältnig zum Staate begründeten Maapftabe 


beigezogen werben (Bleichförmigkfeit der Steuerbelaftung). 
Wie ſchwer es auch fein mag, diefer Forderung der Gerechtigkeit 
völlig zu gemügen, fo bildet diefelbe doch ein Ziel, dem man 
fi) unabläffig zu nähern fuchen muß (9). Die Steuern ent 
fprechen jenen Anforderungen vollfommener als die Gebühren. 


(e) 


(b) 


(e) 


(4) 


Bel. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern, ©. 30, 31. — Bin 
anderer Borbehalt befleht in dem Mechte der Staatsgewalt, in Noth- 
fällen bie Abtretung des Privateigenthums für öffentliche Zwede, aber 
gegen vollen Erſatz, zu verlangen. Auf diefes fogenannte jus eminens 
und das Befleuerungsrecht hat man die Annahme eines Obereigenthums 
ber Staatsgewalt zu fügen verfudt. 
Les revenus de l'état (d. 5. die Steuern) sont une portion que chaque 
citoyen donne de son bien pour aroir la suret& de l’autre, ou pour en 
jouir agröablement. Pour bien fixer ces revenus, il faut avoir ögard et 
aux necessites de l’&tat et aux necessitös des citoyens. Il ne faut point 
prendre au peuple sur ses besoins r&els pour des besoins de l'état ima- 
insires. Montesquieu, Esprit des lois, XIII. C. 1. — Yür welche 
Simede Steuern gefordert werden dürfen, dieß bedarf hier Feiner Brörtes 
rung mehr, weil fhon in dem 1. Buche, bei den Staatsausgaben, das 
Nöthige darüber vorgetragen worden ifl. 


Man hat die Steuern öfters als eine Art von Berficherungsprämie an- 
geſehen. Dieß ift eine einfeitige Borftellung, denn der Staat ift nicht 
bloß alt Denn Proudhon a. a. D. die Steuer als einen 
Tauſch darftelt, in welchem der Staat tem Bürger für deffen Entrich: 
tungen bie Bortheile feiner Leiftungen und Anflalten darbietet (N’tat 
donne des services et le contribuable des dcus), fo ift dieß nur ein 
minder beutlidyer Ausdrud eines richtigen Gedankens, weil der Tauſch 
einen Bertrag vorausfeßt. Vgl. Garnier, Traitö des fin. ©. 450. 


Anders verhielt es fi) im Altertbume, wo es zwifchen den Unfreien 
und den vollberedhtigten Staats: und Stadtbürgern noch Mittelſtufen 
gab, mit denen aud eine Ungleichheit der Auflagenbelaftung verbunden 
war. Die Theten (Onzes) in Solons vierter Elaffe waren fleuerfret 
und ohne Theilnahme an Staatsämtern, die capite censi in ber fechften 
Glaffe des Servius Tullius waren vermoͤgenslos und thaten feinen 
Kriegsdienft, auch hatte diefe Claſſe ſehr geringen Einfluß bei der Ab⸗ 
ftimmung in ben comitiis centuriatis. Italien erlangte noch zur Zeit 
der römiihen Republik die Freiheit von Grund: und Kopffteuer, welche 
bis auf Diocletian fortdauerte, auch einzelne Städte außer Stalien 
erhielten biefe Begünfligung in dem jus Italicum. — Im Mittelalter 
und gem Theil noch Bis in die neueſte Zeit ſuchte die Beiftlichkeit und 
der Ritterſtand, bie beiden in den Lanpfländen vorberrihenden Volks⸗ 
clafien, die Befreiung von einem Theile der Steuern zu behaupten, 
welche daher allein auf den Bürger: und Bauernftand fielen, misera 
oontribuens plebs (Ungarn), la pauvre gent corveable (frohnpflichtig) 
und taillable (der taille unterworfen, — in Frankreich). Schon Bo- 
dinus, De rep. ©. 974, fagt von diefen Befreiungen: quid enim 
absurdius? Diefe Ungleihheit iR am ſchwerſten zu befeitigen, wenn 
fie auf verfaffungsmäßigen Rechten beruht. Schilderung diefes Miß⸗ 
verhaͤltniſſes bei Pütter, Hiſtor. Entwickl. der heutigen Staatsverfafl. 
bes t. Reichs, II, 200. Die Eurheffifche Verfaſſung $. 148 fichert den 
bisher Steuerfreien eine angemeflene Entfhädigung zu. Aud in Sachſen 
und mehreren anderen Staaten ift eine ſolche bei der Binführung ber 
neuen Grundfleuer gegeben worden, vgl. $. 316 (0). 


() So war vor ber Ginführung geworbener Heere, als bie Staatsvers 
theidigung zunähft dem Ritterſtande oblag, auch bie Steucrfreiheit 
deffelben nicht unbillig.e Berge. Ancillon, Weber den Geiſt der 
Staatsverfaffungen, ©. 298. — Im preußiihen Staate find die Heb⸗ 
ammen von ben nit auf Grundbefig rubenden Ddirecten Steuern 
befreit, was man wie das Erſatzmittel eines Befoldungstheiles anfehen 


fann. . 

(f) Da es in jedem Lande Arme giebt, die noch eines fremden Zufchufies 
bedürfen, fo ift es natürlih, daß zwiſchen ihnen und ten Begüterten 
eine Claſſe gefunden wird, die weder empfängt noch geben kann. 

(9) Ehemals kam es öfters ver, daß eine Claſſe von Bürgern ihres Standes 
willen bei fonft gleichen Verhältniſſen eine niedrigere Steuer traf ale 
andere. Man hat diefe Gleichförmigfeit au mit dem Namen Gleich⸗ 
heit vor dem (Steuer:) Geſet bezeichnet. 
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Diefe Gleichförmigfeit darf nicht fo verftanden werden, baß 
Allen ein gleidy großer Steuerbeitrag aufgelegt wird, benn bie 
Einzelnen find in fo verfchiedenen Umftänden, daß die nämliche 
Abgabe für Einige faſt unfühlbar, für Andere ſchon unbillig 
hoch und laͤſtig wäre. Die Gleichheit der Beiträge läßt ſich 
zwar billigen bei Vereinen für irgend einen einzelnen Zweck, 
deren Mitglieder in. Beziehung auf den Mitgenuß bes beabs 
fichtigten Vortheils einander gleich zu achten find, aber nicht 
im Staate, der alle Lebensangelegenheiten näher oder entfernter 
berührt und den ganzen Beflg der Bürger fowohl an perfüns 
lichen als fachlichen Gütern befhügt und pflegt. Da ferner bie 
allgemeine gleiche Steuer nad) der Abgabefähigfeit der mindeſt⸗ 
begüterten Claſſe beftiimmt werben müßte, fo würde im Ganzen 
nur eine geringe unzureichende Einnahme zu Wege gebracht. 
Die Gleichförmigfeit Fann daher nur den Sinn haben, daß 
alle Bürger in. gleihem Verhältniß nad einem, mit ihrer 
Steuerpflichtigfeit wefentlih im Zufammenhang ftehenden Um⸗ 
ftande (Maaßftabe) belegt werden. Mancherlei denkbare Maaßs 
ſtaͤbe erjcheinen fogleih darum als zufällig und verwerflich, 
weil ihnen die leßtgenannte Eigenfchaft fehlt. Der Befteuerungss 
maaßftab muß in bdiefer Beziehung gerecht, er muß zugleich 
nicht ſchwer anzumenben, fenntlid und für bie Staatseinfünfte 
ergiebig fein. Nach dieſen Erforderniffen bat man zwifchen 
folgenden zwei Arten, wie die Steuerfchuldigfeit der Einzelnen 
zu bemeſſen ift, zu wählen: 

1) nad) dem Grad des Mitgenuffed an den Bortheifen ber 
Staatsverbindung, $. 252; 
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2) nach der in den Bermögensumftänden begründeten Beis 
tragsfähigfeit, oder der durch die Steuer verurfacdhten Entbeh- 
rung, $. 253. | 


$. 252. 


Mehrere Schriftfteller Haben fi zu beim Grundſatze befannt, 
daß die Steuern nach dem Genuſſe der Staatdanftalten 
abgemefien werden follten (a). Hiezu hat die von Manchen 
angenommene Anficht beigetragen, daß der Staat nur eine 
Sicherheitdanftalt fei, woraus man folgerte, die Wirkungen 
der Staatöverbindung für jeden Genofin ließen ſich nach ber 
Menge der fchugbebürftigen Gegenflände bemeflen. Dagegen 
fprechen nachftehende Gründe: 1) Die Staatsanftalten find nur 
die verfchiedenen Lebendäußerungen eined organifchen Ganzen, 
defien höhere Weſenheit und Bedeutung bei einer ſolchen Zers 
legung in feine einzelnen Einrichtungen nit erfannt wird. 
Das VBerhältniß des Bürgerd und Unterthbanen zum Staate, 
der jenem die Außeren Bedingungen einer Achtmenichlichen 
Eriften; und Entwidlung darbietet (d), kann nur willfürlich 
und unvolftändig in eine Menge von einzelnen Beziehungen 
aufgelöft werben, bie doch genau unter fi) zufammenhängen. 
2) Der VBortheil, den jeder Einzelne von den Staatdeinrichtungen 
zieht, läßt fich nicht ausmitteln. Denn wenn man auch jede 
unmittelbare Berührung und Benugung derſelben berechnen koͤnnte 
und wollte, fo würde body der nicht minder mäÄdjtige mittelbare 
Einfluß der Staatsanftalten auf Sicherheit, Gewerbthätigfeit, 
Bildung und überhaupt auf alle Seiten der bürgerlichen Wohls 
fahrt, 3. B. der Schug, den ſchon das bloße Beſtehen guter 
Geſetze und Gerichte gewährt, außer Acht bleiben. Für alle 
perfönlichen Güter, die man dem Staate verdankt, fehlt «8 
ganz an einem Bergleichungsmaaßftabe (c). 3) Der Genuß ber 
Staatsanflalten ift in vielen Faͤllen veränberlich, zufällig ober 
von der Handlungsweife ded Einzelnen abhängig, fo daß man 
feine dauernde Verpflichtung auf ihn gründen kann (d). 4) Es 
giebt in jedem Staate Bürger, welche wirtbichaftlic nicht im 
Stande find, den nad biefem Maapflabe auf fie kommenden 
Antheil an den Staatsausgaben beizutragen. 


(a) 3. B. Krehl a. a. O. — Krönde, Brunbfäge ©. 4. — v. Kres 
mer, I, 70. — v. Jakob, Staatsfinanzw. I, 369. — v. Rotted, 
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beträchtlicheren Theil der Staatdeinkünfte ausmachen als bie 
Gebühren. Die Steuern werden aus dem Einkommen des 
Volkes gefhöpft, wobei die Staatögewalt nur die Regel der 
Entrichtung gefeglich aufzuftellen hat und ſodann die Einzelnen 
zu deren Befolgung anzuhalten braucht. Die BVertheilung des 
Volkseinkommens erleidet durch die Steuern manche Veraͤnde— 
rungen, deren Erkenntniß für die Finanzverwaltung nothwendig 
ift und bei deren Unterfuchung die volföwirthfchaftlichen Lehr⸗ 
fäge von der Bertheilung des Gütererzeugniffes in Anwendung 
fommen. Mandye Schrififteller haben diefe Betrachtung in bie 
Volkswirthſchaftslehre felbft aufgenommen, aber fie gehört in 
die Finanzwiſſenſchaft, weil dieſe die verfchiedenen Gattungen 
der Staatdeinkünfte darzuftellen, deren Wirkungen zu erforfchen 
und daraus Regeln für die gute Einrichtung jener Einfünfte 
zu entwideln hat, während die Volkswirthſchaftslehre das 
Nahrungsweſen der Völker nach feinem Wefen und noch ohne 
Rüdfiht auf wirthichaftlihe Maaßregeln der Regierung dars 
zuftellen beftimmt iſt (c). 


(a) Steuer (ehemals Sture, Stior) heißt im Allgemeinen Stüße, Hülfe; 
daher Steuerruder, — zur Steuer der Wahrheit. Engila stiura, Schuß 
der Engel, bei Otfried, vergl. Hüllmann, Pinanzgefchichte bes 
Mittelalters, ©. 146. Aehnlich aide, adjutorium in Franfreih. — 
Abgabe hat eine allgemeinere Bedeutung, es zeigt jede dauernde Ent: 
richtung an, 3. B. aus dem gutsherrlihen Berbande, oder des Sohnes, 
ber den Hof übernommen hat, an bie Neltern. Es giebt daher Privat: 
und Etaatsabgaben, betungene und auferlegte. Lebtere find Auflagen, 
$. 84 (d). — Anders Schön, Grundfäße der Finanz, S. 55: „Sie 
(die Steuer) ift für ben Bürger Abgabe, für den Staat Auflage.“ — 
Impöt, impositio fommt ınit Auflage überein, tributum, contributio 
drüdt zunähft den Beitrag zu den Staatsausgaben aus, fodann das 
Merkinal des Zwanges, die Steuerforderung. Beede wird bald von 
baten, helfen, abgeleitet (Möfer), bald von bitten, oder au von 
gebieten, vol. Lang, T. Steuerverf. ©. 55. 

(5) v. Prittwig nennt die Gebühren Specialfteuern und fept denfelben 
die Generalfteuern entgegen. Theorie S. 99. 

(c) I. Schriften über die Steuerlehre im Allgemeinen. 

C. Klock, Tractatus de contributionibus. Francof. 1655. ol. Dreh 
zum deutſchen Staatsrechte als zur Finanzwiflenfchaft gehörend, fo 
wie die vielen Differtationen aus jener Zeit.) 

(3. D. Bulner) Praktiſche Borfchläge, welchergeſtalt Steuer und 
Gontribution ... einzurichten feyen, ... 1721. 2.9. mit Benennung 
des Verfaſſers. Marb. 1741. 4%. (Ohne theoretifche Unterfuchungen.) 

C. A. Broggia, Trattato de’ tributi. Nap. 1743. — Class, ital., Parte 
antica, IV. (Die ältefte geordnete Steuertheorie.) 

J. W. von der Lith, Politifche Betrachtungen über die verfchiebenen 
Arten der Steuern. Berlin, 1751. — Def, neue Abhandlung von 
den Steuem. Ulm, 1766. 





(Strelin) @inleitung in die Lehre von Auflagen. Nörblingen, 1778. — 
Dei. Revifion der Zchre von Auflagen. Erlangen, 1821. (Mit dem 
Namen des Berf. 

F. W. v. Ulmenſtein, Verſuch einer ... Binfeitung in die Lehre 
des t. Staatsrehts von Steuern und Abgaben. Grlangen, 1794. 


K. Krönde, Das Steuerweien nad feiner Natur und feinen Wir: 
fungen. Darmſt. 1804. — Ausführliche Anleitung zur Regulirung 
der Steuern. Gießen, 1810. II. — Ueber die Grundfäge einer 
gerechten Befleuerung. Heidelberg, 1819. 


de Monthion, Quelle influence ont les diverses espèces d’impöts sur 
la moralits, l’activitö et l’industrie des peuples? Paris, 1808. Deutſch 
von Zimmermann. Gießen, 1814. 


(Hofer) Ideen zu einer leicht ausführbaren Steuerperäquation in 
einem Staate wie das Großh. Baden. Karlsruhe, 1808. 

D. C. H. Efhenmaier, Borfchlag zu einem einfachen Steuerſyſteme. 
Heidelberg, 1808. 49. 

Seeger, Das Abgabe-Syſtem. Heidelberg, 1811. 

3.8. Harl, Handbud der Steuerregulirung. Erlangen 1814. 16. U. 

Christian, Des impositions et de leur influence sur l’industrie sgri- 
cole, manufacturiere et commerciale et sur la prosp6ritö publique, 
Paris, 1814. 

Krehl, Das Steuerfuftem nach den Grundfägen bes Staatsrechts und 
der Staatswirthfchaft. Erlangen, 1816. 

5. Keßler, Abgabenfunde. Tübingen, 1818. 

A. S. v. Kremer, Darftellung des Steuerweiens. Wien, 1821. I. — 
Zweite unveränderte Auflage, 1825. 

9. 2. v. Seutter, Die Beſteuerung der Völker. Speier, 1828. 

V. Delecourt, Disput. oeconomico-politica de tributis ac vectigalibus. 
Loran., 1829. 

@G.K. van Hogendorp, Lettres sur la prosp£ritö publique. Amsterd., 
1830. IL 

"8. PH. v. Sensburg, Ideen über einige Probleme im Steuerweien. 
Heidelberg, 1831. 

K. Murhard, Theorie und Bolitif der Beſteuerung. Söttingen, 1833. 

Ueber verhältnißmäßige Befleuerung. Leipzig, 1834. 

F. C. v. Fulda, Ueber die Wirkung der verfchiedenen Arten ber 
Steuern auf die Moralität, den Fleiß und die Induftrie des Volks. 
Stuttgart, 1837. 

I. &. Hoffmann, Die Lehre von den Steuern ..., mit befonderer 
Beziehung auf den preuß. Staat. Berlin, 1840. 

M. v. PBrittwig, Theorie der Steuern und Zölle. Mit befonderer 
Deaichung auf Preußen und den beutfchen Zollverein. Stuttgart, 
1842. 


J. RB. Mac Culloch, A trestise on the principles and practical in- 
fluence of taxation and the funding system. Lond. 1845. 

E. de Girardin, De l’impöt. 6. Ausg. Paris, 1852. 

de Parieu, Etudes sur le systöme des impöts in Journal des Econ. 
2. Ber. XV, 321 (1857). Del. Traitt des impöts. Paris, 1862. 63 
DI B. (es ift noch ein 4ter zu erwarten). 

Proudhon, Théorie de l’impöt. Paris, 1862. 

v. Hod, Die öffentlichen Abgaben und Schulden. Wien, 1863. 

Außerdem die oben ($. 23 (a)—(e)) genannten Werke über politifche 
Delonomie überhaupt und Finanzwiflenfchaft insbefondere, vor Allen 
Ad. Smith, Unterfuhungen, 5. Buch; unter den neueflen Mill, 
@rundfäße II, 263. — Garnier, Traitö des finances, 1862 (der 
größte Theil des Buches), — Wirth, Grundzüge der National: 

Rau, polit. Delon. UI. 5. Ausg. . 25 


8. 254. 


Die in dem Bermögenszuftande einer Perfon begründete 
Möglichkeit, ohne Nachtheil für die Befriedigung der bringenpften 
Bebürfniffe Steuern zu geben, heißt Steuerfähigfeit (Bei— 
tragsfähigfeit) (a). Bei mandyen Bürgern, 3. B. den Armen, 
ift diefelbe gar nicht vorhanden unb bie Steuerpflicht berfelben 
muß ald ruhend angejehen werben, 8. 250. Bei denjenigen, 
welche überhaupt Steuerfähigfeit haben, ift diefelbe dem Grade 
nad hoͤchſt verfchieden. Dan kann daher den im vorigen $ 
aufgeftellten Grundſatz auch fo ausdrücken: bie Einzelnen follen 
von ben Steuern im Berhältniß ihrer Steuerfähigfeit getroffen 
werben. Es ift aber mit Hülfe volföwirthfchaftlicher Lehren 
die in vorftehenden Sägen nur im Allgemeinen bezeichnete 
Steuerfähigfeit der Einzelnen und bes ganzen Volkes näher zu 
erforfchen. Die Steuern bürfen weder bie Befriebigung der 
dringenden Bebürfniffe hindern, noch dad Volksvermoͤgen und 
die Gütererzeugung im Volke vermindern und fomit auch die 
Nachhaltigkeit der Staatdeinfünfte zerftören, $. 83. Dabei ifl 
ed aber nicht hinreichend, daß dieß in Hinficht auf die ganze 
Volfswirthichaft beobachtet werde, denn biefelbe befteht aus 
einzelnen Samilienwirthfchaften, aus deren Wohlfahrt ſich der 
allgemeine Volkswohlſtand zufammenfegt (I, 8. 81) und bie 
indgefammt auf gleihe Schonung Anfprud haben. Nach diefen 
Grundfägen muß man diejenigen Stellen in der Volkswirthſchaft 
auffuchen, von denen ein gewiſſer Steuerbeitrag mit den geringften 
wirthichaftlichen Nachtheilen erhoben werden fann. Soldye 
Bermögenstheile, aus denen die Steuern hergenommen werben 
fönnen, fo daß fie durch biefelben eine Verminderung erleiden, 
werben Steuerquellen genannt und müffen von denjenigen 
Gegenftänden unterfchieden” werden, nach welchen bloß die 
Steuerfchuldigfeit jeded Einzelnen ausgebrüdt wird, d. i. von 
ben Steuergegenffänden (Steuerobjecten). Sind 
die Quellen richtig erfannt, fo hat man bie Gegenftände fo 
zu wählen, daß jene in bem angemeflenen VBerhältniß getroffen 
werden. Der Steuergegenftmb fann in ber nad) Zahl und 
Maag audgemittelten Steuerquelle felbft beftehen oder nur auf 
eine folche hindeuten (d). 
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ta) Mehrere Neuere, z. B. Stein ©. 174, bedienen ſich des Ausdrucks 
Steuerfraft. 86 ift jedodh dem Spradhgebraud entgegen, das Wort 
Kraft, weldes, wenn von Menfchen geiprohen wird, auf perfönlidhe 
Fähigkeiten bezogen zu werben pflegt, auch auf Beflg und Cinkommens⸗ 
verhältniffe anzumwenden, wie bieß allerdings bei Bermögen geſchieht. 
Man könnte mithin eher Steuervermögen fagen. 

Bei der Hundeſteuer z. B. iſt die Zahl und Art ker Hunde ber Gegen: 
fand, das muthmaßliche Einkommen des Bigenthümers die Duelle ter 
Steuer. Diefe von Stein als ungenau bezeichnete Unterfcheidung ift 
abfihtlih fo allgemein gefaßt worden, daß die in ben folgenden g8 
enthaltene Unterfuhung uber die beften Gteuerquellen nod nicht vor: 
ausgefeßt wird. 


(5 


ur 
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Der Befteuerte fann die Abgabe entweder aus feinen Ein⸗ 
fünften beiriten, oder fein Stammvermögen angreifen, 
I, 8. 70. Die wirtbfchaftlie Klugheit räth es und es ift 
allgemeiner Grundſatz verfländiger Menfchen, das erfigenannte 
Verfahren vorzuziehen. Der Bermögensftamm befteht aus 
vielerlei Sachgütern, welche größtentheild fchon ihre befondere 
bleidende Befimmung erhalten haben. Der Eigenthümer müßte 
diefelben in Geld umfeßen, wenn er aus ihnen eine Steuer 
beftteiten wollte. Dieß zöge fchon Berluft beim Berfaufe nach 
fich, auch würben kann bie Beftandtheile diefes Stammes, fo 
weit ed ihre Befchaffenheit geflattet, zu anderen Arten des 
Gebrauches verwendet und babei häufig fchneller verzehrt wer⸗ 
den. Bei ben Orundftüden ift dieß nicht möglich, fie müßten 
alfo von ben befteuerten &igenthümern veräußert werben und 
ein folcher beklagenswerther Wechſel des Beſitzes wuͤrde bie 
gute Benutzung der Grundſtücke verhindern, zugleich aber ihren 
Preis mehr und mehr verringern. Werden die Capitale burdy 
die Steuern vermindert, fo erfolgt eine Abnahme der Güter 
erzeugung und bed Volkseinkommens (a), ed kann insbeſondere 
nicht mehr gleicyviel Vermögen zur Beichäftigung der Arbeiter 
angewendet werben und dieſe büßen einen Theil ihres Ein- 
fommend ein (6). Man würde zunähft einen Theil der ums 
laufenden Capitale zur unproductiven Berzehrung herüberziehen, 
3. D. die Summen, die man bisher auf Arbeitslohn und 
Anfchaffung von Rohftoffen verwendete, fodann auch die Ers 
gänzung der ftehenden unterlaffen oder dieſe ſelbſt angreifen, 
3. D. den Viehſtand. Auf diefe Weiſe müßte mit der Ber- 
armung ded Volkes eine Abnahme der Steuerfähigfeit eintreten, 
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bie fi der Regierung bei ihren Einfünften bald fühlbar 
machen würde. Schonung bed Eapitales eines Vol—⸗ 
kes ift alfo eine nothwendige Anforderung an 
jedes Steuerfyflem. | 


(a) Dies gilt nit bloß von den wahren volkswirthſchaftlichen Capitalen, 
fondem aud von den verzinslichen Forderungen der Privatperfonen, 
die man im gemeinen Leben ebenfalls Gapitäle nennt (I, $. 53), denn 
dieſelben koͤnnen nicht ohne Schmälerung jener zurüdigezogen und ver: 
zehrt werden. 


(5) Wenn der Ertrag der Steuern für Staatsbienfle innerhalb des Landes 
angewandt wird, fo entſteht zwar einiger Erſatz für den letztgenannten 
Nachtheil, aber doch fein genügender, weil die zu diefem Behufe aus⸗ 
zugebenden Summen aus dem fortwährend verminderten Gütererzeugniß 
aufgebracht werden müffen. 


- 8. 256. 


Wenn die Borräthe von Genußmitteln (I, $. 51) zufolge 
der Steuern verringert werden, fo ift bieß weniger fchäblich. 
Es befinden ſich unter jenen manche fo leicht entbehrliche Gegen⸗ 
fände, daß ihre Abnahme einer ber geringften Nadhtheile fein 
würde, weldye überhaupt von den Steuern verurſacht werden. 
Gleichwohl ift eine folche Wirkung der Steuer ebenfalld mangel- 
haft, denn fie ift 1) nicht nachhaltig, weil die Genußmittel 
nah der Stufenfolge ihres Gebrauchswerthes allmälig aufs 
gezehrt werden, bis die Nothwendigkeit fühlbar wird, biefer 
Verminderung eine Gränze zu fegen. 2) Hiebei verlieren bie 
Befteuerten mehr, ald die Staatscaffe gewinnt, indem bei vielen 
Gütern, die nicht gleich gut zu einem productiven Gebraudhe 
geeignet find, eine Veräußerung, allenfalls außer Landes, ober 
der Verbrauch zu einem anderen Zwede, ald zu dem fie be 
ſtimmt find (a), nöthig würde, wobei man bie Anfchaffungs- 
foften. nicht ganz vergütet erhält. 3) Manche Arten ver Genuß⸗ 
mittel find bald für die Einzelnen, bald für die bürgerliche 
Geſellſchaft von ſolchem Werthe, daß ihre Verringerung zu 
bedauern fein würbe, 3. B. Sammlungen für Zwecke der Willen: 
fchaft, der fchönen Kunft oder des Gewerbfleißed. Eine Unters 
ſcheidung von Claſſen in diefer Hinficht wäre fehr mühfam, 
eine unbebingte Belaftung aller Genußmittel ſchaͤdlich. 4) Die 
einzelnen ©enußmittel find ferner von fehr ungleicher Dauer. 
Diejenigen, welche langſam abgenugt werben, würben von einer 
fortgefegten Befteuerung wieberholt ergriffen und verringert, 
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bie ſchnell verzehrbaren dagegen ihres wechſelnden Borraihes 
wegen zum Theile gar nicht geiroffen werben. ine ſolche 
Steuer würde einen Antrieb geben, mehr auf Güter ber legteren 
Art zu verwenden, welches offenbar nicht vortheilhaft wäre. 
(a) 3. 3. wenn eine Rünzfammlung oder ein metallenes Kunftwerk ein- 
geſchmolzen oder ein nee Hausgeräth als Brennholz verbraudt 
werden müßte. 
$. 257. 

Demnach bilden die regelmäßig wieberfehrenden Einfünfte 
der Bürger die befte Quelle zur Beftreitung der fortdauernden 
Steuern. Obgleich die Steuerpflichtigen ſchon ohnehin darauf 
bedacht find, aus denfelben ihre Steuern herzunehmen ($. 255), 
fo ift es doch zwedmäßig, bei denfelben darauf hinzuwirken, 
daß dieß leicht gefchehen könne, indem man die Steuergegen- 
fände mit den Einkünften in ein richtiges Verhaͤltniß ſetzt. 
Dies hat noch einige befondere Vorzüge, indem 1) bie Ein- 
fünfte meiftend in Geldform eingehen und deßhalb die Abgaben 
am leichteften aus ihnen bezahlt werben fönnen, 2) felten ein 
großer Vorrath von Genußmitteln bei einem geringen Ein- 
fommen, öfter aber das Gegentheil bei reichlichem Arbeits- 
verdient, 3. B. von Aerzten, Künftlern ıc., angetroffen wird. 
Mit dem Einfommen darf der gefammte (rohe) Ertrag einer 
Erwerbsart nicht verwechfelt werben, I, $. 70. Diefer fann 
nicht ſchon als Steuerquelle gelten, weil von ihm nothwendig 
erft die Erwerböfoften beftritten werben müflen, welche man 
nady ihrer Erflattung immer wieder von Neuem für den näms 
fihen Zweck aufjuwenden pflegt. Wenn bie Steuern biefen 
Koſtenerſatz nicht verfdhonten, fo wäre bie Kortdauer bed Ers 
werbed in feiner bisherigen Ausdehnung gefährdet und hiermit 
die Steuerfähigfeit bedroht. Dieſe Nachtheile fallen weg, wenn 
man fi) an das Einfommen, d. h. benjenigen Güterzufluß 
hält, welcher ohne Verminderung des Vermoͤgensſtammes von 
bem Empfänger für perfönliche Zwede des Nutzens und Bers 
grügend ober zur Bermehrung des Bermögend verwendet wer- 
ben kann, I, $. 70, Nr. 3. Müflen der Steuern willen biefe 
Berwendungen eingejchränkt werben, fo hat man doch die Bes 
rubigung, daß der Fortgang der Wirthſchaft nicht gefährbet 
wird. Die Steuerfähigfeit der Bürger beruht alfo 
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vorzüglich auf ihrem Einkommen, unb die Steuern 
follen fo viel als möglih nah dem Verhältniß 
bes Einkommens vertheilt werden. Es if dieß neben 
ben beiden früher erflärten ($. 250) der britte Haupts 
grundfag bed Steuerweiend, der jedoch mit Rüdficht auf 
bie Quellen und bie Bermendungsarten der Einkünfte noch einer 
genaueren Beftimmung bedarf. 


() 9. Smith Hat biefen Sag der Steuertheorie zu Grunde gelegt und 
mit der Lehre von den Zweigen des Cinkommens in Berbindung gebracht. 
Er geht davon aus, daß die Steuern nur aus den drei Quellen der 
Ginfünfte, Grundrente, Gapitalgewinn und Arbeitslohn, herfließen 
fönnen (III, 120) und zeigt fpäter, wie der Arbeitslohn die auf ihn 
gelegten Steuern abwaͤlze :c. 
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Die Einkünfte der Bürger laſſen fi, mit wenigen unerhebs 
lichen Ausnahmen (a), in vier Abtheilungen bringen, von denen 
zwei, die Grunds und Bapitalrente, lediglich durch den 
Befis eines zum Erwerbe benugten Bermögend, zwei andere, 
Lohns und Gewerböverbienfl, durch die Arbeit bes 
Empfängers bedingt werben. Bon ben Renten muß nur ber 
etwa zur Erhaltung des werbenden Vermoͤgens erforderliche 
jährliche Aufwand vorweg durch den Eigenthümer (Rentner) 
genommen werden (a). Was davon übrig bleibt, meiftend der 
größere Theil der Rente, oft der ganze Belauf derſelben, ift 
ein beliebig verwendbares, Eoftenfreies, ein reines Einkommen, 
I, 8. 71. Aus dem Berdienft des Gewerbömanned und Lohn» 
arbeiter aber muß zunädft der nothwendige Unterhalt beider 
und ihrer Familien beftritten werben, und zwar nach dem 
Bedarfe, welcher burdy die Ratur der einzelnen Berrichtung, 
3. B. den Sig derfelben, bie erforderliche Lebensweife u. dgl. 
beftimmt wird. Diefer abzuziehende Theil gehört noch zu ben 
Erwerbstoften beider Claſſen, und erft der Weberreft erfcheint in 
dem erwähnten Sinne ald reines Einfommen, aus welchem 
Steuern getragen werben können. Daher bürfen Lohn⸗ und 
Gewerböverdienft nicht nach ihrem ganzen (toben) Betrage, 
fondern nur nad Abzug des Unterhaltöbebarfes befteuert 
werden, und biefe beiden Einfünfte find weit weniger er 
giebige Steuerquellen, ald Grund- und Capitalrente. Der in 
$. 257 aufgeftellte dritte Grunbfag erhält nach der vosftehenden 
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Betrachtung feinen genaueren und befriebigenderen Ausbrud in 
dem Schlußergebniß: die Steuern werden am beften aus 
dem reinen Einfommen der Bürger genommen (e). 


(«) Arme, Befangene ıc. 

(8) Aſſecuranz gegen Unfälle und Verluſte, Ausbefierung ber Gebaͤude, ber 

Stügmauern u. dgl. bei Ländereien u. dgl. Die mit der Benupung 

ber Bermögenstheile verbundenen Ausgaben (Betriebsfoflen) find da⸗ 
egen ſchon aus dem @ewerbsertrage abgezogen, che ber Meft deſſelben 
ie unter jene vier Binfünfte vertheilt. 

(6) Hiermit fimmen viele Schriftſteller überein; 3.8. Stein ©. 70, 
v. Hock ©. 30, 35, auh Umpfenbach ©. 115, ber jeboh in Ans 
fehung des Arbeitsverbienfles abweicht, S. 132. 


$. 259. 


Gegen diefe Saͤtze hat man eingewendet, daß die Renten- 
empfänger ebenfo wie die im Erwerbe befchäftigte Claſſe einen 
Unterhaltöbedarf haben, den die Steuer ungefchmälert laſſen 
müfle; auch ift der Begriff des reinen Einkommens ald wills 
kürlich angefehen worden, weil die nöthigen Bebürfnifle der 
Arbeiter und Unternehmer kein beftimmbaree Mauß hätten (a). 
Hierauf läßt ſich aber erwidern: 

1) Der Rentner fleht gegen ben Xohnarbeiter und Unter 
nehmer fehr im Bortheil, denn er ift Herr feiner Zeit, kann 
nad) feinen Neigungen leben unb ſich auch aus irgend einer 
Beichäftigung eine andere Einnahme verfhaffen, 3. B. im Staate- 
dienfte oder durch Gewerbögefchäfte, wozu ihm fein Vermögen 
gute Gelegenheit eröffnet (6). Unterläßt er dieß, fo ift ihm 
zwar fein Borwurf zu machen und er fann für die Geſellſchaft 
auf mandherlei Weife nüblidy werden (I, $. 336), aber e& ift 
wenigflen® Fein genügender Grund vorhanden, feinen Unterhalt 
wie Koften zu behandeln, die zur Erlangung der Einkünfte 
gemacht werden. Wollte man ihn dennoch hierin jenen beiden 
arbeitenden Claſſen gleich feßen, fo hätte dieß auch den Nach⸗ 
theil, den Reiz zum unthätigen Leben zu verftärfen. 

2) Zu dem Lohn» und Gewerböverdienft einer Familie 
gehört ein gewiſſer körperlicher und ftandesmäßiger Unterhalts- 
bedarf. Bei den Renten dagegen ift fein beftimmted Verhaͤltniß 
eines folchen Bedarfed zu dem Einfommen anzugeben. Es laͤßt 
fidy nicht fagen, von wie viel Rente ein Empfänger berfelben 
leben und auf eine gewiffe, mehr oder weniger reichliche Weiſe 


leben müfle, vielmehr hängt es in ber Regel von dem freien 
Ran, yolit. Dekon. III. 5. Ausg. 26 
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Entfchluffe ab, bei welchem Renteneinfommen man auf eine 
Erwerböbefchäftigung verzichten will. Der Rentner Tann ſich 
in Wohnort und Xebensweife nad feinem Kintommen richten. 
Seine Bebürfnifle beftimmen fi) nad) perfönlichen Umftänben, 
Erziehung, Gewohnheit ıc., und wenn eine gegebene Einnahme 
zufällig für den Einen ungenügend, für den Anderen fchon 
reichlich ift, fo wäre es nicht gerecht, hienach gleiche Renten« 
bezüge ungleidy zu befteuern (c). 

3) Die Renten find wegen ihrer Größe und der Annahıne 
einer größeren Steuerfähigfeit bei den Rentnern ſchon längft 
ftärfer befteuert worden als der Erwerböverbienft, biefe haben 
ſich folglich bei der Wahl der Lebensart darnad) richten Fönnen. 
Nur diejenigen Bamilien, die zum Arbeitderwerbe unfähig und 
auf eine fpärliche Rente ausjchließlich angewiefen find, verdienen 
einige Ruͤckſicht (d). 

4) Die Steuern laſſen in jedem Falle den größeren Theil 
ber Renten für die Bebürfniffe der Empfänger übrig. 

5) Bür jeden von Vielen betriebenen Zweig der werbenden 
Thätigfeit giebt e8 unter gegebenen Umftänden einen gewiflen 
nothwendigen Durchſchnittsbedarf, welcher durch das Verdienſt⸗ 
Einfommen befriedigt werden muß, weil fonft früher oder fpäter 
das Angebot der zugehörigen Art von Leiftungen abnehmen 
würde. Dieß ift eine unzweifelhafte Thatſache, welche daher 
aud in der Befteuerung berüdfichtigt werden fann, nur baß 
es fchwer if, jenen Betrag genau in Zahlen zu ermitteln, 
befonderd da in einzelnen Bällen der Arbeiter durch freien Ent- 
ſchluß fi) mehr oder weniger Annehmlichkeiten verfagen Tann, 
jo daß ber Ueberfchuß des Verdienftes über den nothwendigen 
Bedarf bald Kleiner, bald größer erfcheint (e). 


(a) Den Iegtgenannten Grund madıt } B. Wirth geltend, Grundzüge der 
Nationalöf. II, 342. — Nah Krönde (Grundſaͤtze einer ger. Befteur., 
©. 10 fig.) follen die Steuern nach der ganzen Ginnahme, ohne Abzug 
von Lebens: und Standesbetürfniflen, auferlegt werden, weil jene, nicht 
bloß das reine Ginfommen, unter dem fchügenden Ginflufie der Staate- 
gewalt bezogen wird. Gr bedient fidh der undeutlihen und entbehr: 
lihen Austrüde: pofitives und relatives Vermögen und Einkom⸗ 
men. — Nach Schön (Grundfäge, S. 57) foll man dagegen nicht blos 
die Erwerbskoſten, fondern auch den Unterhalt und einen fleinen Spar: 
piennig bei der Beſteuerung frei laſſen. — Neuerlich ift haupftſaͤchlich 
von K. Murhard (Theorie und Politik der Befteuerung, ©. 438, 447) 
ter Satz ausgeführt worden, daß nur das von dem Verf. fogenannte 
jubjective reine Ginfommen, td. h. dasjenige, vun welchem der 
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noͤthigſte Unterhalt des Impfängers abgezogen fei, befteuert werden bürfe, 
nicht das objective reine, 3.3. bie gem Grunds und Bapitalrente. — 
Nah v. Motted (Dekon. Folie, . 294) hat Niemand einen recht⸗ 
lihen Anſpruch auf Freilaſſung des Uinterhaltes, beim Reichen foll diefe 
unterbleiben und nur dem Dürftigen duch Nachlaß geholfen werben. 
Der Berf. unterfcheidet rohes und reines Eintommen nicht. — Mill 
(II, 50) verlangt mit Bentham, daß von jedem Einkommen ein 
gewifier ganz nothwendiger Lebensbedarf freigelaflen, der Reſt aber, der 
entbehrlihe Theil (die superfluities) gleihmäßig belegt werde. Dieß 
wäre für die Gewerbsunternehmer und einen Theil der Lohnarbeiter 
eine zu geringe Grleichterung, für den Reichen eine kaum fühlbare und 
doch der Staatöcaffe nachtheilige Schonung. Mil! nennt beifpielöweife 
ein Minimum von 50 2. St. — 570 fl. Wenn ber Befiger von 
2 Millionen fein Bermögen 5 Kindern hinterläßt, fo würde dann bei 
leichbleibendem Einfommen das 5fache Minimum unbefteuert bleiben. — 
Auch Umpfenbad, ©. 121, verlangt, daß man einen Unterhalte- 
bedarf, „Griftenzminimum“, freilafle, und zwar ein nad der indivi- 
duellen Lage der Privatiwirthichaften bemeflenes, ©. 125. Er beftreitet 
die ungleiche Behandlung der Arbeiter und der Rentenempfänger und 
den Abzug des Unterhaltsbedarfes ale eines Productionsaufe 
wandes bei jenen, ebd. ©. 132. Die Unterhaltstoflen Fönnte man 
allerdings nicht allgemein als Productionsaufwand anfehen, aber fie 
find die nothwendige Bedingung des Arbeitsverdienfles der Lohn⸗ 
empfänger. Niemand hat die Meinung gehegt, „daß der Holzhauer' 
jeine Bedürfniſſe befriedige, um Holz baden zu können“, allein er muß 
fie aus feinem Lohne befriedigen, weil er ausichließlic auf denfelben 
angewiefen if. 

(5) Bin Theil der Renten wird nicht müßig verzehrt, fondern gelangt an 
Arbeiter und Unternehmer, denen fie mehr Xebensgenuß gewährt oder 
Gripatniffe möglih macht. 

(ce) Eine Perſon Fönnte in verfchiedenen Ländern oder Begenden Renten 
bezichen und demnach fogar auf mehrfachen Abzug der Unterhaltungs: 
foften Anfpruch machen. 

(d) Die Streitfrage, ob die Steuer einen gleihbleibenden oder einen 
mit der Größe des Ginfommens fleigenden Theil deffelben (pro⸗ 

teffive Steuer) ausmachen folle, wird bei der allgemeinen Gin 
ommenfteuer ($. 400) abgehantelt, weil man gerade bei diefer Schatzung 
jene Steigerung befonders empfohlen hat, vgl. $. 391. 

(e) Der wirtpichaftlihe Kunflaustrud reines Binfommen, obgleid 
ziemlich verbreitet, Tieße ſich entbehren, aber die Sertegung des ganzen 
Berbienfteinfommens in jene zwei Theile liegt in der Natur der Sache. 


8. 260. 

Die nähften Bolgerungen aus vorftehenden Sägen find 
nachſtehende: 

1) Das reine Einkommen eines Volkes iſt die Quelle, aus 
der die ſaͤmmtlichen Steuern, ſo wie uͤberhaupt alle diejenigen 
Verwendungen zu beſtreiten ſind, welche nicht zu den Hervor⸗ 
bringungskoſten gehören. Die Steuern dürfen aber dieſes Ein⸗ 
fommen nicht aufzehren ($. 34), weil fonft nicht nur alle 
Erſparniſſe von Sachguͤtern, ſondern auch die Mittel für viele 


darauf angewiefene Privatzwede, namentlic für den Unterhalt 
26° 
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der nicht werbend thätigen Rentner und vieler Dienftleiftenden 
fehlen würden, alfo ein Theil des Volkes in Armuth geftürgt, 
das ganze WPrivatleben aber jedes behaglichen Gütergenuffes 
beraubt und von der ängftlichen Sorge um Erwerb und Eins 
fchränfung der Bebürfniffe verfümmert würde. Den wievielften 
Theil des reinen Volkseinkommens die Steuern verjchlingen 
dürfen, dieß kann nicht in einer allgemeinen Regel ausgeſprochen 
werden ($. 35), was ſchon daraus erhellt, daß eine Quote, 
die in dem einen Lande in Folge längerer Gewohnheit wohl 
ertragen wird, in einem anderen, wo biöher eine niedrigere 
beftand, empfindlichen Drud äußern fann. 

2) Auch alle einzelnen Volksclaſſen, die Bewohner eined 
jeden Zandestheiled und alle Einzelnen follen nah Maaßgabe 
ihred reinen Einfommend fleuern, und zwar bed ganzen Bes 
traged deſſelben, denn die Gerechtigkeit fordert, daß fein Theil 
deſſelben unbefteuert bleibe. 

3) Ebenfo follen die verfchiedenen Zweige des reinen Volks⸗ 
einkommens gleichmäßig von den Steuern getroffen werben. 


8. 261. 

Da jedes reine Einfommen eine Steuer tragen” fann und 
fol, fo macht die Entftehungsart bdefjelben feinen Unterfchied, 
und dad abgeleitete Einfommen ift gerade fo wie bad 
urfprüngliche (I, $. 251) zu behandeln. Dieß zieht die 
bemerfenswerthe Folge nad) ſich, daß eine und dieſelbe Güters 
maſſe zweimal befteuert werden kann, nämlidy bei zwei verſchie⸗ 
denen Empfängern nad) einander, wenn fie für jeden berjelben 
reines Einfommen if. Was z. B. die Grund» und Capital⸗ 
befiger für nügliche und angenehme Dienfte aus ihren Renten 
bezahlen, dad fann, wenn bie Dienftleiftenden reichlich genug 
bezahlt find, zum Theil in dem Einfommen berfelben wieder 
ald fteuerbar (rein) angeſehen werben (a). 


(a) Es würde auch in der That ſchwer fein, eine ſolche Unterfcheidung bei 
der Anlegung ber Steuern zu Berüdfichtigen, weil die Gränzlinie der 
rare und unprobuctiven Beichäftigungen fich nicht deutlich ziehen 
läßt, I, $. 109. 


$. 262. 
Der Anfprudy des Staates in Beziehung auf die Steuern 
richtet fi nach der Ratur der Sache an die im Staatöverbande 
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lebenden PBerfonen megen und in Gemäßheit ihres reinen 
Einkommens. Dieſes fällt für ein ganzes Bolf mit dem 
Reinertrage ber fämmtlichen Ermerböquellen zufammen, nur 
daß der Iebtere ohne Beziehung auf die Perſonen gegen- 
ſtandlich (objectiv) als Ergebniß gewiffer Mittel des 
Ermwerbed betrachtet wird. Es kommt hiebei oft vor, daß ein 
einzelner Reinertrag, 3. B. eined Haufes, einer Fabrik, ſich 
unter verjchiedene Perfonen vertheilt, fowie daß eine Perfon 
Reinertrag aud mehreren Erwerbögelegenheiten empfängt. Es 
it fowohl für die Berechnung der Steuerfchuldigfeit als für 
bie Erhebung der Steuer bequemer, wenn bie Regierung ſich 
in jedem einzelnen Kalle nur objectiv an den Reinertrag hält. 
So entfteht bie Befteuerung der Öüterquellen ober bie 
Anordnung der fog. Ertragsfteuern. Die Rente einer un» 
beweglichen Vermögensmafle (Liegenichaft) pflegt da befteuert 
zu werden, wo fie füch befindet, der Gewerbsverdienſt am Sige 
der Gewerböunternehmung, und die Umlegung der Steuer auf 
bie Theilnehmer an dem KReinertrage wird benfelben überlaffen. 
Man erfpart hiebei bie Mühe, die Antheile der Xebteren, bie 
bisweilen zerfireut, felbft im Auslande wohnen, in ihrem Ein- 
fommen auffuchen zu müffen (a). Indeß find bie Einkommens⸗ 
und die Ertragsfteuern nicht zwei Arten, zmwifchen denen man 
nad) Gutbefinden wählen Fönnte, vielmehr laſſen fich die letzteren 
da, wo fie den Steuerbehörben eine Erleichterung gewähren, nur 
foweit in Schuß nehmen, als durch fie die gerechte Belegung 
des reinen Einfommens der Einzelnen von felbft erfolgt (B). 


(a) Bol. hierüber Nebenius, Der öffentliche Grebit, I, 242. — Schön, 
Grundſaͤtze, ©. 66, 60. — 9. Rotted, Oekon. Bolit., ©. 201. 

(5) So wird der Gigenthümer mehrerer Landgüter sc. theilweile in den 
Steuerbezirken belegt, wo biefelben liegen. Cine Actiengeſellſchaft ver: 
feuert ihren Neinertrag im Ganzen und zieht an der Dividende jedem 
Theilnehmer den ihn treffenden Eteuerbetrag ab. 


8. 263. 


Nach den bisherigen Erörterungen läßt es fich leicht ent- 
fcheiden, welche Perfonen im Staate fteuerpflichtig 
feien. Dieß ift 

1) bei den einzelnen Staatöbürgern, bie im Genuſſe 
eined eigenen reinen Einfommens find, ſogleich außer Zweifel (a); 

2) daflelbe gilt von Geſellſchaften, welche ein ertrag- 


gebendes Bermögen befiben, mag nun ber Reinertrag unter bie 
Mitglieder vertheilt, oder zurüdgelegt werden ; 


3) Gemeinden und andere Körperfchaften find unter 
der vorftehenden Bedingung ebenfalld der Steuerpflicht unters 
worfen, denn die Renten ihres Vermögens vermindern die von 
ben Mitgliedern einzuziehenden Beiträge zur Gemeindecafle 
(Umlagen), oder machen diefelben fogar ganz entbehrlich. Haben 
aber folche Corporationen, wie viele der ehemaligen Hand» 
werfözünfte und manche Gemeinden, feine anderen Hülfsmittel, 
als jene Beiträge, fo bürfen fie nicht befteuert werden, weil 
diefe Beiträge lediglich eine Verwendungsart der fchon belafteten 
Privateinfünfte bilden. 


(a) Nach einem anerfannten Brundfage gehört hieher auch das Staats⸗ 
oberhaupt in Anfehung feines Privatvermögens. 


$. 264. 


4) Auf dad Stiftungsvermögen im Allgemeinen ift 
ber vorftehende Grundfag gleichfalls anwendbar, meil die durch 
die Befleuerung verurfachte Beſchraͤnkung der Ausgaben für 
den Stiftungszwed feine andere Wirkung ift ald die, welde 
in der Regel auch die einzelnen Steuerpflichtigen trifft. 

Es giebt jedody Körperfchaften und Stiftungen, deren Bes 
flimmung den Zweden des -Staates fo fehr entfpricht, daß fie 
eine befondere Schonung und Unterflügung verdienen. Bei 
einem Theile derfelben würde in Ermangelung zureichender 
eigener Einkünfte die Staatöcafie die Mittel zur Befriedigung 
bed Bebürfniffes liefern müflen, bei anderen ift wenigftend dag, 
was jene Einrichtungen leiften, in hohem Grade gemeinnüpig, 
und ed wäre nicht rathſam, den Erfolg derfelben durch Steuern 
zu fchmälern. Daher iſt e8 zu rechtfertigen, wenn folche Körpers 
fchaften und Stiftungen von denjenigen Steuern befreit werben, 
weldye geradezu auf Berfonen nad) Maafgabe ihres auds 
gemittelten Einfommend gelegt werden. Hiebei ift es nöthig, 

a) im Gefeße genau die Art folcher moralifcher Perſonen 
zu bezeichnen, welche nach der Befchaffenheit ihres Zweckes bie 
Steuerfreiheit anfprechen können (a), 

b) zugleich bei folchen Anftalten, welche ein örtlich oder 
fonft irgendwie begränzted Bebürfniß haben, in jedem einzelnen 
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Falle den Nachweis zu verlangen, daß die Einkuͤnfte aus eigenem 

Vermögen den zur Erreichung dieſer Zwede erforderlichen Bedarf 

nicht überfteigen (5). 

(a) 3.3. Baden: Bon der Hausfleuer find frei Lehrgebäude der öffentlichen 
Lehranflalten, Kranken⸗, Gebärs, Waiſen⸗ und Armenhäufer, fuweit fie 
für diefe Beflimmung benugt werden (Geſetz v. 18. Sept. 1810 8. 2, 4), 
auch Biarrhäufer, — von der Kapitaliteuer Anflalten, welde vom Staat 
durch jährliche, nicht aus privatrechtlihem Titel zu leiftende Zufchüffe 
unterflügt werden, Armen⸗- und Keanfenanftalten. Dienflländereien der 
Pfarrer und Schullehrer geben auch Feine Gruntfteuer. 


(6) Diefe Säge beziehen fih hauptſächlich auf kirchliche und Wohlthätig- 
feitöftiftungen. Die Steuerpflicgt eine® reichlichen, die Bedürfnifle der 
Geelforge überfieigenden Kirchenvermögens ift dagegen nicht zu be⸗ 
zweifeln. — Stephani, Dürfen Stiftungen befteuert werben? Augs⸗ 
burg, 1810. — Harl, Hantbud I, 533. — Die großh. hefl. Verordn. 
von 1809 u. 11 laſſen bei geiftlihen Stiftungen den Beweis zu, daß 
fie, wenn fie fortwährend befleuert würden, ihren Zweck nicht mehr 
erfüllen koͤnnten, Bigenbrodt, Handbuh IL, 83. — Bayern: Bon 
der Gapitalrentenfteuer find frei Bapitalien der Kirchenftiftungen, wenn 
fie duch Gntrihtung der Steuer außer Stand geſetzt würden, ihre 
Zwede vollkändig zu erfüllen, vwoorüber im Zweifel die Kreisregierung 
iu entfcheiden hat, ferner Gapitalien der geifllihen Pfünden, foweit die 

enten für Stiftungslaften oder Hülfsgeiflliche verwendet werben müflen 
(Stodar v. Neufvrn, S. 433), von der Hausfteuer Pfarrhäuier, 
wenn die Befoldung die Bongrua (die als Bedarf feſtgeſetzte Summe) 
nicht überfleigt (ebend. S. 377). 


8. 265. 


5) Eine Befteuerung des Domänens und Regalien; 
Ertrages ift im Allgemeinen eine unnüge Foͤrmlichkeit, denn 
diefer Ertrag bat feine andere Beftimmung ald die Steuern 
felbft, und fließt mit diefen in der Hauptſtaatscaſſe zufammen. 
Zwar muß man, wegen des nad) dem Steuerfuße umzulegenden 
Beitraged zu den Gemeindelaften, den Steueranjchlag jener 
Einfünfte ausmitteln, aber die wirkliche Entrichtung läßt man 
am beften bis zu einer Veräußerung beruhen (a). Eine Aus- 
nahme fann eintreten a) wo die Trennung einer Kammer unb 
ESteuercafle befteht ($. 92), weil bier die Domäneneinfünfte zu 
einer anderen Verwendung beftimmt find; ed hängt folglidy von 
ber Uebereinfunft mit ben Landſtänden ab, ob die Domänen 
eine Steuer geben follen (5); b) bei Steuern, welche ſich genau 
nad) der Menge von Erzeugnifien richten und ben Koſtenſatz 
derfelben in einem feftftehenden Berhältnig erhöhen, fo daß 
durch die Steuerfreiheit ein Staatögewerbe begünftiget und ben 
Privatunternehmern das Mitwerben erſchwert würde (ec). 
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(«) Borfhriften, wie die Steueranfchläge von den bad. Domänen bei ben 
Domänenverwaltungen bereit gehalten werben follen, bei Wehrer, 
Kam.:Dom.:Adm. S. 156. Defl. Inftruction ©. 81. 

(5) Zu den allgemeinen Reichsſteuern in Deutfhland mußten nad ben 
Neichögefeben die Landesfürften aus ihren Kammergütern beitragen. 
Pfeiffer, Geſch. der landſtaͤnd. Verfaſſung in Kurheſſen S. 80. 

(c) Dieß konnte bei Gewerke: und Handelsunternehmungen eintreten, wenn 
3. DB. ein Hüttenmerf des Staates von dem @infuhrzolle für einen 
wichtigen Verwandlungsſtoff, wie Bußeifen, zum Nachtheile der Privat: 
hütten befreit würde, oder eine Domänenbrauerei feinen Bieraufichlag 
Du eatrten hätte. Bol. (du Thil) Weber Befleuerung im Großh. 

enen $. 2. 


$. 266. 


6) Auh Fremde koͤnnen bei ber Befteuerung getroffen 
werben, und zwar a) zufällig, wenn fie fi in einem Bers 
haͤltniß des Erwerbed oder Gütergenufles befinden, an welches 
gefeglich eine Steuerfchuldigkeit der Staatöbürger geknuͤpft ift, 
fo daß fie fi) den letzteren gleichftellen, 3. B. wenn fle Waaren 
faufen, in deren Preiſe eine vom Verkäufer vorgefchoflene Steuer 
mit begriffen iſt (a), oder wenn fie eine Erwerböquelle im Lande 
befigen, auf welche an ihrem Site eine Ertragöfteuer ($. 262) 
gelegt ift. Diefe ſich von felbft ergebende Theilnahme der Aus 
länder ift gerecht, weil benfelben theilweife, während ihres 
Aufenthaltes oder durd ihr Eigenthum, die Staatseinrichtungen 
zu Gute fommen (db); b) zufolge einer abfichtlidhen Bers 
anftaltung, indem den Fremden, die im Stantögebiete eine 
Erwerbethätigfeit ausüben, eine befondere Abgabe bauptfächlich 
zur Gleichſtellung mit ben Einheimifchen abgefordert wird, 
3. DB. Gewerböfteuer von Hanbeldreifenden und von Ausländern, 
welde Waaren zum Verkaufe auslegen. 

Diefen Entrihtungen, da fie nicht von Staatöbürgern und 
nur bei der Benugung einzelner Bortheile von Ausländern 
geleiftet werden, fehlt ein weſentliches Merkmal im Begriff ber 
Steuern ($. 247), und fie ftehen deßhalb den Gebühren näher, 
doch kommen fie in der Form der Anlegung und Erhebung mit 
ben eigentlihen Steuern überein und bienen zum Theil zur 
Ergänzung bderfelben, weßhalb man fie indgemein zu ihnen 
rechnet. Bei den bejonderen auf die Ausländer gelegten Abs 
gaben ift es rathſam, fie mäßig und frei von läftigen Erhebungs- 
formen einzurichten, um den Verkehr zwifchen den Ländern nicht 
zu hemmen und bie Fremden nicht von dem Gebrauche ber 
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befteuerten Leiftung abzuhalten. Hieher gehört 3. B. der Durch⸗ 
gangszoll. 


(c) Bei den Ausfuhrzoͤllen laͤßt ſich ger nicht allgemein beflimmen, ob fle 
auf die In= oder Ausländer fallen, denn dieß hängt von dem Mit- 
werben ab. 

(6) Es wäre gut, wenn in nietesen Ländern gleichförmige Megeln beftän- 
ben, um eine doppelte Belaftung des nämlidhen Reinertrages zu ver: 
hindern, wenn 3. DB. Jemand in dem Staate A von einem Landgute 
Brundfteuer, und von der Rente deflelben in feinem Heimathslande B 
nochmals Binfommensfteuer geben foll. Auch bei Leihzinſen kommt dieß 
vor. — Ueber die Befteuerung der Fremden im Allgemeinen vergl. 
v. Hock S. 18. 


2. Hauptſtück. 
Die volkswirthſchaftlichen Wirkungen der Steuern. 


Die Wirkungen der Steuern in der Volkswirthſchaft lafſen 
ſich von zwei Seiten betrachten: 

1) Die Steuerpflidgtigen haben Ausgaben zu maden, 
welche gewifle Folgen für den wirtbfchaftlichen Zufland ber 
erfieren und für die ganze Erzeugung, Bertheilung und Ber: 
zehrung im Volke nady fich ziehen. 

2) Aus der Berwendung ded Steuerertraged zu Staates 
ausgaben entfiehen Bortheile für den Staat. Diefe find 
bei den meiften Ausgaben unmittelbar oder mittelbar zum 
Theile von volfswirthichaftlicher Art und vermögen deßhalb 
bie den Steuerpflichtigen aufgelegte Laft zu vergüten (a). Die 
über den Staatsaufwand im Allgemeinen aufgeftellten Säte 
($. 27 ff.) madyen hier eine Beleuchtung ber Folgen, welche 
aus der Anwendung der Steuereinnahme herrühten, überflüfftg. 

Die Unterfuhung der Wirfung ber Steuern in ber erfl 
genannten Beziehung iſt eine der wichtigften Aufgaben ber 
Steuertheorie; ed koͤnnen aber hier im allgemeinen Theile ber: 
felben nur wenige Hauptfäge gegeben werben, melde dann bei 
jeber einzelnen Art von Steuern und bisweilen felbft wieder 
bei einzelnen Arten ihrer Anlegung weiter ausgeführt werben 
müflen. Die Betrachtung muß fowohl auf die allgemeinen und 
nothiwendigen, als auf die von befonderen Umftänden hervor 
gebrachten und vermeidlichen Wirfungen gerichtet werben. 
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Die meiſten Buͤrger geben ihr ganzes Einkommen fuͤr per⸗ 
ſoͤnliche Zwecke aus (db). Die Einführung einer Steuer noͤthiget 
ben Befteuerten, feine Ausgaben und folglic feine Genüfle zu 
befchränfen, er empfindet alfo eine Entbehrung oder doch eine 
unangenehme Störung in feinen gewohnten Verwendungen. 
Hiedurch fühlt er fich angetrieben, der von den Steuern vers 
urfachten Schmälerung feines bisherigen Aufwandes einen 
Widerſtand (Reaction) entgegenzufegen. Hiezu giebt es zwei 
Wege: 

1) Bermehrung bed Einkommens durch Vermehrung der Thaͤ⸗ 
tigfeit und ber 2eiftungen, aus benen jenes entfpringt, $. 268. 

2) Bewirkung einer Veränderung in den “reifen, damit die 
Steuerlaft auf andere Perfonen hinübergewälzt werde, 8. 270. 


(a) Man kann das Steuerzahlen einen erzwungenen Anfauf perjönlicher 
Guͤter mit fachlichen nennen. Se vollfommener die von der Negierung 
veranflalteten perfönlichen Güter find und fe richtiger der Steuerpflichtige 
Re zu fhäßen weiß, defto mehr nähert ſich jener Kauf einem freiwilligen, 
vgl. 8. 250 (8). — Ueber die irrigen Vorſtellungen, nad weldhen man 
wegen des Zurüdfließens der Geldſummen in das Volk das Dafein 
jenes ‚Dofere ganz in Zweifel zog, f. $. 29 ff. und Murbard a. a. O. 

(6) Bleibt von den Einkuͤnften ein Ueberſchuß, den man zurüdlegt, fo 
wird durch die Steuer zunähft diefe Erſparniß angegriffen. — Wirth, 
a. a. O. II, 346, ftellt dreierlei möglihe Wirkungen auf: 1) Grweite: 
rung der Production, oder 2) Ginfchränfung der Gonfumtion, oder 
3) Angreifen des Stammvermögens. Dieß kommt bisweilen vor, follte 
aber verhütet werden. 

$. 268. 

Wenn es ben Befteuerten gelingt, ihre Einkünfte durch ver- 
ftärfte Leiftungen im Gebiete ber Gewerböthätigfeit um ben 
Betrag ber Steuern zu vergrößern, fo haben dieſe keinen andern 
Nachtheil, als daß die Steuerpflichtigen mehr Zeit und Kraft 
aufwenden müflen. Bei minder begüterten Steuerpflichtigen, 
wenn fle zugleich gewerbfleißig und thatkräftig find, iſt ein 
Antrieb hiezu vorhanden. Ein folcher Erfag der von ben 
Steuern verurfacdhten Schmälerung ber Einfünfte ift auf mehr 
fache Weife möglich: 

1) Durch Bergrößerung bed Gütererzeugniflede. Offenbar 
kann diefe nicht fchneller zu Stande fommen, als es die befiere 
Benupung des vorhandenen Gapitald und die Anfummlung 
neuer Capitale geftattet, auch kann ein einzelner Zweig ber 


Hervorbringung, wenigftens für den inländifchen Markt, nicht 
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ſtaͤrker ausgedehnt werden als die anderen, weil die Mittel zum 

Ankauf des Mehrbetrags einer Art von Waaren hauptfächlich 

aus der Zunahme anderer Arten genommen werden. Eine als 

mälige Erhöhung der Steuern, befonderd wenn biefelben gut 
vertbeilt find, vermag allerdings zur Anregung eines foldyen 
gefteigerten Gewerbfleißes und zur allmäligen Ausbehnung der 

Steuerfähigfeit beizutragen; Rentner treten in bie Reihen ber 

Unternehmer ein, diefe werben betriebfamer, bie Arbeiter fleißiger 

und geichicter, die Güterquellen erhalten eine vollftändigere und 

zwedmäßigere Anwendung. 

2) Durch Hervorbringung von Gütern einer befieren Bes 
fchaffenheit (Brauchbarkeit, Dauerbaftigfeit, Schönheit), bie 
auch einen höhern Preis erhalten und den Mitwirkenden einen 
größeren Gewinn verfchaffen. 

3) Durch Erfparungen an den Erzeugungsfoften mit Hülfe 
verfchiedener Kunftmittel, wobei ebenfalls, wenn der Preis nicht 
allgemein in gleichem Grade finft, etwas gewonnen wird. 

Sole Fortſchritte haben in neuerer Zeit ohne Zweifel 
barauf gewirkt, die vermehrte Steuerlaft erträglicher zu machen (a). 
Indeß darf man hierauf nicht zuviel bauen. Viele Steuerpflichtige 
find fchon fo fehr angeftrengt, daß fie nicht mehr leiften können, 
Anderen - fehlt der Abfag für ein größered Erzeugniß, ober bie 
Gelegenheit, mehr burdy ihre Arbeit zu verdienen, ober das zur 
Erweiterung ihres Gewerbes erforderliche Capital sc. Daher 
erfolgt eine ſolche Wirkung nur ziemlich langfam, und es läßt 
ſich nie vorberfehen, in welchem Maaße fie eintreten werde. 
Wo viele Gewerböleute und Lohnarbeiter biöher träge waren, 
wie bei weniger gebildeten Völkern, kann eine günftige Folge 
biefer Art beträcdhtlicher fein, als bei einer mehr entwidelten 
Betriebfamfeit (d). 

() M. Culloch (Taxation S. 6—10) fchlägt diefe Wirkung hoch an und 
glaubt, ohne den Krieg und die erhöhten Steuern würde das Capital 
der Briten nicht wre z geworden Tin fein, als es bei jenen Umfländen 
geworden if. — v. . 98 führt foldye unter 2) und 
3) genannten Bent unter den Feiner der Abwälzung ber 


Steuern auf, 3. B. die Verbeflerung des Betriebs in der Branntwein- 
brennerei, zu ber die Branntweinfteuer den Anſtoß gab. 

(6) Bgl. die bei Murhard ©. 56 angeführten Stellen und v. Notted 
a. a. O. ©. 300. — Singulitre facon de stimuler l’industrie, que de 
lui enlever une partie des moyens qu’elle peut employer pour la 
rendre plus active! Roſſi bei Garnier, Traitö ©. 35. 
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$. 269. 


Die Ueberwälzung (a) einer Steuer findet dann ftatt, wenn 
Diejenigen, welche fie an ben Staat entrichten, fi) von Anderen 
dadurch eine Entfchäbigung verfchaffen, daß fie eine Berändes 
rung im Preife einer gewifien Waare oder Leiſtung bewirfen. 
In diefem Falle tritt keine Vergrößerung des Arbeitderzeugniffes, 
fondern nur eine abgeänberte Vertheilung befjelben ein. Der 
Wunſch, fih auf diefe Weife einen Erfap für die Steuern ohne 
vermehrte Bemühung zu verfchaffen, liegt den Befteuerten nahe, 
aber die Ausfiht auf den Erfolg des hierauf hinzielenden 
Strebens iſt bei den verfchiedenen Claſſen der Steuerpflichtigen 
und den verfchledenen Arten der Steuern hoͤchſt ungleich. Die 
Unterfuhung über biefen Gegenftand fann hier nur auf die 
Bedingungen der Ueberwälzung im Allgemeinen gerichtet werben, 
bei jeder Gattung und Art von Steuern ift file dann weiter 
fortzuführen, auch haben in gegebenen Fällen die befonderen 
Umftände ſolchen Einfluß, daß der nad) den allgemeinen Sägen 
zu erwartende Erfolg mandje Abänderung erleidet. 

1) Eine Steuer kann nur dann übergewälzt werben, wenn 
fie die Mehrzahl der von ihr zunächft Getroffenen zu einer 
gleichförmigen Handlungsmweife antreibt, die fodann eine Ber- 
änderung in dem Begehre oder Angebote eines Verkehrsgegen⸗ 
ſtandes bewirkt. Dieß ift möglich a) auf Seite des Angebotes, 
wenn die Berfäufer eine ihnen auferlegte Steuer wie eine 
Koftenvermehrung betrachten, die ihnen durch einen höheren 
. Preis erfeßt werben muß, und, fall dieß nicht fogleich geſchieht, 
den Verfehrögegenftand in geringerer Menge zu Marfte bringen; 
b) auf Seite des Begehrs, wenn bie Käufer einer Waare ober 
Zeiftung von der Steuer abgehalten werden, fernerhin die näms 
liche Menge von jener zu faufen (b). 


(a) Bon den Yranzofen wird fle diffusion, vöpersussion, incidence des 
impöts genannt. De Parieu, I, 60. — v. Hock ©. 91. 


(5) Bei v. Hod ift jene Wirkung als Bortwälsung,. dieſe als Rüd: 
wälzung aufgeführt worden, 
8. 270. 
2) Eine Steuer, die auf das Einkommen einer ganzen Claffe 
von Bürgern gelegt wird, kann nicht leicht von benfelben auf 
bie Verkäufer gewiſſer Waaren übergewälzt werben, weil bie 


[4 
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Einfchränktungen der Befteuerten in ihren Ausgaben je nad) 
ihren Neigungen und Bebürfnifien vielerlei Waaren betreffen 
($. 269), wobei die geringe Abnahme des Abſatzes einer jeden 
leicht durch eine ähnliche Verringerung des angebotenen Bors 
rathes aufgewogen wird. Wenn aber eine Steuer gerade eine 
befondere Ausgabe oder Berzehrung trifft, wie 3. B. eine Auf 
lage auf Reit» und Kutſchen⸗Pferde, fo giebt fie eine Aufforbes 
rung für Viele, an der nämlichen Ausgabe etwas zu erjparen, 
und zwar in befto flärferem Maaße, wenn die befleuerte Aus» 
gabe leicht entbehrlidy ift und dem Luxus angehört. Xegen in 
einem folchen Balle die Verkäufer auf die Erhaltung ihres Ab» 
ſatzes großen Werth, weil fie ſich vielleicht in ihrem ganzen 
Unterhalte bedroht glauben, fo müffen fie den Berluft ertragen, 
den ihnen der gefunfene Preis auferlegt; können fie aber zu 
anderen Beichäftigungen übergehen, fo muß auch bad Angebot 
Fleiner werden und ber Preis wieder zunehmen, aber es wird 
freilich eine geringere Menge angeboten und gefauft, $. 269. 
Dieß ift mit der Zeit meiſtens zu erwarten, wenn der Ergreis 
fung anderer Gewerbögejchäfte weder natürliche noch künftliche 
Hinderniffe im Wege ftehen, I, $. 160. 

3) Die Ueberwälzung auf die Käufer (Nr. 1. a) gelingt 
dba am leichteften, wo alle von einer Steuer getroffenen Ber- 
fäufer fidy gleich ſtark aufgefordert fehen, fie durch Beſchraͤnkung 
des Angeboted zu erzwingen, wie bei foldyen Steuern, deren 
Betrag fi) nad der verkauften Waarenmenge richtet, 3. 2. 
Zölle, Acciſe. Diefe wirken auf die Verkäufer wie jede andere 
Vermehrung der Koften und treiben jene an, eine ‘Preiserhöhung 
zu verlangen, I, $. 163. 1). Gelaͤnge dieß nicyt und würde 
deßhalb ein einzelner Zweig von Gewerböunternehmungen minder 
eintraͤglich ald die anderen, fo müßte fich durch Uebergang zu 
anderen Gefchäften und verminderted Angebot dad frühere Bers 
hältniß der Gewerböverbienfte wieder herftellen, indem ber Preis 
der befteuerten Waare wieder in bie Höhe ginge. Bei ber 
Anlegung von Steuern dieſer Art pflegt die Regierung bie 
Mebertragung auf die Käufer audy wirklich vorauszufegen, denn 
biefe find es, die man mittelbar zu treffen beabfichtiget. Wenn 
bie Käufer für die Waare nicht den durch die Steuer erhöhten 
Preis bezahlen wollten, fo würde jene aus dem Verkehre 
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verſchwinden. Bei leichtentbehrlidhen Dingen und einer anſehn⸗ 
lichen Bertheuerung tritt gewöhnlich wenigftend ein Theil ber 
bisherigen Käufer vom Begehr zurüd und es erfolgt eine Ab⸗ 
nahme bed Abfaged, bie den Erzeugern und Kaufleuten Nach⸗ 
theil zufügs, felbft wenn denſelben bie Ueberwälzung gelingt (a). 


(a) Canard, Brundfäße der polit. Defon., überf. von Bölf, S. 145. — 
Die Werihſchaͤzung tes Segenflandes durch die Käufer und ber Ber- 
mögenszuftand derſelben von der einen, Die Koften bei den verſchiedenen 
Berfäufern und die Schwierigfeit, eine gewiſſe Art der Unternehmungen 
u verlaffen von ber anderen Seite beitimmen die Wirkung der Steuer 
in den einzelnen allen. Geſetzt die Steuer betrage 20 Proc. des bis⸗ 
herigen Preifes, ein Theil der Käufer verzichtet auf den Ankauf, bie 
Waare fteigt daher wegen des verminderten Begehrs nur um 15 Broc., 
fo fann diefer Preis fortdauern, wenn die mit geringeren Koften 
arbeitenden (Erzeuger diejenige Menge, welche mit dicker Preiserhöhung 
abgelegt werden kann, ohne Schaven zu liefern im Stande. Uebrigene 
ift auch bei leichtentbehrlihen Waaren obige Ueberwälzung in der Regel 
zu erwarten, weil die Werfäufer bei jenen feine andere Handlungsweife 
ergreifen, als bei werthvolleren Dingen. 


$. 271. 


4) Eine Ueberwälzung der Steuern auf Andere ift ſolchen 
Steuerpflichtigen ſchlechthin unmoͤglich, deren Einkünfte feſt⸗ 
geſetzt ſind, z. B. den Beamten des Staates, der Kirche und 
der Gemeinden und den Staatögläubigern. Daſſelbe gilt von 
den Eigenthümern verpachteter oder vermietheter Gegenflände 
während der Dauer bed Vertrages. 

5) Solche Steuern, deren Größe fidy nicht nach der jedes⸗ 
maligen Menge der von ben Steuerpflichtigen feilgebotenen 
Waaren oder Leiftungen richtet, find weit weniger zum Leber 
wälzen geeignet, denn ed ift nicht zu erwarten, daß alle Bers 
fäufer in dem Entſchluſſe übereinftimmen, das Angebot zu 
vermindern, vielmehr wird ein Theil derfelben gerade eine 
Erweiterung ihres Gewerbes bezweden, um ſich auf dieſe Weiſe 
in dem vermehrten Abfage eine Entſchaͤdigung zu bereiten. Doch 
würde die Steuer dann unfehlbar auf die Preiſe einwirken, 
wenn eine Clafle von Berfäufern fo ſtark befteuert wäre, daß 
fie das überbürdete Gewerbe aufgeben müßte. 

5) Insbefondere kommt es bei Steuern, die ben Ertrag 
einer einzelnen Güterquelle, 3. B. der Grundflüde oder’ der 
Arbeit, zu treffen beftimmt find, darauf an, ob der Befteuerte 
burch eine anderweitige Verwendung jener Quelle oder andere 
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Einrichtungen der Auflage ausweichen kann (a). Dieb wirb in 
vielen Fällen durch die Befchaffenheit ded werbenden Bermögend 
verhindert, 3. B. bei Ländereien, Gebäuden x., in anderen 
Fällen durch die Allgemeinheit der Beſteuerung. Deßhalb 
bleiben die meiften Steuern auf den Renten bed werbenden 
Bermögend liegen, bie auch wirklich den größten Theil des 
fteuerbaren Einfommens ausmachen, oder werden noch auf fie 
hinübergewälzt; die Kohnarbeiter dagegen müffen für eine Steuer: 
laſt, die im Berhältnig ihres Einkommens zu groß iſt und 
ihren nothwendigen Unterhalt zu fchmälern droht, durch erhöhten 
Lohn entfchädigt werden, weil fonft Auswanderung, vermehrte 
Sterblichkeit ıc. die Menge der angebotenen Arbeit verringern 


würbe (5). 

(a) 3. B. man vermeidet eine Steuer auf Aderpferde, indem man Zug- 
ochſen anſchafft. 

(6) Canard a. a. O. nimmt zu allgemein an, jede Steuer, ſie werde 
vom Käufer oder vom Berfäufer einer Waare erhoben, vertheile fich in 
beiden Fällen auf gleiche Weile unter beide Betheiligte und zwar in 
demfelben Berhältnid, in welhem das Mitwerben dem einen oder dem 
anderen günfliger it. Wenn 3. B. eine Waare 100 fl. gilt und mit 
10 fl. Steuer belegt wird, die Goncurrenz des Angebotes aber zu ber 
des Begehres fih wie 2 zu 3 verhält, fo follen jene 10 fl. in eben 
diefem Berhältniß von beiden Claſſen getragen werden, die Waare foll 
auf 106 fl. fleigen und der Berluft für die Berfäufer 4 fl. betragen. 
Es kommt nicht bloß auf die Größe des Angebotes und Begehres, 
fondern auch darauf an, nach welcher Kortichreitung beide ſich verändern, 
und im obigen Falle darauf, wie viel Kaufluftige mehr ale 100 fl. zu 
geben und wie viel Berfäufer unter 110 fl. zu verfaufen geneigt find. 
Ueberhaupt hat man ſich zuweilen, ohne die verfchiedenen Fälle Deutlich 
zu unterfcheiden, das Ueberwälzen der Steuern zu leicht vorgeftellt und 
deßhalb die gute Anlegung derſelben —— Hiezu neigt ſich 
auch Ricardo, Gap. 8: „Obgleich einige Steuern Dich Wirkungen 
(nämlich die Hemmung der Production) in höherem Grade äußern als 
andere, fo muß man doch zugefiehen, daß die verberblichen Folgen ber 
Befteuerung weniger von ber Wahl ber befteuerten Segenflände, als 
von ihrer ganzen Summe herruͤhren.“ 


5.272. 


7) Die Ueberwaͤlzung vermag, wie fi) aus vorftehenden 
Betrachtungen ergiebt, bie fehlerhafte Anlegung der Steuern 
nicht ſtaͤndig unſchaͤdlich zu machen, denn 

a) fie erfolgt bisweilen gar nicht, bald nur fehr langfam 
und unvollftändig. ine Ueberlaftung der Grundrente 3. 2. 
iR dauernd (Nr. 6), eine Ueberbürbung der Häufer wirft fo 
lange, bis die Zunahme der Einwohner die Miethzinfe fleigert 
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und die einſtweilen unterlaſſenen Neubauten wieder vortheilhaft 
werden. Es geſchieht auch nicht ſelten, daß unterdeſſen das 
Mitwerben in einem gewiſſen Nahrungszweige ſich aus anderen 
Urſachen veraͤndert und dadurch die Ueberwaͤlzung verzoͤgert 
wird. 

b) Sind nur einzelne oder wenige Steuerpflichtige zu hoch 
oder zu niedrig belegt, ſo iſt keine Wirkung auf die Preiſe 
moͤglich und die Ungleichheit unheilbar. 

c) In ber Zwiſchenzeit bis zu einer vollendeten Ueber⸗ 
wälzung kommen mancherlei Störungen in den ®ewerben und 
BVerlufte zum Vorfchein. Bei dein Berlaffen eined Gewerbszweiges 
hat man oft eine Einbuße an Capital zu leiden, Arbeiter werben 
außer Verdienſt gefegt u. dgl. 

d) Selbft eine vollftändige Ueberwälzung ift bei einer hohen 
Steuer nicht ohne volkswirthſchaftliche Nachtheile, indem fie die 
Erzeugung und ben Berbraud, eined Gutes, fomit den Güters 
genug vermindert. Diefe Wirkung ſetzt fich oft auch auf andere 
Gewerbözweige fort, die durch den von der Steuer gebrüdten 
ihren Abfag erhalten (a). 


(a) Canard (Brundfäße der polit. Defon., überf. von Bölt, ©. 157) 
nimmt an, daß der Druck jeder Steuer endlich ganz unfühlbar werde 
und Niemand weiter zur Laſt falle, giebt jedoh zu, daß die Reichen 
zu einer DBerminderung ihres Luxus genöthigt werten. Auch mißbilligt 
er nicht die befiere Vertheilung der Steuern auf die Individuen, ſon⸗ 
bern bezieht jenen Sag nur auf die Befleuerung der verfchiedenen Zweige 
von Binfünften im Ganzen (©. 154), indem er glaubt, daß, in welchem 
Verhaͤltniß dieſe auch belegt fein mögen, mit der Zeit doch die Steuern 
fih gleihmäßig auf alle Zweige vertbeilen muͤſſen. Die Schwierigfeiten, 
welche der Herflellung dieſes Gleichgewichts entgegenftehen, die aber 
nothwendig vorübergehend feien, nennt er Reibung (S. 159). — 
Diefe Lehre Canard's hat neuerlihd M. v. Prittwit wieder auf: 
genommen und weiter verfolgt (Kunft reich zu werden, 6. 625 — 655, 
und Theorie der Steuern und Zölle, S. 100 ff.). Nach der Anficht 
diefes Berf. wirken die Steuern wie eine Vermehrung der Erzeugunges 
koſten oder eine Bertheuerung ter Genußmittel, da aber das Einfoinmen 
der verfchiedenen Bolfsclaflen nicht von den genannten zwei Umftänden 
abhänge, fo koͤnne es aud von den Steuern nicht verringert werben, 
wenn biefe nur Zeit gehabt haben, ihre Wirkung zu Außern; fie ver: 
mindern alfo nur das Bolfseinfommen im Ganzen. Die Stetigfeit 
des Steuerwefens müßte demnach auch da vorgezogen werden, wo eine 
Art von Steuern fehlerhaft angelegt if, und die gleichmäßige Beſteue⸗ 
rung würde ale ein Phantom erfcheinen. — Nah dieſen Anfichten 
wäre ed für den endlichen Grfolg — welche Steuern man 
erhebt, denn die ganze Summe derſelben würde fich von ſelbſt fo vers 
theilen, daß alle Ginfünfte der Volksclaſſen und der Bürger wieder in 
das nämliche VBerhältniß treten wie es ohne alle Steuern wäre und Alle 
müßten einen verhältnißmäßigen Antheil an der geſammten Steuerlaft 
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auf ſich nehmen, wie nach dem Ausſchöpfen aus einer Abtheilung eines 
mit Gittern durdzogenen Teiches das Waſſer bald wieder in allen 
Faͤchern gleichhoch, aber etwas niedriger fteht. Diele Durd die Macht 
des Mitwerbens erfolgende Bertheilung würde wohl in feinem anderen 
Berbältniß ale in dem der reinen Einkünfte gefchehen Eönnen. 


8. 273. 


Derjenige Theil des Steuerbetrages, welcher nicht in ber 
erhöhten ütererzeugung feinen Erfag findet ($. 268), kann, 
wie er auch immer ſich unter die einzelnen Bürger vertheilen 
mag, im Ganzen nur dadurch aufgebracht werden, daß bie 
Bürger ihren Aufmand und ihre Verzehrung einfchränfen, oder 
weniger erübrigen, oder ihr Stammvermögen vermindern (a). 
Die beiden letztgenannten Wirkungen find ſchon oben als un, 
günftig bezeichnet worden ($. 255, 256) und follten vermieden 
werden. Berzehren die Steuerpflichtigen weniger, fo nimmt ber 
Abſatz mancher Güter ab und ber Preis finkt, bid er nach einer 
entiprechenden Berminderung ded Angebots fidy wieder auf die 
vorige Höhe erhebt und die hervorgebrachte Menge dem jeßigen 
ihwächeren Begehre gleichlommt. Diefe Erfcheinungen zeigen 
ſich nicht bei den werthvollſten Dingen, aud nicht in voller 
Stärfe bei einer und bderfelben Art von Genußmitteln, fondern 
theilweife bei mehreren, je nach den verjchiedenen Neigungen 
und Gewohnheiten der Menſchen in Hinſicht auf den Güters 
verbrauh. Während aber aus biejee Urfache der Genuß und 
die Erzeugung gewifler Güter abnimmt, fo verurfacdht dagegen 
der Staatdaufwand, fo weit er innerhalb ded Landes gefchieht, 
eine beträchtliche Verzehrung der von der Staatscaſſe bezahlten 
Beamten und anderer Arbeiter, ber Staatdanftalten, der vom 
Staate beichäftigten Gewerbsleute u. dgl. Die hieraus ent 
fichende Abfagvermehrung kann zum Theile gerade ſolche Güter 
betreffen, an denen ſich die Steuerpflichtigen etwas abbrechen; 
doch auch abgejehen von bdiefem Balle muß der Abfag ber 
Sewerböunternehmer, jo wie die Beichäftigung der Arbeiter 
und ber Capitale im Ganzen ungefähr in gleichen Umfange 
bleiben, weil dad gefammte jährlidh zur Berfügung kommende 
Eintommen fih nicht in der Größe, nur in ber Bertheilung 
und der Art jeiner Verwendung ändert. Ed dauert jedoch 
immer einige Zeit, bi® die mit der geänderten Ridytung ber 
Berzehrung verbundenen Störungen fidy verlieren, namentlic) 

Rau, polit. Delon. Ill. 5. Ausg. 37 
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bis die Befleuerten fi in eine andere Lebensweiſe gefunden 
haben, das Angebot verfchiedener Waaren ſich nach dem jehigen 
Begehre geftellt Hat, bis die z.B. in den Fabriken von Luxus⸗ 
gegenftänden oder in Dienften außer Thaͤtigkeit gefegten Arbeiter 
ein anderes Unterfommen erlangt und die Unternehmer ihre 
Gapitale wieber nüglich angelegt haben. Ein folder Ueber: 
gang ift ftetd mit Berluften am Capital und mit einer Bes 
drängniß von Arbeiterfamilien verknüpft; ift er jedoch beendet, 
fo bleibt nur noch die Einfchränfung übrig, welche die Steuers 
pflichtigen ſich auferlegt fehen, und auch diefe wird mit ber 
Zeit wegen der Gemöhnung weniger empfunden. 

(a) Dahin gehört auch das Schuldenmaden. 

8. 274. 


Sowohl aus biefer Urfache, als der möglichen Ueberwaͤl⸗ 
zung willen ift bie anfängliche Wirkung einer Steuer häufig 
von der fpäteren verfchieden, und alte Steuern werden deßhalb 
bei gleicher Güte leichter ertragen ald neue (a). Dan foll alfo 
nicht ohne wichtige Gründe und nur mit großer Umficht erheb⸗ 
liche Veränderungen in den Steuern vornehmen (5), es wäre 
aber zu weit gegangen, wenn man biefelben fo viel ald mög- 
lich vermeiden wollte, denn fie werden von Zeit zu Zeit noths 
wendig. Bald fordert die Vermehrung der Staatöbepürfnifie 
die Erhöhung, bald das Bedürfniß einer Erleichterung für eine 
oder die andere Volksclaſſe die Erniedrigung einer Steuer; bald 
gebietet die Gerechtigkeit eine andere Bertheilung der Steuern 
oder die Einführung einer neuen Art berfelben, wenn es fi 
naͤmlich zeigt, daß bisher die Staatdbürger nah Maaßgabe 
ihred Einkommens in fehr ungleihem Maaße getroffen worden 
find, 3. B. wenn Irrthümer zum Borfchein fommen, oder bie 
befteuerten Objecte fi) verändert haben. Man trägt jedoch 
aus guten Gründen Bedenken, fogleich eine Steuerermäßigung 
zu verfügen, fobald der Zuftand des Staatshaushaltes fie für 
den Augenblid geftattet, wenn man nicht auf längere Dauer 
diefed günftigen Berhältniffes rechnen fann, weil eine fpäter 
nothwendige abermalige Erhöhung wieder neue Befchwerlichkeiten 
mit ſich bringt. 


(a) Canard (a. a. D. ©. 174) behauptet, jede alte Auflage fei gut 
und jede neue ſchlecht. 
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(5) L’impdt variable e’est pis encore que limpöt excessif. De Gasparin 
et Reboul, De l’amortissemeit, ©. 13. — Fulda, Ueber die Wir 
fung sc. ©. 17. So lange eine Steuer fi gleich bleibt, Tönnen die 
* ſich in ihren wirthſchaftlichen Maaßregeln leichter nad ihr 

nrichten. 


8. 275. 


Die Wirkungen der Steuern in den einzelnen Staaten laſſen 
ſich aus ſtatiſtiſchen Thatſachen erforſchen, indem man die Ver⸗ 
aͤnderungen in den Preiſen der Waaren und Leiſtungen ſowie 
in der Menge der erzeugten und verzehrten Guͤter beobachtet 
und zu ermitteln ſucht, wie viel die Steuern hiezu beigetragen 
haben. Hiebei erfordert es viele Sorgfalt, den Einfluß anderer 
Urſachen auszuſcheiden. Ein Uebermaap ber Steuern m Ganzen 
würde ſich durch die Roth ber Xohnarbeiter, durch bie zuneh⸗ 
mende Berarmung, bie Bertheuerung unentbehrlicher Güter, 
den Verfall einzelner ®ewerbe, dad Sinken bed Steuerertrages 
wegen angehäufter Ausflände oder flarfer Abnahme ber befteuer- 
ten Ausgaben u. dergl. fundgeben. Ueberbuͤrdungen einzelner 
Volksclaſſen oder Gewerbszweige werden aus Erfcheinungen 
ähnlicher Art in engerem Umfange fenntlih. Die öfters ans 
geftellte Berechnung, welche Steuerfumme im Durchſchnitt auf 
den Kopf der Einwohner in jedem Lande fomme, ift zwar 
lehrreich, nur muß man ſich hüten, Yolgerungen aus ihr ab- 
zuleiten, zu deren Begründung fie für ſich allein nicht zureicht. 
Ohnehin muß man, damit eine richtige Vergleichung angeftellt 
werden Ffönne, bie Rechnung bei allen Staaten auf gleiche 
Weile vornehmen, gleiche Arten von Abgaben aufführen (a), 
überall gleichförmig ben Brutto oder ben Nettoertrag ans 
wenden (5) ıc. Die hiebei fich ergebende Verſchiedenheit bes 
durchſchnittlichen Steuerbetragd auf jeden Kopf(e) kann aus 
mehreren Urſachen berrühren: 

1) aus dem ungleidhen Wohlftande (der Steuerfähig- 
keit) der Völker, weßhalb auch bei gleicher Befteuerungsweife 
ber Ertrag der Steuern in mehreren Ländern oder Landestheilen 
verſchieden ausfällt (d); 

2) aus der ungleihen Höhe der Steuerbelaftung, 
indem diefe bald einen größeren, bald einen kleineren Theil des 
ganzen reinen Vollseinkommens hinweg nimmt und mithin von 
ber Graͤnze, wo das Uebermaaß anfängt, mehr oder weniger 

27° 
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entfernt iſt. Diefe Verfchiedenheit in der Steuerlaft kann wies 
der mehrere Urfachen haben. Dahin gehören 

a) der Umfang der Staatsbebürfniffe, wozu die Größe der 
Staatefhuld, der Belauf der nothwendigen anderen Ausgaben 
(3. B. die verfchiedene Koftbarkeit der Staatövertheidigung) und 
die Menge der ald nüglidy anerfannten und in Ausführung 
gebrachten Regierungsanftalten beiträgt (e); 

b) die Größe des aus Domänen. und Regalien fließenden 
Staatdeinfommend, db. 5. der in bie Staatöcafle gelangenden 
Renten und Gewerböverbienfte (f). 


(a) Zu diefem Behufe ift es 1) zweckmaͤßig, den rohen Betrag ber Gteuer 
u Orunte zu legen, weil die Grhebungsfoften von den Bürgern eben 
Tolle aufgebracht werden müflen, 2) aud der Monopolgewinn von 
Salz und Tabaf- verdient aus obigem Grunte mit eingerechnet zu 
werden, wie in $. 248. 

(d) Neben den in die Staatscafle fließenden Steuern dürfen auch Provincial⸗ 
abgaben nicht fehlen und bei Bundesflaaten dürfen nicht alleın Die 
Einkünfte der Bundesregierung berüdfichtigt werben. 

(6) Zur genauen Ausmittlung ift die Ginfiht ausführlicher Boranfchläge 
oder Rechnungen erforderlich, denn bei einem kurzen Auszuge find in 
den Hauptabtbeilungen nicht felten Theile einbegriffen, die ausgefchieden 
werden müflen. Beifpiele aus den in $. 248 (e) aufgeführten Staaten. 
Ges kommen auf den Kopf: 

| Sandesmünge | fübb. @uiden 


Stroßbritanien . . 1,8 2. St. 21,6% 
Srankeih . . . . 25,11 Er. 11,9% 
Niederlande . . . | 11,0 fl. 11,% 
Spanien -. » . . 1 TORE 8,6 
Oeſterreich 1862 . 6,8 8,04 

1864 . 8,18 9,w8 
Belgien . . . . [16,7 Kr. 7,55 
Sadhfen . .. . 4,07 Rthlr. 7,13 
Stalin . ... 14,9 Fr. 6, 
Naffau 1864. . . 6,9 fl. 6,9 
Nußlaı . . . . 3,8 R. 6,76 
Hannover . . . . 3,7 Rthlr. 6,5 
Baden. . ... 6,1 fl. 6, 
zraufen 2.2. 3,0 Rthlr. 5,9% 

ayern 

Wuͤrtemberg 5,0 fl. 5," 


Bemerk. Bei Würtemberg ohne Grhebungsfoften ber directen 
Steuern, 1. $. 248 (c). Die Volksmenge von Frankreich mit Cinſchluß 
von Algier. Defterreich nach der Zählung von 1857; der Steuerbetrag 
wird in Papiergeld bezahlt und beträgt alfo in Silber weniger. 

Hahn (Vergleichende Darftellung der Höhe und Grgebnifle der Bes 
fteuerung, Veſth, 1857) giebt eine Tabelle über fämmtliche europäifcye 
Staaten. Die Salz: und Tabakserträgnifie find nicht eingerechnet, dex 
Ausichlag auf den Kopf fällt daher bon aus diefem Grunde etwas 
niedriger aus ale in obiger Aufzählung. Der Verf. berechnet für den 
Kopf (in füddeutichen Qulten): Deflerreih 5,9, Bayern 5,7%, Frank⸗ 
reich 14,08, Niederlande 15,9%, Dänemark 6,®, Spanien, Portugal 6,81, 
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Griechenland 5,5%, Schweden 5,%, Neapel 4,%, Rußland 1,97. — 
Die Zahlen bei v. Czoͤrnig II, 481 weichen von den obigen darum 
ab, weil ter Berf. den verfchiedenen Budgets gemäß unter den indirecten 
Steuem auch die Gebuͤhren aufgenommen hat. Seine Berechnungen 
ergeben: ®roßbritanien 23,9%, Frankreich 15,51, Miederlande 15,3%, 
Spanien 10,%, Belgien 9,9, Deferreih 9,9, Preußen 8,7, Bor 
tugal 6,5%, Bayern 6, Rußland 5,7% fl. öfter. 

(4) Bal. $. 280. — IR in einem Rande in Vergleich mit anderen ein 
merflih höherer oder niedrigerer Preis der edlen Metalle gegen bie 
Mehrzahl der Waaren, fo wird ter Steuerbeitrag des Ropfes auch 
fhon aus diefer Urfache ungleich fein. 

(e) Bal. v. Hoffmann, Geſetzgebung des Großh. Heflen, ©. 208 ff. 
GFettertigung der hoͤheren heſſiſchen Steuerquote.) 

() Es ſeien z. B. zwei Laͤnder A und B von je 5 Mill. Einwohnern. 

Wenn in A die Domänen und Megalien (ohne Monopolgewinn) 

2 Mid. ſi. mehr tragen ale in B, fo muß Hier 0,4 fl. mehr Steuer 

vom Kopf gefordert werden. Dagegen gelangen auch in Renten, reinem 

Gewerbes und Lohnverdienſt 2 Dil. mehr in den Belt der Bürger, 

wovon durch mancdherlei Steuern (unter Annahme von ?/, des reinen 

Einkommens) hen !/s Mill. eingehen können, aud jährlich etwas zur 

Bermehrung des Gapitals erübrigt werben wird. 


ur 


3. Hauptftüd. 
Einriätung des Steuerwefens. 





J. 
Zuſammenhang der Stenern. 
8. 276. 


In früheren Zeiten, ald dad Steuerweien nody wenig durch⸗ 
dacht war und allgemeine Grundfäge für baffelbe gänzlich fehlten, 
pflegte man jede Steuer nur für fi in Hinfiht auf ihre Ein- 
träglichfeit, Leichte Anlegung, Unfchäblichkeit, auf die Koftbarfeit 
oder Wohlfeilheit, Bequemlichkeit oder Schwierigkeit der Ers 
hebung ıc. zu betrachten. Man griff zuerft zu denjenigen Steuern, 
welche nad diefen Eigenfchaften die größten Borzüge hatten 
und nahm dann allmälig, ald der Geldbedarf anwuchs, andere 
zu Hülfe, von denen man eine beträchtliche Einnahme erwartete. 
Seitdem man aber die Bertbeilung des jährlichen Volksein⸗ 
fommend in feine verfchiedenen Hauptzweige zu überbliden 
gelernt hat und eine gleichmäßige Belaftung berfelben ale 
rechtliches Gebot anerkennt, muß man bie fänmtlichen Steuern 
eined Landes ald Theile eined Ganzen anfehen und darauf 
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binarbeiten, daß alle Arten von Einkünften vollftändig und in 
tichtigem Berhältniß getroffen werden. Der Inbegriff der Steuern 
eined Landes, dad Steuerweſen befielben ift öfters mit dem 
Namen Steuerfyftem bezeichnet worden. Er verdient den» 
felben nur dann, wenn bie einzelnen Steuern ben obigen all 
gemeinen Grundfägen gemäß angelegt find, fo daß fein Theil 
bed reinen Einkommens frei gelafien ober zu fehr geſchont, 
ober tagegen überbürbet wird. Aus diefem Grunde muß man 
bisweilen einzelne Steuerarten beftehen laſſen oder neu ein» 
führen, die in verſchiedenen Hinftchten mit mehr Schwierigkeiten 
und Unbequemlidyfeiten verfnüpft find als die übrigen, die aber 
zur Bollftändigfeit des Steuerweſens erforderlich find. 


8. 277. 


Da man ehemald nicht umhin konnte zu bemerken, daß 
manche Steuern ungenau angelegt waren, fo feheute man fidy, 
wenn die Staatdeinfünfte vermehrt werden mußten, jene zu 
erhöhen und dadurdy Klagen heroorzurufen, man zog es daher 
vor, vielerlei Auflagen von geringem Betrage neben einander 
einzuführen. Diefe Bielheit der Steuern machte die Erhebung 
umftändlidy und koſtbar, verurfacdhte auch den Steuerpflichtigen 
eine unnöthige Mühe und erfchwerte den Ueberblick des ganzen 
Steuermefend. In der neueften Zeit hat man dagegen den 
großen Nutzen einer vereinfachten Steuereinrichtung fchägen 
gelernt, eine Menge von Auflagen abgefhafft und bafür bie 
beibehaltenen forgfältiger angelegt, fo daß ſie nöthigenfall® ohne 
beträchtliche Rachtheile erhöht werben konnten. Bei der Heinen 
Zahl von Steuerarten, die man in den heutigen Staaten an; 
trifft, iſt es viel leichter, ihre Wirkungen wahrzunehmen und 
fie in ein richtiges Verhaͤltniß zu einander zu fegen. Die 
wahren, kraft landesherrlicher Gewalt aufgelegten Steuern müflen 
hiebei forgfältig von den privatrechtlichen Xeiftungen aus dem 
gutöherrlichen Verbande (den Grundgefällen) unterfchieben wers 
den, weil jene den Bürgern unentgelblich erlaffen werben, biefe 
aber abzulöfen find, $. 156. Diefe Scheidung iſt in mandyen 
Fällen nur mittelft genauer Hiftorifcher Unterfuchungen aus⸗ 
zuführen (a). 


(a) Diele Ausſcheidung hat beſonders darum praftifche Wichtigkeit, weil 
den beutihen Gtandess und Grundherren bie grundherrlichen Gefälle 
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verblieben, die Steuern entzogen worden find, fowie ihnen zugleich die 
Regierungsausgaben abgenommen wurden. In mehreren beutichen 
Staaten hat die Aufhebung der fleuerartigen alten Abgaben mühfame 
Nachforſchungen verurfaht; v. Sensburg, Unterf. des Urfprunge 
und der Ausbildung alter Steuern und Abgaben. Grlangen, 1823. — 
Eigenbrodt, Ueber die Natur der Beede-Abgaben, Gießen, 1826. — 
Neuere Forſchungen zeigen, dag die Namen der Abgaben für das Weſen 
berfelben nicht entfcheiden, indem bisweilen Steuern, gutsherrliche und 
leibeigenfchaftliche Entrihtungen mit dem nämlihen Ausdrude belegt 
wurden. — Ueber die alten Abgaben in Baden Berhandl. der I. Kammer 
von 1837, Beil. I, 153— 168 (v. Rau). 


8. 278. 


Die Vereinfachung des Steuerwefend findet nothwendig 
darum eine Gränze, weil, auch wenn man bie zahlreichen auf 
den Güterverbrauch gelegten Steuern ($. 292) befeitigen würbe, 
doch die verfchiedenen Zweige des reinen Einfommend im Bolfe 
zur Befteuerung beigezogen werden müflen und jeder derfelben 
feiner Ratur nad) cigenthümliche Regeln für ihre Ausmittelung 
und Belegung aller fteuerbaren Einkünfte erfordert, fo daß alfo 
mehrere Arten von Steuern, z. B. von ber Grund» und Capital 
rente, neben einander beſtehen. Es ift aber öfters die Forde⸗ 
rung audgefprochen worden, daß in jedem Staate nur eine 
einzige Steuer anzuordnen fei, was freilich, wenn es fonft mit 
den Grundfägen ber Befteuerung vereinbar wäre, bie Verwal⸗ 
tung fehr erleichtern würde. Dieß Ziel bat man erreichen 
wollen: 

1) durd Einführung einer einfachen Steuer, welche theild 
unmittelbar, theild vermittelft der Ueberwälzung alle Staats: 
bürger treffen würde. Dahin gehört, neben anderen Vor⸗ 
fchlägen (a), die von den Phyſiokraten empfohlene einzige 
Orundfteuer (I, $. 41), deren Ungmwedmäßigfeit aus ber Klaren 
Einfiht in die Vertheilung der Einkünfte leicht erhellt (5), ſowie 
überhaupt die Unmöglichkeit jeder ähnlichen Befteuerungdmethode 
außer Zweifel ift; \ 

2) durch eine allgemeine Einkommens s oder Vermoͤgens⸗ 
feuer, die man fidh als eine Zufammenfegung und Berfchmel 
zung mehrerer, nad) einerlei Hauptgrundfab angeordneten Arten 
von Steuern denken fann, wobei die auf einem anderen Princip 
beruhenden aufgehoben würden, $. 368. 402. | 


(a) Plan einer einzigen Mahl ſt euer, von einem fpanifchen Finanzmanne ; 
Delecourt, De tributis sc vectigalibus, ©. 60. . 
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(6) Unter andern iſt Canard's Preisichrift G 270 und I, 8. 45 (d)) 
hauptſaͤchlich zur Beleuchtung dieſes phyflofratifhen Sapes beftimmt 
geweien, ſ. aud v. Jakob, St. Fin.⸗Wiſſ. I, $. 502— 507. 


8. 279. 


Die größeren und mittleren europäifchen Staaten entflanden 
burh allmälige Zufammenfügung mehrerer Eleineren Gebiete. 
Wo diefe Bereinigung noch neu ift, wie fie cd in Deutichland 
nad) den letzten Veränderungen war (a), oder wo das Andenken 
an die frühere Trennung ſich noch in ber verfchiedenen Geſetz⸗ 
gebung und Berwaltungsweife ber Provinzen erhalten hat (5), 
da verurfadht ‚die ungleichartige Steuerverfaffung ber einzelnen 
Zandestheile vielerlei Unbequemlichkeiten. Sie verhindert, daß 
bie Bewohner verſchiedener Bezirke gleichmäßig belegt werben, 
fie erfchwert die Oberleitung und bie Vervollkommnung des 
ganzen Steuerwefens, verwidelt da Rechnungsweſen und fann 
felbft den Verkehr im Innern des Staatsgebietes beläftigen (c). 
Diefer nachtheilige Zuftand läßt ſich jedoch nicht augenblicklich 
aufheben, weil genaue flatiftifche Worarbeiten dazu gehören, 
um bie nämlichen Steuern im ganzen Lande einzuführen, und 
weil ed, wenn fein Theil des Staates fchon eine vorzüglidye 
Steuerverfaffung bat, rathfam ift, lieber ſogleich eine neue 
befiere vorzubereiten. 


(a) Reicheveputationsreceß von 1803, Rheinbundsacte von 1806, Acte des 
Wiener Congrefies von 1815. 

(6) 3. 3. in Frankreich bis 1789, im öfterreichifchen Staat bis 1848, im 
Königreih Italien. 

(e) In Bayern wurden noch 1831 ($. 18 des Finanzgeſetzes) 19 verfchies 
dene, in einzelnen Landestheilen üblicy gewelene Abgaben aufgehoben. — 
Hannover Hat feit 1817 ein gleihfürmiges Steuerfyflem. Bis dahin 
war wegen der ungleichen Gonjumtionsfteuern der Webergang von 
Waaren aus einer Provinz in die andere mit Abgaben belegt, wie in 
Breußen bis 1818. Diefer Staat hatte noch bis it vielerlei Grund⸗ 
ſteuerſyſteme. Die bad. V. v. 22. März 1811 ſpricht von 40 — 50 
verjchiedenen Steuerſyſtemen, die damals im Lande befanden. — Die 
großh. heifiihe Provinz Starfenburg Hatte 24 verfchiedene Steuer: 
verfaflungen, Rrönde, Anleitung ©. ?. 


6. 280. 
Wenn man in ber Zmwifchenzeit, ehe biefe Vorarbeiten bes 
endigt find, vorläufig wenigftend bie größeren Ungleichheiten 


in der Belaftung der verfchiedenen Landesbezirke entfernen will, 
jo muß man fuchen, bie jegigen Steuern durch Zufchläge ober 
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Verminderungen uͤberall in ein gleiches Verhaͤltniß zu der 
Steuerfähigkeit der Einwohner zu ſetzen. Für dieſe vorläufige 
Ausgleichung hat man vergeblich einen einfachen, bequemen 
und genauen Maaßſtab geſucht, nach welchem der von jedem 

Landestheile zu erhebende Steuerbetrag beſtimmt werben koͤnnte (a). 

Der Flaͤchenraum iſt offenbar ganz unbrauchbar. Eher koͤnnte 

man ſich noch an die Einwohnerzahl halten, doch wird 

auch fie unzuverläffig, wenn in den volkswirthſchaftlichen Ver⸗ 
haͤltniſſen Berfchiedenheiten obwalten. Um hierüber Aufklärung 
zu erlangen, iſt es nuͤtzlich, den Steuerbeitrag ber einzelnen 

Theile eined Staates zu vergleichen, in dem eine gleichförmige 

Steuerverfaffung beſteht. Hiebei zeigt fih, daß in großen 

Städten auf jeden Einwohner mehr Steuer kommt als fonft 

im Lande, weil dort viel Reiche wohnen. Gegenden mit uns 

fruchtbarem Boden, 3. B. Gebirge, Haben einen niedrigen 

Steuerbeitrag bed Kopfes, fruchtbare, für ben Abſatz günftig 

gelegene und gut angebaute Gegenden einen vorzüglid hoben. 

Ausgedehnter Gewerföbetrieb wirkt ebenfalls vortheilhaft auf 

die Steuerfähigfeit, bei fehr hoher Bevölkerung aber findet man 

diefelbe niedriger als bei mittlerer (6). In einem großen Gebiete 
fann die Berfchiedenheit diefer und anderer Umftände die Steuer⸗ 
fumme, welche jeder Kopf im Durchſchnitt trägt, fehr ungleich 
mahen. Man muß veßhalb darauf verzichten, zu dem eben 
genannten Zwede einen einzigen Anhaltöpund zu benugen, 
und vielmehr aus ber Verbindung mehrerer Kennzeichen die 

Steuerfähigfeit jedes Bezirkes ermitteln. Erſtreckt ſich die Ver⸗ 

fhiedenheit nur auf eine einzige Art der Steuern, fo if «8 

leichter, vorläufig eine Gleichheit der Belaftung eines ges 

wiffen Einfommend nach deutlichen Kennzeichen deſſelben ber» 

zuſtellen (c). 

(s) Betrachtungen hierüber enthalten Benzenberg, Preußens Geldhaus⸗ 
halt, ©. 77. 131. — Ganilh, Thöorie de }’&con. polit, ©. 192 
(unklar). — (Hofer) Angef. Ideen. 1808. Der Berf. ſchlaͤgt vor, 
zwifchen ben einzelnen Provinzen %5 der Summe nad der Bo N 
Ya nah dem Flaͤchenraume umzulegen, in den Amtöbezirten jeder Pro- 
vinz aber %s nach dem Fläheninhalte und mit der Reduction des 
ſchlechteren Bodens auf eine Kleinere Fläche des beſſeren. Dieß Bers 
fahren kann nicht befriedigen, weil andere Urſachen außer der Volks⸗ 
menge und dem Flächenraum zu mächtig einwirken. Wendet man 3.2. 


diefe Austheilungsart auf einige öflerreichiiche Kronländer an, fo ergiebt 
fih die Steuerfumme: 8 ei 8 


(6) 
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nah Hofer's wirklich 

Methode 1857 
Böhmen - - -» 2». 149 Mil. fl.| 39%, Mil. fl. 
Lombardei und Benedig . | 423 „ „I63 u m 
Sol. 2 2... ln „| 7196000 „ 


Unen . .. . 63, „ „|56 Mi. 


Nur bei Tirol trifft die Berechnung mit der Wirklichkeit zufammen. — 
Die 9 Provinzen von Belgien hatten 1861 Procente 


der des der 
| Steuern —— Volktzahl 


Antwerpen . . . 14, * 9,61 9,8 
Brabant . . . . 21,7 11,4 17 
MWetflandern . . . 11,8 10,% 13,8 
DOfflandem . . . 17,0 10,8 16,9 
Hennegau. . . . 15, % 12,63 17,8 
9, 9, 11,9 
Limburg 4,9 8,# 4! 
Zuremburg 1,% 14,% 4,3 
Namur 4,% 12,42 6,3 











ieraus erkennt man, daß in der Mehrzahl ber Provinzen auch eine 
ombination von Flächenraum und Volkszahl nicht das richtige Vers 
haͤltniß geben würbe. 
Die Zölle müflen bei foldhen Bergleihungen außer Anſatz bleiben, weil 
fie nicht gerade von der Gegend getragen werden, in ber fie eingehen. 
Die folgenden Beifpiele zeigen, daß die Steuerbeiträge auch mit der 
Dichtigfeit der Bewohnung nit in gleichem Verhaͤltniß flehen. 


Belgien, 1861; Grund⸗, Berfonals, Patentfteuer und Acciſe auf 
ben Kopf, Bevölkerung auf die deutihe Meile: 




















Srovinz Geiras Sa Brovinz. — ei 
Antwerpen . . Hennegau . 10,07 Fr. 12 168 
Brabant Lüttich 98 „|10186 
Limburg . 113,597 „| 44771 Namur . . . 8,8248318 
Dfflanden. . 112,6 „ 114 718| Zuremburg . . | 5,? „| 2528 
Meflflandern .. 110,1 „ 110 896 | 





Sm Ganzen genommen findet ſich alfo die hoͤchſte Steuer bei einer 
mittleren Bevölkerung, die niebrigfte bei der geringften Bevölkerung, 
bie mittlere bei der ſtaͤrkſten Bevölferung. 


Bayern, N. 1855 — 61, fämmtlihe Steuern ohne Zoll. 


Rreife. ae en Kreife. 


Oberbayern . | 6,8 fl. | 2407 | OberpfalE - . | A,’ fl. | 2694 
Schwaben . . |6 „ | 3233 $ Unterfranfen . | 4,5 „ | 3629 
Niederbayem . | 5,9 „ | 2844 | Oberfranfen . | 4,1, | 3988 
Mittelfranten . 5,3 „ | 3846 I Pf . . . | 3,5. 1 5428 


Hier haben bie vier fchwächer bevölterten Kreife einen mittleren Steuer: 
betrag von 5,55, die vier flärker bevölferten aber nur 4,5 fl., fonft ift 
feine Regel zu erkennen. 


— 


auf den Bevoͤlle 
Kopf rung 








(e) 
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In Preußen haben bie drei nordoͤſtlichen Provinzen den geringſten 
Steuerbetrag vom Kopf und zugleich die geringſte Bevoͤlkerung. — 
In Defterreich haben im Ganzen die am bdichteften bewohnten Kron⸗ 
länder ebenfalls einen mittleren Steuerausſchlag; directe und indirecte 
Steuern von 1857: 





f ; Al * ‚ 
auf ben | Beni ft» Aronlänber. 


Kronländer. Kopf | rum | Rot rung 
Bin . . . |621.| — I Kämtben . . | 7,9 f.| 1920 
Salzburg . . [20,7 | 1240 | Kroatin . . | 7,9% „| 3038 
Nie deroͤſterreich Shlfen . . „| 5355 

ohne Wien . |12,% „ | 3295 ni . .0..7]68 „| 2800 
Lombardei . . j12,% „ | 8023 | Militärgränze . | 5,7% | 2168 
Benedig. . . |11, „ | 6010 | Siebenbürgen . | 5,7 „ | 1809 
Mähren. . . | 88 „| 5107 | Bufowina . 5,8 „ | 2375 
Woiwodſchaft. | 8,® „ | 3020 | Salzien . . | 5,9 „ | 3710 
Böhmen . . | 8,% „| 5318 | Dalmatin . „ | 48 „| 1945 
Tirol + 7,855 „| 1850 | | 


Die von der fchweizerifchen aaglehung aufgeflellte, 1838 abgeänderte 
Scala des Beitrags zu den Militärausgaben des Bundes, die man 
für ein richtiges Maaß des Wohlſtandes hält, zeigt das geringere Eins 
fommen ber hauptfählic auf Viehzucht Hingewiefenen höberen Gebirge: 
gegenden im Vergleich mit den fabrif- und handeltreibenden Gantonen, 
welche größere Städte und fruchtbaren Boben befigen. Es iſt hiebei 
ein Gontingent von 2 Proc. angenommen und für den Mann wirb 
bezahlt 30 Fr. von Bafels Stadt; 25 Fr. Senf; 20 Fr. Zürih, Bern, 
Aargau, Neuenburg, Waadt; 15 Fr. Thurgau, Solothurn, Freiburg, 
St. Ballen, Luzern, Schaffhaufen, Appenzell A. R.; 12'/s Fr. Baſel⸗ 
Landfhaft; 10 Br. Ten, Glarus, Suraämter von Bern; Ti/a Fr. 
en Bündten, Zug; 5 Fr. Unterwalden, Schwyz, Uri, Appens 


MIR. 

Beifpiele: Die 1859 beantragte Ausgleihung der Grundſteuer im 
preußifchen Staate, wobei den beiden weſtlichen Provinzen 20 Proc. 
der Anichläge abs, den vier norböftliden 10 Proc. zugefeht werben 


follten. — Die 1864 beſchloſſene Austheilung der ganzen Srundfleuer 


auf die Theile des italienischen Staates. 


I. 
Ansführnung der Stenern. 
$. 281. 
Wenn auch der Gegenfland und die Größe ber Steuern 


gegeben find, fo hängt body die Stärke der Beläfiigung für bie 
Bürger und die Schwierigkeit, welche die Regierung bei ber 
Erlangung der Steuereinnahme zu überwinden hat, zum Theil 
noch von den äußeren Einrihtungen ab, bie dazu erfor 
derlich find, um jedem einzelnen Steuerpflichtigen feinen Beitrag 
abzufordern und benfelben der Staatscaffe zuzuführen. Sinb 
jene Einrichtungen mangelhaft, fo fügen fie zu der ohnehin im 
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jeder Steuer enthaltenen Beſchwerde noch eine zweite zufällige 
hinzu; find fie gut, fo vermindern fle bie Laft und beförbern 
die Verwirklichung der obigen Orundfäte. Die Regeln, welche 
fi) auf dieſe formellen, zur Außerlichen Darftellung eines 
Steuerfoftems gehörenden Anordnungen beziehen, können nad) 
folgenden drei, bei jeder Steuer vorfommenden Borgängen 
geordnet werben: 

1) Feſtſetzung ber Steuerfchuldigkeit, 

2) Entrichtung durch die Steuerpflichtigen, 

3) Erhebung (Einzug) für die Staatscaſſe. 
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3u 1) Um eine Steuer forbern zu fönnen, müffen vor 
Allem diejenigen Zahlenbeftiimmungen aufgeftellt werden, aus 
benen bie Steuerfchulbigfeit jedes Einzelnen leicht erfannt wird. 
Dazu gehört: 

a) Die Bezeichnung bed Gegenſtandes ($. 254), nah 
welchem überhaupt die Steuerpflicht bemeflen werden fol, 3. 2. 
eined Bermögenstheiled, eined Einfommend, einer Ausgabe ıc.; 

b) die Feſtſetzung bes Steuerſatzes, d. i. der Regel, 
nad welcher von einem gewiſſen Gegenftande ein gewiſſer 
Steuerbetrag zu beftimmen ifl (a). Wird der Gegenftand eben, 
falls durch eine Geldſumme ausgedrüdt, fo befteht der Steuers 
fa in einem Zahlenverhältniß zwifchen jenem und der darauf 
fallenden Steuer, weldyes ein ächter Bruch ift und mit dem 
Namen Steuerfuß belegt wird. Der Steuerfuß muß auf 
eine bequeme Weife bezeichnet werden, indem man eine gewiſſe 
Einheit des Gegenſtandes ald Nenner des Bruches annimmt, 
3. B. nad) Procenten oder mit Benugung der in Süddeutſch⸗ 
land üblihen Münzftüdelung in Kreuzen von 100 fl. des 
Steuergegenftandes. Es ift für die Steuerpflidhtigen angenehm, 
wenn der Fuß längere Zeit gleich bleibt, allein bisweilen 
fprechen andere wichtigere Gründe für feine Erniedrigung oder 
Erhöhung. Um alle Willkür der Erhebungsbeamten zu vers 
hindern und den Steuerpflichtigen die Bezahlung zu erleichtern, 
{ft es rathſam, den Steuerfuß nicht bloß für alle Faͤlle genau, 
fondern auch fo feichtwerftändlich zu beftimmen, daß Jeder ſich 
felbRt abnehmen kann, wie viel er zu entrichten hat (5). Die 
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obrigkeitliche Verkuͤndigung des Steuerfußes heißt das Steuer⸗ 
ausſchreiben (ce); 

c) die Ausmittlung der Quantitaͤt des Steuergegenſtandes, 
welche von jedem Einzelnen zu verſteuern iſt; dieß Geſchaͤft 
erfordert bei manchen Steuern, die nad) einzelnen Vorfaͤllen 
erhoben werden, nur die forgfältige Wahrnehmung berfelben 
und die Anwendung der allgemeinen Vorſchrift (Tarif) auf 
jeden gegebenen Ball, bei anderen aber die mühfame und ums 
Rändliche Entwerfung von Berzeichnifien (Liften, Rollen). 
(a) 3.3. der Zollfag in Geld von dem Gentner der verfchiedenen Waaren, 

der Satz der Tranffleuer von 1 Ohm, Wimer ıc., der Gewerbſteuer 

von I Mahlgang, 1 Pferdegefpann u. dgl. ine Angabe mehrerer 


Anfäge für verfchiedene Begenftände einer Steuergattung wird Steuers 
tarif genannt. 

(5) Die Sewißheit defien, was jeder Binzelne zu zahlen hat, ift im Steuer: 
weſen von jo großer Wichtigkeit, daß, wie die Erfahrung aller Völker 
zeigt, ein beträchtlicher Grad von Ungleichheit fein fo großes Uebel ift, 
als ein fehr geringer Grad von Ungewißheit. A. Smith, ILL, 212. 
(IV, 166. Baf. Ausg.) 


(e) Bad. Inſtruct. vom 4. März 1816 $. 1. 
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Während der Gegenftand und der Anja oder indbefondere 
der Fuß einer Steuer in einem Gefege allgemein ausgeſprochen 
werden können, if ber Umfang von Steuergegenftänden, für 
welche jeder Einzelne die Steuer zu entrichten hat, eine That 
ſache. Ein Theil der Steuerpflichtigen ift fletd in Berfuchung, 
diefelbe aus Gewinnſucht zu verheinlichen oder nicht vollftändig 
befannt werden zu lafien. Es ift rathfam, bei der Erforfchung 
diefer thatfachlihen Umftände dad Eindringen in häusliche 
BVerhältniffe und jedes Eleinliche Ausfpähen zu vermeiden, weil 
ed Unwillen erregt und der Würde der Staatögewalt mwiders 
freitet, vielmehr fol foviel als möglich nur auf dad geachtet 
werden, was offen vorliegt. Zugleich foll aber der Reiz zum 
Betruge durch ſolche Beobachtungs⸗ und Ueberwacdhungsmittel, 
welche geringe Hoffnung der Verheimlichung übrig laflen, ſoviel 
als möglidy aufgehoben werden. Es ift zwar eine mit ber 
Steuerpflicht zufammenhängende Berpflidhtung des Bürgers, 
feine wirthfchaftlichen Verhältniſſe forweit, als fie zur gerechten , 
Steueranlegung befannt fein müflen, wahrhaft anzugeben, aber 
der hiezu erforderlihe Grad von Redlichkeit und Liebe zum 


Gemeinweſen iſt nicht allgemein vorhanden. Da ed nun aud 
in fittlicher Beziehung rathfam ift, den igennug mit ber 
Gewiſſenhaftigkeit fowenig, als es thunlich if, in Widerſtreit 
zu bringen und die Bürger einer fchweren Berfuchung zu über 
beben, fo follte die eigene Angabe bes Steuerpflichtigen wo 
möglid nur in folhen Ballen zu Hülfe genommen werben, 
wo man im Stande ift, fih von ihrer Richtigkeit noch auf 
anderen Wegen zu überzeugen. Bei manchen Steuern läßt 
fi dieß nicht umgehen, doch muß man fletd erwägen, daß 
Strafgefege und Strafzufügungen ein zweite Uebel neben ber 
Steuerlaft find, welches man zu mildern fuchen follte, und daß 
eine defto kleinere Strafe ausreicht, je fchwächer der Antrieb 
zur Geſetzwidrigkeit und je wahrfcheinlicher die Entdeckung ift (a). 
(a) Bol. A. Smith, III, 214. — Die von jedem Strafgeſetze überhaupt 

bewirkte Abhaltung läßt ih als das Product zweier Factoren anfchen, 

deren einer in der Größe des Strafübels, der andere in der Wahr 

ſcheinlichkeit der wirklich eintretenden Beftrafung befteht. 100 fl. Strafe 

und eine Wahrfcheinlichleit von %,, d. 5. der Entdeckung in 2 von 


5 Faͤllen, wirft wie eine unfehlbar zu erwartende Strafe von 
%/,. 100 = 40 fi. 


8. 284. 

Zu 2) Bei der Entrichtung der Steuern ift zuvörberft 
ber Borzug der Geld» vor den Raturalfteuern zu bemerfen. 
Diefe waren zwar in früheren Zeiten, wo es an Gelbverfehr, 
an Verſendungs⸗ und Abfatgelegenheit noch fehlte, unvermeib- 
lich (a), find dagegen für Staaten von höherer Entwidlung nicht 
mehr paflend, weil fle die Freiheit des Verkaufs befchränfen, 
mühfame Aufbewahrung und Ablieferung verurfachen und aud) 
ber Regierung Beſchwerde auferlegen. Selbft wenn dieſe ein 
Debürfniß von Raturalien hat, z.B. für die Kriegsmannſchaft 
und deren Pferde, fteht man fich beffer bei dem freien Einfaufe. 
Die Naturalentrihtung könnte hauptſächlich nur bei Steuern 
von dem Bodenertrage vorfommen. Man hat fie biöweilen für 
folche Zeitumftände empfohlen, wo bie Landwirthe wegen ber 
niedrigen Yruchtpreife Mühe haben, die nad) einem höheren 
Durchſchnitte angefegten Geldſteuern aufzubringen. Doch iſt 
auch dieſes ein zureichender Grund, Raturalfteuern einzuführen, 
weil der Bortheil derſelben nur barin liegt, daß man die 
Raturalien zu einem höheren Preiſe als der gegenwärtige an 
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Zahlungsftatt annimmt, und ein vorübergehenber Nachlaß an 
ber Steuerſumme gleiche Wirkung auf einfacherem Wege hewor⸗ 
bringen fann. 


(#6) Im perfiihen Reiche kamen Raturallieferungen für den Hofflaat neben 
den Gelpfleuern vor. Sie follen in den inneren Provinzen mehr 
betragen haben als an den Grängen, wo dagegen bie Geldabgaben 
vorberrfhend waren (Strabon) Die erklärt ſich nicht bloß aus 
dem Geldmangel der inneren Gegenden, weil das eingehende Geld ein- 
x chmolzen und aufbewahrt wurde (Reynier, Perses et Phöniciens, 

. 189), fondern auch aus der Nähe der Hofhaltung. — Gntrichtung 
bes Heerbanns im fränfifchen Reiche in Gold, Silber, Tüchern, Waffen, 
Pferden, Schlachtvieh. CapitulL de 812. Baluzins, I, 767. — 
Raturaltribute unter den Verovingern, Lieferungen, 3. DB. für bie 
Sendgrafen, Lang, T. Steuerverfaffung, ©. 22 —26. Reynier, 
Ec. publL et rur. des Celtes, ©. 289 (aus den formulis Marculf). — 
Kaifer Iſaak Komnenus erhob auf dem Lande von je 30 Feuerftellen 
1 Goldſtück, 2 Silberflüde, 1 Schaaf, 30 Hühner, 6 Scheffel Gerſte, 
ebenfoviel Meht und 6 Eimer Wein, bei 20 oder 40 Feuerſtellen ver: 
bältnißmäßig weniger. Gregorius Tholoz., De rep. L. IV. 0. 3. 
$. 13. — Die Dalefarlier empörten ſich gegen Ghriftian I., weil fie 
glaubten, er wolle die Steuern in Geld erheben, Monthion, S. 84. — 

in merfwürbiges Beifpiel noch aus der Gegenwart bietet Abyffinien 
dar. In den Berfammlungen‘ des Hauptes der Provinz und der Ber 
zirfsbeamten werden die Yamilien jedes Ortes aufgezeichnet und bie 
Steuerbeträge der Bezirke feRgefellt, in jedem Orte wird dann von 
den Borftchern ber Gemeinde das Bermögen jebes Bürgers aufgenommen. 
Die Steuern werden in Honig, Kühen, Schaafen, Zeuhen, aud in 
Silbermünze entrichtet. Die Hälfte gehört dem Grundherrn des Ortes, 
Lefevbre, Voyage en Abyssinie, P. 1845, I, XLVIIL. 
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Sonft tragen noch folgende Anordnungen bei, die Entrich⸗ 
tung zu erleichtern: 


a) Empfangnahme der Steuern in der Nähe ded Wohn, 
orted der Steuerpflihtigen, um dieſen einen längeren Weg, 
die Sendungdfoften ıc., zu erfparen, — am beften in jeder 
Gemeinde. 


b) Das Geftatten der Abtragung in Heinen Abtheilungen, 
wenigftend bei den Steuern der Mindeftbegüterten, namentlidy 
ber Lohnarbeiter wie der Kleinen Grundeigner und Gewerböleute, 
deren Einnahmen ebenfalls in fleinen Beträgen einzugehen 
pflegen. Kleine Theilfummen der Steuer laflen ſich leichter als 
große Beträge durch jedesmalige Beſchraͤnkung entbehrlicher 
Ausgaben aufbringen. Muß man längere Zeit auf den Steuers 
zahltag fparen, fo geräth man oft in, VBerfuchung, die zurüds 
gelegte Baarfchaft unterdeflen zu anderen Zweden auszugeben 





— 482 — 


und wird ſodann vom Herannahen des Zieles in Verlegenheit 
geſetzt. Die Anordnung einer Anzahl von Steuerzahlungen im 
Jahre hat zugleich die Folge, daß die eingegangenen Steuer⸗ 
gelder bald wieder zu Staatsausgaben verwendet werden, es 
entſteht ein ſchnellerer Geldumlauf und ein geringerer Bedarf 
von Geldvorraͤthen ($. 88), als wenn z. B. alle Steuern nur 
halbjährlich eingingen. Bei einigen Steuern, befonderd bei den 
auf die Zehrer überwälzten, ergiebt ſich von felbft die Zertheis 
lung in viele faft unmerkliche Beträge, bei andern hängt es 
von ber Regierung ab, wie viele Theilzahlungen fie geftatten 
will. Indeß Hat der Bortheil einer Vermehrung der Steuerziele 
für die Steuerpflichtigen eine Gränze, aud) darf man die Mühe 
und die Koften der Einziehung nicht zu groß werden laflen. 
Den Wohlhabenden wird zu ihrer Bequemlidykeit geftattet, 
mehrere Ziele zugleidy zu. entrichten (a). 

c) Ein foldyer Zeitpunct der Entrihtung, an welchem die 
Steuerpflichtigen im Beftge der nöthigen Geldmittel find. Auch 
dieß findet fich bei ſolchen Steuern von felbft, die beim An⸗ 
faufe entbehrlicher Genußmittel im Preiſe derſelben enthalten 
find. Bei Abgaben der Grundeigenthümer nimmt man auf 
die Jahreszeit Rüdfiht, in welche die ftärkftien Einnahmen zu 
fallen pflegen, d. h. den Zeitraum von ber ©etreideernte bi in 
den Winter. Diejer Umftand erftredt feinen Einfluß auch auf 
andere Bolföclafien, die von jenen in Nahrung gejeht werden (d). 


(a) Beſold (De aerario ©. 74) verlangt, daß die Grhebung paulatim 
per partes, & benignis et humanis exaotoribus geichehe. — Zwölf 
Monatstermine in Frankreich, wie jchon ın Gallien vor der roͤmiſchen 
Herrſchaft und aud, während derſelben (Reynier, Celtes ©. 268, 272), 
6 in Baden, 4 in Sadfen. Bgl. v. Malchus, Finanzwiſſ. 4, 373. 

(5) In Baden werden deßhalb vom Marz bie zum Ende des Junius, auch 
im October und Movember die diresten Steuern nicht gefordert, ın Den 
anderen Deonaten je %,. In Bayern wird die Grund: und Huausfteuer 
am 30. November, 15. Februar und 15. April, die Gewerbiteuer am 
15. Februar und Juli, die Bapital= und Sinfommensfteuer am 15. Jas 
nuar und Juni entridhtet. 
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Zu 3) Bei der Steuererhebung fordert ed zunächft der 
Mortheil der Staatscaffe, mittelbar jedoch auch der der Steuer 
pflichtigen, denen alle Berlufte jener zulegt zur Laſt fallen, daß 
die Steuern mit wenigen Koften, pünctlich und volls 
ftändig eingehen. Die Erhebung koftet nicht bei allen Arten 
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von Steuern gleichviel, nicht bloß weil die Mühe des Forderns, 
Einnehmens, Beicheinigend und Einzeichnend davon abhängt, 
in weldyen Summen und Zeiten die Zahlung erfolgt, fondern 
auch weil bie Leichtigkeit des Betruges und dad darauf beruhende 
Bedürfnig verfchiedener Auffichts⸗ und Sicherungsanftalten fehr 
ungleih iſt. Gleichwohl kann durchgehende durch einfache 
Einrihtungen unbefchadet der Sicherheit auf eine Koftenvermin- 
derung hingewirkt werden (a). Man fann in Deutfchland bie 
Koften ungefähr auf !/io — 1/s der Einnahme anfchlagen. Zur 
Sicherung fowohl der Staatscaffe ald der Steuerpflichtigen 
gehören Vorkehrungen, daß die ganze eingehende Summe in 
den Rechnungen aufgeführt werde, daß außer dem Erhebungs⸗ 
aufwand von ben dazu beftellten Beamten nichts unbefugter 
Weiſe zurüdbehalten und neben ber fchuldigen Steuer nichts 
weiter gefordert werben könne (d). Der Rüderfab einer ſchon 
entrichteten Steuer in Fällen, wo die Steuerpfliht nad 
dem Geſetze nicht vorhanden ift, und die Auslieferung eines 
Theiles der Steuerfumme an Gemeinden und andere Empfangs⸗ 
berechtigte muß von ben eigentlichen Erhebungsfoften unter» 
fchieden werden, weil er nur eine Berichtigung der wahren 
Einnahme des Staated barftellt, $. 26 — (c). 


(a) Das Nähere von den Erhebungskoften folgt bei den einzelnen Steuern. 
Bei der Vergleihung der Koften in verfchiebenen Ländern ift zu berüd: 
fihtigen, daß jene hie und da nicht volltändig in den Staatsrechnungen 
aufgeführt werden, 3. B. weil fie zum Theil von den Gemeinden 
beftritten werben oder in dem Befoldungsaufwande von Steuerbeamten 

. enthalten find. — In Großbritanien wurde der Grhebungsaufwand 
fämmtliher Steuern, welcher 1817— 1824 noch über 10 Proc. betrug, 
feit 1830 unter 7 Proc. herabgebracht, 1831 auf 6,14, 1834 auf 6 Proc. 
Diefe Verminderung rührt zum Theil von ber erhöhten Bruttoeinnahme 
her, die zwifchen 1824 und 1831 von 151/s bis 21 Mill. 2. St. flieg; 
Pablo Pebrer, Histoire financidre et statistique gönärale de l’Empire 
Brit., I, 177. Mit Cinrechnung von Irland waren 1839 die Koften 
der Steuern überhaupt 5,9 Broc., der Zölle inshefondere 5,9, der 
Acciſe 6,76, der directen Steuern 4,8 Proc. Fuͤr 1851 berechnet man 
die Koflen ber Luxusſteuern (taxes) auf 2,7, der Binfommenefteuer auf 
2,9, der Acciſe auf 5,1%, der Zölle auf 6,9 Proc., de Parien, 
I, 114. — Frankreich, 1853: directe Steuern 4, Proc., Trankfleuern 
11,8 Proc., Zoll 18,7 Proc., de Parieu, I, 111. — Baben, 
N. 1860. 61 im Durchſchnitt: 

1) directe Steuern: 
Abgang, Eıfaß . 1,9 Proc. 
Katafterfoflen . . 2 n 
Hchgebühen . . 2% „ 
6,8 Bıoc. 
Kan, poltt. Deton. III. 5. Ausg. 28 


2) indirecte Steuern: 
ab and. ara nen. 2, Proc. 
Sehke ung (Gonfatirung), Erhebung 5,4 „ 
7,99 Proc. 
3) allgemeine Koften der Steuerverwaltung 3,9 Bror. 
Unter der lepteren find aber O, Proc. Koften des Auffichtsperfonals be⸗ 
siffen, welches eigentlidh den Tranffleuern und der Fleiſchacciſe zur Laſt 
alt und von dem Ertrage derfelben 2 Proc. ausmadıt. Zieht man ben 
Abgang und Erſatz an der Binnahme und Ausgabe ab und rechnet 
man bie befonderen und allgemeinen Koften zufammen, fo ergeben ſich 
für die directen Steuern 6,° Proc., für die indirecten und viele mit 
denfelben zufammengerechnete Gebühren 7,9% Proc. und für bie erwaͤhn⸗ 
ten durch das Auffichtsperfonal zu überwachenden Arten der Accife nod 
weitere 4,5 Broc., alfo zufammen 10,1 Broc. — Preußen, N. 1849, 
im Ganzen 10,5% Proc. — In Hannover waren die Steuererhebunge- 
koſten ohne Erſatz und Nachlaß) 1850/51 12,2 Proc, Lehzen, 
I, 397; — in Sachſen (ohne Graͤnzzoll und ohne Erfah sc.) iſt der 
A. 1858 — 60 12,? Proc. 
Seinrih IV. von Frankreich fagte: On fait payer double taille & mon 
peuple, l’une est & moi et l’autre aux officiers. La 2de rend la Ire 
insupportable, car les despenses que font les offlciers montent plus 
que la taille. Besold, De serar. ©. 58. „Je vis areo une horreur, 
qui augments mon zöle, que pour ces 30 millions, qui revensient au 
roi, il en sortaient de la bourse des particuliers, j’ai presque honte 
de le dire, 150 millions. — Je ne fus pas surpris, aprös cels, d’ou 
venait la calamitö du pouple.“ Möm. de Bully, a. 1598. IV, 332 
(LCond. 9. v. 1778.) — A. Smith, IV, 213. 
(0) In Großbritanien verfiehft man unter net revenue nicht den MBetrag 
nady Abzug der Verwaltungskoſten, fondern lediglich nad Abrechnung 
von Rüderfa und anderen fog. durchlaufenden Boften. 


(& 


Su 
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Ausftände in der Steuereinnahme (Rüdftände, Steuer; 
refte) flören die Ordnung im Staatöhaushalte, weil die auf 
die Steuern angewiefenen Staatsaudgaben nicht verfchoben 
werden bürfen, die Erhebungsgefchäfte werden vermehrt (a), 
auh pflegt ein Theil der ausftehenden Summen verloren zu 
gehen. Eine aus milder Abficht hervorgehende unbedingte Nach⸗ 
fiht gegen die Steuerpflichtigen würde mehr Uebled ald Gutes 
bewirken, indem biefe zur Nachläffigfeit verleitet würden, bie 
Reſte anwuͤchſen und bie endlich doch nothwendig werdende 
Strenge boppelt fchwer empfunden würde. Viele Berfonen 
fhieben die immer unangenehme Steuerentrichtung fo lange 
auf, bis fie ernftlich gemahnt werden. Eine rüdfichtdlofe Ein- 
treibung wird dagegen zur zwedlofen Härte, wo die Unvermög- 
lichfeit am Tage liegt. Hieraus entfpringen folgende Regeln: 

1) Man muß die Steuern fo pünctli und nachdruͤcklich 
einfordern, daß die Sorglofigfeit, Trägheit oder Wiberfpenftigfeit 








— 4 — 


der Steuerpflichtigen bezwungen und denſelben ein Antrieb 

gegeben werde, die noͤthigen Summen bereit zu halten. 

1) Es muß hiezu ein geregeltes Verfahren mit einer fort⸗ 
ſchreitenden Steigerung der Zwangsmittel durch das Geſetz vor⸗ 
geſchrieben, auch muß dafür geſorgt fein, daß die Pfändung 
weder den nöthigen LXebend- und Gewerböbebarf hinwegnehme, 
noch auch die Steuerpflichtigen aus dem Beſitze ihres unbeweg⸗ 
lichen Vermoͤgens treibe (b). 

3) Wenn die einftweilige oder gänzliche Unfähigkeit zur Abs 
tragung einer Steuerſchuldigkeit dargethan wird, fo muß je nach 
den Umftänden eine billige Friſt oder ein Nachlaß bewilligt und 
hiedurdy dad Zwangsverfahren gehemmt werben. Es ift zweds 
mäßig, vor dem Beginne defielben dad durch Bernehmung ber 
Schuldner richtig geftellte Ausftandsverzeihniß mit den nöthigen 
Erläuterungen der höheren Behörde vorlegen zu laſſen, damit 
biefe über Einziehung oder Nachlaß entfcheide (ec). Zeigen ſich 
hiebei die Steuerfüge Einzelner unrichtig, fo daß ihre fortgefehte 
Einforberung ungerecht wäre, fo wird zugleich eine Abänderung 
nad) vorgängiger Unterfuchung eingeleitet (d). Auch ift es ber 
Ordnung überaus hinderlich, wenn die Steuerrefte lange in 
den Rechnungen fortgeführt werden, man muß daher eine 
beftimmte Zeit feftfegen, nad) beren Berlauf fie einzutreiben 
oder nieberzufchlagen find (e). - 

(a) Die Ausftände der ganzen Steuereinnahme mit Cinſchluß der Gebühren 
waren in Baden in den 12 Jahren 1845 — 56 0,9—0,% 1,0 3,8 
5,57 (Aufftand) — 3,4 — 2,65 — 1, - 1,8 — 1,# — O, — 0,% Proc.; 
die Ausſtaͤnde der directen Steuern beliefen ſich 1860 und 61 nur auf 
0,1, die der indirecten auf 0,* und 0, Bror., bei dem gefammten 
Steuerertrage 1860 0,3, 1861 0,8 Proc. — Hannover 1835/6 0,7 Proc., 
1849/50 0,%, 1850/1 0,9 Broe. Lehzen, I, 398%. — In Frankreich 
wird angegeben, wieviel von den in ten erfien 8 Monaten jedes Jahres 
fällig getvordenen %ıa der direrten Steuern im Ausfland geblieben 
il. Dieß waren 1849 1,00 Monatsbeiträge, 1850 0,%, 1851 0,', 
feitdem wird jährlich ſchon etwas auf die 4 letzten Monate voraus 
bezahlt und diefe Borauszahlung iſt feit 1852 bie 1857 von 0,% bie 
0,® geftiegen. Die Koften der Zwangseintreibung (pourauite) waren 
1849 4 p. mille, 1857 1,% p. mille. Motive des Budgets für 1859 
vom 18. Januar 1858 S. XXVI. 

(5) Franzoͤſiſches SteuersErerutionsverfahren, verordnet 16. Thermibor 
$. VIII (1800), in Code des contributions direetes, I, 192. II, 270.— 
Thum, Syflem der directen Steuern In Branfreih ©. 169. — Bolls 
fändige Angabe der heutigen Borfchriften bei Block, Dictionn. de 
ladmin. ©. 577. — Bad. Steuer: Erecutionsordnung vom 8. Juli 
1818. Reg. Bl. 1818 Nr. 1. — Preuß. B. vom 30. Juli 1853. — 
Die gewöhnlichen Maaßregeln find: fchriftlihe Mahnung gegen eine 

28° 
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Heine Gebuͤhr, — Erecution durch Einlegung eines Steuerboten (Cre⸗ 
quenten, porteur de contrainte ober garnisaire, Preſſer in Wuͤrtemberg), 
dem eine Gebühr bezahlt werden muß (1 fl. 30 fr. Baden täglid), in 
das Haus des Zahlpflihtigen (in Baden höchſtens 10 Stunten, in 
Brankreih bis 2 Tage), — Pfändung entbehrlicher beweglicher Dinge, 
die nach beflimmter Friſt verkauft werden. Ginem fchon lange üblichen 
Brundfage der Schonung gemäß find gewöhnlih 1 Melkkuh oder flatt 
ihrer 1 — 2 Ziegen, ferner Betten, Kleider, nothwendige Beräthe, Brot: 
und Saatgetreide, auch Smmobilien frei, — Beihlagnahme von Pacht⸗ 
oder Miethzinfen. Die gepfändeten Stüde werden nad beflimmter Zeit 
und nad öffentliher Bekanntmachung verfleigert und der Ueberſchuß 
wird zurüdgegeben. 

0) Bad. Inftruct. vom 4. März 1816 $. 13 ff. 

9 Dieß kommt hauptſaͤchlich bei dem ſteuerbaren Cinkommen aus Gewerbs⸗ 
und Lohnverdienſt vor, weil bei den Renten in der Regel noch die 
Möglichkeit eines Erwerbes aus Arbeit vorhanden ift und aud eine 
fehlerhaft Hohe Steuer doch nit wohl die ganze Rente verfchlingt. 
Wenn von der Grund- und Hausrente die Unterpfandsfchulden des 
Gigenthümers abgezogen werden, fo enifteht fchon eine bedeutente Er⸗ 
leihterung für viele Steuerpflichtige, doc find Fälle denkbar, wo eine 
Familie, die wenig Brmerbegelegenheit bat und ein kleines Tiegenfchaft: 
liches Bermögen befigt, die Grund⸗ oder Hausfteuer nicht zu erichwingen 


vermag. | 

(e) Frankreich; Der Steuererheber hat die Summe ſelbſt zu bezahlen, für 
beren Ginforderung er nicht 20 Tage nah der Berfallzeit die vor- 
geichriebenen BRaafregeln angewendet hat. Den Regreß an ben Steuer: 
pflihtigen verliert er erſt, wenn er diefem drei Sabre lange Nachſicht 
gegeben bat, ohne Zwangsmittel anzuwenden. Gefek v. 3. rim. VII 
(1799), Art. 148— 150. Code des oontrib. dir. IL, 141. — Badiſche 
Inſtruction vom 4. März 1816 $. 12: Ueber zwei Jahre dürfen Feine 
MRuͤckſtaͤnde nahgeführt werden, fie find einzutreiben oder in Abgang 
zu decretiren. 
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In früheren Zeiten wurde die Erhebung von Steuern öfters 
verpacdtet, und bieß war für die Regierung nicht allein bes 
quem, fondern konnte auch einträglidy fein, weil die Bachter eine 
größere Summe bezahlten, als die Erhebungsbeamten des Staates 
eingezogen hatten, und dabei noch anfehnlih gewannen (a). 
Bei den heutigen fehr vervollfommneten Einrichtungen der 
Steuerverwaltung ift dad Verpachten der Steuererhebung nicht 
zwedmäßig (6). Diefe Berrichtung ift nicht wie ein Gewerbe 
zu betrachten, deſſen Ertrag durch Betriebſamkeit des Unter⸗ 
nehmerd gefteigert werben fann, benn bie Roheinnahme aus 
Steuern hat ihre geſetzliche Gränze und man fann vermittelft guter 
Auffiht die befoldeten Einnehmer zu der nämlichen Sorgfalt 
anhalten, welche ein Pachter anwenden würde, audy läßt fich 
bie Bezahlung der erfteren fparfam einrichten. Daher iſt «8 
möglich, der Staatscaſſe den Bortheil zuzuwenden, ber fonft 
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auf Koften der Steuerpflichtigen den Bachtern zufallen würde. 
Diefe rechnen wegen ber Ungewißheit, welcher Theil der Steuern 
uneinbringlic fein werde, bei ihrem Angebote auf den uns 
günftigften Fall und gewinnen ſchon dadurch (c). Zutem nehmen 
fie bei der Einforderung nicht jene ſchonenden Rüdfichten, bie 
man den Staats» Einnehmern anbefehlen kann, weßhalb bie 
Steuerpadhter ftetd ihrer Härte wegen mit dem allgemeinen 
Hafle beladen waren (d). Je weniger unzweifelhaft und genau 
in jedem gegebenen Falle die Steuerfchuldigfeit aus dem Gefebe 
zu erkennen ift, je mehr Spielraum für eine willfürliche Ans 
wendung bed letzteren zum Nachtheil des Steuerpflichtigen übrig 
bleibt, defto mehr Drud aus eigennügiger Abfiht kann von 
den Pachtern ausgeübt werben (e). Der Grund, ber nod) außer 
ber Bequemlichkeit der Binanzbehörden und der Begünftigung 
der Pachter die Pachtungen empfahl, dag man nämlich in 
Geldverlegenheiten von den Pachtern Vorſchuͤſſe erhalten könne, 
iſt in einem geregelten Sinanzwefen unerheblich, indeß erflärt er 
die lange Beibehaltung der Bachtungen in manchen Ländern (f). 


(s) In den Nieberlanden foll die Binführung des Berpachtens um 1555 
den Steuerertrag verdoppelt haben; dennoch wurde 1748 dieß hoͤchſt 
unbeliebt gewordene Verfahren wieder aufgehoben, de Parieu, I, 104. 

(5) v. Kremer, a. a. ©. I, 105. — v. Malchus, I, 382. — Mur⸗ 
hard, I, 153. 

() de Monthion, ©. 284. Man hat in Frankreich nie bemerkt, daß 
die Pachter verloren hätten. 

(d) 8. 3. die römifhen Zollpachter, die italienifchen und franzöftfchen 
Pachter, von denen wenigflens die formiers göneraux fich fehr bereicher- 
ten, bie fpanifchen Pachter, bis 1747, wo die eigene Brbebung ein- 
geführt wurde; Bourgoing, Reife, I, 226. — In Rom wurden Zölle 
und Domanialzinje an Beielfüaften (societates publicanorum) verpachtet. 
Ubi publicanus est, ibi aut jus publicum vanum aut libertatem sociis 
nullam esse —, Liv. XLV, 18. Beder, Handbuch IH, 2, ©. 217. 


() Mac Culloch (Taxation S. 30) nimmt ale die Verpachtung bei 
folhen Steuern in Schuß, bie durch die Geſetze hinreichend beſtimmt 
find; vgl. de Parieu, I, 102. 

(0 ) Im Frankreich ſchoß jeder Generalpachter 4 Neckers Zeit 1'560 000 Liv. 
vor, wovon ihm die Million zu 5, der Reft zu 7 Proc. verzinft wurde. 
Den Gewinn eines jeden diefer AO Pachter Ihlägt Neder (Admin. des 
fin. I, 49) auf 75000 ®. an. Uebrigens umfaßte die ferme generale 
nur die Zölle (droit de traite) in einem Theile des Landes (provinces 
des 5 grosses fermes), daneben das Tabak s und Salzregal und einige 
andere Ginkünfte. — In der Türkei beſteht feit lange bie Ginrichtung, 
daß der Paſcha jeder Provinz die Steuerfumme vorihießen muß, wozu 
er fie von Banfhäufern borgt, und fie dann von den Gteuerpflihtigen 
mit Gewinn eintreibt. Neuerlid wurde die unmittelbare Ginziehung 
eingeführt, aber bald wieder aufgegeben (1841). 
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Die Erhebung auf Rechnung des Staates wird in folgender 
Weiſe eingerichtet: 

1) Es werden mehrere Elafien von Einnehmern angeftellt. 
Die Untereinnebmer, Untererheber, Einbringer 
(MWürtemberg), percepteurs oder receveurs municipaux, nehs 
men von den einzelnen Steuerpflichtigen die Zahlungen in 
Empfang und find daher für einzelne Orte oder kleine Bezirke 
beftellt. Sie liefern die Summen an die Einnehmer eines 
größeren Amtsbezirkes (a) (Obereinnehmer, receveurs par- 
tieulieurs) ab, und von dieſen werben bie eingegangenen 
Steuergelder nad) Abzug derjenigen Staatdausgaben, welche 
ihnen aufgetragen find, entweder an eine allgemeine ‘Provincials 
caffe, oder an die Provincials@innehmer (receveurs 
generaux) abgegeben, oder, wie in Ffleineren ändern, uns 
mittelbar an die Staatscaffe gefendet. 

2) Die Bezahlung der Untererheber pflegt ganz in einem 
gewiffen Theile der erhobenen Summe zu beftehen, die höheren 
Elafien der Einnehmer fünnen ganz oder zum Theile auf fefte 
Bejoldungen gefebt werden, und dieß ift zwedmäßig, bamit bie 
verfchiedenen Stellen biefer Art in den einzelnen Zandestheilen 
in der Einträglichkeit nicht allzu ungleich werben (b). 

3) Die Untererheber find für die forgfältige Einforderung 
und Eintreibung der Steuern nad) der ihnen ertheilten Weifung 
(Steuerlifte oder Tarif) verantwortlih, haben regelmäßig nad) 
kurzer Zmifchenzeit ihre Einnahmen dem vorgefegten Einnehmer 
zu übergeben und aus ihrem vorgelegten Gaffentagebuche zu 
rechtfertigen (c). Sie find ſtreng verpflichtet, jede Zahlung fos 
wohl zu beicheinigen, als aud) unverzüglich in ihre Rechnung 
einzutragen. 

4) Die höheren Steuerbeamten haben die unteren genau 
zu beauffichtigen und fi) Rechnungsauszüge von ihnen vorlegen 
zu laffen, au haften fie für viefelben, wenn fle ihnen eine 
vorſchriftswidrige Rachficht geftattet haben (d). 

5) Jeder Einnehmer leiftet eine Bürgfchaft in Geld ober 
inländifchen Staatöpapieren, die nach ber in feiner Caſſe ſich 
fammelnden Summe beftimmt und ihm verzinft wird (—). 
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() Ueber die Dienftverhältniffe derfelben in Frankreich, Ordonnanz vom 
2. Nov. 1839. Sie find in vier Claſſen getheilt, die hoͤchſte nimmt 
über 3600 Fr. ein, die unterfle unter 1500 Fr. 

(5) Frankreich: Die percepteurs find zugleich Mechner der Gemeinden und 
wohltbätigen Anftalten, wenn die Binkünfte beider nicht über 30000 Fr. 
betragen. Die receveurs particuliers der Arrondiffements (e6 waren 
deren bis 1859 368) beziehen 2400 Fr. fir und verfchiedene Antheils 
gebühren (tantitmes), Die rec. göneraux in den Dep. 6000 Fr. und 
verfchiedene Antheilgebühren. Block, Dictionn. de l’admin. ©. 1396. — 
Mürtemberg ſ. $. 290 (a). — Baden: Die Hebgebühr des Untererhebere 
(vulgo Acciſors) ift bei den verichiedenen Steuergattungen zwifchen !/ı 
(Gefaͤllſteuer) und 3 fr. vom Gulden ber wirflid erhobenen Summe, 
alfo zwiſchen O, und 5 Broc. 

(0) Das alle 10 Tage abzuliefernde Caſſenbuch (borderesu) muß in Frank 
reih vom Bürgermeifter unterzeichnet werden. — Monatliche Ablieferung 
der Einnahmen und Borlegung des Regiftere an den Obereinnehmer 
in Baben. . 

(d) Branz. Ordonn. v. 19. Nov. 1826 (Villdle). — Die Dep.s@innchmer 
müflen fogleih der Staatscaffe erieken, was bie Bezirks «Binnehmer 
fhuldig bleiben. Um zu wiflen, was biefe eingenommen haben, if 
folgendes Berfahren eingeführt: der Untererheber muß ſich für feine 
Ablieferungen von tem Bezirts:@innehmer eine Quittung ausftellen 
laffen, die mit einem Fuß (talon) verfehen iſt, d. 5. mit einem eben, 
falls unterzeichneten Anhange, der den Hauptinhalt der Duittung 
wiederholt und dazu beftimmt iR, von dem Unterpräfeeten beim Unters 
zeichnen der ihm vorgelegten Quittung abgefchnitten und zurüdbehalten 
zu werden. Ord. v. 4. Ian. 1808 (Mollien). Die Unterpräfecten 
haben dieſe talons nach der neueren Beflimmung an bie Dep.-Einnehmer 
einzufenden; a. D. 1826, 9. 3. 

(e) Die badiſchen Untererheber Haben meiftense 100 fl., bod einzelne bis 
400 fl. Baution zu leiten, die Ober⸗Cinnehmer wie die Domänens 
verwalter 800 fl. Im Jahre 1834 betrugen die Bautionen der 1083 
Steuerbeamten 149900 fl. — Die Bürgichaft der franzöflichen Unter 
erheber ift 10 Proc. der Jahreseinnahme bis zu 100000 Fr., 6% Proc. 
vom Mehrbetrag bis 400000 Fr., 5 Proc. von der weiteren Summe. 
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Wenn bie unmittelbare Einziehung derjenigen Steuern, bie 
zu beftimmten Zeitpuncten eingeforbert werden, mit der Befors 
gung der Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden verbunben 
wird, fo kann biedurh an den Koften beider Gejchäfte etwas 
erfpart werben; dagegen werden durch die boppelte Stellung 
eines folchen Erhebers und das Zufammentreffen zweier Pflichten, 
zwifchen denen Wiberftreite möglich find, manche Berwidlungen 
und Unordnungen verurfacht und es wird eine kraftvolle Beaufs 
fichtigung erfehwert. Diefer nachtheilige Umftand wird befeitigt, 
wenn die Gemeinde die Einziehung jener Gattung von Steuern 
übernimmt und der Staatscaffe für bie auf ihre Mitglieder 
treffende Steuerfumme im Ganzen haftet. Dieß if für bie 
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Regierung ſehr bequem, aber in ſolchen Gemeinden, wo eine 

unverhaͤltnißmaͤßig große Anzahl von Steuerruͤckſtaͤnden aus 

Nachlaͤſſigkeit, Unwirthſchaftlichkeit oder Bedraͤngniß ber Steuer⸗ 

pflichtigen zum Vorſchein kommt, muß die Haftung den ſteuer⸗ 

fähigen Mitgliedern laͤſtig werben (a). 

(a) v. Malchus, Politif der innern Staatöverwaltung, II, 134, Yinanzs 
wi. I, 376. — In Würtemberg beſteht diefe Cinrichtung feit lange, 
als Bolge der den Gemeinden und Amtsbezirken geftatteten Mitwirkung 
zur Umlegung der Steuern. Die Erhebung gefchieht auf Kofen ber 
Gemeinde durch einen von berfelben aufgehe ten @innehmer, welder 
jugleih @emeinderedhner fein kann. Die fäumige Gemeinde kann Cre⸗ 


cution befommen, wenn fie nicht aus befonderen Gründen einen Nach⸗ 
laß ausgewirft Hat, Handbuch $. 24. 


4. Hauptftüd. 
Eintheilung der Steuern. 
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Bei der wiffenfchaftlihen Betrachtung des Steuerweſens 
entfpricht es dem praktifchen Bebürfnig, nicht allein Diejenigen 
Steuern, welche den allgemeinen Grundfägen entfprechen und 
daher unbedingt oder wenigftens unter gewiflen Borausfeßungen 
zu empfehlen find, fondern auch folche zu beleuchten, welche in 
einzelnen Staaten beſtanden oder noch beftehen, wenn fie aud) 
bei einer genauen Prüfung als mangelhaft erſcheinen mögen. 
Indeß wäre eine erfchöpfende Darftellung aller irgendwo vers 
füchten Arten von Steuern und Anlegungsarten bier nicht 
belohnend, weil viele derfelben auf den erften Blick als unzus 
läffig erfcheinen, vielmehr genügt es, gewifle Hauptclaflen zu 
unterfcheiden, in welche dann jede wirklich vorfommende Steuer 
eingereiht werden kann, und ſich übrigens auf die wichtigeren 
Arten und Unterarten zu befchränten (a). 

(a) Die Unterfheidung von Real- und Berfonalfteuern if alt. Sene 
rihten fih nah Vermoͤgens⸗, diefe nad perfönlihen Berhältnifien. 
Bodinus (De rep. ©. 974. Frankf. 1591) verwirft Die letzteren. 
Bornig (Aerarium lib. IV.) rechnet zu den vectigalibus personalibus 
bie Thorgelder ber Reilenden, die Geldſtrafen, die Gebühren von ber 
Erlangung des Bürgerreihts und das Abfahrtögeld. Auch er erflärt 
bie Realfteuern für gerechter, denn jene afficit personas sive quid 
possideant in bonis, sive non possideant. — Meine Berfunalfteuern 


“ widerftreiten dem dritten Hauptgrundfag ber Befteuerung ($. 253) fo 
ſehr, daß deßhalb jene Eintheilung in neueren Lehrhüchern nicht mehr 





zu Grunde gelegt wird. Indeß Tommen unter jenem Ramen bie und 
ba Steuern vor, bei denen eine Beziehung auf das Vermögen nicht ganz 
ausgeichlofien ik und bie in der bier angenommenen Gintheilung eine 
Stelle finden Finnen. 
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Es giebt mehrere Eintheilungen der Steuern. Unter ihnen 
find zwei, welche, obgleich weſentlich verfchieben, bisher mit 
einander vermengt worden find. Es ift daher nöthig, fle ſorg⸗ 
fältig zu unterſcheiden und die aus ihnen fich ergebenden Arten 
von Steuern mit befonderen Ramen zu belegen. 


L Sieht man auf die Art und Weife, wie bie Steuern 
nad) der Beitragsfähigfeit der Bürger eingerichtet und hiezu an 
gewifle Gegenſtaͤnde angefnüpft werben können, fo ergeben ſich 
folgende zwei Arten: 

1) Man kann die Bermögendumftände oder bie Steuer 
fähigkeit jedes Einzelnen erforfhen und ihm danach einen 
getoiffen Theil feines fteuerbaren Einkommens oder feined Ber: 
mögend abforbern. Hier hat man es mit Perſonen zu thun, 
benen für jedes Jahr eine gewiſſe Steuerfehuldigfeit aufgelegt 
wird, und man muß fi der Mühe unterziehen, den Ertrag 
der Erwerböquellen aller Bürger zum Gegenftande einer forg- 
fältigen Unterfuhung zu machen. Bon ber Genauigfeit der 
hierüber gefammelten Nachrichten hängt zum Theil die Güte 
folher Steuern ab. Diefelben können mit dem Namen 
Schatzungen bezeichnet werben (a). 

2) Man fann von gewiffen Verwendungen bed Vermögens 
auf deſſen Größe fchließen und daher die Steuern an bie 
Ausgaben ber Steuerpflichtigen anlehnen. Hiezu find nur 
ſolche Ausgaben tauglih, deren Größe als Kennzeichen für 
einen gewiffen Grab von Bermöglidyfeit betrachtet werden darf. 
Die Steuern diefer Gattung nennt man gewöhnlih Vers 
braudds, Verzehrungs- oder Eonfumtiondfteuern, 
noch bezeichnender fönnen fie Aufwandsfteuern heißen (6). 
Man hat bei ihnen Feine Perfon mit ihrem Beflge und Erwerbe 
fortwährend im Auge, fondern hält fi) entweder an einzelne 
Borgänge, deren jeder für fih den Grund einer befonderen Steuer; 
forderung bildet, 3. B. den Anfauf eined Genußmittel, — 
ober wenigfiend nur an einzelne Zweige ber Ausgaben, bie 
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man ald Merkmale eines gewiflen Eintommens anfleht, z. 2. 
das Halten einer Anzahl von Bebienten (e). Die wichtige 
Eigenthümtlichfeit der Aufwanböfteuern befteht darin, baß ber 
Zwang zu ihrer Entrichtung nur ein bedingter iſt und baß 
man ſich berfelben entziehen kann, wenn man den befteuerten 
Aufwand unterläßt (d). 


(e) 


(2) 


(e) 


(4) 


Diefer alte noch hie und da übliche Ausprud ift zwar ehemals nicht 
ganz genau in dem angegebenen Sinne genommen worden, bezeichnet 
aber doc gerade bie Steuerbelegung nah einem Anſchlage (einer 
Schaͤtzung) des Vermögens oder Binfommens. Eine Aufwandsfleuer 
hat diefe Benennung nie gehabt. Beihagen, Schagen, davon auch 
BDrandfhagen. Die Nothbede wurde in Schwaben Schagung genannt, 
Mofer, Würtemb. Yinanzgefege, II, S. XXXV. — Der Mönig von 
Dänemark verfprah 1460 der Landihaft Schleswig und Holftein, ohne 
Beratbung mit den Ständen keine Shakung zu thun. Lang 
©. 100. — Luther überfegt in Luc. IL, 2 die (in Anfehung des Zeits 
punctes viele Schwierigkeiten darbietende) aroygapy unter Auguflus (Auf⸗ 
jeiönung gum Behufe der Befteuerung) durch Schagung. — In Olden⸗ 
burg Heißt noch jetzt die Grundſteuer Schagumg. — Die Schakung in 
der Rheinpfalz war eine GBinfommenfteuer von 12 Bro. — Raub: 
ſchatzungen, d. 5. Hausfleuern in Dsnabrüd. — Schatzung in Frank: 
furt a. M., fonft die einzige ordentlihe Steuer. — „Schabungsauss 
ſchuß“ noch jept in Baden. — Das mittelalterlihe Scaticum foll 
hiermit zufammenhängen und eine Steuer bedeuten, Du Cange 
s. h. v. — Man brauchte auch das Wort Schapfteuer. 

Weil es zunähft eine Ausgabe iſt, wovon man bie Steuern ſchuldig 
wird, wobei es nicht darauf anfommt, ob die darauf folgende Bers 
zehrung früher oder fpäter eintritt. Umpfenbad (I, 150) ſchlaͤgt 
den (weniger bequemen) Namen Bermwendungsfleuern vor. 


Mit dieſer Bintheilung flimmt in der Hauptſache überein die von 
Hoffmann (Preuß. Staatszeitung, 1829, Nr. 304) entwidelte Unter: 
I&eibung der directen und indirecten Steuern; jene follen nämlich auf 
das gerichtet fein, was ift, d. 5. eine Sache, eine Perſon, eine Befug⸗ 
niß, dieſe auf das, was gefhieht, eine Handlung. — Sn feiner 
Lehre von den Steuern (S. 63, 69) unterfcheidet Hoffmann bie 
Steuern von dem Befip und von einer Handlung und nennt jene 
directe, biefe indirecte, f. $. 293. — v. Prittwitz, Theorie 
©. 102, feßt ten Broductionsfteuern (von den Bermögensquellen) 
die Sonfumtionsfleuem entgegen, weldes mit öbiger intheilung 
übereinfommt. 

Daber nennt v. Ulmenftein (von St. u. Abg. ©. 161) die hieher 
gehörigen Steuern freiwillige, collectee voluntariae, im Gegenſatz 
der nothwendigen, coll. necessariae. Der von ihm citirte Bütter 
(Institut. juris publici German. 6. 257, nicht 6. 247) verfteht jedoch 
diefe Nusdrüde anders: Coll. voluntariae, quarum necessitas lege nulla 
imposita est, und fährt zugfeich fort: Hasque invitis subditis omnino 
nusquam imponi fas est. 


6. 293. 
ID. Die Steuern koͤnnen aud nad) dem Berfahren eim- 


getheilt werden, weldyes man anwendet, um von ben fleuer 


fähigen Bürgern ihren Beitrag zu erlangen. Die kann auf 
einem einfachen oder auf einem Umwege gefchehen. 

1) Richtet fi die Forderung geradezu an die Perſonen, 
die man belaften will, fo find folde Steuern unmittelbar 
erhobene, directe. Hier ift der Steuerzahlende zugleich 
der Belaftete. 

2) Werden Steuern von Perfonen gefordert, die fie nad) 
der Abficht der Staatögewalt nicht felbft tragen, fondern von 
den zu Befteuernden ſich erfegen lafien follen, fo find es 
mittelbar erhobene, vorgefchoffene oder inbdirecte 
Steuern. Man febt hiebei voraus, daß derjenige, welcher 
bie Zahlung an die Staatscaffe leiften muß, im Stande fein 
werde, die wie einen Vorſchuß entrichtete Summe auf dies 
jenigen überzuwälzen, welde man zu befleuern beabfichtigt. 
Die Zumuthung eines folchen Steuervorſchuſſes darf nicht will 
fürlich geichehen, fondern nur dann, wenn der Steuerzahlenbe 
in einem Berhältnig zu Anderen fleht, welches ihm fichere 
Gelegenheit giebt, von ihnen den Erfag zu erlangen, 3. B. 
wenn er an fle eine Waare verfauft, deren Preis er um bie 
Steuer erhöhen kann. Wenn der Verkäufer eine Steuer vor 
ſchießt, fo tritt ‚er zwifchen die zu befteuernden Einzelnen und 
bie Staatdcaffe in die Mitte und erfcheint ald Werkzeug der 
Steuererhebung. Diefe mittelbare, indirecte Erhebung wird in 
ſolchen Faͤllen vorgezogen, wo bie birecte allzu umfländlich und 
koſtbar fein wuͤrde. 


8. 294. 


Die Schatzungen werden meiſtens direct erhoben, weil in 
der Regel kein Grund vorhanden iſt, von dieſer einfacheren Art 
der Einziehung abzugehen, die Aufwandsſteuern dagegen größten» 
theild indirect, weil der ald Kennzeichen einer gewiflen Steuer 
fähigkeit betrachtete Aufwand in ber Mehrzahl der Säle im 
Anfaufe einer Waare befteht und weil es gewöhnlich leichter 
it, die Steuer von ben Berfäufern ald von den viel zahl 
reicheren Käufern entrichten zu laſſen. Es ift daher üblich 
geworben, die Aufwandöfteuern indirecte, die Schakungen 
Adirecte zu nennen (a). Dieß iſt jedoch nicht richtig, denn 
ed giebt Yale, in denen biefe Namen nicht zutreffend find. 
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Man kann Schatzungen nachweiſen, welche indirect erhoben 
werden und es koͤnnen bei einer und derſelben Schatzung beide 
Erhebungsarten vorkommen (db). Roc haͤufiger find Beiſpiele 
direct erhobener Aufwandsfteuern, wie z. B. die Steuern von 
Hunden, Reitpferden, von dem Weinkaufe, dem Schlachten oder 
dem Einbringen zolpflihtiger Waaren für den Hausgebrauch 
und dergl. Ueberhaupt ift der Unterfchied der directen und ins 
direeten Erhebung mehr ein Außerlicher, während ber Gegenſatz 
ber Schagungen und Aufwandsſteuern in dad Weſen der Steuern 
eingeht. Wenn bei einer indirecten Eteuer bie voraudgefehte 
Ueberwaͤlzung nicht gelingt, fo daß ber Entrichtende die Abgabe 
felbft tragen muß, fo verändert diefe ihre Natur und übt einen 
übermäßigen, nicht beabfichtigten Drud aus, fo wie eine birecte 
Steuer, welche auf Andere unerwartet überwälzt wird, ebenfalls 
ein anbered Weſen annimmt (u). Es muß die Aufgabe ber 
Finanzverwaltung fein, die Steuern fo anzulegen, daß folche 
unwillfommene Wirkungen vermieden werben. 


(se) In der Geſchaͤftsſprache geichieht dieß bis jetzt allgemein, es ift aber 
eine Logifchere Benennung zu empfehlen. 

(3) 3. 3. die Gefäll: und die Zinsrenten- (Gapital:) Steuer. 

(c) Dan Hat wegen der Möglichkeit folder Umwandlungen die ganze Gin⸗ 
theilung in directe und inbdirecte Steuern im gewöhnliden Sinne 
befttitten, Hoffmann a. a. D. 


$. 29. 


Eine in dem franzöftfchen Finanzweſen gangbare Unter: 
ſcheidung gründet fih auf die Art und Weife, wie der Gefanmts 
ertrag einer Steuer im ganzen Lande beftimmt wird (a). 

1) Vertheilungds oder Repartitiondfleuern (ini- 
pöts de repartition) find folche, bei denen man damit anfängt, . 
feftzufegen, wie viel fie im ganzen Lande einbringen follen, 
und dann biefe Summe auf die Provinzen, Kreife, Aemter, 
Gemeinden und endlich auf die Einzelnen ausfchlägt. Es ergiebt 
fi) erft im Folge diefer Austheilung, wie fi die Menge von 
Steuergegenfländen des Einzelnen zu, feiner Steuerfchuldigfeit 
verhält, d. h. wie hoch fein Steuerfuß ift (6. 282), d. h. 
welchen Procentfaß des in Geld angefchlagenen Gegenftandes 
er zu bezahlen hat. Die Beflimmung der im Ganzen zu for 
dernten Steuerfumme gefchieht nah den Erfahrungen und 
Bermuthungen über bie Größe ded Beitrages, der nad) den 


Forderungen der Gerechtigkeit und der volfswirthfchaftlichen 
Schonung von einer gewiflen Claſſe der Staatsbürger ober 
einer gewifien Duelle ber Einkünfte verlangt werben dürfe, mit 
Nüdfiht auf die Steuerlaft anderer Elaffen ober Einkünfte. 
Es kann hiebei leicht gefchehen, daß eine Steuer von gleichen 
Gegenftänden in verfchiedenen Randeötheilen nad ungleichem 
Buße erhoben wird (b). 

2) Duotitätds (gleihangelegte) Steuern werben 
diefenigen genannt, bei denen ein gleihförmiger Steuerfuß 
(DQuotität) feftgefeßt wird und der gefammte Steuerertrag erft 
dad hieraus ſich bildende Ergebniß if. Dieß hat die Folge, 
dag mit der Menge und dem Geldanfchlage ber vorhandenen 
Steuergegenftände der Gefammtertrag von Jahr zu Jahr wech⸗ 
feln fann (ce). Die Erwägung, daß es gerecht ifl, wenn ber 
Steuerfuß im ganzen Lande gleichbleibt, und baß es für bie 
Steuerpflichtigen eine Erleichterung if, wenn der Steuerfuß 
nicht oft verändert wird, führt dahin, daß man biefer Gattung 
von Steuern im Allgemeinen den Borzug geben muß. Bei den 
meiften Aufiwanböfteuern ift die Vertheilung einer im Ganzen 
feftgefeßten Summe gar nicht ausführbar, weil man die Menge 
ber verfteuerten Gegenflände, 3. B. die Menge des gekauften 
Meines oder Zuderd, zu Anfang des Jahres noch nicht Fennt. 

Sind Berzeichniffe der fteuerbaren Gegenftände mit den zus 
gehörigen Zahlenangaben vorhanden und fann man ber Rich- 
tigfeit diefer gefammelten Nachrichten vertrauen, fo läßt fich 
bei einer gleichangelegten (Duotitätd-) Steuer auch fogleich ber 
ganze Steuererirag und die Bertheilung deſſelben auf die Ab- 
theilungen des Landes beiläufig berechnen und in dieſem Yalle 
findet fid) bei einer folchen Auflage auch der Grundzug einer 
Bertheilungsfteuer, daß diefer Gefammtertrag ſogleich feftfteht, es 
treffen alfo in dieſem Falle beide Gattungen nahe zufammen (d). 


(a) Code des contrib. directes, L — Thum, Syftem ber directen Steuern 
in Frankreich ©. 2. . 

() Wenn h 3. beichloffen wird, die Grundſteuer folle im ganzen Staate 
10 Mil. fl. eindringen, und zwei Bezirke erhalten bei der Austheilung 
eine Summe von je Mill., fo ıf es möglih, daß in dem einen 
die Steuer 1/s, im anderen !/s der Grundrente beträgt, wenn nämlich 
in biefem die gefammte Grundrente im Berhältniß 8 zu 6 größer ift 
als in jenem. — In Frankreich nehmen die Bertheilungsfteuern 
eine befonders wichtige Stelle ein, indem die Hauptfchakungen biefer 

Gattung angehören, aber fie finden fi bie und da u in anderen 


Ländern. In Würtemberg wird feit 1821 ein feſtes Verhaͤltniß zwiſchen 
den älteren Schagungen feflgehalten, die Grundſteuer foll /, die 
Hausfleuer ta, die Gewerbſteuer 3 bes Ganzen einbringen, 
welches neuerlich auf 3 Mil. fl. beſtimmt ik. Es Tommen alfo 
2!/s Mil. auf die Srundfteuer, und da der ihr unterliegente Rein 
ertrag auf 18°110 950 fl. angefchlagen if, fo ergiebt ſich der Steuerfuß 
von 11,729 Proc. , ebenfo für die Gebäude ein Fuß von 2,5% p. mille. 
(ce) Wird 3. B. feſtgeſetzt, daß von Wohnhäufern die Steuer 0,1 der 
Miethe fein folle, fo ſteigt der Ertrag, fowie die Häufer durch Neubau 
vermehrt ober vergrößert werben. 
(d) Hat 3. B. ein Land 1 Million Morgen Wald, wovon ber ganze An- 
hing fih auf 60 Mill. fl. beläuft, und wird ein Steuerfuß von */s Bror. 
des Anſchlags oder von !/s der muthmaßlichen Mente beſchloſſen, fo 
weiß man fogleidh, daß die Steuer 300 000 fl. abwerfen wird, und ber 
Erfolg iR ebenfo, als wenn man diefe Summe zuerf feſtſtellt und die 
Steuer nah den Anfchlägen umlegt. DBgl. (5) über Würtemberg. 
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Man Hat oft die Steuern in ordentlidhe und außer- 
ordentliche getheilt; jene find die regelmäßig fortdauernden, 
biefe werden nur vorübergehend zur Dedung ungewöhnlich ver: 
größerter Staatöbebürfniffe erhoben. Diefe Unterjcheidung ift 
für das pofltive Staatsrecht und die Statiftif erheblicher als 
für die Finanzwiflenfchaft, weil fie nur das wirkliche Vorkom⸗ 
men, nicht die Natur der verfchiedenen Arten von Steuern 
betrifft. Indeß läßt fi doc, eine allgemeine Betrachtung an 
biefe Eintheilung knuͤpfen. Die den Beſteuerungsgrundſaͤtzen 
am meiften entfprechenden Abgaben pflegen ordentliche zu fein, 
zu außerordentlihen wählt man gemöhnlidy folche, ‚die am 
feichteften anzulegen find und viel einbringen, wenn fie gleich 
ſolche Mängel an ſich tragen mögen, daß man fie nicht ohne 
große Nachtheile fortbeftehen laſſen dürfte (a). 

(e) Die Steuern erhielten bisweilen ihre Benennung von dem Zwede, zu 
dem fie verwendet wurden, 3. B. die deutfhen Brinzeffinfteuern 
bei Bermählungen, ähnlich den franzöflfchen deniers de mariage, — 
Servisgelder (für die Bafernirung der Truppen). — Tribunalfteuer 
(Bommern), — Gavalleriegelder (Sachſen), — die Steuer cinquante 
mil hommes, bie in Frankreich von den gefchloffenen Städten zur Bes 


zahlung dieſer Zahl von Wehrmannſchaft aufgebradht werben mußte 
(39 Mil. Liv. in 31 Jahren bis 1580, Froumanteau, ©. 10) 2c. 





Nachträge. 


Zu 5. 184 (a). Das Steinſalzbergwerk bei Staßfurt iſt in den letzten 
Jahren ſehr in Aufnahme gekommen, obgleich das Steinſalz zum Verbrauch 
für Speiſen noch nicht beliebt iſt. Es werden dort unter anderen 300 000 
Gentner gebrannte Leckſteine für das Vieh gewonnen. Biel Steinfalz von 
dort geht nad Böhmen, während galigifee nad Schlefien verjendet wird; 
300000 Gentner werden an Yabrifen verfauft, in Stüden und gemahlen. 


Zu 9.198 (e). Ein lehrreiches Beifpiel von dem Mißbrauch der Kupfer: 
münze giebt die Geſchichte der ruſſiſchen Münzverwirrung im 17. Jahrhundert 
unter Czar Nlerei, f. Brüdner, Das Kupfergeld 1656 — 63 in Rußland, 
Riga 1863. Es wurden im Jahre 1656 Stüde von 50, 3, 2 und 1 Kopefen 
in Kupfer ausgegeben, welche den gleichnamigen Silbermüngen gleich gelten 
follten, während die Regierung mande Zahlungen in Silber verlangte und 
die Silbermünze einzuziehen bemüht war. Die Folge war ein Sinfen ber 
Kupfermünge gegen Silber, fo daß biejes im Suni 1663 bis auf das 
12 — 15fade in Kupfer flieg. gieraus entfland große Bebrängniß der in 
Kupfergeld bezahlten Beamten, Soldaten ıc., und ein ſtarkes Steigen ber 
Waarenpreiſe, da Kupfermünge das einzige Umlaufsmittel geworden war. 
Manche Preiſe gingen höher hinauf, als jenes Berhältnig beider Metalle 
mit fi brachte, es entſtand eine Korntheuerung, gegen die man verſchiedene 
Mapregeln verſuchte, ohne die wahre Urfache zu erfennen, es wurde viel 
Kupfergeld von BPrivatperfonen heimlich verfertigt und dadurch das Uebel 
vergrößert. Die Berarmung und Noth veranlaßte fogar 1662 einen Aufs 
ftand. 1663 wurde endlich wieder Silber geprägt, bie Kupfermünze außer 
Umlauf gefegt und die Einlöfung zu 1 Proc. angeboten! 


Zu $. 204 (a). In Portugal ift 1864 die Aufhebung des Tabafsregals 
mit Zuflimmung der Landflände beichloflen worden. 


Zu $. 259 (a). Gegen den Grundſaß der Beineinfommensbefteuerun 
erklärt ib Schäffle in ber deutfchen Bierteljahreihrift Nr. 96, ©. 261 ff. 
Der Berf. fieht in dem reinen Einkommen nur das Mittel, Ueberſchuͤſſe zu 
bilden, zu capitalifiren. Go enge wird baflelbe von Anderen nicht 
verflanden und man kann dem Verf. zugeben, daß nicht bloß die capitalis 
firende, fondern auch jede andere Berwenbung bes Bermögens nad) Umſtaͤnden 


der Befteuerung unterliegen folle, freilid mit Ausnahme des zum Erwerbe 
er rer en Aufwandes. Die Hauptverwendung des reinen Binfommens 
efhieht für den Unterhalt ber von Menten Iebenden Glafie und zu 
Senüfen, die über den Unterhaltöbedarf der Arbeitenden hinausgehen 
(I, $. 250), und die Beſteuerung dieles Binfommens ift alfo vorzüglich auf 
den für entbehrliche Benüffe auszugebenden Theil des Cinkommens gerichtet. 
Es if daber keinesweges bloß auf eine Beiziehung der Ueberſchüſſe abgeichen 
und der Vorwurf der Ungerechtigkeit („wer aufipart, fol Steuer zahlen, 
wer fein Ginfommen verbraudt, nicht“, Shmoller in der Staatswifl. Zeit: 
fhrift 1863 ©. 38) trifft die im Lehrbuch aufgeflellten Säge nicht. Daß 
reines Einkommen nur eine „calculatorifhe Fiction“ fi (Schäfflen.a.D. 
©. 278, 282), nur eine „buchhalterifche Criſtenz“ habe, ift mit ber im 
kehrbuche angenommenen Auffaffung deſſelben als eines im Weſen der 
Wirthſchaft begründeten Begriffes nicht vereinbar. Schmoller a. a. D. 
beftreitet ebenfalls nah Hermann den Begriff des reinen Einkommens 
und die auf baffelbe geflüßten Saͤtze der Gteuertheorie. 


Gedruckt bei &. Polz in Leipzig. 
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Auch in der Bearbeitung dieſer 2. Abtheilung hat ſowohl 
eigenes ſelbſtſtaͤndiges Nachdenken als die Prüfung der von 
anderen Schriftſtellern aufgeſtellten Lehrſaͤtze zu vielen Ver⸗ 
aͤnderungen, die ich fuͤr Verbeſſerungen halten darf, namentlich 
im dritten Buche, den Anlaß gegeben. Bei dieſer Pruͤfung 
neuer Anſichten war es mein Beſtreben, jeden Fortſchritt des 
Wiſſens bereitwillig anzuerkennen und zu benutzen, dem aber, 
was mir unbefriedigend ſchien, nur Gruͤnde entgegenzuſetzen. 
Manche Neuere haben eine Art der Polemik angenommen, 
die weder gerecht, noch fuͤr die Wiſſenſchaft fruchtbringend 
iſt. — Die bald zur Erläuterung, bald zur Beſtaͤtigung all⸗ 
gemeiner Säge bienenden thatſachlichen Angaben find auch in 
diefer neuen Ausgabe (die 4. A. der 2. Abtheilung erfchien 
1860) vermehrt und fortgeführt worden, wobei ich abermals 
für manche ſchaͤtzbare Mittheilung zu danken habe. Bei der 
Benugung der Boranfchläge (Budget) mußte ich mich öfters 
‘mit den an die fländifchen Verſammlungen gebrachten Ent» 
würfen begnügen, weil fie leichter zu haben find, als bie 
genehmigten Budgets, bie audy meiſtens von jenen nicht viel 
abweichen. 
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Nach den legten Angaben fol die Schuld der norbamerica- 
nifchen Union zu Ende März d. J., alfo kurz vor der Gefangen 
nehmung von Lee, 2366955 000 D. geweien fein, Zins in 
Gold 64 Mil., in Papiergeld 38-820000 Doll. 

Eine polnifche Meberfegung der Binanzwiflenfchaft von 
Dr. v. Dczapomsfi ift unter ber Preſſe. - 

Bei diefer Gelegenheit füge ich eine kleine allgemeine Bemers 
fung hinzu. Wer in der Lage ift, viele ftatiftifche Zahlenangaben 
zu gebrauchen, der wird den Wunfch mit mir theilen, daß unfere 
Statiftifer durchgehend bei großen Zahlen die Millionen und 
Taufende im Drud kenntlich machen möchten. Zahlen von 
fieben und acht Ziffern ohne eine Abtheilung greifen nicht 


allein die Augen an, fonbern veranlaffen auch leicht Rechnungs» 


fehler beim Zuſammenzaͤhlen und Abziehen. 
Heidelberg 27. April 1865. 
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2. Abtheilung. 
Die einzelnen Arten von Stenern. 


1. Hauptftüd. 
Die Schatzungen. 


Einleitung. 
8. 297. 


Die Schatzungen (Einfommends und Vermögensfteuern) 
machen es den Steuerbehörben nothwendig, die Vermoͤgens⸗ 
umflände ber einzelnen Bürger foweit zu erforfchen, baß 
man bie Steuerfähigfeit derfelben ermeſſen und hiernach ihre 
jährliche Steuerſchuldigkeit feftfegen fann(a). Die an jeden 
Einzelnen gerichtete Steuerforberung ift daher unbedingt und 
für den, der nicht feine Zahlungsunfähigfeit darzuthun vermag, 
unausweichlich. Während hierin ein Vorzug der Schagungen 
in Bezug auf die fichere Einnahme des Staats liegt, iſt das 
gegen die Anlegung berfelben mit großen Schwierigfeiten vers 
bunden, die aus der verwidelten und veränderlichen Beichaffen- 
beit der Einfünfte und aus der Abneigung der Steuerpflichtigen 
entfpringen, ihren Bells und Erwerb fund werden zu Laflen. 
Da auf die Reblichkeit und Baterlandsliebe hiebei im Als 
gemeinen nicht genug zu bauen ift(d), fo muß man fidh bei 
jeber Schagung nad ben ficherften Außeren, offenfundigen 
Kennzeichen der fleuerbaren Einfünfte umfehen, auf die Quellen 
derfelben zurüdgehen und das Einfommen jeder ‘Berfon, wenn 


es zufammengefegt if, in feine Beftandtheile auftöfen. 
Ran, yolit. Defon. II. 2. Abth. 5. Ausg. 
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(a) Die bireeten Steuern in Defterreih und ihre Reform, mit einem ab- 
gefonderten Hefte ſtatiſtiſcher Tafeln. Herausgegeben vom k. k. Finanz⸗ 
miniflerium. Wien 1860 fol. 

Der Einzelne beforgt oft, daß, wenn er genaue Angaben machen würde, 
Andere es ibm nicht nachthun und daß er fich alfo Durch feine Gewiſſen⸗ 
haftigkeit eine ſtaͤrkere Belaſtung jugiehen werde; das Beifpiel ber Uns 
redlichkeit iſt anftedend und es bildet fich leicht eine Art ftillfchweigender 
Vebereinfunft, daß Alle ungefähr in gleichem Berbältniß von der Wahrs 
heit abweichen. Freilich ıf dies nur ein Milderungs:, Fein Entſchul⸗ 
digungsgrund. Der Eigennug foll vor dem Pflihtgefühl des Bürgers 
— Ueberzeugung, daß die Steuern gut verwendet werden, zuruͤck⸗ 
weichen. 


— 
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Wenn man verfucdhen wollte, die Schagungen genau nad) 
den Einfünften anzulegen, bie jeber einzelne Bürger in jebem 
Zeitabfchnitt (Jahr) wirklich bezogen bat, fo würde dies für 
die Stewerpflichtigen überaus läftig, für die Regierung mühfam 
und foftbar fein und dennoch nicht gelingen, weil das Ein- 
fommen der Steuerpflicdhtigen fehr veränderlih ift und von 
vielen Umftänden abhängt, die unmöglidy ganz erforfcht werben 
fönnen. Man muß fich folglich der. Vereinfachung willen mit 
einer folhen Annäherung an die Wahrheit begnügen, daß bie 
Abweichungen von dieſer theils fich in nicht langer Zeit aus⸗ 
gleichen, theild wenigftend nur eine unbedeutende Wirkung auf 
die Steuerfchuldigfeit der Einzelnen äußern, wozu bie Feſt⸗ 
febung eines niedrigen Steuerfußes beiträgt (a). Died gilt 
hauptfächlich von ſolchen Schagungen, die von dem Reinertrage 
bleibender Vermoͤgenstheile erhoben und nach der Beichaffenheit 
der lesteren angelegt werden, wie Ländereien, Haͤuſer und 
Gewerbseinrichtungen. Da hier der Steueranfchlag auf längere 
Zeit hinaus unveränbert bleiben muß, fo kann man weber auf 
den durch vorzüglichen Fleiß und Eifer gewonnenen höheren 
Ertrag Rüdficht nehmen, noch auch für die Trägheit oder Uns 
gefchidlichfeit der jegigen Befiger eine Schonung eintreten Laffen, 
weil beide Umftände vorübergehend find, man muß vielmehr 
von ber Annahme des üblichen regelmäßigen Verfahrens in der 
Benutzung folder Erwerbömittel ausgehen. Aus dem naͤmlichen 
Grunde fann auch der von äußeren Ereigniffen herrührenbe 
Wechfel im Betrage ber Einfünfte von Jahr zu Jahr nicht 
genau verfolgt werden, vielmehr muß man einen Durchſchnitt 
berfelben annehmen: und von ber Vergangenheit auf die Zus 
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kunft ſchließen. Bei den durch Arbeit erlangten Einkuͤnften iſt 
es ferner unthunlich, die individuellen Verſchiedenheiten im 
Unterhaltsbedarfe der in einer gewiſſen Art der Erwerbsthaͤtig⸗ 
keit befchäftigten einzelnen Familien zu beachten und man muß 
vielmehr eine mittlere Größe für jede Claſſe von Bürgern und 
jede Stufe des rohen Einkommens fuchen. 


Auf diefe Weife mitt an die Stelle ber unerforfchlichen 
wirflichen Einnahme ein mittlerer Betrag berfelben (5). 


(a) Sind 3. B. die Abweichungen von der wirklichen Reineinnahme 10 Proc. 
und beträgt der Steuerfuß !/s bexrielben, fo iſt die Steuer hoͤchſtens 
um 14/s Proc. der Binnahme zu groß oder zu Flein, was wenig in 
Betracht kommt. 

(6) So wird 3.3. für mehrere Wohnhäufer von gleicher Größe, Beſchaffen⸗ 
heit und Lage gleiche Rente angeſetzt, wenn auc zufällig das eine 
etwas höher ald das andere vermiethet worden if. — Murhard 
nennt diefen mittleren ober „idealen“ Betrag des reinen Cinkommens 
Rente und gründet bierauf den Unterfchied der Renten und Gin: 
fommensfteuer, a. a. ©. ©. 199, 267. — Die Schwierigkeiten einer 
vollftändigen und genauen Beſteuerung aller reinen Ginfünfte haben 
mehrere Esriftkeller zu dem Mathe bewogen, das Streben nad Er⸗ 
reichung biefes Zwedes ganz aufzugeben. 3. G. Hoffmann (Die 
Lehre von den Steuern, ©. 37 ff.) legt vorzuͤgliches Gewicht auf den 
Umftand, daß bie Empfänger eines gewillen Binfommens in Kolge von 
vielerlei perfönliden Verhaͤltniſſen fehr oft nit einen gleichen Theil 
befielben mit gleicher Leichtigkeit abgeben können. „Wer Steuern nad 
dem Cinkommen vertheilt, der unternimmt zu beftimmen, welcher Theil 
des Cinkommens eines Jeden nüßlicher durch öffentliche Behörden als 
duch ihn ſelbſt verwendet werde .. . Bei den Lebensverhältniflen, 
welche fih unter gefitteten Bölfern in der Reihe von Jahrhunderten 
ausgebildet haben, beruhen alle Berfuche zur Begründung eines folchen 
Nrtheils auf einer wohlgemeinten Selbfltäufhung”, ©. 40. — Aber 
man fann nit auf die Schagungen gänzlich verzichten und ber bei 
ihnen mögliche Fehler ift doch defto Fleiner, je forgfältiger man in ber 
Anlegung zu Werke gebt. 


8. 299. 

Bei den Schagungen wird für jeden Steuerpflichtigen und 
für jede Art von Einkünften befielben eine gewifle Jahres⸗ 
fchuldigfeit der Steuer feftgefegt. Dazu ift erforderlich 

1) die Anlegung (Regulirung) der Steuer, d. 5. bie 
Berfertigung der Steuerbüder, Steuerbefhreibungen 
oder Katafter(a). Hierunter verfteht man die Berzeichniffe 
aller die Steuerfähigfeit begründenden Duellen der Einkünfte 
(Bermögenstheile, Gewerbe, Arbeitözweige ıc.), mit näheren 
Befchreibungen und Zahlen(d). Da ber jährliche Steuerfuß je 
nach der Größe des Staatsbedarfs verändert werben kann, fo 

1 * 
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wird er gewöhnlich nicht in bie Katafter aufgenommen und 
diefe zeigen daher die jährliche Steuerfchuldigfeit jedes Einzelnen 
nit an, welche aber leicht daraus zu berechnen if. Hiezu 
dient der Steueranfhlag (Kataftergröße, allivrement), 
d. b. die eine Geldſumme auddrüdende Zahl, weldye für jeben 
fteuerbaren Gegenftand neben der Befchreibung der Hauptmerk⸗ 
male deſſelben im Katafter ſteht. Es giebt mehrere Arten ben 
Steueranfhlag anzufegen. Derfelbe fann nämlich 
a) unmittelbar dad muthmaßliche fteuerbare Einfommen 
oder den Reinertrag angeben(c) — ober 
b) die fleuerbare Vermögendmafle oder das fog. Steuers 
capital, ben mittleren Preis (Berfehröwerth) einer 
Einnahmsquelle, welcher je nad) dem angenommenen 
Zindfuße das 20—25fache des reinen Ertrages if. Bei 
dem Arbeitsertrage brüdt ein folcher angefehter Preis 
nicht ein wirkliches, fondern nur ein in Gedanken ans 
genommened (fingirtes) Vermögen aus, weldyes man 
durch Vervielfachung (Capitaliſirung) des Reinertrages 
findet, — oder 
ce) einen gewiſſen kleinen Theil des ermittelten Einkommens 
oder Steuercapitald, das fog. Steuerfimplum (Ans 
Thlagstheil, Steuereinheit). Die Anſetzung folder 
Simpla dient die Berechnung der jährlichen Steuerbeträge 
zu erleichtern, indem man nur anzugeben braucht, wieviel 
Simpla in einem Jahre zu entrichten feien (d). 

Nach der Beftimmung eines Katafterd follten die Steuers 
anfchläge dem wirklichen mittleren Betrage des KReinertrages 
oder Vermögend entfprechen und dieß ſucht man bei der Vers 
fertigung des Kataflerd zu erreihen. Wenn in Bolge fpäterer 
Beränberungen die Anfchläge nicht mehr die wahren Erträgnifie 
anzeigen, fo fann doch das Katafter brauchbar bleiben, woferne 
bie in bemfelben aufgeführten Anfchläge durchgängig in gleichem 
Berhältnig zu ben wirklichen Zahlen ftehen (e). 

2) Die Entwerfung der jährlihen Erhebungsliften 
(Heberollen), weldhe zu Stande gebracht werben, indem 
man den befchlofienen Steuerfuß auf die im Katafter enthaltenen 
Anfchläge anwendet und hieraus bie jedesmalige Steuerſchuldig⸗ 
keit jedes Buͤrgers ausmittelt (5). 
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(a) Der Urſprung des Wortes Kataſter it von Jac. Gothofredus 


(Ood. Theodos.) zuerſt richtig erklärt worden aus einer Zuſammenziehun 
von capitstionis registrum oder wohl capitum registrum, was dur 
bie alt=franzöfifhe Schreibart capdastre beflätigt wird. Capitatio war 
fowohl Grund: als Kopfiteuer, caput das einzelne fleuerbare Object. 
Gadafler, Cadastre, iſt aljo unrihtig. Du Fresne du Cange, 
Glossarium, s. v. capdastrum und catastrum. — v. Savigny a.a.D. 
($. 247.) — Macchiavelli (Istorie Fiorentine, 4. Buch) berichtet, 
das Wort fei zuerfl für eine DVermögensfteuer in Florenz gebraucht 
worden, wegen des Abmeflens des Vermögens, nccatastare, welches 
eigentlih aufklaftern, aufſchichten bedeutet, wie catasta Holzfoß. Diefe 
Ausdrüde deuten auf xarasrasız, Aufftellung, Anordnung, Zuftand ıc., 
und es konnte leicht catasto, welches zuerft die Steuer felbh bezeichnete, 
auh in dem Sinne genommen werben, wie unfer „Ratafter”. Diefe 
leßtere Ableitung läßt fih fo denken, daß, nachdem das Wort auf die 
oben angegebene Weile fih gebildet hatte, feine Berbreitung durch die 
Grinnerung an ein anderes ahnlid lautendes, fhon vorhandenes Wort 
von griechifcher Abflammung beförbert worden ift. 


(5) Die Erhaltung und Fortführung der Katafter erfordert eine befondere 


Bürforge, vgl. $. 338. — Kedeiien, Das Steuer: und Katafter: 
weien mit befonderer Rüdfiht auf die DVerhältniffe in Würtemberg. 
Stuttgart 1848. 


(e) In Sachfen werden 10 Ngr. ober 100 Pf. Reinertrag als Binheit bes 


(4) 


(e) 


U 
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Steueranſchlages angenommen, die zu 10 Rthlr. Capitalwerth gerechnet 
wird (30fah), und man giebt jährlich bie Zahl der zu erbebenden 
Pfennige oder Procente an. 


Man könnte 3. B. 5 Procent von der Mente jedes Grundſtuͤcks als 
Simplum annehmen. Soll nun !/s der Rente als Grundſteuer erhoben 
werden, fo werden 4 Simpla gefordert. In Naſſau 3. B. ift das 
Steuercapital von Grundſtuͤcken */ des Mittelpreifes, und von jenem 
wird / 200 (Ya Kr. vom Gulden) als Simplum angefegt. — Das 
Heutige Simplum ift fhon in dem simplex tributum der roͤmiſchen 
Kaiferzeit zu erkennen. Daflelbe betrug nad, älterer Regel 1 p. m. von 
dem angefchlagenen Verkehrswerthe des Grundeigenthums und wurde 
mebrfah, in einem bekannten Yalle 10fah erhoben. Beder und 
Marquardt, Handbuch der römifchen Alterthümer, IIL,2, ©. 177. — 
Auch die im 13. Jahrhuntert entflandene florentinifche VBermögensfteuer 
(estimo) von Y/a—1 Proc. des Vermögens hatte dieſe Ginrichtung, da 
jener einfadhe Sag (lira oder estimo) je nad dem Bebürfniß der Staats⸗ 
cafie in jedem Jahre mehrfah, einmal fogar 12fach erhoben wurde. 
Daffelbe fand bei der fpäteren Bermögensfteuer (catasto) flat. De 
& arieu, Hist. des impöts generaux sur la propriôté et le revenu, 
. 30—41. 

Es könnten 3. B. in Folge einer Veränderung in den Preifen bes 
Metallgeldes oder der Bodenerzeugnifle alle einer gewiflen Steuer unters 
worfenen fataftrirten Binfünfte um *%s höher geworden fein, als die 
Katafteranichläge, die dann immer noch das richtige Verhältniß zwifchen 
den fleuerbaren Ginkünften aller Bınzelnen anzeigten und burd eine 
Erhöhung des Fußes Fönnte die Steuer in das Ebenmaaß mit ben 
anderen Schabungen gebracht werden. Wenn aber in verfchiedenen 
Fällen die Steueranfhläge bald um */s, bald um !/; oder mehr von 
den wirklichen Größen zurüdgeblieben wären, fo biente das Katafter 
nicht mehr zu einer gleichmäßigen Befteuerung. 

3. 2. ein Haus fei zu 8700 Hl. Steuercapital oder 348 fl. Reinertrag 
angefchlagen, ter Zug im erften Falle %/s Proc. des Steuercapitals, 
im zweiten Falle */ıs des angeichlagenen Beinertrages, fo if die Steuer: 
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ſchuldigkeit 29 fl. In Frankreich, Belgien ı. iſt es uͤblich, eine vers 
änderliche Zahl von Procenten (contimes additionnels) zur Hauptfumme 
einer Steuer zu fchlagen. 
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Aus den allgemeinen Grundfägen des Steuerweiend (8.250) 
werben die Regeln für die Anlegung der Schagungen abgeleitet, 
indem man das Wefen und die Eigenthümlichfeit jeber Art der 
legteren in Betracht zieht. Es giebt jedoch einige allgemeine 
Regeln, deren Befolgung zu dem guten Ergebniß der Steuer 
anlegung beiträgt. 

1) $ür die zur genauen Ausmittelung der Steuergegenftänbe 
zur Aufftelung der Steueranfchläge (8. 299) dienenden Arbeiten 
muͤſſen gefebliche Vorſchriften — Gefege, Vollzugsverorbnungen, 
Geſchaͤftsanweiſungen (Inftructionen) — gegeben werben, um 
jede MWillfür zu verhüten und die nöthige Gleichfoͤrmigkeit des 
Verfahrens zu bewirken. In einem großen Staate und bei 
beträchtlicher Berfchiedenheit in den wirthfchaftlichen Verhaͤlt⸗ 
niffen ber größeren Zandeötheile (Provinzen 2c.) kann ed rath⸗ 
fam werben, für bdiefelben befondere Borfchriften aufzuftellen (a). 

2) Zu ben in 1) erwähnten Arbeiten wurden ehemals bloß 
Staatöbeamte gebraucht, die höchftend dann, wenn fie einer 
Auskunft über örtliche Umftände beburften, zuverläffige Ein- 
wohner ber Orte oder Bezirke zu Hülfe nahmen. Die von 
der Regierung beauftragten Beamten können jebody nicht eine 
fo volftändige Kenntniß von dem Umfange, der Beichaffenheit 
und der Benutzungsweiſe der Erwerböquellen in jedem Theile 
bed Staatögebieted befigen, als die bürgerlichen Bewohner 
befielben. Man hat daher neuerlich mehr und mehr erkannt, 
daß es nüglich ift, verfländige, unterrichtete und redliche Bürger 
aus den verfchiedenen Claſſen der Steuerpflichtigen (Steuer⸗ 
träger) beizuziehen. Dieß gewährt zugleich, abgefehen von ber 
Erlangung richtiger Anfchläge, den Bortheil, daß bie gefeplichen 
Vorfchriften im Volke mehr befannt werben und die Webers 
zeugung von ber Gerechtigkeit und Zwedmäßigfeit des ganzen 
die Berfertigung der Katafter bezwedenden Berfahrend ſich vers 
breitet. Je mehr überhaupt Einficht und Gemeinfinn in einem 
Volke herrfchen und je mehr daſſelbe in der Theilnahme an 
öffentlichen Angelegenheiten geübt ift, ein befto größerer Antheil 
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fann demſelben auch an den Kataftergefchäften anvertraut wers 
ben. Freilich tritt hiebei die Beforgniß ein, baß bei den aus 
einem Eleineren Bezirke genommenen bürgerlichen Vertretern Par⸗ 
teilichkeit und Eigennug nachtheiligen Einfluß gewinnen fönnen 
und ein Beftreben zum Borfchein komme, die Anfchläge niedriger 
feftzufegen, ald es im Sinne bed Geſetzes liegt, und hiedurch 
für die einzelne Gegend eine ungerechte Begünftigung zu ers 
langen. Dieß ift bei den ſog. Quotitätöfteuern ($. 295) noch 
eher zu beforgen, als bei den von oben herab vertheilten, den 
Repartitiondfteuern, und ed Fann leichter fattfinden, wenn bie 
beigezogenen Bürger eine entfcheidende Stimme erhalten, als 
wenn fie bloß zum Beirathe berufen find (d). Zur Verhütung 
folcher Ungeredhtigfeiten dient 

a) die Mitwirkung von Staatöbeamten. Ein folder erhält 
in jedem Orts⸗ oder Bezirks⸗Steuerausſchuß den Vorſitz 
und hat die Aufgabe, bei jeder Gelegenheit auf die Bes 
flimmungen der Steuergefebe hinzumeifen ; 

b) die zweckmaͤßige Beſtellung der Audfchüffe, deren Mits 
glieder zum Theil von einer Staatöbehörbe, zum Theil 
von ber Gemeinbebehörbe, von einzelnen lafien ver 
Steuerpflichtigen oder von den Vertretern eined größeren 
Bezirkes zu ernennen find (c); 

c) eine Abftufung mehrerer über einander ftehender Arten 
von Ausfchüffen in den kleineren und größeren Verwal: 
tungöbezirfen des Landes, fo daß die Arbeiten der unteren 
von den höheren geprüft, verglichen und nöthigenfalle 
berichtigt werben. 

3) Jeder Befteuerte muß von dem ihn betreffenden An- 
fhlage in Kenntniß gefegt werden und Gelegenheit erhalten, 
"gegen benfelben bei einer höheren Stelle Berufung einzulegen, 
welche dann einer forgfältigen Prüfung unterworfen wird (q). 


(a) Dieß fommt mehr bei der Befteuerung der Grundrente als bei anderen 
Shagungen vor. 

(5) Die a. Schrift: Die directen Steuern in Oeſterreich, 1860, ©. 37, 
enthält eine ausführliche Beleuhtung der Gründe für und ‚gegen die 
oben erwähnte Ginrihtung. Gs wird zur Vermeidung jener Nachtheile 
empfohlen, die Steuerfchuldigfeit der Provinzen (die „Landesquoten“) 
im Ganzen duch Mepartition fehzufeßen, fo daB das Katafler nur 
innerhalb der Provinz gebraudt wird, weil bei dieſer Einrichtung 
offenbar jede umnbillige Ehonung eines Bezirkes zugleich die Uebers 
laſtung der anderen zur Folge haben, daher in erhöhten Maaße ale 
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verwerflich erſcheinen wuͤrde. Die im F. angegebenen Mittel laſſen 
jedoch erwarten, daß auch bei Quotitaͤtsſteuern die befuͤrchteten Uebel⸗ 
ſtaͤnde beſeitigt werden koͤnnen. 
Näheres bei der Grundſteuer F. 336. 
Das bad. Geſetz v. 8. Juli 1848 enthält nicht bloß neue Beſtimmungen 
über den in jeder Gemeinde beſtehenden Sch — der aus 
den verſchiedenen Staͤnden von der Gemeindebehoͤrde gewaͤhlt wird und 
mit dem Kataſterbeamten zuſammen wirkt, ſondern auch die Anordnung 
eines Steuerſchwurgerichtes für jeden Bezirk von 30 —60 000 E. 
zur Entſcheidung ſtreitiger Steuerfragen. Dieſe Schwurgerichte ſollten 
nach Geſetz v. 12. Februar 1849 von den Kreisverſammlungen gewäßlt 
werden. Da jedoch dieſe, eine Art von Kreisſtaͤnden, nidt zur Aus: 
führung kamen, fo unterblieb auch die Berufung der Steuerſchwur⸗ 
gerichte, welche fpäter durch das Belek v. 17. März 1854 ausprüdlid 
efeitigt wurden. Die Mitglieder des Schapungsrathes werden nad 
Bernehmung des Gemeinderatbes und des GSteuerperäquators vom 
Dezirksamte ernannt. Die Berufung geht an die Steuerbirection. 


$. 800. 
Die Schagungen entftanden in ben einzelnen Rändern nad) 


und nad), wie ed das Bebürfniß mit ſich brachte und wie man 
ihre Anlegung bequem fanb, auf mandhfaltige Weife, ohne daß 
man von allgemeinen Begriffen audging und eine wiſſenſchaft⸗ 
liche Unterfcheidung der verfchiedenen Gattungen zu Grunde 


egte. Doch Lafien fidy alle wirklich vorfommenden Schapungen 


in folgende Abtheilungen bringen: 


I. Steuern von dem Einfommen, und zwar 
A. von den einzelnen Zweigen befielben. 

1) Die Grundrente kann belegt werben 

a) bei den Eigenthümern, in der Grundfteuer 
(ſ. ven folg. 1. Abſatz); . 

b) bei denjenigen, welche vermöge eined Real⸗ 
rechtes einen Theil davon beziehen, durch bie 
Gefällfteuer (2. Abfap). 

2) Diefelbe mit einer Zinsrente verbunden zeigt ſich 
in der Hausrente und bildet den Gegenftand ber 
Hausfteuer (3. Abfap). 

3) Die Capitalrente findet fidy 
a) in Berbindung mit Gewerböverbienft in dem 

Einfommen ber Gewerböunternehmer, welches 
ber Gewerbfteuer unterliegt (4. Abfab); 

b) abgefonbert in dem Zinfe ausgelichener Eapitale, 
für welche die Zins» und Gapitalfteuer 
beftimmt ift (5. Abſatz). 
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4) Der Arbeitslohn, ohne Verbindung mit anderen 
Einnahmen, wird durch eine beſondere Lohn⸗ 
ſteuer getroffen (6. Abſatz). 

B. Bon dem geſammten Einkommen jedes Steuerpflich⸗ 
tigen im Ganzen; 

1) Kopf» und Perſonalſteuer (7. Abſatz), 

2) allgemeine Eintommendfteuer (8. Abſatz); 

DI. Steuern. von dem gefammten Bermögen, Vermoͤgens⸗ 
feuer (9. Abſatz). 


1. Abfap. 
Gruudftener. 


A. Allgemeine Grundſäßze. 
$. 301. 

Die Grunpfteuer(a) ift beflimmt, einen Theil der Grund» 
rente, d. i. des reinen Ertrages, welchen dad Grundeigenthum 
gewährt (1,207), für die Staatscaffe in Anfpruch zu nehmen (Bd). 
Die Grundrente kann aus fehr verfchiedenen Benugungsarten 
einer gewiſſen Bodenflaͤche herrühren, indem eine ſolche bald 
zum Bergbau, bald zum Landbau, zu einem Gewerks⸗ ober 
Dienftgefchäft, zum Ueberbauen ıc. angewendet wird und in 
allen dieſen Fällen dem Eigenthümer einen Reinertrag zu ges 
währen vermag. In den meiften Staaten ift die Grunbrente 
ber größte Beſtandtheil des reinen Volkseinkommens, und bie 
Grundſteuer nimmt daher unter den Schagungen in Hinfidht 
auf Ergiebigkeit die erſte Stelle ein, fowie fie zugleich ber 
Staatscaſſe ein ficheres, wenig wanbelbare® Einfommen ges 
währt(e). Daß fie früher entſtand als die anderen Schagungen, 
erklärt fich leicht aus ber am Tage liegenden Steuerfähigfeit 
der Grundeigner, welche in einer Zeit, wo ber Reichthum faft 
bloß in Ländereien beftand, mehr hervortrat, als feit der Vermeh⸗ 
rung bed beweglichen Bermögens, weßhalb in mandyen Ländern die 
öffentlichen Laſten ziemlich lange hauptfädhlicd von den Grund» 
eigenthlimern getragen werben mußten(d). Auch giebt es feine 
andere Steuer, deren Anlegung fo vieles Nachdenken und fo 
große Vorarbeiten veranlaßt hätte als diefe. 


(a) 9. Smith, II, 215. — Graig, Grundzüge der Bolitik, M., 
24—66. Bicardo, Principles, L, Cap. 9—12.— v. Jakob, I, 487. 
Do, 863. — 2o$, II. 233. — v. Kremer, L,121.— v. Malchus, 
Binanzwifl. I, 186. — Murhard, ©. 263. — Hoffmann, Bon 
den Steuern, S. 94. — v. PBrittwig, Theorie der Steuern und 
Zölle, S. 132. — de Parien, Trait£ I, 167. — v. Hod, Abgaben 
©. 129. — Benzenberg, Ueber das Katafler, Bonn 1818, 2 Bde. 
Zweite Ausgabe 1824. — Späth, Ueber die Grundſteuer nad dem 
reinen und rohen Ertrage, Münden 1818. — (Herzo 8) Staats: 
wirtbichaftlihe Blätter, III. Heft. 1821. — Grävell, Die Grund: 
fteuer und deren Katafter, Leipzig 1821. — Gebhard, Das Grund: 
fleuerfatafter, Münden 1824. — v. Groß, Die Reinertragsichägung 
des Grundbefipes nebft Vorfchriften zu einer auf Vermefiung, Bonts 
tirung und Kataftrirung gegründeten Steuerregulirung, Neuftadt a / O. 
1828. — Self, Grundfäge zur Aufnahme und Grhaltung von 
Grundkataſter in den beutfchen Staaten, Mefel und Leipzig 1840. — 
Klemm, Staatswirthfchaftliche Blätter, Stuttg. 1842, Heft I—IV. — 
Kries, Borfchläge zur Regelung ber Grundfleuer in Preußen, Berlin 
1855. — Mafcher, Die Srundfteuerregelung in Preußen auf Grund 
bes Geſetzes v. 21. Mai 1861, Potsdam 1862. 

(5) Daber fchlägt Jakob den Namen Grundrentenfleuer vor. 


(ce) Die Grunbfteuer beträgt 


von den von den 

Gtenuern überhaupt Schatzungen 

Spanien . . 40 Proc. 16 Broc. 
Bayım . . 29 „ 9 „ 
Keanfeeih ..29 „ 89 „ 
eferrih. . 28 „ 4 „ 
Belgien . . 25 „ 3 „ 
Mürtembrg . 25 „ 57 „ 
Preußen . . 18 „ 3 „ 


Baden. . . 16 „ 6 „ 
wobei in Frankreich und Belgien die Hausfleuer eingerechnet if. Der 
Ausfchlag auf den Kopf der Einwohner ift in Baden 1,9 fl. ſüdd., 
in Würtemberg 1,° fl., in Preußen 0, fl. In Oecfterreih kommt nad 
dem N. für 1864 und der Bollsmenge von 1857 von der Grundſteuer 
auf den Kopf im ordinarium 1,° fl. d., und zwar max. Oberoͤſterreich 
1,86, Böhmen 1,7%, Mähren 1,7%, lomb.svenez. Königreih 1,%, Ungarn 
und Woiwodſchaft 1,67, Steiermark 1,9%, Galizien 1,9, Tirol und 
Vorarlberg 0,7%, Siebenbürgen 0,%, Dalmatien 0,5, Bufowina 0,47 min, 
mit den Zufchlägen im ganzen Staat 1,3 fl. d. Auf einen Grund: 
eigenthümer famen 1857 9 fl. 3 fr. 

(d) In Ehina befteht noch jegt neben der Grundſteuer keine andere Schatzung. 
u Natalie Rondot bei Parisu ©. 219. 


8. 302. 


Die Grundrente, als ein Einfommen, von weldyem bie 
Koften der Bodenbenutzung ſchon abgezogen find (a), kann ber 
Erfahrung gemäß ohne Nachtheil für bie dauernde Boben- 
benugun eine mäßige Steuer ertragen und dürfte nicht uns 
befteuertg bleiben (6). Die Grunbeigenthümer find nicht im 
Stande, jene Steuer auf eine andere Elaffe von Bürgern zu 


wälzen und muͤſſen fie folglih aus ihrer Grundrente beftreiten. 

Dies läßt fi) fo nachweiſen: 

1) Der Preis der Bodenerzeugnifie läßt ſich nicht der Steuer 
willen erhöhen, fo daß biefe von den Käufern getragen würbe, 
weil biezu eine Verminderung des Angebote in Folge einer 
fhwächeren Erzeugung erforberlich wäre, zu der die Grundeigner 
fih nicht entfchließen. Wären auch Einzelne geneigt, den Ans 
bau bed Landes einzufchränfen, fo wuͤrde doch eine gleichförmige 
Handlungdweife Aller nicht zu Stande fommen, und fchon bie 
Leichtigkeit der Einfuhr vom Auslande würde einen foldyen 
Verſuch vereiteln. Die Grundſteuer ermuntert vielmehr zum 
befieren Anbau bed Landes, der eine höhere Rente verfpricht 
und dadurch jene Abgabe, fo lange fie unverändert bleibt, 
weniger läftig madt. Nur eine folche fehlerhafte Grundfteuer, 
welche die Rente ganz aufzehrte oder fie ſogar noch überftiege, 
fo daß man die fchlechteren Grunpftüde nicht mehr ohne 
Schaden bauen fönnte, würde die Folge haben, bag ein Theil 
bed Landes unbenugt bliebe und das Angebot von Erzeugnifien 
abnähme (d). 

2) Eben fo wenig laͤßt fi die Steuer auf die Pachter 
wälzen, benn dieſe fönnten bei einem um ben Öteuerbetrag 
erhöhten Bachtzins nicht beftehen, fie werden nicht mehr geben, 
als wozu fie ohnehin durch dad Mitwerben genöthigt werden, 
und wenn ihnen die Steuerentrihtung auferlegt wird, befto 
weniger ‘Bachtzind bieten. Auch wiflen bie Grunbdeigenthümer, 
daß fie die Steuer unfehlbar auf fid) nehmen müßten, wenn file 
ihre Ländereien felbft bewirthfchafteten. 

(a) Die Grtragsfähigfeit iR zwar zum Theil die Folge eines früheren 
Gapitalaufwandes für Urbarmahung und Brundverbeflerungen, allein 
in foldhen Fällen ift das Kapital ale foldhes nicht mehr vorhanden, 
die Wirkung beffelben iſt dauernd und ungertrennli mit dem Lande 
verbunden. Man darf daher die Binfen jenes Gapitals, defien Größe 
in den meiften Fällen nicht mehr befannt und auch bei Ländereien von 
gleicher jetziger Beſchaffenheit ohne Zweifel hoͤchſt verfchieben gewefen 
if, nicht unter die Koſten rechnen, denn fie bilden ein reines, mit der 
Orundrente verfchmolzenes Cinkommen. — In der Bachtrente von 
Ländereien find neben der wahren (reinen) Grundrente noch foldhe 
Unterhaltungstoflen von Mauern, Dämmen u. dgl. enthalten, bie der 
Gigenthümer zu beflreiten hat. — Die neuern Meinungsverfchiedenheiten 
über Weſen und Beſtimmgruͤnde der Grundrente haben auf die Steuer: 


lehre wenig Ginfluß gehabt. Das Dafein jener Rente und die Zweck⸗ 
mäßigfeit ihrer Befteuerung find unbeftreitbare Thatſachen und bie 


ce” 


() 


(e) 
(4) 


Mittel zur Grforfchung ihrer Größe find durch viele Bemühungen ver: 
vollfommnet worden, deren gute Fruͤchte fih nicht verfennen laflen. 
Mac Culloch (Trestise S. 43) verwirft die Grundſteuer. Derjenige 
Theil der Grundrente, welcher von einem auf Gebäude, Binfrievigung, 
Entwäflerung sc. verwendeten Capitale berrühre, laſſe fi von dem 
anderen nicht leicht fcheiden. Befteuere man jenen ebenfalls, fo halte 
dies von weiteren Bodenverbeflerungen ab; gelinge aber die Trennung 
beider Theile, fo fei doch eine Steuer, die nur ein einzelnes Ginfom- 
men treffe, ungerecht. Diefer legte Sap hätte nur Gewicht, wenn es 
neben der Grundfteuer feine anderen Schagungen gäbe, gegen ben 
erften ift zu erinnern, daß die Zinsrente von Meliorationen ohne Nach⸗ 
theil befteuert werden fann, weil diefe mit dem Boden feft verbunden 
find (vgl. (a)), ferner daß feine Grunpfteuer fogleih, etwa alljährlich, 
nah den Meliorationen erhöht wird, fondern nur nad langen Zwiſchen⸗ 
zeiten ꝛc. — Aud mehrere deutiche Schriftftellee haben ſich neuerlich 
egen die Grundſteuer ausgeiprochen, z. Hoffmann (f.$.304 (a)), 
—* Moltke, Ueber die Einnahmequellen des Staates, S. 179. — 
v. Bededorf in v. LZengerfe, Annalen der Landw. VII. Jahrg. 
Supplementheft, S. 72 (1849). — Ziegler, Zur focialen Reform 
des preuß. Abgabenweiens, Berlin 1830, S. 19. Die gegen diefe 
Steuer gemachten Ginwürfe kommen in g. 311 ff. zur Unterfuchung. 
Die Meinung der genannten Berfafler ift jedoch nicht, daß tie Grund: 
rente gar nicht belegt werden foll, denn fie find einer allgemeinen Cin⸗ 
fommenfteuer nicht entgegen. 

A. Smith, LIU, 216, 232. 

Ricardo, a. a. D., unterfcheidet mehrere Arten von Steuern, die 
auf den Ertrag des Bodens gelegt werden können: 1) ſolche, vie fid 
nah der Menge von Erzeugniflen (Rohertrag) richten und folglich wie 
irgend eine Bergrößerung der Gervorbringungsfoften anzufehen find, 
Gay. 9; 2) folde, die genau im Berhältniß der Grundrente flehen. 
Bon diefen gilt das im $. Geſagte; 3) ſolche, die auf alle Ländereien, 
auch auf die fchlechteften, rentelofen gelegt find, und deßhalb, da fie 
dem Gigenthümer folcher Grundftüde nicht zur Laſt fallen können, fo 
wie die unter Nr. 1 betrachteten wirken müflen, ©. 211 der 2. 9., 
©. 180 der Ueberf. von Baumſtark. Gine folde Steuer wäre ver: 
werflich, doch giebt es in den Lande nur wenig ganz rentelofe Grund: 
ftüde, deren Debebleiben ſchwerlich das Angebot von Bodenerzeugniffen 
in fühlbarem Maaße vermindern Eönnte. 


$. 303. 
Die Grundfteuer fol denjenigen Theil bed Reinertrage von 


Grundftüden treffen, der dem Eigenthümer als folchem zufält. 
Die Einfünfte find jedoch in der Wirklichkeit nicht immer fo von 
einander gefchieben, wie fie im Begriffe gefonbert werden müffen. 
Kur bei Waldungen fällt die Vermifchung verfchiedener Einfünfte 
faft ganz hinweg. ‚Bei anderen Grundftüden ift zu unterfcheiden: 


1) wenn fie.von dem Eigenthümer felbft bewirthfchaftet wer⸗ 


ben und folglidy Beftandtheile eines Landgutes bilden, fo fällt 
mit der Grundrente zufammen 


a) der Zind des flehenden Capitals an Gebäuden, Vieh⸗ 


ftand und Geräthichaften, 


— 13 — 


b) der Zins des umlaufenden Capitals, welches in Gelb 
und Borräthen befteht, 

c) der Gewerböverdienft des Landwirthes, worin ber Unter 
haltsbedarf bed letzteren und oft noch ein reiner Gewinn ents 
halten ift. 

Diefer Gewerböverbienft ift bei verfchiebenen Graben von 
Fleiß, Kunft und Gapitalbefib des Landwirthes fehr ungleich, 
während bie Grundrente, der Antheil des Eigenthümers als 
ſolchen, von jenen perfönlichen Umftänden unabhängig ift und 
fi) nad) der üblichen Behandlungsweife richtet, I, 8. 208. 

2) Bei Pachtungen ganzer Landguͤter begreift der Pachtzins 
wenigftend bie unter a) aufgeführten Zinfen und eine Bers 
gütung für die Abnügung von denjenigen Gegenftänden, bie 
bem Pachter von dem Eigenthümer überliefert werben. Nur 
bei einzelnen Gartens und Feldſtücken fällt dieß hinweg und 
ber Pachtertrag derfelben dient deßhalb als Anhaltspunft, um 
auch bei anderen Grundftüden gleicher Art, Beichaffenheit und 
Lage die Grundrente auszufcheiden. 


8. 304. 

Bei der Grundſteuer zeigt ſich fogleich die oben (8. 298) 
erklärte Unmöglichkeit einer ganz gleichmäßigen Belegung bed 
reinen Einfommens fehr deutlich. Ein und daſſelbe Grundſtück 
giebt nicht nur bei einer DVerfchiedenheit in der Benutzungs⸗ 
weile, 3. B. als Ader, Garten, Zimmer, Trodenplag ıc., fon- 
dern audy wegen ber Ungleichheit in den Ernten und in ben 
Preifen der Erzeugnifie von Jahr zu Jahr nicht die nämliche 
Rente(a). Die genaue Erforfchung der jedesmaligen wirk— 
lichen Grundrente würde unverhältnißmäßig koſtbar fein, aud) 
würde dieſe unermeßliche und endloſe Arbeit unfehlbar nach⸗ 
läffig betrieben werben und dadurch wieder viele Yehler vers 
anlafien. Man muß fi) deshalb mit ber mittleren Grund— 
rente begnügen, weldye‘ man von jedem Grundftüde nad) 
genauer Derüdfihtigung aller Eigenfhaften befielben erwarten 
fann. Die Grundfteuerbefchreibung kann wegen ihrer Echwie- 
tigkeit und Koftbarfeit nicht oft ermeuert‘ werben, fie muß alfo 
ſolche Umftände, die einem häufigen Wechfel unterworfen find, 
unbeadhtet laffen und nur dad Dauernde in Rechnung bringen. 





(a) Auch die Beränderungen in den Wirthſchaftskoſten zufolge ber wechſeln⸗ 
den Preife der Arbeit u. dgl. haben hierauf Einfus, ferner Unfälle, 
bie den Einzelnen ſchwer treffen und ng nur in längeren Zeiträumen 
gegen die günftigen Jahre wieder ausgleichen. Dieje unvermeiblichen 
Unvollfommenbeiten find geihiibert bei 3. © Hoffmann, Die 
Lehre von den Steuern, S. 40 und 106: „Das Einkommen aus 
landwirtbichaftlih benugtem Boden ift bei weitem abhängiger von ben 
perfönlihen Bigenfchaften feines Bewirthſchafters und von Begeben: 
heiten, welche die Wirthichaftskoflen und die Fruchtpreiſe beftimmen, 
als von der &röße und offenen des benupten Raums " „Diefe 
Oi gewöhnliche) Grundfteuer ift eine fehr fchledte Form, Mittel zur 
Beſtreitung des Staatsaufmandes zu erheben.“ Auf dieſe Folgerung 
it zu erwidern: 1) die Ungleichheiten, welcde aus individuellen Ber: 
hältniffen des Landwirthes entftehen, betreffen nicht fowohl die Grund: 
rente, als den Gewerbsverdienſt (6. 303); 2) die Brfahrung zeigt, daß 
die Pachtrente nicht fo veränberlih if, um eine gleihmäßige Beſteue⸗ 
rung unzuläffig zu maden; 2 wollte man auf bie in ber Ertrags⸗ 
fähigkeit liegende Stüße der Beſteuerung verzichten, fo würde dieſe 
noch weit weniger gerecht und viel fchwieriger auszuführen fein. — 
Die Vorzüge der Grundfteuer entwidelt Lo, Hanbb., a. a. O 


6. 305. 


Gewoͤhnlich benugen die Menfchen ihr Vermögen fo gut, 
als fie es fönnen und verfichen, und in jeder Gegend läßt ſich 
eine Behandlungdweife von Orundftüden einer gewiflen Bes 
fhaffenheit erfennen, weldye als Regel anzunehmen ift und 
nad welcher die mittlere Grundrente gefucht werben kann, 
$. 303. Hiebei bleibt es außer Betrachtung, wenn 1) mit 
Hülfe eines vorzüglichen Gewerbfleißes von einzelnen Ländereien 
vorübergehend und ausnahmsweiſe ein vorzüglid, hoher Ertrag 
gewonnen wird, es fei nun durch eine auögezeichnete landwirth⸗ 
Ichaftliche Behandlung oder durch Benutzung zu einem anderen 
Zwede(a); 2) wenn Grundflüde eine Zeit lang, 3. 3. in ber 
Hand eined bdürftigen oder nacdhläffigen Landwirthes, weniger 
abwerfen, ald ed gewöhnlich geſchieht. Hieher gehört audy ber 
Einfluß, den die Größe der Beſitzungen auf die Rente Außert. 
Wenn der Morgen eines großen Landgutes weniger einträgt, 
ald der eined mittleren und Fleineren, fo hat der Eigenthümer 
bed erften keinen Anſpruch auf einen niedrigeren Steuerfaß, ba 
es in feiner Wahl fteht, dieſen Umftand zu aͤndern (6). Das 
gegen kann auch ber Befiger weniger Morgen, bie vieleicht 
nach Abzug des Unterhaltöbedarfed weniger Rente übrig laflen, 
feine Steuererleichterung verlangen, weil der Beſitzſtand zu vers 
aͤnderlich ift, weil eine übermäßige Zerftüdelung, bei ber bie 
Rente wieder abnimmt (I, $. 373), keine Begünftigung verdient 


unb weil die freie Zeit zu einem Rebenerwerbe benutzt werben 
fann; 3) wenn fie vorübergehend auf eine nicht werbende Weiſe 
zu perfönlihem Genuß bed Eigenthümerd verwendet werben, 
wie Luſtgaͤrten (c), Spielpläge u. dgl. Hier verzichtet derſelbe 
eine Zeit lang freiwillig auf die Rente, weil er einen nicht 
werbenden Gebrauch höher anſchlaͤgt; bie Steuer wandelt ſich 
während befielben in eine Aufwandöfteuer ($. 292) um, welche 
auch zuläffig ift, indem derjenige, welcher eine folche fichere 
Einnahme aufgiebt, wahrſcheinlich aus anderen Quellen ein 
reichliches Einkommen bezieht (d). 


(a) 3. B. eine Bleiche, Seilerbahn, ein Turnplag, ein Lagerplatz für Holz, 
Steine u. dgl., eine Reit: oder Gage ic. Nur überbaute Pläbe 
fordern wegen der Widmung auf lange Zeit eine andere Behandlung. 
Anders verhält es fich freilich da, wo die Theilung geſeßlich verhindert 
oder erfchwert iſt. — Die franzöfifchen Geſetze rechtfertigen bie Regel, 
den Durchſchnitt vom Ertrage beider Bewirthichaftungen, in großen 
und Heinen Gütern, zu nehmen, wobei die Beſitzer der erſteren etwas 
zu furz fommen, mit dem Saße: Le but, qu’on se propose dans l’&ve- 
lustion d’une commune, est d’atteindre le taux moyen du produit des 
terres, et la loi dit positivement qu’on n’aura aucun égard au plus ou 
moins d’industrie des proprietaires; c’est une industrie que de 
diviser son domaine en petite tenue. Becueil möthodique etc. 
Art. 563. 
(e) Diele geben jedodh immer einige Nutzung an Holz, Gras x. Bei 
einem Garten if e8 für die Befteuerung gleichgültig, ob die darin 
gegogenen Blumen zum Bergnügen des DBeflgers oder zum Verkaufe 
x raucht werden. 
(d) Die pofitiven Steuergefeße flimmen hiermit überein. — Diefer Fall 
iebt ein Beilpiel davon, daB durch Steuern auch verfchiedene nicht 
nanzielle Zwede des Bemeinwohles befördert werden Eönnen, wie bier 
die Begünftigung der probuctiven Bodenbenugung, obihon auch abs 
geſehen von diefem befonderen Grunde die in $. 304 entwidelten Säge 
zu jener Folge führen. Monthion in der angef. Schrift Hat ſich 
vorzüglich mit diefen Nebenzweden und Nebenwirkungen der Steuern 
befchd tiget. Sie dürfen jedoch nicht mit der Hauptbeflimmung in 
MWiderftreit fliehen. 


Nut 


(ö 


$. 306. 


Die jährlihen Veränderungen, die ſich in ben Preiſen ber 
Erzeugnifle, und mit Ausnahme der Waldungen aud im 
Raturalertrag ereignen, erftreden ſich auf viele in einer Gegend 
liegende gleihartige Grundflüde und machen daher die Rente 
bes felbftwirthfchaftenden Eigenthümers ungleich, fowie fie auch 
auf die Pachtzinſe bei den neuen Pachtungen einwirken. Die 
Preife ändern fid, zwar bisweilen unabhängig von ber Größe 
ded Erzeugniffes durch Zunahme oder Abnahme bed Begehrs, 
3 B. Erweiterung des NAbfaggebietes, Mißernten im Aus⸗ 


lande u. dgl., öfter jedoch nach ber größeren ober geringeren 
Ergiebigkeit der einzelnen Jahre. Daher gewinnen die Land» 
wirthe nach fchlechten Korn-, Obſt⸗, Weins, Heus ıc. Ernten 
nicht in gleichem Verhaͤltniß, wie bie Preife fleigen, und finden 
dagegen bei großer Wohlfellheit in der Fülle des Ernteertraged 
einige, obſchon keine ganz zureichende Entfchädigung, I, 8. 160. 
Rimmt man die Ertragsfäge und Preife nach dem Durchſchnitte 
einer längeren Jahresreihe in dad Katafter auf (a), jo gleichen 
fi geringere Veränderungen von Jahr zu Jahr leicht aus und 
fönnen unbeachtet bleiben. In Mißjahren Hilft man durch 
Steuernadhläfle. Wenn aber die Preife der Rohftoffe anhaltend 
niedrig find, 3. B. bei einer Reihe guter Ernten ober Unter 
brechung der bisherigen Abſatzwege, — oder anhaltend hoch, 
3. B. in Folge einer Zunahme der Bevölkerung ober ber Aus» 
fuhr, fo verliert der Durchfchnitt einer früheren Periode feine 
Anwenbbarfeit auf bie gegenwärtige und ed wirb eine Berich⸗ 
tigung nöthig, die entweder in einer einftweiligen Aenderung 
ber Eataftrirten Anfchläge, oder wenigftend in einer Veränderung 
bed Steuerfußes beftehen kann (6). Auch die Schwankungen 


im Preiſe des Geldes Fönnen eine ähnliche Wirkung haben. 

(a) Behr (Wirthfchaft des Staats, $. 200) verlangt, daß die Grundſteuer 
nah dem wirklichen Ginfommen umgelegt werde, weil nur mit 
biefem die Steuerfähigkeit gleihen Schritt Halte. 

(5) Hiernach hat man in den meiften Staaten bei der Wohlfeilgeit der 
18207 Jahre gehandelt, indem die Katafter aus der theureren Zeit bers 
ſtammten. Es kann nirgends an der Kenntniß derjenigen ftatiftifchen 
Thatfachen fehlen, nach denen diefe Berichtigung vorzunehmen if. 


$. 307. 


Der Vorſchlag, die Grundſteuer im Katafter in Boden- 
erzeugniffen (in natura) anzufegen und nach ben Preiſen jedes 
Jahres die Steuerfchuldigfeit in Geld zu beſtimmen (a), damit 
der Iandbauenden Claſſe eine Erleichterung verfchafft werde, 
hat Folgendes gegen fidh: 

1) Die rohe und reine Einnahme der Landwirthe ift aus 
ber in $. 306 angegebenen Urſache keineswegs fo verfchieben, 
als der Preis ber Bodenerzeugniſſe. Es wäre fehlerhaft, bie 
jährliche Steuerzahlung nur nad dieſem Berfauföpreife abzu⸗ 
meſſen, ohne dabei audy bie erzeugte Menge in Betracht zu 
ziehen, deren Berüdfichtigung aber zu umſtaͤndlich fein würde (2). 


2) Man hätte vielerlei Feld⸗ und Gartengewächfe zu beach⸗ 
ten. In der einen Gegend kann ber hohe Preis eine Handels» 
gewaͤchſes für bie Wohlfeilheit des Getreides entfchädigen zc. 

3) Da fon ein Theil der Steuern, namentlich die Auf- 
wanböfteuern, unftänbig ift, fo wäre es für die Orbnung im 
Staatshaushalte überaus förend, wenn nun auch die beträcht- 
lichſte unter den Schagungen jährlich einen veränderlidhen Er- 
trag hätte. Wollte man dagegen den Gefammtbetrag der Grunds 
fteuer gleich bleiben Iaflen und nur nad ben jebeömaligen 
Preifen der Erzeugniffe die Abgabe der verfchiedenen Arten 
von L2ändereien neu beftimmen, jo würde jebe Erleichterung eine 
Beſchwerde auf einer anderen Seite hervorbringen, z. 2. ein 
fehr mwohlfeiles Getreidejahr würde den Steuerantheil der Wein, 
bergös und Waldbeſitzer, ein fehr gelinder Winter mit niebrigeren 
Holzpreifen den der Aderbefiger erhöhen (c). 


(a) Lotz, Handb. der Staatew. III, 257 (219 der 1.9). — Schön, 
Brundfäge, ©. 194. — Dagegen bie Mecenfion des erfleren Werkes in 
den Heidelb. Jahrb. 1823. Nr. 64 (von Rau). 

(5) Bei welchem Breife der landwirthſchaftlichen Grzeugniffe die Grund⸗ 
rente am größten fei, dieß if im Allgemeinen gar nicht anzugeben, 
weil kein fees Berhältnig zwifchen den Preifen und Quantitäten ſtatt⸗ 
findet, I, ©. a; Soviel ift jedoch außer Zweifel, daß, wenn der 
Scheffel von 1 auf 2 fl. fteigt, darum die Rente nicht aud die Doppelte 
wird. Bei Holz; und Wolle iſt dieß cher der Fall, weil die Preis 
veränderungen berfelben faft nur von dem Begehre ausgehen. — Bei 
verfchiedener Fruchtbarkeit und verfchiedenen Preifen bleiben aud bie 
Koften des Landwirthes nicht ganz glei, aber wenn man biefen Um: 
Rand an beachten wollte, i würde die Berwidelung vollends 
unlöslich. 

(e) In dem von Lotz a. a. D. aufgeftellten Beifpiel find die Waldungen 
mit einem Steuercapitale von 2 Mill. Klaftern Holz angelegt, wovon 
fie 20 Proc. oder 400000 Kl. zu fleuem haben. Zu einer Grund⸗ 
Reuerfumme von 7200000 rl. follen die Waldungen nad dem Preiſe 
von 3 rl. für die Klafter 1200000 vl. beitragen. Nun fleigen die 
BPreife der Bodenerzeugnifie, Waizen um bie Hälfte, Roggen, Gerſte, 
Heu und Holz um ein Drittel. Da man im Ganzen auch nur 
7'200 000 rl. aufbringen will, fo vertheilt man die Laſt fo, daß die 
Befitzer der Waizenfelder 192000 rl. mehr, alle andern Grunbeigner 
aber weniger ala bisher bezahlen, während vielleicht die Steuerfähigfeit 
der Balbbefiger am allermeiften zugenommen hat. Hiezu kommt, daß 
fein Ader bloß Waizen oder Roggen sc. trägt, vielmehr immer einige 
Abwechslung vorkommt und alfo die Breife mehrerer Erzeugnifle zus 
faınmengefaßt werden müßten. 
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Die Befltungen des Bauernftandes waren früherhin ins» 


gemein mit erheblichen bäuerlichen Laften belegt. Da ein foldyes 
Rau, polit. Defon. II. 2. Abih. 5. Ausg. 92 
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! 
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Realrecht auf Dienfte und Abgaben einen Theil des Rein- 

ertraged bem Berechtigten zumwenbet, fo kann die Steuerpflicht 

des belafteten Eigenthuͤmers fich nur auf den demfelben bleiben» 
den Ueberreft der Grundrente erfireden. Derjenige Theil des 

Reinertrages aber, welchen der belaflete Eigenthümer wieber ab» 

geben muß, bildet in den Händen des Berechtigten eine Gefaͤll⸗ 

rente, für welche derſelbe ebenfallö befteuert werden muß, ba 
fein Antheil nad Abzug ber Erhebungsfoften ebenfalls reines 

Einkommen if. So wie es bie Gleichheit verlegen wuͤrde, 

wenn man bie Gefällberechtigten fleuerfrei ließe ($. 338), fo 

wäre es eine Ueberbuͤrdung, ben @igenthümer zehnt⸗, zins⸗, 
frohn⸗ ıc. pflichtiger Grundſtuͤcke ebenfo zu behandeln, wie ben, 
defien Beſitzungen ganz unbelaftet find (a), und dieſer Unter 
fchied muß ſchon bei der Grundfteuer beachtet werden, weil biefe 
verfchiebenen bäuerlihen Laften mit der Art des Grundbeſitzes 

zufammenhängen (8). Bon den Dienftbarkeiten gilt daflelbe (c). 

Die Hypothefenfchulden haben ähnliche Wirkung und ihre Richt: 

beachtung bei der Steuerbelegung der Grundeigenthümer ift eine 

der größten Unvollfommenheiten der biöherigen Steuerfufteme. 

Da indeß die Belaftung mit Unterpfandsfchulden eine vorübers 

gehende und veränderliche iſt, auch nur eine einzelne Art ver 

Verſchuldung bildet, fo kann -fie an einer anderen Stelle abs 

gehandelt werden, $. 401a. 

(*) Wan könnte dieß nicht damit rechtfertigen, daß man ſich objectiv an 
den reinen Ertrag ber Güterquelle, nit an das Cinkommen 
der Berfonen halten wolle, denn jenes wäre eben in folcher Weife uns 
uläffig, vgl. $. 262. 

(5) In Deſterreich wurbe bei der Thereflaniihen Grunbfleuerregulirung 
(1750 — 1756) den @efällberechtigten eine Dominicalfteuer aufgelegt, 
eine G@rleichterung der belafleten Cigenthümer fcheint aber nicht vor: 
gefommen zu fein, dba man in Nieberöfterreich die Rufticals A a) 
und Dominicals (gutsherrlichen) Beflgungen auf gleihe Weile na 
den Preifen der verichiedenen Bodenclafien anſchlug, in Mähren fogar 
bei einem Theile der Ländereien das rusticale bößere Anſaͤtze erhielt, 
ale das dominicale von gleicher Bodengüte; Linden, Grunbfteuers 

verfafſung der oͤſterreichiſchen Monarchie, I, 8. 10. 43. — Bei der 
Sofepbiniichen Grundſteuer (1784 u. 1785) durften zivar die Reallaften 
bei der Ausmittelung des Ertrages nicht abgezogen werden, es wurbe 
ihnen aber ein gewiſſes Maaß geſetzt, indem die Steuern und Grund: 
laften zufammengenommen nicht über 30 Proc. des Rohertrages betragen 
follten, und da Vene im Durchſchnitt auf 12 fl. 13%/, fr. gelebt wurden, 
fo blieben für diefe 17 fl. 46%, fr. von 100 fl. übrig; v. Kremer, 
U, 60. Linden, I, 72. Dieſe Berminderung ber udgefälle, eine 


für die Berechtigten harte Maßregel, trat vom 1. November 1789 an 
ein und wurde ſchon 1790 mit dem ganzen Sofephinifchen Grundſteuer⸗ 


ſyſteme von Leopold II, wieber aufgehoben, doch follten wenigtten⸗ von 
jest 'an die herrſchaftlichen Grundſtücke eben fo hoch als die unters 
thänigen (bäuerlichen) befleuert werden, woraus für diefe eine Abgaben; 
verminderung entfland. Linden, I, 76. Durch das Steuerprovilorium 
vom 8. Februar 1819 für einen Theil der Provinzen, in denen nad 
der Befeitigung der Sofephinifchen Grundſteuer die älteren Cinrichtungen 
wieder gültig geworden waren, wurde ber abiug der Grundlaſten vers 
ordnet. Die directen Steuem ꝛ1c. ©. 5. — Da 
$ 14 verbietet die Berüdfihtigung der „Eapitalfchulden, Gelddienſt⸗, 

aturalsAbflattungs:, Roboth⸗ und Zehentverbindlichkeiten”. Das Ber 
dürfniß einer Abänderung dieler Beſtimmung wurde nicht verfannt. Sn 
Niederöfterreih, wo das Katafter 1835 in Vollzug trat, wurde noch 
furz vorher, au tände, Die Mebertragung eines 
Thei er Brundfteuer von belaſtetem Lande auf die Berechtigten ver⸗ 
fügt und einftweilen der Abzug der biöherigen Urbarials und Zehntfleuer 
von dem Anfchlage ber bäuerlien Ländereien angeordnet, Decretv. 1. Juli 
1834. Während unbelaftetes Cigenthum von 100.fl. Reinertrag 16 fl. 
558/, Er. giebt, fo trägt der belaſtete Cigenthuͤmer nur 13 fl. 13%, Er. 
und der Berechtigte die übrigen 3 fl. 12%/e fr. Linden, I, 555. II, 14 
und Beilage Nr. 4. — Nach den neuen Borjchlägen von 1860 u. 1863 
foflen dieſe Laften ebenfalls abgerechnet werden. — Das mailändifche 
Katafter trifft den Grundeigenthümer nad Maaßgabe feines feſten oder 
veränderlihen Pachteinkommens (parte dominicale), und der Antheil bes 
Bauern (parte colonica) wird unter die Wirthfchaftskoften gezählt; jedoch 
geideh diefe Ausfcheidung nicht ohne Fehler, Burger, Meile durch 
beritalien, 1I, 240. — Im bannov. Katafler haben bie Reallaften 

feine Berüdfihtigung gefunden. — In den öfllihen Provinzen des 
preußifhen Staates gab es viele Bauern, welche Gefälle in Geld oder 
Früchten an tie Domänencafle entrichteten und dafür von der Grund: 
fleuer frei geblieben waren. Man mußte baher bei den Befällablöfungen 
einen der ländlichen Grundſteuer entiprechenden Theil ausicheiden und 
als Steuer flehen lafien. Um die Befiger hiezu geneigter zu machen, 
wurde ihnen die Ablöfung des Reſtes mit dem 20fachen fait des 
2dfachen gefattet, V. v. 23. Juni 1836, zurüdgenommen 1. Dec. 1843. 
Schimmelpfennig, Die preuß. direete Steuer, I, 42. 

(ce) Ueber die Ausmittlung der Reallaften |. würtemb. Infr. v. 10. Febr. 
1820 in Reyſcher's Sammlung (Mofer’s Sammlung der würtemb. 
Fin.⸗Geſetze, II) XVII, 2. ©. 1104. 


8. 809. 


Um biefer Forderung der Gerechtigkeit zu genügen, hat man 
in den meiften beutfchen Staaten bei ber Kataftrirung jedes 
Grundftüdes auch die Grundlaften forgfältig erforfcht, ihren 
mittleren Betrag in Geld berechnet und von dem Reinertrage 
des als laftenfrei angenommenen Grundflüds abgezogen. Der 
Meberreft bildet ben feuerbaren Ertrag des belafteten Eigen⸗ 
thuͤmers; zugleich wirb aber von dem Berechtigten eine befonbere 
Gefaͤllſteuer erhoben (a). Dieß Verfahren gewährt den Eigen- 
thämern volle Sicherheit und Bequemlichfeit, nur wird dadurch 
die Kataftrirung viel umfändlicher und koſtbarer. Es wäre 


eine große Erleichterung der Orundfteueranlegung und eine 
2* 
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Vereinfachung der jährlichen Steuererhebung, wenn man bie 
Grundlaften ganz aus dem Katafter wegließe und den Grund⸗ 
eigenthümer ermächtigte, dem Berechtigten bei der Entrichtung 
der Grundgefälle einen verhältnißmäßigen Abzug zu madjen (Bd). 
Es entfteht jedoch hiebei der Zweifel, ob diefe Abkürzung des 
Gefchäftes zuläffig fei. 


() 3. B. bad. Grundſteuerordnung v. 1810, $. 4: Zehnten, Beeten, 
Zinfen, Guͤlten, Erbpächte, Theilgaben, Holz: und Weideberechtigungen 
jollen abgezogen werben ; Berordn. v. 6. Sept. 1813: auch Frohnen, 
die auf einem Srundftüde haften (dagegen ift nad Verordn. v. 4. Mär 
1811 der Abzug des Handlohns und Sterbfalld nicht geflattet, wei 
fie nicht jährlib eintreten; ein unbeftiedigender Grund). — Ebenſo 
mwürtemb. Gel. v. 15. Suli 1821, $. 21. 22. — Im Großh. Heflen 
beruht auf diefem Abzuge der Unterfchied des fogenannten Rauh⸗ und 
BurSteuercapitales. — Bayer. Grundſt.⸗Geſ. v. 1828, 6. 4. 

(d) Ausführliche Schilderung der aus der Ermittlung der Meallaften ent⸗ 
ſtehenden Schwirrigfeiten. wie fie fih in der Erfahrung darſtellen, Bei 
v. Groß, a. a. O., ©. 52—61. „ES giebt Länder, wo man nad 
Aufopferung von mehreren 100000 fl. zu ber Ueberzeugung gelangt if, 
daß es beſſer fei, die auf den Grundſtücken ruhenden Steallaften ale 
gar nicht vorhanden zu betrachten und dem Empfänger und Geber zu 

berlafien, fi mit einander auszugleihen.“ — In ähnlihem Sinne 
Benzenberg, IL 283. — In Bayern wurde 1677 geflattet, einen 
entfprechenden Abzug an den Grundlaften wegen ber Grundſteuer zu 
machen. Bode a. a. D. Preuß. Grundſteuergeſetz für die weſtlichen 
Provinzen v. 21. San. 1839, $. 24: Privatrechtliche Laften werden im 
Katafter nicht berüdfihtigt. $. 41: In wieferne der Bigenthümer 

von einem Berechtigten Entſchaͤdigung verlangen kann, beſtimmen die 
beftebenden Geſetze. . 


8, 310. 

Gegen biefed zweite einfachere Verfahren laſſen fich folgende 
Bedenken erheben: 

a) Bei verwidelten bäuerlichen Verhaͤltniſſen entftehen oft 
zwifchen ben Berechtigten und Pflichtigen Streitigkeiten über 
bie Art und Größe des Abzuges, z. B. bei einer untheilbaren 
Leiſtung, die in Geld angefchlagen werden muß, weil die Bes 
rechnung ſchwierig ift und bie beiten Betheiligten über dies 
felbe verfchiedener Meinung find. Dieß wird durch die forge 
fältige Faſſung des Geſetzes nicht zu verhüten fein. Wenn man 
auch eine leichte, unkoftfpielige Schlihtung folder Streitigkeiten, 
etwa duch ein Schiebögericht, anorbnet und für bafjelbe eine 
Anleitung (Inftruction) aufftelt, fo bleiben doch Beſchwerlich⸗ 
feiten, von denen bie Steuerpflichtigfeiten lieber frei erhalten 
werben jollten (a). 
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b) Der Gefällberechtigte wirb hiebei mittelbar (inbirect) 
befteuert. Während der Staat die Erhebungsfoften der Gefäll- 
fleuer erjpart, ift es für den Orunbeigenthümer läftig, daß er 
biefe Steuer vorfchießen muß. Bei den nur von Zeit zu Zeit 
eintretenden Handlöhnen, Kallgebühren ꝛc., tritt der Erfah des 
Steuervorfchufles oft erft nadı einer Reihe von Jahren ein unb 
fommt erft dem Erben oder Käufer zu Gute (b). 

c) Bei manchen Gefällen, vorzüglich bei Zehnten, hat ber 
Berechtigte verfchiedene Einſammlungs⸗, Transportkoſten, Ber: 
luſte u. dgl. zu tragen, auch ruhen auf dem Zehnten häufig 
Baus und andere Laften (II, $. 70a). Dem Gefällpflichtigen 
muß die ganze Entrihtung in Abzug fommen, dem Berechtigten 
aber darf nur der nad) Beflreitung jener Koften übrigbleibende 
Theil als fleuerbares Einkommen angefeht werden, feine Steuer: 
fchuldigfeit ift folglich geringer al& die dem Grundeigenthümer 
zu gewährende Erleichterung. Ohne Kataftrirung der Gefälle 
läßt fich diefe Forderung der Gerechtigfeit nicht ausführen. 

Es ergiebt ſich hieraus, daß die befchriebene Abkürzung bes 
Kataftergefchäftes nur da zu empfehlen ift, wo die Grundlaften 
meiſtens ſchon abgelöft oder wenigſtens in eine einfache Form 
umgermwanbelt find, wie dieß allerdings in neuefter Zeit in ben 
meiften Ländern gefchehen ift; ferner in dem alle, wo ber 
Berechtigte Ausländer iſt (c). 

(a) Soll der belaftete Bigenthümer jährlid den vollfländigen Erſatz der 
vorgeſchoſſenen Steuer durd den Abzug an ber Laſt erlangen, fo muß 
e6 bekannt fein, den wievielften ziel der ganzen Rente des Grund⸗ 
fluͤckes die Laſt ausmacht. Hiegu if ein Geldanſchlag der Iegteren - 
erforderlih und wenn mehrere efällberechtigte vorhanden find, fo 
muß man für den Anſpruch eines Jeden einen Geldſatz haben. Fehlt 
es bieran, oder kann man ſich über den Anichlag nicht verfändigen, 
fo Eönnte nur etwa angeorbnet werden, daß von jeder Leiſtung an bie 
Berechtigten der ebenfovielfte Theil zurücdbehalten werde, ale die Steuer 
von der ganzen Mente beträgt. Die hätte die Folge, dag in den 
einzelnen Jahren der Abzug bald größer bald Kleiner iſt, als der für 
den Berechtigten ausgelegte Theil der Steuer. Es fei 3. B. die ganze 
mittlere Rente 18 il. die Belaftung */s, die Steuer 1a, fo hat an ber 
Steuer von 3 fl. der Bigentbümer 2 fl., der Berechtigte 1 fl. zu tragen. ° 
Iſt die Laſt der Zehnte von 60 A. mittlerem Rohertrage, fo daß der 
Abzug von 1 fl. —= des Zehnten iR, und ſinkt in einem einzelnen 
Jahre derfelbe auf 48 fl., der Zehnte auf 4,8 fl., fo wäre ber Abzug 
von !/s nur 0,° R., während der Belaflete ohnehin von der Grund⸗ 
teuer ſchon zu hoch getroffen wird, und die Ausgleihung erfolgt erft 
in einem längeren Zeitraum. — Bei der franzöfiihen Berorbnung: 


N (le propri6taire) ost autoris6 & retenir la contribution de la portion 
du revenu, dont il ne jouit pas, Rec. Art. 329, bleibt es unbeftimmt, 
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nach welcher dieſer beiden Methoden der Abzug erfolgen ſoll. Wahr⸗ 
ſcheinlich geſchieht es nach der zweiten und zwar jo, daß der Eigen 
thümer */5 der jährlichen Reiftung zurüdbehält, weil dieß der Fuß der 
Grunpdfteuer fein follte. So verordnet auch daB angef. bayerifche Befeh 
von 1828 in $. 4, daß im Mheinfreife der Bigenthümer dem Renten: 
empfänger ts der Rente in Abzug bringen dürfe. — Bei der pro: 
siforifchen Grundſteuer im venezianifhen Bebiete wurde 1815 daſſelbe 
vorgefchrieben, Linden, I, 193. 

(6) Beim Berfaufe kann hierauf in der Feſtſetzung der Kauffumme Rüd: 

fit genommen werden. 

(c) In Bayern wurde in Hinfiht auf das Grundentlaftungsgefeg v. 4. Juni 
1848 durch das Bet v. 28. März 1852 angeortnet, daß die Reallaften 
aus dem Grundfleuerkatafter hinwegbleiben follen, daß der Kigenthuͤmer 
die volle Steuer bezahlt und für die noch nicht abgelöften @rundgefälle 
von dem Berechtigten */ı, des Betrages als Erfag aniprechen darf. — 
Nach dem bad. Brundfteuergefeh v. 7. Mai 1858 werden die periodifchen 
Entrihtungen, Sterbfall, Kauffall ꝛc. nicht berüdfichtigt. Bei Erb⸗ 
Beftandsgütern, Schupflehen auf mehrere Leiber und der Laſt, Wafelvich 
zu halten, wird dem Grundbefiger die Laft an feinem Steueranfchlage 
abgezogen, bei anderen Gefaͤllen geſchieht dieß nicht, dagegen wirb ihm 
die von dem Sins, Bült:, Zehnts und Weideberechtigten entrichtete 
Gefällfteuer ausbezahlt. Diefe Anordnung beruht wahrfcheinlih auf 
der Vorausſetzung, daß die noch vorhandenen Berechtigungen bald 
vollends abgelöft werden. — Preuß. Geſttz v. 21. Mai 1861 6. 3: 
Nealgerechtigfeiten, die mit einem Grunbflüd verbunden find, bleiben 
ebenfo außer Betracht als Meallaflen und Servituten. — Nach dem 
bernifhhen Geſetz v. 15. März 1856 $. 37 werden die Nutzungsrechte 
von fremdem Gigenthum in der Regel von dem Berechtigten verfteuert, 
aber die Steuerverwaltung ift berechtigt, fih auch an den belafteten 
Srundeigenthümer zu halten, d. 5. die Grundrente ohne Abzug für 
Laften zu befteuern und dem Gigenthümer zu überlafien, daß er dem 
Berechtigten den Abzug mache. 


8. 311. 


Es ift fteeitig, ob und wieweit bie Grundfteuer in einem 
Lande nad ihrer anfänglichen Feſtſetzung ohne Ungerechtigkeit 
und Nachtheile verändert werben bürfe. Zur Entfcheidung hier 
über iſt es nothwendig, die Wirkungen einer gleichblei- 
benden Örundfteuer auf die Breife der Ländereien 
zu unterfuchen, weil die Vertheidiger der Unveränderlichkeit aus 
diefen Wirkungen einen Hauptgrund genommen haben. 

Wenn in einem Lande feine andere Schagung befteht, ale 
die Grundfteuer, unb biefe unveränderlich ift, fo wird fie wie 
eine Grundlaſt oder eine Verringerung ber Fruchtbarkeit bei ber 
Erwerbung der Grundftüde in Anfchlag gebracht werben. Eine 
ſolche fefte Grundſteuer bewirft alfo unter übrigens gleichen 
Umftänven, daß der Kaufpreis bed Grundflüdd etwa um das 
20, 25 oder 33fache ihres Betrages niedriger ift, ald wenn fie 
nicht vorhanden wäre, und ber Käufer wird von ihr nicht 


befchwert, weil er nur den nach Abzug der Steuer übrig bleis 
benden Reinertrag bezahlt hat. Dagegen leidet derjenige, welcher 
dad Grundftuͤck nah der Einführung der Steuer zum erften 
Male verkauft, den vollen Berluft, und der Staat erfcheint ihm 
gegenüber wie ein Gefällberecdhtigter, denn der Werth des immer; 
währenden Anſpruchs auf die Steuer wird gerade durch jene 
Summe audgedrüdt, um welche fidy der ‘Preis der Ländereien 
erniedrigt. Wer nicht verkauft, ficht wenigftens feinen Vermögens» 
anfchlag und feinen Credit verringert. Jede Steuererhöhung 
bringt eine ähnliche Wirkung hervor. 


6. 312. 


Diefe Wirkung iſt nicht einer folchen Grundſteuer allein 
eigen, fondern kann bei jeder Schagung vorkommen, bie auf 
einen verfäuflichen Gegenftand von veränberlichem Preiſe gelegt 
wird und daher jeden Eigenthümer deſſelben trifft, woferne fie 
nur vereinzelt fteht, 3. B. bei der Steuer von Häufern, realen 
Gewerbs⸗ und anderen Berechtigungen, Staatöfchuldbriefen u. dgl. 
Die mit jeder Schakung verbundene Scmälerung des Ein» 
kommens brüdt ſich in ſolchen Fällen in einer Preiserniedrigung 
ber befteuerten Bermögenstheile aus, während andere Arten der 
Schatzungen fi nicht an eine beflimmte, veräußerliche Steuer- 
quelle anfchließen (a). Doch dürfte man nicht fchließen, daß 
eine ſolche ältere Grundfteuer, welche die einzige Schatzung 
wäre, von den Befteuerten gar nicht ald Befchwerde empfunden 
würde Denn 1) zeigt fi) der Einfluß einer folchen Grund» 
feuer auf den Preis der Xiegenfchaften keineswegs in allen 
Fällen. Ein Theil der Ländereien befindet fich in fefter Hand 
bei Körperfchaften, ein anderer vererbt ſich ohne Preisanſchlag 
an Nachfolger in Fideicommiſſe, an einzige oder bevorzugte 
Kinder und Teftamentderben, und bei Erbtheilungen unter 
Geſchwiſtern pflegt ein niedriger Anfchlag zu Grunde gelegt 
zu werben. In allen dieſen Faͤllen wird fein von ber Steuer 
erniedrigter Preis bezahlt, und ein folcher zeigt fi) nur etwa 
bei einem Bermögensüberfchlage, 3. B. für eine Verpfändung. 
2) Der Preis der Grundſtuͤcke ift wechfelnd, theil® wegen der 
Veränderlichfeit der Grundrente ($. 306), theild auch bei einerlei 
Größe derfelben wegen ber Beränderungen im Begehr und 
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biefe Steuer folle durchaus unverändert bleiben, indem fie dann 
einem Theile ded Grundeigenthums entfpreche, ven bie früheren 
Verkäufer ohne Erfab abgegeben hätten und der gleichfam dem 
Staate anheimgefallen fei, während jede Berminderung der 
Grundfteuer ein unverbiented Geſchenk, jede Erhöhung berfelben 
eine Bermögendverminberung für die gegenwärtigen Eigenthümer 
bilde (a). Wenn dieſe wirklich ihre Befißungen um einen nad) 
Verhältniß der Steuer verminderten Preis erworben hätten, fo 
wäre bie nad) Abzug ber Steuer übrig bleibende Rente als 
fteuerfrei anzufehen, und bie Regierung könnte fogar in Ber 
fuchung kommen, dieſe @igenthümer ald Empfänger eined un 
belafteten reinen Einkommens gleich anderen Ständen, bie ein 
ſolches genießen, noch einer weiteren Schatung zu unterwerfen (b). 
Allein fat in allen Staaten ift durch das Hinzufommen anderer 
Schagungen jene Preiserniebrigung ber befteuerten Grunbftüde 
größtentheild wieder aufgehoben worben (8. 313) und felbft da, 
wo dieß nicht gefchehen wäre, müßte doch die behauptete Uns 
fühlbarfeit aus den in 8. 312 angegebenen Gründen bezweifelt 
werden. Wird endlich die Grunpfteuer nicht gefeglich für uns 
veränderfich erklärt, werden vielmehr Abänderungen vorbehalten 
oder wirklich vorgenommen, fo fönnen die Käufer keineswegs 
auf das Fortbeftehen ber gegenwärtigen Steuerfäte bauen (c). 


(a) Diefe Anfiht fcheint von Erai 6 herzuruͤhren, Politik, III, 40. — 
Nah ihm ift fie vorzüglid von Sartorius entwidelt worden, Weber 
die gleiche Befteuerung des Königreichs Hannover, befonders S. 92. — 
van Hogendorp, 1,185. — Hoffmann, Die Lehre von d. Steuern, 
S. 110. — Murhard, ©. 294 ff. — v. Prittwig, Theorie der 
Steuern und Zölle, ©. 132. — Over de belastingen der vereenigde 
Nederlanden, 1837, ©. 136. — v. Bülow⸗Cummerow (Preußen ıc. 
II, 181, 1843) erflärt fogar, die Grundfleuer fet ihrem Weſen nach 
feine Steuer, fondern eine Grundrente, und glaubt, der Staat ſei 
niht zur neuen Anlegung einer ſolchen beredhtigt, weil dieß eine 
Gapitalsberaubung oder eine Schmälerung des Brundvermögens fei. — 
Achnlid Schüpenberger in der franz. Deputistenfammer, 26. Juni 
1845. — Mac Culloch, Taxstion, © 62. — v. Bededorf 
a. a. O. — Klebe, in den Berhandlungen des landw. Congreſſes 
von 1848 und in Oekon. Neuigk. 1849 Mr. 95. — Bergius, Die 
Grundfleuer und die Mahl: und Schlachtſteuer, Breslau 1853. — 
Auch H. Pafſy ift für die Unveränderlichleit, de Parieu, I, 262. 
Dagegen Krönde, Ueber die Grundfäge einer gerechten Beſteuerung, 
5. Abhandlung, ©. 276. — Bengenberg, Weber das Katafler, I, 
387. — Lotz, Handbuch III, 273. — Lacave-Laplagne (Finanz⸗ 
ninifter) in der Deput.:Rammer a. a. Tage. — Klemm, Staats: 
wirthſchaftliche Blätter, III, 5. — Harkort, Bemerkungen über bie 
Stunpfleuerausgleihung, Berlin 1849. — v. Patow a. a.O. S. b. — 


Saufen a. a. O. — v. Struenfee, Die Orundfleuer mit bef. 
Beziehung auf das Königreih Preußen, 1850, ©. 81. 


(8) Murhard baut ſo feſt auf die unfaͤhibarkeit älterer Grundſteuern fuͤr 


bie ſpaͤteren Öruntbeflger, daß er es für zuläffig erachtet, diefelben 
noch einer neuen Binfommenfleuer neben jenen zu unterwerfen, weil fie 
fonft gar nicht mit ihrem eigenen Ginfommen in Anfpruh genommen 
wären, ©. 365. Krönde hatte dieß ſchon als eine richtige Bolgerung 
aus dem von ihm befämpften Principe dargeftellt, a.a. D. ©. 277. 
Ebendahin zielt der Oldenburgiſche Ginfommenfteuerentwurf von 1850. 
S. Janßen's a. Schrift. 

(e) v. Batow a. a. D. zeigt, daß die preußifche Grundſteuer viele Ver: 
änderungen erlitten bat und daß bie neueren Geſetze wieberholt eine 
neue Anlegung terfelben in Ausficht geftellt haben. Wo Zuſchlaͤge 
(centimes additionnels) beſtehen, hat bie öftere Beränderung derſelben 
obige Wirkung. 


$. 315. 


Die Forderung ber Gerechtigkeit ſowie ber Staatsklug⸗ 
heit, daß bie gegenwärtige mittlere Grundrente fowohl durch⸗ 
gängig in gleichem Verhältnis, ald aud in Ebenmaaß mit 
den anberen Zweigen des reinen Einkommens befteuert werben 
folle, daß folglich wahrgenommene Mißverhältniffe in beiden 
Hinfihten zu befeitigen feien, führt zu Veränderungen in ber 
Grundſteuer, auch wenn gleichzeitige und gleichmäßige Aende⸗ 
rungen in den übrigen Schatzungen nicht Beduͤrfniß find (a). 
Findet man bie Grundſteuer im Allgemeinen zu hoch ober zu 
niedrig, fo laͤßt ſich leicht durch Abänderung bed Steuers 
fußes helfen. Die Urſache bievon kann fowohl in einer von 
Anfang an fehlerhaften Anlegung der Grunpfteuer ald in 
fpäteren Veränderungen ber verfchiedenen Einkünfte liegen, ins 
dem die Grundrente mit ben Yortfchritten des Anbaues, ber 
Bevölkerung und des Wohlftandes angewachſen oder auch bei 
vermindertem ausmärtigem Abfage und gefunfenem Preife der 
Bobenerzeugniffe wenigflend vorübergehend niedriger geworden 
it. Was den angeregten Zweifel über bie rechtliche Zuläffigfeit 
einer foldyen Steuerveränberung betrifft, fo ift offenbar derjenige, 
welcher Ländereien befaß, während ihre Rente anwuchs, fähig 
und verpflichtet, eine Steuererhöhung zu ertragen, und wer feine 
Rente abnehmen fah, hat Anfprudy auf Erleichterung. Bon 
ſolchen Erwerbern, welche die Grundflüde um einen geminderten 
Anfchlag an fih brachten, gilt Gleiches, $. 312 Nr. 1. Rur 
diejenigen Erwerber können in Nachtheil kommen, welde erft 
fürzlich nad der erfolgten Zunahme ber Rente Land für einen 


berfelben entfprechenden Preis gekauft haben, ohne dabei auf 
bie wahrfcheinliche Steuererhöähung Rüdficht zu nehmen. Die 
Zahl folcher Käufer ift aber verhältnißmäßig ſtets Fein, eine 
Ausnahme zu ihren Bunften wäre nicht ausführbar, und fie 
haben auf ihre Gefahr Hin gekauft. Hätte dagegen eine Ueber 
bürdung ber Grundeigenthuͤmer in Vergleich mit anderen Steuer- 
pflichtigen lange gebauert, fo würden allerdings vielleicht viele 
Grundftüde um niedrigere Preife an bie jegigen Beſitzer gelangt 
fein, die deghalb von einer Steuerermäßigung einen unverhofften 
Vortheil zögen und bei ben von jetzt an erfolgenden Lands 
veräußerungen größere Preife erlangten. Man fönnte burdy 
biefe Betrachtung bewogen werden, bie Grundſteuer nur um 
einen Theil des Linterfchieded ber Belaftung zu ermäßigen, 
zugleich aber die anderen Schagungen zu erhöhen, um ſich der 
allgemeinen Gleichheit des Steuerfußed zu nähern. Indeß finden 
auch für diefen Fall die in 8. 312 enthaltenen Bemerfungen 
ihre Anwendung, insbefondere ift zu bebenten, daß Laͤndereien 
bei gleichem Reinertrage höher bezahlt zu werben pflegen als 
anbere werbende Suchgüter ($. 313 (a)), und es läßt ſich recht- 
fertigen, wenn der Staat fich überhaupt lediglich auf dad Ber- 
haͤltniß der Steuer zu ber Rente hält, ohne bie Bedingungen 
zu beachten, unter benen die lehtere von dem Grunbbeflger 
erworben worden ift, wenn er aljo bloß darauf bedacht if, 
von der Brundrente eine eben fo große Duote zu erheben, als 
von anderen Einfünften (B). 


(a) Die englifhe Srundfleuer, auf die man fich oft als auf ein Beiſpiel 
der Unveränberlichkeit beruft, ift von eigenthümlicher Art. In England 
wurden für die Ausgaben der Stantscaffe, als die Domäneneinkünfte 
nicht mehr ausreichten, neben den Aufwandsfteuern und Stempelgefällen 
lange Zeit hindurch periodifche Steuern vom Grundeigenthum, bie 
monatlich oder wöchentlich nach dem jedesmaligen Bedarfe ausgefchrieben 
wurden, zu Hülfe genommen. Im Jahre 1693 wurde eine neue Grund: 
fteuerbefhreibung verfertigt, welche einen Sefammtanfhlag von 10 Mid. 
2. St. ergab. Hievon wurden feitdem bald 1, bald 2, 3 und in der 
Hälfte des ganzen Zeitraums 4 Schilling vom 2. St., d. 5. Yen—!/s 
als Steuer erhoben, der Durchſchnitt war 3 Sch. 3 P. vom 2. St. 
Gr Proc.) des Fataftrirten Reinertrages. 1798 (38. Jahr George ILL, 

. 60) wurde der damalige, ſchon lange gleichgebliebene Fuß von 
4 Sch. vom 2%. der Anfchläge von 1693 als immerwährenn erflärt. 
Die Summe war 2037627 2. Zugleih wurde auf Pitt’s Antrag 
in dem nämlichen Geſeß die unveränderlihe Grundſteuer für abläufs 
lich erklärt, fo dag der Eigenthümer gegen Hingabe einer gewiſſen 
Summe in Stantspapieren fi von dieſer Steuer befreien könne. Jedes 
2. ©t. Srunpfleuer fol durch Ueberweifung von 1 2. 2 Sch. oder 





14/0 2. Zins in Iprocentigen Schuldſcheinen, alfo mit 36%, L. Nominal⸗ 
betrag bderfelben abgelöft werben. Diefe Obligationen fanden damals 
zu 50, bie 36%, 2. waren folglich mit 18%, 2. zu kaufen und wer fie 
um bdiefen Breis erwarb, beoa 6 Broc. Zinſen, während er nur 
5,45 Proc. Grundfteuer damit tilgen Eonnte, der ablöfende Grundeigner 
mußte alfo den Bortheil der Anlegung auf fiheres unbewegliches Ver⸗ 
mögen und die Sicherheit gegen eine fünftige Steuererhöhung mit der 
Aufopferung von 0,55 Broc. Zinfen erfaufen. Bei einem Preiſe der 
3proc. Schuldbriefe von 75 if die Abkaufsiumme der 27'/efache Betrag 
der Steuer, bei einem Breife von 92 iR fie das 33,”fadhe. Pitt 
(Rede im Unterhaufe, 2. April 1798) verfennt nicht die Nachtheile einer 
unwandelbaren Grunbfleuer: „Ich geflehe gerne zu, daß ich es für 
einen urfprünglichen Mangel (an original defect) der jepigen Bertheis 
lungsart betrachte, daß Feine periodifche Reviſton angeorbnet worden 
war. Ic glaube, e6 wäre weile und zuträglid für das Land gewefen, 
wenn man eine ſolche Borforge getroffen hätte. Zwei wichtige Vor⸗ 
kehrungen (guards) wären nöthig, naͤmlich zu verhindern, daß die Uns 
gleihheit zu groß würde, und zugleich Verbeſſerungen nicht zu ents 
mutbigen.” Uber er fügt fi darauf, daß man dieß micht gethan, bie 
Steuer ſchon lange ungeändert gelaflen habe und die Landkaͤufe ſich 
hiernach gerichtet Hätten. Das Geſetz v. 15. Auguft 1853 (16. 17. Vict. 
C. 74) verfügt, dag man flatt 10 Proc. mehr. kuͤnftig 7'/e Proc. 
weniger an Sinfen zum Ablauf zu überweifen babe, alfo für 1 2. 
Steuer nur 0,98 2. oder 30,9 2. 3proc. Schuldbriefe im Nennbetrage. 
Nach dem Geſetz von 1798 durften auch andere Perfonen die Grunds 
feuer eines Srundftüäds an fih kaufen, die fie dann von dem Cigen⸗ 
thümer als Rente zu beziehen Hatten, doc fland lepterem beim Abkaufe 
der Borzug zu. ch dem Geſetz von 1853 ift der Ablauf nur ben 
Gigenthümern oder den Grbberechtigten geſtattet. Fremde Berfonen 
Hatten von der Grlaubniß des Anfaufes wenig Gebrauch gemacht, es 
waren nur 2073 ſolche Käufe vorgefommen. Die Ablöfungen dauern 
noch fort. Die nicht abgelöfte ndfteuer belief fih 1858/59 auf 
1135677 8. mit @inichluß von 35596 2. für Schottland, 3. report of 
... inland revenue, 1859. — Hondriks in Journ. of the Statist. soo. 
London, September 1857. Die Beränderungen in ber Grundrente - 
haben die Steuer im Laufe der Zeit fo ungleich gemacht, daß fle in 
den am meiften aufgeblühten Gegenden nur 3/,, in Lancafhire fogar 
nur %4 B. auf das Pfund der Rente beträgt, in Schottland 1%, in 
den öftlihen und in den Suͤd⸗Mittelgrafſchaften auch nur 6 P. oder 
A/eo (max.). The Scots Magazine. LX, 275. Rees, Cyclopaed. XX. Artikel 
Land-Tax. Gine neue Umlegung würde jedoch ſchon darum unausführs 
bar fein, weil Schottland durd die Unionsurfunde dagegen geſchützt iſt. 
Hebrigens iR doch nur der Steuerbetrag jeder Drifhaft der 
nämlihe; unter die einzelnen zugehörigen @rundbeflger wird bie 
Steuer jährlih neu, nad Maaßgabe der muthmaßlichen Rente, vertheilt. 
Sinclair, Hist. of the Revenue, II, 340, — Bailly, I, 567-584. — 
Wenn hieraus vermuthet werden könnte, die Srundrente fei in Groß⸗ 
britanien ungebührlich niedrig belaſtet, fo if dagegen zu bedenfen, daß 
die Grafſchafts⸗ (county rate), die ſtaͤdtiſche Berichtes und Polizeifteuer 
(borough r.), die Armen:, Wegbau:Abgabe und die Kirchenabgabe haupt; 
fählih auf dem liegenſchaftlichen Vermögen ruhen und daß dieſe Abgaben 
Bröhtentheite zu benfelben Sweden ber inneren Staatsverwaltung dienen, 
ür welche in anderen Ländern Steuern in bie Staatscaſſe bezahlt wer: 
ben. Der Belauf derfelben war um 1850 gegen 91—93 Mill. fl. 
Gneiſt, Das engliſche Grundſteuerſyſtem, Berlin 1859. — In ans 
beren Staaten bat man nach fehr verfchiebenen Grundſaͤtzen gehandelt. 
In den vereinigten Niederlanden wurde der Fuß der Grundſteuer (ver 
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ponding) oft verändert und oft auf eine druͤckende Höhe gebracht, z. B. 
‚in Overyſſel auf 43 Proc. der Rente. In Seeland wurde unterjagt, 
daß der @igenthümer der Steuer willen fein Land aufgebe. Over de 
belastingen .. staande de republick de vereenigte Nederlanden. Amst. 
1837. ©. 125. — Im Kirchenſtaat flieg der Steuerfuß bis auf !s. 
De Parieu im Journ..des Econ. 2. Ser. XXI. 31. 


(8) Das franzöfifche Geſetz vom 1. Auguft 1850 ſchafft 17 Proc. Zufchläge 
für allgemeine Zwede ab, welche bisher mit der @rundfleuer verbunden 
waren. Bei anderen Steuern beftehen fie noch. 


$. 316. 


Ein anderes Berfahren ift nöthig, wenn ſich eine verhälts 
nißmäßige Ungleichheit in der Steuer von den verfchiebenen 
Benutzungsarten des Landes oder in verfchiedenen Gegenden 
oder bei einzelnen Grundftüden zeigt. In diefen Fällen ift bie 
Herftellung einer gleichförmigen Belaftung nur durch eine Vers 
änderung in den Steueranfhlägen zu bewirken, welcde 
gleichfalls nicht unterlaffen werden fol, denn 

1) man entdedt biöweilen Fehler in den Schäßungen, bie 
eine Abänderung erfordern (a). 

2) Die Grundrente einzelner Stüde oder Bezirke wird bis⸗ 
weilen, jedoch nicht Häufig, durch natürliche Verfchlechterung, 
3.2. Abfpülen, Berfumpfen, Berfanden, Vorrücken der Gletfcher, 
Verſchuͤtten ıc., erniebrigt; fie fleigt aber oft aus ſolchen Urs 


-fachen, die von der Handlungsweife der Grundeigenthümer uns 


abhängig find, 3. B. durch höhere Preife oder erleichterten Abfag 
der Bobenerzeugnifle (d). 

3) Auch eine von den Eigenthümern burdy Anwenbung von 
Kunft und Fleiß bewirkte dauernde Vermehrung ded Reinertrages 
begründet eine größere Steuerfähigfeit der erfteren. 

Die Beforgniß, daß die Steuererhöhung bei einem vermehr- 
ten Bodenertrage von ferneren Berbefferungen ber Ländereien 
abhalten und den Gewerbfleiß entmuthigen möchte, ift nicht 
begründet (c), weil eine in richtigem Verhaͤltniß erhöhte Steuer 
immer noch den größten Theil bed erzielten Mehrertrages übrig 
läßt, aud ohnehin diefe Maaßregel immer nur nad) längeren 
Zwifchenzeiten erfolgt, weil der Reinertrag von anderen werben⸗ 
den Anlegungen eined Bapitales vermittelt anderer Schatzungen 
ebenfall® befteuert wird, und die vorzüglidy einträgliche Bewirth- 
ſchaftung durch einen einzelnen Landwirt von der Grundſteuer 
gar nicht getroffen wird, 8. 298. Nur eine willfürliche, das 


billige Maaß überfteigende Erhöhung ber Katafteranfäbe koͤnnte 

jener Befürdtung Raum geben (d). 

Audy bei diefem Kalle ift der Zweifel erhoben worden, ob 
nicht die zu hohe oder zu niedrige Belaftung einzelner Grund» 
nüde ſchon laͤngſt eine entfprechende Veränderung im Preiſe 
derfelben bewirkt habe, fo daß bie jebigen Beflber weder einen 
Anſpruch auf eine Steuererleichterung haben, noch auch gerechter 
Weiſe höher belegt werben dürften. Hierauf iſt außer ben 
obigen Gegengrünben noch dieß zu erwiebern: Es ift keineswegs 
fiher, daß ein einzelnes zu gering befteuertes Grunpftüd ver: 
hältnigmäßig höher verkauft wird, denn da man nicht fo leicht 
an die Unrichtigfeit des Katafterd glaubt und der Reinertrag 
fchwer zu erforfchen ift, jo Fann leicht der Käufer fein Preis- 
gebot gerade nady dem Steueranfchlage abmeflen. Dauert das 
Steigen oder Sinfen der Grundrente fort, fo hat ber größte 
Theil der jebigen Beſitzer von diefer Wirkung felbft noch Nuten 
oder Schaden gehabt, und es ift alfo billig, daß die Steuer: 
fäße verändert werden. Die Erfahrung lehrt, daß die Steuer 
pflichtigen eine Herabfegung ber übermäßigen Anfchläge eifrig 
begehren und dankbar erfennen, eine Erhöhung ber zu niedrigen 
als gerecht ertragen, ohne ſich durch die Rüdficht auf bie etwa 
voraudgegangenen Saufpreife hievon abhalten zu laſſen. 

Uebrigens ift es wegen ber Größe und Koftbarfeit des 
Geſchaͤftes nicht rathfam, und wegen ber langfamen Veraͤnde⸗ 
rung im Durdyfchnittöbetrage der Grundrente nicht nöthig, bie 
Grundfteuerbücher ſchon nach kurzen Zroifchenzeiten zu erneuern. 
Diefe Maapregel wird von Zeit zu Zeit zum Bebürfniß, wenn 
die Veränderungen in der Rente der einzelnen Landestheile und 
Bodenbenupungsarten fo beträchtlich geworben find, daß fie 
eine empfindliche Ungleichheit im Betrage ber Steuer vers 
urfachen (e). 

(a) Diefelbe Wirkung, nur im größeren Maaßſtabe, bat die Aufhebung der 
Steuerbefreiungen, vgl. $. 250. Daſſelbe gilt von abfichtlihen, auf 
Begünftigungen gewifler Stände beruhenden Ungleihheiten. In dieſem 
Falle. —* in noch größeren Maaße bei den bisherigen Befreiungen 
von der Grundfleuer ift allerdings nicht zu bezweifeln, daß die niedriger 
oder gar nicht befteuerten Grundſtuͤcke einen höheren Breis haben ale 
andere gleichartige, und daß folglich die neue gleiche Befteuerung den 
jeßigen Inhabern eine Bermögensverminderung verurfadt, wenn fie ihr 


Land bald verkaufen. Allein nah einem allgemeinen ſtaatsrechtlichen 
Grundſatze haben Steuerprivilegien wie andere aͤhnliche Vorrechte nicht 
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das Gepräge der Unwiderruflichkeit wie Privatrehte, und ihre Beis 
behaltung ıft um fo weniger mit der Gerechtigkeit zu vereinigen, ale 
die ehemaligen Begenleiftungen ber Steuerfreien zur Staatevertheibigung 
Ritterbienfte oder deren Erfap in Abgaben) längft aufgehört haben. 
in älteres Beifpiel giebt die Berfügung des Kurfürften Johann Sigis⸗ 
mund von Brandenburg vom 13. Juli 1615, nach welcher alle Steuer 
befreiungen, zu deren Bewilligung er durch allerlei Borftellungen („sub- 
ot obreptitie und zum Schaden und Verderb unferer Lande und Leute“) 
bewogen war, wieder aufgehoben werden. Zudem pflegen foldhe Güter 
weniger oft an Nichtverwandte verfauft zu werden und nad längeren 
Zwiſchenzeiten bat gewöhnlid ſchon das allgemeine Steigen der Grund⸗ 
vente bie von der eintretenden Steuerpflicht zu erwartende Preisernies 
deigung aufgewogen. Indeß ſprechen Gründe der Billigfeit dafür, daß 
der —28— Verluſt theilweiſe durch eine Verguͤtung aus der Staates 
caſſe gemindert werde, über deren Groͤße fi keine allgemeine Regel 
auffinden läßt. Dieſer Gegenſtand if neuerlich im preußifchen Staate 
vielfach beiprochen worden. Nachdem ſchon das Edict vom 27. Sept. 
1810 den Grundſatz der allgemeinen gleichen Beſteuerung verfündigt 
hatte, war die Fortdauer der Befreiung der Städte und Mittergüter 
von der Grundfteuer nur als einftweilig anzufehen. Das Belek vom 
24. Februar 1850 verordnet die Aufhebung aller Grundfteuerbefreiungen, 
läßt aber noch unentfchieden, ob den bisher Befreiten eine Entfhädigung 
egeben werden folle. Die Regierung fchlug 1853 vor, %/, des Steuers 
etrages mit dem 20 fachen Gapitale zu vergüten, dieß wurde aber von 
den Ständen nicht angenommen. Der Vorſchlag von 1659, bei nach⸗ 
weislihem Rechte auf Steuerfreiheit das 20fache, fonft das 137/5 fache 
zu vergüten, fam nicht zur Erledigung, der 1860 vorgelegte neue Ent⸗ 
wurf aber wurde angenommen und am 21. Mai 1861 als Belek vers 
fündet. Die Befreiungen hören von Anfang des I. 1862 an auf. 
Grundeigner, denen ein privatrechtlicher Titel zur Seite fteht, erhalten 
bas 2ofadı, andere das 13%/s fache der Mehrbelaftung, bie fie nad) der 
in jedem Landestheile befiehenden Steuerverfafiung zu übernehmen haben 
würden; ein anderes Beleg vom nämlichen Tage orbnet zugleich eine 
neue Regelung der Grundfleuer an. Der Betrag, um den bisher die 
Grundſteuer zufolge der Befreiungen vermindert war, ift auf 719 000 Thlr. 
berechnet worden. Ausführlich hierüber Mafher a. aD. — Die 
Pergütung war in Braunfchweig (1821) vollfländig, in Weimar ift 
(1821) Ye, in Sachſen (1834) %s, Meiningen (1846) 1, Hannover 
(1826) %/s gegeben worden, v. Patow a. a. DO. ©. 60. — Gegen 
die Sntfhädigung v. Struenfee a. a. D. ©. 106. Hoffmann 
(Die Lehre v. den St. ©. 118) betradhtet den Abfauf der Grund: 
feuer ale das beſte Mittel zur Befeitigung ber Steuerfreiheiten und 
Begünftigungen. Aber würde man fpäter umbin fönnen, die Grund⸗ 
tente in einer anderen Form zu befchapen und würden die Steuer⸗ 
pflihtigen ohne eine Zufiherung diefer Art fih zum Abfaufe verftchen? 
In der Lombardei beträgt nah Burger die in Gemäßheit des alten 
Katafters erhobene Grundſteuer in den ebenen Gegenden, die fchon 
lange bewäflert und gut angebaut find, 26—27 Proc. des jetzigen 
Pachtertrages, in den nicht bewäflerten bergigen Gegenden, die nad 
der Kataftrirung zu einem viel beflexen Anbau gebracht worden find, 
nur 13—16 Proc.; Reife, II, 149. — In dem toscanifchen. Katafter 
von 1496 waren die Ebenen und Thalfohlen fehr niebrig angeichlagen, 
weil fie häufigen Ueberſchwemmungen und Verwuͤſtungen dur teißende 
Bäche ausgeſetzt waren, die Hügelyegenden dagegen hoch. Später, ale 
jene Gegenden vor Beichädigungen gefhügt waren und viel eintrugen, 
litten die höheren Gegenden durch bie flärkere Beſteuerung. Say bei 
Parieu, I, 266. — In allen kataſtrirten Gegenden von Frankreich 


(e) 


(4) 


(e) 


gab es einzelne Grundeigenthuͤmer, die vorher Ya, %/y, felbft 1, da⸗ 
gegen auch andere, bie nur! / —! / ihres Reinertrages fleuerten. Nach 
ten fataftrirten Gantonen zu fchließen, gab es ein ganzes Departement, 
welches Ratt 9/5 nur "as entrichtete, und deren 5, die nur %/s abgaben. 
Gaudin, Mömoires II, 261. 297. — Benzenberg, Ueber das 
Katafter I, 355, auch Lotz III, 276. — Auch bei dem heutigen frans 
zöflichen Kataſter find bie Departements ungleich bereat, von 3, #— 9 Proc. 
der Grundrente, der Durchſchnitt ift 6 Proc. Die 1850 befchloflene 
neue Abjchägung kam nicht zur Ausführung. — Im oͤſterreich. Staate 
hat ſich neuerlich gezeigt, ta die bisherige Brundfleuer von dem genau 
ermittelten Reinertrage in Salzburg nur 8%/; Broc., Defterreich unter 
der Enns 16,%5 Broc., Steiermark, Kärntben, Krain 17,%, Defterreich 
ob der Enns 20, Proe. betragen bat. In Böhmen, Mähren und 
Schlefien macht fie nicht über 16 Proc. und biefer Fuß follte nun all: 
gemein eingeführt werben, Salgburg jedoch anfangs nur 12 Proc. bes 
zahlen. Mini. Vortrag zu dem 3. für 1849. Patent v. 10. Oct. 
1849. Nah fpäteren Anyaben follten die einzelnen Provinzen von 
11% —43 Broc. zu tragen haben. Die directen Steuern in Oeſterreich 
©. 46. 86 beftehen jedoch jetzt in dem oͤſterreichiſchen Etaate noch 
neun verfchiedene arm Reue richtungen 3. 3. in Borarlberg das 
baveriſche Proviforium von 1808. — In der Öfthälfte des yreußifchen 
Staates zählte man 23 verfchiedene Grundſteuerverfaſſungen, bei denen 
bie OMeile von 862 bis 3852 Rthlr., der Kopf von 11%/— 29%, Ser. 
bezahlte und ohne Zweifel große Iingleiöeiten obwalteten. Selbſt in 
ganzen Provinzen fanden folche, nur in geringerem Maaße, flatt, indem 
(nad Hinzurechnung ber befreiten Grundftäde, der Domänen und geift- 
lien Güter) auf 100 Rthlr. Grundrente trafen in den vier nordöfts 
lihen Provinzen 5, in den weſtlichen 8, in Sachſen 8,5, in Schlefien 
8,77 Rtihlr. aſcher a.a.D. ©. 124. Die Regierung ſchlug 1859 
vor, zur Ausgleihung der Grundfleuer in Rheinland und Weſtfalen bie 
Abgabe um 20 Proc. niedriger, in Brandenburg, Bommern, Bofen und 
Preußen um 10 Proc. höher anzufeßen, doch follte in den ſechs oͤſtlichen 
Provinzen jedem Grundeigenthümer, der nachweiſt, daß er über 10 Proc. 
bes Meinertrages entrichtet, dev Mebrbetrag abgenommen werben, indeß 
dieß nicht zur Beſchlußfaſſung kam. — Die meiften Veränderungen 
geben in ber Rente tes Waldbodens vor, ber auch am feltenften ver: 
auft wird, $. 333 b. 

Hiemit übereinflimmend 9. Smith, III, 216 ff. — Monthion, 
Quelle influence ete. &. 91. — Maldhus, Fin. I, 222 und die dort 
angeführten Schriftſteller, — v. Seutter, Beſteuerung der Bölker, 
©. 111. — Burger, Reife durch DOber-Stalien, II, 255. — de Parien, 
Traitö, I, 282. 

In diefer Hinfiht mochte es zwedmäßig fein, daß ein, in Akbbar's 
Geſetzbuch (16 Jahrh.) aufgenommenes, aber vermuthlich weit Älteres 
und noch geltendes perſiſches Geſeßz verbot, die Steuern unter tem 
Borwande einer durch Berbeflerungen bewirkten Briragserhöhung zu 
vergrößern. Reynier, Ec. publique et rurale des Perses et des Phönic. 
©. 264. — Ber ein Gapital auf Grundverbefferungen wendet, kann 
dafür Feine Gteuerbefreiung anfprehen, wenn gleich die in Gewerben 
angelegten und die ausgeliehenen Capitale einer Steuer unterliegen. Die 
im $. angedeutete Beforgnig wird hinreichend befeitigt, wenn die perio⸗ 
diſche Erneuerung (Revifion) der Katafler nad feſten Regeln geſchieht. 
Ohnehin wird nicht der Zins des angewendeten Capitals fondern bie 
wirflihe Mehrung des Meinertrages nah dem Steuerfuße, 3. B. 15 
oder 1/a, befteuert. 

Nah v. Malchus etwa alle 30 Jahre. Nach dem franzoͤſ. Buch v. 
7. Auguſt 1850 kann in jeder Gemeinde, deren Einſchaͤtzung mindeſtens 


Rau, polit. Deton. III. 2. Abth. 5. Auseg. 3 


30 Jahre alt ift, eine Erneuerung (rirision) bes Kataſters beichloffen 
werden. — Smith (III, 224) räth, dem Grundeigenthümer, der Ber: 
befferungen vornehmen will, die Richterhöhung der Steuer auf eine 
gewifle verhältnigmäßige Zeit zuzuſichern. — Preuß. Grundfteuergefeh v. 
1839 $. 26: Mevifion der Kataftralabihäkung von Zeit zu Zeit. — 
Die Unveränderlichkeit iſt ausgefprochen in dem bayer. Geſ. v. 15. Aug. 
1828 $. 3: „Für die Srundfleuer wird nur eine ——* aus⸗ 
gemittelt, und es bleibt dieſelbe unveraͤndert, ſo lange der Beſteuerungs⸗ 
gegenſtand dauert.“ Dennoch find nach $. 76 Minderungen und Meh⸗ 
rungen durch Glementar⸗ oder fonftige Zufälle und Unfälle zuläffig. — 
In Frankreich bat man, fo oft man Unrichtigfeiten wahrnahm, das 
Gleichgewicht nur durch Erniedrigung der zu hohen Gontingente hers 
wuftellen geſucht, wodurch ber ganze Betrag ber Grundfleuer fi von 
eit zu Zeit verringerte. Die im Jahr 1848 angeftellte Unterfuchung 
zeigte, daß die einzelnen Departements von !/;— !ıs ber Mente ents 
ioteten, es wurden daher 52 Departements erleichtert, fo daß ihre 
Steuer / — ! / o betrug. 


B. Anlegung der Srundſteuer. 
8. 316. 

Die Anlegung (Regulirung) der Grundſteuer beſteht 
in der Verfertigung eines Kataſters (Grundſteuerbuches, Grund⸗ 
ſteuerbeſchreibung), welches bei jedem Grundſtuͤcke oder ganzen 
Landgute eine zur Feſtſetzung der jedesmaligen Steuerſchuldigkeit 
zu benutzende, in einer Geldſumme ausgedruͤckte Zahl, einen 
Steueranfhlag angiebt, $. 299. In den für die Berfertigung 
des Katafterd vorgefchriebenen Regeln und dem dabei angewen⸗ 
beten Berfahren vrüdt fi) die Güte oder Mangelbaftigfeit der 
Grundfteuereinrichtung eined Landes ober Zeitalterd aus. Im 
Laufe der Zeit läßt ſich hierin eine allmälige Ausbildung ber 
Befteuerungsfunft wahrnehmen. Im Altertbume fcheint man 
bei ber Grundfteuer nur auf die Größe und Benutzungsart der 
Ländereien Rüdfidht genommen zu haben (a). Im Mittelalter 
beftand neben den vielen grund» und lehnherrlichen Abgaben 
lange Zeit feine allgemeine Grundſteuer (5), in ben beutfchen 
Ländern erfchien eine ſolche zuerfi als eine Art ber auf verfchies 
bene Weife aufgelegten Beeden (c), fodann ald Beftandtheil 
einer allgemeinen Bermögensflur, Schatzung, Schoß, 
Gontribution 2. (d), aus ber fie fi ſodann als eine bes 
fondere Steuergattung beroorhob, indem die Befteuerung anderer 
Bermögenstheile, namentlich der beweglichen Habe, unterblied (e). 
Diefe Steuern wurden früherhin meiftens nicht fortdauernd, 
fondern nur je nad) Beduͤrfniß erhoben. Die Befchreibungen 


ber fteuerpflichtigen Ländereien (/) waren lange Zeit hindurch 

noch fehr unvollfommen. Bei dem Mangel allgemeiner [eiten- 

der Orundfäge fchlug man in den einzelnen: Ländern vielerlei 

Wege ein, um eine billige und zugleich einträgliche Steuer zu 

Stande zu bringen, führte auch ftatt einer einzigen Grundſteuer 

häufig mehrere, nady verſchiedenen Gegenftänden angelegte Bes 

laftungen der Grundrente ein; auch gehört der Name Grund⸗ 
feuer erft der neueflen Zeit an. Bei der fehr ungenauen 

Kenntniß von dem Flächeninhalte der Orundftüde bediente man 

fi) bisweilen in Bezug auf das Aderland nur eined Anfchlages 

nad) der Ausfaat an Getreide ober nach einer ungefähren Größe 
eined Gutes, welches etwa mit einem Geſpann zu bearbeiten 
war (Hufe) u. dgl. (g). Als man die Nothwendigfeit einer 

Berüdfihtigung der verfchiedenen Befchaffenheit der Ländereien 

erfannte, fing man an, einige (gewöhnlich drei) Abftufungen 

der befieren und fchlechteren Ländereien zu unterfcheiden und für 
fie ohne genaue Ermittlung des Ertragdverhältnified allgemeine 

Anfäge aufzuftellen (4). Diefe Mängel wurden bei dem niedrigen 

Betrage ber ganzen Grundfteuer wenig empfunden, doch war 

man von Zeit zu Zeit auf Berbefferungen bedacht, fowie bie 

Steuer erhöht werden mußte. In neuerer Zeit fühlte man 

färfer da® Bedürfniß einer befieren Anlegung derfelben, weil 

die großen Ungfeichheiten mehr Aufmerkjamfeit und Klagen 
erregten und einer flärferen Belaftung des Grundeigenthums 

im Wege ftanden. Es wurden daher die beiden Haupttheile 

des Kataftergeichäftes, nämlich die Meſſung und Schäßung, 

fehr vervollfommnet, wozu ſchon die Aufhebung ber bisherigen 

Steuerfreiheiten einen Antrieb gab und bie Ausbildung der 

praftifchen Geometrie fowie der landwirthſchaftlichen Schaͤtzungs⸗ 

funft die Mittel lieferte (i). 

(a) In Aegypten wurde ſchon früh, angeblih von Sefoftris, um bie 
Koften der Ganalbauten zu deden, das der Kriegerkafte zugewieſene 
Drittheil des Landes einer Steuer unterworfen, nur mit Ausnahme 
des von den Bigenthümern felbft gebauten Antheils. Zur Zeit ber 
Btolemäer mußten auch ſchon die Prieſter von ihren Beſitzungen fleuern. 
Die Abgabe fol !/s des Ertrages geweien fein, und in einem fo übers 
aus fruchtbaren Lande konnte auch !/s des Nohertrages wohl aufs 
ebradht werden. (Beynier vermutbet eher vom reinen Ertrage.) 
Die Ausdehnung der Ueberichwenmungen beflimmte jährlich, welde 


Laͤndereien befleuert werden fönnten, und da felte Graͤnzen des Gigens 
thums unter diefen Umfländen unnütz gewefen wären, jo mußte jährlich 
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durch eine Vermeſſung jedem Brundbefiger ein gleiches Stüd bes vom 
Nil befruchteten Landes zugetbeilt werden. o erklärt fi der Zu: 
fammenbang der Landvermeflung mit der Steuererhebung. Beides war 
ein Geſchaͤft der-Priefterlafte, jedoch verichiedener Abtheilungen berfelben. 
Beynier, De l’&con. publ. et rurale des Egypt. et des Carthagin, 
S. 1%. — Im pyerfifhen Reiche mußten Täflige Grundſteuern, 
nicht bloß an den König, fondern aub an bie Satrapen entrichtet 
werben, wobei viele Erprefiungen vorlommen fonnten; es waren @elb- 
fleuem und Raturallieferungen. Bei den Streitigkeiten der griechiichen 
Pilanzftädte in Kleinaften über die Vertheilung der Steuern ließ Arta: 
phernes, Gtatthalter des Darius in Sardes, das Gebiet berfelben 
vermeffen und die Steuer nad Parafangen (zu 30 Stadien) ums 
legen. Ob dieß auch in andern Provinzen geſchah, ift ungewiß. (Die 
Angabe des Herodot, daß nad dem hieraus gewonnenen Maaßftabe 
die Steuern bis zu feiner Zeit entrichtet wurden, bat zu Zweifeln und 
verfchiedenen Auslegungen Anlaß m) Herodot VI, 42. — 
Reynier, Perses et Phöniciens. ©. 174. — Bähr in f. Ausgabe 
des Herod. III, 809. — Bine neue Bermefjung und Steuerregulirung 
in Berfien fol unter Kobad I. (reg. feit 491) begonnen und von 
Kosru 1, (feit 531) beeudigt worden fein; Hartleben, Juſtiz⸗, 
Kameral⸗, und Bolizeifama, 1822, Nr. 33, und den dort citirten 
Bilv. de Sacy. — In Bezug auf Sparta rügt Arifioteles, daf 
die Steuer nicht pünctlich erhoben werde, da ber größte Theil der Läns 
dereien den Spartiaten (Stadtbürgern) gehöre, Politic. II. 7. — Athen 
hatte keine befondere Grundſteuer, aber ber Grundbefig wurde in ber 
je nad den Bedürfniflen des Staats eingeforderten Bermögensfteuer 
vorzüglich mitgetroffen. Schon die Bezeichnungen ber Solonifchen 
Glaffen (Bentaloftomedimnen, d. 5. Hnfpunen heffel Binnehmenbe 
u. f. w.) deuten darauf Hin, iu, fie hauptſaͤchlich auf Grundbeſitz 
ebaut waren und die Abgaben in jeder Claſſe größtentheils als Brunds 

euer gelten fönnen. Reynier Grecs. ©. 284 ff. Die Säbe bes 
Landertrags, welche die Aufnahme in eine Blaffe bedingten, waren bei 
den brei oberen Claſſen 500 — 300 — 200 Medimnen (zu 1/ıs preuß. 
Scheffel = 0,51 Hektol. — 0,% bad. Malter) Getreide, oder nach dem 
angenommenen Preiſe von 1 Drachme (26 Kr.) für den M., ebenfoviel 
Drachmen. Hieraus wurde durch Bervielfahung mit 12, 10 und 5 
das fleuerbare Bermögen auf 6000— 3000 und 1000 Dr. gefebt, aber 
der Steueranfchlag (Tanga) war nur ein Theil bievon, in ber erften 
Glafle %/s. — In Rom war die Srundfleuer eine fehr erhebliche Cin⸗ 
nahmsquelle. Sie gehörte, fowie bie Kopffleuer, zur capitatio und 
ieß tributum soli oder agri. In Stalien war nod zur Zeit des Frei⸗ 

aats alles Land fleuerfrei geworben, felbfi in den dbrovingen genofien 
viele Städte in dem jus Italicum auch biefen Vorzug, allein biefe Bes 
freiung Italiens ging unter Diocletian bei der Einführung der indictio 
(Steuerausfhreiben) verloren. Schon Auguflus ließ zum Behufe feines 
consus Bermeflungen vornehmen, um die Grundſteuer genauer anzu⸗ 
legen, doc wurden nicht die einzelnen Srundftüde, fondern nur Bezirke 
gemeflen. Man gab an, wie viel Steuereinheiten (caput oder jugum) 
diefelben enthielten, 3. 3. die Stadtmarfung von Tyrus in Syrien 
60000 juga. Savigny überfeht caput durh Steuerhufe. an 
weiß, daß 1 jugum auf 100000 Seſterzen (gegen 11666 fl.) angefchlagen 
war, wovon der einfache Steuerſatz oder das jetzt 109. Simplum (sim- 
plex tributum) 1 p. m. betrug. Die räumliche &röße bes jugum iſt 
nicht befannt und aus einigen aufgezeichneten Angaben von Preiſen 
des Landes nicht abzunehmen. Spätabin fheint jugum nicht mehr ein 
Raummaaß, fondern einen. gewiffen Steueranfchlag bezeichnet zu Haben. 
Rah ben von Ulpian (L. 4. D. de censibus, L. 15.) mitgetheilten 
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Rubriken des Kataſters (tabula consualis) wurde von Nedern und Wiefen 
nur die Morgenzahl, von Rebland die Zahl der Rebftöde, von Del: 
ärten Baum» und Morgenzahl, von Weide und Wald die ungefähre 
orgenzabl (quot jugerum esse videantur), alles nady der eigenen Ans 
gabe des Grundbeſihers, eingetragen. 6 bleibt ungewiß, wie man 
ein folches caput berechnete, wie viel Weinftöde 3. B. einem Morgen 
Ader gleichgefegt wurden; doc müflen wohl ſolche Berhältniffe beflans 
den haben. Edict der K. Sonorius und Theodofius (L. 2. Cod. 
de immunitate nemini oonc. X, 15): Possessores ... pro jugerum numero 
vel capitum, quae possidere noscuntur, dare eogantur. Was für Adler 
oder Wiefe zu nehmen fei, darüber entfchied die Benutzung in den 
legten 10 Jahren. Dieß möchte fchwerlih zureihen, um Savigny’s 
Vermuthung zu begründen, daß alle 10 Sabre das Katafler erneuert 
worden fei. Unter Trajan wurden in Bannonien 2 Glaflen des Aders 
lande6 (arvum), Wiefen, Cich⸗ und anderer Wald (silva glandifera und 
a. communis pascus), alfo 5 Arten unterfchieden. Die Steuer wurde 
zum Theil in Raturalien entrichtet, was zu vielen Bebrüdungen Anlag 
gab. Hegewifh, Roͤm. Fin. ©. 273—306. — Reynier, Econ. 
publ. et rurale des Celtes, 274. — Beder und Marquardt, Hands 
buch III, 2. ©. 163. Die römifche Grundſteuer hat fich wie im ofs 
gothiſchen Reihe, fo auch in Ballien unter den fränfiihen Königen 
erhalten (Reynier, Ceites, 277), fie wurde fortwährend nach dem 
römischen Katafter im fränfifhen Reiche entrichtet, auch von ber Kirche, 
aber der Steuerfuß, der unter roͤmiſcher Herrſchaft veränderlic war, 
blieb unverändert. Ehildebert II, König von Auftrafien, befahl 
im 3. 590, das unter feinem Bater Siegebert verfertigte Katafter 
von Poitou zu erneuem. Auch Ehilperih L ließ neue Steuer⸗ 
anfchläge machen (descriptiones novas et graves in omni regno suo fleri 
juusit, Gregor. Turon.), fand jedoch großen Widerfland. (Nah 
oth foll fi dieß nur auf die Kopfſteuer begogen haben.) Eneyclop. 
method., Abth. Finances I, 152. — v. Löw, Gedichte der deutfchen 
Reiches und Territorialverfafl. S. 58. 93. — Roth, Geſchichte des 
Beneficialweſens, 1850, S. 85. — In Ghina wird die Steuer nad 
dem angebauten Flaͤchenraum erhoben, fie fol 1',—!s des Rohertrages 
ausmachen (nimmt alfo vielleiht auf die Guͤte des Landes Rüdficht), 
de Parieu I, 219. 


Autgenommen die dona annus im fränfifchen Reiche und den census 
regalis von einzelnen Grundeigenthuͤmern. Ilſe, Geſch. des deutſchen 
Steuerweiens, L, 21. 25. l. v. Raumer, Geſchichte der Hohen; 
ftauffen IX. Bud, IV, 3. 


Die Beede (petitio, precaria exactio) war nah Gich horn urſpruͤng⸗ 
lih eine Abgabe, durch die man fih von dem Kriegsbdienfte loskauffe 
(Heerfteuer, Heerſchilling), wurde aber fpäterhin ohne Rüdficht 
auf jene Entflehungsart und auf verfchiedene Weife erhoben, nad 
Köpfen, nad Häufern, nad) dem —— F nach Landhufen. Eigen; 
brodt, Weber die Natur der Beede⸗Abgaben, Gießen 1826. — Lan 

(Hiſtor. Entwickl. S. 20. 54) erflärt die Beede für eine Steuer, bie 
der Lehnherr von feinen Bafallen erhob. — Dieß ſcheint auch urfprüngs 
lich das Weſen der franzöflfchen taille geweien zu fein, die hen 1185 
oorfam. Unter Karl VII. wurde fie eine bleibende Steuer, um bie 
erſten flehenden Truppen (9000 Reiter) zu erhalten, welche an die Stelle 
der zügellofen Lehenmiliz traten. Die taille war eine fehr fuͤchtig, 
obne fefle leitende Regeln angelegte Schagung, die zunaͤchſt das Grund» 
eigenthum, zum Theil auch den Ertrag des beweglichen Bermögens 
traf.” Sn einigen Provinzen befand die taille röelle, bei welcher das 
unbeweglihe Bermögen ohne Rüdficht auf den Stand der Gigentgümer 





— 38 — 


befteuert werde. In diefen Randestheilen beſtanden Katafler. Bei der 
t. personnelle fam der Stand bes Beſitzers in Betracht und der Adel 
war befreit. Hier wurde auch das Einkommen aus Gewerben und 
ausgeliehenem Gelde beigezogen. de Parieu I, 221 vergliden mit 
Encyclopedie möthodique, Abth. Finances, Mrt. Taille. (Gs if bei 
diefer Steuer Manches nicht genau befannt,) Die taille war eine Ber: 
theilungsfteuer ($. 295). Sie betrug mit den Zufchlägen unter Hein: 
rih III. i. D. 3°064 000 Liv., Froumentesu ©. 10. Neben ihr 
beitand bis zur Revolution eine Gruntfteuer von 10%/5 Broc. des Rein: 


ertrage6 (deux vingtitmes et A sols par livre), wozu feit 1782 noch 


(4) 
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5 weitere Brocente (1 vingtitme) famen. Necker ſchlug biefe Steuer 
auf 76%;2, die taille auf 91 Mill. &. an und glaubte, daß von net 
wegen verfichietener anderer nebenbei getroffener Einkünfte 74 Mill., 
von der taille etwa 81 Dill. auf das Örundeigenthum fielen, Administr. 
des fin. I, 4 u. 110 (1785). — Bielleiht entfland die Beede aus den 
früheren donis annuis,-Flfe ©. 54. Ueber die Beeden in Würtemberg 
f. Mofer, Samml. der Würtemb. Finanzgefege II, 2. ©. VO. 


Lang a. a. O. ©. 97. — Vorzüglih lehrreich für die Geſchichte 
der Grundſteuer it Shimmelfennig, Die preußifchen directen 
Steuern. 2. Ausg. 1. Bd. 1843. 4%. — Der Schoß wurde von ben 
Stätten auf das platte Land übertragen und traf dort auch Handwerker, 
Taglöhner, den Viehſtand sc. In dieſer Bermögensiteuer begnügte 
man ſich oft mit der eidlich erhärteten eigenen Angabe des Gteuers 
pflihtigen und beflimmte nur den Steuerfuß, 3. B. Koburg. Verordn. 
v. 15. April 1589 bei Harl, Handb IL, 152: von 1 fl. Güterwerth 
1 Pf., nah dem jeßigen Werth der Güter „ober wie fie ein jeder geben 
wollte”, bei @iden und Pflichten. — Fürftl. Heil. B. v. 19. Dec. 1576, 
zur Türfenfteuer von 100 fl. Hauptgeld fährl. 1 Schredtenberger (7 fl.), 
auh von Vieh und verfäuflihen Vorräthen. Steuer:D, einer bayer. 
Hauptftadt von 1606, Karl II, 168. In der Mark Brandenburg 
wurde eine folche Abgabe, Schoß, census, fhon 1281 mit fändifcher 
Zuſtimmung eingeführt, neben der fchon beflehenden Natnralabgabe 
(1 Chorus (Wispel) Hartlorn oder 2 Ch. Haber von der Hufe). Sie 
etrug 2 Schill. von der Hufe oder 2 Bf. vom Pfund (talentum). 
Hieraus wurde fpäter der Hufen: und Giebelſchoß, zu welchem 
im 16. Sahrhundert die Contribution als wahre Grundſteuer kam. 
Schimmelfennig I, 335. — In Sachſen findet fih ſchon 1481 
eine Bermdaensfteuer, feit 1488 als Shodfeuer, d. h. es wurde 
das Shoe Groſchen (2%, auf die Köln. Mark) ale Binheit angenom- 
men und eine Zahl von Pfennigen davon als Steuer angeſetzt. Nach 
der Regulirung von 1660 (mo bie fahrende Habe von der Steuer 
befreit — erhielt ein Acker Feld 3 Schock, Wieſe 5, Garten 6 x. 
Schimmelfennig I, 390. Bol. Bergius, Mag. VII, 217. — 
Schlefiſche Schapung von 1527, auf die eigene Angabe (Indiction) von 
allem beweglichen und unbeweglichen Bermögen begründet, nach Beichluß 
von 1721 duch eine neu geregelte Landſteuer erfept. 


Doch war in England fhon das von Ethelred feit 991 erhobene 
und anfangs zur Leiſtung des Tributes an die bänifhen Könige be⸗ 
flimmte Dänengelb (danagild) eine Grundſteuer, 1 Schilling von ber 
hide Landes, daher der fpätere Name hidagium. Die hide, hyde ber 
Angelfachfen war, wie bie Hufe in Deutichland, eine Adernahrung, 
mit einem Bfluge zu beflellen, ihre Groͤße war aber nicht gleichförmig 
angenommen. Späterhin rechnete man fie zu 100, zu 86 oder 120. 
acres (fächfifch hyde, Hütte). General introduction zum Domesdaybook, 
©. XLVI. — Sachße, Hiflor. Grundlagen des deutihen Staates 
und Rechtslebens S. 424 (Heidelb. 1844.) — In der Republit Mailand 
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warb 1208 eine Kataflrirung bes Vermögens (stima e catastro de’ beni) 
begonnen und 1248 beendet. Niemand war frei. Man bezahlte ans 
fange 10 soldi 5 den. von 100 lire (etwas über !s Proc.). Die 
fpätere Erhöhung des Steuerfußes brachte diefem Katafter den Namen 
Schmerzensbuch (libro del dolore) zu Wege; Oarli, Del consimento 
©. 185 der Classici mod. XIV. — Die deeima in Florenz von 1494 
war eine Grund⸗ und Hausſtener von 10 Proc. des Meinertrages. 
Das Berzgeihniß enthielt bei jedem Grundſtück den Gigenthümer, bie 
Gemeinde, den Flaͤchenraum, die Begränzung, den Ertrag und den 
Preisanſchlag. Daflelbe wurde 1532, 1618 und 1714 erneuert. Della 
decima e di varie altre gravesse imposte dal comune di Firenze, Lisbons 
e Lucca 1765, I, 37. 


Bei den älteren Landbuchern war die Befteuerung nur ein Rebenzwed, 
Hauptiache die Befimmung der Eigentbumsverhältniffe, der grundherr⸗ 
lihen Gerechtſame u. dgl. Das Domesdaybook (domus dei, weil 
in der Kirche verwahrt), auch liber judiciarius, censualis ete. genannt, 
wurde unter Wilhelm L von Gngland, wahrfcheinlih 1086, zu 
Stande gebraht. Abdruck, mit Megiftern und Ginleitung, von der 
Archiv⸗ (record) Commiſſion beforgt, 1783 bis 1816, IV DB. Fol. 
Moreau de Jonnès in Journ. des Econ. 2. Ser. IV, 205. — Aehn⸗ 
lich das im 3. 1375 unter Karl IV. verfaßte Landbuch der Kurmart 
Brandenburg, herausgegeben 1781 von Minifer v. Seraberg, und 
das noch ältere neumärkifche Landbuh von 1337. &. W. v. Rau: 
mer, Die Neumark Br. im 3. 1337, Berl. 1837. — Katafler der 
Provence von 1471, auf weldes man noch fpäter zurückkam, um bie 
fleuerbaren Grundflüde, die in den Beſitz der fleuerfreien Stände ge: 
fommen waren, ausfindig zu maden, ferner in Alencon, wo drei Glaflen 
von Ländereien unterfchiedben wurden, Bodinus, De republica, L. VL 
0. 1. S. 929 der Ausg. v. 1591. (Der Berfafler fchildert treffend 
die Bortheile eines Kataſters). — Golbert beabfidhtigte eine neue 
Megulirung ber taille r6elle, es wurde auch von einer Berfammlung 
der Intendanten in ben Provinzen, wo jene befland, eine Berorbnung 
entworfen, deren Genehmigung aber Eolberts Tod verhinderte, 
Monthion, Particulsrites ©. 23. — Die nad ber Declaration v. 
31. Nov. 1763 beabſichtigte Aufftelung eines allgemeinen Katafters 
wurde nicht ausgeführt, doch Hatten vor der Revolution mehrere Pros 
vinzen, ungefähr die Hälfte des Landes, ihre Brundfleuerfatafter und 
unterlagen der taille r&elle, f. (ec). Eneycl. meth. Fin. I, 1853. 


Ueber Hufen f. II, $.76(/). Die Schäpung nad Hufen, nach ganzen, 
halben und Biertelöhöfen, nah Pflügen u. dgl. war nothivendig jehr 
oberflählih. Pommerifhe Steuern nah Hufen, 1653. — General: 
Hufenſchoß in Oftpreußen unter Friedrich Wilhelm I, nachdem ſchon 
früher ein Hufenfboß von %z.rl. auf die Hufe ohne NRüdficht auf den 
Boden beflanden hatte. -— Im Magdeburgiſchen wurde bie 1531 der 
zehnte Pfennig (10 Proc. des angeſchlagenen Rohertrags), ſeit jenem 
Jahre der 50fte, von 1534 an der TOfte erhoben; 1 Hufe Land oder 
1 Wispel Ausfant war zu 10 rl. Ertrag angeſetzt. Das 1692 zu 
Stande gelommene Katafler unterfchied 4 Aderclaffen, die vom Scheffel 
Ausfaat 4, 3, 2 und Pf. im Simplum fleuern follten ; dies Simplum 
wurde 1693 verdoppelt und alle Monate erhoben. Klewig, Steuer: 
verf. im Herz. Magbeburg, II, 9. (1797) — In Schweden wird noch 
jetzt nah Hufen gefteuert, aber es giebt dort vielerlei Arten von Hufen 
(hemman), die in Anfehung ber Staatslafen fehr von einander abwei⸗ 
hen; ſ. auch Forſell, Stat. v. Shw. (1835), S. 82. — In 
Defterreich wurden bei der Thereflanifchen Steuerregulirung (1748—54) 
da, wo man bie Größe bes Landes nicht Fannte, 3 Megen Ausfaat auf 
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1 Joh angenommen. Linden, Grunbfleuerverfaflung b. öflerreich. 
Monardie, IL, 8 (1840). — In Böhmen wurde 1654 ein gewifler 
Bodenertrag eines ganıen Bauernhofes (Anfäffigkeit) zur Binheit 
genommen. Nach der Regulirung von 1748 befleht die Anfälfigkeit aus 
180 fl., von denen 60 fl. die Steuer bilden. Linden, I, 117. — 
SIn- Galizien (B. v. 1774) wurde 1/5 des Aderlandes für die Brache 
abgezogen und vom Reſt auf jede Metze Ausſaat 10 fr. Steuer gelegt. 
Später machte man 3 Glaffen und ließ bei der 2ten !/s, bei der ten 
2/5 der Ausfaat außer Anfatz. — In Siebenbürgen wurden für die 4° 
Bodenclaffen vom Kübel Ausfaat oder vom Joch Wieſe 20, 16, 12, 
8 fr. Steuer beftimmt. Tafeln zur Statiſtik tes Steuerweſens im 
öfterr. Kaiferflaat. 1858. S. XV. XVI. " 


In Dänemark iR in dem unter Chriſtian V. 1681 — 1688 zu Gtanbe 
gebraten Katafler das Land nah Tonnen Hartkorn angeſchlagen, 
worunter man ſich feinen gewiflen Blächenraum, fondern einen gewiſſen 
Bodenertrag benten muß. Vom beften Boden gehen 28000 [I Ellen 
(2 Tonnen Land) auf eine Tonne Hartlorn , vom fchlechteflen in Juͤt⸗ 
land erfi 16 T. Land. Bergius Polizeis und Kamera: Rt, . VIIL, 
219. — Bergfde in Rau, Archiv, IV, 315. — In Medlenburg, 
wo die Gontribution nah Hufen zu 300 Scheffel Landes beflimmt 
wurde, verordnete man im Erbvergleich von 1751, wie viel Land nad 
der Güte des Bodens auf den Scheffel gehen folle, nämlich in 6 Elafs 
fen, 75 bis 300 DI Ruthen Ader, 560 —150 OR. Wielen (1 Fuder 
Heu — 2 Scheff.) ꝛc.; Tarations -Inftruction, Art. 9. Beil. IV. zum 
Erbvergleihe von 1760. — In Schlefien wurde durd Inflruction vom 
8. Dec. 1746 eine Unterfcheidung von 4 Aderclaffen, in denen bie 
Ausfaat 6⸗, 5=, 4: und Ifach geerntet würde, ferner von 4 verfchiebes 
nen Mittelpreifen der Früchte aufgeftellt.e Bon dem ausgemittelten 
Ertrage zahlten feit 1744 geiftliche Stiftögüter 50, ritterlihe Commen⸗ 
den 40%, Bauern 34, bifhöfliche Güter 33%,, Ritters, ferner Pfarrers 
und Schulgüter 28%/5 Broe. ; v. Edlln, in Europ. Annalen 1819. 
V. S. 183. Shimmelfennig, I, 251. — Böhmen, Patent v. 
6. Sept. 1748: 8 Glaflen, von 2/ — 6 fachem Körnerertrag, 6 Ab: 
flufungen bes @etreidepreifes. Fuͤr Baufoflen wurden 2 Körner abge: 
zogen, vom Ueberreſt wurbe %/s ale Steuer angefeßt. Linden, I, 
117. — Bamberg, DB. v. 1716, Schaͤtzungsinſtruction v. 1731: Jedes 
Grundftüd wurde nah dem reinen Grtrage geihäßt, daraus der Werth 
berechnet und /s deffelben als Steuercapital angefeßt, wobei auch die 
legten Berfäufe und die eigene Angabe bes Beſitzers berüdfichtigt wur: 
ben. Mayer, Berf. einer Abt. über Steuer u. Abg., Bamberg, 
1195 ©. 191. 195. — Heflens Darmft. Inf. v. Aug. 1700: Es wird 
die Ausfaat und der eg jedes Grundfüds ermittelt. Auf je 1 
Marburger Mütte oder 31/5 Darmfl. Malter Korn Ertrag kommen bei 
zehntpflichtigen Grundftuͤcken 15, 10 oder 5 fl. Steuercapital je nad 
der Entfernung und Fruchtbarkeit. Zugleich findet eine Vermeſſung 
ſtatt und die Morgenzahl wird beigefegt. — Gaſſer (Einleit. zu den 
öfon. polit. u. Gameralwifl. 1729, ©. 312) glaubt, es fei billig, von 
1 preuß. Scheff. Ausfaat monatli 8, 6, 4 und 2 Penn. zu fordern, 
je nachdem die Saat eben fo vielfach geerntet wird. Bergl. überhaupt 
v. Boffe, Darftell. des ſtaatswirthſch. Zuftandes in den d. Staaten, 
©. 305. — Die Grundſteuer zeigte bei dieſen Ginrichtungen noch aufs 
fallend große, die Gerechtigkeit verlebende Ungleichheiten. 


() Napoleon L fhilderte im Staatsrathe treffend die Vortheile, welche 


ein gutes Grundfleuerfatafter gewährt, indem es in bie Befleuerung ber 
GSrundrente Feſtigkeit bringt und bie Willkür befeitigt, Bresson, 
Hist. financ. II, 246. Gr ſetzte wahrfcheinlich voraus, daß nach der 








Bollendung bes Kataſters die Grundſteuer in eine Quotitaͤtsſteuer ums 
Pag werden würde, was jedoch in Frankreich noch nicht ges 
eben iſt. 


$. 317. 


Zur gerechten Umlegung dieſer Steuer auf jedes einzelne 
Srundſtuͤck muß man vor Allem den Flaͤcheninhalt deſſelben 
genau fennen. Die bloße Schäßung der Größe nach dem Augen» 
maaße läßt große Irrthümer zu (a), auch das Abfchreiten oder 
bie flüchtige, Funftlofe Meſſung giebt Feine genügende Genauig⸗ 
feit (5). Diefe ift nur von einer forgfältigen, mit allen Hülfs- 
mitteln ber Kunft bewirkten Vermeflung zu erwarten (c). Die 
mangelhafte Kenntniß des Flaͤchenraums Außert ſich nicht allein 
bei ber -Anmwenbung allgemeiner Anjchläge auf jedes einzelne 
Grundflüd nachtheilig, fondern macht auch diefe Anfchläge für 
ganze Blafien und Bodenbenutzungsarten felbft fehlerhaft, wenn 
zu den Ausmittlungen Probeſtuͤcke zu Hülfe genommen werden, 
deren Größe man nicht genau fennt. Eine gute Vermeſſung 
iR zwar foftbar ($. 329), leiftet aber nicht bloß zur guten 
Umlegung der Grundfteuer, fondern auch in anderen Hinfichten 
wefentliche Dienfte. Sie bildet eine nothwendige Grundlage 
ber genauen Landeskenntniß, die bei vielen Regierungsmaaß⸗ 
regeln benugt wird, fie verhütet Grängflreitigfeiten, weil bie 
Gränzen dabei neu berichtiget und feftgeftellt werden, und giebt 
dem Grundeigenthum eine vollfommene Beftimmtheit, bie auch 
dem Unterpfandögläubiger viel nüßt und zu neuen Darleihen 
mehr Ermunterung giebt (d), — fie erleichtert bie Zertheilung 
von Ländereien, 3. B. von Gemeindeweiden, die Austaufchung 
zum Behufe des Zufammenlegend, bie Anlegung von Kunft- 
ftraßen, Entwaͤfſſerungs⸗ und Bewaͤſſerungsgräben u. dgl., und 
erfpart in allen ſolchen Faͤllen die viel foftbarere Meflung eins 
zeiner Stüde. Yür den Befteuerungszwed allein ift jedoch das 
Beduͤrfniß einer neuen Vermeſſung nur ba vorhanden, wo bie 
bisherigen Angaben über bie Größe der Grundflüde fehr uns 
genau find und wo bie Grundrente fowie die Grunbfteuer fi 
fo body beläuft, daß bie fehlerhafte Befteuerung empfindliche 
Wirkungen äußert. 


(a) Bei großen Flächen, befonders bei Waldungen ift das Augenmaaf 
— truͤglich. Als im Fürſtenthum Neuburg hierüber Verſuche ange⸗ 
ellt wurden, ſchlugen bie Schaͤtzer die größten Stuͤcke zuſammen auf 
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385 Morgen an, die wirkliche Groͤße war aber 1103 M. und ber Fehler 
fhwanfte hiebei zwifchen 84 und 43 Proc. des wahren Betrages, Bei⸗ 
träge zur Steuer⸗Rectific. im Se. Meuburg, 1806. Seite 48. Die 
Belimmun nad der Ausfaat würde feine fo großen Fehler gegeben 
haben ‚ doch ift fie ebenfalls unzuverläffig, weil die Stärke der Saat 
ei den einzelnen Landwirthen ungleich if und fih auch je nach ber 
Guͤte des Bodens abänbert. 


(5) Bel der durch Kaifer Joſeph IL 1785 angeordneten Kataſtrirung ges 
ſchah die Meffung mit Ausnahme ber allzu unregelmäßigen Figuren 
dur die Richter und Geſchwornen jedes Dorfes, mit Ketten ober 
Striden. Snftruction zur B. v. 20. April 1785 in Bergius, Samms 
Jung deutſcher Landesgeſeze, X. 326 ff. Bei Abbängen, fowie bei 
Grundfläden,, die nicht Rechtecke find und doch noch dur die Lands 
leute gemefien werben durften, Eonnten grobe fehler vor ſich geben. 
Sn 4 Zahren war die Arbeit in den beutfchen Landen ber Monarchie 
und in Galizien beenvigt, aber 1790 unter Leopold IL wurden bie 
früheren — wieder eingefuͤhrt, was freilich mehr wegen der 
Art ber Grtrageii öhung geſchah. Statiſtiſche Ergebniſſe der Joſephi⸗ 
niſchen Kataſtrirung in Andrss, Neueſte Zahlenſtatiſtik, 1823. Vergl. 
Kremer, 1I, 48. — Im älteren Theil des Cantons Bern find die 
Hochweiden (Alpen) zur Beſteuerung nur nad der Zahl der Weiderechte 
für 1 Kuh angeichlagen. 


(c/ Vermeſſungen zur Anlegung ber Grundfteuer find ſchon alt, $. 316 (e). 
Die Venezianer nahmen in Norea eine ſolche Vermeſſung vor, Rante, 
iftor. polit. Zeitfchrift, III, 444. In Würtemberg und Weimar ges 
hab es in der erften Hälfte des 18. Jahrhunderts, in Piemont wurde 
1661 und 1675 eine Mefiung aller Grundſtücke und eine Schäßung 
nach 3 Werthabflufungen jeder Benugungsart verorbnet, aber die Auss 
ihrung war mangelhaft, es entflanden viele Beſchwerden und die An⸗ 
hläge wurden eigenmädtig von ben Gemeinden geändert, fo baß fie 
hoͤchſt ungleihmäßig wurden. Plebano & Musso, Des finances du 
roy. d’Itelie trad. par Boiteau, ©. 232. — Heſſen⸗Darmſtadt, f. 
8. 316 (4). In Magdeburg wurde 1720 eine Meſſung beabficdhtiget 
(Klewisg, IL 61.), in Weitpreußen fand man bei der Steuerans 
legung nach ber Inftruction v. 1772 bie und da Ältere Bermeflungen 
vor, Schimmelfennig, I, 163. — Bei der in Preußen 1861 ans 
georbneten neuen Anlegung der Srundfleuer foll man fih wo möglich 
der ſchon vorhandenen — — wohl der bei der Auseinander⸗ 
ſetzung ber baͤuerlichen Berhältniffe aufgenommenen) Gemarkungscharten 
bedienen und nur in dringenden Faͤllen neue Aufnahmen veranſtalten, 
bei denen aber (mit Ausnahme der bisher befreiten und der auch ferner⸗ 
bin frei bleibenden Stüde) nur die Eulturarten und größern Flaͤchen⸗ 
abfchnitte gemeflen und berechnet werben. 


(d) Diele Seite des Gegenſtandes ift befonders hervorgehoben in Noizet, 
Etude sur le cadastre, P. 1857. Der PVerwalfungsrath des Credit 
foncier in Frankreich klagt (Bericht v. 30. April 1856) über die Uns 
ficherheit des Grundeigenthums, die aus dem Mangel urkundlicher Bes 
weife entftand. Nous pourrions citer telles communcs oü l’on ne pos- 
sede que par tradition; on ne peut y acheter ou y pröter que de 
eonflance. — Vebrigene bezieht ſich die durch ein Katafler zu erlangende 
Sicherheit mehr auf das Grundſtuͤck, als auf das Recht bes Bigen: 
ajlimers ; denn bei ber Aufnahme des Kataflere wird der Befiker ale 

genthümer angenommen, wenn feine Binfprache erfolgt oder das &e- 
gentheil offenkundig if, wie bei Pachtſtuͤcken. 
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Sol eine Vermeſſung lediglich zur Steueranlegung dienen, 
fo genügt e8, das Gebiet (die Gemarkung) jeder Gemeinde 
abgefondert für fi aufzunehmen und in eine Eharte zu bringen. 
Dieß Verfahren ift aber nicht zureichend, um eine genaue Lan⸗ 
deöcharte zu geben, weil bei dem Aneinanderfügen der einzelnen 
Flurcharten in kleinerem Maafftabe viele Fehler unvermeidlich 
find. Will man daher zugleich audy die anderen erwähnten 
Zwede erreichen, fo muß der Aufnahme der Fluren die Dreieds 
meflung (Iriangulirung) voraudgehen. Es wird nämlich durch 
hoͤchſt forgfältige Meflung einer großen Standlinie, Aufnahme 
der Winkel der Sehlinien und trigonometrifche Berechnung die 
Lage einer Menge von Puncten beftimmt und fo ein großes 
Netz von Dreieden entworfen, welches ber Vermeſſung einzelner 
Stüde zur feften Stüge dient. Hieraus laflen ſich dann zu- 
verläffige Eharten in Eleineren Maafftäben für die Landestheile 
und für da® ganze Staatögebiet erlangen. Der Mehraufwand, 
ben dieſe Arbeit verurfacht, wird durch den Nugen guter Char: 
ten vergütet und es ift zu rathen, daß bie Staatöbehörven ftatt 
mehrfacher Meflungen für verfchiedene Zwede, 3. B. finanzielle 
und militärifhe, fi) zur Deranftaltung einer vollflommenen 
Zandeövermeflung vereinigen (a). Es iſt nicht ungeredht, ben 
Orundeigenthümern für den Bortheil, den ihnen die Aufnahme 
ihrer Orunpftüde gewährt, einen mäßigen Beitrag zu den Koften 
aufzuerlegen, weil fie auf dieſem Wege die genaue Kenntniß 
von der Größe, Geftalt und Lage ihres Eigenthums mit einem 
geringen Aufwande erlangen (b). 

Bei einer ſolchen Landesvermeflung wird das Land in Ges 
danken in eine große Anzahl von Quadraten zerfchnitten und 
jedes berfelben zufolge der Einzelmefiung durch eine Charte 
bargeftellt, wobei es nicht zu vermeiden ift, daß die Markung 
einer Gemeinde oft in zwei oder mehrere foldye fogenannte 
Detailcharten fällt. 


(3) In Bayern, Deflerreih, Württemberg, Großherz. Heflen, Hannover, 
Rheinpreugen, Oldenburg, ift man von der Triangulirung ausgegangen, 
in der Lombardei und in Yranfreih, fo wie in Genf (1841) und 
Naflau (1854) nicht. In Frankreich wurde erſt 1817 beichloflen, die 
Kataftermeflung zur Berfertigung einer neuen Charte flatt der alten 
Gaffini’fchen zu benugen. In Sachſen ging die Bermeflung durch 
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das Ingenieur: Eorpe voraus und die Kataflermefiung lehnte ih an 
die noch Eenntlichen trigonometrifchen Buncte an, „wiewohl zur Erſpa⸗ 
rung ber Zeit und der Koften feine eigentlihe Chartirung beabfichtigt 
wird.” — Bei dem Mangel der allgemeinen Triangulirung muß man 
in jeder Flur eine befondere Standlinie meflen und Dreiedspuncte bes 
ſtimmen, was ebenfalls umfländlih iR und die Gefahr zu fehlen vers 
vielfaht ; vol. Gebhard, Das Grundſteuerkat, S. 77. — v. Groß, 
Meinertragethä ung, ©. 23. — Dagegen Lo, ‚Bands. II, 267. — 
Sn mehreren Staaten find für militärifhe Zwede unter der Leitun 
des Generalſtabes Meſſungen veranftaltet worden, die der Givilverwal- 
tung fremd blieben, 3. B. in Bayern und Baden. In Iehterem Lande 
leitete das militärifh = topographifhe Bureau eine auf ein Dreiedeneß 
geſtuͤßte Vermefiung, anfänglihd im Maaßftabe von */soooe, feit 1835 
von "esoo. Die (vortrefflihen) gedruckten Eharten find im !/so oe. 
Beide Maapfläbe find für andere Berwaltungszwede zu Hein. Diele 
Unternehmung foftete 1819 — 40 289000 fl., womit die Triangulirung 
beendet und tie Aufnahme von 153 IM. bewirkt wurde. Verh. der 
2. 8. 1841. Beil. IV, 94. 1842, Beil. V, 120 (von Bogelmann). 
1848 wurde eine neue Vermeſſung zur Kataftrirung beabfidhtigt, welche 
jedoch damals noch nicht zur Aus ährung fam. Der im I. 1851 aber 
mals vorgelegte Entwurf führte zu dem Geſ. v. 26. März 1852. 


(5) Bad. Gef. v. 1852 8. 5: Grunds und Hausbefiger haben 15 fr. vom 
Morgen und daneben 5 Fr. von jedem Stüd beizutragen. Yür ein 
But von 30 Morgen in 36 Stüden 3. 2. ift alfo der Zufhuß bes 
Gigenthümers 10 fl. 30 Fr, 
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Meberficht der Gefchäfte bei einer Landesvermeſſung (a): 

. L Borarbeiten. 1) Beftellung einer Oberbehörbe zur 
Leitung der ganzen Arbeit (d). 2) Entwerfung von Dienft« 
anmeifungen (Inftructionen) für die vorfommenden Gefchäfte, 
mit ben nöthigen Sormularen, Chartens Muftern u. dgl. (c). 
3) Anftelung des in zwei oder drei Abftufungen eingetheilten 
Meflungsperfonald (d), für deſſen Unterweifung man erforbers 
lichen Falles Sorge tragen muß. Für ihre Bezahlung wird 
ein Gebührentarif aufgeftellt (e). 4) Anfchaffung der Inſtru⸗ 
mente. 5) Gefeglihe Vorfchriften, um die fichere Bezeichnung 
der Gränzen zu bewirken und die Berlegung der Merkzeichen 
(Signale, Steine, Pfähle 2c.) mit Strafe zu belegen (f). 

D. Dreiedmeffung im Großen, woburd ein Netz von 
Dreieden erfler und zweiter oder auch noch britter Ordnung 
entworfen wirb (g). 

DI. Meffung der einzelnen Gemeinde⸗-Fluren, 
worüber für den gegenwärtigen Zweck nur Folgendes zu bemer- 
fen ift: 1) Den Anfang macht bie Beflimmung der Lage vieler 
einzelner Puncte (Dreiede vierter Ordnung, Detailneg) (A). 


2) Die Graͤnzen ber Flur und der einzelnen Stüde werben mit 
Zuziehung ber Ortövorfleher und der an jeder Stelle befheiligten 
Grundeigenthümer befichtigt, berichtigt und bezeichnet (verfteint). 
Ergeben ſich über bie Graͤnzen des Eigenthums Streitigfeiten, 
fo müflen dieſe auf gerichtlihem Wege entfchieden werden (3). 
3) Der Feldmeſſer hat hiernach befchreibende WVerzeichnifle ber 
Grundftüde und ihrer Eigenthümer zu verfaflen, die ald Grund⸗ 
lagen des Katafter dienen, — Meßregiſter (tableau indicatif 
des proprietaires et des proprietes). 4) Die Meffung der 
größeren Flurtheile (Feldlagen, Gewanne) ober der auf gleiche 
Weiſe benusten Flaͤchen (Bulturarten) ohne Aufnahıne aller 
einzelnen Stüde ift zwar weit leichter, aber ungenügend, weil 
man biebei die Größe der einzelnen fleuerbaren Grundſtuͤcke 
nur nad) einer Muthmaßung findet und alfo erhebliche Unrich- 
tigfeiten vorfommen, weßhalb bie Meſſung aller einzelnen Stüde 
(Parcellens oder Stüdmeffung) ungeadtet ihrer Um⸗ 
ftändlichkeit den Vorzug verbient (k). 5) Da die Meffung abs 
hängiger Grundftüde nicht die wahre Größe, fondern nur bie 
wagerechte Grundfläche (horizontale Projection) barftellt, fo 
muß, um die Schägung zu erleichtern, die Neigung und Rich⸗ 
tung der Abhänge erforfcht und angemerkt werben (2). 6) Die 
Bermeflungen werben forgfältig geprüft (m). 

IV. Zeihnung der Eharten und Berechnung bes 
Flaͤcheninhaltes jedes Stüdes(n). Der Maaßftab der Charten 
muß fo gewählt werben, daß er, je nach dem vorhandenen 
Grade der Zerftüdelung bed Grundeigenthums, ein für prafs 
tifchen Gebrauch genügende Genauigkeit gewährt (0). 


(a) v Maldus, Sinanzw. II, 204. — Gebhard a. a. O. ©. 
19. — v. Groß aa. D. ©. 95. 192. — Selß a. a. O. — 
Klemm, Die Landesvermeflung, 1842. 

() Errichtung einer unter das Finanzminiflerium geftellten Direction der 
Kataftervermeflung, bad. B. v. 19. Febr. 1855. Diefe Behörde giebt 
ein eigenes Berorbnungeblatt "Berans, 

(e) Beiſpiele: Frankreich. Hauptinftruction v. 5. Nov. 1805. Bufammen: 
ſtellung aller Borfchriften im Becueil möthodique etc. Tit. IV. — 
Bayer. Inflruction für die allg.  anbesnermeflung v. 12. April 1808, 
neue 3. v. 19. San. 1830. g.⸗Bl. Nr. 6. — K. Deſterr. Inſt. 

. 28. März 1818, neue A. 28 Febr. 1824, Linden I, 273. — 
Snfruct, über das Verfahren bei der Bermeflung des Grundeigent ums 
in den Rhein.sWeftfäl. Provinzen der Freuß Ronariie, 12. ärg 
1822, mit 1 Heft Formulare. — Großh. heſſ. Inf. 30. Sun 
1824 und mehrere fpätere Borichriften. — Würtemn 5. Snfructionen 
v. 20. Auguf 1825 und 28. Juni 1830 für das Fa ber Primär; 


(@) 


(ed) 


) 


(A) 
() 


(X) 


fatafter, v. 8. Det. 1831 für die Ausführung ber Landeövermeflung, 
bei Mofer, Würtemb. Fin.Geſ. II, 2. ©. 1670 u. 1802. — Sädyt. 
Inſtruction für das Bermeflungsperfonal, 11. März 1835. Saͤchſ. 
Dienſt⸗ und Geihäftsanweifung für das Bermeflungsperfonal, 5. Mai 
1837. — Oldenb. Inftruction für das Verfahren bei der Vermeflung 
des Grundeigenthums in den Kreifen Bechta und Cloppenburg, 24. Febr. 
1836. — Bad. Anweifung zu der flüdmeilen Vermeſſung fämmtlicher 
Liegenfchaften v. 22. Juni 1855, neu überarbeitet 9. Auguf 1862. — 
Preuß. Erlaß v. 24. Auguft 1861 über die Drganifation bes Ber: 
meflungswefens (in den 6 oͤſtlichen Provinzen). 

Bayern und Würtemberg: Trigonometer, Ober-Geometer, Geometer; — 
3 Claſſen von Geometern, jede mit einem beflimmten Maaße von Bor: 
fenntniffen und Befugnifien, nach dem @rgebniß einer Prüfung, Großh. 
heſſ. DB. v. 14. Juni 1832. — Baden: Geometer und Feldmeſſer. 
Letztere dürfen nur Grundflüde bis zu 50 Morgen Flächengehalt vers 
meflen. Beide haben eine Prüfung zu beflehen, bad. Werortn. vom 
2. Mai 1857. — Den Feldmeſſern i in Preußen die Annahme von 
Gehuͤlfen geſtattet. 

Sn Preußen erhält der Feldmeſſer bei neuen Aufnahmen ($. 317 (e)) 
für alle Geſchaͤfte nah tem Grade der Schwierigfeit vom Morgen 
I — 2/3 Sgr., ausnahmsweife bi8 3 Sgr. Gebührentarif für die 
6 öftlihen Provinzen v. 21. Sept. 1862. 

Bad. Geſetz v. 20. April 1854. 

Man nimmt zu den Puncten der Hauptdreiede Thürme oder flarf ge⸗ 
baute Signale. Die Seiten der Dreiede erfter Ordnung fünnen, je 
nach der Lage der PBuncte, mehrere Meilen lang fein, in Rbeinpreußen 
haben fie wenigfiens 6000 Ruthen, die der 2ten Ordnung 3 bis 6000, 
der ten 1—- 3000 R. Der Mefiungsfehler barf bei der 2ten Ordnung 
nicht */sooo, bei der 3ten nicht */aooo betragen, Inſtr. $. 20. 32. 
Graphifche Triangulirung in Oeſterreich. 

Gr. hefl. Inſtr. hiezu vom 30. Zuni 1824. Gel. v. 23. Octbr. 1836. 
Bad. V. über die Verpflichtungen der Steinſetzer v. 7. März 1856. — 
Die Grundeigenthümer werden bei diefem Geichäfte mit ihren Einwen: 
dungen gegen die vorgefchlagene Begränzung vernommen. Sft ihre 
Zuſtimmung erlangt oder ein gerichtliches Erkenntniß bewirkt worden, 
fo hat das Ergebniß Rechtsgültigfeit. Bei der franzöfiihen Kataſtri⸗ 
rung hatte man dieß Verfahren unterlafien, die Grunpftüde wurden 
nur nad ihrer Benugung (jouissance) im Augenblid ber Bermeflun 
aufgenommen und nicht verfteint, weßhalb die Graͤnzen oft ſchon na 
furger Zeit wieder verändert wurden. Auch bei der abermaligen Kata: 
ftrirung in 1790 Gemeinden in den I. 1842—50 wurden dieſe Fehler 
nit vermieden. Noizet, KEtude S. 28. Ausfuͤhrliche Vorſchlaͤge 
ebendaf. ©. 160. — Ge ift nüßlich, bei biefer Gelegenheit die Gränzen 
ber Semeindegemarfungen da, wo fie unbequem find, beſſer einzurichs 
ten, — aud fönnen die Feldmeſſer zugleich während ihres Gefchäftes 
zu einer befleren Ginrichtung der Feldwege ſowie zur Zufammenlegung 
der Srundflüde (II, 6. 98) einen fehr wirffamen Beiftand leiſten und 
es ift dienlih, dieß gleichzeitig zu thun, damit fogleich die neuere 
beſſere Bintheilung der Gemarkung in das Kataſter aufgenommen wird. 
Bad. Geſetz v. 5. Mai 1856. Vollzugs-V. v. 12. Juni 1857. 


In Frankreich hatte zwar die conflituirende Verſammlung 1791 eine 
Varcellarmeſſung befchloffen, da diefe aber nicht ausgeführt worden var, 
fo fcheute man fih, als unter Bonaparte die Sache wieber aufs 
genommen wurde, anfänglih vor dem großen Aufwande der Stüds 
meflungen. 1802 beichloß man, bloß 1800 Gemeindefluren meflen und 
Ihägen zu laflen, um dadurch die Steuerfäge der ganzen Departements 


Y) 
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F berichtigen. 1803 wurde die rang aller Gemeinden und aller 
ulturmaſſen in denſelben angeordnet. Die Grundeigenthuͤmer ſollten 
die Groͤße ihrer einzelnen Beflgungen anzeigen, und wenn bie io ent⸗ 
ſtehende Summe Heiner war, als das Bermeflungsergebniß im Ganzen, 
fo follte der Unterfchied auf alle Barcellen verhältnigmäßig ausgefchlagen 
werden. Hiebei blieben aber viele Irrtümer unvermeidlich, weil die 
Fehler bei den einzelnen Angaben nicht gerade der Größe der Stüde 
proportionirt waren, und man ging endlid 1808 zur Parcellarmeflung 
über, Benzenberg I, 8189. — Eifrige Bertheidigung biefer voll: 
Händigen Mefiung bei Duc de Gaöte (Gaudin), Notice historique, 
1818, ©. 198. Deſſ. Mömoires II, 259. (Der Bert. hat ale Finanz⸗ 
minifler die Wahl diefes Verfahrens vorzüglich entichieden.) Gegen bie 
Barcellarmefiung v. Seutter, Befteurung der Voͤlker S. 128—33. — 
Sm Großh. Heften hängt der Beichluß der Parcellarmeflung von jeder 
einzelnen Gemeinde ab, welde die Koften zu tragen hat. Der Staat 
zahlt dazu die Koften der Gewannenmeſſung. Steuergeſ. v. 13. April 
1824 Art. 34. Gef. v. 11. San. 1831. Belanntm. v. 20. Suni 1831. 
Berh. der 2. K. 1833 Beil. IL, 51. — Im K. Sardinien wurden bei 
der Kataftrirung von 1840 an nur die Staats⸗ und Bemeindeländereien 
im GBinzelnen vermeflen, die Privatbeflgungen nur maflenweife. 


Es iſt Sache der Taratoren, den Einfluß zu wärbigen, den die Ab⸗ 
hängigfeit eines Grundflüdes auf den Werth deſſelben übt; daher 
Braucht bei der Meflung nur der Brad der Neigung ermittelt zu wer: 
den. In ber bayer. Snfruction von 1811 if die Angabe der Neigungs⸗ 
winfel in der Eharte verorbnnet. Neuerlich bezeichnet man dieſe Winkel 
fo, daß man ſich Horigontalebenen in gleichen Höhenabfländen, 8: B. 
von 20 zu 20 Fuß durch die Brundflüde gelegt denkt und die Linien 
einträgt, in welchen jene Flaͤchen bie abh ngige Dberfläche ſchneiden 
würden. Ueber den Werth abhängiger Flaͤchen Rau in Andrö, Del. 
Neuigkeiten, 1829, Mr. 68, vgl. v. Liehtenfern in Berghaus’ 
und Hoffmann’s Hertha I, ©. 63 u. 391. — Brävella. a. D. 
©. 368 (will den Werth von der ſchiefen Oberfläche allein beftimmt 
wifien). — In Sachſen wird fowohl der Flaͤcheninhalt des Abhanges, 
als der Grundfläche im Katafler angegeben, a. Inftr. $. 29. 


(m) Hiezu dienen insbefondere Probelinien, welche viele Grundſtücke durch⸗ 


(n) 


ſchneiden (Transverfalen, Revifionsdiagonalen) und welche man, nad: 
dem fie in der Gharte gezogen worden find, in der Flur nachmißt. 
Man pflegt auch die Gränze des noch zuläffigen Fehlers vorzufchreiben, 
3. B. Ye Proc. bei geoßen, 1 Proc. bei Heinen Linien, Frankreich, 
Rec. Art. 261. 262, — !/a Proc. des Flaͤchenraums Deflerreih, — 1 Proc. 
des Flächenraums, Rheinpr. Infr. $. 72, — "sa bis 1 Proc. je nad 
den Maaßſtab ver Charte, bayer. Inſtr. F. 72, — 1 per mille bei 
ben Dreieden Ater Orbnung, Yo für die nachgemeſſenen Linien, / iud 
für die Flächen der Barcellen, Dlvenburg. Snftr. 6.112, — a Proc. 
des Flaͤchenraums, Würt. 3. v. 1831 $. 109, — a Broc. bei der 
Stüdmefiung, 2 Broc. des Flaͤchenraums, Er. hefl. Inſtr. v. 30. Juni 
1824 €. 15. Inftr. v. 4. April 1831 8. 8. 
Zur Abkürzung Hat man Rechenmaſchinen erfunden; Zobel und 
Müller, Beihreibung einer Wlächenberehnungs: und Theilungs⸗ 
mafchine, Münden 1815. Diefe Maſchine, welche bie —— der 
Trapeze unmittelbar, ohne die Serfällung ber Dreiede, bewerkſtelligt, 
fol die Hälfte der Zeit erfparen, ihr Gebrauch iſt aber wieder auf: 
gegeben worden. In Bern wurde 1830 eine andere Grfindung für 
geiden Zweck angekündigt. Bine neuere Mafchine (Planimeter) von 
etli in Züri, bei welcher der Fehler nur etwa / p. m. beträgt, 
wird jept bei Katafterarbeiten, 3. B. in Baden, mit gutem Grfolge 


(0) 
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benuht. Stampfer in Dingler, Polyt. Sour. CXVI, 424 (1850). 
Sn Preußen iſt der Polarplanimeter von Amsler empfohlen worden, 
f. Fr Gircular v. 13. Det. 1862 über die Grmittlung des Flächen: 
inhalts. 

Mailand: !/sooo der natürlichen Groͤße, reducirte Charte jeder Flur von 
Yon. — Frankreich: Negel YY/azoo, ausnahmsweife / zooo, wo keine Par⸗ 
cellen unter 2 Hektaren vorfommen, dagegen */ısso, wo über 4-5 Stüde 
auf 1 Het. — Deſterreich: Regel 1 30 glei) 40 Klaftern oder !,.500, 
bei größeren Maflen halbes Maaß oder */sreo. — Würtemberg !asoo, 
bei geringer Zerftüdelung nur !/sooo, bei Städten Yo. — Rheins 
preußen ?/sooo, */esoo, Yırso, je nachdem die vorfommenden Parcellen 
über 4, oder 1—4, oder nur 1 M. und Larunter enthalten. — Bayern 
YUsooo Regel, ausnahmsweiſe4000 für Ortfchaften und andere Gegenden, 
bei deren jener Maaßſtab nicht genau genug if, nad Butbefinden ber 
Kataſterſtelle. $. 11 des Geſ. v. 1828. — Gr. Heflen, für Gewann⸗ 
harten 1 p. m., Gemarfungscharten !/sooo. — Sadien Yo. — Olden⸗ 
burg sooo Regel für Flurcharten, bei geringer Zerflücdelung */sooo bis 
Ygooo, bei größerer !/aooo bie zu !/soo (für Dörfer und Städte). — 
Bad. Bermefungsanweifung: egel !/ısoo, bei "größerer Zerftüdelung 
4/ı000 oder soo, bei größeren Grundftüden / woo oder !/sooo. — Breußen 
1861: bei neuen Aufnahmen Yasoo 5i6 Yo. — Die Vervielfältigung 
der Eharten durch den Steindrud gewährt ben einzelnen Butebefigern, 
Gemeinden ıc. vielen Nutzen. So 3. B. in Bayen. Der Uebertrag 
auf den Stein gefchieht ſchnell mit dem Storhfchnabel. Die Steine 
werben aufbewahrt, um Aenderungen einzeichnen zu koͤnnen. 


$. 320. 
Um die in Geld ausgedrüdten Steueranfchläge fämmt- 


licher Grundflüde zu erhalten, find in neuerer Zeit verfchiebene 
Wege eingefchlagen worden, weldye fih unter folgende Haupt 
abtheilungen bringen laflen: 


A. Benugung eines einfadhen Thatumflanbes, aus bem man 
auf den fteuerbaren Ertrag fchließt, und zwar 1) bes 
Kaufpreifes der Grundflüde, 2) des Pachtzinſes 
berfelben ; 

B. Berechnung des muthmaßlichen mittleren Bobenertrages, 
1) de8 rohen, von dem man feine Bewirthichaftungs- 
foften oder doch nur einen Fleinen Theil derſelben in 
Abzug bringt, 2) ded reinen Ertrages. 

Diefe in den folgenden 88. darzuftellenden Hauptmethoden - 


find nicht immer abgefondert und audfchließlich angemenbet, 
fondern ed find öfters mehrere verfelben mit einander in Ber 
bindung gefegt worden, was auch als zwedmäßig anzufehen ifl. 


6. 321. 
A. 1) Anlegung nad den Kaufpreifen ber Laͤn— 


bereien (a). Fuͤr dieß Berfahren laſſen ſich erhebliche Gründe 
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angeben. Diefe Preiſe ſiehen im Ganzen genommen beiläufig 

in dem nämlichen Verhältniß zu einander, wie ber Reinertrag 

der Orundftüde (I, $. 219), und drüden das Urtheil der land« 
bauenden Claffe über den ungefähren Verkehrswerth der Grund» 

ftüde aus. Bei der Annahme eined gewiſſen Zinsfußes, z. B. 

von 4 Procent, wird der Käufer in der Regel den muthmaßlichen 

Reinertrag nicht wohl höher als mit dem 25fachen beffelben 

erfaufen und zugleih ift der Berfäufer abgeneigt, unter die 

fem Betrage einen Berkauf einzugehen. Obgleich beide Theile 
in vielen Bällen den zu erwartenden Reinertrag je nad) ihren 
befonderen Berhältniffen ungleich beurtheilen, fo macht ſich doch 
durch dad beiderfeitige Mitwerben ein gewifler örtlicher Mittel 
fat des Ertrages jeder Art und Claſſe von Grundftüden geltend. 

Wollte man fich bei der Feflfegung der Steueranichläge nur 

an die in einem gewiflen Zeitraum bezahlten Preiſe der ein- 

zelnen Grunpftüde halten, fo würde man fogar die Bermeflung 
erfparen ($. 317). Die Verkäufe von Liegenfchaften werden 

Ihon der Beglaubigung wegen bei den Gerichten aufgezeichnet 

(regiftrirt) und die Steuerbehörde kann fich leicht die Angaben 

über dieſe Eintragungen während eined feflgefegten Zeitraums 

verfhaffen. Hieraus ift es zu erflären, daß man ſich in meh» 
teren Zändern vorzugsweife oder ausfchlieglich dieſer Anlegungs⸗ 

art zugewenbet hat (b). 

(a) Für die Anlegung nah dem „gemeinen Verkehrswerth“ die Schrift: 
Die directen &. in O., S. 79. — Höflen, Zur Steuerreform, 
©. 177. Bel. Sartorius, Ueber die gleihe Bel. S. 73. — 
v. Malchus L,$.44. — v. Sensburg, Ideen über einige Probleme 
im Steuerweien, ©. 9. 

(6) Beifpiele in den folg. $6. — In Tirol wurde, nachdem man (Gdict 
v. 6. Aug. 1774) die eigene Binfhäpung ber Bigenthümer ale uns 
brauchbar erfannt und darauf eine Schäßung duch Sachverftändige an⸗ 
geordnet hatte, eine Reviſion der Katafterfäge verordnet (B. v. 16. Mai 
1780), der die Durcfchnittsfaufpreife der Srundftüde von 1760—80 zur 
Unterlage dienten. Die fämmtlichen abgefchäßten Anfchläge eines Bezirkes 
wurden nad) der Bergleihun ber Berfaufspreife mit den Schaͤtzungs⸗ 
fummen einer Anzahl von Brundflüden im Ganzen berichtigt. Weil 
man die Hälfte des Schägungswerthes ale Anfchlag in das Katafter 
aufnehmen wollte (Batent v. 26. März 1777), und die Preife der er: 
wähnten Sahresreibe als ungewöhnfig body ertannte, fo wurden von 
dem fog. Eurrentwertbe nur 3/, zum Katafleranichlage genommen. Das 

anze ſo erhaltene Steuercapital betrug 46,° Millionen. Da nun von 
Iteröher Tirol 5000 Steuerfnehte (Aufwand für eine folde Mann 
ſchaft) zu tragen hatte, fo berechnete man den Steuerknecht auf 9000 |i., 
wovon 54 fl. Steuer — 0,° p. mille zu entrichten waren. Krehl, 
Beiträge, ©. 157. Kremer, IL, 40. Einden, I, 130. Tafeln zur 
Rau, yolit. Detkon. W. 2. Abth. 5. Ausg. 4 
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Statiftil des Steuerweiens im d. Kaiſerſtaate S. XXVLI. — Bei dem 
Katafter für Neapel (V. von 1811) und Sicilien (B. v. 1813) wur⸗ 
den gleichfalls die Kaufpreife und Pachtzinſe für die verfchiedenen Be⸗ 
nußungsarten und Bodenclaflen zu Grunde gelegt. Plebano et 
Masso, Fin. du roy. d’Italie. ©. 21l. — D’Audiffret, (I, 31) 
fhlägt vor, die Grundſteuer und das enregistrement den nämfichen 
Beamten zu übergeben und durch vollfländige Aufeihmung aller Käufe, 
Pachte sc. das fleuerbare Vermögen eines Jeden Har zu machen. Jede 
andere Art, die Srundfleueranfchläge zu erhalten, erachtet er für weni⸗ 
ger genau. 


8. 322. 

Indeß ift die Benugung der Kaufpreife zur Hauptgrundlage 
des Katafters auch ſtarken Bedenken ausgeſetzt. Mag es auch 
im Ganzen als Regel angenommen werden, daß die Kaufpreiſe 
unter einander in dem nämlichen Verhaͤltniß ſtehen, wie die 
Reinertragszahlen, und daß jene aus biefen durch die dem Zins⸗ 
fuß entiprechende Bervielfadhung gefunden werden können, fo trifft 
dieß doch weder beiden einzelnen Orunpdftüden, noch bei allen 
Gruppen von Berfaufsfäflen zu, vielmehr giebt es mandyerlei 
im Begehr oder Angebot liegende Umftände, welche flörend ein- 
wirken und viele Ausnahmen von fener allgemeinen Regel nad) 
fich ziehen. Solche Umſtaͤnde find (a): 

1) perfönliche; hohe Werthfhägung eined einzelnen Kaͤu⸗ 
ferö, 3. B. wegen der Rundung feiner anderen Beflgungen oder 
wegen einer beabfichtigten befonderen Benuspungsart, — Noth 
oder ſchlechte Wirkhfchaft des Verkäufers, — Zwangsverkauf 
u. dgl. Der niedrige Preis, um welden einem Kinde das 
Alterliche Gut zufolge einer Begünftigung überlaffen wird, fann 
zur Befleuerung gar nicht benußt werben; 

2) in ber Befchaffenheit bed Gegenſtandes gegründete; 
namentlich werben gebundene Bauerngüter unter übrigend gleichen 
Umftänden in der Regel wohlfeiler erfauft, ald wenn ihre Bes 
ftandtheile außerhalb des Verbandes (walzend) wären (b), 
auch iſt der Kaufpreis ganzer Güter gewöhnlich ‚niedriger ale 
die Summe der Preife der einzeln verkauften Stüde (c); 

8) örtliche; geringe Menge von verfäuflichen Ländereien 
in einer Ortfchaft oder Gegend im Vergleich mit der Einwohs 
nerzahl, 3. B. in Bebirgögegenden (d), oder wo viele Beflgungen 
in fefter Hand find, wie bei Domanials, Gorporationd-, Stamm- 
güten x., — große Anzahl von Feldarbeitern, die Land zu 
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pachten ober zu kaufen ſuchen, 3. B. in ftark bevoͤlkerten Reb⸗ 
gegenden, — Babrifgegenden, — Berfchiedenheit des Zinsfußes 
in reichen und armen Gegenden, I, $. 232 — (e); 

4) zeitliche, die zwar in einem einzelnen Zeitpuncte bie 
PVreife vorübergehend erhöhen ober erniebrigen, aber auf die 
Anfchläge in einem für längere Dauer beflimmten Satafter 
feinen Einfluß erhaften dürfen. Dahin gehören häufige Aus⸗ 
wanberungen, — eine vorübergehende Theurung ober Wohl _ 
feitheit gewiſſer landwirthſchaftlicher Erzeugniffe, — Kriegsnoth 
oder andere große Ungluͤcksfaͤlle, — Veraͤnderungen des Zins⸗ 
fußes (f). 

Außerdem kommt in Betracht, daß in manchen ſchwach be⸗ 
völferten Gegenden wenig Veraͤußerungen vorkommen und ein 
Theil der Kaufpreife wegen ber beigefügten Rebenbebingungen 
oder Gegenleiftungen 20. nicht benugt werben kann (g). 


(a) Beiträge hiezu in Dieterici, Mittheilungen, 1853, ©. 212. 

(5) Daher wurde in Bayern ein Zufchlag zu dem Steuerfage der gebumbenen 
Güter angeordnet, bei den größten Gütern bis an 40 Proc. Wieder 
aufgehoben 1814. Rivet, a. a. O., S. 23. — In Tirol wurde ber 
Durchſchnitt aus den Kaufpreifen der Muftergrunpfüde in jeder Ges 
meinde etwas ermäßigt, wenn darunter Feine Stüde waren. Bei Käufen 
unter 100 fl. zog man ®%, ab, bei 2000-2500 noch ?/ao, von 3500 fl. 
an aber nichts mehr. Linben, I, 140. — Bergl. $. 307 (Bd). — 
Gebundene Güter geben oft lange fort mit einem niedrigen väterlichen 
Anfelage auf die Erben über. 


(e) pie Kreis Sraudenz (Meg.: Bez. Marienwerder): Preis des 
orgens: 
bei Guͤtern über . . 2000 M. 36 Kthlr. 
von I—2000 „ 43 „ 
600-1000 „ 45 „ 
300-600 „ 49 „ 
bei Bauerngütern 30—300 „ AM „ 


bei Käthnen von 1—30 „ 77T „ 
wobei der niedrige Preis der Bauerngäter eine befondere Urſache haben 


muß. 
Kreis Schwep : größere Güter Bauerngüter 
Rand der Nitrung . . . 46 Rithlr. 49 Rthlr. 
De 22 rn 3 m 32 „ 
Kreife Frauſtadt und Wrefchen (Prov. Pofen): größere Güter 20—35, 
kleinere 25—40 Rthlr., dagegen wird in zwei anderen Kreifen ein ums 
gekehrtes Berhältnig angegeben. — Nach dem oͤſterreichiſchen Borfchlage 
von 1860 follten nit Preiſe von einzelnen Stüden, fondern von 
genen Butsfäufen genommen werben, Die bir. St. ©. 80. 

(d) Deßhalb iR in Bayern eine befondere Ausgleihung der Gteuerfäge 
zwifchen ebenen und Gebirgsgegenden angeorbnet worden, um leßtere 
nicht zu überbürden. Rivet a. a. D. ©. 28. 

(e) Im manden Gegenden if das Berlangen nad Grundeigenthum fo groß, 
daß daſſelbe ſowohl von Bapitaliften zur fiheren Anlegung ihres Bers 
mögens al® von größeren und Fleineren Landwirthen —— 

4° . 
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hoch bezahlt wird, befonders in feinen Stüden. Der Befitzer eines 
fleineren Gutes Tann eine weiter zugefaufte Heine Wläche ohne Ber: 

- größerung feines flehenden Capitals bauen und fchlägt feine Arbeits⸗ 
vermehrung niedrig an, wenn er noch bisher freie Zeit hatte. Im 
Belgien waren die mittleren Pachtzinfe in den Jahren 1830, 35, 40 
und 46 durdfchnittlich nur 2,87 Proc. der Raufpreife, nur in Luxem⸗ 
burg 4,38 Broc., im Hennegau fogar nur 2,5% Proc. Biele Betrach⸗ 
tungen hierüber in Agric. Recensement gön. de 1846 ©. 186. In 
der preußifchen Rheinprovinz foll der Reinertrag ganzer Landgüter in 
vielen Gegenden hoͤchſtens 2% —3 Broc. des Reufgreiiee fein. Käufe 
zur Gifenbahn oder zu Bauplägen find ohnehin zu hoch für den Zwed 
des Kataſters. 

( ) In Frankreih bat man die Kaufpreife von 1790 an für undbraudbar 
angejehen, was ſich wegen ber aus dem Mevolutionszuflande herflam: 
menden Bertsirrungen leicht erklären läßt. Deßhalb follen nach der 
franzöftichen Steuergefeßgebung die Preife nur benugt werden, um das 
Berhältnig der Eulturarten, Nder, Wiefe, Weinberge ıc. unter ein- 
ander richtig zu beflimmen, Recueil, Art. 426. 598. 

(g) Bei Gelegenheit der neuen preußifchen Kataftrirung iſt von den Sach⸗ 
verfländigen überall ausgefpruchen worden, daß die Kaufpreife nicht 
genügten. Denkichrift des GBeneralcommiflare für die Rheinprovinz 
©. 13: „in Schluß auf den wirthſchaftlichen Reinertrag der Liegen: 
fhaften wird aus den Kaufpreifen vereinzelter Grundſtücke niemals für 
zuläffiy zu erachten fein, weil bei den meiften derfelben befondere Motive 
der Preisfleigerung zu ertennen fein werden.“ Aehnlich Denkichrift des 
Generalcommiflars für Preußen ©. 18, für Sachſen S. 13, Bofen 
©. 15, Pommern ©. 15, Weflfalen ©. 14. 


8. 323. 

Nach diefen Betrachtungen wäre es ganz unzweckmaͤßig, die 
Steueranſchlaͤge jedes einzelnen Grundftüds aus dem wirklichen 
Verkaufspreiſe defielben zu nehmen (a). Dazu kommt noch, daß 
ein Theil der Grundftüde gar nicht, ein anderer Theil wenigftend 
in dem angenommenen Zeitraum, befonderd wenn derfelbe furz ift, 
nicht mit freiem Mitwerben veräußert wird, während in einem 
längeren Zeitabſchnitt Ländereien von gleicher Einträglichfeit 
bald höhere, bald niedrigere Preife erhalten und daher verfchies 
den angefchlagen werden müßten. Wo man verfucht hat, Die 
wirklichen Kaufpreife der einzelnen Stüde zu Grunde zu legen, 
da hat man fid) genöthiget gefehen, zur Vermeidung großer Un- 
gleichheiten Berichtigungen zu Hülfe zu nehmen, welde bie 
gerühmte Einfachheit diefer Eteueranlegungsart aufheben und 
dennoch feinen ficheren Erfolg erwarten laffen, weil die Ab- 
weichungen der SKaufpreife von dem Durdfchnittöverhältniß 
zwifchen Rente und Preis auch in einerlei Ort und Zeitpunet 
in feiner Hinficht gleichförmig find. In Bayern find nad: 
ſtehende Berichtigungsmittel angewendet worden: 


1) Ausſchließung aller derjenigen Kaufpreife, welche wegen 
eined der genannten individuellen Umftände ($. 322) nicht dem 
Ertrage zu entfprechen fcheinen (erceptiondmäßige Käufe). 


2) Ergänzung fowohl der ganz fehlenden, als ber unans 
wendbar fcheinenden Kaufpreife vermittelft einer Schätzung (b). 
Diefe ift bier fchwieriger als in anderen Faͤllen, weil fie nicht 
für die Gegenwart, fondern für einen verflofienen Zeitraum vor; 
genommen werden muß. 


3) Das Auffuhen von Durchſchnittspreiſen der Ländereien 
von mittlerer Güte in jeder Benugungsart (Mittelwerthe), um 
hiernach die einzelnen Schägungen zu verbeffern (c). Dieß Ver⸗ 
fahren feßt voraus, daß die Schägungen innerhalb eines jeben 
Bezirkes unter einander in einem richtigen Verhaͤltniſſe ftehen, 
was jedoch nicht ficher anzunehmen ift; auch liegt in ber als 
Anhaltspunct aufgeftellten Mittelclaffe, bie nicht überall mit 
Beftimmtheit zu erkennen ift, eine Urſache von Ungleichheiten. 


(a) Dieß geſchah bei der bayeriichen durch das Edict vom 13. Mai 1808 
angeordneten proviforiichen Grundſteuer⸗Regulirung, die aber mit der 
Ginführung des Definitioum wieder aufgehoben ward. Dieß Proviforium 
iR in 1111 Meilen von Bayern ausgeführt worden und hat nur 
815000 fl. gefoftet, Rudhard, Weber den Zufland des R. Bayern 
IIL, 77. — Rivet in Rau’s Archiv II, 1—45. — Unter der bayes 
rifhen Herrfchaft wurde dieß Broviforium aud in Vorarlberg eingeführt, ' 
wo es noch befleht. 


(6) Die Werthangabe durch den Gigenthümer felbft wurde in Bayern ale 
untauglich beteitigt, dagegen aber eine Schäkung durch vereibete Tara⸗ 
toren und fodann eine Beflimmung des Preiſes (Eurrentwerthes) durch 
das Gutachten des Beamten vorgeichrieben. Man erkannte aber, daß es 
unmöglich fei, durch die Taratoren den wahren Mittelpreis zu erhalten, 
und iuchte fpäterhin dieſelben nur bazı anzuhalten, daß fie alle Stüde 
in ihrem Bezirke gleihmäßig behandelten. 


(ce) Bayer. Infiruc. v. 29. Nov. 1809. Rivet ©. 15. — Das Ber: 
fahren war folgendes: 1) Man fuchte in 6—8 Diftricten eines Amtes 
die Raufpreife vieler gleichartiger Aeder und Wieſen von mittlerer Güte, 
ſowohl der freieigenen, als der mit der gewöhnlichen mittleren Belaftun 
verbundenen. Hieraus ergab ſich, mit Berüdfihtigung der Morgenzahl, 
der Durchichnittepreis eines Morgens. 2) Die fämmtlichen Steuer: 
bezirfe eines Amts wurden nach der Bodengüte (Bonität) claffificirt, und 
für diejenigen, in welchen jene Mittelwertbe nicht felbRt gefunden waren, 
folhe durch Schätzung nach der Glaffiflcation aufgefellt. 3)-Die Mittels 
wertbe wurden nun mit den, bei den früheren Requlirungsarbeiten er 
haltenen Anfägen des mittleren Raufpreifes (Currentwerthes) von Grund: 
ſtuͤcken der entiprechenden mittleren Beichaffenheit verglichen und hieraus 
die Regel abgeleitet, ob und um mieviel die bisherigen Säge in dem 
ganzen Bezirke erhöht oder erniedrigt werden follten. 
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$. 324. 

Da die zufaͤlligen Umſtaͤnde, welche den Preis bei gleichem 
Reinertrage bald höher, bald niedriger ſiellen, ſich bei einer 
größeren Anzahl von Faͤllen einigermaßen ausgleichen, fo iſt 
es befier, die Steueranfchläge auf die Durchfchnittöpreife vieler 
Grundftüde zu bauen, die einander im Werthe ungefähr gleich 
fiehen. Es wird alfo hHiebei eine Eintheilung der Ländereien 
in jeder Gemeinde in gemiffe Claffen nad) ihrer Extragsfähigkeit 
zu Hülfe genommen, die Kaufpreife werben für bie zu jeber 
Claſſe gehörenden Grundftüde zufammengeftellt und es wird auß- 
ihnen der Durchichnittöpreis ded Morgend gezogen. Bei ber 
Aufftelung der Elaffen braucht man Feine Zahlen des Ertrages: 
auszumitteln, fondern nur die Abſtufung der Güte zu beachten. 
Der gute Erfolg diefes in Raffau(a) und Baden (d) 
befolgten Verfahrens hängt hauptjächlid davon ab, daß 1) bie 
Glaffeneintheilung forgfältig, mit vollſtaͤndiger Berüdfichtigung 
aller Bedingungen der Ertragsfähigkeit, der Bodenbefchaffenheit, 
der Lage ıc. vorgenommen werde. Es ift daher nöthig, den 
Bodenfchägern eine ausführliche Anmeifung zu geben (c); 2) daß 
für die Auffuchung ber Kaufpreife eine Periode gewählt werde, 
deren Grgebniffe als maaßgebend für die Zukunft angefehen 
werben fönnen, — alfo ein Zeitabfchnitt, in dem bie wenigften 
Störungen der Production und des Verkehrs flattgefunden haben 
und in welchen feine bebeutende und fortbauernde Veränderung 
fällt (4); 3) daß man alle diejenigen Preife, die aus einem ber 
angegebenen Gründe ($. 322) muthmaßlich nicht in richtigem 
Berhältni zu dem Ertrage fliehen, hinweglaſſe oder nur mit 
Berichtigungen gebrauche (e); 4) daß da, mo ed an einer hin- 
reichenden Zahl von brauchbaren Preifen fehlt, eine Abſchaͤtzung 
bed Reinertraged angewendet werbe(f); 5) daß auch bie aus 
fehlerfreien Raufpreifen abgeleiteten Claffenfäge noch einer Pruͤ⸗ 
fung nad) Pachtzinſen und Ertragsberechnungen unterworfen 
und mit ben für benachbarte Bezirke gefundenen verglichen wers 
den, wodurch biefe Rataftrirungsart fi ber in 8. 328 dar⸗ 
geftellten nähert (9). — Unter diefen Bedingungen vermag das 
befchriebene Verfahren, welches fich zugleich durch feine Kürze 
empfiehlt, ziemlich. viel zu leiften, obgleich eö immer jehr ſchwer 


it, bie den Kaufpreifen als Hauptgrundlage anflebenvden Un- 
vollommenheiten ($. 322) zu befeitigen (A). 


(6) Naſſau: Steuergef. v. 10. u. 14. Febr. 1809, in der Sammlung der 
Iandesherrl. Edicte, Wiesb. 1817, I, 362. 

(85) Baden: Geſ. v. 20. Zuli 1810. Samml. d. Berorbn. und Inſtruct. 
über bie directen St. im Gr. Baden. I. Abth. 1817. Der gute Grfolg 
dieſes Grundſteuerſyſtems läßt auf eine fehr einſichtsvolle Ausführung 
fchließen, gleihwohl find allmälig Mißverhaͤltniſſe ſichtbar geworben, 
die ih nicht allein aus dem’ Mangel einer Bermeffung erflären laſſen. — 
Bemerkungen gegen diefe Methode in Krehl, Beiträge S. 177. — 
Das Geſeh v. 7. Mai 1858 vetorbnet eine Erneuerung des Kataſters 
auf der nämlihen Grundlage, jedoch mit manchen Berbeflerungen. 
Begründung bes Geſetzentwurfes in ber Vorlage v. 10. Rov. 1857, 
Ausichußberichte in der 2. Kunımer vum Steiner und Muth, in ber 
1. von Frh. v. Goͤler. Fuͤr bie Deibehaftung des 1810 eingeführten 
Berfahrene wurde hauptfählih die Schwierigleit einer Reinerttags⸗ 
berehnung, der Mangel an Erfahrungsiä ür dieſelbe und die Ges 
wöhnung an das beftehende Syftem angeführt. 

(6) Diefe Klaffeneintheilung geſchieht durch Sachverſtaͤndige ohne Rüdficht 
auf die Preiſe, kebiglich nah den Gigenfcyaften, die den Werth beflims 
men. Raflau (Gef. S. 50): Claſſen nad dem natürlichen Werthe. — 
Baden (Neues Gef. $. 7): nach der mehr oder minder guien Bodens 
beichaffenheit und nach Der für die Landwirthſchaft mehr oder minder 
üänftigen Sage. Die Elaflen follen nit im Boraus entworfen werben, 
ndern fi bei der Betrachtung aller Flurtheile von felbft ergeben unb 
dann auf 6 rebucirt werden, Altes 6. 80. 83. 85. In der Hegel 
‚werden bie Stücke eines —— (Be wannee) in einerlei Claſſe 
gebracht, doch find Ausnahmen wegen einer natuͤrlichen Verſchiedenheit 
aeftattet, $. 81. Man hat in beiden Ländern unterlaffen, nähere Ans 
leitung über biefe Glaffeneintheilung zu geben. 

(4) Raflau: die legten 10 Jahre. Baden, altes Bel. $. 91: für jedes der 
beiden Jahrzehende 1780— 89 und 180009 (wegen der Kriegsuntuhen 
wurde 179099 ausgefchloffen) wird der Dircdfdmiit gezogen und 
aus beiden wieder dad Mittel genommen. — Die Preife des erfleren 
Jahrzehends konnten den Iandwirfhichaftlichen Verhaͤltniſſen einer foviel 
fpäteren Zeit nit mehr gut entiprehen! vgl. Krehl S, 179. — 
Neues Gef. v 18585. 9: PBreife von 1828-47. Nah dem Hegierunge: 
Entwurfe follten die Mittelpreife der beiden Jahrzehende 1835—45 unb 
1846—55 geſucht und aus ihnen follte wieder der Durchichnitt gezogen 
werden. — Der Mangel einer Bermeflung macht fchon die —*2 
preiſe jeder Benutzungsart und Claſſe ungenau, $. 317. 

() So in Baden, neues Geſ. $. 11. — Wenn der erhaltene Durchſchnitt 

von dem mittleren „Kaufwerth“ der Beriode bedeutend abweicht, fo iſt 

eine Berichtigung durch Schägung nothwendig, $. 13. 

Naflau: BE werden auh Pachtzinſe zu Hülfe gezogen, die man 32fach 

nimmt. Dan en die Kauf⸗ und Bahtpreite von einigen Grund⸗ 

flüden aus jeder Claſſe den Schägern vor, welche nah Etwaͤgung aller 
zufälligen Verhältniffe ihr Gutachten ausfprehen. Dieß wird ben 

Steuerpflidtigen befannt gemacht, deren Einwendungen man wieder 

dem Schäpern zur Beantwortung mittheilt. 8.5061. Baden, n. Gef. 

$. 13—16: fehlt es für eine Elaſſe oder für eine Culturart oder für 
eine ganze Gemeinde an einer Hinreichenden Zahl von Kaufpreifen, fo 
wird der Steueranfchlag durdy eine Schaͤtzung fo gebildet, daß man ihm 
zu den Anfchlägen anderer Claſſen, Culturarten oder benachbarter Ge⸗ 
meinden in das richtige Berhältnig zu feßen fucht. — Kann man fi 


U 


Sat 


nicht nad einer Nachbargemarkung richten, fo wird ber 25fache mittlere 
Bachtertrag ermittelt, $. 17. 34 auch dieß nicht ausführbar, fo tritt 
für eine Glafle des Ader- oder Wiefenlandes eine Berechnung bes rohen 
und reinen Ertrages ein, F. 18. — Schon das Belek v. 1810 hatte in 
$. 6 die Erforſchung des Meinertrages als Ergänzungsmittel geftattet, 
doch follte daſſelbe nur als legte Abhülfe gebraudt werden, wo bie 
Analogie anderer Gegenden nicht anwendbar if, V. v. 8. Yebr. und 
4. Mai 1811. — Bei Waldungen wird der 15fache nachhaltige Holz: 
ertrag nach dem Breife auf dem Stamme genommen, ohne Einrechnung 
der NRebennugungen, $. 7. 118 des alten Geſetzes. Die Walpfleuer 
erihien, befonders wegen ber flark erhöhten Holzpreile, in z30 
mit dem Reinertrage neuerlich viel zu niedrig, —8 durch das Geſetz 
v. 23. Maͤrz 1853 eine neue Abſchaͤtzung vorgeſchrieben wurde, vergl. 
unten 8. 332. 

(F) Bad. altes Geſ. F. 96. 97: Die mittleren Kaufpreiſe der Claſſen werden 
den Taratoren vorgelegt, deren Schaͤtzung, wenn ſie von jenen Durch⸗ 
fhnittepreifen abweicht, motivirt werden muß. Diele Beflimmung wird 
im neuen Geſetz durch den oben (e) angeführten $. 13 erſetzt. — Nach 
$. 61 dieſes Geſetzes werben die Steueranfchläge und Raturalienpreife 
in einer Anzahl benachbarter Steuerbezirke durch einen Steuercommillar 
und drei der tüchtigften Schäger ſummariſch geprüft, um fie unter fi 
in ein richtiges Verhältnig zu bringen. Hiebei wird aud in einem 
oder mehreren der Steuerbezirfe je für eine Claſſe der Hauptceulturarten 
der Neinertrag erforfht und mit in Betracht gezogen. Rad 8. 62 wird 
fodann für diefe Bezirke eine NRevifionsverfammlung aus Beamten und 
Schägern gehalten, um die Steueranfchläge und Raturalienpreife zu 
begutachten.” Die Feſtſtellung derielben geihieht von der unter dem 
Finanzminifterium ftehenden Commiſſtion. Auh das naffauifche und 
das ältere bad. Gefeg orbneten ſchon dieſe Prüfung durch Revifions⸗ 
verfammlungen an. 

(A) Gegen die nad dem Gele von 1810 aufgeftellten Steueranfchläge find 
zahlreiche Beichiwerden geäußert worden, 3. B. daß das Gebirgsland 
gegen die ebenen Gegenden, das Rebland gegen andere Benukungsarten 
u hoch, bie Beftandtheile großer Güter zu niedrig angefchlagen worden 
felen. A. Beriht von Steiner. 


8. 325. 

A. 2) Anlegung nad den Pachtzinſen (a). Diefe 
pflegen dem Reinertrage zwar genauer verhältnigmäßig zu fein, 
als die Kaufpreife, ſtehen aber doch auch unter dem Einflufie 
zufälliger Umftände des Mitwerbend. Insbeſondere ift,bei großen 
Bachtgütern ber Zins jedes Morgens gewöhnlich unter übrigens 
gleichen Umftäriden bedeutend niedriger als bei Kleinen Stüden, 
um bie ſich dürftige Landbewohner beiverben. Andere Schwierig» 
feiten find 1) daß häufig bie Pachtverhältniffe verwidelt find 
und mancherlei gegenfeitige Xeiftungen vorfommen, bie erft muͤh⸗ 
fam zu Geld angefegt werben müflen; 2) daß in vielen Gegen- 
ben oder Ortfchaften nur eine geringe Zahl von Bachtfällen 
vorkommt (5), von denen noch ein Theil wegen zufälliger Urſachen 
von ber mittleren Rente abweicht, ein anderer Theil unrichtig 


— 57 — 


angegeben wird. Hiezu traͤgt bei, daß man bei der Erforſchung 
der Pachtzinſe auf keinen fo langen Zeitraum zuruͤckgehen kann, 
ald bei den Kaufpreifen. Es muß deßhalb vielfältig an die 
Stelle des wirklichen ein abgefchägter Pachtzind treten, welcher 
nichts anderes ift, al® ber, nur ohne genauere Berechnung aus⸗ 
gefprochene Reinertrag, $. 328. Aus bdiefen Gründen ift der 
Pachtzins nicht geeignet, die Hauptgrundlage eines Katafters 
zu bilden, aber er gewährt bei der Reinertragsſchaͤtzung ein fehr 
brauchbares Hülfsmittel (ec). 


(a) Sartorius a. a. O. ©. 78. — v. Malchus I, 199. — Im 
venetianifchen Gebiete war eine folche Grundſteuer, die in */so der bei 
dem Steuerbeamten regiftrirten Pachtzinfe befand. Der felbfiwirth- 
fhaftende Bigenthümer zahlte nur 8 Proc. des abgeſchaͤtzten Pachtzinies, 
9. Smith IL, 218. — Aehnlich fonft das verponding (Brundfleuer) 
in mehreren Provinzen ber vereinigten Niederlande. Mögel. Annal. II, 
166. Over de Belastingen etc. ©. 125. In Holland murbe die Steuer 
1627 auf 1; der Pachtrente geiet, in Gröningen war fie 1. — Aud 
bie britifchen Grafſchafts⸗ und Armenabgaben werben nah den Pacht⸗ 
zinfen aufgelegt. Kriee a. a. D. ©. 96. 


(5) Ramentli wo das Land ſich größtentheils im Bigenthume des Bauern: 
Rantes befindet und die Güter nach gefeplicher Vorſchrift oder Gewohn⸗ 
heit meiftens unzertheilt auf einen Brben übergehen. In Großbritannien, 
Irland, Oberitalien, Frankreich, Belgien ac. iſt das Berpachten vor: 
berrfchend. 

(0) Die franzöfiihen Steuergeſeßze legen im Allgemeinen, mit dem Bor: 
behalte der nöthigen Berich gungen, auf die Pachtzinſe ziemlich hohen 
Werth. Becueil des lois etc. Art. 6. 7; auch Gaudin, Möm II, 
315. — Daffelbe gilt von der oldenburgifchen Kataflrirung. 


8. 326. 


B. 1) Anlegung nad dem rohen Ertrage, entweder 
in feinem vollen Betrage oder wenigftend nur mit folden Ab- 
zügen, welche ohne Mühe zu beftimmen find. Auf eine Grund» 
feuer nadedem rohen Ertrage fonnte ſchon das Beifpiel bes 
Zehnten führen (a). Zu ihrer Empfehlung gereichte vorzüglich 
ber Umftand, daß der rohe Ertrag weit leichter zu ermitteln ift, 
als die Gewinnungßfoften (5); auch hat man ſich nody auf ben 
Grund geftügt, daß ber rohe Ertrag ober bie aus bemfelben 
abgeleitete natürlihe Ertragsfähigkeit (c) gerade das anzeige, 
was bie Grunbdfteuer belegen folle, nämlich die unveränderliche 
Mitwirfung ded Bodend zur Gütererzeugung. Hieran fnüpfte 
fi) die Hoffnung, daß man, indem man ſich zunädhft an ben 
Raturalertrag halte und bie wechfelnden Gelbpreife befeitige, 
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eine auf alle Zeiten hinaus brauchbare Kataſtrirung zu: Stande | 
bringe. 


(a) Hicher gehört auch der Vorfchlag eines als einzige Steuer zu erheben- 
ben Zehnten von Marſchall Bauban, in’ deflen Projet d’une dirme 
royele, Paris 1707. 86 follte von allen @infünften, eu aus Gewerken 
und Handel, ohne einen Abzug, gleichmäßig einerlei Quote, zwifchen 
Yo und Ye erhoben werden. Dicke Blan and in Deutfchland einige 
Bertheidiger (Gundling, Befherin, Karl), wurde aber durch 
von der Lith und v. Zufti bekämpft, Bergius, Wolizeis und 
Kam.:Rag. IX. 1986—210. — In Dalmatien befteht noch der Zehnte 
als Grundſteuer. Er wird in Geld erhoben, nady einer jährlidgen Gr- 
tragefhägung. Neues Regulativ v. 12. Dec. 1837, Linden I, 197. — 
Die von K. Joſeph (20. April 1785) angeordnete Grundſteuerregu⸗ 
lirung (das Joſephinum, f. oben $. 317 (5)) beruht auf ber Angabe 
bes rohen Brtrages durch die Gigenthümer, mit nachfolgender amtlicher 
Prüfung. Der Kaifer hatte ſich ſelbſt in Schlettwein’s Archiv für 
den Menſchen und Bürger (VIII, 309) zu Gunſten der einzigen phyfio⸗ 
fratiihen Grundſteuer und für Anlegung nah dem Robertrag, nur mit 
Abzug der Nusfaat, ausgefprohen. Indeß. ward doch im Steuerfuße 
auf die Berfchiedenheit ber Bewirtbfchaftungskoften einige Rüdficht 

nommen, indem man von je 100 fl. Robertrag bei Aedern, Wein: 
ergen, Teichen 10 fl. 37%, kr., bei Wiefen und Bärten 17 fl. 55 kr., 
bei Weiden und Waldungen (nad Abzug des Hauerlohns) 21 fl. 15 fr. 
als Steuer anfegte. Im Durchſchnitt follte die Steuer 12 fl. 13/5 Er. 
betragen und die gutöherrlichen Laſten fullten nit mehr als 17 fl. 
46%, Ti. Proc. ausmachen, damit dem Brunbdeigenthümer 70 Proc. des 
Rohertrages fiher blieben: Kremer IL, 43 ff. Linden I, 59 ff. 
Diefe Kataftrirung, ale auf einem unrichtigen Grundſatze rubend, 
fonnte fein gutes Ergebniß liefeew. Vielleicht war’ es die Folge der. 
Anerkennung dieſer Wahrheit, daß man ſich mit zu niedrigen Angaben 
über den Ertrag. begnügte. Auf 1 Joch Aderland in Niederöfterreich 
wurte, ohne Abzug der Saat, nur ein Ertrag von ungefähr 6 Metzen 
berehnet (= 11/a Malter vom bad. — 3 Scheffel vom preuß. M.), 
und bei Wiefen nur gegen 10 Ctr. Heu (= 7 Etr. bad. = 5,? Ctr. 
preuß. M.)! — Indeß hielt man doch neuerlich dafür, daß die Joſe⸗ 
phinifchen Anſchlaͤge mit einer forgfältigen Berichtigung noch minder 
unrichtig feien, als die bisherigen aͤlteren Anfäpe, man Ieate: alfo jene 
dem proviforiihen: Ratafter, bis zur Bollendung des definitiven, zu 
Grunde, in Niederöfterreih, Defterreih ob ber Enns, Steiermarf, 
Mähren, Schleften, Kärnthen und Galizien. Patent v. 1. Mai 1819. 
Linden I, 79. 263. — In Bayern wurde, nachdem 1898 die defini⸗ 
tive Grundfleuerfegung befchloffen worden war, 1809 die Kataftrirung 
nad dem nur dur einige Abzüge verringerten Rohertrage angeordnet. 
Schaͤtzungs⸗Inſtruction v. 13. Mai 1811, befannt geworden durch den 
Abdrud ın den Berhandl. der 2. Kammer, 1822, Beil. V, 442. — 
Nach einiger Unterbrehung wurde in dem Geſeß v. 15. Aug. 1828 bie 
Fortſetzung der Kataſtrirung nach dem nämlichen Hauptgedanfen aus⸗ 
gefprohen. Bonitirungs-Inftruction und Inſtruction für die Liquidi⸗ 
rung, Kataftrirung und Umſchreibung ber definitiven Grundſteuer, beide 
v. 19. Ian. 1830, Reg.⸗Bl. Nr. 10. — Schriften über dieß Syſtem: 
(Did Von dem mögl. redhtlihen und national: öfonom. Maaßſtabe 
zur Mepartition der Grundſte, 1824. — Defl. Anleitung zur Berehnumg 
des Reinertrages, 1823, ©. 31. — Beweis, daß die in 8 Proc. des’ 

Rohertrages ausgeſprochene Brundfteuer gerecht und nationaloͤkonomiſch. 

fet, Münden 1816. — Gebhard, Ueber Guͤterarrondirang; 1817, 
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» 95 (gegen das Syſtem, worauf: fich. eine Iiterarifähe Fehde zw F wiſchen 
en u Orünberger erhob). — Späth, Abb. über d. Grundſt. 
nad dem reinen und rohen Brtra der Stüde, — *8 1818. (üben: 


falls gesen das Eyſtem.) cünberger, Kurzgefaßte Beidihte 
und Barftellung — eiten, Münden 1820. — 
v. Malchué J, ©. 43. — Vetterlein in Rau, el, "ass, 


U, 45, vgl. ©. 7 eb — Gtofar v. Neuforn, Handb. ©. 311. 

(5) Dan bat fogar bie Ausmittlung des Reinertrages für unmoͤglich erklärt. 

(e) Es wird nämlih in Bayern beim Aderlande unter Vorausſetzung ber 
Dreifelderwirthſchaft nur ber Körnerertrag von zwei Getreide: Ernten 
mit Ausſchluß der Brachfrüchte und ber Weide im dritten Jahre berechnet 
und die Ausiaat abgeaogen, — bei Wieſen bleibt die Weide, bei Wal 
dungen bleiben die Rebennugungen außer anfap. Geſetz $. 5. — Für 
jede Bodenclafle werden NRufergrände, aus bit, beren Getrag mit 
Benutzung ber eidlichen Angaben bes Cigent —* oder Pachters ſorg⸗ 
faͤltig abgeſchätzt wird, $. 23. 


8. 327. 


Der beſchriebenen Veranſchlagungsart ſtehen hauptſaͤchlich 
folgende Gründe entgegen: 

1) Der Rohertrag verſchiedener Grundſtuͤcke ſteht keineswegs 
in dem naͤmlichen Verhaͤltniß wie der reine, es kann folglich, 
wenn die Steuer ſich an jenen anſchließt, eine gleichfoͤrmige 
Beſteuerung der Grundrente nicht erreicht werden. Dies zeigt fidh; 

a) bei der Bergleichung verfchiedener Arten von nugbaren 
Ländereien, da 3. B. gleicher Robertrag von Wiefen nicht fo 
viele Koften verurfacht, als von Aders ober befonderd von 
Garten⸗ und Rebland (a); 

b) bei verfchiedenen Claſſen ber Güte. Unergiebigere ober 
entlegenere Grundſtuͤcke fehen Hinter den fruchtbaren oder günftig 
gelegenen im reinen Ertrage weiter zurüd ald im rohen, «6 
werben daher, wenn biefer entfcheibet, die fchlechteren Ländereien 
unverhältnigmäßig flarf in Anfprudy genommen. Bei einem fehr 
unfruchtbaren Ader können die Koften leicht 80 oder 85 Proc. 
bed gefammten Erzeugnifies binwegnehmen, während fie bei den 
beften Feldern vielleicht 60 ober noch weniger Procent aus⸗ 
machen. ine Steuer von !/2o des Rohertraged. nimmt alfo 
von dem beften Aderlande ungefähr nur !/s, von bem ſchlech⸗ 
teften dagegen !/s oder 1/s der Rente hinweg, Wird von dem 
Rohertrage ein Theil abgezogen, um den Steueranfchlag zu 
bilden, fo wird hiedurch der Fehler um fo mehr berichtigt, ie 
mehr die Abzüge den ſaͤmmilichen Koſten proportionirt find(d); 


c) bei verfchtebener Bewirtbfchaftungsweife; denn ein mit 
größerem Capitale erzielter Ertrag läßt weniger Ueberfchuß über 
die Koften, ald ein leicht erlangter, bei weldyem man dem 
Walten der Naturfräfte mehr überläßt (c). 

2) Im Ertrage des Bodens, wenigftend bei den fünftlicheren 
Benugungdarten (Ader, Wiefe, Garten ıc.), wirken Raturfräfte, 
Arbeit und Capital zufammen und cd läßt ſich nicht angeben, 
was ohne die beiden legteren Bedingungen ber Boden für ſich 
allein hervorbringen würde. Daher ift bei der Annahme eines 
gewiffen Ertrages ein gewifles übliched Maaß von Arbeitd- und 
Capitalaufivand vorauszufegen, welches nad Berfchiedenheiten 
des Ortes und ber Zeit ungleich ift und nad) den Preiſen der 
Arbeit, der Stoffe, Geräthe ꝛc. in feinem Geldbetrage wechfelt. 
Der rohe Ertrag ift keineswegs der Ausdruck der jog. natürs 
lihen Ertragsfähigfeit. Die Abſicht, auf biefelbe Anfchläge zu 
gründen, welche für alle fpäteren Zeiten brauchbar bleiben 
($. 315 (e)), ift deßhalb nicht erreichbar. 

3) Die in Geld audgebrüdte Grundrente, nad) welcher bie 
Steuerfchufdigfeit bemeffen wird, hängt zum Theil von ten 
jebesmaligen Preifen der Erzeugniffe ab. Die Durchſchnittspreiſe 
derfelben für jede Gegend müffen folglidy bei der Feftfegung ber 
Steueranfchläge mit in Betracht gezogen werden. Die Annahme 
gleicher @etreidepreife in einem ganzen Lande würbe für bie 
Bewohner ber Gegenden, in denen fortdauernd niedrige Preife 
einheimifch find, eine empfindliche Ueberbuͤrdung verurfachen (d). 
(a) Bei guten Wieſen fann der Reinertrag 80 Proc. des rohen fein. — 

Bon den Waldungen foll nad dem bayer. Belek ($. 26) nur ber 

Holzertrag auf dem Stamme, alfo ſchon mit Abzug des Hauerlohne 

angerechnet werden. Da nun die nit mit berüdfidhtigten Neben: 

nugungen mehr betragen fönnen, als die Beauffihtigungs: und die 
anderen allgemeinen Bewirthichaftungsfoften, fo if in diefen Faͤllen der 
fataftrirte Ertrag fogar noch niedriger als der reine; DBetterlein 

a. a. O. ©. 61. — Nah dem öfterreihifchen Katafter betragen 3. 2. 

‚die Koften in Procenten des Rohertrages bei 


Aeckern Wieſen BRebland 
in Nieder⸗Oeſterreich 49,5 20,% 55 


Steirrmarf . . . 60,5 28,% 65,1 
‚ Rämtben. . .. 555 35 75 
Mäbıen . -. -» . 46 19,1 52,5 
Dalmatin . . . 60,8 25,5 67 


(6) Diefe Bedingung if in den VBorfchriften des bayer. Geſetzes nicht erfüllt, 
da z. B. die Brach- und Stoppelfrüchte gerade auf gutem Boden und 
in günftigem Klima am bäufigften gebaut werden. Wo beide Nutzungen 


nicht flattfinden können und bdiefer Abzug wegfällt, ba if der Steuerfag 
ein weit höherer Theil des ganzen Ertrages. 

(0) Uebereinſtimmend Linden 1, 264. 

(d) In Defterreid wurden die Mittelpreife der Marktorte von 1772 — 81 
angenommen, mit Abzügen für entlegenere Ortichaften. — In Bayern 
wird dagegen allgemein ber Sceffel Roggen zu 8 fl., Waizen und 
Kern zu 12, Gerſte zu 6, Haber zu 4 fl. angelegt, der Gentner Heu 
zu 36 fr. Der angeihlagene Ertrag wird in Roggen ausgebrüdt und 
feige von einer Claſſe zur andern um "/s Scheffel oder 1 fl., wovon 
das Simplum 1 kr. beträgt. — Die Mängel dieſes Syſtems find wahr: 
fcheinlich in der Ausübung dur die Riedrigfeit der Anfchläge gemildert 
worden, da felb das Gartenland nicht leicht höher als in die 24. Claſſe, 
alfo zu 24 fl. Rohertrag auf das bayer. Tagewerf, geſetzt worden ifl. 


8. 328. 


B. 2) Erforfhung des Reinertraged (a). Diefes 
Berfahren if unmittelbar auf das Ziel gerichtet, welches die 
anderen Methoden nur durch Ummege zu erreichen vermögen, 
nämlich auf die Erforfchung derjenigen Größe, welche das Maaß 
ber Steuerfähigfeit bildet ($. 302), und zwar auf eine gründ« 
liche Weife. Daher ift diefe Kataftrirungsart in der neueren 
Zeit am häufigften gewählt worden, und da fie, wie es für 
einen guten Erfolg nothwendig ift, mit einer Bermeflung in 
Verbindung gefegt wurde, fo pflegt man beide als wefentlich 
zufammenhängende Gefchäfte anzufehen, was jedody nicht richtig 
ift, weil die Vermeſſung auch bei anderen Arten der Beran- 
fhlagung vorfommt. Nach manchen früheren Unternehmungen 
diefer Art (d) gab die öfterreichifche Regierung tın Herzogthum 
Mailand das erfte Beifpiel einer foldyen forgfältig eingerichteten 
Grundfleuerregulirung (ce). Im 19. Jahrhundert wurden in 
Frankreich (d), Dänemark(e), Defterreih (/), Rheinpreußen (g), 
Würtemberg (A), im Großherzogthum Heflen (i), Hannover (k), 
Sachſen (2), Toscana (m), Sardinien, Feſtland und der Infel (n), 
Braunfchweig (0), Oldenburg (p), im ganzen preußifchen 
Staate (g) x. ähnliche Arbeiten ind Werk gefegt. 


(a) ©. die $. 301 genannten Schriften von Benzenberg, Gebhard, 
Groß und Klemm (Heft IH u. IV). — v. lotom Verſuch einer 
Anleit. 3. Abihagung d. Grundſt. nach Glaflen, beionders zum Behufe 
eine Grundfleuersectiflcation. Leipzig 1820. — v. Malhus I, 
8.47 ff. — de Parieu a. a. D. ©. 328. 

(5) Im Herzogthum Würtemberg fam 1713— 41 ein Katafter zu Stande, 
Mofera.a.D. ©. 0XXI — Bel. $. 316 (A). 

(e) Beſchluß dieſer Mangregel im 3. 1718 unter K. Karl VI, Stiftung 
der Ober⸗Kataſter⸗Commiſſion, Giunta del censimento generale. 1719 
Beginn der Vorarbeiten, Aufforderung an die Grund⸗ und Hauselgen- 
thümer, genaue Angaben zu liefen. 1721—23 Meflung. 1726 Been⸗ 


(4) 


dung der Schähungen. 1732 war die wiederholte Prüfung berielben 
ebenfalls beendet, 1733 umterbrady der Krieg die Garhe, 1749 ward fie 
wieder aufgenommen, 1759 vollendet, 1760 traten die Stenerfäße von 
1732 in Anwendung. Carli, Reiszione del censimento dello stato di 
Milano, a.a. D. ($. 316 (d)). Deutih: Mailands Steuerverf., überf. 
von Bikoſch, Wien 1818. — Tarantola, Praktiſche Darftellung 
ber mailaͤndiſchen Steuerreaultsung, aus dem Ital. Jena 1821. 40. — 
v. Kremer II, 68. — Burger, Meile dur Oberitalien, 1832, 
OD, 227. — Morandini, Del eensimento Milanese, Mil. 1832. 
11. B. — Linden I, 412. — Dis wmailändifhe Katafler (censo 
milanese) iſt von ber Öfterreichifchen Regierung eine Zeitlang beibehalten 
worben. 

Bol. 8. 320 (d). Oyon, Oolleotion des lorx, döcrets, instructions 
et circulaires relatifs au Cadastre de la France, Paris 1804 ff. 5 Bde. — 
Recueil möthodique des lois, d&orets, röglemens, instructions et döcisions 
sur le cadastre de la France, 1811. 4°, mit 1 Heft Fol. — Thum, 
Handbuch des Kataſters, Mainz 1818 (Auszug ats dem vorigen). — 
Benzenberg I, 74. — Au im Königrie Weftfalen wurde eine 
ſolche Rataftrirung beabfichtiget (Geſetz v. 21. Auguft 1808), fie fam 
aber nidyt zur vollen Ausführung. — In Belgien, Nieberland und 
Feſtland⸗Sardinien wurde das Ratafter unter der franzöftfchen Herrichaft 
angefangen und fpäter vollendet, doch nahm man nachher mandye Bers 
befierungen vor. In den Niederlanden wurde 1926 eine Srneuerung 
beihloffien und fodann in dem 1830 abgetrennten Belgien 1835 das 
Katafter zur Umlegung der Grundfteuer angewendet. — In den Pros 
vinzen Limburg und Luxemburg wurde baffelbe erſt 1844 vollendet. 


() B. v. 1. Dct. 1802; aber das neue Kataſter iſt noch nicht eingeführt s 


(N 


(9) 


Bergfde in Rau, Archiv IV, 318. 


Patent v. 23. Dec. 1817. Schägungsinftruction von 1826 und 1828. 
v. Kremer IL, 89. — Ausführlih Linden I, 269-411. — In ben 
Tpeilen von Öberitalien, wo das mailändifche Katafter nicht beftand, 
wurde ſchon unter dem Königreiche Italien 1805 eine Bermeflung ans 
efangen, welche 1816 vollendet war, ferner wurde eine proviforifche 

bſchaͤtzung veranftaltet. Später wurde (B. v. 19. Febr. 1825) hier 
mit einigen Abänderungen in Anfehung des Beitraums für die Mittels 
preife und mit Müdficht auf bie beſonderen landſchaftlichen Ver⸗ 
haͤltniſſe das „ſtabile Kataſter“ nad dem Patent von 1817 eingeführt. 
Yür Ungarn, Croatien, Siavonien, die Wojwodſchaft und Siebenbürgen 
wurde (Patent v. 4. März 1850) eine auf den Meinerirag erräpte 
provtforifche Steuerregulirung vorgenommen, die Bernieflung h aber 
m Gange. Außer den letzigenannten Ländern iſt auch in Galizien, 
Bukowina, Tirol und Vorarlberg das ſtabile Kalaſter nicht eingeführt 
worden. Die Grundſteuer beträgt da, wo baflelbe beficht, in 16 Proc. 
des angefchlagenen Reinertrages, ohne die Zufchläge (4%; Proc.), nur 
in dem lombarbifchsvenezian. Königreiche beträgt fie 26,5% Proc. mit 
17,0 Broc. Zufchlägen. ©. Begründun gdes Geſetzentw. von 1863, S. 2.3. 
Statiftifche Ergebnifie der öfterreichifchen Katafler in: Tafeln gut Stas 
tiftit im oͤſterreich Katferfiaate, 1858. Meber die Arbeiten im vfterreich. 
Oberitalien, Maggi, Sul nuovo ostasto, 1845. — BReszsonieo in 
Giorn. del Inst. Lombardo. 1848. 


K. Gabinetsordre, 26. Zuli 1820. — Allg. Inſtruction über das Der: 
fahren bei Aufnahme des Rataflere von ertragsfähigem Grundeigenthum 
in den rhein.swehfäl. Provinzen, 11. Februar 1822 mit 1 Wolicheft 
Formulare. — Inſtruction über das Verfahren bei der Ermittlung bes 
Reinertrags von Grundeigentkum, 3. Juni 1822. — Mehrere Verord⸗ 
nungen gefammelt in: Berorbnungen und Infructionen über die Ber: 


(A) 


0) 


(X) 
@) 


(m) 
(") 


(0) 
(» 
(9) 
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waltung der direcken Steuern für den Reg ⸗Vez. Duüſſeldorf. 1833. 40. 
(Amtliche Ausgabe.) — A. Geſet v. 21. Im. 1839, Gefehfammlung 
Nr. 3. — v. Viebahn in Rau, Archiv III, 145. Das Katafler 
wurde 1834 foweit vollentet, daß die Steuer 1835 nah ihm erhoben 
werben konnte, doch blieben noch einige Geſchaͤfie für bie folgenden 
Jahre übrig. Der Steuerfuß beträgt, da bie Steuerfumme im Ganzen 
nicht erhöht werden follte, (ohne die Zufchläge) 11,98 Proc. des fata- 
firirten Reinertrages, der von den Ländereien in den Provinzen Meft- 
falen und Rheinland 22669000 ri. ausmacht, ober mit den Mohn: 
bäufern 27'253 000 rl., woraus ſich die Steuerfumme von 3248000 rl. 
ergiebt. In der öftlihen Hälfte des preußiſchen Staates beflanden noch 
die alten, ſehr verfchiedenartigen Srundfteuern, f. (2). 

Das Bel. v. 25. Jnli 1821 ordnete die Herftellung eines proviſoriſchen 
Steuerfatafters an, nad weldem die Grundſteuer auf die Amtsbezirke 
und Gemeinden vertheilt wird, während bie Umlegung auf die Einzel- 
nen durch die Gemeinden nad srtlichen älteren Normen geſchieht. — 
Inſtructionen für die Oberamts: Steuers Gommiffarien, 6. Sept. 1821. 
Fortſ. Februar 1822. Die Ausmittlung des rohen umd reinen Grirages 
geſchah nur für ganze Fluren und —** (Gewende, an): 
Diefe Arbeit wurde 1823 vollendet, doch wurden fpäter noch mande 
Berichtigumgen vorgenommen. Meberfiht der ſtatiſtiſchen Ergebniſſe in 
Memminger, emb. Sahrbücher, 1823, II, 403. Zugleich wurde 
zur Begründung eines definitiven Kataflere eine Landesvermeflung ver: 
anftaltet ($. 319 (d)), bis zum deren Beendigung die Schägung der 
eingelnen Etüde verihoben wurde. Diefe Bermeflung ift unterdeſſen 
vollendet worden. Die Grundfleuer wird fortwährend zu 17/4 der 
älteren Schatzungen (Grunds, Befäll:, Haus: und Gewerbfleuer) ans 
genommen ($. 295), welche für 1858/61 im Ganzen auf 3 Mill. fl. 
eftimmt worden find (1855/58 3300000 ). Der im Kataſter an: 
geſetzte Reinertrag betrug 1856 im D. 3 fl. 39,% fr. vom Morgen, die 
Steuer 7,9% kr. vom Gulden biefes Reinertrages, welcher jedoch ehr 
wahriheinlih weit unter dem wirklichen flieht. M. Mohl, landſt. 
Beriht v. 14. Det. 1858. 

Geſetz v. 13. April 1824 über die Vollendung des Immobiliarkataſters. 
SInftructionen v. 30. Juni 1824 (Aufftellung des Kataſters) und 31. Ian. 
1825 (Bonitirung). — Hoffmann, Beiträge ©. 67. 


B. v. 9. Aug. 1822, eingeführt 1826. — Ubbelohbe ©. 218. — 
Lehzen I, 340. 


Angeordnet im Landtagsabſchied v. 30. Det. 1834. Ueber die Meffung 

ſ. $. 319 (8). — Geſchaͤftsanweiſung zur Abfhäkung des Brundeigens 

u 1838. — Gel. v. 9. Sept. 1843. Berordn. vom 
. ct. 1843. 


B. v. 7. Octbr. 1817. Das K. wurde 1834 im ganzen Lande ein 
geführt. 

Für das Feſtland Beleg v. 4. Jan. 1853 (Noiset, Etude ©. 68), 
für die Infel Geſ. v. 1839, Inſtruct. v. 1840. Benvenuti eo Me- 
neghini, Manuale del cittadino degli Stati Sardi I, 169. Dieß pro⸗ 
viforifche Katafter wurde 1840—55 ausgeführt. Won 2020 Bemeinden 
haben 1500 Kataſter mit Angabe des Flaͤchengehalts, 910 auch Flur⸗ 
Garten Die Anlegung eines neuen beflnitiven Kataſters wurde 9. Juni 

verordnet. 


Sejch v. 24. Aug. 1849. 


) 1852, 


Geſetg v. 21. Mai 1861. Ausführungsanweifung vom naͤmlichen Tage. 
Zahlreiche fpätere Beefinungen, —— Denffäriften ber en 
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commiffare ıc. von 1861 —63. Maſcher a. Buch S. 200. — Die 
Arbeiten für diefe Kataftrirung find fchon betraͤchtlich vorgerüdt und die 
Steuer foll 1865 nach den neuen Kataflern erhoben werden. 


8. 329. 


Man bat neuerlich verfchiedene Einwendungen erhoben, welche 
entweder biefe Methode überhaupt als verwerflich darftellen, ober 
wenigftend zeigen follten, daß ihr Erfolg im Verhältniß zu den 
mit ihr verbundenen Befchwerlichkeiten unvolllommen fei. Hiebei 
find beſonders folgende Umftände hervorgehoben worden (a): 

1) Die großen Koften eines foldhen Katafterd, welche Teicht 
ven ein» oder zweijährigen Ertrag der ganzen Grundſteuer 
hinwegnehmen fönnen (b). 

Der Aufwand, der fid, theild nach ber Art des Verfahrens, 
theil8 nad) ber Zerftüdelung des Grundeigenthums richtet (c), 
ift allerdings bei den biäherigen Katafterarbeiten groß geweſen, 
mochte er nun aus der Staatdcaffe, ober von den Grundſteuer⸗ 
pflichtigen, oder theihveife auf beiden Wegen getragen werben (d). 
Allein er vertheilt fich nicht allein auf eine ziemlich lange Periode, 
fondern der größere Theil der Koften kommt auf die Meflung 
und bie zugehörigen Berrichtungen (e), und hiedurch wird, wenn 
zugleich für die Aufzeichnung aller eintretenden Aenderungen ges 
forgt if, ein erheblicher, dauernder Vortheil für verfchiedene Zwecke 
erreicht ($. 317), der diefen Aufwand wohl vergütet. Die Abs 
ſchaͤtzung ift leichter und mit viel geringeren Koften auszuführen, 
und befonderd ift bei den neueften Kataftrirungen eine die Koflen 
anfehnlich vermindernde Bereinfadhung angeiwendet worden. Es 
ift jedoch in jedem Lande nach den in $. 317 genannten Ums 
fländen zu unterfuchen, ob die Mängel in ber bisherigen Ans 
legungsweiſe der Grundſteuer eine neue forgfältige Anlegung 
berjelben zum Beduͤrfniß machen. 

(a) 3. B. Sartorius, Ueber die gleiche Befteuerung ꝛc. ©. 61 ff. — 

v. Sölln, in Europ. Ann. 1819. — Kries, Borichläge zur Rege⸗ 


lung der Grundft. in Preußen, 1855. — Die birecten Steuern in 
Defterreih ©. 62. 


(6 Ueber die Katafterfoften. 1) In Frankreich koſtete (Gouin's 
Bubdgetöberichte für 1837) 


1 Heltar 1 geogr. Meile 
bis 1822 4,4 fr. 11439 fl. 
1822—35 2,9% „ 6004 „ 
von 1836 an 2,% 6066 „ 
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alfo neuerlich gegen 6000 fl. für die DMeile = 16% kr. für den 
pr. —= 23,8 fr. er den bad. Morgen. Bis 1922 waren 11 Mill., 
von 1822—35 an 30 Mill. Hekt. Tataftrirt worden und Gouin ver 
muthete, daß das Katafler im Ganzen 145 Mill. Fr. koſten werde, 
wofür neuerlihd 200 Mill. angenommen worden find. Nach früheren 
Erforſchungen in Brankreich berechnete Bengenberg (I, 403) die 
dortigen Koflen auf 3898 xl. (6870 fl.) für die Meile. — 2) In 
Bayern war der Koſtenanſchlag für die Periode 1831—37 6312 fl. 
auf die DMeile. Der Umftand, daß in Bayern nicht der reine Er⸗ 
trag gefucht wird, Hat auf die Koflen feinen flarten Einfluß, fo daß 
Diete füglih bier mit anderen verglichen werden fönnen. Nach ben 

Grgebnifien von 1839—41 find die befonderen Koſten (nebft 60000 fl. 

jährlichen allgemeinen) a) auf die DMeile für die Triangulirung (ohne 

die Koften der ſchon früher beendigten Hauptdreiede) 187 fl., Meflung 

3516 fl., Bonitirung 135 fl., Glaffificirung 1262 fl., Planarbeiten 

94 fl., zufammen 5194 fl.; b) auf jedes Blatt für Steindrud 74 fl., 

Berehnung 47 fl., Kataflervorarbeit 29 fl., zufammen 150 fl., oder 

auf die iheile (zu 10 Blättern, welcdes das Minimum if) 1500 fl., 

mit a) zuſammen mindeſtens 6694 fl.; ec) auf die Gemeinde (5—6 auf 
eine DMeile) für Liquidation, Kataſtrirung sc. 1098 fl., zufammen 

7792 fl. im günftigfien Falle. Das Mefien koſtet auf das Tagwerk 

13%/8 fr. — 9,8 fr. auf den pr. — 13,8% fr. auf den bad. M. Der 

ganze Aufwand für das Katafler bis Ende 1841 war 12°855000 f|i., 

und es war etwas über die Hälfte der sangen Arbeit vollendet, jo daß 
noch gegen 9 Mill. fl. nöthig waren. Aber im Sfarkreife mußte ein 

Theil der Geſchaͤfte noch einmal vorgenommen werden. Berhandl. der 

Kammer der Abgeordneten 1840, Beil. XXIl. K (von Trautner), 

1843, Beil. LII. (B. Friedrich.) — 3) Die Koſten des Kataſters 

in Weftfalen und Niederrhein wurden auf 4712688 rl. angefchlagen, 

mit Einfchluß der nach ihrer Brauchbarkeit gefchägten älteren Arbeiten 
und der noch zu beendigenden Gefchäfte (Denkihrift vom 10. October 

1835); auf jede DMeile kommen 5583 rl. oder 9770 fl., auf den 

Morgen 26,° fr. In diefen drei Ländern iſt übrigens die Häuferfleuer 

mit einbegriffen. 4) Im 8. Sacfen 5798 fl. auf die OM.; Runde, 

Die fit. andesabfhägung S. 20. 5) Im Gr. Heflen fam bie 

Mefiung mit Glaffeneintheitung für die DMeile auf 7600 fl. 6) Sn 

den beutfhhen Provinzen des üöfterreihiichen Staats ohne Tirol, aber 

mit Dalmatien, einer Flaͤche von 2314 öfter. OM., war der Aufwand 
für die OM.: Triangulirung 186 fl., @inzelmeffung 2983 fl., Stein« 
zeichnung 170 fl., Schägung 812 fl., Unterfuhung der Befchwerden 

905 fl., Zufammenftelung des Kataflere 127 fi., zufammen 5183 fl. 

oder 6349 fl. des ſuͤdd. Fußes. 1860 wurden die Koſten des ftabilen 

Katafters, welches erfi in 3595 IM. fertig war, auf 30 Mill. fl. Conv., 

für die bevorfichende Reviſion in den zuerft kataſtrirten Provinzen auf 

6 Mill. angeichlagen. Die proviforiihe Schägung in Ungarn und 

Siebenbürgen fam auf 1548 fl. = 1896 fl. jüpd. für die UM. — 

7) Auf 571 OM. des nicht unter den Censo milanese fallenden öfter: 

reichiſchen Oberitaliens koſtete die Schäßung 8202, die Unterfuhun 

der Beichwerden 3880, die Zufammenftellung 2811 fl., alfo diefe tr 

Arbeiten zufammen 14894 fl. = 18275 fl. fübd.! — 8) Das hanno: 

verſche Kataſter Eoflete 783536 rl., Lehzen I, 344. Dieß if nicht 

ganz %/3 (0,4) des Jahresertrages der Grundſteuer (1'223000 ri.) 
Die Grundſteuer trägt auf die OM.: 

9397 FH. Sachen 1861—63. 

6115 „ Baden 1864. Im Jahre 1850 war der Grundfleuerbetrag 
5034 fl., min. Seefreis 3380 (nach Abzug des Bodenfees), 
max. 6000 fl. Mittelrheinkreis. 

Rau, polit. Delon. I. 2. Abth. 5. Ausg. 5 


6002 fl. Würtemberg 1859. 

4544 „ Oefſterreich ordinarium von 1564, max. 10 536 lombard.svenez. 
Königreih, 10317 A. Böhmen, 7452 Erzh. Oeſterreich, 4827 
Ungarn, 2415 Siebenbürgen, 1423 Tirol und Worarlberg. 

3512 „ preuß. Staat 1860, max. 7681 Mheinland, 6582 Sadıfen, 
5843 Weftfalen, 1662 Bofen, 1515 Pommern, 1410 min. 
Preußen. 

3468 „ Bayern 1861—67. 

3088 „ Hannover 1859/60. 

Diefe Berfchiedenheiten rühren nicht allein von der ungleihen Höhe 
ber Brundrente und des Steuerfußes jedes Staates, Sondern zum Theile 
auh von der größeren ober geringeren Ungenauigfeit der Steuers 
anfchläge ber. 


v. Groß (a. a. O. ©. 80) berechnet, wenn man jährlih 6 Meilen 
kataſtriren will, die Koften für jede auf 8000 . Benzenberg 
(I, 404, vgl. II, 164, 410) nimmt die Koften nad dem franzöflichen 


Verfahren auf die DOM. im Durdfchnitt zu 7000 fl. (4000 ri.) an, 


(@ 


laubt aber, eine DOM. Wald fönne für 1750 fl., Ader in großen 

ütern für 3500 R., Ader in Heinen, aber iufammentiegenben Dehgungen 
für 2550 fl., zerfüdeltes Land von 10—16000 Barcellen auf der OM. 
(2—-3 per Hektar) für 7000, von 33—49000 Barcellen (6-9 per 9.) 
fogar nur für 10500— 12225 fl. Eatafltirt werden. — In Bayern iſt 
bie Zahl der Parcellen auf der TMeile zwifchen 985 (Berchtesgaden, 
Alpengegend) und ungefähr 45000 (Gegenden in Unterfranken), im 
D. des ganzen Landes 12259, in Oberbayern 5041, in Unterfranfen 
29330; a. Beriht von Trautner; in Sadfen 7366. 


In den weſtlichen Provinzen des preußifhen Staates werben die Koften 
durch einen Zufhlag zur Grundſteuer aufgebraht. In Frankreich wur⸗ 
den fie bis 1822 ebenfalld größtentheils auf die Grundſteuer des ganzen 
Landes umgelegt doch ſchoß die Staatscafie mehrmals hinzu. Später 
wurde jährlih 1 Mill. Sr. aus der letzteren bezahlt, das Uebrige hatten 
die einzelnen Departements durch facultative Steuerzufläge ($. 54) zu - 
deden, bie 1832 und 1833 gegen 4 600 000 Fr. betrugen. 1859: 
50000 Br. aus der Staatscafie und 25000 Fr. aus den Steuer: 
autenlägen ber Departements. 1865: 200000 Fr. (hauptfählih für 

orfica und bie neuen Departements) und 100000 Fr. — Bergl. 
v. Malchus, Bolitif der innern Staateverwaltung II, 97. 


Bezahlungsweife in Frankreich, Rooueil Art. 932 ff. 


vom Heltar von der Pareelle 

Der Geometer bil . . . 1$r. — Emt. 25 Gent. 
Der Indieatenr Höhflene . . — » — u 2 „ 
Der Ingenieur verificateur, nebfl 

3— 4000 Franc Befoldung, 

bödflens -. . . . 2 2. u U u „ 
Der Steuer:EControlu . . .— „ 4 „ 2 „ 

u. 20 Fr. v. jeder Gemeinde. 
Der Steurdirclorr  . . . . un 2 „ 


und fire Bergütungen. 


1 Fr. 34 Gent. 48 Gent. 
Außerdem erhält der St.:Infpector 100 Br. vom Canton und 20 Fr. 
von jeder Gemeinde. Die Taratoren werden tagweife bezahlt. Schon 
die nady der Zahl der Heftaren angefegten Ausgaben machen 3420 fi. 
von der Meile. — Anſchlag von Gebhard (a. a. D. ©. 125) für 
die Meile bei dem Maaßſtabe von Yaroo und sooo, Trianyulirung 
500—650 fl., Detailmeffung 1600—2100 fl., Reviflon 350—500 fl., 
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Berechnung und Entwerfung der Grundbücher 450 —550 Ü., Litho⸗ 
graphirung 300 — 400 fl., alte im Ganzen vefp. 3360-4200 fi. 


8. 330. 


2) Die lange Dauer der Arbeit, ald Urfache von Ungleich⸗ 
förmigfeiten, indem, wenn der Reinertrag bed Landes in 
einzelnen Gegenden oder Bodenbenugungen fortwährend 
Veränderungen erleidet, die in verfchiedenen Zeiten kata⸗ 
ftrirten Gegenden nicht in das richtige Verhaͤltniß zu 
einander gefeßt werden und bie fpäter veranfchlagten 
Gegenden zu hoch belegt werden (a). 

Die Nachtheile dieſes langſamen Fortganges find in mehreren 
Ländern unverkennbar zum Borfchein gefommen. Bei der Ver⸗ 
meflung iſt eine fchnelle Beendigung nicht möglich, ſchon weil 
man hiezu eine große Anzahl von Feldmeſſern haben müßte, 
bie dann feine Beichäftigung mehr fänden (d), allein die Schägung 
fann bei guter Einrichtung des Verfahrens bebeutend fchneller 
audgeführt werden. Die Verzögerung, welche in der Kataftris 
rung mehrerer Länder ftattfand, war nicht in dem Wefen des 
Geſchaͤftes gegründet, fondern rührte zum Theil von ben Unters 
brechungen her, an denen äußere Ereigniffe oder Veränderungen 
im Plane des Werkes oder eingetretene Bedenklichkeiten Schuld 
waren. Wo feine foldyen Umftände eintreten, ift die erforder: 
liche Zeit nicht fo lang, daß fie einen Abhaltungsgrund abgeben 
fönnte (c). Berner laſſen fih Mittel zur Vermeidung des er 
wähnten Uebelftandes anwenden. Man fann in den zuerft 
fataftrirten Zanbestheilen einzelne Gemeinden oder Bezirke aufs 
ſparen, um fte zulegt nachzuholen und aus ihnen auf die Ber- 
änderungen in ben anderen gleichartigen Gegenden einen Schluß 
zu machen. Die Vergleichung ver Ergebniffe nad) der Beendis 
gung aller einzelnen Schägungen dient ebenfalld dazu, bie Lan⸗ 
destheile gleihmäßig anzulegen und die aus der Berfchiebenheit 
der Schägungszeit entftandenen Folgen zu befeitigen. 


(a) In Niederöfterreich, weldhes um 1833 fatafrirt wurde, find bie jeßigen 
Pacht⸗ und Kaufpreile 2,7 und 2,° mal fo hoch als die Steueranichläge, 
in anderen fpäter abgeihägten Provinzen nur 1,— 1,3 mal. 

(2) Zur Meffung if warme Sahreszeit und gute Witterung nöthig, bie 
Übrige Beit wird zum Zeichnen und Beredinen benüßt. 

(6) In Yranfreih wurde in 9 Jahren !/s des Landes vollendet, jährlich 
284 IM., die weſtliche Hälfte bed preuß. Staates (844 DOM) wurde 
(freilig mit Benugung früherer Arbeiten) in 13 Jahren aufgenommen, 

5 s 


alfo jährlih an 65 DOM. — Das Herzogth. Mailand, gegen 220 IM. 
groß, aus 2387 Gemeinden beſtehend, wurde in etwas mehr al6 3 Jahren 
gemeflen und gejeiänet — In Sadfen if in fünf Sommern, 1838 
i6 1842, die Vermeflung, Abfhägung und Herftellung des Kataflers 
bewirft worden. In fünf öfterreich. Provinzen von 1556 OM. famen 
durdfchnittli auf ein Jahr 13, OM. vollendeter Arbeit. 


8. 331. 

3) Die Unmöglichkeit, auf dieſem Wege einen befriedigenden 
Erfolg zu erreichen, weßhalb man, mit Hinblid auf bie 
Katafterarbeiten in einzelnen Ländern, bezweifelt hat, daß 
die großen Koften wohl angewendet feien (a). 

Hierauf läßt ſich erwiebern: a) Eine mathematifche Genauig- 
feit ift bei einer Größe, die nur ald Durchfchnitt jährlich wech⸗ 
felnder Ergebniffe bei üblicher Bewirthfchaftungsweife ermittelt 
werden kann und bie ber einfihtövolle Grundeigenthümer felbft 
nicht fiher anzugeben vermag, nicht zu erreichen. Könnte man 
indeß 3. B. auch nur bis auf 10 “Proc. der Wahrheit nahe 
fommen, fo würde dieß, bei dem gewöhnlichen Fuße ber Grund» 
fteuer, böchftend eine Abweichung von 11/.—2 Proc. in ber 
Größe der Steuer zur Folge haben. b) Die Reinertragsfchägung 
hat vor den anderen Arten der Steueranlegung den Borzug, 
daß fie die gefuchte mittlere Grundrente aus den einzelnen 
Thatfachen ableitet, von denen fie beflimmt wird, und daß 
folglich die erlangten Anfchläge auf demſelben Wege geprüft 
werben fönnen, was bei der Kataftrirung nach Kaufpreifen oder 
Pachtzinſen nicht der Fall if. c) Die Benupung dieſer beiden 
Anhaltspuncte ift bei dem erwähnten Verfahren nicht aus 
gefchlofien und vielmehr fehr zu empfehlen. Es fönnen alfo 
die brei Mittel zur Erlangung guter Anfchläge mit einander in 
Verbindung gefegt werden, fo daß jedes berfelben dazu bient, 
bie aus den anderen gewonnenen Zahlen zu prüfen und zu 
berichtigen. Wird dieß angeordnet, fo vereinigt dad Verfahren 
bie Vorzüge aller befannten und bisher in Anwendung gekom⸗ 
menen Methoden und erfcheint hiedurch ald das vollfommenfte. 
d) Die Berechnung ded Reinertrages fegt gründliche ande und. 
volföwirthfchaftliche Kenntniffe, Geſchicklichkeit, Sorgfalt und 
vollfommene Redlichfeit voraus und es ift hieraus leicht zu er- 
flären, daß durch Perfonen, die mit der Abſchaͤtzungskunſt nicht 
vertraut waren, durch mangelhafte Vorfchriften, eilfertiges Ders 


fahren ꝛc. ungenaue Anfchläge aufgeftellt worden find. e) In 
einem großen Lande liegt in der Menge der mitarbeitenden 
Perfonen und in der größeren Berfchiedenheit der landwirth⸗ 
fchaftlichen Berhältniffe der einzelnen Landestheile eine Schwie- 
tigkeit ber gleichförmigen Veranſchlagung, die in Staaten von 
geringerem Umfange in weit fchwächerem Grade vorkommt. 
Hat man jebod die genannten Umftände als erfchwerend er- 
fannt, fo ift man aud im Stande ihrem Einfluffe durch zweck⸗ 
mäßige Beranftaltungen zu begegnen (6). Die Wahl viefes 
Berfahrend bietet daher im Allgemeinen noch nicht die Buͤrg⸗ 
fhaft des vollfommenen Gelingend dar, fonbern erft dann, 
wenn zugleich für die genannten Borbedingungen geforgt wird. 
4) Die Veränderungen im Eigenthbum, in der Benutzungs⸗ 
weife und dem Ertrage der Xändereien, wodurch auch ein 
anfangs fehlerfreied Katafter mit der Zeit unbraudbar 
werben muß. 

Was die Eigenthumsverhältnifie betrifft, fo muß, auf wel: 
hem Wege aud dad Katafter zu Stande gebracht worden fein 
mag, jeder Wechfel in der Perſon ded Eigenthuͤmers, fowie 
jede Theilung unter mehrere Herren aufgezeichnet und fo ber 
jedeömalige Beſttzſtand deutlich erfennbar gemacht werben, $. 338. 
Daffelbe gilt von den @ulturveränderungen, 3. B. der Robung 
von Waldungen ıc. Aenderungen im Reinertrage, wenn fie 
nicht auf einzelne Stüde befchränft bleiben, erfordern von Zeit 
zu Zeit eine ‘Prüfung der Ertragsanfäge, welche aber nicht mit 
großen Schwierigkeiten verfnüpft ift und bei den oben betrady 
teten anderen Methoden ebenfalls nicht ausbleiben follte, 8.316. 


(a) 3. 3. D’Audiffret, Syst. fin. de la France, I, 31: Toute &valus- 
tion speculstive d’une richesse aussi variable que la propriets immo- 
bilitre, toute classification des bien-fonds reposant sur les probabilites 
qui naissent du rapprochement d’un grand nombre de faits, lorsqu’elles 
sont soumises su jugement si divers de l’intelligence humsine, sont 
expostes & des graves erreurs et aux contestations des intsrets froissds. 
v. Hock ©. 140. — Ueber die Mängel des mailänder Kataſters Burs 
gera. a. D. — Das Kanzöffde Katafter ift nicht ganz nah Wunſch 
ausgefallen. In den zuerft Sataftrirten Bezirken verurſachte ter Mangel 
an Uebung und Geſchicklichkeit Solche Fehler, daß man fih zum Theile 
entihloffen bat, die Abfchäpungen zu wiederholen. Wan getraut fi 
daher noch nicht, die Grundſteuer nach ten Kataflerergebnifien auf die 
Zandestheile umzulegen, vergl. $. 337 (ce). — Das 1835 vollendete 
sömifhe Kataſter zeigte fi) ebenfalls fehlerhaft und es wurde 1845 eine 
Commiſſion zur Berichtigung defielben ernannt. — Aud an bem rhein- 
laͤndiſch⸗weſt faͤliſchen Katafter find manche Ausfellungen gemadt worden, 


Kries a. a.D. ©. 65. Die Erfahrungen in Sagien find d n 
fuͤr das neue Kataſter ſehr guͤnſtig, indem man bei Kaͤufen, Berpfän- 
dungen, Abloͤſungen u. dergl. Ep der Kataftereinheiten zu bedienen 
pflegt, Runde a. a. O. ©. 5. — Im Canton Bern (Gefeh vom 
15 März 1856 8. 37) follen die Anfchläge des durch Prüfung ber 
früheren Anfäge erneuerten Kataſters für Interpfandsdarleihen bie 
Stelle einer befonderen Schaͤtzung einnehmen, für Brbtheilungen und 
Swangsabtretungen aber nicht gebraudht worden. — In Norbdeutfchland 
hat man fich überhaupt wegen der zahlreichen, von kundigen Landwirtben 
verwalteten größeren Güter viel mit der Erforſchung ber landwirth- 
fhaftlihen Verhaͤltniſſe und mit Ertragsberechnungen beichäftigt und 
die hiebei gefammelten Erfahrungen leiten zur Anlegung der Steuer 
uten Beiftand. 

(e) Mehrere Schriftſteller (Kries a. a. D. und der dort angeführte 
Bouffielgue) find der Meinung, ein Grundkeuerkatafter leiſte haupt⸗ 
fächlih zur guten Umlegung ber Steuer innerhalb einer Gemeinde 
Mugen. Man beruft fih 3. B. auf die Thutfadhe, daß in Rheins 
preußen und Weftfalen durdy die Brgebniffe des neuen Kataflere die 
frühere Bertheilung der Steuer auf die beiden Probinjen und die acht 
Regierungsbezirfe ım Ganzen nur wenig, aber für die Fleineren Bezirke, 
Gemeinden und einzelnen Grundſtuͤcke viel, bie zu 40— 50 Proc. ab: 
geändert worden if, Kries ©. 47. Jene geringe Abweichung der 
alten und neuen Anidläge im Großen erklärt fi natürlicher aus der 
annähernten Richtigkeit beider ale etwa aus einer Man eihaftigteit 
beider in gleicher Richtung. Indeß wäre auch in obiger Beichränfung 
der Nupen eines forgfältig verfertigten Katafters fhon groß genug. — 
Kries wird zu dem Borfchlage geleitet, einen Theil der Staatsaus⸗ 
aben, der für örtliche und Brovinzialzwede gemacht wird, nad, dem 

eifpiel von Großbritanien der Staatscafle abzunehmen und den Pros 
vinzen und engeren Verbänden zu überweifen, hiezu den größeren Theil 
ber Grundſtener zu beſtimmen und biefe in einfacherer Weiſe, vorzüglich 
nah Pachtzinſen, anzulegen. 


8. 332. ⸗ 


Die Reinertragefhägung zum Behufe der Grundſteueran⸗ 
fegung bat mit der Berfertigung von Pachtanfchlägen für Dos 
mänen ($. 121 ff.) Bieled gemein, weicht jedoch auch in 
manchen Puncten von berfelben ab, befonderd weil für bie 
Beſteuerung weniger auf vorübergehende Umftände Rüdficht 
genommen werden darf und weil nicht bloß ein einzelned Land⸗ 
gut, fondern fämmtlide Grundftüde eines Landes in richtigen 
Berhältniß zu einander abgefchägt werden follen. Auch bier, 
wie zum Behufe ber PBachtanfchläge, find gewilfe Vorarbeiten 
nöthig, nämlich die Sammlung verfchiedener Nachrichten über 
die auf den Roh⸗ und Reinertrag des Landes in jedem Bezirke 
einwirfenden oder hindeutenden Umſtände. Dahin gehören: 
Geftaltung der Oberfläche, — geognoſtiſche Berhältniffe, — 
Klima (Wärme, Regenmenge ıc.), — Lands und Wafferftragen, 
Abſatzwege, — Stärke der Bevölkerung, — betriebene Gewerbs⸗ 
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zweige, — Vertheilung des Grundeigenthums in größere oder 
kleinere Beſttzungen, — Erzeugnifle des Landbaues, — Staͤrke 
des Viehſtandes nach den Arten der Thiere, — Gemeinde 
(ändereien, — Berhältniffe der Dienftboten und Taglöhner, — 
Kaufpreife, Pachtzinſe u. dergl.(a). Füuͤr die Beranfchlagung 
felbft gelten nachfiehende Hauptregeln (2): 

1) Der mittlere rohe Ertrag eined Grundſtückes, die zur 
Erzielung des erfleren aufzuwendenden Koflen und ber Rein 
ertrag, folglich die in dieſem enthaltene Grundrente, werben, 
abgefehen von den Reallaften, vorzüglidy beftimmt: 

a) von ben körperlichen @igenfchaften ber einzelnen Grund⸗ 
ftüde, zu denen die Zufammenfegung des Bobend, bie Tiefe 
der Krume, die Befchaffenheit bed Untergrundes, das Klima 
ber Gegend, die hohe oder tiefe, wagrechte oder geneigte Lage, 
der Grad der Befeuchtung 2c. gehören ($. 127. 1)); 

b) von ber Lage der Grundflüde gegen die Wirthfchafts- 
gebäude, wenigfiend bei Ader- und Gartenland, weil der Weg 
von demfelben zu dem Hofe von Menſchen und Gefpannen oft 
zurüdgelegt werden muß. Diefer Umftand hat da den größten 
Einfluß auf die Rente und feine Berudfichtigung ift am leich⸗ 
teften auszuführen, wo bie zu einem Gemeindebezirt (Gemars 
fung, Bann) gehörenden Höfe in einem Dorfe beifammenliegen 
und die Gemarfung groß if (c); 

c) von der in der Gegend üblichen Bewirthichaftungsmeife, 
namentlidy der Fruchtfolge und Yeldeintheilung, $. 128. 1); 

d) von den bafelbft beftehenden mittleren Preifen, die fo; 
wohl bei den Erzeugnifien als bei den Geldausgaben in Betracht 
fommen. Bür jene werden die Durchfchnittäpreife der nächiten 
Marktorte aus einem gewiflen Zeitabfchnitte zu runde gelegt (d) 
und ed wird je nad) der Entfernung von dem Marfte und der 
Beichaffenheit ded Weges ein Abzug gemadjt (e). 

2) Fuͤr Gewaͤchſe, deren Ernteertrag von Jahr zu Jahr 
verfchieden iſt, wird ein Mittelfag aus längerer Erfahrung an- 
genommen, mit Rüdfidht auf Unfaͤlle und Berlufte. 

3) Der Roh⸗ und Reinertrag von Aedern muß wegen ber 
Abwechslung der Feldgewächſe nad dem Durchichnitte einer 
ganzen Periode, alfo 3. B. nad) der üblichften Fruchtfolge für 
3 oder 6 Jahre berechnet werden (f). 


4) Zu ben vom Rohertrage abzuziebenden Koften gehören 
Ausfaat, — Ankauf von Düngemitteln, die man nicht ſelbſt 
erzeugt, 3. B. Gips, — Arbeitslohn (fowohl Geldlohn als 
Beköftigung der Arbeiter und Beherbergung bed Gefindes), wos 
bei audy der Unterhalt des Landwirthed eingerechnet werben 
follte, — Butter, Wartung, Stallung und Abnügung des 
Spannviched (9), — Ausbefferung und Abnügung der Geräth- 
haften, — Baufoften, — Unterhaltung der Ufer, Dämme, 
Mauern, Bewaͤſſerungs⸗ und Entwäfferungsanlagen, aber nicht 
der Zins des auf folche Berbefferungen verwendeten Capitales, — 
Zinfen des ftehenden und umlaufenden Gapitaled (A), — ferner 
Zinfen der Gebäude, im Halle eine befondere Haudfteuer er 
hoben wird (i). 

5) Da die Gebundenheit der Landgüter in den meiften 
Ländern ſchon aufgehoben, in den anderen aber ihre Fortbauer 
zweifelhaft ift und immer freie (walzende) Grundftüde und eins 
zelne Zertheilungen vorfommen, fo müflen alle einzelnen Bes 
ftandtheile eined Gutes abgefonvert gefchäßt werden. Gleich: 
wohl werben die Koften nicht fo berechnet, wie fie fich bei der 
getrennten Benugung der einzelnen Grundftüde ftellen würden (k), 
fondern unter Annahme eined Landgutes von gewiſſer mittlerer 
Größe in jeder Gegend. 


(a) In Preußen werben alle diefe eingezogenen Nachrichten in einer Kreis: 
befchreibung zufammengeftellt. A. Anmweif. von 1861 $. 23. 


(5) Meber die Srundmängel bes bisherigen Verfahrens Hoffmann in ber 
Zeitfchrift für die gef. Staatswiflent,. 1, 350. Tübingen 1844. 


(c) Im fähfifhen Katafler werden die Entfernungen jedes Grundflüdes vom 
Dorfe in Zahlen angemerkt und die Arbeitfoften bei einer Entfernung 
von 250 bis 500 Ruthen (zu 4,53 Meter = 15,' bad. %.) um 10, 
bei einer größeren um 20 Proc. erhöht; GBefchäftsanweif. F. 34—36. 
Berechnungen hierüber bei Blod, Mittheilungen III, 380. — &8 
wird in jeber Gegend ausgemittelt werden können, um wie viele Brocent 
ber Reinertrag bei einer Entfernung von 3.3. 4000, 8000, 12000 Fuß 
u vermindern fei. Die Nichtbeachtung diefer Entfernung würde einen 

heil der Grunteigentbümer zu hoch belaften. Sn manden Gemars 
fungen giebt es abgelonderte entlegene Flächen, 3. B. auf einem Bergs 
rüden, jenfeits eines Waldes u. dgl. Wenn freilich die entfernteften 
Stüde näher an einem anderen Dorfe liegen und folglih von den 
Bewohnern deſſelben gepachtet oder erfauft werden koͤnnen, fo dürfte 
der Abzug nicht größer fein, ald es dem mittleren Abftande von beiden 
Ortſchaften entfpriht. Beim Hinausrüden der Höfe zum Behufe der 
Zufammenlegung (IL, $. 99) fällt der Grund vieles Abzuges für die 
entlegenen Stüde hinweg und wenn eine Gemarkung größtentheils aus 
zerfireuten Höfen beſteht, fo braucht die verfchiebene Rage nicht mehr 
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berückſichtigt zu werden. Die Zerſtreutheit ber einem Gigenthümer 
gebörenben Stüde kann wegen bes häufigen Gigenthumswedieie nicht 
n Betracht fommen, wie es auch die a. preuß. Anmweifung v. 21. Mai 
1861 $. 3 vorfchreibt. Nach dem oͤſterreich. Geſetzentwurfe von 1863 
foll aud) die Entfernung vom Hofe nicht beachtet werden, weil dieß bei 
der Glaffenihäßung nicht ausführbar fei, Begründung ©. 10. 21. 
Allein es ift nur umfländlicher, nicht unthunlich, in jeder Gemeinde 
nah der Beendigung der Binfhägung in bie Glaffen noch Abzüge Ein 
machen, indem man die Gemarkung durch Kreife von gemwiflen Halb: 
meflern in mehrere Theile zerlegt, die vom Dorfe nach außen auf ein 
ander folgen. 

Die hiezu gewählte Periode muß im ganzen Lande die nämliche fein. 
Frankreich: Marktpreiſe aus dem Durdfänttt der Sabre 1783—1790 
und 1797-1803. In Belgien nahm man dafür neuerlich den Durch: 
fhnitt von 1812—26. — Gr. Heflen: D. 1818—23. — In Oeſter⸗ 
reich wurden die Markipreife von 1824, ale bie niebrigfien, zu Grunde 
gelegt. In Sachſen theilte man 46 Bezirke des Landes ab und nahm 
für jeden einen garden Roggenrreis an, von 2 xl. 12 ggr. — 3 rl. 
2 ggr. für den Scheffel. Ausführlich hierüber Runde a.a.D. ©. 54. 
Preuß. Anweif. von 1861: WartinisPreife von 1837—60 für jeden 
Kreis, mit Hinweglaffung der zwei höchſten und zwei niebrigften. 


(e) Rheinpreuß. Inftruct. $. 135. — v. Flotow rechnet für eine Meile 
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Entfernung vom Marktorte, wenn nämlich dort wirflid ber Verkauf 
geihieht, 2 Proc. ab, ©. 37. 


Nähere Vorfchriften in der öfterreih. Schäßungsinftruction bei Linden, 
I, 353. — Die Gegenflände des Anbaus und ihre Anfeinanderfolge 
(3. B. Stoppelfrüdte) werden nad der DOrtsgewohnheit angenommen, 
nur daß der Bau von Handelsgewaͤchſen, als nicht dauernd gefichert, 
beffer unberüdfichtigt bleibt. 

Sachſen: 1 Arbeitstag eines Mannes = 1/5, einer Frau — 1 Mebe 
Roggen, 1 Tag Bierdegefpann = 5%,—7T, Ochſengeſpann 3%, —At/a 
Meßen (1 fühl. Metze = 0,8 pr. Eh. — 0,MT had. Malter — 
9,5 Pfd.). 

Das umlaufende Bapital gehört im alle der Berpadtung dem Badhter, 
und der Berpadter hat darum feine Vergütung dafür zu erwarten. 
Die Zinfen des ftehenden Gapitales fallen, wenn ein ganzes Landgut 
verpachtet wird, dem Gigenthümer neben der Grundrente zu, und 
brauchten in ſolchen Fällen nicht abgezogen zu werben, wenn nicht aud 
öfter einzelne Grundftüde in Pacht gegeben würden. v. Groß, ©. 32, 
ift gegen dieſen Abzug, weil die Zinfen kein Theil der Productions; 
foften feien. Beifpiel der Berechnung bei v. Flotow, Anleitung zur 
abihähung Pa Grundſtücke ©. 43 4 — Blod, Mittheilungen LII, 
. 48-70 1. 


Das ältere Berfahren, nad dem man, um die Berechnung der Koften 
zu erfparen, diefe ale ein Bielfaches der Getreideausſaat betrachtete 
(8. 128. 2)), ift aud bei Steueranfchlägen vorgelommen, 3. B. in dem 
preußiihen und brandenburgifchen Hufenſchoß, bei der hannoverichen 
neuen Grundfteuer (1/a bis 2fache Ausfaat). — Nach der Thereflanis 
(hen Abfhäkung wurde !/s ded Nohertrags für Koften abgezogen, in 
Mähren 1. — Nach dem öfterreich. Geſetzentwurf von 1863 follen bei 
dem Ackerlande nicht über 70, ausnahmeweile bis 75, bei Rebland 
nicht über 80, bei Wiefen nicht über 40 Proc. des Rohertrages Koflen 
angeſetzt werden, vgl. 6. 335 (d). 

Alfo nicht unter der Annahme, daß man für Geld adern läßt und den 
Dünger baar anfauft. 


6. 338. 

6) Beſondere Regeln für die Waldungen (a). a) Hier 
werden bie in der Forſtverwaltung, befonderd der Staats⸗, 
Gemeindes und Corporationdmwaldungen gemachten Erfahrungen 
benugt und die Aufftelung der Anfchläge muß daher haupt⸗ 
faͤchlich von Forſtmaͤnnern bewirkt werden. b) Es iſt zunädft 
der nachhaltige Holzertrag zu erforſchen, der von Boden, Lage 
und Klima, Holzart und Betrieböweife bedingt if, ferner von dem 
Dafein eined Vorrathes von ftehendem Holze, I, 8. 390 — (b). 
c) Hier ergiebt ſich aber die Schwierigkeit, daß bisweilen ber 
Holzbeftand eined Waldes zufolge einer fehlerhaften Behand 
lung geringer ift, als er bei einer guten Bewirtbfchaftung fein 
würde, daß folglich auch der jährliche Holzerttag unter dem 
regelmäßigen (normalen) flieht und daß eine geraume Zeit 
verftreihen Fann, bis die Wirkungen einer unvortheilhaften Bes 
handlung gänzlich defeitigt find. Würbe man fich lediglich an den 
jegigen Holzbefland und Zuwachs halten, fo würden ver Staatd- 
caffe die Fruͤchte einer künftigen befferen Bewirthfchaftung entgehen ; 
wollte man aber den auf einem gewifien Standorte möglichen 
normalen Ertrag zu Grunde fegen, fo würden die Eigentlyümer 
in der näcdyften Zeit offenbar überbürdet. Der einfachfte Aus⸗ 
weg befteht darin, daß man für jeden Standort einen mittels 
mäßigen Holzbeftand annimmt (ce), wobei die in gutem Zu⸗ 
ftande befindlichen Waldungen niedriger angeſetzt werden, als 
es gerechter Weife gefchehen könnte. Genauer, aber mühfamer 
ift es, wenn in folchen Fällen für jegt nur der gegemmärtige 
Ertrag in Anſchlag gebracht, jedoch eine Prüfung und allen- 
fallfige Erhöhung der Ertragsfäge nach Ablauf einer feftgefeßten 
Friſt vorbehalten wird (ch. Man bat alfo zu unterfudyen, ob 
die verfchiedenen Altersclaffen bis zur Umtriebszeit fämmtlich 
in richtigem Berhältniß vorhanden, und wie volftändig oder 
lüdenhaft die einzelnen Beftände find. d) Neue Waldungen 
ohne alle® ältere Holz erhalten den geringften Ertragsſatz, ober 
werden eine Zeit lang freigelaffen, weil die von ihnen erhobene 
Steuer vorgefchoffen werden muß. e) Die Beftandtheile eines 
Waldes, der ald ein unter planmäßiger Bewirtbichaftung flehen- 
bed Ganzes anzujehen ift, werben nicht einzeln behandelt, wos 


ferne nicht einzelne Theile von beträchtlicher Ausdehnung in 
Anfehung des Bodens fehr von der Hauptmafle abweichen. 
f) Bei Heinen Waldungen, die feinen jährlichen Hieb zulaffen, 
wird der Ertrag der Nutzungen mit Rüdficht auf die bis zu 
ihrem Eintritte verfließenden Zeiträume nach ihrem Werthe am 
Schluffe der Umtriebsperiode audgemittelt und die jährliche 
Holzrente berechnet, welche in gleicher Zeit zu jenem Betrage 
anwachſen würde (d). g) Der burdfchnittliche Holzertrag wird 
nach den verfchiedenen Holzforten und den örtlichen Mittels 
preifen eines längeren Zeitabfchnitted auf dem Stamm zu Geld 
angefchlagen, fodann werden die Koften, mit @infchluß des 
Aufwandes für Verwaltung und Beſchützung, abgezogen (e) 
und bie Nebennugungen beigefügt (f). 


7) Kür die Schägung jeder Art von Grundftüden wird eine 
ausführliche Anmweifung (Inftruction) aufgeftellt, alfo außer den 
Acdern und Wäldern aud für Wiefen, Weiden, Rebland, 
Gärten verfchiedener Art, Heiden, Teiche, Torfftiche, Stein» 
brüche, Lehmgruben u. dgl. Der Ertrag des Nutzviehes, ale 
Frucht des Bapitaled und Gewerbfleißes, bleibt außer Anſatz, 
doch muß der Geltanfchlag der Wiefen und Weiden ba, wo 
einträgliche Viehzucht getrieben wird, von jelbft höher ausfallen. 


(a) Papius, Die Grundfleuer von ber Holzwirthſchaft, Frankfurt 1842, 
©. 53. — Pernitzſch, Unterſuchungen über Zuwachs der Wälder, 
Sranffurt 1843, S. 107. — Preußen: Technifche Anweifung zur Auss " 
führung tes Beiekes vom 21. Mai 1861 in Beziehung auf ... bie 
Holzungen, vom 17. Juni 1861. Denkichrift des Landforftmeifters 
v. Hagen über die... Gtaffiflcationstarife für die Holzungen, 1. Mai 
1862 BL. — Da der größere Holzvorrath eines Hochwaldes hinweg⸗ 
genommen werten fann, wenn man bie Umtriebözeit verfürzt, fo wird 
in Frankreich der Niederwald als Regel angenommen, wobei ausbrüd: 
lich die Abficht erwähnt ift, die Aufzucht von älterem Holze zu begün- 
fligen. Bee. Art. 368. 370. — Defterreih: man legt diejenige Abtriebes 
periode zu Grunde, welche die befieren Forfiwirthe der Gemeinde oder 
der Gegend befolgen. — Sachſen: man richtet fi) nad der in jedem 
Walde befiehenden Betriebsart. Der Ertrag wird theils nach den fünf 
Bodenclaflen, theils nach den fünf Abflufungen des Wuchſes beurtheilt 
und es find hiezu für jede Claſſe gewiſſe Ertragsſätze ſchon in ber 
Geſchaͤftsanweiſung aufgeheit, 6. 71ff. und Beil. C. — Naſſ. 2. v. 
3. April 1840 zu dem Beleg v. 30. März über die Reviflon der Wald⸗ 
fleuer, $. 8: für Domänen:, Gemeinde⸗ und Stiftungswaldungen wird 
der Rohertrag nach dem beftchenden Wirthichaftsplan und den jüngften 
periodiſchen Grtragstabellen, bei ftandesherrlichen und (anderen) Privat: 
waldungen nach einem von der Abſchaͤzungscommiſſion angenommenen 
Wirthſchaftsplan geichäpt, — $. 10: in deu Megel nad) ber vorherrſchen⸗ 
den Holzart; Baus und Werkholz wird als Scheitholz angefchlagen. — 


(8) 


Bad. Geſetz v. 23. März 1854 über die neue Kataflrirung der Wal: 
dungen, vgl. 6. 324 (d). Diefe Maafrege! wurde hauptſaͤchlich durch 
den geſtiegenen Preis des Holzes veranlaßt. Es wurden daher die 
Mittelpreiſe von 1845—47 und 1850—52 ſtatt der älteren zu Grunde 
elegt, zugleih wurde aber auch ber Naturalertrag nad dem jetzigen 
uftande neu abgefhäßt. Der Anfchlag wird aus dem normalen 
Haubarkeitsertrage gebildet, neue noch nicht 20jährige Wälder werben 
jedoch bis zum 20. Jahre nur nach dem Bodenertrage bei feiner früheren 
Benugungsweile angefeßt. Koften werden nicht abgezogen, der Ertrag 
wird aber, wie nad dem älteren Grundfteuergefeh, nur 1bfach (fatt 
26fach) IN Capital angefhlagen und Nebennugungen bleiben außer 
Anfag. Diefe neue Beranfchlagung der Waldungen wurde von einer 
befonderen Miniſterialcommiſſion geleitet und fchon 1855, in 17 Monaten, 
zu Ende gebradt. Das Ergebniß war, daß das Steuercapital der fleuers 
pflihtigen Waldungen von 29%, auf 73,9 Mill. fl. oder des Morgens 
von 26,3 auf 66 fl. erhöht wurde. 


Das fog. Holzeapital ift ein weientlicher Beftandtheil des Waldes, bie 
Waldrente befteht folglid) aus Holzs und Bodenrente, bie aber fo 
wenig von einander getrennt behandelt werden können, als bei einem 
Reb⸗ oder Hopfenftüde. Gin Abzug von Binfen des Holzbeflandes wäre 
alfo unzuläffig, denn jene gehören zu dem fleuerbaren Waldertrage. — 
Umpfenbad (Lehrbuch I, 191) betrachtet die Waldſteuer als eine 
Gapitalfteuer. 


(e) Breußifche Abfhäkungsgrundfäße von 1861, Anhang 8. 9: Der Werth 


(d) 


des zur Zeit der Abichägung vorhandenen Holzbeflandes bleibt un⸗ 
berüdfichtigt. Diefer Sap iſt in der a. technifhen Anweilung ©. 11 
genauer beflimmt worden. 6 foll ein mittelmägiger Holzbeſtand, 
aber ein normales Verhältniß der Altersclafien, vorausgefegt werben. 
Die hiezu aufgeftellte Ertragstafel (S. 17) ergiebt für Kiefern auf. fehr 
gutem Standorte nur 32 und 24 Cub. Fuß Derbholz vom Morgen. 
Hievon werden „für die gewöhnlichen Unvollkommenheiten und moͤglichen 
Unglüdsfälle” je nad den größeren oder geringeren @efahren noch %/s 
bie !/a abgezogen. 

Dierfad in den Neuen Sabrbüchern der Forſtkunde VI, 81. 


(e) Hauers und Fuhrlohn werden nicht berechnet, weil der Verkaufspreis 


(I 


des ftehenden Holzes zu Grunde gelegt wird. — Sachſen, $. 84. 85: 
Für Unfälle zieht man beim Nadelmald 16, beim Hochwald des Laub: 
holzes 12, beim Niederwald 8 Proc. ab, für Gulturkoften beim Beginn 
der Umtriebsgeit 5 xl. — 3 rl. — 18 ggr. auf den Ader, für Auf: 
fichtsfoften jährlich“ 6 gar. — Defterreih: 1 —5 Proc. Abzüge. — 
Gr. Heſſen: die Koften dürfen nicht über 13 Er. vom Morgen betragen. — 
Bad. Gef. v. 1854 6. 8: der Naturalertrag wird nah der üblichen 
Art der Aufbereitung unter die verfchiedenen Battungen (Sortimente), 
ale Nutz⸗, Baus, Scheits, Prügelholz, Neifig und Gerberrinde ver: 
theilt. — Preußen: In der Regel wird auf den Morgen angenommen 
für Saubholghocnnalt 8 Spr., Nadelholzhochwald 5,% Sgr. Nieder: 
wald 7,%, Mittelwald 10 Sur. Koften der Verwaltung und Beihügung. 
Ueber Unfälle f. (ec). Der hiernach angefchlagene Reinertrag der Wals 
dungen in Preußen fleigt auf der 1. Bodenclaſſe bie 6 Thaler, bei 
Meidenpflanzungen ſogar bis 8 Thaler, er finkt in der 8. Bodenclaſſe 
bie und da bie auf 1 Sgr. herab. 


Doch nur folhe, welche ohne Schmälerung des Holzertrages flattfinden 
Iönnen. Gewöhnlich läßt man fie deßhalb ganz außer Anſatz. — Naſſau, 
a. V. 6. 10: Nebennußungen werden mit eingerechnet, foweit es nicht 
angeht, fie gegen Gulturfoften auszugleichen. 


8. 334. 

Eine große Bereinfahung gewährt auch bei dieſer Methode 
ber Beranfchlagung die Eintheilung der Ländereien jeder Be- 
nugungsart in Claſſen. Wenn man viele im Werthe (Ertrags- 
fähigkeit) einander ungefähr gleichkommende Stüde in eine 
Claſſe mit einem gewifien Ertragsſatze zufammenftelt, fo bleiben 
. allerdings Kleine Berfchiedenheiten unbeachtet und es iſt bis⸗ 
weilen in Yällen, wo ein Grundſtück gerade in der Mitte 
zwifchen zwei Ertragsfäpen zu ſtehen fcheint, ungewiß, wohin 
daſſelbe zu ſetzen ſei. Dagegen ift bie Abkürzung ber Arbeit 
ein fehr großer Bortheil, ed kann nun bie Ausmittlung der 
Elafienfäge deſto forgfältiger und gründlicher gefchehen und der 
mögliche Fehler ift gering, wenn die jede Claſſe bezeichnenden 
Zahlen nicht weit von einander entfernt find. Wenn man feine 
Elafien zu Hülfe nähme, fo würde unvermeiblich bei der uns 
geheuren Menge von einzelnen Schägungsgegenftänden eine 
Uebereilung einreißen, in ber weit größere Fehler begangen 
werden fönnten. 


8. 335. 

Demnad gehören zu dem Abſchaͤtzungsgeſchaͤft nachftehende 
Verrichtungen: 

1) Claſſeneintheilung (Claſſification), d. h. Auf⸗ 
ſtellung einer gewiſſen Zahl von Claſſen des einer jeden Be⸗ 
nutzungs⸗ (Cultur⸗)art angehörenden Landes in einer Abſtufung 
von der hoͤchſten bis zu der geringſten Ertragsfaͤhigkeit herab, 
wobei ed zwedmäßig ift, für jede Claſſe der Güte (Bonität) 
deutliche Unterfcheidungsmerfmale anzugeben, 8. 127. Bei ben 
Beranfchlagungsarbeiten der meiften Länder gefchah dieß für jede 
einzelne Gemeinde beſonders, wobei man ber leichten Webers 
fiht wegen überall nur eine Kleine Zahl von Claffen geftattete (a). 
Wird aber die Elafjenaufftelung für einen ganzen Bezirk, 3.8. 
von einer Anzahl von Duabratmeilen, in weldyem ähnliche 
Boden» und überhaupt Iandwirthfchaftliche Verhältnifie obwalten, 
vorgenommen, fo wird nicht bloß fehr viele Mühe und Zeit 
erfpart, fondern eine größere Gleichartigkeit der Claſſen und ber 
ganzen Abſchaͤtzung bewirkt. Nur if große Sorgfalt nöthig, 
damit die örtlichen Berfchiedenheiten bei biefer überfichtlichen 


Behandlung eined ganzen Bezirkes gehörig berüdfichtigt wer- 
ben (5). Es ift überhaupt ſchwer, neben ber Eörperlichen Bes 
ſchaffenheit des Landes manche andere auf den Robertrag unt 
die Koften einwirkende Umftände, 3. B. die Nähe von Stäbten, 
bie Entlegenheit, bie leichte Erlangung von Düngemitteln, 
Gefahr von Ueberſchwemmungen u. dgl. bei der Elaffenftufung 
in richtigem Maaße in Betracht zu ziehen, fo daß die Frucht⸗ 
barfeit des Bodens nicht allein entfcheidet. In einem Eleineren 
Lande Fönnte eine laffeneintheilung, wenn fle ben Lehrfägen 
ber Bodenkunde ſowie allen vorhandenen Berfchiedenheiten ber 
Bobenarten entſpricht, als Richtfchnur für das ganze Gebiet 
aufgeftellt werben, noͤthigenfalls mit Zulaffung von Zwiſchen⸗ 
und Unterclaffen. Ein folched allgemeines Syftem ber Boden⸗ 
claffen gewährt den Vortheil, daß man die Abſchaͤtzungen leichter 
prüfen und in Uebereinftimmung bringen fann, während es 
fonft möglich ift, daß 3. B. eine gewiſſe Bodenart bier bie 
zweite, dort bie vierte oder fünfte Claſſe bildet und nicht ale 
eine und biefelbe erfannt wird (c). Es ift zmedmäßig, hiebei 
für jede Glaffe einen gewiflen Rohertrag anzugeben, jedoch nur 
als ungefähren Anhaltspunct. Indeß dürfte man ſich an eine 
folche Reihenfolge der Bodenarten wegen ber erwähnten anter- 
weitigen Umftände nicht unbedingt halten, vielmehr wird eine 
gewiſſe Bobenbefchaffenheit nach anderen Rüdfichten bald einer 
höheren, bald einer niedrigeren wirthfchaftlichen (öfonomifchen) 
Claſſe zugetheilt werden müffen. 

2) Beftimmung bed rohen und reinen Ertrages jeder Claſſe 
in jeder Gemeinde durch Schäßung oder Berechnung. Hiebei 
fann man ſich an beftimmte, dad Gepräge jeder Claſſe deutlich 
an fi) tragende Mufterftüde (types, etalons) halten, bei 
denen bie wirklichen Ergebniffe der Bewirthichaftung, ferner die 
Kaufpreife und Pachtzinſe, foweit fie fih erfahren laffen, zu 
Hülfe genommen: werden. In einer Provinz ober einem kleineren 
Staate, wo feine große Verſchiedenheit der landwirthſchaftlichen 
Verhältnifie vorfommt, fann man bie Koftenberechnung für jebe 
Bodenclaſſe ſchon im Allgemeinen aufftellen, doc muß es dann 
noch immer geftattet fein, bie örtlich nöthigen näheren Beftim«- 
mungen und Berichtigungen hinzuzufügen, weil bie angenom- 
mene Regel bisweilen unanmwenbbar iſt (d). Die Feſtſetzung 
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des Reinertrages laͤßt ſich ſogleich mit der Claſſenaufſtellung 
verbinden (e). 

3) Einreihung aller Stücke der Gemeindemarkung in die 
Claſſen, Einſchätzung, Claſſirung (elassement) (f). 


(a) In Mailand waren nur 4 Claſſen erlaubt, in Frankreich ſind beim 
Ackerlande 5, bei anderem nur 3 vorgeſchrieben, doch mit Ausnahmen, 
Reo. 9. 510. — Im Er. Heflen (Infr. v. 13. April 1824 8. 6) und 
Rheinpreußen (Inftr. 8. 115) nicht über 5 Claſſen. — Defterreich 1817: 
die Zahl der Claſſen foll nit ohne binlängliden Grund vervielfältigt 
werden. — Bol. v. Flotow ©. 18. 

(6) Im Preußen geſchieht die Glaffification nach den Borfchriften von 1861 
in der Regel für jeden Kreis, aber mit der Erlaubniß, denfelben in 
mehrere Bezirke zu theilen, 3. B. für Hügel, bergiges und ebenes Land, 
trodenere Höhe und Niederung. GEs find demnach zu den 340 Kreiſen 
nod 56 weitere Glaffificationsbezirte gebildet worden, unb für jeden 
der 396 Bezirke (von durchfchnittlih 12,2 GM.) beſteht ein Claſſifications⸗ 
tarif mit 8 Glaflen für Ader: und Gartenland, Wielen, Weiden und 
Wald. In Bergs und Hügelgegenden, bei flarter Bendlferung und 
intenfivem Anbau kommen mehr, fowohl natürliche als kuͤnſtliche Ver: 
fhiedenheiten vor, weßhalb die Bezirfe kleiner gemacht wurden, in ber 
Brovinz Polen 3.3. haben fie im D. 15,9, in Rheinland nur 6 OM. — 
In Oeſterreich ſoll zwar nach dem Gefegentwurf von 1863 die Auf: 
ftellung von Bonitätsclaflen für jede einzelne Gemeinde gemaht und 
für jede Glafle ein die Kennzeichen derfelben deutlih an Fi tragendes 
Muſterſtuͤck bezeihnet werden, aber nachher follen in einem ganzen 
Schaͤtzungsbezirk die einander in der Getengsfähigteit jeder Benußungs⸗ 
art entiprechenden Glaffen ans den fämmtlihen Gemeinden zuſammen⸗ 
geftellt und es fol hiedurch eine Stufentabelle gebildet werden, wozu 
die Bereifung und Unterfuhung des Bezirkes von einem Schaͤtzungs⸗ 
commiſſar die Anhaltspuncte giebt. Die Bergleihstabelle muß von 
der Bezirkscommiſſion mit Befichtigung aller Gemeindemarkungen ge⸗ 
prüft werden. (@8 fcheint einfacher, die Blaffification diefer Commiſſion 
felbR zu überlafien, wie in Preußen, |. im $. Rx. 1). 

(e) So in ber fähflihen Beihäftsanweifung, 12 Elaflen des Bodens für 
Aderland, für jede 4 Höhenftufen, nad Bebürfniß mit Zwiſchen⸗ und 
Unterclafien; bei Wiefen 11 Haupts und 9 Zwiſchenclaſſen; bei Wal- 
dungen 5 Glaflen, vgl. $. 128 (a) und (e). — Entwurf eines ähnlichen 
Claſſenſyſtems für Altenburg bei Runde, Beil. ©. 80. 

(d) Sin Beiſpiel giebt die a. ſaͤchſ. Geſchaͤftsanweiſung. — In Würtem: 
berg follen für das proviſoriſche Katafler die Koften bei Aderland auf 
Y— a, bei Wieſen 1— ts, bei Weinland auf Ys— %s des Roh⸗ 
ertrages geſetzt werben, und wo fie fi; bei der Ausmittlung höher 
zeigen, dba müflen fie auf jenes Maaß zurüdgeführt werden, woraus 
Ungleichheiten entfichen, zu beren Vermeidung die Ermäßigung der 
Rokenfäpe von anderen Ländereien nöthig wird, Geſetz vom 15. Juli 
1821 8. 21. Inſtrt. F. 71—73. — In Deflerreich (1817) durften die Koften 
betragen: bei Aeckern 20-60 PBroc., ausnahmsweile 70, bei Wein: 
bergen 30—80, bei Wieſen 10—30 Proc. Solche Vorſchriften erregen 
Bedenken, weil die Koften bisweilen wirklih ein ſolches Maaß über: 
ſteigen. Man trifft Grunpflüde an, die fo unergiebig oder entlegen 
find, daß ber Reinertrag verfchwindet, 3. B. Sumpf, Gteingerölle, 
Slugfand, vgl. I, 8. 216. Sind biefelben zugleich auch ziemlich preiss 
los, fo darf fein oder nur ein ganz niedriger, unfühlbarer Steuer: 
anfchlag gemacht werden. Nach dem Grundfieuergefeg für die Welt: 


(e) 
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provinzen von Preußen $. 19 darf für Land, welches noch irgend eine 
Benupung geflattet, der Reinertrag nit unter 1%, Sgr. (se fr.) 
vom Morgen angefeßt werden. In Sachſen ift in jeder Glafle und 
Stufe der geringfie uläifige Reinertragsfag der gemeine Weidewerth, 
welcher in ber Anterken Claſſe und der hoͤchſten (fälteften) Lage auf 
1%/g Mepen vom fähfifhen Ader (0,09% Sc. auf den pr. M. — 0,9 
Malter auf den bad. M.) berabfinft. — Nur wenn ein negativer Rein- 
ertrag zum Vorſchein käme, dürfte man eine unrichtige Berechnung 
vermuthen. — Bol. Rec. Art. 515. — Die Vorausfeßung ber rhein- 
preuß. Inftr. $. 137, daß in der Regel „die Eulturfoften der geringeren 
Aderclafie zu ihrem rohen Grtrage in eben dem Verhaͤltniſſe fleben, 
wie die Koften der erften Claſſe zum rohen Ertrage derfelben“, läßt ſich 
nit wohl mit ber Grfahrung vereinigen, außer etwa, wenn das 
ſchlechtere Aderland einen größeren Theil der Zeit hindurch bloß ale 
Weide benugt wird; |. auh Burger, Reife II, 242. — In Düne 
mark fuchte man das vollfommenfle Land auf, gab ihm die Verhaͤltniß⸗ 
zahl 24 und beftimmte nah der Abweihung von ihm die Anfchläge 
der anderen Ländereien. Bon den fchlechteften Heiden und Sümpfen 
famen erſt etwa 400 Raumtbeile einem Theil Normalboden glei. 
Bergſöe a. a. O. 


In Preußen iſt dieß durch die Anweiſung von 1861 vorgeſchrieben. 
Für jede Claſſe einer Benutzungsart wird ſogleich der mittlere, bei 
emeindegewöhnlicher Bewirtbichaftungsart zu erwartende Meinertrag 
— 5* Kommt bei einer Maſſe von Grundſtuͤcken ein beſonderer, 
ur Srhaltung der Ertragsfähigkeit erforderlicher Aufwand vor, fo ift 
Kr fie ein entiprechender Glaflentarifefap anzunehmen. Man fol die 
beften und die ſchlechteſten Grundftüde gegeneinander abwägen und die 
in dem Kreife vorfommenden Ertragsverfhiedenheiten aufzufaflen fuchen. 
Allgem. Srundfäge $. 1. 2. Bei dem preußifhen Glaffificirungstarif 
fällt der Reinertrag der erflen und achten Aderclaffe in den einzelnen 
Provinzen in folgende Gränzen: 


1. Glaffe 8. Glafle 
Breugen . . . 42—121 Ser. 3—18 Sgr. 
Bon . . . 72120 „ 3—6 „ 
Pommern . . 66—240 „ 3-6 „ 
Brandenburg . 90—240 „ 3—15 „ 
Shlfien . . 60—180 „ 3—12 „ 
Sadien. . . 120—270 „ 3—15 „ 
Meffalen . . 90—225 „ 3—21 „ 
Mheinland . . 80-420 , 9-27 


Für Gartenland iſt das max. Saarburg und Wittlih (Rheinpreußen), 
bis 24 Rihlr., das min. 60 Sgr. Lautenberg bei Strasburg und 
Lublinig (R.:B. Oppeln). 

Die rheinpreußifche Infiruction über die Ermittlung des Reinertrages, 
$. 4, unterfcheidet 1) Maflenclaffirung, d. h. die @intheilung der ganzen 
Semeindeflur in größere, den verfchiedenen Claſſen entiprechende Ab- 
theilungen, 2) die befondere Glaffirung, wobei nämlich einzelne Grund: 
ftüde ausnahmeweile aus ber Abtheilung, in die fie bei der Maflens 
claſſirung gefeßt worden find, in eine andere Claſſe verfept werden. 


8. 336. 
Eine gute Schägung läßt ſich nur durch das Zufammen- 


wirken von Perfonen verfchiedener Art bewerffielligen. Man 
braucht nämlich 1) ortöfundige Männer, welche den Schägern 
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jedes Grundftüd zeigen und auf alle örtliden Umftände aufs 

merffam madyen können, Feldanzeiger (indicateurs); — 

2) Sahfundige, die aus eigener längerer Erfahrung eine 

gründliche Kenntniß der Landwirtbichaft im Allgemeinen fowie 

des Betriebs ber Gegend, in welcher fie zu fchägen haben, 
befigen und zugleih in Hinfiht auf Redlichkeit volles Ber: 
trauen genießen. Es ift zwedmäßig, fie ganz oder theilweife 
von den Orundeigenthümern wählen zu laffen, $. 299.2. Sie 
werben in der Regel aus den ausübenden Landwirthen genom- 
men. 3) Leitende Beamte, die mit dem Steuergeſetze fo- 
wie mit den Grundfägen der politifchen Defonomie und ber 

Landwirthfchaft vertraut find. Ihre Mitwirfung dient dazu, 

bie vorbereitenden Erforſchungen anzuftellen, Nachrichten zu 

fammeln und die Gleichförmigkeit im Schaͤtzungsverfahren im 

Sinne der aufgeftellten gefeglichen Vorfchriften zu erhalten, die 

ſonſt auch bei aller Gefchidlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit der in 

2) genannten Eachverfländigen nidyt zu erreichen wäre. Es ift 

nüglih, wenn bie nämlidyen Beamten in mehreren Landes» 

bezirken nad) einander die Abſchätzungen leiten und überwachen. 

Damit die von Mehreren gleichzeitig in verfchiedenen Gegen» 

den in gleichem Sinne gefchehe, ift es rathfam, fie durch münd- 

liche Belehrung und Berathung vorzubereiten. Aus den Sadı- 
fundigen (2.) und Beamten (3.) werden Commiffionen für 
fleinere und größere Abfchnitte des Staatögebietes, endlich für 
das ganze Land gebildet, damit die Schaͤtzungsergebniſſe ftufen- 
weife für eine größere Fläche mit einander verglichen, mit 

Benugung anderer Thatfachen geprüft und nad) übereinflimmens 

ben Regeln berichtigt werben fönnen (a). 

(a) Die Cinrihtungen in den einzelnen Staaten weichen unter anderen 
darin von einander ab, daß man bald den unter 2) genannten Schägern, 
bald ten Schätzungs⸗Commiſſaren (3) einen größeren Antheil des Ge: 
Ihäfts übertragen bat. Bei der Wahl der Anordnung if darauf zu 
achten, wie die Bildung unter den Landleuten fi verhält und über 
welche Anzahl von Gommiffaren man verfügen kann. Frankreich: Die 
Steuercontroleure des Departements werden vom Präfeeten in bie zu 
fataftrirenden Gemeinden gefendet, um allen Berhandlungen der Schaͤtzer 
beiguwohnen und diele flet6 auf den rechten Weg zu lenken, das Pros 
tofoll zu führen und Bericht zu erflatten. Der Steuerinipector nimmt 
von den Echäßungsarbeiten während ihres Fortganges Ginfiht und 
berichtet an den Steuerdirertor. Bec. 607 ff. 641. — Rheinpreußen: 
In jedem Reg.:Bezirfe wird eine Glaffificationscommiffton von drei 


gebildeten Landwirthen, oder werden auch mehrere ſolche Commiſſionen 
Rau, yolit. Delon. II. 2. Abtb. 5. Ausg. 6 
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errichtet. und zur Beſorgung aller Kataſtergeſchäfte eines Verbandes 
(Beairtee) beau tragt. Gin Steuerbeamter führt das Protokoll, mehrere 

ontroleure find beigegeben. Die Commiſſion theilt den Verband in 
Diſtricte und ſtellt für den die Claſſen auf. Gin Mitglied beforgt im 
jeder Gemeinde die Auswahl der Muflerftüde und die Daflenclafftrung, 
dann wird die Ginihäßung (Parcellen-Claſſirung) von den beiden an⸗ 
deren Gommilfionsmitgliedern mit Hülfe von BinihäbungssControleuren 
vorgenommen (nach der früheren Vorſchrift in der allgem. Inftruction 
von drei Taratoren). Die Ertrageberehnung geſchieht fpäter von der 
obengenannten Gommiffton für alle Gemeinden. — Sachſen: In jedem 
Bezirke ein Obercommiffar, der mehrere Gehülfen (Specialceommiflare) 
unter fih hat. Sener fest die Claſſen feft und wählt die Mufterflüde; 
diefe übernehmen die Sinihägung mit dem Beiftande eines Ausfhufles 
von Örtseinwohnern, wozu auch Ausfchußmitglieder einer ſchon abs 
geſchätzten Nahbargemeinde fommen. — Defterreih, Steuerregulirung 
nah dem Geſetz von 1817: In jeder Gemeinde ein Ausſchuß, ber 
unter tem Bezirkes (Juflizs und Bolizeis) Beamten arbeitet. Auf je 
12—15 DOM. ein Schaͤtzungscommiſſar, der die Hauptgefchäfte übers 
nimmt: in jedem Kreite zur Ueberwahung ein Schäßungsinfpecter. 
Linden I, 317. Aehnlich in ten nod nicht Eataftrirten Theilen der 
lombardifhen und in den venezianifchen Provinzen. In jeder Gemeinde 
ift eine delegasione von drei Mitgliedern zur Schäßgung beftellt. Lin⸗ 
den I, 421. Gntwurf von 1863: In jeder Gemeinde eine Ortes 
commiſſion von vier Bauern und zwei Befikern großer Büter vom 
Gemeindeausſchuß beſtellt. In jenem Schaͤtzungsbezirk eine Commiſſion, 
deren Vorſtand vom Finanzminiſterium ernannt wird, und zwoͤlf Steuer⸗ 
träger (Grundſteuerpflichtige), wozu drei Bauern von den Gemeinden 
gemählt, drei Broßgutsbefiger vom Landesausſchuß, drei aus jeber 
diefer zwei Claſſen von den Staatsbeamten. In jedem Kronlande 
(Provinz) eine Landescommiſfion, zur Hälfte von dem Landtage, ges 
wählt. Bei dem Finanzminifterium ein Beiratb von 10—12 Bers 
trauensmännern. Hiezu fommen reifende Gentral- und Oberinfpectoren. — 
Preußen 1861: In jedem Ianträthlichen Kreife ein von dem Finanz⸗ 
minifter ernannter Beranlagungscommiflar, dem zur Ausführung ber 
Abfchägungsarbeiten eine Beranlagungscommiffion,, zur Hälfte von ben 
Kreisftänden ernannt, zur Seite Rebe, In jedem Regierungebezirfe ein 
Bezirkscommiffar mit einer zur Hälfte von dem Provinciallandtage ges 
wählten Bezirfscommiffion. Bier Beneralcommiffare, für je zwei Pros 
vinzen einer. ine Gentralcommiffion unter dem Vorſitz des Finanz⸗ 
miniftere, beitehend aus den vier Generalcommiflaren, vier vom Finanzs 
minifterium berufenen Sachverſtändigen und 16 anderen Mitgliedern, 
von denen fowohl von dem Herrens als von dem Abgeordnetenhaufe 
für jede Provinz eines gewählt wird. 


8. 837. 


Zur Vollendung des Katafterd gehört eine mehrmalige ſorg⸗ 
fältige Prüfung der auögemittelten Zahlen. Jeder Grundeigen⸗ 
thümer muß von benfelben, foweit er betheiligt ift, in Kenntniß 
gefeßt werden (a), um innerhalb einer gewiſſen Frift allenfalls 
Beſchwerden vorbringen zu fönnen, zu welchen vorzüglich bie 
Einſchaͤtzung Anlaß geben kann. Zur Unterfuchung folder 
Beichwerden (Reclamationen) bienen bie in $. 336 
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erwähnten Commiſſionen höherer Stufen, welche auch, wo 
feine Beſchwerden erhoben werden, die Anfchläge in ein richs 
tiged Berhältniß zu bringen haben (db). Das hiebei zu beobs 
achtende Verfahren, je nach ben überhaupt zuläffigen Gegen- 
fländen einer Befchwerde, muß durch eine Verordnung genau 
geregelt werben (ec). Die Ertragsfäge der einzelnen Landes⸗ 
theile müſſen überhaupt gegeneinander gehalten und mit anderen 
Erfahrungen über den Bobdenertrag verglichen werden, um Uns 
gleichförmigfeiten der Berechnungsmweife zu entdeden, wobei 
bisweilen die Anfchläge eined ganzen Landestheils erhöht oder 
erniedrigt werben müflen. in gutes Hülfsmittel hiezu ift bie 
Vergleihung ber Anfäpe für die an den Oränzen zweier Bezirfe 
liegenden Grundftüde von ziemlich gleicher Ertragsfähigfeit (d). 
Nach diefen Verbefierungen kann dad Katafter durch Beichluß 
ber Staatögewalt ald eine ber Wirklichkeit nahe kommende 
Darftellung ber Grundrente in einem ande anerfannt und zu 
der Bertheilung der Grundſteuer auf Provinzen, Bezirke ıc. bie 
auf die einzelnen Orundeigenthümer benugt werben (e). Doch 
bewirken fchon die Veränderungen, die fi in den Preiſen der 
Erzeugniſſe ac. ereignen, bald, daß die Katafterfäge nicht mehr 
genau die wirkliche Grundrente audbrüden, fondern nur ale 
Berhältnißzahlen anzufehen find (/). Dieß macht fie zur guten 
Umlegung der Grundfteuer nicht weniger brauchbar, weil man 
durch Abänderung ded Steuerfußes leicht das beabfichtigte Vers 
bältniß der Steuer zu dem wahren Betrage der Grundrente 
berftellen kann (g). Welchen Theil der ganzen Grundrente der 
Staat durch diefe Steuer nach voltswirthichaftlichen Rüdfichten 
in Anſpruch nehmen dürfe, dieß läßt ſich nicht allgemein bes 
fiimmen, da es 3. B. darauf ankommt, wieviel noch durch 
Aufwandfteuern von den Orundeigenthümern erhoben wird. Aus 
Bergleichungen der Steuern in mehreren Staaten ift anzuneh⸗ 
men, daß 20 Proc. ein hoher, 10 ein mäßiger Fuß fei (A); 
nur ift der Gefammtbetrag der Grundrente im Verhaͤltniß zu 
den anderen fleuerbaren Einkünften nicht mehr aus dem Katafler 
zu erfennen und es muß daher dad Verhältniß der Grundſteuer zu 
den übrigen Schagungen aus anderen Thatſachen beftimmt werben. 
(a) Frankreich: Jedem Grundeigner wird ſchriftlich angezeigt, wie jeder 

Theil feines Befiges eingeichäpt, und wie der Ertrag jeder Glafle ans 

6° 
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enommen worden ift. Zugleich werben alle diefe Liſten auf dem Rath⸗ 
aufe zur Ginficht aufgelegt, Bec. 694 ff. Aehnlich Rheinpreuß. allg. 
Snftr. F. 158. 159. 


(6) Mailand: 6 Schägungscommiffare und 6 der gefchidieften Feldmeſſer 


(e) 


(4) 


(e) 


bildeten eine einzige Commiſſion zur Unterfuhung aller Befchiwerden. — 
Frankreich: Der Steuercontroleur und der Schäßer unterfuchen in jeder 
Semeinde den Grund ter Befchwerde, nehmen ein ausführlihes Proto⸗ 
fol auf, und ter Praͤfect entfcheidet nad Bernehmung des Präfectur- 
rathes; Rec. 734—45. — In Defterreih werden die Beichwerben von 
einem antern Schäpungscommiflar mit Zuziehung des Beamten und 
Gemeinde: Ausichufles unterfuht. Die Enticheidung erfolgt von ber 
Brovincialbehörde. — Mheinpreußen: Brüfungscommilfionen, in bie 
aus jeder Gemeinde ein Deputirter ernannt wird, unter Vorſitz bes 
Landraths und Theilnahme des Steuerbeamten ıc. Die Bezirfsregierung 
entfcheidet über die Borfchläge biefer Commiſſion. Allg. Inftr. 6. 170 
bis 180. — Bayern: Gompromißgerihte aus 1 Öbertarator und 
2 Taratoren. Seh von 1828 6. 1. — Preuß. Anweifung von 1861 
$. 45: Die Einwendungen werden von ter Beranlagungscommilfion 
$. 336 (a)) geprüft. 

reuß. Anweiſung tiber das Berfahren bei Behandlung der Reclamas 
tionen ... v. 15. Zuni 1863. Gingelne Steuerpflidtige dürfen nicht 
den ganzen Blaffificationstarif des Kreiſes anfechten, wohl aber iſt dieß 
von Seite der Vertreter defielben zuläffig. 
Branfreih: Gantonsverfammlungen, aus jeder Gemeinde ein vum Ge⸗ 
meinterath gewählter Orunteigenthümer, um die Schägungen ber eins 
einen Gemeindefluren in richtiges Verhältniß zu bringen, Rec. 766 ff. — 
heinpreußen: Gabinetsordre v. 17. April 1828. Verordn. des Fin.s 
Min. v. 22. April 1828. In jedem Reg.⸗Bezirk prüft eine Commiſſion. 
aus Deputirten der Kreisflände, der Provincialflände, aus den Lands 
räthen und dem reipicirenten Regierungsrathe beftehend, die Rein⸗ 
ertragsfäge aller Diftricte, nah dem Bortrag eines Generalinfpertors 
des — Um bie ſaͤmmtlichen Regierungsbezirke in richtigem Ver⸗ 
haͤltniß anzulegen, wurte eine Commiſſion aus fländifchen Abgeorbneten 
und den Pegierungspräfidenten gebildet. — In dem Glaffificationstarif 
ber preußifchen Rheinprovinz wurde für die 1. Aderclafle bei 33 von 
a Schägungekezirten der Satz der Regierungsbezirfscommifflon bei⸗ 
ehalten. 
Die Vertheilung der Grundfteuer unter die einzelnen Departements ge: 
fhieht in Frankreich noch immer nad älteren Verhaͤltnißzahlen, in 
denen jedoch mit Rüdfiht auf die Ergebniſſe des Katafters nach und 
nach manche Beränderungen vorgenommen worden find, um diejenigen 
Departements, welche überbürdet fchienen, zu erleichtern. Diele Methode 
der degrövements ohne Erhöhung der Steueranfchläge anterer Landes: 
theile ift feit 1819 in Gebrauch, Rapport au roi, 1828, ©. 32. Der 
Dep.:Rath (conseil gönersl du dep.) vertheilt jährlich das im Finanz⸗ 
geieß angegebene Eontingent jedes Departements unter die Bezirke 
(arrondissements), der Bezirkorath beftimmt hierauf den Beitrag jeder 
einzelnen Gemeinde zur Steuerfumme tes Arrontiffement und nur in 
diefer wird Die Umlegung nad dem Katafler vorgenommen. Diele 
Ginrichtung wurde 1821 getroffen, al® der größere Theil des Landes 
noch nicht Ffataflrirt war, und feitten beibehalten, vgl. $. 331 (a). 
Man fand, dag das Katafter nicht genau und gleichförmig genug aus⸗ 
geführt wurden war, wie dieß bei dem Mangel ter in ben neueren 
Katafterarbeiten angewenteten Methoden leicht zu erflären if. Die 
Hauptfumme (principal) wurde 1791 von der assemblde constituante 
auf 240 Mill. beſtimmt, 1821 war es bis 154 Mill. herabgefegt wors 
den, 1864 war es 167°850000 Fr. ' 
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(N Bol. $. 299. — Das preußiſche Steuergeſetz für die zwei weſtlichen 
Provinzen $. 16 erklärt ausdrücklich, daß die Kataſterſätze nicht als bie 
wirfliden wirtbichaftlichen Reinerträge geltend gemacht werben fönnen. 

(9) Wenn 3. B. die Steuer !/s der Srundrente fein fol und der kataſtrirte 
Ertrag um 1/s unter dem gegenwärtigen fleht, fo würde ber Steuerfuß 
%/, oder 22,2 Procent des angefchlagenen Grtrages fein müflen In 
Belgien wird angenommen, daß 1859 die Grund: und Hausrente um 
30 Proc. größer ıft als die auf Preife von 1812— 26 geftüßten Ans 
ſchläge, weßhalb die Steuer wirflihd nur 9 Proc. der Rente ausmadıt, 
während fie nach den Katafterzahlen 11,9 Proc. beträgt. 

(7) Deſterreich 1857: 16 Proc. des abgeichägten Reinertrages. — Belgien 
1. (9). — Sadien 1858—60: 9 Pfennige von der Steuereinheit — 
9 Proc. — Nach der Therefianifchen Regulirung follte in Niederöfterreich 
1 Broc. des angefchlagenen Capitalwerthe, in Oberöfterreich ?/s bes 
Reinertrags entrichtet werden. — Baden bisher 19 fx. von 100 fl. des 
Steuercapitals oter von ungefähr 4 fl. Grundrente, alfo 8 Broc. ber: 
felben, allein die wirkliche Rente iſt ohne Zweifel beträchtlich höher. — 
In Frankreich follten gefeglich dit 1790) 20 Proc. erhoben werten, 
man glaubt aber, die Steuer fei nur 8 Proc. ber wirkliden Grunt: 
und Hausrente und mande Gemeinden feien dem Fuße nach 10 mal fo 
hoch belegt ale andere, Hod ©. 142. 1850 wurde aus den angeftellten 
Unterfuhungen angenommen, die Steuer fei im D. 6 Proc. des Rein: 
ertrages. — In Hannover iſt die Grundfleuer bei dem Aderlande (weil 
dieß verhältnißmäßig zu.body angefchhlagen war) 10, bei anderen Län: 
dereien 11 Proc. des Steueranichlages („Steuercapitals”), dieſer ftcht 
aber, wie man annimmt, wenigftene um %/s—!/«, bei den Forſten aber 
weit unter dem wirklichen Reinertrage. Lehzen I, 343 In Preußen 
find 1860 8 Proc. beantragt worden. 


6. 338. 


Was die Form ded Grunpfteuerfatafterd betrifft, jo muß 
daffelbe in tabeflarifcher Anordnung alle Thatfachen, welche auf 
die Befteuerung jedes Grundſtuͤcks Bezug haben, überfichtlich 
darftellen. Jede Gemeinde erhält ihr eigened Katafter. Um aus 
demfelben leicht die Hebeliften für jedes Jahr verfertigen zu 
fönnen, bat man bdurdigehende vorgezogen, die einem jeden 
Eigenthümer gehörenden Gegenftände zufammen zu flellen, d. i. 
das Katafter nad) den Perſonen zu ordnen, wobei jedoch aud) 
ein der Charte entfprechended, nad) der Lage der Grundftüde 
in ber Flur georbneted Berzeichniß derjelben nicht zu entbehren 
ft (a). Das eigentlihe Katafter (Mutterrolle, matrice du 
röle cadastral) enthält bei jedem Cigenthümer Namen und 
Wohnort, fodann bei jedem Grundftüd die Ylurabtheilung 
(Section) und Nummer der Eharte, — die Größe, — die Art 
der Benupung, — die Bodenclafle, — den darauß ſich ergeben« 
den Anfag des Preiſes oder Reinertraged oder Simplums, — 
die Reallaften (falld dieſe ebenfalls Fataftrirt werben), — und 
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den nach Abzug bderfelben übrig bleibenden Steueranfchlag (b). 
Die verfchiedenen vorbereitenden Aufzeichnungen, aus denen ber 
angegebene Inhalt des Katafterd hervorgeht, werden zum Bes 
hufe fpäterer Prüfung ebenfalld aufbewahrt. 

Alle Veränderungen im Belisftande durch Berfauf, Vers 
erbung, Theilung ıc., fowie in der Benupungsart ober im 
Steueranfchlage, 3. 3. bei natürlichen Berfchlechterungen, beim 
Ueberbauen eined Brundftüdes, welches nun in die Hausſteuer 
übergeht ac., werden entweder in bejonderen Umfchreibes 
büdhern(c), oder im Katafter felbft, welches zu dieſen Nach⸗ 
trägen leeren Raum enthalten muß, aufgezeichnet (d), auch wers 
ben die räumlichen Veränderungen in den Charten eingezeich- 
net(e). Diefe jährliche Kortführung der Grundfteuerbücher muß 
forgfältig gefchehen, durdy Verordnungen geregelt und genau 
überwacht werben, $. 331. 4). Sie wird am beften befonderen 
Beamten übertragen, bie mit der Steuererhebung nichts zu 
thun haben (f). Die Betheiligten werben aufgefordert, alle 
Veränderungen, welche eine Aufzeichnung erfordern, dem Beamten 
an dem für eine Gemeinde beftimmten Sage anzuzeigen und 
die Urfunden vorzulegen, welche zum Beweife des Vorganges 
dienen. Iſt eine andere Benupungsart eingetreten, 4. B. ein 
Wald oder eine Weide in Ader oder Wiefe umgewandelt wor- 
den, fo wird eine neue Abſchaͤtzung noͤthig, weldye nach den 
bei der urfprünglichen Anlegung des Katafterd angewendeten 
Grundfägen geſchieht. Diefe jährlichen Nachtraͤge werden im 
Entwurfe von höheren Beamten geprüft und fodann beftätigt. 


(a) Benzenberg (II, 184) zieht ein Flurbuch dem nach den Eigenthümern 
geordneten Katafter vor, ohne jedoch daneben ein Buch ter Eigenthümer, 
nur mit geringerer Ausführlichfeit, für entbehrlich zu halten. — Die 
bad. B. v. 26. Mai 1857 fchreibt die Berfertigung neuer Lagerbuͤcher 
in jeder &emeinde vor, wozu das bei der Vermeſſung entflandene 
Büterverzeihniß als Grundlage dient, zugleih aber eine genaue Bes 
fchreibung der Lage, der Rechtöverhältniffe sc. gegeben wird. 

(6) Formulare bei v. Malchus, Organismus der Behörden, II, Seite 
XXXVIIff. Defien Bolitif der innern Verwaltung I, S. LI ff. — 
Tarantola, Vrakt. Darftellung der Mail. Steuerregulirung Beil. VI. 
Das mailänder Katafter enthält die Benugungsart nicht, die man baber 
in der Grflärung der Flurcharte unter der Nummer jedes Grunpftüdes 
nachſehen muß. > 

(6) Frankreich: Alle Bigenthumsveränderungen werden in einem Tagebuch 
nad der Zeitfolge aufgezeichnet. In der Mutterrolle wird der ganze 
Artikel des Cigenthuͤmers, bei dem fih ein Zus oder Abgang ereignet 
hat, geftrigen und fodann in dem Umfchreibebuche (livre de muistione), 
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weiches als eine Fortſetzung ber Mutterrolle anzufehen it, neu einges 
fchrieben, Rec. 862. 876. Diele Sinrihtung ift beſchwerlich, Benzen; 
berg I, 493. — Belg. ®. über bie Fortführung des Kat., 22. Dir 
1845. — Bayan: Das Umfchreibefatafler nimmt nur die Zus und 
Abgänge und die nach denfelben abgeänderte jedesmalige Steuerſchuldig⸗ 
feit des Befigers auf, Inſtruction für die Liquidirung der Grundſteuer, 
19. San. 1830 $. 83. NReuerli Hat man in Unterfranfen eine andere 
Form der Katafter eingeführt, wobei die Betheiligten fogleich ihre Ans 
erfennung einzeichnen und für Beflgveränderungen einiger Raum frei 
bleibt, Reicht diefer nicht aus, fo muß dennoch ein Umjchreibebud 
beigezogen werden. — Mailänder Ab» und Zufchreibebug, Tarans 
tola, Beil. VIL. 

(d) Vorſchlag von Benzenberg II, 184, im Katafler bei jevem Grund⸗ 
flüde Raum für 14 halbe Zeilen zu laſſen. — Sehr zwedmäßig iſt die 
Ginrihtung des badiſchen Katafler6, welches aus einzelnen Bogen 
(Steuerzettein) beſteht und in welchen alle Veränderungen nachgetragen 
werden, ohne dag man eines Umfchreibebuhs bebürfte.. Nur ift ein 
ſolches Katafter nicht mit gleicher Bequemlichkeit zu gebrauchen, mie 
ein eingebundenes. 

(e) Dieb war in Frankreich unterblieben. 

(f) In Baden find hiezu die 55 Bezirks: Steuerperäquatoren beſtimmt, bie 
von Kreis: Steuerreviloren überwacht werden und jährlich das Abs und 
Zufchreiben bei fämmtlihen Schatzungen, fowie die ntwerfung ber 
Steuerliften beforgen; Sammlung der auf Erhaltung des Kataflers der 
directen Steuern in B. bezüylichen Berordn. u. Inftructionen, 1838. — 
Geſetz v. 17. März 1854. Die Gebühr der Peräquatoren if nah 8. 
v. 12. Dec. 1853 1 fr. für jeden Gintrag beim Abs und Zufchreiben 
der Grundſteuer. Die Koflen des Abs und Zuſchreibens werben (mie 
fhon bisher) von der Staatscafle getragen. Der 9. für 1860 enthält 
baber 56699 fl. Ausgabe für die Arbeiten an dem Grund⸗, Hauss und 
Gewerbſteuerkataſter nebſt 12459 fl. für die Kreisfleuerrevifionen. 


2. Abfap. 
Gefällfiener. 
$. 339. 


Nachdem einzelne dinglihe Rechte auf Nutzungen aus Laͤn⸗ 
bereien ſich von dem Eigenthumsrechte gefondert und eine 
Beſchraͤnkung deſſelben gebildet haben, zerfällt bie ganze Grund⸗ 
rente in den Antheil des Gigenthümerd oder erblichen Nutz⸗ 
nießer® (Örundrente im engeren Sinne), und ben ber 
anderen Beredhtigten, 6. 308. Diefer Antheil enthält bie 
Orundgefälle. Die Steuerpflicht ber Gefällherren im All 
gemeinen kann feinem Zweifel unterliegen, weil viefelben im 
Genuſſe eines reinen Einfommene find. Eine befondere Gefäll- 
feuer kann jedoch nur da fattfinden, wo die Gefälle bei ber 
Ausdmittlung der Grundrente berüdfichtigt worden find und bie 
Berechtigten nicht ſchon mittelbar (indirect) durch die Abzüge 
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der gefällpflichtigen Grundeigenthümer getroffen werben, 8. 309. 
Die Gefäll»s (Dominicals) Steuer muß gleichzeitig mit 
ber Grundfteuer angelegt werden, weil hiedurch die Arbeit fehr 
erleichtert wird, fie ift auch in Anfehung der zu befolgenden 
Grundfäge nicht fohwierig, wohl aber wegen der Unterfuchung 
verwidelter thatjächlicher Verhaͤltniſſe ſehr muͤhſam und um» 
ftändlih, wofern nicht alle biefe bäuerlichen Leiftungen fchon 
auf dem Wege der Volfswirthfchaftspflege ausgemittelt und in 
eine einfache Entrihtung umgewandelt find (a). Die Gegen 
fände diefer Steuer find 1) jährlihe Entrihtungen aus dem 
Ertrage der Ländereien, Zehnten, — Grundzinfe in Geld oder 
Naturalien, unter verfchiedenen Ramen, — Holzberechtigungen ; 
2) Zahlungen bei Beftgveränderungen der Ländereien, Hand⸗ 
lohn xc.; 3) Frohndienſte, die jedoch meiſtens jchon feit längerer 
Zeit umgewandelt oder abgelöft find. — Rechte auf gewiffe 
Benugungsarten fremder Ländereien, zvie die Weide», Jagds, 
Hifchereiberechtigungen, fallen nicht in den Begriff von Ge⸗ 
fällen, fommen aber in Bezug auf die Steuerpflicht mit jenen 
überein und fönnen auf gleiche Weife befteuert werden. Wie 
bie Ablöfung der Grundgefälle fortfchreitet, verſchwindet allmälig 
die befondere Gefällfteuer und die Grundſteuer wird durch das 
Wegfallen des Abzuges erhöht (d). Die Gefaͤllſteuer ift in den 
Voranſchlaͤgen und Staatsrechnungen gewöhnlich mit der eigent- 
lihen Grundſteuer zufammengerechnet, weßhalb fi ihr Betrag 
nicht beſonders erfehen läßt. 


(a) Bad. Brundfleuer:D. F. 68. — Bayer. Orundfleuergefeh v. 15. Aug. 
1828 6. 47. SInftruction v. 19. San. 1830 $. 22. 29. 53. — Bürs 
temb. Inftr. für die Dber-Amts: Steuer: Commiffarien, 6. Sept. 1821 
$. 15 f. Handbuch der Steuergefepgebung Würtembergse ©. 123. 

(5) Nach dem bad. Zehntablöfungsgefek von 1833 follte 16 Sabre lang 
nad erfolgter Ablöfung die Grundfleuer der bisher zehntpflichtigen 
Ländereien nicht erhöht werden. Nah B. v. 5. Mai 1856 wird ber 
für die erworbene Zehntfreiheit zu machende Zufchlag zur Grundfleuer 
duch eine neue Schägung beflimmt. Im Boranfchlage für 185859 
wurde die hieraus zu erwartende Vermehrung des Grundſteuer⸗Capitals 
auf 50 Mill. fl. angeichlagen, während das bisherige Grund» und 
Befällfteuercapital 4841/; Mil. A. betrug. (Hiebei war nur der noch 
beftehende Reſt der Gefälle mit berechnet.) 


$. 340. 


Zur Audmittlung aller Gefälle und anderen Rechte dienen 
die Angaben der belafteten Eigenthümer als Grundlage, ob fie 


— 89 — 


ſchon für ſich allein nicht zureichen, weil bei ihnen ſowohl in 
der Größe der Laften, ald in der Perfon des Berechtigten 
manche Fehler begangen werben können. Man verbindet damit 
bie von ben Berechtigten felbft zu erhebenden Angaben über 
Umfang und Maaß der Berechtigungen. Zweifelhafte Puncte 
werden mit Hülfe von Urkunden, 3. B. Alurbücdern, gericht: 
lichen Entfcheidungen u. dgl. aufgeklärt, und bie Berechtigten 
ober deren Stellvertreter müffen bei der Feſtſtellung aller dieſer 
Berechtigungen gehört werden. Der Betrag der feften Leiftungen 
wird nad den Burdhfchnittöpreifen der Gegend zu Gelb ans 
geichlagen. Yür verfchiedene, nur in geringer Menge vorkom⸗ 
mende Entridtungen, z. B. Geflügel, pflegt man für das ganze 
Land einen gleichmäßigen Preisanfap zu geben. Bei ver- 
änderlichen Gefällen wird emtweber der Durchſchnitt aus 
einem beftinmten Zeitraum, fowohl in Anfehung der Größe 
der Raturalnugung als in Betreff des Geldpreiſes, oder eine 
Schäpung zu Grunde gelegt. Der Zehntertrag insbeſondere 
kann aus dem bei der Brundfteuerregufirung gefundenen Rob: 
ertrage abgenommen werben. Bei den Befigveränderungsabgaben 
wird für jede Art der Veränderungen, z. B. Vererbung, Ber- 
fauf, eine gewiſſe ‘Periode feftgefeßt, innerhalb deren man einen 
folchen YaU annimmt. Dem Berechtigten ift es frei zu ftellen, 
durch Vorlegung feiner Rechnung den Beweis zu führen, daß 
der Ertrag Fleiner geweien fei, al® man ihn angenommen hatte. 


§. 341. 


Bon dem Rohertrage der Gefälle find abzuziehen: 

1) die auf denfelben ruhenden Laſten und Gegenleiftungen, 
3. B. die Belöftigung der Frohnarbeiter, die für das Berech⸗ 
tigungsholz zu bezahlende Vergütung, die Unterhaltung eines 
Zuchtſtieres (Bafel) ꝛc. Der Zehnte pflegt mit den beträchtlichfien 
Laften belegt zu fein, II, $. 70, Rr. 4 Das Berfahren bei 
der Ausmittlung ſolcher Laften kann nad) den zur Umwandlung 
oder Ablöfung von Gefällen aufgeftellten Regeln (II, $. 57) 
eingerichtet werden, nur daß man für den Zwed der Befteuerung , 
einen minder umftändlichen Weg wählen darf (a); 

2) die mit der Einziehung verbundenen Koften, Berlufte 
und Beſchwerden. Bier fann man fi allgemeiner Anfäpe für 


den erfahrungsmäßigen Betrag diefer Koften bei jeder Art von 
Gefällen bedienen (d), jedoch mit Rüdficht darauf, daß der Einzug 
defto mehr Mühe verurfacht, je Heiner die einzelnen zu erheben⸗ 
ben Xeiftungen find. Statt diefer Ausmittlung der Koften könnte 
man einen allgemeinen Ueberfchlag anwenden und den Ertrag 
mit einer kleineren Zahl vervielfachen, al® ber angenommene 
Zindfuß fonft mit ſich Bringt, 3. B. mit 18 oder 17 flatt 20, 
allein dieß wäre wegen der großen Berfchiedenheit zwiſchen 
mehreren Gattungen von Gefällen ungenau. 

Wo dieſe Abzüge ftattfinden, da macht bie Gefällfteuer eines 
belafteten Grundftüdes mit der gehörig verminderten Grunbfteuer 
zufammen nicht ſoviel aus, ald die letztere allein betragen würbe, 
wenn feine Gefälle beftänden (c). 

(a) Das bad. Grundſteuergeſetz v. 7. Mai 1855 (fowie ältere Vorfchriften) 


giebt folgende Anfähe verfchiedener jährliher Baulaften : 
Ausbefierung. Reubaurente. 


Prarchbaus . ..: 2. DA. 30 fl. 
Shulfaus . . . .».. 12, 18 „ 
Kiche ohne Thum, Chor 7, 13 „ 


„ Langhaus 13 „ 27. 

„ mt Thum. . . 23, 47 „ 
in Orten von mehr als 500 und 800 @inw. refp. 20 und 30 Proc. 
mehr; Unterhalt eines großen oder Kleinen Rindfaſels refp. 90 und 
60 fl., eines Ebers 20 fl., eines Widders 10 il. 


(5) Würtemberg: bei Zehnten, Theil und Binsgefällen von Aeckern und 
Wieſen wird !/o, von Aedern ?/s abgezogen. Ohnehin wirb aber von 
allen ®efällen der ausgemittelte Ertrag nur zu */5 angefegt. 


(6) Da Gegentheil fcheint in der Bayer. Inſtruction für die Liquidation ac. 
$. 50 2 angenommen worben zu fein. 


3. Abſatz. 
Sausftener. 
8. 842, 

Es giebt Feinen anderen Gegenſtand einer Schagung, ber 
fo Leicht zu erkennen und zu beurtheilen ift als die Gebäude. 
Die Befteuerung derfelben bietet deßhalb hauptfählih nur in 
Bezug auf die anzumendenden allgemeinen Grundſaͤtze Schwierig 
feiten dar (a). In einem Gebäude iſt ein beweglicher Guͤter⸗ 
vorrath fo feft und dauernd mit einem Grundftüde verbunden, 
baß beide ein Oanzes bilden, welches von jedem jener beiden 
Beftandtheile gewiſſe Eigenthünlichleiten annimmt. Während 
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die Unbeweglichfeit ber Gebäude ihre beliebige Benutzung bes 
fchränft und der Lage einen großen Einfluß auf den Ertrag 
verschafft, laſſen fich die Gebäude doch auch nicht nach den für 
die Orundfleuer geltenden Regeln befteuern, denn fie haben als 
Kunfterzeugnifle eine befchränfte Dauer, unterliegen einer Bers 
ſchlechteung und werden auf ganz andere Weife benugt ale 
die Grundſtuͤcke. Die getrennte Befteuerung des überbauten 
Platzes (area) und des Gebäudes, wobei jener in die Grund⸗ 
fleuer, dieſes aber in eine andere Schatzung gezogen wird (b), 
verdient Feine Rachahmung, weil hierburd das wefentlid und 
innig Verbundene willfürlich gefchieden wird und der Bauplap 
nur beiträgt, den Ertrag eined Gebäudes zu bewirken. Die 
Gebäudes oder Hausfteuer bildet daher eine befondere Art 
von Schagungen (c). Für fie eignen ſich nur foldye Gebäude, 
db. h. durch Umfchließung und Bedachung für den Aufenthalt 
oder die Befchäfte der Menfchen tauglidye Bauwerke, weldye 
einen Ertrag geben, ober deren Ruben wenigftend einem Er- 
trage glei zu achten if. Man darf indeß nicht die zufällige 
gegenwärtige Art des Gebrauches beachten, wo fie wechfelnd ift, 
fondern nur die aus der Befchaffenheit bed Gebäudes als 
Kegel anzunchmende. Bon der Hausſteuer follen daher, außer 
den zum Staatdeigenthum gehörenden Gebäuden, die aus einem 
allgemeineren Grunde ($. 265) nicht belegt werden, audy alle 
diejenigen Gebäude befreit bleiben, die ihrer ganzen Einrichtung 
oder ihrer dauernden Beftimmung nad nicht als Erwerbsmittel 
zu betrachten find (Ad). Selb Wohngebäude haben in foldyen 
Fallen auf Befreiung Anfpruh, wo jene Rüdfichten eintreten, 
welche die Schonung des Corporations⸗ und Stiftungdvermögend 
gebieten, $. 263. 264. 


(a) Gine allgemeine Hausfteuer in ihrer heutigen geregelten Sinrichtung if 
von ziemlih neuem Urfprung. In alten Zeiten, als die Häufer noch 
feinen Preis hatten und keinen Mietbzins trugen, alfo nur das eigene 
Bamilienbedürfniß befriedigten, Eonnte man an feine Beſteuerung derfelben 
denken. In den Städten trat zuerſt der Berfehrewerth der Häufer ein, 
weil fih daſelbſt Ginwohner, die zur Miethe wohnen mußten, zahlreid 
einfanden. Die Hausfleuer war in den alten Beeden, Landfleuern, 
Schagungen, dem Schoß ıc. inbegriffen. Rauchgeld, Heerdgeld u. dal. ; 
vergl. Lang ©. 60. Ale der Schoß (Bermogensfleuer) der Städte 
fpäter durch Accife u. a. Rädtiiche Abgaben erfeßt wurde, legte man nur 
geringe Steuern auf die Häufer, und auf dem Lande wurden biefelben 
zuerft ebenfall& niedrig nad beftimmten Anfähen belegt, 3. B. im Herz. 
Magdeburg von einem bienftfreien Aderhof 16 Ggr. monatlid, von 


» 

einem Koflaten: oder Häuslingshaufe 8 Gr. monatlih, Klewitz I, 12. 
In der franzöfiichen taille wurden nach den Borfchriften für die Göne- 
ralit&E von Boris von 1775 Wohnhäufer in Städten zu !/o, auf dem 
Lande zu te des Miethertrages befteuert. — Die öfterreihiiche There 
fianifhe Stauerrectification (1750 ff.) gab das Beifpiel einer Beſieue⸗ 
rung der Häufer nach ihrem Ertrage. v. Kremer U, 22. Linden 
1, Il. Auch die Sofephinifche Steuerverfaflung enthielt eine befontere 
Hausfteuer, weldher Name erſt gegen Ende des vorigen Jahrhunderts 
in Deutfchland Häufiger gebraucht wurde. Die franzöflfhe Hausfteuer, 
gleichzeitig mit der Örundfeuer angelegt, trug bei, zur @inführun 

jener Auflage aufgumuntern, — Der preußifhe Staat hatte bisher noch 
feine allgemeine Hausfteuer. Die beiden weftlihen Provinzen hatten eine 
mit der Grundfteuer verbundene Yausfleuer, $. 328 (9). In anderen 
Provinzen beftanden verfchiedene Abgaben von den Gebäuden. In 
Brandenburg, Pommern, Schlefien und Preußen bezahlten die Städte 
den fog. Servis, d. i, eine urfpränglid zur Bergütung der Sin- 
quartierungslaft beflimmte Abgabe, die aber auch von Ländereien, ge⸗ 
wiffen Gewerben und Befoldungen entrichtet werden mußte. Gr betrug 
(B. von 1810) in 3 Glaflen der Städte 25 — 18%, und 12%, Sur. 
auf den Kopf der Binwohner, vgl. 8. 358 (d). Der ganze Belauf mit 
Ginihluß verſchiedener befonderer Steuern wurde 1861 auf 721 319 Rthlr. 
berechnet. Auf dem Lande befand bieher in der Mark Brandenburg ein 
Giebelſchoß, in anderen Landestheilen mandherlei mangelhaft-eingerichtete 
Hausfteuern, bie und da fehlten fie gänzlich. Maſcher, Grundſteuer⸗ 
regelung ©. 725. Das Bebürfniß einer neuen allgemeinen Hausfteuer 
wurde 1859 und im Januar 1860 wiederholt geltend gemacht und durch 
das Geſetz vom 21. Mai 1861 ift diefe Steuer angeordnet worden. — 
In Rußland if erſt durch 2. 1./13. San. 1863 eine Hausfteuer in Städten 
und Marftfleden eingeführt worden, welche vom 1. Zuli defl. Jahres 
anfing. Gleichzeitig trat die Aufhebung der flädtifhen Kopffteuer ein. 


(5) In Frankreich wird der Bauplat (superficie) durchgehends als beftes 


(e) 


(@) 


Aderland befteuert, das Gebäude befonders nad feinem Miethertrage, 
nad Abzug des Platzes; Rec. Art. 391. Gbenfo Rheinpreuß. allgem. 
Snfr. 8. 98. 100. Defterreih. Patent v. 23. Dec. 1817 $. 13: die 


. area wird wie dad zunächft liegende Grundſtuͤck angeichlagen. 


Da jedoch die Haus: und Grundfteuer auch Manches mit einander ges 
mein haben, fo ift es zuläffig, die auf beide ſich beziehenten Geſetze 
und Berordnungen zufammenzufügen, wie dieß nad dem Vorgange 
von Mailand in Franfreih, Rheinpreußen, Sachſen sc. geſchehen ifl. 
Kichen, Schulhäufer, Armen:, Krantenhäufer, öffentliche Gebäude für 
Sammlungen von Hülfsmitteln der Wiffenfhaft oder Kunſt, — nicht 
bewohnbare Lufthäufer in Gärten, — Gebäude für Gemeindezwede, 
3. B. Geſchaͤftszimmer, Sprigenhäufer u. dergl. Die Geſetze verſchie⸗ 
dener Länder weichen in Bezug auf die Befreiungen von ter Hausfleuer 
von einander ab und laſſen bisweilen feſte Grundfäge vermiflen. Die 
Mathhäufer der Gemeinden find 3. B. in Defterreih und Baden frei, 
in Sachſen bezahlen fle die Grundfteuer von dem Bauplage. 


8. 343. 
Bei den fleuerpflichtigen Häufern find zunächft die Wohn⸗ 


und Gewerbsgebaͤude zu unterfcheiben. 


J. Bohnhäufer find wegen der Größe des in ihnen ent« 


haltenen rentetragenden Bermögend ein einträglicdher Steuer: 
gegenftand, den man früher belegt bat, als man hierüber tiefer 
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gehende Unterſuchungen anſtellte. Die Zulaͤſſigkeit dieſer Steuer 
iR in dem Falle am einleuchtendſten, wo ein Haus vers 
miethet wird, denn dann wirft es einen Geldertrag ab, wel⸗ 
her nad Abzug einiger Koften ein reines Einfommen übrig 
läßt. Obſchon nun im volföwirthfchaftlidden Sinne nur die 
Wohnungen hervorbringender Arbeiter ein wahres Capital find, 
welches zu den Unterhaltömitteln gehört (I, $. 126) und ſich 
vor den anderen Arten verfelben lediglich durch feine Dauer 
auszeichnet, fo bilden doch alle Miethwohnungen für den Eigen- 
thümer ein werbended Bermögen, alfo Capitale im privatwirth- 
fchaftlihen Sinne (I, 8. 223), deren Rente in der Befleuerung 
ber wahren Eapitalrente völlig gleich zu ſetzen ift, 8. 261. 


8. 344. 


Um die reine Haudrente zu finden, müffen vom Miethzinfe 
abgezogen werden (I, $. 224): 

1) die größeren Ausbefferungen, welche üblicher Weife ber 
Haußeigenthümer übernimmt und weldye nur im Ueberblide 
eined längeren Zeitraums beiläufig angefchlagen werden fönnen; 

2) die Berficherungsfoften gegen Beuerögefahr; 

3) die Vergütung für die endliche Werthszerſtörung (a), 
deren Eintreten je nach dem Alter des Gebäudes und feiner 
Bauart früher oder fpäter zu erwarten if. 

Der Gebrauchs⸗ und auch der Berfehröwerth eines Gebäudes 
nimmt unter übrigens gleichen Umſtänden jährlich ab, fowie 
der Zeitpunct näher rüdt, wo baflelbe ganz unbrauchbar wird. 
Dody wirken die Zunahme ded Begehrs und dad Steigen ber 
Baukoſten, hauptſaͤchlich durch Bertheuerung der Bauftoffe und 
bes Arbeitslohn, eine Zeit lang dem Sinken der Häujerpreife 
fo mädtig entgegen, daß dieſe anfangs anſehnlich zu fleigen 
pflegen, bis der flärfere Verfall eined Haufe und die davon 
berrührende Abnahme ber Mietheinnahme endlid ben Preis 
unaufbaltfam verringert (d). ‘PBrivatperfonen machen ſich zwar 
beim Kaufen und Vermiethen von Häufern diefe Zahlenverhält- 
niffe oft nicht genug deutlich und legen auch feine Summe für 
den fünftigen Reubau zurüd (c), die Gerechtigkeit fordert jedoch 
bie Berüdfichtigung diefer bejchränften Dauer, wie auch in ber 
Einfommensfteuer Renten von ungleicher Dauer nicht gleich 


befteuert werden. In ber Mietheinnahme bed Gigentbüimers 
muß neben dem Erſatz ber unter 1) und 2) angeführten Koften 
und dem eigentlichen Zinfe auch einiger Capitalerſatz (Tilgung 
betrag) angenommen werden, ber nicht wahres Einfommen ifl. 
Deßhalb dürfen neue und alte, maſſive und Teichter gebaute 
Häufer, auch wenn fie gleihe Miethe eintragen, doc) in ber 
Befteuerung einander nicht gleich gefegt werden. Um bie bies 
durdy begründete Ermäßigung zu beredynen, kann man den nad) 
Abzug von Nr. 1 und 2 übrigbleibenden Reinertrag ald eine 
Zeitrente anfehen und beren jetzigen Werth im Zeitpuncte der 
neuen Anlegung biefer Steuer zum Steueranfchlage nehmen, 
oder, was zu dem nämlicdhen Ergebniß führt, vom Miethertrage 
die Neubaurente (Reädificationsbetrag) abziehen, 
d. h. die jährlidhe Zahlung, die mit Zins und Zinfeszine 
während der ganzen Dauerzeit eines gewiſſen Gebaͤudes zu dem 
Betrage der Erbauungsfoften anwädft, II, 8. 70a (c). Da bie 
Erneuerung ober wefentliche Veränderung eined ganzen Haufes 
ohnehin eine neue Beſtimmung des Anfchlaged erfordert, fo 
genügt es, bei der erften Anlegung der Haudfteuer nach ber 
jetzigen Befchaffenheit und der muthmaßfichen Dauer der Ges 
bäude etwa drei, 3. B. kurze bis ungefähr 5Ojährige, längere 
50, bis 100jährige, und nody längere Dauer, zu unterfcheiden, 
und für jede einen beftimmten, von der Miethe abzuziehenden 
Reäbificationsbetrag anzunehmen (d). Nach der Anleitung eines 
beigezogenen Baumeiſters wird es den Schägern nicht ſchwer 
fallen, die vorhandenen Gebäude in dieſe brei Claſſen einzu 
reihen (e). Indgemein hat man für alle Häufer einen gleich- 
mäßigen Anfag aller diefer Ausgaben 1L—3, oder'irgend eine 
gleiche Berüdfichtigung berfelben angewendet (5); 

4) die auf einem Haufe ruhenden Reallaften (2). 
(a) Oeſterreich. Patent v. 23. Dec. 1817 6.6: Dom Miethertrage ſoll ein 
Abſchlag vorgenommen werden für die Unterhaltungsfoften und für den 
im Berlaufe einer beflimmten Zeit ganz oder zum Theil zu Grunde 
gehenden Gapitalwerth. " 
Unter Annahme eines Zinsfußes von 4 Broc. ift ein Haus, welches 
noch 50 Sahre lang gleiche Cinnahme abwirft, jet die 21,9% fache 
Mente oder 0,859 des Baucapitales werth; 15000 fl. 3. DB. geben alfo 
12889 fl. Iepigen Werth. 
Der Käufer bietet für ein fefler gebautes Haus fchon darum mehr, als 


für ein minder dauerhaftes, weil jenes mehr Miethe einträgt und 
geringere Uinterhaltungstoften verurfacht, aber er follte auch bedenken, 
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daß von dem vergaͤnglicheren Gebaͤude bei gleichem Alter ſchon ein 
größerer Theil zerſtoͤrt if. Am ſorgfältigſten hat man bei der Berech⸗ 
nung der Baulaften, 3. B. des Zehntheren (8. 341), den Einfluß der 
Dauerhaftigkeit auf die jährliche Ausgabe in Betracht gezogen. 
Die Zeitrente, welche mit Zins und Zinfeszins das erforderliche Neu⸗ 
baucapitel giebt, beträgt in Procenten diefes Capitales, unter Annahme 
eines Zinsfußes von 
2 Broc. 3 Proc. 4 Proc. 
bei 25 jähriger Dauer 3 Bro. 2,% Proc. 2,2 Pror. 
50 ” ” ‚ ” 0,9 ⸗⸗ 0,8 v⸗ 
75 ⸗ ” 0,7 [7 0,8 ” 0,9 " 
100 [2 ” 0,4 ” 0,16 ” 0,97 ⸗⸗ 
Wollte man, mit v. Jakob (I, 8. 625), feine Zinſen einrechnen, fo 
würden für bie Abnüpung in vorftehenden Friften 4 —2 — 11/s — 1 Proc. 
des Bapitales vom Miethertrage abzuziehen fein. — Die verfcbiedenen 
Theile eines Bebäudes find von ungleiher Dauer. Block (Landwirth⸗ 
fchaftlihe Mittbeil., ILL, 30) Ichlägt Reparatur, Berihlechterung und 
Affecuranz maffiver Gebäude jährlih zu Y3— %ı Proc., nicht mafflver 
zu 1%, —21/5 Broc., und beider im Durchſchnitt zu 11/,—1'/s Proc. an. 
Für Srhaltungsausgaben und Tilgung zufammen könnte man anneb: 
men: bei fehr ſchadhaften Gebäuden (ungefähr 30jährige Dauer) !/, der 
Miethe, bei befler erhaltenen (ungefähr 75 jährige Dauer) !/5 der Miethe, 
bei gutbeichaffenen !/o— !/ıa derielben. 
In der florentinifchen decima von 1494 ($. 402) wurden 10 Proc. des 
Mietherirages abgezogen, Della decima I, 37. — In Franfreich (Rec. 
Art. 392) wird von der Diethe */. abgezogen, wie ſchon feit 1775 in 
der taille personnelle, — nad dem preuß. Grundſteuergeſetz für die 
weftlihen Provinzen ($. 17) 1ia—!/s derielben, in Naflau wird bie 
Miethe nur mit 142/5 capitalifirt, was, gegen die Berielfahung mit 
20 gehalten, einem Abzuge von 28 Proc. gleihtommt. — Nach dem 
weitfäl. Geſetz v. 2. Auguſt 1808 $ 49 follte die Hälfte des Mieth: 
ertrages abgezogen werden. — In Mailand zog man '/, ab, aber zu: 
gleih darum, weil die Häufer fpäter fataftrirt wurden und fonft gegen 
die Ländereien zu hoch geichägt worden wären. — In Defterreich ifl 
in den Städten, wo bie Sauszinsfleuer zuerſt eingeführt wurde, fowie 
in Beth: Dfen der Abzug 15 * in den dalmaziſchen Städten /5, 
in den Ortfchaften, wo diefe Steuer 1849 angeordnet wurde, fowie in 
Ungarn und Siebenbürgen nad den Befegen von 1850, beträgt ber 
Abzug 30 Broc., in Salzburg fällt er hinweg. Tafeln ac. 1858, 
S. XXXIV. — Neues (,„ſtabiles“) Katafter der Lombarbifch : venezias 
nifhen Provinzen, wo das alte censimento nicht befleht: in den 
Städten werben 20—30 Broc. des Miethertzages abgezogen, und zwar 
deſto mehr, je geringer das Erträgniß nach der Lage ift, in Flecken 
und größeren Dörfern 30— 35, in Heinen Dörfern und bei zerfireuten 
Häufern 40 Proc., bei Werklätten 35—50 Proc. — Steueripfem des 
K. Sofeph II. von 1788: 10 Proc. u — Hausfteuer im lombar:- 
difchsvenezianifchen Königreich von 3. Auguf 1837: Der Abzug für 
Erhaltungskoſten, allmälige Verſchlechterung, Elementarunfälle und aus 
anderen Rüdfichten beträgt in den Städten bei Häufern von vorzüglich 
geſuchter und vortheilhafter Lage 20, bei mittlerem Ertrage 25, bei 
geringerem 30 Broc. des abgeſchaͤtzten Miethertrages, in Flecken und 
oͤrfern 30, 35 und 40 Proc., bei Werkſtäͤtten 35—50 Bror. — Ent: 
wurf von 1863: in 3 Glaflen der Ortſchaften, je nachdem bie durch⸗ 
ſchnittliche Miethe eines Gebaͤudebeſtandtheils 15 fl. oder mehr, über 
5 fl. bis an 15 fl., unter 5 fl. beträgt, 20, 25 und 30 Proc. der 
Miethe. (An einem Orte kommen aber beflere und ſchlechtere Gebaͤude 
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vor, worauf bei dieſer Beſtimmung nicht geachtet werben kann.) — 
Sardiniſches Geſetz v. 31. März 1851: bei Gewerbsgebäuden (opiflcie) 
ift %/3, bei anderen %/4 der Miethe abzuziehen. — Sadfen: der Abzug 
für Unterhaltung und allmälige Berfchlechterung beträgt in 18 Abs 
flufungen von 1—300 rl., in feinem Falle aber über die Hälfte der 
rohen Mietheinnahme, Gefchäftsanweifung v. 30. März 1838 $. 117 
bie 119. — Hefl. Eafl. Tarat.:DOrbn. von 1700: wegen ber Feuers⸗ 
gefahr und anderer Laften wird nur */n des Werthes als Anfchlag 
genommen bei Ländereien 1/4 deflelben. _ 

ie bad. Häuferfleuerorbn. $. 7 verbot den Abzug von Gülten, Zinſen 
u. a. Grundabgaben, mit Ausnahme der Mühlengülten, aber die 2. 
v. 21. Februar 1811 geflattet auch andere Reallaften abzuziehen. Zinfe 
werben mit dem 20s, Brbpachtsabgaben mit dem 25fachen Betrage vom 
Steuercapitale abgezogen. 


16) 


wu 


8. 345. 


Sn der nad) biefen Abzügen übrigbleibenden reinen Haus⸗ 
tente find zwei Theile zu unterjcheiden (a), nämlich, 1) der Zins 
des auf ben Bau verwendeten Capitals oder des bei einem 
älteren, verfchlechterten Haufe noch vorhandenen Theiles deſſelben, 
Baurente (building rent); 2) die Rente des überbauten Platzes, 
eine wahre Grundrente, die aus den Breifen ber noch leeren 
Baupläge zu erkennen ift (5). Zwiſchen diefen beiden Beſtand⸗ 
theilen findet eine» erhebliche BVerfchiedenheit flat. Die Baus 
rente ift gleichförmiger, weil man ſich zu neuen Bauten nur 
dann entfchließt, wenn ber Mierhertrag nach Abzug der Rente 
von dem Anfaufspreife des Raumes eine genügende Berzinfung 
verfpridt. Die Grundrente ift veränderlicher, weil der von ber 
Lage herrührende Vortheil unter dein Einfluß des Mitwerbene 
höher oder niedriger bezahlt wird. Bei zerftreuten Wohnungen 
ift die Lage indgemein nicht von folder Wichtigkeit, daß ein 
Bauplag beträchtlich mehr gilt, ald ein Garten oder Ader. Je 
größer dagegen eine Ortſchaft wird, deſto mehr Werth hat die 
Lage eined Plaged im fchönften ober lebhafteften Theile; bie 
Miethe ıınd der Preis der Häufer können bier fehr fteigen und 
biefer Mehrbetrag (I, 8. 329 (a)) drüdt ſich in einer hohen 
Grundrente und in einem hohen Preiſe des Platzes aus (c). 
Ein verringerter Begehr oder ein übergroßed Angebot von 
Wohnungen erniedrigt den Preis der Häufer, aber auch ber 
Baupläge. Eine Zeit lang fönnten zwar die FKaufpreife und 
Miethen ver Häufer fo niedrig fein, daß fie audy die Baurente 
nicht mehr volftändig vergüten, allein dieß würde von neuen 
Bauten, ja fogar von der Wiederherſtellung beſchaͤdigter Häufer 
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abhalten, und es gehören außerordentliche Umſtaͤnde dazu, wenn 
dieſer Stand der Preiſe von längerer Dauer fein fol (d). 


() A. Smith LI, 239 (1V, 189 Baf.). Ricardo, Gap. 14, folgt 
Smith in diefem Gegenflande. — In England find oft Grundeigner 
und Bauherr zweierlei PBerfonen, und das Haus fällt nad gewiſſer 

i Zeit dem Grundeigner anheim. 

(6) Auch in Gngland wird für diefe Einnahme das Wort ground-rent 
gebraugtt, während man fonft die Mente von Ländereien land-rent nennt. 

(e) Doch wirkt die vollfländigere Benupung der fchen bebauten Pläge einer 

Bertheuerung der Miethen und der Bauplaͤtze entgegen, indem man 

Höfe, Bärten sc. überbaut, Höhere Gebaͤude aufführt oder neue Stods 

werte auffeßt, wodurd mit geringeren Koften neue Räume gewonnen 

en da man Plagfauf, Fundament, Keller und Bedachung sc. 
eripart. 

(c) Im alten, fehr gefunfenen Städten, 3. B. Benedig, find folge Ber 
bältniffe möylic. 


$. 346. 


Eine neue auf die Hauseigenthümer gelegte Steuer (a) muß 
zunaͤchſt aus der Haudrente beftritten werden, weil dad Angebot 
von Wohnungen nicht verringert und alfo die Auflage nicht 
auf die Miethbewohner überwälzt werden Fann. Die Rente und 
der Preis der Baupläge werben hiedurch herabgebrüdt. So 
lange aber diefe noch fo viel eintragen, ald etwa Aders oder 
Gartenland gleicher Art, und das Baucapital daneben ſich ver- 
zinfet, fo fann man noch ohne Berluft neue Bauten vornehmen, 
um dem jedesmaligen Begehr von Wohnungen zu entfprechen. 
Erft dann würde dieß unterbleiben, wenn die Rente der Baupläge 
unter jenes Maaß herabfänfe und die Baurente fo gering würde, 
dag man die Luft verlöre, Capitale auf foftbare Ausbeflerungen, 
Bergrößerungen oder Reubauten zu wenden. So fönnte folglich 
eine jehr hohe Haußfteuer die Ueberwälzung auf die Miethleute 
bewirken, jedoch erft nach langer Zeit, und wenn nicht in ber 
Zwifchenzeit andere Umftände die Miethe erhöht und die Reigung 
zum Bauen wieder belebt haben. Auf dem Lande, wo bie 
Baupläge die niedrigfte Rente abwerfen, wäre jene Berringerung 
berfelben urfter die Rente von Gartenland am leichteften mög. 
lich, bier aber kommen überhaupt wenige Miethen vor, denn 
die Eigenthümer bauen meiftens für eigenen Bedarf. Es läßt 
fi demnach annehmen, daß die Steuer, fo lange fie mäßig if, 
von den Haudeigenthümern getragen werben muß. 


(a) Die englifhe Sausfleuer, von welcher Smith und Ricardo ſprechen, 
wurde von den Hausbewohnern entrichtet. Bei ihr iR eine Ueberwaͤlzung 
Rau, yolit. Ockon. W. 2. Abth. 5. Ausg. 7 


nur in foferne möglich, als ein Theil der Miether, um nicht mehr im 
Banzen für die Wohnung auszugeben, fi auf einen Eleineven Raum 
beſchraͤnken, fowie auch die Gigenthümer aus demfelben Grunde mehr 
Haustheile zu vermietben ſuchen und auf diefe Weile ein Sinken ber 
Miethe hervorgebracht wird, welches jedoch fchwerlich fo viel beträgt 
ale die ganze Steuer. Soweit eine folhe Steuer von den Mieth- 
bewohnern getragen wird, hat fie, wie Smith richtig bemerlt, bie 
Natur einer Aufwandsfleuer, $. 426. 


$. 347. 


Ein vom Eigenthümer ſelbſt bewohntes Hauß 
($. 343) giebt fein Einfommen, fondern erjpart nur eine Aus⸗ 
gabe und zeigt einen Gebrauchswerth (a). Es ift daher der 
Zweifel entftanden, ob in dieſem Yale eine Schabung gerecht⸗ 
fertigt fei (6), oder ob nicht mit gleichem Rechte auch andere 
nügliche oder angenehme Gebrauchsgegenſtaͤnde einer foldyen 
Steuer unterworfen werben dürften. Man kann zwar nicht jeden 
Theil des Befiged darum, weil er dem Eigenthümer eine Mieth- 
ausgabe erfpart, einer Einnahme gleich achten, allein bei Häus 
fern ift dieß zuläſſig. Denn 1) ift Wohnung ein allgemeines, 
unabweisbared Bebürfniß, und es läßt fich nad) dem Stande, 
Geſchaͤfte und Yamilienverhältniffe eines Jeden ein gewifles 
Maaß des Bedarfes ermitteln. Zudem ift die Ausgabe für 
bie Mietwohnung fehr beträchtlich, da fie nach den Unftänden 
oft den achten, ſechſten und felbft einen noch größeren Theil 
vom Durdjfchnittseinfommen einer Bamilie ausmacht. Daher 
wird der Genuß einer Wohnung üblicher Weife in verfchiedenen 
Fällen einem gewiffen Einfommen gleichgefeßt, z. B. bei Dienft- 
wohnungen der Beamten, bei Gewerbögehülfen ꝛc. 2) In ber 
Regel kann jedes Wohnhaus fowohl im Ganzen als theilweife 
zum Bermiethen benußt werden. Bei der eigenen Bewohnung 
trifft daher der Verzicht auf diefe Einnahme und die Erjparung 
einer Ausgabe zufammen, und es läßt fi annehmen, als 
feien Bermiether und Miether in einer Perſon vereinigt. 
Dagegen find andere Genußmittel, wie Gemälde, geoftbare Ges 
räthe u. dgl., entbehrlich, fo daß fein Bedarf derfelben angegeben 
werden fann, fie find meiften® nicht Leicht vermiethbar, größten- 
theild® von fürzerer Dauer, minder foftbar und zudem nicht fo 
offenfundig al8 Haͤuſer. Wo fie daher nicht gewerbmäßig ver- 
miethet werben, welches dann unter die Gewerbfteuer fällt, da 
eignen fie ſich nicht zu Gegenftänden einer Einkommensſteuer (c). 
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(s) Nur dann koͤnnte man das Gegentheil behaupten, wenn man auch ben 
perfönlicgen Bortheil des Bütergebraudhes zu dem Einkommen rechnen 
wollte. Der Sprachgebraud if dieſer Brweiterung des Begriffs von 
Ginfummen, revenu, reditus, nicht günflig; aber felbft wenn man ihn 
zugiebt, muß doc wieder das Einkommen an Sachgütern von dem aus 
Gebrauchsnutzen beftehenten unterfchieden werben. 

(5) Diefer Anfiht it Log ILL, 315, welder bie vom Bigenthümer benupten 
Häufer nur nah Maaßgabe der auf fie verwendeten Ausgaben einer 
Conſumtionsſteuer unterworfen ſehen will. 

(e) Man könnte zwar davon ausgehen, daß es die freie Wahl des Eigen⸗ 
thümers iR, wenn er einen Theil feines DBermögens in nicht werbenbe 
Güter (dauernde Genußmittel) verwendet und auf den Ertrag verzichtet, 
den fonft dieſe Sütermenge abwerfen würde, und dieß würde zu einer 
allgemeinen Bermögensfteuer führen ($. 402), allein gegen diefe ſprechen 
erhebliche Gruͤnde, $. 403. 


g. 348. 


Die von den Eigenthümern benügten Wohnungen bürfen 
jedoch nicht in allen Fällen ganz fo wie die vermietheten behans 
delt werden, weil der Eigenthümer nicht überall und bei jedem 
Theile feined Haufed die freie Wahl hat, ihn zu vermiethen 
ober felbft zu gebrauchen. Bei zerftreuten Höfen fällt bie 
Gelegenheit zum Bermiethen meiftend hinweg. In Dörfern 
und fleinen Städten ift oft ein Haus für dad Bebürfniß des 
Befigerd zu groß, Fann aber nicht vermiethet werben, weil es 
an Berfonen fehlt, die eine Miethwohnung von der gegebenen 
Beichaffenheit fuchen und dem Eigenthümer in Hinficht auf bie 
nöthige Sicherheit und Schonung bed Gebäudes zufagen. Dieß 
tritt 3. B. bei Schlöffern, Pfarrhäufern u. dgl. häufig ein, auch 
it das Bebürfniß einer fchonenden Belegung folcher Wohn- 
gebäude ſchon praftifch anerkannt worden (a). Es iſt daher 
ber Billigfeit gemäß, bei ſolchen Häufern, deren Raum ben 
mittleren Wohnungdbedarf einer Familie übertrifft, den Steuers 
anſchlag verhältnißmäßig zu verringern, woferne der Eigen- 
thümer darauf Anſpruch macht. Die Schwierigkeit der Aus⸗ 
führung liegt darin, daß man für den durchfchnittlichen Raum⸗ 
bedarf einer Familie Teinen feften Maaßſtab befigt und daher 
aus der ganzen Beichaffenheit des Haufe die Vermoͤgensver⸗ 
hältnifie und dad Wohnungsbebürfnig der Bewohner, für die 
es ſich eignet, abnehmen muß. 


(c) Mailand: Wohngebäude auf dem Lande, bie der Gigenthämer felbft 
benust, find nur nach dem Bauplage zu befleuern, ter wie das benadhs 
barte Land gefhägt wird. — Bayer. Häuferfteuergef. 15. Auguſt 1828: 
Biarrhäufer in größeren Orten, wenn fie bloß zur Wohnung bes 
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Pfarrers verwendet werden, follen nur nach dem Nutzen bemefien wer⸗ 
den, den fie in dieſer Hinfiht geben, $. 17. Bfarrhäufer und nit 
vermiethete Schlöffer auf dem Lande gehören unter die Gebäude, welche 
man nur nach der Größe des Bauplapes anfchlägt, 5.4, 1.5. 350 (6). — 
Sachſen, Geſchäͤftsanweiſ. $. 111. Bei Schlöffern und anderen großen 
Wohngebäuden auf dem Lanze werden nur 10 Wohnſtuben berücfihtigt, 
falls nicht zur Vermiethung oder anderweitigen Benugung ber übrigen 
Gelegenheit if, und feine Kammern oder andere Räume. — Preuß. 
Anweiſung v. 14. Oct. 1862 zur Ausführung des Geſetzes betr. die 
Ginführung einer allgem. Gebaͤudeſteuer v. 21. Mai 1861 $. 46: für 
Gebäude (nämlid au dem Lande) von ungewöhnlicher Größe (Schloͤſſer, 
umfangreiche Wabrifgebäude sc.) ... muß ein angemeflener Tariffag 
nah dem verfländigen Grmeflen der Commiſſton feRgeftelt werden, 
wobei auf die größere oder geringere Ausdehnung, in welcher das 
Gebäude in der Regel benugt wird, ... Rüdficht zu nehmen. Bol. 
ebd. $. 25. lit. c. — Miethwohnungen, die längere Zeit leer fichen, 
verdienen einen Steuernadhlaß, den le 3. B. nad dem a. oͤſterreichiſchen 
Geſetze erhalten, |. auch Verhandl. der bayer. Kammer der Abgeordneten 
1834 X, 359. Beil. V, 259. — Unbewohnte Lufigebäude follten bloß 
nad dem Bauplage befleuert werden. 


8. 349. 


Unter die äußeren Hülfsmittel zur Anlegung der Haudfteuer 
gehören vor allen die Miethzinfe aus einem nicht langen 
Zeitraum, 3. B. den legten 10 Jahren. Die wirkliche Mieth- 
fumme für jede einzelne Wohnung fleht jedoch unter dem Ein⸗ 
fluß zufälliger Umftände des Mitwerbens, ift oft nicht genau 
zu ermitteln, 3. B. wegen venwidelter Vertragdbedingungen, und 
ein großer Theil der Wohnungen ift nicht vermiethet. Es ift 
baber befler, auf dem Grunde einer hinreichenden Anzahl ficherer 
Angaben über wirklihe Bermiethungen den mittleren Preis 
(Verkehrswerth) abzufchägen, der von jeder Wohnung nad) den 
an dem Orte beftehenden Verhaͤltniſſen muthmaßlicy zu erwarten 
ift (a), wobei folgended Verfahren beobachtet wird: 

1) Die an jedem Orte in einem gewifien Zeitraume wirk 
lich entrichteten Miethzinje vieler Wohnungen werben erkundet 
und verglichen, fo daß ſich hieraus eine Stufenleiter der Mieth⸗ 
preife für Wohnungen verfchiedener Beichaffenheit und Lage 
bildet (d). 

2) Bei jedem Haufe ift die Zahl, Größe und Beichaffenheit 
fowohl der bewohnbaren, als der anderen zugehörigen Räume, 
3. B. Keller, Stall, ferner die Lage in Bezug auf Annehmlich- 
feit ober gewerblichen Bortheil (c) zu beachten und darnach ber 
jener Stufenleiter entfprechende mittlere Miethertrag zu bemeflen. 
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Der Zuſtand derjenigen Theile, welche bald verſchlechtert werden 
(Tapeten, Anſtrich ꝛc.), ferner Verzierungen und Beſtandtheile 
von individuellem Werth kommen nicht in Begacht. 


3) Sodann iſt für jedes Gebäude ober jede Claſſe ber 


nöthige Abzug für die Abnügung und Ausbeflerung ($. 344) 
fowie für die Schwierigfeit de Vermiethens ($. 348) vors 
zunehmen. 


(e) Rad) der Therefianiichen Steuerregulirung (1748—56 ausgeführt) wurden 


in Wien die Mietherträge ber u ie von den Gigenthümern 
erhoben und die Steuer war !/; der Miethe. — Nach dem Patent des 
Kaifere Joſeph von 1788 wurden durchgängig die Miethzinfe zu Grunde 
gelegt, auch die mailänbifche Hausfleuer folgt dem wirklichen Mieth- 
ertrage. Derfelbe Grundſatz if für die oͤſterreichiſche definitive Grund⸗ 
fleuer, weldye die Gebäude mit umfaßt (Edict von 1817 $. 5. 13) aufs 
geftellt. — Die proviforifhe Hausfteuer in Oeſterreich, welche aber nur 
einer Revifion unterworfen werden fol, um dann als definitiv zu 
gelten (angef. Geſeßz v. 1. März 1820, Inftruct. v. 26. Juni 1820), 
wird in ben größeren Städten nah ber vom Gigenthümer ganz aus: 
führlih angegebenen, von den Miethleuten beflätigten und amtlich 
geprüften wirklichen Größe des aretfainfee bemefien, mit Ausnahme 
der vom Gigenthümer benußten Theile, die man durch Bergleichun 
anderer Wohnungen anfchlägt, Linden I, 493 ff. — Oeſterr. Entwu 
eines Hausfteuergefehes von 1863: In Orten, wo viele DBermiethungen 
vorfommen, wirt alle drei Jahre der vom Bigentgümer anzugebende 
Niethertrag des vorausgegangenen Jahres zu Grunde gelegt. — In 
Frankreich dagegen wird bie mittlere Miethe (valeur locative) zu Grunde 
— ebenſo in Rheinpreußen und Bayern. — Sächſ. Anweiſ. 6. 105: 

uf den wirklichen Miethertrag wird nur inſofern Rüdfiht genommen, 
als er einiges Anhalten für die wirkliche ober mögliche Miethertrages 
fähigkeit giebt und daraus ber mittlere Miethertrag oder ber Durch⸗ 
ſchnitt aus den wirklich bezogenen Miethen hervorgeht. — Sardiniſches 
Geſetz v. 31. März 1851: Die Haueſteuer iſt 10 Proc. des Hein: 
ertragen. Die Hauseigenthümer müflen die wirklichen Mietheinnahmen 
mit Borlegung der Dlietbverträge oder bie nad der Analogie der vers 
mietheten Häufer muthmaßlich anzunehmenden Erträgnifle (reddito pre- 
sumibile) anzeigen, welche fodann geprüft werben. Ungenaue Angaben 
der HR ziehen Strafe nad fih, und felbR bei dem —** 
des muthmaßlichen Ertrages (pigione preaunta) iſt der Gigenthuͤmer 
ſtrafbar, wenn er denſelben um mehr als */ zu niedrig geſchaͤtzt hat, 
$. 8. (Mebermäßige Strenge! Auch if fie fchwer durchzuführen, ba 
der einen aͤzung nur eine andere, keine Thatfache gegenüber geftellt 
merben Tann. 


(5) Frankreich, Rec. Art. 536. — Bayern, angef. Gef. v. 15. Aug. 1828, 


(e) 


$. 14: Zu Mufterhäufern dürfen nur folde genommen werben, 

deren Miethertrag von den Gigenthümern und Miethbewohnern ans 

egeben und von den Schägern anerfannt, auch von den fänmtlichen 
useigentbümern nicht beftritten worden if. 


Lebhaftigkeit der Straße, Nähe eines ſtarkbeſuchten Plapes oder Ge⸗ 
bäudes, 3. DB. eines Bahnhofes. Für den Abſatz an Reiſende und 
überhaupt von Lurusgegenfländen hat die Lage in einer Hauptſtraße 
einen großen Borzug. 
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8. 350. 

Die Abfhäpyng der Miethpreife reicht für fi) allein nicht 
bin, denn an Eleinen Orten und beſonders bei zerftreut liegen» 
den Häufern fommen zu wenige VBermiethungen vor, ald daß 
man daraus den mittleren Miethertrag bemefien könnte. Will 
man alfo einen zur Befteuerung dienenden Anfchlag von bem 
Augen erlangen, den bie größtentheild zu dem eigenen Gebrauche 
der Eigenthümer dienenden Räume denfelben gewähren und ber fi 
wie ein reined Einkommen betrachten läßt, fo muß man anbere 
Wege einfchlagen. Man bat mehrere derſelben verfucht, um für 
die Gebäude des platten Landes, bei denen man von ber Richt⸗ 
fhnur der Miethpreife verlaffen wird, zu billigen Anfäpen zu 
gelangen. Beifpiele folcher Kataftrirungsmittel, denen allen 
jedoch nicht unerhebliche Bedenken entgegenftehen, find: 

1) Eine Glaffeneintheilung nad) der Anzahl der benutzten 
Räume, mit einem gewiffen Steueranfchlage für jede Claſſe (a); 
ein Berfahren, welches bei einem niedrigen Betrage ber Schagungen 
ſich mwenigftend durch feine Einfachheit empfiehlt; 

2) die Veranfchlagung nad dem bloßen Bauplape, alfo 
nach einem Umftande, der mit dem Verkehrowerthe eines Hauſes 
in feinem gleidyförmigen Verhältniß fteht. Rechnet man aud 
den Hofraum mit ein, fo if diefe Grundlage des Anfchlages 
vollends zufällig (Bd). 

8) Auch die Aufftellung eines nad) dem Bauplage bemeffe- 
nen Minimum kann bieher gerechnet werden, indem fie eine 
freie, nad) billiger Berüdfichtigung der örtlichen Verhaͤltniſſe 
verfahrende Schägung vorausſetzt und berfelben nur eine Schranfe, 
und zwar eine fehr niedrige, vorfchreibt (c). 

4) Die Bemeffung des Wohnungsnugend nad ben zus 
gehörigen Ländereien, fo daß Wohnhäufer der Taglöhner, der 
Kleinen Bauern, ber mittleren und großen Gutsbeſitzer nad) bes 
ftimmten Anfägen befteuert werden, boch noch mit einem gewiſſen 
Spielraum nad) Größe und Beichaffenheit. Es ift unvermeid⸗ 
lich, bei diefer Anorbnung wegen ded Mangels näherer beſtimmter 
Stügpuncte den Taratoren in der Wahl der Anfchläge inner: 
halb der vorgezeichneten Gränzen viel Breiheit zu geftatten, wos 
bei eine Prüfung und Berichtigung ſchwer ift (d). 
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5) Die Berechnung des muthmaßlihen Wohnungsertrages 


der Häufer nady verfchiedenen Elafien der Ortfchaften und nad 
der Zahl und Beichaffenheit der zugehörigen Wohnräume (Zims 
mer, Kammern), in Gemäßheit gewiſſer Stufenfäße (e). 


Am beften wird die Unzulänglichfeit oder ber gänzliche 


Mangel der Mietherträge ergänzt, wenn man zugleich die Kaufs 
preife in Betracht zieht ($. 351), wodurd auch für die nöthigen 
Abzüge ($. 344) ein guter Stüßpunct gewonnen wird. 


(«) Deſterreich. Inſtruction von 1920, bei Linden I, 524, v. Kremer 


(8) 


HD, 138, de Tegoborski I, 176. In den altöfterreihifchen Bro: 
vinzen wird nach tem Belek von 1817 nur in Wien ſammt den Bor: 
fädten und umliegenden Ortfchaften und in 16 anderen Städten bie 
proviforifche Hausheuer nah dem Zinsertrage erhoben, $. 349 (B), 
doch if dieſelbe fpäterhin (1849. 50) auch auf viele andere Orte auss 
edehnt worten. Yür die übrigen Orte find 12 Glaflen mit einem 
Eteuerbetrage von 40 fr. bis 60 fl. (anfänglihd nur halb fo hoch) 
ebildet, und die Ginfhägung gefchieht nach der Zahl der Zimmer und 
Kammern und der Stodwerle. Bei mehr als 35 Räumen eines Haufes 
wird für je 5 berfelben ein Zuſchlag von 2 ober 1 fl. zu dem Sage 
der 1. Glaffe gemadt, je nachdem das Haus ein Stodwerf hat oder 
nicht. In den vier größeren Städten von Dalmatien findet eine Sjährige 
Zinsfatirung ſtatt. Im ganzen öflerreih. Staate mit Ausnahme von Tirol, 
der Lombardei und Venedig trug 1857 die gefammte Steuer nach dem 
Mietbzinie 8344000 fl., die Steuer nad Claſſen ın Eleineren Ortichaften 
3.353000 fl. Die Hausfleuer macht auf den Kopf der Binwohner in 
Siebenbürgen 5°%/., der Wojwodſchaft 6°/e, Ungarn 10%/4, Dalmatien 12, 
Weſtgalizien 13%, Ofgalizien 14%, ESchlefien 16%, Kärntben 18, 
Böhmen 21%/,, Mähren 21°/,, Salzburg 26%, Oberöfterreih 281/, kr., 
in Riederöflerreich (wegen Wiens) 2 fl. 28 ir. Tafeln sc. ©. 155. — 
Da in mittleren und kleineren Städten die Lage des Haufes noch einen 
iemlih großen Ginfluß auf den Ertrag äußert, ta zwiſchen folden 
—* und Dörfern noch ein merklicher Unterſchied ſtattſindet, auch bie 
Beſchaffenheit der Wohnungen nicht unberückſichtigt bleiben follte, fo 
würde jenes bloß einem einzigen Kennzeichen folgende Verfahren bei 
einer definitiven Hausſteuer nicht zu billigen fein. — Auch nad den 
franzoͤſiſchen und rheinpreugifchen Steuergelegen foll da, wo man nicht 
genug Miethzinfe vorfindet, eine Glaffenabtheilung zu Hülfe genommen 
werden, die jedoch nicht, wie in Deflerreih, an ein einzelnes Merkmal 
fih anlebnt. 
Baver. Häuferfleuergefeß von 1828 &. 4. Der Miethertrag wird da, 
„wo in wirfliden Miethbeſtaͤnden feine genügenden Anhaltspuncte der 
Shägung mehr gefunden werden können”, bloß aus dem Flaͤcheninhalte 
des Bauplages und Hofraumes berechnet, indem man diefe Fläche nad 
der 30. Bodenclafie anſchlaͤgt. Dieß gäbe für den Morgen einen Ertrag 
von %)s Scheffel Roggen oder 30 fl., alfo ein Simplum von 30 fx. 
Die beiden Flächen zuſammen follen aber nicht unter */ıo und nicht 
über %4 Morgen angefegt werden, d. h. das Simplum foll zwiſchen 
3 und 221/5 fr. fallen. (Hieturh wird eine Schägung erforderlich, für 
die es aber an leitenten Megeln gebricht). Nab dem Geleg vom 
10. Januar 1856 muß eine Revifion der Hausfleuer von der Megierung 
angeorbnet werten, 1) wenn in einer nah den Miethen befleuerten 
Gemeinde diejelben fih um !/s verändert Haben, 2) wenn die Berhälts 


(e) 


(d) 


(e) 
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niſſe, unter denen in einer Gemeinde die Mieth⸗ oder Arealſteuer eins 

eführt worden iR, fi) jo weſentlich verändert geben daß eine Diefer 
Sattungen an bie Stelle der anderen treten muß. Beſtand bisher die 
Krealfteuer, jo werden Miethfaffionen eingefordert und es wird geprüft, 
ob fie zur Einfhägung zureihen. Sm entgegengelegten Falle muß die 
Unzulänglichkeit der vorhandenen Mietämufter dargethan werden, wenn 
bie beantragte Umwandlung in die Arealfteuer erfolgen fol. Stodar 
v. Reuforn ©. 360. — In Sadfen werben Gommunalgebäude, die 
zu einem öffentlichen Zwede beflimmt find, auf obige Art behandelt, 
Geſchaͤftsanweiſung $. 122. 


Frankreich, Rec. $. 393. Das Minimum des für ein Haus anzunebs 
menden Grtrages ı 1) der Ertrag des Bauplages, den man als beftes 
Aderland betrachtet, 2) dazu für das Gebäude, je nachdem es nur ein 
Grogefhoß oder auch ein oder mehrere Stockwerke hat, der 2s, 3s oder 
Made Ertrag der area. Das Dach wird nicht als Stockwerk angeſehen. — 
Ebenſo cheinpreuß. Inftruct. $. 102. 103. — Nur ganz fchlechte Hütten 
oder fehr verfallene Häufer dürfen auf das Minimum Fish gefept wers 
den, Rec. 543. 


Breuß. Geſet v. 21. Mai 1861. Es ift eine Anzahl von Stufenfägen 
des jährlichen Nutzungswerthes (Ertrages) mit augehörigen Steuerfägen 
angegeben. Geringe Wohngebäude, zu denen feine oder nur Fleine 
Srundflüde von geringem age gehören, Eommen in die 1. Stufe 
bie zw 4 Thlr. Nugungswerth und 4 Sgr. Steuer (!/o). Wohn: 
äufer folder Cigenthümer, zu deren Unterhalt der Ertrag Ländlicher 
zundflüde nicht zureicht, fo daß ein Nebenverdienft aufgefucht werden 
muß, ferner der Fleinen Handwerker, Fabrikarbeiter ıc., fallen in Stufe 
1—6 (legtere mit 12 <olm. Ertrag oder 12 Sgr. Steuer). Für 
Häufer bei felbftändigen ländlichen Beflkungen unter durchſchnittlich 
1000 Thlr. Reinertrag ift Stufe T7—22 beflimmt, Ießtere mit 200 Thlr. 
Nutzungswerth oder 8 Thlr. Steuer (!/e). Häufer bei Gütern von 
1000 Thlrn. Reinertrag oder darüber fallen in Stufe 17—37, mit 
100—750 Thlrm. oder 4—30 Thlren. Steuer. Andere Wohngebäude, 
die nicht mit ländlichen aeigungen verbunden find, werden nad Maaß⸗ 
gabe gewifler hiezu bezeichneter Städte behandelt. 


Defterreih. Entwurf von 1863. Alle Orte, an benen weniger vers 
miethete ale von den igenthümern benußte Wohnungen find, werden 
in 3 Claſſen getbeilt, 1) über 2000 Einwohner, 2) weniger Binwohner, 
aber lebhafter Verkehr durch Gifenbahn, ae Amtsfitz, Markt ac., 
3) andere Drtfchaften. Für jede dieſer Claſſen 9 Abflufungen der 
Nußung von jedem Zimmer und dem halben Betrage für jede Kammer. 
Auf der unterfien Stufe wird ein Zimmer ber 3 Claſſen zu I—8—6 fl., 
auf der 9. zu 31 —27— 21 fl. angeſetzt. Es wiirde demnach 3. B. ein 
Fleines Haus von 1 Zimmer und 2 Kammern angefchlagen werben in 
Orten über 2000 Einwohner auf 18-62 fl., in Orten der 2. Glafle 
auf 16-54, der 3. auf 12—42 fl. Hievon gehen überall 30 Proc. 
Grhaltungss und Tilgungstoften ab, alfo bleiben 1) 12,°—43,1 fl., 
2) 11,2— 37,8, 3) 8,1— 29,* fl. Steueranfhlag. — Die Unterfcheidun 

mehrerer Elaffen von Orten ift zwedimäßig, doc bleibt der Zweife 

übrig, ob die aufgeftellten Zahlenfäge wirklich auf die Erfahrung ges 
gründet find und die Beranfchlagung innerhalb dieſer Graͤnzen allen 
vorfommenden Fällen entipriht. Es erichien ſchon nöthig, für bie 
Rohrhütten in Galizien, die Morlafenhütten, die Erd⸗ und Zigeuner: 
hütten in Ungam und Siebenbürgen den Tariffag der Kammern in 
Meinen Orten anzuwenden. — Sachſen: Wenn bei Wohngebäuden auf 
dem Lande fein anderer Vergleichungmaaßſtab anwendbar, fo follen 
ausnahmsweife und in Berüdfichtigung, daß in Dörfern meiftene nur 
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einzelne Stuben vermiethet werden und dabei auf bie Räumlichkeit 
geachtet wird, nur die wirflihen Wohnftuben in Betracht & ogen wer⸗ 
den und bie Anfchläge nu Normalfägen von 30—100 Ellen (107— 
356 bad. IFuß), auffleigend von 10 zu 10 Ellen, nach dem aufs 
gefundenen Miethiwerthe k Stuben einer gewiffen Größe, gebildet 
werden. Anweiſ. 6. 108. 


8. 351. 


Legt man die Haudfteuer nad den Kaufpreifen an, fo 
iſt ein Abzug für Ausbefferungen u. dgl. unnöthig, weil ber 
Preis fih von felbft neben dem Miethertrage zugleich im Ganzen 
genommen nach ber Feſtigkeit und muthmaßlichen Dauer eines 
Gebäudes richtet. Gleichwohl ftehen einer Befteuerung nach ben 
wirklichen Häuferpreifen aus einem gewiſſen Zeitraume noch 
erhebfichere Bedenklichkeiten im Wege ald bei Ländereien ($. 322), 
denn die Häuferpreife ftehen noch mehr unter dem Einfluß zus 
fälliger Umftände. Diefe äußern fi) 1) in der Wertbichägung, 
weil jeded Haus eine Befonderheit hat, welche von den Kauf⸗ 
Iuftigen nad) Bedürfnis, Geſchmack und Neigung gewürbigt 
wird, während der Werth eined landwirthſchaftlich benugten 
Grundſtuͤckes eher eine allgemeine Anerkennung erhält; 2) in 
dem Mitwerben, weil die meiften Menfchen, ver mühfamen 
Verwaltung willen, ſich vor der Erwerbung mehrerer Häufer, 
befonders vor dem Beftg eines Haufed in einem Orte, an dem 
fie nidyt wohnen, zu fcheuen pflegen. Daher find die Preife 
fehr veränderlih, fie werben z. B. bei Auswanderungen ftarf 
erniebrigt, bei rafcher Bermehrung der Einwohner, wie in Bade 
orten u. dgl., anſehnlich erhöht. Am meiften zufällig ift ber 
Preis ganz vereinzelter oder folcher Gebäude, die an ihrem Orte 
die einzigen ihrer Art find. Manche Häufer haben foftbare 
Einrichtungen und foldye Zubehörungen, welche nicht gerade 
den Werth der Wohnung erhöhen und beßhalb von einem 
Miether nicht leicht vergütet werben würden, dennoch aber zu 
dem Werthe des Haufed gerechnet werden müflen unb hin unb 
wieber ober: theilweife auch von einem Käufer bezahlt werben. 
Nah dem Orundfage, daß nur das Einfommen befteuert werben 
fol, müßten foldye Gegenftände ganz außer Anfab bleiben (a). 
(«) A. Smith bemerkt, daß eine nad den Koften der Erbauung angelegte 


Hausfleuer die meiften reichen und großen Familien von England und 
vielleiht von allen Ländern zu Grunde richten würde. Die ganze reine 
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Rente ihrer Güter beirägt beinahe nicht mehr ale 6%a oder 7 Proc. 
der Erbauungskoſten ihrer Häufer, an denen: mehrere Senerationen 
gearbeitet haben, III, 244 (IV. 195 Baſ.). — Landgraͤflich heſſ. Inftr. 
vom Juni 1858 $. 9: Die Wohnbäufer und Hofraitben follen nicht 
nad) der Koftbarkeit der Gebäw, fondern nachdem fih der Beſitzer ber- 
jelbigen entweder vor fich ſelbſten oder durch Verleyhung ber logia- 
menter Nuß machen kann, in Anfchlag gebracht werden. — Badiſche 
Häuferfteuerorbn vom 18. Sept. 1810 $. 50: Schlöfler auf Dörfern, 
ehemalige Kloftergebäude u. dgl. follen, „wenn fie auch groß und koſt⸗ 
bar gebaut find, doch nicht hoher an werden, als fimple Wohn: 
gebäude, weldhe in Beziehung auf die Perfon des Gigenthuͤmers die 
erforderliche Wohnungsbequemlichkeit enthalten würden.“ Vgl. 8. 348. 


$. 552. 


Demnady müffen, wenn man die Kaufpreife zu runde legen 
will, die wegen zufälliger Störungen zu hohen oder zu niedrigen 
Preife berichtigt und Mittelpreife für jede Größe, Lage und 
Befchaffenheit aufgefucht werden, fo daß man an jedem Orte 
eine Stufenleiter von Durchfchnittspreifen der verfchiedenen Arten 
von Häufern erlangt und nad) denfelben die viel größere Zahl 
der in dem angenommenen Zeitraume nicht verfauften Häufer 
durch Schägung einzureihen im Stande ift (a). Eine Claſſen⸗ 
eintheilung ber Gebäude ift wegen ber großen Berfchiebenartig- 
feit derfelben von geringerem Nuten, als bei der Grundſteuer (2). 
Zur Prüfung, richtigen Anwendung und Ergänzung ber Kauf- 
preife leiftet die Beachtung bed Miethertrags, ber fich bei den 
Taratoren unvermeidlich und felbft unwillfürlich geltend macht, 
gute Dienfte. Es zeigt ſich daher audy von bdiefer Seite, daß 
ed am beiten ift, beide Hülfsmittel in Verbindung mit einander 
zu benugen. Die Anfchläge werden am meiften Bertrauen ver: 
dienen, wenn fie zugleich den mittleren Kauf und Miethpreifen 
(wo letztere zahlreich genug vorhanden find) entfprechen, fo 
daß, nad den nöthigen Abzügen, die Mietherträge zu ben 
Kaufpreifen im Verhältniß des bei Liegenfchaften ftattfindenden 
Zinsfußes ftehen (c). 


(a) Hierauf beruht die bad. Häuferfieuer, angef. Geſetz v. 1810 u. Inftr. 
v. 16. Febr. 1812. Sie joll nach dem reinen Ertrage angelegt wer: 
den ($. 1), ber aber aus dem mittleren Localwerthe erfchloflen wird 
{$. 6). Die wirflihen Kaufpreile von 1800— 1809 werden, nach den 
nöthigen Mopdificationen, zum Maafftabe genommen, um die anderen 
Gebäude darnach einzufchägen. (In den neuerlich fehr enporgefommenen 
Orten fiehen die aus jener Periode herfiammenden Anfchläge weit unter 
den heutigen Häuferpreifen, weßhalb eine Erneuerung der Hauöfleuer 


(8) 


(e) 
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anſchlaͤge als Bebürfnig angeſehen wird). — Großh. heſſ. Geſetz vom 
13. April 1824 und Inſtruction vom naͤmlichen Tage $. 31. 32: 
4 Broc. des „mittleren localen Kaufpreiſes“ gelten als reiner Ertrag, 
bei Mühlen und Hammerwerten Yn. — Therefianifhe Steuer in 
Oeſterreich: in Städten und Märkten nach dem Capitalwerth, Steuer 
6—50 fle — Die neue ruſſiſche Hausfleuer (8. 342 (a)) wird durd 
ein Geſetz auf die Provinzen (Bouvernements) vertheilt (max. 176 690 
Rubel St. Petersburg, min. 2260 Rubel Dloneg, Gefammtbetrag 
1'037 950 Rubel), ebenfo auf die einzelnen Städte. In jeder der: 
felben geichieht die Bertheilung durch einen von den Gigenthümern 
ewählten Ausfhuß. Diefer bat die Wahl, 1) eine eigene Grmitte- 
ung vorzunehmen, wozu er die Berfaufspreife und die Anfchläge 
bei Unterpfandsbdarleiben benupt und eigene Beſichtigung anftellt, oder 
2) die vorhandenen Anſchlaͤge zum Behufe der Stadt: und Quartier⸗ 
feuern zu Grunde zu legen, in denen er aber Aenderungen zu machen 
befugt if. Inſtruction des Finanzminiſt. v. 20. Febr. 1863. 


Sie iR in Würtemberg eingeführt. Inftruction von 1821 und Hands 
buch ©. 67. Für jede Glaffe, in die ein Gebäude Fällt, wird das 
arithmetifhe Mittel zum Anfchlage genommen, 3. B. 7750 fl. für die 
Glafle von 7501 — 8000 fl. — Theref. Steuer in Deflterreih für das 
platte Land: 6 Glafien, Steuer 11/ — 20 fl. 


Wenn man die Ginwohnerzahl eines Ortes in das gefammte Haus⸗ 
ſteuercapital dividirt und die auf jeden Kopf —38— umme fuͤr ver⸗ 
ſchiedene Orte vergleicht, ſo zeigt ſich eine Stufenfolge, die einigermaßen 
den Graden von Wohlhabenheit der Staͤdte und Voͤrfer entſpricht, 
obſchon fein ſolches einzelnes Kennzeichen untruͤglich if. Freilich wird 
hiebei vorausgefeßt, daß die Steuer in allen Lantestheilen gleihmäßig 
angelegt fei. Die Hausfteuercapitale in Baden betrugen im 3. 1829 
149,° Mill., 1850 180462350 fl., oder auf den Kopf 132,1 fl. Im 
J. 1834 war dieler Ausichlag auf den Kopf nur 126 fl., das Marimum 
der einzelnen Steuerbezirfe war 222 fl. in der Obereinnehmerei Manns 
beim, worauf die Obereinnehmerei Karlsruhe mit 207 fl., Heidelberg mit 
172 A. folgten. Das Minimum war 51 fl., Obereinnehmerei St. Blaften 
im Schwarzwald, zunähft daran 69 fl. Thiengen, 86 fl. Buchen (Oden⸗ 
wald), 90 fl. Bonndorf (Schwarzwald). Für 1860 find die Steuer 
capitale 19403 Mill. oder 141,3 fl. auf den Kopf. Merkwuͤrdig ift die 
ziemlih ähnliche Stufenfolge der Bevölterung und der Haupffleuers 
capitale jedes Kopfes. In Baden war: 































Bevoͤl .St. voſke⸗ .St. 

* —* 1850. — Garaai 
Nedlarfreis. . . | 5532 Unterrheintreis | 5365 | 142,6 fl. 
Murgs ..... 5313 | 149 „ | Mittelcheinkreis | 6139 | 140 „ 
Kinzig⸗ .... 47118 130 „ | Sanzes Land . | 4904 | 132, „ 
Dreifam: . . . 1 4487 | 118 „ | Oberrheinfreis . | 4815 | 121,4 „ 
Main... .1| 3670 | 106 „ I Seekteis. . . . | 3087 | 115,? „ 
Se...... 12784 | 103 „ 


Berhandl. der 1. Kammer von 1833 Beil. IV, 432 (Bericht über bie 
Steuerverw. von Rau). — In MWürtemberg (Amtl. Beriht ©. 5 und 
173) trifft dieß nur bei 3 Kreifen zu, nicht bei dem Donaufreife, ber 
bei 3566 Binw. auf der DMeile foviel Hausfleuer auf den Kopf giebt, 
als der doppelt fo flark bevölkerte Nedarkreis. — Im öÖfterreichtichen 
Staate (1857) ift ebenfalls eine ſolche Regelnfäßigfeit nit zu erkennen, 
vielleigt wegen der ungleichen Bertheilung der großeren Städte. 3.2. : 
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Defterreih unter der Enns 4882 15 fl. 22 &. 





Küfenland . . . .. 3753 9„ 28, 
Defterreich ober der Enns 3394 3.„ 57, 
Steiermarf . . ... 2708 3„ 11, 
Mähren . . 2 2. 4833 2„ 5, 
Böhmen . . . 2... 5212 2. 46 
Unam . .. 20. 2656 1„ 59, 
Siebenbürgen . . . . 3370 1„ 56, 
alien . . . ... 2019 iI„ 9, 
8. 353. 


In dem regelmäßigen Zuftande, wo ein Baucapital fich 
genügend verzinfet, Fönnen zur Prüfung ber Steueranfchläge 
auch bie Erbauungdfoften benugt werben, foferne fie zweck⸗ 
mäßig, nicht bloß für individuelle Neigungen aufgewendet und 
nicht zufällig vergrößert worden find. Diefe Baufoften mit 
dem Preiſe des Bauplages zufammen entfprechen beiläufig dem 
mittleren Kaufpreiſe eined vollfommen gut erhaltenen Gebäudes, 
für ein älteres müffen fie aber nach Maaßgabe der erfolgten 
Verfchlechterung gemindert werben. Dagegen eignen ſich bie 
Anfchläge zur Seuerverfiherung felb da, wo fie von Amts⸗ 
wegen feftgefegt werben, nicht für die Kataſtrirung, weil ein 
Theil des Werthed und Koſtenſatzes als unverbrennlih und 
nicht gefährdet ausgeſchloſſen bleibt. 


8. 854. 


I. Gebäude und Theile derfelben, die zur Bes 
treibung eined Gewerbes dienen und daher für den 
Unternehmer ein Theil des ftehenden Gapitald find ($. 342), 
laſſen fi) wieder in zwei Abtheilungen bringen. 

1) Einige find fo befchaffen und gelegen, daß fie von vielen 
Gewerböleuten benutzt werben fönnen und häufigen Begehr 
finden, weßhalb der Unternehmer fie nicht eigen zu beflgen 
braucht, fondern fie miethen Tann. Dieß gilt vorzüglich von 
folhen Räumen, die ebenfogut zu verfchiedenen Gewerbözweden, 
al8 zur Bewohnung brauchbar find, wie die Werfftuben vieler 
Handwerker (Schneider, Schuhmacher, Weber, Buchbinder, 
Drechsler, Buchdruder, Steindruder, Glaſer, Strumpfwirfer, 
Sattler ıc.), die Zimmer ver Schenk, Speife und Kaffeewirth⸗ 
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fhaften u. dergl. Gebäude, die für ein einzelnes Gewerbe 
befonber8 eingerichtet find, wie Kramläben, Ställe und Schar 
nen, Babeanftalten, Vorratho⸗ und Arbeitsräume für Maurer, 
Zimmerfeute; Großhändler, Schreiner, Wagner, Schmiede, 
Scloffer, Gewerbseinrichtungen für Bäder, Bierbrauer, Gaft- 
wirthe, Bleicher ꝛtc., laſſen fih an Orten, wo das betreffende 
Gewerbe häufig betrieben wird, leicht vermiethen und aud an 
Heineren Orten gefchieht dieß oft bei Apothefen, Mühlen, 
Brauereien u. dgl. Gewerbögebäube dieſer Art geben ihrem 
&igenthümer einen Mietherttag und Eönnen daher wie Wohn- 
gebäude behandelt werden, mögen fie nun wirklich vermiethet 
oder von dem Eigenthümer felbft benugt werden. Es verſteht 
fi, daß dagegen bei der Befteuerung des Gewerböunternehmerd 
die Ausgabe für Miethe oder der Zinsverluft bei eigenem Beſitze 
mit unter den Koften bed Betriebes aufgerechnet wird (a). 

(a) v. Jakob I, $. 643. 


$. 355. 
2) Bei nicht oder nur ſchwer vermiethbaren Gewerbögebäus 


ben, wie viele Babrifeinrichtungen, ©erbereien, Ziegels und . 


Kalkbrennereien, Branntweinbrennereien zc., die bloß ald Huͤlfs⸗ 
mittel zur Erlangung eined Gewerbsertrages mitwirken, giebt 
ed zwei Befteuerungsmethoben. 

a) Es wird eine befondere Haußdfteuer erhoben, die man 
nad den wirklichen oder abgefhägten Kaufpreifen und ben 
Baufoften anfeht, wobei man vorausfegt, daß das in folchen 
Gebäuden enthaltene Bapital einen Zins abwerfen müfle, ver 
in dem Gewerbsertrage enthalten if. Dagegen wirb dasjenige 
Einfommen, welches mit Hülfe der Gebäude entfteht, bei feiner 
Befteuerung fo angeichlagen, als befäße der Empfänger feine 
eigenen Gebäude; man nimmt alfo nicht bloß die Unterhaltungs» 
foften und bie Verſchlechterung, fondern auch den Gapitalzins 
ber Gebäude unter die abzuzichenden Betriebsfoften einer land» 
wirthfchaftlichen, Gewerfös, Handels⸗ oder Dienftunternehmung 
auf (a). Bei der Grunpfteuer ift diefer Abzug dann unnöthig, 
wenn biefelbe nad) Kaufpreifen angelegt wir. 

b) Man behandelt die Gebaͤude wie andere Theile des fichen- 
ben Gapitales, deren Zins, obfchon er dem Begriffe nach immer 
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als ein befonderes Einkommen anzuſehen iſt, doch in ber Er⸗ 
fheinung mit der Grundrente oder bem Gewerbseinkommen 
vernüpft vorfommt, 3.3. bei Brunnen, Mafchinen, Werkzeugen. 
Der Srundeigenthümer (bei landwirtbfchaftlichen Gebäuden) und 
der Gewerks⸗ oder Handelsunternehmer wird dann zugleich als 
Beſitzer des Bebäudecapitales betrachtet und bei der Berechnung 
bed fleuerbaren Einfommend wird unter ben vom Rohertrage 
abzuziehenden Betrieböfoften nur die Ausgabe für Unterhalt und 
Sicherheit der Gebäude, fowie deren Abnügung abgezogen, fo 
baß die wahre Haudrente bei Ländereien mit ber Grundrente, 
bei Gewerböunternehmungen mit dem reinen Gewerböverbienft 
und dem Zins des Betrieböcapitald verbunden in Anſchlag 
gebracht wird (d). Eo Fällt demnach eine befondere Hausfteuer 
der Gewerbsgebaͤude hinweg und es wirb nur bie Grund» und 
Gewerbſteuer der Eigenthümer deſto höher angeſetzt, wie bieß 
ber Gen anderen Theilen des ſtehenden Capitals in der Gewerb⸗ 
feuer gefchieht, $. 364. Bei Iandwirthichaftlichen Gebäuden 
hat man audzumitteln, welcher Capitalwertb und Zins von 
Stallungen, Scheunen u. dgl. in jeder Gegend auf einen Mor- 
gen Ader oder Wiefe trifft, und darnach ſolche Grundeigen⸗ 
thümer, die nicht auch im Befige zugehöriger Gebäude find, 
verhältnismäßig niebriger in die Grunbfteuer zu legen, wie 
denn auch diefe ohne Gebäude verpadhteten Grundſtuͤcke einen 
geringeren Pachtzind abwerfen würden. 


(a) Die iR austrüdiih in Bezug auf bie Hausflener vorgefchrieben in 
Mailand, Linden I, 540. — Diefem Vorſchlage fließt fih aud 
v. Hod an, menigftens in Bezug auf Gewerke: und Handelegebäube, 
Die oͤffentlichen Abgaben S. 202. 

(6) v. Safob I, $. 643. 644. — Wenn 3. B. in einer Fabrif das Ge⸗ 
bäute 30000, das übrige Capital 100000 fl., der Reinertrag 7200 fl. 
beträgt und von jenem Vermögen 4 Proc. Zins angenommen werden, 
fo ift das fteuerbare Ginfommen 1200 fl. Haus⸗, 4000 fl. andere Capital: 
rente und 2000 fl. reiner Gewerböverdienft. Nach der obigen Methode 
a) würde die Hausfleuer von den 1200 fl. erhoben und das Binfommen 
aus dem Yabrifgefhäfte fo ausgemittelt, Laß die Miethausgabe für das 
Gebäude mit den anderen Rofen vom Nohertrage abgeht. Nach der 
Methode db) werden die vollen 7200 fl. als fleuerbares Gewerbsein⸗ 
fommen angefebt. 


$. 356. 
Das erfigenannte Verfahren ift das übliche, leichtere. Man 
bat an bemfelben der Gewohnheit wegen und vermuthlich auch 
darum feftgehalten, weil man die bisherige fichere und fortdauernde 
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Einnahme aus ber befonderen Hausfteuer der Gewerbögebäube 
erhalten wollte und befürdytete, fie bei dem zweiten Berfahren 
in der Gewerbſteuer nicht vollſtaͤndig erfegt zu finden. Das 
zweite, obſchon nidyt von Schwierigfeiten frei, empfiehlt ſich 
aber durch mehrere Gründe. 

1) Es ift der viel bäufigere Fall, daß die Gewerbögebäube 
dem Grundeigenthümer oder Gemwerböunternehmer gehören. Deß⸗ 
halb verurfacht ed weniger Mühe,’ für ſolche Steuerpflichtige 
diefer Elaffen, welche feine eigenen Gebäude haben, einen Abs 
zug zu berechnen, als wenn man überall bei ber Anjebung der 
erwähnten anderen Schagungen die Ausgabe für Gebäudemiethe 
zu den Betriebökoften zu fchlagen und eine befondere Haudfteuer 
anzufesen hat. Ohnehin kann man bei einer forgfältigen Grund⸗ 
fteuerfegung nicht umhin, nach den Erfahrungen jeder Gegend 
dad Verhaͤltniß zwifchen dem Gebäubecapital und dem Flaͤchen⸗ 
raum und wohl auch ber Yruchtbarfeit der Feldguͤter zu ers 
forfchen (a). 

2) Der Nutzen, den bie Gebäube in einem Gewerbe leiſten, 
richtet fich feineswegs immer nach ihrer Größe und Beichaffen- 
heit und läßt fidy weder aud den Koften ihrer Erbauung, noch 
audy da, wo fie nicht vermiethbar find, aus einem Miethzinfe 
erfennen. Manche Unternehmer vermögen mit Eleinen und wohls 
feilen Gebäuden einen anfehnlichen Betrieb zu unterhalten (). 
Bei manchen Anderen find diefe unnöthig groß und foftbar, 
bald weil der Umfang der Unternehmung fich vermindert hat (ec), 
bald zufolge eines übelberechneten Bauaufwandes, wie denn 
die befannte Neigung ber Gewerbsleute, ihre Gebäude zu ver 
größern oder zu vervolllommnen, vielfältig eine Urfache von 
Zindverluften geworden if. Diejenige Hausrente, welche man 
aus der abgejonderten Betrachtung ber vorhandenen Gebäude 
ermittelt, ift daher von der in dem Gewerbsertrage wirflid) 
enthaltenen oft verfchieden, und offenbar follte nur die letztere, 
nicht die erftere, befteuert werden. Die Gewerbſteuer läßt ſich 
nach dem jebesmaligen Zuftande der Unternehmungen leichter 
von Jahr zu Jahr abändern, die Hausfteuer ift wie bie Grund⸗ 
fieuer auf längere unveränderte Fortdauer eingerichtet und wird 
folglich in obigen Fällen leicht unrichtig. Bei landwirthſchaft⸗ 
lichen Gebäuden bat man zuerft bemerkt, daß eine Hauöfleuer 
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nach den bei Wohngebaͤuden gewoͤhnlichen Einrichtungen zu 
Unbilligkeiten führen würde und dieſe Betrachtung hat zu einer 
fchonenvden Behandlung der erfleren Anlaß gegeben, aber ähn- 
liche Berhältniffe treten auch bei mandyen Gewerks⸗ und Han 
belögebäubden ein (d). 

(a) Thaer (Mögelinifche Annalen, VIL, 613) hält eine genaue Ausmitte- 


(3) 


fung biefer Art für unmöglih und räth daher, von ſolchen Grund⸗ 
ftüden, deren Zigentgümer feine Gebäude befitzt, Y— ts des Rein 
ertrage® abzuziehen. — Gin allgemein anmwendbarer Zahlenausprud 
läßt ſich allerdings nicht wohl finden, da auch die Bewirthfchaftungs- 
weife, die Koften der Baumaterialien und der Arbeit, die Bröße der 
Landgüter sc. mit einwirken, doch wird man in gegebenen Bällen die 
zu befolgende Regel entdecken fönnen. Klebe fchlägt das Gebäute 
capital für 1000 Morgen auf 4000 — 10000 Thlr. an. Blod (Land⸗ 
wirthſch. Mittheilungen III, 40) weift nach, daß unter angenommenen 
Verhaͤltniſſen auf 100 Scheffel Roggenwerth des Rohertrages vom Ader- 
lande 120—136 Scheffel Capital an BWirtbfchaftsgebäuden kommt, ohne 
Einſchluß der dm en. Gebt man nun den Rohertrag des preuß. 
Morgens auf 10 el Roggenwerth G Malt. auf den bad. Morgen) 
und den Sceffel auf 3 fl. a6 bad. Malter auf 8 fl. 12 fr.), fo 
[nbet man auf den pr. Morgen 40 fl. 48 fr. Hauscapital (57,5 fl. bad. 

rgen), wovon ber Bine zu A Proc. 1,85 fl. (2,? fl. bad.) für den 
Morgen beträgt. Soviel wäre alfo von dem fleuerbaren Reinertrage 
eines ifolirten Morgens Ader abzufegen. Beide Annahmen find aus 
dem nörblihen Deutfchland geſchoͤpft. — Nah Heſſe (Rheinheflen 
©. 78 ff.) käme in diefer Provinz bei Gütern von 20— 30 Morgen 
ein Hauscapital von 40 fl. auf den heſſ. M. (— 0,% bad. — 0,99 pr.), 
und bie Gebäude verhalten fih dem Preisanfchlage nad zu den Laͤn⸗ 
dereien wie 1 zu 4 oder 5. Hier find aber die Wohngebäude mit 
eingeſchloſſen, die man bei der Beſteuerung ausfcheiden muß. — Klee⸗ 
mann (Encyklop. landw. Berhältn. S. 316) rechnet bei guten, nicht 
neuen Gebäuden den PBreisanfchlag zu */s des Mohertrages vom Acker⸗ 
und Wiesland. Sept man biefen 3. B. auf 10 Scheffel Roggen, fo 
wäre das Gebäudecapital auf den preuß. Morgen 24 fl. — In ber 
badifhen Rheinebene mögen bei Pferdegütern von 40 Morgen neue 
Gebäude mit Einfluß der Wohnung gegen 86, bei Kuhgütern von 
10 Morgen fogar 120 fl. auf den bad. (60 und 84 fl. preuß. Morgen) 


often. 

Die meiften englifchen Landguͤter haben 3. B. kleine Scheunen, weil 
das ungebrofchene Getreide und das Heu in Feimen (stacks) aufs 
bewahrt wird. 


(e) 3. 3. wenn von einem Landgute die Hälfte der Ländereien abgeirennt 


() 


wird und die Hofgebäube bei der anderen Hälfte bleiben, für die fie 
überflüffig groß find, — wenn eine Gaſt⸗ oder Babeanflalt in Berfall 
eräth, eine Fabrik wegen Mangel an Abſat ſchwach betrieben wird. 

In Frankreich wird von Scheunen, Ställen, Keltern, Kellern ıc. bloß 
die area nach dem Anfchlage des beiten Aderlandes befleuert, Rec. 396. — 
Ebenſo Rheinpreugen, Allg. Inftr. 8. 109. — Sadfen: landwirthſch. 
Gebäude nur nach der Grundflaͤche in der beſten anfloßenden Boden: 
claffe, Gewerksgebaͤude, Baflhäufer sc. nur nach dem mittleren muth⸗ 
maßlihen Miethertrage, und wenn dieſer nicht zu ermitteln iſt, nad 
dem Grtrage des Raums, wenn man benfelben als ohnung vermiethen 
würde, mit Abzug von 50 Broc., bei Schuppen, Kaltöfen ac. bie 
70 Proc. 6. 127. — Bon der fardinifchen Hausfteuer (1861) find bie 


18 — 


landwirthſchaftlichen Gebäude ganz befreit. — Die oͤſterreichiſche Haus⸗ 
feuer trifft nur die Wohngebäude, daſſelbe if in dem Entwurf von 
1863 angenommen. — Preuß. Geſetz von 1861 $. 3: Befreit von der 
Gebaͤudeſteuer find ... 7) viejenigen unbewohnten @ebäude, welche 
nur zum Betriebe der Landmwirtbichaft beſtimmt find, nicht minder 
jolche zu gewerblichen Anlagen gehörige Bebäude, welche nur zur Auf- 
bewahrung von Brennmatertalien und Robftoffen, fowie ale Stallungen 
für das lediglid zum Gewerbsbetriebe beſtimmte Zugvieh dienen. Die 
anderen der Steuer unterworfenen Bewerbögebäude, z. B. Fabriken, 
Brauereien, Mühlen, Borrathegebäude ıc. werden nur mit 2 Proc. des 
Außungeweriäee (d. 5. muthmaßlichen Ertrages), Wohngebäude, Schaus 
fpiels, Badehäufer ꝛc. mit 4 Proc. befleuert, $. 5 des a. Geſetzes — 
Diefe gänzliche Befreiung oder geringere Belegung ber Gewerbsgebaͤude 
ift gerechtfertigt, wofern in den anderen Schagungen die gehörige Rüͤck⸗ 
fiht darauf genommen wird. In Bezug auf Scheunen, Gtälle ıc. bei 
Landgütern läßt fi gegen das oben vorgeſchlagene Verfahren Folgen⸗ 
des einwenden: Derjenige Grundeigenthuͤmer, welcher ungewöhnliche 
foftbare Gebaͤude jener Art aufführt und fi hiedurch eine Arbeits⸗ 
erjparung, eine Verflärfung des Viehſtandes, eine befiere Aufbewahrung 
von Stoffen u. dgl. verſchafft, bezieht einen größeren Reinertrag, den 
die Grundſteuer nicht trifft, weil ee auf dauernde Berhältniffe gegründet 
werden muß und die einzelnen Srundflüde in andere Hände fommen 
fönnen, wo dann jener Sebäudenugen binwegfällt. Gegen dieſe Un⸗ 
gleihheit der Belaftung kann nur eine landwirthicaftliche Gewerbſteuer 
($ 363) Abhülfe gewähren, in der ein ungewöhnlich großes und wirk⸗ 
ames Gebaͤudecapital wie ein großer Stand von Nußvieh belegt wird. 


$. 357. 


In Anfehung der Mittheilung des entworfenen Steuerfaged 
an den Eigenthümer, der Prüfung erhobener Befchwerden, der 
Richtigftellung der Anfchläge im Ueberblid ganzer Landestheile, 
der Kataftrirung und öfteren Revifion finden die für die Grund⸗ 
feuer aufgeftellten Regeln ($. 337. 338) auch hier ihre Anwen- 
dung. Bauveränderungen, die den Werth und Ertrag erhöhen, 
und neue Bauten erforbern eine neue Schägung, weldye aber 
nad) den Mieths und Kaufpreifen desjenigen Zeitabſchnitts vors 
genommen werben muß, der bei den älteren Gebäuden zu Grunde 
gelegt worden if. — Das Berhältniß zwifchen dem Ertrage 
der Hauss und Grundfleuer ift in den einzelnen Ländern und 
Landestheilen hoͤchſt ungleich, zunaͤchſt wegen ber fehr verſchie⸗ 
denen Grundfäge, nach denen die Hausrente in ber Befteuerung 
behandelt wird, ſodann wegen der fehr verichiedenen Menge 
von Gebäuden auf gleichem Slächenraume, z. B. einer [ Meile. 
Bei gleicher Steuereinrihtung muß die Hausſteuer in größeren 
Städten und Fabrikgegenden am meiften, in Gegenden mit vors 
berrjchendem Landbau weniger, in Waldgegenden am wenigften 
betragen (a). 

Rau, polit. Decken. III. 2. Abih. 5. Ausg. 8 
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(a) Wenn die Summe der Grunbfleuer — 100 geſetzt wird, fo macht bie 
Hausfleuer gegen jene gehalten 

35,8 Proc. in Baden (1864), früher 40 Proc., und zwar 45,5 Mittel: 
rhein⸗, 44 Unterrheins, 35 Oberrhein: und Seekreis; 

33,3 „  Deflerreidh 1864, aber 1857 nur 25,2, ohne Lombardei und 
Venedig, und zwar 24,2 Niederöfterreich (Wien !), 87 Kuͤſten⸗ 
land (Trieft !) 24,8 Steiermark, Kärnthen, Krain, 33 weit: 
liches, 23 öftliches Galizien, 17,% Mähren, 16,9 Böhmeny 
16,1 Oberöfterreih,, 12,9 Ungarn, 4,8 Wojwodichaft ; 

23,5 „ (Hr) in Würtemberg, feſtes Verhaͤltniß; 

228 „ Hannover, 1858. 59; 

14,9 „ Bayern 1861 — 67, dagegen nur 10,? 1855 — 61, und 
zwar 14,2 Oberbayern (max), 14 Mittelfranfen, — 
8,5 Schwaben, 6,5 Niederbayern (min.). 


4. Abfap. 
Gewerbfieuer. 
8. 358. 

Die Schagungen fonnten bei ihrer erften Einführung nicht 
nach einem volfdwirthfchaftlichen Syfteme ber verfchiedenen Ein» 
fünfte, fondern nur nad) gewiflen leicht fenntlichen Arten und 
Gruppen berjelben angelegt werden. Man behandelte daher 
anfänglich das Einkommen der Gewerböunternehmer (Gewerbs⸗ 
leute) al8 ein Ganzes. Daffelbe wurde hin und wieder ſchon 
im Altertum (a), fodann in den Vermoͤgensſteuern (Schoß) be 
Mittelalter nach dem in einem Gewerbe enthaltenen Capitale 
angelegt (d). Kleinere Gewerböleute und. bloße Lohnarbeiter 
erhielten niedrige fefte Anfchläge (c). Als dieſe allgemeine 
Schagung außer Gebraudy Fam. und durdy mehrere befondere 
Schagungen, in den Städten auch zum Theil durch die Accife 
erjegt wurde, begnügte man fich meiftend in Bezug auf die 
Gewerbe mit geringen feften Anfägen, außer bei einigen Ges 
werben, bie einen leichtfenntlichen Maapftab darboten (d). Die 
heutige forgfältig abgeftufte, ale. Gewerbe umfafiende Gewerb- 
feuer gehört aber dem 19. Jahrhundert an (e). 

Unter Gewerbe verfteht man im weiteren Sinne jede Bes 
fhäftigung, deren Zweck in Erlangung von Sachgütern befteht, 
im Gegenſatze folcher Berrichtungen, bei denen die Vergütung 
(Honorar, Befoldung 2.) einer höheren Beftimmung wegen 
nicht zum Hauptbeweggrund gemacht werden darf. In einem 
engeren Sinne werben bloße Xohnarbeiten audgefchlofien und 
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nur diejenigen Erwerbsgeſchaͤfte Gewerbe genannt, die mit Huͤlfe 
eined Capitals betrieben werden, aljo Unternehmungen find 
und ein zum Theil von dem angemwendeten Capitale abhängen- 
bes Einkommen abwerfen (f). Die Gewerbfteuer nad) biefer 
engeren Bedeutung ift folglidy die den Unternehmern (Gewerbs⸗ 
leuten) aufgelegte Schagung. 


(«) 


() 


(“) 3 


Unter den erfien römifhen Kaifern kam fchon eine Steuer von Kaufs 
leuten, Rebern und Pfandverleihern vor, als Art des tributum capitis. 
Alerander Severus befleuerte viele Gewerbe. Die Steuer der Kaufleute, 
Handwerker und Yabrifhewen heißt feit Conſtantin lustralis collatio, 
weil fle immer auf je neun Jahre bezahlt wurde. Aufgehoben von 
K. Anaflafius im J. 1501. Beder und Marquardt, Handb. IL, 
2. ©. 188. — de Parieu I, 281. 

3. 3. koburg. Vermögensfleuer von 1583 Art. 4. Heſſ. Inftruction 
vom Suni 1658 * 19. Hefl. Inſtr. von 1700: SHandelsleute !/s Proc. 
ihres Capitals, Meifter in geringen Handwerfen 50 fl. Gteuercapital, 
für jeden @efellen 25 fl. mehr. — Magdeb. Inftruction von 1689 $. 3 
(bei Klewig II, 7): von jedem Thaler „profitirter Nußung“ 4 Egr. 
ald simplum. — Sn der frangöflihen taille personnelle war das Ge 
werbseintommen wie jedes andere befteuert. 

3. 3. das Nahrungsgeld in mehreren preußifchen Provinzen ; ih ber 
Srafihaft Blak von den meiflen Handwerkern 18 Gr. 

. B. Mühlen, Brauereien, Bäder, wo man auf den Umfang bes 
Betriebs Nüdfiht nahm. In den preußifhen Städten waren bie 
ſtaͤdtiſchen Bürger der zur Abwendung der Binquartierungslaft beſtimm⸗ 
ten Gervisfteuer unterworfen, in welcher bie Handwerker nach der Zahl 
ihrer Geſellen, Stühle ıc., Kaufleute nah ihrem Geſchaͤftsumfang, 
ferner jene fog. Bonfumtionsgewerbe nad ihrer Ausdehnung belegt 
wurden. Der Servis war eine Häbtifhe Gemeindeabgabe und bie 
Gemeinde Eonnte ihn beliebig aufbringen, theils von Ländereien und 
Gebäuden (Brundfervis), theils von Gewerbsleuten, Befoldeten, 
Lohnarbeitern se. Mahrungs⸗ und Gchaltsfervis) Das Belek 
v. 30 Mai 1820 verorbnet, daß der Servis in die Staatscaffe gezogen 
wird und ermädtigt die Gemeinden, ihn auf die Liegenfchaften umzu- 
legen (vgl. $. 342 (a)). — Die bamberg. Schäpungsinfiruction von 
1731 geht in der Berüdfihtigung gemerblißger Berhältnifie fhon ziem⸗ 
li weit, Mayer, Berfuch einer Abb. über Steuer u. Abg. S. 198. 
Kam auch der Name hin und wieder ſchon früher vor (nah Mayer 
a. a. D. ©. 187 wurde Ihon 1653 in Bamberg eine Handwerks: und 
Gewerböfteuer eingeführt), fo iR doch v. Zufli der Urheber des Bor 
ſchlags einer nad genauer Ausmittiung der Bewerbögewinnfle ein- 

erihteten Gewerbſteuer, Staatswirthich. II, 373. Er will bei ben 

weigen des Handels einen Gewerbsgewinn von 10—13 Proc. anneh⸗ 
men, bei ben anderen ®ewerben foll der Ueberſchuß des Erloͤſes über 
die Koften oder der Arbeitsverdienft erforicht und von dem ganzen Gin- 
fommen des Bewerbsmannes follen %s für den Unterhalt abgezogen 
werden. Bgl. Bergius Magaz. IV, 127. — Zur W@inführung ber 
heutigen Gewerbſteuer fcheint die franzöflihe Patentſteuer ven Anſtoß 
gegeben zır haben. Jene befleht in den deutſchen Staaten und un: 
geachtet vieler Abweichungen im inzelnen iſt doch bei ihr durchgängig 
das Beitreben zu erkennen, die einzelnen Gewerbsleute nad ihrem 
wirflihen Binfommen, nicht nad allgemeinen Anfägen zu befteuern, 
im Gegenſatze der erwähnten Batentfteuer, $. 374. oßbritanien bat 


5’ 
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dem Namen nach keine Sewerbfteuer, allein die Wbtheilung (Schedule) 

D der britifhen Binkommenfteuer nimmt die Stelle jener Steuer ein, 

8. 400. — Ueber die Gewerbfteuer v. Jacob I, $. 663 ff. II, 

6. 1063 ff. —, v. Malchus 1, €. 53 — 55 und die dort angeführten 

Schriften. — Späth, Abb. über die Aufnahme der Gewerbfteuer, 

Sulzbach 1822. — Hoffmann, Die Lehre von den Steuern ©. 189. — 

v. — Theorie der Steuern und Zölle S. 157 (verwirft die 
Gewerbſteuer, weil fie mit der Zeit auf die Zehrer falle und weil der 
Derf. überhaupt die Steuerpflichtigfeit für ein „weſenloſes Phantom“ 
hält und bloß die Steuerfähigkeit anerkennt). Schon Sartorius 
(lieber die gleihe Beſteuerung S. 310) hatte fich gegen die Bewerb: 
fteuer erflärt. 

(f) Höhere Dienfle erfordern Kenntniffe und Gefchidlichfeiten, die meiſtens 
nicht ohne einen Aufwand von Koflen zu erwerben find. Aber 
diefes nur in einem uneigentlihen Sinne fogenannte Capital verhält 
fih in vielen Hinfihten anders ald das wahre Kapital eines Gewerbes, 
feine Größe kann bei verfchiedenen Perſonen von gleichem Cinkommen 
ſehr ungleidy fein, fein wirthſchaftlicher Erfolg hängt von dem Leben, 
der Gefundheit des Trägers, von manderlei Umftänden ab sc. (Bgl. 
I, $. 194.) Das Lohneinfommen ift folglich von dem &ewerböverbienft 
weientlich verfchieden, dieß verhindert jedoch nicht, die Steuern beider 
unter einem gemeinfchaftlihen Namen zufammenzufaffen, wie in der 
öfterreich. Erwerbfteuer. Bol. v. Hod, Die öffentl. Nbgaben ©. 214. 


8. 359. 


In dem von den Gewerböunternehmern bezogenen Einfoms 
men (Gewerbseinkommen) find zwei wejentlidy verfchiebene 
Theile enthalten: 

1) Gewerbsverdienſt, Gewerbsprofit, von welchem 
ber Unternehmer feinen und feiner Samilie nothmendigen Unter- 
halt zu beftreiten und bie bei feinem Gefchäfte vorkommende 
MWagniß zu tragen bat, I, 8. 237. Diefe Ausgaben nehmen 
bisweilen den ganzen Gewerböverdienft hinweg, meiftend bleibt 
jedoch ein Ueberfhuß, der als reined, fteuerbares Einfommen 
anzufehen ift, I, 8.242. Zwar ift für den nothwendigen Unters 
halt in einem gewiffen Gewerbe fchwer ein allgemeines Maaß 
zu beflimmen und man hat deßhalb meiſtens nur dad ganze 
(rohe) Einkommen des Unternehmers in Betracht gezogen, allein 
man darf nie vergeflen, taß hievon Koften beftritten werden 
müffen, die fo nothwendig find, als die Betriebsausgaben (a). 

2) Zins bed angemwendeten Capitals. Er befteht, da bie 
Erhaltungsfoften 2c. fchon unter den Betriebsausgaben berechnet 
werden, aus reinem Einfonmen. Hat der Unternehmer einen 
Theil des Capitales geborgt, fo muß er den Zind dafür an 
feinen Gläubiger abgeben. Diefe fehr häufige Theilung ber 
Zinfen zwifchen dem Unternehmer und Gapitaliften ift bei den 
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einzelnen Gewerbsleuten ſchwer zu ermitteln, deßhalb nimmt 
man ald Regel an, daß bad Kapital dem Gewerbsmanne 
gehöre und folglich beide Einfünfte in einer Hand vereinigt 
find, doc follte in der Anlegung der Steuer immer auf bie 
Fälle jener -Theilung Rüdficht genommen werden, fo weit fie 
offenkundig find, oder wenn ein Gewerbsmann feine Berfchuls 
dung auf glaubhafte Weife anzeigt und die Zinsrentenfteuer 
zur Betätigung der Angabe dient, $. 384. 

Im kleinen Gewerböbetriebe, 3. B. bei den mehrften Hands 
werfömeiftern, ift der Gewerbömann burd) die Zeitung der Unter- 
nehmung nicht genug befchäftigt und alfo der Gewerbsverdienſt 
zum Unterhalte unzulänglid, der Unternehmer nimmt daher 
auch an den einzelnen Gewerböverricdhtungen Antheil, fo daß 
er an ber Audgabe für Gehülfen etwas erfpart und folglich 
auch einigen Lohn bezieht, I, $. 187. Der mit Lohn ver- 
bundene ©ewerböverdienft kann ebenfo wie der unvermifchte 
behandelt werden, ift aber niedriger als dieſer zu belegen, weil 
in ihm verhältnißmäßig weniger reines Einfommen begriffen ift. 
(a) A. Smith nimmt an, der Gewerbsprofit enthalte neben dem Binfe 

meiſtens nur eine ſehr mäßige Vergütung für die Wagniß und Mühe 

der Gapitalanwendung. Gr folgert Bieraus, daß diefer Theil des Pro⸗ 
fits (der eigentliche Gewerbsverdienſt) nicht befteuert werden dürfe, weil 
fonfl der Gewerbsmann die Steuer auf die Käufer der Waaren oter 
durch Erniedrigung des Zinsfußes auf die Bapitalbefiger wälzen müfle. — 

J. St. Mill, Prince. of polit. econ. II, 361: Bon dem Gewerbsein⸗ 

fommen mag ungefähr die Hälfte als Zinsrente anzunehmen fein. 

(6) v. Jacob theilt das aus Bewerben fließende Einfommen in eine per: 
fönlicde und eine Gapital-Induftrierente, welche leptere nicht allein ben 

Gapitalzine, fondern auch einen Mehrbetrag für Gefahr und Mühe 


enthalten foll (Staatsfinangwifl. I, $. 676). Nach obiger Darftellung 
iſt diefer Mehrbetrag Beftandtheil des Gewerbogewinnes. 


8. 360. 


Die Gewerbe find ſchwerer nach ihrem Reinertrage genau 
zu veranfchlagen, als die Grundftüde und Gebäute, weßhalb 
auch die Gewerbfteuer weniger einzutragen pflegt, ald man nad) 
der Ausdehnung und Ergiebigkeit der ihr unterworfenen Rah: 
rungszweige erwarten bürfte (a). Die Schwierigkeiten entipringen 
1) aus der Berfchiebenartigkeit der vielen Gewerbe, deren jedes 
feine eigenthümlichen Berhältniffe des Gapitaled, der Koften 
u. dgl. hat; 2) aus dem Mangel an leicht Eenntlidhen Anhalts⸗ 
puncten für manche Gewerbe, 3. B. Banfgefchäfte; 3) aus dem 


— 118 —— 


ftarfen Einfluß, den örtliche und Zeitumftände auf die Einträg- 

lichkeit eines Gewerbes üben; 4) aud ber Verfchiebenheit in dem 

Ertrage, den ein und baffelbe Gewerbe den einzelnen Unters 

nehmern gewährt, weil ihre Fähigkeiten, ihr Capital, ihr Fleiß 

und manche andere Umftände bei ihnen ungleich find. 

(a) v. Malchus I, 242. — In Baden foll 1864 u. 65 bie Gewerbſtener 
189978 fl. oder 21,% Broc. der Schagungen einbringen, in Bayern 
1861 —67 1284000 oder 13,7 Proc. der ne in Oeſterreich 
ohne Ungarn und Siebenbürgen 1857 4646 821 fl., 1864 6'868. 000 fl., 
wozu aber die Perfonalerwerbfteuer in den ungariichen 2ändern, bie 
entiprechenden Taren in Siebenbürgen und die Einfommenfteuer 1. Claſſe 
fommen, zufammen alfo 21755919 fl. — 15, Broc. — In Würtems 
berg if das feſte Verhältniß angenommen, daß die Grund⸗ und Gefälls 
feuer 7 / , die Gebaͤude as, bie Gewerbe ?/as zu der Summe von 
3 Mill. fl. tragen follen. Dieß beträgt 1861 — 63 375000 fl. oder 
10,% Proc. ſaͤmmtlicher Schagungen. — In Preußen wird die Gewerb⸗ 
feuer nur ale Grgängung der anderen Steuern, namentlid der Glaflen- 
feuer, angefehen. Sie trifft die Handwerfsmeifter nur, wenn fie mehr 
als einen erwachſenen Gehülfen haben (Geſetz v. 30. Mai 1820), die 
MWebereien und Wirkereien bei mehr als vier Stühlen, das gewerb⸗ 
mäßige Vermiethen möblirter Wohnungen bei drei oder mehr heizbaren 
Zimmern, Belek v. 19. Juli 1861 8. 18. Hoffmann, Die Lehre ıc. 
©. 195. N. für 1861 3286000 Thir. — 12 Proc. der Schaßungen. — 
Hannover 1859—60 219600 rl. — 7,8 Proc. der Schagungen. — Im 
Kirchenſtaate wurde duch das Edict v. 14. Oct. 1850 eine Gewerb⸗ 
feuer mit fehlen Anfägen nad der Art der Gewerbe und der Binwohners 
zahl der Drte angeordnet, es entitanden aber viele Beſchwerden dagegen, 
die Anfäge wurden 1854 vereinfacht und fehr verringert, aber dennoch 
unterblieb die Ausführung. 


8. 361. 


Die Gewerbfteuer ift zunaͤchſt als bie von der fogenannten 
ftäbtifchen Nahrung (Gewerke und Handel nebſt einigen Dienft- 
gewerben) zu entrichtende Schatzung betrachtet worden. Geht 
man indeß von dem Begriffe einer Gewerbsunternehmung aus, 
fo findet man einen weiteren Kreis von Steuerpflichtigen, und 
da ed nur auf dad Dafein eined reinen Einkommens anfommt, 
fo madıt es feinen Unterfchied, ob ein Gewerbe gütererzeugend 
(productiv) iſt oder nicht. Die Grängen, bei denen die Gewerbes 
unternehmungen einerfeitö von den höheren und niederen Lohn⸗ 
arbeiten, andererſeits von einer bloßen Anlegung eined zins⸗ 
tragenden Capitales fich unterfcheiden (a), muͤſſen durch die 
Gejebgebung genau beftimmt werden. In der Ausübung bat 
man meiftend die niebrigeren Zweige ber Zohnarbeit mit zu ber 
Gewerbſteuer gezogen, weil biefelben manchen mit ganz geringem 
Capitale betriebenen Gewerben nahe ftehen. Die fänmtlichen 


LU 
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Unternehmungen, welche einer ſolchen Steuer unterworfen wer⸗ 

ben fönnten, laſſen ſich fo überbliden (I, 8. 97 ff.) 

1) Erdarbeit; Gewinnung von Mineralftoffen, Land» 
wirthichaft in ihren verfchiedenen Zweigen, Bifcherei ; 

2) Gewerke; Handwerke, Fabriken, Bauunternehmungen, 
Speifes und Kofthäufer; 

3) Handel und deſſen Hülfsgeichäfte, — Fuhrleute, Reeber, 
Schiffer, Dampfſchiffsgeſellſchaften, Bankhäufer, Banfen, Canal 
und Eifenbahngefellichaften (2) ; 

4) Dienftgewerbe und foldye, die den Gebraud von 
Sachen betreffen, 3. B. Unternehmer von Lohnkutſchen, Stell: 
wägen (Omnibus), Theatern, Menagerien, Badeanftalten, Kunſt⸗ 
reitergefellfchaften, Muſicanten, Srifeure u. dgl. 

5) Gemiſchte Gewerbe, 3. B. Schenk und Gaſtwirth⸗ 
fchaften, die aus Nr. 2) 3) und 4) zufammengefegt find, Apos 
thefer aus 2) und 3) ıc. 

6) Gewerbe, bei denen aus der Uebernahme einer Wagniß 
(Rifico) Gewinn gezogen wird, PrämiensBerficherungen gegen 
Feuer⸗ und Seegefahr, Lebensverſicherungen 1c. 

(a) Es kommt hiebei auf die Ausdehnung der dem Empfänger eines Ein. 
kommens zufallenden Arbeit an. Der Landwirth 3. B. iſt eher wie ein 
Gewerbsmann zu behandeln, als der Waldeigenthümer, welcher die 
Waldhüter, Holzhauer, Wegarbeiter ıc. beauftragt und bezahlt; der 


Vermiether von Pferden, Büchern, Muflcalien, Zimmergeräthen ıc. iſt 
Gewerbsmann, nicht der DBermiether eines Haufes oder auch mehrerer. 


Für ſolche Geſellſchaften pflegen in der Berleifungsurfunde fhon Bes 
fimmungen wegen der Steuer aufgeflellt zu werben. 


$. 362. 


Unter biefen 6 Abtheilungen ber Gewerbe ift nur bei ber 
erften die Zuläffigfeit einer Beiziehung zur Gemwerbfteuer nicht 
außer Zweifel. 

Bei der Gewinnung der Mineralftoffe find bie Berg 
werfsunternehmungen gewoͤhnlich darım von diefer Steuer frei 
geblieben, weil man ihnen vermöge des Bergwerksregales eine 
eigene höhere Abgabe auferlegt hatte, deren Ermäßigung nad) 
bem Buße ber Gewerbfteuer jedoch rathfam und in einigen 
Ländern fchon ausgeführt ift, 8. 181. Steinbrüde, Torfftiche, 
Lehm⸗, Gypsgruben u. dgl. unterliegen der Grundſteuer und 
bringen als Bewerböunternehmungen in der Regel neben ber 


(d 
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Grundrente nur einen geringen fteuerbaren Gewerbsertrag. Wo 

jedoch diefer beträchtlich und al8 vorübergehend in der Grund» 

feuer nicht berüdfichtigt ift, da kann eine Gewerbfleuer ftatts 
finden. 

"Zu der Landwirthſchaft gehören: Landwirthe im enge» 
ren Sinne, welche Feldbau und Viehzucht mit einander verbins 
den, — Weinbauer (Rebleute), Gemüfes, Obft- und Blumen 
gärtner, — Perſonen, die ohne eigenen Feldbau Schaafzucht 
betreiben oder Kühe zur Mildywirtbichaft miethen (Hollaͤnderei⸗ 
Pachter) (a), — Teich⸗ und Flußfiſcher u. dergl. Hiebei iſt 
zuvoͤrderſt die Steuerfähigfeit größerer Bachter am wenigften 
zu beftreiten, da diefe in Bezug auf Capitalzind und Gewerbs⸗ 
verdienft anderen Unternehmern gleichfiehen, vermittelft ihres 
anfehnlichen Capitales zwifchen verfchiedenen Beichäftigungen 
ober wenigftend zwifchen verjchiedenen Gegenden und Ländern 
wählen Eönnen und ein reines Einkommen erwerben, welches 
von feiner anderen Schabung erreicht wird (2). Kleine Bach» 
tungen Dagegen, bie nur ein geringes Capital erfordern, 
bringen faum mehr ald gemeinen Arbeitslohn ein und können 
füglid) wie die Lohnarbeit behandelt werden, weil bad ftarfe 
Mitwerben unbegüterter lanbwirtbfchaftsfundiger Perſonen ges 
woͤhnlich den Pachtzins einzelner Stüde oder Heiner Beſitzungen 
im Verhältniß zur Rente in die Höhe treibt (ec). Bei wel 
cher Ausdehnung ded Betriebes die Gewerbfteuer der Pachter 
- anfangen und nad weldyer Regel fie fteigen fol, dieß kann 
nach der Größe des abgefchägten Pachtzinſes und bed ange 
wendeten Capitales, indbefondere bed Viehſtandes, feſtgeſetzt 
werden (d). 

(a) Hicher gehört auch die Sennerei auf gepachieten Weiten (Alpen) ober 
mit gemietheten Kuͤhen. Wird fie aber mit gefaufter Milch betrieben, 
fo ift fie ein Gewerk, nämlich Berarbeitung der Milch. 

(5) Bgl. Fulda, Handb. $. 191. 192. — v. Maldhus I, 8. 54. — 
Segen die Beiziehung des landwirthichaftlihen Gewerbes Naffe, 
Bemerk. ©. 95. 

(0) Bei ftarker Zertheilung des Grundeigenthums können ſich Kleine Pachter, 
wenn fie gar fein eigenes Land haben, nur fchwer behaupten. . 

(d) Die franzöfifche taille personnelle traf auch die Pachter. Encyclop. 
a.a. D. S. 654. Nach dem Steuer:Regulativ des Generalgouverne: 
ments Sachſen v. 12. Nov. 1813 (bei Harl, Steuerregul. I, 373) 
wurden Pachter mit einem Steuercapitale angefeßt, welches 5/s ihres 


Pachtzinfes betrug. In Weimar verſteuern Pachter ganzer Landgüter 
Ya des Pachtzinſes, in Sachfen (Befeb v. 24. Dec. 1845 $. 37) zahlen 


— 
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fie von Pachtungen über 100 bis 1000 Thlr. %/s Proc., von größeren 
2/5 Proc., von Heinen bis zu 50 Thl. ser, von 50—100 Thl. 15 Ser. — 
Bei der britifhen Binfommenfteuer giebt der Bachter in England halb 
foviel, ala der Grundeigner, in Schottland und Irland ungefähr */s 
($. 400 (a)), es ift alfo angenommen, daß fein Ginfommen in England 
dem halben Pachtzinſe gleihfommt. Bei Heinen Gütern, 3. B. von 
20 Morgen zu 25 fl. Pachtzins, könnte der Pachter von jener Hälfte 
(250 fl.) nicht beftehen, er bezieht mehr, aber dieß ift großentheile 
Arbeitslohn, $. 359. — Defterreih. Entwurf des Erwerbſteuergeſetzes 
von 1863: Kleine Pachtungen, bei denen 5 Proc. des Ertrages das 
Eteuerfimplum von 2—8 fl. nicht erreichen, bleiben frei. — Nah dem 
italienifchen @infommensfleuergefeb von 1864 $. 9 wird der landwirth⸗ 
fhaftlihe Gewerbsverdienſt nur bei denjenigen Perfonen befteuert, die 
nicht die Grundeigenthümer find. — In tem franzöfiihen Cinkommens⸗ 
Reuerentwurf von Goudchaurx war eine Beiziehung des landwirth⸗ 
fhaftlihen Gewerbsgewinns empfohlen, bie aber von der Commiſſion 
nicht gebilligt wurde, $. 374 (d). 


6. 368. 


Für die Steuerfähigfeit des ſelbſtwirthſchaftenden 
Orundeigenthümersd fann geltend gemacht werben, daß 
berfelbe neben ber Grunbrente zugleich einen &ewerböverbienft 
und Gapitalzins wie der Pachter (a), bei kleineren Befigungen 
auch Arbeitölohn beziehen muß und daß dieſe Einfünfte von 
ber Grundfteuer nicht getroffen werben. Daher find in mehreren 
Ländern auch wirflid alle Landwirthe, fowohl Pachter als 
Eigenthümer, unter die Gewerbfteuerpflichtigen eingerechnet wor» 
den (db). Soldye Landwirthe, die ihren Rändereien durch befondern 
Gewerbfleiß und größeres Capital beträchtlich mehr Ertrag ab» 
gewinnen, ald man bei ber Anfegung der Grundfteuer auf 
längere Dauer und nad ber üblichen Bewirthichaftung anneh⸗ 
men burfte, 3. B. durch eine flarfe Viehnutzung ($. 333, Nr. 6) 
oder ſtarken Anbau von Handelsgewächſen, foftbare arbeit» 
fparende Mafchinen, vorzüglich gute Gebäude u. dgl., koͤnnen 
offenbar leicht eine ©ewerbfteuer tragen. Jedoch ftellen ſich 
einer allgemeinen Gewerbfteuer von ben ihre eigenen Befltungen 
verrwaltenden Sanbwirthen mehrere Gründe entgegen. 1) Bei 
einem Gewerks⸗ oder Handelögefchäfte läßt die jedesmalige Aus» 
behnung des Gewerböbetriebes auf eine gewifie Einträglichkeit 
fhließen, weil man jene nad) Maaßgabe bed Abſatzes erweitern 
ober verengern kann. Dagegen beftimmt fidy der Umfang einer 
landwirthfchaftlichen Unternehmung nad) der Größe des Gutes, 
bie ald ein gegebener Umftand anzufehen if, benn eine Ber- 
größerung ift in der Mehrzahl ber Fälle nicht ausführbar und 
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eine Verkleinerung wird geſcheut, uͤberhaupt haͤlt die Ungewißheit 
künftiger Preiſe, Ernteertraͤge ꝛc. von Veraͤnderungen der Guts⸗ 
flaͤche ab. Der Eigenthümer iſt an ſein Land gebunden, er 
muß daſſelbe auch unter ungünftigen Umſtänden fortbauen und 
iſt in der Bewirthſchaftung durch Lage und Beſchaffenheit mehr 
beſchraͤnkt als viele andere Gewerbtreibende. Naturereigniſſe und 
unvortheilhafte Preiſe ſchmaͤlern bisweilen ſein Einkommen, ohne 
daß er ein anderes Erwerbsmittel zu Hülfe nehmen konnte, und 
er hat dann ſchon Mühe, von Jahr zu Jahr eine gleiche Grund» 
fteuer aufzubringen. 2) Die Grundrente wird zum Theil von 
den Zinfen der Unterpfandsfchulden aufgezehrt. So lange ber 
ſtark verfchuldete Grundeigenthümer Feine Steuererleidhterung 
erhält, würde er ſchon deßhalb durch eine hinzufommende Ge- 
werbfteuer zu fchwer getroffen werden. 3) Während große 
Unternehmungen in anderen Gewerben nicht nur einen größeren 
Gapitalzind, fonden auch einen höheren Procentfap des Ge⸗ 
werböverdienfted vermuthen laſſen, ftehen große Landgüter in 
der legteren Hinficht oft den mittleren nach, wenn ſte nicht 
vorzüglich gut bewirthfchaftet werben, und haben auch gewoͤhn⸗ 
lid ein verhälmißmäßig geringeres Gapital (I, $. 373), weßhalb 
ihre Eigenthümer fon von ber Grunbdfteuer mehr beichwert 
werden, $. 305. Mittelgüter zeigen allerdings in diefer Hin- 
fiht einen günftigeren Zuftand, boch find bei ihnen fowie bei 
den Fleinen und den Gütern ohne beſonderes Spannvieh bie 
Wirthichaftsergebniffe je nach den Abfapverhältniffen, der Ge⸗ 
ſchicklichkeit, Thätigkeit und dem Capital der Eigenthümer fehr 
ungleich. Bei einem Theile derfelben bet ber Gewerbsverdienſt 
faum ben Unterhaltsbedarf und es könnte höchftens ber Zins 
bed angemwendeten Capitals als fteuerbared Einfommen gelten. 
4) Bei mehreren anderen Schapungen fowie bei den anderen 
Gewerben erkennt man die großen Schwierigfeiten einer voll 
fländigen Befteuerung der Einkünfte, ed ift alfo billig, dem 
Iandwirtbfchaftlichen Gewerbe, welches ſich der Schägung weniger 
entziehen kann, eine Schonung zu geftatten. Demnach würde 
eine Gewerbſteuer der jelbfiwirthfchaftenden Grunbeigenthümer 
nur da in Schuß zu nehmen fein, wo die Unterpfandefchulden 
bei der Grundſteuer berüdfichtigt werden und wo ver Betrieb 
eined Landgutes beſonders einträglich if, 3. B. wegen vorzüglich 


vorteilhaft eingerichteter Gebäude ($. 356 (d)), neuer Grund⸗ 
verbefierungen, die in der Grunbfteuer erft bei einer Erneuerung 
beachtet werben koͤnnen, eined beträchtlichen Aufwandes an 
fiehendem Gapital in Mafchinen und Nutzvieh. Wollte man 
aber bie Steuer nur in foldhen Fällen auflegen, fo würde bie 
Kataftrirung ſehr verwidelt, im Erfolge ungleich und feines» 
wegs belohnend fein (d). 


(e) 


(d) 


(e) 


Thaer, Landwirthich. Sewerbelchre F. 75. — Daß der Zins von dem 
ftehenden und umlaufenden Capitale ein neben der Brundrente ſtehen⸗ 
des Ginfommen ift, hat man auch bei den Berechnungen der Ichteren 
anerfannt, indem man 3. B. den Bine des Viehſtandes unter die Cul⸗ 
turfoften rechnet, $. 333. 8. — Hoffmann (Staatöwiflenich. Zeit: 
Ihrift 1854 ©. 304) zeigt, daß da, wo man in ber Reinertragsihägung 
zur Grundſteuer ben Zins des landwirthichaftlicden Gapitald und den 
Sewerböverdienft der Landwirthfchaften nidyt unter die abzuziehenden 
Koften aufnimmt, die Brundfteuer zugleih eine Sewerbefteuer in fi 
fchließt. Jene ift dann bei verpachteten Grundſtücken zu hoch. 
Nach dem naflauifchen Bewerbfleuergefeb von 1841 erhält ein Land⸗ 
wirth für eine volle Fuhr (1 Pferd oder 2 Dchfen) 100 fl., für !/, Fuhr 
(1 Pf. unter 3 3. oder 1 Ochſe oder 2 Kühe) 57 fl., ohne Spann: 
vieh 50 fl. Steuercapital, ein Weingärtner unter 1%, M. 50 fl., von 
1 —3 M. 100 fl., von 3—6 M. 200 fl. und für je 3 M. weiter 
100 fl. mehr. Bin Simplum ift !/aso des Anſchlags. — Großh. Heflen 
nah dem Geſetz v. 2. Dctober 1813. Das Gefeh v. 16. Juni 1826 
läßt dagegen die Landiwirthe frei, fo auch das bayerifhe Belek von 
1856. — Die bad. Gewerbfl.:D. v. 6. April 1815 befteuerte die Lands 
wirthe, aber nicht höher als Taglöhner. Das Bel. v. 23. April 1854 
unterfcheibet aber 3 Claſſen, mit einem Grundſteuercapital unter 10000 fl., 
von 10—20000 fl. und über 20000 fl., es wird jedoch für biefe brei 
Glaffen nur ein Steuercapital des perfönlidhen Verdienſtes von 500, 
875 und 1750 fl. angefeht, alfo (zu 59%) ein ſteuerbares Gewerbsein⸗ 
fommen von 25, — 42,% und 87,5 fl. vorausgefegt, wovon die jeßige 
Stur 1.55 ir., — 3 fl. 21 fr. und 6 fl. 42 fr. ausmacht. — 
Hannover, Gef. v. 30. März 1859: bei 12000 Thlr. Pachtzins und 
mehr 140 — 156 Thlr. (1. &1.), alfo bei 12000 Thlr. 1,19 Brocent, bei 
6—8000 Thlr. 65—80 Zir. Steuer = 1, Proc., bei 80—120 Thle. nur 
15%/, Gr. = !a Broc., Pachter unter 80 Thlr. find frei. — In Weimar 
wird der ſelbſtwirthſchaftende Srundeigenthümer fo behandelt, als wenn 
er fremdes Land baute. 
Die Br LH fann als eine nad einem Theile des Capitals angelegte 
landwirthichaftlide Gewerbfteuer angefehen werden. Sie kam ſchon 
13. Jahrh. vor, Lang ©. 102. In den alten Bermögensfleuen 
wurde das Vieh mit angeſezt. Im RK. Preußen befand neben dem 
Hufenfhoß ein Horn⸗ und Klauenſchoß (Kuh 24-30 Gr., Zugthier 
15 Gr., Schaaf oder Schwein 3 Gr.). Magdeb. Biehfteuer bie 1716 
Pferd 4 oder 8 Gr., Ochſe 3, Kuh 2 Er. ıc.), Klewik I, 59. 
ie alte Schodfleuer traf auch den Viehſtand. — Das ang. hefl. Geſ. 
v. 1813 ordnete eine Viehſteuer ale Beſtandtheil der Gewerbfteuer an 
und ſetzte als Steuercapital (worunter hier fleuerbares Binfommen ver: 
flanden if) von 1 Pferde 2 fl. 30 kr, von 1 Zugochfen oder Karren 
2 f., 1 Ruh oder 1, 2—3jährigem Zugſtier 1 fl. 30 kr., von 10 Schaa⸗ 
fen 1 fl., 1 Ziege (weil man die Ziegenzucht nicht begünftigte) 45 Fr. 
Daneben erhielten alle Landwirthe ein Steuercapital von 18 fl. — Eine 
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Beßeuerung des Viehſtandes kann zwar aus dem in Note (a) bemerkten 
Grunde vertheitiget werben, hat 3 wenigſtens bei dem Arbeits⸗ 
vieh gegen ſich, daß der ſehr veränderliche Ertrag der Landwirthſchaft 
(oben Nr. 1) genaue Berechnungen verhindert und es ſehr zweifelhaft 
macht, ob dieſer unentbehrliche Theil bes Capitales ſich auch wirklich 
verzinfe. ine auflege auf Nutzvieh, zumal wenn ein geringer 
Betrag deſſelben, z. B. 1—2 Kühe, 10—20 Schaafe sc. frei bleiben, 
würde fihb noch am erflen vertheidigen laflen, wenigftens in Zeiten, wo 
die wirklichen Preife der Iandwirtbichaftlihen Erzeugnifle in Bergleich 
mit ben bei der Erundfteuer angenommenen vortheilhaft erfcheinen. Die 
Grundſteuer von Aderland und Wielen wird mit Rüdfiht auf ben 
mittleren Preis der Adererzeugnifle und des Heues angelegt, es wird 
aber dabei nicht vorausgefeßt, daß man das erzielte Futter zur Ernaͤh⸗ 
rung von Nutzvieh verwendet und daraus mit Hülfe eines größeren 
Gapitales einen flärferen Gewinn erlangt. Die Ausführung ift jedoch 
wegen der zu berüdfihtigenden Berfchiebenheiten fchwierig; 3. B. in 
der Selegenheit Mil zu verkaufen, in dem Keinheitögrade der Schaaf: 
wolle, sener wegen ber wmechjelnden Zahl des Maftviches. Bergl. 
8. 333, . 6. 

(d) Hiemit flimmt Bierfad überein, Ueber Beh. ©. 152. — Raffe 
a. a. O. ©. 95. — Für die Beſteuerung der felbftwirthichaftenden 

Eigentümer Hoffmann a. a. D. 


8. 364. 


Dad Einfommen bed Unternehmers ift ein Theil. des ges 
fammten Gewerböertrages und muß in einer und berfelben Art 
von Unternehmungen mit diefem ab» und zunehmen. Bergleidht 
man aber mehrere Gewerbszweige, fo wird der Antheil des 
Unternehmers einen fehr ungleichen Theil des ganzen Ertrages 
bilden. Dieß läßt fi) durch Betrachtung der beiden Beſtand⸗ 
theile bed Gewerböeinfommens ($. 359) erläutern. 

1) Der Capitalzins muß verhältnigmäßig deſto mehr 
betragen, je koftbarere ſtehende Einrichtungen in einem Gewerbe 
zu Hülfe genommen werben und je langfamer das umlaufende 
Capital ſich erfeht, 3. B. wenn Vorraͤthe längere Zeit hindurch 
liegen bleiben müffen (a). Die gewöhnliche Wohlhabenheit bei 
einigen Claſſen von Gewerböleuten (3. B. Bädern, Brauern, 
Müllern) beruht hauptſaͤchlich auf diefem Bebürfniß eines flär- 
feren Bapitalbefiged und dem dadurch befchränften Mitwerben (2). 
Der Zins vom umlaufenden Capital ift am geringften, wenn 
der Verwandlungsſtoff nicht vom Unternehmer angefchafft zu 
werden braucht, wie bei den meiſten Schneidern, Buchbindern, 
vielen Mahl», Dels, Schneidemüllern (nämlich den fog. Kund⸗ 
werfen), bei Webern, Bleichern, Bärbern ıc. in der Regel; 
ferner bei Commiſſions⸗ und Speditiondgefchäften. 
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(ea) Wenn in dem einen Gewerbe 120, in dem anderen 400 fl. ſtehendes 
und umlaufendes Kapital dazu gehören, um für 100 fl. Grzeugnifie zu 
liefern, fo find in diefem Erloͤſe in dem einen Balle 6, in dem andern 
20 Broc. Zins (zu 5 Proc.) enthalten. — Gerber, Schreiner, Wein:, 
Korn⸗, Holzhändler 3. B. haben beirädhtlihe Borräthe nöthig. — 
Wenn ein Gewerbemann, 3. B. ein Krämer, fein Gapital 4mal im 
Jahre umfeßt, fo braucht er zu dem Jahreserlöfe von 12000 fl. nur 
3000 fl., welche 150 fl. Sins tragen, bei einjährigem Umlaufe wird er 
12000 fl. Capital haben und 600 fl. Zins erhalten müflen. 

(d) Schuhmadher, Schneider, Weber, Strumpfflrider, Tüncher x. haben 
ein geringes fiehendes Gapital. Ihr umlaufenbes wird jedoch bedeutend, 
wenn fie viele Gehuͤlfen befchäftigen. 
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2) Weldyer Theil (PBrocentfag) des Rohertrags dem Unters 
nehmer ald Gewerbsverbienft zufalle, dieß wirb bedingt 
theils ebenfalld von dem erforberlidyen Bapitale, weil mit dies 
jem bie Höhe der Wagniß, die Schwierigfeit der Gründung 
und Leitung des Gewerbes und die geringere Stärfe des Mit: 
werbend einigermaßen zufammenhängt, — theild von ber Menge 
und Schwierigfeit der Arbeit, 3. DB. dem Maaße von Kennt⸗ 
niffen, G®efchidlichkeit, Erfahrung u. dgl. Daher müflen einem 
Großhändler, Maſchinen⸗, Kattuns, Porzellanfabrifanten, Apo⸗ 
thefer, Bauunternehmer, Buchhändler, dyemifchen Babrifanten, 
Uhrmacher, Juwelier ıc. mehr Procente des Erlöfed als Ge: 
werböverbienft zufallen, als einem Glaſer, Töpfer, Seiler, 
Fleifher, Schmied, Müller, Weber, Zimmermeifter ıc. (a). 
Wenn der Eleine Unternehmer auch gemeinen Arbeitölohn bes 
zieht ($. 359), fo kann dieſer nur nach dem für die Gehülfen 
jeber Art von Gewerbe beftehenden Sage angefchlagen werben. 
Diefe beiden Einkünfte machen zufammen einen befto größeren 
Theil des Ertrages aus, je mehr überhaupt ber Unternehmer 
zur Erzielung deſſelben durch geiftige oder Eörperliche Thätigkeit 
mitwirft. 


(a) Gin Abſatz von 100 fl. erfordert vielleicht in dem einen Gewerbe 
10 Arbeitötage bes Unternehmers zu 2 fl., in dem andern nur 1 Tag 
zu 5 fl., alfo refp. 20 und 5 Proc. 
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Bon dem ganzen Gewerböverdienft ift nur ber über ben 
Unterbaltöbedarf hinausgehende Theil ald reines, fleuerbared 


Einkommen anzufehen. Er giebt ſich durch reichlichen Aufwand 
für Wohlleben und durch Erfparniffe zur Vermehrung des 


Eapitaled kund. Diefer Gewerbsgewinn macht keineswegs immer 

einen gleichen Theil des gefammten Gemwerböverbienfted aus. 

Bei vielen im Kleinen betriebenen kunſtloſen Gewerben fteht 

ſich der Unternehmer wenig befier als feine Xohnarbeiter, d. 5. 

nimmt nur ungefähr foviel ein, ald der nöthige Unterhalt feiner 

Familie erfordert (a). Wird dagegen ein Gewerbe in größerem 

Umfange, mit Hülfe von wirkffamen Runftmitteln, mit Gelegen⸗ 

heit zu Betriebsverbefferungen und Koftenerfparungen, mit einem 

höheren Maaße von Kenntniffen und Gefchidlichkeit ausgeübt, 
fo pflegt der reine Gewerböverdienft nicht allein gleichmäßig 
mit dem ganzen Verdienſt zu fleigen ($. 365), ſondern auch 
eine größere Quote deſſelben zu bilden, weil unter fo günftigen 

Umfländen ein das mittlere Maaß überfleigender Berbienft ein- 

tritt. Es ift zwar fchwer, genau anzugeben, wie weit ber 

Unterhaltöbebarf gehe und wo dagegen ber entbehrlihe, dem 

MWohlleben angehörende Theil des Aufwandes anfange, body 

wird fih mit Hülfe der Erfahrung ohne großen Fehler eine 

Stufenleiter der ungefähren Unterhaltsfoften in ben verfchiebenen 

Gewerbszweigen für jeden Ort ober Bezirk (6) aufftellen und 

eine mittlere Quote ded reinen Gewerböverbienfted bezeichnen 

laflen (ce). 

(a) Stantseinrihtungen, welche den Zutritt zu einer Art von Bewerben 
erihiweren, 3. B. flrenges Zunftweien, koͤnnen die Lage foldyer Unters 
nehmer verbeflern. 

(5) Wegen der ungleichen Koften der Wohnung, des Holzes, felbR ber 
Lebensmittel sc. 

(e) Bände man 3. B. in 4 Gewerben ben mittleren Bedarf einer Familie 
zu 500 — 600 — 800 — 1000 fl., und wäre der durchſchnittsmaͤßige Ge⸗ 
twerböverdienft ohne den Gapitalzins 550, 700, 950, 1200 fl., fo betrüge 
der reine Gewinn 9, — 14%, — 15,7 und 20 Proc. tes rohen. 
Schlägt man aber die Bapitalzinfen dazu, fo werden die Duoten bes 


reinen Einkommens nicht bloß größer, fondern noch ungleiher, weil 
der Gapitalzins ganz aus reinem @infommen befteht. 
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Die verfchiedenen Kennzeichen, aus benen man bie 
wirthfchaftlichen Verhältniffe einer Gewerbsunternehmung und 
in&befondere dad aus ihr fließende rohe und reine Einfommen 
bemefien kann, müflen bei der Anlegung der Gewerbfteuer forg- 
fältig beachtet werden. Jedes derfelben dient dazu, in gewiflen 
Arten von Gewerben die Einkünfte mehrerer Unternehmer richtig 
zu bemefien, allein die Bergleihung von Unternehmungen ver- 
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fchiedener Art fann nur aus ber Geſammtheit aller Umftände 

mit Sicherheit angeftelt werben. Bei verfchiedenen Gewerben 

tritt bald das eine, bald dad andere Kennzeichen deutlicher her⸗ 
vor. Hieher gehören: 

1) Die Größe des fichenden Capitales, woraus 
fi, mit Rüdficht darauf, ob ed ununterbrochen und vollſtaͤndig 
im Gebrauche ift (a), auf die Größe des Erzeugniffes fchließen 
läßt. Bei mandyen Gewerken ift dieſes Merkmal vorzüglid 
bezeichnend, 3. B. die Anzahl von Webftühlen (d), Spindeln 
in Spinnereien, Scheermafchinen, Drehbänfen, Druderprefien, 
Schoͤpfmaſchinen, Bütten in der Papiermühle, Keſſeln in ver 
Härberei, Drudtifchen oder Walzen in der Kattunfabrif, Defen 
bei Kalt», Ziegel-, Coaföbrennereien oder Glashütten, Gängen 
oder Rädern bei Mahl», Walk⸗, Schneides, Stampfmühlen mit 
Rüdficht auf die Triebiraft (Wind, Waſſer, Dampf) (c), Häms 
mern und Heerbfeuern bei Huͤttenwerken, Drahtzügen, Mafchinen 
verfchiedener Art (d). Daſſelbe gilt von einigen anderen Ge⸗ 
werben, 3. B. Zahl und Befchaffenheit der Zimmer in einem 
Gaſthofe (e), der “Pferde eines Fuhrmannes und Kutfchers, der 
Kühe eines Milchverarbeiters, Tonnenzahl eined Segel» ober 
Dampfſchiffes (1). Meiftend giebt auch die Ausdehnung der 
zur Arbeit und Aufbewahrung benupten Räume ein gutes 
Merkmal. 

(6) Würtemb. Imftruct. v. 13. Dec. 1834 $. 36: Bei den Mühlenwerken 
find 4 Claſſen unterfchieden, je nach dem Theile des Jahres, in welchem 
fie in Gebraud find. Hantb. ©. 91. Das Nafl. Bel. v. 1841 theilt 
‚u am Zehufe das Jahr bei verſchiedenen Gewerben in 2, 3 und 

nitte. 

(6) Das ſaͤchſ. Gef. v. 24. Dec. 1845 unterſcheidet hiebei 1) Zug⸗ oder 
Jarquardflühle, a) von 3 oder mehr Ellen Breite, b) von geringerer 
Breite, 2) gewöhnlide Stühle. 

(ce) Preuß. Gew.⸗St.⸗Geſ. v. 1820 Beil. B. Art. 1. Gin Mahlgang , der 
gewöhnlich das ganze Jahr Waſſer hat, zahlt jährl. 12 Thir, fo auch 
1 Öraupengang, 1 Delprefie, 1 Gägegatter an einer Mühle, die 
mehr ale eine Säge hat (fonft gilt die einzige nur als halber Mahl: 
gang). 6 Srubenlöcer eines Stampfwerkes. — Saͤchſ. Gel. v. 1845: 

in Gang einer Waflermühle monatl. %s Thlr., eine bolländ. Winds 
mühle 2—6 Thlr., eine Dampf oder Thiermühle 20—40 Sgr. für die 

Bferdektaft; americanifche Mühlen mindeftens doppelt. — Bas bayer. 

Geſ. v. 1856 achtet nicht allein auf die Zahl der Mahlgänge, fondern 

unterfcheidet auch Bach⸗, größere Wafler- und Runfmäblen 

(d) Riederländ. Bei. über die Gewerbſteuer (droit de patente) v. 21. Mai 
1814 u. 6. April 1823: Außer dem durch die Arbeiterzahl beſtimmten 
Claſſenſatze zahlt ein Faͤrber von jedem Keſſel 2,0 f., ein Tuchpreſſer 
von jeder Tuchprefie 4 fi., ein Fattunfabrifant von jeder Druckwalze 
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8 il., ein Gerber von jeder Kufe oder Grube 0,5— 1, io l.. — Nahl⸗ 
mühlen (Tab. 3) 2—4 Proc. des Miethzinſes (valeur locative). Viele 
chemiſche Gewerke erhalten ihren Glafleniag für jeden Ofen, Keflel oder 
jede Yeuerftätte, 3. B. ein Hochofen SI. 1-8, 1 Paar Walzen bei 
einem Eiſenwalzwerk El. 9—10 2c. — Diefe Geſetze gelten auch in 
Belgien. — Biele ähnliche Beifpiele im franzöf. Gef. v. 18. Mai 1850. 
(e) U. Niederländ. Gef. Tab. 13, auch bie Zahl der Badewannen in 
Bädern, der Billarde. 
Niederländ. Gef. v. 1823: von der Tonne Ladungsfähigfeit eines Fluß⸗ 
Schiffes je nad) defien Beichaffenheit 0,9% — 0,9 fl., die Tonne (2000 Pfr.) 
zu 1 Gubic- Elle angenommen. 


U 


N, 
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2) Größe ded umlaufenden Bapitald. a) Bisweilen 
ergiebt fidh eine gute Gelegenheit, die Menge verbraudter 
Stoffe fennen zu lernen, wenn nämlich von bvenfelben eine 
Aufmandsfteuer (Zoll oder Accife) entrichtet wird, wie bei 
Fleifchern, Brauereien, Branntweinbrennereien (a), Mühlen, wo 
eine Mahifteuer beſteht, Weinhandlungen, Schenkwirthſchaften, 
Rübenzuckerfabriken, Fabriken, welche bloß zollpflichtige ein⸗ 
geführte Stoffe verarbeiten. b) In anderen Nahrungszweigen 
if die Menge der bereit gehaltenen Borräthe von verfäuf- 
lichen Dingen in die Augen fallend: Apothefen, Kaufläden, 
Holzs und Kohlenhandlungen 2. c) Bon vorzüglicher Wich⸗ 
tigkeit aber und zugleich feiht wahrzunehmen ift die Zahl 
der Gehuͤlfen. Je mehr die anderen Betriebsausgaben im 
Verhältnig zum Aufwand für die Arbeit betragen, je mehr 
namentlich Mafchinen und Stoffe often, in deſto färferem 
Grade wird durch dad Hinzutreten einer gewiſſen Anzahl neuer 
Arbeiter der ganze Ertrag und der Antheil ded Unternehmers 
vermehrt (6). Daß ed übrigens hiebei nicht allein auf die 
Zahl der befdhyäftigten Arbeiter, fondern zugleich auf die Künft« 
lichfeit oder Einfachheit ihrer Berrichtungen und den barnadı 
abgemefienen Lohn anfommt, erfennt man deutlich, wenn man 
fih 3. B. die Abftufung von ben Gomptoirbedienten eined 
großen Banfhaufes herab bis zu den Weibern und Kindern, 
die in einer Tabaks⸗, Papierfabrif 2c. arbeiten, vergegenwärtigt. 
Es müffen alfo mehrere Clafien von Hülfsarbeitern unters 
fchieden werden. Mit gehöriger Beachtung aller in einem 
Gewerbe obwaltenden Berhältniffe läßt fih von dem genannten 
Merkmal ein fehr nüglicher Gebrauch machen (c). 
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(e) Preuß. Sewerbfteuergefeb von 1820 Beil. F. G.: Auf je 24 Scheffel 
jährligen Verbrauh an u oder Branntweinfchrot werden 8 Gr. 
Gewerbſteuer angefeßt. — Niederlande: Bierbrauer und Gffigfieder 
von 14000 und mehr Heftol. Malzverbraud kommen in die 1. Claſſe, 
von 10—14000 H. in die 2. ... unter 250 9. in die 14. El. — 
Bayern: Brauereien über 75 Scheffel Malzverbrauch geben für jeden 
weiteren Scheffel von I—225 Sch. 4 fr., barüber 6 fr. 


(5) Es fei bei 3 Bewerben A, B, C die Bertbeilung bes ganzen Erloͤſes 
nah Brocenten folgende: 


A B c 
1) Arbeitslohn. -. » . 2 2 22.60 40 20 
2) Verbrauch von Stoffen . . . . . 233 40 50 
3) | | | EEE 7 10 15 
4) Bewerbsvdinfl -. . . . . 0.» 8 10 15 


100 100 100 

Erweitert fih nun das Geſchaͤft, fo daß auf je 100 fl. des Grlöfes 
10 fl. mehr für Arbeiter ausgegeben werben, fo wächft der Lohnaufwand 
bei A von 60 auf 70 oder um '/6, bei B um %/s, bei C um !/a, und 
da bie anderen Antheile fowie der ganze Erlös ungefähr in gleichem 
Berbältniß ausgedehnt werden, fo fleigen die den Unternehmern zufallen: 
den Ginfünfte Nr. 3 und 4 bei A von 15 auf 17%s, bei B von 20 
auf 25, bei C von 30 auf 45 fl. — 10 Arbeiter in einer Schwefelfäures 
fabrik, Gasfabrik ıc. zeigen ein größeres Ginfommen des Unternehmers 
an, ale gleiche Zahl bei einem Schuhmacher, Schloſſer, Buchbinder sc. 
Die Zahl der Gehuͤlfen follte demnach nur in Verbindung mit anderen 
befannten Berhältniffen zur Bildung von Steuerfäßen in verfchiebenen 
Gewerben gebraucht werben. 


(e) 3. 3. Niederländ. Geſetze von 1819 und 1823. In Tab. I des erften 
Geſetzes ift eine Menge von erwerben genannt, bei denen die Steuer 
fh lediglich nach der Zahl der Arbeiter: richtet. Dazu muß in jeder 
Kabrif ein Berzeichniß der Arbeiter aufliegen. Bei Spinnereien wird 
nur die halbe Zahl berechnet. Bei 1 —3 Gehülfen gehört der Unters 
nehmer der 1. Abth. der Gewerbe in die 13., bei der 2. Abth. in bie 
15. Glafle, bei 3—6 Gehülfen refp. in die 12. und 14. GI. u. f. f., 
bei 300400 Gehülfen vefp. in die 1. und 3. Claſſe. Bei manchen 
der zugehörigen Gewerbe finden noch äufüpe nad dem ſtehenden Gapis 
tale flatt ($. 367), und bei einer Anzahl von Sanpmerkrn zugleich 
eine Abſtufung nach den Wohnorten. &6 bezahlt z. B. ein Zimmermann, 
Schreiner, Küfer, Holzdrechsler, Schieferdeder, Maurer, Blafer, Schuhr 
mader ꝛc. in den 6 Nbtheilungen ber Wohnorte bei 70 und mehr 
Sen 62—18 fl., bei 50-70 GSehülfen 45—13 fl., ... bei 1—3 
Gehülfen 2,,0°— 0,8% IJ., ohne Behülfen 1,0%— 0,0. In Würtemberg 
werden bie Handwerke in Hinfiht auf Gapital und Ginträgligkeit in 
4 Abtheilungen gebracht, beren jede 9 Claſſen in ſich begreift, 1) bei 
nicht vollem, 2) bei vollem Betriebe duch 1 Dienfchen, 3) mit 1 Ge⸗ 
hülfen, 4) mit 2—3 Gehülfen, ... 9) mit 10-24 Gehülfen. Sede 
Claſſe Hat wieder Abflufungen, die dazu dienen, nad individuellen, 
Iocalen sc. Rüdfichten einen Spielraum dr die undänung darzubieten. 
In der 4. (böchften) Abtheilung z. B. fliehen Buchbruder, Inftrumentens 
macher, Juweliere, Kaminfeger, Hammerſchmiede, Mechaniker, Roth: 
gerber, Schieferdeder u. a. Hier if der Steuerſatz in der 1. Glafle 
42 kr. bis 2 fl. 24 i., in der 2.2 fl. 12. — 7 fl. 12 kr. in der 
3.2.8. —9f., ... inder 9. 23 fl. 48 fr. — 56 fl. 18 fr. 
So beſtehen bloß für die Handwerke 180 verichiedene Säge, wobei 
jedoch öfters eine Zahl 3—Amal vorfommt, was ſchon eine unnöthige 
Verwickeltheit andeutet. — Im Großh. Heflen wird bei einem Theil 

Rau, polit. Oeton. III. 2. Abtb. 5. Ausg. 9 
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8 fl., ein Gerber von jeder Kufe oder Grube 0,5— 1, io ., — Mahl⸗ 
mühlen (Tab. 3) 2—4 Proc. des Miethzinſes (valeur locatire). Viele 
chemifche Gewerke erhalten ihren Claſſenſatz für jeden Ofen, Keflel oder 
jede Yeuerftätte, 3. B. ein Hocofen GI. 1—8, 1 Baar Walzen bei 
einem Bifenwalzwerf El. 9—10 ıc. — Diele Gelege gelten auch in 
Belgien. — Biele ähnliche Beifpiele im franzöf. Sei. v. 18. Mai 1850. 


(e) A. Niederländ. Gef. Tab. 13, auch bie Zahl ber Badewannen in 
Bädern, der Billarbe. 


(Sf) Niederländ. Gel. v. 1823: von der Tonne Ladungsfähigfeit eines Fluß: 
ſchiffes je nad) deſſen Beichaffenheit 0,9 — 0,% fl., die Tonne (2000 Pfr.) 
zu 1 Cubic⸗Elle angenommen. 
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2) Größe des umlaufenden Eapitals. a) Bisweilen 
ergiebt fich eine gute Gelegenheit, die Menge verbraudter 
Stoffe fennen zu lemen, wenn nämlich von denſelben eine 
Aufwandsſteuer (Zoll oder Acciſe) entrichtet wird, wie bei 
Fleifchern, Brauereien, Branntweinbrennereien (a), Mühlen, wo 
eine Mabifteuer befteht, Weinhandlungen, Schenfwirtbfchaften, 
Rübenzuderfabrifen, Babrifen, welche bloß zollpflichtige eins 
geführte Stoffe verarbeiten. b) In anderen Rahrungszmweigen 
it die Menge der bereit gehaltenen Borräthe von verfäuf- 
lihen Dingen in die Augen fallend: Apothefen, Kaufläden, 
Holzs und Kohlenhandlungen ıc. c) Bon vorzüglidher Wich⸗ 
tigkeit aber und zugleich leicht wahrzunehmen ift die Zahl 
ber Gehülfen. Je mehr die anderen Betriebsausgaben im 
Verhältnig zum Aufwand für die Arbeit betragen, je mehr 
namentlih Mafchinen und Stoffe often, in deſto ftärferem 
Grade wird durch dad Hinzutreten einer gewifien Anzahl neuer 
Arbeiter der ganze Ertrag und der Antheil ded Unternehmers 
vermehrt (5). Daß ed übrigens biebei nicht allein auf die 
Zahl der befhäftigten Arbeiter, fondern zugleich auf die Kuͤnſt⸗ 
lichkeit oder Einfachheit ihrer Verrichtungen und den darnach 
abgemefienen Lohn anfommt, erfennt man deutli, wenn man 
fh 3. 3. die Abftufung von den Gomptoirbebienten eines 
großen Banfhaufes herab bis zu den Weibern und Kindern, 
die in einer Tabaks⸗, Papierfabrik ꝛc. arbeiten, vergegenwärtigt. 
Ed müffen alfo mehrere Claffen von Hülfsarbeitern unter 
ſchieden werden. Mit gehöriger Beachtung aller in einem 
Gewerbe obwaltenden Berhältniffe läßt fi von dem genannten 
Merkmal ein ſehr nüglicher Gebrauch machen (c). 
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(a) Preuß. Gewerbſteuergeſez von 1820 Beil. F. G.: Auf je 24 Scheffel 


(8) 


jährlihen Verbrauh an m oder Branntweinfchrot werden 8 Gr. 
Gewerbfteuer angefept. — Niederlande: Bierbrauer und Gifigfieder 
von 14000 und mehr Heftol. Malzverbrauch fommen in bie 1. Claſſe, 
von 10—14000 H. in die 2. ... unter 250 9. in bie 14. Cl. — 
Bayern: Brauereien über 75 Scheffel Malzverbrauch geben für jeden 
weiteren Scheffel von 1I—225 Sch. 4- fr., barüber 6 fr. 


Es fei bei 3 &ewerben A, B, C die Bertheilung bes ganzen Erloͤſes 
nah Procenten folgende: a i 


1) Acheitslohn-. - - > 2 222260 40 20 
2) Verbrauch von Stoffen . . . . . 25 40 50 
3) essen 7 10 15 
4) Sewerböverbinfl - - . 2... s 10 % 


100 100 100 

Erweitert fih nun das Gefchäft, fo dag auf je 100 fl. des Grlöfes 
10 fl. mehr für Arbeiter ausgegeben werden, fo waächſt ber Lohnaufwand 
bei A von 60 auf 70 oder um '/6, bei B um !/s, bei C um '/,, und 
da die anderen Antbeile fowie der ganze Erlös ungefähr in gleichem 
Perhältniß ausgedehnt werden, fo fleigen bie den Unternehmern zufallen- 
den Einkünfte Nr. 3 und 4 bei A von 15 auf 17%, bei B von 20 
auf 25, bei C von 30 auf 45 fl.— 10 Arbeiter in einer Schwefelfäure- 
fabrik, Gasfabrik sc. zeigen ein göpens Ginfommen bes Unternehmers 
an, ale gleiche Zahl bei einem Schuhmacher, Schlofler, Buchbinder sc. 
Die Zahl der Gehülfen follte demnadh nur in Verbindung mit anderen 
bekannten Berhältniffen zur Bildung von Steuerfäßen in verfchiedenen 
Gewerben gebraucht werben. 


(e) 3. 8. Niederländ. Geſetze von 1819 und 1823. In Tab. I des erfien 


Geſttzes if eine Menge von Gewerben genannt, bei denen die Steuer 
fih lediglih nad der Zahl der Arbeiter richtet. Dazu muß in jeber 
Fabrik ein Berzeichniß der Arbeiter aufliegen. Bei Spinnereien wird 
nur die halbe Zahl berechnet. Bei 1—3 Behülfen gehört der Unter: 
nehmer der 1. Abth. der Gewerbe in bie 13., bei der 2. Abth. in die 
15. Claſſe, bei 3—6 Gehülfen reip. in die 12. und 14. El. u. ſ. f., 
bet 300-400 Gehülfen refp. in die 1. und 3. Claſſe. Bei manden 
der zugehörigen Gewerbe finden noch aufehe nach dem ſtehenden Gapi- 
tale ftatt ($. 367), und bei einer Anzahl von Handwerkern zugleich 
eine Abftufung nach den Wohnorten. Es bezahlt 3.3. ein Zimmermann, 
Schreiner, Kuͤfer, Holzdrechſsler, Schieferdecker, Maurer, Glaſer, Schubs 
macher x. in den 6 Abtheilungen der Wohnorte bei 70 und mehr 
Gehülfen 62—18 fl., bei 50-70 Gehuͤlfen 45—13 fl., ... bei 1—3 
Gebülfen 2,0 — 0,8% #., ohne Gehuͤlfen 1,%— 0,0. In Würtemberg 
werden die Handwerfe in Hinfiht auf Gapital und Ginteäaficfeit in 
4 Abtheilungen gebracht, deren jede 9 Claſſen in fich begreift, 1) bei 
nicht vollem, 2) bei vollem Betriebe duch 1 Menſchen, 3) mit 1 Ge⸗ 
bülfen, 4) mit 2—3 Gehülfen, ... 9) mit 10—24 Öegülfen. Jede 
Claſſe hat wieder Abſtufungen, die dazu dienen, nach individuellen, 
localen ıc. Ruͤckſichten einen Spielraum für bie hung darzubieten. 
In der 4. (höchften) Abtheilung z. B. ſtehen Buchdrucker, Inftrumenten: 
macher, Juweliere, Kaminfeger, Gammertämiene, Mechaniker, Roth: 
gerber, Scieferdeder u. a. Hier ift der Gteuerfah in ber 1. Claſſe 
42 kr. bis 2 fl. 24 kr., in der 2.2 fl. 12. — T fl. 12 kr. in der 
3. 2 fi. 48 Fr. — 9 fl., ... inder 9. 23 fl. 48 fr. — 56 fl. 18 fr. 
So beſtehen bloß für die Handwerle 180 verfchiedene Säge, wobei 
jedoch öfters eine Zahl 3—Amal vorfommt, was fchon eine unnöthige 
Berwideltheit andeutet. — Im Großh. Heffen wird bei einem Theil 
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8 d., ein Gerber von jeder Kufe oder Grube 0,5— 1,1%., — Mahl⸗ 
mühlen (Tab. 3) 2—4 Proc. des Miethzinſes (valeur locatire). Biele 
chemiſche Gewerke erhalten ihren Glafienfag für jeden Ofen, Keſſel oder 
jede Yeuerftätte, 3. B. ein Hocofen GI. 1—8, 1 Baar Walzen bei 
einem ifenwalzwert El. 9—10 ıc. — Diefe Geſetze gelten auch in 
Belgien. — Biele ähnliche Beiſpiele im franzöl. Gel. v. 18. Mai 1850. 
(e) N. Niederländ. Gef. Tab. 13, auch die Zahl der Badewannen in 
Bädern, der Billarde. 
Niederländ. Bel. v. 1823: von der Tonne Labungsfähigkeit eines Fluß⸗ 
fchiffes je nach deſſen Beichaffenheit 0,9% — 0,% fl., die Tonne (2000 Pfr.) 
zu 1 Gubic:@lle angenommen. 


U 


Di 
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2) Größe de8 umlaufenden Eapitals. a) Bisweilen 
ergiebt fih eine gute Gelegenheit, die Menge verbraudter 
Stoffe fennen zu lernen, wenn nämlich von benfelben eine 
Aufwanddfteuer (Zoll oder Acciſe) entrichtet wird, wie bei 
Fleifchern, Brauereien, Branntweindrennereien (a), Mühlen, wo 
eine Mahifteuer befteht, Weinhandlungen, Schenkwirthſchaften, 
Rübenzuderfabrifen, Babrifen, welde bloß zollpflichtige eins 
geführte Stoffe verarbeiten. b) In anderen Rahrungsjmweigen 
it die Menge der bereit gehaltenen Borräthe von verkäufs 
lihen Dingen in bie Augen fallend: Apothefen, Kaufläden, 
Holz» und Kohlenhandlungen x. c) Bon vorzüglicer Wich⸗ 
tigkeit aber und zugleich leiht wahrzunehmen ift die Zahl 
ber Gehuͤlfen. Je mehr die anderen Betriebdausgaben im 
Verhältnig zum Aufwand für die Arbeit betragen, je mehr 
namentlih Mafchinen und Stoffe koſten, in deſto ftärferem 
Grade wird dur dad Hinzutreten einer gewiſſen Anzahl neuer 
Arbeiter der ganze Ertrag und der Antheil des Linternehmers 
vermehrt (6). Daß ed übrigens hiebei nicht allein auf bie 
Zahl der beichäftigten Arbeiter, fondern zugleich auf die Künft« 
lichkeit oder Einfachheit ihrer Verrichtungen und ben darnach 
abgemefienen Lohn anfommt, erfennt man deutlich, wenn man 
fih 3. B. die Abflufung von den Comptoirbedienten eines 
großen Banfhaufes herab bis zu den Weibern und Kindern, 
die in einer Tabaks⸗, Papierfabrik ıc. arbeiten, vergegenwärtigt. 
Es müflen alfo mehrere Claſſen von Hülfsarbeitern unter- 
fchieden werden. Mit gehöriger Beachtung aller in einem 
Gewerbe obmwaltenden Berhältniffe läßt fih von dem genannten 
Merkmal ein fehr nüglicher Gebrauch machen (c). 


(e) 


(8) 
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Preuß. Gewerbfieuergefeß von 1820 Beil. F. G.: Auf je 24 Scheffel 
jaͤhrlichen Verbrauch an a oder Branntweinfhrot werden 8 Gr. 
Gewerbſteuer angeſetzt. — Niederlande: Bierbrauer und Gifgfener 
von 14000 und mehr Heftol. Malzverbraud fommen in die 1. Claſſe, 
von 10— 14000 9. in die 2. ... unter 250 9. in die 14. El. — 
Bayern: Brauereien über 75 Scheffel Malzverbraudy geben für jeden 
weiteren Scheffel von 1—225 Sch. 4 kr., darüber 6 kr. 


Es fei bei 3 Bewerben A, B, C die Bertheilung des ganzen Grlöfes 
nach Brocenten folgende: 


A B c 
1) Arbeitslohn. - - 2 2 2 2 2.60 40 20 
2) Verbrauch von Stoffen . . . ». . 53 40 50 
3) een 7 10 15 
4) Sewerbeverdinfi -. . . . 2... 8 10 15 


100 100 100 

Erweitert ih nun das Sehhäft, To bag auf je 100 fl. des Erloͤſes 
10 fl. mehr für Arbeiter ausgegeben werden, fo waͤchſt der Lohnaufwand 
bei A von 60 auf 70 oder um '/s, bei B um %/s, bei C um !/a, und 
ba bie anderen Antheile fowie der ganze Erlös ungefähr in gleichem 
Perhältniß ausgedehnt werden, fo fleigen bie den Unternehmern zufallen- 
den Ginfünfte Ar. 3 und 4 bei A von 15 auf 17%, bei B von 20 
auf 25, bei C von 30 auf 45 fl. — 10 Arbeiter in einer Schwefelfäures 
fabrif, Gasfabrik sc. zeigen ein größeres Einfommen des Unternehmers 
an, als gleiche Zahl bei einem Schuhmacher, Schlofier, Buchbinder sc. 
Die Zahl der Gehuͤlfen follte demnah nur in Verbindung mit anderen 
befannten Berhältnifien zur Bildung von Steuerfäßen in verfchiebenen 
Gewerben gebraucht werben. 


() 3. B. Niederländ. Geſeze von 1819 und 1823. In Tab. I des erften 


Geſetzes ift eine Menge von Bewerben genannt, bei denen die Steuer 
fih lediglich nad der Zahl der Arbeiter richtet. Dazu muß in jeder 
Fabrik ein Berzeichnig der Arbeiter aufliegen. Bei Spinnereien wird 
nur die halbe Zahl berechnet. Bei 1—3 Gehülfen gehört der Unter: 
nehmer der 1. Abth. der Gewerbe in die 13., bei der 2. Abth. in bie 
15. Claſſe, bei 3—6 Behülfen refp. in die 12. und 14. EI. u. f. f., 
bei 300-400 Gehülfen refp. in die 1. und 3. Claſſe. Bei mandyen 
ber zugehörigen Gewerbe finden nod Zufäße nach dem ſtehenden Gapi- 
tale flatt ($. 367), und bei einer Anzahl von Ganbiwertern zugleich 
eine Abftufung nach den Wohnorten. Es bezahlt 3. B. ein Zimmermann, 
Schreiner, Kuüfer, Holzbrechsler, Schyieferbeder, Maurer, Glaſer, —8 
macher x. in den 6 Abtheilungen der Wohnorte bei 70 und mehr 
Gehuͤlfen 62—18 fl., bei 50-70 Behülfen 45—13 fl., ... bei 1—3 
Sehülfen 2,00 0,% J., obne Behülfen 1,%— 0,08. In Würtemberg 
werben die Hanbwerfe in Sinfiht auf Gapital und Ginträglicheit in 
4 Abteilungen gebracht, deren jede 9 Claſſen in ſich begreift, 1) bei 
nicht vollem, 2) bei vollem Betriebe durch 1 Menſchen, 3) mit 1 Ge⸗ 
ülfen, 4) mit 2—3 Gehülfen, ... 9) mit 10-24 Gehülfen. Sebe 
lafle bat wieder Abftufungen, die dazu dienen, nad individuellen, 
Iocalen sc. Rüdfichten einen Spielraum für bie Bnhäpung barzubieten. 
In der 4. (hoͤchſten) Abtheilung 3. B. ſtehen Buchdruder, Inſtrumenten⸗ 
macher, Juweliere, Kaminfeger, Hammerfchmiede, Mechaniker, Roth: 
gerber, Schieferbeder u. a. Hier iſt der Steuerſatz in ber 1. Claſſe 
42 fr. bis 2 fl. 24 fr, in der 2.2 fl. 12 Fr. — 7 fl. 12 kr., in der 
3.21.18. —9f.,... inder9. 231.48 fr — 56 fl. 18 Mr. 
So beftehen bloß für die Handwerke 180 verfchiedene Säge, wobei 
jedoch öfters eine Zahl 3—Amal vorkommt, was fchon eine unnöthige 
Verwickeltheit andeutet. — Im Großh. Heffen wird bei einem Theil 
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ber Gewerbe für jeben Gehülfen %, des Normalſteuercavitals zugeleht. — 
Sachſen: für jeden Gelellen oder techniſch ausgebildeten männlichen 
Gehülfen !/a bes Sarifiahes mehr, für Gehülfen ohne ſolche Bildung, 
ferner für weibliche und für Lehrlinge Ye, doch if ein Lehrling frei. — 
Das bayr. Gewerbſteuergeſetz vom 1. Juli 1856 $. 12 unterſcheidet 
geihärte undige Gehülfen und Arbeiter für untergeorbnete Gelchäfte. 

ei diefen wird nur der Satz der 1. Gteuerclafle en fx. bis 1 fl. nad 
der Ginmwohnerzahl des Orts) angewendet, bei jenen für ben erften 
Gehülfen die halbe, für jeden weiteren die ganze Normalanlage Binzus 
gefügt. Nur bei Fabriken ſindet keine Unterfcheidung jener 2 Glaflen 
von Gehuͤlfen flatt und es wird für jeden ein beffimmter Sab, in ber 
Megel der 2. Steuerclafle (40 Er. bie 2 fl.), zugeſchlagen. — Das 
hannov. Geſetz v. 20. März 1859 macht bei den Gewerbsleuten bie 
Steuerclaffe von der Zahl der Behülfen abhängig. Lehrlinge nad 
Bläpriger Lehrzeit werben eingerechnet, auch Taglöhner, wenn fie nicht 
bloß die gewöhnliche Handarbeit verrichten, es wird aber zwilchen vers 
fchiedenen Arten von Gehuͤlfen kein Unterfhied gemacht. Bäder mit 
7 und mehr Gehülfen zahlen 3. 9. 27—45 Thlr. (5. Cl.), mit 3—4 
Gehülfen 3 Thle. 18 Gr. bis 10 Thlr., ohne Gehuͤlfen, wenn fie 
mehr als iwelmal wöchentlich baden, 1 Thle. (10. Cl.). — Aud in 
Sranfreich tft neuerlich bei einer Anzahl von Bewerben angeorbnet, daß 
für jeden Arbeiter über 5 oder 10 noch 3 Wr. weiter zu entrichten 
find. — Baden f. g. 373. 
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3) Größe des Abfages ober der bezahlten gewerblichen 
Leiftungen, 3. B: Menge der verfendeten Waaren, ber beher⸗ 
bergten Perfonen, der Zahl von Gasflammen einer Beleuch- 
tungögefellichaft (a). Bei manchen Gewerben ift es nicht fchwer, 
biefe Menge zu erfahren, aus der man bann den ganzen Ges 
werböertrag ermitteln kann (5). In mehreren Staaten bat man 
bie Steuerfäge nach der Einwohnerzahl ded Ortes, an weldyem 
ein Gewerbe betrieben wird, abgeftuft, weil man annahm, daß 
fih nah ihr der Abfag der Gewerböleute richte (c). Dieß 
würde ald allgemeine Regel ohne Unterfcheidung mehrerer Fälle 
nicht zu billigen fein und es muß daher die Berüdfichtigung 
dieſes Umſtandes mit Behutjamkeit gefchehen. a) Bei Gewerben, 
beren Erzeugnifie eine weite Verſendung ertragen ober beren 
Geſchaͤfte überhaupt in beträchtliche Entfernung reichen, ift aus 
ber Größe des Wohnortes nichts zu fchließen, wie denn 3. B. 
viele Fabriken wegen bed wohlfeilen Heizftoffes, der Waſſer⸗ 
kraft, der Nähe des Verwandlungsſtoffes ıc., auf dem platten 
Lande angelegt worden find, ohne darum weniger zu ertragen. 
b) Andere Gewerbe, die in ber Regel nur einen örtlichen Ab⸗ 
fa haben, können doch in benachbarten Ortſchaften zahlreiche 
Abnehmer finden, 3. B. Dorfhandwerker in ber Rähe von 
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Städten, ober ausnabmöweife für einen weiteren Umkreis 
arbeiten, 3. B. Töpfer bei vorzüglih gutem Lehme, Schuh—⸗ 
macher, Schreiner, Bierbrauer ıc. bei auögezeichneter Geſchick⸗ 
lichkeit. c) Wenn dagegen ein Gewerbe in einem gegebenen 
Halle für rein örtlich erfannt wird, fo fann man aus ber von 
den Einwohnern verbrauchten und nicht etwa auf andere Weife 
bezogenen Waarenmenge auf den Abſatz fjämmtlicher Gewerbe, 
genofien des Ortes fchließen und hieraus einen Mittelfag bes 
auf jeden Unternehmer kommenden Ertraged und Gewerbeein- 
fommend ableiten, an dem freilich die einzelnen Gewerbsleute 
in fehr ungleichem Maaße Theil nehmen koͤnnen (ad). d) Manche 
Handwerke arbeiten zwar nicht allein für die Ortöbewohner, 
finden jedoch an einem volfreicheren Wohnſitze wegen der Leich⸗ 
tigkeit der Beftelungen und des Verkaufs erhebliche Bortheile, 
und ein Theil der zugehörigen Berrichtungen, 3. B. die Aus: 
befferungen älterer Gewerkswaaren, ift fafl ganz auf den Ort 
beichränft. Bei folchen Gewerbözweigen iſt es angenıefien, 
zwar im Allgemeinen ben Steuerbetrag nad) der Größe des 
Wohnortes feigen zu laſſen, doch nicht fo Hark, wie im vorigen 
Halle, und ebenfall® mit der Rüdficht auf die individuelle Aus⸗ 
behnung des Betriebes. 


(es) Niederl. Geſ. v. 1819 u. 1823 Taf. 6. Krämer bei einem Abſatz von 
150 000 fl. und mehr in die 1. Glafle, bei 100000— 150 000 excl. in 
die 2., bei 75000 — 100000 in die 3. ..., unter 1000 fl. in die 
17. &. — Taf. 15. Theater und andere Delufigungen im Scaufpiels 
haufe Bezahlen 1 Broc. des Gintrittögeldes jeder Borftellung, das Haus 
als voll angenommen. — Die Abgabe von Miethkutſchen ($. 212 (a)), 
wenn fie die Belaftung anderer Gewerbe verhältnigmäßig nicht über: 
fteigt, läßt ſich ebenfalls hieher rechnen. 

(d) 3. B. Naffau: Bierbrauer unter 50 Ohm jährlid in die 1. Claſſe, 
unter 75 in die 2., unter 100 in die 3. und für je 50 Ohm weiter 
um eine Clafle höher. — Bayern (1856): über 150 @imer Bier bes 
aründen je 75 Gimer weiter einen Zufaß von 1 fl. für Bierfchenken. 
Branntweinbrenner für jeden Bimer über 10 einen Steuerzuſchlag von 
3 fr. — In Hannover (1859) werden Bierbrauer nad der Zahl ber 

ebrauten Ohme angelegt, Branntweinbrenner bezahlen 1'/, Proc. ber 
aiſchſteuer, wenn biefe über 100 Thlr. if. 

() So 3. B. die franzoͤſiſche Steuerpatentabgabe $. 374, doch nicht für 
alle Gewerbe. — Breuß. Geſet v. 30. Mai 1820. Geſ.⸗Samml. Nr. 14. 
(Sinnhold) Die SGewerbfleuerverfaflung des preuß. Staats, Liegnig 
1831. 4°. Hier werden unterfchieden 1) die 10 größten Städte, 2) die 
133 (jegt 121) mittleren, 3) die übrigen Orte über 1500 Einwohner, 
4) bie Eleineren. — Das bad. Geſetz v. 23. März 1854 nimmt für 
einen Theil der Gewerbe viererlei Drte, nämlich Dörfer — Staͤdte und 
Märkte bis 4000 Ginw., — foldhe von 4—10000 und über 10000 
Ginwohner an, doch if «6 geflattet, Marktfleden und Heine Staͤdte, 
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die auf einer niederen Stufe des Gewerbsbetriebes ſtehen, wie Dörfer 
zu befleuern, und Städte, deren Binwohnerzahl über die Claſſengraͤnze 
geſtiegen ift, noch in der bisherigen Claſſe zu laſſen, ferner Fleine 
Mebenorte nicht zum Hauptorte zu rechnen. — Naſſau: nur Gtädte 
und Sand. — Bayer. Gele von 1856: 4 Abtbeilungen, von weniger 
als 1000, von 1000—4000, 4000—20000 Ew. und darüber. Diefe 
Abtheilumng dient auch für diefenigen Gewerbe, welche ohne KRuͤckficht 
auf die Groͤße des Drtes befleuert werden. — Defterreich bei ben meiften 
Bewerben: 1) Wien und Umgegend bis zwei Meilen Entfernung, 
2) Hauptfläbte der Provinzen, 3) andere Orte von 4000 Ew. an, 
4) von 1—4000, 5) unter 1000 Ew. Patent v. 31. Dec. 1842. — 
Geſetzentwurf von 1863: Gemeinden unter 2000, von 2—10000, von 
10—50000 Ew., über 50000 und endlich Wien. 
Das preuß. Geſet flellt für jedes Gewerbe in jeder der 4 Abtheilungen 
einen Mittel und einen niedrigfien Gap auf. Jener mit der Zahl ber 
Gewerbtreibenden der Stadt oder (in der 4. Abtheilung) des Kreifes 
vervielfacht, zeigt die von denfelben im Ganzen aufzubringende Summe. 
Wer nicht einmal den niedrigften Da zu entrichten vermag, muß das 
Gewerbe niederlegen. Größere Gewerbtreibende müflen das beden, was 
die Fleineren in bemfelben Arabrungegweige unter dem Mittelfage bes 
zahlen, umd für diefe Binreihung find beflimmte Brogreifionen vors 
gefchrieben. So z. B. für Handwerker 
Abth. 1. 2. 3.04 
Mittelfah . © -» -» : .» 8 The. 6 The. 4 Thlr. 
Niedrigſter Sa . . . - 4 „ " " 
Die Steigerung iſt — 6 — 8 — 12 — 18 — 24 — 30 — 36 — 48 — 60 Ahlr. 
u.f. f. Yür den Handel und einige andere Gewerbe enthält das Geſetz 
v. 19. Juli 1861 Abänberungen 86 werden 3 Claſſen der Geſchaͤfte 
gebildet. A. L anjehnlihe Handels: und Fabriktunternefmungen, Spe⸗ 
ditionss und Commiſſions⸗, Agentur, Banks, Berfiherungss, Reederei⸗ 
gefchäfte, Badennflalten ꝛc. Yür einen ganzen Bezirk (in der Regel 
einen Regierungebegirt) wird die Steuer dur 7 gewählte Abgeordnete 
auf die Binzelmen umgelegt; 13 Regierungsbezirke bilden die 1., die 
übrigen 12 die 2. Abtheilung. * 
® 1. 


2. 

Mittlfb - > 2 2 00. 96 Thlr. 72 The. 
Untefr Sb -. . ....48 48 „ 

A. II. enthält Befchäfte von mittlerem, B. ſolche von geringem Gapital 

und Umfange. 


Abth. 1. 3. 8. 4 
A. II Mittelfapd . 24 Thlr. 16 Thlr. 10 Thlr. 
Unterfier Soap . 12 k 8 6 “ 
B. Mittel . . 8 „ 6 „ 4 2 Thlr. 
7 7 | ——— — ® 
Unterflr Sap . 1 


a 2 Thlr. 

Den Kaufleuten, ah, Speife: und Schenkwirthen, Bädern und 
Schlächtern ift es geftattet, die Steuer unter fi durch Abgeordnete 
umlegen zu laffen. Den übrigen Gewerben fann bieß, wo die Dert- 
lichkeit es ausführbar macht, ebenfalls bewilligt werden. Jede folche 
Geſellſchaft wählt jährlih aus ihrer Mitte 5 Abgeordnete, und zivar 
1 aus den größten, 1 aus den geringflen, 2 aus den mittleren Unter 
nehmern, den fünften beliebig, 8 v.1820, $.26—59. Bei Bädern und 
Fleiſchern in Städten der 2 erften Abtbeilungen werben auf jeden Ein⸗ 
wohner refp. 8 und 3—6 Pfennige (den Thaler zu 24 Groſchen) 
erechnet, um daraus die Steuerfchultigfeit aller Meifter in jebem biefer 
eiden Gewerbe zu finden; 3. DB. 14000 Einw., zu 5 Bf. angelegt, 
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maden 243 Thlr., wovon bei 15 Bädern auf jeden 16'/, Thlr. Beittet 
fag fommen. Bemerkungen gegen dieſes Geſeß v. Jakob I, $. 1 


8. 370. 


4) Auch ber offenktundige Grad von Wohlſtand 
einer Claſſe von Gewerbtreibenden, fowie Einzelner unter ihnen, 
kann berüdfichtiget werden, nur ift im legteren alle zu ers 
forfchen, ob der Gewerbömann nicht zugleich andere Einnahme: 
quellen habe. Die Höhe des Lohnes der Gehülfen verbient 
ebenfalls Beachtung, weil hierin die Untergränge für den Antheit 
des Unternehmers liegt, $. 355. Wie weit das wirkliche Eins 
fommen ber Gewerbtreibenden diefen unterften Betrag überfleigt, 
dieß Täßt fi aud ohne ein gehäffiges Ausfpähen häuslicher 
Dinge aud der ganzen leicht erkennbaren Lebensweiſe ber 
Familien und aus der fihtbaren Zus oder Abnahme ihres 
Bermögend abnehmen (a). Hat man für ein gewiſſes Gewerbe 
in einem gegebenen Orte und Zeitpuncte ein folches Ergebniß 
gewonnen, fo fann wieder ber Einzelne mit der Mehrzahl feiner 
Genoffen verglichen werden, und hiebei wird von felbft der mit 
fremdem Capital Wirthfchaftende ($. 359. 2)) den Einbrud 
einer geringeren Vermoͤglichkeit hervorbringen. Iſt ein Betrieb 
verpachtet, 3. DB. eine Gaſt⸗ oder Schenkwirthichaft, fo macht 
dieß im Steuerfage keinen Unterfchied und es wird den Bethei⸗ 
ligten überlaffen, zu verabreden, wer die Steuer tragen folle. 


(c) Späth, angef. Abhandlung, will die Regulirung nur vorgenommen 
fehen nady dem Aufwande des Unternehmers und nad bem Kaufpreife, 
den man für ein Gewerbsrecht entrichtet. Letzter Umftand fällt mit ber 
Berfäuflichkeit der Berechtigungen hinweg. 


$. 371. 


Die große Berfchiedenartigfeit der biöher betrachteten. Um; 
fände fönnte zu dem Entfchluffe führen, bei der Entwerfung 
eines Bewerbskataſters den zur Aufſtellung der Anfchläge beauf- 
tragten fach» und ortöfundigen Schägern ganz freie Hand zu 
geben (a). Dann würde ſich die Sorge der Regierung nur 
darauf befchränfen, eine leichtverfländliche, die Ratur der zu 
befteuernden Einkünfte und die Bebingungen und Kennzeichen 
ihrer Größe entwidelnde Gefchäftsanweifung aufzuftellen (b) und 
fodann fähige und zuverläffige Taratoren aus den Bürgern 
jedes Ortes oder Bezirkes zu wählen, die unter ber Leitung 
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eines Beamten arbeiteten. Dieß Verfahren würde zwar bie 
Beachtung aller gegebenen Berhältnifie erleichtern, allein es hat 
auch erhebliche Schattenfeiten, denn der Mangel thatfachlicher 
Anlehnungspuncte giebt der zufälligen individuellen Auffaflung, 
bee Wilffür und dem Irrthum zu weiten Spielraum unb es 
iſt nicht möglich, durch fpätere Prüfung und Bergleichung ber 
Anfchläge die nöthige Gleichförmigkeit im ganzen Lande zu er⸗ 
reichen. Es ift deßhalb ficherer, durch allgemeine Borfchriften 
einige Begränzung des vor den Schägern liegenden Feldes zu 
geben. In manchen Staaten ift man fogar in der Aufftellung 
allgemeiner Regeln zu weit gegangen, fo daß für dad Ermeſſen 
bed einzelnen Falles zu wenig Freiheit blieb. 

(a) So 3. B. der bayer. Geſetzentwurf von 1828, dem in biefem Puncte 
der Ausſchuß der Kammer der Abgeorbneten beiftimmte. Dahin neigt 
fih auch v. Safob, II, 8. 1092, doc mit einigen Beichränkungen, 
— 1095. — Das ſardin. Geſetz v. 16. Juli 1861 gründet die Gewerb⸗ 

euer auf das im Durchſchnitt der drei vorhergehenden Jahre von dem 
Gewerbsmann bezogene Einkommen (reddito), ohne Abzug von Gapitale 
zins. Daflelbe wird von dem Steuerpflichtigen angegeben, von bem 
verificatore geprüft und berichtigt, der Entwurf wird öffentlih auf: 
elegt und über die Einwendungen wird von einem Ausſchuß an jedem 
Drte entichieden. Dieß gefchieht jaͤhrlich. Das Beleg enthält nicht die 
geringfle Borfchrift für die Beranfchlagung. 

(b) Die bisherigen Geſetze und Inftructionen laſſen hierin viel zu wünfchen 

d- - 
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Aus diefen Sägen ergeben fich nachfolgende Regeln zur 
Anlegung ber Gewerbfteuer: 

1) Ein fehr gutes Hülfsmittel würde eine gewerbs⸗ſtatiſtiſche 
Borarbeit geben, nämlidy die Erforfhung der wirthfchaftlichen 
Berhältniffe aller Gewerbe, namentlid der zu einem gewiflen 
Erzeugniß und Geldertrage erforberlihen Menge von Arbeit 
und Capital und der Theile des legteren, ber Art wie fh der 
ganze Erlös vertheilt u. dgl. Man kann bei jedem Gewerbe 
von einem gewiflen Lohnfage ald Minimum bes Einfommens 
ausgehen und unterfuchen, wieviel jeder einwirkende Umſtand 
zur Erhöhung deffelben beiträgt. 

2) Jeder Unternehmer kann gefeglich verpflichtet werben, 
über feinen Betrieb gewiffe Angaben zu machen, und die Er; 
Märung über folche Umftände, die fich gar nicht verheimlichen 
laſſen, 3. B. Zahl und Art der Gehülfen, Art der Erzeugniffe, 
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Zahl und Befchaffenheit der Mafchinen und anderen: ſtehenden 
Vorrichtungen kann unbebenflih von Jedem verlangt werden. 

3) Da fih nicht bei allen fleuerpflichtigen Gewerben bie 
naͤmlichen Hülfdmittel zur Schägung anwenden laffen, fo wer 
den jene zu biefem Behufe in mehrere Abtheilungen gebradıt. 
So können die Handwerfe mit Fleinem und bagegen mit bes 
trächtlihem Capitale, — Babrifen, — Gewerke, weldye bie 
gemeinften Nahrungsmittel bereiten, ald Bäder, Fleiſcher, Bier 
brauer, — der Großhandel nebft dem Bantkgefchäfte, — der 
Kleinhandel, — Gaſt⸗ und Schenfwirthfchaften, — Fuhr⸗ und 
Sciffergewerbe, — Dienftgewerbe ıc. in ebenfoviele Gruppen 
getrennt werben (a). Fuͤr jebe derſelben werden bie bei ihr vor⸗ 
züglich brauchbaren Kennzeichen ber Einträglichkeit (6. 367—70) 
bezeichnet. 

4) Bei jeber Abtheilung von Gewerben ift insbeſondere eine 
Regel anzugeben, wie ber Steueranfchlag nad) der Zahl und 
Beichaffenheit der Gehülfen zu erhöhen fei, 8. 368. 

5) Es ift zwedmäßig, für jede Abtheilung oder für mehrere 
berfelben eine Anzahl von Claſſen aufzuftellen, deren jeder ein 
gewifier Steuerfag oder irgend ein Anfchlag beigefegt wird. Die 
verfchiedenen Arten von Unternehmungen können ſchon vorläufig 
im Allgemeinen in diefe Elaflen eingereiht werden, und zwar 
bei Bewerben, auf weldye die Einwohnerzahl des Ortes ſtarken 
Einfluß bat ($. 369), mit Rüdfiht auf diefe, aber nicht fo 
unbedingt, daß individuelle Umftände nicht gehörig beachtet 
werden Fönnten. Man muß alfo etwa noch die Wahl zmifchen 
mehreren Haupt» und Unterclaflen freigeben, oder eine Abändes 
rung des aus der Stellung in einer Elaffe fich ergebenden An⸗ 
ſchlages geftatten (2). 

6) Einem gewählten Ausſchuß von Bürgern jedes Ortes, 
zum Theil aus den Gewerbtreibenden, wird unter Mitwirkung 
bed Kataflerbeamten die Abſchätzung aller einzelnen Steuers 
pflichtigen auf den in vorflehenden Sägen bezeichneten Grund⸗ 
lagen übertragen. 

7) Laßt fi ein der Wahrheit nahe kommender Anfchlag 
für fämmtliche Unternehmer eines Gewerbes an einem Orte im 
Ganzen erlangen, fo kann bie Bertheilung der Summe unter 
bie Einzelnen dem Bereine ber lehteren überlaffen werben, weil 
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fie gegenfeitig ihre Gewerbsverhaͤltniſſe am beften fennen. reis 
lich entftehen hiebei Leicht Streitigkeiten, zu deren Bermittlung 
der Beiftand eined Steuerbeamten nöthig wird (c). 


(s) Defterr. Erwerböfteuer, Patent v. 31. Dec. 1812, Decret v. 11. Sept. 
1822. 1) Landesfabrifen in 8 Claſſen von 40— 1500 fl. Steuer, 
2) Großhandlungen in obigen Abtbeilungen von Orten (6. 369 (0)), 
für jede mit 3—8 Claſſen, 3) Künfte, gewöhnlihe Fabriken, Krämer, 
Handwerker, nad) den Orten, in Wien mit 12 Glaffen, von 1—300 fl. 
4) Dienfigewerbe ebenfo, überall mit mehreren Claſſen nah Art des 
Gewerbes, Ort, Gehülfenzahl, Bapital und Geſchicklichkeit des Unter 
nehmers. Gntwurf von 1863: 14 Abtbeilungen, 3. DB. Gewerbe für 
Metalle und Metallwaaren, für chemiſche Probucte, für Verarbeitung 
von Faſerſtoffen, Berfendung ıc. — Würtemberg: 1) Handwerker und 
Kleinhändler (unter 200 fl. @ewerbscapital), 2) Handlungen und 
Sabrifen, 3) Mühlen und andere Werke, vie von mehreren Kunden 
gegen Lohn benupt werden, 4) Wirthſchaftsgewerbe, a) im engeren 

nne, b) Getränkefabrifen. Zu 1) f. 8. 368 (d). Zu 2) muß jeber 
Gewerbsmann fih nad feinem ganzen Bewerbecapital in eine von 
15 Hauptelaſſen einreihen, worüber dann eine Prüfung angeflellt wird. 
Hierauf beſtimmen die Schäßer, in welche von den 3 Unterclaflen jeder 
Hauptclafle der Unternehmer zu fegen fei. Aud für 3) und 4) beſtehen 
Glaffen und in bdenfelben Abflufungen. — Die meiflen Unterfheidungen 
haben die niederländ. Gewerbsgeſetze. — Saͤchſ. Geſetz v. 24. Decbr. 
1845: 1) Kaufleute, 2) Händler, 3) Fabrifanten, 4) Gafl- und Speifes 
wirthe, 5) Fleiſcher und Bäder, 6) Müller, 7) Schiffer, 8) Fuhrleute, 
9) Pachter von Land oder Gewerksanftalten, 10) Handwerker, Künftler, 
11) Umberziehende Gewerbsleute. — Bayern, 1856: 1) mechaniſche 
Künfte und Handwerte, 2) Ganbelögefehäfte mit 4 Unterabtheilungen, 
3) Fracht⸗, Stadt: und Reifefuhrwert, Schifffahrt, Ciſenbahnen, Schiff: 
bau, Gtraßendbau, 4) Gaſt⸗ und Schenkwirthſchaft, 5) Fabriken, 
6) Brauereien und Branntweinbrennereien. — Wranfreih, für bie 
Batentfleuer: 1) Kaufleute und Handwerker, 2) Bankherren, Mäller, 
Eommilfionshandlungen , Bertihaffungegenerbe, 3) nicht örtliche Ge⸗ 
werbe wie Leibrentengefellihaften, Banalunternehmungen, Fabriken, 
Berg: und Hüttenwerke, 4) Advocaten, Notare, Aerzte ıc. — In Rußs 
land find die Kaufleute in 3 Bilden getheilt, für die ein Kapital von 
15000, 6000 und 2400 Rubel angenommen wird. Die beiden erſten 
Gilden geben von diefen Summen (mit Einfhluß von 10 Broc. Zu: 
flag für Land: und Waſſerſtraßen) 4,4 Proc., die dritte in größeren 
Städten 66, in kleineren 43 Rubel. Bgl. $. 374 (d). 

(6) 3.8. Großh. Heflen, Geſetz v. 16. Juni 1827: 7 Glaflen von Gewerben, 
bie erfle mit 2 Unterabtheilungen ; ferner Orte des 1. (Darmfladt und 
Mainz), 2. und 3. Ranges, alfo 24 Fächer für die Normalfteuercapitale, 
3. 3. in der unterften Claſſe nach den drei Arten von Wohnorten 
12—6—3 fe Nah der Zahl von Gehülfen und dem Miethwerth ber 
benugten Räume werden Zufchläge 5 ben Glaflenfägen gemacht; 
v. Hoffmann, Beiträge S. 77. — Baten: 12 Claſſen des perföns 
lien Berdienfles in Verbindung mit 4 Claſſen von Orten. Viele, 
befonders die geringeren Gewerbe find ohne Rüdfiht auf die Orte 
eingereiht, 3. DB. Tuchicheerer in die 2., Schäfereibefiger in 2.—4., 
Schiffbauer 2. —7., Delmüller 2.—6., Spediteure 6.—10., Bank 
herren 9.— 12. ; andere fommen an verſchiedenen Drten in verſchiedene 
Claſſen, 3. B. viele Handwerke in Dörfern 2. Claſſe, in Orten bis 
4000 Ew. 3., bis 10000 4., in den größten Drten 5. und 6. Glafle. 
Bei 20 Handiwerken ift in mittleren und größeren Städten erlaubt, 
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ſtatt der angegebenen die naͤchſtniedrigere oder hoͤhere Claſſe zu nehmen, 
doch muß der Steueranſchlag fämmtlicher Meiſter des Ortes im Durch⸗ 
ſchnitt dem tarifmaͤßigen entſprechen. Nach der Zahl der Gehuͤlfen wird 
ein Zuſchlag gemacht, 5. 373 (a). — Raſſau: 22 Claſſen mit einem 
Gteuercapitale von 20—30000 fl. Die meiſten Gewerbe find, je nad: 
dem fle in einer Gtabt oder auf dem Lande betrieben werden, fe in 
eine gewiſſe Claſſe gebradyt, andere werden ohne Rüdfiht auf den Ort 
nah verfchiedenen Kennzeihen eingeihägt, 3. B. Mahlmuͤller. — 
Frankrteich, ſ. $. 374. — Angef. niederländ. Sc Tarif A. 15 Glaffen, 
deren Steuerfäße von 180 fl. bis 0,° fl. Herabgehen. Tarif B. 14 Glaflen 
und 6 Wbtbeilungen der Wohnorte, 3. B. GClaſſe 1. 10050 fi., 
14. Elaffe 1,0% — 0,5 fd. — Hannover: 12 Gfaffen, in der 1. mit 
140 — 156 Thlr., in ber 6. mit 27—45 Thle., in der il. und 12. 
mit 15%, Gr. Steuer. Bei den meiften Gewerben iſt nur angegeben, 
innerhalb welcher Claſſen fie angelegt werben follen, 3. B. Großhändler 
nah dem Umfang des Geſchaͤfts in Claſſe 1-6, Gaſtwirthe größerer 
Städte in Elaffe 1 —9. 

Bol. $. 369 c) und (d). In Sachſen werden in großen und Mittel: 
ſtaͤdten 26, 16 oder 10 Thlr. auf jeden Großhändler angenommen und 
die Summe für jeden Drt wird durch einen Ausfchuß der Betheiligten 
umgelegt. Bei Babrilanten geſchieht die Bertheilung in einem ganzen 
Stenerbezirk. — Nah dem öflerreih. Entwurf von 1863 wird im 
Geſetz nur ein Minimum der Steuer für 8 Hauptelaffen der Gewerbe 
und 5 Abtheilungen der Orte aufgeftellt, 3. 8. für die meiften kleineren 
Unternefmungen mit Ginihluß der Handwerle 8-6—5—4—2 fi. 
Die Bezirkes oder Stadteommiffton flellt für jeden Einzelnen einen 
Anfhlag auf. Die dagegen erhobenen Beſchwerden werben unterfucht. 
Sodann wird ber bisherige Geſammtertrag der Gewerbſteuer auf die 
Provinzen und Bezirke oder Städte nach Naaßgabe obiger Anfchläge 
vertheilt,, in jeder Gemeinde ift aber der auf fie treffende Steuerbetrag 
von dem Bemeindevorftande felbftändig mit dem Beiſtande von Ber: 
trauensmännern auf die Gewerbsleute des Ortes zu vertheilm, ohne 
daß man fi genau an die Anfchläge halten müßte. (Berdienen diefe 
Kataflerzahlen der Steuerbezirfe und Städte, weldhe nicht für jede 
Brovinz und wieder für den ganzen Staat verglichen und geprüft wer 
den, foviel Bertrauen, daß fie zur Grundlage der Mepartition genom⸗ 
men werden können?) — Das ſpaniſche Geſetz von 1850 bat einen 
Tarif nah der Binwohnerzahl und nad Claſſen der Gewerbe. Die 
Ginfhägung gefhieht durch ESchäger, die den aufgefellten Claſſen⸗ 
anſchlag für die einzelnen Bewerbsleute bis auf das Sfache erhöhen 
oder Bis auf */, erniebrigen dürfen, de Parieu I, 350. 


8. 373. 
Um bei den Steueranfchlägen der Schaͤtzung beflimmtere 


Richtpuncte zu geben und diefelben genauer nad) den gegebenen - 
Umfländen jedes einzelnen Gewerbömanned einzurichten, hat 
man in einigen Laͤndern bie Gewerbfteuer in zwei Theile zer 
legt, welche abgefondert ermittelt werden. Dahin gehört 


1) die Unterfcheidung der Steuer von dem Arbeitöverbienft 


des Unternehmers mit Belfchlägen für bie gegebene Zahl von 


Gehülfen, und der Steuer von dem Ertrage bed Bapitalee, 


welches man in Zahlen zu ermitteln fucht (a). Diefe Thellung 
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fommt ungefähr mit der Unterfcheibung des Gewerböverbienftes 
und Gapitalzinfes ($. 359) überein, nur daß jener ebenfalls 
einigermaßen unter dem Einfluffe des Eapitales ſteht und mit 
ihm fteigt oder finkt (8. 365), und daß ber Steuerzuichlag nady 
ber Zahl und Art der Gehülfen, alfo nad der Ausgabe für 
Arbeitslohn, feinem Weſen nach zu dem Betrieböcapitale gehören 
würde; die Schwierigkeit einer Ausmittlung bed in Geld bes 
ftehenden Gapitaled hat indeß die Zurechnung jener Summe 
zu dem perfönlichen Berdienfte empfohlen. Die Steuer vom 
Betrieböcapitale wird, wenn fi) Veraͤnderungen zugetragen 
haben, neu ermittelt. Gegen diefe Einrichtung läßt fi) vorzuͤg⸗ 
lid) erinnern, a) daß durch die Zuſammenſetzung bed Steuers 
anſchlages aus zwei Theilen der Ueberblid einer Unternehmung 
im Ganzen, nad ihrem Gefammteindrud und im Vergleiche 
mit dem Zuftande anderer Unternehmer erfchwert wird; e8 könnte 
jedoch angeordnet werden, daß bad auf diefem Wege erhaltene 
Zahlenergebniß für jeden Steuerpflichtigen noch mit der Ges 
fammtbeit der Erfcheinungen und den Steuerfägen Anberer ver: 
glihen wird und danady abgeändert werden darf (8); b) daß 
manche andere gute Kennzeichen unbenugt bleiben, c) daß bie 
genaue Ermittlung des Bapitales oͤfters ſehr ſchwierig if, 3.2. 
wenn bie Borräthe in verfchiedenen Zeitpuncten bes Jahres fich 
fehr verändern, oder wenn ein Theil des umlaufenden Gapitales 
nicht in die Augen fällt, wie im auswärtigen Hanbel, übers 
haupt bei den Ausftänden (activa) eines Gewerbsmannes und 
bergl. (c). Doch if die Erfahrung dieſer Methode nicht un, 
günftig. Sie ift einer weiteren Vervollkommnung fähig, 3. 2. 
durch Einfchaltung mehrerer Kennzeichen, wobei fie freilich auch 
fünftlicyer und ſchwerer auszuführen werben würde. Bei bem 
Zufag für die Gehülfen ift es rathfam, daß berfelbe eine gewiffe 
Quote ded Anfabes für den Unternehmer bilde und daß bei 
der Verfchiedenheit in der Art und Zahl der Gchülfen eine Ab⸗ 
ſtufung ohne flarfe Sprünge gewählt werde. Yür bie Anſetzung 
bed Betriebscapitaled find ausführliche Vorſchriften nöthig, fos 
wohl in Hinficht der aufzunehmenden Theile ald des Verfahrens 
und der Zugiehung bed befteuerten Unternehmers (d). 

2) Die Trennung eines unveränderlihen, für alle 
Gewerbsleute eined gewiſſen Nahrungszweiges und Ortes 
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gleichmäßigen, und eined nad ben befonderen Umſtaͤnden jedes 
Unternehmers eingerichteten, auch von Zeit zu Zeit wechfelnden 
veränderlichen Theiled der Gewerbfteuer. Yür den leßteren 
werben bie verfchiedenen Kennzeichen bed Umfanges und Ertraged 
der Gewerbe benugt. Diefe Einrichtung unterfcheidet fi) von 
der vorigen hauptfächlich dadurch, daß fie Feine Erforfchung des 
Betriebdcapitaled in einer Geldzahl verlangt (e). 


(sa) Bad. Gewerbſteuergeſetz v. 6. April 1815. (Kamm) Sammlung der 
Berordnnungen und Grläuterungen, welche auf das Gewerbſteuergeſetz im 
Großh. Baden Bezug haben, 1834. Der Gefekentwurf v. 31. Dee. 
1847 kam nicht zur flaͤndiſchen Berathung. Meues Geſetz v. 23. März 
1854. Regenauer, Staatsh. S. 422. 6 find I. 12 Claſſen bes 
perſönlichen Berdienſtes von 5008000 fl. Steuercapital, worin 
die Vorausfekung eines reinen Berdienfles von 25— 400 fl. gt Qu 
5 Proc.). Die Steuer beträgt, nad dem jehigen Buße von 23 fr. 
auf 100 f., 1 fl. 55 kr. — 30 fl. 24 fr., vgl. 6. 372 (8). Bei den 
Gehülfen werden 2 Claſſen umterfchieden: 1) gewerböfundige männliche 
Sülfsarbeiter bis zu 10 an ber Zahl; hier wird für jeden dem Koh 
herrn %, feines Steuercapitals zugeſetzt; 2) männliche Gewerbsarbeiter 
über 10, Knechte, Handlanger, Fabrikarbeiter für gemeine Handarbeit, 
weibliche Gehuͤlfen. Bei dieſer Claſſe if der Zuſchlag für bie Perſon 
100 fl. Gehülfen, die nicht über 17 Jahre alt find, &hefrauen, Stuͤck⸗ 
arbeiter außer dem Haufe find frei. (Wenn z. B. ein Gewerbsmann 
ein Capital des perlönlichen Verdienſtes von 5000 fl. zu verfieuern hat, 
fo werben ihm für jeden der 10 erſten Behülfen 1000 fl. oder 3 fl. 50 Er. 
Steuer, für den 11. u. ff. nur 100 fl. oder 23 fr. Steuer hinzugefuͤgt.) 
I. Zum Betriebscapitale werden gezählt Waflerkräfte, — Mas 
fhinen, @eräthichaften und nertgeuge, oweit fie nicht als Beftands 
theile der Häufer gelten, — Borräthe von fertigen Waaren, Berwands 
Lunge» und Hülfsfloffen, — Gewerböberehtigungen, — bei Gewerb⸗ 
treibenden, welche feine Borräthe der erwähnten Arten haben (3. 8. 
Banquiers), die „Fonds, mit denen fie ihr Geſchaͤft betreiben“. (Bei 
Anderen werden alfo Korderungen und Schulden fowie die Geldvorraͤthe 
nit beachtet.) Das landwirihſchaftliche Capital bleibt außer Anfag. 
Für dieſes Betriebecapital find 20 Elafien gemacht und jede hat einen 
gewiſſen Be, der die untere Graͤnze der Wlafle bildet, und bei den 
3 erften Elafien fogar noch niedriger iſt: 

Glaffengränge Anfay 
1) 7 600 f. 300 
2) 6— 800 „ 500 
3) 800-1000 „ 100 
4) 1000-1500 „ 1000 
5) 1500—2000 „ 1500 u. f. f. 
Betriebscapitale bis zu 400 fl. fowie die im Auslande befindlichen 
Gapitale find frei. Der Sewerbemann hat fein Betriebscapital ſelbſt 
anzugeben, die Angabe wird geprüft und wenn feine Berfländigung 
erfolgt, eine Beſichtigung aller Segenftände im Haufe des Gewerbes 
mannes veranftaltet, — bei fehr veränderlichen Theilen des Gapitals 
freilich ungenügend. — In Würtemberg (a. Inſtr. v. 13. Dec. 1834) 
iſt bei Babrifen und Handlungen mit jeder Claſſe tes Gapitales ein 
befimmter Steuerfab der „Arbeitsrente" des Unternehmers unb jedes 
Gehülfen verbunden, 3. 3. in der 1. Glaffe von 2--500 fl. Gapital 
macht der Steuerſatz a) von der Verkehreſumme in 3 Unterabtheilungen 
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8. — 1f. 24. — 2f., b) von ber Arbeitsrente des Brincipals 
2 fl. 24 fri, jedes Behülfen 1. Elafle 36 fr., 2. Claſſe 1 fl. 12 &. 
In der 15. (höchſten) Blaffe, von 125001 bis 160000 u. f. w., wird 
entrichtet a) von der Verkehrsſumme 540— 580 — 640 fl., b) von ber 
Arbeitsrente des Brincipale 15 fi., eines Behülfen in 1. Claſſe 5, 
2. Claſſe 10 fl. „Bei Mühlen und anderen Werken, fowie bei Baf- 
und Scenkwirthfchaften wird gleichfalls eine befondere Steuer ber 
Arbeitsrente von dem Ertrage des Ganges oder jeder Mafchine und 
ein Beilhlag für die Gehuͤlfen angefeht. 

Bayer. Geſetz von 1856 $. 25 a)., Eine Irmäßigung der durch Bes 
rechnung ermittelten Steuerfumme wegen befonderer ärtliher Verkehrs⸗ 
und Abſatzverhaͤltniſſe wird von der Kinanzabtheilung der Kreisregierung 
beſchloſſen und darf nicht über Br bes tarifmäßigen Betrages ausmachen. 
Das bad. Geſetz von 1854 füllt manche Lüde des Alteren aus, 3. B. 
in Anfehung ber Banfhäufer (a), ferner bei Afiecuranzgefellichaften, 
beren Betriebecapital dem mittleren Detrage ber im Inlande bezogenen 
Prämien gleichgeachtet wird (6. 40). — Bet Großhaͤndlern if das Hin: 
mweglaflen ber (freilich nicht erfennbaren) Ausftände eine große Schonung. 
Das Steuercapital der Gewerbe in Baden war 1829 139295000 fil., 
1834 147 Mil. fl. Bon 174000 Steuepflichtigen verfleuerten 157 800 
gar kein Betriebscapital (weil fie nämlich unter 400 fl. hatten), wor: 
unter 87650 Landwirtbe und 10950 Taglöhner, 12000 fanden in 
Glaffe 1—4, mit hoͤchſtens 1500 fl., 4200 in Gl. 5-9 mit mehr als 
1500 fl. Betriebscapital. Bei far allen Gewerben if ein Theil der 
Unternehmer obne Anſatz für das Betriebscapital geblieben, 3. 2. 
2060 Bäder, 54 Bierbrauer, 962 Specereihändler, 243 Mahlmüller, 
29 Goldarbeiter Im Durchſchnitt derjenigen, welde ein foldyes Ga: 
pital verfteuerten, betrug baflelbe bei Kattunfabrilanten 31929 fl., 
Banquiers 30460 fl., Bapierfabrilanten 11450 fl., Tabafsfabrifanten 
9700 R., Bifouteriefabrifanten 8940 fl., Buchhaͤndlern 5200 fl., Ayos 
thekern 3880, Buchbrudern 2660, Mahlmüllern 1900, Holzhaͤndlern 
1890, Brauern 1730, Rothgerbern 1490, Specereihändlern 1050, Gaſt⸗ 
wirtben 920, Bädern 420 fl.; biefe Säge find vermutblich alle zu 
niedrig. — Neuerer Betrag des ganzen Gewerbfleuercapitale 

1847 1850 1863 

Gap. des perf. Verd. 132855125 fl. 127748225 fl. 135960875 AL. 
Zuſatz für Gehuͤlfen 10'238 025 „ 1557575 „ 17234775 „ 
Betriebscapitale 32818600 „ 31166300 „ 52885445 „ 


zufammen 175911750 fl. 166472100 fl. 206°081095 fi. 


Bei einer Berzinfung von 5%o ift demnach der reine perfönliche Bers 
bienft mit der Behülfenzulage auf 7% Mill. fl. zu ſchätzen, der Gapital- 


- zins auf 2,9% Mill., allein das gefammte Capital auch ohne Gebäude 


ift weit größer und ſteigt ficherlich über das Doppelte, weil Eleine 
Beträge und mehrere erhebliche Theile deſſelben nicht eingerechnet und 
bie in Betracht gezogenen nicht vollfländig befannt werden. Die flarke 
Abnahme von 1850 rührt von den Gridhütterungen der Jahre 1848 
und 49 Her. — Auf den Kopf der Binwohner kam 1856 im Unter: 
rheinfreife (max.) 132 fl., im Oberrheinfreife (min.) 112 fl., im ganzen 
Sande 122 fl. Die Zahl der Steuerpflichtigen war 1859 215000 (wo⸗ 
von 105000 Landwirthe und 15000 Taglöhner), es traf folglih auf 
jeden ein Berdienftcapital von 596 fl. und mit dem Zufchlag für Ges 
hülfen von 666 fl., d. i. ein muthmaßlicher mittlerer reiner Berdienft 
von 33%, fl. (ohne Zweifel beträchtlich unter dem wahren Einfommen), 
und da 95000 fteuerpflihtige Bewerte: und Handelsleute vorhanden 
waren, fo belief ſich das abgeichägte Betriebscapital für jeden berfelben 
im D. auf 504,8 fl. oder die Sinseinnahme auf 28/4 fl. 
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(e) Baver. Sefeh v. 1. Juli 1856. BollzugssBerorbn. v. 11. Juli 1858. 
Die unveränderliche Steuer heißt Normalanlage. Für biefelbe find 
33 Glaffen gebildet, deren jede A Abftufungen nach der inwohnergaßl 
der Orte ($. 369 (o)) hat. Die Bränzen find für die Tleinften e 
20 fr. — 833 fl. 20 fr., für die größten 1— 2500 fl. Bei jedem 
Gewerbe ift die zugehörige Claſſe angegeben. Die veränderliche Steuer, 
Betriebsanlage, richtet ſich nach der Zahl der Hülfsarbeiter, nach 
den Gewerbseinrichtungen und Maſchinen, und bei Brauereien und 
Branntweinbrennereien nad dem Erzeugniß. Bei Handwerken wirt kie 
Betriebsanlage in der Regel nur nad der Zahl der Behülfen beſtimmt, 
bei Hanbelsgefhäften wird für fle einer aus einer gewiflen Anzahl 
obiger Glaflenfäge genommen, z. B. für Großhandlungen Cl. 1 — 28 
der 4. Abtheilung (größte Orte) bei Fabriken ift meiflene eine oder bie 
andere diefer beiden Methoden verorbnet, für einen Theil derſelben find 
Kennzeichen anderer Art angewendet. 


$. 374. 


Die Patentfleuer (contnibution oder droit de patentes) 
in Frankreich (a) hat das Eigenthümliche, daß auf die Vers 
fhiebenheiten in der Lage der einzelnen Unternehmer nur wenig 
Rüdficht genommen wird. Jedes Gewerbe erhält einen einzigen, 
oder mehrere nad) ber Einwohnerzahl bed Ortes abgeftufte 
Steuerfäge, und alle Gewerbsleute in einerlei Gefchäft und Ort 
entrichten gleichviel, weßhalb auch bie Steuer ſogleich bei der 
jährlichen Erlaubniß zur Betreibung eines Gefchäfted voraus⸗ 
bezahlt wird und fidh einer Gebühr nähert, 9. 245. Neben 
diefer feften Steuer (droit fixe) befteht eine veränderliche (droit 
proportionnel), die fi) bloß nad) dem Miethbetrage ber bes 
nußgten Gewerbsraͤume richtet, wobei ſich nicht verfennen läßt, 
baß bie Größe und der Anfchlag biefer Räume nur ein ein- 
zelnes unb oft nicht genau zutreffendes Kennzeichen des Um⸗ 
fanges und ber Einträglichkeit eined Gewerbsbetriebes if (d). 
Ein Borzug biefer Patentfteuer ift es, daß fie nach einer feften 
gefeplichen Regel und ohne Mühe angefegt wird unb folglich 
jede mit ber Schägung verbundene Gefahr eines aus Irrthum 
oder PBarteilichkeit entfiehenden unrichtigen Anſchlages hinweg⸗ 
fällt (ce). Wenn man aber von ihr rühmt, daß fie zur Erwei⸗ 
terung der Gewerbsgeſchaͤfte ermuntere, weil fie dann immer 
weniger fühlbar werbe, fo iſt dieß ein zweibeutiger Borzug, 
denn biejenigen Gewerbsleute, die ihren Betrieb nicht auszu⸗ 
dehnen vermögen, werden babei auf unbillige Weiſe flärfer ges 
troffen. Es ift weder gerecht noch volkswirthſchaftlich zweck 
mäßig, den großen Betrieb in der Beſteuerung zu begünftigen, 





— 142 — 


und hierin liegt eine größere Ungleichheit, als in ben Schlern, 


die 


man bei der Einfhägung ber Gewerbsleute nah ihren 


muthmaglichen Einkünften unvermeidlih begeht. Neuerlich ift 
jedoch in Frankreich bei vielen Gattungen der Gewerbe die fefte 
Steuer nad) verfchiedenen auf den Umfung der Unternehmungen 
hindeutenden Merkmalen eingerichtet worden und aud) die vers 
änderliche hat nicht mehr einerlei Buß, fo daß die Steuer ber 
im $. 373. 2) bezeichneten aͤhnlich ift (d). 


(a) Sie wurde zuerſt duch Beſchluß vom 3. Januar bis 18. Kebruar 1791 


(2) 


eingeführt, wobei man fie ale einen von den Zehrern zu vergütgnden 
Borfbuß betrachtete. Nach mehreren Veränderungen erhielt % durch 
das Geſetz v. 1. Brum. VII die Ginrichtung,, welche fie lang behielt; 
de Parieu I, 289. — Neue Gewerbſteuer in Rußland: Nah Ukas 
v. 1/13. Januar 1863 werden für alle Handelözweige, mit Einſchluß des 
Kram:, Buden- und Hauſirhandels (doch den Handel mit landwirth⸗ 
fhaftliben Erzeugniflen, Ziegeln, Brettern, Kalk ıc. ausgenommen), 
ferner Schiffbau, Gaſthaͤuſern, von Werkftätten und Fabriken, Mühlen, 
Fuhrweſen, auch für Hanbelsgehälfen jährliche Scheine mit der Ber: 
bindlichkeit zur Butrihtung einer ſogleich vorauszubezahlenden Steuer 
eingeführt. Man unterfcheidet Taufmännifche Scheine nach ten zwei 
Bilden für Groß: und Kleinhandel (8. 373 (a)) und Gewerbſcheine für 
Kram, Haufichandel und andere Gewerbe. Die Steuer wirb für 
5 Claſſen von Drtfchaften und nad NAnfägen für bie verfchiedenen 
Gewerbe erhoben. Dagegen hört in den Städten die Kopffteuer auf. 
Die Gildenſteuer war für 1862 zu 5,2 Mill. angefchlagen, die neue 
Steuer für 1863 zu 7% Mill., wovon aber die aufgehobene ftaͤdtiſche 
Kopffteuer mit 4 Mill. Ertrag abgeht. — Die Licenzabgabe von ges 
wiflen Bewerben in England if nad der Art ber leßteren verfchieden 
und daher der Patentfteuer ähnlich, vgl. $. 245. Sie wird Hauptfäch- 
lih von ſolchen &ewerben erhoben, deren GErzeugniffe mit einer Auf 
wandsfteuer belegt find, 3. B. von Papiers und Seifenfabrifen 4 2. 
7 Sch., Banfherren 30 L., Pfandverleihern 71/s und 15 %., Verkäufern 
von Süßigfeiten (sweets) 1 2. 2 Sch. sc. Saͤmmtliche Licenzen trugen 
1858/59 1'436 826 2. ein. 

Die droit proportionnel war lange Zeit 10 Proc. von dem muths 
maßlihen Miethzinſe der für ein Gewerbe verwendeten Saustäume. 
Es wurde nur in den erſten 5 Glaflen der &ewerbe erhoben. — 
In den Niederlanden ift die franzoͤſiſche Geſetggebung infofern abgeän- 
dert worden, als man bei der Binholung des jährlichen Gewerb⸗ 
fcheines (Patentes) nur eine gain e Gebühr bezahlt und dagegen ber 
Gewerbfteuer nach beutfcher Inriötung unterworfen if. — Auch in 
Belgien haben weientliche Abänderungen flattgefunden. 


(0) v. Nalchus I, $. 55. — In Frankreich ſcheut man die obenerwähnte 


Gefahr in höherem Grade ale in Deutfchland, wo die Mitwirkun 
gewählter Vertreter der Steuerpflichtigen fowie Die guten Fachkenntnifſe 
und die Gerechtigkeit der Steuerbeamten mehr Bertrauen auf bie Rich 
tigkeit ober * auf die Gleichfoͤrmigkeit der Anſchlaͤge begruͤnden. 
Ici, comme sur plusieurs autres points de nos recherches, il faut ob- 
server, que la nature des taxes, &tant en rapport aveo les mosurs et 
la politigue des divers pays oü elles peuvent ôte dtablies, ne sanrait 
ötre approuvde ou condamnde partout en vertu de règles absolument 
uniformes. De Parieu I, 391. 
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(d) Cine 1829 in Frankreich niedergeſezte Commiſſion trug auf Aenderung 
bes Gewerbſteuerſyſtems an und wollte, daß Jeder in einem droit va- 
riable neben dem droit fixe und proportionnel nad den Kennzeichen 
feines Einkommens (Zahl der Webſtühle, Keſſel, Defen, Pferde ıc., 
auch der Behülfen) befleuert würde; jeter Gewerbsmann follte ſelbſt 
Declarationen und Regifter führen. (Spinnereien und Webereien waren 
Ihon feit 1817 und 18 auf diefe Weile befleuert worden.) Dieß verwarf 
das Miniflerium nad der Julirevolution, weil es nicht wollte, daß die 
Steuer fogleih jedem Kortichritte der Betriebfamteit auf dem Fuße nach⸗ 
folge, was übrigens auch gar nicht nöthig if. Dieler merkwürdige Bor: 
ſchlag, der nicht vollfländig befannt wurde und neuerlich in Frankreich faſt 
in Bergeflenheit geflommen war (de Parieu I, 293), ift nun von Parieu 
(V, 182) veröffentlicht worden. Neue Geſetze v. 25. April 1844 und 
18. Mai 1850. Hod ©. 153. 617. Die Abgabe vpn den Gewerbe: 
träumen (droit proportionnel) fällt bei der 7. und 8. Claſſe in Orten, 
die nicht über 20000 @inw. haben, hinweg und Bat fonft eine Ab- 
fufung von Ys— !/so. Die fehle Steuer Hat für die Mehrzahl der 
Gewerbe 8 Claſſen, jede mit 8 Abflufungen nad der Groͤße der Orte, 
von Gemeinden bie zu 2000 bis zu Städten mit 100 000 und mehr 
Binwohnern Die Säße der 8 Glaflen gehen in der erften von 12— 
300 Fr., in der 2. von 10— 270, in der 8. von 2—35 Fr. Bei 
Gewerben, für welche die Binwohnerzahl nicht in Betracht fommt, if 
entweder ein beflimmter Steuerſatz, oder es find gewifle Merkmale zur 
Bemeffung angegeben, Bahl der Stuͤhle, Defen, Epinveln, Keflel u. dal. 
und überall eine Unters und Dbergränge, 3. B. Spinnereien, Webereien, 
Brauereien 10—400 Fr. 9. für 1863 Hauptfteuer 49864000 Fr. 
und mit den Zufchlägen für allgemeine Zwecke 55717000 Fr., ohne 
die Zufchläge für die Departements und Gemeinden. Die Zahl ber 
Steuerzahlenden war 1844 1511000, 1845 1'352930, 1855 1'664.329. 
Im 9. 1857 waren 270 @ewerbeleute, bie 2500 Pr. und darüber 
bezahlten. — Das piemontefiihe Geſetz v. 7. Juli 1853 iR dem fran- 
aöffehen von 1841 verwandt. Das droit proportionnel findet nur bei 
Handelsgebaͤuden Ratt und beträgt 3 Proc. Rad Belek v. 19. April 
1856 if für das droit fixe bei der Mehrzahl der Gewerbe eine Ab: 
ſtufung der Anfchläge für jede Claſſe eingeführt. Yür das Fuhrgewerbe 
befleht eine befondere Steuer. Plebano et Musso ©. 258. 


8. 375. 


Weitere Bemerkungen zu Gewerbfteuer. 


1) Die derfelben unterliegenben Gewerbe müffen im Geſetze 
einerfeitö gegen bie höheren Dienfte, anbererfeitd gegen bie 
Einnahme aus Renten ohne Gewerböbetrieb und gegen bie 
einfache Lohnarbeit genau abgegrängt werben (8. 358), ind 
befondere find nähere Beſtimmungen darüber erforderlich, welche 
Handeldunternehmungen zur Gewerbſteuer ber Hanbeldleute zu 
ziehen find (a). 

2) Gewerbsleute, die ihr Gelchäft ganz im Kleinen, mit 
einem geringen Capitale, ohne Gehülfen betreiben, behandelt 
man am beften wie 2ohnarbeiter, und unter Umftänden, welche 


L 0 
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die Duͤrftigkeit der Unternehmer beweiſen, ſollten dieſe ganz 

befreit werben (b). 

. 3) Neue Arten von Unternehmungen, welche nach ber Ab- 
faſſung ded Gewerbfteuergefeges auffommen, werben durch nach⸗ 
trägliche Geſetze nach den nämlicdhen Regeln wie die Älteren zur 
Befteuerung beigezogen. 

4) Wenn ein Unternehmer in einem Orte mehrere Gewerbe 
zugleich betreibt, fo find zwei Fälle zu unterfcheiden: a) Stehen 
bie Gewerbe in einem inneren Zufammenhange, fo daß fie ein- 
anber gegenfeitig unterftügen und bedingen, fo find fie zufammen- 
genommen als ein einziged Ganzes zu betradhten. Man kann 
zum Behufe des Anſchlages das vorherrfchende oder, wenn dieß 
nicht auszumitteln iſt, das höher befteuerte Gewerbe zu Grunde 
legen und für bad andere einen Zufchlag feftfegen, mit Rüdficht 
auf die Summe ber Eapitale, Arbeiter sc. — b) Sind fie ein- 
anber fremd, fo fleht der Forderung ber vollen Gewerbfleuer 
für jebes einzelne nichts im Wege (c). Eine gute Geſetzgebung 
über Zunftwefen oder Gewerböberedhtigung muß dazu bienen, 
nahe verwandte Gewerbe in Beziehung auf die Befugniß zu 
ihrem Betriebe zufammenzumwerfen. 

5) Eine Gefellfchaft, die ein Gewerbe betreibt, wirb wie 
ein einzelner Unternehmer befteuert, die an der Gefchäftsführung 
neben bem SHauptvorfteher theilnehmenden Mitglieder werben 
als Gehülfen betrachtet. Geſchieht dieß auch bei Actiengefell« 
fhaften und Commanbiten, fo barf ber an bie Actieninhaber 
und ftillen Gefellfchafter einer Commandite gelangende Rein- 
ertrag bei biefen Perſonen nicht mehr von einer Nentenfteuer 
getroffen werben (d). 

(a) Hierüber enticheiden gewoͤhnlich ſchon die Vorfchriften über die zu einer 
Art von Geſchaͤften erfurderlihe Crlaubniß (Conceffion). Zum Handel 
mit Getreide und andern landwirthſchaftlichen Erzeugniſſen (den Wein 
und das Holz ausgenommen) wird dieſelbe meiſtens nicht verlangt, weil 
ſolche Unternehmungen oft nur vorübergehend und einzeln gemacht wer⸗ 
den; fo auch der Handel mit Staatspapieren und Actien bei Berfonen, 
bie nicht fürmlih Kauf: oder Bankherrn find. — Hieher gehört die 
Beimmung, in welchen Fällen die den Bankyäufern gehörenden Ber: . 
ſchreibungen (Bffecten, 3.8. Staatsichulpbriefe, Actien sc.) der Bewerb: 
oder der Zinsrentenfleuer anheimfallen. Das lebtere follte bei ſolchen 
Gffecten gefchehen, die zur dauernden Anlegung des Bermögens dienen, 
allein dieß ift nicht äußerlich erfennbar und auch wechſelnd. Haupt⸗ 


fählih ift darauf zu fehen, daß weder ein Theil der Ginfünfte un- 
befteuert bleibe noch auch doppelt belaftet werde. — Der Berfauf eigener 


(8) 
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Erzeugniffe ift kein beionderes Hanbelsgewerbe, wenn er nur durch 
Keilbieten zu Haufe oder duch Beiuchen eines Wochenmarktes bewirkt 
wird. Der Berfauf von eingefauften Waaren gü dagegen als Handel 
und zieht eine befondere Steuer nach ſich. od) m es uͤblich, daß 
manchen Handwerkern auch der Verkauf gewiſſer, nicht von ihnen ver⸗ 
fertigter Waaren geſtattet wird, ohne daß ſie dafür eine Steuer vom 
Handel entrichten müflen, 3. 3. Seiler. Es muß aud beflimmt wer: 
ben, welche Berarbeitung der gewonnenen Robftoffe den Landwirthen 
ohne Entrichtung einer Gewerbfteuer erlaubt if. 

In Baden (Geſet v. 1854 $. 30) find befreit von der Befleuerung bes 
perfönlichen Verdienſtes: Perfonen über 65 Jahre — wer einen In⸗ 
validengehalt bezieht oder für denfelben vorgemerkt if, oder 15 Jahre 
im Militär gedient und dabei einen Feldzu re bat, do nur 
in den unteren 6 Glaflen, — wer aus öffentlihen Mitteln unterflügt 
wird, oder wegen notorifcher Armuth dazu geeigenfchaftet ift; ferner 
($. 22. 12) Wittwen und ledige Weibsperfonen, die ein nur zur 
1. Claſſe gehörendes Gewerbe treiben; bei höheren Claſſen verfteuern 
fie nur 9/5 des Claſſenſatzes. — In Preußen find foldhe Handwerfer 
von der Gewerbfteuer frei, „die in der Regel nur um Lohn oder auf 
Beftellung arbeiten, ohne auch außer den Sahrmärften ein offenes Lager 
von fertigen Waaren zu halten, fo lange fie das Gewerbe nur für ihre 
Berfon oder mit einem erwachlenen Gehülfen und mit einem Lehrling 
betreiben.“ A. Geſet 6. 12, vgl. 6. 360 (a). — Sadien: Hands 
werfer ohne Gehülfen geben nur ?/s des Tarifiages, und wenn fie nur 
mit Ausbefferungen beichäftigt find, 1/—!s deſſelben, Geſetz 6. 39. 
Bei alten ober franfen Meiftern ift ein Geſelle frei. 


(e) Das preuß. Geſetz von 1820 6. 18 drüdt dieß undeutlih fo aus: wenn 


(d) 


fie abfichtlich mit einander in Berbindung gelebt find“ — und „wenn 
fie zufällig von einer Berfon betrieben werden“. Im erfien Kalle 
follen fie nad) dem gemeinfchaftlichen Umfange nur einmal befteuert 
werden, im zweiten jedes Gewerbe befonders. — Franzoͤſ. Geſetz v. 1844 
$. 7: nur die Steuer des am höchften belegten Gewerbes. — Bat. 
Geſetz v. 1854 6. 10: Die Steuer des perfönlichen Verdienſtes wird 
nur von demjenigen Bewerbe entrichtet, welches den höheren Satz hat, 
das Betriebscapital wird von den verbundenen Bewerben zufammen: 
gerechnet: — In Bayern (Geſetz v. 1856 $. 18) wird jedes der beirie- 
enen Gewerbe befonders verfteuert, außer wenn biefelben in einer 
engen oder natürlihen oder techniſchen Berbindung flehen; in biefem 
Falle wird nur das Hauptgeichäft oder das höchfibeiteuerte maßgebend. 
Anders verhält es fih mit den fog. Prioritätsobligationen, deren Ins 
haber Bläubiger der Geſellſchaft Find. — Breuß. Geſetz v. 30. Mai 
1853: Gifenbahngefellihaften zahlen 2"/, Proc. des Reinertrages, foweit 
derfelbe A Proc. des Actiencapitals nicht überfteigt, von dem weiteren 
Reinertrage über 4 bis 5 Proc. einfchließlih 5 Proc., über 5—6 Proc. 
10, von dem noch höheren Betrage 20 Proc. — Actien- und ähnliche 
Geſellſchaften gaben (Geſetz von 1857) 2 Proc. des Neinertrags (ein: 
fchließlih der Dividende) und mindeftens 36 Thlr. Diele Beſteuerung 
der Actien- u. a. Bejellfchaften wurde durch Geſetz v. 19. Juli 1861 
wieber aufgehoben. — Sardin. Geſetz v. 1851 $. 8: Actiengefellfchaften 
geben 2 Broc. von Zins, Dividende und Gapitalvermehrung. 


8. 376. 
6) Die eigene Angabe des Steuerpflichtigen, zumal wenn 


er, ohne eine beftimmte Summe audzufprechen, fi nur in eine 
ber aufgeftellten Elafien zu fegen hat, kann zwar benugt werben, 


Rau, polit. Dekon. III. 2. Abth. 5. Ansg. 10 
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darf aber nicht von ber forgfältigen Unterfuchung durch bie 
Schaͤtzer abhalten. 

T) Auf die Verfchuldung ber Gewerböleute ($. 359. 2)) ift 
bisher bei der Gewerbfteuer fo wenig als bei ber Grund» unb 
Hausfteuer Rüdficht genommen worden, aber in ber allgemeinen 
Einfommendfleuer gefchieht dieſes ($. 398) und die Einführung 
ber fog. Gapitalfteuer erleichtert jene Schonung der Schulbner 
auch bei den erwähnten einzelnen Schagungen, $. 401 a. 

8) Zu der Anlegung der Steuer fowie zu ber Prüfung unb 
Entſcheidung ber gegen bie vorläufigen Anfchläge erhobenen 
Beichwerden (Reclamationen) ift örtlihe Kenntniß fo noth- 
wendig, daß wenigftens in jeder mittleren und größeren Stabt 
ein Ausfhuß (Commiſſion) von achtbaren und unterrichteten 
Bürgem aus ben verfchiedenen Gattungen von Gewerbtreiben: 
ben gebildet werden muß (a). Kür Dörfer und kleine Stäbte 
ift es angemeflen, den Ausihuß für einen ganzen Bezirk zu 
wählen. 

9) Eine Bergleihung der Anfchläge in einem größeren Lan⸗ 
deötheil in Hinfiht auf Gleichfoͤrmigkeit, obgleich ſchwieriger 
als bei der Orunbdfteuer, ift doch immer ausführbar und nüglidh. 

10) Die Gewerbfteuerfatafter behalten ihre Brauchbarkeit 
nicht lange und erfordern daher a) eine jährliche Durchficht, 
wobei die Veränderungen in ben Perſonen und der Zahl ber 
Hülfsarbeiter nachgetragen, auch einzelne neue Einfhägungen 
vorgenommen werben, wenn ein Gewerbömann auf Herabſetzung 
anträgt, ober eine Erhöhung den Beamten angemefien fcheint, 
b) eine allgemeine Revifion nach nicht langen Zwifchenzeiten. 
(a) Baden, Geſetz v. 17. rang 1864: An jedem Orte befteht fowohl zur 

Einfhäbung als zur Untertuhung der Beichwerden ein Schagungsrath 

(früher Gewerbefteuer-Deputation). Würtemberg, Inftruct. F. 3a. Aa: 

Die Sakpungscommilfen (beftehend aus 1 Oberamts-Steuercommiflär, 

1 Bezirfsihäher, 2 Schäbern aus der Gemeinde und 2 aus benach⸗ 

barten Orten) wirb zum gie der neuen Binfhägung in Folge ers 

hobener Beichwerden um 2 Perfonen verflärft. Nach Erledigung ber 

eclamationen erfolgt die Vergleihung aller in einem DOberamte erhals 
tenen Anfchläge durch eine Prifungs-Commiffton. — Oefſterreich, Ent: 
wurf von 1863: In jedem Kronlande eine Landescommilflon, zur 

Hälfte von den Landftänden, die andere Hälfte von dem Finan minike: 

rium ernannt. Bezirkscommiffionen, von den Gemeindevorſtehern ge- 


wählt, ftädtifche Commiſſionen, deren Hälfte von ber Bemeindevertretung 
aus den Gewerbsleuten gewählt wird. 
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5. Abſatz. 
Zinsrenten- oder Capitalftener. 
$. 377. 


Während die Rente der Gewerbscapitale in bein Einfommen 
ber Unternehmer mit dem &ewerböverdienft vermifcht vorkommt 
($. 359), giebt es auch eine vereinzelt ſtehende Zins— 
rente, welde als Leihzins von audgelichenen Geldſummen 
oder Renten aus anberen Verhaͤltniſſen, 3. B. Leib» und Zeit 
renten bezogen wird. Wo die Actienunternehmungen nicht im 
Ganzen von ber Gewerbfteuer getroffen werden ($. 375. 5)), 
ba gehört au der Gewinntheil (Dividende) von ben 
Actieneinlagen hieher. Die Empfänger foldher Zinsrenten pflegt 
man vorzugöweife Gapitaliften zu nennen, weil fie großen- 
theils ohne Beichäftigung von ihren Renten leben und bann 
als eine befondere Elaffe in der Gefellfchaft erfcheinen. Diefe 
im Sinne des gewöhnlichen Lebens ausſchließlich fogenannten 
Bapitale bilden feinen eigenen Theil des Vollsvermoͤgens, 
ausgenommen wenn fie von Anleihen in dad Ausland herrühren 
(I, $. 54), oder fo lange fie zwifchen der Rüdzahlung und ber 
neuen Anlegung in ber Geftalt von Gelbfummen bei dem 
Gapitaliften vorhanden find. Das in Geldform ausgelichene 
Vermögen kann von dem Borgenden auf verfchiedene Weife ver- 
wendet werden und bringt daher verfchiedene Wirkungen hervor; 

1) es werben damit bewegliche Hülfsmittel der Gütererzeus 
gung oder bed Verkehrs angeſchafft oder Gebäude errichtet, dann 
ift ed als Capital vorhanden; 

2) es werben Berbeflerungen der Grundflüde vorgenommen, 
dann bildet es eine MWertherhöhung derfelben (I, 8. 130), 

3) e8 werben Liegenfchaften mit ber geliehenen Summe 
erworben, dann geht ein Eigenthumswechſel vor und bie Summe 
gelangt an ben Berfäufer, ber fie auf beliebige Weife benugt; 

4) fie dient zu einer Berzehrung, ohne Erſatz in Sadı 
gütern, in weldem Galle ber Forderung des Glaͤubigers Fein 
hieraus entftandened Vermögen des Schuldners entipridht. 

Eine Befteuerung, die ben Büterquellen in der Volkowirth⸗ 
Schaft folgte (8. 263), würbe daher biefes Ginfommen aus 
Zinfen ganz unberüdfichtigt fafen, weil e8 von den Schulbnern 

10° 
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aus ihrem Gewerboverdienſt oder ihren Renten entrichtet wird. 
Ein Steuerfyftem aber, welches fih an alle Zweige des Ein- 
fommend anfchließt, muß auch dieſe abgefonderte Zinsrente 
treffen, denn fie ift wie bie Grund» und Hausrente größtentheils 
ein Eoftenfreies, reines Einfommen. Die Zindrenten> 
fleuer wird gewöhnlih Eapitalfteuer genannt, — eine 
Bezeichnung, welche fi nur nad) der im ‘Privatleben üblichen 
Bedeutung bed Wortes Capital rechtfertigen laͤßt (a). Eine 
folche Abgabe war in der älteren Bermögensfteuer vieler Städte 
und Länder begriffen (d), wurde aber fpäter, als jene ſich in 
mehrere abgefonderte Steuern auflöfte, indgemein aufgegeben. 
Auch in neuerer Zeit hat man ſich lange vor ihrer Einführung 
gefcheut und es waren ihr viele Stimmen ungünftig. Infofern 
dieß aus ber Ungewohntheit einer Zindbefteuerung und ber 
natürlichen Abneigung vor jeder neuen Art der Belaftung, 
ferner aus der Berfennung der Brundfäge des Steuerweiens 
und aus dem Widerfireben der Zinsgläubiger erklärt werben 
kann, hat diefe Ungunft als vorübergehend fein Gewicht. Doch 
find auch bedeutendere, aus dem Weſen diefer Abgabe her⸗ 
genommene Gründe gegen fie aufgeftellt worden, welche eine 
forgfältige Unterfuchung erfordern (c), obſchon in ben legten 
Jahrzehenden, befonderd aber feit 1848 in vielen Staaten eine 
ſolche Steuer Eingang gefunden unb der Erfolg die gehegten 
Bedenken fehr geſchwaͤcht hat (d). 
(a) Was man im Wranzöfligen Steuer von dem beweglichen Bermögen 
(richesse mobilire) nennt, das if eigentlich ein Inbegriff von Gewerb⸗, 
Zins: und Lohnfteuer, eine Schagung von allen Einkünften mit Aus: 


nahme der ®runds und Hausrente. 

(5) Sie fam in dem altdeutfhen Schoß vor ($. 402), fo auch in der 
franzöfiſchen taille personnelle, wo Renten und andere Ginfünfte zulegt 
mit 5 Proc. belegt waren, Patent von 1775. — In tem fährlichen 
Ausichreiben der KRopf:, Bewerb: und Bermögensfleuer von 1481 war 
alles Bermögen mit 1 p. m. angelegt, nach dem Ausfchreiben von 1561 
das ausgeliehene Bermögen mit 6 Pfennigen von 1 Schod oder 
60 Groſchen (alfo / 120)1, 1671 das bewegliche Vermögen mit 1 Proc. 
Judeich, Die Rentenfleuer im K. Sachen, Dresden 1857, ©. 7. — 
Sn Bayern wurden 1647 aud die Zinfen der an den Staat geliehenen 
Summen zu 10 Proc. verfieuert. Darleihen an Privaten wurden, ba 
fie bei dem Mangel an Hypothefenbüdern wenig vorfamen, nicht 
beachtet. 1677 und 1681 mwurde %s der Zinseinnahmen als Steuer 
erhoben; dieß war jedoch feine dauernde aa . Bode in der 
Zeitfchrift für die Staatswifl. 1863 2. u. 3. He € 229. — Heffens 
Darmft. Steuer: Snftruct. von 1658 Art. 10: „capitalis, davon bie 
pensiones noch im Gang und noch genoffen werden können.“ — Koburg. 


(e) 


(4) 


Ausfchreiben von 1589 Art. 15: von ausgeliehenem Gelbe. — Steuer:D. 
einer bayer. Stadt von 1606 bei Harl I, 177: von t fl. Sins 8 Pf., 
von Hauszins 5 Pf., von baarem Vorrat und Ausfländen in Gewer⸗ 
ben nur 1 Proc. Die bayerifche Zinsfteuer, bei welcher das Simplum 
5 Proc. der Zinfen betrug, beftand noch bis in das 19. Jahrhundert. 
Für die Eapitalfteuer: v. Jakob I, 6.645 ff. — Fulda, Handb. 
8. 180. — Kraufe, Nationals und Staatsöfonomie II, 311. — 
v. Rotted, in Berhandl. der bad. 2. K. v. 1831 Beil. VIII, 1.— 
Deſſen Oekon Polit. S. 322. — v. Benzel:Sternau, Commiſſions⸗ 
bericht der 2. Kammer über den Entwurf bes Gewerbsgeſetzes in Bayern, 
1828. — Duchesne, Essai sur les finances, Paris 1831. — Motion 
v. Baffermann, Berhandl. der bad. 2. 8. 1842 Beil, IL, 63, 
1843. 44 Beil. X, 109. Bericht v. Mathy, Beil. XIIL, 115. — 
Unter gewiffen @infhränfungen wird die Gapitalfteuer zugegeben von 
A. Smith III, 253 (IV, 203 Baf.). — Iudeid a. a. O. (a). — 
Begen fie u. v. Kremer I, 197. — v. Malchus I, 8. 58. — 
Motive zu dem Entwurf des Gewerbfteuergefebes in Bayern, 1828. — 
Murhard, Bel. ©. 396—421. — Arndt, Die materiellen Grund» 
lagen ©. 414. — (Berger) Rapport au Grand Conseil (Canton Vaud) 
sur la motion de Mr. Mercier, tendante & soumettre les cröances à 
un impöt, Lausanne 1837. — v. Prittwig, Theorie der Steuern 
und Zölle ©. 100, vgl. deflen Kunſt reich zu werten, 6. 635—655. — 
Helferih, Ueber die Ginführung einer Gapitalfleuer in Baben, 
Tübingen 1846. — Gr. Moltke (S. 219) Hält fie für eine Steuer 
vom Gelde. — Berfchiedene Meinungen gefammelt bei Murhard 
©. 405 ff. — Berbantl. der bayer. Deputirtenfammer von 1828 XL. Bd. 
MWürtemb. Gef. v. 22. Jan. 1820. Abgabengef. v. 29. Juni 1821. — 
Weim. Gel. v. 29. April 1821 über die allgemeine Ginfommensfteuer, 
Gef. v. 24. Juni 1840, die Beh. des Einf. an Gapitalrenten betr. — 
Benniylvanifhe Schagung von 1840, welche die ausgelichenen ober in 
Öffentliche Unternehmungen gewendeten Gapitale zu '/s p. m., das Grund: 
und bewegliche Gigenthum zu 1 p. m. trifft. — Englifches Cinkommens⸗ 
fleuergefep v. 22. Juni 1842. — 5 u. 6 Victor. Cap. 35. — Saͤchſ. 
ya über die Perfonal: und Gewerbfleuer vom 22. November 1834, 
24. December 1845, 23. April 1850 (die Gapitalrenten werben in der 
Perfonalfteuer mit getroffen). — Hannov. Ginfommensfteuer, Befeß vom 
21. October 1634, neues Geſetz v. 20. März 1859. (Die mit dieſem 
Namen bezeichnete Steuer trifft Leihzinfen, Actienertrag, auch Grund» 
efälle wie Zehnten u. dgl.). — In mehreren Staaten bat man eine 
olche Steuer zur Dedung vermehrter Staatsausgaben eine Zeit lang 
zu Hülfe genommen, bis die Abnahme. des Bedarfes eine Steuervers 
minderung zuließ, 3. B. die öfterreih. Claſſenſteuer, Batente v. 1. Nov. 
1799 und 20. Aug. 1806, aufgehoben 1829; — kurheſſ. Claſſenſteuer⸗ 
gefeg v. 31. Det. 1833, aufgehoben 1840; — badiſche Gapitalfteuer, 
PB. v. 19. April 1815, in dem nämlichen Sabre wieder aufgehoben, 
als der Friede die außerordentliche Hülfe unnöthig machte; außerordent: 
liche Belteuerung im Großh. Heflen, Geſetz v. 17. Nov. 1824. — 
Die Finanzverlegenheiten von 1848 an haben zur Ueberwindung jener 
Bedenken gegen Zinsrentenfteuer geführt: 3; B. bayer. Geſetz v. 4. Juni 
1848, 21. Jul 1850, 31. Mai 1856. erfiner, Das bayer. Gin: 
fommen: und Gapitalventenfteuergefeß v. 31. Mai 1856, Grlangen 
1858. — Bad. Geſetz v. 4. Juli 1848. Vollzugs-Verordn. v. 19. Juli 
1849. Geſetz v. 30. März 1850. V. v. 13. Mai 1850. Neues Geſet 
v. 7. April 1860. — Defterreih. Einfommensfteuer, von welcher die 
3. Claſſe die Zinsrenten trifft, Patent v. 29. Dec. 1849, B. v. 11. Ian. 
1850. — Nah dem Geſetz des Canton Bern v. 15. März 1856 wers 
den nur die (hypothekariſch) verficherten verzinslichen Forderungen und 
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die verſicherten lebenslaͤnglichen Renten beſteuert. — Geſetz des K. Italien 
von 1864, nach welchem aber auch Gewerbsverdienſt und Lohneinkommen 
beſteuert werden. 


8. 378. 


Der Hauptgrund für die Zinsrentenſteuer iſt die Forderung 
der Gerechtigkeit, daß kein Theil des reinen Einkommens, be⸗ 
ſonders fein anſehnlich großer, und keine unzweifelhaft ſteuer⸗ 
faͤhige Claſſe des Volkes von der Beiziehung zu den Staats⸗ 
laſten befreit bleiben dürfe (a). Die Steuerfreiheit der Zins⸗ 
gläubiger ift eine unverdiente Schonung, während die anderen 
Einwohner darum deſto höher belaftet werden. Diefe Uns 
gleichheit vermögen die Aufwandsſteuern nicht zu befeitigen, weil 
fie auch die anderen, ſchon mit Schagungen belegten Einkünfte 
und Stände treffen. ine doppelte Befteuerung ber nämlichen 
Einfünfte findet nicht ftatt, weil die Zinsrente ein befonberes, 
burch dad beiderfeitige Mitwerben beflimmted, nach eigenthüms 
lichen Geſetzen fich richtendes Einfommen if. Die Zindfteuer 
darf daher in einem vollfommenen Syftem der Schapungen nicht 
fehlen. Hiezu fommt, daß da, wo die Rente der Gewerbe- 
capitale ihre Abgabe trägt, das müffige Verzehren von Gapital- 
zinfen nicht begünftigt werben follte. 

Die gegen diefe Steuer aufgeführten Gründe betreffen 

1) bie Wirkungen berfelben, und zwar 

a) auf die Gläubiger, $. 379, 
b) auf die Schuldner und auf die ganze Production, 
8. 3792 — 882, 
c) auf die Staatdeinfünfte, $. 383, 
d) auf den Staatdcrebit, 8. 385 — oder 
2) die Ausführungsart, nämlich) die mit der Kataftrirung 
ber Zinsforberungen verbundenen Schwierigfeiten, 9.386. 
(a) Die Uuterpfandsfchulden find leichter zu ermitteln als andere. Kraufe 

a. a.D. rechnete für den .preußifchen Staat 1206 Mil. Thlr. Schulten 

auf dem Grundeigenthum, 262 auf den Häufern, 646 in den bürger- 

lichen Sewerben, 95 Mill. andere, zufammen 2212 Mill. Thlr. — In 

Frankreich waren am 1. Juli 1840 12544 Mil. Fr. Hypothefeneinträge, 

wovon 1250 Mill. ale Bürgfchaften an den Staat, die Gemeinden ıc., 

alfo 11294 Mil. (rund 11300) wahre Schulden, unter biefen 3767 

Mill. ale Darleihen, 7533 Mill. beim Kaufe von Liegenfchaften über: 

nommen ; Finanzminiſter Goudchaur, Assembl. nat. 10. Ort 1848. 


Unter dieſer Summe find aber viele fchon getilgte, nur noch nicht 
gelöfchte Schulden begriffen, weßhalb Thiers nur 4500 Mill. annahın 
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(u niedrig). Wolowski, fhlägt die Unterpfandsfchulden auf 8000 
ill. Fr. an, Journal des Econ. Ort. 1857, ebenfo de Lavergne — 
In Belgien follen gegen 600 Mill. Fr. Hypothekenanleihen fein. Im 
K. Italien betragen diefelben nach amtlicher Angabe 4694 Mill. Fr. 
ober 215 Br. auf den Kopf, die Zinfen (zu 5 Proc.) nehmen 27 Broc. 
der Brundrente hinweg. Plebano et Musso ©. 246. — In Baden 
eigt der Durchfchnittsertrag der Steuer von 1854— 56 194 Mill. fi. 
forderungen, D. 1857—58 203,5 Mil. = 152 fl. auf den Kopf, 
1862 an 220 Mill. oder 160 fl. a. d. 8. — Bayern: Anſchlag für 
1855 — 61 16,6 Mill. fl. Zins und (zu 41,. Proc.) 369 Mill. Leib: 
fummen oder 82 fl. a.d. 8. — Württemberg, D. 1855 — 56 mit Zufak 
von 4,% Broc. Echebefoften 14°559 000 fl. Rente oder 3231/, Mill. Capital 
— 179 fl. a. d. 8 De 9. 1861 —64 zeigt 15%: Mil. fl. Zinfen 
und Renten oder ae 364 Mill. Forderungen an = 211 fl.a.d. 8. — 
Defterreih 1476,7 Dil. fl. Conv. Hypothekenſchulden = 1809 Mill. fi. 
Icbb. ober zu⸗ fl. a. d. K., v. Czörnig, Statiſt. Handbüchleln 
. 63, 1861. 


6. 379. 

In Bezug auf die Zinsgläubiger ift öfters behauptet 
worben, biefelben jeien auch ohne befondere Steuer ſchon mittel: 
bar getroffen, weil bie auf anderen befteuerten Verwendungen 
bed Bermögend laftenden Schagungen die Neigung der Eapi- 
taliften zum Ausleihen verftärfen und vermöge bed vermehrten 
Angebote® von Leihfummen den Zinsfuß fo lange herabdrüden, 
bis das Gleichgewicht der verfchiedenen Einkünfte wieder hers 
geftellt iR. Müfien z. B. Grunde, Haudbefiger und Gewerbse⸗ 
leute 1/ıo ihrer Rente als Steuer bingeben, Zindgläubiger aber 
nichts, fo werde durch das häufigere Ausleihen der Zins ſich 
“auf 9%ıo feines früheren Betrages fielen. Dagegen ift zu 
bemerfen 

1) Die oben bezeichnete Wirkung der Nichtbefteuerung der 
Zinsrenten könnte nicht fo groß fein ald man annahm, denn 
a) Unternehmer, die ihr eigenes Vermögen zum Betriebe eines 
Gewerbes benugen, werden burdy bie Gewerbfteuer nicht bewogen, 
ihr ®efchäft aufzugeben, weil fie fonft auf ihren ganzen Gewerbs⸗ 
verdienft verzichten müßten und nur nody Leihzinſen einnähmen. 
Ferner werden b) die Beflger von Liegenfchaften der Grund» 
und Hausfleuer willen dieſe Gegenftände nicht verfaufen, um 
Zinsgläubiger zu werben, benn das vergrößerte Angebot würbe 
den Preis der Liegenichaften emiebrigen, fo daß fie dann bei 
dem Fleineren Erlöfe feinen Bortheil mehr fänden. Es bleiben 
daher nur die in anderer Weife, vorzüglich durch neue Erſpa⸗ 
rungen gefammelten, noch nicht angelegten Gapitale in Geld» 
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form übrig, bei denen bie Beſitzer zwiſchen verfchiedenen Bes 
nugungen zu wählen haben und die vielleiht zahlreicher als 
bei einer vollftändigen Befteuerung zum Ausleihen gelangen, 
dieß beträgt aber im Ganzen nicht viel. 

2) Aber ſelbſt wenn man jene Wirkung in vollem Maaße 
zugiebt, fo ift fie doch fein Grund, die Befteuerung ber Zins⸗ 
rente zu unterlaffen, denn dieſe Maßregel würde nur bad Gleich» 
gewicht ber verfchiedenen Renten wieber herftellen, ber ftärkere 
Reiz zum Ausleihen hörte auf, dad Angebot von Leihſummen 
würde wieder Fleiner, ber Zindfuß ginge etwas in bie Höhe 
und bie Zindgläubiger erlitten Feine Berfchlimmerung ihrer Lage, 
die Staatscaffe erbielte aber eine neue Steuer 
einnahme. Dan könnte die obige Schlußfolge ebenfogut auf 
andere Steuern anwenden unb z. B. die Entbehrlichkeit ber 
Gewerbfteuer zu behaupten fuchen, weil, wo biefe fehlt, mehr 
Vermögen auf Gewerbe bingelenkt würbe und deren Ertrag fich 
verminderte. 


8. 3798. 

In Bezug auf die Schuldner iſt zu unterfuchen, ob den 
befteuerten Zinsgläubigern (apitaliften) eine Ueberwälzung auf 
jene burdy Steigerung bed Zindfußed gelingen könne. Wäre 
dieg mit Wahrfcheinlichkeit zu beforgen, fo wäre hiemit bie 
Verwerflichfeit diefer Steuer fogleih erwiefen. Der Wunſch 
und bad DBeftreben der Gapitaliften reicht offenbar nicht Hin, 
eine foldye Ueberwälzung zu bewirken, wenn ihnen nicht bas 
Mitwerben dabei günftig if. Dieß wäre auf boppelte Welfe 
benkbar, theild durch eine Abnahme des Angebotes, 
theild durch eine Vermehrung des Begehres von Leih- 
fummen. 

Das Angebot verleihbarer Kapitale würde dann 
abnehmen, wenn die Eigenthümer, um der Steuer auszuweichen, 
eine andere Anwendung vorzögen, wozu fich folgende mögliche 
Wege darbieten (a): 

1) Eigene Betreibung von Gewerben, wobei man im Ges 
werböverdienfte reichlichen Erfag für die Gewerbſteuer erhält. 
Dieß ift in anderer Hinficht zuträglich, weil es die Capitals 
befiger in nügliche Thätigfeit bringt, und hat auf den Zindfuß 
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feinen Einfluß, weil in dem nämlichen Maaße auch der Begehr 
von Eapitalen abnehmen muß, denn fo lange die Gelegenheiten 
diefelben nüßlich anzuwenden fich nicht vermehren, werben bie 
eigenen Unternehmungen der Capitalbeflger nur die Stelle ber 
mit geborgten Summen betriebenen einnehmen. 

2) Anfauf von Ländereien oder Gebäuden, die jedoch eben» 
falls mit Steuern belegt und nicht fo wohlfeil zu erlangen 
find, daß man die Abgabe nicht empfände ($. 313); überdieß 
würden biefelben fogleich im Preiſe fleigen, wenn fie häufiger 
begehrt würden, und endlich müflen in dieſem Falle die Ver⸗ 
fäufer fi) wieder um eine mwerbende Anwendung des Kaufgeldes 
bemühen, es treten alfo nur andere Befiger ber verleihbaren 
Summen auf. 

3) Anlegung im Auslande. Dieß ift bei dem Tebhaften 
Verkehr in Staatöpapieren, Actien und bevorzugten Schuld- 
briefen (Prioritätsobligationen) der Actiengefellfchaften leicht 
auszuführen, man kann aber auch fonft in Wechfeln und Baar: 
fendungen Summen außer Landes fchaffen, die dann ber ein» 
heimifchen Betriebfamfeit entgehen. Daß eine ſolche Wirkung 
ber Zinsſteuer allerdings eintreten Fann, muß zugegeben werben, 


(a) Daß man der Steuer willen Bapitale aufzehre, ift am wenigften glaubs 
ih. — Stein, 2ehrb. ©. 444: Die Steuer wird niemals von dem⸗ 
jenigen getragen, der fie nach dem Geſetze zahlen follte, ſondern flete 
von demjenigen, für den das Capital den höheren Gebrauchswerth hat, 
und da dieß fletö der Schuldner iſt, jo wird principiell das Gegentheil 
von demjenigen erreicht, was das Belek will. Dagegen ift zu bemerfen, 
daß der Gapitalift ſehr oft nicht geneigt oder nicht im Stande iſt, bie 
Leihſumme ſelbſt zu benußen (von ihrem Gebrauchswerthe Anwendung 
zu machen), und daß er, wenn er dieß thut, einer anderen Schagun 
unterliegt. Aus gleihem Grunde könnte man auch fchließen, * 
Grund⸗ und Hausfteuer auf Miether und Pachter uͤbergewaͤlzt würden. 


8. 380. 

Es ift jedoch wahrfcheinlich, daß die lebte erwähnte Wirkung 
bei einer mäßigen und billigen Anlegung der Steuer nicht fo 
häufig vorfommen werde, um den Zindfuß zu erhöhen. Dieß 
laßt fih fo barthun: 

3) Diejenigen Capitale, die den Stiftungen, Corporationen, 
Gemeinden, Minderjährigen ıc. gehören, bleiben wegen ber 
geringeren Gefahr innerhalb bes Landes; 

b) ebenfo die Eapitale ſolcher Privatperfonen, weldye ber 
Sicherheit willen ihre Schulbner in der Nähe zu haben fuchen. 
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Ein Theil der Rentner liebt die Anlegung in Staatspapieren 
überhaupt nicht, viele aber ziehen den auslaͤndiſchen die ein⸗ 
heimifchen vor. Tritt in einzelnen Zeitpuncten eine häufige 
Ausnahme von biefer Regel ein, 3. B. bei einem aufgeregten 
Berlangen nad höherer Zinseinnahme, fo ereignen ſich leicht 
Berlufte, durch welche die Gapitaliften wieder zu größerer Vor⸗ 
fiht ermahnt werben. Die große Menge ſolcher Unterpfands⸗ 
forderungen, bie nidyt aus Darleihen, fondern aus Erbthei- 
lungen oder audy aus Abloͤſungen herrühren (vgl. $. 378 (a)), 
pflegt ebenfalls ſtehen zu bleiben, ob fie gleich kuͤndbar und den 
eigentlichen Leihforderungen ähnlich find. Nur der kleinere 
Theil der verleihbaren Summen ift folglich fo beweglich, daß 
er ſchon bei einem geringen Unterfchiede im Ertrage von einem 
Lande in das andere wandert. Dieß gilt in&befonbere von dem 
beweglichen Vermögen der Bantherren, welches jedoch als Theil 
des Betrieböcapitaled mehr unter die Gewerbſteuer fällt und 
nicht genau von berfelben erreicht wird (a); 

ec) der Bezug von Zinfen aus einem anderen Lande vers 
urfacht größere Bemühungen und Koften; 

d) wenn ber Zindfuß bei der Zunahme des Wohlftandes 
finft, fo müflen die Gapitaliften größere Verluſte ertragen, als 
ihnen die Steuer zufügt, fie empfinden hierin, daß ihr Ein- 
fommen ein reines ift, welches ohne Nachtheil für die Güter: 
erzeugung durch gebieterifche Umftände verringert werden kann, 
und werben fich alfo einer Fleineren Berfürgung um fo eher 
unterwerfen; 

e) die Eapitaliften find in ben Staaten, wo dieſe Steuer 
befteht, verpflichtet, die im Auslande auögelichenen Summen 
gleichfalls zu verfteuern, dagegen bleiben gewöhnlich die inlän- 
bifchen Darleihen der Ausländer befreit, und diefe erhalten das 
durch eine Ermunterung, Summen von außen berbeizufenden. 
Das unbewegliche Vermögen befteuert man zwar ber Leichtigkeit 
wegen an dem Drte, wo es ſich befindet ($. 262), bie Zins⸗ 
rente aber, da die Schuldner und die verpfändeten Gegenftänbe 
zerftreut, auch an dem Wohnorte der Schuldner ſchwerer zu 
ermitteln find und von dem Steuerpflichtigen die Steuer uns 
mittelbar nicht wohl zu erheben ift, wird am beften am Wohn- 
fine de8 Empfängers befteuert. Rur wenn man die Steuerpflicht 


-— 15 — 


nicht aus ber geſammten Staatsbürgereigenfchaft, alfo dem 
Genuſſe aller Staatsanftalten, ſondern allein aus ver Bes 
ſchützung des Eigenthums herleiten wollte ($. 352), müßte 
man bie Befteuerung der vom Auslande herfommenden Zins⸗ 
einnahmen mißbilligen und dagegen das. innerhalb des Landes 
angelegte Bermögen der Fremden zu befteuern rathen (db). Wenn 
alle Staaten in diefem Puncte nady gleicher Regel handeln, fie 
mögen nun den Wohnfig des Gapitaliften oder den Drt ber 
Anlegung zum Grunde der Steuerpflicht annehmen, fo ift es, 
abgefehen von der unglefchen Leichtigkeit ber Verheimlichung, 
für den Befiger des beweglichen Bermögend in Hinfiht auf 
die Steuer gleichgültig, wo er baflelbe ausleiht. Wirb bie 
Steuer nad) der erfteren Methode angelegt, fo erhält die Regie- 
rung des reicheren, mehr leihenden Volkes mehr Einnahmen ale 
die des Ärmeren borgenden. Werden von Land zu Land ab» 
weichende Regeln angewendet, fo ifl eine doppelte Belegung 
einer Renteneinnahme möglich, welche, die Anlegung im Aus⸗ 
lande erfchwert (ec). 


(a) Biele denken fi das Bapital als ein-in feinem Lande gebundenes, wie 
auf Flügeln hinfchwebendes But, welches, wenn es fi hie und da 
befruchtend nieberläßt, die größte Schonung forbet. A. Smith: 
„Der Eigenthümer von Brundflüden ift nothwendig ein Bürger des 
Landes, in welchem feine Befigung liegt; aber der Gapitalift ift eigent: 
lih ein Weltbürger und nicht nothwendig an ein befonderes Land ges 
Mnüpft. — Eine Steuer, welde das Gapital aus einem befonderen 
Lande treiben würde, müßte, foweit fie dieß thäte, jede Duelle des 
Einkommens, fowohl des Oberhaupts als des Volkes (soeiety) aus: 
teocdnen.“ LII, 254. (IV, 294 Baf.). Diele Folge iſt von einer nad 
richtigen Grundfägen angelegten Steuer nicht zu erwarten, auch if, 
was den Borderfah betrift, ei einem großen Theile des Gapitales fchon 
das Serausziehen mit Schwierigfeiten verbunden. Unficherheit des Eigen: 
thums, willfürlihe Bebrüdungen u. dgl. können eher eine Auswande⸗ 
rung ber Bapitale hervorbringen, al® eine mäßige Steuer in einem 
wohlgeordneten Staate. In einem Heinen reihen Staate wäre es aller: 
dings anders, weil man bier das Ausland ganz nahe hat und ohnehin 
häufig gezwungen if, Summen in demfelben anzulegen. In Laufanne 
wurde, nachdem Mercier im großen Rath auf eine Zinsfleuer an: 
getragen hatte, in neuen Leihverträgen ausbedungen, daß der Schuldner 
die Steuer, wenn fie eingeführt würbe, tragen ſollte. Das wäre in 
einem größeren Staate fchwerlih zu erwarten, aud bleibt es zweifel⸗ 
haft, ob diefe Verabredung durchzuführen gewelen wäre. In Deutſch⸗ 
land ift freilich die Anlegung in einem anderen Theile des Bundes 
gebietes fehr gewoͤhnlich. 

(6) Nah dem hannov. Geſetz v. 1859 $. 50 follen Ausländer, welche aus 
dem K. Hannover Zinfen sc. beziehen, die Steuer gleich den Inländern 
entrichten. Das bad. Geſetz v. 4. Juli 1848 wollte (Art. 3). auch die 
im Lande mwohnenden Fremden beiziehen und machte hiebei zwifchen 
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Deutſchen und Ausländern einen Unterſchied. Das proviſ. Geſetz vom 
14. Juli 1849 hob diefen Art. 3 auf. Nah dem neuen Belek vom 
30. März 1850 $. 2 find Ausländer nur dann fleuerpflichtig, wenn 
fie im Lande des Erwerbes wegen wohnen und fomit ihr Capitals 
vermögen hier angelegt it. Ebento Geſetz von 1860 $. 6, nach welchem 
ferner badifche, im Rande wohnende Staatsbürger, die auch in einem 
anderen Lande das Staatsbürgerrecht haben, für das aus diefem Lande 
herrührende Einkommen befreit find ($. 4), und wenn fie ım Auslande 
wohnen, haben fie nur die aus inländifchen Bezugsorten fommenbden 
Renten zu verfteuern (6. 5). Wie der a. 6. 6 auch das bayer. Geſetz 
v. 31. März 1856, doch ohne die Beichränfung „des Erwerbes wegen“. 
In Oefterreih wird nah der V. v. 28. April 1859 die Steuer von 
den Zinfen der Staatsfchuldbriefe bei den Staatscaflen abgezogen und 
dieß wird folglich auch auf die auswärtigen Staatsgläubiger angewendet, 
was auf den Preis der Staatsfchuldbriefe ungünftig wirken mußte. 
Im Auslande werden diefelben um den Betrag der abgezogenen Steuer 
niedriger flehen und bei fpäteren Anleihen muß man, foweit bie 
Mitwirkung auswärtiger Bapitaliften in Anfprud genommen wird, fidy 
etwas fchwerere Bedingungen gefallen lafien, wodurch der in der Steuers 
einnahme von Fremden liegende Bortheil vermindert oder auch ganz auf: 
gewogen wird. In Großbritanien befteht diefe Cinrichtung Ichon länger, 
fie hat aber dort jenen Nachtheil nicht, weil englifche Staatspapiere fich 
nicht leicht im DBermögen der Ausländer befinden. Bei dem Abzug ber 
Steuer an den Binfen läßt fich freilich die Befreiung der ausländifchen 
Staatsgläubiger nicht leicht ausführen, weil e8 ſchwer wäre nachzuweiſen, 
dag die Zinfen in das Ausland gehen. — Nad dem öfterreih. Geſetz⸗ 
entwurf von 1863 über die Rentenſteuer foll ebenfalls auf Staate- 
angehörigfeit oder Aufenthalt feine Rüdfiht genommen werden. — 
Nach dem italienifhen Gele von 1864 follen die Ausländer für alle 
Einkünfte befleuert werden, Die fie im Lande zu fordern haben. Bon 
den aus anderen Ländern bezogenen Renten dürfen die Staatsbürger 
die im Nuslande entrichtete Steuer an der inländifchen abziehen. 

(5) Diefe muß vermieden werden und die Beileuerung am Wohnorte des 
Rentenempfängers verdient dabei den Borzug. — Das bayeriiche Belek 
6. 7 erlaubt den bayeriihen Staatsbürgern, die Steuer, die fie im 
Auslande von dem daſelbſt angelegten Bermögen entridften müflen, von 
ber fleuerbaren Rente in Abzug zu bringen. 


8. 381. 

Nach einer anderen Meinung fol bie Ueberwälzung dadurch 
verurfacht werden, daß, wenn nad) ber Einführung der Zins» 
feuer den Schuldnern an ihren Steuern eine entfprechende 
Erleichterung zu Theil wird, dieß die Neigung zum Borgen 
erhöht; man erwartet beßhalb einen größeren Gapital- 
begehrt und eine folhe Erhöhung des Zindfußed, daß die 
Borgenden noch eben foviel Zins bezahlen wie zuvor, bie 
Gapitaliften aber für die Steuer entfchäbigt werden. Diefe 
Bermuthung beruht auf folgendem Scluffe: Der Gewerbes 
unternehmer Tann defto mehr Zind geben, je mehr ihm vom 
rohen Ertrag feines Gewerbes nad) Beftreitung anderer Aus- 
gaben übrig bie Steuergggginerung wegen bed Ab: 


N 
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zugs der Schuldzinſen von dem ſteuerbaren Einkommen gewährt 
ihm eine Erſparung an den Ausgaben und ermuntert ihn deß⸗ 
halb, mehr zu borgen (a). Der Capitaliſt, der einer Schmäles 
rung feiner Einnahme wiberftrebt, fteht im Mitwerben gegen 
den Schuldner, welchem eine Ausgabe abgenommen wird, ohne: 
bin im Bortheil, und dieſer entfchließt fich leichter, im Ganzen 
noch foviel zu geben als bisher, wenn er das flärfere Mit- 
werben wahrnimmt (b). 


(a) Freilich geht dieſer Vortheil für ihm wieder verloren, wenn der Zins 
in gleihem Berhältniffe anwaͤchſt. 

(0) Krönde, Anleit. zur Regul. der Steuern ©. 35. — Deſſ. Orundfäge 
einer gerechten Befteuerung $. 19. — (du Thil) Ueber Belteuerung 
im Großh. Heflen ©. 26. 


8. 382. 

Diefe Wirkung ift nicht wahrfcheinlid, weil a) ein Abzug zu 
Gunſten der verfchuldeten Steuerpflichtigen an ihren Schagungen 
fih nicht volftändig ausführen läßt, $. 384; b) nur ein Theil 
der Schulden zu gewerblichen Zweden gemacht wird, während 
viele andere aud der Erwerbung von Liegenichaften (Immobilien) 
oder aud Berluften und Unfällen berrühren und dann, wenn 
ber Schuldner fi in einer befieren Lage fieht, fogar häufiger 
abgetragen als vermehrt werden; c) weil die Gelegenheiten, 
Capitale in Unternehmungen zu verwenden, in dem vorauds- 
gefebten alle fih nicht erweitern (a); d) weil ferner, wenn 
die geringere Ausgabe, welche aufgenommene Gapitale dem 
Schuldner verurfachen, fogleich eine Zunahme der Nachfrage 
bewirkte, dafjelbe auch bei jeder Erniedrigung des Zinsfußes 
gefchehen und diefe hiedurch in Kurzem wieder aufgehoben wer; 
ben müßte; dieß iſt aber gegen die Erfahrung. Gapitalfteuern 
haben auch, wo fie flattfinden, dad Sinken des Zinsfußes nicht 
verhindert, und es ift nicht befannt, daß fie benfelben höher 
erhalten hätten ald anderswo. 

(a) Smith IL, 252. 
$. 383. 


Durch die vorftehenden Säge wird die Beforgniß einer Stei- 
gerung des Zinsfußes fehr gemindert, beſonders wenn die Steuer 
mäßig, 3. B. nur !/ıo oder !/ıs ber Zinfen if. Die Gapis 
taliften können ſchwerlich ihre Schuldner mit der Drohung bes 
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Kuͤndigens zur Bewilligung eines hoͤheren Zinſes bewegen, 
weil ſie keine Ausſicht haben, im Falle der Heimzahlung die 
Summen anderswo beſſer unterzubringen. Bei den meiſten 
Darleihen vermag der Capitaliſt keinesweges nach Gutduͤnken 
zu fordern und zu gebieten, vielmehr ſteht er unter der Macht 
des Mitwerbens. Nur Darleihen auf perſoͤnlichen Credit mit 
ſtaͤrkerer Wagniß machen eine Ausnahme, bei dieſen aber kommt 
bed ohnehin höheren Zinsfußes wegen die Zinsſteuer wenig in 
Betracht. Je mehr man diefe Steuer anderen Schatzungen 
ähnlich zu machen weiß, ohne dadurch die Befteuerungdgrunds 
fäge zu verlegen, befto deutlicher wird auch die Üeberzeugung 
hervortreten, daß man jene wie jede Steuerbelaftung bed reinen 
Einfommend auf fi) nehmen müfle und daß der Verſuch einer 
Ueberwaͤlzung vergeblich fei. Hiezu trägt auch das Verfahren 
bei, den Buß der Steuer anfangs gering anzufeen, um bie 
Bürger erft an dieſelbe zu gewöhnen. Bon dem gefeglichen 
Verbote einer Ueberwaͤlzung ift wenig Erfolg vorauszufehen, 
weil man dem Gläubiger im Allgemeinen nicht verbieten kann, 
einen höheren Zins zu verlangen, auch die Umgehung burch 
münbliche Verabredung leicht iſt (a). 


(«) 8. 3. bei der in der ehemaligen englifhen income-tax enthaltenen 
Zinsfteuer (v. Maumer, Brit. Bell. ©. 164), fowie in der jeßigen 
Ginfommenfteuer. — Ebenſo wuͤrtemb. Abgabengefe v. 22. Juni 1820 
8.14: Kein Gapitalbefiger ift berechtigt, fih die Steuer vom Schuldner 
vergüten zu laflen, bei Strafe des 16 fachen. — Bayer. Zinsſteuer, 
Berorbn. v. 1794, Gef. v. 1848 $. 1, Gef. v. 11. Suli 1850 Art. 1. 


$. 384. 


Wenn man den Schuldnern bei der Befteuerung ihrer Ein- 
fünfte den Aug der zu entrichtenden Zinfen geftattet (8. 401), 
fo wird hiedurch der Vortheil, den die Zindrentenfleuer der 
Staatöcaffe gewährt, bedeutend vermindert, jedoch nicht ganz 
zerftört, weil e8 viele Zinsforderungen giebt, bei denen fein 
Schuldner eine Minderung feines Steueranſchlages in Anfpruch 
nehmen fann, 3. B. die Staatsfchulden und bie Forderungen 
an Auswärtige. Mebrigend ift auch der Mehrertrag, den bie 
Zindfteuer abwirft, nicht der einzige Grund für ihre Empfehlung, 
fondern zugleich die gleigmäßigere Vertheilung der Staatslaften. 
Die Beiziehung einer bisher zu wenig befleuerten Claſſe von 
Bürgern würde aus Grünben ber Geredtigfeit und Staates 
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klugheit ſelbſt dann rathjam fein, wenn fie gar feine Bermehrung 
ber Staatdeinkünfte zu Wege bräcdte. If es fpäter einmal 
nöthig, zur Dedung vermehrter Staatöbebürfniffe die Steuern 
zu erhöhen, fo läßt fi die dann um fo leichter ausführen, 
in je richtigerem Berhältniffe alle Einkünfte und alle Stände 
der Gefellfchaft belegt find. 


$. 385. 


Man hat befürdhtet, daß eine Zindfteuer dem Staatscredit 
haben, ben Preis der Staatsfchulobriefe erniedrigen und neue 
Anleihen erfchweren möchte. Allein eine allgemeine Maßregel, 
deren Gerechtigkeit einleuchtend ift und welche ber gewifienhaften 
Erfüllung eingegangener befonderer Verbindlichkeiten nicht im 
Wege fteht, kann dem Erebit des Staates nicht ſchaden, zumal 
da fie diefem neue Hülfdquellen eröffnet. Der Leihvertrag, den 
ber Staat mit feinen Gläubigern abfchloß, verbietet die Befteue- 
rung berfelben nicht, denn er kann ihnen feine Befreiung von 
allgemeinen Bürgerpflichten verfchaffen, und es ift in Anfehung 
ihrer Steuerſchuldigkeit gleichgültig, von wem fie ihre Zinfen 
beziehen, wie 3. B. audy der Eigenthümer eined an den Staat 
vermietheten Haufes fich der Hausfteuer nicht entziehen kann (a). 
Eine geringe Erniebrigung des Eurfes der Staatspapiere könnte 
zwar nach der Einführung dieſer Steuer eintreten, fie wirb aber 
neben ben anderen mächtigeren Urfachen, bie den Preis biefer 
Schuldbriefe beftimmen, nicht leicht wahrgenommen. Mit ihr 
müßte gleichzeitig der Preis des Tiegenfchaftlichen Bermögens 
fleigen ($. 312). In dem Maaße, wie die Staatsobligationen 
auch von ausländifchen Bapitaliften begehrt werden, iſt biefe 
Wirkung der Steuer ſchwaͤcher, beſonders wo die Tilgung der 
Staatöfchuldfcheine im vollen (Nominal⸗) Betrage fortfchreitet 
und die Schuldenmafle nicht groß if. Unter ungünftigeren 
Sculdverhältnifien koͤnnte es freilich rathfam werben, die Bes 
fteuerung der Staatögläubiger und fomit die ganze Zindfteuer 
noch zu verſchieben. Schon dieß erfordert die Billigfeit, daß 
man eine foldhe Abgabe nicht ganz furz nach einer Herabfegung 
der Zinfen von ber Staatsſchuld neu einführe. 


(a) In der nordamericanifchen Union if den Regierungen der einzelnen 
Staaten die Befleuerung ber Etaatöfhuldbriefe unterfagt, aber nicht 
der Bundesgewalt. In Großbritanien if den Gtaatsgläubigern ber 
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Zins free of all taxes and charges zugefagt, aber fhon Pitt legte 
dieß fo aus, daß eine Zinsfteuer dadurch nicht ausgefchloffen fei. 
Gladstone, Financial statements S. 31. — Bei dem Ginlommens- 
ſteuergeſez von 1864 im K. Italien wurde von der Deputirtenlammer 
die Beiziehung der Staatsgläubiger als Berbeflerung des Regierungss 
entwurfes beſchloſſen. Der Entwurf des Finanzminiſters Sella war 
dagegen, weil eine ähnliche Zufiherung gegeben war; Bortrag bes 
Miniſters bei de Parieu V, 249. 


$. 386. 

Die Ausführung der Zindfteuer ift darum fdhwierig, weil 
ed an offen vorliegenden Kennzeichen ber Zindforberungen ges 
bricht. Daher ift die Angabe der Gläubiger oder Schuldner 
nicht zu entbehren und eine richtige Befteuerung wird folglich 
durch die Zuverläffigkeit diefer Erklärungen bedingt. Wenn 
jedoch eine Steuer ald gerecht und volkswirthſchaftlich unſchaͤd⸗ 
(ih anerkannt wird, fo darf man fi) durdy äußere Schwierig⸗ 
feiten nicht abhalten laffen, die fich ohnehin mit der Zeit ver⸗ 
mindern, indem fowohl die Gefchidlichfeit der Beamten unb 
Schäger mit ihrer Erfahrung zunimmt, als auch der Gefeßgebung 
fi neue Hülfsmittel zur Erlangung genauer Anfchläge darbieten. 

Zwifchen ten einzelnen Arten von Forderungen findet in 
Abficht auf die leichte oder fchwere Erforfchung eine große Vers 
fchiebenheit flat. Die Schulden ded Staated find genau 
befannt, bypothefarifche Yorderungen laſſen fi) aus den Pfand⸗ 
büchern leicht ermitteln, ebenfo auch dad Vermögen der Stifs 
tungen, Gorporationen und Minderjährigen aus -beun obervors 
munbdfchaftlichen Berrichtungen der Staatöbehörden. Dagegen 
it man bei den im Auslande angelegten und ben bloß auf 
perfönlichen Bredit im Inlande dargeliehenen Summen von 
Stuͤtzpuncten jener Art gänzlich verlafien. Gleichwohl wäre es 
ungerecht, nur gerade diejenigen Arten von Gapitalforderungen 
zu befteuern, die man genau zu erforfchen vermag, und bieß 
würbe bie Gapitaliften ermuntern, ihre Capitale ben fteuerfreien 
Darleihen zuzuwenden, woburd dann die Pfandfchuldner zu 
etwas höherem Zinfe genöthigt werben fönnten. 


8. 387, 
Zu den Mitteln, die zur Befeitigung dieſer Schwierigfeiten 
vorgefcehlagen oder wirklich angewendet worden find, gehören 
vorzüglidy dieſe: 
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1) Mittelbare (indirecte) Befteuerung des apitaliften, indem 
ber Schuldner ermächtigt wird, jenem eine dem Steuerfuße ent 
fprechende Summe an ben Zinfen abzuziehen, während er felbft 
in den ihm aufgelegten Schagungen ohne Rüdficht auf feine 
Schulden belegt wird. Den Staatögläubigern macht die Regies 
rung den Steuerabzug bei der Ausbezahlung der Zinfen (a). 
Nur für die auswärts angelegten Capitale findet eine unmittel- 
bare Entrichtung der Zindgläubiger zufolge ihrer Angaben ftatt, 
und die Staatscaffe erhält daher nur von biefen leßtgenannten 
zwei Arten ber Zindforberungen aus biefer Steuer einen Gewinn. 
Hierin liegt an und für fidy Fein Tadel gegen diefe Einrichtung, 
denn die Steuerfähigfeit der Schuldner ift in der That fo viel 
fleiner, ald dad Zindeinfommen der Gläubiger, beträgt, 6. 384, 
401a. Ein Vorzug diefer Anordnung ift, daß die Steuer 
behörben ſowie die meiften Gapitaliften alle Bemühungen und 
Unannehmlichfeiten erfparen, die mit ber Erforfchung der ins 
ländifchen Privatfchulden verbunden fein würden. Doc ift 
gegen dieß Verfahren zu erinnern: a) Der Abzug an den Zinfen 
muß bei den mandjfaltig verwidelten Echuldverhäftnifien zu 
vielen Streitigfeiten zwifchen beiden Theilen Anlaß geben und 
b) ben Gläubiger mehr als eine unmittelbare Steuerforderung 
in Berfuchung fegen, dem Schuldner, der ihm an der Stelle 
des Steuereinnehmerd die Steuer abziehen will, die volle 
Zindzahlung zuzumuthen, indem er ihm mit Auffündigung droht. 
Jene Zumuthung liegt beßhalb um fo näher, weil der Schuld» 
ner feine bisherigen Schagungen audy fernerhin bezahlt und die 
Regierung ihm nur eine Erleichterung durch die Erlaubniß des 
Abzuges zudenkt. Würde auch die gebrohte Auffündigung von 
Seite des Gläubigerd im Ganzen genommen feinen Erfolg 
haben ($. 383), jo fann doch mancher einzelne Schuldner aus 
Furcht vor den Unannehmlichkeiten eined neuen Anlehens und 
wegen des mäßigen Steuerbetrages zur Nachgiebigkeit bewogen 
werden. c) Die Staatögewalt erlangt hiebei feine Kenntniß 
von dem Bermögendftande ber Zindgläubiger und dieß iſt in 
mandyen Hinftchten nachtheilig, 3. B. in Faͤllen, wo bie Wahl 
fähigkeit oder Wählbarfeit von einem gewiffen Vermögen abhängt. 

2) Geſetzliche Verpflichtung der Gläubiger, alle oder wenigs 


ftend die über ein Jahr ausgeliehenen Summen bei einer Staats» 
Rau, polit. Defon. IH. 2. Abih. 5. Ausg. 11 
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behörbe eintragen zu laflen, mit ver Anbrohung, daß fie im 
entgegengejesten Galle nicht klagbar fein follten (d). Dieß ift 
für die Zinsgläubiger fehr läftig, für die Schuldner bisweilen 
höchft wibrig und nachtheilig, die ungleihe Dauer ber Dars 
leihen über und unter ein Jahr veranlaßt mandye unbeabfichtigte 

Webertretungen,' und e8 ift auch ein flarfer Reiz vorhanven, das 

Geſetz zu verlegen, welches ohnehin durch Häufigeren Gebrauch 

von Anleihen auf kurze Zeit umgangen werden kann. Die den 

Beamten zur Pfliht gemachte Verſchweigung der @inträge bes 

feitigt den Nachtheil nicht völig. 

(a) Bei der holländifchen Bermögensfleuer von !/s Proc. (1673) waren bie 
Unterpfandfchuldner ermächtigt, ihren Glaͤubigern jenen Betrag an ben 
Binfen abgugichen, de Parieu, Hist. ©. 75. — Sowohl bei ber 
früheren britifhen Ginfommensfleuer (der Schuldner zog 10 Proc. ab), 
als bei der heutigen (Art. 102. 103) ift diefe Cinrichtung anzutreffen, 
die mit der Bigenthümlihfeit jener Steuer zufammenhängt. Der Schuld- 
ner ift als fchuldenfrei befteuert und zieht dem Gläub ge: den Betrag 
der Steuer von den Binfen ab; Berträge, welche diefen Abzug aufheben 
follen, find ungültig, und der Gläubiger, welcher den Abzug nicht au 
geben will, if raff Mig. (Dieß Verbot laͤßt fich umgehen.) — Achnlid 
war es im Großh. Heften, 17. Rov. 1824, $. 15, wobei es gleichfalls 
verboten war, durch Gontracte diefen Abzug zu befeitigen, $. 17. — 
Die naͤmliche Befteuerung ber &läubiger durd Abzug von 5 Proc. an 
den Binfen ift bei der 3. Claſſe der öfterreidhifchen Bintommensfleuer 
eingeführt. Die Begründung des Entwurfes für das Rentenſteuergeſetz 
bemerft S. 4, daß „nad der gemachten Erfahrung die zur Entrichtung 
der Interefien Berpflichteten wegen angedrohter Kündigung des Gapitals 
in der Regel nicht In der Lage waren, von diefem Rechte Gebrauch zu 
machen“. — Gegen bieß Berlabren Kries, Zeitfhr. für die gefammte 
Staatswiſſenſch. XI, 489. — Umpfenbad, 2ehrb. I, 200. 

(6) v. Jakob II, 8. 1057. — Dagegen u. a. Craig III, 77. — Rad 
dem angef. Geſez des Kanton Bern $ 377 (5)) muß jeder Bläubiger 
jährlich feine verzinslichen verficherten Yorberungen in ein Bapitalfteuer: 
tegifter eintragen laſſen. 


. 


$. 388. 


8) Die meifte Empfehlung verdient die Anorbnung, daß 
bie Zinsgläubiger verpflichtet werden, ihre Einnahmen ſelbſt 
anzugeben und daß dieſe Erklärungen durch eine Orts⸗ oder 
Bezirks⸗Commiſſion geprüft werden. Obſchon hiebei die Ver⸗ 
fuhung zu falfchen Angaben groß ift und biefelben nicht ganz 
unterbleiben werben, fo können dody den Steuerpflichtigen mehrere 
gewichtvolle Beweggründe bargeboten werden, fich von ber 
Wahrheit nicht zu entfernen (a). Dazu dient: a) Die geſetz⸗ 
liche Beftimmung, daß die Angaben (Declarationen) durch die 
zu ihrer Prüfung und zu der Erhebung ber Steuer beauftragten 


— 168 — 


Berfonen geheim gehalten werben follen (6). Die namentliche 
Aufführung der einzelnen ‘Boften ift entbehrlih, fo lange Fein 
Zweifel über bie im Ganzen angegebene Summe entfteht (c). 
Man bat auch hie und da Claſſen angeordnet, in welche ber 
Capitaliſt ſich einzureihen hat, damis er fein ausſtehendes Bers 
mögen oder Zinseinfommen nicht ganz genau anzuzeigen brauche. 
Je mehr aber in den höheren Claſſen die oberften und unterften 
Gränzzahlen von einander verfehieden find, deſto größer ift bie 
Ungleichheit zwifchen den in einerlei Claſſe gehörenden Steuer: 
pflichtigen (A). b) Furcht des Bapitaliften vor dem nad) feinem 
Tode in vielen Fällen zu erwartenden Kundwerden feiner Un⸗ 
reblichkeit. Wenn auch die Einziehung einer Strafe nad) dem 
Tode deflen, der fein Vermögen zu niedrig angegeben hat (e), 
nicht gerecht ift, weil fie Unfchuldige trifft, fo find doch wenige 
Menſchen gegen die Schande gleichgültig, bie auf ihre Ramen | 
fält, wenn ihr Bermögen zur Kenntniß ber Gerichtöbehörbe 
fommt (f). c) Anordnung einer näheren Unterfuhung in fol 
chen Fällen, wo aus der Lebensweiſe oder anderen offenfundigen 
Umftänden erheblicher Verdacht der Verheimlichung entfteht, wos 
bei dann bie zur Prüfung beftellte Commiffton den Capitaliften 
zur Angabe feiner einzelnen Einnahmödquellen anhalten kann (g). 
d) Einrehnung der Gapitalfteuer unter diejenigen Auflagen, 
deren Größe zur Beſtimmung der Wahlfähigfeit und Wählbars 
feit für GemeindesAemter, Ständeverfammlungen ıc. gebraucht 
wird. e) Man hat öfter durch gleichzeitige Beiziehung anderer 
Bolköclafien zu einer neuen Steuer die Rechtmäßigfeit der Zins⸗ 
fteuer fühlbarer zu machen gefucht (A). Wenn biefe anderen 
Glafien noch feine Schagung getragen haben und wenn alle 
Zweige der Einfünfte in richtigem Verhältniß belaftet werben, 
fo iſt jenes Berfahren zuläffig, es hat jedoch feinen großen 
Nutzen, denn die Allgemeinheit der Steuerpflicht und die wirk⸗ 
liche Belegung aller Einnahmen kann, aud, wenn die einzelnen 
Steuern verfchiedene Benennungen und Einrichtungen haben, 
als bekannt vorausgeſetzt werden. | 
(sa) In Würtemberg wurden anfänglich g. 120 Mill., 1843 fchon 191 Mi. fl. 
Zinsforderungen verfleuert. Der Zuwachs kann in 5 Jahren nicht wirf: 
lich 71 MIN. betragen haben, ed müflen alfo bie angaben vollſtaͤndiger 


eworden fein. — Die badiſchen Erklärungen gaben für 1850 ein aus⸗ 
—** Vermoͤgen von 192 Mill., darauf folgte eine Abnahme der 


11* 
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Grflärungen, die im D. 1851—55 gegen 1861/, Mill. zeigten. Bon 
1855 trat ein erhebliches Steigen ein, im D. von 5,9 Mil. jährlich oder 
2,9 Broc. der mittleren Summe zwifhen dem anfängliden und 
legten Stande, Dieß Fann bie wirkliche Bermehrung der ausgelichenen 
Summe fein. 


(5) Außer der widerrehtlichen Abfidht, die Staatscafle zu verkürzen, kommt 


noch in Betracht, daß manche Perfonen weniger reich fheinen wollen 
als fie find, während auch bisweilen Andere für reicher gelten wollen. 


(c) Bei der öfterreihiichen Claſſenſteuer Eonnten die Angaben verfiegelt der 


(4) 


(e) 


Ortsbehoͤrde überliefert werben und wurden dann nur von der Landes 
flelle (Regierung) eröffnet. v. Kremer II, 209. — Bei der badifchen 
Gapitalfteuer von 1815 übergaben die Gapitaliften ebenfalld ihr Ver⸗ 
zeihniß zur Schonung der Schuloner verflegelt, der Geſammtbetrag war 
auf dem Umfchlage bemerft und nur dann erfolgte die Eröffnung, wenn 
der Gläubiger auf Zins oder Bapital gegen den Schuldner Hagte, um 
zu fehen, ob der Poften wirklich angegeben fei. Rad dem bad. Beleg 
von 1850 werden Staatspapiere, Actien und andere verzinsliche Forde- 
rungen nur in ihrem Gefammtbetrage, unverzinsliche Forderungen, 
Zeit: und Leibrenten aber im Binzelnen angezeigt. — Hannover, angef. 
Geſetz von 1859 $. 62: Bine allgemeine Declaration auf Ehre und 
Gewiſſen iſt zuläffig, es kann aber mit Genehmigung der oberfien 
Steuerbehörbe eine fpecielle Declaration verlangt werden. Wenn ber 
Steuerpflichtige die Erklärung nicht zur rechten Zeit abgiebt, fo kann 
die Steuer von Amtswegen angefegt werden, wobei verauglic auf den 
Haushaltsaufwand au achten if, F. 64. — Auch in Weimar wird 
die Baften verflegelt übergeben und nur der ganze Zinfenbetrag außen 
angemerft. 

Wenn 3. B. alle Renten von 30 00140000 in die nämliche Glafle 
fallen, fo entrichten 2 Perſonen gleihviel, deren Steuerfähigfeit faft 
im Berhältniß 3 zu 4 flieht. — In Bayern bat der Bapitalifi nur die 
Claſſe anzugeben, in welche fein Renteneinftommen fällt. Die Elaflen 
der Renten find 1) 25—50 fl., 2) 5I—75, 3) 76-100, fodann von 
101—500 je 50 fl. weiter, von 500—1000 fteigt jede Glaffe um 100, 
von 1000—2000 um 200, von 2000-5000 um 500, von 5000 an 
um 1000, von 10000 an um 5000, endlich von 30000 an um je 
10.000 fl., 3. B. die 38. Claſſe umfaßt Ginfünfte von 40 001—50 000 fl. — 
Sn Rurkeflen waren gleichfalls folche Claſſen angeordnet. Jede der 
24 Claſſen hatte ihr Simplum, 3. 3. Glafle 24 von 5175 Thlr., 
Simplum 1 ®r., Ei. 13 von 901—1000 Thlr., ©. 2 Thle. 12 Gr., 
GI. 1 von 5001—5500 Thlr., S. 20 Thlr. 20 Gr. ° 


Nach dem würtemb. Geſetz v. 19. Sept. 1852 8. 11 befteht die Strafe 
ber Berheimlihung im 10fachen des Steuerbetrages, um den die Staates 
caffe verkürzt worden if; fle wird auch dann erhoben, wenn bie Pers 
ſchweigung erfi nach dem Tode eines GBapitaliften befannt geworden ift, 
doch mit Zjähriger Verjaͤhrung. — Baden, Belek von 1850 $. 16; die 
Strafe ift das Vierfache der Steuerverfürzung und wird aud aus bem 
Nachlaß gefordert. Belek von 1860 $. 34: Nach dem Tode eines 
Steuerpflichtigen Haben die Erben binnen 3 Monaten Anzeige zu machen, 
wenn der Erblaffer eine zu niedrige Angabe gemacht hatte und müſſen 
foviel nachzahlen, als die Steuer zu niedrig angefeßt war, foweit feine 
Verjährung eingetreten ift, alfo höchftens für 5 Jahre, $. 35. Unter: 
faffen fle diefe Anzeige, fo ſgen ſie ſich zugleich der Strafe des 4fachen 
aus, wenn es nicht erweislich aus einem Verſehen geſchah, in welchem 
Falle nur eine Ordnungsſtrafe und bei einem entfchuldbaren Verſehen 
gar feine Strafe verhängt wird, 8.32. — In Bayern, Geſetz v. 1856 
$. 21, if, wenn die Unrichtigfeit nach dem Tode des Steuerpflichtigen 
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entdedt wird, aus bem Nachlaß nur die Summe nachzuzahlen, um 
weiche die Staatscafle verkürzt worden ifl. — In Weimar (Geſetz vom 
24. Juni 1840 4 12) haben die Erben fuͤr die nach dem Tode des 
Erblaſſers entdeckte Verheimlichung die Strafe für hoͤchſtens vier Jahre 
iu bephen. Die Strafe iſt für jedes Jahr dem verſchwiegenen Capi⸗ 
ale gleich. 


() Dieb iſt mwenigftens dann der Fall, wenn Abweſende oder Minderjährige 


172) 


(A) 


miterben, oder ein leßter Wille vorhanden, ferner wo eine Erbſchaftẽ⸗ 
fteuer zu erheben ift. — Ueber die in Athen eingeführten Denunciationss 
und Eontrolmittel, Antidofis und Apograpbe, v. Raumer, 
Brit. Bell. S. 261. — Murhard S. 518. — Boökh L, 749. 

Bo bei ten Schapungen die Schulden berüdfichtiget werden, da bient 
auch die Angabe derfelben einigermaßen dazu, die Erklärung der Capi⸗ 
taliften befler zu prüfen. — Umpfenbach (Lehrbuh der Finanzwifſſ. 
I, 205) empflehlt ausführliche Angaben der Schuldner als Hülfsmittel 
zur Kataftrirung der Bapitalforderungen. — Der öfterreihiiche Geſetz⸗ 
entwurf von 1863 legt den Schuldnern die Berpflihtung auf, ihre zu 
entrichtenden Renten anzugeben und erwähnt dagegen feine ſolche Ob⸗ 
liegenbeit der Släubiger. Diefen werden die Angaben der Verpflichteten 
son der Steuerbehörde ihres Ortes zugeftelt. Bei Piandbriefen und 
Brioritätsobligationen oder Schuldbriefen auf den Inhaber würde dieß 
untbunlich fein, daher wird die Steuer in diefen Fällen von den Schulds 
nern gefordert, die fie den Bläubigern abziehen dürfen. (Den Zinfen- 
bezug vom Auslande würde man auf dieferm Wege nicht erfahren und 
es iſt zu befürdten, daß die Aufftellung ter Katafter bloß aus ben 
Anzeigen der oft weit von ben Gläubigern mwohnenden zablreidhen 
Schuldner fehr fchwierig fein werde. Die Angabe der Rentenempfänger 
hat fih in mehreren Käntern als ziemlich brauchbar gezeigt und wird 
fih fchwer entbehren laflen.) 

Beilpiele: Die öfterreih. Glaffenfteuer, welche zugleich die Brivatbefol- 
dungen, Hauszinfen (mit Ausnahme der felbfibewohnten Theile) und 
Bewerbseinktünfte traf. Bom Betrage des Binfommens wurden Schuld: 
zinfen, Laſten, andere auf einem Gewerbe liegente Steuern abgezogen, 
der eigene Unterbalt aber nit. Der Steuerfuß flieg von 2%, Proc. 
(bei 100—300 fl. W. W. Ginnahme) bis auf 20 Proc. (bei 140000 fl. 
und mehr). — Angef. furhefl. Geſetz, nach welchem Beſoldungen 670 
Abzug der Ausgaben für Gehuͤlfen, Dienſtleiſtung, Fourage ıc.), Pen⸗ 
fionen, Ginfommen aus höheren Dienften, Pachtungen und Grunds 
gefälle mit den Gapitalzinien zufammengeworfen wurden. — In BWürs 
temberg find mit den Gapitaliften zugleih die Beſoldeten befleuert 
worden. — In Snaland bildet die Zinsfteuer einen Beftandtheil der 
income- oder property-tax; fo auch in Weimar. — Stalienifches Gefeh, 


8. 389. 
Weitere Bemerkungen zu der Zinsrentenfteuer. 
1) Wohlthätige Stiftungen und foldhe, die für den Unter 


1. $. 377 @. 


richt beftimmt find, haben Befreiung von biefer Steuer anzus 
fprechen, vgl. 8. 264 — (a). 


2) Was den Steuerfuß im Vergleich mit der Höhe anderer 


Schatzungen betrifft, fo ift 


a) anfangs eine niedrige Belaftung der Zinsrenten rathfam, 


denn die Reuheit der Steuer macht, daß biefe von Manchen 
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als ungebührlidh angeſehen wird, auch empfindet man fie in den 
gewohnten hauswirthfchaftlichen Verhaͤltniſſen läftiger als eine 
herfömmliche Steuer und dieſe Umftände geben einen ftärferen 
Reiz zur Unreblichfeit. Ueberhaupt ift ed billig, nad) der langen 
völligen Steuerfreiheit die Abgabe nur allmälig auf die Höhe 
zu bringen, welche für die Dauer als zmedmäßig erfcheint. 

b) Es find Gründe vorhanden, auch fortwährend bei einem 
etwas niedrigeren Buße ftehen zu bleiben, denn der Zindfuß 
wird im Kortgange des Wohlftandes, wenn Friede und Ordnung 
ungeftört find, allmälig niedriger, zudem geht der Zins nicht 
ganz regelmäßig ein, ed kommen Unterbrechungen, Anrufen der 
Gerichte, Concurſe und manche Berlufte vor (b). 

3) Eine befondere Berüdfichtigung erfordern ſolche Perfonen, 
die von den Zinfen eines Heinen Capitaled nur gerade noch 
fcben fönnen und außer Stand find, durch Arbeit etwas zu 
erwerben, denen alfo der Vortheil, über ihre Zeit frei verfügen 
zu können (8. 259), nichts Hilft, z. B. Wittwen, Waifen in 
frühem Alter, reife . Die Gränze ded aus diefem Grunbe 
fteuerfrei zu laflenden Zindeinfommend muß jedoch fo gezogen 
werden, daß die Fünftlichen Bedürfniffe der höheren Stände 
ausgeichloffen bleiben (c). 


(a) Baden, elek von 1860 $. 7. Auch Gaflen zu gegenfeitiger Verfidhes 
rung gegen euer, Hagel xc., gegenfeitige Sterbeaflen und jolche Untere 
ſtuͤgungs⸗ und Krankencaflen für Arbeiter. — In Würtemberg find 
(Geſetz v. 19. Sept. 1852) befreit: die Zinfen der Zucht und Waiſen⸗ 
bäufer, der Univerfttät, der Schulionds, der Wittwen⸗ und Waifencaflen, 
ber Sparcaflen und Spargefellihaften, — der Wittwen, Waifen und 
Gebrechlichen, die nicht über 100 fl. im Banzen einnehmen. Die bes 
freiten Gapitale beliefen fih 1826/27 auf 10% Mill. fl. Memminger, 
Jahrbücher, 1829, IL, 96. — Weimar, $. 14: Nur das Sparcaflens 
guthaben und die im Jahre 1815 der Staatscafie freiwillig vorgefchofle: 
nen Steuern find frei. 

(5) Bol. Fulda, Handbuch $. 181. — Die würtemb. Gapitalfteuer war 
anfangs %s Proc. (20 fr. von 100 fl.), dann feit 1830 Ye, feit 1833 
5 Proc., feit 1836 */u0, feit 1849 1/4 Proc. Seit 1858 if fie 4 Proc. 
des fleuerbaren Ertrages (oder, wenn man 5 Bror. annimmt, 1/5 Proc. 
der Hauptiumme). — Hannover: 2,6 Broc. der Binfen u. a. Renten. — 
In Sadhfen werden die GBapitaliften nad dem Tarif D zum Gewerb⸗ 
fteuergefeg getroffen; 1. Cl. 21—50 Thlr. geben !/s Thlr. oder 0,9 
Procent des Mittelbetrages von 35 Thlr.; exft bei der 2. GI. (450— 
500 Thlr.) erreiht die Steuer 1 Proc., bei der 23. &I.-(22—-2400, 
Mittel 2300 Thlr., Steuer 46 Thlr.) macht fie 2 Proc. und von ber 
36. EI. an iſt fie 2% Proc. Bei einem fleigenden Steuerfape iſt es 
nicht gleichgültig, ob die Zinseinnahmen der verfchiedenen —8 
mitglieder einzeln angeſetzt oder gulammengerechnet werben. Das bayer. 
Geſetz $. 6 verordnet Ichteres bei den in einerlei Haushaltung lebenden 
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Shegatten und Kindern. — Oeſterreich: 5 Proc. des Einkommens. — 
Bayern: Das Mittel der Claſſengraͤnzen giebt einen fleigenden Steuer: 
fuß, der bei der 8. Elaffe 2 Proc., bei der 13. Claſſe 3 Proc. erreicht ; 
3. B. 38. Claſſe, 40001—50000 fl. bezahlt 1500 fl., welches von 
45000 31/5 Proc. ausmacht. — Baden: 1 p. mille des Capitals, alfo, 
4 oder 5 Proc. Zins angenommen, */so oder */so deffelben. 

(e) Bat. Geſet von 1850 $. 4: „Bei Wittwen und Waiſen, auch ſonſtigen 
erwerbsunfaͤhigen und verarmten Perſonen einſchließlich ihres etwaigen 
anderen rentirenden Vermoͤgens“ ein Gapitalvermögen bis 2000 fl. 
Geſetz von 1856 $. 4: Wittwen und Wailen, deren Capitalrente 200 il. 
nicht überfleigt und wenn fie nicht noch fonft 200 fl. Cinkommen be- 
ziehen, nur ben halben Steuerſatz. Geſetz von 1860 $. 7: Wittwen, 
alternlofe Minderjaͤhrige, ferner ermwerbsunfähige Perfonen, wenn der 
Capitalwerth ihrer fleuerbaren Zinfen und Renten und ihres fonfligen 
rentirenden Bermögene nach Abzug der Schulden und Laften nicht über 
4000 fl. beträgt. 


8. 390. 


4) Ein ganz geringer Betrag von Zinseinnahmen follte 
überhaupt billiger Weife unbefteuert bleiben, fowohl wegen ber 
Mühe der Erforihung, als um bei ber arbeitenden Claſſe die 
Neigung zum Ueberfparen nicht zu fchwäcen; namentlich gilt 
dieß von den in Sparcaflen angelegten Summen (a). 

5) Zur Bildung des Steueranfchlage® kann entweder bie 
Zindeinnahme oder die Leihforderung (Hauptfumme, Capital) 
gebraucht werden. Jenes hat für ſich, daß die Steuerfähigkeit 
auf dem Einkommen berubt, daß unverzinsliche Korberungen 
hiebei von ſelbſt außer Anfap bleiben und die Einnahme bei 
Schuldbriefen von wechſelndem Preiſe (Burfe) leichter zu ver 
anfchlagen ift ald die Hauptſumme. Wo die Kataftrirung nach 
ber letzteren vorgefchrieben if, da geht man von ber Annahme 
aus, daß es dem Zindgläubiger in der Regel freifteht, die vor⸗ 
theilhaftefte Anlegung zu wählen, ferner daß die höhere Rente 
meiſtens die weniger fichere ift, eine Verficherungsprämie in ſich 
fließt und deßhalb feine flärfere Befleuerung verdient. Jede 
von beiden Methoden führt in gewiſſen Faͤllen zu Unbilligfeiten, 
Die man aber durch nähere Beitimmungen zum Theil befeitigen 
ann (b). 

5) Berzinsliche Schulden bed Rentenempfängers, foweit fie 
überhaupt eine Berüdfichtigung bei den Schagungen verdienen 
(6.400 b), fowie die auf der Renteneinnahme haftenden private 
sechtlihen Laften werben bei dem Steueranfchlage in Abzug 


gebracht (c). 
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6) Kür manche vermwidelte Fälle find befondere Beranfchla- 
gungsgrundfäge aufzuftelen. Dahin gehören: 

a) Zeite und Leibrenten, beren gegenwärtiger Werth nach 
Regeln der Zinfedzinsrehnung unter Annahme eined beftimmten 
Zindfußes und bei Leibrenten nad) der mittleren Lebensdauer 
aufgefuht wird (d). Theilzahlungen in feftgefegten Sriften, 
wenn die noch audftehenden Theilfummen unverzindlich find, 
werden ebenfalls nad) ihrem gegenwärtigen Werthe angefchlagen. 

b) Staatsfchuldbriefe, deren Preis anfehnlih unter bem 
verfchriebenen (Rominal-) Betrage fteht. Ruͤhrt diefer niebrige 
Preid a) von dem geringen Zindfuße her, 3. B. 3 procentige 
Schuldbriefe zu 60, fo ift der verfchriebene ober Nenns (Nomi⸗ 
nal») betrag nicht maßgebend, der Steueranfhlag kann aber 
ebenfowohl nad dem Zinfe ald nady dem Curſe gefchehen. 
b) Rührt jener von dem geringeren Bertrauen ber Gapitaliften, 
alfo von ber bei der Anlegung vorhandenen Gefahr her, fo 
darf man ſich weder an den Nennbetrag halten, 3. B. 5proc. 
Obligationen zu 70, nody an den Zins, weil biefer eine Ver⸗ 
fiherungsprämie in ſich ſchließt, die nicht befteuert werden darf. 
Hier ift alfo allein der Marftpreid (Curs) zu Grunde zu legen. 
Wiſſen auch die Steuerpflichtigen ben mittleren Preis bes legten 
Jahres nicht anzugeben, jo fann es der oberen Steuerbehörbe 
nicht fchwer fallen, biefen Durchſchnitt auszumitteln. Die Bälle 
a) und b) find nicht ohne Mühe zu unterfcheiden, daher vers 
bient überhaupt die Anlegung nad) dem @urfe ben Vorzug (e). 

ec) Bei Actien giebt die Dividende ober der Marktpreis bes 
letzten Jahres die befte Grundlage, während ber Rennbetrag 
wegen der fehr ungleichen Dividende unbrauchbar ift. 

d) Schuldbriefe mit anwachfenden Jahreszinfen und Gewinns 
verloofungen (Rotterieanlehensloofe) werden nur nad) dem Nenns 
betrage oder den hieraus zu berechnenden Zinfen angefeht (f). 

7) Unverzindliche Borberungen ſowie folhe, deren Verzin⸗ 
fung eine gewiffe Zeit lang unterbrochen ift, verdienen Befreiung 
von der Steuer (g). 

8) Das Katafter bebarf einer jährlichen Durchſicht, indem 
diejenigen Perfonen, bei benen eine Vermehrung bed Zinsein⸗ 
fommens über einen. gewifien geringen Betrag hinaus oder eine 
Veränderung in ber Zufammenfepung biefes Einkommens ein 
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getreten ift, zu einer neuen Angabe verbunden find, jebe Ver 
minderung aber angemeldet werden kann. 


(e) In Sroßbritanien war anfangs ein Einfommen von 150 2. St. frei, 
jegt nur bis 100 2%. — In Sachen unterliegen der Steuer Renten 
über 20 Thlr., in Baden Bapitale über 500 fl., in Bayern Renten von 
25 fl. an. — In Kurheflen fing die Steuer bei 50 Thlr. Rente an. — 
In Hannover (Bel. v. 1859 $. 56) bleiben von jedem hiehergehörenden 
Eintommen 100 Thlr. fleuerfiei. 

(3) Baden: nah dem Capitalanſchlage. Yortdauernde Renten werben 25fadh 
angefegt, unverzinsliche Forderungen, wenn man nicht angeben fann, zu 
welcher Zeit die Verzinfung anfangen wird, zu %5 bes Betrages. SR 
der Zins unter A Broc., fo wird das 25fahe als Gapital angenommen. 
a twedfelnde Zinsfuß entſcheidet der Durchſchnitt der 3 Borjahre, 


() Man bat dagegen angeführt, es flehe im Belieben des Gapitaliften, 
feine Schulden mit einem Theile des ausflehenden Bermögens abzus 
tragen, allein es giebt Fälle, wo bieß gar nicht oder nicht ohne Verluft 
ausführbar if. Verhandlungen hierüber in Bayern bei Berfiner 
S. 100. In Sadfen ift der Schuldenabzug nicht geflattet (Jude ich 
©. 33), wohl aber in Baden und WBürtemberg. 

() Bad. Gef. 8. 17. Leibrenten follen nad demſelben Sfah zu Gapital 
angeichlagen werden. Fuͤr Zeitrenten ift eine Hülfstafel aufgeftellt, doch 
werden fie hoͤchſtens mit dem 20 fachen Betrage angefept. — Gine 
20jährige Rente von 100 fl. ift zu A Proc. 1359 fl. werth und ber 
Zins hievon beträgt 54,3% fl., die zu 100 fl. noch fehlenden 45,% 
bleiben ale zur Tilgung gehen außer Anfas. 

(e) Wenn 3. 3. ein 5proc. uldfchein zu 70 ſteht, fo trägt die Anfauf: 
fumme 7%, Broe. Würde der Beſitzer von 20 000 fl. in ſoichen Papieren 
nach diefem Nennbetrage angelegt, fo würde er fo behandelt, als bezöge 
er 5 Proc. von einer ganz fiheren Forderung, was nit billig if. 
Würde man nur auf den jetzigen Curs achten, 17 hätte er nur 14000 fi. 
oder 700 fl. Zins zu verfieuern. 

(f) So das bab. Geſetz v. 1860 8. 17 und die früheren badiſchen Geſetze. 

(93) Das bad. Belek von 1860 befreit Forderungen, deren Zins oder Rente 
am 1. Mai ichon feit mehr als zwei Jahren nicht ausbezahlt werden 
fonnten. Unverzinslihe Forderungen von unbeflimmter Berfallzeit 
fommen mit dem halben Rennbetrage in Anſatz; baben fle beftimmte 
Berfallgeit, fo werden 4 Proc. Zwiſchenzinſen abgezogen (Rabatt), 
ebd. $. 17. Nr. 3. 4. 


6. Abfap. 
Beftenerung bes Arbeitöverbienftes. 
J 8. 391. 
Das lediglich durch Lohnarbeit erworbene Vermoͤgen darf 
‚fo wenig als ein anderer Zweig deſſelben unbeſteuert bleiben, 
indeß ift eine auf ben fleuerbaren Theil des Lohneinfommens 
gelegte Abgabe keine fehr ergiebige Duelle von Staatseinkünften. 
Sie it auch in ben meiflen Ländern erſt in rieuerer Zeit ein- 
geführt worden. Es ift gerecht und zwedmäßig, baß nur ber 
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Theil der ganzen Einnahme in Anſchlag gebradyt werde, ber 
ben mittleren ftandeömäßigen Unterhaltöbebarf bes Arbeiters 
und feiner Familie überfleigt (reiner Arbeitsverdienſt), 
ſowie überhaupt der mit einem @infommen nothmwenbig ver- 
fnüpfte Koftenaufwand in Abrechnung kommen muß, $. 259. 
Zwar ift der von perfönfichen Verhaͤltniſſen bedingte Unterhalts⸗ 
bedarf der Einzelnen ungleih und unerforfchlidy (a), aber für 
ben Zmwed der Befteuerung genügt es, die Steuerpflichtigen nad) 
ganzen Gruppen und Claſſen zu betrachten und den durch⸗ 
fehnittlichen notwendigen Bedarf mit dem muthmaßlichen Ein- 
fommen zu vergleichen. Da der ftandeömäßige Bedarf keine 
fharfe Berechnung zuläßt, der gefammte (rohe) Lohnverdienſt 
aber viel leichter zu erforfchen ift ald ber reine, fo hält man 
fi) in der Anlegung der Steuer gewöhnlich an jenen, und 
dieß ift zuläffig, woferne man nur den Steuerfuß in foldher 
Fortfchreitung fleigen läßt, daß er immer ungefähr eine gleiche 
Duote des muthmaßlichen (reinen) Lohneinkommens bildet (8). 
Dagegen ift die fürzere Dauer bes letzteren Fein Grund, daſſelbe 
fhwächer zu befteuern, als ein immerwährendese Einfommen, 
weil auch die Steuer felbft von jedem Arbeiter nur fo lange 
erhoben wird, als er im Bezug bes Lohnes if (c). Die bei 
fünftlicheren Beichäftigungen im Lohne mitbegriffene Bergätung 
der Vorbereitungstoften (I, $. 194) folte, weil in ihr ein 
Koftenerfag enthalten ift, geringer belegt werben, und obfchon 
ein genauer Ueberfchlag biefer Summen nicht möglih if 
(I, 8. 191), muß man body bei der Feſtſetzung bed Steuer⸗ 
fußes auf diefen Umftand Rüdficht nehmen. 
(a) Hierauf legen Hoffmann und Kries (in den $. 301 (a) genannten 
Aufläßen) vorz uglichee Gewicht und Heide werden hiedurch bewogen, 
. Überhaupt ben Grundfag ber ee nah dem ireiten in⸗ 
fommen zu beſtreiten. al $. . 298 (5), — Stein (kehrb. ©. 287) 


glaubt, der reine Lohn koͤnne praktiſch nicht direct befleuert, fondern 
müfle durch die Gonfumtion betzoffen werden. 


(5) Wenn man 3. B. fände, daß das reine Einkommen in folgendem Ber: 

haͤltniß zur ganzen Lohneinnahme flünde: 

bei 400 Ä. Lohn 25 fl. rein oder 6,% Proc. 

„600. m Dunn 1, 

„100, „ 10» „m 15 " 

” 3000 ” ” 300 ” ” ” 20 

2000 „ 500 „ 25 

und wenn bie Steuer Yin des Reinertrages fein follte, fo würbe fe 
bei diefen 5 Sägen des rohen Einfommen 2,5—7,5—15—30 und 
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50 fl. betragen und wäre zu 0,6— 1,5— 1,5— 2 — 2,5 Broc. der ganzen 
Ginnahme zu beflimmen. 

(c) Rah der früher im Großherz. Heflen angewendeten, von Krönde 
(Ausführl. Anleitung S. 93) angegebenen Methode follte der Arbeits: 
verdienft wie eine Leibrente behandelt werden. Man nahm in der Bor: 
ausfeßung, daß der Erwerb mit dem 20. Jahre anfange, eine 15fährige 
weitere Lebensdauer an, zog bievon 6 Jahre für Kranfheiten ıc. ab 
und erhielt fo eine Yjährige Rente, deren anfänglicher Werth (bei 
5 Proc. Zins) dem 7fachen Jahresbetrage gleich if. So würden alfo 
800 fl. Arbeitsverdienft einen Gapitatanfälag von 5600 fl. geben. 
Hiebei if fowohl die Lebensdauer zu kurz (fie beläuft fich im 20. Jahre 
auf etwa 35 Sahre), als die Zeit der Unterbrechungen zu lang ans 
genommen , überhaupt aber ift der Lohn eines Arbeiters nicht wie eine 

eidrente anzufehen, er enthält (den Erſatz ber Vorbereitungskoſten aus⸗ 
enommen) nicht die allmälige Ruͤckzahlung eines Capitals neben einem 
Binfe, fondern ein für die yerfönlihen Bebürfniffe des Arbeiters in 
jedem Sahre befimmtes Einkommen, und fo lange daſſelbe dauert, fo 
lange kann es auch befleuert werden. Die Steuer hört ja ebenfalls mit 
bem Tode bes Arbeiter auf! Die durch die Natur des Lohnes gebotene 
fhonende Behandlung befielben wird in höherem Grade erreiht, wenn 
man nad obigen Sägen die Verſchiedenheit des rohen und reinen 
Arbeitslohns beachtet. Allerdings follte der Arbeiter etwas von feinem 
Lohne für fein Alter, feine Familie sc. zurüdlegen, was beim Empfänger 
einer Gapitaltente nicht fo nothwendig if, allein bieß If auch möglich, 
weil von der Steuer immer nur eine Duote des muthmaßlichen reinen 
Ginfommens in Anfpruh genommen wird. — Die Betrachtung des 
Lohneinfommene als einer Keibrente findet fih auch bei Mac Culloch, 
Taxation ©. 127, dagegen hat nun aud Mill, Prince. of Polit. Econ. 
uU, 358 (1849) die im $. entwidelte Anfiht ausgeiproden. Indeß 
will der Verf. bei der Befleuerung des Lohne nicht den Unterhalt abs 
iehen lafien, fondern nur das, was der Arbeiter für feine alten Tage, 
fir feine Kinder sc. zurüdiegen follte, alſo nur etwa / bes Lohn⸗ 
einfommens, fo daß der Neft wie eine Rente behandelt würde. — 
Geſetz des Banton Neuenburg von 1860 6. 8 (f. $. 402a (c)): von 
dem Gewerbes und Arbeitsverdienft zieht jeder Steuerpflichtige 450 Fr. 
Unterhaltsfoflen und 150 Fr. für jedes Kind unter 18 Jahren ab; bod 
muß jeder mindeflens 1%/. Fr. entrichten. 


8. 392. 


Unter diefe Steuer fallen alle Perfonen, die ein bloßes Lohn- 
einfommen ohne Beimiſchung von Gewerböverbienft und Capital⸗ 
zind genießen, und zwar in ben manchfaltigen Arbeitözweigen, 
von ben einfachen Berrichtungen ber Taglöhner an bis zu 
den hoͤchſten Dienften der Xehrer, Künftler, Geiftlichen, Aerzte, 
Beamten x. Doch kann man fogleich foldye Claſſen von 
Arbeitern ausfchließen, "die in ber Regel nur den nöthigften 
Unterhalt beziehen und daher nicht als fteuerfähig anzufehen 
find, wie dad Hausgeſinde beiberlei Gefchlechts, die Handwerko⸗ 
gefelen und überhaupt ſolche Gehälfen, beren Befteuerung auf 
bie Lohnherren zurüdfallen würde, zumal da bie Arbeiter, wenn 


— 172° — 


ſie nicht bekoͤſtigt werden, doch ohnehin Aufwandsſteuern ent⸗ 

richten muͤſſen, — ferner die am kaͤrglichſten gelohnten Arbeiter, 

z. B. Naͤherinnen, Waͤſcherinnen u. dergl. (a). Es macht in 

Hinſicht auf die Steuerpflichtigkeit keinen Unterſchied, 1) ob 

bie Arbeit unmittelbar zur Guüͤtererzeugung, zum Handel, zum 

Gütergebrauch, oder zu perfönlichem Bortheil dient; 2) ob bie 

Bezahlung nad) der Zeit erfolgt (Tag- und Wochenlohn, Jahres⸗ 

gehalt), oder ftüchveife für die einzelnen Arbeitdleiftungen, wie 

3. ®. die mit dem Ramen Honorar (Ehrenfold) belegte Ber- 

gütung höherer Beichäftigungen; 3) ob die Vergütung für eine 

gleichzeitige, oder wie bei Ruhegehalten für eine beenbigte 

Ihätigfeit, oder auch, wie 3. B. bei geiftlichen Pfründen, nur 

wegen Annahme einer nüglichen Wirkfamkeit im Allgemeinen 

gegeben wird; 4) von wen und in weldyer Form ber Lohn 
bezahlt wird, 3. B. von Privaten oder Corporationen, — in 

Geld oder zum Theil in Raturalien. 

(e) Am weiteften gebt das fächfifche Geſetz v. 24. Dec. 1845, nad) welchem 
auch Maurerlehrlinge, Kindermäbchen, Ammen, Spinnerinnen und Spus 
lerinnen Schapung geben müflen, bie beiden lehtgenannten 2 Sar. 
jährlihd. — In der ungarifchen PBerfonalfteuer (Patent v.2.Nov. 1850 
werden in der I. Kalegorie Dienftboten, Gejellen, Taglöhner sc. je na 
der Wohnung mit 20 fr. bis 1 fl. Conv. belegt, vgl. $. 397 (d). — 
In den deutichen und flavifchen Provinzen unterliegen Privatlehrer und 
Geichäftsvermittler der Erwerbsſteuer. Nah dem Geſetzentwurf von 
1863 fol das Lohneinkommen in der 2. Glafle der Erwerbfteuer ges 
troffen, aber Tagloͤhner, Hülfsarbeiter, Lehrlinge, Geſellen und Haus⸗ 
gefinde freigelaffen, Aerzte, Advocaten, Notare ac. dagegen in bie 
1. Claſſe, welche die Gewerböunternehmungen umfaßt, gebracht wer⸗ 


ben. — In der italienifhen Ginfommensfleuer von 1864 giebt übers 
Haupt ein Einkommen unter 250 Lire nur 2 Lire Steuer. 


6. 893. 


Die flreitige Frage, ob insbefondere die Staatöbiener bes 
feuert werben dürfen (a), ift im Allgemeinen (grundfäglich) zu 
bejahen, weil die Steuerpflicht lediglich von dem Dafein eine® 
reinen Einkommens bedingt wird, und wenn diefes vorhanden 
if, bie von dem Staate befoldeten Dienftleiftenden in Abficht 
auf die Befleuerung denjenigen, welche von einem anderen 
Dienfihern, 3. B. der Kirche, der Gemeinde, einer Gefells 
fhaft ıc., bezahlt werden, ganz gleich ftehen. Die Regierung 
befindet fih in einer zweifachen Beziehung zu dem Beamten, 
naͤmlich theils als Befteller, Bezahler und Anorbner feiner 
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Dienftgefchäfte, theild ald Beſteuerungsgewalt. In diefer Hin» 
fiht ift der Staatödiener wie jeder andere Angehörige bes 
Staated den allgemeinen Bürgerpflichten unterworfen (6). Man 
muß jedoch in jedem gegebenen Lande und Zeitpuncte noch 
unterfuchen, ob jene thatfachlihe Borausfegung wirklich eins 
trete, d. b. ob die Befoldungen und Gehalte ıc. der Staats 
beamten, in Vergleich mit der Bezahlung anderer Arbeiten und 
mit dem ftandesmäßigen Bebürfnig der Dienftleiftenden fo groß 
fein, daß eine Steuerfähigkeit (ein reined Einkommen) vor- 
handen ift, vergl. $. 57. 
(a) Die Literatur diefer Streitfrage bei v. Malchus I, 269. Kür die 
Beheuerung der Staatsbeamten flimmen v. Jakob, Fulda, Krehl 
ferner Murhard, erw; ©. 479, — gegen biefelbe 
Gehe Sartorius, Lo alchus, ferner Gr. Moltke, 
S. 290. — Das Fuͤr und FAT ohne Entfcheidung, doch, wie es 
ſcheint, mit einer Hinneigung a u bem leßteren, in Zahariä, Abhant⸗ 
lungen aus dem Gebiete der Staatswirthſchaft, 1835, S. 21. — Ra 
Gregorius Tholog., De rep. IH, 5. $. 39) wurde in Benedig eine 
Steuer von Befoldungen erhoben. 
(6) Bgl. $. 385. — Quo facilius etiam tributa tolerent privati, ab iis 
praestandis excipi non debent magistratus, nam rem per se ingratam 


populo gratissimam reddit Imperium exemplum. Boxhorn, Instit. 
politicae L. I. B. 10. $. 18. N. XV. 


8. 394. 

Gegen die Zuläffigfeit der Befoldungsfteuer find hauptſaͤch⸗ 

lich folgende Gründe geltend gemacht worden: 1) Die An- 
ſtellung fei ein Vertrag, es bürfe daher die Befoldung nicht 
verkürzt werden. — Dieß widerlegt fi) durch die Unterfcheidung 
bed allgemeinen ſtaatsbuͤrgerlichen Berhältniffed von dem befon- 
deren ded Beamten. 2) Die Einnahme aus Staatsdienſten 
fei von dem Ertrage gewerbemäßiger Befchäftigungen fehr ver 
fchieben, indem der Staat in der Feſtſetzung ber Befoldungen 
und anderen Dienftbezüge ein natürliches Monopol habe, feine 
Beamten fpärlih bezahlen könne, und dieſe nicht im Stande 
feien, durch Fleiß und Unternehmungsgeift ihre Einkünfte zu 
erhöhen, zudem ihre Einnahme vollftändiger bekannt ſei, als 
die von Gewerbtreibenden, weldye man weniger genau mit ber 
Steuer zu treffen vermag (a). — Diefe Säge beweifen nichts 
gegen die Rechtmäßigkeit der Steuer überhaupt, fondern betreffen 
nur die Höhe derfelben und machen allerdings eine mäßige 
Befteuerung rathfam; dagegen kommt auch wieber bie Sicherheit 
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und Iebenslängliche Fortbauer der Befoldungen in Betracht. 
3) Statt Befoldungen zu bewilligen und dann wieder etwas 
von ihnen hinwegzunehmen, follte man fie lieber fo gleich niedriger 
anfegen (d). — Hierauf ift zu erwibern: a) Was die Erhebungs«- 
weiſe betrifft, fo gefchieht diefe auch wirklich ganz leicht durch 
einen Abzug bei der Auszahlung ber Befoldungen. b) Die 
befondere Anfegung der Steuer hat aber dad Gute, daß ber 
Beamte feine doppelte Beziehung zum Staate deutlich erfennt 
und feine Berufsthätigfeit mehr nach Gebühr vergütet fieht. 
c) Der Steuerfuß ift Veränderungen unterworfen, bie fowohl 
von der Höhe der Schagungen im Ganzen, als von dem wech» 
felnden wirthichaftlichen Zuftande der verfchiedenen Volksclaſſen 
berrühren können. Waren 3. B. Befoldungen in einer Zeit 
bewilligt worden, wo das Getreide oder auch alle Lebensmittel 
gegen Münzmetalle hoch im Preiſe ftanden, fo fönnen jene 
unter geänderten Umftänden eine ftärfere Befteuerung ertragen, 
als die zu einer anderen Zeit feftgefegten (ce). 4) Die Steuer 
fet jchäblich für den Staatsbdienft, indem fie die Befoldungen 
zu fehr verringere, und fie wiberftreite dem monardifchen Prin⸗ 
cipe, indem fie die Vorrechte ber Beamten aufhebe und dadurch 
die der Krone felbft gefährde (4). — Der erfte Einwand fällt 
hinweg, wenn bie wirkliche inführung fowie bie Fortdauer 
ber Steuer von ber ermweislichen Steuerfähigfeit abhängig ges 
macht wird. In Hinfiht auf den zweiten muß auf die große 
Verfchiedenheit zwifchen dem Staatsoberhaupte und deſſen vers 
tragsmäßig angeftellten Beamten, ferner auf die Unverträglidy 
feit ber Steuerfreiheiten mit den allgemeinen flaatdrechtlichen 
Grundfägen hingewiefen werben. 5) Die Steuer werde leicht 
dadurch unwirkſam gemacht, daß man ben Beamten Zulage 
giebt. — Daß dieß gefchehen könne, ift außer Zweifel, allein 
eine ſolche Bereitelung ded erwarteten Vortheils durch bie 
Staatögewalt felbft kann hier nicht in Betracht gezogen werben, 
weil fie ganz von dem Willen der Regierung abhängt (e). 


(a) Zachariä a. a. O. S. 39. 

(6) Sinclair, History ete, erklärt es für eine —23 Thorbeit, 
mit der einen Hand Befoldungen gu geben unt wieber 
einen Theil derielben J 

() Sacharig S. 44, hält Falke 
unter ber Korm ber Berl” 
wahre Steuer. 
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() Bachariaà ©. 4. 

(c) Die Befoldungserhöhungen der Beamten in neuerer Zeit laſſen fi aus 
ber Bertheuerung ber Lebensbeduͤrfniſſe erflären und würden aud ohne 
Befoldungsfteuer erfolgt fein. 


8. 395. 


Obgleih demnach im Allgemeinen die Befoldungsfteuer für 
gerecht und zwedmäßig zu halten ift, fo kann es doch da, wo 
die Dienflteinfünfte unverhältnigmäßig niedrig find ($. 393), 
rathfam fein, alle oder doch wenigftend bie unteren Beamten 
für jebt unbefteuert zu laſſen. In den höheren Stufen bes 
Staat&dienfted pflegt wegen ber Seltenheit der erforderlichen 
: Fähigkeiten und der ſchwereren Berantwortlichkeit die Einnahme 
fo hoch zu fein, daß fie eine Befteuerung erträgt. Die Neben- 
einfünfte und Amtöwohnungen, nach mittlerem DBetrage, müffen 
mit eingerechnet, dagegen folche der Amtöführung wegen ge 
machte Ausgaben, welche unter ben Begriff von Laften fallen, 
3. B. Reifen, Bezahlung von Gehülfen, Haltung von ‘Pferden ıc., 
in Abzug gebracht werben (a). Die Ruhegehalte, als ohnehin 
fnapp bemefien, follten nicht nach gleicher Regel wie die Des 
foldungen behandelt und die Wittwengehalte ganz frei gelafien 
werden (b). 


(a) In Würtemberg wurde Die Befoldungsfeuer durch das Finanzgeſetz 
vom 22. Juni 1820 eingeführt, nachdem die Befoldungen ſchon 1799 
und 1813 bis 1815, doc in diefen Jahren nur von 2000 fl. an, in 
der Vermoͤgensſteuer beigezogen worden waren. Geſetz v. 20. Zuli 1821, 
19. Sept. 1852. Als Henerbar (rein) gilt 

bei einem Berdienfteinfommen von 2— 500 fl. 0,' deflelben 

bei tem Mebrbetrage von . . . 501—1000 „ 0,8 „ 

„u „ ”»  . . + 1001-1500 „ 0,% „ 

vn n „ . ..1501—2000 „ 08 „ 
Ueber 2000 fl. wird das Binfommen voll in Anſatz gebradt. Gin 
Lohneinfommen von 3000 fl. wirb folglich fo angefdhlagen: 500. 0,1 
+ 500 . 0,8 + 500.0, + 500. 0, + 1000, zufammen 1750 fl. 
oder 58%/5 Broc. der ganzen Ginnahme; bei 2000 fl. iR der Anſchlag 
750 fl. oder 37,5 Broc., bei 1000 fl. 150 fl. oder 15 Proc. Der 
Steuerfuß if jebt 4 Proc. des fleuerbaren Ginfommens. — Die badi⸗ 
ſche Glaffenfteuer (ein unbeſtimmter Ausdrud, der in mehreren Ländern 
verfchiedene Shagungen bezeichnet) nach dem Beten ©: 31. Dct. 1820 
trifft neben den Staatsbeamten auch alle anderen Befolbeten, Lehrer, 
Advocaten, Aerzte, Künfller, Schriftfteller sc., ferner die Apanagien 
und Wittwengehalte des großherzogl. Hauſes. (Schon 1815 war zum 
Behufe der Kriegskoſten eine ähnliche Steuer von 1 der Binfünfte 
angeordnet worden, es kam aber nur der halbjährige Betrag wirklich 
zue Grhebung.) Sie wurde zu Hülfe genommen, um bei der Entwer⸗ 
Ir: bes Boranfchlages eine Läde in den Staatseinkünften auszufüllen, 
dieß veranlaßte aber eine zu hohe Feſtſetzung des Gteuerfußes und führte 
das Bebürfniß einer Erniedrigung herbei, die im Geſ. v. 10. Juli 1837 
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egeben wurde. (Berichte von Moͤrdes und Rau, in den Verband: 
ungen beider Kammern von 1837.) Nach demf. wich jede Befoldung 
mit einer gewiflen Zahl vervielfaht, um daraus das Steuerrapital zu 
bilden, welches nach dem Fuße der Sewerbfteuer, alſo jetzt mit 23 Fr. 
auf 100 fl., belegt wird. Diefe Bervielfahungszahl ift bie auf 2000 fl. 3, 
— von 2001—3000 fl. 6, von 3001-4000 i. 7, von 4001—5000 fl, 
8, .... von 8001 fl. an 12. Man muß aber, wie in Würtemberg, 
jedes Ginfommen in bie verfchiedenen Taufende zerlegen und für jedes 
derfelben bie entiprechende Bervielfahung anwenden, 3. B. bei einer 
Einnahme von 4700 fl. ift das Steuercapital 2000 >< 3 + 1000 . 6 
+ 1000.74 700.8, ober zufammen 24600 fl., movon bie Steuer 
jest 94 fl. 18 fr. oder 2 Proc. ausmadt. Die Wahl der Wultiplis 
catoren deutet auf die Borausfegung eines gewiflen Berhältniffes zwifchen 
rohem und reinem Ginfommen. Da 3. B. 2000 fl. Beſoldung sc. wie 
‘6000 fl. Betriebscapital behandelt werden, welche 240-300 fl. Zins 
abwerfen, fo it angehommen, daß in jenen 2000 fl. ungefähr 12—15 Proc. 
reines Binfommen enthalten feiern. Dagegen zeigt das Steuercapital 
von 24600 fl. ein vermuthetes reines Cinkommen von 984—1230 fl. — 
22—26 Proc. an. Berechnet man die ganze Steuer eines gewiflen 
Einkommens, fo erhält man bei 1000 fl. 11 fl. 30 fr. oder 1,1 Broc., 
bei 2000 fl. 23 fl. oder 1,15 Proc., bei 3000 fl. 46 fl. oder 1,5% Broc., 
bei 4000 fl. 72 fl. oder 1,° Proc., bei 5000 fl. 103 fl. 30 fr. oder 
2,17 Broc., bei 6000 fl. 138 fl. oder 2,3 Broc., bei 10000 fl. 310 fl. 
30 fr. oder 3,1 Broc., bei 30000 fl. 1230 fl. 30 Er. oder 4,* Proc. 
Der Ertrag war nah dem älteren Gele im D. von 1835 und 1836 
190033 fl., dagegen im D. von 1839 und 1840 122768 fl., 1844—46 
144911 fl. Im SI. 1851 waren 25303 Glaffenfteuerpflihtige, 1859 
waren 23826 mit einem Gteuercapital von 34431140 fl., 1863 
25238 mit 37435410 fl. @., wozu noch die landesfürftlichen Wittwen⸗ 
gehalte und Mpanagien kommen, bie 1863 2283 fl. Steuer einbradhten, 
daher der Boranfhlag von 145785 fl. nebft 12981 fl. muthmaßlichem 
Nachtrag für die im Kaufe des Jahres hinzulommenden Einkünfte. 1851 
bezogen die 25303 Blaffenfteuerpflichtigen ein angezeigtes Cinkommen 
von 9241840 fl., wovon 8°925 700 fl. in Summen bi6 2000 fl. 1859 
betrugen die diefer Steuer unterworfenen Einfünfte 


bis zu 2000 fe . . . 10477770 fl. 
von 2001—3000 fl. . . 255410 „ 

3001—4000 fl. . . 17790 „ 
die höheren. . . - . 101510 „ 


zufammen 10°882480 fl. 


In Bayern waren bis zur Ginführung der Cinkommensſteuer nad) dem 
Edict vom 10. Dec. 1814 Befoldete in der 5. Glaffe der Familienſteuer 
zu Ya Broc. ihres Dienfteinfommens angelebt. Nach dem Geſetz vom 
31. Mai 1856 hört die bisherige (allgemeine) Binkommensfleuer auf 
und unter diefem Ramen befteht nur eine Steuer von folden Eins 
fünften, die nicht fchon einer anderen Schakung unterliegen, alſo von 
BVerdienft aus Arbeiten niederer und höherer Art, mit Ginfchluß ber 
Befoldungen, Gehalte, Ruhegehalte u. dgl. infache Lohnarbeit giebt 
in 4 Abflufungen 20 fr. bie 1 fl. (alfo ungefähr 1 Taglohn). Erwerb 
aus wiflenfchaftlichen und künfllerifchen Deiaäftigungen bat einen fleigens 
den Steuerfuß, z. B. 401—500- fl. (Mittel 450) giebt 2 fl. — 0,1? Proc., 
3501—4000 (Mittel 3750) 35 fl. = 0,% Broc., 5001—6000 fl. 55 fl. 
oder 1 Broc. u. ſ. f. regelmäßig 1 Proc. Bon Befoldungen entrichten 
die erften 600 fl. %s Bro, die folgenden 300 fl. %5, alle weiteren 
Einnahmen 1 Proc. — In Oeſterreich waren die Staatsbeamten und 
Lehrer unbefteuert; Decret v. 7. April 1810. v. Kremer II, 200. 


(2) 


1) 
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Sn der oͤſterreich. Cinkommensſteuer (Patent v. 10. October 1849) zahlen 
Beamte, Lehrer, Aerzte, Kuͤnſtler ac. von 600—1000 fl. 1 Proc., vom 
weiten 1000 2, vom dritten 3 Proc. u. f. f. — Nah dem Erwerbs 
Heuergefeh von 1863 follen Gtaatsbeamte im bürgerlihen und Wehr⸗ 
dient, die Finanzwache und bie Invaliden von der Grwerbfleuer frei 
bleiben. Der Vortrag des Finanzminiſters v. 5. October 1863 bemerkt, 
Die Bezüge der Landesfürflliden Armee und Diener feien in einer Zeit 
fegefegt worden, wo die Preife der Lebensbebürfnifle niedriger waren 
und die niederen Glaflen des Beamtenftandes hätten, wie bekannt, mit 
Nahrungsſorgen zu kämpfen. (Vermuthlich trägt Hiezu das gefunfene 
Papiergeld bei.) 
&s if alfo 3. B. die Steuer von einem Arbeitsverdienft 


in von 800 fi. 2000 fi. 8000 fl. 
Bayern. . . 3" fl. (0,49 15 fl. &/ı) 25 fl. (0,%) 
Baden . . . 93 „ (1, 233, (1,9) 46, (1, 
Bürtembarg . 4,3 „ (0,8) 30 „ (1,% 70. (2's) 
Defieriih . . 8 „ 30 „ (1,9) 60, (2) 


Die in Klammern beigefügten Zahlen deigen, wie viel Procent des ganzen 
Einfommens die Eteuer beträgt. In Oeſterreich iſt der 20: Buldentuß 
Conv.⸗M.) gemeint. — In Preußen entrichten die Beamten Claſſen⸗ 
euer, wobei fie nach ihrer wirthichaftlihen Lage im Banzen mit ande 
ten Glaffen von Staatsbürgern verglichen werden follen, ohne daß 
beftimmte Abgabenfäge aufgeflellt worden wären. V. v. 25. Aug. und 
12. Dec. 1820. In einigen Regierungsbezirfen hat man folgente Regel 
angenommen: von 150—200 Thlr. 4 Thlr. Steuer, von 2—300 Thir. 
6 Thle., von 3—400 Thlr. 8 Thlr., von 4—600 Thlr. 12 Thlr., von 
6-00 Thlr. 18 Thlr., von 1000-1200 Thlr. 24 Thlr. u. f. w. 
Sinnhold, Die Elaffenfleuerverfafiung des preuß. Staats. 1831. — 
In Sahfen ſteigt die Befoldungsfleuer mit den Ginfünften von ®ı5 
bis auf 2'/ Proc. 
Benflonirte und Wittwen geben in Sachſen bei Behalten unter 300 Thlr. 
nur die halbe Steuer. Geſetz v. 24. Dec. 1845 $. 15. — Im Fürftens 
thum Neuß (1855) geben Befoldungen ꝛc. von 1—3P0 Thlr. 1/g Proc., 
von 301—1000 Thlr. 1 Broc., Höhere 2 Proc. Da die Leibzinfen mit 
Ys Broc. des Bapitals belegt find, was bei einem Zinsfuß von 4,5 Proc. 
3,7 Broc. der Zinseinnahme ausmacht, fo folgt, daß bei den 3 Glaffen 
der Befoldungen das fleuerbare Cinkommen zu 13,8, 27 und 54 Proc. 
der ganzen Einnahme angenommen worden iR. — Hannov. Beſoldungs⸗ 
und Grwerbfteuer (1859): die erſten 140 Thle. %/5 Proc., Die zweiten 
4/5 Proc., die weitere Binnahme bis 1000 1%, von 12000 Thlr. 2, 
das Weitere 23/5 Proc. 


8. 396. 


Weitere Bemerkungen über bie Beſteuerung bed Lohnes. 
Der Arbeitslohn iſt zwar felten zum Gegenſtande einer 


ausfchließend auf ihn fallenden und alle feine Zweige treffen» 

den Steuer gemacht (a), allein in den meiften Staaten ift er 

auf irgend eine Weije mit Schatungen belegt worden; bald hat 

man ihn dee Gewerbfteuer untenvorfen, bald mit der Gapitals 

fieuer verbunden, bald bie verfchiedenen Arten der Lohnarbeit 

zu verjchiedenen Steuern gezogen u. dgl. (d). Diefe Behand- 
3 


Ran, yolit. Defon. II. 2. Abth. 5. Ant. - 1 
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fung ift einer gleichförmigen, die Eigenthämlichfeit des Arbeite- 
verbienfte® gehörig berüdfichtigenden Befteuerung beffelben nicht 
guͤnſtig. 2) Zu ber Anlegung ber Lohnfteuer bient zunächft 
die eigene Angabe des Steuerpflichtigen und die Prüfung ber- 
felben durch einen Ausfchuß wohl unterrichteter Drtöbürger. 
bei Befoldeten in einem Dienfte des Staates, der Gemeinde, der 

Kirche, der Stiftungen ıc. ift es fo leicht, unrichtige Angaben zu 

erkennen, daß bie Steuerbehoͤrde biefelben faum zu beforgen hat (c). 

Diefe Angaben erfordern eine öftere Erneuerung, 3. B. alle 3 

oder 5 Jahre, oder fogar jaͤhrlich, und jedenfall® müfien offen- 

fundige Aenderungen, wie Befoldungserhöhungen, Erweiterung 
bes Berufszweigs ıc., jährlicdy angezeigt werden. 3) Beſondere 

Koften, die nicht den perfönlichen Unterhalt, fondern die Bes 

fhäftigung betreffen, 3. B. Anfchaffung literarifcher oder Fünft- 

lerifcher Hülfsmittel, fowie die Laften, find von der Durchs 
fhnittseinnahme abzuziehen. 

(a) Außer in der bayeriichen Ginfommenfleuer, $. 395 (a). 

(5) Die ehemalige taille personnelle in Frankreich (vgl. 8. 316) traf den 
Ertrag von Gebäuden, Ländereien, Renten und das bendfice de l'in- 
dustrie und zwar nach dem Anſchlag von 10 Proc. des jährlichen 
Arbeitöverdienfies (Yo du prix des journdes); der Steuerfuß war 
5 Proc. (1 sol par livre); ein Handwerfer oder Taglöhner, der jähr: 
lih 200 Arbeitstage hatte, wurde mit 20 Tagen angefchlagen und ent: 
richtete den Verdienſt eines Tages. Lettres-patentes v. 1. San. 1775, 
Declarat. v. 11. Aug. 1776. Encyelop. Abth. finances II, 657. — 
Baden: Tagköhner, Lohnbediente, Krautſchneider, Spielleute ıc. find 
zur Gewerbfteuer gezogen, zu welcder die Taglöhner mit 500 fl. Steuers 
capital eingetragen werden; Dienftleiftente, bis zu den Scribenten, 
Sollgardiften, Amtsboten, ferner Lehrer aller Art, Nerzte, Hebammen ıc. 
werden von der Glafienfteuer getroffen. — In Würtemberg find neben 
den Staatsbeamten auch die Aerzte, Advocaten, Handlungsgehülfen, 
gutsherrſchaftlichen Beamten ac. zur Befoldungsfleuer yflichtig ; tag 
lößner u. dergl. zahlen Feine Schatzung. — Sn Preußen fallen alle 

oͤheren Dienfte unter die Glaflenfteuer, im Großh. Heffen unter die 
erfonalfteuer, ebenfo in Sachen, wo die Berfonalfteuer mit der Ge⸗ 
werbfteuer verbunden ift. — In Hannover befindet fih eine Befoltungss 
feuer und daneben eine Grwerbiteuer von dem Ertrage ſolcher Gefchäfte, 
die in der Ausübung einer Wiflenfchaft oder Kunft beitehen. Beide 
haben einerlei Steuerfuß und werben überhaupt als zufammengehörig 
betrachtet ($. 395 (a)). ı A. für 1855 —60 99000 Thlr. — Undere 
Zweige der Lohnarbeit entrichten nur Perfonalfteuer, F. 400 (a). 

(6) Nah dem öfterreihiihen Geſetzentwurf für die Erwerbſteuer foll in der 
2. Elafle derfelben bei den Bezügen aus Staats: und öffentlichen 
Fondscaſſen die Steuer fogleih bei der Ausbezahlung abgezogen wer⸗ 
den, andere Bezüge, 3. B. der Angeftellten von Gefellfchaßten, Bereinen, 
Anftalten und Privatperfonen, alſo der Beamten, Serretäre, Erzieher, 
Werfführer, Mafchiniften, Handelsgebülfen, Schreiber sc. follen von 
den zur Entrichtung bdiefer Bezüge Berpflichteten angezeigt werden. 
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Nur Geiſtliche Haben ihre Schalte ſelbſt anzuzeigen. Man muß fi 
hiebei erinnern, daß Berfonen, die nicht in dauernden Dienften ſtehen, 
wie Aerzte, Advocaten, Privatlehrer ıc. in die 1. Claſſe diefer Steuer 
gefeßt werden; bier wäre die eigene Angabe ganz unentbehrlih, man 
wird fie aber auch in der 2. nicht leicht miffen können. 


7. Abſatz 
Kopf: und Berfonalftener. 
6. 397. 


Die Kopffteuer, welche ohne Rüdfiht auf Vermögen und 
Einfommen bloß nad der Zahl ber Perfonen aufgelegt wird, 
entfprady dem Kindesalter des Steuerweiend, in dem fie fidh 
durch bie Leichtigkeit der Anlegung und Erhebung empfahl (a). 
Eine buchſtaͤblich nach den Köpfen in gleihem Betrage erhobene 
Steuer ift aber den allgemeinen Grundfäten ber Befteuerung fo 
fehr wiberftreitend und ihres nothwendig fehr niedrigen Betrages 
wegen ($. 251) fo unergiebig, daß fi bald das Beduͤrfniß 
einer Berbeflerung fühlbar machte, indem die Steuer nur von 
ben Erwachſenen, oder nur von den Haudvätern und ben eins 
zeln lebenden Perfonen erhoben wurde. Nachdem längft an⸗ 
dere ergiebigere und gerechtere Steuern eingeführt worden find, 
hat fi) doch neben ihnen in einigen Staaten jene der Kopfs 
fteuer aͤhnliche, aber in der angegebenen Weiſe gemilderte Ab» 
gabe unter dem Namen Berfonalfteuer erhalten (d). Sie 
muß fehr niedrig fein, um von Allen ertragen werden zu können. 
Ihr Nusen kann nur darin gefunden werben, daß fie von den 
feiner anderen Schagung unterworfenen Staatöbürgern, alfo 
namentlid) ben Xohnarbeitern, einen billigen Beitrag liefert, 
inbeß bleibt bie rüdfichtöfofe Gleichheit der Steuerfumme und 
die mühfame Einforberung derfelben auch von denjenigen Staats» 
angehörigen, welche ſchon auf andere Weife befteuert find, immer 
eine wefentliche Unvollfommenheit diefer Steuer (c). “Daher find 
auch meiftens in biefer ‘Berfonalfteuer Abftufungen nad) ben 
Graden der Steuerfähigfeit angebracht worden, wodurch jene 
fi) wefentlich veränderte und zu einer Einfommenöfteuer, jedoch 
von fehr unvollfommener Einrichtung, wurbe (d). 


(a) Kopffteuer in Berfien, Tributum capitis, eapitstio in Rom. Diefer 
Name fcheint früherhin überhaupt für andere Schatzungen außer der 
12* 


(8) 
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Grundſteuer gebraudt worden zu fein, alfo von bem Ginlommen aus 
Arbeit und beweglichen Vermögen. CErſt feit Conflantin if die Kopf⸗ 
ſteuer, auch capitatio humana genannt, von der Gewerbſteuer ber Kaufs 
leute und Fabrikherren getrennt. Berfonen ohne Grundeigenthum hießen 
damals plebeji, daher nur diefe jener Kopffteuer in Mom unterworfen 
waren. Savigny a. a. D. — Greuzer, Römifche Antiquitäten 
©. 367. — Beder und Marquard, Handb. IL, 2. ©. 189. — 
Sn verfchiedenen europäifchen Staaten find früherhin Kopffleuern in 
mandhfaltiger Weife vorgefommen, in Glarus beftcht eine ſolche noch 
jegt, fowie in mehreren nordamericaniſchen Staaten unter dem Ramen 
poll-tax, 3. B. in Galifornien 5 D. von jedem Kopf, in Indiana 
3%, D., aber nicht von allen Berfonen. Rah der ehemaligen öfter 
reihifchen Perfonalfteuer (Patent v. 23. Nov. 1802) zahlte jede Perſon 
über 15 Sabre jährlih 30 kr., ſpaͤterhin 2 fl. Nur das Militair und 
erweislich Dürftige waren befreit, in Tirol und Vorarlberg wurde von 
Dienfiboten und Taglöhnern nur der halbe Betrag entrichtet. Diefe 
Steuer beſteht feit 1830 nit mehr. Verſchiedene Vorſchlaͤge älterer 
Schriftſteller zielen dahin, einige Abfufung anqubringen, 3-3. Bergius, 
Bolizeis und Gameralmagazin V, 347. — Rah v. Hod (Die öffentl. 
Abgaben ©. 17) wird bie Herfonalfener als eine der drei Fundamental⸗ 
oder Urfleuern (neben der Cinkommens⸗ und der Steuer von befonderen 
Leiftungen des Staates) betrachtet, indem fle der für alle Staatsbürger 
gleihen Sorge des Staates für Schug und andere perfönliche Vortheile 
entipricht. Der Berf. erkennt jedoh an (S. 71. 72), daß die reine 
Perfonalfteuer wenig trägt, viel Eoflet und verhaßt iſt, und räth, fle 
durch eine Aufwandsfleuer von Gegenſtaͤnden des allgemeinen Verbrauchs 
u erfeßen (©. 3 — Stein Eehrb. ©. 285 ff.) nimmt die reine 

erfonalfteuer im Princip in Schup, weil fle auf das reine Capital 
der phnflfchen Arbeitskraft gelegt werde. (Much wenn man biefe Kraft 
(unpafiend) Capital nennen wollte, fo wäre fle doc feine Brundlage 
der Befleuerung, weil das aus der Arbeit fließende Lohneinfommen 
keineswegs bloß von ber körperlichen Arbeitsfähigkeit herrührt.) Daß eine 
folhe Steuer unpraftiih fei, wird ©. 287 zugegeben. — Ueber dieſe 
Steuer de Parieu, Impöts I, 125. 


Sn Frankreich beftand ſchon fehr frühe eine capitation, die fidh vielleicht 
aus der römifchen Herrichaft erhalten Hatte und bis zur Mevolution 
fortdauerte. Sie wurde auch von den bevorzugten Ständen erhoben, 
welche von ber taille reelle ($. 316) befreit waren, fie war aber nach 
Vermögensumfländen angelegt, f. (ch. — Die heutige franzöfliche 
Derfonalfleuer iR von 1791, und befleht aus dem dreifachen Betrage 
des Lohnes gemeiner Handarbeit. Der Satz des Tagelohnes darf zu 
dieſem Behufe nah dem Geſetz vom 21. April 1832 nicht über 1., 
nicht unter %s $r. angenommen werden und wird für jede @emeinde 
von dem Conseil gönsral des Departements beftimmt. Jede Perfon, die 
ihre eigenen Ginfünfte Hat, wenn fie aud noch im älterlichen Haufe 
wohnt, if ſteuerpflichtig. ‚ Cine Menge naßent Vorſchriften beſtimmt, 
wer ſteuerpflichtig ſei. Dienſtboten 3. B. find befreit. Dieſe Steuer 
iſt mit der Wohnungsſteuer (F. 426) fo vermiſcht, daß der von beiden 
zu erzielende Ertrag im Ganzen feſtgeſetzt und auf die Departements 
und Arrondiffements vertheilt wird. In Iepteren wird bie Berfonals 
fleuer nad den oben angegebenen Srundlagen ermittelt und das noch 
Fehlende als Wohnungsfteuer umgelegt. Der Stammbetrag (prineipal) 
beider ift für 1860 37589798 Fr., wozu 37 Proc. Bufhläge für 
Staatss und 9167360 für Departementsausgaben kommen, zufammen 
60 698 000 Fr., ohne die 9 Mil, zu Bemeindeausgaben. — Modena: 
1 Lira von jedem männlichen Ginwohner von 14—60 Jahren, und 
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ee als Gemeindeumlage. — Die niederländifhe und belgiſche 


(J 


(4) 


erfonalfteuer hat das Weſen einer Kopffleuer nicht mehr und befleht 
aus ſechs einzelnen Abgaben, welche fämmtlich zu den Aufwandsfleuern 
ehören. — Die großh. heififche Berfonalfteuer gehört Pi den Wohnungss 
euern. — Die ſardiniſche Perſonal⸗Mobiliarſteuer (Gefep v. 28. April 
1853) Hat Abflufungen. In Orten bis zu 2000 Einw. 1—2—3 Fr., 
in Orten von 2—6000 Einw. 11. — 3 — 4%, Fr., in größeren 2—4 
—6 ir. Hiezu kommt ein Zuſchlag nad der Zahl ber Dienfiboten 
unb ein anderer nach dem Betrage der Wohnungsmiethe. — Bei der 
Berfonalfteuer im Herzogthum Barma wurde jeder Gemeinde eine Summe 
aufgelegt, die aus dem 3tägigen Arbeitslohn für */. der Einwohnerzahl 
beftand und nach dem Ginfommen jedes Bürgers in 3 Claſſen (unter 
1000 Fr., 1— 2000 Fr. und mehr) umgelegt wurde. 


Gründe für biefe Abgabe, unter der Vorausfeßung, daß fie etwa %, 
der Ginwohnerzahl und gegen a Proc. des geringfien Cinkommens 
treffe, bei Moltfe ©. 158. 


Sn Rußland befand eine Kopfſteuer ſchon unter Rurik feit 1016. 
Eie wurde fpäter durch andere Steuern erfeßt, unter der mongolifchen 
Herrſchaſt wieder eingeführt, nochmals aufgehoben. Seit Peter L 
(1722) befteht fie fortwährend. Sie trifft alle maͤnnlichen Cinwohner 
jedes Alters mit Ausnahme der Kaufleute in den Wilden, ber Geiſt⸗ 
lihen, Beamten und Studirten. Der Fuß war für Bürger 2,9 Rubel, 
Sandwerker 2 R., Bauern 86 Kop., fir Alle mit 9 Kop. Zufchlag 
für Lands und Waflerfiraßen. Die auf jede Gemeinde fommende Summe 
wird jedoch nicht nad) der Kopfzahl, fondern nach dem Bermögensftande, 
auf dem Lande nad den Antheilen am Landbefik (Tiaglo) umgelegt 
und im Banzen von einer Zählung (Reviflon) zur anderen entrichtet. 
Die Erhebung von den Einzelnen leitet der Ortsvorſteher (starosta). 
Der Ertrag foll 1852 an 20 Mill. R. geweſen fein. Nah dem 9. für 
1862 war ber Fuß von Stabtbewohnern 22 Kop. bis 2,5 M., von 
Domänens, emancipirten Bauern und in den weftlichen und baltifchen 
Provinzen 1 R., von fibirifchen freien Bauern, Koſaken, Tataren sc. 
15 Roy. — 2,7 MR. Der Ertrag war auf 28 Mil. R. geihäht; in 
ten Städten bat aber 1863 bie Kopffteuer aufgehört, $. 374 (a). — 
Oeſterreich: Berfonals Erwerbfteuer in Ungarn, B. v. 20. Nov. 1850. 
Taglöhner, Häusler und deren Yamilienmitglieder, Dienftboten, Bes 
fellen sc. bezahlen 20 fr. — 1 fl. für den Kopf, Heinere Bauern, Beamte, 
Geiftlihe, Werzte, Abvocaten, Handwerker, Kaufleute sc. 1—6 fl.; die 
anderen Mitglieder der Familie halb foviel auf den Kopf. Berfonen, 
bie 100 fl. und mehr directe Steuern tragen, zahlen —10 fl. zu jener 
Steuer, ihre Angehörigen die Hälfte. Diefe Schakung gilt nur ale 
proviſoriſch. Aehnliche Abgaben find auch in Groatien und Sieben⸗ 
bürgen. Grtrag in Ungarn 1857 2% Mil. fl. — 19 fr. auf den 
Kopf der Einwohner. Vorſchlag einer außerordentlihen Perfonalftener 
im öfterreih. Staate für die Zeit vom 1. Nov. 1863 bis Ende 1864: 
alle Berfonen vom 16. Sabre an in 3 Blaflen —/3 und 1 fl. — 
Auch der türfiihe Charadſch von den erwachſenen männlidhen Nichts 
Moslims (Radſchahs) if kein einfaches Kopfgeld, da er 3 Abflufungen 
bat, nah Urquhart (Turkey and its resources. Lond. 1833. S 87) 
10, und 3 Biafler, neuerlih 60, 30 und 15 heutige Biafter zu 6,1 fr., 
de Pariou I, 127. — Auch die Berfonalflenen in der Wallachei 
und Serbien find abgefluft, 3. B. in der Stadt Belgrad in 12 Claſſen 
von 5—3280 Steuerpiafter (120 auf die koͤln. Mark, alfo zu 12/4 fr. 
füdd.); 9. 1862/3 12 Mill. P. von 200 000 GSteuerpflihtigen. Toscana 
feit 1855 35 Glaffen, Sardinien feit 1853 11e%—6 Ir., Barma 
3 Claſſen. — Die franzöftfche capitation war in ben Provinzen, wo 
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bie taille röelle befand, in ziemlich willtürliher Weile nach den Bers 
mögensumftänden angelegt, in den anderen Provinzen eine Duote ber 
tsille, au marco de 1a livre, — die fog. capitation taillable. Encycl. 
Abth. Finances I, 190. Neder giebt den Ertrag der Capitation auf 
Ally Mil. Sr. an, Admin. des fin. I, b. 


8. Abfap. 
Allgemeine Eintommensftener. 
I. Als eine befondere Art von Schagungen. 
8. 398. Ä 


Während die in Abſatz 1—6 abgehandelten Schahungen 
bie verfchiebenen Zweige der Einkünfte, jeden nach feinen Eigen- 
thümlichkeiten, zu treffen beftimmt find, hat man auch verfudht, 
ſaͤmmtliche Bürger des Staates einer allgemeinen Schagung zu 
unterwerfen, bei welcher auf bie Verfchiedenheiten in ben befons 
deren Grundlagen der Steuerfähigfeit feine oder nur geringe 
Rüdfiht genommen wird. Die Einführung biefer Steuer ging 
aus dem Bebürfniß einer Vermehrung der Staatdeinfünfte und 
aus der Wahrnehmung hervor, daß die Erträgniffe der Arbeit 
und des beweglichen Vermögend in ihrer neuerlichen Ausdeh⸗ 
nung durch die fchon beftehenden Steuern zu wenig belaftet 
feien. Solche allgemeine Schagungen find bald auf die Eins 
fünfte, bald auf das gefammte Bermögen der Bürger ges 
legt worben (a). 

Eine allgemeine Einkommensſteuer, von der fchon in 
früheren Zeiten einzelne Beifpiele vorfamen (d), bat in dem 
legten Jahrzehenden vorzügliche Aufmerkfamfeit auf ſich gezogen, 
weil man in ihr das beſte Mittel zu erbliden glaubte, bie 
Grundſaͤtze der Allgemeinheit und Gleichförmigfeit der Beſteue⸗ 
rung nad) ber Steuerfähigfeit aller Bürger ($. 250. 254) in 
Ausführung zu bringen. In mehreren Staaten ifl neuerlidy 
neben anderen Schagungen eine Einfommensfteuer eingeführt 
worden ($. 400), auch hat man biefelbe ald einzige Schagung 
in Vorſchlag gebracht (ec). Ihr Wefen beftcht darin, daß das 
Einkommen aller Bürger, aus welchen Quellen es audy fließen 
mag, auf gleichformige Weife ermittelt und nad) gleichem oder 
doch wenig verfchiebenem Fuße belegt wird, fo daß es fich für 
jeden Steuerpfliditigen in eine Hauptfumme zufammengezogen 
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darſtellt. Hiebei unterbleibt bie forgfältige Erforſchung ber ein- 
zelnen Einkünfte, weil ſie langwierig, mühſam und koſtbar iſt 
und die Einkommensſteuer in mehreren Staaten gerade zum 
Behufe einer baldigen Vermehrung der Staatseinkuͤnfte an⸗ 
gewendet worden iſt, ferner weil man auf einem kuͤrzeren Wege 
einen genuͤgenden ungefähren Ueberſchlag des ſteuerbaren Ein⸗ 
kommens erlangen zu koͤnnen glaubt. Da ein Theil des Ein⸗ 
kommens fehr veraͤnderlich iſt, fo müſſen die Steueranfchläge 
jaͤhrlich erneuert werden. Die Gruͤnde, welche man fuͤr dieſe 
Steuer geltend machen kann, liegen 1) in der Leichtigkeit und 
Einfachheit ihrer Anlegung (d), 2) darin, dag alle Clafſſen von 
Staatsbürgern von ihr beigezogen werben, alfo auch diejenigen, 
welche zu ben bisherigen Schagungen nicht beitrugen, 3. B. in 
vielen Rändern die Zinsgläubiger; 3) in der für die Steuer: 
pflichtigen wohlthätigen Berüdfihtigung der Schulden, deren 
Zinfen von dem fteuerbaren Einfommen abgezogen werben fönnen. 


(e) de Parieu, Histoire des impöts généraux sur la propriet# et le re- 
venu. P. 1856. Der Berf. bemerkt, daß diefe Steuergattung mehr bei 
den germanifchen als bei den romanischen Völfern vorfomme, weil jene 
eine mehr patriarhalifhe Auffaflung des Staates haben und bei ihrer 
rubigeren Gemüthsart die Verpflichtung zu gewiſſenhafter eigener Angabe 
des Dermögensftandes leichter ertragen. — Es ift jedoch auch der Bin: 
fluß ter Staatöverfaflung zu beachten. Sn Breiflaaten und Monardien 
mit guter Ständeverfaflung herriht mehr aufopfernde Vaterlandsliebe 
als ın unbefchräntten Monarhien, beſonders wenn in bdiefen feine 
fireng » gefeglihe und weile Regierung befeht. 

(5) Das Steuerwelen früherer Zeit war in den einzelnen Ländern fehr vers 
ſchieden eingerihtet.. Man erfennt in den mandfaltigen Verſuchen, 
neue Steuern neben den alten, nicht felten zu flarker Bedrüdung ber 

oe Unterthanen, einzuführen, häufig ben Range! feiter Grundſaͤze und 
deutlicher Cinſicht in die Bertheilung des Volkseinkommens. — Zu 
den GBinfommensfteuern fcheint die ehemalige colletta (oollecte, Steuer) 
in ®enua zu gehören, 4—8 denari von ber lira; alfo !/eo—!/o, was 
als Abgabe vom Bermögen zu body gewefen wäre, — ferner die Bins 
fommensfteuer in Ylorenz von 1442, welche fpäter progreffio wurde 
und alle Einkünfte treffen follte, de Parieu, Hist ©. 26. 51. — 
In manden Ländern wurden bei erhöhtem Staatsbedarf einmalige oder 
mehrmals wiederholte Shapungen vom Ginfommen in feinen verſchie⸗ 
denen Zweigen erhoben, 3. 3. ın Riederöflerreih 1526 als Türfenfteuer 
%g Proc. von Renten und Befoldungen, vom Befiß bes Adels, der 
Kicche und der Bürger von 100—500 fl. 2 Schilling, von 500—1000 fl. 
‘a fl., von Bauern ungefähr daffelbe, von Kleinodien 2 Schill. von 
100 fl., von Einwohnern ohne Liegenſchaften 2 fr. von 100. Ober: 
leitner im Archiv für die Kunde öÖfterreih. Sefchichtöquellen XXX, 
©. 1 ff. — Decima in Bortugal feit 1645, abgeändert 1654, 10 Proc. 
aller Binkünfte, jedoch nicht fährlih erhoben. Im neueren Budget von 
Bortugal kommt neben der Brundfleuer eine decima dos juros (von 
Renten) und industrial vor, de Parieu, Trait# II, 48. — In 


Sachſen wurde durch B. v. 1. Nov. 1742 eine Cinkommensſteuer eins 
geführt, mit fleigenden Sägen, von 100—1000 Täler. 1 Proc. 1747 
trat eine Slafenkeuer nach 17 Glaffen an ihre Stelle, wobei man nad 
Mang, Amt und Erwerbszweig belegt wurbe. 


(6) Der in 8.326 (a) in Deaug auf die Grundſteger erwähnte Vorſchlag eines 


(4) 


allgemeinen Zehnten von Bauban geht genau genommen auf eine alls 
gemeine Ginfommensfleuer, die alle anderen Steuern erfegen foll. Schon 
ie empfohlene Erhebung ber Quote der landwirthſchaftlichen Erzeugnifie 
(mit Ausnahme des in Geld zu vergütenden Wald: und Yifchereiertrages) 
und die damit verbundene große Magazinverwaltung war hoͤchſt uns 
zwedmäßig. Der Math, Sowohl vom ganzen (vohen) Bobenertrag als 
von Hausmiethe (nah Abzug von 20 Proc. für Erbaltungsfkoften), von 
Befoldungen, Berbienft der Bewerbsleute, der Advocaten, Notare, Lohn⸗ 
arbeiter gleihe Duote zu nehmen, zeigt die Verwechslung des Ertrages 
und des Cinkommens, wobei die Grundeigenthuͤmer zu ſchwer belaftet 
würden. Die gleihe Behandlung der verfchiedenen Arten von ins 
fünften Hat dieſer Vorſchlag mit den meiften fpäteren gemein; nur 
Handwerker follen nah Bauban geringer, zu Yo, befteuert werten. 
Er will, daß der Erbebungsfuß (näfer an *!ıo als an / ) von Zeit 
zu Zeit nad den Umftänden fehgefegt werde. Juſti macht darauf aufs 
merffam, daß */ıo als einzige Steuer nicht ausreihe. — Graf Mirabeau 
ber ältere machte den Vorſchlag einer einzigen Kopffteuer (espitation), 
welhe im Grunde eine Binkommensfteuer geweien fein würde. Sie 
follte zwei Millionen Perſonen (Bamilien?) nah Maßgabe ihre Wohls 
babenbeit (aisanoe) treffen, in 20 Claſſen von 3 Liv. (1 &cu) bis 730 Liv. 
Steuer. Der Berf. nahm an, jede vieler Claſſen enthalte 100.000 
Steuerpflichtige; er erwartete einen Ertrag von ungefähr 700 Mill. L., 
alfo über 100 Mil. mehr als das ganze damalige Staatseinfommen. 
(Die Borausfegung einer gleihen Anzahl von Mitgliedern in jeder 
Glaffe zeigt große Unkenntniß flatiftifcher Verhältniſſe) Eneyel. möth. 
Abth. Finances I, 191. — Neuere Schriften für die Einfommenss 
feuer: Lips, Weber die allein wahre und einzige Steuer, Grlangen 
1812. — Hermes, 15. Hefte — Zahariä, Staatew. S. 425— 
433. — Murhard, Beſteuerung S. 506 (bier zugleich viele 
Autoritäten pro et contra). — Gin Auffag im New Monthly Review, 
überfept in Buchholz, N. Monatsichrift, Sevtember 1834. — 
Ueber verhältnigmäßige Befteuerung, Leipzig 1834, Gay. 1. — Benda, 
M. Peel's Finanıfyflem, oder über die Vorzüge ber Ginfommensfteueg, 
Berlin 1842. (Seht nicht in die Steuertheorie ein, fondern fucht nur 
bie Staatsanleihen zu tadeln.) — Gr. Moltfe ©. 254. — v. Sparte, 
Die allg. Einfommenfteuer als einzige directe Abgabe, Gießen 1845. — 
v. Groß, Allgemeine progreffive Grund- und Ginfommenfteuer, Jena 
1848. — Ziegler, Zur focialen Reform, 1850. — J. St. Mill, 
Princ. of pol. II, 378. — v. Braffenried, Ueber die Cinkommens⸗ 
fteuer, Bern 1855. Dagegen: v. Maldhus I, 175 und bie dort an- 
geführten Schriftftelleer Sartorius, Log, Fulda, Sismondi. — 
Edinb. Rev. Apr. 1833. ©. 143. — Mac Culloch, Taxat. ©. 113. — 
David in Journ. des Econ. XX, 368. — Cochut in Rerne des 
2 mondes, 1849, I, 115.— Baumftarf, Zur @infommensfteuerfrage. 
Greifswald 1850. — Duarigiue, Die Binfommensfleuer, Weimar 
1853 ſhauptſaͤchlich gegen v. Sparre). — Umpfenbach, Lchrbud 
I, 137. 


Die Binfommensfteuer ift aus biefem Grunde auch zu einer außer 
ordentlichen Auflage wohl geeignet. Die ziemlich gangbare Gintheilun 

ber Steuern in ordentliche und außerordentliche fann in der Biflenfchaft 
nur infoferne anerkannt werden, als manche Arten von Steuern, bie 
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war einträglich aber font unvolllommen find, cher auf ein ober einige 
Sabre, als dauernd angewendet werden dürfen. 


8. 899. 


Die Schattenfeite der Einkommensſteuer ift die Ungenauigfeit 
ber Anfchläge. Sie läßt ſich nicht befeitigen, weil bei der Aufs 
ftellung derſelben auf alle Kennzeichen und Stügpuncte verzichtet 
wird, die bei ben einzelnen Arten von Einfünften anwendbar 
find. Es bleiben daher für ein allgemein-gleichförmiged Der» 
fahren nur folgende zwei Hülfsmittel übrig: 

1) die eigene Angabe der Eteuerpflichtigen, bie ungeachtet 
der auf unrichtige Erklärungen geſetzten Strafen bei biefer Steuer 
beſonders unzuverläfftg ift, weil es bei einem Theile der Ein- 
fünfte an Mitteln fehlt, die Unmwahrheit zu entdecken ($. 288), 
zudem auch die Vorfchriften über die Berechnungsart des ſteuer⸗ 
baren Einfommens vielen Mißverftändniffen, verfchiedenen Aus⸗ 
fegungen und Befhönigungen ber Unrichtigkeit Raum geben (a); 

2) die ‘Prüfung diefer Angabe und die Schägung durch einen 
Ausfhuß von Mitbürgern, welche auf die Vermoͤgensumſtaͤnde 
- und auf die Lebensweife jedes Steuerpflichtigen zu achten haben. 
Auch hier werden große Fehler begangen, weil 3. B. das wers 
bende Vermögen einer Perfon ſich zum Theile nicht in ber Nähe 
ihred Wohnortes befindet, weil man fich bei oberflächlicher Bes 
tradhtung leicht über die Einträglichkeit eined Erwerbszweiges 
täufcht, weil der Aufwand der Familien bei ben verfchiebenen 
Richtungen des Lurus fchwer zu überbliden if und nicht felten 
auf ein größeres oder geringeres Einkommen fchließen läßt, als 
ber Steuerpflichtige wirklich bezieht u. dgl. (5). Erhalten bie 
zur Feſtſetzung der Steueranfchläge beftellten Perſonen die Bes 
fugniß, zur Prüfung der eigenen Angaben der Steuerpflichtigen 
weitere Racyforfhungen über den Bermögensftand berfelben 
vorzunehmen, wie dieß allerdings bei der Zindrentenfteuer nicht 
zu umgehen ift ($. 388), fo erregt dieß @indringen in bie 
wirthfchaftlichen Verhaͤltniſſe der Bürger Iebhafte Unzufrieden⸗ 
heit und Wibderftreben. 

Der Borfchlag, die Steuern durch Abgeorbnete erfl im ganzen 
Staate auf die Provinzen, dann in biefen auf Bezirke u. ſ. w. 
verteilen zu laſſen, und endlich in jedem Orte die auf denſelben 
treffende Summe durch einen Schägungsausfhuß im Verhältnig 
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bed muthmaßlichen reinen Einkommens umzulegen (c), ift ebens 
fall8 nicht befriedigend, weil man ohne Katafter der fleuerbaren 
Erwerböquellen die Austheilung auf die einzelnen Lanbeötheile 
nicht mit der erforberlichen Genauigkeit bewirken fann, und 
weber ber gute Wille, noch die Einficht der Abgeordneten den 
Mangel ficherer ftatiftifcher Nachrichten erſetzt. 


(e) Bol. die bei Murhard S. 523 ff. mitgeteilten Stellen mehrerer 
Scriftfielle. — Bei v. Graffenried (a. a. D.), der auf bie 
Seibſtſchääͤzung großes Gewicht legt, if das Verhältniß des Bürgers 
um Gtaate mehr von der idealiſchen Seite ale nad der Wirklichkeit 
eurtbeilt. — In Großbritanien ift die Mangelbaftigkeit der eigenen 
Angaben in zahlreichen Faͤllen augenfheinlih geworden, 3. B. bei 
28 Gewerbsleuten einer Straße, die ihr Cinkommen zur Steuer auf 
9100 und zum Behufe einer Entihädigung wegen einer neuen Straße 
auf 48159 2. anſchlugen. Die Jury beilimmte ihren Verdienſt auf 
26973 2. Gladſtone, Unterhaus, 18. April 18653 == Gladstone, 
The financial statements of 1853, 186062, London 1863, ©. 28. 
In biefee Sammlung der Budgetsvorträge bemerkt der Verf., daß es 
cannon street in London war. Ebd. S. 20 wird zugegeben, daß die 
eigene Angabe (self-assessment) zu großen Berkürzungen der Staats: 
einnahme führe, die Ungleichheiten der Steuer vermehre und zur Im: 
moralität verleite, which is, i fear, essentially inherent in the nature 
of the operation. 

(d) Murhard, ©. 531, fowie Schön und der Ungenannte im Hermes 
legen auf die Berbindung dieſer Schägung mit der eigenen Angabe 
beionderes Gewicht. — Unter ben zur engliihen @infommensfleuer 
gezogenen Gewerbsleuten nahmen die Kommiffare 1848 bei ungefähr 
70 Broc. der Berfonen die eigene Angabe als genügend an, bei 25 Broc. 
wurde der Anfchlag von diefen Commiſſaren aufgeftellt und beibehalten, 
bei 5%, Proc. wurde der Anfag berfelben von der Dberbehörde auf 
Verlangen der Steuerpflichtigen gemindert. Kries in der Zeitfchrift 
für die gef. Staatew. X, 510. 

(6) Der a. Aufſatz im Hermes und Murhard, S. 534. 


$. 400. 


Nach den vorftehenden Sägen ift die allgemeine Einfommend« 
feuer nicht dazu geeignet, an die Stelle aller einzelnen 
Schatzungen gefebt zu werden, $. 398 (5). Die unvermeibd- 
lichen Mängel der Steudranfchläge würden bei dem hohen Fuße 
einer folchen einzigen Einfommensfteuer in einem fchwer zu 
ertragenden Maaße fühlbar werden und ed wäre nicht zu vers 
antworten, wenn man bie durch langjährige Bemühungen und 
Erfahrungen gewonnenen Hülfsmittel zu einer gerechten Belegung 
ber verfchiedenen Einfommenszweige unbenugt lafien wollte (a). 

Eine Einfommendfteuer neben den anderen 
Schatzungen einführen, heißt dem Länger beflehenden nody 
ein zweite neued Schatzungsſyſtem beigefellen. Ein folcher 
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Zuftand ift offenbar unvolllommen, weil bie Anzahl von Steuern 
unnöthig vermehrt wird, weil die neu hinzugefommene Steuer 
wefentliche Mängel an ſich trägt (8. 399) und die Ungleich⸗ 
heiten der bisherigen Befteuerung nur mindert, nicht ganz bes 
feitigt. War 3. B. ein gewifler Theil des Einfommens im 
Volke noch gar nicht befteuert, fo gefchieht der Gerechtigfeit nur 
in fehr geringem Maaße Genüge, wenn jene Einfünfte und 
zugleich alle anderen ſchon mit Schagungen belegten ber Eins 
fommendfteuer unterworfen werben. Doch ift die Einführung 
der letzteren dann zu rechtfertigen, wenn man in ben älteren 
Schapungen eines Landes erhebliche Lüden und Fehler wahrs 
nimmt, denen man nicht leicht und fchnell abhelfen kann, fo 
daß man Bedenken trägt, den Fuß biefer Steuern zu erhöhen, 
oder fogar eine Herabfegung deffelben für nöthig erachtet. In 
biefem alle dient die Einfommensfteuer nur zur Ergänzung 
und ihr Buß ift dann fo niedrig, daß bie Ungenauigfeit ber 
Anlegungsart weniger empfunden und dagegen andere Bortheile 
($. 398) erreicht werben (6). Man follte jedoch dann die Ein- 
-fommenöfteuer nur ald ein einftweiliged Hülfsmittel anfehen 
und auf eine gründliche Berbefferung fämmtlicher Schagungen 
Bedacht nehmen. 


Wenn in einem Lande für einen Theil der Einkünfte fchon 
gute Katafter vorhanden find, wie dieß namentlidy für die Grunds 
und Hausſteuer öfter ber Fall ift, fo läßt ſich eine auf die 
übrigen noch nicht belafteten Zweige befchränfte Einkommens⸗ 
fteuer zu Hülfe nehmen, um die Schagungen ſchnell zu vers 
vollftändigen (c). 


(a) Dieß bemerkt aud ber Finanzminifter Sella in dem Borfchlage zu 
der italienifhen Bintommensfleuer, 18. Rov. 1862 bei de Parieu 
V, 248. Wo man ein Katafter babe, oder auch nur den Anfang eines 
folhen, da fei dieß befler als bie methoden asses incortaines bei ber 
Anlegung einer allgemeinen Bintommensfteuer. 


() Sn Großbritanien if eine Binfommensfteuer dreimal eins 
geführt worden. 1) Die auf Pitt’s Vorſchlag befchloffene income -tax 
von 1798 ließ Ginfünfte unter 60 2. St. feet, traf die von 60 — 65 
2. St. zu "Yım u. f. f. in fleigendem Betrage, bei 200 2. erreichte fie 
den Sag von !/ıo. Den Gewerböverdienft der Pachter nahm man En 
%, (in Schottland ta) des Pachtzinfes an, fo daß dieſe mithin refp. 
7% oder 5 Proc. defielben zu feuern Hatten. 2) Als dieſe Steuer 
nah dem Frieden von Amiens aufgehoben worden war, wurde fie bald 
darauf 1803 wieder eingeführt unter tem amtlihen Namen property-tax. 
Eie war einigermaßen abgeftuft, von 150 2. St. an belief fie fi auf 
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5 Proc. des Bintommens. 1805, nach ben Borfchlägen von For und 
Srenville, wurde fie wieder auf 10 Proc. aller Cinkuͤnfte gelebt, 
1816 aber, in Beige vieler Klagen über die läftigen Nachforfchungen, 
vom Parlament aufgehoben. Sie hatte von 1810— 1815 im Durch⸗ 
fhnitt 15 Mil. 2. eingebracht, wovon bie Koflen 10 Proc. wegnahmen. 
v. Raumer, Brit. Beheuer.«Syf. ©. 136 — 176. Beachtenswertä 
war unter andern die Anordnung, daß im Kalle der Beſchwerde gegen 
eine Abſchaͤzung buch die Commiſſare oder audy, wenn Bewerbtreibende 
ihre Bermögensumflände geheim halten wollten, befondere Schieds⸗ 
männer (referees) ernannt wurden, denen man im letteren Kalle die 
ausführliche Racweilung vorlegte. Gladſtone (Financial statem. 
©. 15) zeigt, wie nuͤtzlich biefe Steuer von 1798-1815 gewirkt Hat, 
indern fie bei den großen Kriegeauspaben das Deflcit und das Bebürfs 
niß neuer Anleihen befeitigte. — 3) Die neue Bintommensfteuer (Bei. 


v. 22. Juni 1842, 5. u. 6. Victor. Cap. 35.) wird amtlid (unpaflenb) 


property-tax genannt. Robert Peel beantragte fie am 11. März 
1842, bei Dorlegung des Voranſchlags, welcher bei den damaligen 
Ginkünften und Ausgaben einen Ausfall von 2570000 2. zeigte und 
eine Steuererhöhung nothwendig machte. P. fchlug den ag auf 
3-771000 8. an, ber wirflihe Ertrag im D. 1842 —51 war aber 
5°697000 2. Nach dem Gefep follte die Steuer nur bis 1845 betehen, 
allein ihre Dauer iſt mehrmals vertängert worden und ihre Abſchaffung 
nicht fobald ge erwarten, weil eine Berminderung bei den Aufwandes 
feuern eher Roth thut. Da die britifche Grundſteuer hoͤchſt mangelhaft 
und niedrig ift, eine befondere Gewerb⸗ und Gapitalfteuer fehlt, fo if 
die Verſtaͤrkung der Schapungen ganz zwedimäßig. Die Irlaͤnder blieben 
anfange befreit. Der Steuerfuß, war lange Seit 7 Pence vom 2. St. 
— Up ober 2,9 Proc., bei Pachtern 3% Bence vom 2. St. des 
Vachtzinſes, in Schottland nur 2% P. Das fchwerfällige, in 194 
ürtikeln abgefaßte Geſetz enthaͤlt naͤhere Vorſchriften fuͤr Schaͤzung und 
Anlegung der Binfünfte unter verſchiedenen Abtheilungen (schedules), 
nämlih A. Mente aus Liegenfchaften in Großbritanien, mit Einfluß 
der Häufer, auch Zehnten, Fiſchereien, Eifens und Salzwerke, Brüden, 
Gandte, Giſendahnen ze. Grundſteuer, örtliche Abgaben und umgelegte 
Beiträge für Draintvung, Einfriedigung oder Cindaͤmmung werden von 
ber Rente abgezogen. ei verpachteten Liegenfchaften wird bie Steuer 
vom Bachter bezahlt, ber fie wieder am Pachtzinſe abzieht. — B. Bers 
dienft der Bachter, welcher nad ber Pachtrente berechnet wird. — 
C. Zinfen und Dividenden, welde aus ben Staatseinfünften bezablt 
werden, aber mit Freilaffung der Sinnahmen, welde an Unterflügunge- 
efellfhaften, Sparcaffen, die Stantscafle, die Königin und die fremden 

efondten fallen. Die Steuer wird bei Bezahlung der Sinſen von 
der Bank, der oflindifhen und Suͤdſeegeſellſchaft ſogleich abgezogen. — 
D. Gewinn und Verdienft (balance of the profits or gains) von einem 
Gewerbe, Geſchaͤft, Beruf ıc. (profession, trade, manufacture, employ- 
ment or vocation), nach dem Durchſchnitt ber drei legten Sabre, wobei 
nur Betriebs- oder Erwerbetoflen, aber nicht ber Unterhalt, Wohnungs 
miethe oder Schulden (mit Ausnahme ber für ſchlecht anerkannten) von 
dem Verbienft abgezogen werden. Es iſt geftattet, ein Uebereinfommen 
(composition) auf 3 Jahre zu Ichließen, mit Zuſchuß von 5 Proc. zu 
der angegebenen Summe (9. 143); biefe Abtheilung bildet demnach 
eıne Gewerbes und Lohnſteuer. Weber fie |. Bode in ber Zeitſchrift 
für die gefammte Stantswifl., J. 1862, ©. 301. — E. Befoldungen ꝛc. 
aus der Staatscaffe. — Binfünfte unter 150 8. waren nad obigem 
Befepe frei (Art. 163). Wer auf mittelbaugn Wege, durch Abzug an ber 
Binseinnahme, zur Steuer beigezogen ' wird und nachweiſt, daß fein 
Gintommen 150 2. nicht erreicht, erhält die Steuer aus der Staatscaſſe 
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rüdvergütet, Art. 163 bis 165 (eine Ginrihtung, die fehr viel Mühe 
verurfacyt!) Ueber den Abzug an den Schuldzinien f.$. 387 (a). Alle 
Binseinnahmen, bei denen der Schuldner den Steuerabzug nicht machen 
fann, 3. B. weil er im Auslande oder den Kolonien wohnt, werden 
pt Abtheilung D. angezeigt. Der angegebene Fuß von 7 P. für das 
. St. war ohne —* bei den Renten ſehr niedrig. Fuͤr 1848/49 
berechneten fi die befteuerten Einkünfte auf ungefähr 186 Mill., für 
1852/53 auf 219 Mill. Das Geſet v. 28. Juni 1853 (16. 17. Viet. 
Cep. 34) beftimmt, daß aud Einkünfte von 100 2. bis an 150 2. der 
Steuer unterliegen, jeboh nur 5 Pence vom 2. St. oder 2,8 Proc. 
entrichten follen, ferner wurde bie Steuer auch auf Irland ausgedehnt. 
Nach demfelben Geſetz follte die Steuer nur für die Jahre 1853,54 und 
1854/55 den Fuß von 7 BP. behalten, in den 2 folgenten follte derſelbe 
auf 6, von 1857 an 3 Jahre lang auf 5 P. ermäßigt werden, wobei 
die Abſicht war, fie von 1860 an aufhören zu laflen (GGladſtone). 
Der Ertrag vom 5. April 1853/54 war 6'091 149 8., wovon 552007 8. 
aus Srland. Die Ausführung jenes Geſetzes wurde durch den ruſſiſchen 
Krieg umterbrohen, ber eine Erhöhung der Staateeinfünfte erforderte. 
Es wurde daher (Gef. v. 16. Juni 1854, 17. V. C. 24) der Fuß ber 
Ginfommensfteuer verdoppelt, und am 5. Mai 1855 (18. Vict. Cap. 20) 
famen noch 2 ®. hinzu, aljo im Ganzen 16 B. vom 2. — 6%5 Proc., 
bei den Binfünften von 100—150 2. 11% P., woburd ber Ertrag 
von 1855/56 auf 15402901 2., von 1856/57 auf 16384494 2. flieg. 
Kür 1857/58 trat wieder ber frühere Buß von 7 B. ein, Geſetz vom 
21. März 1857 — 20. V. C. 6, und von 1858/59 an dem Belek von 
1853 gemäß der Steuerfuß von 5 PB. Zur Dedung eines Ausfalls 
wurde aber durch Beleg v. 13. Aug. 1869 ein Zuſchlag von 4 P. ans 
eordnet, alfo im Ganzen 9 P. erhoben. Bei Sched. B. iſt die Er⸗ 
— 2* in England nur 2/3, in Schottland und Irland nur / P. 
Ginkünfte von 100—150 2. geben fortwährend nur 1a B. Für 1860 
wurden 10 P., für infünfte von 100—150 8. 7 B. beſchloſſen 
(23. V. C. 14), für 1861 und 1862 9 und 6 P. (24. V. C. ... 25.V. 
C. 22), für 1863 von allen Cinkuͤnften 7 P., Geſetz v. 26. V. C. 22 
— 8, Juni 1863. Beſteuerte Einkünfte in Sroßbritanten 1860/61 : 


unter Schedule A 138-191 097 2. 
B 16.554930 „ 
0 29083200 „ 
D 93.689881 „ 
E 20071240 „ 


296304987 L., 


mit Ginfhluß von 714649 2. verichiedener Binfünfte von Steinbrüchen, 
fines, Beitrenten. Hiebei fehlt jedoch die Sinseinnahme von Privat 
fhuldnern, welche nicht ermittelt werben fann. 1861/2 war bas Ein⸗ 
fommen 301380730 2. in Broßbritanien (13 2, 0,° Ech. a. d. 2.) 
21.038973 2. (3 2. 14,82 Sch.) in Irland, zufammen 323 Mil. 
Der Ertrag von 1857/58 war 11'767 300, von 1858/59 6812232 2. 
1861/2 10'990 103 2. im Galenderjahre 1862 11104000 2. — Ueber 
diefe Steuer Edind. Rer. Ar. 151, ©. 210. Ar. 180, ©. 518. — 
Mac Culloch, Taxsation ©. 143. — Kries in ber Beitichrift für 
die gef. Staatswiſſ. X, 197, 497. — Hubbard, How should an 
ineome fax be levied? 1852. 

Beimar’fche Cinkommensſteuer, Geſetz v. 29. Ayril 1821, Stich⸗ 
ling, Das Einkommensſteuer⸗Syſtem des Großh. S. Weimar, 1844. 
Die Steuer trifft das Grundeinkommen nad den Anichlägen der alten 
Landfteuer, die Beſoldungen, Rubegehalie über 30 Thlr., Zehnten und 
andere Gefälle nach Abzug der Crhebungskoſten, — Berbienft der Pachter 
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(zu %a des Vachtzinſes angenommen, — frei bis 50 Thlr. Pacht: 
zins), — Leibzinien und Leibrenten unter Annahme eines Zinsfußes 
von 3 Proe., — fodann den ©ewerböverdienfl. Auch hier ift haupt: 
fähhlih die gleiche Behandlung hoͤchſt ungleicher Einkünfte auffallend. 

Die preußifhe Blaffenfleuer (Edict vom 30. Mat 1820 und 
fpätere) wurde (fowie die ältere PBerfonalfteuer feit 1811) in allen 
Dörfern und denjenigen Städten erhoben, weldhe ber Mahl: und 
Schlachtacciſe nit unterworfen waren, fo daß beide Gattungen von 
Steuern einander ergänzen und annähernd im @leichgewichte ſtehen 
müßten. 86 follte, „um bie Steuer nit in eine Ginfommensfleuer 
ausarten zu lafien“, ein Zahlenanfag des Vermögens oder Cinkommens 
ausgefprocdhen werden, fondern nur eine auf wenigen und leicht erfenns 
baren Merkmalen beruhende Abflufung ftattiinden; gleihwohl machte 
fih in ber Ausführung wie in ben fpäteren geſetzlichen Borfchriften ein 
Streben geltend, die Steuer dem Cinkommen mehr anzupaflen, wie es 
den allgemeinen Grundfägen unb dem fühlbaren Bebürfnig gemäß war. 
Es wurden anfangs 5, fpäter (DB. v. 5. Sept. 1821) 4 Claſſen mit 
12 Stufen angeordnet, in denen fowohl Kamilien als einzeln Lebende 
ihre getrennten Anfäge haben, nämlich I. befonders wohlhabende und 
reiche Cinwohner; die Familie in 3 Stufen 48 — 96 — 144 Thlr., die 
Ginzelnen 24—48 — 72 Thlr. jährlih. IL. Wohlhabende Grundbefiger, 
Kaufleute ıc.; die Familie 12 — 18 — 24 Thlr., der Ginzelne 6—9 — 
12 Thlr. III. Geringere Bürger und Bauern, bie Haushaltung 4 — 
6—8 Thlr., der Binzelne 2 —3— 4 Thlr. IV. Taglöhner, Gefinde. 
Hier zahlte in der unterflen Stufe jede Berfon zwifchen 16 und 60 Jahren 
jährlih *!/a Thlr., aber hoͤchſtens drei PBerfonen in einer Familie; in 
den beiden folgenden Stufen die Saushaltung 2—3 Thlr., der Bin: 
zelne 1—1%/, Thlr. Die Aufnahme und Schägung geſchah von ben 
Bemeindevorftänden unter Leitung der Landräthe. Sinnbold, Claſſen⸗ 
ſteuerverfaſſung des preuß. Staats, Liegnig 1831, 4%. — Hanfemann 
©. 133. Hoffmann, Die Lehre von den Stedern ©. 152. Bei 
einer ſolchen ungefähren Schäßung nach den offenkundigen Vermoͤgens⸗ 
umfländen find viele Unrichtigfeiten unvermeidlih, die nur weniger 
fhaden, weil diefe Abgabe lediglich zu einer Hülfsfteuer neben den 
anderen Steuern beflimmt if. 9. für 1849 7571652 Thlr. Auf: 
hebung ber bisherigen Befreiungen, 7. Dec. 1849. — Auf dem ver- 
einigten Landtage von 1847 wurde nad längeren Berhandlungen ber 
Entwurf einer die beiden oberen Abtheilungen der Claſſenſteuer erfegen- 
ben Ginfommensfteuer abgelehnt. Der erfte verein. preuß. Landtag I, 40, 
u, 1576—1694. — Sm 9. 1851 (Bde v. 1. Mai) fam jedoch eine 
ähnliche Anordnung zu Stande. Die Claſſenſteuer befleht in den 
nicht der Mahl⸗ und Schlachtſteuer unterworfenen Orten fort, erſtreckt 
ſich aber nur auf Ginfünfte bis 1000 Thlr. Sie bat 3 Hauptelaflen, 
weldye ungefähr den bisherigen Glafien LI—IV entfprechen und in denen 
die Jahresfteuer 1) 2—3 Thlr., 2) 4—10 Thlr., 3) 12—24 Thlr. 
für die Familie if. Der leptgenannte Betrag macht 2,% Proc. bes 
hoͤchſten Cinkommens von 1000 Thlr. aus. Die Ginfhägung geſchieht 
von einer Commiſſion, die Berufung Keen) wird von einer 
durch bie Kreisftände gewählten Commiſſion begutachtet und durch die 
Bezirksregierung entfchieden. — Höhere Binkünfte in allen Orten ohne 
Unierſchied unterliegen der Cinkommenéſteuer, welche 3 Proc. des 
Einfommens betragen foll und 30 Stufen von 30-600 Thlr. jährlich 
enthält. Bine Commiſſion für jeden Ianbräthlichen Kreis oder jede 
erimirte Stadt beflimmt auf Vorſchlag des Landraths oder Commiſſars 
die Anfäße nach vorgängiger Prüfung, wozu fie auch Unterpfandsbuͤcher 
und NActen ber freiwilligen Gerichtsbarkeit nachfehen darf. In mahl- 
und ſchlachtſteuerpflichtigen Drten werden jedem Bürger, der Cinkommens⸗ 
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feuer zu entrichten bat, 20 Thlr. an berfelben abgerechnet. Laflen und 
Schuldzinfen. werden abgezogen. Robertrag 
u. 1889 


X. 1860 
Choffientur . . . 8581000 Thlr. 9-022000 Thlr. 
@infommensfteuerr . . 3025000 „ 3025 000 


Sm 3. 1860 war die Zahl der Köpfe in ben zu der Cinkommensſteuer 
beigezogenen Familien 239190, alfo treffen auf den Kopf 12,% Thlr., 
auf die Familie (zu 4a K.) 66,9 Thle. oder (zu 3 Proc.) 1896 Thlr. 
Gintommen. Die Angehörigen der einfommensfteuerpflihtigen Familien 
And 1,35 Proc. der Binwohner, unb zwar 0,9 Broc. in Poſen, 1 in 
Preußen, 1,“ in der Rheinprovinz, 1,97 Proc. in Sachſen. — Die 
claffenfteuerpflichtigen Orte hatten 15'657 230 Ginwohner, der mittlere 
Steuerbetrag war 0,57 Thlr. auf den Kopf, in Polen 0,58, der Rhein⸗ 
provinz 0,°%, Sachſen 0,6% Thlr. Die Mahl: und Schladhtfleuer betrug 
im 9. 1860 2677000 oder 1,2? Thlr. auf den Kopf. Bon den Ein: 
fommensfteuerpflihtigen wohnen 45 Proc. (nach der Kopfzahl der Fami⸗ 
lien) in den 83 mahl: und Ih actftenernichtigen Städten, obgleich Diele 
nur %/5 der ganzen Volksmenge enthalten. 88 trägt daher im D. der 
Kopf der Einwohner 
in den 83 Städten im übrigen Lande 

Ginfommensfteur . . 0,6 Thlr. Einfommensfleuer . 0,1% Thlr. 
Mahl: u. Schlachtſteuer 1,% „ Glafienfteuer . . 0,9 „ 

zufammen 1,% Thlr. zufammen 0,7 Thlr. 
Kries in Rau und Hanfen, Ardhiv, N. %. VII. 209. Zeitfchrift 
für die gef. Staatew. XI, 359. — de Parieu, Hist. ©. 168. 

In ShmwarzburgsSondershaufen befleht feit 1853 eine @in- 
fommensfteuer nach dem Vorbild der preuß. Glaffenfteuer, mit 5 Glaflen, 
beren unterfle 8— 40 Sgr., bie oberfie 60—180 Thlr. entrichtet. — 
Auch Oldenburg hat eine ähnliche Steuer. 

Bayern hatte nad dem Geſetz v. 4. Juni 1848 eine allgemeine 
Gintommensfteuer, die duch Beleg v. 11. Juli 1850 verändert wurbe. 
Bon jedem Binfommen blieben. 200 fl. frei. Ertrag 1852/53 854 244 fi. 
Diefe Steuer hörte dur das Geſetz v. 31. Mai 1856 auf, demn bie 
jest fog. Ginfommensfleuer trifft nur den Arbeitsverdienft, $. 395 (a). 

Die ſächſiſche Berfonalfteuer (Geſetz v. 23. Aprit 1850) ift keine 
allgemeine Ginfommensfleuer, denn fie trifft nur Beamte, Gelehrte, 
Künftler, Capitaliſten und andere Perfonen, die weder zur Grund⸗ noch 
zur Gewerbfteuer gehören. 

Die Berfonalkteuer in Hannover (1834 eingeführt, neues Geſetz vom 
20. März 1859) trifft alle Landesangehörigen, auch fremde, die ohne 
ein Gewerbe zu treiben über !/s Jahr im Lande verweilen. Gie hat 
12 Glaffen, in denen ein verheiratheter Mann 1%/s— 58, ein lediger 
1—50 Thlr. entrihtet, Wittwen und unverhetrathete Frauenzimmer 
ohne Gewerbe und anderen Lohnverdienft fommen in eine der unterften 
Glafien, Mägde geben 211/s Gr. N. 1859/60 987109 Thlr. 

Die öflerreihifche Ginkommensſteuer (Patent v. 29. Oct. 1849, 
DB. v. 11. Januar 1850) betrifft ebenfalls nicht alle Klaffen von Gins 
fünften und wird in Bezug auf Grunds und Hausrente buch eine 
Erhöhung ber Brunds und Hausfleuer um !/s erfeht. Es bleiben alfo 
für fie in ber I. Claſſe die der Erwerbſteuer unterliegenden Ginkünfte 
($. 372), der Gewinn aus Bergs umb Hüttenwerfen und aus Pach⸗ 
tungen, II. Glaffe Befoldungen, Benflonen, Bervienft der Schriftfteller, 
Künftler, Aerzte ıc., II. Gl. Gapitalzinfen und Leibrenten. Der Fuß 
bei I und IH if 5 Proc. Betrag 1856 8458830 fl. C. M. — 131/ fr. 
auf ven Kopf. A. 1863,64 7965000 fl. ordinarium, ?/; außerorbent: 
licher Zufhlag 1'593000 fl., ferner 6165890 Ä. Steuer von ben 
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Zinfen der Staatsſchulden, der äffentlihen Fonds und der ſtaͤndiſchen 
Obligationen, zufammen 15°723890 fl. d. W. — Nah tem Geſet⸗ 
entwurf von 1863 foll die bisherige Cinkommensſteuer ale dauernde 
Abgabe durch die einzelnen Grtragsfteuern erfeht, aber für das gegens 
wärtige höhere Ginnahmsbebürfniß neben ter Berfonals und Lurusfteuer 
au eine außerordentliche Glaflenfieuer von jedem Ginfommen von 
600 Fl. an eingeführt werden. Es follte ein Binfommen von 600 — 
1000 fl. zu 3, von 1— 3000 fl. zu 5. von 3-—-6000 fl. zu 6, von 
6—8000 fl. zu 6 Zehnteln, von 8000 fl. an nad feiner ganzen Größe 
angeihlagen werden. . 
Koburg und Gotha haben feit 1850 eine Cinkommensſteuer, das 
Menthum Reuß feit 1855. Hier entrichten Befoldungen 1/—2 Proc., 
eihfummen %s Proc. tes Capitales. 


Die Binfommensfteuer in Bremen (Geſetz v. 29. December 1847, 
7. Mai 1849, 24. Juni 1850) beträgt 1 Proc., bei Sinnahmen von 
500 a und darunter weniger. — Auch Lübeck und Frankfurt 
gaben olhe Steuern. In mehreren preußifchen Städten, wie Mogde: 

urg, Breslau, Brandenburg if die Einkommensſteuer als ſtaͤdtiſche 
Umlage eingeführt. 
Die ehemalige badifche Erwerb: und Bermögensfteuer (Patent und 
Verordnung dv. 31. Aug. 1808, aufgeh. 1813) traf das „reine Ein⸗ 
fommen“ in dem Sinne, daß die Laflen, Schuldzinfen, Sehnten u. dgl., 
nicht aber Unterhaltskoflen abgezogen wurden ($. 5), doch wurden 
Apanagien, Beloldungen und Penſionen nur in halbem Betrage an: 
gefeßt. Der Fuß war fleigend, von Ya Proc. (bei 301—600 fl.) bis 
6 Broc. (über 150000 fl.). 
Mehrere Beilpiele find ſchon in (5) angeführt. Hieher gehört ferner bie 
fog. Steuer vom beweglichen Vermögen, $. 377 (a). — In Frankreich war 
am 23. Aug. 1848 von dem Finanzminiſter Goudchaux eine Steuer 
auf das fog. revenu mobilier im Gegenfag der Hauses und Grundſteuer 
vorgeſchlagen worden, der die Capitalrenten, die Gewerke, der Hantel, 
die Bejoldumgen, das Binfommen der Aerzte, Advocaten sc. unterliegen 
follten. Beriht von Parieu, abgebrudt in deſſen Trait# V, 2309. 
Der Megierunasentwurf wollte einen Ertrag von 60 Mill., die Com⸗ 
miffion empfahl diefe Auflage als Quotitätsfteuer im Fuß von 3 Proc. 
der Ginfünfte einzuführen. Der Vorſchlag wurte abgelehnt. Hierauf 
empfahl Paſſy am 9. Auguft 1849 eine allgemeine Winfommensfteuer 
von 1 Proc., aber der Nachfolger H. Paſſy's, Fould, nahm ven 
Vorſchlag zurüd; de Parieu, Trait# II, 62. — Godut in Ber. 
des 2 mondes, 1849, I, 115. — Auch ter nieterländifche Entwurf von 
1849 (5 Proc. der Renten, 1—5 Broc. der Befoldungen, 20—80 Gent. 
Zufhlag zu der Patentfleuer) wurde nicht ausgeführt. Heuschling, 
De !’impöt sur le revenn, Bruz. 1851. — Das ſchon angeführte Steuer⸗ 
eſetz des Königreichs Italien von 1864, welches alle nicht aus eiegen⸗ 
haften fließende Einfünfte umfaßt, wurde von dem Finanzminiſter 
Sella 1862 vorgelegt, von feinem Nachfolger Minghetti bei den 
Verhandlungen der Kammern 1863 vertheidigt und im I. 1864 ans 
enommen. Die jährlichen Angaben der Steuerpflichtigen bienen zur 
Srundlage, werden aber einer Prüfung unterworfen. Nach dem Regie⸗ 
gierungsentwinfe follte die Steuer 55 Mill. Lire einbringen und einft- 
weilen auf zwei Jahre eingeführt werden, nad den Kammerbeichlüfien 
fällt die Tehtere Befimmung hinweg, der Ertrag wird auf 30 Mill. 
geſetzt. Diele Summe wird auf bie Groningen und in bdenfelben wieder 
auf die Drte von 8000 Ginw. fowie auf die Berbände mehrerer Ges 
meinden vertheilt nach einem künftlichen Verfahren, nämlich je %s nad 
bee Grund» und Gausfleuer, der Ginwohnerzahl, der Befoldungen aus 
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ber Staatscaffe und der Dividenten ber Actiengefellichaften, ferner fe 
yo nah dem SBollertrage, dem Poflertrage, dem Ertrage des en- 
registrement und Stempels. Plebano et Musso ©. 272. 534. — 
de Parien V, 292, 


8. 4008. 


Zu der guten Einridytung einer als Ergänzung ber anderen 
Schatzungen dienenden Einkommensſteuer gehört hauptjächlich 
Folgendes: 


1) Es muß ausführlich und deutlich vorgeſchrieben werben, 
wie jede Art von fleuerbarem Einfommen zu berechnen und was 
als Laftens und Koftenbetrag abzuziehen fei. Der Ausdruck 
„reines Einkommen” wird in verfchiedenem Sinne gebraucht 
und ift daher nicht genügend, um ohne nähere Beftimmung 
das zu. befteuernde Einkommen zu bezeichnen. In jedem alle 
müflen wenigften® bie mit dem Betriebe eined Gewerbes, einer 
Xohnarbeit oder der Benugung eines werbenden Bermögene- 
theiled verbundenen Ausgaben, 3. B. Reallaften, Erhaltungs⸗ 
und Ausbefferungsfoften, Ausgaben für Gehülfen und Verbrauch 
von Stoffen u. dgl. von dem Ertrage abgerechnet werden, um 
das Einfommen zu finden. 


2) Zwar ift e8 am leichteften und einfachften, das gefammte 
(rohe) Einfommen einer Perfon ohne Rüdfiht auf feine Quelle 
zur Grundlage ber Befteuerung zu nehmen, wie dieß auch in 
den meiften Gefeten über diefe Steuer gefchehen ift, allein bieß 
widerftreitet ben allgemeinen rechtlichen und volkswirthſchaftlichen 
Grundfägen, $. 258. 259. Der durch Arbeit errungene Bers 
dienft wird durdy den Aufwand des Unterhaltöbebarfes bedingt, 
welcher dagegen mit den Renten eined werbenden Bermögene 
nicht in diefem nothwendigen Zufammenhange fteht. Daß eine 
gewiffe Einnahme von Grund» oder Zinsrente eine größere 
Steuerfähigfeit gebe als gleicher Betrag von Einfommen eines 
Gewerbsmannes, Befolbeten x., ift in der Anlegung der ein» 
zelnen Schabungen längft und allgemein anerfannt worden und 
diefer Unterfchied follte auch bei der allgemeinen Einkommens⸗ 
feuer durch Feftfegung eines ungleichen Fußes für beide Haupts 
gattungen von Einkünften berüdfichtigt werden, vgl. 8. 391. 
Gegen die Einwendung, daß es fchwierig fei, den Unterhalts- 


bedarf jedes Gewerbömanned und Lohnarbeiterd zu ermitteln, 
Ran, polit. Defon. II. 2. Abth. 5. Ansg 13 
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ift zu erwibern: es ift doch ein ungefährer Ueberſchlag des zum 
Unterhalte erforderlichen Theiled (Duote) jebed Arbeitsertrages 
möglich und die verfchiedenen Gefege über die Steuer von dem 
Gewerbs⸗ und Arbeitöverbienft (8.395) beweifen, daß man es 
als nothwendig und ausführbar erachtet hat, durch einen mit 
der Größe des ganzen (rohen) Einfommend fleigenden Fuß 
einigermaßen biefen Zwed zu erreichen, f. 3. B. $. 395 (b), 
und eine ſolche Einrichtung, wenn fie gleich nicht in allen ein- 
zelnen Fällen zutreffen kann, iſt immer befler als bie gleiche 
Behandlung aller Einfünfte. Es erfcheint demnach rathfam 
a) von ben Renten nur .die oben (Rr. 1) erwähnten Ausgaben 
abzuziehen, b) vom Arbeits⸗ und Gewerböverdienft nach Abzug 
der nämlichen Koften und Laften eine fteigende Quote ald Steuer 
zu nehmen, fo daß der in jedem Einkommen biefer Art anzus 
nehmende reine Ertrag wie eine Rente von gleicher Bröße 
behandelt wird (a). j 

3) Einkünfte unter einem gewiflen niedrigen Betrage von 
biefer Steuer freizulafien, ift nicht allein eine Erleichterung des 
Anlegungsgefchäftes, ſondern auch eine billige Schonung der 
fhon von anderen Schagungen und von Aufwandsfteuern ge- 
troffenen Bürger von niedriger Steuerfähigfeit (b). 


(a) Die Meinungen über diefen Gegenftand find getheilt. In Großbritanien 
wurde zu verjchiedenen Zeiten von manden Stimmen eine fchonende 
Behandlung des von ber Lebensdauer «bedingten Cinkommens verlangt. 
Disraeli ale Schatzcanzler fchlug vor (Unterhaus, 3. Dec. 1852), bei 
dem vererblichen (permanent) Ginfommen, d. h. den Renten, 7, bei den 
vergänglihen (precarious) 51/ PB. vom 2. St. zu erheben, alfo bei 
legterem >/s des Steuerfußes der Renten. Andere (Hubbard) riethen 
%s, Roebud '/. Dagegen wurde bemerkt, das Grundeigenthum jei 
vollfländiger belegt als die Gewerbe, es bezahle fchon mehr als den 
gefeglichen Steuerfuß, weil von den Renten viele Grhaltungss und Ver: 
waltungsfoften, Nachlaͤſſe ıc., zufammen gegen 16 Broc. abgehen, folglich 
die Steuer eigentlih 9 flatt 7 PB. von 100 8%. ausmache (Gladstone 
a. a. O. ©. 21), der Arbeitsverdienft fei den Leibrenten gleich zu achten 
(ebd. S. 28, nad, obigen Sägen nicht richtig), auch if es anerkannt, 
daß die Schedule D am ungenaueften if. — Man follte jedoch den 
mangelhaften Grundſatz, der aus einer Verkennung bes Weſens ber 
verfchiedenen Ginfommenszweige herrührt, nicht durch bie unvollfändige 
Ausführung entfhuldigen! Daß die Fürgere Dauer nicht der wahre 
Grund ift, der für die geringere Belaftung des Arbeitsverbienftes fpricht, 
it ſchon $. 391 bemerkt worden. Im Bortrage des italienifchen Mi⸗ 
niſters Sella (bei de Parieu, V, 264) wird die Schwierigkeit her: 
vorgehoben, da6 aus Renten, aus bloßer Arbeit und aus einer Verbin⸗ 
dung beider herrührende Einfommen zu unterfcheiden, allein dieß if in 
den Steuergefepen vieler Laͤnder, wo Zinss, Gewerb⸗ und Lohnfteuer 
getrennt find, längft ausgeführt. — Wenn ein Landgut von 100 Morgen 
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einen Rohertrag von 6000 fl. giebt, wovon die Grund⸗ und Gebaͤude⸗ 
vente 1600 fl., der Berdienft des Pachters 900 fl., die Betriebs: und 
Srhaltungstoflen 2500 fl. betragen, fo ift als fleuerbares (reines) Cin⸗ 
fommen die Rente und etwa !/e — Ns des Pachtverdienſtes anzufehen, 
indem —s/ des Iehteren zu den unvermeidlichen Unterhaltsfoften 
gehören. Außer dem Unterhalte des Pachters auch noch den des Bigen- 
thümers in Abzug zu bringen, d. h. beide Arten von @infünften nad 
leihem Fuße zu belegen, wäre offenbar unrichtig, weil feine wirth⸗ 
Paftlice Nothiwendigkeit vorhanden ift, daß von der Rente eine zweite 
Samilie lebe, wie das 3. B. die Staats: und Kirhengüter deutlich 
madhen. Gegen die geringere Belaftung bes Arbeitsverbienftes erklärt 
fi aud de Parieu, Hist. S. 330 und Traitö II, 77 wegen ber 
Schwierigkeit der Ausführung. — Nach dem preuß. Entwurf von 1847 
follte das „Fundirte Binfommen” 3 Proc., das „unfundirte”, aus Arbeit 
bherfließende, 2 Broc. fleuern. Diefe Berhältnißzahlen geben dem Arbeits: 
verdienfte noch nicht die gebührende Grleihterung. — Gin weiteres 
Beifpiel giebt die außerordentliche Ginfommensfleuer in Sachſen (B. v. 
12. Aug. 1848), bei welcher Arbeits: und Gewerbsverdienft zu O,T, 
Befoldungen und Gehalte zu 0,8, Grundrenten zu 0,9%, Capitalzins für 
voll angeſchlagen wurde. — Stalienifches Geſetz von 1864 nad ben 
Betchlüfen ber Kammern, $. 24: Kortwährende Ginfünfte, 3.3. Zins 
aus Darleihen, werden für voll berechnet, — vorübergehende (tempo- 
raires), bloßer Arbeitöverbienft, ferner Leibrenten und Penfionen zu ®/s, — 
vorübergehende gemifchte Ginfünfte aus Gapital und Arbeit zugleich, 
b. b. Bewerbeverdienf) zu %s. — Geſetz des Cantons Neuenburg v. 

. 30. Mär; 1860 bei de Parieu V, 391: In der Befleuerung des 
Bermögens und dagegen bes Gewerbs⸗ und Arbeitsertrages foll ſtets das 
Berhältnig von 1 per mille (alfo bei A Proc. Rente = 2/, Proe. 
derfelben) und 1 Proc. beobachtet werden. — Ueber den Unterhaltsabzug 
ſ. $. 391 (e). 

(5) Beiſpiele find bei den einzelnen Siapungen angegeben. In Groß: 
britanien find Ginfünfte unter 100 8. St., in Magdeburg unter 
300 Täler. frei, in Bayern waren nad dem Belek von 1848 Ginfünfte 
bis 200 fl. und in jedem alle die erfien 200 fl. frei. 


$. 400. 


Ein Steigen ded Steuerfußed mit ber Höhe des 
fteuerbaren Einfommens ift bei diefer Steuer theild vorgeſchla⸗ 
gen, theild wirklich angeordnet worden. Abgefehen von Gründen 
einer verwerflichen, dem Steuerweien fremden Staatskunſt (d) 
fann für diefe fog. progreffive Steuer die Erwägung geltend 
gemacht werden, daß, je größer das Einkommen einer Perfon 
ift, ein deſto größerer Theil deſſelben für Teicht entbehrliche, 
dem Lurus angehörende Berwendungen auögegeben wird und 
daher, wenn man dad Einfommen in eine Anzahl gleicher 
Summen zerlegt, ber concrete Werth der legten, »entbehrlichften 
Summe befto niedriger ift, je mehr ſolche Summen vorhanden 
find, $. 253. Außer einer Betrachtung biefer Art hat ver- 


muthlich aud die Hinſicht auf das Arbeitdeinfommen, bei 
13° 
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welchem allerdings bad Steigen bed Steuerfußed ganz an- 

gemefien ift (8. 391), zu der Empfehlung einer progreffiven 

Steuer im Allgemeinen beigetragen. Gegen bdiefelbe ſprechen 

aber folgende fehr erheblihe Gründe: 1) Die Abnahme des 

concreten Werthes der Theilfummen findet nur bei dem Auf— 
wande für perfönliche Zwede in vollem Maaße ftatt, nicht bei 
der Erfparung neuer Capitale oder bei der Berwenbung für 
gemeinnügige Zwede, fie hängt auch zu ſehr von individuellen 

Umftänden ab und iſt zu ungleichförmig, um bei der Befteue- 

rung berüdfichtigt werben zu können. 2) E8 läßt fich feine 

Zahlenregel für die Fortfchreitung des Steuerfußes als die allein 

richtige oder al& die befte angeben.” Daher würde eine gewifie 

Willfür herrfchen und man fönnte leicht zu einer Fortfchreitung 

fortgeriffen werden, bie fi in ihren Folgen als ſchaͤdlich erwieſe. 

3) Eine fortgefegte Steigerung führt zu dem Puncte, wo eine 

weitere Vermehrung ded Einfommend durch die Steuer ganz 

aufgezehrt wird, was ganz wiberfinnig wäre. Soll aber, um 
bieß zu verhindern, die Steigerung bei einer gewifien Höhe des 

Einkommens aufhören, fo ift es unbillig, bei niedrigeren Bes 

trägen beffelben die Duote noch zunehmen zu laflen. 4) Noch 

weit unter jenem Puncte wird durch den zunehmenden Steuer 
fuß der Eifer zum weiteren Ermwerbe gelähmt und eine ftarfe 

Verſuchung hervorgerufen, die wahre Größe bed Einkommens 

zu verheimlichen oder die Steuer zu umgehen (ec). 5) Wäre 

bie Steigerung überhaupt zwedmäßig, fo müßte fie im ganzen 

Schagungswefen angewendet und daher auch in ber Grund», 

Hauss, Gewerbfteuer ıc. eingeführt werden. Dann würde fie 

aber wegen ber großen Laſt für Wohlbabende und der mit der 

Verwaltung eined ausgebehnten Befiges verbundenen Schwierig. 

keiten als fehr brüdend. empfunden werben. Nach diefen Er- 

wägungen erfcheint die allgemeine progreffive Steuer nicht als 
empfehlenswerth. 

(a) Schon in der alten florentiniſchen Cinkommensſteuer von 1442 ſowie 
in der bolländifchen von 1742, ferner in der furfächfifchen von 1742 
fam ein fleigender Fuß vor. Leptere betrug 

100— 1000 Täler. 1 Broc. 


für das Weitere von 100110000 „ 2 „ 
10001—12000 „ 3 


25000 an 8, 


” 
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fo daß 3. 3. ein Ginfommen von 15000 Thle. eine Abgabe von 
370 Thlr. trug. Judeich a. a. O. ©. 11. — de Parieu, Hist. 
S. 50. 88. Die NationalsConvention genehmigte am 7. Februar 
1793 bie progrefive Steuer der Stadt Paris und faßte am 17. März 
1793 den Beihluß , daß ein impöt gradus et progressif sur le luxe et 
les richesses, tant foncitre que mobilitre, eingeführt werden folle, was 
aber doch fpäter nur bei der Smwangsanleihe von den Reichen geſchah. 
Mehrere deutſche Steuergefege enthalten eine Steigerung nicht bloß bei 
ber Lohn⸗, fondern auch bei der Zinsrentenfteuer, $. 389. Progreſſive 
Gintommensfteuer ale Aädtifche Umlage in Brandenburg, auch mit 
ſchwacher Steigerung in Köln und Düfleldorf. — Binfommensfteuer in 
Bafel: Stadt v. 12. Sept. 1840: von Einkünften bis 3000 Fr. 1 Proc., 
vom Mehrbetrage bis 6000 Fr. 2 Proc., vom weiteren Mehrbetrag 
3 Pk Demnach geben 3. B. 10000 Fr. Einfommen 210 Br. = 
2, Proc. 

(6) Die Aeußerung von 3. 3. Rouffeau (Discours sur l’&con. polit,, 
Ourrages, I, 252 der Benfer Ausg.) enthält ſchon den Gedanken, daß 
die Steuer in flärkerem Berhältnig ale das Bermögen fleigen folle. 
In der erſten Zeit der franzöflihen Revolution trieb der Haß gegen 
die Reihen zu diefem Borfchlage. In neuerer Zeit fand derfelbe in 
den focialiftifhen und communiftifchen Anſichten eine lebhafte Unters 
Rügung, da man ihn als ein fanfteres Mittel betrachtete, die Ungleichs 
heit des DBermögens zu verringern; 3. B. W. Obermüller, Das 
Bütergleihgewiht, Conſtanz 1840. Ziegler, Zur forialen Reform 
bes preußiichen Abgabenweiene S. 79. Doc bat die Progreſſton aud 
Bertheidiger gefunden, die von diefem Standpuncte weit entfernt find, 
.B.v. Groß a. a. D. ©. 8. — Garnier, Elöments ©. 43. — 
Gegen die progreifive Steuer Mac Culloch, Taxation ©. 141. — 
Jollivet, De l’impöt progressif. Paris 1793. — Thiers, Ueber das 
Gigenthum, d. v. Obermayer, 1848, ©. 195. — v. Sparre ©. 59. 

(ce) Die fann auf mehrfache Weife gefchehen, Jollivet ©. 14. 


1. Als Inbegriff der einzelnen Schakungen. 
8. 401. 


Wenn in einem Staate die fämmtlichen einzelnen Schapungen 
volftändig ausgeführt, nach gleichmäßigem Orundfage dem reinen 
Einfommen angepaßt und mit aller Sorgfalt eingerichtet, wenn 
fie endlich unter einander in ein richtiges Verhaͤltniß gebracht 
find, wie es der Größe ber verfchiedenen Theile des Volks⸗ 
einfommend entſpricht (a), fo bilden dieſe Steuern ein wohl: 
gefugted Ganzes, eine allen Anforberungen entiprechende Beſteue⸗ 
rung der Einkünfte, und machen dann eine befondere Einkommens⸗ 
fteuer überflüffig, die nur als Aushülfss und Ergänzungsmittel 
empfehlenswerth wäre und ‚von ihren Mängeln nicht zu heilen 
it, $. 400. Auf diefe Weife wird der Ruben, ven die Ein- 
fommenöfteuer Leiften könnte, in anberer Weife befier zu Wege 
gebracht. Eine ſolche Geftaltung des Schatzungsweſens ift ein 
Ziel, dem man allmälig näher zu kommen trachten fol. Die 
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volftändige Erreichung beffelben gelingt nur langfam und müh- 
fam, theild weil hiezu viele Vorarbeiten und Erfahrungen ers 
forderlich find, theild weil man Aenderungen in der Befteuerung, 
welche immer mancherlei Störungen im Berfehr bewirken, nicht 
gerne oft vornimmt ($. 270) und burchgreifende Berbefferungen 
meiſtens bis auf das Eintreten eined dringenden Bebürfnifjes 
verfchiebt; indeß ift man in ber Ausbildung bed Steuermefens 
doch in manchen Staaten ſchon fo weit gefommen, daß man einen 
vermehrten Staatöbebarf durch Erhöhung des Fußes fämmtlicher 
Schatzungen deden kann, ohne eine eigene Einfommensfteuer 
nöthig zu haben. 


(a) Und etwa den bei ber Befleuerung der Zinsrente zu nehmenden Rüd: 
fichten, $. 390. 


6. 40la. 


Wenn man darauf bedacht ift, durch das Gleichmaaß und 
bie gute Anlegung ber verfchiedenen Schakungen den Erfolg zu 
bewirken, der fonft von der Einfommensfteuer erwartet wird, 
fo verdient ed noch beſonders unterfudht zu werben, ob bie 
Berüdfichtigung ber Schuldzinfen, wie fie bei jener Steuer 
üblich ift, nicht auch bei den einzelnen Schagungen zwedmäßig 
fei. Betrachtet man bie Grund» und Haudrente ganz für ſich 
(objectiv) ihrem Begriffe nad, als Reinertrag der unbeweglichen 
Vermögenstheile, fo gehören allerdings die Schufbzinfen, bie 
ber Eigenthümer zu entrichten hat, nicht zu den abzuziehenden 
Koften, weil fie nicht wie die Reallaften ein mit dem Erſchei⸗ 
nen jener Renten nothwendig verbundener Aufwand find. Im 
einer Ertragsfteuer .ald folcher brauchen fie nicht berück⸗ 
fichtigt zu werben. Anders verhält es fich aber, wenn man 
jene Renten ald Theile ded Einkommens des Schuldnerd ans 
fießt, dem nur ber Ueberreft über die ſchuldigen Zinfen verfüg- 
bar und fleuerbar bleibt, alfo aus dem Gefichtöpunct der Ein- 
fommendbefteuerung, 8.262. Bei dem Gewerbeeinfommen 
ift dieß fogleich einleuchtend, denn die in bemfelben begriffene 
Zinsrente darf in der Gewerbfteuer nur foweit, als fte dem 
Unternehmer aus dem eigenen Theile des Capitales zufällt, 
belegt werden, $. 359. Daflelbe gilt von ber Zinsrentenfteuer 
in dem alle, wo ein Capitalift auch Schulden hat, $. 390.5), 
und bie nämlidyen Gründe find auch auf bie obengenannten 
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Renten anwendbar. Die Zinſen bilden nicht eine in der freien 
Wahl des Steuerpflichtigen liegende, ſondern eine von demſelben 
nicht zu vermeidende Ausgabe, welche das ihm zur Verfuͤgung 
ſtehende Einkommen, folglich feine Steuerfähigfeit ſchmaͤlert. 
In den bisherigen Steuergeſetzen iſt dieſer Gegenſtand meiſtens 
unbeachtet geblieben, was wegen ſeiner eigenthuͤmlichen Schwie⸗ 
rigkeiten leicht zu erklaͤren iſt; je ſtaͤrker aber bie bürgerlichen 
Einfünfte von den Steuern betroffen werden, deſto mehr ift es 
ein Bebürfniß, den Berfchuldeten eine Erleichterung zu gewaͤh⸗ 
ten (a). Die Geftattung eined Abzuged an den Schagungen 
wegen der Schulden ift keinesweges durch dad Beftehen einer 
Zindrentenfteuer bedingt, denn die Lage des Schuldners, in 
welcher allein der Grund zu jenem Abzuge gefunden werben 
fann, bleibt biefelbe, ber Zindgläubiger mag befteuert fein ober 
nicht; allein da, wo dieß geichieht, Kat man allerdings mehr 
Aufforderung, diefen Abzug zu bewilligen, theils weil erbichtete 
Schuldangaben cher entbedt werben, wenn ber Gläubiger 
eine Schagung entrichten muß, theil® weil biefe den Ausfall 
vergütet, der fonft aus der Erleichterung ber Berfchuldeten ents 
ftehen würde, vgl. 8. 383. 


(a) In Rom war die Nichtbeachtung der Schulden bei dem tributum eine 
Urſache von großem Drude gegen die PBlebejer, während die Patricier 
von der Benupung des ager publicus fein tributum gaben. 


$. 401b. 


Ein Abzug aller Schulden würde überaus mühſam und 
ſchwer auszuführen, auch dem Mißbrauche fehr ausgefegt jein, 
es ift daher zu unterfuchen, ob er nothwendig fei. Die Schul: 
ben der PBrivatperfonen koͤnnen in zwei Gattungen getheilt 
werben: 

1) Erwerbefchulden, bie einer gewiſſen Einnahmöquelle 
willen gemacht werden. Hieher gehören nicht allein Anleihen 
zu Anfäufen, zur Betreibung von Gewerben, zu Bauten, Orunds 
verbefferungen u. dgl.; fondern auch foldye zur Behauptung bed 
Befiged von Ländereien, Gebäuden u. a. ſtehenden Capitalen, 
wenn man fonft zur Beftteitung dringender Ausgaben ſich jener 
Gegenftände entäußern müßte (a). 

2) Verzehrungsſchulden, die feine Beziehung zu einer 
Einnahme haben und nur ald ein Vorgriff (Anticipation) auf 
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die Einnahmen kuͤnftiger Jahre zu betrachten find, mögen nun 
die Ausgaben, für weldhe man borgt, vermeiblidy oder noth⸗ 
wendig fein. 

Der Abzug der Zinſen von Schulden der erſten Gattung ift 
durch das Weſen derfelben nach den vorfiehenden Sägen ges 
rechtfertigt. Bei der zweiten Gattung ift diefer Abzug durch 
bie Gerechtigkeit nicht geboten, weil der Staat fih nit um 
die wirkliche Verwendung ded Einfommensd befümmern kann 
und nur beflen Größe in Vergleich mit dem mittleren ſtandes⸗ 
mäßigen Bedarf der Steuerforderung zu Grunde legt, zudem 
diefe Schulden jehr veränderlich find. Unter den Enwerböfchulden 
wäre hauptſaͤchlich bei denjenigen der Abzug der Schulden 
nöthig, weldye dem Schuldner den Schein einer größeren Steuers 
fähigkeit geben, wie 3. B. Ankaͤufe von Liegenfchaften oder 
Neubauten, welche alsbald zu der Haußfteuer angefchlagen 
werden. Bei Grundverbefferungen dagegen if dieß nicht ber 
Hal, weil die Grunpfleueranfchläge nur nach langen Zwiſchen⸗ 
zeiten erneuert und berichtigt zu werben pflegen. Run läßt ſich 
aber meiftend nicht mehr ermitteln, wie ber Schuldner die ges 
borgte Summe verwendet hat, die Unterfcheibung obiger zwei 
Gattungen ift mithin nicht ausführbar und man muß übers 
haupt in biefer Angelegenheit auf volle Genauigkeit verzichten. 
Es würde fchon eine große Erleichterung der Schuldner ges 
währen und am leichteften zu veranichlagen fein, wenn man 
1) die fämmtlidyen Unterpfandes und 2) die Schulden ber Ge⸗ 


werbsleute in Abrechnung bringen ließe, bie lehtgenannte Art 


ber Schulden nur infomweit, al& fie regelmäßig verzinft werben 
und höchftens bis zum Belaufe des werbenden Vermoͤgens biefer 
Gewerböunternehmer, audy von den Hypothefenichulden nur 
diejenigen, welche nicht offenkundig zu Meliorationen verwendet 
wurden, für bie noch feine Grundfteuererhöhung ftattgefunden 
bat, und beide Arten nur, wenn bie Glaͤubiger Inländer find, 
weil dann nöthigenfalld leichter eine Nachforſchung möglich 
ift (d). Diefer Abzug dürfte nur auf Antrag ded Schuldners, 
nicht von Amtswegen vorgenommen werben. 


(a) Ein Gewerbsmann, der mit geborgtem Bapitale wirthichaftet, kann mit 
einem Zandwirthe mit gepachteten Grundſtücken verglichen werben; dieſer 
bezahlt von den Ländereien, die ihm nicht gehören, die Grundſteuer 
nicht, jenem if in gleicher Weile der Bapitalzins von feinem Ginfommen 
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abzurechnen. Ein Hauss oder Grundbeſitzer, deſſen Rente fah ganz 

von feinen Leibzinfen verfchlungen wird, if offenbar überbürbet, wenn 

3 —* abgeben muß, als ein ſchuldenfreier von gleichem Liegen⸗ 
aftsbeſitze. 

(6) Vergl. Hoffmann in der ſtaatswifſſ. Zeitſchrift, 3. 1845, ©. 294. 
Der Verf. iſt mehr fuͤr den Abzug aller Schuldzinſen. — Nach dem 
angef. Vermoͤgensſteuergeſez des Canton Bern v. 15. März 1856 darf 
der Schuldner an feinem Grundfteueranfchlage die Unterpfandsfchulden 
abziehen, wenn der &läubiger im alten Theile des Kantons wogn 
(und folglid von ber Sorderung die Gapitalfteuer entrichtet). Die 
Capitalſteuer hat hier den nämlihen Fuß wie die Brundfleuer. — 
Sind die Zinsrenten niedriger befteuert ale die Grundrenten, fo könnte 
die Beiorgniß entfichen, daß manche Grundeigenthuͤmer ihre Unterpfandes 
dulden nicht abtragen, wenn fie gleich verzinsliche Forderungen haben, 
um aus der Berfchiebenheit des Steuerfußes Nupen zu ziehen, da 3.2. 
in Baden die Grundſteuer 1%/eono, die Gapitalfteuer nur 1 p. m. oder 
6;eooo if. Hätte Jemand 10000 fl. Hypothekenſchulden und ebenfoviel 
ausgeliehenes Bermögen, fo betrüge der Abzug an feiner Grundſteuer⸗ 
ſchuldigkeit 31%, R., feine Gapitalfteuer nur 10 fl. Käme ein folcher 
Kunſtgriff öfter vor, fo Könnte zur Berhütung deffelben geſetzlich ver: 
ordnet werden, daß der Abzug nur foweit zuläffig if, als die Schulden 
die verflenerten Gapitalforberungen des Srunbeigenthümers überfleigen. 
Bei einem geringeren Unterfchiede in dem Fuße beider Steuern ift jenes 
Berfahren wenig zu befürdten. 
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9. Abſatz. 
Allgemeine Vermögensſtener. 
$. 402. 


Die größte Einfachheit und Gleichförmigfeit im Steuerwefen 
hat man bisweilen vermittelft einer Schagung zu erreichen 
gefucht, welche jeden Bürger im Berhältniß feines ganzen Bers 
mögend ohne alle Rüdficht auf die Befchaffenheit der Beſtand⸗ 
theile befielben treffen ſollte. Diefe von mehreren neueren 
Schriftftellern (a) wieder empfohlene Bermögensfteuer fam 
fhon im Altertbum vor (d) und war fodann während bes 
Mittelalters, namentlich in deutſchen Ländern und Reichöftädten 
unter dem Namen Schoß, Loſung häufig zu finden (c), auch 
befteht fie noch jegt in einigen Staaten theils al® einzige 
Schatzung, theild neben anderen (d). In ben vorzüglich durch 
Handel und Gewerke reich gewordenen freien Stäbten und reis 
ftaaten führte zu dieſer Steuer das fühlbare Bebürfniß, das 
große bewegliche Vermögen zur Vermehrung der Staatdeinkünfte 
beizuziehen, bie Unfenntniß anderer mühfamer anzulegenver 
Steuern und bie in den Republifen üblicye Strenge, mit ber 


u 
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bie Bürger zur Erfüllung ihrer Pflichten gegen die Gefammtheit 
angehalten werden. Man hat die Bermögensfleuer von wiflen- 
fchaftlicher Seite aus einem flaatsrechtlichen Grunde vertheibigt, 
weil man nämlidy die Steuerpflicht und das Beſteuerungsrecht 
aus dem Schuge ableitete, ben ber Staat den Bürgern gewährt, 
und daraus folgerte, Jeder müffe nach der Größe ſeines ganzen 
fhugbebürftigen Beſitzthums getroffen werden. Diefer Grund 
ift nicht befriedigend, denn die Beſchuͤtzung des Eigenthums if 
nicht die einzige Grundlage der Befteuerung ($. 250), und bie 
Steuerpflicht darf nicht ohne Rüdfiht auf die Steuerfähigfeit 
bemeffen werden. Der Staat würde feiner Beflimmung ents 


gegen handeln, wenn er von dem Vermögen, welches er befchir- 


men foll, einen foldyen Steuerbeitrag forderte, ber dafjelbe mit 
der Zeit aufzehrte. Das Staatsrecht kann zwar einige Erfors 


derniſſe eined guten Steuerſyſtems angeben, aber die Grundzüge 


deſſelben müflen aus den Sägen der Volkswirthſchaftslehre ab» 
geleitet werben. 


(a) Harl, Handb. I, 515 (ſpaͤter Hat flch der Verfafler für eine allgemeine 
Grwerbs: und Binfommensfleuer ausgefprochen, f. deffen Allgem. Archiv, 
1827, ©. II). — Krönde, Anleitung S. 21. — Derf., Ueber die 
Orundfäße einer gerechten Befteuerung, I. Abb. — Mathy, Vorſchlaͤge 
über die Ginführung einer gerechten Bermögensfteuer in Baden, Karler. 
1831. — Pebrer, Histoire financ. II, 342 und mehrere englifche, ebend. 
Seite 335 genannte Aufſätze. — Dagegen u. 9. Mac Culloch, 
Taxation ©. 114. 

(d) Die Elaffeneintheilung des Servius Tullius geichah nach dem bei 
bem census eidlich angegebenen Vermögen und dieß diente zur Bemeflung 
der außerordentlihen Kriegsfteuer, tributum, deren Simplum 1 p. m. 
war. Anfangs wurde nur das Land, fpäter die ganze Habe angefchlagen. 
Becker und Marquardt IL, 2. ©. 124. — Die atheniiche außer 
ordentliche DVermögensfteuer (Bisphora), welche nur in Zeiten eines 
erhöhten Staatsbedarfes und in einem Fuße von 1—5 Proc. erhoben 
wurde, traf ebenfalls in der früheren Zeit bei der Solonifhen 
Glaffeneintheilung nur den Ertrag des Grundeigenthums. Boͤckh 
(Staatshaushaltung der Athener I, 643 der 2. Ausg.) betrachtet die 
bei den drei oberen GBlaffen angegebenen Geldſummen nit als bie 
Steuer, fondern als den Anſchlag (Steuercapital, z/iunga), welcher 
niedriger war al& der Verfehrswerth. Die Zahlen von 500, 300 und 
200 (150 nad Boͤckh) Medimnen feinen den Reinertrag (oder viel 
leicht den rohen?) zu bezeichnen. 

(6) Bermögensfteuer oder catasto in Florenz von 1427, von Giov. bi 
Ayerardo de’ Medici (gemannı Biccio) veranlaßt. Die ‚Bürger 
mußten ihr ganzes Vermögen und die darauf haftenden Laſten bei 
Strafe der Conftscation angeben. Die Steuer war 1/a Proc. des Ber: 
moͤgens. Bemerkenswerth if, daß für jeden Kopf ber Familie 200 
Fiorini abgezogen wurden. Della decima I, 26. — de Parieu, Hist. 
S. 35, nad einem handſchriftlichen Auffage von Ganeftrini, welder 
mit den Angaben bes erfigenannten Buches nicht ganz uͤbereinſtimmt. — 


(d) 
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Schoß, Schakung, ordentliche Jahresſteuer der deutſchen 
Reihsftäbte, ſchon im 14. Jahrhundert vorfommend, in Nürnberg und 
einigen anderen Städten Loſung genannt, Knipschild, De jurib. 
et privileg. eivitatum imperial., 1687, ©. 418. Nach dem Mürnberger 
eofungegefiel von 1702 (in Schlözer, Staatsanzeigen X, 187) mußte 
man bei der vollen Steuer von allen beweglihen werbenden Gütern 
und Borräthen 1 Broc., mit Freilaſſung von 100 Simra Getreide und 
3 Fuder Wein, — von Hausmiethen, Nenten und Zinfen aus fremdem 
Gigenthum */,, vom Ertrag eigener Ländereien und von den @inkünften 
aus dem Obereigenthum !/ın abgeben („verloofungen“). Befreit waren 
Zierrathen, Kleider, Hausrath. Diefe Mifchung von Vermoͤgens⸗ und 
Ginfommensfteuern wurde nad der eigenen Angabe der Bürger ohne 
andere Sicherung als durch den Eid erhoben. Bei Ländereien in eigener 
Berwaltung wurden die Baufoften, überall aber die Schulden abgezogen ; 
vgl. auh Schlöger IV, 85. VII, 464. Lang ©. 162. — Allgemeine 
ermögendfleuer von 5 Proc. in Bayern, 1395 erhoben, aber nicht 
fortdauernd. — Steuerverordnung van Ulm von 1709 (aus Ländereien 
1/4 Broc., aus verliehenem Vermögen !/s, aus Borrätben, Baarfchaft ıc. 
Y/g Proc.), von Ravensburg 1795 (Ländereien %s, fahrendes und aus 
neliehenes Bermögen !/s Proc.). Harl, Handb. II, 29 und 53. — 
Der gemeine Bfennig (feit 1411) war eine außerordentliche 
beutfche Reichsſteuer, die —* außer Gebrauch kam, weil man ſeit 
1648 zu gleichem Zwecke die Beſteuerung nach Roͤmermonaten 
vorzog. Diefe wurden nad einer feſtſtehenden Matrikel der einzelnen 
Meichöftände erhoben und es fland benfelben frei, wie fie den Betrag 
von ihren Untertbanen aufbringen wollten. Der gemeine Pfennig beftand 
. B. 1542 in %/s Proc. des Bermögens, was auch in den vereinigten 
iederlanden als zweihundertfier Pfennig vorkam. Pfeffinger, Vitriar. 
illustrat. III, 384. — Klock, De aerario ©. 712. — Lang ©.182.— 
Fünfzehnter Pfennig 1402 im Bisthum Bamberg, Mayer S. 161. — 
Koburg, 1589 vom Gulden A Pfennig, bei Har! I, 155. — Sädf. 
Bermögensfteuer feit 1454, Später unter dem Namen Schodfleuer, 
Shimmelfennig L, 390. — Hefl. V. v. 19. Dec. 1576 über die 
Aufbringung der Tuͤrkenſteuer, von 100 Fl. 1 Schredienberger nad) 
„bandgebender Belübnus und Trew“ erhoben, die Ritterfchaft frei. — 
In den niederländifchen Provinzen wurde ter Schoß, schot, im 14. Jahr⸗ 
hundert eingeführt und ſeitdem Häufig angewendet. Der Fuß war 
meiftens '/, PBroc., doch wechielte er öfter. 1723 — 34 erhob man von 
Schuldbriefen und Actien 1'/s, von Actien der weſtindiſchen Gompagnie, 
Häufern und Zehnten 1, von Ländereien Y/s Broc., f. die für die Hol- 
ländifche Finanzgeſchichte lehrreiche Schrift: (de Rov&re van Breu- 
gel) Over de belastingen, het beheer der geldmiddelen ... staande de 
republick der versenigte nederlande, Amst. 1837, ©. 86. — de Pa- 
rieu, Hist. a. a. O. 
Mehrere Schweizercantone, 3. B. Zürih, Belek v. 21. Suni 1832, 
1 per mille des reinen Bermögens und capitalifirten Ginfommens, 1864 
1Ya p. m; Ertrag 968 000 Fr.). — Schaffhaufen, 23. Februar 1834, 
(alle nit zum Gewerbsbetriebe dienenden Hausgeräthichaften frei, 
Steuereinheit 1 p.m.), — Glarus (gemenlih 2 p.m.), — St. Gallen 
(1 p. m., Ertrag gegen 60000 fl.), Genf, taxe des gardes, im 16. Jahr⸗ 
hundert eingeführt, 1798 aufgehoben, 1816 wiederhergeftellt. Die erften 
oder einzigen 5000 Fr. find frei, von 15000 bis 50000 Fr. zahlt 
man 1/s per mille, von dem Mehrbetrage 1 p. m. Berk: und Haus 
geräthe, Sammlungen für Kunft und Wiffenfhaft, endlich Brundflüde 
im @anton find frei, nicht aber bie auswärts befeflenen. Ertrag 1831: 
166 700 fl. (zu 15 &), 1835—44 D. 108000 $r., J. Vuy, Essai 
sur la taxe des gardes, Genöve 1838 und Hottinger, Staateh. der 
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ſchweiz. Cidgen. S. 113. — In einem Theil der nordamericaniſchen 
Union beſteht dieſe Schatzung als State oder mil tax und bildet einen 
beträchtlichen Theil der Staatseinkünfte, 3. B. in Miffffipyi 1850 
88 Broc., Bermont 73, Connecticut 60, Ohio 50, Maryland 40, 
New :Dort 34, Benniyivanien 31 Proc. aller Einnahmen. Der Fuß 
it häufig 1 p. m. (daher mil taxe), auch wohl mehr; in Ohio 1844 1, 
1848.49 3 p. m. Galifornia %s Proc., Indiana 1849 %, Proc., 
Illinois 2 p. m. und der Ertrag diefer Steuer fleigt jährlih um 7 Proc. 
New:Dork erhob 1843—45 1 p. m., 1846.47 0,8, feit 1948 0,5 p. m. 
Die ſtrenge eidlihe Verpflichtung (feit 1851) brachte eine flarfe Ber- 
mehrung bes Grtrages zu Wege. 1851 war hier das liegenſchaftliche 
Vermögen (real estate) auf 888, das bewegliche (personal estate) auf 
196%/ Mill. D. angeichlagen. 


8. 403. 


Die Bermögendfteuer, wenn fte ihrem Begriffe nach fireng 
durchgeführt wird, unterfcheidet fid) von ber Befteuerung ber 
Einfommenszweige hauptfächlich in folgenden Stüden: 

1) Sie trifft das nicht werbende Vermögen gleich ftarf wie 
das werbende. ine folche Belegung der Genußmittel ift nicht 
nachhaltig und zum Theil mit fehr läftigen und gemeinſchaͤd⸗ 
lichen Folgen verfnüpft, 8. 256. Wer im VBerhältniß zu feinem 
Einfommen ein ungewöhnlich großes Mobiliar bat, erleidet 
Berlufte, bis er daſſelbe fo meit erniedrigt hat, daß er bie 
Steuer aus feinen Einnahmen zu tragen im Stande ifl, und 
er muß hiebei neben ben überflüffigen auch fehr werthvolle 
Dinge ber Steuer willen aufgeben. Hiezu gefellt fi) die große 
Schwierigkeit der Erforfhung foldyer Bermögendtheile. Will 
man gehäffige Nachſuchungen des Mobiliard vermeiden, fo iſt 
man auf die eigene Angabe der Steuerpflichtigen befchränft, die 
nur da, wo firenge ſittliche und religiöfe Grundfäge herrſchen, 
bie erforderliche Zuverläffigfeit hat (a), zumal da auch ber Geld⸗ 
anſchlag der Gegenftände vieler Willfür und Ungewißheit Raum 
giebt. Allgemeine Ueberfchläge bes Mobiliard, 3. B. nad) dem 
Berhältnig zum Haudfteuercapital(d), wenn fle auch im Ganzen 
ber Erfahrung entfprechen mögen, fallen body auf die einzelnen 
Steuerpflichtigen in fehr ungleichem Berhältniß zu ihrem wirt 
lichen Beſttze. Deshalb hat man hie und da Theile des Ges 
brauchövorrathes ganz von der Steuer befreit (c). 

2) Sie belegt die werbenden Güter nicht nad) ihrer Ertrags⸗ 
fähigkeit, fondern nad) ihrem Preis⸗ oder Koftenanfchlage, was 
bei vielen Dingen, deren Anfchaffung feinen verhältnigmäßigen 


Vortheil bringt, 3. B. bei wenig benugten Maſchinen, unnöthig 
foftbaren Geraͤthen ıc., ferner bei Capitalen, die verfchiedene 
Zinfen abwerfen, bie Eigenthümer fehr beſchwert. Mit Aue: 
nahme diefes Punctes trifft hinfichtlich der werbenden Vermoͤgens⸗ 
theile die Vermoͤgensſteuer mit der Einfommensfteuer überein. 

3) Der Orundfag der Bermögenöbefteuerung ift auf bie aus 
der Arbeit herfließenden Einkünfte nicht anwendbar. Man hat 
diefe nur herbeiziehen können, indem man aus ihnen ein ein- 
gebildeted Stammvermögen (Capital) berechnete, wie dieß oft 
geichehen iſt. 

(a) In manden deutfchen Reihsftädten kam es — vor, wie noch jetzt 
in @enf bei der taxe des gardes, daß der einzelne Bürger ganz feinem 
Pflichtgefühl überlaflen blieb, indem er Feine Angabe feines Bermögens 
zu maden braudte und feinen Beitrag einlegte, ohne daß Jemand 
deflen Größe erfuhr: „geihworne Steuer“ Knipschild a.a.D. 
S. 4211. Machiavelli (Discorsi sopra la prima deca di T. Lirio 
I, Gap. 55) preiſt diefen Zug beutfcher Treue mit großem Lobe: 
Neque enim dubium est, quin singuli justam portionem solvant, quod 
alioquin totam summam contributae pecuniae minorem fore opporteret, 
quam alias esse soleret, atque illinco patefacte fraus alism indicendi 
colligendigue tributi rationem suasisset, latein. Ueberf. Francof. 1619, 
©. 191. — Lang ©. 166. — Auch bei dem Schoß in Bremen fand 
die geheime Selbſiſchaͤzung ſtatt, und das Steigen der Steuer zeigte, 
daß wenigftens die Unreblichkeit nicht zunehme. Diefe Abgabe boͤrte 
nah 1830 auf. — In Züri werden die Formulare, auf denen jeber 
Steunpfliätige fein Bermögen und Ginfommen angegeben hat, nad 
vorgängiger Prüfung durch den Gemeinderat in ein Regifter ein: 
getragen, welches 14 Tage Jedem zur Binfiht offen liegt und dann 
von einer Commiſſion nochmals geprüft wird, angef. Geſetz $. 12 ff. 

(d) Wie bei Mathy a. a. O. 

(c) Bgl. 8. 402 (ce) von Nürnberg. Das dortige Geſetz, daß, um ben 
Staat nit zu verfürzgen, Niemand mehr von den genannten fleuer: 


freien Dingen haben folle, als fein Stand erfordert, war fo unbeflimmt, 
dag es Feine Wirkung haben konnte. 


$. 404. 


Die Bermögendfteuer, ald fortvauernde Abgabe betrachtet, 
ift demnach den Einfommensfteuern nachzuſetzen. Sie fchließt 
feinen Vorzug in fi, der nicht, wie 3. B. die Beiziehung ber 
Capitaliften und die Erleichterung der Schuldner (a), auch bei 
ienen Steuern angebracht werben fönnte, und zeigt gerade in 
ihren Eigenthümlichkeiten erhebliche Mängel. Ihr Vorzug ifl 
nur, daß, wenn bie Glaubwürdigkeit der eigenen Angaben ber 
Steuerpflichtigen voraudgefegt werden kann, das Gefammt- 
vermögen eined Steuerpflichtigen leichter anzufeßen ift als feine 
Einfünfte, denn jenes if in jedem Zeitpuncte eine beftimmte 
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gegebene Größe, bei der nur der Preisanſchlag der Beſtandtheile 
eine Ungewißheit in fich enthält, das Einkommen aber fehr 
wechfelnd und ein mehrjähriger Durchfchnitt ſchwer anzugeben 
und zu prüfen. In Ländern, wo die Schagungen biöher ge 
fehlt haben und bie langfame, beichwerliche Anlegung geſcheut 
wird, mag allerdings bie VBermögenöfteuer für den Anfang 
bequem fein, bis man bei fleigendem Staatöbebarfe zu einer 
befieren Befteuerungsweife übergeht. Wo bie Schagungen noch 
unvollfommen oder unvollfiändig find, da kann in Zeiten eines 
außerorbentlicdh vermehrten Staatdaufwanded eine allgemeine 

Bermögensfteuer, als eine Auflage von furzer Dauer, eher 

gerechtfertigt werden, weil unter ſolchen Umftänden, bie befon- 

dere Opfer fordern, Ungleichheiten leichter ertragen werben, eine 
minder genaue Regulirung weniger fchädlich ift und überhaupt 
bie gefchilderten Nachtheile bei ein= und zweimaliger Erhebung 

noch nicht fehr fichtbar werben (b). 

(a) Hierauf legt Mathy, a. a. D., Gewicht. 

(6) 3. B. die preuß. außerordentliche Dermögenöfleuer im $. 1812. @bdict 
v. 24. Mai. Inftruction von demfelben Tage und vom 6. Juni. &e 
wurden 3 Broc. von allem merbenden Privatvermögen und 5 Proc. von 
jedem durch Arbeit ohne Vermögen erworbenen Binfommen über 300 Thlr. 
in Aniprud genommen. In jeder Provinz, jedem Kreife und größeren 
Drte wurde eine Commiſſion gebildet, um die Bermögensangaben zu 
empfangen und zu prüfen. Die Kaufleute konnten fi durch eine Com⸗ 
mifflon aus ihrer Mitte fummarifch abfchägen Lafien. — In den Nieder: 
landen war neuerdings eine Dermögenöfleter in Borfchlag gefommen, 
die jedoch nicht ausgeführt wurde. Gründe gegen fie in: (de Rovtre 
van Breugel) Bedenkingen over belastingen op het inkomen of de 
bezittingen der ingezetenen. ’sGravenhage, 1843, ©. 16. — Die von 
Baden beabfichtigte außererdentliche Bermögensfteuer (Gefek v. 10. Mai 
1849, V. v. 23. Juli 1849) ift, nachdem die Angaben der Steuer: 
pflichtigen ſchon abgeliefert waren, nicht erhoben worden. — In Oeſter⸗ 
reich wurden in ſchweren Kriegezeiten mehrmals die Kirchenfchäge von 
der Staatögewalt verlangt; 1526 3. B. zum Türfenfriege wurden 


13293 Markt Silber und 55 Mark Bold abgeliefert, 1529 2595 Mark 
Silber und 9138 Pfund Münze. Oberleitner a. a. O. ($.398 ()). 
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Eine Abgabe von Erbfchaften kann ald eine auf ben 
Tod des Steuerpflichtigen binausgefchobene Bermögensfteuer 
angefehen werben und hat für fi, daß fle wenig empfunden 
wird, weil der Erbe fie entrichtet, bevor er noch das ererbte 
Vermögen ald das feinige betrachtet hat. Eine in dieſer Abficht 
aufgelegte Erbſchaftsſteuer würde ſich von ber Erbfchafte- 


gebühr ald einer Abgabe für bie in dem Erbrechte liegenden 
Vortheile ($. 237) nicht allein durch ihren höheren Betrag, 
fondern auch dadurch unterfcheiden, daß fie auf den Unterfchied 
der Teftamentd- und nteftaterben, fowie bei diefen auf bie 
Nähe der Verwandtichaft feine Rüdficht nehmen dürfte, was 
jedoch bei den beftehenden Exrbfchaftsabgaben nirgends gefchehen 
iſt. Eine nad) den angegebenen Gefichtspuncten angelegte Erb: 
fchaftöfteuer ift fehr unnollfommen, denn 1) trifft fie die einzelnen 
Verlaſſenſchaften Außerft ungleich, je nachdem ber Erblafler lange 
oder kurz im Genuſſe feined Bermögend war (a); 2) fie greift 
ihres hohen Betrage8 wegen den Stamm ded Vermögens an 
und giebt feinen folchen Antrieb zu Erfparungen, wie eine jähr- 
lihe Abgabe, zumal ba Geber weiß, daß ihn bie einmal ent 
richtete Steuer nie wieder erreiht. 3) Wenn man bie Erb» 
fchaftöfteuer ald Erfagmittel einer einzelnen Art der Schagungen, 
3. B. der Zindfteuer, betrachtete, fo wäre fie noch darin fehlers 
haft, daß fie auch die anderen Vermoͤgenstheile mit beträfe, 
deren Ertrag ſchon fonft befteuert if. Wollte man deßhalb das 
unbewegliche und dad von dem Eigenthümer ſelbſt in ein 
Gewerbe verwendete Vermögen von der Erbſchaftsabgabe befreien, 
fo würde doch jene Ungleichheit nicht ganz befeitigt, weil bie 
Anlegungsart ded Bermögend einem häufigen Wechfel unter- 
liegt und 3. B. Liegenfchaften von dem Erblaffer erft Fürzlich 
verkauft oder veräußert worben fein fönnen. 

Die Abftufung der Erbfchaftsabgabe nach der Rähe der 
Berwanbtfchaft, wobei Nachkommen frei bleiben, nichtverwanbte 
Teftamentserben dagegen am meiften abgeben ($. 237), tft billig, 
denn bie nächften Verwandten haben meiftend fchon vorher 
einigen Mitgenuß des Vermoͤgens gehabt und baffelbe einiger- 
maßen als das ihrige angefehen, weßhalb ber Anfall der Erb⸗ 
haft für fie fein ganz neuer Zufluß und Gluͤcksfall if. Diefe 
Anordnung wiberftreitet aber dem Zwecke einer allgemeinen 
Befteuerung des Bermögend, und Beflgungen, die ſich lange 
fort in geraber Linie vererben, tragen der Staatscaffe nichts ein(d). 


(a) Diefem Mangel ift nicht abzuhelfen, denn es wäre allzu umftändtic, 
die Steuer in jedem alle nad der Dauer des Bermögensbefiges ab- 


umefen. 
() In der neueften Zeit ift öfters der Borfchlag gemacht worden, die Erb: 
folge der Seitenverwandten auf die näheren Grade zu befchränfen und 
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die hiedurch erblos werdenden Verlaſſenſchaften zum Beſten der Armen 
iu verwenden, wozu in den Gemeinden oder Amtsbezirken ein befonderes 
Armengut angelammelt werden müßte, auch fönnte dieß wenigftens mit 
einem gewiflen Theil der Erbſchaftsſummen geſchehen. Hilgard, Zwölf 
Paragraphen über Bauperismus, 1847. — de Maurocordato, Essai 
historique sur les divers ordres de succession ab intestat. Par. 1847, 
S. 7. 100. — Brater, Die Reform des Erbrechts zu Bunften ber 
Mothleidenden, Münden 1848. — Es würde fehr ſchwer fein, die 
Gefahr einer ungwedmäßigen Verwendung dieſes anwachſenden Ber: 
mögens zu entfernen, aud würde, wenn man nicht aud die Freiheit 
der Teftamente beichränfen wollte, durch häufigere Abfaſſung derſelben 
der Heimfall umgangen werben. 


2. Hauptflüd. 
Anfwandsſtenern. 





1. Abſatz. 
Allgemeine Betrachtung der Aufwandsſteuern. 
8. 406. 


Bei den Aufwands-, Verbrauchs⸗, Verzehrungs— 
oder Confumtionsfteuern (8. 292) wird die Steuerfähig- 
feit der Bürger nicht im Einzelnen erforfcht, ſondern es wird 
vorausgeſetzt, diefelbe Lafle fi aus dem Aufwande ber Bürger 
für gewiſſe Zwede erkennen, fo daß man durch eine an diefen 
Aufwand gefnüpfte Steuererhebung Alle ungefähr in gleichem 
Verhältniß zu ihrem Einfommen treffen koͤnne. Diefe Steuern 
hängen alfo nicht unmittelbar mit den Einnahmen, fondern 
mit den Ausgaben zufammen, wiberftreiten jedoch keinesweges 
bem Grundfage, daß nur das Einfommen und zwar dad reine, 
belegt werben folle, fonbern bilden nur einen anderen Weg, 
biefen Zwed zu erreichen, ald die Schagungen. Obſchon fie 
allgemein im Gebraudy find und in mehreren Staaten fogar 
dem Ertrage nach die Schagungen übertreffen (8. 416), auch viele 
Erfahrungen zu ihren Bunften fprechen, fo ift doch ihre Zwec⸗ 
mäßigfeit und Berträglichfeit mit den allgemeinen Grundſaͤtzen 
der Befteuerung in neuerer Zeit Öfterd in Zweifel gezogen wors 
den (a). Mit der Abwägung der Vorzüge der Schapungen und 
ber Aufwandöfteuern fteht zugleich die Bergleichung ber in, 
birecten Erhebungsweife in Zuſammenhang ($. 294), weil bie 
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erſtgenannte Art von Steuern gewoͤhnlich unmittelbar, die zweite 
aber groͤßtentheils mittelbar erhoben wird. 


(a) Gegen die Aufwandsſteuern: Eſchenmaier, Ueber die Conſumtions⸗ 
ſteuer, Heidelberg 1813. — Krönde, Srundfäpe Nr. 3. — Lotz, 
Handbuch II, 175. — v. Liechtenſern; Aphorismen und Notizen 
über wichtige Sweige des Finanzweſens, Alten. 1821, ©. 31. — 

Behr, ſch. des St. ©. 142. — v. Ulmenßein, lieber bie 
Vorzüge un ängel der indirecten Beſteuerung, Düffeldorf 1831. — 
Bevus gneyelopödigne, Oct. 1831, ©. 46. — v. Rotted, Dei. Bol. 

5 f. — Für diefelben: v. Sonnenfels, Brunbfäße LI, 
* 165 ff. — v. Raumer, Das brittifche Beſteuerungsſyfiem ©. 229. — 
Monthion ©. 123. — v. Jafob I, 563. — Fulda $. 202 ff. — 
v. Malchus I, 8. 60. — de Hogendorp, a. Schrift. — Mac 
Culloch, Tazxation ©. 148. — J. St. Mill, Princ. 1I, 420. — In 
der Schrift: Ueber die billigfte Bertheilungsregel der Steuern, Berlin 
1850, wird vorgefdhlagen, bie Stener nur nad den Ausgaben der 
Bürger anzulegen und biefe in Steuereinheiten auszubrüden, welche 
aus dem geringfien Binfommen einer Familie, auf den Kopf aus⸗ 


— beehen. — Aehnlich der Borfhlag von Revans (1847) 
ei Mill, 


8. 407. 


I. Berhältniß der Steuer zu den Einkünften. 
Die Aufwandsfteuern beruhen auf der Annahme, daß bie 
Menſchen in der Regel ſich fo viel perfönlihen Rugen und 
Genuß durd fachliche Güter zu verfchaffen fuchen, als es ihr 
Bermögendzuftand, indbefondere ihr Einkommen geftattet, daß 
folglich den verſchiedenen Abftufungen des Iepteren in jedem 
Stande auch ein verfchiedened Maaß von Aufwand entfpreche 
und durch eine nach biefem aufgelegte Steuer die Einkünfte in 
richtigen Verhaͤltniß getroffen werden fönnen (a). Dieß if 
auch im Allgemeinen wahr, nur läßt die Ratur diefer Steuern, 
mit Ausnahme ganz unentbehrlicher Dinge, keine genaue Berechs 
nung über das Berhältniß ber Steuerbeiträge jeded Einzelnen 
zu, und man vermag nur bie durchſchnittsmaͤßigen Ausgaben 
verfchtedener Bolköclaffen zu beobachten, um darnach den Fuß 
der Steuern in einem -angemeflenen Verhältniß anzuordnen. 
Im Einzelnen geben häufig aus mancherlei zufälligen Gründen 
bei gleichem Einfommen Einige mehr, Andere dagegen weniger 
aus, als durchfchnittlih angenommen wird. Wer in Folge 
eined ungewöhnlich großen Aufwandes verhältnigmäßig flärker 
von ber Steuer getroffen wird als Andere, ber kann ſich, foweit 
die Ausgaben entbehrlich find, nicht beklagen, da es nur bei 
ihm fteht, fich einzufchränfen, wozu bie Steuer eine nügliche 


Rau, polit. Defon. III. 2. Abth. 5. Ausg. 14 
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Warnung giebt. Wer dagegen beſonders fparfam lebt, trägt 
zu wenig zu den Staatdaudgaben bei und man kann fidy über 
dieß Mißverhältniß nur darum einigermaßen tröften, weil er 
in ber fchnelleren Anhäufung von Capital der Geſellſchaft und 
mittelbar auch der Staatscafle fpäterhin wieder einen Erſatz für 
bie zu geringe Steuerentrichtung giebt. Uebrigens bürften doch 
fhon wegen biefer unvermeiblichen Ungleichheiten die Aufwands⸗ 
feuern nicht die einzigen fein, vielmehr ift es ratbfam, neben 
ihnen die Schagungen beflehen zu lafien, was aud daraus 
erhellt, daß fie, infofern fie auf Lebensmittel gelegt find, bie 
Arbeiter und Gewerböunternehmer im Vergleich mit ben Grund⸗, 
Hauss und Eapitalbefigern” zu ſchwer befaften. Könnte man 
allen Aufwand befteuern, fo würde ed noch leichter fein, die 
Belaftung der Steuerfähigfeit anzupaflen. Da dieß aber offen» 
bar unausführbar ift, fo muß man gewiffe Steuergegenflände 
auswählen, melde im Allgemeinen ald gute Kennzeichen ber 
Steuerfähigfeit gelten koͤnnen und auch in anderen Hinfichten 
zwedmäßig find. Die Erfahrung hat zu biefer Auswahl mandye 
nüßliche Lehren dargeboten und man ift im Stande, wenigftend 
ftarfe Ungleichheiten zu verhüten, befonders da häufig bie größere 
Ausgabe für den einen Zwed durch geringere Berzehrung bei 
einem anderen Gegenftande aufgewogen wird, deunoch aber ift 
nicht zu erwarten, daß auch die forgfältig abgefaßten Gefege über 
die Aufmandöfteuern eine vollkommen gleichförmige Belaftung 
aller Familien nach ihrer Steuerfähigfeit bewirken. 


(a) Mebrere Sriftfleller, wie Stein (Lehrb. S. 291 ff.) und v. Hod 
(Die öffentl. Abgaben S. 88 ff.) betrachten die Aufwandsfleuern als 
die beſte Art, den Nrbeitsverdienft zu belegen. 


8. 408. 

I Volkswirthſchaftliche Wirkungen. Wird eine 
Aufwandsſteuer indirect erhoben, d. i. von dem Berfäufer einer 
Waare oder 2eiftung vorgefchoffen, ſo empfindet biefer einen 
Antrieb, die Steuer auf die Käufer zu überwälgen, was auch 
in ber Regel ($. 273) bald erfolgen muß, indem, wenn ber 
Preis nicht in die Höhe ginge, die Verkäufer ber befteuerten 
Waare dad Angebot verringern oder ganz aufgeben würden. 
Die Käufer Eönnen ſich bei einem nicht ganz unentbehrlichen 
Gegenftande dadurch helfen, daß fie eine etwas Feinere Menge 
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deſſelben verzehren, alfo im Ganzen dafuͤr nicht mehr ausgeben 
als zuvor; fie koͤnnen fi) auch eine andere Ausgabe verfagen, 
um die befteuerte Berzehrung unvermindert fortzufeben. Wird 
eine Art des Aufwandes unmittelbar (direct) befteuert, fo liegt 
hierin die nämliche Aufforderung zur Verringerung ber Aus 
gabe, nur daß feine Preiserhöhung durch Ueberwälzen ſtattfindet. 
Die Wirkung einer folchen Steuer ift alfo feine andere, als bie 
Einfhränfung des Guͤtergenuſſes, welche in ber Regel (a) von 
einer jeden Steuer verurfacht wird, 8. 273. Nur dann wäre 
dies volkowirthſchaftlich fchädlich, wenn es vom Weberfparen 
abhielte oder zum Angreifen des Capitals antriebe, oder eine 
Entbehrung an den für Leben, Gefunbheit, Bildung ꝛc. noths 
wendigen oder fehr nüglichen Dingen veranlaßte; biefe Folgen 
fönnen aber durch gute Anlegung eben fo gut verhütet werden, 
ald bei den Schatzungen. Hat eine Aufwandsſteuer ſchon 
längere Zeit beftanden, fo hat ſich die Lebensweiſe nach ihr 
eingerichtet und man ift daran gewöhnt, fie als einen weſent⸗ 
lichen Beftandtheil bed Preiſes zu betrachten. Auch die vers 
minderte Hervorbringung jener ®egenftänbe ift Feine ben Auf- 
wanböfteuern allein anhängende Wirkung und vergütet ſich 
durch ftärkere Erzeugung derjenigen ‚anderen Güter, welche ver 
mittelft der Verwendung ber Staatseinfünfte Rörfeen Begehr 
erhalten (B). 

(a) Mit Ausnahme des in $. 268 erflärten alles. 


(5) Es wird von den Aufwandsfteuern ger erühmt, daß fie theils die Zebrer, 
theils die Erzeuger der befteuerten Segenflände zu größerem Fleiß und 
Kunftfleiß anfpommen; ; Mac Culloch, ©. 149 und bie dort angeführte 
Stelle von Garnier. Indeß haben fie in dieſer Hinficht keinen ers 
beblichen Borzug vor ben Schabungen. — Garnier, in Traitö des 
finances 2. ed 144, fpriht gegen bie Auftwandöfleuern. 


$. 409. 


Man hat es als einen Nachtheil der Aufwandsſteuern ans 
gefehen, daß fie ben Gütergenuß ber Bürger ſchmaͤlern, weil 
mit den Ausgaben für befteuerte Gegenftände auch die Steuer 
anwaͤchſt, während die Schagungen gleich bleiben, ber Steuer 
pflihtige mag einfaufen, was und foviel er will. Dieß If 
allerdings laͤſtig, ed fteht aber auch mit einer vortheilhaften 
Seite der Aufiwandöfteuern in Berbindung. Jeder Einzelne if 
gleihfam ſelbſt zu Hülfe gerufen, um an ber guten Anlegung 

14* 
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der Steuer mitzuwirken; er darf nur feine Ausgaben befchränfen, 
um auch feinen Steuerbeitrag zu vermindern. Dieſe Yreiheit, 
welche nur bei den Auflagen auf die nöthigften Dinge ganz 
binmwegfällt, ift ein wohlthätiged Schugmittel gegen den Drud 
‚der Steuern, denn man entbehrt leichter einen Genuß, ald man 
ſich der firengen Eintreibung ausſetzt, wie fie bei den Schatzungen 
vorfommt, und geräth folglidy bei einer vorübergehenden Zah⸗ 
fungsunfähigfeit weniger in Bebrängniß (a). Dieſer Umftand 
und die Beforgnig vor der Willfür in ber Anlegung ber 
Schatzungen haben beigetragen, die Aufwandsfteuern bei folchen 
Völkern beliebt zu machen, die den Befchränfungen der bürger- 
lichen Freiheit am meiften abgeneigt find. Daher wurden fchon 
in früheren Zeiten, als die Schagungen noch fehr mangelhaft 
waren, Aufiwandsfteuern bereitwillig übernommen. Sind bie 
befteuerten Genuͤſſe von einer allgemeih beliebten Art, fo hat 
die Möglichkeit, fi der Steuer zu entziehen, für die Staats⸗ 
einfünfte wenig Nachtheil (b). 


(a) Die Aufwandsfleuen find darum getadelt worden, weil fie bezahlt 
werden müßten, wenn ber Befteuerte ein Bebürfnig empfintet. Allein 
man fann auch fagen: — wenn er bei Geld if, um ein Bebürfniß zu 
befriedigen. 

(5) Die Behauptung Efhenmaier’s (©. 54): „Der Beitrag zum 
Staatsaufwande foll niemals in der Willfür des Beitragenden liegen 
bürfen* — geht daher zu weit. 


$. 410. 


Bei den Unterfuhungen über Bortheile und NRachtheile ber 
Aufwandöfteuern kommt viel darauf an, auf welche Gegenftänbe 
diefelben gelegt werden. Sind ed ganz unentbehrliche Dinge, 
fo laften die Steuern in der That fchwer auf ben unteren 
Volksclaſſen, befonderd da jene eine fchonende Rüdficht auf 
Perfonen und Zeitumftände, 3. B. Mißwachs und Theurung, 
nicht feicht zulaſſen. Sie fönnten daher ein Volk bis zur Er- 
fhöpfung ausfaugen, ohne daß man durch ihren abnehmenden 
Ertrag über ihre Berberblichkeit belehrt würde (a). Wenn das 
gegen nur nüßliche und angenehme, dem Luxus angehörende 
Gegenſtaͤnde belegt find, fo befigt die Regierung in dem ver- 
Anderlichen Ertrage biefer Steuern ein Kennzeichen für bie 
Wirkungen bderfelben. Vermehrt fiy die Einnahme eben fo 
ſtark oder fogar noch flärfer ald die Bolfömenge, jo beweift 
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bieß, daß das richtige Verhaͤltniß zur Steuerfähigkeit nicht 
überfchritten worden if(d). Eine fortwährende Abnahme würde 
dagegen anzeigen, daß die Steuer fchwer empfunden wird und 
zu einer fparfameren Berzehrung auf Koften wichtiger Zwecke 
bed Gebrauches (8. 408) nöthigt, alfo ven Volkswohlſtand in 
ähnlicher Weife wie eine Verminderung des Volkseinkommens 
fehmälert (c). Doch ift es noch Fein fchlimmes Zeichen, wenn 
der Verbrauch eines Gegenftanded um fo viel geringer wird, 
als die auf ihn gelegte Steuer beträgt. Auch die Folgen ein- 
zelner Ereigniffe, 3. B. einer Veränderung in der volfswirth- 
ſchaftlichen Geſetzgebung, einer guten und fchlechten Ernte u. dgl., 
brüden fich deutlich in dem Ertrage der Aufwandsfteuern aus. 
Die Einnahme aus Schagungen ift viel weniger veränderlich. — 
Zu den nüglichen Seiten jener Steuern pflegt man bie von 
felbft erfolgende Beiziehung von Fremden, bie fi) im Lande 
aufhalten, zu rechnen, während man diefelben gewöhnlich nicht 
mit Scagungen belegt, weil dieß von der Regierung ihres 
Baterlandes geſchieht. Da jedody umgekehrt die Aufwands⸗ 
fteuern der im Auslande verweilenden Bürger ber Staatscaſſe 
entgehen, fo haben in diefer Hinfiht nur ſolche Länder Gewinn, 
in denen die Fremden mehr verzehren, als den abwefenden 
Staatöbürgern ind Ausland gefentet werden muß (d), und je 
brüdender in einem Staate dieſe Gattung. ber Steuern iſt, defto 
mehr geben fie Reiz, im Auslande zu leben (e). 


(a) Bgl. v. Ulmenflein ©. 19. 32. 


(6) In Frankreich Hat von 1820—26 die Bolfömenge jährlich um %/s Proc., 
der Ertrag der dort fogenannten droits indirects (größtentheild Trank⸗ 
fteuern) 3 Proc., ber Hatentleuer 3%, Broc., der Zölle um 4 Broc. 
ugenommen, Dupin, Forces product. et commerce. I, ©. XVI. Die 
Bopierfeuer nahm ven 1849—1858,9 in England um 46, in Schottland 
um 62, Irland 27 Proc. zu. — Die öflerreihifhe Branntweinfleuer 
flieg zwiſchen 1851 und 1856 von 4'333 000 auf 9393000 fl., alſo 
über das 2fadhe, doc zum Theil aus anderen Urfachen. 

(e) 3. B. der Ertrag der Malzſteuer auf den Kopf der Einwohner war in 
Großbritanien und Irland in den Jahren 1831, 1838 und 1841 4,5— 
4— 3,1 Sch. — Dan hat in Oftindien bemerkt, daß wegen ber von 
Klima und Gewohnheit herrührenden hoͤchſt einfachen Lebensweife der 
Einwohner die mit Aufwandsfteuern belegten Sacgüter, wenn fie 
nicht unentbehrlich find, bald außer Gebrauh fommen, weßhalb man 
Schatzungen zu Hülfe nehmen muß. Eeonomist 14. April 1860. 

(d) Dieß iſt befonders für Heine Staaten von Gewicht, wenn fie durch 
Baͤder, Naturſchoͤnheiten ıc. Fremde anziehen. 


(e) Dieß zeigt das Beiſpiel von Großbritanien deutlich. 
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g. 411. 


II. Was die Entrichtung der Aufwandöfteuern betrifft, 
fo ift dieſelbe bei der ‚mittelbaren (indirecten) Erhebung für die 
Verkäufer, welche die Abgabe vorichießen, allerdings beſchwer⸗ 
lich, diefe können ſich aber entjchädigen, indem fie die Auslage 
fammt ven Zinfen für die mittlere Dauer der Zwiſchenzeit bis 
zum Wiedererfage und fammt Rebenverluften und Bergütung 
für die Mühe auf den Preis der Verkaufsartifel fhlagen, und 
bieß wird in der Regel gefchehen, weil alle Verkäufer die hierin 
liegende Koftenvermehrung übernehmen muͤſſen. Die Steuer⸗ 
pflichtigen dagegen koͤnnen bie Steuern in beliebig Fleinen 
Abtheilungen entrichten, während fie bei den Schagungen längere 
Zeit hindurch auf die Steuerzahlung zu fparen haben und fos 
wohl Ueberlegung als beharrlicher Wille dazu gehört, um den 
häufigen Berfuchungen zum Ausgeben des Zurüdgelegten zu 
widerſtehen. Eine in gewiſſen Ausgaben enthaltene Steuer 
wird als folche wenig bemerft, man achtet nur auf dic Höhe 
des zu bezahlenden Preiſes im Ganzen und biefe fordert den 
Befteuerten fogleih von felbft zu ber nöthigen Einfchränkung 
auf. Oft weiß der Steuerpflichtige gar nicht, daß er eine 
Steuer bezahlt, noch öfter ift ihm wenigftend die Größe der 
felben unbekannt, ein Umftand, der, da eine Berheimlichung 
von der Staatögewalt nicht beabfichtigt wirb und Jeder bie 
Steuergefege kennen lernen kann, nichts Tadelnswerthes in ſich 
fchließt und nur die leichtere Entrichtung andeutet. Unmittels 
bare Steuerzahlungen in die Staatdcaffe erregen mehr uns 
angenehme Empfindungen. Demnady wirken jene Steuern in 
höheren Grade ebenfo, wie eine abfichtliche Vervielfältigung 
ber Erhebungstermine, $. 285 (a). Die direct erhobenen Aufs 
wandöfteuern fommen hierin mit den Schagungen überein. 


(a) „Die Acciſe muß große Summen Geldes aufbringen und doc die Unter- 
thanen nicht enerviren, indem fie das Kontingent bei lauter Pfenning 
oder Groſchen zufammenträgt.“ Gntdedte Goldgrube in ber Acciſe 
f. $. 428. — Uebrigens bat obiger Bortheil feine Graͤnze, welche 
hauptſaͤchlich dadurch beſtimmt wird, in welchen Terminen bie ins 
nahmen der Befteuerten eingehen. 


g. 412. 


IV. Ertrag für die Staatdcaffe A. Veränder- 
lichkeit. Da der jährliche Aufwand für die befteuerten Gegen⸗ 
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ſtaͤnde theils von den Einkünften der Steuerpflichtigen, theils 
von den Preiſen der Genußmittel abhaͤngt, ſo iſt die Einnahme 
aus dieſen Steuern von Jahr zu Jahr wechfelnd, und hierin 
liegt ein Nachtheil der Aufwandsſteuern. Indeß iſt derſelbe 
geringer, als man auf den erſten Blick vermuthen koͤnnte, denn 

1) die Erfahrung zeigt, daß die jährlichen Schwankungen 
fih in gewiſſen Graͤnzen halten und von dem Durchſchnitte 
einer Reihe von Jahren nicht ſtark abweichen (a), außer bei 
ganz befonderen Ereigniffen, wie Krieg, innere Unruhen, Miß- 
wachs ıc., die au in ben Schapungen mehr Ausflände und 
Nachlaͤſſe mit ſich bringen; 

2) die Aufwanböfteuern bringen bei der Zunahme des Vollks⸗ 
wohlftandes nad) und nad) beträdytlich mehr ein, während bie 
Zunahme der Schatungen langfamer erfolgt; 

3) die Summen, weldye die Steuerpflichtigen ſchuldig wers 
den, gehen fogleih ein, bei den Schagungen dagegen erfolgt 
ein Theil ber Zahlungen erft fpäter (ed bleiben Ausflände) und 
auch nicht ganz vollftändig. 


(a) Beifpiel: Die Durchſchnittsertraͤge der badifchen Wein: und Kleifch- 
feuern in den brei fünfjährigen Zeiträumen von 183146, ferner im 
12 jaͤhr. D. 1848—59 waren wenig von einander verfdhieden, nämlid 

Bein Fleiſch 

1831/32 — 1835/36 642185 fl. 258 520 fl. 

1836/37—1840/41 686529 „ . 282196 „ 

1842—46 664674 „ 296665 „ 

1848—59 628 825 „ 308344 „ 

Yrjähriger Durchfchnitt 648600 i. 290814 Ai. 
Beim Fleifche fallen die Jahre 1848 und 1850 aus, fo daß der D. 
nur 25 Jahre umfaßt. Bei dem Weine war das maz. eines Jahres 
(1859) 931488 fl. oder 43 Proc. über dem Mittel, das min. (1831/32) 
463206 fl. oder 30 Proc. unter demfelben. Bei der Fleiſchſteuer fand 
in diefem Zeitraum da® max. 21 Proc. über, das min. 18 Proc. unter dem 
Durchſchnitt — In Frankreich entfernte iich in den 10 Jahren 1821— 
1830 fowohl ‚der hoͤchſte als der niedrigfte Jahresertrag der Tranffteuer 
nit mehr ale 6 Proc. von dem Durdfchnitte. — Bon 1851—56 
betrug die Öflerreihiihe Wein: und Fleiſchſteuer hoͤchſtens 5 Proc. über 
und 11 Proc. unter dem Durchſchnitt und die Cinnahme war im Ganzen 

zunehmend, fo daß das min. in das erfie Jahr ftel. 


8. 413. 


B. Gefahr des Betruged. Man kann die Entrichtung 
einer Aufwandöfteuer umgehen, wenn man bie einzelne That⸗ 
ſache eines Aufwandes, von ber die Steuerfchuldigfeit beſtimmt 
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wird, den Steuerbeamten zu verheimlidhen vermag. Hierin liegt 
die ungünftigfte Seite folcyer Steuern, nur muß man fidy hiebei 
ftetö erinnern, daß die Groͤße dieſes Uebeld zum Theile von 
ben Steuereinrichtungen abhängt. Die einzelnen Folgen find 
nachflehenbe: 

1) Es befteht ein Reiz zum Steuerbetruge, den ber Staat 
durdy Strafen wieder aufzuheben fuchen muß. Die Wirkung 
einer Strafe ald Abhaltungsgrund beflimmt ſich indeß nicht 
allein aus ihrer Größe, fondern zugleich aus dem Grade von 
Wahrfcheinlichfeit, daß fie den Schuldigen erreichen werbe 
($. 283 (a)) und die Hoffnung, unentdedt zu bleiben, treibt 
da, wo ein beträcdhtlicher Gewinn zu erwarten ift, ſtets von 
Neuem zu diefer Geſetzwidrigkeit an. Diefelbe pflegt, als ein 
erft durch die Anordnungen des Staates kuͤnſtlich hervorgerufe⸗ 
ned Vergeben, in der Meinung der meiften Menfchen milder 
al8 andere Verbrechen beurtheilt zu werden. Sie wird bald 
von den Berfäufern felbft, bald von den Gehülfen berfelben, oft 
gewerbemäßig und mit großem Echarffinne geübt. Ihre Häufig- 
feit untergräbt die Sittlichkeit, — fchwädht das Anfehen ber 
Geſetze, — ftellt die Bürger dem Staate feindlich gegenüber, — 
zieht, befonderd bei den Zöllen, Menfchen, bie öfterd mit vor: 
züglichen Anlagen audgerüftet find, in eine gemeinfchäbliche 
Beſchaͤftigung, — bringt Gewinnfte auf Koften der anderen 
Bürger, weil doch die Zehrer gewöhnlidy eben fo hohe Preife 
bezahlen müflen, als wenn bie Steuer wirklich vorgeſchoſſen 
worden wäre, — ſchmaͤlert die Staatseinnahmen und flürzt mit 
der Zeit auch die Webertreter felbft meiftend in das Verderben. 


8. 414. 


2) Die Regierung muß zur Verhütung foldyer Betrügereien 
ein zahlreiches und koſtbares Auffichtöperfonal aufftellen (a), 
weßhalb die Koften ber Erhebung und Ueberwadhung immer 
um mehrere Procente größer find, als bei den Schagungen (d). 
Diefe dem Volke zur Laft fallenden Koften find eine unpros 
ductive und unfruchtbare Verzehrung. Freilich ift dagegen bie 
Erhebung der Aufwandsfteuern jehr leicht, wenn nur der Steuer- 
fuß feflgeftellt ift, während die Anlegung der .Schagungen foft- 
fpielige Vorarbeiten nöthig macht. 
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3) Um ben Steuerbetrug zu verhüten, muͤſſen mancherlei 
Foͤrmlichkeiten vorgefchrieben werben, in denen eine Duelle von 
Zeitverluften, Unannehmlidyfeiten und Erfchwerungen bed Ber: 
kehrs fowie eine Gefahr liegt, durch Unachtſamkeit felbft ohne 
geſetzwidrige Abſicht in Strafen oder Verzögerungen verwidelt 
zu werben. Es ift eine Menge von obrigfeitlichen Geboten 
und Verboten nothiwendig, welche theild den Steuerbetrug felbft 
betreffen, theils aber nur auf die Erſchwerung deſſelben hin- 
zielen und daher als Berhütungsmittel von Rechtöverlegungen 
einen polizeilichen Charakter haben. Diefe nachtheilige Seite 
betrifft hauptſaͤchlich die Gewerks⸗, Hanbeldleute, Yuhrleute und 
Schiffer, die fih deßhalb befonders neuen Aufıvandöfteuern 
höchft ungern unterwerfen. Da fle jedoch wegen der täglichen 
Uebung leicht mit allem dem, was von ihnen gefordert wird, 
befannt werden und, wenn fie nicht auf Betrug ausgehen, all 
mälig lernen, fi ſtraflos zu erhalten, fo wird dieſe Folge 
der Aufwandsfteuern bei guter Einrichtung mit der Zeit leichter 
ertragen. . 
(a) Diele „Finanzwache“ Eoftete in Defterreih 1847 5721000 fl. Eon». 

oder über 7 Proc. der entfpredhenden Ginfünfte (Zoll, Salz:, Tabaks⸗ 

regal und Verzehrungsſteuer), N. für 1864 6326337 fl. ö. oder 


4,5 Broc. der entiprehenden Einfünfte (von Salz und Tabaf nur den 
Reinertrag berechnet). 

Ueber Baden ſ. 8. 286 (a). — Sachſen 1858-60: bdirecte Steuern 
foften 7,' Proc. , indirecte ohne Zoll 12 Proc. — In Preußen, wo 
die Grundfteuer von den Gemeinden erhoben wird, und in Würtemberg, 
wo dieß bei den vier Hauptſchatzungen geichieht, laſſen fich vergleichende 
Koftenberehnungen nicht aufftellen. Die Tranffteuern koſten in Wür: 
temberg 1858—60 19 Proc., nah dem U. 1845—48 Fofteten fie nur 
12%/, —* — Der Aufwand für Zoll und andere indirecte Steuern 
in Branfreih (ohne Tabak und Scießpulver) berechnet fi 1559 auf 
10,8 Proc. — In Rußland find 1863 die Koften der indirecten Steuern 
auf 8,! Proc. angefebt. 


(d 


ur 


8. 415. 


Um über die Zuläffigkeit der Aufwandsſteuern ein Urtheil 
zu fällen, muß man noch Folgendes erwägen: 1) Die Rad» 
theile, befonderd die in $. 413. 414. gefchilderten, werben fehr 
von ber Höhe des Steuerfußes, fo wie von der Auswahl ber 
Gegenflände und Erhebungsformen bedingt und fönnen daher 
bedeutend gemildert werden. 2) Auch die Schapungen find nicht 
frei von vielerlei Mängeln, und dieß ift einer der Hauptgründe, 
aus denen man fi) mit den Aufwandöfteuern ungeachtet jener 
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Unvolltommenbeiten befreunden kann. Das Urbild der Schaguns 
gen, bie Belegung aller Bürger zu einem gleichen Theile ihres 
reinen Einfommensd, if ein nirgends erreichtes und kaum je 
volftändig erreichbare® Ziel, weil der Erforfchung und Schägung 
des Einfommend große Hinderniffe im Wege ftehen; bald wird 
unvermeidlich eine Anzahl von Steuerpflichtigen, bald ein Ein- 
zelner zu niedrig angelegt, bisweilen auch überbürbet. Bes 
fchwerden (Reclamationen) können nur einen Theil des letzteren 
Fehlers befeitigen, zumal da fie nicht gegen die Steuergefeke, 
fondern nur gegen ihre Bollziehungsweife zugelaffen werben 
dürfen. 3) Die Erfahrung hat die Unſchaͤdlichkeit ber nady 
geläuterten Grundfägen angelegten Aufwandefteuern, ihre Vers 
träglichfeit mit den HBortfchritten des Wohlftandes und ihre 

Zwedmäßigfeit in den meiften Staaten bargethan. Ä 


8. 416. 

Nach diefen Sägen iſt es bei dem gegenwärtigen Zuftande 
des Steuerwefens nüglih, die Aufwandsſteuern neben ben 
Schatzungen beſtehen zu laffen, um durch die Verbindung beider 
Battungen die unvermeidlichen Fehler und Nachtheile einer jeden 
zu verringern (a). Es läßt ſich fogar einige Ausgleichung dieſer 
Unvollfommenbeiten infoferne annehmen, als der, welcher bei 
den Schapungen überbürbet oder zu wenig getroffen ift, feine 
Ausgaben nad dem- ihm übrig bleibenden Theil des Einkom⸗ 
mend richtet und alfo bei den Aufwandöfteuern leicht befto 
weniger oder mehr giebt. Wie fich in einem gegebenen Staate 
bie auf beiden Wegen einzuziehenden Summen zu einander ver 
halten follen, dieß läßt fi nicht im Allgemeinen angeben; je 
weiter aber die Schagungen hinter den Anforderungen ber 
Steuertheorie zurüdbleiben, befto mehr muß auf die Aufwands⸗ 
fteuern gelegt werden, fo daß ſie 3. B. unter gewiſſen Um⸗ 
fländen über die Hälfte ber fämmtlichen Steuern ausmachen 
dürften, während fle in andern Fällen bis zu ?%/s, !/s oder noch 
weniger herabfinfen fönnen (5). Ob in fpäteren Zeiten die An⸗ 
fegung der Schagungen fo weit ausgebildet werden wird, daß 
man ohne Bedenken fih auf fie allein befchränfen fann, bieß 
laͤßt ſich noch nicht enticheiden. 


(a) Die zu Anfang der franzoͤſiſchen Revolution unternommene Aufhebung 
der inneren Aufwandsfleuern trug zur Zerrüttung des Staatshaushaltes, 
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wie fie ſich bei Errichtung der Conſulatsverfaſſung vorfand, beträchtlich 
viel bei. Thiers, Histoire du Consulat et de l’Empire I, 10. 

(5) Bei den flatiftifchen Angaben hierüber find Berichtigungen nöthig, weil 
in den GStaatsrehnungen die Binkünfte nicht fireng nad wiflenfchafts 
lihen Begriffen aufgeführt find, namentlich müflen die Gebühren aus: 
geichieden werden. In den einzelnen SZollvereinsftaaten iſt der Roh: 
ertrag der Zölle nicht ganz maßgebend, weil in ihm eine, je nad ber 

Lage und Graͤn länge ſehr ungleiche Koſtenverguͤtung aus der Vereine: 

cafe enthalten in echnet man für Baden den Reinertrag der Vereins: 

ölle mit 10 Proc. Zufchlag für die Koſten (Durchſchnitt im Ganzen), 
jo ift der A. des Rohertrages für 1862—64: Schapungen 3'689 232 fi., 

Aufwandsfteuern (ohne Waflerzölle u. a. Gebühren) 3643889 fl., oder 

fat gleihviel. In Preußen kommen 1860 auf die Aufwanbsfteuern 

51,9 Proc. (28 Mill. Thlr. von 59 Mill. Thlr. Steuer), in Niederland 

A. 1860 50,2 Broc., in Bayern gerade 50 Proc., in Würtemberg 

53,8 Proc. (4310200 von 7998952 fl.), 186164 aber 55,8 Proc., 

in Sadfen an 36 Proc., im Großherzogthum Heflen 43,8, in Weimar 

43,8%, in Belgien 1859 48,7 Proc. der Steuereinnahme, in Deſter⸗ 

reich A. 1864 51 Proc. (145%/ Mill. von 284%, Mil. R., wobei von 

Salz und Tabak nur der Reinertrag ale Steuer eingereöhnet if), in 

Nußland 9. 1863 72,7 Proc. (154 von 197 Mill. R.). In Frank⸗ 

reich machten die Aufwandsſteuern 1785 53 Broc., im A. 1849 42 Proc. 

(mit der Salzfteuer), U. 1865 64,9 Proc., nämlih 600 Mill. von 

925,4 Mill. Steuerertrag, ohne das Tabaksregal, mit GBinfchluß ber 

Zufchläge für Departementsausgaben. — In Großbritanien waren fonft 

die Aufwanbdsfteuern noch mehr überwiegend, ehe die Ginfommensfteuer 

hinzukam. Sie beliefen fih 1831 auf 97, aber felbft 1858/59 noch 
auf 83 Proc. aller Steuern, im Sabre vom 1. October 1862—63 auf 

18 Proc. (42816000 von 57'561 000 2. ©t.). 


8. 417. 


Die Grundfäge für die gute Einrichtung der Aufwands⸗ 
feuern folgen größtentheild aus der obigen Darftelung des 
Weſens diefer Steuern. 

1) Es ift rathfam, dieſelben fowohl im Verhältniß zu ber 
einzelnen befteuerten Ausgabe, als zu dem ganzen Einfommen 
der Steuerpflichtigen mäßig anzufegen. Denn hohe Steuern 
reizen nicht allein flärfer zum häufigeren Steuerbetrug und vers 
urfachen wegen ber nöthigen firengeren Ueberwadungsmaßregeln 
größere Erhebungsfoften, fondern ermuntern auch zu einer Bers 
änderung in der Verzehrung, indem man ſich im Gebrauche des 
belafteten Gegenftanded ſtark einfchränft oder wo möglich zu 
anderen wohlfeileren Befriedigungsmitteln eines Bebürfniffes 
hinwendet. Dieß ift zwar öfters wirthfchaftlidy betrachtet nicht 
unvortheilhaft, aber ed entzieht doch der Regierung die erwartete 
Einnahme, fo daß man vielleicht verfuchen muß, bie neue Art 
ber Ausgabe gleichfalls mit einer Steuer zu erreichen. Wenn 
ber Steuerfuß erhöht wird, fo fleigt die Einnahme nicht leicht 
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in bdemfelben Berhältniß wie ber Tariffag (a). Ob und wie 
viel dieſelbe anwächſt, dieß hängt theild von dem Berhältniß 
des neuen Steuerfages zu bem früheren, theild von dem Werthe 
des Gegenftandes für bie Zehrer, von den Bermögendumftänden 
derfelben, der Leichtigfeit oder Schwierigkeit ded Betruged ab. 
Wird z. B. eine Abgabe auf dad Bierfache erhöht und finft 
der offenfundige Verbrauch auf 3/s oder !/2, fo wird der Roh⸗ 
ertrag auf das 1!/2= oder 2fache fteigen. In vielen Faͤllen hat 
man dagegen von der Steuerermäßigung eine Vermehrung ber 
Einnahıne- empfunden (d). Je nad den genannten Umftänden 
giebt es für jede Waare ein gewiffee Maaß der Steuer, bei 
welchem biefelbe am meiften einträgt. Dieß Maaß follte man 
nach der Erfahrung zu erforfchen fuchen, um fi) nad) ihm 
richten zu fönnen, denn eine höhere Steuer würde nicht bloß 
der Staatscaſſe Verluft bringen, fondern audy den Bürgern eine 
unnöthige Belchränfung und Beläfligung auferlegen. Wohl 
aber fann es nüslich fein, die Steuer auch mit einem Opfer 
für die Staatscaſſe noch weiter herabzufegen (ce). Dagegen find 
aber auch fehr niedrige Steuerfäge bei Waaren, die nidt in 
beträchtlicher Menge verbraucht werden, wegen ber verhältniß- 
mäßig größeren Erhebungsfoften für die Staatscaſſe zu wenig 
ergiebig. Die Erhebung von Aufwandsabgaben auf Rechnung 
der Gemeinden (der fog. Octrois) muß nad) den nämlichen 
Grundfägen beurteilt und befchränft werden (d). Sind fie auf 
die Gegenflände gelegt, von denen auch der Staat eine Steuer 
fordert, fo werden feine befonderen Erhebungdfoften erforderlich. 
Biele ſolche örtliche Abgaben werden an den Thoren der Stäbte 
bei dem Einbringen von Genußmitteln erhoben und haben deß⸗ 
halb ihre befonderen Rachtheile, $. 429, 


(a) Hierauf bezieht ih Swift' allbefanntes Witzwort, daß im Steuers 
wefen zwei mal zwei nicht vier mache. 

(8) Biele Erfahrungen diefer Art find in Großbritanien gemacht worden. 
Als man 1784 den Theegoli von 119 auf 12 Proc. erniedrigte, fiel 
der Zollertrag nur von 700000 auf 240000 2., während er verhält: 
nigmäßig auf 73000 hätte finfen müflen. Als Pitt 1768 den Zoll 
der Franzweine von 99 auf 50 2., der portugiefiihen von 94%, auf 
324,5 &. St. von der Tonne herabießte, nahm (im D. der drei vorher⸗ 
gehenden und der vier fpäteren Jahre) bie verzollte Binfuhr um 71, 

- der Zollertrag um 14 Proc. zu. Die Abgabe von franzoͤſiſchen Weinen 
wurde 1825 von 11 Sch. 5 B. auf 6 BP. ermäßigt. Der mittlere 
Ertrag der vier letzten Jahre war 106000 2., der der drei folgenden 
115000 &. — Die Berboppelung der Abgabe von Glas im I. 1813 


(e) 


(d) 
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fleigerte den Durdfchnittebetrag nur von 340000 auf 395000 2. — 
Bon Dlivenöl war die Zolleinnahme in Großbritanien bei dem Solle 
von 11/3 Sch. pr. Gallon im D. von 1820—24 51332 2., nad der 
Herabjegung auf %Ys Sch. aber, welche 1825 geihahb, wurden von 
1828 —31 im D. 59914 2. St. eingenommen. — 1825 ermäßigte 
man den Kaffeezoll von 1 Sch. pr. Pfd. auf die Hälfte. Die Folgen 
zeigten fich fehr günflig, denn der Verbraud auf den Kopf, der 1821 
16 Loth geweſen war, flieg 1831 auf 1 Pfd. 11 Loth, der Steuerertrag 
auf den Kopf von 6 auf 8 P. Im Sabre 1840 wurden die meiften 
Gegenftände bes Zolle und der Accife um 5 Proc., der assossed taxes 
um 10 Proc. erhöht. Die beiden erſten Zweige follten deßhalb 1'833 000 2. 
mehr einbringen, aber der Mehrertrag von 1841 war nur 262000 2. 
Peel, 11. März 1842. Im britiihen Reiche wurden im D. 1785—97 
17736000 Pd. Tabak eingeführt bei 1 Sch. 7 PB. Zoll, aber 1832 
nur 20°313000 Pfd. bei 3 Sch. Zoll, obſchon die Volksmenge ſich 
unterdeß verdoppelt hatte. Man vermuthet, daß in Irland bie Hälfte, 
in Großbritanien !/s oder */a des verbrauchten Tabaks eingeihmärzt 
wird. Die Binfuhr zum inlänbifchen Berbrauh war 1862 35,6 Mill. 
Pfund, alfo 15 Proc. mehr, während die Volksmenge von 1830-60 
um 80 Proc. zugenommen hatte. Zwifchen 1825 und 1828 wurden 
foviel Verminderungen des Zolles und der Accife vorgenommen, daß, 
nach Maaßgabe des bisherigen Ertrages, ein Ausfall von 9 Mill. L. St. 
hätte eintreten müffen, aber e6 wurden nur 3 Mill. weniger eingenommen, 
vgl. Parnell a.a.D. ©. 43 ff. — Bei dem Zolltarif von 1842 
erwartete man wegen der vielen Ermäßigungen einen Minderertrag von 
1'450 000 L., aber die Binnahme, die 184041 im D. 23581 000 2. 
war, fiel 1842 nur auf 22771000 8. und betrug 1843 22'850 000 8. — 
Die von 1801—21 erhöhten Zoll: und Accifefäge wurden auf 21'681 566, 
bie in dieſer Zeit aufgehobenen oder ermäßigten auf 4134173 2%, ans 
gef lagen — es hätten alfo 1821 17.547393 8. mehr, und wegen ber 
olfemehrung von 293%, Proc. flatt der muthmaßlichen 36-878 260 fogar 
41849543 2. eingehen follen, es gingen aber 9'083 729 2. weniger 
als diefe Summe ein. Dagegen war 1849, weil für 13 Mill. &. Zoll 
und Acciſe aufgehoben worden war, mit Rüdfiht auf die Volksvermeh⸗ 
rung eine Ginnahme von 23415968 2. zu erwarten, während wirflid) 
34622284 2. oder 11,2 Millionen mehr in die Staatscafle floflen. 
Porter, Progress ©. 458. 490. — 1784 wurden in Preußen die 
Kaffee-Acciie von 6 auf 3 Gr. vom Pfund ge wodurd die Bin: 
nahme von 3 auf 500000 Thlr. anwuhs, Wiederhold ©. 167. 


Die britifche Steuer auf Seife trug am meiften, nämlih 1 Sch. 7.P. 
vom Kopf der Einwohner, ale ter Fuß 3 PB. vom Pfund harter und 
12/4 B. von weicher Seife war, bie Herablegung auf refp. 1/5 und 
1 3. erhöhte den Verbrauch des Kopfes von 6,2 auf 9,3 Pfd., ber 
Steuerbetrag fiel aber auf 1 Sch. 12/5 PB. Porter, Progress of the 
nation, 570. 


In den Dörfern pflegt die für die Gemeindecaſſe erforderliche Abgabe 
als Zufchlag zu den Schagungen und mit biefen zugleich erhoben zu 
werben, wobei auch die auswärts lebenden Bigenthümer von Liegen« 
fchaften getroffen werden. — Das Wort octroi (von actrier, bewilligen, 
ermädtigen, aus anetorare abgeleitet) bezeichnet ſowohl eine landes: 
herrliche Bewilligung im Allgemeinen, als eine fRädtiiche Aufwandsſteuer 
insbefondere. In Baris fam ſchon 1323 eine folche von 1 den.p. livre 
(a0) der eingebenten Waaren vor, wovon der König aber */s 308, 
wie denn 1562 die Hälfte aller Octrois für ten Staat beflimmt und 
1681 die Yortdauer ter meiften Octrois verordnet murde, Encycl. möth. 
Abth. Finances III, Artikel Octroi. — Die flarfen Octrois im heutigen 
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Frankreich find ein Begenftand vieler Beichwerden. Rad Barrillon 
(Supression des O. Lyon, 1841) find 1420 Ortfchaften, welche 75 Mill. Fr. 
auf dieſem Wege in die Gemeindecaſſen bezahlen. Bon 1806 bis zum 
Geſet v. 17. Dei 1852 bezog der Staat 10 Proc. aller ſtaͤdtiſchen 
Oetrois. 1850 war der Rohertrag aller Dctrois 95 Mill. Fr., worunter 
37 Mill. von Paris. 1863 beflanden 1514 Octrois. Paris hatte 1862 
78,9 Mil. Cinnahme. Auf den Kopf der Binwohner famen in manchen 
Drten nur einige Gentimen, in Marfeille 25, in Paris 40 Fr. Aus⸗ 
führlihe Angaben bei de Parieu, Traitö IV, 135. — Im nei 
Stalien wurde fehr über bie Laft der Octrois geklagt. Bin Geſetz 
von 1863 regelt nicht allein die Steuer, welde der Staat von 
geiftigen Fluͤſſigkeiten und Fleiſch erhebt, fondern auch den den Gemein⸗ 
den geftatteten Zuſchlag zu dieſen Begenfländen und gefattet weitere 
ftädtitche Abgaben von anderen Nährmitteln, Yutter, Heizmitteln, Baus 
floffen * Seite, Wett u. a. Dingen. Der Tarif des bödften zuläffigen 
Abgabenſatzes wird von ber Regierung beftimmt. Die Gemeinde fann 
die Erhebung der Steuer und Bemeindeabgabe ſelbſt übernehmen, wenn 
fie für einen gewiflen Ertrag der erfleren Baftet Was über die Mini: 
mum eingeht, wird gleichheitlich zwifchen der Staates und Gemeinde⸗ 
cafle getheilt, de Parieu IV, 377. — Sn Belgien beflanden 1860 in 
18 @emeinden ſtaͤdtiſche Aufiwandsfteuern von vielerlei @egenfländen, 
wobei mehr Grhebungsperfonal beicäftigt war ale bei ben Steuern 
bes Staates und viel Steuerbetrug vorfam. Der Rohertrag war 
12, Mil., der reine 10,6 Mil. Fr. Im Folge mehrjähriger Bes 
fprehungen des Begenflandes kam durch den Finanzminiſter Freèere⸗ 
Drban das Geſetz vom 18. Juli 1860 zu Stande, in weldem bie 
Octrois abgefchafft wurden. Es bleibt nur von Bier, Branntwein 
und MRübenzuder ein Zufhlag zu den Aufwanbdsfteuern des Staates, 
ferner ein Zufchlag zu dem Ginfuhrzoll auf Wein und Branntwein, 
Golonialzuder und Kaffee, auch ein Theil des Meinertrages des Boft 
wird zu Hülfe genommen, um bie Städte ſchadlos zu halten Der 
Gefammtertrag dieſer Mittel (muthmaßlich mindeftens 15 Mill. Fr.) 
wird nach Berhältniß der Schakungen unter alle Gemeinden vertheilt, 
fo dag aud diejenigen, welche Feine Octrois hatten, theilnehmen (gegen 
3 mil) Es hören alfo 5—6 Mill. Kr. Ortsabgaben von Mehl, 
Brot, Schlachtvieh, Kleifh, Butter, Ciern, Fiſchen, Steinkohlen sc. 
auf. Jede Gemeinde muß wenigftens foviel erhalten, als ihr Octroi 
rein abgeworfen Hatte. Aueſu a hierüber de Parieu, Traité V,39. 
(56 wäre das Cinfachſte gewelen, jeder Stabt das Aufbringen des bis⸗ 
herigen Octroi⸗Ertrages vermittelt eines Zufchlages zu den Schagungen 
zu überlaffen, was jedoch bei dem beftehenden Steuerfyftem nicht gerecht 
und billig fhien. Man mußte es daher vorziehen, einige Aufwands⸗ 
feuern im ganzen Staat zu erhöhen, was feine Koften und Beichwer: 
lichkeiten veruriacdhte. Die Gemeinden, die fein Octroi hatten, können 
ihre Antheile zur Verminderung ihrer Umlagen oder für andere Zwecke 
Denen. e6 bleibt aber der Zweifel übrig, ob bei diefer Entſchaͤdigung 
der Städte vermittelt allgemeiner Staatseinfünfte nicht andere Orte 
verkürzt werden.) — 7 badiihe Städte haben ſolche fädtifche Auflagen. 
In Mannheim betrugen fie 1854 36634 fl., wovon 27268 fl. von 
Mehl, 3508 fl. von Bier, 3214 fl. von Heizmitteln, 2693 fl. von 
Wein. In Karlsruhe fommt aud eine flädtifche Abgabe von Liegen: 
fhaftsverfäufen im Betrage von 2000 fl. vor. 


$. 418. 
2) Aus den einzelnen Aufwanböfteuern läßt ſich nicht ein 
ſolches vollſtaͤndiges Ganzes mit einer guten BVertheilung unter 
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bie verfchiebenen Zweige ber Einkünfte bilden, wie es bei den 
Schagungen erftrebt werden kann, body muß audy die Befteue- 
rung des Aufwandes auf eine genaue Statiftif der Erzeugung, 
Bertheilung und Berzehrung ber Güter in einem Volke geftüßt 
werben. Hieraus ift zu ermefien, weldye Wirkung eine gewiſſe 
- Steuer auf die verfchiedenen Bolköclaffen nad) dem Umfange 
ihrer Ausgaben Außern werbe. Stüppuncte biezu liefern bie 
Erfahrungen über den Ertrag der beftehenden Steuern und über 
deſſen Beränderungen im Bergleicd mit der Zunahme der Volks⸗ 
menge, 8. 410. Wo ed an anderen ftatiftifchen Thatſachen 
fehlt, da giebt wenigftend die durchfchnittliche Zus oder Abnahme 
des Verbrauches auf den Kopf der Einwohner ein Zeichen, ob 
man bie Steuer noch erhöhen dürfe oder vielmehr erniedrigen 
müffe. 

3) Unter übrigens gleichen Umftänden find diejenigen Gegen 
fände vorzuziehen, bei denen am wenigften Betrug zu befürchten 
ift, was von der DOffenkundigfeit der Hervorbringung, der Vers 
fendung, des Anfaufs u. dgl. herrührt; doch läßt ſich durch 
zwedmäßige Feftfebung der Steuerfchuldigkeit die Gefahr des 
Betruges beträchtlich vermindern (a). Dagegen werden foldhe 
Artikel mit Recht audgefchloffen, die, wenn fie auch fonft ans 
gemeflen fein möchten, im Berhältniß zu den Koften der Er⸗ 
bebung, Ueberwachung und Verrechnung zu wenig eintragen 
würden. 


(a) In Großbritanien find zweirädrige Perfonenfuhrwerke ſteuerbar, wenn 
fie über 21 2. foflen. Man ſucht der Steuer durch mancherlei Kunſt⸗ 
griffe auszumweichen, 3. B. vermittelt einer Schenkung ober des gleichs 
zeitigen Ankaufes einer Beitfche um fehr hohen Preis u. dgl. 


8. 419. 


4) Die Aufmandöfteuern follen ihrer Beftimmung nach auf 
bie entbehrlichen Ausgaben für den Gütergenuß fallen. Würbe 
bie Gütererzeugung noch weiter gefchmälert, als es durch Eins 
fchränfung der Käufer unvermeidlich if, fo wäre dieß ein nidyt 
beabfichtigtes und durch nichts vergüteted Uebel. Steuern auf 
Dinge, die ald Beftanbtheile des Gapitalaufwandes zur Hervor⸗ 
bringung anderer Güter dienen, 3. B. Stoffe zu Werkzeugen, 
zum Häufers und Schiffsbau, Verwandlungs⸗ und Hülföfloffe 
und bergl., wiberflreiten biefer Regel. Die Wirkung folcher 
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Steuern läßt ſich nicht genau verfolgen, weil fie fih auf bie 
Preife einer Menge von anderen Erzeugnifien fortſetzt; es ift 
daher ungewiß, von welchen Glaffen des Volkes und in weldyem 
Maaße fie getragen werben, gewiß aber ift mehrfacher Rachtheil; 
ed wird bie Anwendung müplicher Hülfsmittel der Hervor⸗ 
bringung verhindert oder erfchwert und ber inländifche Gewerbs⸗ 
mann burdy Bertheuerung ber Erzeugnifie bei dem Mitwerben 
mit Ausländern, indbefondere bei ber Ausfuhr, in eine uns 
günftigere Stellung geſetzt. Eine foldhe Steuer ſchadet der 
Volkswirthſchaft mehr, als ihr Ertrag anzeigt, weil fie manche 
einträgliche Unternehmung oder Verbefierung gar nicht zu Stande 
fommen läßt (a). 

(a) Parnella.a.D. ©. 22. 
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5) Zu ber Sicherheit der beabfichtigten Ueberwälzung wie 
zur Erleichterung der Steuerlaft trägt es bei, wenn die Steuer 
kurz vor dem Mebergang eines Gegenftandes an den Zehrer 
erhoben wird. Dieß läßt fih fo darthun: a) Der Zins für 
ben bei der indirecten Erhebung zu leiftenden Steuervorfchuß 
muß im Preiſe des befteuerten Gegenſtandes neben ber Steuer 
felbft erfegt werden, und da die Umlaufszeit ded Gapitaled 
nicht genau befannt ift, fo rechnen bie Berfäufer wohl auch 
auf den ungünftigen Fall und fordern mehr Zinfen, als fie im 
Durchſchnitt nöthig hätten, jo wie fie ſchon des Gewerbsgewinnes 
wegen mehr ald den üblichen Zins anfegen. Je eher biefer 
Vorſchuß beim Verkaufe erftattet wird, befto geringer ift bie 
Bertheuerung durch den Zins (a). b) Es werden verfchiedene 
Berlufte verhütet, die fonft zulegt wieder von den Käufern 
erfegt werden müflen, 3. B. durch Schwinden, Eintrodnen, 
Auslaufen, Verderben der Vorräthe, unverfaufte Reſte u. dgl.(d). 
ec) Steuern, die in einem früheren Zuftande eined Gutes, 
etwa von dem Rohftoffe, erhoben werben, können auch andere 
Verwendungen beflelben treffen, die man nicht zu befteuern 
beabfichtigt ($. 419) — (ec). Laͤßt fih aus anderen Gründen 
eine Abgabe diefer Art nicht vermeiden, fo muß wenigftens 
bei der Ausfuhr der Kaufwaaren bie bezahlte Steuer vergütet 
werden, was jedoch nicht ohne verfchiedene Unbequemlichkeit ift. 
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(a) Jedoch erfolgt diefe Vertheuerung durch die Binfen barum nicht volls 
fländig, weil gewöhnlich Schon fogleich nach der Einführung der Steuer 
ein Breisaufichlag der belegten Waaren verſucht und durchgeſetzt wird, 
wenn glei die Berfäufer noch Vorraͤthe von unverfleuerten Waaren 
befigen. — Ricardo (Gap. 29) wendet gegen Say Bolgenbes ein: 
Henn der Fabricant die Steuer von 1000 Fr. erſt nad einem Jahre 
erfeht erhält und daher 100 Fr. Zinfen darauf ſchlägt, fo hat dagegen 
der Conſument den ugen, die 1000 Fr. ein Jahr fpäter zu bezahlen, 
fo daß ihm, wenn er fie unterbeß ausleiht, die Zinfen zu Gute kom⸗ 
men (bier ift die franzöfliche Ueberfepung uU, 283 fehlerhaft). Allein 
wenn im erften Jahre die Steuer noch feine Wirkung auf den Preis 
der Kunflwaare hätte, fo müßte der Zehrer gar niht, daß er dieſe 
fünftig höher bezahlen muß, und an das Ausleihen biefer ganzen, bei 
vielen Menfchen in feinen Summen zerftreuten Zinserfparniß wäre 
nicht zu denen. 


(8) Rastpeile der engliichen Blasaccife, die man von der flüffigen Blas- 
mafle im Dfen erheben durfte, Mac Culloch, Handb. I, 717. 


(6) 3. 3. eine Auflage auf Badfleine und Ziegel, flatt auf znohnungen. — 
In der neuen Statt Ludwigshafen, Mannheim gegenüber, iſt eine 
ſtaͤdtiſche Umiage (octroi) auf Bauftoffe angeordnet worden. Die Papier: 
feuer in England beläftigte die Hutmacher, die Berfertiger fünfllicher 
Blumen ıc. Bgl. $. 442. 
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6) Eine Steuer auf die nöthigen Lebensmittel, ald Kars 
toffeln, Mehlfruͤchte, Heizftoffe, Leinwand u. dgl., ift fehr ein- 
trägli) und wirft ungefähr wie eine Kopffteuer, weil der Bei- 
trag eines Jeden hauptfächlic von der Zahl feiner Hausgenofien 
beflimmt wird, aber eben darum verlegt fie den Grundſatz, daß 
die Steuerfähigfeit den Maaßſtab der Belegung bilden folle (a). 
Man hat folhe Steuern in der Erwartung vertheidigt, daß fie 
auf die Lohnherren übergewälzt werben, weil der Lohn zu jeder 
Zeit den nöthigen Unterhalt vergüten müffe, I, $. 192. Allein 
auf diefe Ueberwälzung ift nicht mit Sicherheit zu rechnen. 
Der Lohn entfpriht nur, dem mittleren Bedarfe und die Ber: 
theuerung der Lebensmittel wird wenigftend dem Water einer 
zahlreichen Bamilie nicht vergütet. Der Lohn zeigt überhaupt 
eine geringere Beweglichkeit, ald die Preife der Waaren. Ob⸗ 
gleich für ihn der Preis der Lebensmittel immer einen Anhalts- 
punct giebt, fo übt doch das Verhaͤltniß des Angebotes zu dem 
Begehre von Arbeit in verfchiedenen Befichäftigungen und Gegen⸗ 
den einen mächtigen Einfluß auf die Lage der Lohnarbeiter. 
So lange der Kohn noch oberhalb der durch den unabweislichen 
Lebensbedarf beftimmten Graͤnze flieht, kann er bei ungünfligem 


Mitwerben finten, ohne daß dad Angebot abnimmt, und bie 
Rau, pollt. Dekon. II. 2. Abth. 5. Ausg. 15 
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Vertheuerung ber Lebensmittel vermag ihn nicht ſogleich zu 
erhöhen, fondern erft dann, wenn eine Abnahme des Angebots 
von Arbeit bei gleichem oder zunehmendem Begehre bemerflich 
wird. SIR dieß nicht der Ball, fo bleiben bie erwähnten Steuern 
ganz oder zum Theile auf den Arbeitern liegen, und dann find 
alfo die Steuern der genannten Art fehr nachtheilig. 


(a) v. Hogendorp vermuthete, daß ſelbſt die bloßen Daglöhner bei einem 
Jahreseinkommen von 150 fl. etwa 16 Proc. beffelben abgeben koͤnnen 
(was fehr zweifelhaft if) und will, daß durch paflende Auswahl der 
Steuerodjecte jeder begüterten Glaffe noch eine weitere Laſt auferlegt 
werde. Lettres sur la prosper. nat. II. 52. 


8. 422. 


Jene Ueberwälzung ift aber auch da, wo fie gelingt, nicht 
ohne bedenkliche Folgen (a). Wenn die größere Lohnausgabe 
nicht durch eine andere Koftenerfparung aufgewogen werben 
fann, fo muß der Lohnherr fuchen, fie durch eine Preiserhöhung 
feiner Erzeugniffe erfegt zu erhalten (a), und zwar nach dem 
Maafe der zur Erzeugung erforderlichen Menge von Arbeit, 
I, $. 203. Erlangt er nicht den vollen Erfab der Mehraus⸗ 
gaben, die ihm der höhere Lohn und die vertheuerten Einkäufe 
von Gewerböerforderniffen verurfachen, fo wird fein Gewerbss 
verdienft gefchmälert und die Fortdauer ded Gewerbes bebrobt. 
Erfolgt dagegen für den Augenblid die Preiserhöhung der 
Waaren, fo kann hiedurch ber auswärtige Abſatz gefchmälert 
werden. Was die im Lande verzehrten Gegenftände betrifft, fo 
fallt ihre Preiserhöhung allen denjenigen Bürgern zur Lafl, 
welche fi) nicht wieder eine Bergütung im Preiſe anderer 
Leiftungen verfchaffen fönnen, alfo 3. B. den Rentnern, ben 
Unternehmern in Anfehung ihres perfönlichen Verbrauches und 
ben Befoldeten. Dan fteht, daß eine ſolche Steuer, wie bie in 
bem oben betrachteten Balle ($. 419), weit eingreifende, ſchwer 
genau zu überblidende Wirkungen bervorbringt, die nur darum 
gewoͤhnlich nicht als fehr nachtheilig erfcheinen, weil der auf 
ſolche Weife ſich vertheilende Steuerbetrag nicht groß war. 

Aus allen diefen Erwägungen folgt die Unräthlichkeit einer 
Befteuerung der unentbehrlichften Dinge (5). 


(a) Ueber dieſe Ueberwälgung A. ad UI, 292. — NRicarbo, 
Gap. 16. — Smith tritt hier der Anfiht von M. Deder bei, „daß 
gewiſſe Steuern im Preiſe gewifler Güter bisweilen 4 — bfa gehäuft 
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vorkommen,“ daß man 3. DB. im Preife des Leders nicht nur bie Steuer 
vom Leder ber eigenen Schuhe, fondern auch von denen des Schuh⸗ 
machere und Gerbers bezahlen müfle und daß mithin der Zehrer für 
alle Landeserzeugnifle etwas mehr auszugeben babe, um ben auf die 
arbeitende Glaffe fallenden Theil der Lederfleuer zu vergüten. Schon 
Ricardo hat die Hierin liegende Webertreibung widerlegt. Da die 
Ausgabe für diefen Artikel nur ein Heiner Theil aller Unterhgltskoflen 
des Arbeiter if, fo koͤnnte felbft im Kalle einer vollftänbigen Ueber: 
wälzung ber Su, der noch aus diefer Urſache zu dem Lederpreife 
fömmt, nur unfühlbar gering fein, es ift aber überhaupt nicht anzus 
nehmen, daß Beränderungen in einem ber vielen Eleinen Beftandtheile 
der Iahredausgabe auf den Lohn wirken. — Man bat die hohe Accife 
in Holland und den dadurch bewirkten hohen Lohn als eine der Urs 
ſachen vom Berfall diefes Landes angefehen (Luzac, Betrachtungen 
über den Urfprung bes Handels und der Macht der Holländer, Greifs⸗ 
wald 1790, IV. 91), und bie britifchen Fabrikherren drangen aus diefem 
Grunde auf die Wegräumung der Ginfuhrzölle von Getreide. Dagegen 
bat man in Großbritanien und Frankreich vielfältig aus der Höhe der 
Aufwandsfteuern und folglich des Lohnes die Nothwendigkeit eines Zoll 
fhußes abzuleiten verſucht. Das bisherige Steuerfyftem Großbritaniens 
iR offenbar in biefer Hinfidt fehlerhaft. 

(5) Nec imponi debent tributa iis rebus, quas ad vitam praecise susten- 
tandam sunt necessariae, sed iis potius, quae deliciis deserviunt, aut 
curiositati, aut ostentationi et pompae. Bio enim fiet, ut correcto im- 
modico luxu major oneris pars incumbat in ditiores et magis potentes, 
et subleventur agricolae et opifices, quae communitatis pars vel maxime 
fovenda et conservanda est in rep. D. Saavedra Faxardo, Idea 
principis Christiani, Symb. 67. (fcharffichtiger fpanifcher Politiker des 
17. Jahrhunderts, I, $. 37 (e)). — Mit obigen Sägen fliimmt Mac 
Culloch überein, Taxstion ©. 98 fi. 


g. 423. 


7) Bei den entbehrlichften, einem verfeinerten Luxus ans 
gehörenden, hauptfächlich nur den Reichen zugänglichen Genüffen 
würden fehr hohe Steuerfäge gerecht fein. Diefe find daher 
öfterd angerathen worden (a). Es flehen ihnen jedoch andere 
Rüdfichten entgegen, denn theild trägt eine ſolche Steuer wenig 
ein, weßhalb auch die Erhebung zu koſtbar wird, — theile 
bewirkt die flarfe Bertheuerung von Dingen diefer Art bei ber 
bekannten Beränberlichfeit der Mode leicht, daß man ihren Ber 
brauch aufgiebt und auf eine andere Ausgabe verfällt, $. 417. 
Daher dürfte der Steuerfuß bei den erwähnten Gegenfländen 
nur mäßig fein, wobei aber vollends der Ertrag für die Staats⸗ 
caffe gering wird. Die Befteuerung ſolcher Genußmittel if 
deshalb nur rathfam, wo ſich &elegenheit zu einer leichten Er: 
bebung barbietet, wie bei den Zöllen. Am einträglichften find 
bie Steuern von Waaren, welche, ohne zu ben bringenbften 
Bebürfnifien zu gehören, doch allgemein gefchäst find und in 

15° 
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Bertbeuerung ber Lebensmittel vermag ihn nicht ſogleich zu 
erhöhen, fondern erfi dann, wenn eine Abnahme bed Angebots 
von Arbeit bei gleichem oder zunehmenbem Begehre bemerflidy 
wird. Iſt dieß nicht der Fall, fo bleiben bie erwähnten Steuern 
ganz oder zum Theile auf den Arbeitern Itegen, und dann find 
alfo die Steuern der genannten Art fehr nachtheilig. 
(a) v. Hogendorp vermuthete, daß felbft die bloßen Taglöhner bei einem 
Sahreseintommen von 150 fl. etwa 16 Proc. beffelben abgeben koͤnnen 
(was fehr zweifelhaft if) und will, daß durch paſſende — der 


Steuerobjecte jeder begüterten Claſſe noch eine weitere Laſt auferlegt 
werde. Lettres sur la prosper. nat. II. 52. 


g. 422. 


Jene Meberwälzung ift aber auch da, wo fie gelingt, nicht 
ohne bedenkliche Folgen (a). Wenn bie größere Lohnaudgabe 
nicht durch eine andere Koftenerfparung aufgewogen werben 
fann, fo muß ber Lohnherr fuchen, fie durch eine Preiserhöhung 
feiner Erzeugniffe erfegt zu erhalten (a), und zwar nach dem 
Maaße der zur Erzeugung erforberlihen Menge von Arbeit, 
I, 8. 203. Erlangt er nicht den vollen Erfab der Mehraus⸗ 
gaben, die ihm ber höhere Lohn und bie vertheuerten Einkäufe 
von Gewerbserforderniſſen verurfachen, fo wird fein Gewerbs⸗ 
verbienft gefchmälert und die Fortdauer ded Gewerbes bedroht. 
Erfolgt dagegen für den Augenblid die Preiserhöhung der 
Waaren, fo kann hiedurch der auswärtige Abſatz gefchmälert 
werden. Was die im Lande verzehrten Gegenftänbe betrifft, fo 
fallt ihre Preiserhöhung allen denjenigen Bürgern zur Laſt, 
welche fi nicht wieder eine Vergütung im Preiſe anderer 
Leiftungen verfchaffen Eönnen, alfo 3. B. den Rentnern, ben 
Unternehmern in Anfehung ihres perfönlichen Verbrauches und 
den Bejoldeten. Man fteht, daß eine folche Steuer, wie bie in 
dem oben betradyteten Balle ($. 419), weit eingreifende, ſchwer 
genau zu überblidende Wirkungen hervorbringt, die nur darum 
gewöhnlich nicht. als ſehr nachtheilig erfcheinen, weil der auf 
ſolche Weife ſich vertheilende Steuerbetrag nicht groß war. 

Aus allen diefen Erwägungen folgt bie Unräthlichfeit einer 
Befteuerung der unentbehrlichften Dinge (B). 


(a) Ueber dieſe Ueberwälgung 4. aa UI, 292. — Ricardo, 
Gap. 16. — Smith tritt hier der Anfiht von M. Deder bei, „daß 
gewiffe Steuern im Breife gewiſſer Guͤter bisweilen 4— bfach gehäuft 
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vorfommen,“ daß man 3. DB. im Preife des Leders nicht nur bie Steuer 
vom Leder der eigenen Schuhe, fondern auch von denen des Schuhs 
machers und Gerbers bezahlen müfle und daß mithin der Zehrer für 
alle Landeserzeugnifie etwas mehr auszugeben babe, um ben auf die 
arbeitende Claſſe fallenden Theil der Lederfieuer zu vergüten. Schon 
Ricardo Hat die Hierin liegende Webertreibung widerlegt. Da bie 
Ausgabe für diefen Artikel nur ein Heiner Theil aller Unterhgltskoflen 
des Arbeiters ift, fo koͤnnte felbft im Falle einer vollländigen Weber: 
wälzung ber Su der noch aus diefer Urfache zu dem Lederpreife 
tömmt, nur unfühlbar gering fein, es ift aber überhaupt nicht anzus 
nehmen, daß Beränderungen in einem der vielen Heinen Beftandtheile 
der Jahresausgabe auf den Lohn wirken. — Man Hat die hohe Acciſe 
in Holland und den dadurch bewirkten hohen Lohn als eine der Urs 
ſachen vom Verfall dieſes Landes angefehen (Luzac, Betrachtungen 
über den Urfprung des Handels und der Macht der Holländer, Greifs⸗ 
wald 1790, IV. 91), und die britifchen Fabrifherren drangen aus diefem 
Grunde auf die Wegräumung der Einfuhrzölle von Getreide. Dagegen 
bat man in Großbritanien und Frankreich vielfältig aus der Höhe ber 
Aufwandsfleuern und folglich des Lohnes die Nothwendigfeit eines Zolls 
ſchutzes abzuleiten verfuht. Das bisherige Steuerfyftem Großbritaniene 
iM offenbar in diefer Hinficht fehlerhaft. 

(5) Nec imponi debent tributa iis rebus, quae ad vitam praecise susten- 
tandam sunt necessariae, sed iis potius, quae deliciis deserviunt, aut 
euriositati, aut ostentationi et pompae. Sic enim fiet, ut correcto im- 
modico luxu major oneris pars incumbat in ditiores et magis potentes, 
et subleventur agricolae et opifices, quae communitatis pars vel maxime 
fovenda et conservanda est in rep. D. Sasavedra Faxardo, Ides 
principis Christiani, Symb. 67. (fcharffichtiger ſpaniſcher Politiker des 
17. Jahrhunderts, I, 6. 37 (c)). — Mit obigen Sägen ſtimmt Mac 
Gullod überein, Taxation 98 ff. 


8. 423. 


7) Bei den entbehrlichften, einem verfeinerten Luxus ans 
gehörenden, hauptfächlidy nur den Reichen zugänglichen Genuͤſſen 
würben fehr hohe Steuerfäge gerecht fein. Dieſe find baher 
öfterd angerathen worden (a). Es ftehen ihnen jedoch andere 
Rüdfichten entgegen, denn theild trägt eine ſolche Steuer wenig 
ein, weßhalb aud die Erhebung zu koſtbar wird, — theils 
bewirkt die ftarfe Vertheuerung von Dingen biefer Art bei der 
befannten PBeränderlichfeit der Mode leicht, daß man ihren Bers 
brauch aufgiebt und auf eine andere Ausgabe verfällt, $. 417. 
Daher dürfte der Steuerfuß bei den erwähnten ©egenfländen 
nur mäßig fein, wobei aber vollend& der Ertrag für die Staats» 
caffe gering wird. Die Befteuerung folcher Genußmittel if 
deshalb nur rathſam, wo ſich Gelegenheit zu einer leichten Er- 
bebung barbietet, wie bei den Zöllen. Am einträglichften find 
bie Steuern von Waaren, weldye, ohne zu ben bringendfien 
Bebürfniffen zu gehören, doch allgemein gefchäst find und in 
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großer Menge verbraucht werben, namentlich auch von ben befler 
bezahlten Xohnarbeitern. Wird auf diefe Weife auch das geringe 
reine Einfoinmen der Arbeiter ſchon einigermaßen belegt, fo 
werben wenigftend bie Begüterten verhältnigmäßig ftärfer ges 
troffen.- Den Lohnarbeitern läßt fih dafür, daß fie vielleicht 
ſchon zu den Aufwandsfteuern nad) dem ganzen Maaße ihrer 
Steuerfähigfeit beitragen, bei den Schapungen die gehörige 
Schonung bewilligen, $. 396. Eine Steigerung bed Lohnes 
ift von ſolchen Steuern nicht zu erwarten, weil fie bie in ber 
ungünftigften Lage ftehenden Arbeiter nicht treffen. 

8) Die Steuer follte nicht zugleich noch andere Preis- 
erhöhungen verurfachen, die nicht der Staatscafle, fondern eins 
zelnen Gewerbtreibenden ıc. auf Koften ihrer Mitbürger zu Gute 
fommen. Dieß könnte dann gefchehen, wenn ein nicht beſteuerter 
Gegenſtand zu gleicher Verwendung taugli if, wie ein mit 
ber Steuer belegter, und jener deßhalb flärkeren Begehr erhält (2). 


(a) 3. B. von Rousseau, Discours sur 1’6o. pol. 


(5) Diefe Wirkung findet am häufigſten bei der Beſteuerung von Einfuhr: 
egenftänden ftatt, wenn die im Lande erzeugten Güter gleicher Art 
keiner Abgabe unterliegen. Die Zuläffigkeit einer ſolchen Eheuer hängt 
von dem Bebürfniß des Schuges für bie inländifchen Gewerbe ab, $. 446. 


8. 424. 


Die mandfaltigen, in den einzelnen Staaten eingeführten 
Aufwandöfteuern (a) fönnen nad der Art ihrer Erhebung in 
folgende Abtheilungen gebracht werden: 

1) unmittelbar erhobene oder dDirecte, 2. Abfap; 

2) mittelbar erhobene oder indirecte, und zwar 

a) von Waaren, die im Innern bed Landes im Ders 
fehre find, Accife oder Auffchlag, 3. Abſatz; 

b) von Waaren, welde die Graͤnze des Staatögebieted 
überfchreiten, Gränzzölle ober Zölle im eigent- 
lihen Sinne, 4. Abfag. 


(a) Biederhold, Handbud der Literatur und Geſchichte der inbirecten 
Steuern, Marburg 1820. — Die Sammlungen von Geſetzen und Bers 
ordnungen verlieren wegen der häufigen Beränderungen meiftens bald 
ihre Brauchbarkeit. (Heß) Bolf. Sammlung aller Geſetze und Bers 
ordnungen über Zoll, Accis, Ohmgeld, Glaffenfteuer und Straßengelb 
im Großh. Baden, Karlsruhe 1827. Sammlung aller nod gültigen 
Geſetze und Berorbnungen über die directen Steuern im Großh. Baden, 
Karlsruhe 1839. — Philippi, Sammlung fämmtlicher neuer preuß. 
Geſetze über die indirecten Steuern, Köln 1830. Nachtrag 1836. — 
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5 Tlaume, yes ber preuß. Steuers und Sollgefeßgebung, 
1844. — Berger, Die im K. Sachen erfhienenen Geſetze und 
Berorbnungen über indirecte Abgaben, Leipzig 1835, 40 


2. Abfap. 
Unmittelbar erhobene Aufwandäftenern. 
8. 425. 


Die unmittelbare Erhebung ber Steuer von den Perfonen, 
welche einen gewifien Aufwand machen, iſt infoferne einfacher, 
als fie die Beiziehung eined Dritten, der die Steuer vorjchießt 
und fich wieder beim Verkaufe erfegen läßt, unnöthig macht; 
dennoch werden bie meiften, gemwöhnlichften und ergiebigften 
Aufwandöfteuern mittelbar erhoben, weil dieß bei ihnen leichter 
zu bewerfftelligen ift, indem ein Berkäufer den Vorſchuß für 
viele Käufer leiftet, deren häufige Einfäufe und Verzehrungen 
von den Steuerbeamten nicht überwacht werden fönnten. 
Gründe für die unmittelbare Erhebung finden Statt 

1) bei dem Gebrauche von Gegenftänden langer Dauer, bie 
einen jährlichen Verluſt durch Zins und Abnutzung, oder eine 
Miethausgabe oder auch noch Unterhaltskoften verurfachen, wenn- 
biefer Gebrauch äußerlich fihtbar und nicht leicht zu verheim⸗ 
lichen und der Aufwand beträchtlich genug ift, um eine Bes 
fteuerung zwedmäßig zu machen, 

2) wenn verjchiedene Ausgaben fortdauernd für einen ge⸗ 
wiſſen Zweck gemacht werben und daher als zuſammengehoͤrig 
eine Beſteuerung zulaͤſſig machen (z. B. Dienſtboten); 

3) wenn kein Verkaͤufer vorhanden iſt, dem man den Vor⸗ 
ſchuß auferlegen koͤnnte, z. B. beim Verbrauche von Wein 
oder Schlachtvieh durch den Landwirth ſelbſt, $. 294 — (a). 

Diefe direct erhobenen Aufwandsfteuern find größtentheils 
folche, die man im engeren Sinne Luxusſteuern nennt, weil 
fie auf einen leicht entbehrlichen, gemwöhnlid nur von Reichen 
gemadhten Aufwand gelegt find. Somohl deßhalb ald darum, 
weil man fie nicht hoch anfehen darf, damit der Lurus nicht 
in andere Richtungen gelenkt werde, pflegen fte wenig einzu- 
tragen. Sie laffen fich deßhalb nur in Laͤndern empfehlen, wo 
der Staatöbebarf fo groß iſt, daß man vielerlei Auflagen zu 
Hülfe nehmen muß und wo es viele reiche Stantöbürger giebt(b). 
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In Großbritanien findet man bie meiften Aufwandsſteuern biefer 

Art (e). 

(a) De PBarieu nimmt vier Gattungen von Steuern an: 1) von den 
Berfonen, 2) von den Sacdgütern (richesses), 3) von dem @üters 
gebrauch (jouissances), 4) von dem Verbrauch (des consommations). 
Trait6 II, 100. Die britte @attung bilden bie oben erflärten un⸗ 
mittelbar erhobenen Aufwanbdsfteuern. Diele vier Battungen laflen fi 
leicht unter die beiden Hauptelaflen: Schagungen und Aufwandsfteuern 
bringen. 

(5). In einigen Ländern müflen aud Titel und andere Ghrenaudzeichnungen 
verfteuert werden, wenn ber Befitzer fi) darum beworben hat. Mag 
auch die Erhebung einer Abgabe von ber Gitelfeit ſich rechtfertigen 
laffen,, fo trägt fie doch die Merkmale einer Steuer nicht an fi, weil 
fie nad feinem wirtbfchaftlihen Umflande aufgelegt if, fie ericheint 
vielmehr als eine jährlich wiederholte Gebühr. In der ſaͤchſ. Bewerb: 
fleuer (Tarif B) bezahlt z. B. ein Doctor jährlih 2 Thlr., Hoftanz⸗ 
meifter 6 Thle., Hofconditor 12 Thlr., Berg⸗, Hof⸗, Rammerrath 
30 Thlr., Kammerherr 40 Thlr., geh. Rath I. Claſſe, Beneral, Hof: 
marfhall 120 Thlr. 

(6) Die assessed taxes wurden im Jahr 1798 als Kriegsfteuern eingeführt, 
feit 1820 aber auf manderlei Weife gemildert und Irland wurde 1823 
ganz befreit. 1840 erhöhte man ben Buß aller diefer Steuern um 
10 Broc., inbeflen find feitbem verfchiedene einzelne Veränderungen 
vorgenommen worden. Grtrag im Jahr bis zum 31. März 1859 
2027384 &. In der mit taxes bezeichneten Abtheilung bes britifchen 
Boranichlages if auch die Grundfleuer enthalten. Zieht man biefe 
nach ihrem Betrage von 1856 (1'161 200 2.) von den taxes ab, welche 
im D. 1861/2 und 1862/3 3176500 2. trugen, fo bleiben für bie 
Lurusfteuern 2:153000 2. übrig. — Die preuß. Lurusfeuern (Ediet 
vom 28. Oct. 1810) waren läflig und doch wenig ergiebig, weßhalb 
man fie 1814 wieder aufhob. 


8. 426. 


Die erheblichfte der hieher gehörenden Auflagen:ift die Wo h⸗ 
nungsfteuer, bie von jedem Bürger, er fei Haußeigenthümer 
oder Miethömann, nach dem muthmaßlichen Miethzinfe der von 
ihm bewohnten Räume entrichtet wird (a). Der Miethaufwand 
ift in vielen Fällen ein guted Kennzeichen ber Bermöglichkeit, 
indem bie meiften Menſchen auf die Annehmlichkeit einer 
geräumigen, bequemen und gefälligen Wohnung großen Werth 
legen und daher bie Wohlhabenden eine ihrem Einkommen 
entfprechende Ausgabe für diefen Genuß zu machen pflegen (b). 
Aber die Wohnung ift zugleich ein allgemeines unabweisbares 
Bebürfnig und viele Staatöbürger find durch Gewerbe ober 
anderen Beruf, Größe der Familie zc. genöthigt, eine Wohnung 
von einer gewiffen Ausbehnung, Lage und Befchaffenheit zu 
miethen, wenn fle auch im Verhältniß zu ihrem Einkommen in 
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läfligem Maaße koſtbar if. Andere, 3. B. Gapitaliften und 
viele ‘Benftonirte, haben hierin eine freiere Wahl. Rur der 
über jened Bebürfniß hinaus gehende Miethaufwand eignet ſich 
daher zur Befteuerung, und eine Miethfteuer, bie von allen 
Bürgern einen gewifien gleichen Theil der ganzen Miethausgabe 
in Anfprud nimmt, trifft Viele verhältnißmäßig zu ſchwer. Es 
wäre aber unaudführbar, auf foldye Umftände Ruͤckſicht zu 
nehmen und in jedem einzelnen Yale den entbehrlichen Theil 
der Miethbausgabe zu ermitteln (ce). Hiezu fommt, daß eine 
beträchtliche Wohnungsfteuer zur Einfchränfung in der Woh⸗ 
nung auffordert, hiedurch oft der Gefunpheit ſchadet, auch die 
Haudrente ded Eigenthümers herabvrüdt, der ſchon Hausfteuer 
entrichtet. Daher ift die Wohnungsfteuer da, wo bie Haus⸗ 
fleuer und die anderen Schagungen volftändig und gut eins 
gerichtet find, nicht zu empfehlen. Glaubt man in einem Lande 
biefelbe nicht entbehren zu können, fo ift es wenigftend rathfam 

1) einen geringen Miethbetrag fleuerfrei zu laflen, wobei 
aber die Gränze, über welcher die Steuer anfangen foll, ſchwer 
zu beflimmen ift, weil die Miethpreife in verfchiedenen Orten 
fehr ungleich find; 

2) die zu Gewerbözweden benugten Räume gar nicht ein- 
zurechnen, wenn fie fchon in einer Gewerbfteuer berüdfichtigt 
fin. 
Wird die Wohnungsfteuer von dem Hauseigenthümer (in- 
direct) erhoben, und demfelben erlaubt, fie von den Mieth- 
bewohnern erftatten zu laſſen, fo ift diefer Erfag nicht ficher, 
weil er mit dem Miethzins verbunden ift, von dem Mieths⸗ 
mann als Theil defielben betrachten wird und die erhöhte Mieth⸗ 
ausgabe viele Familien antreibt, fi) in der Wahl der Wohnung 
ſparſamer einzurichten. 

Eine nad der Zahl und Größe der gegen außen gehenden 
Deffnungen (Thüren und Zenfter) bemeſſene Steuer belaftet noch 
darum befonderd ungleich, weil fie je nach der Bauart einen 
verfehiedenen Betrag erreicht. Bei neuen Gebäuden fann man 
auf Erfparung an ber Steuer Bedacht nehmen, bei älteren iſt 
man durch bie zufällige Einrichtung berfelben gebunden (d). 


(a) 86 iſt nicht ungerecht, den Bigenthümer eines Haufes, in dem er felbft 
wohnt, in zwei Hinfihten zu behandeln, als Smpfänger einer Haus⸗ 
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In Großbritanien findet man die meiften Aufiwandöftenern dieſer 

Art (c). 

(a) De Parieu nimmt vier Gattungen von Steuern an: 1) von bem 
Berfonen, 2) von den Sachgütern (richeeses), 3) von dem Büters 
gebrauch (jouissances), 4) von dem Verbrauch (des consommations). 
Traitö II, 100. Die dritte Gattung bilden bie oben erklärten uns 
mittelbar erhobenen Aufwandsfteuern. Diele vier Battungen laſſen ſich 
leicht unter die beiden Hauptelaflen: Schagungen und Aufwandsfteuern 
bringen. 

(5) In einigen Ländern müſſen aud Titel und andere Chrenauszeichnungen 
verfteuert werden, wenn ber Befiger fih darum beworben hat. ag 
auch die Erhebung einer Abgabe von ber Gitelfeit ſich rechtfertigen 
laffen,, fo trägt ſie doch die Merkmale einer Steuer nit an fih, weil 
fie nad keinem wirthichaftlihen Umſtande aufgelegt if, fle ericheint 
vielmehr als eine jährlih wiederholte Bebühr. En der ſaͤchſ. Gewerb⸗ 
ſteuer (Tarif B) bezahlt z. B. ein Doctor jährlih 2 Thle., Hoftanz⸗ 
meifter 6 Thle., Hofconditor 12 Thlr., DBergs, Hof:, Kammerrath 
30 Thlr., Rammerherr 40 Thlr., geh. Rath I. Claſſe, General, Hof: 
marſchall 120 Thlr. 

(e) Die assessed taxes wurden im Jahr 1798 als Kriegsfleuern eingeführt, 
feit 1820 aber auf mancherlei Weife gemildert und Irland wurde 1823 
aanz befreit. 1840 erhöhte man den Fuß aller diefer Steuern um 
10 Proc., indeflen find feitdem verſchiedene einzelne Veränderungen 
vorgenommen worden. Ertrag im Jahr bis zum 31. März; 1859 
2027384 &. In der mit taxes bezeichneten Abtheilung des britifchen 
Boranfchlages ift auch bie Grundſteuer enthalten. Zieht man biefe 
nach ihrem Betrage von 1856 (1 161 200 2.) von den taxes ab, welche 
im D. 1861/2 und 1862/3 3176500 2. trugen, fo Bleiben für bie 
Zurusfteuern 2°153000 2. übrig. — Die preuß. Lurusfteuern (Cdict 
vom 28. Dct. 1810) waren laͤſtig und doch wenig ergiebig, weßhalb 
man fie 1814 wieder aufhob. 


g. 426. 


Die erheblichfte der hieher gehoͤrenden Auflagen-ift die Wo hs 
nungöfteuer, die von jedem Bürger, er fei Hauseigenthümer 
oder Miethömann, nad) dem muthmaßlichen Miethzinfe der von 
ihm bewohnten Räume entrichtet wird (a). Der Miethaufwand 
ift in vielen Fällen ein guted Kennzeichen der Bermöglichkeit, 
indem die meiften Menſchen auf bie Annehmlichkeit einer 
geräumigen, bequemen und gefälligen Wohnung großen Werth 
legen und daher bie Wohlhabenden eine ihrem Einkommen 
entfprechende Ausgabe für diefen Genuß zu machen pflegen (b). 
Aber die Wohnung ift zugleich ein allgemeines unabweisbares 
Beduͤrfniß und viele Staatsbürger find durch Gewerbe oder 
anderen Beruf, Größe der Familie ıc. genöthigt, eine Wohnung 
von einer gewiflen Ausdehnung, Lage und Beichaffenheit zu 
miethen, wenn fie au im Berhäftniß zu ihrem Einfommen in 
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laͤſtigen Maaße koſtbar if. Andere, 3. B. Gapitaliften und 
viele Penſionirte, haben hierin eine freiere Wahl. Nur ber 
über jened Bebürfnis hinaus gehende Miethaufwand eignet fidh 
daher zur Befteuerung, und eine Miethfteuer, die von allen 
Bürgern einen gewifien gleichen Theil der ganzen Miethausgabe 
in Anfprud nimmt, trifft Viele verhältnigmäßig zu ſchwer. Es 
wäre aber unaudführbar, auf ſolche Umftände Ruͤckſicht zu 
nehmen und in jebem einzelnen Falle den entbehrlichen Theil 
der Miethbausgabe zu ermitteln (c). Hiezu fommt, daß eine 
beträchtliche Wohnungsfteuer zur Einfchränfung in der Woh- 
nung auffordert, bieburch oft der Gefunpheit ſchadet, auch bie 
Hausrente des Eigenthümerd herabbrüdt, der ſchon Hausſteuer 
entrichtet. Daher ift die Wohnungsfteuer da, wo die Haus⸗ 
feuer und die anderen Schagungen volftländig und gut eins 
gerichtet find, nicht zu empfehlen. Glaubt man in einem Lande 
biefelbe nicht entbehren zu Können, fo iſt es wenigftens rathfam 

1) einen geringen Miethbetrag fteuerfrei zu laflen, wobei 
aber die Stränge, über welcher die Steuer anfangen foll, fchwer 
zu beflimmen ift, weil bie Miethpreife in verfchiedenen Orten 
ſehr ungleich find; 

2) die zu Gewerbszwecken benugten Räume gar nicht eins 
zurechnen, wenn fie fchon in einer Gewerbfteuer berüdfichtigt 
ſind. 

Wird die Wohnungsſteuer von dem Haudeigenthümer (ins 
direct) erhoben, und bemfelben erlaubt, fie von den Mieth- 
bewohnern erftatten zu laffen, fo ift diefer Erfag nicht ficher, 
weil er mit dem Miethzins verbunden if, von dem Mieths⸗ 
mann als Theil defielben betrachtet wird und die erhöhte Mieth⸗ 
ausgabe viele Familien antreibt, fh in der Wahl der Wohnung 
fparfamer einzurichten. 

Eine nad der Zahl und Größe der gegen außen gehenden 
Deffnungen (Thüren und Fenſter) bemeffene Steuer belaftet noch 
darum befonberö ungleich, weil fie je nad) der Bauart einen 
verjehiedenen Betrag erreicht. Bei neuen Gebäuden fann man 
auf Erfparung an ber Steuer Bebacht nehmen, bei älteren if 
man durch die zufällige Einrichtung derfelben gebunden (d). 


(a) Es iſt nicht ungerecht, den Bigenthümer eines Haufes, in dem er ſelbſt 
wohnt, in zwei Hinfihten zu behandeln, als Gmpfänger einer Haus⸗ 


() 


(e) 


(4) 
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tente und als Bewohner, vorausgeieht, daß bie Räume beliebig zu 
vermiethen wären, 6. 347. 348. Aber eine Wohnungsſteuer ift nur 
in Zeiten und Orten paflend, wo viele Berfonen in Miethe wohnen. — 
Das alte Rauchgeld (fumagium) und Heerdgeld (focagium) war eine 
Hausfleuer, Lang, Hiflorifche Entwidlung S. 60. Das von Sin- 
elair erwähnte Heerdgeld (hearth money) im 17. Jahrhuntert war 
wegen bes Drudes für die Dürftigen und wegen ber Befidhtigung ber 
Häufer durch die Steuerbeamten verhaßt. Es wurde beßhalb von 
Wilhelm III. aufgehoben und duch die von außen zu regelnde Fenſter⸗ 
fteuer erießt, wovon Kleine Landhaͤuſer (cottages) frei blieben. Mac 
Aulay, History of E. VIII, 103. Tauchnitz. 

Der Engländer Deder fchlug 1743 vor, alle anderen Arten der Accife 
(exeise) durch eine Wohnungsfteuer zu erfeßen, bei der jeboch auch auf 
die zu den Häufern gehörigen Ländereien Rüdfiht genommen werben 
follte; de Parien, Trait# II, 120. 

Die Miethausgabe ift bisweilen nur *ıo oder noch weniger, fie ſteigt 
aber auch öfters auf */s und felbft 1/a des Sinfommens. — Die fran⸗ 
zöflfche conftituirende Verſammlung batte bei der Anorbnung der Mos 
bifiarfleuer (contrib. mobilidre) angenommen, eine Miethe von 12000 Fr. 
entipreche einem 12*/sfahen Ginfommen, 3—5000 Fr. dem 8 fadhen, 
2000—2500 tem Hfachen, 500—1000 Fr. einem Afachen, 100—500 Fr. 
dem Ifachen, eine Miethe unter 100 Er. aber dem doppelten fleuerbaren 
Cinkommen, und es wurden 5 Proc. dieſes angeichlagenen Einkom⸗ 
mens als Wohnungsſteuer erhoben. Vaͤter von 3—6 Kindern, Tag: 
löhner, Handwerker, Kaufleute famen in eine niedrigere, Hageſtolze in 
die naͤchſt höhere Claſſe ꝛc. Diejenigen, welche fchon Grundſteuer zahl- 
ten, erhielten dafür eine niedrigere Feſtſetzung ihrer Mobiliarfteuer, ins 
dem man biefe nur dazu beflimmte, das Einkommen aus beweglichen 
Bermögen, Gewerben und Gehalten, salaires publics et prives, zu 
belaften. (So Fönnte man auch den Mangel einer Zinsrentenfleuer 
duch eine Wohnungsiteuer, von der aber alle anderen Schagungen 
abgezogen werden dürften, erfegen). Geſetz vom 18. Februar 1791. 
Code des contrib. dir. II, 25 

Befteuerung der Wohnungen in Franfreih: 1) Contribution 
mobilitre; neu geordnet im Finanzgeſetz vom 21. April 1832, eine 
Abgabe vom ab efhägten Betrage der Miethe, die Jemand für feine 
Wohnung entrichtet oder im eigenen Haufe verwohnt, wobei die für 
ein Gewerbe gebrauchten Räume nicht berüdfichtigt werden. (Der Name 
rührt daher, daß man eigentlid das gefammte bewegliche Vermögen 
zu beiteuern fuchte, fi aber wegen der dabei vorfommenden Schwierig: 
eiten an die Wohnungsausgabe hielt.) Auch Dienftwohnungen und 
foldye, die man nur einen Theil des Jahres benußt, werden angerechnet. 
Nur möblirte Wohnungen find fleuerbar, aber wenn bie Zimmereinrid: 
tung (Möbeln) dem Bermiether gehört, fo wird der für fie in dem 
Miethzinſe enthaltene Theil abgezogen. Dürftige bleiben frei. Diefe 
Auflage ift eine Repartitionafleuer und wirb mit der Berfonalfleuer zus 
fammen nad beftimmten Berhältniffen (die fchwerlich fehlerfrei find) 
unter die Departements, Arrondifiements und Gemeinden, in dieſen 
aber nad den valeurs locatives umgelegt, vgl. 8. 397 (5). Verſchie⸗ 
dene Berfuche, die Steuer nad den Bermögensumftänden der Bewohner 
einzurichten, find von dem Staatsrathe als dem Gelege widerftreitend 
unterfagt worden. Den Gemeinden, welde ein Octroi haben, ift 
erlaubt, die Perfonal: und Mobiliarfteuer ganz oder zum Theil aus 
ver Gemeindecafle zu bezahlen; davon machen jegt nur noch acht Städte 
Gebrauch. Block, Dictionn. ©. 561. de Parieu, Trait& II, 116. 
Der ganze Betrag ber Miethen wurde 1823 auf 304, 1829 auf 384 
Mil. Fr. angefchlagen. Mehrere Städte haben diefe Steuer ganz ober 
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theilweife in eine Theraceife umgewandelt. 2) Thür: und Fenſt er⸗ 
feuer, von Thüren, die ins Freie gehen und von Deffnungen, welde 
Licht von außen in die Gebäude fallen laſſen und mit Glas oder einem 
anderen Stoffe verichlofien find. Gin Fenſter, welches zwei Räume 
erhellt, wird für zwei gerechnet und es ift eine Menge näherer Vor⸗ 
fchriften gegeben worden um zu beflimmen, welche Deffnungen bie 
Steuerpflicht begründen. Ställe, Scheunen ꝛc. find frei, auch bie 
Merkräume großer Kubrifen (manufactures), die Gemaͤcher der öffent 
lihen Lehr: und Kranfenanftalten, aber nit die usines, in denen 
weniger Arbeits: ale Naturkräfte benupt werten, 3. B. Mühlen, 
Gießereien, Zuderfabrifen, ferner Werfitätten der Handwerker. (Offen: 
bar fehlt hier dem Geſetz ein fefter Grundſatz und die Sränzbeftimmung 
iR oft willfürlih.) Diefe Steuer wirb ebenfalld repartirt, doch mit 
einem Tarife, der zur Umlegung der auf jede Gemeinde treffenden Summe 
benußt wırd. Der GBigenthümer oder Miether eines ganzen Hauſes 
entrichtet die Steuer, ıft aber berechtigt, wenn nichts Anderes aus; 
bedungen wird, fie von jedem Miethsmanne fich erfeßen zu laflen. Der 
Tarif ift nach der Zahl der Deffnungen und der Einwohnerzahl der Orte 
abgeftuft. Bei einem Haufe von 6 und mehr Deffnungen 3. B. bezuhlt 
(Geſetz von 1832) in Städten von 10— 25000 @inw. ein Thorweg 
(porte cochäre) 7,40 Fr., eine gewöhnliche Hausthür und ein Kenfler 
im Erdgeſchoß und den beiden erflen Stockwerken 90 Bent., ein Fenſter 
im dritten Stockwerk und ff. 75 Gent. Bei weniger als 6 Deffnungen 
wird zwiſchen Fenſtern und Türen nicht unterfchieden und e8 zahlen 
3. B. in Orten unter 5000 Ginw. 5 Deffnungen 2,% Fr., 4 Def: 
nungen 1,@ Fr., 3 Deffnungen 0,% $r., 2 Deffnungen 0,%, eine 
einzige 0,9% Fr., in Städten über 100000 @inw. geben 4 Deffnungen 
6,90 Fr. Anſchlag für 1860: Hauptfumme (prineipal) 28% Mill. Fr., 
für 1863 29360000, für 1864 34-971 000 Fr., allgemeine und Depart.s 
Zuſchlaͤge 10°293000. Diele beiden Steuern werben in Frankreich mit 
Recht zu den bdirecten gezählt. — Großbritannien. 1) Bis 1834 
beftand eine Hausfleuer, welche von einem abgeihägten Miethbetrage 
von 5, feit 1825 erft von 10 2. St. an erhoben wurde und daher 
1831 von fämmtlicden 2-695 000 Wohnhäufern in England und Schott: 
fand nur 430 000 traf. Der Steuerfuß war von 10 bis 20 2. Miet 
ertrag Ita Sch. vom 2. — T!/a Proc., von 20—40 2. Miethertrag 
2 Sch. vom 2. — 11! Proc, von 40 und mehr L. Miethertra 

25/5 Sch. vom 2%. — 145 Proc. Der Eigenthämer haftete für bie 
Steuer, die er feinen Mietheleuten berechnen Eonnte. 1831 trat eine 
Grmäßigung von SHandelsgebäuden ein. Ertrag 1830—33 im D. 
1352126 &. Et. — 2) Die Fenfterfieuer, window du ‚ traf in 
gleicher Weile, wie die Hausfteuer, die BigenthHümer und Miethsleute 
und begann, feit der im Jahre 1823 eingetretenen Herabfeßung auf bie 
Hälfte, bei Haufen mit 8 Fenſtern; 1840 wurde fie um 10 Proc. 
erhöht. Vorber betrug fle 3. B. von 8 Fenſter 161% Sch., von 
12 Kenflen 2 2. 4%, Sch., von 24 Fenſtern 7 2. 5°. Sch., von 
60 Fenſtern 17 8. 5 Sch., von 100 Fenftern 29 2. 81 Sch. 1848 
waren gegen 3 Mil. Häufer frei und 487411 der Fenſterſteuer unters 
worfen, welde 1813629 2. ©t. eintrug. Sie wirkte nadtheilig auf 
die Geſundheit, weil man zu fehr an Fenſtern fparte. Nach dem Geieh 
14. 15. Viet. Gay. 36 (24. Juli 1851) Dr die Fenfterfleuer auf und 
wurde durch eine Abgabe vom Miethzinte der bertbohnten Häufer (von 
20 2. an) erſetzt. IA. der Bewohner ein Berfäufer von Waaren ober 
ein mit Landwirthſchaft befhäftigfer Bachter oder Arbeiter (farm serrant), 
fo il der Steuerfuß 6 B. vom 2. St. (Yo), fonft 9 P. (3%, Broc.). 
Ertrag 1858/1859 778916 8. von 505795 Häufern, deren Miethertxag 
zu 13681893 2. angeſchlagen ifl. Diefe Abgabe beißt zwar Hauss 
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Reuer, ift aber von ber ehapune diefes Namens weientlich verſchie⸗ 
den. Sene Benennung rührt vielleiht davon ber, daß die Engländer 
ſehr gerne ein Haus allein bewohnen und daß es dort weit mehr Heine, 
im Ganzen vermiethete Häufer giebt ‚ ale in anderen Ländern. 

Sn Belgien wie in den Niederlanden befiehen als Theile ber 
Berfonalfteuer nach den niederländifchen Geſetzen vom 12. Juli 1821 
und 28. Juni 1822 (vgl. oben $. 396 (2)) folgenve hieher gehörige 
Abgaben: 1) A Proc. des Miethertrages aller Privatgebäude, mit Cin⸗ 
fhluß der Borratheräume, Schuppen vw. Ausgenommen find Wohs 
nungen unter 20 fl. Jahresmiethe, Kabrifgebäude, Ställe und Scheunen, 
Kirhen, Schulen sc. Der Bigenthümer oder Mieter des ganzen Haufes 
fann fi die Abgabe von den Mietern einzelner Theile erfegen laflen. 
2) Thürs und Fenflerfteuer mit der nämlihen Beſtimmung. Im Erd» 
geſchoß und den zwei erſten Stockwerken für eine auf Straße oder Hof 
gehende Thür oder ein foldhes Fenſter nach der Größe der Wohnorte 
40 Cents bis 1 fl. 10 Cents, in den höheren Stockwerken 40 bis 
50 Gents. 3) Bon jeder Feuerſtelle (Kamin, Ofen, Herb x.) 40 
bis 75 Cents bis 1 fl. 75 Gents, je nachdem eine Stelle, oder zwei 
oder drei und mehr vorhanden find. Auch Hier gilt das Dbige in 
Anfehung der Miethleute. Ertrag diefer drei Abgaben in Belgien im 
Jahre 1857 1) 2307230 Fr., 2) 3166143 Fr., 3) 962347 Fr. 

In Berlin beficht eine Miethſteuer als fläbtife Abgabe, welde 
im Jahre 1838 300000 Thle., 1847 735462 Thlr. einbrachte. Der 
Fuß iR ſeit 1822 Yın der Miethe. 1847 waren 56772 Wohnungen 
mit durdfchnittlid 115 Thlr. Mietpreis befteuert, 13452 mit 35 Thlr. 
Miethe im D. wegen der Dürftigfeit der Bewohner fleuerfrei. Unter 
biefen fleuerfreien befanden fi 5857 von 1—30 Thlr., 5 von 201— 
250 The. Hübner, Jahrb. f. Bolfsw. 1862. ©. 89. — Hoff: 
mann (a. a. D. ©. 234) empfiehlt diefe Abgabe in fchnell wachſen⸗ 
ben Btibten, wo fie dem Steigen des Breifes der Baupläge entgegens 
wirten kann. 


$. 427. 

Andere in mehreren Staaten eingeführte Steuern biefer Art 
find auf folgende Gegenſtaͤnde gelegt: 

1) Hunde. Die Befteuerung berfelben bat zugleich einen 
guten polizeilichen Grund, weil wegen der Gefahr der Waſſer⸗ 
fheu eine Berminderung der Zahl der Hunde zu wünfchen ift, 
audy die Steuererhebung mit der jährlichen nothwendigen Be- 
fihtigung der Hunde durch Thierärzte in Verbindung gefebt 
werben kann (a). Die beiden Zwede bdiefer Abgabe fallen bei 
folden Hunden hinweg, die Jemand eined Gewerbes ober ber 
eigenen Sicherheit wegen zu halten genöthigt ift, nur müffen 
die Umftände, welche auf Steuerbefteiung Anſpruch geben follen, 
fo genau bezeichnet fein, daß feiner Willkür Raum gegeben 
wird (Bd). 

2) Dienftboten und überhaupt Bediente für perſoͤn⸗ 
liche Zwede der Familien. Die in einem ©ewerböbetriebe bes 
ſchaͤftigten Haudgenofien werben fchon in ber Gewerbſteuer 
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berüdfichtigt, auch ſollte billigerweife eine zur Bedienung ber 
Familien nothwendige Anzahl von weiblichen Dienftboten, alfo 
etwa zwei, fleuerfrei fein, es bleibt alfo nur eine größere An⸗ 
zahl der letzteren und dad männliche Dienftperfonal zur Bes 
fteuerung übrig, die nur in größeren Staaten, wo viele Reiche 
leben, eine zur Einführung einer ſolchen Steuer ermunternde 
Einnahme gewährt (c). 

3) Kutfchen» und Reitpferbe, die bloß zum Vergnügen 
gehalten werden, fowie bie zugehörigen Fuhrwerke. Auch 
diefe Auflage wird nur da, wo viele Reiche wohnen, einen 
belohnenden Ertrag barbieten und bie Feſtſetzung ber befreienden 
Umftände ift bei ihr ebenfalls fchwierig, fonft aber kann fie 
wohl in Schuß genommen werben (d). 

Man Hat hie und da noch andere Gegenftände eine® dauern, 
ben Gebrauches unmittelbar (bei den Beſitzern) zu befteuern 
verfucht, indeß ftehen diefelben den oben genannten in ber einen 
ober anderen Beziehung nad), indem fie bald zu wenig Ertrag 
geben, bald zu fchwer genau zu ermitteln find und zu häufiger 
Verheimlichung Gelegenheit geben ıc. (e). 

"Die ganze bewegliche, in den Wohnungen enthaltene Habe 
(mobilier) ift der vielen nöthigen Ausnahmen und ber fchwies 
tigen Ausmittelung willen als Steuergegenftand nicht zu 
empfehlen (/). 

(es) England: Für einen Windhund gab fonft der Gigenthümer jährlich 1 %., 
für einen anderen einzigen Jagdhund 8 Sch., und wo mehrere Hunde, 

14 Sch. für jeden. it 36 2. jährlich konnte Jeder die Steuer für 

alle feine Hunde, wie viel ihrer feien, abtragen. Bauern: und Schäfer 

hunde find feit 1834 befreit. Der Ertrag war 1833: 173888 %,, 

1848: 134827 &. Seit 1853 werden für jeden Hund 12 Sch. ents 

richtet, doch Hat Niemand für feine Hunde über 39 L. 12 Sch. zu 

bezahlen. Aferhunde find frei. 1858/59 waren 326450 Hunbe. Der 

Betrag war 1860/1 197520 2%. — Baden, Geſetz v. 23. Det. 1833: 

ı fl. 30 fr. von jedem Hunde, 1 fl. von einer Hündin, alle Befreiungen 

aufgehoben ; */s des Betrages fiel au die Gemeinden. Geſ. v. 10. Sept. 

1842: von einem männliden Hunde 4 fl., von einem weiblichen 2 fl. 

Die Gemeinden erhalten die Hälfte. Diefes Geſetz hatte die Folge, 

daß die Zahl der Hunde im ganzen Sande, weldhe 1842 39727 betragen 

hatte, ſich 1843 auf 24957 verminderte. Geſetz v. 20. Dec. 1848: 

ein zur Sicherheit oder um Sewerböbetriebe unentbehrlicher Hund nur 

1 f. 30 kr., eine Hündin 1 fl. Rohertrag D. 1854 —56 66478 fi., 

1856—58 71448 fl., 1860-62 85823 . Hievon gehen 2876 |. 

Erhebungskoſten ab, es blieben alſs für jeden der beiden Theilnehmer 

41980 fi. — Würtemberg, ſ. (5). — Großh. Heflen: Steuer von Huns 

den und Nadtigallen, A. 1857 —59 40000 fl. — Bremen, 1817: 

Halbjährig für 1 Hund */, Thlr., für den 2ten 1 Thlr., für jeden 


(2) 


(4) 
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weiteren 1%/. Thlr. — In Frankreich iſt neuerlich mehrmals eine Hundes 
fleuer vorgefchlagen worden, das Geſetz v. 2. Mai 1855 führt fie als 
Semeindenbgabe ein. Sie kann 1—10 Fr. von einem Hunde betragent. 
Die Regierung beflimmt für jede Gemeinde den Steuerfag, wobei bie 
zur Jagd oder zum Bergnügen gehaltenen Hunde höher belegt werben 
ale andere. 1856 zählte man 1870850, 1860 1748514 Kunde. 
de Parieu II, 149. — In Belgien kommt diefe Steuer als Provincials 
abgabe vor. 
Schäfer u.a. Hirten, Keltfchügen, Bleicher, Jäger, — Bewohner abgelegener 
Höfe u. dgl. follten befreit bleiben. — In Würtemberg bezahlte man 
früher in Fällen eines ſolchen Bebürfniffes 24 fr. für einen Hund, 
dagegen für einen entbehrlichen 4 fl. und für einen Jagdhund 1 fl. 
Diele Steuerfäge wurden 1839-1841 herabgeſetzt, allein die Zahl der 
Hunde mehrte fi fo flarf, daß man 1842 die frühere Abgabe wieder 
bestellte und für den zweiten und jeden weiteren Luxushund eine6 
igenthümers noch 2 fl. Steuer zulegte. Die Hälfte des Reinertrages 
fließt in die Ortsarmencaffen. Geſetz v. 8. Sept. 1852: Hunde, Lie 
für ein Gewerbe oder zur Sicherheit dienen, der erſte 2 fl., jeder meitere 
4 fl., alle anderen reip. 4 und 8 fl. N. für 1856-60 roh 83 102, 
rein nr bie Staatecafle 38602 fl., N. 1861—63 roh 91000 fl., rein 
41771. 


Sn Holland kam fchon im 17. Jahrhundert eine Dienfibotenfteuer vor. 
Sn mehreren Ländern wird für den zweiten und jeden folgenden Dienfs 
boten ein fleigend höherer Steuerbetrag gefordert als für den erften; 
3. DB. Niederlande: 1 Bedienter 5 fl., einer von 12 221/e, einer von 
mehr als 12 40 fl. Es find 5 Claſſen von Dienftboten. Erzieherinnen 
find befreit. — Die englifche Steuer von männlichen Bebienten trifft 
aud die Gewerbsgehülfen, weil in Großbritanien feine Gewerbsſteuer 
beſteht. Ackerknechte find feit 1823 frei. Man bezahlt für einen Bes 
dienten 1 2. 1 Sch., aber wenn er unter 18 Jahren ifl, nur die Hälfte. 
1858/59 waren 227875 Bebiente, für welde 197190 2. eingingen. 
Bor 1822 war die Steuer 2 2. 8 Sch. — In Belgien if der Fuß 
6,9% — 14,% Fr. von jedem Bedienten. Grtrag 1857: 638548 Fr. 


Großbritanien hat mehrere Säge für verfchiedene Fuhrwerke, auch fleigt 
bie Abgabe mit der Zahl der Fuhrwerke und Pferde, die Jemand befigt, 
3. B. eine einzelne Arädrige Kutiche giebt 6 2., eine von zweien 6 2. 
10 Sch. ıc., eine Miethkutſche 5 2. 5 Sch. bie 6 8. NAderpferde find 
feit 1822 frei, feit 1823 auch die carte, Wagen ohne Federn. Bon 
Mietbpferden (Geſetz v. 20. Aug. 1853) wird bezahlt: 71a 2. für 
einen einzigen Wagen, 121/s für 2, 20 für 3 oder 4 x. Mennpferbe 
geben 32. 17 Sch., und diefe Steuer, welde 1857/8 5470 2. ein: 
rachte, ift 1857 zur Acciſe übertragen worden. Sonft giebt ein Pferd 
von mehr ale 13 Fauſt Höhe 21 Sch. ; ein Fleineres, ferner ein Pferd 
u gewerblichen oder Berufszweden (Geiſtliche, Aerzte ıc.) 10%/ Sc. 

ierräbrige Waͤgen einfpännig 2 2., zweis oder mehrfpännig 31/s 2., 
aber unter 30 Zoll Radhoͤhe vefp. 1 und 1/3 2., zweirädrige %/ı und 
28%. 1857/8 wurden von 244118 verfchietenen Wägen 312775 %., 
von 525000 Pferten 355253 2, entrichtet. Bine Kutſche mit Pferben, 
Bedienten, Abgaben, wird auf mindeftens 250 2. jährliche Koflen an⸗ 
efchlagen. Bibl. univ. Oct. 1835. Porter, Progress of the nation 
&. 531. 34 Report of the Commissioners of inland revenue, 1859, 
S. X. — Hiezu fommen noch zwei fonderbare Steuern, nämlich 1) von 
Perſonen, die ein Wappen führen, wofür der Befiger eines Magens 
28%. 8 Sch., wer wenigflens Kenfterfteuer giebt, 12%. 4 Sch., jeder 
Andere 12 Sch. entrichtet; 1833 29749 Bertonen und 60845 &., 1858 
42433 Perſonen und 54634 2. Ertrag; 2) von dem Gebraud des 
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Sampubders! Diefe Abgabe, 1 2. 3%, Sch. von ber Perſon, iR fehr 
im Abnehmen; es waren 1820 noch 29000, 1833 nur 9472, 1858 
1040 Berfonen, welche 1222 2. entrichteten. — Niederländ. Pferdes 
Reuer, von einem Luruspferdb 25 fl. jährlich, von zweien 55, von dreien 
80 und von jedem weiteren 20 fl., von 2 Pferden eines Arztes und 
1 Pferde eines Landgeiftlihen oder Beamten, der Pferde halten muß, 
je 15 fl., von einem Pferde der Poſthalter, Pferbeverleiber x. 8 fl. — 
Aehnlich Belgien. Ertrag 1857: 395170 Wr. — Bafel, Gefeh vom 
7. April 1818: von 1 Reitpferd 16 Fr., 1 Wagen mit 1 Pferd 10— 
16 Fr. (offen oder gededt), Wagen mit 2 Pferden 30 Fr., mit 3 Pf. 
40 $r., mit 4 Bf. 50 Fr. — Bremen, V. v. 28. Dee. 1816: von 
1 Kutfche mit 2 Pferden jährlih 25 Thlr., von jedem anderen zum 
Bergnügen gehaltenen Pferde 5 Thlr. von einem Gewerböpferbe 
21/e Tür, — Sardinien, Geſetz v. 1. Mai 1853: Fuhrwerke für 
eigenen Gebrauch, 2räbrige mit 1 Pferde 7,0 — 10 Fr. nad) der Cin⸗ 
wohnerzahl der Orte, Arädrige mit 1 Pferde 15—20 Fr., mit 2 Pferden 
40 Fr. — Franzoͤfiſches Beleb von 1862: jedes Pferde und befpannte 
Fuhrwerk, welches für den perfönlihen Gebrauch (service) des Bigens 
thuͤmers und feiner Familie dient, giebt eine Steuer; Arädrige Fuhr⸗ 
werke in Paris 60 Fr., in anderen Orten 10—50 Fr., 2räbrige ebenfo 
40 Fr. und 5—25 Fr., ein Neit: oder Wagenpferd in Paris 25, 
anderswo 5—20 Fr. Gebraud für die Sandiwirtbfchaft oder ein Patents 
gewerbe ift frei. Die Gemeinde erhält '/so des Ertrages. A. 1865 
2850000 Fr. ohne 300000 Fr. Zufchlag für Bemeindeausgaben. 

Staat Virginia 1849: von einer goldenen Uhr jährlih 1 Doll., von 
einer geringeren Sorte 50 Cents, von Tafchenuhren aus Silber oder 
anderem Metall, ferner von Stand: und Wanduhren aus Metall 25 Eents, 
von folden aus Holz ıc. 12%, Gents, von einem Piano 1,° D., von 
einer Harfe 4 D. Es wurden in jenem Jahre 28875 Tafchen:, 69458 
Stand: und Wanduhren, 4715 Pianos und 21 Harfen verfteuert, aus 
ſammen mit 38027 D. Ertrag, von Gold: und Silbergeſchirr 2954 D 
Staat Jowa, Steuer von 1311 Uhren und 47 Pianos. — N. niederl. 
Geſetz v. 1822 Art. 25 ff. 1 Proc. des Mobiliars; Kleider, Schmuds 
fahen, Gewerbögeräthe, Hülfsmittel für Wiffenfchaft und Kunft find 
frei, ebenfo Perfonen, die unter 20 fl. Miethe zahlen. Statt der 
eigenen Angabe kann jeder Steuerpflichtige fein Mobiliar ſchaͤtzen laſſen 
(ohne Koften für ihn), fonft wird es ale das 5fache der Jahresmiethe 
angefchlagen. Becueil de lois ... concernant les contributions directes, 
douanes et accises ... Brux. 1837, ©. 25. 33. — Grtrag in Belgien 
1'440 000 Fr. — In manden Ländern wurden früherhin Steuern von 
feidenen Kleidern, tapezirten Zimmern u. dgl. verſucht. Beiſpiele bei 
de Parieu a. a. O. 


3. Abſatz 
Actiſe oder Aufſchlag. 
8. 428. 
Das Unterſcheidende der Acciſe (a) oder, wie dieſe Steuer⸗ 


art im Deutſchen am beſten benannt werden kann, des Auf⸗ 
ſchlages (d) beſteht darin, daß bie Steuer von gewiſſen 
Waaren, fie mögen ins oder auslaͤndiſchen Urſprungs fein, im 
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Innern des Landes bei irgend einem Vorgange während ihrer 
Hervorbringung oder ihres Umlaufes von einem Berkäufer im 
Gewerböbetriebe vorſchußweiſe entrichtet wird. Diefe fchon fehr 
alte Art ber Aufwandöfteuern ift in den meiften Staaten auch 
jest eine der ergiebigften und kann bei guter Einrichtung dem 
Staate ohne große Nachtheile für bie Volkswirthſchaft eine 
beträchtliche Einnahme zu Wege bringen (c); oft ift fie jedoch, 
durch fehlerhafte Anorbnungen, die Urfache harter Bebrüdungen 
und felbf ein Anlaß zu gewaltſamem Widerſtande geworden (d). 


(eo) Das Wort Accife fammt, wie die von Du Cange gefammelten 
Stellen deutlich zeigen (Lexicon s. v. Assidere, Assisa, Cisia), don 
assidöre, auflegen, fefeßen, ber; man fagte 3. B. im Mittelalter 
Assisa panis — assisia super venalibus (Abgabe von Feilſchaften) oder 
reruni venalium; talliam assidere, eine Schagung auflegen, wie nodh 
peutzutage assessed taxos in England. — Assisa für Ständeverfammlung 
ft wohl aus dem neutrum assidäre abzuleiten, Sizung. Excise, bie 
Form des Wortes in England, tft aus der englifhen Ausiprache bes 
a in nceise erflärlih. Die badiſche Seichäftsfprache braucht (nicht nach⸗ 
abmungswürdig) Accis als männlidhes Hauptwort und erweitert ben 
Be if fo, daß neben ber eigentlichen (Bonfumtions:) Accife auch die 
Gebühr von Berfauf und Vererbung unbeweglicher Beſtzungen (Im⸗ 
mobilien-Acit) dahin gerechnet wird. In Frankreich ift dieß Wort 
nicht mehr Üblih, wohl aber in Belgien. Fuͤr die Ableitung von 
asseoir, statuere, auch Skinner, Etymologicum linguse anglicae s. v. 
Sise. — Hüllmann leitete früher das Wort von accidere, einjchneiden, 
er, und erinnerte an bie Kerbhölger, ang: Encyflop. von Erf und 

ruber, I, s. v. Acciſe, aͤhnlich M. Culloch, Taxation ©. 115. 
Neuerlich entichied fih aber Hüllmann (Städteweien des Mittelalters, 
I, 115) gleihfalle für die obige Erklaͤrung. Cisia, fpanifch zisia, 
deutfh Ziſe für eine Tranffleuer * entweder eine Abkuͤrzung von aceise 
oder fommt von den Kerbhölzern, bie zur Abrechnung dienten, daher 
auch incisio, incisura, Schnitt. Die fpanifche alcavala, eine Abgabe 
von anfangs 5 Proc. der feilgebotenen Dinge, wurde in den chriftlichen 
Staaten nad dem Beilpiele der Araber eingeführt. (Arabiſch kabel, 
empfangen, keblah das Empfangen, aud das Empfangene, uns ins⸗ 
befondere Geld.) Nah Mariana if fie 1342, nah Ferrera 1349 
eingeführt worden. Das Wort kommt aber ſchon früher vor in den 
von den Mauren eroberten Gegenden, wofür Du Oange Urkunden von 
1101 und 1213 anführt. Im Sabre 1349 erfolgte die Erhöhung auf 
10 Procent, wozu im 16. Jahrhunderte noch vier weitere Bufhlags 
procente famen, daher bie Benennung alcabala y cientos. In den einzelnen 
Provinzen erhielten fi) mancherlei Berfchiedenheiten. — Im Deutichen 
fommen Ungeld (ipäter Umgelb), Unrecht öfters vor Nah Hülls 
mann fol dieß aus ber Unzufriedenheit der Steuerpflichtigen herruͤhren, 
wie mala tolta in England und Frankreich, indeß bedeutet Un nicht 
immer eine eißniligung wie 3. B. Ungeriht im Sachſenſpiegel 
(I, 67), das Gericht des Saugrafen. Deßhalb betrachtet Lang, S. 106, 
das Ungeld als eine außerordentliche Abgabe. Daffelbe war eine 
Tranffteuer, wofür auch der Name Licent vorfam. Ungeld ober Syle 
in 5 Fempfals, 1340. (Ohmet oder zweites Heu bie urfprünglich 

mahd. 


— 19 — 


(3) Noch heutiges Tages in Defterreich umd Bayern In biefem Sinne üblich. 
Garolinifche Wahlcapitulation von 1711 Gap. 8: „Wann auch einige ... 
fi unterflanden haben ..., die eins, aus: und durchgehende Wahre 
mit gewiflen Auffchlag unter dem Namen Actis, Umgeld, Riberlag, 
Stands und Marktreht, Rforten⸗, Brüden: und Weg⸗, Kaufhaus, 
Rent, Stein:, Pflafters, Stein: Zuhren: und Eontos Gelder, Mutter 
Steuer und andern bergleichen imposten zu beſchweren.“ 

(e) Großes Lob in der Schrift: Christ, Teutophilus (Tenzel), Ents 
deckte Goldgrube in der Acciſe Zerbft 1686. 4°. 5. Aufl. 1719. Diefe 
Abhandlung rief mehrere Streitichriften hervor. 

(d) Die älteren Finanzmänner unterfchieden zwilchen der Univerfals und 
PBarticularsAecife. Jene, die von allen verkauften Dingen ents 
richtet würde, erfcheint als fo fehlerhaft, daß hier nur die letztere, d. i. 
die Aeciſe von einzelnen Waarengattungen, in Betracht Eommen kann; 
3.2. v. Sonnenfels II, $. 165. 


8. 429. 

Es iſt nicht Teicht, die Erhebung des Aufichlages von ge 
wifien Gegenſtaͤnden fo einzurichten, daß weber der Betrug 
erleichtert, noch auch ber Berfehr zu fehr beläftigt wird. Nach 
den bei jeber einzelnen Waare obwaltenden Umftänden fann bie 
Entrichtung bald bei einem Borgange der Erzeugung (a), bald 
bei dem Uebergange eines Erzeugnifies in andere Hände und 
in&befondere an bie Zehrer angeorbnet werben (d). Zu ber 
letzteren Art gehört die früher fehr verbreitet geweiene und noch 
jeßt bie und da vorfommende Thoracctife, welde beim Eins 
tritt einer Waare in bie Städte bezahlt wird (c), und welche 
oͤfters vorzugsweiſe den Namen Accife trug. Diefelbe bat meh⸗ 
tere Nachtheile: 1) Da fle nicht in Dörfern, Yleden und offenen 
Städten, fondern nur in gefchloffenen Orten anwendbar ift, fo 
entfteht eine ungerechte Belaflung ber lehteren, bie um fo mehr 
babei leiden, je häufiger neuerdingd Gewerbögeichäfte auch auf 
ben Lande betrieben werben und begäterte Perſonen daſelbſt 
ihren Wohnfig haben. Man müßte daher wenigftens durch 
Schagungen, die ben offenen Drten in höherem Maaße ober 
ausfchließlic auferlegt werben, das Gleichgewicht wieder herzu⸗ 
ftellen ſuchen (4). Die ftärkere Beſteuerung der Stabtbewohner 
bat dazu Beranlaffung gegeben, denfelben audy wieder Borzüge, 
3. DB. in der Betreibung von Handwerfen (II, 8. 200) zu be 
willigen, weldye fi) aber nicht mehr aufrecht halten laſſen. 
2) Die Thoracciſe fann nit von folhen Waaren erhoben 
werben, welche in den Städten verfertigt werben; man könnte 
fie hoͤchſtens bei dem Gingange ber erforderlichen Rohſtoffe 


belegen (e). 3) Das Anbalten und Unterfuchen aller in bie 
Städte eingehenden Waarenfendungen, um ſich zu überzeugen, 
ob fie fteuerbare Dinge in fich fchließen, if fehr muͤhſam, bes 
fchwerlih für die Einbringenven, giebt zu mancherlei Willfür 
und Bebrüdungen Anlaß und legt dem Verkehre zwifchen Stabt 
und Land fo große Hinberniffe in den Weg, daß fchon deßhalb 
diefe Form der Acciſe als verwerflidy erfcheint. 4) Hiezu 
fommt der Anreiz zum heimlichen Einführen. 


(a) Solche Steuern hat man bisweilen mit dem Namen Productions: 
feuern belegt, 3. B. die Steuer von Runfelrübenzuder. Allein fie 
find dennoch Aufwandsfleuern, nicht Schagungen. 

8 Marktacciſe in Athen. 

e) 3.8. in Oeſterreich. Dieſe Erhebungsart wird bisweilen auch benußt, 
um ſtaͤdtiſche Auflagen in der naͤmlichen Weiſe mit zu erheben. 

(d) Wie dieß z. B. durch die preußiſche Claſſeuſteuer geſchieht, F. 400. Im 
Mecklenburg wird in den Domanial⸗Flecken wie in ben Landſtädten 
Fleiſch und Mehl befteuert. 

() 3. B. die zum Branntweinbrennen dienlichen Materialien, die jedoch 
auch zu anderen Zweden gebraucht werben. 
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Durch die Umwandlung des Aufichlages in eine fefte Summe, 
die der Verkäufer einer Waare jährlich in die Staatscafje ent- 
richtet (aversum, Baufhfumme, abonnement), wird bie 
Erhebung fehr erleichtert, es fällt der Steuerbetrug hinweg und 
es werden alle läftigen Auffichtömittel entbehrlich (a), aber 
dennoch find hiemit überwiegende Nachtheile verbunden. 

Es gehört weſentlich zur Güte einer indirecten Aufwands⸗ 
fteuer, daß jeder Verkäufer eben foviel an den Staat entrichtet, 
als die Käufer im Preife der Waare mehr ausgeben müflen. 
Dieß findet aber bei der Einführung einer Pauſchſumme nicht 
ftatt, denn 1) wenn man auch diefelbe wegen ber Vermehrung 
ber Einwohnerzahl jährlid regelmäßig fleigen laflen will, fo 
geht doch der Rugen verloren, ben bie weitere Erhöhung bed 
Verbrauches und des Steuerertrages bei der Zunahme bes 
Mohlftandes hervorbringt. Diefer Berluft ließe fi nur dann 
vermeiden, wenn man bie jährliche Verzehrung genau erfahren 
könnte, was aber gerade von ber Aufhebung der Controls 
anflalten verhindert wird.. 2) Es treten oͤfters ftarfe Veraͤnde⸗ 
rungen in bem.Berbrauche ein, es wird 3. B. nach fchlechten 
Weinjahren. mehr Bier getrunfen und umgekehrt. Bei einer 


— 241 — 


genau nach den verbrauchten Mengen erhobenen Acciſe gleicht 
ſich die Zunahme der "einen Steuer mit der Abnahme der an⸗ 
beren- aus, bei einem Averfum würbe ber Staat ber einen Claſſe 
von Berfäufern Nachlaß bewilligen müflen, ohne von ber an- 
deren mehr zu erhalten. 3) Auch der Abfap einzelner Gewerbes 
unternehmer ift fehr veränderlih. Wenn der Begüterte mit 
Hülfe eined größeren Gapitales feinen Betrieb verbefiert und 
erweitert, ober wenn burch zufällige Umftände ein Gewerbömann 
größeren Abfap erhält, 3. B. in der Rähe einer Eifenbahnftelle, 
fo erhält er bei einerlei Baufchfumme von den Käufern mehr 
Erfah als er vorgefchoffen bat, während andere Verkäufer, bie 
in dem Mitwerben nachftehen, hiebei in Schaden kommen. Se 
länger eine folche Einrichtung dauert, deſto mehr kann die von 
jedem Berfäufer bezahlte Averfalfumme von derjenigen abweichen, 
bie er nach der wirklichen Ausdehnung feines Gewerbes zu 
tragen hätte. 


(a) Kür diefe Maßregel erklärten ih 1831 mehrere Redner in ber badifchen 
2. Kammer; Berbandl. derf., Heft 24 und Beilagen, 8. Heft, fowie auch 
viele Geſuche von Wirthen, Bierbrauern, Fleifhern x. 2%. v. Babo, 
Die Weinaccife und Obmgeldeinrihtung, Heidelb. 1831. — Dagegen 
die Schrift: Die Verwandlung ber Gonfamtiondaccife im Großh. Baden 
in eine Anerfalfleuer, Karler. 1831, und mehrere Redner in der ans 
geführten Berhandlung. In Kolge eines von beiden Kammern aus: 
gefprohenen Wunſches befchloß die Negierung, mit der Fleiſchacciſe 
einen Verſuch zu machen, aber fo, daß den Kleifchern tie Wahl bliebe. 
Prov. Belek v. 10. Mai 1832, beftätigt 1833. Im Jahre 1835 befland 
das Averfum nur noch an 244 Orten mit 499 Mebgern, während 
638 Orte mit 1806 Meßgern andere Erhebungsarten vorgezogen hatten; 
20 Orte waren Seit 1832 von dem Averſum zurüdgetreten. Daher 
wurde biefes nun gänzlich abgeichafft Zwei Geſetze v. 28. Juni 1848 
beflimmten abermals die Ginführung von Paufchfummen für die Wein⸗, 
Bier⸗ und Schlachtſteuern; Vollzugs-V. v. 30. Juni defl. J., aber 
diefe Binrichtung wurde für die Bierfleuer ſchon durch Geſ. v. 7. Sept. 
1848 aufgehoben, bei der Weinfleuer theilweife durch ef. v. 19. Sept. 
1848, vollftändig im Geſ. v. 3. Rov. 1849. — In Oeſterreich kommen 
folge Abfindungen bei der Verzehrungsfteuer vor durch Berabredung 
eines fog. Baufchale, in der Regel nur auf ein Jahr, und am liebſten 
mit allen Unternehmern in einem gewiffen Gewerbe an einem Orte gu 
fammen. Kommt eine Uebereintunit der Art nicht zu Stande, fo wird 
eine Berpachtung verfudt, v. Malinkoveki IL,51. — In Würtemberg 
follen (Gef. v. 9. Juli 1827) Accorde mit den Weinhänbdlern auf drei 
Sahre abgeiähloflen werden, was jedoch nicht Häufig geſchehen if. Die 
frühere allgemeine Anordnung der Pauſchſumme befland nur von 1821 — 
1824; Handbuh ©. 237. In Preußen ift eine „Fixation“ der Fleifch- 
feuer für alle Fleiſcher einer Stabt nad einem mehrjährigen D 
ſchnitte geſtattet, V. v. 19. Febr. 1827. Billaume ©. 269. — 
Gegen bie Abfindung bei dem Bierauffchlage Rivet in Rau, Archiv 


Rau, polit. Deton. IIL. 2. Abth. 5. Unsg. 16 - 
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Der Verbrauch einiger allgemein zum Genuß dienenden 
Nahrungsmittel iſt am haͤufigſten mit Aufwandsſteuern im 
Innern der Laͤnder belegt worden. Dahin gehoͤren außer dem 
Kochſalze (a) Getreide, Fleiſch und geiſtige Getraͤnke. 

Der Aufſchlag von dem zu menſchlicher Rahrung ver- 
wendeten ©etreide(d) trägt den Ramen Mahlacciſe, 
Mahlfteuer, weil er nach der gewöhnlichen Einrichtung dann 
bezahlt werden muß, wenn man dad Getreide auf bie Mühle 
bringt, und weil der Müller darauf fehen muß, daß alle ihm 
übergebenen Mahlfrüchte verfteuert find, weßhalb er felbft wieder 
überwacht wird. Diefe Abgabe bat zufolge obiger Betrachtungen 
($. 421) den erheblichen Grund gegen ſich, daß fle zu ſchwer 
auf die arbeitende Claſſe brüdt, zumal auf die Familien von 
einer beträchtlichen Zahl von Köpfen; fie fällt auf die Wohl⸗ 
habenden nicht viel flärfer al8 auf die Dürftigen und muß 
fogar von ben aus Geldalmofen lebenden Armen bezahlt wers 
ben (e). Zudem ift auf dem Lande, wo viele Mühlen von 
ben Ortichaften entfernt und vereinzelt liegen, bie Beauffich- 
tigung durch die Steuereinnehmer zu befchwerlidy und koſtbar, 
endlich haben manche Yamilien auf dem Lande eigene Mühlen, 
werben daher von den vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten beläftigt (d). 
Deßhalb verdient die Mahlfteuer feine Empfehlung, auch ift fie 
in den meiften Staaten nicht anzutreffen. Ihre Nachtheile wers 
ben gemildert, aber keineswegs ganz befeitigt, wenn fie übers 
baupt niedrig angefeßt wird, oder wenn man ba, wo bie unteren 
Arbeiterclaffen ſich von einer anderen Getreideart nähren, als 
bie wohlhabenderen Einwohner, jene Frucht niedriger befteuert, 
wie dieß in Preußen mit dem Roggen gefchieht (e), — ferner 
wenn man bie Mahlfteuer auf die Städte befchränft, was aber 
bie läftige Bewadhung bed Berfehrs an den Thoren und ber 
Gerechtigkeit willen eine andere zum Erfage ber Mahlfteuer 
dienende Steuer ber Landbewohner, wie die preußifche Claſſen⸗ 
fteuer ($. 400 (a)), nöthig macht. Zur Ausführung dieſer 
Steuer gehört 1) bad Verbot der Hanbmühlen (Sf), 2) bie 
Verpflichtung der Müller, Getreide nicht ohne bie begleitende 
Beſcheinigung für die bezahlte Accife anzunehmen, genaue 





Berzeichniffe aller abgelieferten Mahlfruͤchte unb ihrer Gigen- 
thümer zu halten, die eigenen Fruͤchte abgefondert zu verwah⸗ 
ren u. f. w., 3) verfchiedene Sicherungsmittel, 3. B. Berbot 
ber Berbringend auf die Mühle bei Nacht, Bezeichnung ber 
Säde eined jeden Eigenthümers von Getreide, häufige Beſich⸗ 
tigung durch Accifebeamte u. dgl. 


(a) Ueber die Salzfleuer und das zu gleihem Zwed dienende, nur in ber 
Form von jener verfchiedene Salgregal f. $. 184 ff. 

(6) v. Satob I, 8. 12—16. v. Maldhus I, 325. 337. — Prince: 
Smith, Ueber die Frage: Wer trägt die Schlacht: und Mahlfteuer ? 
Elbing 1645. — de Parieu II, 279. 

(ec) Es iſt Hiebei vorausgeſetzt, daß dieſe Steuer nit auf den Landwirth 
überwälzt wirb. Sie könnte nur dann eine Grniedrigung des Getreide: 
preifes verurfachen, wenn eine farfe Abnahme bes inländifchen Getreide: 
verbrauches einträte und der Landwirth weder ein anderes Abfabgebiet 
fände, noch den Getreidebau einfchränfen und dafür mehr andere Felt: 
gewaͤchſe bauen Fönnte. Diele felten eintretende Wirkung wäre aber 
ebenfall8 eine ungünftige. Bine fehr ungleiche Beſteuerung dex ver: 
ſchiedenen @etreidearten Eönnte leichter den Preis der mehr belaſteten 
berabdrüden. 

(d) In diefem Falle if die Mahlfteuer eine directe. In manchen Gegenden, 
3: B. dem Schwarzwalde, haben viele Landleute eigene Heine Mahl: 
müblen an den nahen Gebirgsbäcden. Die badifche Acciſe-Ordnung 
(8: 58) beflimmte zum Dehufe ber damaligen Mahlfteuer, daß ohne 

efondere Erlaubniß auf folden Mühlen Niemand als der Cigenthuͤmer 
tmabien bürfe und diefer feinen KHausverbraud alljährlich zu verfleuern 
abe. 

(e) Die preuß. Mahlfteuer (Gef. v. 30. Mai 1820) beträgt vom ehemaligen 
Gentner (110 Pf.) Waizen 16 Gar. oder 20 Sr. (1 fl. 10 fr.), von 
Moggen, Gerfle, Buchwaizen, Hulfenfrüchten ıc. 4 Ggr. oter 5 Sgr. 

17% &r.). Das Malz und das zum Branntweinbrennen beftimmte 

etreibe ift befreit. Wird Mehl in eine mahlfeuerpflichtige Stadt ein: 
geführt, fo wird der Steuerbetrag ber entiprechenden Getreideart 11’fach 
entrichtet, bei Grütze, Gries ıc. doppelt. In den mahlfteuerpflidtigen 
Städten ift der mittlere Verbrauch des Kopfes 821/. Pfd. Waizen und 
225%/8 Pfd. Roggen, alfo der Steuerbetrag 25°/, Sgr. Da man (mit 
Gintehnung des Mahllohne) aus 100 Pfd. Körnern ungefähr 116 Pfb. 
Roggen» oder 105 Pfd. Waizenbrot erhält (II, 314 (3)), fo trifft auf 
das Pfand Waizenbrot ungefähr %ıo, auf Roggenbrot 0,17 fr. Diefe 

Steuer ſowie die Schlachtſteuer befteht nur in 83 größeren Städten, 

twäbrend an allen übrigen Orten die Glaffenfteuer die Stelle beider 

einnimmt, $. 400. Sn den Jahren 1848—50 wurde den Stabts 
gemeinden für ihre Ausgaben 1/5 der Mahlfteuer überlaflen. Dieß 
wurbe dur das Geſetz v. 1. Mei 1851 $. 1 fortdauernd verordnet. 

Der Ertrag war 1844 1868000 Thlr., 1846 1711000. Geit 1848 

fommen nur die dem Staate zufallenden %, der Steuer in Rechnung. 

Nah Belek v. 20. Mai 1854 wurde für die Koften der neuen Anleihe 

der Antheil des Staates um 25 Proc. erhöht, dieſer Zuſchlag hörte 

aber mit 1856 wieder auf. Zieht man ihn vom Durdhfenitteertrage 

ber Jahre 1854—56 ab, fo bleiben 1231263 Thlr., D. 1857. 58 

1308178 Thlr. — 0,6% Thlr. auf den Kopf (und zwar in Schlefien 

0,81 Thlr. (min), in Brandenburg 0,7 Thlr. (max.). 9. für‘ 1859 

1270000 THle., für 1860 1309900 Thle. ober an 0,8% Thlr. auf 


16” 





ben Kopf in ben mahl⸗ und ſchlachtſteuerpflichtigen Städten, mit Cin⸗ 
rechnung des flädtifchen Antheils Q,9% TH Die Aufhebung der Mahl: 
und Schlachtfleuer wurde mehrmals beantragt. ehilerung ihrer Nach⸗ 
teile von Bülows@ummerom (Bolit. und finanzielle Abhandlungen, 
1834, I, 135), Kries (Rau u. Hanffen, Archiv, N. %. VIII, 180) 
und Bergius, Die Grundſteuer und die Mahl: und Schlachtfleuer, 
Bresi. 1853. Bertheidigung dieſer Steuer von Niebubr (in Rau 
und Hanffen, Archiv VILL, 206). — In Defterreih beſteht nur in 
einigen größeren Städten eine ſolche Abgabe. Der Gentner Getreide 
(119,7 preuß. Pro.) giebt in Wien 15, in anderen Städten 71/, Tr. 
des 20: &uldenfußes, Mehl in Wien 20, in Brünn, Graz, Lemberg, 
Linz, Prag 10 kr., und in diefen Städten belief fih 1856 die Steuer 
von Brotfruͤchten, Mehl, Backwerken nur auf 582337 fl., in den lom⸗ 
barbifchen und veneziantihen Städten war die Steuer höher. — Bei 
der niederländ. Mahlſteuer von 12/5; fl. von dem Heftoliter Waizen, 
4/a R. von Roggen, ermittelte man, daß eine Familie von 5 Köpfen, 
je nachdem fie Waizen und Roggen oder nur legteren verzehrt, Ale 
oder 24a fl. dis zu tragen babe, van Hagendorp II, 29. 
Hiebei ift die Brokonfumtion niedrig angenommen, indem 2%, fl. nur 
5 Heftol. = 9 preuß. Scheffel = 31/5 bad. Malter Roggen anzeigen 
1855 iſt diefe Mahlſteuer aufgehoben worden. — In Frankfurt beträgt 
biefe Abgabe 40 kr. vom Malter. — 1,%7 Hektol. — Ghemalige bad 
Mahl⸗Acciſe vom Malter Waizen und Kern 20 fr. Roggen 121/,, nad 
Acciſe⸗Ordn. v. 4. San. 1812 8. 52, auf epoben 1818. — Ehemalige 
weftfäl. Gonfumtionsfteuer, Geſetz v. 15. Yebruar 1809, 14 Gent. von 
%/g Hektoliter Getreide, 41/5 kr. vom preuß. Scheffel. — Aufhebung ber 
Mahlfteuer in Neapel 1847. — Mahlfteuer in Medlienburg: Schwerin, 
R. 1850/51 49490 Thlr. 

(f) Dampf: und Thtermühlen erfordern befondere Grlaubnig und befondere 
Ueberwadhungsmittel, a. preuß. Befep 6. 7, Bin.-Minifter.-Mefer. vom 
29. Auguft 1827. 


§. 432. 

Der Fleiſchaufſchlag (Fleiſchacciſe, Schladhtfteuer) 
von dem Fleiſche des gewöhnlichen vierfüßigen Schlachtviehes 
hat vor der Mahlfteuer ven Vorzug, daß die Größe des Fleiſch⸗ 
verbraudyes nody eher als die Verzehrung von Mehl für ein 
Zeichen der Wohlhabenheit angefehen werden fann (a). Es ifl 
jedoch ein Nachtheil diefer Steuer, daß durch fie für die Dürfs 
tigen das Fleiſch, eine vorzüglich flärkende Speife, vertheuert 
wird, und biefe Wirkung läßt. fi) im Ganzen genommen’ nicht 
bezweifeln, wenn fie gleich in gegebenen Fällen nicht immer 
deutlich zum Borfchein kommt (5). Eine Aufhebung des Fleiſch⸗ 
auffchlages ift daher den unterften Elafien der Xohnarbeiter und 
Gewerbsleute wohlthätig (ce). Eine Erleichterung in geringerem 
Grade wird denfelben gewährt, wenn man die Abgabe fo niedrig 
anfegt, daß fie neben ben unvermeiblicdhen Schwankungen der 
Bleifchpreife zufolge ber verfchiedenen Ernteerträge nicht empfuns 
ben wird, und wenn fie nicht alle Arten des Fleiſches betrifft (a). 
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Wo ſich öffentliche Schlachthaͤuſer befinden, da fann bie Ents 
richtung am leichteften, überhaupt in ben Städten leichter als 
auf dem Lande überwacht werben (e). Das Schlachten zum 
Hausgebrauche ift auf dem Lande am häufigfien und läßt ſich 
bier am fchwerften zur Steuer beiziehen, überbieß iſt es ben 
Zehrern befchwerlich, einen vielleicht für mehrere Monate bes 
flimmten Fleiſchvorrath fogleih beim Schlachten verfteuern zu 
müflen. Das Hausfchlachten kommt jedoch bei größerem Vieh 
felten vor, es ift daher ſchon fehr erleichternd, wenn baffelbe 
nur bei Schweinen, Schaafen und Ziegen unbefteuert bleibt (f). 
Die Entrihtung kann geſchehen 1) nad) dem Gewichte, mit 
Hinweglaffung aller derjenigen Theile, die nicht gegeflen oder 
body nicht pfundweife ausgewogen werben, wie Haut, Yüße, 
Kopf, Eingeweide, Darmfett. Hiezu wird eine Abwägung nad 
bem Schlachten, aber vor dem Zerhauen in die vier Viertel im 
Beifein eines verpflichteten Waangemeifterd vorgenommen, am 
beften auf einer öffentlichen Waage, worauf erft die Steuer 
bezahlt werden Fann (9). Dieß ift umftändlich, aber die Steuer 
vertheilt fih hiernach am gerechteften unter alle Berfäufer; 
2) bloß nad) der Stüdyahl, wobei die Steuerzahlung noch 
vor dem Schlachten gefchieht und die Erhebung leichter iſt (A). 
Dagegen tritt der Uebelftand ein, daß von ſchweren Biehflüden 
auf jedes Pfund eine geringere Steuer kommt ald von leichten, 
mithin ber begäterte Unternehmer einen Gewinn zieht, während 
die Zehrer gleichen Fleiſchpreis bezahlen müflen. Durch den 
Begehr des fchwereren Viehes wird beffen Einfauföpreis felbft 
wieder erhöht, und wenn man hierin auch eine billige Beloh⸗ 
nung für ben Gewerbfleiß des Viehzüchters erbliden kann, fo 
leiden doch diejenigen Gegenden, in denen die herrfchende Rind⸗ 
viehrafle Fleiner ift, und die Kleinen Randwirthe, bie ihr Vieh 
ungemäftet zu verkaufen gezwungen find, eine (allerdings geringe) 
Benadhtheiligung (i). 3) Die Unterfheidung mehrerer nady dem 
Gewichte abgeflufter Claſſen von Thieren jeder Art ſteht zwifchen 
der erfien und zweiten Methode in der Mitte. So oft fi) 
zwifcyen dem Aceifeeinnehmer und dem Fleiſcher über die Claſſe 
eined Stüdes ein Streit erhebt, muß das Abwägen zu Hülfe 
genommen werben, und da man in vielen Faͤllen hierauf zurüds» 
fommt, jo ift mit diefer Claffeneintheilung wenig gewonnen (k). 
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(a) Daber iR auch die Fleiſchverzehrung verichiedener Gegenden umb Orte 
fehr ungleich, wie 3. B. Städte auf den Kopf mehr Fleiſch verbrauden 
als das platte Land. In den preußiſchen ſchlachtſteuerpflichtigen Städten 
wor 1849 im D. der Steuerbetrag auf den Kopf 18,% ., ber Ver⸗ 
brauch 67,98 Pfd., und zwar in Pommern (min.) 57,67 Pfd., Preußen 
60 Pfd., Sachſen 62,8 Pfd., Rheinland 70,9 Pfd., Brandenburg 
76,3 Bfd. Der Steuerbetrag auf den Kopf war im D. 1857/58 


Polen. . . 17,8 Sgr. 
Breußen . . . 198 „ 
ommern 

Sadfen Mn 


Sälfien . . 20,' 
Rheinland. . 21 
Brandenburg . 24,3 
im ganzen Lande 21,87 
Die öfterreichifche Fleiſch⸗ und Schlachtviehſteuer beläuft ſich im A. 1864 
auf 5589860 fl. Der D. 1851 —56 war 4932629 fl., wovon 
2517053 fl. in den gefchloffenen Städten. Bon jener Summe wurden 
2615274 fl. duch Abfindung oder Verpachtung erhoben. — Sachſen 
A. 1861-63 312600 Thlr. — 0,9 fl. auf den Kopf. — In Baben 
betrug die Schladhtviehaccife auf den Kopf 1831—36 12,78 fr., 1836 
—41 13,8% fr., 1842—46 13,9% fr., 1852—56 13,6 ., 186062 
14,9 fr. Der Ertrag im D. diefer drei Jahre war 340236 fl. (beinahe 
Yafl. auf den Kor, A. 1864. 65 nur 277160 A. oder 0,8 fl. auf 
den Kopf, wegen der aufhörenden Abgabe von Kälbern; 183646 
famen im D. auf den Kopf jährlid 20,9 Pfd. Ochſen⸗, Rind⸗, Kuh⸗ 
und Kalbfleifh, aber in Karleruhe 83, Mannheim 79, Heidelberg 69, 
Freiburg 59, Bruchſal 52, Pforzheim 29 Pfd. ohne das Ratbkeifih, 
Bon den fleuerfreien Arten wurden gegen 30 Pfd. auf den Kopf vers 
zehrt. — Der Kopf bezahlte in diefen 6 Städten 60, 53, 51,4, 41,4%, 
35,76 und 25,9% fr. Die Zahlen über die Verzehrung in Bfunden find 
nicht genau rin, weil das Gewicht der gefchlachteten Stuͤcke neuers 
(ih nicht bekannt if. 


(5) Wenn nad der Aufhebung der Fleifchfteuer keine Preiserniedrigung bes 
Fleifches wahrgenommen wird (wie in Baden 1849), fo kann bieß daher 
rühren, daß gleichzeitig die Preife des Schlachtviches wegen einer Ber: 
theuerung bes Futters gefllegen, oder daß die Fleifcher beim Verkauf 
vor dem freien Mitwerben gefihüßt find, 


(e) Großbritanien, Frankreich, Bayern, Würtemberg (feit dem Finanzgeſetz 
vom 1. Juli 1839) und viele andere Staaten haben dieſe Steuer nicht. 
In Frankreich ift aber in einem Theile der Städte eine Fleiſchabgabe, 
bie ın Paris von einem Ochſen 26 Fr. 40 &. beträgt. — In Baden 
war die Kleifchaccife (durch Geſetz v. 17. Juli 1848) vom 1. Januar 
1849 an aufgehoben, aber durch Geſetz v. 30. März 1850 wurde fie 
wieder eingeführt. 

(d) In Baden wurde 1828 der Auffchlag von Ziegen und Milchfchweinen, 
1832 überhaupt von Schweinen und Schaafen aufgehoben. Leßtere 
Erleihterung wurde auf ungefähr 50000 fl. angeſchlagen. om 
1. December 1862 an hörte auch die Steuer von Kälbern auf. 

(e) In Preußen ift die Schlacht⸗ wie die Mahlſteuer auf die größeren 
Städte beichränft, $. 431. 

(f) In Würtemberg war nur das zum Verkaufe beſtimmte Vieh fleuerbar, 

ſo iR es auch in Deflerreich auf dem Lande. In mehreren Provinzen 


it Feine Fleifchfleuer, in Ungarn und Siebenbürgen befteht fie nur in 
Orten über 2000 Ginwohner. 


u 


x 
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(9) Preuß. Schlachtſteuer, Geſetz v. 30. Mai 1820, 1 Thlt. vom Centner; 
jedes geſchlachtete Stuͤck kommt unzerſchnitten auf die Waage, nur 
Füße, Cingeweide und Darmfett werden nicht mitgewogen. — Nach 
dem aͤlteren bad. Gefepe von 1828 bezahlte das Pfund Ochienfleifch 
3/4 kr., Rindfleifch 5/s Fr., Barren: und Kubfleifh a fr. 

(%) Baben, Gefeß v. 25. Mal 1835: Bon 1 Odyfen 6 fl. 25 kr. 1 Rind, 
Karren, Kub 2 fl. 20 kr., einem Kalbe 30 kr.; Ochien unter 400 Pf. 
werden als Rinder verfleuert sc. sc. Bon 1832—35 hatten die Kleifcher 
die Wahl zwiſchen diefer Accife nach der Stüdzahl, der älteren nad 
dem Gewichte und dem aversum, $. 430. Beide erflere Methoden 
fimmen überein, wenn ein Ochſe 513 Pfd. Fleifchergewicht hat. — In 
Würtemberg gab zuleht (feit 1836) ein Ochſe über 3 Jahre 1 fl., unter 
3 Sahren 45 kr., Kub, Rind, Karren 22%, kr., Milchkalb 33%. Fr., 
Schwein 6, Schaaf und Ziege 3 fr., Lamm 11/a ir., junge Ziege 1 fr. 
Bor 1833 waren die Säge viermal fo hoch. — Deflerreid: ein Stuͤck 
Rindvieh über 1 Jahr alt in Wien 7'/s fl., in einer Provincialhaupts 
ſtadt 4, an Fleineren Orten und auf dem Lande 2 fl. In den 9 größeren 
Städten werden auch Wildpret, Geflügel, Fiſche sc. befleuert, was 
1847 220000 fl. einbradhte, 1856 in 6 Städten 171710 fi. 

($) Hat ein Ochſe 800 Bid. Fleifchergewicht, fo kommt bei der bad. Stüd- 
accife auf jedes Pfund nur 0,8 Er. flatt der beabfidhtigten 3a kr., und 
die Yleifchconfumenten werden doc vermuthlich foviel vergüten müflen. 
1829—32 Hatte im D. ein Ochſe in Karlsruhe 592, in Mannheim und 
Heidelberg 562, in Freiburg 531, Brucfal 542, Pforzheim 472 Pfd., 
im ganzen Lande 511 Pfd., ein Rind 230, eine Kuh oder ein Farren 
272, ein Kalb 45 Pfd. Amtl. Beiträge ©. 224. — Obige Nachteile 
find auch bei dem franzoͤſiſchen Octroi getadelt und 1845 von ber 
Dep.⸗Kammer anerlannt worden. — Gin Berbefierungsmittel liegt in 
dem a. preuß. Geleke von 1820 $. 11: für jede Stadt wird ein 
ewiſſer mittlerer Sag für das Stüd aufgeflellt und es hängt von dem 

genthümer ab, ob er ihn bezahlen, oder das Aomägen verlangen und 
enau nad dem Gewichte begahlen will. — In Baden betrug die 
leiſchſteuer 1829 — 31 nad Abzug bed Betrages für Schaafe und 
Schweine im D. 270000 fl., 1832—38, als die Erhebung nad ber 
Stüdzahl auffam, 253709 fl., fodann bei firengeren Auffihtsmaßregeln 
1839 u. 40 im D. 325470 fl., 1843 u. 44 wegen der Abnahme des 
Viehflandes zufolge des Yuttermangel® von 1842 nur 264640 f|l., 
1844—46 293000 fl., 1854—56 284690 fl. — In den Niederlanden 
iR die Steuer 10 Proc. von dem Verkehrswerthe des Schlachtviches. 
Ertrag R. 1858 1'664 945 fl., A. 1860 1270000 fl. = 0,77 fl. auf 


den Kopf. 

Frühere badifhe Ginrihtung, AccifesD. von 1812 $. 61 und nachherige 
Abänderung: Ochſen über 600 Bd. bezahlten 7 fl. 30 kr., von 5 bie 
an 600 Pfd. 5 fl. 15 fr., von 4 bis 500 Pfr. 5 fl., Rinder von 3 
bis 300 Bi. 3 fl. 45 kr., von 2 bis 300 Pb. 2 fl. 30 fr. x. 


$. 433. 

Beiftige Getränke find zur Befteuerung vorzüglidy gut 
geeignet, weil fie, ohne unentbehrlich zu fein, doch einen für 
die meiften Menſchen fehr lodenden Genuß barbieten, in all 
gemeinem Gebraudye find, weil die Wohlhabenden ſowohl auf 
die Menge als auf die Güte der von ihnen verzehrten Getränfe 
mehr zu verwenden pflegen, und diejenigen ‘Berfonen, denen bie 


(k 
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Abgabe Läftig wird, ſich leicht im Verbrauche einige Beſchraͤn⸗ 
fung auflegen können. Diefe Tranffleuern find in ben 
heutigen europätfchen Staaten fchon feit Jahrhunderten in Ges - 
brauch und werfen beträchtliche Einnahmen ab. In Anfehung 
ber Gegenftände dieſer Steuern finden von Land zu Land Ber- 
fchiedenheiten flatt, indem Bier und Branntwein in Fälteren 
Ländern mehr eindringen ald in warmen. Wo Fein Rebbau 
ftattfindet, da wird der Wein bequem durch einen Gränzzoll 
getroffen (a). 

Die Befteuerung geiftiger Getränfe dient zugleidy ben übers 
mäßigen Genuß berfelben einigermaßen zu vermindern; dagegen 
it ed wünfchenswerth, daß die zur Stärkung dienende Ver⸗ 
zehrung der arbeitenden Claſſe fchonend belaftet werde. Man 
fönnte daher eine foldhe Höhe ber Trankfteuern nicht billigen, 
welche ungeachtet des Anwachſes der Bolfömenge ben Verbrauch 
biefer Getränfe im Ganzen verminderte ober auch nur auf 
gleicher Höhe erhielte. 


(a) Frankreich 1825 — 1829 im D. 105°980000 Fr., nad der Reduction 
von 1831 und 1832 64226000 Fr., 1835 70°809000 Fr. oder gegen 
1 f. a. d. K. N. für 1844: 97719000 Fr., 1845 R. 101 Mill. Fr., 
A. 1859 152.534 000 Fr. = 1,9 fl. a. d. 8. 9. 1865 212 Mill. — 
2, fl. a.d. 8. Gegen die franzöfliche Tranflleuer Baftiat, Aus: 
gewählte volfswirthidh. Schriften II, 157. — Großbritanien 1858/59 
15°199 944 2%. von Malz, Hopfen und inländifchem Branntwein — 
6%s fl.a. d. K. nebſt 4°050059 2. Cinfuhrzoll von Wein und Brannts 
wein, 1861/62 15489500 2. Accife und 3746333 2. Ginfuhrzoll, 
zufammen 7,7 fl. ad. 8. — Belgien D. 1851—57 13679988 Fr. 
— 1,# fl.a.d 8. 9. 1863 16780000 Fr., wovon 2'100 000 von 
Wein, 5950000 von Branntwein, 8730 000 von Bier und Eſſig. — 
Deftereeih 1847 R. 9-983 481 fi., 1856 Wein 4778585, Bier 7588639, 
Branntwein 9-393 336 fl., zufammen 21'760 560 fl. oder O, ſuüdd. fl. 
a. d. 8. N. 1864 Wein 5949000, Branntwein 17630000, Bier 
16°398000 fl., zufammen 1,% fl. füod. a. d. K. — Preuß. 9. 1860 
7'882 000 Thlr. = 0,” fl. a. d. 8. (Bier niedrig belegt, Wein größten: 
theils durch den Ginfuhrzoll —**— — Würtemberg N. 1858/61 

ein 450000 fl., Bier (nad; Abzug der Müdvergütung) 726000, 
Branntwein ebenfo 247000 |l., die drei Trankfleuern mit Nebenein: 
nahmen (mit obigem Abzug) 1477000 fl. = 0,8 fl. a.d. K. Die 
Koften belaufen fih auf 16 Broc. — In Baden trugen die Tranffleuern 
im D. 1831—46 931 323 fl. = 0,% fl. a. d. K., 1864—56 938 566 fl. 
—=0,"f., D. 1860—62 1314428 fl. — 0,8% fl. a. d. 8. (wegen 
ber guten Weinjahre). 


. 438 a. 


Weinauffhlag. Die VBerzehrung von Wein ift in Laͤn⸗ 
bern mit erheblichem Rebbau ohne Zweifel ein guter Befleuerungss 
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gegenſtand und unter ber Vorausſetzung, daß dieſe Steuer von 

den Zehrern getragen wird, kann biefelbe für unſchaͤdlich ans 

gefehen werben. Nur dann würde eine nachtheilige Wirkung 
eintreten, wenn fie den Verbrauch verminderte und fomit ben 

Preis des Weines nad Abzug der Steuer erniebrigte, fo baß 

auch die Rente bed Reblandes abnähme, die Grundſteuer von 

demfelben als übermäßig erſchiene und zugleich die zahlreiche 

Claſſe der vom Rebbau lebenden Arbeiter in ihrem Unterhalte 

beeinträchtigt würde. In einem folchen Falle müßte beſonders 

ber Abſatz der geringeren Weine, bie in minder günftigem 

Boden und Klima gebaut und in Menge von ben Mittelclafien 

bes Volkes verzehrt werben, fich verringern und die Eigenthümer 

foldyer Rebftüde, müßten eine Einbuße erleiden. Hat aber ein 
gewiffer Weinauffchlag fchon längere Zeit befanden, fo hat 
fih der Umfang des Rebbaues nad) dem Begehre gerichtet, fo 
daß dad Rebland in Gemäßheit feiner Beichaffenheit eine ges 
wifle gleichbleibende Rente trägt und bie Steuer auf die Zehrer 
übergewälzt wird. Die große Verfchiebenheit im Ertrage und 
ber Güte bed Weind von Jahr zu Jahr verurfacht übrigens 
ftarfe Schwankungen in ber Steuereinnahme (a). Ein hoher 

Fuß diefer Steuer hat noch ben Nachtheil, zur Berfälfchung 

bed Weins anzureizen, welche der Gefunbheit ſchadet und bie 

Staatscaſſe verkürzt. Was die Erhebungsart betrifft, fo läßt 

fih feine Einrichtung finden, welche nicht durch Yörmlichfeiten 

und Ueberwacdjungsmittel einer ober ber anderen Claſſe von 

Ginwohnern befchwerlich fiel. Außer der Einziehung an ben 

Thoren der Städte (5) fann die Erhebung gefchehen 
1) bei der Erzeugung bed Weines ober bald nach berfelben, 
2) kurz vor der Berzehrung, bei den Schenfwirthen und ben 

Zehrern, die fidy einen gewiſſen Borrath einlegen (c). 

(a) Beilpiel. Baden 1855 498 163 fl. 

1856 615616 „ 
1859 931488 „ 
1861 756901 „ 

(5) Bergl. $. 428. Gin foldhes droit d’entröe beftebt in Be in 
Städten von 4000 Einw. (anfangs 2000) und darüber. Ra 
Weinpreifen find die Departements in 4 Claſſen, nad der Bolkszahl di 
Städte in 7 Adtrennungen gebracht, zu denen noch Paris als 8. kommt. 
Der Fuß iſt z. B. in Orten von 4--6000 Einw. in den 4 Landestheilen 


30—60 Gen, 8 Städten von 20 —50 000 0, »—1, © Fr., in Städten 
von 50000 Einw. und darüber 1,9 — 2,0 Kr. , in Paris 8 Fr. vom 
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Hektoliter, bier it aber bieß bie einzige Weinabgabe, $. 434. Die Wein; 
fieuern in Frankreich find 1850 Gegenſtand einer forgfältigen Unter: 
fuchung geworden, bei welcher außer der mündlichen Bernehmung vieler 
Sachverſtaͤndigen auch bie fchriftlihen Meußerungen ber landwirthſchafi⸗ 
lihen Bereine, der Handelsfammern und der Präferten fowie vieler 
Privatperfonen gefammelt wurden. Enquöte lögislative sur l’impöt des 
boissons, Paris 1851, U DB. 4%. (Muh vom Biere iſt Biniges ver- 
handelt worden.) Die franzöflfchen Steuergefeße find barauf gegründet, 
daß der Wein bei drei Veranlaflungen bequem vor einer Abgabe erreicht 
werden Tann, 1) beim Berfenden, 2) beim Ausfchenten im Wirthes 
hauſe, 3) beim Binbringen in eine Stadt, Eng. I, 72. 9. für 1859 
12449000 Fr. In Frankreich wurden fhon 1324 (Karl VI.) 28 ver- 
fchiedene ©. vom Bein aufgeaäßlt ‚ von denen jedoch mehrere 
(Bflafter:, Brüdengeld sc.) nicht allein den Wein trafen. Ausführlid 
über diefen Gegenſtand de Parieu II, 348. 

(e) Weber die Weinfteuern in Deutichland, Bierfad, Ueber Bell. ©. 245. — 
Bayern hat keinen Weinaufſchlag. — Welchen Nachtheil unzweckmaͤßige 
Steuereinrichtungen haben koͤnnen, dieß zeigt folgendes Beiſpiel. In 
Frankreich darf dem Wein Alkohol ohne Steuer beigeſetzt werden, wenn 
es in Gegenwart von Steuerbeamten geſchieht. an achtet in auf 
die Menge des Zuſatzes. Es wird daher häufig * verſchiedenen Malen 
Alkohol beigemiſcht und nachher der Wein mit Waſſer (menigftens Ys) 
verdünnt, alfo die verfäuflihe Menge zum Nachtheil der Staatscafle 
vermehrt. — In Belgien if die Accife von franzoͤſiſchem Wein vers 
tragsmäßig auf 22%/, Fr. vom Heftoliter herabgefeßt worden. 


$. 434. 


Zu 1. Wird der Weinauffchlag von dem jährlichen Erzeug- 
niß erhoben, fo muß er von den Weinbauenden felbft oder von 
benen entrichtet werden, bie jenen den neuen Wein abfaufen. 
Hiezu ift eine Ueberwachung des jährlichen Weinertrages noth⸗ 
wendig, bei ber auch Hausſuchungen nicht zu umgehen find 
und bennoch bei den Nebbefigern und ihren Nachbarn Verheim⸗ 
lichungen nicht felten vorfommen. Die Steuer trifft hiebei auch 
ben Hausverbrauch der Rebbauer und die zur Ausfuhr beflimmte 
Menge, bei welcher deßhalb zur Beförderung des Abfapes eine 
Rüdvergütung angemefien if. Diefe Erhebungsweife hat für 
fih, daß man die Ortfchaften und felbft die Flurbezirke Eennt, 
wo die Trauben gewadhfen „find, und hieraus einen Befteue- 
rungsmaaßftab abnehmen Fann, ver freilich wegen der großen 
Verſchiedenheit der Jahrgänge nicht zureichend if. Dagegen 
find die erwähnten Ueberwachungsmittel fehr läflig, ed werden 
Miſchungen erfchwert (a) und die Steuerentrihtung nöthigt in 
den vielen Fällen, wo ber Wein lange aufbewahrt wird, zu 
einem Steuervorfchuß, der wegen der Zinfen, des Abgangs und 
der möglichen Berlufte eined Theils der Borräthe doppelt empfind» 
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ih wird und den Bein noch über den bloßen Steuerbetrag 
vertheuert (6). Diefer Nachtheil wirb etwas gemilbert, wenn 
die Entrichtung erft bei dem Uebergange bed Weins aus ben 
Händen bed Erzeugerd an einen Käufer verlangt wird (c). 


Zu 2. Die Erhebung vor dem Beginne bed Verbrauches 
ober erft nad) demfelben überhebt bie Weinbauenden jenen Bes 
ſchwerden gänzli und läßt auch ben Weinhandel im Großen 
von den meiſten Beichränkungen frei. Die Ueberwachungsmittel 
find hauptfächlich gegen bie Schenkwirthe gerichtet, die in ihrem 
Gewerbe leicht die Kenntniß ber beftehenden Borjchriften ers 
langen und ſich vor Strafe hüten können. Hiezu gehören fols 
gende Anorbnungen: a) Die Schenfwirthe müflen ihren zum 
Kleinverkaufe beſtimmten Borrath vor der Einfellerung verfteuern, 
ebenfo diejenigen Zehrer, welche fi einen Borrath im Großen 
erfaufen. Es wirb baher bei ber Ankunft eined Borrathes 
fogleich die Anzeige bei dem Steuereinnehmer gemacht, welcher 
fi von der Richtigkeit der Angabe, 3. B. durch Meſſung, übers 
zeugen darf. b) Die Keller der Schenkwirthe werben öfteren 
Befichtigungen durch Steuerbebiente unterworfen. o) Jede Wein⸗ 
verſendung innerhalb des Landes muß von einem Frachtbriefe 
oder anderen zum Ausweiſe dienenden Urkunden begleitet ſein, 
welche die Aufſichtsbeamten ſich vorzeigen laſſen können (d). 


(ch In Breußen iſt Gegenwart des Steuerbeamten nötbig, wenn älterer 
Wein mit dem neuen vor der Reviſion gemifcht werben foll, Preuß. 
Inſtr. v. 8. Febr. 1826 $. 4. 

(5) Ueber die Nachtheile dieſes systöme de l’inventaire, welches, jebod in 
läftigerer Form, in Frankreich nad 5jähriger Dauer wieder aufgehoben 
worden if, Rapport au Boi ©. 103 ff. — Enquäte I, 69 und an 
anderen Stellen. 


(e) In Preußen trat an die Stelle der früheren Moſtſteuer (Geſetz vom 
8. Februar 1819) die jeßige Weinfteuer, Belek v. 25. Sept. 1820. 
Aehnlich Sahfen, Kurhefien und die thüringiichen Staaten. Seber, der 
Trauben gefeltert Hat, muß das gefelterte Quantum fchriftlich anzeigen. 
Die Nachſuchung (Neviflon) gefchieht nicht bloß in ben angemeldeten 
Räumen. Breub. Infteuct. $. 1 ff. 11. Bon dem geleiterten Mofte 
werden 15 Proc. ale Abgang abgezogen. Die wirkliche Berfleuerung 
bes in einem Jahre erzeugten Weins wurde nah dem angef. Geſete 
bis zum 1. Auguf des naͤchſten Jahres verfhoben. Wurde unterbefien 
der Wein verkauft, jo hatte der Käufer die Accife zu bezahlen und dem 
Weinbauenden die Quittung au übergeben, ber fle bei Entrichtung feiner 
Steuer ftatt baar mit ablieferte. Nach Eabinetsordre v. 28. September 
1834 werden bie noch unverzehrien und unverfauften VBorräthe bes 
Weinbauenden gar nicht verfleuert, ſondern nur in das Megifter bes 
folgenden Jahres eingetragen. Jaͤhrlich wird "am 1. Mai und 1. Ro 





(9) 
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vernber bis dahin vergehrte ober ans der Gemeinde weggebrachte Wein 
verfteuert, derjenige aber, den Jemand von bem Erzeuger erfauft, wirb 
fogleih vom Käufer verfteuert. Alle Weinberge werden ein für allemal 
in eine der 6 Claſſen eingereiht, in benen bie Steuer vom Gimer 
Ci Ohm) 11 — ea — Ya — Ys und 1 Thule. beträgt. Da 

gene im preuß. Staat der Mebbau nicht erheblih if, fo ift jene 
Erhebungoform cher zu billigen, während bie unter 2) genannte bort 
bei der viel größeren Zahl von Weinwirtben mehr Beſchwerde vers 
urfahhen würde. Im fchlehten Weinjahren bilft "man durch Nachlaß. 
1849 waren 61 885 Morgen vorhanden, wovon 48517 in Rheinland, 
in welchem allein die 3 erften Glaflen vorkommen. Die Steuer brachte 
1829 bie 1835 im D. 116394 Täler. ein, wovon 104375 aus der 
Rbeinprovin. Hoffmann, Steuem ©. 297 ff. Durchſchnitt 1855 
bis 1857 78355 Thlr., ©. 1859 120000 Thlr. 9. 1860 110000 Thlr. 
Die frühere Ginrihtung befteht noch in Sachſen und Kurheſſen. 


Die heutigen Weinfteuern in Frankreich beruhen in ber Hauptfache auf 
dem Geſetß v. 28. April 1816, doch mit manchen Abänderung im Gin, 
zelnen. 1) Die Schenkwirthe entrichten beim Empfang eines Borrathes 
das droit de detail (Zapfgebühr) von 15 Broc. des Kaufpreiles, 
2) Perſonen, welche 25 Liter oder mehr kaufen (vor 1852 erſt von 
50 Liter an), ohne Wiederverkäufer zu fein, bezahlen das droit de 
eirculation, welches in den 4 Bezirken des Landes 60 Gent. bis 1,9 Fr. 
vom Hektoliter beträgt und alfo 24 niedrig iſt. Dei einem Preiſe 
von 30 Fr. ift die Zapfgebühr 4,5 , alfo 3%/smal foviel als das 
hoͤchſte droit d’entree. Die Glaffe, nach welder die Steuer zu entrichs 
ten ift, beftimmt fih nad dem Wohnorte des Käufers. an nahm 
1849 an, daß an 18 Mill. Cinw. in den Orten ohne droit d’entröe 
leben und alfo entweder droit de circulation oder de dötail entrichten. 
Wie der Wein, fo wird au der Obftwein behandelt, nur mit niedris 
eren Sägen. Bu biefen beiden Abgaben fommt 3) das droit d’entree, 
. 4398 (a). Die eigene Verzehrung der Rebbauer if frei und dieß 
hat zur Ausdehnung des Baues auf ebenem Lande viel beigetragen. 
Man fchlägt die KRopfjah! in den von aller Weinfteuer befreiten Fami⸗ 
lien der Grundeigenthuͤmer und Bachter auf 12 Mill. an. Das Belek 
vom 21. April 1832 geftattet den Städten über 4000 Einw., das 
droit d’entree, de detail und de circulation mit einander zu verbinden 
und dadurd die befchwerliche Ueberwachung zu vermeiden, bie fonft 
das droit de dötail erfordert. Nach dem Geſetz v. 25. Juni 1841 barf 
bas droit de eirculation nicht mehr in biefe taxe unique gezogen wers 
den, bie beim Gingang in die Städte erhoben wird. Der Steuerfuß 
richtet fi nach den ahrungen der brei Vorjahre. 4) In Paris tritt 
eine Thoraccife an die Stelle aller anderen Nbgaben von Wein und 
Brannwein, droit de remplacement. Sie ift 8 Fr. vom Heltol. Wein, 
4 Fr. von Obfiwein. 9. 1860: 
droit de eirculstion, Obſtwein einfchließlih . . 10°000000 Fr. 
droit de dötail, ebenfo und mit Einfluß bes 
Branntweine - - > > 2 2 2 20. 107000000 „ 
droit d’entröc und taxe unique aux entr&es, mit 
Dbftwein und Branntwein. . . » » . 14542000 „ 
Steuer in Bari . - 2 2 2 2.202 020220500000 „ 
zufammen 152°042000 $r. 
Sn Paris hat der Kopf der Binwohner 12 Fr. Weinfteuer neben dem 
Octroi zu tragen. Das Beſtehen dieſer verfchiedenen Steuern vers 
urfacht eine koſtbate Erhebung und eine fehr ungleiche Bertheilung 
ber Steuerlaf unter die verſchiedenen Ortichaften. Die ſtarken Wein⸗ 
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Detrois ter franzoͤſiſchen Städte find vielen lebhaften und auch 
begründeten Klagen ausgeſetzt, weil fie den Wein zu fehr ver 
tbeuern. — In Baden wurde die WWeinaccife nad der Accisord⸗ 
nung von 1812 nach 7 Glaflen des Weines erhoben und belief 
fih auf 4 fl. 10 fr. bis 25 A. vom Fuder. Nah dem Geſetz vom 
31. Zuli 1828 war fle %ıs von dem BPreife des Weines am Orte bes 
Berfaufs oder bei auslänbifhen an dem Binlagsorte. Hiezu kommt 
bei Schenfwirtfen das Ohmgeld, $. 435. er Wein zum Bers 
faufe im Großen einlegt, hat feine Acciſe zu geben, jedoch die Brlaubs 
niß zum Halten eines Lagers einzuholen. Hiebei unterfcheidet man 
1) Beinhandlungsteller, aus denen Wein bis zu 15 Maaß 
im Faͤſſern und bis zu 24 Flaſchen herab verkauft werden darf. Der 
Befiger erhält nach der Größe des Vorratho, den er lagern will, ein 
Batent und entrichtet eine entfprechende Gewerbſteuer (1. Claſſe bis 10, 
9. Claſſe über 150 Fuder). 2) Weinlagerkeller, aus benen nicht 
unter %s Yuder (5 Ohm) verkauft werden darf und die überhaupt 
Rrenger überwacht find; es wird aber von einem ſolchen nur eine jähr- 
lihe Abgabe von 6 fl. entrichtet. In den Wirthſchaftskellern 
dagegen darf nur verfteuerter Wein aufbewahrt werden. Kür die Aufs 
fiht auf diefe Arten von Kellern und auf die ‚einverfenbung, find viele 
Borfchriften gegeben, welche durch Belanntmahung vom 9. Mai 1855, 
fpäter in der B. v. 30. October 1858 zufammengefaßt find. Ertrag 
D. 1831—46 293040 fl. Accife und 369622 fl. Ohmgeld ı., zus 
fammen 662662 fl., max. 845 779 fl. (1834), min. 463 206 fl. (1831). 
Betrag auf den Kopf im D. 31,3 fr. oder 26,5 Maag jährlih; in 
Freiburg 1 fl. 14 k., in Karlsruhe 1 fl. 5 fr., Heidelberg 52 kr. 
Mannheim 39,5 fir. — Der D. .1854—56 war 280 319 fl. Accife und 
269214 fl. Ohmgeld, zufammen 25 kr. auf den Kopf. D. 185758 
413 726 fl. Acciſe, 366042 fl. Ohmgeld, zufammen 38 fr. a. d. 8. — 
Neues Belek von 1858 f. 6. 435. D. 1860-62 Accife 455 763 fl., 
Ohmgeld 284455 fl., zufammen 32,8 a. d. K. — Würtemberg, ans 
fänglih 15, von 1833 an 13%, Proc., feit 1839 nur 10 Proc. vom 
Preife des ausgefchenkten Weines. Ertrag im D. 1854—56 419694 fl. 
A. 1858/61 450000 fl. Meber die Nachtheile der würtembergifchen 
Einrichtung, über welche hauptſaͤchlich von den Schenkwirthen geflagt 
wird, Deffner’s Gommiffionsbericht über die indirecten Steuern, 
Landtag 1845. — Im Großh. Hefien (Geſetz v. 12. Juni 1827) muß 
die Trankſteuer von Wein jedesmal entrichtet werden, wenn bieler im 
Großen an einen neuen Gigenthümer übergeht. Sie betrug bisher 30 fr. 
von der Ohm, feit 1856 fr Schenkwirthe noch ebenfoviel, für andere 
Perfonen 2 fl. Hiezu kommt die Zapigebühr, $. 435. — Die öfters 
veichifche Verzehrungsfteuer von Wein wird in den deutfchen, ſlaviſchen 
und italienifhen Krunländern in gefchloffenen Städten von dem ganzen 
Verbrauch beim Hereinbringen, in offenen Orten nur von dem Klein: 
verfauf unter einem Gimer erhoben und meiftene durch Abfindung mit 
einzelnen Schenkwirthen oder der Befammtheit derfelben an einem Orte. 
Hier giebt der Eimer 1 fl. 20 fr. Conv., in den Städten 1 fl. 40 Er. 
In Ungarn und Siebenbürgen iſt diefe Steuer erfi 1851 eingeführt 
worden, nur in Orten von 2000 und mehr Binwohnern und von der 
ganzen Berzehrung; nah V. p. 12. Mai 1859 befteht die Steuer alls 
gemein und für alle Drte. Ertrag im D. 1851—56 4'796 929 fl. Conv., 
wovon 3178599 fl. aus dem offenen Lande. Jene Summe macht 
0,163 fi. füdd. auf den Kopf. 9. 1864 5'949 354 fl. d. = 0,9 fl. 
fübd. auf den Kopf. — In mehreren Ländern befteht noch die ältere 
Ginrihtung einer doppelten Getränfemaaß , indem die zum Ausichenfen 
gebrauchte Kleiner ift, als die bei der Berfleuerung zu Grunde gelegte, 
damit die Ueberwälzung flatt einer Preiserhöhung, durch Abzug an ber 
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Duantität leicht bewerkſtelligt werden könne. Im Wärtemberg 9 

auf die Ohm 176 Schenk⸗ und 160 Aichmaaße, die erſtere iſt alſo sehn 

10 Proc. Heiner, um bie frühere Steuer von gleichem Betrage zu ver: 

göten. In Züri Hat der Saum 90 Steuer⸗ und 100 Schenkmaaße, 
au, Archiv I, 412. 


8. 435. 


Zur Weinaccife gehören noch folgende Bemerkungen: 

1) Die von den Zehrern für eigenen Gebrauch in beträcht- 
licher Menge erfauften und eingelegten Weinvorräthe wurden 
in früherer Zeit, ald der Weinaufichlag aufkam, gar nicht von 
demfelben getroffen, auch geichieht dieß hie und da noch jet 
nidht. Als man fie fpäter ebenfalls belegte, hielt man es body 
für billig, fie geringer zu belaften, als die Berzehrung im 
Wirthshauſe. Die Beweggründe hiezu fand man barin, baß 
ber Berbraudy ber Hausvorräthe langfamer erfolgt und baher 
bie Steuer von bem Zehrer lange vorausbezahlt werben muß, 
während berfelbe fie dem Schenkwirthe bei ber Verzehrung eher 
und in ganz Fleinen Abtheilungen vergütet, ferner daß man 
annahm, die Berzehrung im "Wirthöhaufe gehe häufiger ins 
Uebermaaß oder laſſe wenigftens Leichter eine Beſchraͤnkung zu. 
Dieb ift allerdings bei einem Theile der Zehrer richtig. Es ift 
daher meiftend dem Schenfwirth (Kleinverkäufer) ein höherer 
Steuerfuß angefeßt ober neben der allgemeinen Steuer noch eine 
zweite, da8 Ohmgeld (Zapfgebüähr) auferlegt worden (a). 
Eine ſolche ftärfere Belaftung des ausdgefchenkten Weines läßt 
fi) zwar im Allgemeinen rechtfertigen, aber fie ift gewöhnlich zu 
hoch beftimmt worben, denn ein Theil ber Zehrer ift nur darum 
auf das Wirtshaus angewiefen, weil fie nicht Mittel und 
Gelegenheit haben, im Großen einzufaufen, und dieß gilt 
namentlidy von der Mehrzahl der Lohnarbeiter. 


2) Die Weinfteuer follte den allgemeinen Beſteuerungsgrund⸗ 
fügen gemäß jebe zur Verzehrung gelangende Menge nady ihrem 
Verkehrswerthe treffen, der zufolge der auf Boben, Klima, Lage ıc. 
beruhenden Berfchiebenheiten der Rebgelände und der Jahr⸗ 
gänge fehr ungleich iſt, fo daß bie beften Weine eines Landes 
leicht das 5, ja biöweilen das 10fache von dem Preiſe ber 
geringften gelten. Es ließe fi) fogar rechtfertigen, wenn von 
ben geringeren Sorten eine Eleinere Duote erhoben würde (B). 
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Eine foldhe Bemefjung ber Steuer ik aber ſchwierig auszu⸗ 
führen, denn die Angabe bed Preiſes durch die Käufer und 
auch durch die Verkäufer des Weins bleibt oft unter ber Wahr: 
heit und muß durch forgfältige Ueberwachung von den Steuer: 
beamten berichtigt werben; bazu gehört das Koften bed Weins 
von Männern, bie in Beurtheilung deſſelben geübt find, auch 
fann die Unterſuchung des Alkoholgehalte® mit bem Aräometer 
zu Hülfe genommen werden. Diefe Mittel zur Verhütung des 
Steuerbetruges mit den Strafen, weldye auf wiſſentlich gemachte 
falfche Angaben gefegt werden (c), find gleich manchen anderen 
bei den Aufwandöfteuern vorfommenden Anordnungen ſowohl 
für die Steuerverwaltung als für die Steuerpflichtigen Iäftig, 
fie laſſen fi) aber nur vermeiden, wenn man entweder Abfin- 
dungen mit den Weinwirthen verabrebet (d), ober auf bie Unter⸗ 
ſcheidung ber verſchiedenen Weinforten verzichtet und die Steuer 
bloß nach der Menge anlegt (e). 

3) Wenn der Aufichlag erft von den Weinwirthen entrichtet 
wird, fo kann ber eigene Verbraud; der Weinhaͤndler am leich- 
teften vermittelft einer Pauſchſumme befteuert werben. Bei ben 
Weinbauenvden aber find fowohl die Bermögensumftänte als 
die Größe des Reblandes fo fehr verfchieden, daß man ſchwer 
einen billigen Maafftab zur Anlegung einer Abgabe finden 
wird (f). 


(a) In Brankreih wird dieſer Zwed dadurch erreicht, daß das droit de 
dötail höher iſt als das droit de cireulation, $. 434 (d). — Das bad. 
Ohmgeld der Schenk: und Baftwirthe betrug bisher bei Weinen von 
250 fl. per Fuder (10 Ohm von 100 Maaß oder 150 Liter) oder 
weniger 1 fr. von der Maaß, bei Eoflbareren fo viel als die Acciſe. 
Dr im Wirthéhauſe verzehrte Wein machte 1831—46 *%/3 der ganzen 
Menge, das Ohmgeld betrug in den brei 5jährigen Beitabichnitten 66, 
59 und 51 Proc. der ganzen Binnahme, 1854—56 nicht voll 49 Proc. 
In vorzügligen Weinjahren war ber Ertrag der Accife größer als ber 
des Ohmgeldes, weil jene fih nad dem Vreiſe richtete. Nach dem 
Geſetz von 1858 ift das Ohmgeld ganz gteichtörmig 0,8 fr. von ber 
Maaß oder I fl. 20 fr. von der Ohm — Die grob. bel. Zapf: 

ebühr if in A Glaſſen 2 fl. 40 fr. bis 6 fl. 40 fr. von ber Ohm. — 
In Mürtemberg trifft die ganze Wirthſchaftsabgabe bloß die Schenk⸗ 
wirtbe. — Ueber DOeflerreih und Frankreich |. $. 434. 

(3) Die niedrige Belegung geringerer Weine iſt auch zur Schonung un: 
gänfligerer Reblagen nöthig, weil bei gleicher Steuer die fchlechteren 

eine weniger fag finden würden. 

(e) In Baten beftand bie 1858 ein Borkaufsrecht der Aceifebedienten, mit 
10 Proc. Bufhlag. Die Preisgeugniffe wurden vom Accifes Örheber 
echter) und Ortsvorgefeßten des Ortes, in welchem ber Wein vers 
auft wird, bezeugt. Das Berzeichniß aller folder Preisangaben wurde 
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dem Obereinnehmer monatlih vom Meciier@cheber übergeben. Bad. 
A.O. F. 19. B. v. 27. Mai 1826. 3. v. 22. San. 1822. — Sm 
Frankreich wird die Zapfgebühr von dem Berfaufspreife berechnet, den 
ber Beinwirth durch Anſchlag befannt zu machen bat, und ber beträdht- 
lich höher if als der Einfaufspreis. Dieß erleichtert die Ueberwachung, 
wenn nicht zu viele verfihiedene Sorten und Breife vorfommen. 

(d) Wie dieß eine Zeit lang In Würtemberg geſchah und noch haͤuſig in 
Defterreich vorkommt. 

(e) In Frankreich werben für die Circulations⸗ und Bingangsfteuer (droit 
d’entröe) die Departements nad Maßgabe ber gewöhnlich dort getrun⸗ 
fenen Weine 'in 4 Glaflen geteilt, in denen das droit de eirenlation 
60—80— 100 und 120 Gent. vom Heftoliter beträgt. Bei dem droit 
d’entrde wird außer diefen 4 Claſſen noch die Binwohnerzahl der Städte 
er dnhtigt. fo daß eine Abflufung von 30 Gent. bis 2,% Fr. ent: 


ſteht. — In Baden war ber bei ber Berfteuerung angegebene Preis 
des Fuders im Durchſchnitt 1831—36 126 fl. 

36—41 111 „ 

42—45 167 „ 

47—56 145 


Bon Jahr zu Jahr find die Verſchiedenheiten viel größer. Das max. 
von 224 fl. trat 1855, das min. von 92 fl. 1850 ein. Dur das 
erwähnte Geſetz von 1858 if die Aeciſe, vom Breife unabhängig, in 
Orten von 4000 Einwohnern und darüber auf 1 Er., in Heineren auf 
0,8 fr., von Obſtwein auf !/. fr. von der Maaß beflimmt worden. 
Diefe neue Feſiſetzung entfpricht dem Durchſchnitt des bisherigen Steuer: 
ertrages,, trifft aber die Ginzelnen fehr ungleih. Wein u 20 fl. bie 
Ohm (100 Maaf) giebt bei der feften Steuer von 1 fl. AO fr. 8!/s Proc. 
des Preiſes. Bei einem Preife von 25 fl. ift die Abgabe gerade */ıs 
(6%; Broc.), wie früher, bei 80 A. beträgt fie nur 2 Proc. Die 
geringen Weine werden am meiflen vertheuert. 

(f) Baden: Weinhaͤndler bezahlen ein jährliches Averfum von 3 fl. 20 Er. 
mit einem Zuſchlage von 50 und 25 fr. für jeden männliden und 
weiblihen Tifchgenoflen über 18 Jahre. A. Belek von 1825. Web: 
gr gr frei, wenn fie nicht ausfchenken; ebenfo in Frankreich, 

. 434 . 
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Der Bierauffhlag if in vielen Staaten wegen ber 
ftarfen, in neuerer Zeit noch anſehnlich zunehmenden Bier: 
verzehrung eine ergiebige Einnahmöquelle, vorzüglid in ben 
fälteren, zum Rebbau wenig oder gar nicht geeigneten Laͤndern, 
wo der Wein für bie meihten Einwohner zu Eoftbar if (a). 
Man dürfte jedoch den Verbrauch biefes für bie arbeitenbe 
Elaffe vorzüglich zuträglichen Getraͤnkes nicht fo ſtark befteuern, 
daß er ſich verminderte, oder daß ein Theil der Zehrer einen 
Antrieb erhielte, fich mehr zu bem Genuß des Branntweine 
hinzuwenden (5). Wohlfeilheit der Gerfte und fchlechte Wein⸗ 
jahre vermehren vorübergehend den Verbrauch bed Biered und 
den Ertrag diefer Steuer. Verbeſſerungen in ber Bierbrauerei 
tragen fortwährend biezu bei. Auch bier find mehrere Erhebungo⸗ 
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arten verfucht worden, bei beren Bergleichung nur von einem 

Mehr oder Weniger der Mängel und Schwierigfeiten bie Rebe 

fein fann. 

1) Entridtung von dem Rohſtoffe. Die üblichften 
bis jetzt angewendeten Wege ber Befteuerung find (ce): 

a) Malzauffchlag, beim Schroten des Malzes nad) der 
Art der Mahlfteuer zu entrichten (d). Dieß ift einfach und 
verurfadht der Regierung geringe Koften, wenn das Malz auf 
fremden Mühlen gefchroten wirb, ift aber nicht fo leicht auf 
große Brauereien mit eigenen Schrotmühlen anwendbar (e). 
Bei der Feftfegung ded Steuerfußed legt man Erfahrungsfäge 
über die Dienge des Bieres, welches aus einer gegebenen Menge 
von Mälz gebraut werden fann, zu Grunde (/). Ein erheb⸗ 
licher Nachtheil liegt in dem großen Reiz zum Steuerbetruge 
und in der Gefahr eined Einverftändniffes zwiſchen den Bier 
brauern und Müllern, weßhalb man, nad) den bisherigen Ers 
fahrungen, entweder vielfache Ueberwachungsmittel und firenge 
Strafbeftimmungen zu Hülfe nehmen, ober häufige Unterfchleife 
gewärtigen muß (9). Wo eine obrigfeitliche Biertare befteht, 
da kann durch Verfertigung eined fchlechteren Biered ein uns 
billiger Gewinn gemacht werben, indem dann aus gleichem 
Malzvorrathe mehr, ald das Geſetz annimmt, erhalten wird. 

b) Das Malz kann nady ber preußiſch⸗ſaͤchſiſchen 
Einrichtung furz vor feiner Berwendung zum Brauen, nament- 
(ih vor dem Uebergießen mit heißem Wafler (Einmaifchen) 
verfteuert werben, wobei biefe Berrichtung in Anmefenheit des 
Beamten vorgenommen wird, nachdem ber Brauer bie Erffärung 
gegeben bat, wie viel Schrot er zu jedem Sube zu nehmen, 
und wie viel Bier er zu bereiten gebenft (r). Auf dieſem Wege 
läßt fich, jedody nur vermittelt einer Fünftlichen Anorbnung und 
einer genauen Beauffichtigung bes ganzen Brauverfahrene, ber 
Einzug des Bieraufichlages ziemlich ficher flellen. 
 runbefgung des Bires Bei Gngel, Yahıd- der Ctarifif und 

Staatswirthfchaft im Köni greih Sachſen I, 565. 1853. 

(d) Erſt 12% —R ſtaͤr —* Bier enthaiten ſoviel Alkohol als ein 
Theil ſtarker Branntwein (4 und 50 Proc.), Bier bat aber außerdem 
viel Roblenfäure und enthält zugleid Gummi und unzerſetzten Zucker, 
wodurch es nährend wird. Die Erfahrungen über die Veraͤnderungen 


in dem Verbrauche beider Getraͤnke leiten auf das richtige Verhaͤltniß 
Rau, polit. Delon. II. 2. Abih. 5. Ausg. 17 





(6) 
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ihrer Befteuerung bin. — In Großbritanien war die hohe Befeuerung 
des Biers der Gegenſtand vieler Beſchwerden. Die drei Abgaben bis 
1830 machten gegen 150 Proc. vom Preiſe der Gerfle aus und bes 
trugen etwa 17 Sch. vom Barrel Porter (9 fl. 20 Ir. von ber bab. 
Ohm, 4 fl. 14 fr. vom preuß. Eimer), während das jum Hausgebrauche 
ebraute Bier (meift von den Begüterten) keine Bieraccife gab. Die 

alzceonfumtion foll (nah Montgommery Martin) von 1T14— 
1723 im D. 31 Mill. Quarter gewefen fein; 1814—1823 aber war 
fie nur 3230000 Qu., 1820—1829 3900000 Qu., fie hat alfo mit 
der Bolfsvermehrung nicht gleihen Schritt gehalten, und dieſe Abgaben 
haben beigetragen, den flärferen‘Verbraud der warmen Getränfe bers 
vorzurufen. Bon 1684— 1693 wurden im D. jährlih an 7 Mill. 
Barrels, von 1694—1703 wegen der Abgaben nur 41/; Mill. B. vers 
fteuert, 1746—1750 im D. an 6, 1824—1828 im D. 8%, Mill. B., 
aber wegen des wenig vergrößerten Malzverbrauches ift auf geringere 
Guͤte des Bieres zu Tließen. Mac Eullod, Handbuh I, 211. 
Il, 253. Der Steuerfuß ift neuerlih (feit 25. Februar 1822) in den 
drei Reichen gleihförmig 2 Sch. 7 B. vom Buſhel (= 7 fl. vom bad. 
Malter 2 fl. 33 vom preuß. GScheffel) und 5 Proc. Zuſchlag, nur 
wurde er 1854 für die Kriegsjahre auf 4 Sch. erhöht. Die Dralgfeuer 
trug im D. 1831—1833 4992 159 2. ©t., 1837— 1842 5154 801 2. St. 
Hier find die Folgen von der Aufhebung der Bieracciie im Jahre 1830 
fihtbar. Der Durdichnitt 1857/8 — 1859/60 war 5°979029 &. Der 
Malzverbraudh auf den Kopf flieg 1836 auf 1,” Bufhel, 1837—1841 
war er nur 1,51 Bufhel. Porter, Progress II, 52. 1848/9 wurden 
35 Mill. im D. 1857/8—1858/9 41979 151 Bufhel verfteuert, 1861/2 
41 118 168 B. oder 1,13, a. d. K. — Verhandlungen über den von 
Peel befämpften und auch verworfenen Borfhlag, die Malzſteuer 
gleichfalls abzufhaffen; Unterhaus, 10. März 1835. — Bailly IL,418. 
Die Malzfteuer in Großbritanien wird nady monatlicher Angabe bes 
verfertigten Malzes entrichtet, mit genauer Befichtigung ber all ruben 
und Abſchaͤtzung der auf der Darre liegenten Menge. Die vielen läfligen 
Vorſchriften und Strafbeſtimmungen And (11. ®eorgs IV. e. 17.) ehr 
vereinfacht worden; v. Raumer, Brit. St.:Syflem S. 88. Mac 
Culloch, Hanpb. I, 254. Man hat neuerlich angefangen, dem Malze 
rohe, aber getörrte Gerſte beizufegen ; daher wurde 1855 befohlen, das 
Malz nur zwilhen Walzen, nidt auf dem Mahlgange zu zerbrechen, 
weil jenes dir ungemalztes Korn nicht genügend iſt, und 1856 wurde 
erklärt, das Malz mil: einen Keim von der halben Länge des Korns 
haben. — Hiezu kam bisher die Hopfenaccife, die der Landwirth beim 
Ginpaden des Hopfens zu entrichten hatte, 18 Sch. 8 P. vom Eentner 
(2 P. vom Pfund) und 5 Proc. Zuſchlag. Er mußte von der Auss 
dehnung und Lage feines Hopfenlandes, von feinen Trodenanftalten, 
Magazinen, ferner von dem Tage des Berpadens und Wägens Ans 
zeigen erflatten. Die Abgabe wurde in verfchiedenen Friſten des Jahres 
entrichtet. Im Jahre 1860 (23. 24. Viet. O. 113.) wurde die Steuer 
auf 14 Sch. ermäßigt, durch Gele 25. Vict. C. 22. = 3. Juni 1862 
wurde fowohl die Hopfenfleuer gls der Binfuhrzoll von Hopfen ganz 
aufgehoben. In den letzten Jahren war wegen ber fchledhten Ernten 
viel Hopfen eingeführt worden. Neuefle Angaben: 


1857/58 1859 1860 1861 
acres Hopfenland 50974 45 665 46 272 47941 
verfieuerte Menge 47717551 % 68°497000 @ 1162777 & 23053491 @ 
Steuerertrag . 4175268. 5993468. 6976782. 1497008, 
In Schottland wird fein Hopfen gebaut, in Irland befand Heine 
Steuer von demfelben. 


(9 


(e) 


(f 


Nut 


(9) 


(A) 
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Bayern, ältefter Bieraufichlag 1542, fodann 1612 auf 1 Pfennig von 
der Maaß erhöht. 1634 Fam der zweite, 1672 der dritte, 1706 ber 
vierte Bierpfennig Hinzu. Der Heutige Erhebungsfuß (feit 1811) iſt 
5 fl. vom Sceffel (50 Er. von ber bayer. Metze) eingelprengtes Mal; 
( 1 fl. 14 fr. vom preuß. Scheffel — 3 fl. 21 fr. vom bad. Malter), 
mit der Annahme, daß 6 Raumtheile trodene® Malz dur das Benegen 
hinpeen en) fihb auf 7 vermehren. Bei der Ausfuhr werden 40 kr. 
ür den Bimer rüdvergütet. Der bayer. Malzaufihlag (nur in den 
7 Kreifen diefleite des Rheins) trug im D. 1819/20 — 1830/31 roh 
5°045083 fl., rein 4729035 fl., 1837/38 — 1840/41 roh 5°556200 fl. 
rein 5379149 fl., 1851—55 roh 5°861561 fl., rein 4-656 190 fi. 
A. 1861—67 roh 6°686600 fl. (1, I. a. d. R.), wovon 357430 fl. 
Berwaltungskoften (5,3 Broe.), 124389 fl. Nachläfſe und 4781 fl. 
Ausftände abgehen, alfo rein 6,2 Mil. Die Entrichtung geſchieht in 
beftimmten Zriften nah dem Schroten, dieſes aber darf erft beginnen, 
wenn der Bigenthümer dem Steuereinnehmer Anzeige erflattet, das 
Malz gemeflen und den Erlaubnißſchein (Pollete) erhalten, der Müller 
has Malz fammt der PBollete in Empfang genommen und jenes noch⸗ 
mals gemeffen bat. Findet fih eine geh Menge, fo muß dem 
GBinnehmer Nachricht gegeben werden. Der Müller befcheinigt den Bes 
fund des Meſſens auf der Pollete, führt ein Brechregifter und theilt 
vierteljährig dem Ginnehmer einen Auszug aus bdemfelben mit. Die 
Brauereien und Mühlen werben häufig befihtigt. Das für dieſe Steuer 
beftellte Perſonal befteht aus 35 Auffehern, 609 Binnehmern, 14 Be: 
amten an 7 Dherauffhtageämtern in den 7 Kreifen und einigen Ober: 
infpeetoren. Rivet in Rau, Archiv V, 42—51. Deflen Handbuch 
der Malzauffchlagsverwaltung im KRönigr. Bayern. Heidelberg 1842. — 
Rudhart IV, 154. — Sn Bürtemberg iſt 1827 der Malzauffchlag 
nah dem Borbilde Bayerns eingeführt worden, Handb. ©. 282 fi. 
Er behrägt 20 kt. vom Simra Malz (49,° fr. vom preuß. Scheffel — 
2 fl. 15 fr. vom bad. Walter). Ertrag im D. 1823—37 400161 fi., 
1837—47 720607 fl., 1847—57 774615 fl., bödhfter Ertrag 1856/7 
1°003354 fl. (wegen der geringen Wein⸗ und Obfternte und der gefun- 
fenen &etreitepreife). A. 1858—60 770000 fi. 


In Bayern ift nur folden Brauern das Brechen (Schroten) auf eigenen 
Mühlen geftattet, welche biefe letzteren ſchon bei der Binführung des 
Auffchlages befaßen. — In Würtemberg werden ſolche Brivatichrots 
müblen, wo man überhaupt ihre Beibehaltung geftattet, unter Ver⸗ 
ſchluß des Acciſebeamten gehalten. 
Die Annahme ift in Bayern 6- 7 Bimer (refp. Winters und Sommer: 
bier) auf 1 Scheffel trodnes Malz, alio 1,0% 2,5 Raumtheile Bier 
auf 1 Theil trodnes Malz. Zum Erſatze der Steuer wird bei der 
obrigkeitlihen Biertare 1 Fr. auf die Maaß geſchlagen. 
Man glaubt, dag in Bayern jährlich Ya Mill., wo nicht gr 1, Mill. fl. 
befraudirt werden, Verh. d. 2. K. v. 1828 III, 139. Rivet a. a. O. 
&. 77 nimmt an, daß im D. auf den Sceffel trocknes Malz 2 Eimer 
Bier mehr gebraut werden, was (auf 964630 Sch.) unter der Bors 
ausfeßung von 54 fr. Aufichlag für den Gimer fhon 1736324 fi. 
jährlih ausmadht. Die Zehrer müffen aber diefe 1929000 Gimer um 
den obrigfeitlich beftimmten Preis bezahlen, im D. zu 4 fl. 48 fr. den 
Eimer, obgleid die Brauer dieſes erergeugniß umfonft Gaben. Gin 
in jenem Jahre den Kammern vorgelegter Sefebentwurf, in dem nament⸗ 
lid Kellervifitationen vorgefchrieben waren, lam, ale zu beläftigend, 
nit zu Stande, 
Preuß. Gef. v. 8. Febr. 1819 $. 18—21. Ordnung von demf. Tage 
$.27—35. Gab.:D.v. 10. Ian. 1824. Fin.:Refer. v. 27. April 1824. — 
17° 
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Saͤchſ. Geſeßz v. 4. Dec. 1833. Bierſteuer⸗V. von gleihem Tage in 
Berger ©. 107. — Die Eteuer if 16 g&r. oder 20 Ger. vom 
Gentner geiprengtes Malzichrot (moraus etwa 100—150 Duart Bier 
gebraut werden). Der Brauer muß bem Amte die Zahl feiner Pfannen 
und Bottihe (welche fodann amtlich gemeflen werden) anzeigen, ferner 
jedesmal die Zeit, wenn er mailchen will, zugleich feinen Malzvorrath 
und das daraus zu brauende Bierquantum melden, weldes dann zur 
Controle erforfcht wird. Der Malzoorrath darf nur an einem beflimmten 
Drte aufbewahrt werden. Will der Brauer einmaifchen, fo muß er 
feinen ganzen Malzvorrath verfleuern. Das Maiſchen muß auf einmal, 
nur im Braulocal geichehen, und es muß von der vorher angezeigten 
Zeit an noch eine Stunde auf Die Ankunft des Beamten gewartet vers 
den. — NAbfindungen buch Yiration find fpäterhin nicht bloß bei 
Brauereien auf dem Lande, fondern auch bei fädtifchen geftattet wors 
den, preuß. Cabinets-O. v. 2. Juni 1827 und 17. Auguſt 1831. 
Billaume S. 103. 117. Steuerertrag 1833—38 im D. 1'283 926 Thlr., 
1856 — 58 1'202 959 Thlr. mit Ginfhluß der Ucbergangsfleuer (alfo 
gegen 6%, Fr. a. d. K., sehr niedrig), — Sachſen, D. 1855 — 57 
253224 Thlr., rein 206933 Thle. (8% Fr. a. d. K.). — In den 
Niederlanden und Belgien wird nad dem Geſetz vom Auguft 1522 die 
Bieracciſe nach dem Inhalte des Maifchgefäßee, 70 Holländ. Cents — 
1 Fr. 48 Gent. vom SHeftoliter, vor tem @inmaifchen erhoben. Hiezu 
fommen in Belgien Zuihläge und 10 Proc. Stempel, Nach neueren 
Unterfuhungen giebt 1 Heltoliter des Maifchgefäßes gleiche Menge 
flartes Braunbier, 11/g Heft. leichteres, 2 Hekt. Weißbier, es treffen 
alfo unter der Annahme von 26 Proc. Zufchlag oder 2,% Fr. gefammter 
Steuer auf das Liter von diefen 3 Eorten 2,056 — 1,371 — 1,023 Gent. 
Steuer. Die vorgefchriebenen Foͤrmlichkeiten find fehr umſtaͤndlich und 
beſchwerlich. Ertrag mit Cinſchluß der unbeträchtlichen Bffigacciie D. 
1853—57 6433489 Fr., A. 1859 7,4 Mill. A. 1862 8680000 Fr. 
(0,4 fl a. d. K.). — Niederlande, 9. 1860 unt 1862 500000 fl. 


8. 437. 


2) Der Bierauffchlag fann bei dem Brauen felbft nad 
ber bereiteten Menge entrichtet werden (a) und biefe Anorbnung 
bat ſich als empfehlenswerth erwiefen. Die Größe der Keſſel 
(Pfannen) wird durch verpflichtete Berfonen gemeſſen (geaicht) (b). 
Der Brauer hat, fo oft er fieden will, Anzeige zu erftatten und 
bie nach dem Keffelgehalte bemeflene Steuer von dem einzelnen 
Sube zu entrichten, worauf dann durch ‚ven Steuerbeamten ber 
für die Zwifchenzeit veranftaltete Verſchluß bed Schuͤrloches 
hinmweggenommen wird (c). Es ift zwar nicht leicht die Ver⸗ 
heimlihung bed Siedens, cher aber während ber geftatteten 
Brauzeit ein mehrmaliges Füllen des Keffeld zu beforgen, deß⸗ 
halb ift ed nöthig, alled Nachgießen von dem Augenblide an, 
wo dad Ablaffen des fertig gefottenen Biered beginnt, ftreng 
zu unterfagen (d), auch die bewilligte Brauzeit nach bem Stande 
ber Kunft und nad) örtlichen Verhältniffen fo zu beftimmen, 
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daß fie zwar zureicht, guted Bier zu erzeugen, aber bad mehr 
malige Brauen nicht zuläßt (e). Ueberdieß muß öfter nadıs 
gefehen werben, vorzüglich während des Brauend. Dan fönnte 
auch verfuchen, noch ein anderes Ueberwachungsmittel, 3. B. bie 
Erforfhung der verbrauchten Menge Schroted (5) ober bie ges 
wonnene Quantität Bier, zu Hülfe zu nehmen unb die Steuer 
mit Rüdfiht auf die Stärfe des Biered zu bemeffen, und bieß 
wäre nuͤtzlich, weil fonft die Steuer das leichtere Bier eben fo 
ftarf trifft wie das ftärfere, von welchem eine höhere Abgabe 
entrichtet werben ſollte. In Sachſen hat fih 144—51 bie 
Verzehrung bed einfachen Biered um 5, bed Doppelbiered um 
85 Procent vermehrt, und diefe Erfcheinung zeigt fih auch in 
anderen Xändern. 


3) Die Erhebung von dem gebrauten Borrathe, wie 
er fich nad) der Vollendung des Eiedens zeigt, hat gegen fich, 
daß ohne vorausgegangene Beobadhtung bed Brauvorgangesd 
leicht ein Theil des Erzeugniſſes auf die Seite gefchafft werben 
fann. Dagegen dient die Bergleihung des auf dem Kühlfchiffe, 
in Bottichen und Bäflern enthaltenen Biervorrathed ald Siches 
rungsmittel für andere Erhebungsarten, vgl. 2)— (g). 


(a) In Frankreich befteht diefe Erbebungsweiſe feit 1808, mit einer Unters 
brehung 1815 und 1816. Dom Inhalt des Keſſels werden 20 Proc. 
für Abgang abgezogen. Die Steuer beträgt für jeden Sud 2,% Fr. 
vom Heftoliter (1,8 fl. v. d. bad. Ohm), von Nachbier (petite bidre) 
60 Gent., Geſetz v. 12. Dec. 1830. Im D. 1857—60 war der Ber: 
brauch 6790584 Heft. (Hauptfädhlich in den nördlichen Departements), 
ber Ertrag mit den beiden Decimen 15834638 Fr, v. Hod ©. 375, 
de Parieu III, 18. — Baden, Geſetz v. 4. Mai 1825. Bei der Bes 
ratbung mit 10 eingerufenen Brauern im Jahre 1843 hat man die 
Zwecmäßigkeit der beftehenden Einrichtung im Allgemeinen anerkannt 
und nur einzelne Mängel bemerkt, welche in ben Geſetz v. 28. Febr. 
1845 abgeändert worden find; Verhandl. der 2. Kammer von 1843—44 
XL. Beil..Heft S.1. — Rau in deflen Archiv IX, 51. (N. Folge IV.) — 
Bollzugs:B. v. 30. April 1845. Zugehörige Dienflanweifungen vom 
10. Mai 1845. B. v. 16. April 1864 (enthält verfchiedene Erleichte⸗ 
tungen). — Der Buß der Abgabe ift 50 fr. von der Ohm des Keflels 

ehaltes (vorher 1 fl. mit Abzug von 2 Sollen für ben Rand des 
Refele). Es wird angenommen, daß auf die Ohm von vollendeten 
Biere 1,3 fi. Steuer kommen follen, alfo auf die Maaß 0,% fr. Die 
genauen GErforfehungen im Jahre 1843 Haben gezeigt, daß der Abgan 
beim Sieden, Abkühlen, Gähren und Sagen bei Sommers (Lager⸗ 
Bier 36,9% Proc., bei Winters (Jungs) Bier 25,6 Proc. des Braus 
gefäßes beträgt, alfo im D. 30—31 Proc., während jenes Verhaͤltniß 
1,? fl und 50 fr.) 36 Proc. Abgang vorausfept. Die Nüdvergütun 
bei der Ausfuhr iſt ı fl. 5 fr. von der Ohm. Die bad, Bieraccife 


() 


(e) 
(d) 


(e) 
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mit Einfluß der Nebergangsfteuer flieg 5 des zunehmenden Bier⸗ 
verbrauches bedeutend, wie nachſtehende Zahlen zeigen: 


Muthmadblicher 


Ertra 
Ertrag auf den Kopf a 4 


D. 1831 —35 | 191897. | 9% Fr. | 12, Maaß 
36—40 | 243981 „ | 11,2 „ 114,8 
a—46 | 379234, | 17m, a0, 
54 —56 | 324328 „ | 14,8 „ 18,8 „ 
57 — 59 —* 672 „ | 870,04 „ 





60—62 | 458 348 „ 19,9 „ 129 " 


Die Sinwahme ſank 1847 wegen ber Getreidetheuerung auf 273643 f., 
1862 fam fie dagegen auf 518 348 fl. — Kurheſſen, Belek v. 6. März 
1831, 24 Stunden Brauzeit, 5 Sgr. von der Dhm (= 0,7 bad.). — 
Großh. Heſſen, Geſetz v. 12. Sept. 1827, 40 kr. von ber Ohm bes 
Keſſels F 1,00 bad. Ohm). Aehnlich if die oͤſterreichiſche Cinrichtung. 
Eine beſtimmte Brauzeit iſt nicht vorgeſchrieben, dagegen aber das gange 
Verfahren vom Ginmaifchen bis zum Ablaſſen von der Kühle unter 
Auffiht geftellt. Alle Gefäße, auch die Kühlen und bie Faͤſſer, find 
geatät und mit Nummern bezeichnet, und die Beamten haben fich zu 
berzeugen, daß nur bie angezeigte Menge gebraut wird. Bon biefer 
werden 5 Procent ala Abgang angenommen. Die Steuer war bisher 
vom Bimer Bier 1) in Wien 2 fl. 30 fr., 2) auf dem Lande und in 
fleinen Städten 45 fr., 3) in Galizien 20 Er. ; dieß macht im 24/ 2⸗Gulden⸗ 
fuß auf die bad. Maaß 2,5 —1,2— 0, fr., auf die preuß. Quart 
1,7 —0,8— 0, fr. Geit 1855 wird aber die Abgabe allgemein nad 
der Menge und dem Zudergehbalt ber Bierwürze bemeſſen. Ertrag im 
D. 1851—57 7'451 093 fl. M. 1864 16397976 fl. = 32,8 fr. fübb. 
auf den Kopf. 

Die bad. Maaß (== 11/a Liter) wird demnach verfleuert in 
Kurbefien . . . . zu 0,8 fr, 
Heflen : Darmflabt „ 0,9% „ 
B y 0,40 


am ..... „0,8 , 
Baden .....» „ 
Preußen... . . „ 0,8 —0,! kr 


Stcanfeeih.... „ 1 
Vergl. v. Holger, Staatswirthſchafts-Chemie, 1843, ©. 222 ff. 
Teguborsfi I, 53. 
Es dürfen Feine Aufſaͤtze oder Kränze angefügt, es barf Feine Veraͤnde⸗ 
rung oder Erweiterung bes Kefleld ohne Anzeige und abermalige Aichung 
vorgenommen werden. Der Brauer muß ferner eine Angabe über Zahl 
und Gehalt aller Gefäße erftatten. 
Anfang und Ende ber Brauzeit dürfen nicht in die Nacht zwilchen 10 
und 5 Uhr fallen. 
Das frühere Berbot alles Nahfüllens Hatte zu vielen Beftrafungen und 
Beichwerden von Seiten der Brauer Anlaß gegeben. Das neue bad. 
Geſetz Hat die obige mildere Beflimmung, wobei das anfängliche Nach⸗ 
füllen geftattet ifl. 
Früher bei Braunbier 30, bei Weißbier 18 Stunden. Bine gleich: 
förmige Beſtimmung hierüber für alle Brauereien fcheint jedoch unzweck⸗ 
mäßig. Nah dem neuen Gelege muß jeder Brauer angeben, wie viel 


“ Stunden er überhaupt nad feinem Verfahren jedesmal nöthig zu haben 


laubt, und das Steueramt entfcheidet hierüber nach Anhoͤrung von 
achverfländigen, doch if eine gewiſſe, nad der Größe des Keflels 
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beſtimmte Stundenzahl im Geſetz als Maximum aufgefteilt; bei 25 Ohm 
und barüber 24 Stunten, bei den kleinſten Kefleln von 5 Ohm und 
darunter 12 Stunden. 
(f) Im 8. Weſtfalen wurde der Bierauffchlag gleichfalld von dem Keflels 
inhalte erhoben; Geſetz v. 6. März 1810 (Bulletin v. db. 3. I, 279) 
Art. 6. 23. Der Steuerfuß war —* (Geſetz v. 18. Dechr. 1811) 
1,70 Frs. vom Hektoliter (oder 1 fl. 12 fr. von der bad. Ohm). Der 
Brauer mußte bei feiner Declaration auch die Menge des zu verwen: 
denden Malzes anzeigen und ein genaues Brauregifter führen. Mer 
für 100 Raumtheile mehr ale 46,° Theile Waizenmalz oder 70,3 Theile 
Gerſtenmalz anwendete, mußte verhältnißmäßig mehr Steuer entrichten. 
Geſetz v. 15. Ian. 1812 Art. 55 ff. Bullet. I, 59. 
Hannover feit 1835: 6 g@r. von der Tonne Bier von 40 Stübchen. 
Lehzen I, 384. — 9. 1859,60 35000 Thlr. 


8. 438. 


Branntmweinauffdlag. Die Gründe, weldye die Beſteue⸗ 
rung bed Weines und Biered empfehlen, gelten in verftärftem 
Maaße von dem Branntwein, vorzüglich weil fein Genuß leicht 
ind Uebermaaß geht, durch Angewöhnung zu einem Beduͤrfniß 
wird und dann verberblid auf Geiſt und Körper wirft (a). 
E83 wäre daher erwünfcht, wenn in Folge der Befteuerung der 
Preis des Branntweins erhöht und die Berzehrung beffelben 
vermindert würbe (d). Indeß iſt dieſe Wirkung wegen ber in 
der Steuererhöhung liegenden Ermunterung zu Berbefierungen 
im Betriebe der Brennereien wenig zu erreichen und man dürfte 
fie nicht durch hohe Steuerfäge zu erzwingen fuchen, theils weil 
bie Verwendung von mehls und zuderhaltigen Stoffen zum 
Brennen für bie Landwirthſchaft fehr nüͤtzlich ift (c) und bie 
Branntweindrennerei zu einem einträglichen, auch für bie Aus 
fuhr betriebenen Gewerbszweige werben fann, theild weil Brannt- 
wein und Weingeift für viele gewerbliche Zwede benugt werben 
und weil mit dem Steuerfuße die Gefahr des heimlichen Bren⸗ 
nend zunimmt (4). Die Abgabe follte aber wenigſtens in ein 
richtiged Verhaͤltniß zu der Bier» und Weinfteuer mit Rüdficht 
auf bie fehr ungleiche Stärfe diefer drei Getraͤnke geſetzt werden. 
Die Anlegung der Steuer hat eigenthümliche Schmierigfeiten, 
welche in der Bereitungdart des Branntweind und feinem 
ftarfen Altoholgehalte liegen, benn dieſer verurfacht, daß eine 
verhältnigmäßig geringere Menge verzehrt wird und bie Vers 
fertigung, die Berfendung und der Ankauf leichter verheimlicht 
werden fönnen. Bei der Auswahl der beften Erhebungsweiſe 
if auf bie Betriebsart der Brennerei in einem Lande und auf 
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den jebeömaligen Stand ber Kunft Rüdficht zu nehmen. Der 
nicht zum menfchlichen Genuſſe dienende Branntwein follte von 
der Abgabe verfchont bleiben (e). Die Erhebung fann, wie 
bei der Bierfteuer, fowohl von ber Erzeugung, ald bei dem 
Berfaufe gefchehen. 

1) Die Maifchfteuer nad ber preußifchen Einrichtung 
fol die zum Branntweinbrennen beftimmten Rohftoffe treffen 
und wirb vor jedem Brande bei mehlhaltigen Stoffen (Getreide, 
Kartoffeln) von dem Raumgehalte der zum Einmaifchen dienen» 
ben Gefäße (Maifchbottiche), bei anderen Verwandlungsſtoffen 
(Obft, Beeren ıc.) von dem bereitgehaltenen Vorrathe derfelben 
erhoben (Sf). Wan muß zu diefem Behufe ermitteln, wie viel 
Branntivein von einer gewiſſen Stärfe aus einer gegebenen 
Menge Maiſche und Maijchraum in den Gefäßen gewonnen 
werden kann (9) und wie fich die verfchiebenen Verwandlungs⸗ 
ftoffe in der Ergiebigkeit zu einander verhalten (A). Der Eigens 
thümer der Brennerei wirb verpflichtet, von dem Umfang und 
ber Weile, wie er fein Gewerbe in jedem Monate betreiben 
will, von ber Anzahl, Größe und Stellung der Maifchgefäße, 
den Tagen der Einmaifchung eines jeden und bed Brennens 
aus jeber Blafe, von der Menge ber zu verwendenden Mehl⸗ 
früchte oder anderen Stoffe ıc. durch Uebergabe des Betriebds 
planes ausführliche Anzeigen zu erftatten. Er darf nur in den 
angegebenen Räumen und Gefäßen Maifche aufbewahren (e). 
Diefe Erhebungsweife, welche in mehreren Ländern Nachahmung 
gefunden hat (k), gewährt darum ziemliche Sicherheit, weil bie 
vorräthige gährende Maifche ſchwer zu verbergen ift, fie erfordert 
aber eine große Wachſamkeit der Steuerbedienten, die bei einer 
großen Menge kleiner Brennereien fehr mühfam und foftbar 
werden würde, weßhalb man ben Betrieb dieſes Gewerbes 
wenigftend bei Mehlftoffen nur in einem gewiflen beträchtlichen 
Umfang geftatter (9). Auch ohne diefe Verordnung find die 
vielen zur Ueberwachung dienenden Borfchriften für den Kleinen 
Betrieb fehr befchwerlich, es ift daher unvermeidlich, daß von 
ben großen, fabritmäßigen, auch in ber Regel kunflmäßiger ein» 
gerichteten Brennereien die Heineren verdrängt werden (m). Diefen 
laͤßt ſich indeß eine Erleichterung durch eine Abfindung gewäh- 
ren, die dagegen zur Schonung mangelhafter Einrichtungen nicht 
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rathfam wäre, weil fie zur Beibehaltung ber letzteren einen 
Antrieb gäbe (n). Uebrigens haben ſich doch bei diefer Befteue- 
rungöwelfe erhebliche Nachtheile gezeigt. Sie treibt die Brannt⸗ 
weinbrenner an, mit wenig Wafler zu maifchen (Didmaifchen), 
um an ber Steuer zu fparen, wodurch aber die Alkoholerzeugung 
vermindert und alfo der Rohftoff unvollitändig benugt wird. 
Sie verhindert die Verwendung folder Stoffe, die wenig Alfo- 
hol geben, wenn biefelben auch fonft mit Vortheil gebraucht 
werden koͤnnten. Sie beläftigt diejenigen Erzeuger, weldye in 
ihrer Gegend nur Kartoffeln von geringerem Stärfegehalt bes 
ziehen Eönnen. Die vielen nad) und nad) vermehrten und 
gefteigerten Ueberwachungsmittel, Gebote und Werbote mit 
Strafandrohungen find ber weiteren Vervollkommnung dieſes 
Gewerkes hinderlich, in welchem neuerlich bie Bereitung bed 
Spiritus große Ausdehnung erlangt hat(o). Aus diefen Grün, 
ben ift neuerlich wiederholt die Umwandlung biefer Steuerform 
in eine andere angeregt worden, $. 439. 


(a) Die Berichte von Moris Mohl in der 2. Kammer der würtemberg. 
Landflände aus den Jahren 1852—58 find über diefen Gegenftand vors 
züglich lehrreich, befonders der 17 Bogen in Großfolio ſtarke Bericht 
vom 17. und 18. Juli 1852. 

(6) Der Branntwein dient zwar unter manden Umfländen, di B. in einem 
feuchten Klima, bei Arbeiten in der Näffe u. dgl. zur Geſundheit, aber 
fein anderes Getränf reizt fo fehr zur Unmäßigfeit, und die traurigen 
Bolgen einer kurzen heiteren Erregung (weßhalb Byron ben Brannt⸗ 
wein the poor man’s sparkling substitute for riches nennt) richten viele 
Familien zu Grunde. Wo der Branntweingenuß unter ben unteren 
Volksclaſſen flarf verbreitet ift, da findet fi eine größere Zahl von 
Armen, von Verbrechen, Geiftesftörungen, Selbfimorden, eine größere 
Sterblichkeit und Unfittlichfeit. Lehrreiche Belege in Congrös internatio- 
nal de bienfaisance de Bruxelles, 1856, I, 293, — Congr&s de Francfort, 
1859, I, 229. — ng. Gngel, Sahrb. I, 446. — Die Beſchraͤnkung 
der Branntweinihenten Hat in Großbritanien gut gewirkt. Auch die 
Mäßigfeitsvereine find ſowohl von phnflicher als von wirthichaft: 
liher Seite hochſt wohlthätig, vergl. I, 8. 347. Die Abnahme der 
Branntweinaccife in Irland ift eine deutlihe Wirkung von den Bes 
mühungen bes achtungswerthben Geiſtlichen Theob. Mathew. Wähs 
end dort 1838 12296342 Gall. verzehrt wurden, ſank der Verbrauch 
1840 auf 7401051, 1841 auf 6°405 443 Gall. Porter, Progr. ©. 556. 
Derfelbe (Liter. Gas. 1850 ©. 585) fchlägt die Ausgabe für Brannt: 
wein im britifchen Reiche auf 24 Mill. &. an. — Wo ter Wein für 
die untern Stände zu theuer ift, da muß man forgen, daß durch gutes 
und wohlfeiles Bier dem Weberhanpnehmen des Branntweintrinfene 
Einhalt gethan werde. — Böttcher (Meber den Branntweingenuß, 
Hannover 1839) berechnet die seriehrung im Königreih Hannover auf 
30% Mill. Quartier (zu 0,859 preuß. Duart = 0,9 bad. Maaf), 
woran etwa / ¶ der Binwohner Theil nimmt, fo daß gegen 100 Duars 
tier jährlich auf den Kopf treffen. Die Ausgabe dafür if gegen 
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5'888 000 Thlr. und bie verbrauchten Halmfrüdte und Kartoffeln wurs 
den den Brotbebarf für %/s der Einwohner bdarbieten. — In Belgien 
it 1838 eine befondere Gewerbfteuer auf die Branntweinſchenken ges 
legt worden, um bie Zahl berfelben zu vermindern. Dieß iR jedoch 
nicht gelungen. 1849 wurde die Abgabe nach dem Umfang bes Abfapes 
abgeftuft. Im D. 1857—59 waren 58578 Schenfen, welche 912121 Sr. 
entrichteten, 184547 nur 43080 mit 959323 Fr. Steuer. — In 
Sachſen war im D. 184050 der Branntweinverbraud (zu 50° Tr.) 
auf den Kopf der Einwohner 9, 0 Kannen (zu 0,9% Liter), die Ausgabe 
dafür 1,5% Thlr., die Steuer 5 Ser. 

Vergl. Hoffmann, Steuern ©. 266. 274. — Mohl, a. Bericht 
©. 4. — Der Rüdfland von ber Brennerei aus Getreide und Kars 
toffeln (Schlempe) ift ein Thäpbares Futter für das Vieh, weil nur 
Stärlemehl und Zuder zur Dibung bes Alkohols verbraudt werben, 
Stickſtoff und Fette aber zurüdhleiten. Nah Rimpau beträgt ber 
Butterwerth der Schlempe von Kartoffeln bie zu 3/,, von Roggen und 
Gerſte bis 1/5 von dem ganzen Nährwerth des rohen Stoffes. Nach 
Engel (a. Jahrb. I, 406) machte die Schlempe bei mittleren Getreide⸗ 
und Henpreifen in Sadhfen im D. 1840—51 von Getreide 46,5, von 
Kartoffeln 34 Proc. 


In Großbritanien ift fowohl diefer Betrug als bie heimliche Cinfuhr 
ber hohen Abgaben wegen fehr häufig geworden, weßhalb auf eine 
Herabfeßung der Steuer eine große Vermehrung des verfienerten Bers 
brauchs und ber Steuereinnahme erfolgte. In England wurde 1827 
die Accife von der Gallon von 11 Sch. 9% B. auf 7!/4 Sch. herab: 
geieht. Die Berzehrung war 1824— 1826 im D. 3959990 G., 1828 
is 1834 im D. 7471052 G. In Irland war drei Jahre vor 1824 
bei einem Acciſeſatz von 5 Sch. T!/a B. der Verbraud 3173948 G., 
aber '1826—1829 bei 2 Sch. 10 P. Steuer 8561346 &. In ben 
drei Königreichen wurden verfteuert: 

1821 8698620 Gall. für 5916903 2. St. 

1830 22744271 „ „ 9209559 „ 

1849 2296201? „ „ 5793381 „ 


- Mac Culloch, Handb. I, 694, und neuere Angaben. 


N 


Der Weingeifi (Spiritus) darf nicht unverfteuert bleiben, weil man 
durch Verdünnung und Zufäpe leicht trinkdaren Branntwein aus ihm 
bereiten kann. Allein die Gründe für die Steuerbelegung des zu menichs 
lihem Genuß beflimmten Branntweins fallen bei der Verwendung deſſel⸗ 
ben und des Spiritus für andere Zwede hinweg und es ift deßhalb 
zwedmäßig, einen foldhen Gebraud von der Steuer frei zu laflen, wenn 
man fiber if, dag die Altoholflüffigkeit nicht getrunfen wird. Der 
zur Beleuchtung dienende Weingeiſt wird in Frankreich (Verordn. vom 
14. Juni 1844) mit einer niedrigeren Auflage von hoͤchſtens 28,9 Fro. 
vom Heltoliter belegt, wenn er mindeftens mit ?;5 Terpentinöl, Kienoͤl ıc. 
verfeßt und dadurch ungenießbar gemacht ift (dönsturs). Dgl.$.439 (4). 


Preuß. Berordn. v. 1. Dec. 1820 und neuere Vorſchriften, Philippi 
©. 38. — Billaume ©. 184. — Hoffmann ©. 278. — Mohl 
©. 47. — Geſetz v. 19. April 1854. — Die Abgabe betrug anfangs 
1 gGr. von 20 Du. Maifhraum, dann (E.-D. v. 10. San. 1824) 
1%/g Sgr., fodann (G.:D. v. 16. Juni 1838) 2 Sgr. von je 20 Du.; 
für Landwirthe, die ihre eigenen Wrüchte verwenden, nur im Winters 
halbjahre und im beſchraͤnktem Umfange (nicht über 900 Du. Bottich⸗ 
taum an einem Tage) brennen, 1%/s ex Seit 1854 if die Steuer 
für das erſte Jahr auf 2%, vom 1. Auguſt 1855 an auf 3 Ser. 
erhöht worden, für landwirthſchaftliche Brennereien auf 2% Sgr. Nach 
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auf 1 Pfund 
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ber Grfahrung von 1843 kommt eiiwa des Ertrages auf die Bren⸗ 
nereien, welche nur 1%/, Sgr. von der Quart geben. 
88 lag die Abficht zu runde, dag 1%, gr. = 19/4 Sur. — 5,4% fr. 
Steuer auf die Quart Branntwein fommen follen, und bieß wurde 
eine Zeit lang feflgehalten. Man rechnete anfangs, daß die Duart 
u 50 Broc. Tralles) aus 25 Du. Maifchraum erzeugt werde, 
.v. 3. Dee. 1820 8. 1, — nachher aus 20%/6, — 1838 aus 155/, Du. 
Maiſchbottichraum, wobei fhon wegen des Auffleigens ber gährenden 
Maifche ein Theil des Bottichs ale leer angerechnet worden if. Rad 
bem Geſetz von 1854 ſcheint 1 Sgr. auf die Quart Branntwein ge: 
rechnet zu fein, zu welder demnad 6%, Quart Maiſchbottichraum ers 
forberlich find. ie Beränderungen des Steuerfußes wurden darum 
nothwendig. weil die Brenner allmälig aus weniger Maifchraum gleiche 
viel Branntwein zu erzeugen wußten. Dan hatte urfprünglid für 
1 Duart Branntiwein 6 Pfund trockne Frucht und 48 Pfund Waſſer 
für erforderlich gehalten. Auch in Defterreich werden 8 Pfund Wafler 
chrot gerechnet.) Nach den Fir Annahmen gehen 
60 Centner Kartoffeln und 6 Scheffel — 360 Pd. Gerſte 3600 Quart 
Maifchraum, woraus [bei 15 Proc. Zuder in den Kartoffeln) 260 Du. 
Alkohol oder 420 Du. Branntwein von 50° Tr. gewonnen werben 
fönnen, v. Salviatia.a.D. ©. 53. 


Bon 1 Eimer eingeftampften Kernobftes, Beeren, Weintreber 4 Ser., 

von 1 Bimer Trauben: oder Obſtwein, Weinhefe, Steinobſt 8 Ger. 
Es wären alfo refp. 23,%° und 46,% Quart zur Erzeugung von 1 Du. 
tanntwein erforderlih.) Megul. v. 21. Auguſt 1825. 


Das Abbrennen (die Deftillation) muß am 3. und 4. Tage nach dem 
Einmaiſchen gefhehen. — Die Entrihtung der Steuer erfolgt Ar Ende 
jedes Monats, kann aber großen Brennereien gegen gehörige Sicherheit 
vom 1. October bis zum legten September des folgenden Bahres 
ereditirt werden. Preuß. B. v. 27. Dee. 1825 und 18. Febr. 1843. — 
Kür Brennereien, welche Obſt, Beeren, Wein und Hefe verarbeiten, if 
eine Firation für 1—4 Wochen geftattet, a. Regul. v. 21. Aug. 18285. 


Sannov. Belek v. 1. Mai 1833 und 1. April 1835: 10 Pf. (24 gGr. 
auf den Thaler) von 24 Duartier Maiſchraum (— 20,* preuß. Quart), 
alfo (zu !ıs Branntweinertrag) 2,7 kr. auf die preuß. Duart Brannt⸗ 
wein; Geſetz v. 9. Febr. 1849: gleiche Steuer von 16 Quartier. — 
Die Staaten, welche zu dem thüringifhen Zollverein gehören, haben 
die preußifhe Einrichtung gen angenommen, fo auch das K. Sachſen, 
Geſetz v. A. Dec. 1833, Berger S. 84, ferner Großh. Heſſen, Geſeß 
v. 16. Sept. 1842, 6 kr. von 20 Maaß der Maiſchbütte. 1857 erfolgte 
eine Erhöhung um die Hälfte. 20 Maaß (10,3 Liter) Maifchraum 
bezahlen bei Brennereien von mehr ale 400 Maaß täglicher Maifhung 9, 
bet Eleineren 7%, kr., 20 DM. eingeflampfte Weintreber und Kernobſi 6, 
20 M. Wein, Weinhefe und GSteinobft 12 ir. Die Eingangsabgabe 
it 9 fl. von der Ohm (50% Tralles), die Rüdvergütung bei ber 
Ausfuhr oder Verwendung zu sike 6f. — Belgien ſchloß fih 1833 
dem preußifhen Berfahren an. Rah bem Geſeß v. 18. Juli 1833 
war die Steuer 22 Gent. vom Heltoliter der Maiſch⸗ und Gaͤhrbottiche 
für je 24 Stunden Arbeitszeit, d. h. wohl für eine Bährungszeit, da 
man in gefchloffenen Gefäßen bei erhöhter Temperatur die Gaͤhrung in 
12—24 Stunden zu bewirken weiß. Diefe Abgabe wurde nah und 
nach erhöht, 1842 auf 1 Franc, duch Geſetz v. 20. Dec. 1851 auf 
1'/ Fr. und 90 Gent. von Obſt, von Syrup und Zucker 2,5% Fr. 
(Geſetz v. 30. Rov. 1854). Man nahm an, daß ber Naiſchraum 
5%/, Broc. Branntwein von 50 Gr. gebe (mas aber zu wenig if), und 
daß hiezu 12 Kil. Roggenfchrot erforderlich feien. Die Abgabe wird 
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um 15 Proc. ermäßigt für folche Brenner, welche 1) eine einige Blafe 
von weniger ale 5 Heftoliter befitzen, 2) auf je 1'/s Heftoliter des 
Maifchraums 1 Stüd Rindvieh halten und zugleich 3) auf gleichen 
Raum je 1 Hektar Land in 5 Kilometer Nähe bauen (alfo für Heine 
Iandmwirtbfchaftliche Brennereien). Für die Entrihtung wird gegen 
Sicherheits leiſtung Grebit bewilligt, auf drei Termine von je drei Mos 
nate Zwifchenzeit. Wenn der Brenner in der Zwilchenzeit Branntwein 
ausführt, in eine Öffentliche Niederlage bringt oder an einen Groß⸗ 
händler verfauft, fo werben ibm nad Geſetz v. 5. März 1850 für das 
Heftoliter von 50° Gay⸗Lüſſaec 22 Fr. abgeichrieben (döcharge) und 
dieß wird als Betrag der Acciſe auf ben fertigen Branntwein angefehen. 
Situation de la Belg. II, 692. — Budget de voies et moyens pour 
1859, ©. 13. Die verfleuerten Maifhräume waren 1840 6052169, 
1841 aber 5772702 Heft. Beriht von Zoude, Chambre des Reprös. 
13. April 1842 Nr. 250. Ertrag 1846 3:323 000 Fr. 9.1862 5,° Mill. — 
Auch in Würtemberg wurde (Geſetz v. 19. Sept. 1852) die preußifche 
Ginrihtung angenommen. Yür Getreide, Kartoffeln und andere flärfes 
mehlhaltige Stoffe ift die Steuer von den zur Binmaifhung und Gaͤhrung 
dienenden GBefäßen 24 Fr. von 100 Maag Maifhbüttenraum. (Die 
würtemberg. Maaß ift — 1,° preuß. Duart, es fommen alfo in Würs 
temberg auf 20 Quart nur 2,9 Te. flatt 10/8 in Preußen.) Bon Obft, 
Beeren, DWeintreflern wird die Steuer nah der Menge des verbrauchten 
Stoffes erhoben (Materialfteuer). Es wird beabfidhtigt, auf den Cimer 
(160 Maag) 10 fl. 40 fr. bei 50 Proc. Alkohol, oder bei dem üblichen 
Gehalt von 44 Proc. 9 fl. 23,° fr. zu legen, alfo auf das Liter 2,1% 
und 1,9 fr., die bad. Maaß 3,3 und 2,85 fr. Beim Kleinverfauf wird 
noch eine befondere Abgabe von A—100 fl. erhoben. A. 1858 — 61 
von der Grzeugung 155000 fl., vom Kleinverfauf 59000 fl., Webers 
ngöfteuer 75000 fl., abzuziehender Ruͤckerſatz 42 000 fl., alſo wahre 
Üinnapıne 247000 fl. — Deſterreich, Hoffammer:Decr. v. 24. Auguft 
1825, beim Brennen aus mehligen Stoffen und Kernobfl 9 fr. vom 
Eimer des Maifchgefäßes, bei Steinobſt, Wein, Weinhefen, 13 kr., 
in Oaligien refv. 6 und 9 fr. v. Holger, Staatsw. Chemie ©. 358 ff. 
Nah V. v. 30. Det. 1849 wurde die Steuer von beiden Nrten der 
Stoffe auf 10 und 15 Fr., durch V. v. 6. Sept. 1853 auf 14 und 
21 fr. vom Gimer Mailhraum erhöht. Ueber das Geſetz von 1862 
f. 8. 439 (6). — In Rußland iſt die neue Branntweinftener ($. 203 (a)) 
von 1864 an auf 5 Rub. ©. vom Wedro (8,'® bad. Maaß — 12,9 Liter) 
Alkohol gelebt worden, alfo von einem Branntwein von 50 Proc. Alkohol 
34,5 fr. auf die bad. Maaß — 23 fr. auf das Liter. Die Abgabe 
wird fällig, wenn der Erzeuger den Branntwein im Großen verfauft. 
Diejenigen Brenner, welche fih anheifhig machen, ten Grtrag von 
0,4 Wedro Alkohol aus 1 Pub (32,7 Zollpfund) Roggenfchrot oter 
0,85 Medro aus I Pud Kartoffeln zu gewinnen, entridten die Steuer 
nur nah dem Maiſchbottichraum für jede Brennzeit; wer nur bie nies 
drigfle Norm von 0,* und 0,8% Webro angiebt, wird auch in Anfehung 
der erzeugten Menge überwacht. Die Weinfchenfen haben außer ber 
Gewerbſteuer noch eine Licenzgebühr je nah der Größe der Ortichaften 
zu tragen. 9. 1863 123 Mil. R. roh, R. nur 108 Mill. oder 
100 Mil. rein, A. 1864 127 Mill. roh oder 118°567000 RM. rein. — 
In Bayern ift feine befondere Steuer auf den Branntwein gelegt, nur 
wird das zur Bereitung deſſelben beflimmte Malz mit dem Malzaufs 
ſchlage mitgetroffen. 
Sn Hreußen 6. v. 1. Dec. 1820) dürfen an einem Tage nicht unter 
600 Quart Maifchraum declarirt werden und Maifchbottihe unter 
300 Duart werden fünftig nicht mehr zugelaflen. Im preuß. Staat 
waren 1853 7442 Brennereien in Betrieb, von denen bie größte 
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23045 Thlr. Maifchfleuer entrichtete. 1367 Brennereien verarbeiteten 

feine Mehlſtoffe. 

88 giebt 3. B. Fünftlihe Vorrichtungen, wie von Dorn, Piſtorius 

u. A., um ſogleich bei einem einzigen Brande Branntwein von belies 

biger Stärfe zu erhalten, während bei dem üblichen Berfahren erft eine 

wäflerige Klüffigkeit (Lauter), und dann aus biefer ein trinfbarer 

Branntwein gewonnen wird; dieß doppelte Brennen foftet mehr Arbeit 

und Brennſtoff, kann aber wit dem einfachen Brenngeräth im Kleinen 

unternommen werden. — Ueber die Lage ber Eleinen landwirthſchaft⸗ 
lihen Brennereien Zeller, Zeitfhrift für die heſſ. landw. Vereine, 

1858, ©. 343. 409. 

(n) 3. B. in Belgien (2). 

(0) v. Salviuti, Zur Yabricatiteuerfrage in Betreff der Spiritus: und 
Mübenzuderfabrication in Preußen. Berlin (1860, Berhandlungen im 
Delonomie-Collegium). — Janke, Die directe Beſteuerung des Epis 
ritus. 2. Ausg. 1864. Diele Schrift enthält unter anteren ©. 85 
ein alphabetiſches Verzeichniß von 95 ftraffälligen Handlungen. Das 
Meberfchöpfen der in dem Gefäße auffleigenten gährenden Naifhe in 
ein anderes nicht ſchon vorher angezeigtes Gefäß wird z. B. aud ohne 
Abficht des Betruges mit 100 Thlr. beftraft. Bisweilen find die Fabrik⸗ 
herren, obgleich fie feine Schuld hatten, von ben Arbeitern der Anzeiger 
gebühr wegen angegeben und darauf fchwer geftraft worden. 


— 


(m 


6. 439. 


2) Befteuerung bei der Erzeugung und zwar 

. a) durch genaue Beobachtung der bereiteten Menge. 
Hiezu wird bei dem in Großbritanien üblichen Verfahren eine 
mühfame Ueberwachung der Brennereien mit firengen, läftigen 
Vorfchriften für die Brenner angewendet, bie Aufficht ift koſtbar 
und es dürfen nur große Unternehmungen zugelaflen werden, 
weil fonft ein zu großes Perſonal gehalten werben müßte (a). 
Durch Fünftliche Vorrichtungen zum Meflen ded in ber vers 
fchloffenen Vorlage ſich fammelnden Vorrathes und Unterfuchung 
des Alkoholgehaltes kann aber die Aufnahme deffelben erleichtert 
und ein Theil der Auffichtsmaßregeln erfpart werben, fo baß 
der Betrieb eine freie Bewegung erhält (b). 

b) Erhebung nad dem Inhalte der Branntweinblafe für 
jeden einzelnen Brand mit Annahme einer gewiffen Brennzeit, 
wobei in der Zwifchenzeit der Helm verfiegelt oder amtlich aufs 
bewahrt wird; Blafenzins (c). Dad Berfahren biebei ift 
leichter al8d bei den erfteren Methoden, allein der Blaſenzins 
hat fih darum als mangelhaft erwiefen, weil begüterte und 
gefchickte Unternehmer durch Verbeflerungen in den Brenngeräthen 
und im Verfahren einen Brand in fürzerer Zeit bewirken können, 
als die Regierung bei ber Feftfegung der Steuer annimmt, fo 
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daß ihr ein Theil des Erzeugniffes entgeht. Bel dem heutigen 

Stande ber Kunft in diefem Gewerbe läßt ſich über die Dauer 

eined Brandes gar Feine fefte Regel aufftellen (d). — Eine 

Abänderung bdiefer Beſteuerungsweiſe befteht darin, bag man 

auf eine genaue Belegung ber bereiteten Menge ganz verzichtet 

und nur eine Paufchfumme für ein Jahr ober fürzere Zeit⸗ 
abfchnitte nady dem Raumgehalte jeder zur Benugung beftimmten 

Blafe erhebt, Keffelgeld. Die Helme (Hüte) der nicht vers 

fteuerten Blaſen (Kefiel) werben von den Beamten verfiegelt. 

Dieß if eine fowohl für die Branntweinbrenner als für das 

Steuerperfonal bequeme Abfindung, aber fie könnte nur bei 

einem ganz niebrigen Betrage ber Abgabe empfohlen werden, 

weil bei den einzelnen Unternehmern die Zahl der in gleicher 

Zeit veranftalteten Brände fehr ungleich ift und daher auf eine 

gewiffe Menge des Erzeugniffes bei guten Brenneinrichtungen 

viel weniger Steuer fällt ald bei unvollflommenen. Die geſetz⸗ 
liche Abftufung verfchiedener Arten des Betriebes und die ges 
ftattete Entrichtung der Steuer für kürzere Zeiträume vermindert 
biefe Ungleichheit, ohne fie ganz zu entfernen. Das Kefielgelb 

bringt daher nur wenig ein (e). 

3) Befteuerung beim Uebergang in den Verbraud, 
namentlich beim Einlegen in den Keller der Schenfwirthe, wie 
bei dem Weinaufichlage, während bie Branntweinbrennerei und 
bie Borräthe ber Unternehmer berfelben frei bleiben. Dieß ift 
einfacy und befonders in Weinländern, wo biefelben Wirthe 
- Wein und Branntwein ausſchenken, leicht auszuführen, aber 
ed find hiebei viele Unterfchleife zu beforgen, wenn man nicht 
eine Ueberwachung der Brennereieu zu Hülfe nehmen will, um 
die von bdenfelben abgeſetzte Menge von Branntwein zu erfahren, 
woburd wieder bie Einrichtung fehr umftänblich wird (/). 

(a) Als Beifpiel dient das britifche Verfahren, Bailly I, 437, Mohl 
a. a. O. ©. 37. Brennereien find nur in oder nahe bei Städten 
von 500 Häufern erlaubt und jede DBlafe zum Mauhbrennen muß mins 
deftens 400, zum Läutern 100 Gallons (3 bad. Ohm — 4%, Heftol.) 
balten. Zu allen Berrichtungen ift oranegegangene Anzeige und Ans 
weienbeit eines Beamten erforderlih. Die Beamten erforfchen und 
verzeichnen die verfertigte und verfaufte Menge von Branntwein, auch 

‚ werden bie Borräthe nachgefehen. Der Brenner darf nicht im Kleinen 

verfaufen. Auch das Verſenden ift beauffihtigt. Zum Brennen gehört 


eine jährlich zu erneuernde Licenz. Mit Hülfe diefer für die Brenner 
hoͤchſt befchwerlichen Anordnungen if es möglich geworden, eine hohe 








(d 


(e) 


(d) 
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Steuer aufzubringen, bie jedoch wegen bes Reizes zu Berfälfchungen 
und heimlichen Brennereien oft beilagt worden ifl. Der Betrag ber 
Acciſe ift öfter verändert worden und war bis 1858 auch in ben brei 
Theilen des britifhen Staates verfchieden. 1821 war er in England 
11 Sch. 81/5 P. von ber Ballon (3 bad. Maaß — 4'/5 Liter)! Bei 
der Herabfeßung auf 7/3 Sch. flieg der befleuerte Verbrauch von !/; 
auf ungefähr *s Ballon jährlih auf den Kopf, Porter, Progress 
©. 555. Nachdem vom Anfang 1855 die Steuer in England auf 
8 Sch. erhöht worden war, trat durch das Belek 18. 19. Viet. C. 94 
(14. Auguft 1855) dieſer Satz auch für Schottland ein. Die irlän- 
difche Abgabe, vor 1855 nur 2%; Sch., wurde nady und nad) gefteigert 
und nach dem Gefeß 21. Vict. C. (15. Mai 1858) war jener Betra 
allgemein herrſchend. Das Gefeg 23. 24. Viet. O. 129 (28. Auguf 
1860) erhöhte diefe Steuer für 1a Jahr auf 8 Sch. 1 P., fodann auf 
10 Sch. (1 fl. 56% kr. von der bad. Maag — 1 fl. 18 fr. vom 
Liter), wodurd die Ginnahme nicht erheblich vermehrt, der Verbrauch 
aber vermindert wurde. Es war 
Berbraud Steuerertrag 
1859 24254403 Gallon 9701 764 2. 
60 21.873384 „ 9702807 „ 
62 19700250 „ 9850126 „ 


Für gewerblihe Zwecke wird Branntwein mit 10 Proc. rohem Holzs 
geift (Methylalkohol) verfept und dadurch ungenießbar gemacht, 5 
dag er fleuerfrei bleiben fann. 1858/59 wurden hievon 336410 ©. 
bereitet. — In Würtemberg befland bis 1852 eine ähnliche Art der 
Steuer, aber mit unvollländiger Veberwachung und mangelhaften 
Ginrihtungen. Die Abgabe war nah dem Gele von 1827 1 fl. 
45 fr. vom Gimer neben ber Malzfteuer oder 5 fl. von Br. aus 
anderen Stoffen. Sur Ueberwadhung biente bie Anzeige bei dem 
Beamten vom Beginn und Ende jedes Brandes, Bergleihung des 
Productes mit dem verbrauchten Rohſtoffe, Nachſehen, ob nicht zu 
anderer Zeit gebrannt wird: daneben wurden 15 Proc. vom abgeichäßten 
Grlöfe der Schenkwirthe ats Patentfleuer gefordert; Handb. ©. 269. 291. 
Die Brennerei aus eigenen Grzeugniffen blieb unbefleuert und auf den 
Stärkegrad wurde nicht geachtet. Die Berwaltung fchloß meiftens Abs 
findungen mit den Brennern und bie Steuer trug fehr wenig ein. 

Für diefe Cinrichtung die in 8. 438 (0) genannten Schriften und Na- 
gorny,' La question de l’eau de vie. Varsov. 1864. GEs find bereits - 
zwedmäßige Dießapparate erfunden worden. — In Schweden beſteht 
diefe Einrichtung für große, feit 1857 für alle Brennereien, in Defler: 
reih ift fie buch Schr vom 9. Juli 1862 eingeführt worden. Die 
Steuer richtet fih nad dem Alktoholgrade der Maaß Br. 9. 1863 
16 Mill., 1864 17630400 fl. 

Neltere bad. Accife und nr auf 24 Stunden te Fr. von ber 
Maaß des Binfeninhaltes, ſowohl beim Rauhbrennen als Läutern, von 
Kartoffeln nur Ya Fr. Jede Blafe wurde auf öffentliche Koften geaicht. 
Accisordn. v. 1812 $. 38 und fpätere Beflimmungen. — Aehnlich das 
hierin ebenfalls aufgehobene preuß. Geſetz v. 8. Kebr. 1819. 6 murbe 
vorausgefegt, daß man in 24 Stunden 1 Duart Branntwein von 50% Tr. 
aus 4 Duart Blafeninbalt erzeugen könne, von denen daher 11/s Er. 
erhoben wurde. Kür größere oder Heinere Brennereien follte der Steuers 
faß verhältnißmäßig abgeändert werden. — Kurheſſen 2% Ser. für 
4 Maaß Keflelinhalt und 24 Stunden, mit Ueberwachung ber Menge 
von Mailde. Bierſack a. a. O. ©. 231. 

In Großbritanien wurde 1786 bei der Binführung bes Blafenzinies 
angenommen, daß man wöchentlich Tmal die Blafe leeren könne. Da 


(e) 
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fingen bie Gebrüder Sligo in Leith an, ihre Blafen Hacher und weiter 
zu machen. Run wurde das Brennen ſchon 1788 40mal in ber Bode 
bewerfftelligt, 1798 Eonnte die Blafe in 8 Minuten, fpäter fogar in 
3 Minuten geleert werden. Der Blafenzins war von 30 Schill. bis 
auf 5 2. vom Ballon Blafenraum erhöht worden. Lauderdale, 
Ueber Nationalwohlſtand ©. 84. Mac Culloch, Taaat. ©. 152. 
Aud das a. preuß. Geſetz brachte ſchnell ſolche Verbeſſerungen hervor, 
flachere Blafen, Maifhwarmer ı., Benzenberg, Ueber Preußens 
Geldhaushalt S. 24. Wegen dieſer Mängel if der Blaſenzins faſt 
überall aufgegeben worden. 


Ein folches Keffelgeld befland in Baden feit 1814 neben dem Blafens 
infe und der Brenner konnte zwiſchen beiden Bntrihtungsarten wählen. 

uch das Geſetz v. 14. Mai 1828 wurde das Keffelgeld zur allgemeis 
nen Regel. Es betrug auf jede Maaß der Blafe jährlich je nad der 
Art der verarbeiteten Robftoffe für Landwirtte 2—4 kr., für andere 
Brenner 4—8 fr. Rad dem Belek v. 22. Juni 1837 war der Steuers 
fuß allgemein %, fr. monatlih für die Maaß des Keſſels, und man 
fonnte die Steuer für 1, 3, 6, 9 und 12 Monate entrichten, fo daß 
alfo 3. B. Landwirthe, die bloß ihre Erzeugnifle zur Brennerei vers 
wenden wollten, die Grlaubnig nur auf einen Monat oder fodann etwa 
noh auf einen zweiten Monat zu nehmen brauchten. — Die Keflel 
werden geaiht. Niemand darf ohne Ginholung des Brennſcheins, 
welcher ale Steuerquittung dient, brennen, Niemand feinen Keffel 
(Blafe) oder Hut einem Anderen leihen. B. v. 12. Det. 1837. Inſtr. 
v. 17. Nov. 1837. Nah dem Geſetz v. 26. März 1852 beträgt die 
Steuer für die Maaß des Keffels monatlih 3 Fr. bei einfachen Keſſeln 
(Blafen), 4'/a fr. wenn ein Borwärmer vorhanden ift, 6 kr. bei Dampf: 
brennereien. Dan kann auch für jedes Drittheil eines Monates die 
Abgabe entrichten. Diefe ift demnach für den Monat bei den verfchies 
denen Ginrihtungen 4 / 3, 6°, und Ymal fo Hoch als vorher. Rechnet 
man 3. B. bei einem einfadhen Beräthe monatlih 50 Brände und auf 
je 20 Maaß Keflelraum 1 M. Branntwein, fo trifft auf die Maaß 
1%/5 kr., bei 90 Bränden im Monat 1 fr. Diefe fehr niedrige Beſteue⸗ 
rung ift hauptſaͤchlich darum gewählt und beibehalten worden, weil bie 
Branntweinbrennerei in Baden meiſtens von Kleinen Unternehmern, 
deren viele zugleih Landwirthe find, getrieben wird. Im Jahre 1829 
war der mittlere Inhalt einer Blafe nur gegen 30 Maaß, 1843 war 
die Sahl der Brennereien 22211. 1850 waren 27072 Keſſel von 
37 Maaß durhfchnittlihem Gehalt vorhanden. Der Ertrag des Keflel. 
gelbes it duch das Geſetz von 1837 bedeutend vermindert worden. 

rt war 1831—1836 im D. 36905 fl., 1837 —1840 nur 24826 fl., 
1842—1846 20721 fl. Das Gele von 1852 erhöhte ihn im D. 
1854—56 auf 64705 fl., 1857—58 78471 fl., 1860-62 77270 fl. 


Hicher gehört die franzöfifche Steuereinrihtung. Es wird 1) die Ver⸗ 
jehrungsfteuer (droit de consommation) von dem durch den GErzeuger 
—** Branntwein im Betrage von 50 Fr. (1830 -55 nur 34 Fr.) 
für das Heftoliter Alkohol erhoben, und wenn der gewöhnliche Brannts 
wein 45 Broc. des Raumgehaltes Alkohol bat, fo fommen auf das 
Heftoliter Branntwein 22'1/ Fr. Die Brennereien, mit Nusnahme der: 
jenigen, in denen nur die vom Beflger felbft gewonnenen Berwands 
lungeftoffe verarbeitet werden (bouilleurs du crü), find forgfältig in 
ihrem Betriebe überwacht, haben die Zeit des Brennens, den Vorrath 
von Maifche oder anderen Stoffen umd die erwartete Menge von Alfohol 
vorher anzuzeigen, wobei der letztere nicht unter 21/5 Proc, der Maifche 
betragen darf. Die Verſendung flieht unter firenger Ueberwacung. 
Großhändler (bis zu 1 Heltol. herab) ſtehen ebenfalls umter ber Kuffict 
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der Steuerbeamten, ihre Borräthe werden alle Bierteljahre aufgenom- 
men, jeder neue Empfang wird von ihnen angezeigt, und das bei jeder 
Beflhtigung Fehlende wird verfteuert. Die fog. bouilleurs du erü ent: 
rihten bie Steuer nur von dem verkauften Vorrathe. Wohnen fie in 
einer Stadt von 4000 oder mehr Binwohnern, fo find fie ebenfalls ber 
Ueberwachung unterworfen. Bon 1861 iſt die Steuer vom Heftoliter 
Alkohol um 25 Fr., und mit 2 Decimen Zufchlag um 30 Fr. erhöht 
worden, wovon man bei einem Verbrauche von 800000 Hektoliter 
24 Nil. Fr. Binnahmsvermehrung erwartet. Der Verbrauch war im 
D. 1858— 60 839 744 Hekt. Alkohol oder 2, Liter auf den Kopf, 
alfo an Branntwein (zu 50 Proc. Alkohol) 4, 6a Liter, 2) Hiezu fommt 
die Thoraccife, droit d’entree, von I—16 Kr. für das —* Alkohol, 
je nach der Cinwohnerzahl der Stadt. — Niederlaͤndiſche Aecciſe 22 fl. 
vom Bat (Heltoliter) von 10 Grad bes niederländifchen Araͤometers 
(alfo 0, A. vom Liter oder 30 fr. von der bad. Ohm). 


Betrag der Branntweinfteuer:: auf den Kopf 
Großbritanien, 1862 . . . 9850126 2. 2,’ fl. 

Hiezu kommt ber Ginfubrzofl mit . . 2622728 " 
zieberlande, A. 186 . 5772000 fl. 1,97. 
Preußen, at . 6'340 815 Thlr. 0,9% 


(na — von 2872 311 Thlr. 
gell bei der Auefuhr) 
. 6930000 „ 0,8, 


Belgien, A. 1862 . 0. 6°000 000 Fr. 
Defterreid, A. 1863/64 > 2.2..17:630 000 fl. 0,8. 
Rußland, * 1864... 2 2. ..17630000R. 0,58, 
Hannover, . 1858/59 - - - 2 .2..540000 Thlr. 0,5, 
Sachſen, D. 1855-57 . . .» » 60779 „ 08 „ 
A 18163 . .... 545000 „ 0,8 „ 
Würtemberg, A. 185861 . . 247000 fl. 0,3, 
Baden, D. 1860/63 (incl. 27044 R. 
VebergangssSteun) . . . 77270 fl. 0,88 „ 
6. 0. 


Die Berzehrung des Tabaks ift wegen ber leichten Ent⸗ 
behrlichkeit dieſes Genußmittels, der Häufigen Borliebe für 
dafjelbe und der großen barauf gewendeten Ausgabe (a) ein 
vorzüglich guter Befteuerungsgegenftand. Eine Tabaffteuer ver- 
urfacht für die Zehrer weniger Befchwerden ald die meiften 
anderen Auflagen, fie vermag daher andere brüdendere Abgaben 
zu erfehen oder das Staatseinfommen mit ben geringften Nach⸗ 
theilen für die Bürger zu vermehren; der Einführung diefer 
Steuer ftehen aber in Hinficht auf die Erhebung große Schwies 
tigfeiten im Wege. Nur in Ländern ohne Tabakbau iſt es 
leicht, die Blätter fo wie ben verarbeiteten Tabak vermittelft 
des Einfuhrzolles zu treffen (d). Yür die inlänbifchen Blätter 
aber läßt fi zwifchen ber Gewinnung und Berzehrung fein 
Zeitpunct finden, in dem fie vollfländig und ohne viele Be 


(äftigungen befteuert werden fünnten, auch find bie Blätter, 
Rau, yollt. Deton. IIL. 2. Abth. 5. Ausg. 18 
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noch mehr aber die Sorten des verarbeiteten Tabaks nach Güte 
und Preis fehr verfchieden und es ift ſchwer, die Steuer hier⸗ 
nach abzufufen (c). Diefe Gründe haben in mehreren Staaten 
die Einführung des Tabafregaled bewirkt, $. 204. Wo dieſe 
für den Gewerbfleiß fehr flörende Einrichtung nicht befteht, da 
muß man darauf verzichten, eine große Einnahme aus dem 
Tabakverbrauch zu ziehen; indeß lenken die obigen Betrachtungen 
doch fortwährend die Aufmerffamfeit auf den Nutzen, den eine 
inländifhe Tabaffteuer gewähren würde. Dieſe koͤnnte bei 
freier Erzeugung und freiem Handel mit Tabaf auf mehreren 
Wegen erhoben werben. Keiner diefer Wege ift von Schwierig- 
feiten und Unbequemlichkeiten frei, doch läßt fih hoffen, daß 
man bahin gelangen wird, einen berfelben auf eine Weife zu 
verbeffern, die ihn empfehlenswert macht (d). 

1) Befteuerung bei dem Anbau, fo daß ver Lanbwirth 
von der mit Tabak bepflanzten Fläche eine jährlich gleiche Ab- 
gabe zu entrichten hat, das zum Tabakbau beftimmte Land aber 
in Bezug auf Güte und Menge des Blätterertraged in einige 
Glaffen getheilt wird, deren jede einen gewiffen Steuerſatz er- 
hält (e). Die Erhebung ift leicht, weil dad Tabakland offen 
vor Augen liegt, alfo Berheimlihung und falſche Angaben 
nicht zu befürchten find. Daß die Verfchiedenheiten des Ertrages, 
die von dem ungleihen Grade von Fleiß, Eapitalaufwand und 
Gefchidlichkeit bei den einzelnen Landwirthen berrühren, bei 
diefer Steuer nicht beachtet werden, ift unvermeidlich und nidyt 
ald Mangel anzujehen, wohl aber, daß die Jahreserträge ihrer 
Beichaffenheit, Menge und ihrem Preife nach veränderlich find, 
die Steuer folglich wie eine Schagung ſich nad) Durchſchnitts⸗ 
verhältniffen richtet und wie eine Abfindung erfcheint, $. 430. 
Dieß verhindert ſchon eine vollkändige Ueberwälzung auf die 
Käufer und Zehrer, ed kommt aber nody hinzu, daß die Blätter 
großentheild in der Herne abgeſetzt werben müflen und das 
Mitwerben anderer Grzeugungsländer zu beftehen haben. In 
ungünftigen Jahren kann leicht ein Theil der Landwirthe ges 
nöthigt fein, den Tabakbau aufzugeben, wenn nit durch 
Steuernadhläffe geholfen wird. Eine Steuer diefer Art muß 
baher niedrig angefegt werben und ift wenig ergiebig (/). 

2) Beim Berfaufe der gewonnenen Blätter durch den 





— 275 — 


Landwirth. Hiezu gehört, daß das Abwägen auf einer öffent 
lichen Waage vorgeichrieben wird (g), die ſich in jeder Gemeinde, 
deren Bürger Tabak bauen, befinden muß. Der Käufer hat bie 
Steuer nad) ber Zahl der Centner zu entrichten. Hier entfpricht 
die Abgabe beffer dem wirklichen Ertrage, doch treten wenigſtens 
die Nachtheile der Steuerforderung von Berwandlungdftoffen 
ein, $. 419. Bei einem beträchtlichen Buße der Steuer müßten 
für verfchiebene Gegenden wie bei dem unter 1) angegebenen 
Berfahren verfchiedene Steuerfäpe für den Eentner beftimmt, 
fehlerfreie von befhäbdigten Blättern unterfchieden, aud) müßte, 
um heimliche Berfäufe zu verhindern, eine Ueberwachung ber 
auf den Feldern gewonnenen Menge angeordnet werben, wos 
burch die Erhebungsfoften bei einem im Lande zerftreuten Tabak 
bau anfehnlicy werden würden. ine Rüdvergütung bei ber 
Ausfuhr wäre nicht zu umgehen, wenn nicht der Tabakbau ba, 
wo er am meiften entwidelt ift, eine Erfchütterung erleiden 
fol (A). 

3) Bei der Verarbeitung, indem die Yabricanten bei 
bem Einfaufe von Blättern und bei der Abfendung von fertigem 
Tabak unter genaue Aufficht geftellt werden. Hiebei vermag 
man häufigen Betrug nicht zu verhüten, wenn man nicht fof- 
bare und drüdende Eontrolmittel häufen will, beſonders wo 
die Verarbeitung wie bei den Bigarren zum Theile von vielen 
feinen Unternehmern geſchieht (2). 


4) Bei dem Kleinverfaufe, ber dann den Yabrikherren, 
wofern fie nicht um die befondere Berechtigung nachfuchen, 
unterfagt würde. Die Abgabe müßte durch die Verpflichtung, 
jeden Ankauf anzumelden, fowie durch Stempelung aller Pakete 
gefichert werden (k), auch würbe man genöthigt fein, bie Bers 
fäufe ber Babrifherren zu überwachen. Zahlreiche Umgebungen 
der Steuer würben fi faum verhüten lafien. Eine befondere 
Schwierigkeit läge nody darin, daß bie auslänbiichen Blätter, 
bie oft mit inlänbifchen bei der Berarbeitung vermengt werben, 
ſchon durch den Einfuhrzoll belegt find. 

(a) Dan fann im Sollverein die Binfuhr von rohem und verarbeitetem 
Tabak nah Abzug der Ausfuhr auf 16 Mill. Tälr. vchmn. Nimmt 


u 
man dazu einen Recbrandı son von ungefähr 500000 Etr. oder 3%, Mil. 
Thaler an inländifchen Blättern, fo kommt ſchon eine Ausgabe von 
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19% MIN. Thlr. Heraus, wozu aber noch die Verarbeitungs⸗ und 
Perfaufsfoften zu feßen find. 

Daher ift in England der Tabafbau ganz verboten, aber der Schleich: 
handel mit Tabak ift daſelbſt ungeheuer. 

Dei dem Ginfuhrzoll gefchieht dieß ebenfalls nicht, aber derfelbe wird 
gewöhnlich fo Hoch geſetzt, daß geringere Sorten wenig eingeführt 
werden. 

Diele Anfiht if Fürzlid au von Barieu ausgefproden worden, 
Traitö III, 90. 

Preuß. Tabakfteuer, neu georbnet durch die Cab.⸗O. v. 29. März 1828. 
Es werden vom Morgen 6—5—4— 3 Thlr. entrichtet und es wird 
angenommen, daß der preuß. Morgen im D. in ten 4 Glaffen des 
Yantes 9— 7 /23— 6 und 3% Etr trodene Blätter geben könne. Die 
Abficht if, den Centner mit %/; Thlr. zu belegen. Wer 6 Q.-Ruthen 
ober mehr bepflanzt, bat Anzeige zu madhen. Die Zahlung geichieht 
bis Ende Juli oder früher, fobald die Hälfte der vorjährigen Ernte 
verkauft wird, Bei Mißwachsé tritt ein Nachlaß ein. Sachſen, Kurs 
hefien, der thüringifche Länderverband und Braunfchweig haben dieſe 
Einrichtung ebenfalls angenommen. Ertrag im preuß. Staat 1856—58 
im D. 124144 Thlr. nebſt 55916 Thlr. Uebergangsfleuer von ber 
Einfuhr aus anteren deutichen Ländern. 

Bei 9 Centnern und einem Breife von 15 fl. wäre der Erlös bes 
preuß. Morgens 135 fl. und die Steuer von 6 Thlr. betrüge 7,7 Broc. 
Ehemals in Baten, Acciſe⸗-O. von 1812 $. 75 ff. Im jedem Amts⸗ 
bezirke, wo Tabak gebaut wurde, war tenigfene eine Waage. 24 fr. 
Acciſe und 6 fr. Waaggeld vom Gentner; Rüdvergütung bei der Aus: 
fuhr. Aufgehoben 1818. 


Dieß gilt insbefondere in Deutfchland von ber badifchen und bayerifchen 
Pfalz und den angränzenden Gegenden bes Großh. Heflen, wo vor ber 
Handelserfhütterung von 1857 die gewonnene Menge auf 300 000 Etr. 
geihägt wurde und gegen 500 Mill. Cigarren verfendet wurden. Da 
eine folde Steuer, wenn ber Verkehr im Zollverein nicht gehemmt 
werden fol, auf Rechnung des ganzen Bereins erhoben werden müßte, 
fo würden jene Länder die Beſchwerden der Ueberwachung und die 
Nachtheile der Steuer tragen müflen, während nur ein geringer Ertrag 
auf ihre Staatscaflen kaͤme. 


Gine folde Abgabe wurde 1797 in Frankreich eingeführt und trug im 
D. nicht vol 6 Mill. Fr. Strengere Controle durch das Geſetz vom 
5. Ventose XII. (1809, worauf der Ertrag bis auf 16 Mill. Fr. flieg; 
Snftruction für das Brhebungsverfonal in Code des droits röunis II, 
128 (A. XIII). Die Steuer war 40 Gent. vom Kilogramm Blätter 
(9 fl. 20 fr. vom Gentner). 


In Würtemberg verſuchte man 1812 nad der Aufhebung der Tabaks⸗ 
regie, den Kabricanten und Händlern nach Falfionen über die von ihnen 
abgefegte Menge, nachher in Bemäßheit einer Glaffeneinfhägung in 
Bezug auf muthmaßlichen Abſatz, eine Tabaksſteuer aufzulegen, die im 
Ganzen auf 40000 fl. beflimmt und unter die fleuerpflichtigen Gewerbs⸗ 
leute repartirt wurde. NAufgehoben 1828. — In Rußland befteht die 
oben bezeichnete Cinrichtung mit geftempelten Papierbändern (Bandes 
rollen). Der Fabrikherr Fauft alle vier Monate feinen Bedarf an 
Bändern und muß jährli mindeftens für 500 R. nehmen. Er darf 
nicht unter 3 Bud verfaufen. Seine Gewerbes: (Batent-Jfleuer, fowie 
die des Großhaͤndlers if 15 Mub., des Kleinverfäufers 10, einer Fleinen 
Bude 3, des Gaſtwirths 20 R. Der Betrag der Steuer für das Pfund 
it für Schnupftabaf je nad der Guͤte S—46 Kopeken, für Rauctabat 
4—48, für das Kiftchen Gigarren von 250 Stüd 35 K. bis 3'/, Rub., 
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für Tabak in Rollen 56 8. bie 2,% RM. Gigarren werden auch in 
Bündeln zu 25 Stüd und ſelbſt zu 10 Stüd verfauft und mit ent 
fprechenden Stempelbändern verfeben. Saͤmmtliche Borjchriften im 
5. Bande des Bwod, 1857. Der Urheber diefer Anordnung, Graf 
Gancrin, fagt: „Das Mittel der Banderolle, auch bei Karten ges 
braͤuchlich, führt fih gut durch.“ Oekon. der menſchl. Befellih. S. 252. 
A. 1864 4 Mill. RM. roh, 3591600 Thlr. rein. 


8. 441. 


Spielkarten und Calender find in vielen, Zeitungen 
in mehreren Zändern mit einem Auffchlage belegt worden, zu 
deſſen Sicherung man fidy der Stempelung bedient, $. 231. 
Eine Befteuerung der Spielfarten ift volkswirthſchaftlich ohne 
Nachtheil, nur trägt fie wenig ein und verleitet zu vielen Um⸗ 
gehungen. Die Einfuhr von Spiellarten vom Audlande fowie 
ver Berfauf und Gebrauch ungeftempelter Karten muß bei Strafe 
unterfagt werben, wenn man aber alle Steuerbetrugsfälle vers 
hüten wollte, fo würde eine fehr Eoftbare und umftänbliche 
Beauffihtigung, namentlih der Kartenfabrifen, nothwendig 
werden (a). Bei mäßigen Sägen und mit einer auf Babrifen, 
Kaufleute und Wirthöhäufer ıc. befchränften Controle ift gegen 
biefe Abgabe außer ihrer Geringfügigfeit nichts einzuwenden. 
Der Balenverftempel ift fehlerhaft, weil viele Calender als ein 
Mittel der Belehrung eher Begünftigung ald Belaftung vers 
bienen, die Graͤnze zwifchen diefen und den Luruscalendern nicht 
fcharf angegeben werben fann, audy nicht abzufehen ift, warum 
diefe von allen Drudichriften und Kunftwerfen allein eine Steuer 
tragen follen. Auch der Zeitungsftempel ift in Hinficht auf die 
Wichtigkeit der Zeitungen als eines allgemeinen Bildungsmittels 
nicht zu billigen, und wenn man ihn ald ein Mittel augefehen 
hat, die Verbreitung ſolcher Tageblätter zu erichweren, deren 
Richtung der Regierung fchädlich ſcheint, fo fteht ihm entgegen, 
daß er ohne Unterſchied die Blätter jeder politifchen Richtung 
trifft (2). 

(a) In Frankreich muß das Papier zu den Karten dem Staate abgefauft 
werden. L’impöt sur les cartes, qui ne produit annuellement que 
500000 fr. environ, est le moins important de tous ceux que pergoit 
la rögie et celui qui est le plus exposé & la fraude. Bapport au Roi 
de 1830 ©. 113. 9. 1862 1571000 $r. einſchließlich 200000 für 
das gelieferte Papier. — In Großbritanien trug ber Kartenftempel 
20— 22000 2. ©t., feit der Meduction von 1828 weniger; D. 1849—52 


11597 2. ‚ 1853—55 12671, 1856—59 14575 L. mit Binihluß der 
Würfel; die Abgabe iR 1 Sch. vom Spiel, feit 1862 nur noch 3 P.— 
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In Breußen hatte fi die Regierung fonft ben Berlauf ber Spielkarten 
vorbehalten, fo dap fie im Breife fogleich die Steuer bezog. Nach dem 
Geſetz v. 16. Juni 1838 ift die Berlertigung freigegeben, die Fabriken 
find beauffichtigt, die Stempelgebühr ift 8 und 3 ©gr. vom Spiel. — 
In Baden iſt —* 1831 der Kartenſtempel aufgehoben. 

In Großbritanien iſt 1836 der Stempel von 4 auf 1 P. (3 kr.) vom 
Stück herabgeſetzt worden, weil viele Blätter heimlich ungeftempelt aus: 
gegeben worden waren, 1831—35 war im D. die Ginnahme 459407 L., 
1837—41 255403 2., die Zahl der Zeitungsblätter vorher 33,°, nad: 
ber 56,7 Mill. 1854 war der Ertrag wieber auf die frühere Höhe 
gelangt und belief fi auf 488010 2. Das Belek 18. 19. Viet. C. 27 
(15. Juni 1855) — den Zeitungsſtempel auf außer bei der Berfens 
dung mit der Boft ($. 216 (9)). Grtrag 1866/57 1868/59 im D. 
158127 2. 


uf 


(d 


8. 442. 


Ehemald war in vielen Ländern eine Menge von Genuß- 
mitteln der Accife unterworfen, theild allgemein im Lande, 
theild in den Städten, wo fie an ben Thoren von ben eins 
gebrachten Borräthen erhoben wurde ($. 429) (a). Manche 
diefer Arten des Aufichlages haben ſich bis auf die neuefle 
Zeit erhalten. Indeß hat man gute Gründe gefunden, viele 
berfelben nad) und nad) aufzuheben. Bald war der Gegenſtand 
von ber Art, daß feine Bertheurung für die Gewerbe ober für 
andere Zwecke, 3. B. bie Geſundheit nachtheilig wirkte; bald 
waren bie Beranftaltungen und Ueberwachungsmittel ſowohl 
für die Zehrer als für die Erzeuger und Berfäufer zu laͤſtig 
fowie für die Regierung zu koſtbar und erfchienen dann ale 
doppelt verwerflih, wenn nur eine geringe Einnahme erzielt 
werben konnte (d). Daher find in den meiften Staaten nur bie 
in den vorhergehenden 68 benannten Nahrungsmittel mit einem 
Auffchlage belegt und man fucht mehr durch Schagungen und 
Zölle den Staatöbedarf aufzubringen. Dennody ift es denkbar, 
daß fi noch Ausgaben der Wohlhabenden für Genußmittel 
auffinden laffen, von denen man auf zwedmäßige und unſchaͤd⸗ 
liche Weife Auffchläge erheben koͤnnte. Eine der neueften Zeit 
angehörende Steuer ift bie auf Runfelrübenzuder gelegte.: 
Der Berbraud) des Zuders ift längft als ein guter Gegenftand 
der Befteuerung anerfannt worden. So lange man nur Rohrs 
(Colonial-) Zuder anwendete, genügte zu jenem Behufe ber 
Einfuhrzol. Nachdem aber die DBereitung ded Zuckers aus 
Runfelrüben aufgefommen und raſch angewachſen war und 
deßhalb die Zolleinnahme von Rohrzucker ſtark herabſank, wurde 
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es nothwendig, auch den Rübenzuder zu beſteuern, weil befien 
Steuerfreiheit wie ein übermäßiger Schußzoll zum großen Nach⸗ 
iheil der Staatscaſſe gewirkt haben würde, vgl. II, $. 214 (e). 
Die Bereitung bed Rübenzuderd geſchieht gewöhnlich in einer 
Heinen Anzahl großer Fabriken, deren Beauffichtigung Fein 
ſtarkes Steuerperfonal erfordert, auch hat die Erfahrung gelehrt, 
daß die zur Sicherung der Steuereinnahme getroffenen Maßs 
regeln die Zunahme der Fabriken nicht verhindert haben. Die 
Erhebung kann bequem nad) der Menge der verarbeiteten Rüben 
geichehen, weil dieſe am wenigften zu verbergen find, entweder 
beim Einbringen berfelben in die Zuderfabrit ober bei ihrer 
Verkleinerung (c), und nad) einer gewifien Annahme über die 
zu einem Gentner Rohzuder erforderliche Rübenmenge. Zeigt 
fi) diefe Annahme bei den Fortſchritten der Kunft als zu nie 
drig, fo wird fie abgeändert oder der Steuerfuß erhöht. Den 
Steuerbeamten muß geftattet werden, in ben Fabriken fich die 
Ueberzeugung zu verfchaffen, daß Feine unverfleuerten Rüben 
benugt werden, wozu eine Beſichtigung der Gefäße und eine 
Beobachtung ber Borgänge im Betriebe dient. Andere Befteues 
rungsarten, die man in einigen Zändern angewenbet hat, um 
bie in dem ungleichen Zudergehalte der Rüben liegende Uns 
billigfeit zu vermeiden, erfordern eine nody ftärfere Ueberwachung 
und find daher ſowohl koſtbarer als beichwerlicher (d). Würde 
man bloß nad Gründen des Steuerweiens handeln, fo müßte 
man ben Rübenzuder eben fo body belegen, al& den Rohrzuder; 
nur die Rüdfiht auf die inländifchen Fabriken, welche anfangs 
in der gänzlicdyen Steuerfreiheit einen großen Schuß genoflen 
hatten und bei der plöglichen Gleichſtellung beider Zuderarten 
zum Theil mit großen Berluften für bie Gigenthümer zu 
Grunde geben könnten, mag eine Schonung des Rübenzuders 
anrathen (e). 


(a) In der Kurmark Brandenburg bewilligten die Landſtaͤnde 1641 eine 
Aeciſe, für welche im nämlichen Jahre eine Berordnung erlaflen wurde. 
1680 wurde dieſelbe in allen Städten der Mart Brandenburg eingeführt. 
Friedrich I. und Friedrich Wilhelm I. vermehrten bie Beſteuerungs⸗ 
gegenflände und erhöhten die Steuerfäße. Friedrich II. errichtete 1766 
ein eigenes „Accifes und Zoll» Departement”, in welchem herbeigezogene 
franzöftfche Beamte angeftellt wurden. Diefe Oberbehörbe wurde 1787 
wieder aufgehoben, die Acciſe felbft aber erhielt fich bis in den Anfang 
des 19. unerin Sie traf außer dem Mehl, Fleifh und den 
geiſtigen nken vielerlei Nahrungsmittel (Obſt, Gartenfruͤchte, Eier, 
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Butter, Käfe, Del, Gewürze, Zuder, Kaffee), ferner Tabat, Wache, 
Talg, Leder, Belzwaaren, Flachs, Hanf, Baumwolle, rohe Metalle, 
Karbwaaren, Seidenwaaren u. dergl. Borowski, Abriß des prakt. 
Gameral- und Finanzweſens 1, 266 der 3. Ausg. Die firengen Necifes 
vorfchriften waren eine läfige Beichränkung des Verkehrs und ein Theil 
diefer Abgaben ließ fi nad richtigen Grundſaͤtzen nicht vertheidigen. 


In größeren Städten find noch neuerdings Abgaben von Verbrauchs⸗ 
egenfländen der wohlhabenden Stände zu finden, 5. B. in Hamburg, 
Beemen, Lübel. — In Bien find Mehl, Getreide, Fleiſch, Geflügel, 
MWildpret, Fiſche, Schalthiere, Hülfenfrüdhte, Semüfe, Obſt, Butter, 
Fett, Käle, Bier, Wachs und Kerzen, Speile: und Brennöl, Brenns 
holz, Steinfohlen, Honig, Ziegel, Baufleine, Bauland, Kalk, Gips 
einer Verzehrungsfteuer unterworfen, die 1856 4037880 fl. einbrachte. 
Zieht man hievon die Abgaben von Mehl, Fleiſch und Getränken ab, 
fo bleiben für alle anderen Gegenſtaͤnde 2-027 026 fl. übrig. In Linz, 
Prag, Brünn, Lemberg, rag find 44—46, in den italieniſchen größes 
ren Städten 61 Gegenflände diefer Thorabgabe angegeben. Der Steuers 
ertrag aller 27 Städte war im D. 1852—56 10°274184 fl. — In 
Baden gab es nach der Accisordnung von 1812 eine Abgabe von Del, 
nach den geſtampften Robftoffen erhoben, und von Brennholz (2—6 fr. 
von der Klafter, vor der Ausfuhr aus dem Walde zu entridten). 
Beide Abgaben hörten 1820 auf. — In Großbritanien find mehrere 
Beftandtheile der Acciſe nach und nach theils vermindert, theils aufs 
gehoben worden; 1830 die Bierfleuer (g. 3 Mill. L.), Leder (340000 2.), 

ider (9. 30000 2.). — 1831 Kattune und bedrudtes Papier, 550 000 2. 
(na Abzug des ſtarken Erſatzes bei der Ausfuhr). — Lichter, 500000 2. 
Sterl. — 1833 wurde Seife auf die Hälfte perabgeieht. — Siegel 
berabgefeßt um ungefähr 37000. — 1834 Stärke, 75000 2. 1835 
Glasacciſe um !/s vermindert. 1836 Papier auf die Hälfte. Die Aecifes 
einnahbme von 1834 war um ungefähr 11/, Mill. L. St. Höher, als 
man biefer Erleichterung zufolge Hätte vermutben follen. — 1845: 
Blasaccife aufgehoben, 624000 2. — 1850 Ziegel: und Badfleine 
(459 078 æ.), — 1852 Seife (1.171000 2.). Die legtere Steuer bes 
trug feit 1841 vom Pfund harter Eeife 1%, von weicher 1 B., vorher 
feit 1821 3 und 1% P. Die Herabfeßung fleigerte den Verbrauch des 
Kopfes von 6,2 auf 9,%, zulest auf 9,71 Pfd. — Die Papierfleuer 
wurde 1711 eingeführt. Sie war feit 1836 von allen Sorten 1/2 P. 
— 4,9 fr. für das deutſche Zollpfund oder ungefähr 2% kr. auf das 
Bud. Im Jahre 1859/60 wurden 217827000 Pfund Bapier für 
1414595 2. verfleuert, wovon 20°142000 Pfo. gegen Ruͤchzoll auss 
geführt wurden, alfo blieben 1'258464 2. Brirag und 197%, Mill. Pfd. 
innerer Berbrauc, eine offenbar verwerfliche Abgabe, die auch die viels 
fahen Anwendungen des Papieres zu anderen Zweden als Schreiben 
und Druden erfhwerte. Ihre Aufhebung wurde 1860 von der Regie: 
rung in Antrag gebracht, vom Dberhaule (gegen die Berfaflung) vers 
worfen, 1861 genehmigt, Geſetz 24. Viet. C. 20 (12. Juni). — In 
den Niederlanden Acciſe (accijnse) von Seife 10 fl. von 100 Kilogr., 
A. 1860 1'225000 fl. oder 21 fr. a. d. K., — von Steinfohlen, 
nah drei Sorten abgeſtuft, A. mit 38 Broc. Zuſchlag und 10 Pror. 
Stempel 1250000 fl. oder 21,° kr. a. d. K, — von Torf, 2—10 Gents 
auf die Tonne, N. 1640000 fl. oder 28,2 fr. a. d. K. — Frankfurt 
1857: Gentnee Buchenholz 32 kr., Cichen⸗ und Nabelholz 22 kr., 
Steinfohlen 3 kr., Heu 5 kr., Stroh 1 ie. — (88 ift fehlerhaft, den 
Heizbedarf der unteren Glaffen und den Verbrauch biefer Stoffe in 
Fabriken u. dgl. ebenfalls zu belafen, nur um den entbehrlichen Heiz: 
aufwand ber Begüterten zu treffen. Bon 1863 an follte diefe Auflage 


(a) 
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aufhören.) In Sroßbritanien befteht die Steinkohlenſteuer nur nod 
für London und wird für oͤrtliche Bauten und andere Berbefferungen 
verwenbet, 13 P. von der Tonne, fowie 4 2. Et. örtliche Abgabe von 
1 tun (252 Gall. — 11% Heftol.) Bein; verlängert bis 1872 durch 
Geſetz 24. Viet. C. 42, 1861. — Steuer von Schnee in der Stadt 
Neapel für die Staatscafle, A. 476000 Fr., Plebano ©. 216. — 
Die Opiumfteuer im britiſchen Dftindien fällt hauptſaͤchlich auf bie 
hineftichen Käufer und ift wohlthätig. Sie run 1861/62 6359269 2, 
Eterl. — Eine Steuer von Speifeöl bei der Binfuhr in Städte von 
2000 und mehr Einwohnern befand in Yranfreih 1817 — 22. Sie 
trug gegen 3 Mill. $r.; de Parieu, Traits II, 299. 

Die Webereinfunft der Zollvereinsflaaten vom 8. Mai 1841 geftattete 
einftweilen die Wahl, ob man die Steuer von dem fertigen Erzeugniß, 
oder von den Rüben, und zwar beim Binbringen oder erfi vor dem 
Zerkleinern erheben wolle. an hat jedoch fpäter die letztere Methode 
vorgezogen, wie fchon bie preuß. DB. v. 21. März 1840, welde als 
Burbereitung für die künftige Befleuerung eine fogenannte Gontrolabgabe 
von !/s Thle. auf den Gentner Rohzuder eingeführt hatte, unbedingt 
das Abwägen vor dem Zerfleinern vorfchrieb. Der Fabrikherr muß vor 
bem Anfang der Verarbeitung Anzeige machen, worauf das Berwiegen 
unter Aufficht eines Steuerbedienten gefchieht. Werden bie Rüben don 
zerichnitten und getrodnet in die Siederei gebracht, fo werben fie nad 
borausgegangener Anzeige von jeder Zufuhr amtlich abgewogen, wobei 
man annimmt, daß I Etr. aus 51/, Etr. roher Rüben erhalten wird. 
Bad. Geſetz v. 21. Sept. 1846. — Im Sollverein wurde anfängtic 
vorausgefeßt, daß bie Runfelrüben in dem Zuflande, wie fie zur Ber: 
Heinerung kommen, 5 Proc. ihres Gewichte Rohzuder geben. Daher 
wurde auf die Rüben !/s der Steuer gelegt, bie man von dem Zuder 
erheben wollte. Sene Annahme if, wie man allgemein anerlannt, jetzt 
zu niedrig. 

Belgien: Unterfuhung des in gemeſſenen Pfannen befindliden Saftes 
auf feinen Zudergehalt, nad welchem die Steuer berechnet wird. — 
Frankreich: Beſteuerung des fertigen rohen oder raffinirten Zudere 
duch Veraleihung mit gewiflen Muferflüden (types) nad der helleren 


‚oder dunkleren Farbe (die jedoch nicht genau maßgebend if). Die 


ganze Berarbeitung muß von anweſenden Beamten überwacht wers 
un, v. Hock S. 324. Bol. v. Salviati, Zur Fabricatſteuerfrage 
. 31. 124. 


Die Steuer begann im Zollverein im 3. 1841 mit einem Satze von 
10 Ser. — 35 fr. für den Gentner Robzuder. Es war eine Erhoͤhun 
für den all verabredet, daß im Zollverein der Mübenzuder über ' 
bes Bedarfs liefern würde. Die Steuer foll fünftig wenigflens %s vom 
Zoll des Robzuders für inlaͤndiſche Siedereien betragen Getzt 5 — 
ferner ſoll ſie ſammt dem Zuckerzoll auf den Kopf der Einwohner ſo 
viel betragen, als im D. 1838—1840 der Zucker⸗ und Syrupzoll aus⸗ 
machte. Dieſer Zollbetrag berechnet ſich zu 6% Sgr. auf den Kopf. 
Seit 1844 fließt die Rübenzuderfteuer in die Vereinscaſſe. Sie wurde 
1844 auf 1", 1850 auf 3 Sgr. vom Gentner Rüben, oder nad 
obiger Annahme auf 1 Thlr. und 2 Thlr. vom Gentner Rohzucker 
erhöht. Da aber die Rüben wohl 6, 7 ober 8 Proc. Zuder geben, 
fo war die Abgabe nur ungefäßt 1%/g Thle. vom Zuder. 1853 wurbe 
fie auf 6 Sgr., vom 1. Sept. 1858 an auf 7% Sgr. = 261/ fr. 
geieht. Mechnet man 7 Proc. Zuderertrag, fo treffen demnach 3,57! Thlr. 

teuer auf den Gentner Zuder. Der Ertrag im Zollverein if jährlich 
efliegen und belief fi 1862/3 auf 9-070584 Thlr. Ratt ber 10-740 000 
Thaler, welche von der Ginfuhr der entfprechenden Menge Rohrzucker 
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eingegangen wären. Im nämlichen Jahre betrug der Einfuhrzoll von 
Zuder für einheimifche Siedereien nur noch 1943478 Thlr., und es 
gingen hievon noch 189 110 Thle. Rückzoll bei der Ausfuhr ab. Die 
von den Rübenzuderfabricanten dringend begehrte Steuervergütung bei 
der Ausfuhr wurde durch Uebereintunft der Sollvereinsflaaten vom 
35. April 1861 gewährt. Sie beträgt für jetzt 23/, Thlr. vom Gentner 
Nohzucker. — In Frankreich wurde dieſe Abgabe durch das Geſetz vom 
18. Juli 1837 eingeführt, anfangs 10, dann von 1839 an 15 Fr. 
von 100 Kil. mit 10 Proc. Zuſchlag. 1850 folgte eine Erhöhung auf 
25 Fr. Die Fabriken behaupteten ſich ungeaghtet diefer Belakung. 
Der Steuerfuß wurde nad dem Geſetz v. 2. Juli 1843 45 Fr. wie 
vom Rohrzucker (mit dem Zuſchlag von 10 Proc. 491, Fr.). Seit 
dem Geſetz v. 27. März 1852 giebt der Zuder aus den franzöflichen 
Eolonien 7 Fr. weniger für 100 Kil. als der Rübenzuder (LI, 8.214 (e)), 
alfo dee 38 Fr., diefer 45 Fr., fremder Zuder auf frangöfifchen 
Schiffen 45—50, auf fremden 57 Fr. Zufolge des Geſetzes v. 28. Sunt 
1856 foll übrigens der Zoll des GKolonialzuders bis zum 1. Juli 1858 
um 7 Fr., von da an bis I. Juli 1859 um 5 Fr. und von diefem 
Tage an bis zum 1. Juli 1861 um 3 Fr. temporär erniedrigt werden. 
Das Geſetz v. 23. Mai 1860 beflimmt für Rüben: und franzöflfchen 
Golonialzuder die Auflage auf 25, mit dem 2 Decimen. 30 Fr., auf 
fremden in franzöftihen Schiffen 28 und 33,0 Br. Lebterer Satz 
wurde 1861 (17. Ian.) auf 25 und 30 Fr. herabgeieht. Nach Belek 
v. 2. Juli 1862 wird ſowohl der Rohr: ale der Rübenzuder um 10 Fr. 
vom metr. Gentner höher befteuert al& bisher. Geſetz v. 7. Mai 1864: 
Fremder Zuder 2 Br. mehr, franzöflicher Golonialzuder bis 1870 5 Br. 
weniger, Rübenzuder erhält Rüdzoll. Die Fabrifen flehen unter der 
genaueften Auffiht. Die Hunfelrübenguderfeuer trug 1842 9-439 000 Fr., 

. 1849 29 Mill. g 1859 53 Mill., 1863 44797000 Fr., 1865 
58930000 Fr. — In Belgien wurde der Nübenzuder zuerſt 1843 mit 
20 Fr. von 100 Ril. belegt, die Abgabe wurde nach und nad erhöht 
und ift feit dem 1. Juli 1857 39 Wr. Rohrzucker giebt feit 1843 
45 Fr. Acciſe. Wenn der Ertrag beider Steuern unter Al Mill. 
bleibt, fo wird der Rüdzoll für die Ausfuhr von raffinirtem Zuder 
verhältnißmäßig vermindert, — In Oeflerreih wurde die Steuer 1849 
eingeführt. ie follte 1 fl. 40 fr. Eonv. vom Gentner Rohzuder 
betragen und wurde mit 5 fr. auf den Centner roher Ruͤben gelegt. 
Später erfolgten Erhöhungen. Vom 1. Nov. 1857 werten 18 Tr. von 
rohen, 1 fl. 39 fr. von getrodneten Rüben erhoben. 1859 famen 
20 Proc. Sufhlag binm, nah Geſetz v. 29. Oct. 1862 30 Bror. 
Die verarbeitete Menge frifcher Rüben ift 1851 —56 von 3,9 auf 
7,* Mill. Eentner, die Gteuerfumme von 368340 auf 1'576879 fl. 
gefliegen, die Zahl der Fabriken von 100 auf 131. A. 1864 
6592 000 fl. 5. — Niederlande, Geſetz v. 15. Mai 1859: Acciſe 
von beiden Arten tes Rohzuckers 22 fl. von 100 Kil. A. 1859—62 
fortwährend 2 MIN. f. 
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4. Abfap. 
Sränzzölle. 





Il. Allgemeine Grundſäße. 
g. 443. 


Zölle oder Mauten (a), d. b. Abgaben von den im 
Handel verfendeten Waaren, kamen ſchon im Altertyume vor (6) 
und gingen nad) dem Beifpiele des römifchen auf das deutſche 
Reich über (c). Sie wurden an einzelnen Handelöplägen, bes 
fonders in Seehäfen, die große Eins und Ausfuhr hatten, fo 
wie an Brüden und Straßen von ben ein» und ausgehenden 
Waaren erhoben und es fcheint, baß man dabei mehr bie 
Handelögewinnfte, beſonders ber Ausländer, als die Zehrer 
treffen wollte, wie dieß auch in ähnlichen Ballen nody in jpäterer 
Zeit geihah (d). Im Mittelalter wurben die Zölle unter ver: 
fhiedenen Ramen (e) fehr vermehrt und häufig von mächtigen 
Grundherren, theild mit Iandeöherrlicher Bewilligung, theils 
eigenmädhtig ohne folche erhoben. Man betrachtete fie al8 eine 
Entrichtung für den Gebrauch der Straßen, Brüden ıc., fowie 
für den Schuß, den die Waaren in einem Gebiete genoflen(/). 
Der Zoll war für verfchiedene Waaren bald gleich, bald vers 
ſchieden und von diefer letzteten Einrichtung kommen ſchon früh 
Beifpiele vor, wobei öfters bie Abficht gehegt wurbe, dem aus» 
wärtigen Handel eine gemeinnügige Richtung zu geben (g). 
Die Ungleichheit diefer Abgaben in ben verfchiedenen Orten 
und Gegenden des Landes, bie planlofe, zufällige und hoͤchſt 
ungleiche Verteilung ber Zollftätten im Lande, bie häufige 
Unbeftimmtheit der Tarife, dieſe fehlerhaften Einrichtungen 
machten bie Zölle für bie Volkswirthſchaft weit nachtheiliger, 
als fie ſchon durch die bloße Größe der erhobenen Summe 
waren. Allmälig trennten fi die Zölle von den Weggeldern 
und anderen ähnlichen Gebühren (3) und verwanbelten ſich, 
wie bie Gefchloffenheit der Staatögebiete fi) ausbildete und 
bie Landeshoheit erflarkfte, aus vereinzelten örtlichen Abgaben 
in folche, die mit Hinficht auf den Verkehr eines ganzen Lan⸗ 
bes, namentlich auf feine Aus⸗ und Einfuhr, angelegt wurben. 
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Im 17. Jahrhundert entwidelte ſich jenes kuͤnſtliche Zollweſen, 
welches heutiged Tages bie Bränzen aller größeren Staaten 
umgiebt (i), dagegen verfchwanden bie inneren Zölle immer 
mehr (&), fo daß man jept unter Zöllen ſchlechthin bloß bie 
Graͤnzzoͤlle zu verſtehen pflegt. 


(a) Zoll, engliih und plattveutfh Toll, kommt von zeluweior ober 
zelwvsor ber, welche Wörter wieder von zAos, veotigal, berfiammen 
und eigentlih die Zollflätte bedeuten. Aus teloneum wurde, wie alte 
Urkunden u. a. Schriften zeigen, tolenium, toloneum, tolnsum, toletum 
emacht, ferner ift auch tonleium, tonlium, altjranzöftfch tonliu, tonlieu, 
Bieraus zu erklären, daher auch tonloier oder toulaier, Zöllner. — Thol, 
toll heißt im Engliſchen unter andern eine Handelögerechtigfeit eines 
Grundbefigers, und das Weggeld. — Maut, mutaticum, mata im 
Latein des Mittelalters, vielleicht von dem gothiſchen mota, motastad, 
welches bei Ulfilas eine Abgabe anzeigt. Dieb Wort if demnach 
urfprünglih mehr deutich als Zoll. — Engliiher Name custom, wie 
coutume, von consustudo — ältefler franzöfliher Name resve, reve, 
jpäterer traite, traite foraine, von traotura, transitura — Italieniſch 
dazio, daher auch deutſch Daz. 

(5) Zoll von 2 Proc. der Aus und Einfuhr in Athen, merrexoorn, deſſen 
Ginnehmer Pentelofologen hießen ; in ben bundesverwanbten Städten 
erhob Athen 5 Brocent, eisoosn, von den zur See auss und eingehens 
den Gütern. Die Ausfuhr mehrerer Dinge war in Athen verboten, 
Feigen und Del zahlten einen Ausfuhrzoll. Bödh, Staatsh. I, 236. — 
Reynier, Grecs ©. 299. — In Rom beflanden ſchon früh in ber 
älteften Zeit Zölle, portoria, in den Seehäfen, dann auch auf Land⸗ 
fraßen und Brüden. Sie wurden fpäterhin öfters aufgehoben und 
wieder hergeftellt und betrugen meiltens 21/a Proc. (quadragesima) vom 
Werthe der verfendeten Waaren, früher bisweilen !/a—1 Proc. (Tao. 
Annal. II, 42), fpäter auch */s, L. 7. u. 8. Cod. de vectigal. (IV, 62). 
Vielen Städten wurde zur Aufhülfe ihres Haushalte die Zollerhebung 
bewilligt, L. 10. eod. L. 1. Cod. nova vectigal. (IV, 62). Die PBandelten 
(L. 16. $. 7 de publican. et vectig. XXXIX, 4) enthalten ein Verzeich⸗ 
niß ber zollbaren Waaren. v. Ulmenflein, Pragm. Geſchichte ber 
Zölle in Teutſchland, Halle 1798, S. 14. 

(6) v. Ulmenftein ©. 40. — Das Sollwefen in Deutſchland, geichichts 
li beleuchtet, Frankf. 1832, ©. 2. 

(d) In kleinen, vorzüglihd durch Zwiſchenhandel blühenten Hanbelöftaaten 
kann ein folches Zollweien lange fortbeftefen. Hamburg: Ginfuhrzoll 
feewärts bis 1829 1,2 Proc., 1830—41 4 p. m., feit 1842 5 p. m., 
u Lande oder auf der Elbe bis 1841 A, von 1842 an 5 p. m., Aus: 
—* zur See bis 1823 1,2 Proc., 1824 — 41 Ip. m., 1842 — 66 
14/a Proc., ſeitdem zollfrei, zu Land und auf ber Elbe bis 1823 4 p.m., 
feitdem wie zur See. Gefammtbetrag 1856—63 im D. 1073 310 ME. 
Gour. (zu 43,8 Er.). 

(e) Bipaticum, pontaticum, roteticum von Karren ohne Deichiel, temonaticum 
von Deichfelfarren x. Hüllmann, Finanzgeſch. ©. 223. 

( ) Wer von der Brüde keinen Gebrauch machte oder einen gewiflen Ort 

nicht berüßrte, war zollftei. Das Zollweien in Deutfhland S. 12. — 

Eine ausfchlieplih für die Beihübung entrichtete Abgabe in mehreren 

Ländern war das Beleitsgeld, deſſen Name ſchon andeutet, baf 

ehemals bisweilen eine wirkliche Begleitung durch Bewaffnete flattfand. 

Noch in der legten Zeit des Reichsverbandes kam in Nürnberg das ſo⸗ 

genannte lebendige Geleit vor, inbem zweimal im Jahre die im 


ur 


(9 
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() 


(k) 
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einer „Geleitskutſche“ nach Leipzig und Frankfurt a. M. reiſenden Kauf⸗ 
leute von Beamten und bürgerlichen Reitern ber Fuͤrſten, durch deren 
Länder fle reiften, begleitet wurden. Andere Kaufleute und Yuhrleute, 
welche von Nürnberg aus diefe Meflen befuchten, mußten den @eleite: 
zettel Lölen, auf dem ihnen ungehinderte Reife und eventueller Schaden: 
erfaß verfprochen wurde. Ro th, Geſch. des Nümberger Handels IV, 71. 
Goethe, Aus meinem Leben XXIV, 31. — Die Reichögrundgefepe 
eiferten fortwährend bis zur neueften Wahlcapitulation des Kaifers 
Franz N. von 1792 gegen unbefugte Bermehrung der Zollftätten. — 
Man kennt viele einzelne Zollverleihungen, dagegen auch Bollfreiheiten 
einzelner Städte; Nürnberg hatte in einer großen Anzahl von Städten 
die Zollfreiheit, die in einem Theile derfelben jährlich mit ſymboliſchen 
Geſchenken und Peierlichfeiten G: B. dem Pfeifergeriht in Frankfurt 
a. DL.) gemeuert werden mußte. Roth a.a.D. IV, 1—39. Goethe 
0.0.0.6. 33. 


In Frankreich war es zuerfi die Ausfuhr verfchiedener Dinge, die man 
nach der Aufhebung des Berbotes vermittelt der Zölle zu beichränfen 
ſuchte. 1324 Ausfuhrzölle von Getreide, Heu, Kohlen, Maid, Belzen, 
Tüchern, Salz und Bein. 1349 die Ausfuhr von Wolle verboten, 
1358 gegen einen Zoll wieder erlaubt. Pastoret, DBorrede zum 
XVI. Bande der Ordonnances des Rois de la France S. XCI — Auch 
in Gngland bradte anfänglich der Ausfuhrzoll von Wolle und Leber 
am meiften ein. 


Hafen⸗, Waag⸗, Niederlagss, Krahns, Schleußen:, Pflaſtergeld ic. 


In Frankreich brachten die Zolltarife von 1664 (nur in den Provinzen 
der 5 grosses fermes ausgeführt) und von 1667 (allgemein für das 
ganze Land) juerft Ordnung und Bereinfahung in das unglaublid 
verworrene Zollwefen, wie dieß in dem Edict von 1664 erzählt wirb 
Der Tarif von 1667 traf hauptlählich fremde Zeuche; 3. B. das Stuͤck 
fpanifches Tuh von 30 Ellen 101 livres, bolländifches und englifches 
Tuch von 25 Ellen 80 livres, 1 Gentner Antwerpener und Bruͤſſeler 
Tapeten 290 livres, — ferner 2ederwaaren, Spiegelglas, Seife ıc. ; 
v. Martens, Geſetze und Verordnungen ber einzelnen europäifchen 
Mächte, Söttingen 1802, I, 20. 88 blieben aber noch bie 1789 viele 
Uebelftände; gewiſſe Waaren bezahlten bei der Einfuhr in die 5 grosses 
fermes nad dem Tarif von 1664. inige Landichaften (3. B. Elfaß, 
Franche-Comt6) waren ganz frei von Zöllen; de Parieu ILL, 135. — 
Bol. I, $. 34 (B). 


Außer etwa in den Staaten, beren Provinzen noch in Feine gleich 
förmige Berwaltung gebracht werden fönnen und deßhalb wie getrennte 
Staaten behandelt werden, wie 3. B. Ungarn nod bis 1850 feine 
eigene Zolleinrihtung hatte und bie Graͤnze gegen die anderen Theile 
des Kaiferftantes mit einer doppelten Reihe von Zollfiellen beſetzt war, 
die auf ungariiher Seite Dreißigfiämter hießen, wie ber nges 
rifhe Zol die Dreißigfigebühr. — Auch Mecklenburg hatte bisher 
noch Binnenzölle, von denen die Ritterſchaft für ihre landwirthſchaft⸗ 
lichen Erzeugnifſe und ferner bie Bürger von Roftod befreit waren. 
Erbvergleich von 1755 6. 280 ff. Die nämlihe Waare mußte bie: 
weilen mehrmals Zoll bezahlen, auch war zwiſchen eins, ausgeführten 
und im inländifhen Handel verfendeten Waaren fein Unterfdhieb. 
Indeffien waren die Abgaben fehr mäßig. Die 25 Landzollämter in 
Medlenburgs Schwerin trugen nur 32650 Thlr. (U. 1850/61), alfo 
weniger ald das Weggeld, am erheblichſten war der Tranfitzoll auf der 
Eifenbahn und an ten zwei Elbzollſtellen, zufammen 246220 Thlr. 
1861 wurde die Verlegung aller Zölle an die Graͤnze befchloflen. 
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g. 444. 

Die Eigenthümlichfeiten der heutigen Zölle von formeller 
Seite entfpringen daraus, daß die Pflicht der Entrichtung durch 
ben Uebergang der Waaren über die Lanbeögränze begründet 
wird und bier auch gewöhnlich die Erhebung gefchieht. Ber- 
gleicht man fie in biefer Hinficht mit den Auffchlägen, fo er- 
giebt fih Folgendes: 1) Der innere Berfehr eines Landes wird 
von den Zöllen fehr wenig beläftigt. Zwar hat man zur Siches 
rung ber Zollgefälle einige Beauffichtigung der Waarenfendungen 
im Innern nöfhig gefunden, indeß find die üblichen Befchrän- 
fungen nicht erheblich, beziehen ſich größtentheild nur auf wenige 
hochverzollte Artikel und laflen. die meiften Gewerbe ganz uns 
geftört. 2) Der Berfehr mit dem Auslande wird gewiflen 
Auffichtsmaßregein und Foͤrmlichkeiten unterworfen, — ein 
Uebel, unter welchem fowohl die Reifenden, befonders aber bie 
Kaufleute, Fabrikherren, Schiffer, Fuhrleute ıc., als die Gränz- 
bewohner zu leiden haben. Yür biefe ift der Nachtheil da am 
größten, wo bie Staatögänze nicht zugleich natürliche Graͤnze 
des Landes iſt, ſondern durch ſtark bevölferte, in viel 
fahem Verkehre ftehende Lanpfchaften hinzieht. Die oben» 
genannten Gemwerböleute machen fidy zwar bald mit den Vor⸗ 
fchriften des Zollweſens vertraut und lernen fich nach denfelben 
zu bequemen ($. 413), auch fann man ben kleinen Graͤnz⸗ 
verfehr dur Ausnahmsbeſtimmungen erleichtern, gleichwohl 
bleibt in beiden Rüdfichten immer eine Befchwerlichfeit übrig. 
3) Ein Bortheil ift es, daß man mit faft gleicher Mühe den 
Zoll von vielen, flatt von wenigen Waarengattungen einziehen 
fann, und biefe Leichtigkeit hat vielfältig fogar dazu verleitet, 
daß man mehrere und höhere Zölle anlegte, als zu rechtfertigen 
iſt. Machen nun in einem Lande volfswirthfchaftlihe und 
finanzielle Gründe es nöthig, eine Abgabe von vielen im aus⸗ 
wärtigen Handel fidy beivegenden Gütern zu erheben, fo ift ed 
am einfachften, biefelbe in der Form eined Graͤnzzolles anzus 
ordnen. Wollte man den Weg ber Accife wählen, fo würbe 
dieß die Koften und Befchwerlichfeiten fehr vermehren, weil faft 
jeder Gegenſtand feine eigenen Ueberwachungsanflalten erfordert. 
Bande man dagegen in einem Lande bei der Abwefenheit eines 
wahren Schugbebürfniffes und der Niedrigkeit der Aufwands⸗ 
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flesern nur wenige fremde Waarengattungen mit einer Steuer 
zu belegen, fo wäre es vortheilhafter, dieß mittelft einer Accife 
zu bewerkelligen und das ganze Gerüft der Zollanftalten hin⸗ 
wegzulafien. Dieß iſt insbefondere in Kleinen vereinzelt ſtehen⸗ 
den Staaten, ferner in foldyen, bie ein fehr zerrifiened Gebiet 
und einen verhältnigmäßig langen Graͤnzzug haben, wegen der 
größeren Koften umd ber geringeren Ausbehnung bed von ben 
Zoͤllen nicht beläftigten Binnenlandes vorzuziehen. 4) Die 
Zölle werden meiftens inbirect erhoben, weil die Berfen- 
dungen über bie Gränze größtentheild von Gewerbtreibenden, 
bauptfächlich von Kaufleuten veranftaltet werben, doch wird aud) 
nicht felten ein Zoll unmittelbar von demjenigen entrichtet, ber 
eine Waare zu eigenem Gebraush einführt. 


$. 445. 


Es bezeichnet den Kindheitszuſtand der Staatöllugheit in 
früheren Zeiten, daß man oft in der @elegenheit, Zölle zu 
erheben und aljo eine Einnahme für die Staatdcaffe zu gewins 
nen, fohon, einen Beweggrund fand, bieß zu thun, ohne fi) 
Rechenſchaft darüber zu geben, ob es auf gerechte und zweck⸗ 
mäßige Weife geſchehe. Man muß bei ber Anlegung von 
Zöllen zwei Hauptzwede unterfcheiden (a) und es ift ein noth- 
wendiged Erforderniß einer guten Zolleinrichtung, daß man 
fich bei jedem Zolfag den Grund deutlich macht, aus dem der- 
felbe angeorbnet und beibehalten wird. 

1) Sind Zölle dazu beftimmt, der Staatsgewalt eine be⸗ 
traͤchtliche Einnahme zu liefern, die nicht bloß als eine Gebuͤhr 
von der Verſendung zu betrachten iſt (8. 444), fo erſcheinen fie 
als Steuern und zwar ald Aufwandöfteuern und müflen folg- 
(ih den für diefe geltenden Anforderungen entiprechen, $. 417 ff. 
Hiezu gehört vor Allem, daß fie die Bürger bei ihren Ausgaben 
für entbehrliche Gegenftände im Verhaͤltniß der Steuerfähigfeit 
treffen. Solche Zölle werben biöweilen Finanz, befler aber 
Steuerzölle genannt (5). Es wiberftreitet dieſer Beflimmung, 
Zoll von Gütern zu fordern, welche zur Befriedigung eines 
nothwendigen Bebürfniffes dienen ober deren Anichaffung übers 
haupt nit als ein Zeichen der Wohlhabenheit gelten kann, 
ferner von Hülfsmitteln der Gütererzeugung, wie Werkzeuge, 


Mafchinen, rohe Metalle u. vergl. Wird eine Luxudwaare, 
welche die Bürger fowohl von inländifchen al8 von fremden 
Erzeugern erfaufen, nur bei ber Einfuhr mit einer Abgabe 
belegt, fo ift dieß den Grunbfägen der Befteuerung zuwider, 
ausgenommen wenn bie fremden Waaren foftbarer find und 
alfo einem höheren Grabe von Luxus entfprechen, wie dieß 
befonderd ehemals wegen ber höheren Brachtkoften meiftens ber 
Hall war. Bei manchen Zöllen wird auch eine Belaftung ber 
Ausländer beabfichtigt (6. 266), bie als Bergütung einer für 
diefe gefchehenen Leiftung oder Bewilligung anzufehen if. In 
den größeren Staaten liefern die Zölle einen beträchtlichen Theil 
der Staatdeinnahme (c). 


(a) Im einzelnen Willen hat man noch andere Zwecke ins Auge gefaßt, 
z. B. einen zur Staatsvertheidigung dienenden Gegenſtand im Lande 
zu behalten (Pferde, Salyeter), oder einem anderen Volke in feinem 
Gewerbfleiße zu fchaden. , 

(5) Die Bezeihnung Finanz geil druͤckt die Wefenheit diefer Art nicht 
beflimmt genug aus und Fönnte fogar in einem weiteren Sinne aud 
der anderen Art ($. 446) beigelegt werden. 

(ce) In Srankreih find 1859 die Zölle ohne Salyknier und Shifffahrte- 
abgaben, aber mit Nebengebübren auf 201,° Mill. Fr. Rohertrag ans 
gefihlagen, die Koften auf 30 Mill. oder 15 Proc. A. 1864 159.545 000 Fr. 
— In Großbritanien trugen die Zölle 1858/59 nach Abzug der Rüds 
oergütungen, Prämien ıc. 23998379 &. Die Srhebungsfoften waren 
838202 %., aber ohne die Zollbewahung an den Küften. Ertrag 1861 
23'774 000 %., 1862 24-036 000 £. — Deftareih, D. 1854—56 Sins 
nahme 22175502 fl., Koftlen 3311675 fl. = 10,4 Proc. 9. 1862 
16°717900 fl. d., Koften 2563000, aber ohne den Antheil, der von 
den Koften der Finanzwache (7377600 fl.) auf die Zolleinnahme fallen 
muß. A. 1864 17704000 fl., Ausgabe 2394000 fl. — Deutfcher 
Zollverein: Ganze Zolleinnahme 1857 nad Abzug der Ruͤckzahlungen ꝛc. 
26595647 Thlr., Koften der Erhebung und Auffiht an den Graͤnzen 
(one die inneren Zollämter und Behörden) 10, Proc. R. 1862 
25'902 749 Thlr., rein zur ung 22'985 978 Thlr., Koften, 
Vergütungen ıc. zufammen 11,3 Proc. — Belgien, D. 1854 — 56 
11112651 Fr. 9. 1863 14'405 000 Fr., wobei aber einige Cinfuhr⸗ 
egenftände (Wein, Branntwein, Zuder) zugleich der Accife unter: 
iegen. — Niederlande, 9. 1863 4729000 fl., wobei das Nämliche 
wie bei Belgien zu bemerfen if. — Rußland, 9. 1864 35671800 R., 
Koften 4710360 R. oder 13,8 Broc. — NRorbamericaniihe V. St. 
N. 1861/62 49 Mill. Doll. — Schweiz, NR. 1862 8156457 fr., 
Koften 3425 100 Fr., einfchließlih 2'432 000 Fr. Entihädigung an 
die einzelnen Gantone, alfo Berwaltungsaufwand 12 Broc. — Der 
rohe Ertrag auf den Kopf ber inwepner war in den legten Jahren: 


Großbritanin . . . 9 elgien . . . 1, 
Mordameria . . . 37, Niederlande . . . 19, 
Bunte . . . . 28%, Europ. Rußland. . 1,%, 
Bollverein, Schweiz . 1,5. Defterrei 5 


ch · 2 ⸗ — 
Die in dieſen Zahlen ſich zeigende Faͤhigkeit der einzelnen Voͤlker, beim 
Ankaufe fremder Waaren zugleich eine gewiffe Summe al6 Auflage an 
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den Staat zu entrichten, ift von ber Größe ber inlänbifchen Güter 
erzeugung und insbefondere von der Ausfuhr bedingt. Die Ausfuhr 
in den legten Jahren auf den Kopf der Cinwohner ausgeichlagen ſteht 
in ähnlicher, doch nicht genau gleicher Stufenfolge: Niederlande 1860/61 
109 fl. (ſtarker Golonialhandel), Sroßbritanien 1862 49,7 f., Belgien 
1861. 44,2 f., Frankreich 22 fl., Zollverein 17,7% f., Nordamerica 
1860/61 17 fl., Oecfterreih 1862 11,* fl. (Bei Großbritanien, Belgien 
und Frankreich nur die Ausfuhr von Landeserzeugnifien.) 


$. 446. 


2) Zölle werden auch als Mittel gebraucht, den inlaͤndiſchen 
Erzeugern im Mitwerben mit ben Ausländern eine Begünfligung 
zu geben, bamit fie im inneren Marfte höhere Preiſe fordern 
fönnen oder geringere Koften aufzumenden haben (a), als es 
bei voller Freiheit des auswärtigen Verkehres möglich wäre. 
Sole Zölle find volfswirthfchaftlide oder Schupzölle. 
Bei ihnen tritt der Ertrag für die Staatscaffe ald Rebenfache 
zurüd, was fchon daraus erhellt, daß eine Abnahme dieſes 
Ertrages ald Zeichen bes wachfenden Abfages der einheimifchen 
Erzeuger für erwünfcht gehalten wird und daß man früherhin 
flatt der Zölle audy nicht felten ein Verbot der Ein» und Aus⸗ 
fuhr angeordnet hat. Schupzölle, die nicht wie bei der Einfuhr 
foftbarer Zuruögegenftände zugleich als Aufwandefteuern gerecht 
fertigt werden fönnen, werden nicht nach der Beitragsfähigfeit 
ber Bürger aufgelegt, find daher feine Steuern, fondern eine 
zu Gunften des Gewerbfleißes den Erzeugern oder Zehrern aufs 
gelegte Laft, die eher das Weſen einer Gebühr an fich trägt, 
$. 230. Rad) allgemeinsftaatsrechtlichen Grundſaͤtzen muß man 
bie Befugniß der Staatögewalt zugeben, dem auswärtigen 
Berkehre der Staatöbürger Schranfen zu fegen, wenn es das 
allgemeine Wohl erfordert, alfo gewifle Zweige der Ein» und 
Ausfuhr zu unterfagen oder mit Abgaben zu befchweren und 
ber Schupzoll iſt die Bedingung, unter welcher ein foldhes 
Zaufchgefchäft mit dem Auslande geftattet wird. Aber eine 
ſolche Gebühr von dem Einfaufe oder Berfaufe einzelner Waaren 
it nur zuläffig, wenn fie für die Fortdauer oder Erhöhung des 
Wohlftandes als nothwendig erfannt wird. Wo dieß nicht erweis⸗ 
lih wäre und wenigſtens ber zu erwartende Erfolg mit ber 
Belaftung ber Zollpflichtigen in einem Mißverhäftniffe ſtünde, 
ba fönnte die Srage in Erwägung kommen, ob es nicht gerechter 

Rau, polit. Dekon. II. 2. Abth. 5. Ang. 19 
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wäre, bie Laft auf die Staatsgeſammtheit zu übernehmen, wenn 
fie überhaupt noch für zuläffig erachtet wird (d). 

Die vorftehenden Zwecke der Zölle müffen bei den drei Rich⸗ 
tungen der Waarenbeivegung im auswärtigen Verkehr, nämlich 
der Ein», Aus- und Durchfuhr befonders betrachtet werben. 
(a) Dieß ift die Beftimmung der Ausfuhrzölle, $. 454. 

(d) Dieß koͤnnte durch eine Erftattung des entrichteten Zolles oder durch 


eine unmittelbare Vergütung an die zu begünftigenden Erzeuger ge- 
ſchehen, wäre jedoch in beiden Fällen ——* auszuführen. 


I. Einzelne Arten der Bölle. 


A. Einfuhrzölle. 
$. 447. 


Sin dem Zollwefen der europälfchen Staaten bilbet die Eins 
fuhr den ergiebigften Gegenftand der Zollbelegung (a). Was 
den erwähnten volkswirthſchaftlichen Grund ber Ein- 
fuhrzölle ($. 446) betrifft, fo wirb es ziemlich allgemein ans 
erfannt, daß eine gänzliche Ausfchließung fremder Erzeugniffe 
durch hohe, einem Einfuhrverbote in der Wirkung nahe kom⸗ 
mende Zölle weder vollländig gelingen kann, noch auch, foweit 
fie Erfolge bat, für die Volkswirthſchaft vortheilhaft fein würde. 
Es befteht bis jetzt noch eine Meinungsverfchiebenheit darüber, 
ob die Begünftigung der inlänbifchen Gewerbe durch Jollſchutz 
oder die Freiheit ded auswärtigen Handels den Vorzug vers 
diene. Die tieferen Forſchungen über die Ratur dieſes Handels, 
fowie viele Erfahrungen über die vortheilhaften Folgen einer 
Verminderung des Zollfchuges führen zu ber letzteren Anfidht, 
Hd, $. 205 ff, 297 ff. Die Befreiung des Hanbeld von allen 
Schutzzoͤllen, obſchon an und für ſich das Bollfommenfte, fann 
jedoch bei den gegebenen Berhältniffen, bei einem unter ber 
Begünftigung vieler Zölle entwidelten Gewerbeweſen in einem 
einzelnen Staate ohne die Gefahr von Störungen im Gewerbes 
weſen nicht plöglich eingeführt werben, es ift vielmehr ratbiam, 
bie Gewerböleute darauf vorzubereiten und fidh jenem Ziele all 
mälig zu nähern. Indeß ift die Beibehaltung folder Zölle, 
noch mehr die neue Einführung oder bie Erhöhung berfelben 
nur zu rechtfertigen, wenn ihre Rothwenbigfeit in jedem ein- 
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zeinen alle aus ben gegebenen Gewerbeverhältnifien eines 
Landes nachgewieſen wird, und bieß iſt nur bei Zöllen von 
begränzter Dauer moͤglich (). 

Ei U te in obi Hei .446 in Oeſter⸗ 
0 En, I hat Ann 0 bene 08 Kr 


in Belgien 99,% Proc. aus. — Bin bemerfenswerthes Beifpiel niedriger 
Zölle giebt das fchweizerifche Zollgefeg vom 19. Juni 1849. 


(6) Im Hanbdelövertrage zwiſchen Frankreich und Großbritanien (1860) vers 
ſprach letzteres Land die Aufhebung aller Einfuhrzölle von Kunftwaaren 
(mit wenigen Ausnahmen), ferner die Herabfegung des Branntweinzolles 
von 15 auf 8 Sch. 2 B. und des Weinzolls von 6%, auf 3 Sch. vom 
Gallon. Frankreih hebt alle Verbote von 1861 an auf und erhebt 
von Runftwaaren nicht über 30, nad drei Jahren hoͤchſtens 25 Proc., 
erniedrigt auch fogleih den Zoll von Steinfohlen und Ciſen. — Nach 
dem Handelöyertrage vom 2. Auguſt 1862 zwilchen Preußen (für den 
Sollverein) und Frankreich follten die niedrigeren Zollfäge in Frankreich 

‚ 1864 eintxeten, im Sollverein follten bie für ihn verabredeten Zollfäge 
von manden Waaren 1865, von einigen (3. B. Schmiebeeifen, ges 
bleichter Leinwand, Baumwollens und Seidenwaaren) erſt 1866 auf 
ben niederften Betrag kommen. Diefer Vertrag if erſt Ende September 
1864 von allen Zollvereinsflaaten genehmigt worden. 


$. 448. 


Die Zollbelegung von eingeführten Waaren geſchah in 
älterer Zeit nur der Beſteuerung willen. Als fpäter, haupt 
fachlich zufolge des Handelsſyſtems (I, $. 34) auch der Zwed 
des Zolfchuged von den Regierungen ind Auge gefaßt wurde, 
traten bei den einzelnen Waarengattungen verfchiebene Fälle ein. 

1) Ein Steuerzoll ging biöweilen mit der Zeit von felbft 
in einen Schutzzoll über, wenn naͤmlich der durch den Zoll 
jowie ohnehin durch die Frachtkoſten erhöhte Preis einer fremden 
Waare inlänbifche Gewerbsleute ermunterte, biefelbe hervors 
zubringen, da das inländifche Erzeugniß von einem Aufſchlage 
frei blieb. Hiebei ging für die Staatscaffe die Summe verloren, 
welche bei ber Befteuerung des ganzen Verbrauchs auf die vers 
zehrten inländifchen Erzeugnifle fallen würde. Diefe find übris 
gend oft nur wegen der Schwierigkeiten ber Erhebung feinem 
Auffchlage unterworfen worden. Werben fle zwar befteuert, 
aber niedriger al8 die fremden, fo bildet der Unterfchied ben 
Schutzzoll (a). | 

2) Manche Baaren wurden bes Schutzes wegen unter einen 
Zoll geftellt, bei benen eine allgemeine Aufwanböfteuer nicht 
zweckmaͤßig fein würbe, weil fie zu einem nothwenbigen Bebürfniß 

a 19° 
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ober zu einem gewerblichen Zwede dienen, 3. B. Nahrungs⸗, 
Heilmittel, Gewerbögeräthe u. dgl. 

3) Der Steuerzwed tritt ohne Einmiſchung einer Schutz⸗ 
abficht rein hervor bei ſolchen Waaren, die im Lande nicht 
erzeugt werden fönnen, 3. B. Eolonialwaaren mit Ausnahme 
des Zuders. 


(«) Als Selipiel des Zufammentreffens ber beiden Zwede dient ber Tabak: 
’ 1) D e Steuer von inlaͤndiſchen Blättern iR lediglich Aufwands⸗ 

euer, $. 451. 

2) Die Zollbelegung der fremden Blätter war uͤrſprünglich Steuer: 
zoll und if es zum Theil noch, infoferne koſtbare Sorten getzofen 
werben, dient aber zugleich ale Schub für den einheimiſchen Tabakobau, 
ſotzeit fie die Auflage auf inlaͤndiſche Blätter uͤberſteigt. 

) Der höhere Zoll auf verarbeiteten Tabak if zugleih Schuß für 
bie Inlänbifehen Fabriken, wenn er gleich bei den feineren Sorten auch 
ale Steuer erfceint. 

Dei dem Zuder kommt zu 2) auch der Schuß ber Golonien des 
Mutterlandes gegen andere Erzeugungsländer hinzu. 


8. 449. 


In der Regel kann ein Einfuhrzoll nicht auf die auswaͤr⸗ 
tigen Verkäufer übergewälzt werben, weil biefe vermöge des 
Mitwerbens ihre Preife Schon fo niedrig flellen müflen, daß 
fie bei einer Verminderung verfelben nicht beftehen Fönnen, 
weßhalb fle eher einen anderen Markt auffuchen oder bie Her- 
vorbringung der Waare befchränfen und ihrem Gewerbfleiße 
eine andere Richtung geben (a). Wird die aus einem Schup- 
zolle fließende Staatseinnahme mit der Mehrausgabe der in- 
ländifchen. Käufer verglichen, fo ergiebt fi, daß auch in biefer 
Hinficht verfchiedene Fälle möglich find, II, $. 206. 1) Wenn 
ungeachtet des ſchuͤtzenden Zolles die Waare gar nicht oder nur 
wenig im Lande hervorgebradht wird, folgli der Schub un⸗ 
wirffam ift, fo muß ihr Preis gerade um den Zoll (oder min- 
deſtens die Schleichhandelprämie) über den Betrag fteigen, ber 
bei freier Einfuhr beftehen würde und diefe ganze ‘Preiserhöhung 
fließt, die heimlich eingeführte Menge audgenommen, in bie 
Staatscaſſe. Ein folcher Zoll läßt ſich nur dann vertheidigen, 
wenn er zugleich eine gute Aufwandsſteuer bildet. Im ents 
gegengefepten alle ift er eine unbillige Beſchwerde für bie 
Käufer. 2) Findet eine Erzeugung im ande flatt, bie aber 
die Einfuhr noch nicht ganz entbehrlich macht, fo ift die Ver⸗ 
theuerung biefelbe wie im vorigen Falle, aber die Mehrausgabe 
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ber Käufer vertheilt fidy zwiſchen der Staatscaffe und den in, 

ländifchen Gewerbsunternehmern, und diefe gewinnen dabei, 

wenn ihre Erzeugungsfoften nicht fo viel betragen, als bie 

Anfchaffung der fremden Waaren mit Einfluß des Jolles (5). 

3) Vermag bie inländifche Hervorbringung den ganzen Bedarf 

einer Art von Waaren zu liefern, fo wird ber ‘Preis berfelben 

von den Koften der einheimifchen Unternehmer und von dem 

Mitwerben der letzteren beftimmt und fann leicht niedriger wers 

den, als der Preis der gleichartigen eingeführten Güter. Kann 

ber inländifche Gewerbömann auch bei voller Freiheit das fremde 

Mitwerben aushalten, fo Hört die Einnahme aus dem Zolle 

ganz oder größtentheild auf und man kann denjelben hinweg» 

nehmen. Bebürfen aber die Erzeuger noch eined Schuges, fo 
wird den Zehrern wie im vorigen alle ein Opfer auferlegt, 
nur ein kleineres, und die Staatscafle bezieht davon wenig. 

(a) Es giebt Ausnahmen von dieſer Regel, F B. wenn der Zoll fo niedrig 
it, daß ibn bie, Gryeuger aus ihren @ewinnften beftreiten, um bie 
Production nicht aufgeben zu müflen, ferner wenn ein anderes Land 
feiner Lage nach feinen Hauptablag in demjenigen Staate erwarten 
muß, der die Zölle auflegt und dadurch die Erzeuger in jenem Lande 
gewiflermaßen beherrſcht ıc. . 

(3) Oft verfehlt eine ſolche Maafregel auch ihren Zweck und bringt Perfonen 
Nugen, die man nicht begünfligen wollte. In England 3. B. zahften 
Muscatnüfle aus britifchen Golonien 2'/s, andere 31/a Sch. vom Pfunde. 
Nun gingen viele folhe Nüffe aus Holland ein, wurden, da für bie 
Wiederausfuhr Fein G@infuhrzoll entrichtet zu werden braudte, von 
englifhen Kaufleuten nad dem Gap und von da zurüd nad England 


ejendet und bier nach dem niedrigeren Sage verzollt, wobel auf das 
Pfund 8 P. zu gewinnen waren. Monthly Rev. Sept. 1833 ©. 155. 


8. 450. 


Zölle ald Steuern werden, wie bie inneren Auffchläge, 
auf foldye ausländifche Waaren gelegt, bie der Bermögende 
ausfchlieglih oder in größerem Maaße gebraucht ald der Uns 
begüterte, die alfo nicht zur Rothdurft, fondern zum Wohlleben, 
zum Bergnügen ober PBrunfe dienen. Diefe Steuerzölle find 
einträglicher als die Schußzölle (a). Ihre Beibehaltung ift in 
ben meiften Staaten nothwendig 1) wegen ihrer Unentbehrlichs 
feit für die Staatöcaffe, 2) wegen der durch die Rüdficht 
auf die inneren Anfchläge entftehende Forderung der Gerechtigfeit. 
a) Wird eine Waare bei ihren inländifchen Erzeugern mit einer 
Accife belegt, fo würde biefen ein Nachtheil zugefügt, wenn 
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nicht zugleich von der Einfuhr der nämlichen Gegenflände eine 
wenigftend gleiche Steuer erhoben würde. b) Aber auch ans 
bere, nur zu einem und bemfelben Hauptzwede dienende Güter 
möflen bei ber Einfuhr befteuert werben, um nicht den Ver⸗ 
brauch und alfo die Erzeugung der aceiöbaren inlänbifchen 
Erzeugniffe zu fehr zu fchwächen, wie z. B. der Wein, Bier, 
Branntwein⸗ und Fleifchauffchlag einen Zoll auf fremde Speifen 
und Getränfe erheifcht. c) Selbft der bloße höhere Grab von 
Entbehrlichkeit, ohne Beziehung auf einen gemeinfchaftlichen 
Gebrauchszweck, fpricht, in Bergleihung mit den Gegenftänden 
ber Acciſe, für Zollbelegung eingehender Lurusgegenftänbe. 


(a) In Großbritanien war 1858/59 die Zolleinnahme (ohne Nebengebühren 
und nad Abzug der Rüddvergütungen) 23923015 L8., wozu beitrugen 


Zuder und Sirup 5°979329 2.6. — 2 Proc. 


Sabal . . . 6465225 „ —= 22, „ 
Te . . . . 5271702 „ —= 210 „ 
Branntwein . . 2278318 „ — 9# „ 
Dein . .». .». . LTE „ — 18% 5 
Kıfe . ». ». ». 8587 „ — 18 „ 
Eorintien . . 3016293 „ —= 18% „ 
alio diefe 7 Waaren 21483762 2.6. = 89,9 Proc. 


Im deutſchen Zollverein war 1861 die ganze Einnahme an Ginfuhrzoll 
24848430 Thlr.; die Hauptgegenflände der Steuer waren 


Kaffee und Kakao 7370873 Thlr. = 30 Proc. 


Zabel . . . . 20695985 „ — 10,8 

Den . . . . 148552 „ — 6 ” 
Bude. . .. 862001 „ = 3,5 „ 
teodene Süpdfrühte 815540 „ = 38 „5 
Mi .... 711170 „ —= 2,8 ” 
Gmüre . . . 4343 „ — 38 „ 
Branntweiin . . 440357 „ = 11 u 
Seine . . . 35197 „Alt „ 
Thee oo. 304 368 —= 08° „ 


Diefe 11 Waaren zufammen 15134426 Thle. = 60 Proc. 


(Der eingeführte Zucker hatte 1867 noch 6,4% Proc. der Binfuhrzölle 
eingebracht.) Dagegen Belaufen fi allein die zum Schuß ber Glen, 
Baumwollen:, ollen- und Geidengewerfe dienenden Zoͤlle auf 
5946 796 Thlr. —= 23 Proc.; 1857 Hatten diefelben 8199 903 Thlr. 
39 Pre. betragen. — In Frankreich tragen Zuder, Kakao, geiftige Getränke, 
Pfeffer, Baumwolle 124% Mil. Br. — 63 Proc. des Bingangszolles, 
dagegen Gifen, Steintohlen, Wolle, Flachs, Hanf, Delfaamen 29 Mil. 
— 14,7 Proc. (A. für 1859). Fuͤr 1865 ift wegen der größeren Ders 
änderungen im Zolltarif der Zuderzoll auf 88673 000 er. alle an⸗ 
deren Ginfuhrzölle find nur auf 72'196 000 Fr. angefchlagen worden. — 
In Defterreich brachten 1858 Kaffee, Zuder, Gewürze und Branntwein 
35 Proc., dagegen Gifen und Gifenwaaren, Baumwollenwaaren mit 
Einſchluß des Barnes, ferner Wollen⸗ und kurze Waaren 28 Proc. des 
Ginfußrzolles (21276000 fl.) ein. Bei den kurzen Waaren trifft ber 
Steuers und Schutzzweck zufammen. 
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$. 451. 

Was die einzelnen Gegenftände ber Einfuhrzölle betrifft (a), 
fo fällt der Grund einer Beiteuerung bei ſolchen Waaren bins 
weg, weldye fo unentbehrlidy oder doch fo nuͤtzlich find, daß ihr 
Ankauf nicht als Zeichen der Steuerfähigfeit angefehen werben 
fann, oder daß wenigftens ihre Bertheuerung nicht beabfichtigt 
werben follte. Dahin gehören z. DB. die gewöhnlichften Raͤhr⸗ 
mittel, Heizftoffe, Bauftoffe der gemeinften Art, Kleidungsſtoffe 
für die arbeitenden Claſſen, Arzneien u. a. für Geſundheits zwecke 
beftimmte Dinge (d), Hülfsmittel für Wiflenfchaft, Kunft und 
Gewerbe, ald Bücher, Kunftwerke, Muftcalien, Modelle, Stüde, 
die zu Sammlungen beſtimmt find u. dgl. Je mehr man bars 
auf bedacht ift, ih von den Gründen der Zollbelegung Rechen» 
(haft zu geben, deſto mehr Gegenſtaͤnde findet man, die ganz 
vom Zolle befreit zu werben verdienen, wie denn auch in ben 
befiehenden Tarifen die Anzahl der zollfreien Waaren fich flete 
vermehrt (c). Bei mandyen anderen Einfuhrgegenftänden treffen 
verſchiedene Rüdfichten zufammen, weßhalb dann der Zweck 
der Befteuerung des Aufwandes nicht allein maßgebend if. 
Die Waaren laſſen ſich in diefer Hinficht fo eintheilen: 

1) Robftoffe, .und zwar a) folche, die in ihrem natürs 
lichen Zuftande oder mit geringer Veränderung als Genußmittel 
verbraucht werden, wie 3. B. viele Colonialmaaren, Süpfrüchte, 
Auftern, Wein, Branntwein, Bier ıc. Hier ift bei der Feſt⸗ 
fegung eines Zolles nur darauf zu achten, ob und wieweit ber 
Verbrauch des Stoffes nach allgemeinen Grundſaͤtzen fih zur 
Erhebung einer Aufwandsfteuer eignet (8.419 ff.), ohne daß er 
durch diefe ftarf vermindert wird, ferner in welchem Maaße bie 
Belaftung des entbehrlichen Aufwandes für bie Staatscafie 
Beduͤrfniß ift(d). Zuder und Kaffee, in manchen Ländern 
auch Thee, find allgemeine Rährmittel gervorden und werben 
ſelbſt von Dürftigen gebraucht, befonderd ba man mit ihrem 
Beiftande leichter von Brot oder Kartoffeln leben fann (e). 
Dennody ift eine Befteuerung diefer Dinge unvermeidlich, weil 
man auch inlänbifhe Nährmittel nicht frei laſſen kann und 
offenbar für jene die Wohlhabenden mehr al8 die Unbegüterten, 
die Städter mehr ald die Landbewohner aufwenden, nur wäre 
ed fehlerhaft, die Steuer hoch zu fegen(f). Getreide, Kars 
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toffeln u. dergl. bleiben am beſten ganz zollfrei. b) Solche 
Stoffe, die in den hervorbringenden Gewerben als Verwand⸗ 
lungs⸗ und Huͤlfsſtoffe benutzt werden. Zur Beförderung der 
inlaͤndiſchen Betriebſamkeit iſt die zollfreie Einfuhr ſolcher 
Dinge nützlich, beſonders wenn man auf eine Ausfuhr ber 
Kunftwaaren rechnen fann, für die man, wenn ein beträchtlicher 
Einfuhrzoll befteht, durdy einen Rüdzoll forgen müßte ($. 462) (7). 
Findet aber ein ftarfer inländifcher Verbrauch der Kunftwaare 
ftatt und gehört derfelbe zu dem Lurus, fo daß er einiger- 
maßen mit den Graben der Wohlbabenheit zufammenfällt, fo 
tritt die Rüdfiht auf die Staatseinnahmen ftärker hervor und 
ed ift ein Steuerzoll nicht zu vermeiden, bei dem man jedoch 
noch zu überlegen hat, in welchem Maaße die Verzehrung ſich 
auch auf die minder begüterten Vollksclafſen erftredt (1). Es 
fiehen fich in folchen Yällen zwei Rüdfichten gegenüber, vie 
man bei jeber Waare nad) ihrer beiderjeitigen Stärfe würdigen 
muß; bisweilen hat fih auch das angebliche Schupbebürfniß 
ber inländifchen Erdarbeit eingemifcht, IL, $. 128. 


(a) In den folgenden Beifpielen aus mehreren neuen Bolltarifen bebeutet 
ZB. den Tarif des deutſchen Zollvereins, O. den öfterreichifchen Tarif 
von 1853 (in fl. Convent.), Gr. Großbritanien, F. Frankreich (Geſetz 
v. 16. Mai 1863), ©. die Schweiz. j 

(5) Opium war fonft in Defterreih mit 120 fl. für den Geniner beieat, 
jest nur mit 12% fl. Conv. Gr. 1 Sch. vom Pfund. Im 38. 
geben Arzneiftoffe nur /3 Thlr. — Weis, enthülfet, ZB. 1 Thlr., 

. 45 fr., Gr. früher 4% P. (13%. fe.) vom Gentner, jept nur von 
Meismehl fowie von allem andern Mehl, Sago, Tapioca, Nudeln 
(fermicelli) ıc. 

(e) Namentlich iſt dieß in den britifchen Zollgeleßen ber neueften Zeit in 
auffallendem Maaße wahrzunehmen. 

(d) Auftern u. a. Schalthiere ZB. 4 Thlr. (Handelsvertrag mit Frankreich 
2 Thle.), Fr. Auftern 6 Fr., Heringe, Stockfiſch 4,2 Sr. von 100 Kil., 
D. A fl., Belgien 25 Fr. von 100 Kil. — Pomeranzen, Eitronen sc. 
ZB. 2 Thlr., D. 2 fl. 30 Er. Belgien, 1856 5 Fr. von 100 Kil. 

Trodne Sübfrühte. ZB. 4 Thlr., O. 5 fl. — Wein in Yäffern 
ZB. 6 Thlr. (nad) dem H.⸗-Vertrag mit Frankreich 4 Thlr.), DO. 12 fl. 
30 kr., Gr. früher 5 Sch. 9,3 P. (3,3% fl.) vom Ballon (3 bad. Maaß), 
jest nur 2 Sch. (vgl. $. 447 (3)), ©. 1,5 Fr. vom Etr. — Brannts 
wein, Rum sc. 8V. 8 Thlr. (nah dem a. Bertrage 6 Thlr.), O. 7 fl. 
30 ir., Gr. früher 15 Sch. (8'/, ID vom Gallon, jept 10 Sch. 
2 und 5 ®. (5 fl. 56 fr. bis 6 fl. 1 Fr), Sr. Handelsvertrag 25 Fr. 
vom Heftol. Alkohol neben den innern Steuern, Belgien 6 Fr. das 

eftol., ©. 3,5 Fr. der Gentner. Trüffeln, Caviar, Dliven, Capern ac. 

B. 11 Thlr., D. feine Eßwaaren 20 fl. 

(e) Tea is the poor man’s and the poor woman’s luxury, Gladſtone im 
Unterhaus 2. Februar 1860. 

(F) Die genannten Stoffe haben fih troß der Ungunſt, mit der man 
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anfänglich ihre GBinführung betrachtete, unaufhaltſam eingebrängt und 
ihr Verbrauch if noch im Steigen. Dürftige helfen fi unter andern 
ee ee Sorten unb Beifügung von Erfagmitteln, namentlid 
es Kaffees. 

Rohzucker für Sieterein D. 7 fl., 38. 5 Thlr., Gr. nah ber 
Farbe 12%; — 16 Sch., S. 31/. Fr. vom Gentner. 

Kaffee 3B. 5 Thlr., D. 10. fl., Gr. 3 B. vom Bfund (16,5 fl. 
vom Zolleentner), Br. von franz. Eolonien 36 Fr., andere 50,10 Fr. 
von 100 K., ©. 1,5 $r., Belgien 15 Fr. von 100 K. 

Thee 3V. 8 Thlr., O. 15 fl., &. 1 .5 2. vom Pfund — 
91 fl. vom Zollentner, S. 15 Fr., Belgien 75 Fr. von 100 R. 

Gewürze Belgien 20 Proc., Zimmt 200 Fr. von 100 8., O. feine 
(3immt, Gewürznelfen) 25 fl., feinfte (Muskatnuͤſſe und Blüte, Vanille, 
Safran) 50 fl., 3B. 7's Thle., Gr. nur Pfeffer 6 PB. vom Pfund 
und 5 Proc. Sulhlag, ©. alle Gewürze 31/5 Fr. — Kakao BB. ebenfo, 
Oeſterreich 7a fl., Or. 1 B. vom Bund — 5,5 fl, vom Zollcentner, 
Belgien 15 Fr. 

(9) Daher find gewöhnkih mancherlei Shmudgegenfänte, wenn fie roh 
eingehen, auffallend ſchwach befteuert. In D. find Schildkrot, Elfen⸗ 
bein, Berlmutter, rohe Edelſteine frei, Korallen und Rohſeide zahlen 
46 kr., Pelzwerk 2 fl. 30 kr, — im 38. find die erfigenannten Baaren 
frei, Seide und rohes Pelzwerk 524,5 fr. In Gr. find alle diefe Gegen⸗ 
fände frei. — Bei Seide und Belzwert würde eine fühlbare Aufwandes 
feuer wohl zu rechtfertigen fein, allein die Wichtigkeit der Seiden⸗ 
weberei ıc. macht fie unrathfam. 

(A) Tabakeblätter ZB. 4 Thlr. D. 10 fl., S. 3%, Fr., Gr. 3 Sch. vom 
Pfund = 192,9 fl. vom Zolleentner! Belgien 11 Fr. 


8. 452. 


2) Bei den halbfertigen Waaren, fogenannten Halb- 
fabricaten, wäre ein Steuerzoll unzwedmäßig. In Hinficht 
auf ben Schug der Gewerbe treffen ganz entgegengefehte Zwecke 
zufammen, indem für die weitere Verarbeitung jener Waaren 
eine geringe, für ihre Erzeugung aber eine hohe Auflage in 
Anſpruch genommen wirb, II, $. 213a. 

3) Die Kunftwaaren hat man nicht felten ohne beuts 
liches Bewußtfein der Gründe bald ohne Regel, bald gleich 
mäßig, etwa nad) einem gleichen Theile eines mittleren Preiſes, 
oder nad) Berhältniß der zu ihrer Hervorbringung erforderlichen 
Menge von Arbeit belegt, 8. 449. Nach der obigen Unter 
ſcheidung ber beiden Zwecke ber Zölle follen die dem höheren 
Lurus angehörenden Waaren höher befteuert werden als folche, 
bie ein Bebürfniß befriedigen, und biefe werden, wenn fie fchwer 
zu entbehren find und einen Schug entweder nicht brauchen 
ober nicht verdienen, am beften ganz frei gelaflen. Koftbare 
Zeuche, Mobewaaren, große Spiegel, Spigen, Teppiche, feine 
Irden⸗ und Olaswaaren, viele Arten der fogenannten kurzen 
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Waaren, twohlriechende Stoffe u. dgl. find vorzüglich paſſende 
Steuergegenftände, zumal in Ländern, wo bie Wohlhabenden 
ſich gern durch den Gebrauch ausländifcher Erzeugniffe hervor⸗ 
thun und dieſe einen höheren Preis haben, als die gleich- 
namigen inländifhen. Doc follte der Zollfag auch bei diefen 
Gütern nicht zu hoch fein, weil er, vornehmlich bei foftbaren 
MWaaren, einen großen Reiz zum Betruge giebt ($. 453) und 
weil die zu gleichem Gebrauche beflimmten Landeserzeugniffe 
feine Abgabe tragen (a). 

(a) Zollverein. Kleider 100 Thle., kurze Baaren 50 Thlr., Handels⸗ 
verteng mit Frankreich: kurze Waaren aus edlen Metallen, Berlen, 
Korallen, Steinen 50 Thlr., Kunfblumen und Schmudfebern 34, 
fpäter 30 Thlr., andere kurze, Galanteries und DuincailleriesWaaren ıc. 
25, von 1865 an 15 Thlr., — fertige Pelzwaaren 22 Thlr., Cigarren 
und Schnupftabaf 20 Thlr., Rauchtabaf 11 Thlr., Seidenzeuche 110 Thlr. 
(Handeld+B. 50, Ipäter 40 Thlr.). 

Defterreich. Feinſte Baummwollen:, Leinens, Wollenwaoren, Golds 
und Silber⸗, feinfte kurze Maaren, feine Seidenwaaren 250 fl., fertige 
Kuͤrſchnerwaaren 100 fl. Die früheren Zölle waren weit höher, 3. D. 
Stidereien, Schminfe, gepolfterte Möbeln, feines Porzellan, goldne 
Dofen, Seidenborbüren x. 36 fr. vom Gulden oder 60 Proc., ver: 
goldete Kronleuchter 2992 fl., leinene Schleier 1605 f., Seidenwaaren 
892 fl., Leinenbatift 535 fl., edle wohlriechende Dele 187 fl., Wollen: 
zeuhe 116 fl. — Pelzwaaren, lederne Handſchuhe, Seidenwaaren 
89 fl. — 1 Tafchenuhr 1 fl. — 1 Kleidungsfiüd, Armband, Tuch 
nadel 36 kr. 

Großbritanien. Bis 1861 gaben Seidenhüte das Stüd 7 Sch., 
Seidentüll (net) das Pfund 10 84 — 638 fl. der Zollcentner, Seiden⸗ 
Bänder 5—10 Sch., Sammt 9 Sch., baummollene Strümpfe 12 Paar 
6 Sch., Stidereien 15 Proc., Brabanter Spiken der Quadratfuß 12 Sch., 
Uhren über 10 2. Preis 142. das Stüd sc. Jett beftehen nur wenige 
folhe Zölle: Miechwafler if! Ballon 14 Sch., 1 Glas kolniſches Wafler 
6 B., Zudertverk, eingezädertes Obf ıc. 2 P. vom Pfund. 

En? Bell; Die meiften Kunftwaaren 8 und 15 Fr., welches ber 
hoͤchſte Zollſatz iſt. 

Der griechiſche Tarif von 1857 beruht auf dem Grundſatz, von 
Rohſtoffen (deren jedoch mehrere frei find) 5, von Kunftivaaren in der 
Pegel 10 Proc., nur von Zuruswaaren mehr zu erheben. 


8. 453. 

Eine nachtheilige Folge hoher Zölle if der Schleichhan⸗ 
handel (Smuggel, smuggling), welcher der Staatscafle 
einen Theil der Zolleinnahme entzieht, $. 413. Der Antrieb 
zu ihm liegt neben dem gehofften Gewinn zugleih in dem 
Reize einer gefährlichen Lebensweiſe, welche, dem Kriege oder 
der Jagd vergleihbar, ſowohl Lift ald Kraft erfordert und ents 
widelt und eine Abwechslung von Anſtrengung und Ruhe 
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darbietet. Die ſtets ſich erneuernden Kunftgriffe der Schleich 
hänbler machen Eoftbare und befchwerliche Gegenanftalten noth⸗ 
wendig (a). Die Gefahr des Schleichhandels iſt geringer an 
Meereös oder Stromgränzen, am größten in Gebirge» und 
MWaldgegenden, ferner bei Waaren, von benen eine gewiſſe 
Gewichtömenge einen hohen Preis hat und hoch verzollt wird, 
alfo die heimliche Einbringung anfehnlichen Gewinn bringt, 
wie feine Zeuche, Bänder, Uhren, Metalliwaaren. Die Koften 
ber Bewachung find verhältnißmäßig befto Eleiner, je größer ber 
mit Zöllen umgränzte Flaͤchenraum und je fürzer bei gleicher 
Größe des Gebietes die Länge der Gränze ift(d). Zwar würbe 
auch bei niedrigen Zollfäpen der Schleichhandel nicht ganz aus⸗ 
bleiben, wenn bie Graͤnze nadjläffig bewacht wäre, allein er 
würbe doch minder häufig und leichter zu verhüten fein, es 
würbe daher eine größere Menge von Waaren zur Berzollung 
fommen, zumal da man von ben wenig vertheuerten auslaͤn⸗ 
bifchen Waaren mehr verbraucht. Deßhalb Hat Hier, wie bei 
ber Acciſe, oft nad) einer Ermäßigung der Säge die Einnahme 
ſich erhöht, ober wenigften® nicht um fo viel abgenommen, ale 
man hätte fchließen follen, 8. 417. Selbft bei gleichem Ertrage 
für die Staatscaffe wären die niedrigeren Zollfäge vorzüglicher, 
weit fle eine Zunahme im Verbrauch und Gütergenuß der Zehrer 
verurfadhen. Gut angelegte Schabungen machen es möglich, 
in dem Fuße der Zölle jenes in jeder Hinficht fchäbliche Ueber⸗ 
maaß zu vermeiden. 


(a) Die Prämie des Schleichhandels ift in Franfreich angegeben mworben zu 
4—10 Broc. von Uhren, 10—15 Broc. von Kattunen in der Kuͤſten⸗ 
g end (im Innern bes Landes 20—25 Proc), 10—15 Proc. von 

Dame, 12—15 Broc. von Tuͤll, 16-25 Proc. von Baummwollengarn, 
25 Proc. von Kryſtallglas. Bol. $. 417. — Villermö6 fils, Des 
douanes et de le contrebande. P. 1851. — Man bat 1831 den aus 
der heimlichen Einfuhr entflandenen Berluft der britifhen Zollcaffe auf 
11/, Mil. 2. angeihlagen. Mac Eullod. 

(6) Im bayeriichen Rheinkreiſe wurden 1830 die Koſten auf 247801 fl., 
die Zolleinnahme nur auf 164767 fl. angegeben. Als Bayern bloß 
mit Würtemberg verbunden war, betrugen 1829 bis 1831 im D. bie 
Einnahmen 3:609823, die Ausgaben 1603505 fl. oder 44 Proc. des 
Rohertrages. Im Jahre 1826, bei niedrigeren Zöllen, war bie Netto: 
einnahme größer (2617000 fl.) und bie Koflen machten nur !/s bes 
gangen Ertrages aus. Verhandlungen ber bayerifhen Kammer ber 

baeorbneten von 1834 IH. Beilage B. Seite 114. — Im deutſchen 
Bollvereine find die Koſten ber Erhebung und Bewachung an ben 
Graͤnzen bei der allmäligen Dergrößerung und Rundung des Bereinss 
gebiete® von 16,% Proc. (1834) auf 14, (1836) und jpäter auf uns 
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gefaͤhr 10 Proc. beruntergegangen, vgl. $. 445 (e). Yür 1862 beliefen 
fie fih auf 11,1 Proc. Die Brmäßigung ber Solliäpe bringt wenigſtens 
anfangs eine Steigerung dieſes Procentfapes zu Wege. Die Sränzen 
bes Vereins haben 1066 Meilen Länge, bei einem Ylädenraume von 
9112,77 Q.⸗M. Preußen hatte im Jahre 1819 no 1073 Meilen Gränze 
bei 5073, Q.⸗M. Slächeninhalt zu bewachen. Jede Meile Seine bat 
alfo jept 8,5 Q.⸗M., vor 1854 hatie fie 7, Q.⸗M., 1819 nur 4,7 Q.⸗M. 
Gebiet bei fih. Die Koflen ber Qränzverwaltung betrugen 1862 
2665 Thlr. für die Meile, daher hat jede D.-Meile 313 Thlr. auf: 
zubringen, während nad diefem Maßſtabe 1819 505 Thlr. auf fie 
gefommen fein würde. Wäre der heutige Zollverein ein Kreis oder 
ein Duadrat, fo hätte er nur 338 oder 382 Meilen Gränzlänge und 
auf jede Meile derielben kämen 27 oder 22 D.:M. Flaͤchenraum, bie 
Verwaltungskoſten wären folglih im Ganzen viel geringer, wenn gleich 
nicht genau in jenem Berhältniß, weil dann jede Graͤnzmeile aus ein 
ftärferes PBerfonal haben müßte. Dieß zeigt den GBinfluß, welchen bie 
Geſtalt des Landes auf die Koften der Zollverwaltung Außert. 


B. Ausfuhrzoͤlle. 
8. 454. 


Zölle von der Ausfuhr inländifcher Erzeugniffe wurden in 
früheren Zeiten häufig angelegt, weil man von ihnen eine ans 
fehnliche Staatseinnahme erwartete, ohne über die Wirkungen 
diefer Abgabe weiter nachzudenken. in folcyer Zoll wird bis⸗ 
weilen auf bie auswärtigen Käufer übergewälzt, wenn nämlich 
diefe die Waare hoch genug fhägen, um fie mit der von bem 
Zolle bewirkten Preiserhoͤhung zu bezahlen und fie anderöwoher 
nicht wohlfeiler ober gar nicht beziehen Eönnen. ine foldye 
Belaftung des Auslandes ($. 445) wiberftreitet dem Voͤlker⸗ 
rechte nicht, denn fo wie der Einzelne befugt ift, mit Gewinn 
zu verkaufen, wenn er bazu Gelegenheit findet, fo fteht es auch 
der Staatögewalt frei, den Ankauf von Landeserzeugniſſen durch 
auswärtige Abnehmer an die Bebingung zu nüpfen, daß fie 
dabei eine Abgabe entrichten oder dem Verkaͤufer vergüten; 
allein diefe Maßregel wird doch im Auslande als läftig empfun- 
ben und Eann leicht Erwiberungen hervorrufen. Berner ift dieſe 
Wirkung ded Ausfuhrzolles, befonderd bei einem hoben Fuße 
defielben, unficher, denn bie fremden Käufer werden durch ihn 
angereist, fi die Waare auf anderem Wege zu verfchaffen oder 
ein Erfagmittel aufzufuchen. Gelingt dieß, fo geht ein eins 
träglicher Zweig der Ausfuhr verloren (a). Je leichter und 
ausgebreiteter der Handelsverkehr zwifchen den Völkern und je 
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funftreicher dad Gewerbeweſen wirb, deſto weniger ift es rath⸗ 
fam, daß man in allzu feftem Vertrauen auf einen Borfprung 
im Mitwerben die Ausfuhr mit Zöllen befchwere. 


(a) Der Ausfuhrzoll von ungefähr 3 Sch., den die Engländer 1833 auf 
das Pfund Zimmt in Geylon legten wurde dem Ab age aͤußerſt nad: 
theilig. Mac Culloch, Tax. 197. 


8. 455. 


Gelingt den Berfäufern die Meberwälzung des Zolles nicht, 
jo fällt er ihnen zur Lafl. Er verliert dann das Weſen einer 
Aufmanböfteuer und bildet eine auf diefen Zweig ded aus⸗ 
wärtigen Handels gelegte Abgabe ($. 445), die, wenn bie 
Gewinnſte nicht beträchtlich find, eine Verminderung der Aus- 
fuhr verurfacht und den Preis ber Waare herabbrüdt. Die 
inländifchen Erzeuger verfelben kommen hiedurch in Nachtheil, 
während bie einheimifchen Käufer einen Bortheil erhalten. 
Dieß ift auch bei vielen Ausfuhrzöllen beabfichtigt worden, 
denn man wollte bald die inländifche Verarbeitung eines ein- 
heimifchen Rohftoffes und die Ausfuhr der daraus verfertigten 
Gewerköwaaren beförden, bald wenigftend ben Zehrern die 
Anfhaffung eined unentbehrlichen Gutes, wie Getreide und 
Holz, erleichtern. Im erften Falle ift es ein Schugzoll, nur 
in entgegengefeßter Richtung, als bei der Einfuhr. Die Preis- 
erniebrigung fehmälert den Gewinn der Erzeuger, es entſteht 
daher ein Beftteben, ben belafteten Zweig ber Hervorbringung 
aufzugeben und das Angebot fo lange zu verringern, bis bie 
Preife wieder höher geworben find. Geſchieht dieß, fo wird bie 
Beſtimmung des Zolled verfehlt und nur die Ausfuhr ohne 
Augen vermindert. Dauert aber wegen ber Schwierigkeit, einen 
Gewerbözweig zu verlafien, ber niedrige ‘Preis noch fort, fo 
fällt er hauptſaͤchlich auf die Grundrente, weil folche Zölle vor- 
züglih bei Rohftoffen vorfommen und bie Grunbeigenthümer 
iener Wirfung am wenigften ausweichen können; es entſteht 
aljo eine unverhältnißmäßig ſchwere Beläftigung dieſer Claſſe, 
bie ſchon Schagungen und Aufwanböäfteuern zu tragen hat (a). 
(«) In Sroßbritanien wurde der 1842 aufgelegte Ausfuhrzoll von Stein⸗ 

fohlen (2 und 4 Sch. von der Tonne in britiichen und fremden Schiffen) 


Ihon 1845 wieder aufgehoben. Er hatte im erften Sabre flatt der ges 
bofften 140 000 nur 48000 2. eingebradt. 


8. 456. 


- Zur Begünfligung ber Gewerke ift biefed einem anderen 
Zweige ber Hervorbringung zugemuthete Opfer fo wenig nöthig, 
ald die Zehrer im Allgemeinen einen Anfpruch auf bie künft- 
liche Erniedrigung des Preifes ihrer Bebürfnigmittel haben. 
Nur bei den werthvollſten Dingen, ober bei Stoffen, deren 
Erzeugung nicht beliebig und fohnell erweitert werden kann, 
wenn zugleich bie inländifche Nachfrage ſchon einen belohnen» 
den Preis bewirkt, ließe fih ein folcher Zoll noch etwa billigen, 
3. B. der mit ben Preifen fteigende Ausfuhrzol von Getreide 
(I, 8. 127), ferner ein fchon beftehender Ausfuhrzoll von Holz, 
wenn deſſen plößliche Aufhebung ben Jehrern fehr beſchwerlich 
fein würde. Dennoch ift auch in biefen Fällen eine allmälige 
Verminderung und eine fpätere Abfchaffung rathfam, damit bie 
Grundeigenthuͤmer nicht in ihren Renten verkürzt, vielmehr zur haͤu⸗ 
figeren Erzeugung des Ausfuhrgegenftandes ermuntert werben (a). 
Der Z00 von verfchiebenen anderen, nicht nad) Bebürniß ver- 
mebhrbaren Stoffen, 3. B. von Rebenprobucten, wie Häute, 
Thierhaare, Knochen, — oder von Erzeugniſſen der Jagd ift 
zwar ber inlänbifchen Gewerböthätigfeit wenig nachtheilig, ent- 
hält aber immer eine unnöthige Beeinträchtigung Einzelner. 
Der Hauptgrund zur Bertheidigung folcher Zölle ift ihr Be⸗ 
ftehen in anderen Ländern, aus denen deßhalb bie Zufuhr zum 
Erfag der hinausgehenden Borräthe erfchwert if. Bon mancher 
lei Dingen find jedoch diefe Zölle ſchon ohne Nachtheil aufs 
gehoben worden und man kann in ihrer Abfchaffung unbebenf- 
(ih noch weiter gehen. Am fchwerften if diefe bei dem Aus⸗ 
fuhrzoll von Lumpen (Hadern), weil die vorhandenen Papier- 
fabrifen im Scupe bed Ausfuhrverboted oder eines ſtarken 
Zolled entflanden find. Hier wie bei anderen Meberreften ber 
BVerzehrung, 3. B. Glasfcherben, Holzafche ıc., ift auch ber Zoll 
am wenigften fchäblich, da er nur den Auffäufern ſolcher Gegen- 
fände einen höheren Gewinn entzieht. Vgl. II, 8.128.298 (a). — 
Diefe Betrachtungen zeigen, daß bie Ausfuhrzölle, mit wenigen 
und unerheblichen Ausnahmen, aufgehoben zu werben verbienen, 
wohin auch unverkennbar das Streben vieler Regierungen in 
ber neueften Zeit gerichtet iſt (d). 
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(a) In Frankreich wird ein Ausfuhrzoll von 30 Fr. von 100 Kil. Nuß⸗ 
baumbolz erhoben, wegen des Gebrauchs zu Flintenſchaͤften. Auch 
Lohrinde war bis 1860 einer folchen Abgabe unterworfen, de Parieu 


IU, 138. . 
(5) Der Ausfuhrzoll trug in Frankreich 1831 1180000 Fr., 1849 U. 

2'066 000 $r., 9. i 3804000 Fr., 9. 1865 5410000 Fr., im 
deutihen Zollverein 1849 368349 Thle., wozu die rohe Wolle am 
meiften beitrug; 1856 226866 Thlr., 1857 198013 Thle. — Rad 
dem preuß.⸗franz. Handelsvertrage v. 1862 Art. 4 und dem franz. Gef. v. 
16. Mat 1863 befteht in Frankreich nur noch ein Ausfuhrzoll von nicht 
wollenen Lumpen, Papierhalbzeug oder grober Bappe 12 Fr. von 
100 Kil., ferner von alten Shifstaun 4 Fr., im Bollverein geben 
diefe Segenflände 1%, und */; Thlr. bei der Ausfuhr. — Griechiſches 
Zollgefeß v. 10. (22.) Juni 1857: Simmers und Schiffbaubolz 5 Broc., 
Baumwolle der Bentner 1,5 Drachmen, Wolle 2,% Dr., Cocons die Dfa 
(ca. 2 Bid.) 0,7 Dr., ferner find Felle, Berberhaare, Vieh, Wein einem 

usfuhrzoll unterworfen, aber biefer wird je nach 2 Jahren bei allen 
Waaren um !/s ermäßigt, hört alfo nah 10 Jahren auf. — Schweden, 
Tarif v. 7. Dee. 1860: hartes Rutzholz 5 Proc., ferner Zoll von 
Fichtenholz, Bußeifen und Rohkupfer. — Staat Eolumbia, Belek v. 
16. Det. 1861: Ghinarinde und Tabafshlätter, 2 Gentavos vom Kilo: 
gramm — 1 Pr. vom Centner. 


C. Durchgangdzoͤlle. 
6. 457. . 


Ein Zoll von Waaren, welche ohne Aufenthalt durch das 
Staatögebiet gehen, fällt ganz auf die Ausländer. Er ift als 
eine für den Schug der Waaren während ihrer Durchfuhr ent 
richtete Gebühr anzufehen, die, ohne ungerecht zu fein, boch 
leicht ſtatt ber beabfichtigten Begünftigung der inlänbifchen 
Handeldunternehmungen eine entgegengefehte Wirkung, nämlidy 
die Berfcheuchung ded Waarenzuges auf andere Hanbelöftraßen, 
verurfachen kann, II, 8. 311. Wird der Durchgangs⸗ (Trans 
ſito⸗) Zoll von den aus öffentlichen oder Privat Riederlagen 
wieder ausgeführten Waaren erhoben, fo ift er eine Belaftung 
bes Zwifchenhandeld und follte wegen der Schwierigkeit ber 
Ueberwaͤlzung den Betrag einer Gebühr für die Gefchäfte ber 
Zollbeamten nicht überfleigen. Man darf daher den Durchs 
gangszoll nicht mus einem bloß finanziellen Stanbpuncte bes 
trachten, fondern muß vielmehr aus Gründen der Volkswirth⸗ 
ſchaftspolitik feine Aufhebung für vortheilhaft halten (a). 


(a) Im Tarif des großen bdeutfchen Sollvereins war in ber Megel ber 

Durdggangszoll Ys Zhlr. 52%/ &r. vom Solleentner, bei Waaren 
aber, deren Eins und Ausfuhrzoll zufammen weniger ausmacht (mie 
bei fehr vielen Rehhoffen) betrug er nur foviel ale jene beide, aud war 
er auf manchen kürzeren Straßenſtrecken noch viel niedriger beftimmt 
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(3. B. auf Ye fr. vom Gentner) ober ganz aufgehoben worden. Da- 

egen war er auf Straßen, welche bie —2 oder polniſche Graͤnze 
iieeen bei verſchiedenen Waaren höher, bis 7 fl. vom Centner. 
Ertrag 1848 316422 Thlr., 1849 472245 Thlr., 1856 379985 Thlr., 
1857 382956 Thlr. Neuerlich ift die Aufhebung aller Durdgangsgöfle 
als wuͤnſchenswerth anerfannt worben und dieſe Maaßregel if vom 
1. März 1861 an durch Uebereinfunft der Bereinsflaaten eingetreten. — 
In Frankreich iſt der Tranfitzoll nad der Wahl des Gi — 
25 Gent. von 100 Kil. oder 15 Gent. von 100 red. des Nreiſes der 
Warren. Nur an einer Anzahl beflimmter Zollftellen der Land: und 
Seegraͤnze können Tranfitogüter eins und ausgehen, bie Durchfuhr der 
Waaren, deren Sinfuhr verboten ift, iſt nur auf wenigen Buncten er- 
laubt. Ordonn. v. 29. April 1831 und neuere. — Deflerreih: Der 
Durdgangszoll Hat nur zwei Säge, 15 und 6 fr. vom Gentner Brutto, 
die von vielen Waaren erhoben werben. 


11. Einrichtung des Zollwefens. 


8. 458. 


Zu ber Entwerfung ber Tarife ift eine volftändige und 
gründliche Waarenfenntniß erforberlih. Man ftellt hiebei ges 
wöhnlih die Waaren, hauptſaͤchlich die Gegenftände der Ein- 
fuhr” in folche Abtheilungen zufammen, bei denen aus Gründen 
ber Befteuerung oder ber Bolkswirthichaftäpolitif ein gleicher 
Zollfag, nämlich in Procenten bed Preifes, angemeſſen if. Für 
jede Abtheilung wird fodann diefer Procentfag feftgeftellt und bei 
jeder Waarengattung angegeben. Bei biefem Gefchäfte kommen 
vorzüglich nachftehende Regeln in Betrachtung. 

1) Die Zolfäge werden entweber nad) der Menge ber 
verjendeten Waaren (Gewicht, Stüdzahl ıc.) beftimmt (fog- 
ſpecifiſche Zölle, beffir Maaß zoͤlle, und zwar größten 
theild Gewichtszoͤlle) oder in Brocenten des Preifes aus 
gebrüdt (ad valorem nad) der englifchen Bezeichnung). Bei 
Waaren von ziemlich gleicher Befchaffenheit, wie es die Roh⸗ 
foffe gewöhnlich find, ift die Zweckmaͤßigkeit der Verzollung 
nach der Menge außer Zweifel. Bei Kunftwaaren, welche 
ftarfe Abſtufungen der Beinheit zulaffen, ift oft die zweite Art 
ber Feſtſetzung des Zolles vorgezogen worden, weil nad) dem 
Gewichte die befieren und Eoftbareren Sorten eine verhältnißs 
mäßig geringere Steuer geben würben und ihre Berfertigung 
geringeren Schuß genießen würde, vgl. II, $. 214 (a). Die 
Zollbeſtimmung nad dem Preife hat aber ven Nachtheil, daß 
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den Zollbeamten nicht wohl ber gegenwärtige Mittelpreis jeber 
zur Berzollung kommenden Art und Sorte von Waaren genau 
befannt fein kann, zumal da berfelbe ſich oft verändert, bie 
eigene Angabe des Zollpflichtigen aber nicht zuverläfftg ift, weit 
berfelbe feines Bortheild willen in Berfuchung ift, jene zu niedrig 
abzufafien (a). Auch dad den Zollbeamten eingeräumte Recht, 
bie zu niedrig angegebenen (declarirten) Waaren mit einem 
gewiflen Zufchlage, 3. 2. von 5—10 Procent, an ſich zu 
bringen (Borfauf, Präemtion), bietet Feine binreichende 
Sicherheit dar, wenn nicht oft davon Gebrauch gemacht wird, 
und giebt zu beträchtlichen Störungen ber SHanbeldgefchäfte 
Anlaß, wenn das Verfahren nicht forgfältig geregelt und uns 
parteiiſch ausgeuͤbt wird (6). Man hat fidy deßhalb in mehreren 
Zändern bewogen gefehen, einen gewiſſen unveränberlichen Preis 
(valeur officielle) für die Zollentrichtung vorzufchreiben (I, 
$. 429 (5)), was dann mit der Zollbelegung nad) bem Ges 
wichte ıc. dem Wefen nach übereinfommt. Diefe ift einfach, 
beftimmt und leicht ausführbar und verdient deßhalb den Bor 
zug. Laſſen fi bei Kunftwaaren leicht erkennbare Unterfcheis 
bungsmerfmale der*verfchiedenen Grade von Beinheit angeben, 
fo können für mehrere Sorten auch verfchiedene Zollfäge aufs 
geftellt werben (c). 

2) Es wird eine nicht große Anzahl von verfchiedenen Zoll 
fäpen in bequemen Zahlen angenommen (d). 

3) Wenn man für alle nicht befonders benannten Gegen 
ftände einen allgemeinen Zollſatz als Regel angiebt, fo bat dieß 
bie Folge, daß viele Waaren, die beſſer zollftei zu laflen wären, 
einer Abgabe unterworfen werben, und felbft wenn biefer alls 
gemeine Zollfag die Größe einer geringen Gebühr nicht übers 
fteigt, fo ift feine Erhebung zeitraubend und befchwerlich (e). 

4) Würde man den Zoll von dem Rohgewichte (Brutto- 
oder Sporcogewichte), d. b. dem Gewichte der Waare fammt 
der Packhuͤlle, erheben, fo läge hierin eine Ungleichheit bei vers 
ſchiedenen Berpadungsarten und die Zollpflichtigen fönnten durch 
immer leichtere Verpackung dem Zolle zum Theile ausweichen. 
Nur bei fehr niedrigen Tariffägen könnte man dieß überfehen. 
Bei höheren iſt es zwedmäßig, a) nach den im Handel ges 
machten Erfahrungen für jede Art von Waaren und von Vers 

Rau, polit. Dekon. III. 2. Abth. 5. Ansg. 2 
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padung berjelben feſtzuſetzen, wie viel für bie Tara (Padhülle) 
von dem Rohgewichte abgezogen werben fol, um das zollbare 
Rein⸗ (Nettos)gewwicht zu finden; — gefegliched Netto (/); 
b) ſowohl den Zollpflidtigen als den Zollbeamten zu gefatten, 
daß fie in einzelnen Ballen das wirkliche Reingewidt 
(netto effectif) durch Herausncehmen aus ber Padhbülle und 
abgefonderted Abwägen ausmitteln lafien (g). 


(a) 


(2) 


(e) 


(@) 


Breuß.: franz. Hanbelsvertrag von 1862 S. 14: 86 fol der Preis am 
Entſtehungs⸗ oder Berarbeitungsorte mit Beifügung ber Berfendungss 
und Verfiherungstoflen und der Bommiffionsgebühr angegeben werden. — 
Bei der Einfuhr in die norbamericanifchen Ereitnnten muß die Richtigs 
feit diefer Preisangabe beſchworen werden, nöthigenfalld von dem ames 
ricanifhen Gonful im ausführenden Lande. — Brafll. Bolgefch vom 
8. März 1857: Bei Wertbzöllen iſt der Ginfaufspreis im Großen am 
Orte der Einfuhr, nad Abzug des Zolles und weiterer 10 Proc. maßs 
ebend. Rah 3. v. 30. Juli 1850 kann auch der Preis im Ausfuhr⸗ 
ande mit 10 Proc. Zufhlag genommen werben. 


Frankreich: Wird der an Ort und Gtelle beſtehende Marktpreis zu 
niedrig angegeben, fo fönnen die Waaren mit 10 Proc. Zuſchl & 
den Staat erfauft werden, worauf man file auf Rechnung beffeiben 
verkauft. Bom Gewinn fallt die Hälfte in die Staatecafle, die andere 
Hälfte an die Penfionscafle und die mitwirkenden Sollbeamtn. Hod 
©. 248. — Preuß. franz. Handelsvertrag Art. 15—18. Vorkauf mit 
5 Broc. Zuſchlag; der Zollpflichtige kann aber dagegen bie Abihägung 
durch ein Schiedsgericht verlangen und dieß fleht auch der Zollbehörde 
zu, wenn fie den Borfauf nit ausüben will. 5 Proc. Mehrbetrag 
wird von manchen Beihäftsfundigen für zu wenig gehalten, weil bie 
Saägung leicht um foviel von einer auch richtigen Angabe abweichen 
kann. M. Mohl, Beriht ©. 668. — In Rußland werden bie mit 
10 Broc. Zulage erkauften Waaren verfleigert, der Ucberihuß wird am 
Ende des Jahres unter das Perfonal des Zollamtes vertheilt, wobei 
ber Anzeiger / erhält. Brafilien: 5 Proc. Zufchlag. 

Der Bereinstarif hat fat nur Siße nad dem Gewichte, außer hei 
Getreide, Holz, Spiegelglas und Vieh. — In den meiflen Tarifen 
wechfeln Säge nah dem Gewichte, dem Raummaaß für trodne und 
flüffige Waaren, der Stüdzahl und den Procenten des Preifes mit 
einander ab, man bemerkt aber das Streben, bie letztere Art der Bolls 
fäge zu befeitigen. In Großbritanien wurden 3. B. bie 1860 künftliche 
Blumen mit 12 Schill. vom Gubicfuß verzollt, den man zu 3 2. St. 
anſchlug. Taſchenuhren zahlten 1 2. vom Stüd, wenn baflelbe über 
10 8. zu fchägen war, ſonſt goldene je nach der Feinheit 5 uno 15, 
fülberne 2'/e und 5 Schill., Stand- und Wanduhren (clocks) unterlagen 
ähnlichen Bollfägen von 8 es per Dupend bis 10 Sch. vom Gtüd. 
Auch Pe wurden nad bem Cubicfuß belegt, den man zu 94. Sch. 
annahm. 

Der Zollvereinstarif Hat 34 verſchledene @eldfäge, worunter 8 unter 
1 Thle., 26 von 1 —110 Thlr. Es find nur 43 Hauptnummern von 
Maaren ngen deren jedoch einige in viele Unterabtheilungen zer: 
fallen. Diefe Finfachheit gewährt in der Verwaltung großen Bortheil, 
dagegen geben die Umrechnungen (Reductionen) biefes Tarifs auf Bulden 
und Kreuzer läftige Zahlen, 3. B. 4 Gyr. = 1715 fr. — Die Zahlen 
des bad. Tarif6 von 1827 fliegen, wenn man aud die Gulden in 


Kreuzen ausdrüdt, fehr regelmäßig: 20—25—30—40—50-—60— 80 — 
100—125—150—200—300—400 fr., wozu dann 1833 noch 600 kr. 
oder 10 fl. kamen. 

(e) Bisheriger Vereinstarif: Regel für die Ein- und Durdfuhr, /a Thlr. 
= 2% fr. vom Bolleentner, — Brafil. Zollgeſetz Art. 7: alle nicht 
benannten und nit nah Aehnlichkeit mit einer anderen Waare zu 
behandelnden Zollgegenflände geben 30 Proc. des Werthes! — Nach 
dem nordamericanifhen Zollgefeß von 1846 follten alle nicht benannten 
Waaren 20 Proc. ad valorem geben. Der americanifche Tarif ift ganz 
nad Procenten des PBreifes im Ginfuhrorte eingerichtet. Der hoͤchſte 
Sap nah dem Tarif von 1857 ift 30, vorher 100 Proc. Während 
bes Bürgerfrieges von 1862 an find die Zölle anfehnlich erhöht worden. 

( Aehnliche Beſtimmungen find unter den Kaufleuten üblih, um bas 

wirkliche Abwägen der bloßen Waare („Stürzen“) zu erfparen. Der 

Tarafag ift entweder eine Zahl von Procenten, oder eine Zahl von 

Pfunden bei Berpadungsarten von üblicher Befchaffenheit und gleicher 

Duantität, 3. B. eine Indigofifle 14— 22 Pfd., eine Theekiſte 18 — 

26 Pfd. (Havre). — Im Tarif des Zollvereins iſt bei den Höher zu 

verzollenden Waaren die Tara in Procenten angegeben, mit Unter 

fcheidung verfchiedener Hüllen, 3. B. Tabafsblätter in Fäffern 12, in 

Körben 9, in Häuten 8, in Ballen 4 und 2 Proc., fo daß man für 

jeden Bruttocentner nur refp. 8S8—91— 96 Bf. zu verzollen hat. Diefe 

amtlihen Tarafäge müflen abgeändert werden, wenn man wahrnimmt, 
daß fie nicht mehr zutreffen. Wein in Faͤſſern und Flaſchen, Bier, 

Branntwein, Del ıc. werden nach dem Rohgewichte verzoflt, worauf 

ohne Zweifel ſchon bei der Anfegung des Zolles Rüdfiht genommen 

worden if. — Im rufl. Tarif haben viele trodtene Rohftoffe in Glas⸗ 
oder Steingefäßen 20, in hölzernen 10, in Säden 2—5 Proc. Tara, 

— ardellen, Fruͤchte in glaͤſernen oder ſteinernen Gefaͤßen ſogar 

40 Prot. 

Beſondere Beſtimmungen muͤſſen verordnen, was bei dieſem Abwaͤgen 

als Tara abgehe, wohin z. B. Packpapier und Bindfaden, Ginlages 

brettchen und Rollen der Zeuche, Bänder und Garne, Pappläftchen xc. 
gewöhnlich nicht gerechnet werben. 


8. 459. 

Das Zollweien ift in dem europäifchen Staaten von formeller 
Seite fehr ausgebildet worden. Die Menge von VBorfchriften 
und Beranftaltungen, die auf die fichere Erhebung ber Zölle 
abzweden, flellt in ihrer Gefammtheit ein kunſtreiches verwideltes 
Spftem dar, welches noch täglidy vernollftänbigt wird. Man 
darf bei diefen Einrichtungen nicht bloß den Vortheil der Staats⸗ 
cafe im Auge haben, vielmehr muß man bebenten, daß befchwer- 
lihe Gebote und Verbote mit Strafandrohungen bie in ber 
Größe der Abgabe enthaltene Laſt vergrößern, weßhalb man 
bei jeder neuen Maßregel den Nachtheil für die Zollpflichtigen 
gegen ben Nutzen für bie Zollcafie abwägen follte. Solche 
Sicherheitömittel, die den Bürgern feine neue Befchränfung aufs 
erlegen, find deßhalb vorzüglich empfehlenswerth. Die wichtig. 
ften Anordnungen find nachſtehende (a). 


4 


— 
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1) @& muß dafür geforgt werben, daß die zollbaren Waaren- 
fendungen, welche bie Landesgraͤnze überjchreiten, eine Zoll⸗ 
erhebungäftelle (Zollamt, Station, Zollfätte) berühren. 
Hiezu dient die Errichtung folcher Zolftätten an allen für den 
bequemen Berfehr mit dem Auslande dienenden Straßen (3011» 
firaßen), und das Verbot, zollpflichtige Waaren auf anderen 
- Straßen (Nebenwegen) ein» und auszuführen. Weldye Wege 
für Zollſtraßen zu erklären feien, bieß ift in jeder Gegend 
aus ben Bebürfniffen des Handels zu beurtheilen. Um ben 
Koftenaufwand zu verringern, pflegt man an ben minder lebs 
haften Straßen ſchwaͤcher befegte Zollämter zu errichten, von 
denen dagegen auch manche wichtigere Gefchäfte nicht vorgenom- 
men werden bürfen (). 

2) Außer dem mit der Erhebung und Verrechnung ber Zölle 
befchäftigten Perfonal ift audy eine Bewachung ber Gränze burd) 
militairiſch organifirte Mannſchaft nothwendig; beide Claſſen 
von Zollbedienten muͤſſen mit vorzuͤglicher Beachtung der per⸗ 
ſoͤnlichen Eigenſchaften angeſtellt, zugleich aber, um die Ver⸗ 
ſuchung der Beſtechlichkeit zu ſchwaͤchen, gut beſoldet und ſtreng 
beaufſichtigt werben (c). 


(6) Die franzöflihen Zolleinrihtungen find befonders fireng und haben in 
anderen Rändern mehr oder weniger Nachahmung gefunden. Ueberficht 
derfelben bei Block, Dietionn. Urt. Douanes. — Hod ©. 237. — 
Im deutſchen Zollverein iR das fjept geltende Zollgefeg und bie Zolls 
ordnung in jedem Vereinsſtaate beſonders verfündet worden, mit ges 
ringen Abweichungen, in Breußen unter dem 23. Jan. 1838, Baben 
3. Aug. 1838. — Defterr. Zoll: und Monopols⸗O. v. 8. Juli 1835, 
bei Krapf, Handb. der Zoll: u. Monop.sD. Wien 1840. HI. 2. 

(5) Bereins=Zollordn.: 1) Hauptzollämter, welche in der Regel allein die 
durchgehenden Waaren und diejenigen eingehenen, die an innere Zolls 
Aemter gewiefen werden, behandeln dürfen. 2) Neben: Zollämter 
1. Glafle, welde nur Waaren von hoͤchſtens 5 Thlr. Zollſatz vom 
Gentner, ober höher belegte nur bie zu einem nicht über 50 Y 

ehenden Zollbetrage zu behandeln haben. 3) MebensZollämter 2. Cl., 
die den kleineren De nquerfehr. die feinen Zollbetrag über 10 Thlr. 
von einer Ladung bejorgen dürfen. Hiezu kommen Anfagepoften. Das 
Vereinsgebiet hat ungeführ auf je At; Meilen Graͤnze ein Haupt⸗ oder 
Nebenzollamt 1. Elafie. — Die bad. Graͤnze gegen die ea und 
Frankreich Hat 10 Haupt⸗, 17 Neben-Zollämter 1. und 34 dergl. 2. Claſſe, 
nebft 8 Anmeldepoften, welde gleichfalls die Befugniſſe der Nebens 
Zollämter 2. Claſſe haben. Rechnet man ohne die Fleineren Krüämmungen 
diefe Bränge zu 60%, Meilen, fo kommt ungefähr auf jede Meile ein 
Zollamt, ohne die Anmeldepoften. An einem Haupt: Zollamte if ein 
Oberinfpector, ein Sauptverwalter ald Rechnungs⸗ und Gaflenführer, 
ein Hauptcontroleur angeftellt, nebft mehreren Affitenten. 

(e) In Sroßbritanien gehört das Auffihtsperfonal, welches den Dienf an 
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den Küften zur See verrichtet, zur Kriegefeemadt, und biefe Trennung 
it dem Erfolge hinderlich Bailly, Exposs I, 313. 


8. 460. 


3) Es würbe den Schleichhandel fehr erleichtern, wenn bie 
Waaren nad Ueberfchreitung der Gränze fogleih von allen 
weiteren Nachforſchungen frei wären. Um aber biefe nicht zu 
läftig werben zu laſſen, ift es zweckmaͤßig, nur einen Streifen 
längs der Graͤnze bin (Gränzbezirk) den Auffichtsmaßregeln 
zu unterwerfen (a). In dieſem Bezirke, deſſen Begränzung 
gegen das Binnenland auf allen Straßen auf eine deutliche 
Weife bezeichnet werden muß, wird das Verführen zolfpflichtiger 
Waaren an gewifle Börmlichkeiten gefnüpft (), auch müflen 
die bier anfäffigen Fabrikherren und Kaufleute unter einige 
Aufficht geftellt werben, weil foldhe Gewerbsunternehmungen oft 
zum Schleihhandel benupt werben (c). 

4) Das bei der Ankunft einer Waarenfendung an der Zoll 
ftätte eintretende Berfahren begreift folgende Handlungen in ſich: 

a) Uebergabe eines fchriftlichen ausführlichen Verzeichniſſes 
ber Waaren durch den Führer derfelben, Waarenanzeige, 
Declaration. Für Neifende find erleichternde Borfchriften 
nöthig (d). 

b) Befichtigung der Waaren (Revifion) durch die Zolls 
beamten, foweit fie unumgänglich ift, um ſich von der Richtigs 
feit ber Angabe zu überzeugen. Sie gefchieht in Gegenwart bes 
Eigenthuͤmers oder Führers der Waaren und ift fowohl auf bie 
Menge als auf die Art derſelben gerichtet. Hiebei, wie bei ber 
ganzen Zollbehandlung, müſſen die Beamten verpflichtet werden, 
gegen die Eigenthümer und Führer der Waaren fchonend und 
gefällig zu Werke zu geben, foweit es ohne eine Berfürzung 
der Zolleinfünfte gefchehen Tann (e). 

c) Berechnung des Ichuldigen Zollbetraged nach dem Tarif. 
Die gute, beftimmte Abfaffung des letzteren dient, Willfür und 
Ungleichförmigfeiten zu verhüten. Im Falle eined Gtreites 
zwifchen den Zollbeamten und ben Zollpflichtigen über den 
anzumwendenden Tarifſatz hat eine höhere Behörde zu ent 
fheiden (f). 

d) Bezahlung (g), Beicheinigung und Verrechnung bed Zoll, 
betraged. Die Erhebung von Nebengebühren für verfchiebene 
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Geſchaͤfte der Zollbeamten iſt nicht zu billigen, weil dadurch die 
Ausgabe über bie bei ber Entwerfung des Tarifs beſchloſſene 
Größe vermehrt wird und beſonders die Eigenthümer der niedrig 
belegten Waaren verhältnißmäßig zu ftarf belaftet werden. Eine 
Ausnahme machen Gebühren für folche Berrichtungen, bie zur 
Erleichterung bed Zollpflichtigen übernommen werben (A). 


(a) Die Breite diefes Graͤnzbezirkes iſt verfchieben beflimmt. In Frankreich 
an der Landgraͤnze 20 Kilometer, an der Küfte nur halb foviel, dabei 
reicht aber die Aufficht noch 20 Kilometer (2,7 d. Meilen) ins Meer; 
Königreih Italien feit 1862 10 Kil. ins Meer und 2 Kil. vom Ufer 
landeinwärte. Im bdeutfchen Zollverein find ebenfalls zwei Meilen als 
Regel angenommen worben, in Defterreid meiftens eine Meile, nie über 
wei. An der inneren Graͤnze dieſes Bezirkes (Binnenlinie) werben 
fterd Gontrolpoften errichtet, um die an ben Gränzämtern behandelten 
Waaren nochmals einer oberflächlichen Befichtigung \ unterwerfen. 

(d) B..3.:D.: 1) Die im Grängbezirke transportirten Waaren müffen mit 
ben Papieren über die Abfertigung am der Gränze oder mit der von 
einem inneren Amte erhaltenen fchriftlihen Beurkundung begleitet fein. 
$. 83 f. — 2) Waaren, welche nicht auf dieſe Weile bei einer Zoll 
ftelle behandelt wurden, dürfen nicht ohne einen Legitimations:- 
fhein, den eine Zollfielle, der Ortsvorſtand oder ein Raufmann oder 

bricant felbft ausftellt, verfendet werben, 8. 87. Doch wird biefe 
ebingung nur bei denjenigen zollbaren Waaren gefordert, bie fr den 
Schleihhandel einen höheren Reiz haben, und dieſe Beichränkung ber 
Ueberwahung auf gewifle Waarengattungen (controlpflichtige Waaren, 
öfterr. 3.:D. &. 337) if auch darum zweckmaͤßig, weil fonfl die Maaß⸗ 
regel unmöglich pünctli genug ausgeführt werden könnte. — 3) Der 
PP var, außer durch die Po, nur in den Tagesflunden ge 
eben, $. 86. 

(e) B.,3.:D.: Solde Gewerbtreibende koͤnnen angehalten werden, über 
die vom NAuslande bezogenen Waaren genaue Verzeichniffe zu führen 
und biefelben auf Berlangen vorzulegen. $. 88. Der Haufirhandel 
mit hochverzollten Waaren wird lich unterjagt, bei anderen Waaren 
unterliegt ex einer befonderen Aufficht. 

(d) Wenn ein Reifender, der nicht zur gewerbtreibenden Claſſe gehört, ober 
der Waarenführer die mitgeführten Waaren nicht vollfländig beclariren 
zu können verfichert, fo übernimmt die das Zollamt nad) vorgenommes 
ner Revifion, V.⸗3.⸗O. 6. 8. 11. 

(e) Hieher gehören die Beſtimmungen über die Förperlihe Durdfuchung. 
Das gänzliche Berbot derfelben gäbe Gelegenheit zu großem Mißbrauche, 
aber auch die willfürlihe Anwendung ift nicht zu dulden. Nach $. 39 
des Zollgefeges kann derjenige, welcher durchſucht werden foll, verlangen, 
daß bie vor der Ortsbehoͤrde oder vor dem zufländigen Gericht 


eichehe. 

(f) In Frankreich Haben fih in folchen Fällen die Sollbeamten unter Eins 
fendung von Muften an das Minifterium der Landwirthſchaft, bes 
Handels und der öffentlichen Arbeiten zu wenden, welchem zu diefem 
Behufe Sachverſtaͤndige (commissaires experts) beigegeben find, Geſet 
v. 27. Juli 1822. In Braftlien (Geſetz v. 22. März 1857 Art. 6) bat 
der Zollpflichtige gegen die Entſcheidung bes Zollinfpectore die Berufung 
an ein Schaßamt, thesouraria. 

(9) Es ift eine bei gehöriger Borficht wohl ausführbare @rleichterung, wenn 
der Zollpflihtige die Summe in einer Anweifung oder einem Wechſel 
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entrichten darf. Im Großbritanien if es erlaubt, Anweiſungen (chequea) 
auf fihere Banken an das Zollamt abzugeben, weldye unverzüglid die 
Acceptation beifeßen, worauf die Anweiſung von ber englifhen Bant 
auf Rechnung des Trafiaten an das Zollamt bezahlt wird; die Bank 
von England Hat auch befondere customs-cheques eingeführt, die ſich 
ber Soflpflichtige verfchaffen kann und deren Betrag das Zollamt von 
jener Bank eincaffirt. Die erſtgenaunte Einrichtung befteht feit 1862 
auch im Königreich Stalien. 

(A) Rach der B.:3.:D. kommen keine @ebühren vor, als für Begleitfcheine 
und Waarenverſchluß, Tarif Abit. V. . 


$. 461. 


5) Die Zoflentrichtung, welche in ber Regel fogleich bei ber 
Einfuhr gefchehen muß, Tann in gewiſſen Fällen zur Erleich⸗ 
terung des Verkehrs hinausgefchoben oder ganz befeitigt werben. 

a) Man gefattet, daß der Einfuhrzoll nad) erfolgter Ans 
zeige, Unterfuchung und Berechnung an der Graͤnze erft bei 
einem inneren Zollamte in der Nähe ded Wohnortes der Waarens 
empfänger bezahlt wird, wobei dafür geforgt werben muß, Daß 
diefe Erlaubniß nicht zum Zollbeiruge gemißbraucht werde (a). 

b) Die genaue Befldhtigung und die Berzollung fann in 
öffentlichen Riederlagen (Lagerhäufern, Badhöfen, 
Hallen, entrepöts) gefchehen, in welche die Einfuhrgegen- 
flände von der Gränze aus gebracht werben. Ohne biefe Eins 
richtung müßte der Waarenempfänger entweder an der Gränze 
einen Bevollmächtigten aufftellen, ober die Waaren bei ber 
Eröffnung der Frachiftüde bloß dem Fuhrmann oder Schiffer 
. amvertraum. Was durch foldhe innere Niederlagen den Gränz- 
orten wegen ber geringeren Lebhaftigfeit des Speditiondgelchäftes 
entgeht, das gewinnen reichlih die Einwohner ber inneren 
Zandeögegenden, indeß fann man der Koften willen nur an 
den Iebhafteren Handelsplaͤtzen ſolche Niederlagen errichten (B). 

c) Die Niederlagen, ſowohl an Grängorten ald im Innern, 
gewähren den Kaufleuten auch ben Bortheil, die Waaren fo 
lange unverzollt aufbewahren zu fönnen, bi fie verkauft wer- 
den und in den Berbraudy übergehen. 

d) Die Niederlagen dienen ferner zur Beförberung des 
Zwifchenhandel®, indem in ihnen bie mit höheren Zollfägen 
belegten Waaren (c) unverzollt gelagert, fortirt, umgepadt und 
wieder ind Ausland, gegen bloße Bezahlung des Durchgangs⸗ 
zolles, wo berfelbe noch befteht, verfendet werben koͤnnen, 
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II, $. 308. 309. Sie fellen ein im Innern des Landes bes 
findliches ausländifches Gebiet vor. Zur Sicherung ber Zoll⸗ 
eintünfte dient «) daß man bie Frachtſtuͤcke unterwegs mit einer 
Umgebung verfleht, die e8 unmöglich macht, fie unentbedt zu 
öffnen; Waarenverfhluß, nämlid Berfhnüren und 
VBerbleien, PBlombiren; 4) daß der Waarenführer bie 
Haftung für den Eingangszoll oder die Ablieferung in bie 
Niederlage oder die Ausfuhr übernimmt und nöthigenfallß bier 
über Sicherheit leiftet. Er erhält eine dieſe Haft ausdruüͤckende 
Urkunde, Begleitſchein (d). 

6) Statt der öffentlichen Niederlagen können, unter gehörigen 
VorfichtSmaßregeln, auch Privatlager bei ficheren Gewerbtreibens 
ven bewilligt werden, I, $. 309 — (e). Aehnlicher Art find 
bie Hauptfächlic zur Begünftigung ber Meßpläge geflatteten 
Gontirungen; ed erhalten nämlich fihere Großhändler bie 
Bewilligung, fremde, einem höheren Zollſatze unterliegende 
Waaren nad) genauer Revifion einftweilen unverzolt zu ſich zu 
nehmen. Ueber die Duantitäten wird Rechnung geführt und 
von den Borräthen, die nicht in dad Ausland oder eine Nieder 
lage geführt werben, wirb fpäterhin der Zoll nachgezahlt (/). 

f) Bei beträchtlihen Summen fann den Zollpflichtigen, 
welche gehörige Sicherheit barbieten, die Bezahlung auf gewiffe 
Zeit gefriftet werden; Zollcredit (g). 

(«) 3 ⸗Z⸗. O. F. 50 — b3. Die Waaren geben unter einem pegeuſcen 


. HI, der Fuͤhrer muß für die Entrichtung des Zolles Sicherheit 
leiften, wenn er nicht als zuverläfftg bekannt ift. 

(5) 3.:8.:D. 6. 41: nur an Orten, wo ſich innere Sauptzollämter befins 
den unb wo es fpeciell erlaubt wird, alfo nicht nothwendig bei jedem 
ſolchen Amte. — Oeſterr. 8.:0. $. 222 ff., vgl. 122 ff. — Ueber das 
gelioftem in Bergleih mit dem Graͤnzſyſtem Hoffmann’s Bericht, 

ch. der bad. 2. Kammer von 1835 Beil. V. 

() B.⸗3.⸗O. $. 25. 41. 59. Nur Kaufleute, Spebiteure und Fabrik 

herren haben das Niederlagsreht. — Die britiichen Haupthäfen haben 

roße, feuerfeft gebaute docks, unter denen fidy auch geräumige Keller 
Air Slüffigfeiten befinden und mit denen Waflerbeden zur Aufnahme 
von Schiffen in Verbindung flehen. Sie find von Actiengefellfchaften 
erbaut worden. 

(d) In diefem Kalle wird ein Begleitichein Mr. I ausgefertigt. Die Hafs 
tung hört daduch auf, daß dem Befiger des Begleiticheines durch das 
beftimmte innere Zollamt die Erfuͤllung ſeiner Obliegenheit beſcheinigt 
wird, Der Begleitſchein wird auf gewiſſe Zeit, wie es bie Entfernung 
der beiden Puncte erfordert, höchſtens A— 6 Monate, ausgefellt. 
V.⸗3.⸗O. 8.41. Die Begleitfcheine heißen in Defterreich Guͤteranwei⸗ 
fungen, 3.:D. $. 122. — Die Lagerfriſt ik höchftens zwei Jahre, das 
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Lagergeld vom Gentner bei irodnen Baaren %se, bei flüſſtgen! / Thlr. 

monatlid. 3.8. $. 61. 
() 8.8.0. $. 73 f. Nicht bei Waaren, bei benen „es auf Erhaltung 

der Identität antommt“, nicht über ein Jahr. 
(f) Meßordnungen für Branffurt a. d. O., 31. Mat 1832, und Leipzig, 
3. Dec. 1833, Shönbrodt, Sammi. IV, 1. Heft. Auch für Frank⸗ 
furt a. M. beficht eine ähnliche Meßorbnung. Der durch die Conti⸗ 
rung bezwedte Credit für die Zollgefälle wird in der Megel nur auf 
die Meßzeit bewilligt, einzelnen Großhaͤndlern des Orts jedoch forts 
während. Die Grlaubniß wird für jeden Kaufmann befonders ertHeilt. 
Die Zollbehörde kann für die creditirten Zollgefälle Sicherheit fordern. 
Für den Beſuch ausländifher Märkte durch inländifche Handwerker be: 
Rechen ähnliche Erleichterungen in Hinfiht auf die run der 
unverfauften Borrätbe, B.:3.:D. 6. 78. — Zollerebit für die Zuders 
fiedereien in Defterreih auf ein Jahr, 3.D. $. 218. Krapf L 371. 
Branfreih: bei Summen über 600 Fr., auf 4 Monate. Bei augen» 
blilicher Zahlung genießen die Zollpfichtigen bei biefem Betrage einen 
Rabatt von 4 Proc. für das Jahr. — Auch im Zollvereine genießen 
Kaufleute und Fabrikherren, bie jährlich mwenigftens 3000 al. Zoll 
entrichten, einen Credit bis auf ein Jahr. 


8. 462. 


6) Sowohl die Billigkeit als die Rüdficht auf die Betriebs 
famfeit und die Bequemlichkeit der Staatsbürger, befonders zur 
Erleichterung des Graͤnzverkehrs, gebieten verſchiedene fchonende 
Beſtimmungen für ſolche Fälle, wo ber Zwed der Zollechebung 
wegfaͤllt. Gegenftände folder Ausnahmen find u. a. Heine 
Duantitäten zolbarer Waaren und Gegenftände, bie fchon in 
ben Gebrauch übergegangen find (a), ferner ſolche Sendungen, 
welche feine wahre Einfuhr bilden, indem Waaren bloß ber 
Berarbeitung willen hinaus und fpäter umgearbeitet wieber 
herein geben, oder auch umgefehrt (5), ſodann fchon verzollte 
Waaren, weldhe auf dem Wege von einem inlänbifchen Drte 
zum andern dad Ausland berühren (c). 

7) Zur größeren Erfchwerung bed Schleichhandels iſt eine 
Fortſetzung gewiffer Auffichtsmaßregeln im Innern bed Landes 
nöthig befunden worden. Diefe Binnenüberwadhung (Binnen, 
controle) folte wenigſtens auf diejenigen Waaren, Bälle, 
Zeiten und Gegenden eingefchränft werben, bei benen fie für 
den angegebenen Zwed durchaus unerlaßlich erfcheint, weil fie 
ben Berfehr im Lande erfchwert. Das Hauptmittel biefer innes 
ren Ueberwachung ift die Vorſchrift, daß gewiffe bochbelegte 
Waaren in größeren Duantitäten nicht verfendet werben bürfen, 
ohne daß der Berfender ihnen einen Frachtbrief mitgiebt, ben 
er vorher dem Steueramte zur Einfiht und Stempelung vors 


Nun? 


Gg 


u, 
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gelegt bat, den dann auch der WBaarenempfänger bei dem naͤch⸗ 
Ren Steueramte ſtempeln laflen muß (d). Diefe Maßregel wird 
hauptfächlicdy wegen des zur Entdeckung vorfchriftswidriger Sen; 
dungen zuläffigen Anhaltend und Unterſuchens ber Ladungen 
laͤſtig (e). 

8) Bei den Eintritt von Durchgangsgütern muß dafür ges 
forgt werden, daß nicht unter dem Vorwande der Durchfuhr die 
Entrihtung der Einfuhrzölle umgangen werde. In Ermanges 
lung anderer Bürgichaften bleibt nichts übrig, als das aller 
dinge für die Waarenführer drüdende Mittel, den Einfuhrzoll 
an ber Gränge erlegen zu lafien, der bann beim Wiederaustritte 
nach Abzug des Durchgangszolles wieder vergütet wird. “Die 
ducchgeführten Güter werben verfchmürt und mit bem Begleit- 
ſcheine verfehen (f). 

9) Es giebt Zölle, welche den inlänbiichen Gewerbsleuten 
bad Mitwerben auf fremden Märkten erfchweren und daher, 
ihrer Beſtimmung zuwvider, den auswärtigen Abfab gefährden, 


- wie die Zölle von eingeführten Verwandlungsſtoffen. Es ift 


daher zwedmäßig, fie bei der Ausfuhr des Gewerkserzeugniſſes 
wieder zurüdzuerftatten (Rüdzol!, drawback), I,$.307. Hie 
bei ift befondere Sorgfalt nöthig, um bie Rüdvergütung für jeden 
Eentner der Kunſtwaare nad Maßgabe ber verbrauchten Menge 
von Rohftoffen richtig zu beſtimmen und bie Erfchleihung uns 
verdienter Rädzölle zum Schaden der Zollcaffe zu verhüten (g). 
10) Das ganze Zollweſen muß fo geregelt werben, daß ber 
rechtliche Bürger überall gegen willfürliche Härte geichügt if. 
Strafgefege find unvermeidlich, doch follte immer zwifchen beab⸗ 
fihtigten Geſetzwidrigkeiten und ermeislicher Unachtfamfeit unters 
ſchieden, auch auf den Rachweis unverfchuldeter Zufälle Ruͤck⸗ 
fit genommen werden. 
(a) 3. B. Borräthe, von denen ber Zoll nicht über 1 Sgr. beträgt, oder 
bie zu 4 Lothen; Sachen von eigenthuͤmlichen oder gepachteten Aeckern 


im Auslande u. dgl., Wäfche und Kleider der Reifenden sc. Bad. 8. 
v. 3. Dee. 1835. 

(d) Ber die Zollfreiheit in dieſem Falle aniprechen will, muß die Abſicht, 
die verarbeitete Waare wieder hereinzubringen, ſogleich bei der Ausfuhr 
anmelden, auch darf fein Zweifel darüber obwalten, daß die nämlichen 
Gegenſtaͤnde jum zweiten Male die Granze überichreiten. Rohſtoffe, 
die auf Mühlen zum Mahlen, Schneiden, Stampfen ıc. und zuruͤck⸗ 
gehen, oder die zum DBleichen, Spinnen, Färben, Weben, Gerben x. 
gefendeten Waaren. Das Naͤmliche gilt von Vieh, welches auf Weiden 
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des Nachbarlandes gebracht wird und wieder zuruͤckkehrt; ebend. — 
Deflerr. 3.:D. 8. 222 


. 222. 
(o) V.⸗8.⸗O. * 76 f. In dieſem Falle muß beim Austritt die Anzeige 
ber Zollfte 


(4) 


(e) 


(f) 


(9) 


bei Me gemacht und von dieſer die noͤthige Borfiht ans 
ewendet werben. 

ah der B.:8.:D8. 6. 93 fi. find der Binnencontrole unteriworfen: 

baumwollene Stuhlwaaren und Zuder bei Quantitäten über !/s Gentner, 
Kaffee, Tabatsfabricate, Wein und Branntwein. Fabricanten und Wein: 
bergebefipere fönnen die Frachtbriefe über die Gegenflände ihres Ge⸗ 
werbes auch bloß bei der Örtsbehörde keglaubigen laflen. — In Oeſter⸗ 
reich beftehen ähnliche Borfchriften für alle Waaren; ferner find bie 
Zuderraffinerien und Baumwollenfpinnereien befonders überwacht und 
die Steuerbeamten befugt, die Läden und Borratbsräume der Gewerke: 
und Handelsleute u burchfuchen. 
Edend. 8. 110. aarenführer, welche nach dem äußeren Anfcheine 
controlpflichtige Waaren, führen, können aufgefordert werden, Auskunft 
zu geben und die Transportzettel sc. vorzuzeigen, auch die Ladung zur 
näheren Beflchtigung an eine Zoll- oder Biete führen zu laſſen. 
D.:3.:D. $. 26. 29. Der Borfhuß des Binfuhrzolles faͤllt weg, 
wenn ein Unterpfand oder ein Bürge geflellt wird, ober der Führer als 
äuberläfig befannt ift. 

m Gebiete des deutihen 3.:8. fommen Rüdzölle bei der Ausfuhr des 
Tabals für die dazu verbrauchten ausländifchen Blätter vor, aber bloß 
bei dem Ausgange in bie Schweiz, mit der Annahme, daß der Rob: 
floff beim Rauchtabak 5, beim Schnupftabaf 25 Proc. weniger wiege, 
als die fertige Waare, — ferner von dem Bolle auf Rohzucker bei der 
Ausfuhr von raffinirtem. — In Großbritanien fommen nad) dem Geſet 
von 1860 -Rüdzölle (drawbacks) bei der Ausfuhr von raffinirtem Zucker 
(17%/e Schill. vom Bentner der beflen Sorte), und von verarbeiteten 
Tabak (2 Sch. 71, B. vom Pfund mit 5 Broc. Zufchlag), ferner von 
Nutz⸗ und Bauholz (voller Zollerfag) vor. Fruͤherhin fanden fie bei 
mehreren Waaren flatt. Sie beliefen ſich 1858/59 auf 304025 2. St. 
1864 belief fi die Ausgabe für Ruͤdzoll und Bollerfag aus anderen 
Gründen (3. B. Belbädigung der Waaren) auf 284000 2%. — Sn 
Frankreich waren bie Ausfuhrprämien (primes d’exportation) für 1860 
auf 35 Mil. Fr. angefchlagen. Sie wurden für eine Menge von 
Kunftivaaren nach Maßgabe der verbraudten Stoffe gegeben, wozu 
auch die Salzſteuer berüdfichtigt wurde, 3 3. bei Salzbutter, Natrum, 
Salzſäure. Nah dem Bert v. 16. Mai 1863 Bleibt nur nod der 
Rüdzoll von Salzfleifh, Salzbutter, raffinirtem Zuder, der aus Rohr: 
zuder bereitet wird. Hiebei ift angenommen, daß der Rohzuder 79 Broc. 
weißen Melis, quatre cassons und trodnen Gandis gebe, oder 82 Proc. 
Lumps und weißen gededten Zuder, unb bei der Ausfuhr einer foldyen 
Menge wird der für 100 Rohzucker entridtete Zoll erflattet. 9. 1865: 
für Buder 42'205 000 $r., GSalzfleifih und Salzbutter 190000 Fr., 
Ausfuhrprämie für Dampfmaflchinen 300 Fr. S. Budget de 1865, 
Projet de loi etc. &. 371. — Rüdzölle von Waaren, welde unver: 
ändert wieder hinausgefendet werden, find entbehrlih, wenn man das 
Syſtem der unverfleuerten Niederlagen annimmt. 


Drittes Buch. 


Berhältuiß der Einkünfte zu den Ansgaben 
des Stant?. 





L Abſchnitt. 
Gleichgewicht der Einkünfte und Ausgaben. 
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Jede Staatsausgabe febt eine fchon früher oder wenigſtens 
kurz zuvor in die Staatöcaffe gelangte entfpredhende Einnahme 
voraus. Daher ift ſchon von Älteren Schriftftellen (3. 2. 
von Jufti) der Grundfag ausgeſprochen worden, daß man 
feine Ausgabe befchließen folle, ohne daß zugleich für eine 
genügende Einnahme geforgt fei. Aber ed würde für bie Nach⸗ 
baltigfeit im Finanzweien ($. 7) nicht hinreichend fein, wenn 
man die Geldzuflüffe (Einnahmen) ohne weitere Unterfcheidung 
zur Beftreitung ber gleichzeitigen oder wenigftend dem nämlichen 
Zeitabfchnitt (Jahr, Budgetöperiode) angehörenden Ausgaben 
anwenden wollte Nur folde Einnahmen, welche nicht mit 
einer DBerminderung des ganzen Bermögensftandes verbunden 
find und daher weder die Güterzuflüffe der folgenden Jahre 
ichmälern, noch neue nothwendige Ausgaben nad) fich ziehen, 
welche alfo ohne Nachtheil für den ganzen Staatöhaushalt 
aufgezehrt werben fönnen, d. h. die Einfünfte eines Jahres 
find zur Beftreitung der Jahresausgaben unbebingt und fort 
dauernd brauchbar, I, $. 70. Die gute Ordnung im Finanz⸗ 
wefen wie in jeder Wirtbfchaft wird daher am leichteften und 
fiherften aufrecht erhalten, wenn der Aufwand jedes Zeit, 
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abfhnittes aus den in bemfelben empfangenen 
Einfünften genommen wird und nidht über bas 
Maag derfelben binausgeht(a). Da aber mit jebem 
Zweige ber Einkünfte gewiffe nothwendige Koften und Laſten 
zufammenhängen, welde aus dem Ertrage ber erfleren vorweg 
genommen werden müfien, fo ift nur der Ueberſchuß (Reins 
ertrag) beliebig für die Staatsbebürfniffe verwendbar. Sind 
aus früheren Jahren überfparte Summen vorhanden, fo bieten 
audy dieſe zu dem Staatdaufwanbe eines fpäteren Zeitraums 
eine Hülfe, die aber nur vorübergehend if. Nur dann iſt es 
unbebenflih, über dieſelbe ganz zu verfügen, wenn man vers 
muthen fann, daß aucd der Aufwand nur augenblidlich dieſe 
Mittel in Anfpruch nehme und in der Folge wieder auf das 
Maaß der Einkünfte herabſinken werbe. 
(a) Auf folde Ausgaben, die wie eine Gapitalanlegung wirkten, indem fle 
die fpäteren Einkünfte vermehren, if die obige Regel nicht anwendbar. 
6. 4638. 

Eine Unzulänglichkeit der Einkünfte zur Beftreitung des bes 
fhloffenen nicht werbenden Staatsaufmandes wird Deficit 
genannt (a). Ein folcher Zuftand darf nicht regelmäßig vor 
fommen. Er entfteht außer den Yällen, wo eine Regierung 
zu großen Berbeflerungen Anleihen durdy freien Beichluß zu 
Hülfe nehmen zu dürfen glaubt ($. 474), zufolge zwingenber 
Umftände, nämlid) bald aus der unerwarteten Abnahme der 
Einfünfte, bald aus dem Steigen der nothwendigen Ausgaben, 
wozu Kriegsruͤſtungen und Kriege fowie Staatdummwälzungen 
die häufigfte und flärffte Beranlaffung geben (d). Könnten bie 
erforberlichen Geldſummen nicht zeitig berbeigeichafft werden, fo 
wäre die Regierung außer Stand, bie beſchloſſenen und bereits 
fällig gewordenen Zahlungen wirklid zu leiften. Dieß wäre 
eine Ungerechtigkeit gegen diejenigen Perſonen, welche rechtliche 
Anſprüche an die Staatöcaffe haben, es würde biefelben zum 
Theile in Bedrängniß bringen und bie Regierung bei fpäteren 
Verträgen über Leiftungen zur Bewilligung höherer Preiſe nöthis 
gen, ed wäre überhaupt das Zeichen einer Zerrüttung des 
Staatöhaushaltes, die den ganzen Staat in Gefahr bringen 
müßte. In ber Erfcheinung eines Deficitd liegt folglich bie 
dringende Aufforderung, dad Mißverhaͤltniß zwifchen Bedarf 
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und Mitteln zu Geben. Es muß hiezu vor Allem der augen- 
biidlichen Verlegenheit abgeholfen werden, inbem man weitere 
Einnahmen aufbringt. Dieß Eönnte gefchehen 

1) durch Angreifen besjenigen Staatövermögens, welches 
ein bleibendes Beſitzthum bildet und in fortwährendem Gebrauche 
feine Beftimmung erfüllt. Selten wird fi) Gelegenheit bieten, 
eine Menge von nicht werbenden Bermögentheilen, welche für 
bie Staatszwede entbehrlich find, 3. B. unbenupte Gebäude, 
zu veräußern (c). Der Verkauf werbender Güter (Ländereien, 
Gebäude, Eifenbahnen mit Zubehör 20.) verringert das Fünftige 
Staatseintommen und wenn der Erlö6 zu den Jahredausgaben 
verwendet wird, fo muß fpäter auf andere Weife bad Gleich⸗ 
gewicht hergeftellt werben, e8 müßten denn in biefen Ausgaben 
auch Anlegungen auf dauernde werbende Bermögenstheile in 
gleichem Betrage vorfommen (d). Solche Beräußerungen lafſen 
ih auch nicht ſchnell ausführen und der Erlös geht nicht bald 
genug ein, um bie nöthige Hülfe zu gewähren. 

2) Durch) Borgen. Auch vor der näheren Unterfuchung 
der Staatdfchulden (2. Abfchnitt) ift fogleich einleuchtend, daß 
bad fortgefegte Betreten biefed Weges mit der Nachhaltigkeit 
der Wirthfchaft nicht verträglich iſt (e). 


(a) Engliſch auch deficieney, franzoͤfiſch neuerlich dsconvert. Im Deutfchen 
hat man öfters das Wort Ausfall gebraudt, welches jedoch eigentlich 
eine DBerminderung der erwarteten Einkuͤnfte bedeutet; Ausfall einer 
Ernte, einer Steuer ıc. Rau in Welker’s GStaatsleriton 3. A., 
IV, 330. — Gin mäßiger Mehrbetrag der Ausgaben wird bisweilen 
durch Ueberſchuͤſſe früherer Jahre gedeckt, und —28 dann nicht als 
Deficit, wenn man mehrere Jahre oder Budgetsperioden zuſammenfaßt. 

(d) Die Februarrevolution in Frankreich verurſachte 1848 265 Mill. neue, 
niht im Budget vorgeiehene Ausgaben und verminderte in den zehn 
Monaten März bis December den Ertrag der indirecten Steuern um 
15 . 


(0) Die häufigen Berkäufe untauglic gewordener Gegenſtaͤnde, 3. B. von 
Pferden, Kleidungss und Ausrüftungsfüden der Wehrmannſchaft 2c. 
kommen bier nicht in Betracht, weil fie nur einen Beitrag zu den Ans 
ſchaffungskoſten neuer Dinge liefern. 

(4) In Frankreich mwurbe 1831 unter Lafitte’s Minifterium zur Auf 
bringung von 200 Mill. Fr., die man zu außerorbentlihen Ausgaben 
nötbig hatte, ein Verlauf von ungefähr 300000 Heltaren Staatsforften 
befhloffen. $. 138 (0). — K. Italien, f. (e). 

() Um in den Staaterehnungen das Deficit zu finden, find aus ben 
@innahmen diejenigen auszuſuchen, welche eine Schuld oder eine Bers 
minderung des Stammvermögens bilden, dagegen von den Ausgaben 
diejenigen auszufceiden, welche zur Zilgung der Schulden ober zur 
werbenden Anlegung dienen, wie 3. DB. zum Bau von Bifenbahnen. 
Ohne dieß Zurüdgehen auf Ducllen der Cinnahmen und Zwecke der 
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Ausgaben würde bie —— fuͤr ſich allein zu jenem Behufe nicht 
gen gen. — Das Deflcit der franzoͤſiſchen Regierung vor und nach der 

evolution von 1789 mit feinen verberblihen Wirkungen iſt befannt. 

Mebrere europäifche Staaten haben auc neuerlich längere Zeit hin⸗ 
durch ein Deſicit wahrnehmen laflen, weldes offenbar ein großes wirth- 
fhaftliches Webel war, wenn auch das Urtheil darüber, ob und wie es 
hätte verhütet werden können, ſehr ſchwierig iR. In Oeſterreich war, 
nachdem 1846 die ordentlihen Binnahmen 1,1 Mill. fl. mehr als bie 
ordentlichen Ausgaben betragen batten, im D. 1848—55 das Deficit 
ber ordentlichen Ausgaben gegen 44 Mill. fl. — 17,5 Broc., mit Hins 
zurechnung ber außerordentlichen Ausgaben aber (ohne die gleichzeitige 
Abzahlung von Schulden und die Bifenbahnanlagen) 86'380 000 fl. = 
29 Proc. Györnig, Deſterreiche Neugeflaltung ©. 180. Da bie 
legten Sabre den Finanzzuſtand noch fehr verfchlimmert haben, fo wurde 
im Herbſt 1859 eine befondere Gommifflon gebildet, um über Erſpa⸗ 
rungen zur Serhelung des Gleichgewichts in berathen. Es if feitbem 
nicht gelungen, das jährlich wiederkehrende Deflcit zu befeitigen, welches 
(Ezörnig, Das äflerr. Budget IL, 564) 1862 Ah auf 94 Mil. fl. 
belief. Für die Zeit vom 1. Row. 1863 bis Ende 1864 if ein Ausfall 
von 109 Mill. fi. berechnet. — Im päpftliden Staate war das durch⸗ 
ſchnittliche Jahres⸗Deſicit 1828—30 gegen 400000 Scudi, 1831—33 
23-729000, 1834—46 566000, 1847 1541000; die Republif 1848-49 
hinterließ ein Deflcit von 4°827000 Sc. 1852 und 53 war das Deflcit 
zufammen 2 Mil. &., und wenn man ben zugefehten Grlös aus 
verfauften Renten zuſetzt, fogar 2783000. Das Jahr 1853 allein 
zeigte einen Ausfall von 12,3 Proc. ber Ausgaben. Horn in Journ. 
des Econ. XXI, 73 nad Daran. Bepoli, und Staatsrechnung für 
1853 (Conto consuntivo generale della publica admin. per l’esercisio 
1853, Boma 1855). — Spanien und Portugal leiten ebenfalle an 
einem wiederholten Deficit. — In Frankreich war fchon unter Louis 
Philipp das Gleichgewicht gekört und am 24. Februar 1848 fand fich 
ein von der Regierung deſſelben Hinterlafiener Ausfall von 292%, Mill. 
in der fchwebenden Saul. Bis Ende 1854 famen zu diefem „deconrvert“ 
noch weitere 594 Mill. Hinzu, ohne die Bermehrung der funbirten 
Schuld. 1863 wurden die Ausfälle der Jahre 1862 auf 1053 Mill,, 
der Jahre 1862 und 63 auf 75 Mill. beredinet, die ſchwebende Schuld 
(nad Abzug einer Einnahme von 157 Mill. aus der Zinsherabfegung) 
betru alle 971 Mill., Bericht des Miniſter Fould, 1. Dec. 1863. — 
Sn Großbritanien war in den 32 Jahren 1829/30 bis 1860/61 


in 18 Jahren ein Ausfall von . . . 48°771356 2. 
in 14 Jahren ein Ueberfhuß von . . 42066 112 „ 


alfo Mehrausgabe 6-705 244 ®, 


Bon jenen 48% Mill. kamen aber 32 Mil. auf die Koflen des Krim: 
keieges 1854—56 5; rechnet man aljo diefen Aufwand ab, fo if ein 
Ueberfhuß von 25470000 2. vorhanden und es zeigt fih, daß 
der Gtaatshaushalt im ruhigen Gange wohlgeorbnet ik. Economist 
32. März 1862. Uebrigens muß ber jaͤhrliche Ueberſchuß in Groß⸗ 
britanien zur Schuldentilgung verwendet werden, weßhalb das jedes: 
malige Dehkcit neue Anleihen erforderte. — Das Königreich Italien bat 
in den vier erftien Jahren 1861-64 eine Mehrausgabe von 1325 Mill. 
Francs gehabt. Schon das Königreich Sardinien hatte feit 1848 jährs 
lihe Ausfälle, $. 484 (ce). Diefer and rührt von ven Foflbaren 
Müftungen, Kriegen und großen Umgeflaltungen ber. Bur Dedung 
follten 440 Mill. von dem Berlaufe von Staates und Kirchengütern 
eingehen, die Steuern wurben erhöht, die Schuld wuchs ſtark an, aber 
aud ber Gewerbfleiß iR im Gteigen. 
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$. 464. 


Wenn dagegen bie Einkünfte eines Staates fortwährend 
größer wären ald die Ausgaben, fo würde ſich ein Ueberſchuß 
bilden, den man benußgen koͤnnte 

1) um eine Aushilfe für fpätere ungünfligere Umſtaͤnde zu 
geben, in denen man zu außerordentlich erhöhten Ausgaben ges 
zwungen If. Das Sammeln eines foldyen Staatsſchatzes (a) 
war in früheren Zeiten, bei geringer Lebhaftigfeit des Verkehrs 
und bei dem Mangel an Credit, eine wmefentlihe Maßregel 
der Staatöflugheit. Unter den heutigen Berhältniffen, in Laͤn⸗ 
dern, wo Gewerke und Handel viele Bapitale in rafchem Um⸗ 
laufe befchäftigen, die oft in Geldform umgefegt werden, und 
wo fowohl Regierungen ald Privatperfonen bad nöthige Ber 
trauen bei den Gapitalbefigern finden, es if unnoͤthig, weil 
man in Nothfällen fich leicht durdy Anleihen helfen fann, und 
es ift unrathfam, weil dad Tobdtliegen bedeutender Geldfummen 
einen Verluſt für die Gewerbthätigkeit und das Einkommen bes 
Volkes bewirkt, — weil ferner das Borhandenfein fo großer 
Summen leicht zu überflüffigen Ausgaben verleitet, die dann 
bie angefammelten Schäße bald erfchöpfen (8); 

2) um werbend angelegt zu werben und ein @infommen 
abzuwerfen (c). Mag auch ein ſolches Vermögen für die Regie⸗ 
rung bequem fein und für die Steuerpflichtigen eine Erleichterung 
gewähren ($. 165), jo iſt ed body nicht zwedmäßig, aus ben 
Staatseinkünften folche Capitale anzubäufen, und es ift befier, 
durch Steuerverminberung die Laſten des Bolfed zu erleichtern, 
was wenigftens zum Theile eine Vergrößerung ber Capitale 
im Bolfe, alfo ber Guͤtererzeugung und mittelbar wieder des 
Staatseinfommens verurfaht. Demnach follte die Regierung 
feinen Mehrbetrag ber Staatdeinkünfte gegen die Ausgaben 
regelmäßig beabfichtigen, außer etwa in fo geringem Umfange, 
daß man nur einen reichlicheren Hülfsvorrath erhält, 8. 39.41. 
Unter die Ausgaben ift jedoch aud ein gewifler Betrag zur 
Schuldentilgung aufzunehmen. Ergiebt ſich von ſelbſt ein Ueber 
fhuß der Einkünfte, fo kann berfelbe zu nüglichen, bisher vers 
fchobenen Ausgaben oder zur flärferen Berminderung der Schulden 
gebraudyt werben. 
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(a) Bür dieſe Maßregel Sume, 8. Verſuch, und Gönner, Die Noth⸗ 
wendigfeit eines Staatsfchages, flaatswifienfchaftlih und juridifch ers 
wogen, Landsh. 1805 (der Berf. nahm in dem fpäteren Werke: von 
Staatsſchulden, $. 43, Diele Anficht zurüd). Ancillun, Geiſt der 
Staatsverf. S. 297, mit Rüdfiht auf Friedrich I. — Genovefi 
(Il, 77) folgt Hume, ſchließt jeboh, es komme auf die Berfaffung 
und auf ten Handelsreihthum an. Auch Jakob I, $. 731 ff. zeigt, 
daß Schäße nur da nöthig feien, wo wenig Geldumlauf, wenig große 
Eapitale und wenig Gredit zu finden feien. — Bergl. A. Smith 
II, 355. — v. Sonnenfels, ®rundfäße III, $. 190— 195. — 
Log IIl, 424. — Mac Culloch, On taxation ©. 396. 

(d) Smith a.a. D. bemerkt, daß in älteren Zeiten jeder Fuͤrſt auf einen 
Schat bedacht war, wie noch jeßt jeder Häuptlina in ber Tartaret, — 
Am berühmteften waren die Schäße der mongolifchen Herrſcher. Im 
Orient ift biefes Anfammeln noch allgemein im Gebrauch. Im Schage 
des Dei von Nigier fanden die Franzoſen 1830 49 Mill. Fr. — 
Briedrih II. von Preußen fand 8700000 Thlr. im Schatze feines 
Baterd. Der von ihm binterlafiene Staatsihap mar, obgleich geringer 
ale man ihn fich vorftellte, doch der größte europäifche in neuerer Seit, 
60—70 Mill. Thlr. Preuß, Briedrich der Große I, 132. — Neuer: 
Tih wird im preußifchen Staate Werth auf einen telhah gelcat, 
der im alle eines plöglich eintretenden Beduͤrfniſſes ſchnelle Hülfe 
ewährt und auch wohl die lantfländifche Zuſtimmung zu einer Anleihe 
ur den Augenblid entbehrlih maht. Nach dem Cabinetsbefehl vom 
17. Januar 1820 werden hiezu Berwaltungsüberfchüfle, Refteinnahmen 
und zufällige Ginnahmen, 3. B. aus dem Grlöfe von Liegenfchaften, 
„die nicht Domänen find“, wie Berg, Hütten: und Salzwerfe, benugt. 
Diefer Schag betrug 1862 12 Mill., 1863 20 Mill. Thlr. 

(e) Aus den Briefen des jüngeren Blinius (X, 62) flieht man, daß zur 
Zeit Trajans Ueberſchuͤſſe zum Anfaufe von Ländereien oder zum 
Ausleihen verwendet wurden. Der Zinsfuß bei Privatperfonen war 
12 Proc., der Staat Hatte aber Mühe, foviel zu erhalten. 


8. 465. 


Den beften, für die Dauer ald Regel zu erftrebenden Zus 
fand bed Staatshaushaltes bildet demnach die Gleichheit 
ber Einfünfte und Ausgaben. Auf das Zufammentreffen 
beider Größen wird dadurch bingewirft, daß man im Voraus 
für jeden bevorflehenden Zeitabfchnitt die Summe ber vorzus 
nehmenden Ausgaben feftfegt und damit die zu erwartenden 
Einfünfte in Uebereinftimmung bringt. Eine ſolche Voraus⸗ 
beffimmung ber in einem bevorftehenden Zeitraume zu machen⸗ 
den Ausgaben und der zu ihrer Beftreitung dienenden Einkünfte, 
durch den Beſchluß der Staatögewalt feftgeftellt und ale Richt: 
ſchnur für die Finanzgewalt vorgefchrieben, heißt Boranfchlag, 
Etat, Budget (a). Wollte man ohne einen foldyen, das 
Banze der Wirthfchaft umfaffenden Plan bloß nady den augen- 
blidlichen Beranlafjungen die Ausgaben befchließen, fo wäre 


man unaufhoͤrlich in Gefahr, die durch die Einnahmen gebotene 
Rau, polit. Dekon. II. 2. Abth. 5. Ausg. 21 
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Graͤnze zu überfchreiten und müßte oft dringende Ausgaben 

unterlaffen, weil man auf minder nothwendige ſchon zu viel 

verwendet hätte. Der Voranfchlag aller Ausgaben und Ein 
nahmen ift daher bie nothwendige Bedingung jeder guten 

Wirthichaftsführung, und dieß gilt ebenfowohl von dem Haus⸗ 

halte eined einzelnen Bürgers, einer Gemeinde, einer Anftalt, 

ald von dem ded Staated. Der genehmigte Voranſchlag ent 
bält bei den Ausgaben die Erlaubniß, fie bis zu der aus— 
gefprochenen Summe vorzunehmen (die fog. Eredite), bei 
den Einfünften den muthmaßli angenommenen Ertrag ber 

Einnahmöquellen, die theild von einer gegebenen Beſchaffenheit 

find, theild, wie die Auflagen, von bem feftzufegenden Entrich⸗ 

tungsfuße bedingt werden. Da in dem Yuße der Schagungen 
am häufigftien Beränderungen vorfommen, fo pflegt bei der 

Feſtſetzung des Boranfchlages eine Beftimmung hierüber ge 

troffen zu werben. Ueber die Entwerfung des Voranſchlages 

ſ. $. 561 ff. 

(a) Etat, wofür man in Deutfchland früher das lateiniſche Wort status 
gebrauchte. — Budget, eigentlih im liſchen ein Sad, Beutel, von 
dem altfranzöflichen bouge und dem noch Vet üblichen bougette, fodann 
in der englifhen Parlamentsfprache, wegen der Uebergabe ber Acten« 
ftüde in einem folhen Behälter, der vom Kanzler der Schapfammer 
dem Parlamente vorgelegte Stat (daher Campe's wunderliche Webers 
fegung: Bedarfstaſche). — Italieniſch preventivo im Gegenſat 


von consuntivo, ben Rechnungsergebniſſen des verfloffenen Jahres. 
Welker, Staatelerifon 3. 9. III, 115. Art. Budget von K. H. Rau. 
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Unter bem Drude unerwarteter gebieterifcher Umftände tritt 
bisweilen im Laufe eined Jahres ein Deftcit ein, deſſen Folgen 
man tragen muß. Soweit fi) aber die Einkünfte und Aus⸗ 
gaben bei Entwerfung des Voranſchlages für einen neuen Zeit- 
abjchnitt vorausbeflimmen laflen, fol die Regierung barauf 
Bedacht nehmen, ein Deficit zu vermeiden, deſſen öftered ober 
anhaltendes Wiederfehren in beträchtlichem Umfange den Staate- 
eredit fchwächt und den Zuftand des Staatdhaushaltes vers 
fchlimmert (a). Hiezu giebt ed zwei Mittel: 

3) Berminderung der Ausgaben. Ein Theil der Staate- 
audgaben ift ihrer Beftimmung nad nothwendig; namentlich 
gilt dieß von ber Eivillifte, — von dem Aufwande für bie 
äußere unb innere Sicherheit, von den Koften ber für bie 
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Staatözwede erforderlichen Anftalten, — und von ber Erfüllung 
eingegangener Berbinblichkeiten, 3. B. Beloldungen ber Staatds 
biener und Zind der Staatöfchulden. Wan barf annehmen, 
daß, wo nicht etwa frühere große Fehler bie Verbindlichkeiten 
übermäßig erhöht haben, ein Volk in ber Regel im Stande ift, 
bie zu ben fortlaufenden Ausgaben diefer Art nöthigen Mittel 
aus feinem Einfommen aufzubringen. Indeß ergiebt fich manche 
Gelegenheit, ohne Ungerechtigkeit und Gefährdung bed Staate- 
wohles einzelne Ausgaben oder Theile von foldyen zu erfparen, 
3. B. durh Aufhebung unnüger Amtsſtellen, Bereinfachung 
des Gefchäftsganges, Verminderung der Bau: und Verwaltungs 
foften u. dgl., auch kann man oft nügliche, aber minder noth⸗ 
wendige Ausgaben ohne erhebliche Nachtheile einftweilen aus 
feßen laffen. Es muß alfo eine forgfältige Unterfuchung auf bie 
Entdedung folcher Ausgabenverminderungen gerichtet werben (b). 

b) Vermehrung der Einfünfte. Am beften ift ed, wenn bei 
dem eigenen Ermwerbe ber Regierung ($. 84) eine vortheifhaftere 
Benugung der dazu bienenden Bermögenstheile ober eine Ders 
minderung ber Betrieböfoften eingeführt werben kann. Solche 
BVerbefferungen erfordern jedoch oft längere Zeit. In nod 
höherem Grade gilt dieß von ben zur Hebung bed Gewerb⸗ 
fleiße8 dienenden Mafregeln der Volkswirthſchaftspflege, aus 
benen fpäterhin eine Zunahme des Steuerertraged zu erwarten 
ift. Am ſchnellſten führt eine Erhöhung des Fußes ber Steuern 
und Gebühren ober die Einführung neuer Auflagen zum Ziele. 

Es läßt ſich unter den gegebenen Umftänben in einem Lande 
erfennen, ob bad eine oder andere biefer beiden Mittel oder 
eine neue Anleihe den Borzug verdiene Biöweilen ift bie 
gleichzeitige Berbindung ber beiben erfigenannten Mittel zu 
empfehlen. Uebrigend macht bei einer guten Finanzverwaltung 
ein durch große außerordentliche Ausgaben entftehendes vorüber⸗ 
gehendes Deficit bie hier genannten Maßregeln nur infofern 
nöthig, als für die Koften der Schulpvermehrung zu forgen if (e). 


(a) Without such a consummation (Herftellung des Gleichgewichts zwiſchen 
Aufwand und Einfommen) no country can be prosperous or contented 
at home, nor feared and respected abroad. Wells, The true state 
of the national finances, 1842, ©. 32. 

(5) Thiers (Rede v. 6. Mai 1864) mahnt dringend zur Beſchraͤnkung 
ber fortwährend vermehrten Ausgaben, in denen fowohl nothwendige 
ald seulement agröables, quelquesfois mauvaises enthalten feien. 

21* 
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(ce) Nah der Februarrevolution (1848) wurde von ber franzoͤſiſchen National: 

verfammlung, um den gefährlichen Vorfchlag der Ausgabe einer großen 
Menge Papiergeld zu beteitigen, die Grundfleuer um 45 Proc. erhöht, eine 
Laß, die ſchwer empfunden wurbe und große Unzufriedenheit erregte. Sie 
hörte 1852 wieder auf. Durch Geſetz v. 23. Juni 185% wurde bei den in⸗ 
directen Steuern zu dem fchon lange beflehenden Zuſchlag von 10 Proc. 
ein zweiter gleich großer (decime de guerre) eingeführt, die Alkohol: 
feuer erhielt 1860 eine Erhöhung ($. 439 (e)), auch der Berfaufspreis des 
Tabats. — In Preußen wurde 1855 und 56 der Kriegsanleihe wegen 
die Claſſen⸗ Binfommens: und Schlachtſteuer um !/, erhöht, in Groß⸗ 
britanien 1854 und 55 die Binfommensfteuer von 7 auf 14 und 16 Sch. 
vom 2. St., der Zuderzoll von 1 auf 11, und 3 Sch. vom 2. ©t., 
der Kaffeezoll von 2 auf 4 B. vom Bfund, Theezoll von 1/s auf 
1%/ı Sch. vom Bfund, 1855 die Malzfleuer von 2%, auf 4 Sch, vom 
Bund, auch wurde die Branntweinacciie in Schottland und Irland 
erhöht, 8. 439 (a). — Im Königreih Stalien wurden 1864 eine 
Steigerung ber Salzfteuer, Abzüge von den Befoldungen u. dgl. zu 
Hülfe genommen. In ben amertcanifchen Rorbflaaten fanden wieder: 
holte Erhöhungen der Zollfäge flatt, auch wurden andere neue Steuern 
um Bortbeile der Bundescafle eingeführt. Der A. für 1862/63 ents 
ält 37,06 Mill., für 1863/64 77,9 Dil. D. innere Steuern neben 
72%/ Mill. Zolleinnahme. — In Oeſterreich iR im Kriege von 1859 
(13. Mai) ein Zufhlag von %s zur Grund: und Hausfteuer, von %/s 
ur Erwerb» und Einfommensfteuer angeordnet worden und diefe Zus 
Yale wurden 1862 (19. Dec.) verdoppelt und betragen nad 9. 1864 
16 Mill. fl. außerordentlihe Ginnahme. Stempel und Gebühren von 
Mechtsgefchäften wurden nach @efek v. 13. Dec. 1862 um einen Betrag 
von 10 Dill. fl. erhöht. Auch die Bergehrungofeuer erbielt (B. ». 
17. Mai 1859) eine Steigerung um !/s der Säße, die beim Zuder 
durch Geſet v. 29. Det. 1862 auf 30 Proc. gebracht wurde. 
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Je vollftändiger im Laufe der Zeit die aus der Idee bed 
Staated abzuleitenden verfchiedenen Aufgaben deſſelben erfannt 
werben, deſto ftärfere und mandhfaltigere Anfprüche werden an 
bie Regierungsthätigfeit gemacht. Es wird daher theils zur 
Vervollkommnung ber ſchon beftehenden Staatdeinrichtungen ein 
größerer Aufwand nöthig, theils ermeitert ſich auch der Kreis 
der Gegenflände, denen ‘die Regierung ihre Sorgfalt zuwenbet. 
Eine einzelne Regierung, welche das Bebürfniß eines ſolchen 
Fortfchreitend nicht felbft empfände, würde ſchon durch das Bei- 
fpiel anderer Staaten barauf hingewiefen werben, daß fie nicht 
zurüdbleiben dürfe, wa® bei ber Staatövertheidigung fogar ge 
fährlidd wäre. Die Bergleihung der Boranfchläge einzelner 
Staaten aus verfchiedenen Zeitaltern zeigt beutlih bie von 
diefer fortfchreitenden Entwidlung herbeigeführte Vermehrung 
der Staatdausgaben (a). Hiebei fann in wirthfchaftlicher Bes 
ziehung die Beforgniß entfiehen, daß es allmälig an Mitteln 
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zu bem vermehrten Aufwanbe fehlen möchte und hiedurch eine 
nothwendige Beſchraͤnkung beffelben geboten fei. Zur Mindes 
rung biefer Beforgniß tragen folgende Umftände bei. 

1) Manche bisherige Ausgaben fönnen unterbleiben, wenn 
gewiffe Staatdmaßregeln, die mit einer Bevormundung ber 
Bürger verbunden waren, zufolge der größeren Reife des 
UÜrtheild, der Gewöhnung. an felbfiftändiged überlegtes Han- 
bein und dem lebhafteren Gemeinfinn im Volke, ald entbehrs 
(ih erkannt werden, wenn insbefondere den Einzelnen, den 
Gemeinben, den Bereinen mehr Freiheit eingeräumt wird, fo 
daß ein Theil der Regierungsgeichäfte aufhören Eann. 

2) Man lernt von Zeit zu Zeit neue Wege fennen, um 
die Ausgaben fparfamer einzurichten. 

3) Ein großer Theil der Staatdeinfünfte giebt bei ber 
Zunahme der Bolfömenge und des Volkswohlſtandes von 
felbft einen größeren Ertrag, 3. DB. die Einnahmen aus 
Staatöwaldungen, aus verfchiedenen Gebühren, aus dem 
Salzs und Poftregal, aus verfchiedenen Schagungen, aus 
ben inneren Aufmwandöfteuern, felbft aus ben Zöllen, und 
auch die Herabfegung oder Aufhebung einzelner fchädlicher 
Entrichtungen verhindert im Ganzen biefen günftigen Erfolg 
nicht. 

4) Die unter dem Einfluſſe einer vervollkommneten Regie 
rungöweife, vorzüglich einer weifen und eifrigen Volkswirth⸗ 
Ihaftöpflege eintretende Vergrößerung bed Volkseinkommens 
in Verbindung mit einer gerechten und volfdwirthfchaftlich 
zwedmäßigen Einrichtung des Steuerweſens macht aud) eine 
erhöhte Befteuerung ohne flärfere Belaftung der Bürger 
zuläffig. 

Ale diefe günftigen Veränderungen find jedoch der Natur 
der Sache gemäß nur in langfamer Bortfchreitung zu erwarten (b). 


(a) In jedem einzelnen Zweige der Regierungsausgaben kommt das Bedürfs 
niß folder Brweiterungen vor, f. das 1. Buch. — Für Oeſterreich ift 
von A. Wagner (Zeitfchrift „Die Zeit”, Juli 1859) nachgewieſen, 
wie wegen großer ſtaatlicher Berbefierungen in den Jahren 1848—57 
bie Ausgaben zunahmen, und zwar flärfer als die orbentlihen Cin⸗ 
nahmen, obgleih diefe um 70 Proc. anwudhlen; f. auh Wagner, 
Ordnung des sferr. Staatshaushalte ©. 44. 

(5) Nach den Ratifliichen Angaben bei Czoͤrnig (Das öfter. Budget II, 
555) iſt in den fünf größten europäifcdhen Staaten von 1846 — 62 das 
Ginfommen und der Stantsaufwand in folgendem Verhältniß geftiegen: 








bie Ginnabmen Die Ausgaben 

in Deferreih . . 82 Broc. 91 Proc. 
Preußen. . . I „m 74, 
Frankreichchh . 2 „ 4 „ 
Großbritanien . 18 „ 24 „ 
Rulaın .. 4A, 1 „ 

Ueber den großen Auffchwung des oͤſterr. Gewerbfleißes Czoͤrnig LI, 579. 
6. 467. 


Unterfuht man, bis zu welcher Höhe die Auflagen gefteigert 
werden fönnen und bürfen, fo ift zu unterfcheiden: 

1) eine unbedingte (abfolute) Graͤnze, bis zu welcher 
man mit Hülfe von Zwangsmitteln gelangen könnte, ohne auf 
häufige Zahlungsunfähigfeit, ja auf einen im Drange der Noth 
entftehenden Wiberftand zu floßen oder die Bürger bed Unents 
bebrlichen zu berauben. Eine folche Ausdehnung der Auflagen 
würde fo brüdend und für den Wohlftand des Volkes verderb⸗ 
(ih fein, daß nur bie fchlimmften Lagen, in die ein Staat 
gerathen mag, eine Annähesung an dieſes Heußerfte auf Furze 
Zeit rechtfertigen Fönnten; 

2) eine volkswirthſchaftliche Graͤnze, bei ber noch feine 
Verminderung ber Eapitale und der Gütererzeugung eintritt. 
Auch eine folche Belaftung wäre fchon mit ſchweren Bebräng- 
niffen für einen Theil der von dem Lurus der Wohlhabenden 
lebenden Arbeiter verbunden, und bei bem Anwachſe ber Volks» 
menge ohne Bermehrung der Capitale müßte fie fogar allmälig 
einen Rüdfchritt im MWohlftande bewirken. Man muß baber 
auch Scheu tragen, diefe Graͤnze zu erreihen. Da übrigens 
diefelbe auf dem Wege flatiftifcher Erforfchung nicht deutlich 
zu erkennen ift, fo muß man ſich an allgemeine Zeichen, als 
Steuerrüdftände, Abnahme der Berzehrung, Zunahme der 
Zwangdveräußerungen, der Armen u. dergl. halten, um zu 
beurtheilen, ob eine Vermehrung oder eine Ermäßigung ber 
Auflagen rathfam fei, $. 275. 


8. 468. 


Die Folgen einer Erhöhung der Auflagen unter gegebenen 
Umftänden müffen zugleich mit den Bortheilen verglichen wer 
den, welche aus ber Verwendung ber auf diefem Wege erlangten 
neuen Staatseinfünfte für die öffentlichen Zwede zu envarten 
find. Diefe Vortheile find je nach den Gegenfländen ber Aus⸗ 
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gaben verfchieden, während bei dem Anwachſe der Auflage bie 
vollöwirthfchaftlichen Nachtheile zunehmen. Man follte, wo 
man nicht einer Nothwendigkeit folgt, fondern wählen kann, - 
feine Ausgaben befchliegen, deren Aufbringung den Bürgern 
ein größeres Liebel zufügt, ald das durch fie zu Wege gebrachte 
Gute beträgt. Dieß ift zwar nicht leicht zu erkennen, weil bie 
Entbehrung ber Steuerpflichtigen und die mwügliche Folge einer 
Staatdaudgabe Feine gleihartigen Größen find, inbeß vermag 
man body mit Hülfe von Erfahrungen und forgfältigen Beob⸗ 
achtungen beide Wirkungen gegen einander abzuwaͤgen und ba 
richtige Maaß der Staatsausgaben feſtzuſetzen. Eine Erleichtes 
tung liegt biebei darin, daß man feine neuen Staaten vor ſich 
bat, fondern in dem biöherigen Umfange der Einkünfte und 
Ausgaben einen guten Anbaltpunct finde. Aus biefen Sägen 
folgt, daß man weder die Summe der Staatdaudgaben be 
fchließen fol, ohne auch auf die Leichtigkeit oder Schwierigkeit 
ihrer Dedung durch Einfünfte Rüdficht zu nehmen, noch auch 
bie legteren für ſich allein feftfegen darf, ohne zu überlegen, ob 
fie für den jegigen Bedarf zureichend fein werden; vielmehr hat 
man beim Abſchließen des Boranfchlagd beide Seiten bes 
Gegenſtandes zugleidy ind Auge zu faffen. Reben ven bringen» 
ſten oder nüblichften Ausgaben pflegen immer auch andere in 
Borfhlag zu kommen, bie eher verfchieblich find ober weniger 
Augen bringen. Da man nun in feinem Zeitpuncte alle über: 
haupt nuͤtzlichen Ausgaben beftreiten kann, fo if es nötbig, 
den Aufwand foweit zu beichränfen, al& es die Schonung ber 
Volkswirthſchaft erfordert. 


6. 469. , 

Die Privat und die Regierungswirthfchaft find in Hinficht 
auf die Entwerfung eined Boranfchlaged verfchieden, indem 
letztere in bem Beichluffe über die Höhe der Einfünfte weit 
freier ift alö jene, $.9. Der Einzelne fieht fi durch das von 
feinen Bermögend» und Erwerböverhältnifien bedingte Maaß 
des Einfommend gebunden und muß fid) mit feinen Ausgaben 
darnach richten, fo lange er irgend im Stande if, damit aus⸗ 
zufommen. Die Staatdeinkünfte dagegen hängen großentheils 
von dem Fuße der Auflagen ab, befien Beſtimmung der Staates 
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gewalt freifteht, $. 465. Sieht man die Möglichkeit unjchäb- 
licher Erfparungen, fo orbnet man eine Herabfegung der Auf 
lagen an, während in ber Privatwirthichaft an bad Aufgeben 
eined Theiled der Einfünfte in biefem Kalle nicht gedacht wird. 
Indeß ftellt man fid) doch die Verfchiedenheit zwiſchen beiden 
Arten der Wirtbfchaft zu groß vor, wenn man behauptet, im 
Finanzwefen müßten bie Einnahmen gänzlich nach den Ausgaben 
eingerichtet werden. Dieß gefchieht nur ewa in folchen Yällen, 
wo man wegen des geringen Staatöbedarfes weniger Einfünfte 
erhebt, ald man nad) volkswirthſchaftlichen Rüdfichten könnte. 
Wo aber die Staatöbebürfniffe über einen fo geringen Umfang - 
binauögehen, ba tft ed nur von den ganz nothwendigen Aus⸗ 
gaben wahr, daß fie ohne Hinblid auf die Deckungsmittel 
befchloffen werden fönnen, weil man annehmen kann, daß biefe 
in jedem lebensfähigen Staate fi aufbringen lafien. Sene 
Meinung konnte nur daburch entftehen, daß man ſich den Bes 
darf einer Regierung in jedem Augenblide als eine jcharfs 
beftimmte Größe dachte, was er nicht iſt (a). 
(a) Die verfhiedenen Anflhten über diefen Bunct find bei v. Malhus 
I, 8Sff., Behr, S. 28, und in Grundſ. S. 20 ff. nachzufehen. 


Rach Gr. Soden, —— 9. follen die Binnahmen von den Aus: 
gaben, nad Schön dieſe von jenen beſtimmt werden. 


8. 470. 


Der Voranichlag, wenn auch mit reiffler Ueberlegung ent⸗ 
worfen, kann doch nicht unbedingt wie ein Geſetz vollzogen 
werden, vielmehr weichen unvermeiblich bisweilen die Rech⸗ 
nungdergebniffe am Ende ded Jahres von ihm ab, fo daß das 
in ihm beabfichtigte Ebenmaaß der Einkünfte und Ausgaben 
zerftört wird, denn 1) der Ertrag ber Einkünfte hängt nicht 
ganz von dem Beichluffe der Staatögewalt ab, vielmehr find 
die meiften derſelben veränderlich, befonders die Aufwandsfteuern, 
daher läßt fi nur nad) dem Durchfchnittöbetrage ber leuten 
Jahre und mit Rüdficht auf Umftände, welche eine Aenderung 
vermuthen lafien, der wahrfcheinfiche Belauf ausmitteln; 2) bei 
ben Ausgaben kann ber Bedarf die feflgefegte muthmaßliche 
Größe überfteigen und es fönnen neue, nicht vorgefehene Aus⸗ 
gaben nöthig werben. Dieſe unvermeiblichen Ueberfchreitungen 
bed Ausgabeanſchlages müflen übrigens durch die Dringlichkeit 
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ber Verwendung gerechtfertigt werben, während ber Minber- 
betrag der Einkünfte, foferne er nicht von der Berwaltungsweife 
herrührt, eine Thatfache ift, die bloß als ſolche erwieſen zu 
werben braucht, vgl. $. 41. 

Die beiden genannten Bälle der Abweichung vom Borans 
fchlage find ungünftiger Art. Es find jedoch auch andere mög« 
Lich, nämlich ein Mehrbetrag der Einkünfte und eine Erſparniß 
an den für unftändige und außerordentliche Ausgaben angenom⸗ 
menen Summen, und es iſt wahrfcheinlih, daß die günftigen 
und ungünftigen Aenverungen ſich zum Theile aufheben werben. 
In jedem Falle hört jedoch der Boranfchlag, obgleich er Feine 
unabweichliche Richtſchnur bildet, nicht auf, hoͤchſt nüglich und 
nothwendig zu fein. 


1. Abſchnitt. 
Staatsfhulden. 





1. Abtheilung. 
Weſen und Wirkungen der Staatöjchulden. 


$. 471. 


Wenn zur Beftreitung des befchloffenen Staatsaufwandes 
die gegenwärtigen Staatseinfünfte nicht zureichen, eine Erhöhung 
berfelben für volkewirthſchaftlich nachtheilig oder überhaupt nicht 
für rathfam erachtet wird und fein früher gefammelter Huͤlfs⸗ 
vorrath zur Verfügung ſteht ($. 468), fo muß bie fehlende 
Summe burdh eine Schuld gebedt werben (a). Diefe Aus⸗ 
hülfe hat die Stelle jener vielen ungerechten, theils liſtigen, 
theild gewaltthätigen Mittel eingenommen, deren man fich ches 
mals in folden Fällen bediente, 8. 12. In ben legten Jahr⸗ 
hunderten bat dad Schuldenwefen der meiften Staaten ſolche 
Ausdehnung erhalten, daß es zu einem ber widhtigften Gegen- 
fände ded Finanzweſens geworben ift (6). Sowohl für bie 
Aufnahme als für bie fortbauernde Verwaltung und bie Ab» 
tragung der Staatöfchulden wurben durch vielfaches Nachdenken, 
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durch die Benutzung zahlreicher Erfahrumgen und Verſuche nuͤtz⸗ 
liche Regeln ber Finanzklugheit gefunden, fo daß große Aus⸗ 
gaben und die ihretwillen gemachte Staatöfchuld mit einem 
geordneten Gange des Staatshaushaltes vereinbar geworben 
find, und die Befeftligung des Staatscredites erleichterte das 
Dorgen jo fehr, daß man davon fogar zu oft Gebrauch machte. 
Diefed eben fo ausgedehnte ald vichgekaltige Schuldenweien 
ber europäifchen Staaten if zwar ald Beweis bed wohlvers 
dienten Bertrauend gegen bie Regierungen fowie eined großen 
Borrathd angefammelter Bapitale erfreulich und hat als Huͤlfs⸗ 
mittel in mandyen Fällen gute Dienfte geleiftet, indeß läßt ſich 
nicht verfennen, daß audy große Nachtheile aus demfelben ents 
fanden find. Die Betrachtung des Schuldenwefend muß baber 
mit der Unterfuchung feiner volföwirtäfchaftlihen Wirkungen 
beginnen. 


(o) Ueber Staatsfchulden Hbechaupt Montesqnien, Esprit des lois XXII, 
7,18. — Pinto, a. Schriſt, ſ. I, 8. 42 (d), — Steuart 
IV. Theil 4. Bud. — Hume, PBolit. Berfuhe S. 163. Ueberf. 
von Kraus. — Mortimer, Brunvdfäge der Handlungs», Staates 
und uinangwiftenfaften. deutfh von Engelbrecht, Leipzig 1781, 
8.505 ff. — A. Smith V. B. 3. Cap. UI, 353—421. — v. Sonnen: 
feis. ®rundf. 1IL, $. 190. — Sismondi, Nouv. Prine. I, 317. — 
Say, Handbuch VI, 99. — %op ILL, 433. — v. Malhus I, 
— v. Rotted, Defon. Volt. ©. 369. — Nebenius, 
Jet — Gretit, Rocker. 1820, 2. Ausg. 1. B. 1820 (H aupts 
wert). — Wels, La magia del credito svelate. Napoli, 1824, IL 49. — 
Dufresne St. L&on, Etude du credit public et des dettes "publiques, 
Par. 1825. — v. Goͤnner, Bon Staatsfchulden, deren Tilgunges 
anftalten und vom Handel mit Gtaatspapieren, I. B. Münden 1825 
(unvollendet). — Bender, Der Verkehr mit Staatspapieren im Ins 
und Auslande, 2. 9. @ött. 1830. — Zach ari aͤ, Ueber Das Schulden, 
weien der Staaten des heutigen Europa, Leipzig 1830, auch in Polis, 
Jahrb. der Geſchichte und Staatsfunft, 1830, II, 192, 299. — Fer, 
Die Staatsfhulden und Staatspapiere, Bött. 1831. — Hisgen, 
Kurze Beleuchtung der Zahariä’fhen Schrift: über das Schulden- 
wefen sc. Trier 1832. — Bernoulli, Was ifl von Staatsidhulden 
zu halten, Bafel 1832 (ebenfalls gegen Zaharid). Deſſ. Beiträge . 
ur richti Würdigung der Staatsanleihen, Karlsruhe 1833. — 
ulda, Der Staatseredtt. Tübingen 1832. — Baumſtark, Staats: 
toiffenfchaftliche Verſuche über Staatscredit, Staatsfchulden und Staates 
papiere, Heidelberg 1833. — A. de Gasparin et J. Reboul, De 
l’amortissement. Paris 1834. — Influence of the public debt over 
the prosperity of the country, by M. B. Land. 1834. — den Tex, 
Over den invloed van Staatsgeldleeningan of de vermeerdering of ver- 
mindering van den nationalen rijkdom, in Nederlandsche Jaarboeken 
voor Regtzgelserdheit en Woetgeving, II, 169 — (Gancrin?) Ueber 
den Staatskredit. Bon einem ruf. Staatsmanne. Leipzig 1840. — 
v. Cancrin, Defon. der menſchlichen Gefellichaften, Stuttgart 1845, 
S. 284, — Mac Cullooh, Trestise on the prineiples and practical 
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infuence of taxstion and the founding system, 1845, ©. 396. — 
Diepel, Das Syflem der Staatsanleihen, Heidelb. 1855. — Garnier, 
Trait6 ©. 201. — v. Hod, Die öffentl. Abgaben u. Schulden ©. 265. — 
Wagner, Die Ordnung des öflerr. Staatshaushalts, Wien 1863, ©. 1. 


(5) Gine Geſchichte der Staatsfhulden fehlt noch. An ſtatiſtiſchem Material 
it am reihfien: Bern. Cohen, Compendium of finance, containing 
an account of the origin, progress ant presend state of the public 
debts,, revenue, expenditure, national banks and currencies of France, 
Russia ete. Lond. 1822. — Bis zum Jahr 1820 findet man das Befte 
in Nebenius, 1. Ausg., Anhang, kürzer und bis 1830 in v. Mal: 
bus, Fin.⸗Wiſſ. I, 461. — Die neueflen Angaben enthält die feit 
1859 erfcheinende Sammlung: Horn, Annuaire international du erédit 
publie. — Ueber Großbritanien vorzüglid Hamilton, An inquiry 
concerning the rise and progress of the national debt of Great Britain, 
Edinb. 1813. 3. Ausg. 1818. — Pablo Pobrer, Taxation ote. of 
the whole British Empire, 1, 247 ber frangöftfchen Weberfegung. 


8. 472. 


Wer Schulden madıt, verichafft ſich bie gegenwärtige Bes 
nugung eined fremden Bermögend gegen bie Verbindlichkeit zu 
fpäteren 2eiftungen an den Gläubiger. Die Regierung hat 
zwar bie Macht, dieß auf mandjfaltigere Art zu thun, ale ein 
Privatmann, indeß würde nichts der Befimmung bed Staates 
mehr wiberftreiten, ald eine von ber Regierung gegen ihre 
Gläubiger begangene Ungerechtigkeit; daher darf bie Finanz⸗ 
wiffenfchaft nur die mit der Gerechtigfeit vereinbarlichen Arten 
bes Schuldenmachene und der Behandlung des Schuldenweſens 
für zuläffig anerkennen. Die Lehren der Staatöflugheit flimmen 
hiemit überein, indem dad Rechtmäßige auf die Dauer immer 
auch ald das Nüslichfte erfcheint. Die eingegangenen Berbind- 
lichkeiten follen vollftändig und pünctlicdy erfüllt werden. Wenn 
ber Staat Schulden macht, fo ruft er die Hülfsmittel fpäterer 
Jahre und fogar fpäterer Gefchlechter zum Beiftande auf und 
zerlegt eine für ben Augenblid zu ſchwere Laſt in viele Kleine 
Jahredaudgaben, indem er vorausfest, daß biefe leicht entrichtet 
werden können (a). Wer burdy Schulden den Bermögenszuftand 
der Nachfommen verfhlimmert, Tann freilich von diefen nicht zur 
rechtlichen Berantwortung gezogen werden, aber befto größer if 
feine moralifche Verpflichtung gegen fle, ihnen nicht unbebacht- 
famer und ungerechtfertigter Weife die Bolgen eined früheren 
Aufwandes aufzubürben, zumal da er nicht weiß, weldye Staats⸗ 
ausgaben fie felbft zu beftreiten haben mögen. Auch den 
Staatögläubigern gegenüber ift ed Pflicht, bie Schulden nicht 
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fo fehr zu häufen, das die völlige Befriedigung der erfleren 
unmöglich werben koͤnnte (b). 


(s) „Eine Staatsanleihe if ein auf die Rachlommen gezogener Wechfel.“ 
Infiuence of the publio debt ©. 5. ° 

(6) Bergl. v. Rotted a. a. D. $. 40: von dem Rechte des Schulden; 
machens. 


8. 473. 


Auf diejenigen Staatsausgaben, zu denen man Schulden 
macht, find die von dem Staatsaufwande überhaupt geltenden 
Regeln (8. 26 ff.) anwendbar, und zwar in erhöhtem Maaße, 
weil die Uebernahme von Berbindlichkeiten auf längere Zeit 
hinaus ohne Zweifel mehr Bedenken finden muß, als die Bers 
wendung der Iahredeinfünfte für die gleichzeitigen Bebürfnifle. 
Diefe Ausgaben follen durch bie von ihnen zu emvartenden 
Vortheile gerechtfertigt werben ($. 468), die bald in ber Ab- 
wendung einer Gefahr, bald In einer Förderung bed Gemein⸗ 
wohles liegen können ($. 26). Während alfo bie Zwede, 
für welche man Staatefchulden machen kann, ſchon im 1. Buche 
betrachtet worden find, find bier die Wirkungen, welde 
diefe Schulden als folche hervorbringen, in Vergleich mit ben 
burch ihre Verwendung zu erreichenden Bortheilen zu betrachten. 
Jene Wirkungen können ſich bezichen 

I. auf die ganze Volkswirthſchaft, und zwar 
a) bie Gütererzeugung, $. 474 ff., 
b) die Bertheilung des Einkommens und die damit zus 
fammenhängende Berzehrung, $. 476, 
I. auf die Staatögläubiger, $. 479, 
HI. auf die Lage der Regierung, $. 480. 


$. 474. 


1. a. ®ird der Staatöbebarf neben dem Ertrage des eigenen 
Erwerbes der Regierung durch Auflagen gebedt, fo fuchen bie 
Steuerpflichtigen fo lange ald möglich diefe aus ihren Ein, 
fünften zu beftreiten, indem fie ihren Genuß einfchränfen, ohne 
ihr Stammvermögen anzugreifen, fo daß folglidy bis zu einer 
gewiffen Gränze hin die Gütererzgeugung nicht vermindert wird (a). 
Schulden dagegen, und indbefondere die häufigfle und befte Art 
berfelben, die Anleihen, ziehen Gelbfummen herbei, welche fonft 
von den Bürgern auf eine werbende und meiftens bervorbringenbe 
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Beife angelegt werben würben. Die vom Staate geborgten 
Summen find theild neue, nody nicht gewerblich angewendet, 
theils werben fie wegen des Reizes der guten Berzinfung und 
leichten Anlegung aus dem umlaufenden Bapital der Gewerbe 
leute gezogen, entweder durch den Entichluß derfelben, ober 
durch Kündigung der ihnen von den Gapitaliften gegebenen 
Darleiben. Mit der Capitalverminderung ift wegen des ver- 
ringerten Arbeitöbegehre eine Erniedrigung des Lohnes vers 
bunden (d). Diefe Schmälerung der Betriebemittel für den 
Gewerbfleiß- ift eine allgemeine nothiwendige Folge, wenn gleich 
mandye dem Staate gelichenen Summen noch feine befondere 
Benugung gefunden hatten und daher nicht zu erfennen if, 
welchem Gewerbözweige fie zugeflofien fein würden (c). Das 
gegen ift der Gebrauch, den die Regierung von den geborgten 
Summen madıt, von verfchiebener Art. 

1) Werben biefelben auf unmittelbar hervorbringende Ge⸗ 
werbe ober auf Berfcehröanftalten gewendet, fo wirken fie als 
Gapitale ober dienen zu Berbefferungen ber Grundſtuͤcke, fie 
bringen folglich eine vermehrte Gütererzgeugung hervor. 

a) Wenn die Unternehmungen oder Ländereien, in denen 
ſolche Eapitalverwendungen gemacht werden, ſich im Beſitze ber 
Regierung befinden, fo entfteht eine Vermehrung der Staats: 
einfünfte, durch welche, wenn fie von entfprechender Größe if, 
ber Aufwand vergütet wird. Je länger die Wirkung dauert, 
mit deſto Fleinerer jährlicher Reinertragövermehrung wird ſchon 
bad aufgewendete Bapital vergütet (d). 

b) Wenn die Gewerbrhätigfeit des Volkes befördert wird, 
z. B. durd Bau von Straßen, Häfen, durch Staatszuſchuß 
zu Trodenlegungds und Bewäfferungdanlagen u. dgl., fo ents 
ſteht ein Anwachs des Volkseinkommens, aus dem die Koften 
der Anleihen durch erhöhte Steuern aufgebracht werden können. 
Eine genaue Beredinung hierüber ift in vielen Fällen nicht 
wohl möglich, weil fi) die Wirfungen einer einzelnen Ber: 
anftaltung nicht herausfinden laſſen, auch bald von Jahr zu 
Fahr zunehmend, bald abnehmend find; dieſelben erftreden ſich 
ferner nicht immer auf alle Landeötheile ober Volksclaſſen, 
wenigftens nicht in gleichem Maaße. In manchen Yällen 
gelangen bie ausgegebenen Summen auf ſolche Weife in bie 
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Hände Einzelner, daß fie bei denſelben wieder in bie Reihe 
der Eapitale eintreten (e). 

2) Wenn die Anleihen für andere Staatözwede benußt 
werden, ed fei nun zu baldiger Berzehrung oder zur Anfchaf- 
fung dauernder Gebrauchögegenftände, fo läßt fi von einem 
Theile folcher Ausgaben zwar ebenfalld ein mittelbarer günftiger 
Einfluß auf die Hervorbringung von Sachgütern annehmen 
($. 27, Rr. 2. b); aber es ift nicht zu ermitteln, wie groß 
neben der naͤchſten Beftimmung eines foldyen Aufwandes biefer 
mittelbare volföwirthichaftliche Augen fei, und gewiß bildet er 
nicht felten Feine volftändige Vergütung für die aufgezehrten 
Gapitale. In foldyen Fällen muß alfo überlegt werden, ob 
bad Vermögen und Einfommen ded Volkes einen gewiſſen 
Aufwand von Sachgütern für gemeinnügige Zwecke geftatte, 
die außerhalb des volfswirthfchaftlichen Gebietes liegen. Bis⸗ 
weiten, 3. B. bei Kriegen mit einem ungünftigen Ausgange, 
fteht e8 nicht in der Gewalt ber Regierung, der Ausgabe eine 
folche Graͤnze zu feben, daß fie der Volkswirthſchaft nicht nach⸗ 
theilig wird. Die Erfahrung zeigt, daß in den - einzelnen 
Staaten der Wohlftand und die Vervollfommnung ber Staates» 
anftalten nicht mit der Staatöfchuld in gleichem Berhältniß fort- 
gefchritten find (5). 


(a) Die Beichränfung der Lurusausgaben zieht zwar eine Verringerung bes 
Abſatzes und alle auch der Hersorbringung leicht entbehrlicher Genuß⸗ 
mittel nad fi, dafür werden aber zufolge des Staatsaufwandes andere 
Sachguͤter begehrt. 

(5) Wenn auch der mit Hülfe von Anleihen ausgedehnte Staatsaufwand 
Arbeiter befchäftigt, To gefchieht dieß bei einer nicht hervorbringenden 
Ausgabe nur einmal, während ein Theil des Kapitals dieß jährlih von 
Neuem beivirft. 

(0) Daß Gütermafien abfihtlih darum erzeugt würden, um zu Staates: 
anleihen angewendet zu werben, if nicht erweislich und widerſtreitet 
der Erfahrung, zumal da die Regierung ihr Bebürfnig zu borgen 
niht lange genug vorher ankündigen fann. Auch leihet man bem 
Staate niht darum, Weil man alaubt, diefer werde die Summen 
beffee anwenden als die Inhaber derfelben, fondern weil man biefe 
Art der Anlegung in Hinfiht auf Sicherheit, Verzinfung, Bequem: 
lichkeit ac. vortheilbafter findet. — Die Meinung, daß ein fehr 
großes „disponibles” Bapital vorhanden fei, aus welchem bie Darleihen 
an den Staat ohne Nachtheil für den Gewerbfleiß geihöpft werben 
können (Diezel ©. 55. 100), bedarf einer Beleuchtung. 1) Gs ver: 
ſteht fih, daß weder der ganze Erlös des neuen @ütererzeugnifles, 
von dem vor Allem die Koften zu befreiten und die in Geldform zurück⸗ 
fehrenden umlaufenden Gapitale von Neuem auszulegen find, noch auch 
nur der ganze in Geld eingehende Reinertrag zum Ausleihen benupt 


., 
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werden Tann, weil man von ihm Unterhalts⸗ und andere Ausgaben 
vornehmen muß. Das jährlihe Erſparniß (Wirthſchaftsuͤberſchuß, L, 
6. 72), ſoweit es den Gewerbsunternehmern zufießt, wird von bdiefen 
größtenteils zur Ausdehnung ihres Bewerböbetriebes, von Landwirthen 
auch oft zum Ankauf von Ländereien benugt und alfo nicht verliehen, 
folglih iſt nur ein ziemlih Eleiner Theil des jährlichen Gütererzeug- 
niffes zu letterem Gebrauch dienlich, bauptlählid das Erſparniß der 
nicht gewerbtreibenden Cinwohner, nach Abzug der zur Bermehrung 
des Bütererzeugniffes beflimmten Summen. 2) Bon länger vorhan⸗ 
denen, in Geld umgefepten Guͤtermaſſen find verleihbar a) diejenigen, 
für die man noch Feine in allen Hinfichten befriedigende Art der An- 
legung gefunden bat, d) die von Bankherren und Banfen, Kaufleuten 
und anderen Berfonen aufbewahrten Seldvorräthe, die man bereit hält, 
um eine Gelegenheit zu einträglicher Benutzung irgend einer Art ab: 
zuwarten, bie fog. hoards (Horte) der engliſchen Schriftftellee. Der 
Gefammtbetrag der Leihfummen ift in jedem Lande unbefannt und 
wechſelnd, aber aus den Unterzeihnungen zu neuen Staatsanleihen 
könnte man ihn leicht überfchägen, denn Viele bieten mehr an, ale fie 
zu leihen haben, wenn fie bemerfen, daß Andere es ſchon gethan haben 
und wenn folglich ein Abſtrich (Reduction) zu vermuthen ik oder wenn 
fie auf einen leichten Berfauf der in ihrem Befige befindlichen älteren 
Berichreibungen oder der mit der exften Cinzahlung erworbenen Obli⸗ 
gationen rechnen. 


(d) 3. B. bei einem 10jährigen Mehrertrage find zur Erftattung jährlich 
(u 4 Proc. Zins) 12 Proc. des einmaligen Gapitalaufwandes, bei 
einem 100jährigen nur 4,% Broc. erforderlich. 


(6) Der Berf. des Buches: InAuence of the public debt etc. hält fogar 
eine inländifhe Staatsfhuld für ganz unfhädlid. Wäre das große 
Gapital der englifchen Stantsfhuld noch in die Gewerbe gewendet wor: 
den, fo wären, glaubt er, viele thörichte Unternehmungen (bubble spe- 
culations) und niedriger Zins entflanden und mande Gapitale verloren 
gegangen ; tie Schuld beförbere das Gapitalifiren dergeftalt, baß mit 
ihr zugleih die Mittel zur Zinszahlung zunehmen, und fo fei in 
Gngland in der Staatsfhuld ein Bapital von 7—800 Mifl. 2. St. neu 
gewonnen, ohne Berluft eines anderen. In der Schrift: „Ueber den 
Staatscredit” begegnet man ähnlichen Meinungen; der Staatscredit 
fönne die Mittel einer Nation nicht erihöpfen, weil die Summen ins 
Volk zurüdfchren, das Gapital gebäre die Zinien aus fi felb sc. — 
Auch Diegel in der a. Schrift beftreitet deu Satz, baß bei den 
Staatsfhulten Capitale zerftört werden und nimmt vielmehr an, daß 
die Anwendung der geliehenen Summen durch die Regierung ſtets neue 
Gapitale bilde. Gr faßt den Begriff von Gapital fo weit, daß aud 
jede mit einem Koftenaufwande verbuntene Berbeflerung im Staate, 
3. B die Nbfchaffung ber Zünfte (S. 72), die Berfehröverhältniffe 
(S. 99), der ganze Staatszufand (S. 83. 104) ein Immaterialcapital 
genannt wird. „Staatsanleihen, welche nad) dem wahren Princip bes 
Staatscredites aufgenommen werden, find feine Schulden der Nation, 
fondern ein Gapital derfelben“, S. 201. — Diele Säge find ten im 
8 aufgeftellten nicht widerftreitend, meil fie fih auf das im weiteften 
Sinne fo genannte Capital, d. 5. auf Nugen irgend einer Art für des 
Staatsleben beziehen, Anleihen und Ausgaben aber in Sachgütern vor: 
genommen und alfo aus dem Capital im engeren Sinne beſtritten 
werden müflen. Manche Anleihen können durch die Nothwendigkeit, 
den Staat zu fchüßen, ober durch die Bervolllommnung der Staates 
anftalten gerechtfertigt fein, wenn fle gleich, volkswirthſchaftlich betrachtet, 
ein Opfer erfordern. Dieſes bliebe freilich ganz unvergütet, wenn bie 
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Anleihen überhaupt keine nüglihen Folgen hätten, fei es duch Schuld 
der Regierung, 3. B. durch Kriege aus nicht zu vechtfertigenden Bes 
weggründen, oder duch ungünftige Greignifle. Beides if, wie bie 
Erfahrung zeigt, öfters eingetreten. Bölfer find nicht ſchon darum 
reich geworden, weil ihre Regierungen ſtark verfchuldet Find, fondern 
nn die Biltererzeugung buch die Wirkungen großer Ausgaben beför; 
dert worden if. Ea wäre gefährlih, wenn man ſich hierüber täufchte. 
Hiegu würde ein an der Hand der neueren Eeſchichte gelieferter Nach: 
weis, zu welchen Behufe ın den einzelnen Staaten die Staatsſchulden 
gemacht worden find und welchen Nugen fie gebracht haben, ſehr lehr⸗ 
reich fein. Großbritannien, Niederlande, Spanien, Bortugal ıc. — 
„Das Gapital, durch deflen Aufborgen die Schuld entfland, if unwiders 
ruflic vernichtet. Die Kämpfe des Volls für Freiheit, Sicherheit und 
Selbſtſtaͤndigkeit find mit Hülfe defielben ausgefocdhten worden, Unabs 
bängigkeit, Sicherheit und Freiheit find die Büter (commodities), zu 
deren Anlauf man e6 verwendete, aber in anderer Geſtalt kann es nie 
mehr zum Vorſchein fommen. Heimzahlung des Staatsgläubigers ers 
Ihafft fein verzehrtes Gapital, fondern überträgt nur auf ihn ein 
folches, weldyes fi) zuvor in den Händen der Steuerpflichtigen befand.“ 
Quarteriy Review, März 1825, ©. 324. — Nehnlid Garnier, FElé- 
ments des finances ©. 107, defl. Trait# S. 225. 
Beifpiele: die den franzöflichen Ausgewanderten unter Ludwig XVIII. 
erftatteten 1000 Mill. Fr., die den ee een in den britifchen 
Befigungen bezahlten 20 Mill. L. St., der Zuihuß des Staates zur 
Ablöjung der bäuerlichen Laſten, der Bannrechte u. dgl. 


U 
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6. 474 4. 


Wenn die Anleihen innerhalb des Landes gemacht werden, 
ſo werden ſogleich anfangs die Capitale dem Gewerbfleiße der 
Buͤrger entzogen und erſt ſpaͤter bei der Heimzahlung demſelben 
allmaͤlig zurückgegeben. Soweit alſo die Staatsausgaben nicht 
unmittelbar oder mittelbar productiv wirken, wird einſtweilen 
die Guͤtererzeugung vermindert. Die ſpaͤter zur Tilgung geſam⸗ 
melten Capitale koͤnnen nicht als vollſtaͤndiger Erſatz der an⸗ 
faͤnglich verzehrten gelten, weil fle aus den Steuerbeiträgen ber 
Bürger herſtammen, und dieſe bei niedrigeren Steuern zum 
Theile felbft neue Capitale erübrigt haben würden. Die Bereits 
willigfeit der Gapitaliften, dem Staate zu leihen, beweift nicht, 
daß die Leihfummen in den Gewerben feine gute Anwendung 
finden könnten, weil jene nur die einträglichfte Anlegung ihres 
Vermögens, die mit der Sicherheit vereinbar ift, im Auge haben, 
ohne die Bebürfniffe des Gewerbfleißed zu beachten (a), ed geht 
vielmehr dad Gegentheil aus der häufigen Wahrnehmung hers 
vor, daß ftarfe neue Anleihen ven Zindfuß zum Nachtheil ber 
Gewerbsunternehmer erhöhen. Hiezu kommt, daß ber für bie 
Bolfswirthfchaft unfruchtbare Handel mit Staatöpapieren, der 
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viele Capitale und Arbeitskraͤfte beichäftigt (I, 8. 441), bei 
inländifchen Anleihen mehr Rahrung erhält (d). 


(a) Lafitte (Dev. K. 22. Nov. 1830) flellt den Gegenſatz des Borgens 
und des Aufbringens durch Steuem grell bar: Le contribuable se 
plaint, le capitaliste se prösente ini möme .... L’impöt prend les 
capitaux, od ils ne sont pas .. . (in den am fchlechteften angebauten 
Gegenden ıc.); l’emprunt les prend, oü ils sont, dans les grandes 
villes .. .. L’impöt les prend, oü ils coutent 10, 12 et 13 p. co. 
l’emprunt là oà ils coutent 4—5 p. c. (Diefe Darftellung wäre nur 
rihtig, wenn von fehr hohen Steuern die Rede if, welche etwa eine 
anfehnliche Anleihe entbehrlich machen follten.) — Daaegen die Schrift: 
Should the money required to pay the expenses of the war be raised 
by loans or by taxes? Lond. 1855. — Garnier a. a. D. ©. 109. 

() Mortimer a. a. D. ©. 547 erkannte fhon das Nachtheilige dieſes 
Handels und der aus ihm entflandenen Sobberei, während Binto 
ber Meinung war, biefelbe fei für bie borgenden Regierungen ſehr 
vortheilbaft. 


$. 475. 


Hat man auswärts geborgt, fo bleiben anfänglich die 
Gewerbecapitale des Landes ungeftört, aber bei ber fpäteren 
Abtragung müflen Gapitale, die aus dem Ertrage der Steuern 
angefammelt find, hinaudgefendet werden und entgehen folglich 
den inländifchen Gewerben. Hiebei ift aljo ber Nachtheil hin⸗ 
audgefchoben, die Tilgung gefchieht nur allmälig und wenn in 
ber Zwifchenzeit der Gewerbfleiß beträchtliche Fortſchritte gemadht 
hat, fo wird die Abzahlung durch den erhöhten Wohlftand 
erleichtert. So lange feine Tilgung erfolgt, find nur die Zinfen 
außer Landes zu entrichten. Gehen die geborgten Gapitale in 
Geldform ein, fo bringen fie die Wirkung einer Geldvermehrung 
hervor (I, 8. 272), ihre Verwendung ſetzt anfange die Gewerbe 
in ftärfere Thätigkeit und vermag bei einer beträchtlichen Summe 
fogar die Preife der Dinge zu erhöhen. Wenn man jedoch 
folche Anleihen als ein Mittel betrachten wollte, dem Capital 
eined Landes einen Zuwachs aus dem Auslande zu verfchaffen, 
fo müßten die geliehenen Summen audy wirklich ald Capitale 
angelegt werben, welches jedoch bei einem Theile der mit ihnen 
beftrittenen Staatdausgaben nicht geichieht. Die auswärtigen 
Anleihen können übrigens ber Regierung eine Verlegenheit bes 
reiten, wenn ihre Schuldfcheine im Auslande auf einen niebris 
geren Preis finfen als im Innern, und deßhalb in Menge 
zum Verkaufe herbeigefendet werden, wodurch ihr Preis herab 


gedrüdt wird. 
Rau, yolit. Delon. II. 2. Abth. 5. Ausg 2 


— 3383 — 


Hiebei ift jedoch zu erwägen, daß Leihfummen leicht von 
einem ande in ein anbered gehen, woferne der Zindfuß bes 
trächtlich verfchieden und die Anlegung gleich ficher if. Daher 
werden oft inländifche Anleihen durch einftrömende fremde Ca⸗ 
pitale wieder erfegt und umgekehrt gehen auch wohl, wenn die 
Regierung von Fremden borgen wollte, die Schuldbriefe in die 
Hände inländifcher Capitaliften über. Die Banfherren ins- 
befondere fenden ihre Eapitale dahin, wo fie am meiften ein- 
tragen. Deßhalb macht ed in Anfehung der hier betrachteten 
Wirkungen wenig Unterfchied, wo die Anleihen aufgenommen 
werden, und man fann dieß unbedenklich da thun, wo man die 
günftigften Bedingungen erlangt (a). In einem reichen Lande 
it es leicht, bei inländifchen apitaliften um niedrigen Zins 
und überhaupt unter leichten Bedingungen zu borgen. 

(a) Nebenius a. a. D. S. 704. 


8. 476. 


I. b. Die Schulden ziehen eine fortbauernde neue Ausgabe 
für Zins und Tilgung nad fih. Auch in Hinficht auf bie 
Vertheilung des Bolfseinfommend unterfcheiden ſich 
die einzelnen Staatöfchulden nach der Art des mit ihrer Hülfe 
beftrittenen Aufwanbed. Iſt berfelbe werbend für die Staatd- 
caffe oder doch volkswirthſchaftlich productiv ($. 474), fo bietet 
bie aus ihnen herfließende oder erleichterte DBermehrung der 
Staatseinkünfte die Mittel zu jener jährlichen Zahlung bar (a). 
Iſt diefe Wirkung gar nicht vorhanden, oder reicht fic wenig» 
ſtens nicht foweit, als bie jährliche Ausgabe für die Schuld, 
fo haben die Steuerpflihtigen auf lange Zeit eine größere 
Summe aufzubringen, deren Ertrag in die Hände der Zins 
gläubiger (Capitaliften), einer großentheild unprobuctiven, von 
ihren Renten lebenden Volksclaſſe gelangt. Nur der zur Zils 
gung verwendete Theil dient zu einer erzwungenen Gapitals 
fammlung, $. 474. 475. Wenn foldye Staatöfchulden nicht 
vorhanden wären, fo Eönnten die Steuern geringer fein unb 
ben Steuerpflichtigen würde ein größerer Theil ihres Einfoms 
mens bleiben. Diefe würden ſich mehr Genuß verfchaffen, fich 
zum Theile weniger des Erwerbes willen anftrengen und aud) 
mehr überfparen, $. 474. Wäre etwa die Steuerlaft bie 


_ 


— 339 —— 


nämliche, fo hätte die Regierung mehr Mittel zu gemeinnügigen 
Ausgaben für die Gegenwart. Die Gapitaliften fönnten gleiche 
Zinseinnahme von Privatfchuldnern beziehen, aber ihr Ein- 
fommen beftünde dann in einem Antheile an dem mit Hüffe 
ihrer Gapitale entftandenen Erzeugniß. Jenen jährlichen Lei⸗ 
ftungen der Bürger ftehen die mit den Anleihen im Gebiete der 
Regierungsthätigfeit hervorgebrachten Wirfungen gegenüber, 
welche bei zwedmäßiger Verwendung der geborgten Summen, 
bei einem reichlichen Bolfseinfommen, und wenn feine unglüds 
lichen Ereigniffe eintreten, jene Ausgaben zu vergüten vermögen. 


(a) Wenn die Beförderung der ®ütererzeugung einem Landestheile oder 
einer Claſſe der Bürger vorzugsweile zu Gute käme, fo wäre es gerecht, 
biefen Mehrbetheiligten einen flärferen Beitrag aufqulegen, aber dieß 
würde nur bei einer fehr großen Ausgabe rathſam fein, weil doch für 
andere Landestheile und Gewerbszweige ebenfalls ein Aufwand vors 
fommt, aud die vortheilhaften Wirkungen nicht fcharf begränzt find. 


$. 477. 


Grüherhin wurde öfters die Meinung gebegt, eine Staats⸗ 
fhuld an inländiſche Gläubiger fei darum unſchädlich, weil 
„das Bolt fich felbft ſchuldig fei und die Zinfen zahle”. Dieß 
war irrig, denn alle Steuerpflichtigen müflen einen Theil ihres 
Einfommend abgeben, um eine Anzahl von Zindempfängern 
zu befriedigen (a). Obfchon die legteren ein vollgültiged Recht 
auf diefe Einnahme haben, fo ift doch unverfennbar die von 
den Schulden verurfachte Abänderung in der Bertheilung ber 
Einfünfte eine unvortheilhafte, und eine unüberlegte Vermeh⸗ 
rung der Schulden Fönnte einen verberblichen, den Wohlfland 
untergrabenden, manche Arbeiter in Dürftigfeit und Armuth 
Kürzenden, zu häufiger Auswanderung (5) antreibenden Steuer- 
drud zur Folge haben. Auswärtige Anleihen zeigen fi) darin 
unvortheilhafter als einheimifche, daß die Zinſen nicht im Lande 
verzehrt werden und daher feinem Staatsbürger Beichäftigung 
geben; dieſer Nachtheil mindert ſich indefien, wenn die Zinfen 


den Ausländern buch Waarenfendungen vergütet werben und . 


die Landederzeugniffe gerabe diefes Schuldverhältnifjed wegen (c) 
einen größeren und vortheilhafteren Abjag finden, als er fonft 
fein würde. — Man hat audy öfters die aus einer großen 
Staatöfhuld entftehende Steuervermehrung darum für unſchaͤd⸗ 


(ich gehalten, weil die Bürger fi) an hohe Steuern gewöhnen 
22° 


und aus ihnen einen flärferen Antrieb zum Fleiße und zur 
Sparfamfeit erhielten, $. 268. Diefe Erwägung fann zwar 
einige Beruhigung über die fchon vorhandene Verſchuldung eined 
Staated gewähren, aber eine weder von ber Nothwendigkeit 
gebotene nody durch ihre Wirkungen verbälmigmäßig fruchtbare 
Vergrößerung der Staatsſchuld nicht rechtfertigen, weil doch bie 
vermehrte Laft der Steuern den Capitalanwachs ſchwaͤcht und 
Diejenigen fehr befchwert, die ihre Einnahme nicht zu erweitern 
vermögen (d). Auch wenn bie Größe ber Staatdausgaben für 
das Volkseinkommen noch nicht übermäßig wäre, fo ſchmaͤlern 
doch die Ausgaben, welche von einer früheren Verwendung für 
öffentliche Zwede herrühren, die Mittel, mit benen bie Yülle 
gemeinnügiger Einrichtungen für die Gegenwart unterhalten 
werben fönnte (e). 


(e) Melon (Kleine Schriften, 1756, ©. 270) trug befonders zur Ber 
breitung Pin Irrthums bei, indem er fogte: „Die Schulden eines 
Staates find Schulden ber rechten Hand in bie linke.“ Richtig hierüber 
Montesquieu XXII, Cap. 17. — Smith II, 388. — Ricardo, 
17. Cap. S. 257 der Ueberf. von Baumſtark (II, S. 6—9 der 
franz. Ueberf.) ift der Meinung, die Zinsgahlung fei keine Lak für das 
Bolt, weil es ungewiß fe, ob der Empfänger oder der Zahler die 
Summe befler verwende, und nad der Bernihtung der Schuld doch 
das Gapital und Ginktommen des Volkes noch daflelbe bleibe. — Allein 
die Staatögläubiger nehmen meiſtens ihren Unterhaltsbedarf aus ihrer 
Zinseinnahme, während die Steuerpflictigen, wenn ihnen weniger abs 
gefordert würde, die nachgelafiene Summe nit für ihre nothwendigen 

bensbebürfnifie zu verwenden brauchen und baher mehr zurüdiegen 
können. Bel. Baumftarf, Staatew. Verſ. ©. 516. 


(d) Ricardo ©. 261. B. II, 12 franz. Ueberfegung. 


° (0) 3. 3. weil oft der Curs ber Wechfel in dem zinsempfangenden Lande 
nah dem zinszablenden unter Pari fleht und —** zum Kaufen er⸗ 
muntert. 

(d) Der Irrthum, daß die Staatsobligationen ein neu erſchaffenes Ber: 
mögen feien, welches die Gonfumtion der geborgten Guͤtervorraͤthe 
wieder erſete, ift bei dem beutigen Stande der volfswirthfchaftlichen 
Erfenntniß nicht mehr zu befürdten. — 9. Smith III, 384. — 
„Die Activcapitalien find feine neuen Werthe, fondern nur traurige 
und fhmerzhafte Grinnerungen an die vernichteten”, Nebenius I, 
669. — Vergl. oben I, $. 279. — Dennod findet jene Borftellung 
nod immer ihre Anhänger, 3. B in der Schrift: Weber den Staates 
eredit ©. 33, nach welcher die Staatsfchuldbriefe bie zu einem gewifien 
Grade die Stelle der flingenden Münze vertreten und alfo die Bapitale 
der Nation vermehren follen; ferner in ber Schrift: De Schuld van 
den Stast, als aanwinst van het National- Vermogen, ’s Gravenhage, 
1839, f. den Tex in Nederlandsche Jaarboeken voor Regtsgeleerdheit 
en Wetgeving, II, 352. — Mortimer a. a. O. fuht Hume’s 
Schilderung von den Nachtheilen der Staatsfhuld u. a. durch bie 
Darftellung des (vermeintlichen) großen Nutzens er widerlegen, der aus 
dem oͤfteren Umſatze der Schuldbriefe entſtehe, S. 628. 
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(e) Zur Grläuterung dient die Angabe bes jährlichen Aufwandes für bie 
Staatsſchuld in mehreren europälfhen Staaten, wobei in den Ländern, 
welche Stantseifenbahnen haben, unter a) bie ganze Ausgabe für die 
Schuld, b) diefelbe nach Abzug des auf bie Sifenbahnfchuld kommenden 
Aufwandes angegeben il. In der 2. Spalte ift das Verhaͤltniß zu 
dem Staatsaufwande mit Ausihluß der Erhebunge: und Betriebskoſten 
verftanden. Bei Oeſterreich find für 1864 37 Mill. Cw. angenommen. 





Ausgabe für die Proe. des | Auf den Kopf 





Si.⸗Schuld Et. :@ufwande| füpp. fl. 
Baden, R. 1858... a) 3522829 fl. — 
b) 1459 6332, 13,8 1,8 
N. 1865... a) 4904 386 „ — — 
b) 1151993, 9,* 0,% 
Bayern, A. 1855—60 a)| 12964500 „ — — 
b) 8751500 „ 20,3 1,9 
A. 1861—66 a)| 13556300 „ 29 2, 
Belgien, &. 1859 . . a)| 35.632555 fr. 27,' 2,6 
b)! 9. 20%, Mill. Sr. | 22,° 2,9 
9. 1864 . . a)| 40660200 „ 36,8 3,9 
Kranfreih, 9. 1860 . 395-451 420 „ 31,3 5,1% 
A. 1865 . 457 Mill. Fr. 27,3 5,2% 
Großbritanien, MR. 1858/9| 28.527483 2. 47, 11,9 
M.1863/4| 26211790 „ 41, 10,5 
Hannover, 9. 1859. . 4)) 2707000 Thlr. 24,! 2,58 
b) 952763 „ 8,! 0,9 
Heflen, Gr. A. 1863 65 b) 919575 fl. 12,6 9 
Niederlande, N. 1862 30799407 „ 37,8 8,3 
Rordamer. Un.,R. 1862/3| 24729847 D. — 2,% 
1863/4| 53635422 „ — 5,7 
N. 1864/5| 91810000 „ — 9,7 
Oeſterreich, R. 1857 . 91'786 986 fl. 26,° | 3,32 
N. 1862 . 124538 000 „ 36,* 4, % 
A. 1864 . 146°514600 „ 39,5 4,% 
Paͤpſtl. Staat, A. 1859 4547750 Sc. 33,5 , 
Portugal, A. 1862 . . 6125092 milreisi 38,5 3,9 
Preußen, A. 1859 . . a)| 13447250 Thlr. 14,8 1, 
b)! 12505150 „ 13,5 1,8 
A. 1862 . . a)| 15°547700 „ 17° 1,0 
Rußland, 9. 1864 . . a)| 59637803 M. 19,? 1,8 
Sachſen, A. 1858-60 a) 2'760 766 Thlr. 30 2, 
b) 1593067 „ 16,° 1,3\ 
Sardinien, A. 1858 . a)| 40°289897 Kr. 33,7% 3,0 
b)| g. 33 Mill. Fr. 27,5 — 
K. Italien, A. 1863 . a)! 2009:/, Mill. Fr. 25,? 4,8 
Spanien, X. 1859 . . | 554,1 Mill. Me. | 30,° 48 
A. 1862... 366 Mill. Re, 24,7 | 2,% 
PWürtemberg, A.58—60 a) 3-083 828 fl. 22,' 1,8 
Wo | A. | 26, | 2,» 
$. 478. 


Wenn anfehnliche Staatsausgaben nothwendig find ober 
für müglich erachtet werben, fo muß man auch die großer augens 
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blickliche Erleichterung in Anfchlag bringen, weldhe in dem 
Aufnehmen von Schulden liegt. Eine Ausgabe, die, ald Steuer 
gefordert, vielen Bewerben die nöthigen Capitale und vielen 
Steuerpflichtigen einen Theil der Unterhaltömittel entziehen, 
alfo unerſchwinglich oder mwenigftend fehr brüdend fein würbe, 
wird nun mit den fchon zum Ausleihen beftimmten oder doch 
leichter aud den Gewerben zurüdzuziehenden Gapitalen, zum 
Theile vom Audlande gedeckt. Dan braucht einfiweilen nur 
ben Belauf der Zinfen fährlich durch Beſteuerung einzuziehen 
und fann daher mit einem gewiflen verfügbaren Theile der 
Staatseinkünfte für den Augenblid eine weit größere Wirkung 
hervorbringen, ald wenn man ihn unmittelbar zur Beftreitung 
des Bedürfniffed verwenden wollte, die Abzahlung aber vertheilt 
fi) auf einen langen Zeitraum (a). Die großen Ausgaben in 
Zeiten ded Krieges oder anderer außerorbentlicher Verhältnifie 
machen daher Anleihen unvermeidlih. Die Annahme, daß die 
Staatöbürger eine für ihr Einfommen zu ſchwere Steuerlaft durch 
Privatanleihen leicht aufbringen fönnten (d), ift unhaltbar, denn 
wenn ed auch Allen gelänge, Darleihen zu finden, fo würden Viele 
wegen der Ungleichheit des Credites, der Zerfplitterung ber gefuch- 
ten Eapitale und ber Abneigung ausländifcher Bapitaliften ſchwe⸗ 
rere Zinfen zu entrichten haben, überbieß bleibt audy Die Anlegung 
der Schagungen, an die man ſich in einem foldhen Falle vorzüg- 
(id) halten müßte, immer unvollfommen und bei einem fo hohen 
Fuße würden die Ungleichheiten der Katafter höchft empfindlich 
werden. Bei einer gewiffen Höhe der Steuern erfcheint es 
folglich wohlthätig, daß die Regierung für große außerorbents 
liche Ausgaben von ihrem Credite Gebrauch macht. Es läßt 
fich jedody nur aus den gegebenen Verhältniffen in einem Lande 
beurtheilen, ob dad Aufnehmen einer Schuld oder die augens 
blickliche Steuererhöhung den Vorzug verdiene (c). Auch für 
Fleinere Ausfälle hat dad Borgen den Bortheil, daß man nicht 
den Steuerfuß von Jahr zu Jahr zu verändern braudıt, was 
für die Wirtbfchaften der Staatsbürger flörend fein müßte (d). 
(a) Ricardo, S. 260, bemerkt darum fogar gegen die Anleihen, daß fie 

die Bürger der Nothwendigkeit des Sparens allzufehr überhöben, was 

in dem Falle rihtig wäre, wenn man fchon borgte, während die Steuer; 


fähigkeit des Volkes noch höhere Auflagen zu tragen vermoͤchte. 
(6) @in von Ricardo S. 257 Hingeworfener Gedanke. 
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(ce) Im legten xuffifhen Kriege fuchte die britifche Regierung anfange mit 
erhöhten Steuern auszureihen. Der Banzler ber Schapfammer (Glad⸗ 
ftone) ſchlug am 6. März 1854 die Verdoppelung der Cinkommens⸗ 
feuer vor und fagte u. a.: „Der Krieg hat einen gewiflen Glanz und 
Reiz für die meiſten Menichen, weßhalb fie die mit ihm verbundenen 
Uebel überfehen. Die Rothwendigfeit, Jahr für Jahr bie Koften eines 
Krieges zu bezahlen, ift ein heilfamer Zaum. Man muß nun über- 
legen, was man thut und im Boraus die Vortheile berechnen, die aus 
der übernommenen Ausgabe zu erwarten find.“ Der auf Gladſtone's 
Antrag gefaßte Beſchluß konnte aber nicht wiederholt werten, als ber 
Krieg in der Krim größere Anſtrengungen nöthig madte, und im fol: 
genden Jahre mußten 16 MIN. 2. St. aufgenommen werben. 


(d) de Gaspsrin et Reboul, ©. 13: L’impöt variable c’est pis encore 
que Y’impöt excessif. 


6. 478. 


Aus den vorftehenden Sägen über die Wirkungen der 
Staatöfchulden (8. 474 ff.) folgt nit, daß dieſe nicht für 
andere Zwede als die gewerbliche Capitalanlegung zu Gunften 
ber Staateinkünfte ober zur Beförderung der Volkswirthſchaft 
zuläffig feien, fonden nur, daß fie nicht ohne wichtige 
Gründe gemacht werden dürfen, und daß, wenn fie nicht zur 
Erhaltung ded Staates oder durch eine andere Nothwendigfeit 
geboten find, ber von ihnen zu erwartende Bortheil für den 
Staat mit dem von dem Volke zu übernehmenden Güteraufs 
wande verglichen und darnach der Beichluß gefaßt werben fol. 
Der Unterfchieb in der Dauer der Wirkungen einer Staates» 
ausgabe ift bisher in der Finanzverwaltung wenig beachtet 
worden. Es galt ald Regel, daß der orbentlide Auf- 
wand von Jahr zu Iahr aus den gleichzeitigen Einkünften 
beftritten werden müfle, weil fonft der Staatöhaushalt nicht 
nachhaltig und der Staat nicht lebendfähig fei. Bei dem 
außerordentlihen Aufwande beurtheilte man aus feiner 
Größe im Berhältnig zu den ſchon vorhandenen oder ohne 
Schwierigfeit zu emweiternden Einfünften, ob eine Anleihe zu 
Hülfe genommen werben folle. Neuere Schriftfteller haben 
jenen Unterfchied mehr hervorgehoben und den Sag aufgeitellt, 
die Gerechtigfeit fordere, daß alle fortbauernd wirkenden Staatd- 
ausgaben aus Anleihen genommen werben, damit bie Nach—⸗ 
fommen zu dem Aufwande, beffen Fruͤchte fie genießen, gehörig 
beitragen und bad gegenwärtige Gefchlecht die Laft nicht allein 
zu tragen habe (a). Hierüber läßt fi, Folgendes bemerfen: 
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1) Noch abgefehen davon, ob die Dedung ded auf lange 
Zeit wirffamen Aufwandes durch Anleihen rechtlich noth⸗ 
wendig ſei, iſt fie wenigſtens zuläffig und bei großen Aus⸗ 
gaben, welche die Steuerfähigkeit der Gegenwart zu ſtark in 
Anſpruch nehmen würden, zweckmaͤßig, $. 478. 

2) Es ift aber in früheren Zeiten vieled Nügliche, deſſen 
Folgen noch empfunden werben, mit den gleichzeitigen Mitteln 
von den Borfahren zu Stande gebradyt worden, ohne daß jebt 
nod etwas dafür geleiftet zu werben braudte, es iſt daher 
nicht unbillig, wenn die Jeßtlebenden Aehnliches für die Nach⸗ 
fommen thun, wo es leicht gefchehen kann, zumal da fie doch 
auch noch an dem Genufle der Wirkungen theilnehmen (d). 

3) Die Wirkungen einer einmaligen Ausgabe find je nady 
bem Zwecke berfelben von ungleiher Dauer. 

a) In vielen Faͤllen ift diefelbe immerwährend, wenn 3. 2. 
ein Uebelſtand gänzlich befeitigt, eine Laſt abgelöft, ein bleiben- 
bed Befigthum erworben wird (c). 

b) Wird ein für einen Staatszweck beſtimmtes Sachgut 
bergeftellt, fo hängt der Zeitraum, ber bis zur Verzehrung und 
folglih zu dem Beduͤrfniß einer abermaligen Anfchaffung vers 
ftreicht, von förperlichen Urſachen ab und ift deßhalb hoͤchſt 
verfchieden (4). Wollte man hierauf im Einzelnen genaue 
KRüdfiht nehmen, fo müßte man für Gegenflände von verſchie⸗ 
bener Dauer neben dem Zind bed Aufwandes entſprechende 
Tilgungsrenten audmitteln und vermittelt der Steuern aufs 
bringen, damit nicht fpätere Geſchlechter zu einer früheren Aus⸗ 
gabe noch beizutragen hätten, die fie jchon wieder von Neuem 
übernehmen müflen. Dieß wäre fchon ber Umftänblichfeit wegen 
unausführbar. 

4) Bei manchen Ausgaben, die in einem gewifjen Zeitpunct 
als unvermeidlich erfcheinen, ift feine Dauer der Folgen zu 
erfennen. Es ift z. B. bei den Koften der SKriegerüftungen, 
ober dem Aufwand megen eined unglüdlichen Ereignifles(e) uns 
gewiß, ob und wann die Urfache der Ausgabe ſich wiederholen 
werde. Bisweilen wirb der Erfolg durch einen fpäter ein- 
tretenden Umftand aufgehoben oder gefhwädt; in einzelnen 
Fällen ift die gute Wirfung im Laufe der Zeit bald allmälig 
abnehmend, bald wachſend, überhaupt läßt fich dieſelbe oft 
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weber ihrer Stärke noch ihrer Dauer nad in dem Augenblid, 

wo ber Aufwand gemacht wird, beurtheilen (f). 

5) Demnad) erfcheint eine genaue Zerlegung und Ausfcheis 
dung aller, auch der ordentlichen Ausgaben in mehrere Claffen 
nad diefem Geſichtspunct weder ald rechtlich nothwendig, noch 
als thunlich. Außerordentliche Ausgaben bürfen, wenn fie im 
Berhältnig zu den Hülfsmitteln der Gegenwart eine gewiffe 
Größe erreihen, aud Anleihen genommen werben, doch ifl es 
rathſam, da, wo fie hauptfächlich dem jegigen Denfchenalter 
dienen, die Steuerfräfte mehr in Anſpruch zu nehmen, als bei 
einem offenbar lange dauernden Erfolge. Anleihen find alfo 
zum Behufe großer außerorbentliher Ausgaben ziwedmäßig 

a) wenn fie nothwendig find, 

b) wenn fie die Staatdeinkünfte oder zunaͤchſt bie Güter 
erzeugung und bad Einkommen bed Volkes anhaltend zu 
vermehren verfprechen, 

c) wenn fie zu anderen wichtigen Berbefierungen im Staate 
dienen, fo baß die unberechenbare mittelbar probuctive 
Wirkung nicht der Hauptzwed ift, unter den oben an- 
gegebenen Borausfegungen. 

Wenn ein genaued Ebenmaaß zwifchen den Staatölaften 
und dem Genuſſe der Staatsanftalten in jedem Zeitalter nicht 
bergeftellt werden kann, wenn bie in rubigeren Zeiten Xebenden 
zu den wirtbfchaftlichen Opfern beitragen müffen, die in ſchwie⸗ 
tigeren Ragen des Staated nothivendig waren, oder aud) etwas 
zum Belten ber Nachkommen aufwenden, fo ift dieß nicht fon- 
berlih zu beklagen und entfpricht den Pflichten der Bürger 
gegen den Staat (dad Baterland). 

(a) Dieß ift in dem a. Buche: Influence of the publio debt ($. 471 (s)) 
ausgefprohen, von Diezel a. a. D. weiter ausgeführt worden. 
Wagner (Die Ordnung des Öfterreih. Staatshaushaltee S. 40) 
fommt zu dem Ergebniß, daß wenigflens Ausgaben von bauerndem 
Nutzen aus Anleihen beftritten werden dürfen, vgl. jeboch ebenda 
©. 62. — Stein (kehrb. S. 471) räth ein geregeltes Syſtem ber 
Benutzung des Staatscredits, bei dem man die Zeiträume annähernd 
u ermeflen fucht, in denen die Wirfungen der Ausgaben und bie 
Bermehrung der Staatseinfünfte zum Borfchein kommen. 

(5) Wenn man annimmt, daß die Steuerpfliht im Durchſchnitt in einem 
gewiflen Alter, 3. B. mit 25 Jahren, anfange, fo läßt fih aus den 
Erfahrungen über die Zahl der Lebenden von — Alter und uͤber die 


mittlere Lebensdauer jedes Alters die mittlere Lebensdauer der Steuer⸗ 
pflichtigen berechnen. Nach einem fluͤchtigen, auf die belgiſchen Erfah⸗ 
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rungen geſtuͤtzten Ueberſchlage ſcheint dieſelbe 24 Sabre zu betragen, 

wobei zu bedenken iſt, daß die jüngeren, noch lange lebenden Steuer: 

pflitigen aud die zahlreichſten find. Es ift alfo anzunehmen, daß 
der Steuerpflichtige von einer aus feinen Abgaben vorgenommenen ein⸗ 
maligen Ausgabe noch 24 Jahre die guten Folgen genieße. 

3. B. Befreiung der SHaven und Leibeigenen, — Staatszuſchuß zur 

Ablöfung nachtheiliger Brivatlaften, — Abfauf eines Ichäblihen Schiff⸗ 

fahrtszolles, — Ankauf eines auswärtigen Gebietes zu Anfledlungen, 

zu einem Hafen ıc,, — Anlegung einer Feſtung, Landftraße, Ciſenbahn, 
eines Canals, Hafens, botanischen Gartens, eines Plabes zu Waffen: 
übungen u. dgl. Bei Unternehmungen tiefer Art ift ein Theil des 

Aufiwandes von beichränfter Dauer und gehört zu Nr. 3. b). 

(d) Bon ſehr langer Dauer find Baumwerfe wie Staatögebäude, Brüden, 
Mauern, Dämme, ferner Sammlungen sc, — von mittlerer Dauer 
Drainanlagen, Geihüge, Schiffe, fHebende Dampfmalchinen, — von 
fürzerer Pferde, Waffen, Geräthe, Bahnichienen, Maſchinen⸗ und 
Fortihaffungswägen sc. 

(e) Waſſer⸗ und Feuerſchaden, Erdbeben, Seuchen, Mißwachs, Auffland. 

(f) Koften einer Feftlichfeit, einer Zufammenkunft von Fürften oder Ge 
fandten, Srforihungsreifen, Unternehmungen mit bewaffneter Macht, 
3. B. Belegung eines fremden Landes. ne folde Ausgaben er: 
weifen fi fpäter als nuglos, manche bringen unverhoffte Vortheile, 


8. 479, 


DO. Das Dafein der Staatöfchuld bei einer Regierung, die 
fih Vertrauen erworben hat, ift für @apitaliften erwuͤnſcht, 
weil fie dadurch ihr Vermögen auf bie leichtefte Weiſe anlegen 
fönnen (a). Zinstragende Staatsſchuldbriefe find zu jeder Zeit 
zu erfaufen und eben jo leicht wieder zu verkaufen, wenn man 
die Summe zurüdziehen will, auch ift die Erhebung der Zinfen 
fehr leicht und die Ausbezahlung erfolgt bei einer guten Finanz⸗ 
verwaltung pünctlih. Dagegen gereihen bie in dem Handel 
mit Staatspapieren gemachten Gewinnfte von volföwirthichaft- 
lihem Standpuncte aus nidyt zur Empfehlung des Schuldens 
weiend und überhaupt ift der erwähnte Nutzen beffelben in 
BVergleih mit den bargeftellten Nachtheilen nicht hoch anzu- 
fhlagen, I, $. 441. Mebrigens fann die aus ber bequemen 
Unterbringung der Geldſummen entfpringende Ermunterung zum 
Ueberfparen auch auf andere Weife, im Kleinen mit Sparcaffen, 
in Großen mit reditvereinen, guten Leihbanfen u. bgl., zu 
Wege gebracht werden und der Erfindungsgeift würde da, wo 
feine Staatöfchulden find, unfehlbar ſolche Grebitanftalten her: 
vorrufen (b). 


(a) Nebenius I, 664. 
(5) In dem a. Bude: Influence of the p. d. ete., wird die Staatsichuld 
als ein wichtiges Belebungsmittel der GBirculation und bes Unterneh: 


(e) 
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mungsgeiſtes geſchildert; Schweden habe darum zu wenig Capital und 
zu hohen Zins, auch in te fehle es —* an Gelegenheit, 
Capitale gut anzul een. — Hier if Urfache und Wirkung verwechfelt. 
Bewerte und Handel erzeugen die Gapitale, welde dann dem Staate 
geliehen werden. 


$. 480. 


II. Wirkungen der Schulden auf die Lage einer Regierung. 
1) Die Staatögläubiger haben bei einem gemwaltfamen Wechfel der 
Berfaffung, bed Fürftenhaufes, überhaupt bei jedem Umfturze 
ber beftehenden Orbnung einen Berluft zu befürchten (a), daher 
it ihre Anhänglichfeit an die Regierung in Zeiten flürmifcher 
Bewegungen ober Parteifämpfe ſehr nüglich, aber in ruhigen 
Zeiten, oder wo fonft flärfere Bande ber Zuneigung und ber 
Pfliht Regierung und Vollk aneinander fnüpfen, ift diefe Wir⸗ 
fung der Schulden von geringerer Erheblichkeit. 2) Der Preis 
(Eur8) der Staatöpapiere ift fehr veränberlich, wie es die auf 
Regierungdmaßregeln und Zeitverhältniffen beruhenden Hoff⸗ 
nungen und Beforgniffe der Staatögläubiger mit ſich bringen, 
I, $. 438. Seine Größe in einem gewiflen Staate, fowie fein 
Steigen und Sinfen dient daher zu einem Kennzeichen, woraus 
bie Regierung den Stand ber öffentlichen Meinung, indbefondere 
bie Borftelungen einer wohlhabenden und unterrichteten Claſſe 
von Bürgern wahrnehmen, und bald eine Ermunterung, bald 
eine Warnung fchöpfen fann (8). Freilich wirken auch vielerfei 
fremdartige Urfachen auf diefen Curs, weßhalb man nur mit 
Vorfiht Schlüffe auf ihn bauen darf und überhaupt kann biefer 
Nugen der Curſe nur ald eine einzelne gute Seite einer Sache 
gelten, bei der dennoch die Nachtheile überwiegend find. 3) Eine 
verhältnißmäßig große Schuld, welde die Aufnahme neuer 
Schulden erfehwert und biöweilen ganz verhindert, ift ein läftigeö 
Hemmniß für die Regierung. Der Credit ded Staated und bie 
Fähigkeit der Bürger, die Zinfen und Tilgungöbeträge aus ihrem 
Einfommen abzugeben, haben ihre Gränzen, und ed ift fehr 
bevenklih, wenn ein Staat feine Schulden ſchon bis an Dies 
felbe ausgedehnt hat, weil ihm nun für neue Oefahren und 
Bebürfniffe kein Hülfsmittel mehr zu Gebote fieht. Die Regie 
rung eines fchuldenfreien oder wenig verfchuldeten Staates Tann 
ſich in den Angelegenheiten der inneren und auswärtigen Politik 
weit freier beivegen und weit mehr Kraft entwideln (c). 
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(ea) Wenn die in Sparcaffen niedergelegten Erſparniſſe der arbeitenden Glafle 


(2) 


(e) 


in Staatepapieren angelegt, d. h. der Regierung gelichen werden, fo 
hat bdiefe eine große Zahl von Bläubigern in den unterfien Ständen, 
worauf man in Yranfreih aus dem oben angegebenen Grunde befon« 
deres Gewicht gelegt hat. Das Guthaben der Sparcaffen bei der Onisse 
des consignations et döpots war im April 1845 auf 3967/, Mill. Fr. 
angewachſen. 1848 wurden 202,3 Mill. Sr. in die unauflündbare Schuld 
herübergenommen. 1856 betrug das künbbare Guthaben jener Caſſen 
266,° Mill. — In Großbritanten war die Zahl der Perfonen, welde 
Binfen der Staatihuld bezogen: 


1833 1848 
bis zu 5 2. St. 85142 96 415 
über 5— 50 „ 141 021 140 962 
50— 100 „ 25 446 24 462 
100— 500 „ 21 941 20 561 
500-2000 „ 1799 1550 
über 2000 „ 183 177 


zufammen 275 532 284 127 
Nur die Eleinen Bolten bie 5 2. haben ſich folgli in diefer Zeit vers 
mehrt. — In Frankreich waren 1825 162833 eingefchriebene Schuldpoften 
(perties insorites), im J. 1830 ſchon 195570, 1834 aber 213 168, 
wobei indeß eine Berfon mehrmals vortommen kann, wenn fle Papiere 
von verfchiebenem Zinsfuß beſitzt. Documens statistiques, 1835, ©. 166. 
1845 zählte man in den 5procentigen Schulbbriefen bei Privatperfonen 
36833 Poſten unter 100 Fr. Renten (Durchſchnitt 55), 40186 von 
100—6500 (D. 260), 13424 von 500-1000 Fr. (D. 740), 9710 von 
1— 2000 (D. 1440) und 9009 von 2000 Fr. an. 
Dies it von Bahariä a. a. D. vorzüglich herausgehoben worden. 
„Wenn ...., fo darf man wohl behaupten, ; fein (größerer) 
Staat ohne Schulden fein darf, wenn feine Angelegenheiten mit Stetig⸗ 
feit und Befonnenheit verwaltet werden follen. — Yür die altariediiichen 
Freiftaaten, für den römifchen Freiſtaat, für das altrömifche Reich, war 
es ein großes Unglüd, daß fie keine Schulden hatten.“ 
Die große Schuldenmafle der neueren Staaten hat jene riefenmäßigen 
Reichthümer einzelner Banfhäufer erzeugt, die zu einer wahren Macht 
geworben find. 
Who hold the balance of the world? Who reign 
O’er Congress, whether royalist or liberal? 
— Who keep the world, both old and new, in pain 
Or pleasure? Who make politics run glibber all? 
The shade of Bonaparte’s noble daring ? 
Jew Rothschild and his fellow Christian Baring. 


Lord Byron, Don Juan, XU, 5. 
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Dad Ergebnig der vorftehenden Erörterung iſt dieſes: 


Schulden, durch weldye nicht die Regierung unmittelbar eine 
fortdauernde Vermehrung ihres Einfommend erwirbt ober ber 
MWohlftand und fomit die Steuerfähigfeit des Volkes in ent 
fprechendem Maaße erhöht wird, legen den Bürgern eine lange 
fortdauernde wirtbfchaftliche Laſt auf. Sie können nur gerecht⸗ 
fertigt werden, wenn fie zur Beftreitung unvermeidlicher Aus⸗ 


gaben oder zur Hervorbringung eined, dad Opfer von Sach⸗ 
gütern vergütenden Bortheild für andere Staatszwecke beſtimmt 
find, wenn in dieſem Falle die aus der Schuld entftehenve 
fortdauernde Ausgabe im Verhaͤltniß zur Steuerfähigfeit des 
Volkes nicht übermäßig ift, auch der Aufwand nicht ohne 
größere Nachtheile aus Steuern beftritten werben fann. Da 
fhon überhaupt jeder weder nothwendige noch nüglicdye Staats» 
aufvand zu tadeln iſt, fo erfcheint ein ſolcher in erhöhtem 
Maaße verwerflih, wenn er mit Hülfe von Schulden vor 
genommen wird. Es wäre verderblih, wenn eine Regierung 
über die Wirkungen der Staatsſchulden irrige Borftellungen 
begte und dadurch beivogen würde, obige Grundſaͤtze zu vers 
legen. Es ift jedoch nicht möglich, die Bälle, unter denen das 
Borgen als zuläffig erfcheint, durch ein Geſetz erichöpfend zu 
bezeichnen (a); nur die reiflichfte Envägung in jeden einzelnen 
Falle kann daher vor dem Mißbrauche fchügen. In Staaten 
mit einer ftändifchen Verfaſſung gehört die Aufnahıne von 
Schulden zu denjenigen Regierungshandlungen, welche ganz 
vorzüglich die Zuftimmung der Stände erfordern. Diefe Saͤtze 
find jedody nicht auf einen geringen Betrag von Anleihen an» 
wendbar, bie daraus entipringen, daß der Voranſchlag ber 
Ausgaben um eine Fleine Summe überjchritten werden muß 
ober die Einkünfte unter dem angenommenen Maaße bleiben. 
Ein folcher mäßiger Ausfall kann fpäterhin leicht durch einen 
Ueberſchuß der Einnahmen ausgeglichen werben, oder vergrößert 
wenigftend die Schuld nicht mehr, als in kurzer Zeit wieder 
abgetragen wird. 


(s) In Baden wurde unter ber Regierung des edlen und weiſen Groß⸗ 
herzogs Karl Friedrich (} 1811) und wahrfcheinlich auf deſſen eigenen 
Antrieb der Verſuch gemacht, auf gerslichen Wege die Bedingungen 
zu beflimmen, unter welchen allein Staateichulden zuläffig fein follten, 
uerft dur das Hausflatut und Landesgrundgefeh vom 1. Det. 1806, 
dann in der „pragmatiihen Sanction über das Schuldenwefen“ vom 
18. Nov. 1808. taatefchulden follen nah dieſem Geſetze nur in 
außerordentlihen Fällen gemacht werden. Zu ihrer Sultigfeit gehören: 
1) eine rechtfertigende Urfache, nämlich ein wahres unmittelbare Staats: 
bedürfniß, und zwar entweder eine bleibende Landesverbeflerung, oder 
die Tilgung rechtmäßiger Schulden, oder die Rettung des Staates, 
bes Fuͤrſten oder feines Nachfolgers aus großer Gefahr oder Beſchaͤdi⸗ 
gung; — 2) gewifle Förmlichkeiten, nämlid Antrag des Finanzminiſters 
m Staatsrathe, Zufimmung des Juſtizminiſters in Anſehung der 
Rechtöfrage, fodann Stimmenmehrheit. Das Dafein diefer Bedingungen 
muß in der Obligation angeführt fein x. 
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Die Aufnahme von Schulden auf dem Wege von Anleihen 
gefchieht defto Leichter, je mehr der Staat Leihvertrauen 
(Erepdit) genießt. Diefer gewährt ihm nicht bloß die Sicher- 
heit, in allen Fällen eines plößlichen Bebürfniffes fich die ers 
forberlihen Summen verfchaffen zu Fönnen, fondern bewirkt 
auh, daß dieß unter ben günftigften Bedingungen gefchehen 
fann. Nur der Credit geftattet in einzelnen ſchwierigen Lagen 
eine folche Fülle der Kraftentwidelung, die zur Ueberwindung 
eines mächtigen Widerftandes zureicht, und ruft neben ben An⸗ 
firengungen der Staatöbürger auch den Beiftand auswärtiger 
Eapitaliften zu Hülfe (a). Es muß daher das eiftige Beftreben 
jeder Regierung dahin gerichtet fein, fich den ausgebehnteften 
Eredit zu erhalten. Der Staatöcredit beruht auf benfelben 
Srundurfachen, wie der Credit der einzelnen Bürger (I, 8.278), 
nämlich der guten Meinung von ben Hülfsmitteln und ber 
rechtlichen Abficht der Regierung. Zur Hervorbringung dieſes 
Bertrauend wirken vielerlei Thatumftände zufammen, die theils 
in der Gewalt einer Regierung, theils außer berfelben liegen, 
von benen jedoch Fein einzelner für ſich allein entfcheidend iſt, 
indem vielmehr alle zufammentreffen müffen. 

(a) Nebenius I, 249. 


5. 483. 


Die Hauptbebingungen bed Staatscredited laſſen ſich fo 
überbliden (a): 
1) Die anerkannte Fähigkeit der Regierung, bie für die 
Schuld nöthigen Ausgaben zu beftreiten (6). Dazu tragen bei: 
a) der Grad des Volkswohlſtandes, die Beftigfeit deſſelben 
und die deutlich erfennbare Zunahme deflelben, woraus 
audy die Leichtigkeit einer Steuererhöhung hervorgeht. 
ALS Kennzeichen der befriedigenden Steuerfähigfeit bes 
Volfed dienen ber Umfang der Production, ber ſchon 
benugten und noch auf Benugung wartenden Güterquellen 
(3. B. baufähiges ödes Land), — die Beichaffenheit ber 
berrfchenden Gewerbözweige, — die Ausfuhr, — bie 
Volksmenge, — die wirthfchaftliche Lage ber verfchiedenen 
Claſſen, — der Grad von wirtbichaftlicher inficht, 
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Erwerbseifer ıc., und ber Fortſchritt in allen dieſen Um⸗ 
ftänden; 

b) der gute Zuftand des Finanzweſens, indbefondere die gute 
Benugung ber Einnahmöquellen, die Ordnung und Spar 
famfeit in den Ausgaben, die flrenge Ueberwachung im 
ganzen Staatshaushalte, durch bie jede Beruntreuung, 
Verſchwendung, Begünfligung ıc. verhütet wird, — bie 
VBolftändigfeit, Deutlichkeit der veröffentlichten Boran- 
fchläge und Rechnungen, — die mäßige Höhe der Steuern, 
die gute Anlegung berfelben und bie Wirfung, bie fie 
auf die ‘Production und Bertheilung Außern, — die nicht 
beunruhigende Größe ber fchon vorhandenen Schuld in 
Vergleich mit den zu ihrer Berzinfung und Abtragung 
verwendbaren Staatseinfünften ; 

ce) die Feftigfeit der ganzen Staatseinrichtung, — alfo gute 
Staatöverfaffung (co), — natürlihde und fünftliche Bes 
ſchützzung vor Außeren Angriffen, — Abwefenheit aller 
Gefahren für Ordnung und Frieden im Innern bes 
Staated; dagegen find bebrohte Stellung gegen das Aus- 
land, leidenfchaftlihe ‘Barteiungen, Zwift und Groll im 
Innern, Gefahr von Ummälzungen und anarchiſchen Zus 
ffänden ꝛc. häufige Urfachen eines ſchwachen Erebite. 

2) Die Ueberzeugung, daß eine Regierung ftetd ben feflen 
Vorſatz hege, ihren Gläubigern das zu leiften, was ihnen zus 
gefagt worden if. Beifpiele begangener Ungerechtigkeit ſchwaͤchen 
oder vernichten den Credit, Gewiſſenhaftigkeit, trog aller Schwie- 
tigfeiten behauptet, erhält ihn aufredht. Neben der Gefchichte 
der Schuldverwaltung eined Landes trägt auch der ganze Geifl 
ber Rechtlichfeit, der eine Regierung durchdringt und fich in 
vielen Beranlafjungen fund giebt, dazu bei, ihr dad Vertrauen 
ber Capitaliften zu gewinnen (d). 


(a) Lehrreihe Betrachtungen bei Nebenius I, 254. — Baumflarf 
(a. a.D., 1. Verſuch) geht die Verwaltung der Domänen, das Muͤnz⸗, 
Steuer: und Schuldenwefen, aud die formelle Ginrihtung des Staats: 
Qaushaltee im Ginzelnen dur, um den Einfluß jeder Maßregel auf ben 

redit aufzufuchen. 

(6) Daß die Sinszehlung ohne allmälige Abzahlung nicht Hinreiche, zeigt 
fhon Sonnenfels ILL, 382. 

(c) In den Monarchien mit Bolfsvertretung trägt es viel zur Befeftigung 
des Eredites bei, daß zu den Anleihen ($. 481) fo wie zu dem Staats 
Boranfchlage die Zuftimmung der Stände erforderlich if und von dieſen 
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die Staatsrechnungen Torgfättig geprüft werden. In abfoluten Monar⸗ 
dien kann leichter von einem einzelnen Miniſter eine ſchaͤdliche Maßregel 
ausgeführt werden. Sonnenfels II, 381: „Se unbefchränfter eine 
Monarchie ift, deſto begränzter iR ihr Kredit; ber Despotismus hat 
ar feinen.“ — Früberer Unterfchied der Kammer: und Landesichulden. — 

ie font übliche Berpfändung der Domänen war bem Gläubiger uns 
nüg, weil es nicht zur wirklichen Binweifung in die verpfänbeten Gegen⸗ 
fände kam. Das preuß. Belek v. 17. Jan. 1820 giebt als Garantie 
das ganze Staatövermögen an und erflärt den Betrag der verzinslichen 
Schuld mit 180 Mill. Thlr. für geichloffen, fo daß neue Darleiben 
nur „mit Zuziehung und unter Mitgarantie der künftigen reichsſtaͤn⸗ 
difchen Verſammlung“ gemacht werden können. rt. IL. — Die Ber: 
öffentlihung des ganzen Finanz: und insbelondere des Schuldenweiens 
wirft günflig auf das Bertrauen und if daher auch in denjenigen 
Staaten zu empfehlen, wo bie Berfaffung nicht ſchon hiezu verpflichtet. 
Mehrere Regierungen, 3. B. die niederläntifche unter König Wilhelm J., 
haben fih durch Verheimlichung fehr geichabet. 

ine merfwürdige Erſcheinung if die Weigerung mehrerer Staaten in 
der norbamericanifhen Union, ihre Schulven zu bezahlen, Die fogen. 
Repudiation. Sie ging vom Staate —29 — aus und wurde 
auf bie Behauptung geſtuͤtzt, die Anleihen ſeien nicht in geſetzlicher 
Form gemacht, auch groͤßtentheils unredlich verſchleudert worden. Hie⸗ 
durch entſtand 1841 ein ungeheures Sinken der Schuldſcheine mehrerer 
Staaten, bis auf ungefähr 20 Proc. (Fuͤnf Staaten find ſchuldenfrei.) 
Daher klagte der Präfident Tyler (Botfchaft v. Dec. 1842), daß die 
Union nidt vermodht babe, in Europa eine Anleihe zu Stande zu 
bringen, obſchon europäifche Regierungen um niedrigeren Zins geliehen 
befämen. Im 3. 1848 verweigerten noch Miffiffivpi, Florida, Michigan 
und Arkanfas die Bezahlung, fünf andere erkannten ihre Berbindlichkeit, 
waren aber im Rüditande. Die Schuld der Staaten wurde im J. 1851 
sur 208,2, 1858 zu 251, Mil. D. angegeben. Bol. v. Raumer, 
Die verein. Staaten von Nordamerica I, 406. — Nopitſch, Kaufm. 
Berichte ©. 285. 1849. — American Almanao for 1859. 


8. 484. 


Weitere Bemerkungen über den Staatscrebit. 

1) Es ift nicht vorherzufehen, wie weit ſich ber Erebit eines 
wohlgeordneten und regierten Staated erftreden fönne. Kin 
Zufammentreffen günftiger Umftände hat ihn bisweilen, z. B. 
in Großbritanien, auf eine ganz unenvartete Höhe gebracht (a). 

2) Die Ausdehnung des Eredited drüdt fich zunaͤchſt in der 
Größe der Summe aus, die eine Regierung geliehen erhalten 
kann, unter übrigend gleichen Umftänden auch in dem niedrigen 
Zinsfuße bei den Staatsanleihen, doch könnte z.B. eine große 
Anhäufung von Capitalen oder eine Stodung in den Gewerben 
eined Landes der Regierung beflelben wohlfeilere Anleihen vers 
fhaffen, ohne daß fie gerade mehr Credit genöfle ald andere. 
So ift auch das öfters eingetretene Steigen des Zinsfußes bei 
neueren Staatöjchulden nicht aus dem abnehmenden Grebite, 


(4) 
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fondern aus dem fteigenden Begehre von Leihfummen zu er 
Hären. 

3) Biele Regierungen find ber Verſuchung unterlegen, von 
ihrem Credite zu überflüfftgen oder doch unnöthigen Ausgaben 
Gebrauch zu machen, weil fie für Die geborgten Gapitale zu> 
vörderfi nur die Zinfen aufzubringen hatten. Bon biefem 
Mißbrauche des Credits in guten Zeiten ($. 481) muß ſchon 
die Erwägung der langwierigen Anftrengungen, die eine Schuld 
bis zu ihrer gänzlichen Abtragung erfordert, und ber Gedanke, 
dag man fidy durch leichtfinniged Borgen die Aushülfe in Bes 
brängnifien verfperrt, dringend abmahnen (2). 

4) Die Schulden der heutigen europäifchen Staaten rühren 
größtentheild von fchweren Kriegen her, die auf biefe Weife 
noch lange fort in den Friedenszeiten nachwirfen. Die Kriege 
werden heutiged Tages mit einen Kraftaufmande geführt, weldyer 
felbft bei günftigem Ausgange ohne Schulden faum zu beftreiten 
if. Die hiedurch angehäufte Schuldenlaft vieler Staaten hat 
bei ihren unvertennbaren Nachtheilen wenigftend das Yute, daß 
fie von neuen Kriegen abhält, deren Koften entweder die Grängen 
des Credites oder die Steuerfähigfeit des Volkes überfteigen 
koͤnnten (c). 

5) Die Gefchichte der Staatöfchulden zeigt deutlich, wie 
wenig man fonft über dad Weſen bed Staatöcrebitd und über 
bie befte Benupungsart befielben unterrichtet war. Die Einficht 
in biefen Gegenftand hat fi im jegigen Jahrhundert überaus 
vervollfommnet, wodurch theild bie aud dem Schuldenweien 
entfpringenden Opfer für die Steuerpflichtigen vermindert, theils 
die Rechte der Staatögläubiger mehr gefichert worden find. 


(a) Hier kam der beifpiellofe Aufſchwung ber Gewerbe und des Handels 
hinzu, um eine Schuldenmafle erſchwinglich zu machen, die einen andern 
Staat erbrüdt hätte. 

(3) A. Smith fhildert, wie bisweilen felbft der Bürger mit der Fortfegung 
eined Krieges zufrieden ift, der ihm anregende Neuigfeiten bereitet und 
träumerifche Hoffnungen von Eroberung und Nationalruhm unterhält, 
fo daß man gerne die größeren Steuern bezahlt, ILL, 376. — Bergl. 
$. 478 (e). 

(e) Bal. $. 478 (ce). — Nur wenige Staaten find heutige Tages fchulben- 
frei; viele Kantone der Schweiz, Liehtenflein, Serbien. Auch die 
türfifche Regierung hat in neuerer Zeit Schulden machen muͤſſen. Bol. 
LitawegsOberhaufer, Die europälihen Staatsihulden. Wien 
1850. In den norbamericanifchen reiflaaten wurde 1835 die ganze 
Schuld abbezahlt, welche aus dem Befreiungsfriege und dem fpäteren 

Rau, poltt. Oekon. III. 2. Abih. 5. Ausg. 23 
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Kriege mit Großbritanien herrührte und 1816 ihren hoͤchſten Stand 
(127%, Mill. Doll.) erreicht Hatte. Allein 1837 in der Zeit der Bank⸗ 
verwirrung wurden fchon wieder zinstragende Schaßfammerfcheine aus⸗ 
gegeben, um ben Ausfall in den Binfünften zu decken, und zur @in> 
ziehung jener Scheine wurden 1842 und 1843 Anleihen von beinahe 
15 Mill. Doll. gemacht. Im Kriege mit Meriko if tie Schuld beträdhts 
lich erhöht worden, wozu nun die ungeheure Ausgabe des Bürgerfrieges 
fommt, ſ. $. 488 (c). — Nah v. Reden ( utfchland und das 
übrige Gurova S. 1016. 1079) belief ſich 1854 die Schuld der deutſchen 
Staaten auf 1608/. Mill. Thlr., der fämmtlichen europälihen Staaten 
auf 12854 Mill. Thlr. oder 45,% Thlr. auf den Kopf. — Sn feinem 
europäifchen Gtaate Hat die Schuld flärfer zugenommen als in 
Sardinien, wo fie 1847 zu 112%, Mill. Lire, zu Anfang 1858 aber 
auf 677 Mill. angegeben wurde. Die Deranlaffungen waren die Krieges 
entihädigung an Defterreih mit 78 Mill., vie Koflen der Kriege von 
1848 und 49 mit ungefähr 127 Mill., die Koften des Krimfrieges wit 
54 Mill., wofür eine Anleihe von 2 Mill. L. St. in England gemadt 
wurde, und ungefähr 167 Mill. Koflen der Eiſenbahnen bie 1854. — 
Neuerer Anwachs ſ. $. 463 (e). 


2. Abtheilung. 
Verſchiedene Arten der Stantöfchulden. 
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Man hat fehr mandyfaltige Wege eingefchlagen, um bei 
einer Unzulänglichfeit der Staatdeinfünfte die Benugung eines 
fremden Vermoͤgens zu Hülfe zu nehmen. Manche diefer Ver⸗ 
ſuche entftanden aus der Unfenntniß der wahren Grundſaͤtze der 
Finanzklugheit und der Hoffnung, durch neue fünftliche Ver⸗ 
anftaltungen allen Nachtheilen zu begegnen, andere aus bem 
Beftreben, dad Schuldenmachen zu verbeden, ober der Abficht, 
durch andere Formen, Ramen und Bedingungen bie Bapitaliften 
geneigter zu maden und anzureizen (a). in Theil biefer 
Maßregeln erjcheint bei genauer Prüfung ald verwerflih, ba 
fie mit der Würde einer von fittlihen Grundſaͤtzen geleiteten 
Regierung und ber Schonung ber Volkswirthſchaft unverträglich 
find. Die Arten der Schulden zerfallen zuvoͤrderſt in zwei 
Hauptelaffen, erzwungene und vertragdmäßige, bei 
welchen von dem Staatdcredite Gebrauch gemacht wird. Zu 
ber erfteren Art bat man fich öfterd gewendet, wenn man nicht 
auf einen Hinreichenden Credit zu bauen wagte, fie find jebod) 
größtentheils weit nachtheiliger als die freiwilligen Anleihen. 


(«) Belege finden ſich in ber Finanzgeſchichte vieler Staaten, z. ®. in 
. Hauer, Beiträge zur Geſch. der oͤſterr. Finanzen ©. Ze 

Biee Ratififche An ngaben über die Schuldbriefe sc. der ein einen Staaten 

bei Ch. und Fr. Noback, Vollſtaͤnd. Tafchenbudh der Muͤnz⸗, Maaß⸗ 

und Gewichtöverhältniffe sc. Leipzig 1851. UI. Bd. — Mofer, Die 

Anlage in Werthpapieren. Stuttg. 1860. Def. Beitfehrift für Gapital 

u. Rente feit 1864. — Fr. Nobel Die Actien und Fonds. Leipzig 1861. 
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Zu den erzwungenen Staatsſchulden find zu rechnen: 

I. Rüdftände der Ausgaben. Nichtsé kann das Ber 
trauen zu einer Binanzverwaltung mehr zerflören, ald wenn fie 
bie verfprochenen Zahlungen nicht zur rechten Zeit ausführen 
und aljo die Forderungen ber Beamten, Zindgläubiger, Gewerbe» 
leute ac. nicht befriedigen kann, 8. 463a. Es iſt daher nöthig, 
fhleunig für Mittel zur Berichtigung der Rüdftände zu forgen. 
Den Inhabern folder Forderungen verzindlihe Schuldfcheine 
einzuhändigen, wie dieß bisweilen geſchah, ift nur eine geringe 
Milderung des Mebelftandes, weil die meiften Gläubiger biefer 
Art die ausftehenden Summen zu ihren Ausgaben nicht ent 
behren können und beim Verkaufe der empfangenen Schulbfcheine 
gewöhnlich etwas einbüßen. 

O. Geforderte Steuervorfhüffe (Anticipationen). 
Es ift für die Steuerpflichtigen ebenfalls hoͤchſt drüdend, wenn 
fie ihre Steuern auf einen gewifien Zeitraum voraus entrichten 
müflen. Die Geftattung eines die Zinfen vergütenden Abzuges 
(Disconto) befeitigt die Härte dieſes Mitteld nicht völlig und 
dafielbe ift ebenfall® nur als augenblidlihe Nothhülfe einer 
bevrängten Regierung anzufehen. Wird der Vorſchuß den Steuer⸗ 
pflichtigen freigeftellt, fo gehört er in die 2. Elaffe der Schulden. 

II. Zwangsanleihen. In fohlimmen Lagen des Staats, 
haushaltes gewähren fie zwar eine augenblidliche Hülfe, aber 
biefe ift mit erheblichen Nachtheilen verbunden. Die Nöthigung 
zu einem Vorſchuß müßte, um gerecht zu fein, geſetzlich alle 
Steuerpflichtigen treffen, deren reines Einkommen ein gewiſſes 
Maaß überfteigt, aber auch dann, und abgefehen von den Uns 
vollfommenheiten des Schatzungsſyſtems, beſchwert fie doch fehr 
ungleichmäßig, weil das Aufbringen und Entbehren einer ges 
wiffen Summe bei einigen Claſſen der Steuerpflichtigen, z. 2. 


den Grunds und Haudeigenthümern, noch fchwerer if als bei 
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anderen, 3. B. Banfherren und Gapitaliftien, vergl. 8. 478. 
Hiezu kommt, daß Zwangsanleihen den gänzlihen Mangel an 
Erebit vermuthen laſſen und baburd ihn wirklich erzeugen. 
Sie geben nur eine beichränkte Hülfe und verfperren bie Aus 
fiht auf fünftige freiwillige Unterflügung (a). Der bloß gegen 
Gemeinden, Stiftungen, Bormünder ıc. gerichtete Zwang, bie 
auszuleihenden Summen in Staatsfchulbbriefen anzulegen, if 
ein Mißbrauch der obervormundfchaftlidhen Gewalt. 

IV. Bürgfhaftögelder (Cautionscapitale) ber 
Beamten, die mit ber Verwaltung öffentlicher Gelder beauftragt 
find, fowie der Padhter von Domänen und Staatögewerben. 
Man pflegt dieſe Bürgfchaftsfummen der Schuldverwaltung zu 
übergeben, die fie den Angeftellten verzinkt. Wenn biefelben 
nicht höher feftgefegt werden, als es bie Sicherung des Staated 
gegen Berlufte erfordert ($. 567), fo ift diefe Einrichtung zweck⸗ 
mäßig, auch wird fie allgemein angetroffen, nur gewährt fie 
feine dauernde Aushülfe. Beſtehen die Cautionen aus hinter 
legten Staatöpapieren, fo müflen biefe von andern Beflgern 
erfauft werden und die Schuld wird hieburch nicht vergrößert, 
aber baar eingezahlte Summen bilden einen befonderen Theil 
der Schuld, in welchem jährlich viel Zu- und Abgang durch 
neue Anftellungen und Tod oder Austritt flattfindet, während 
der Gefammtbetrag ziemlich gleich bleibt (2). 


(0) Nebenius I, 319. — Billigung der erzwungenen Unleihen in ſchwie⸗ 
rigen Fällen bei verſchiedenen alteren Rechtsgelehrten, Klock, De 
aerario ©. 331. — In Frankreich war 1793 eine Zwangsanleihe von 
1000 Millionen verordnet worden, bie aber fehr langſan, unter dem 
Widerſpruche der Reichen, die man treffen wollte, einging, und nur 
400 Mill. einbrachte Bresson, Hist. fin. de la France II, 192. 
245. Thiers, Hist. do la revolution franc. VIII, 188. 510. Die 
fpätere Siyangeanteibe unter bem Tranzöigen Directorium wurde auf 
Gaud in's Betrieb fogleih nad dem 18. Brumaire 1799 abgeichafft. 
Es follten 100 Mil. —* geliehen werden, die eine Jury nach den 
Kataſtern und nach eigenem Ermeſſen auf die Steuerpflichtigen umzu⸗ 
legen hatte. Gaudin erſetzte fie durch einen Steuerzuſchlag von 25 Et. 
auf die Grund⸗ und Mobiliarfteuer, zur Hälfte in Greditpapieren bes 
Directoriums zahlbar. — In Deflerreich entfland 1705 eine Zwangs- 
anleihe von der Hälfte des im Privatbefige befindlichen Silber, in 
natura oder in Geld zu entrichten. 1760: Gelder der Stiftungen, 
Minderjährigen x. mußten in Hffentlihe Fonds gelegt werben; 1794 
Smangeanleihe zu 3% Proc. verzinsliih, genau nah den Steuer: 
anfchlägen bemeflen und von mäßigen Betrage, wie eine Steuer⸗ 

eehöhung anzufehen. Dieß Berfahren wurde mehrere Jahre lang wieder⸗ 

holt. Die Berzinfung dieſes Kriegsdarlehens hörte 1804 auf. Das 

Patent vom 1. Juni 1798 gründete die fog. Arroflrungsanleige. Die 
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Inhaber der Bankobligationen mußten naͤmlich 30 Proc. des Nominal⸗ 
betrages baar zufchießen, bagegen erhielten fie flatt der Aproc. neue 
Sproc. Obligationen für das Ganze, bie ie 1811 ebenfalls unter 
die Zinserntedrigung fielen, $. 516. Aehnlicher Zwang zum Nach⸗ 
ablen weiterer 20—50 Proc. bei den fog. Rupferamtscapitalien, 
Datent vom 1. Sunt 1800. v. Hauer a. a. O. Tebaldi, Die 
Geldangelegenbeiten Oeſterreichs ©. 7. Aud das Anlchen von 1806 
war mit Zwang verbunden. — Zwangsanleihe in der Lombardei 1850. — 
Swangsanleihe der öfterreichiichen Regierung im Jahre 1859 in ber 
Lombardei und Benetien, 75 Mil. A. zu 5 Proc., zu 70 für 100 
Mennbetrag einzuzgahlen. Der auf die Lombardei fommende Theil 
fonnte wegen der unglüdlihen Wendung des Krieges nicht eingezogen 
werden. — Baver. Bwangsanleihe von 1809. — Bad. B. v. 28. Der. 
1813, nad; welcher zur Beftreitung der Kriegskoften die Vermoͤgenderen 
einen Beitrag geben follten, gegen Borfchußfcheine, die mit 6 Broc. 
verzinft wurden. Man bediente fich Hiezu der anichläge für die Cin⸗ 
fommensfleuer von 800 fl. an und forberte nach der Sröße des Gin: 
kommens 20— 40 Proc. deſſelben. — Zwangsanleihe der ſpaniſchen 
Regierung im Auguſt 1836, nach der erzwungenen Annahme der Cortes⸗ 
Verfaſſung; 200 Mill. Realen, nach einer beſtimmten Vertheilung 
unter die Provinzen von den Steuerpflichtigen einzutreiben. — Zwangs⸗ 
anleihe von 1854 im Herzogthum Parma, 5 Proc. des Bintommens 
aller Staatsbürger, nur Grundeigenthümer unter 200 Lire und Beamte 
unter 1000 2ire Ginfommen ausgenommen. 

(5) Preußen: Betrag der Gautionen 1860 7.840000 Thle. — Baden: 
den Gaventen werden feit 1832 beiondere Cautionsſcheine ausgeliefert 
(früher Mentenfcheine). Die Gautionen betrugen zu Anfang 1850 
477900 fl., Anfang 1859 760344 fl., Anfang 1865 875532 fl. Gin 
Bofmeifter hat 1000 fl., ein Domänenverwalter, Dbereinnehmer 800 fl., 
Boftverwalter 500 fl., Poſthalter 3— 500 fl., Poſtpacker und Brief: 
träger 300 fl., ein Untererheber 1 —400 fl. zu hinterlegen. — Sn 
Frankreich betrugen 1860 die Gautionen gegen 250 Mill. $r., Zins 
zu 3 Broc. 7%, Mill., 1865 8% Mil. Auch Mäller, Notare, Advo⸗ 
caten beim Staatsrath und Gaflationshofe müflen hier Bürgichaft leiften. 


$. 487. 


V. Ausgeben von Staatöpapiergeld, weldes für 
ein gefegliched Zahlungsmittel erklärt wird, alfo einen Zwangs⸗ 
umlauf hat (I, 8. 300, II, $. 252) und beliebig von ben 
Staatscaſſen zu den Staatdausgaben gebraucht werden fann (a). 
Daß daffelbe dagegen auch bei allen Staatscafien bei Zahlungen 
angenommen werden muß, ift fein Schug gegen Mißbraud, 
weil die eingegangenen Summen von Papiergeld fogleidy wieder 
von Neuem ausgegeben werden können. Wird das Staatspapiers 
geld (die fog. Caſſenſcheine) bei öffentlichen Caſſen auf jedes⸗ 
maliged Berlangen ber Befiger gegen gute Münze eingelöft, fo 
find diefe gegen Verluſt gefchügt, weil fi) dann das Papiergeld 
im Umlaufe der Münze ganz gleich ſtellt und nicht übermäßig 
vermehrt werden kann, ohne fogleid wieder zurüdzuftrömen. 
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Bei einer geringen Menge deſſelben wird von der Einloͤſung 
wenig Gebrauch gemacht, weil es genuͤgt zu wiſſen, daß man 
dieſelbe beliebig verlangen kann. Das Ausgeben eines einlös- 
lichen Papiergeldes bildet eine deutlich ausgefprocyene Schuld 
bed Staates. Diele iſt jedoch von eigenthümlicher Art, denn 
1) fie braucht nicht verzinfi zu werden, 2) die Gläubiger find 
in der Regel Inländer, ihre Berfonen wechſeln unaufhörlich, 
3) die Tilgung wird durch den Umlauf des Papiergelbes fort» 
während hinausgejchoben, die Schuld durch Wiederausgabe der 
eingelöften Papiere fletö von Neuem gemacht. Bei einem nicht» 
einlöslihhen Staatöpapiergelde befteht zwar feine andere ans 
erfannte Verbindlichkeit gegen bie Beftger deſſelben, als bie 
Annahme bei Zahlungen an die Staatöcaffe, doch iſt im AL 
gemeinen eine Berpflidytung der Regierung nicht zu verfennen, 
mit allem Eifer dafür zu forgen, daß das Papiergeld im Ders 
fehr der Münze gleich (im Pari) ſtehe und die Bürger, benen 
dieß Zeichen einer Metallmenge aufgebrungen wird, nicht in 
Schaden kommen. If einmal bennoh bad “Papiergeld im 
Preiſe (Eurfe) gegen Münze gefunfen, fo laßt ſich der Verluſt 
der Befiger nachher nicht genau vergüten, weil er beim Umlaufe 
jedes Stüdes ſich unter die aufeinanderfolgenden Beftger vertheilt 
und im Einzelnen unerforfchlih if, aber jene Verpflichtung 
wird hiedurch defto frenger und muß von dem Mißbrauch bes 
Papiergeldes dringend abmahnen. Oft ifl, um biefer Verpflich- 
tung zu genügen, das Staatöpapiergeld theilweife gegen ver, 
zinsliche Schuldfcheine zurüdgezogen worden. 


(a) 86 giebt Zettelbankten, deren Cigenthuͤmer der Staat iſt und welche Leib; 
nefehäfte u. dgl. betreiben, I, $. 317 (a) (e) (9). So lange fie ihrer 
Beflimmung gemäß verwaltet werden, kommen ihre Scheine mit dem 
Privatpaptergelde überein, fie entfernen ich aber von demfelben, wenn 
bie Ginlöfung aufhört. — In Oefterreih iR Kupfermünze ausgeprägt 
worden, welche den Wiener Bankzetteln gleich galt und fo fehr über 
feinen Metallwertb erhöht wurde, daß es mehr ein Zeichens als ein 
ſelbſtſtaͤndiges Geld darfellte; es waren Stüde von 1, 3, 15 und 30 kr., 
die aber uelid mit dem Papiergelde auf !/s herabgefeßt wurden. — 
Ruſſiſche Kupfermünze im 17. Jahrhundert, wie ein Bapiergelt behans 
delt, f. Nachtraͤge zur 1. Abtheilung des 3. Bandes dieſ. Lehrb. ©. 447. 
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Die angegebenen Eigenfchaften, indbefondere die Unverzins⸗ 
lichkeit, haben dem Staatspapiergelbe bei vielen Staatemännern 
eine große Empfehlung gegeben. ine mäßige Menge Papier⸗ 
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geldes, die nur einen Theil der umlaufenden größeren Münzs 
forten erfegt, in Verbindung mit pünctlicher Einlöfung und 
Annahme bei den Staatdcaffen, ift unfhäblich, fo lange ber 
gute Zuftand ded Finanzweſens währt. Allein in unglüdlichen 
Kriegen und anderen Bebrängnifien zeigen fich ernfiliche Gefah⸗ 
ren. Selbft jener mäßige Betrag bed Papiergeldes würde dann 
nicht im Pari mit der Münze erhalten werden können, nod) 
fhlimmer aber ift die große Verfuchung, fi) burdy die Ausgabe 
von neuem Papiergelde zu helfen. Da hiebei die Einlöfung 
bald unmöglidy wird und ausbrüdlich aufgehoben werden muß, 
fo bleibt das Sinten des Curſes nicht aus, die in dem ges 
funfenen Papiere eingehenden Staatdeinfünfte reichen immer 
weniger zu, weil die Preiſe aller Dinge in bie Höhe gehen, 
und man fieht fich fletd zu einer neuen Vermehrung des Papiers 
geldes hingebrängt, II, 8. 252—254. Diefer Zuftand müßte 
bis zur gaͤnzlichen Preisloſigkeit des Papiergeldes hinführen, 
wenn man nicht Mittel fände, früher ber Anhäufung deſſelben 
Schranken zu feßen und beffen Curs fefzuftellen (a). Auf 
welcher Stufe des Uebels man auch dem weiteren Anwachſe 
beffelben Einhalt zu thun anfängt, fo ift daffelbe noch immer 
größer, ald wenn ein gleicher Betrag an Schulden auf andere 
Art, insbefondere durch Anleihen gemacht worden wäre. Der 
Rahrungsftand vieler Familien wird zerftört bis zur gänzlichen 
Verarmung, bie Gewerbe leiden, während Einzelne dagegen bei 
dem Abtragen ihrer Verbindlichkeiten in dem gefunfenen Papiere 
einen Gewinn machen. Die Verwirrung im Geldweſen und in 
ben Geldpreifen, welche alle volkswirthſchaftlichen Berhältnifie 
durchdringt, muß eine Zerrüttung und Lähmung bed ganzen 
Verkehrs verurfachen, und auch nachdem man die Heilung zu 
veranftalten angefangen bat, dauert ed noch lange, bis bie 
großen Verluſte verfchmerzt und erfeßt find. Diefe vertheilen 
fih auch hoͤchſt zufällig und ungleihförmig unter bie Staat» 
bürger und find weit größer, als der Augen für die Staats⸗ 
caſſe (6). Ein ausgeartetes, vom Staate bejchüßted ‘Privat 
papiergeld ift in Anfehung ber Wirfungen dem vom Staate 
felbft auögegebenen gleidy zu achten, I, $. 300. 


(a) Sum Deifplel bienen die Erfahrungen mehrer neuerer Staaten, I, $.315 
U, $. 254. — Die Hemmung bdiefer Berwirrung "gelingt 


(5) 
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nicht jedesmal fogleih. Die oͤſterreichiſchen Cinloͤſungsſcheine, von 
denen je 100 fl. für 500 fl. Banknoten ausgegeben wurden, fanten noch 
ftarf im Curſe. Die franzöflfhen mandats territoriaux, ein Schöpfung 
des Dirertoriums vom 16. März 1796, die zum Theile dazu beſtimmt 
war, bie tiefgefunfenen Affignaten gegen */. ihres Nominalbetrages 
einzuziehen, verloren ebenfalls ſeg m Curſe gegen Münze. Man 
beabfichtigte, die Mandaten durch Domänenverfäufe zu tilgen, fo daß 
man die Staatsländereien ohne Berfteigerung nach der Tare von 1790 
gegen die nämlihe Summe in Mandaten hingab. Dieß geihah auch, 
onnte indeß den Curs ber letzteren nicht aufrecht erhalten, weil die 
Ländereien ſehr gegen den damaligen Breis gefallen waren und bie auf 
/s— %g Proc. geiunfenen Niftgnaten bei der Ummwechslung gegen Ran: 
daten viel zu hoch gerechnet wurden, auch das Bertrauen zu allem 
Bapiergelde zerflört war. Die Mandaten galten anfangs (Yebruar 1796) 
60—64 Proc., im Auguſt defl. Jahres nur noch zwifchen 2 und 3 Proc. 
und zulegt, im September 4,8 Proc. Schon am 26. Juli 1796 wurde 
angeordnet, daß die Mandaten bei der Ueberweifung von Domänen nur 
nad dem Gurfe angenommen werden follten. Sie verfhwanden aus 
dem Umlaufe und die verborgen geweſene Münze kam häufig zum Bors 
fhein. Thiers, Hist. de la revolution fr. VIII, 190. 341. Bergl. 
Storch, Handb. ILL, 111. — Die americanifche Union hat im Bürgers 
friege feit Juli 1861 viel Staatspapiergeld (108. greenbacks, wegen 
der grünen Verzierung auf der Rückſeite) ausgegeben, von dem im Juli 
1864 453 Mill. D. im Umlauf waren. Darunter befanden fih 21 Mill. 
fractional currency, d. 5. Papiergeld für Theilfummen des Dollar. 
Nah Geſetz v. 25. Febr. 1862 darf das Staatspapiergeld (treasury 
notes) in 6proc. Staatsfchulbbriefe umgewandelt werden, welche nad) 
eriffer Zeit zurüdzuzablen find. Das Nufgeld (premium) gegen 

old betrug zu Anfang 1862 gegen 52 Proc., im Juni gegen 100, 
im Juli 1864 an 180, Anfang 1865 über 100. — Die ruffiihen 
Reichsereditbillets wurden im Krimfriege fo flarf vermehrt (1851 waren 
735 Mil. R. im Umlauf), daß fie im Curſe fanfen. — Die Türkei 
hat ebenfalls ein im Curſe ſtark gefunfenes Bapiergeld (Raime), welches, 
da die Regierung anfing, es mit einer verzinslichen Anleihe einzuziehen, 
1862 auf einen Preis von 50 Proc. in Silber flieg. 


Als in Frankreich der Berfehr von der Verwirrung durch Affignaten 
und Mandaten befreit worden war und fich wieder belebte, trat die 
Noth derer, die in Papiergeld von der Staatscafle bezahlt wurden, 
deutlich bervor. Le gouvernement, c. 8. d. ses chefs, ses agens de 
toute esp&ce, militaires, administrateurs on magistrats, ses creanciere, 
6taient röduits & une affreuse detresse. — Les rentiers mouraient de 
faim, les fonotionnaires donnaient leur d&mission. Thiers VIII, 344. — 
Die lebten 20000 Mill. Sr. Affignaten hatten der Staatscaffe un: 
gefähr nur foviel als 100 Mill. Fr. Münze genügt. Die gefebliche 
Preisbeftimmung ber nöthigfen Waaren (das „maximum‘) und Das 
Verbot, ein Agio auf Münze zu nehmen, 1793, bei Strafe von 6 Jahren 
Zuchthaus, hatten das Uebel nur ärger gemacht und man hatte 1795 
diefe harten und doch unausführbaren Geſetze zurücdnehmen müflen. 
Thiers V, 152. VII, 42. 245. 387. — In Shin war es im 11. 
und 12. Jahrhundert üblih, bei der Ausgabe von Papiergeld zu be 
flimmen, nad wieviel Jahren daſſelbe vollſtaͤndig eingelöft fein follte, 
aber dieß wurde nicht pünctlih vollzogen und, die Scheine fanfen im 
Preife. Die nah 7 Jahren zahlbaren Kiaostichao von 1155 fielen 
dergeftalt, daß ein Reiskuchen nad heutigem franzöfiihen Gelde 
75000 Fr. galt. Nat. Rondot in Jourm. des Econ. XX, 113 
(Januar 1850). 
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Das Papiergeld erfcheint demnach als eine gefährliche Art 
von Staatöfhulden. Nur fortbauernde hohe Einſicht und Feftig- 
keit der Regierung kann vor dem Mißbrauche bewahren, und 
ed giebt Feine äußere Schugwehr oder Bürgfchaft, die nicht 
fpäterhin, wenn jene Eigenfchaften ben Regierungen fehlen, vers 
eitelt werben Eönnte (a). Es ift eine fchädliche Selbfttäufchung, 
wenn man glaubt, eine große Summe neuer Papiere unbemerft 
und ohne Nachtheile ausgeben zu können, weil man ben Bes 
lauf bderfelben vielleicht verheimliht. In Zeiten, wo man bes 
trächtliche Schulden zu machen gezwungen if, darf man fi} 
auch am wenigften die Yähigfeit zutrauen, das Papiergeld 
durch Einlöfung ſtets im Pari zu erhalten. Daffelbe ift deßhalb 
feine gute Aushülfe in einer jchwierigen Lage, vielmehr ift es 
nur unter folchen Umftänden unſchaͤdlich, wo man ed leicht 
entbehren Eönnte und bloß den Bortheil einer Zinderfparung 
in befchränfkten Maaße beabfichtigt. Dieß ift der Fall, fo fange 
bie Menge bed Papiergeldes gering if, 3. B. !/s ber jährlichen 
Staatdeinfünfte, fo daß die Möglichkeit, daſſelbe einzuziehen 
und dafür verzindlihe Anleihen aufzunehmen, feinem Zweifel 
unterliegt (5). Am wenigften bat dasjenige Staatöpapiergeld 
gegen ſich, welches nur auf beftimmte Zeit, ald Voraus⸗ 
nahme (Anticipation) gewifler Einfünfte, auögegeben und 
bei ober nad) dem Eingehen berfelben eingezogen wird (c). 
Berzindliche Schulpbriefe, felbft wenn fie auf Fleine Summen, 
3. B. 50 oder 25 fl. lauten, find nicht ald Papiergeld ans 
zufehen, weil man fie wegen ber Berzinfung gerne behält und 
wegen ber beim Audgeben nöthigen Vergütung der angelaufenen 
Zinfen nicht fo leicht und gerne wie Geld bei Zahlungen ans 
wendet (d). 


(a) Auch die landfländifche Mitwirkung zu dem Beichlufle über das Ausgeben 
des Papiergeldes, obgleich ohne Zweifel ſehr nüpfich, gewährt doc, Feine 
unfehlbare Sicherheit gegen Mißgriffe, weil in diefer Angelegenheit, bie 

ründliche flaatsötonomiiche Kenntnifle erfordert, aud eine ſolche Ber 
ammlung leicht in Irrthuͤmer verfallen oder überrafcht werden kann. 

(5) Die vermehrten Staatsausgaben bei verminderten Ginfünften haben 1848 
und 49 viele deutſche Regierungen bewogen, Papiergeld auszugeben 
oder das fchon ausgegebene zu vermehren. Dieß geſchah zum zhelle in 
fehr mäßiger Menge, B. Baden 2 Mill. J. (1,7 A. auf den Kopf), 
fpäter 3 Mill., in Würtemberg ebenfalls 3 Mill. (1, R. auf den Kopf), 
zum Theile aber in einer Menge, welche ber inländifche Umlauf eines 


(d) 
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Heinen Landes nicht fallen Tann unb welde baber nur auf bie Annahme 
in anderen deutfchen Staaten berechnet fein konnte; Kurheſſen 21/, Mill. 
Thaler (5,% 8. auf den Kopf), Meiningen und Koburg: Gotha je 
800 000 Thlr. (6,8 und 7 fl), Sadien 7 Mid. Thlr. (6, .), Anbalts 
Bernburg 300000 Thlr. (10,° fl.), A.-Köthen 500000 Tbir. (19,7 fl. 
a. d. Kopf!). Dieß Uebermaaß macht das Bedürfniß einer bundess 
gefeblihen Negel fehr fühlbar, welche dann tem Staatsvapiergelde in 
allen Bundesftaaten Umlauf verfhaffen könnte. — In Defterreih find 
1848 mehrere Arten von Gtaatspapiergeld ausgegeben worden, naments 
lid unverzinslihe Reichsſchatzſcheine (bis zu 5 fl. herab, die Scheine 
von 100 fl. an trugen 3 Proc. Zins), Anweifungen auf die ungariihen 
Landeseinfünfte, Treforicheine im lombardiſch⸗venezianiſchen Königreich 
70 Mill. Lire), auch Nünzſcheine bis auf 10 und 6 fr. wegen des 
angels an Scheidemünze. Zu Ende 1862 war für 144631 168 fl. 
wahres (unverzinsliches) Staatspapiergeld vorhanden, welches im Curſe 
den Banfnoten gleich fand, v. Hauer, Neuere Ueberfiht ıc., 1853, 
S. 127. Bon diefen Bapieren und den (verzinslihen) Gaflenanmweis 
fungen befaß die Bank 51%Ya Mill., die aber darum nicht weniger Theile 
der Staatefhuld find. Diefes fämmtlihe Staatspapiergeld iſt neuerlich 
wieder aus dem Umlaufe gezogen und gegen Bankfcheine umgetaufcht 
worden, welche noch immer unter Pari fliehen, Febr. 1865 zu 89 Broc. 
In Oeſterreich wurde 1761 eine neue Menge von Bankjzetteln auss 
gegeben, die bei der beabfichtigten Anleihe von 7 Mil. A. eingezaplt und 
eingezogen werden follten. — Anticipation der preuß. Bermögenss und 
Ginfommensfteuer (6. 404) durch geſtempelte Treforfcheine, die bei ber 
Entrihtung diefer Steuer und auch fpäter für baar bei den Staats⸗ 
caflen angenommen werben follten. Gpict v. 24. Mai 1812. Die durch 
die Steuer eingehenden Treforfcheine follten vernichtet, die auf biefe 
Weiſe nicht eingegangenen aber aus dem Steuerertrage eingelöfl und 
vernichtet werben. CEdict v. 19. Jan. 1813. Hiemit ind die anderen 
nicht geftempelten, im Umlaufe gebliebenen Treforfcheine, neuerlich Caſſen⸗ 
anweilungen genannt, nicht zu verwechfeln, vgl. I, $. 296. — Nieder⸗ 
ländiihe Muͤnzſcheine, $. 201. 
Bel. I, 5. 293 (0). Im neuerer Zeit hat man öfters ſolche Obligas 
tionen ausgegeben und die Sinsberehnung durch eine aufgedruckte 
Tabelle erleichtert. Sie dienen zur Anlegung Heiner Erſparniſſe und 
en hiedurch allerdings ber Regierung eine größere Menge von 
arleibern. 


$. 490. 
Die Borzüge der freiwilligen Anleihen ($. 485) erhellen 


aus ber vorfichenden Betrachtung ber erzwungenen Staates 
fhulden. Der Gläubiger leiht unter Bedingungen, bie er 
genehmigt, und die fämmtlidyen Staatsbürger tragen zu ben 
hieraus erwachfenden Laften durch Steuern gleichfoͤrmig bei. 
Während der allmäligen Bermehrung der Staatöfhulden ift 
man auch bei den Anleihen auf mancherlei Einrichtungen vers 
fallen, die fih nad folgender Eintheilung ordnen laflen (a). 
Die Anleihen dienen 


I. zu einer bloß augenblidlihen Aushülfe (ſchwebende 
Schuld), oder fie werden 


IL auf längere Zeit gemacht. 

A. Einfache verzinsliche Anleihen. Hier treten 
Berfchiedenheiten in den über die Heimzahlung getroffes 
nen Berabredungen ein, indem nämlidy 
1) eine gewiſſe Friſt zur Abtragung feftgefeht, oder 
2) dem Gläubiger die Kündigung geftattet, oder 
3) demfelben Iediglidy der Zindbezug ohne dad Ver⸗ 

fprechen einer Zurückzahlung ber Forderung ſelbſt 

zugefihert wird; Renten. Bei biefen giebt es 

wieder eine doppelte Art, die Berzinfung bed Gas 

pitald zu bezeichnen, es wird entweder 

a) ber Zinsfuß im Berhältniß zur geliehenen Summe 
audgebrüdt, oder 

b) im Berhältniß zu einem von biefer verjchiedenen 
Renns (Rominals)Betrage. 

B. Anleihen mit einer die Verzinfung und allmälige Til 
gung enthaltenden Rente; Zeit» und Leibrenten. 

C. Anleihen mit einem Tilgungsdplane, wobei bie aufs 

gefhobenen Zinfen nachbezahlt und Gewinnfte ver- 
looft werden; 2otterieanleihen. 
(c) Bgl. Nebenius ©. 329 f. — Baumflar! ©. 228. 
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L Es giebt Anleihen, welche nur zur Aushülfe bei einer 
augenblidlicdhen Unzulänglichkeit der Einfünfte beftimmt find und 
daher nur auf Furze Zeit, gewöhnlich nicht über ein Jahr hinaus, 
gemacht werden. Sie werden, ald vorübergehend, nicht in ben 
dauernden Berzinfungd» und Tilgungsplan aufgenommen, fons 
bern bleiben lediglich auf die Einkünfte jedes einzelnen Jahres 
angewiefen. Dan hat fie neuerlich mit dem Ramen ſchwe⸗ 
bende Schuld, dette flottante, floating debt, belegt (a). 
Diefe fann 1) davon herrühren, daß die Ausgaben und bie zu 
ihrer Dedung beftimmten Einkünfte nicht gleichzeitig zuſammen⸗ 
treffen, und daher, weil jene nicht verfchoben werben bürfen, 
auch fein genügenber Betriebövorrath in Bereitſchaft ift ($. 88), 
die nöthigen Summen einftweilen geborgt werben müflen. Dieß 
gefchieht beſſer durch Aufnehmen bei Gapitaliften, als durch 
freiwilligen Borfhuß einer Auflage von ben Steuerpflichtigen, 
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vergl. 5. 486. 2) Die fchmebende Schuld kann auch daraus 
entfpringen, daß überhaupt die Einkünfte des Jahres nicht zus 
reichen. In biefem alle werden die vorläufigen Anleihen nicht 
fo leicht wie die unter 1) erwähnten in kurzer Zeit wieber bes 
feitigt, denn wenn in den folgenden Jahren feine Ueberfchüfle 
vorhanden find, fo entfteht aus der Abtragung bdiefer Schulden 
nad) Ablauf des furzen, feſtgeſetzten Zeitraums abermald eine 
Unzulänglichfeit der verfügbaren Einkünfte, die zu neuem Borgen 
in ähnlicher Weife nöthigt. Gelingt es nicht, mit Hülfe von 
Einnahinsüberfchüfien oder Erfparungen ſich in den folgenden 
Jahren von dieſer fchwebenden Schuld zu befreien, fo bleibt 
nichts übrig, als fie in die fortbauernde herüber zu nehmen (d). 

Die Koften diefer Anleihen find heutiged Tages nicht mehr 
fo groß wie ehemald (c), beionderd da, wo fi) große Banken 
befinden, welche die nöthigen Summen gegen Schulbbriefe der 
fchwebenden Schuld, Schapfammerfcheine, bons royaux 
oder du tresor, exchecquer bills, vorftreden (d). Aehnliche 
Anleihen, wenn auch nicht gerade mit ſolchen Scheinen, die 
in den Umlauf kommen, find überhaupt nicht zu vermeiden; 
fog. Eaffenanleihen. 


(a) Der franzoͤſiſche Finanzminiſter Roy ſprach in der Deputirtentammer, 
25. Juli 1828: Ce sont oes emprunts & öchdance, que nous nommons 
dette flottante, ce sont cos engagements remboursables, soit qu’ils 
aient pour objet un döficit r6el ou une avance de fonds, soit qu’ils 
sient pour objet de subvenir & des psiemens pour lesquels les fonds 
ne sont pas encore rentres. 

(2) In Frankreich kamen ſchon während des 18. Jahrhunderts regelmäßig 
folche Antictpationen auf das folgende Jahr vor. Cie betrugen 1716: 
186 Millionen Liv. — 1770, bei Terray’s Antritt, 154 Mil. — 
1773, bei befien Abgang, 30 Mill. — 1775, in TZurgot’s zweiten 
Jahr, 78 Mill. — 1776 50 Mill. — 1781, unter Neder, 119 Mill. — 
1782, Fleury, 184 Mill. — 1789 noch 225 Mill. 

(e) Nah Neder, Admin. des fin. II, 251, Eofleten die Anticipationen 
oft 8—10, Proc. jährlih, weil fle mehrmals im Jahre erneuert werden 
mußten, wobei immer 1/s—1 Proc. Proviflon außer dem Zins vorkam. 
N. verlängerte fie auf ein Jahr, mit 1 Broc. Gebühr und At/—5 Proc. 
Zins. — Auch in deutihen Staaten kamen noch in den erften Decen: 
nien des 19. Jahrhunderts Gaflenihulden von 8—9 Proc. Roften vor. 

(d) Bons royaux, jeit 1848 bons du trösor in Frankreich, gewöhnlich 
von der Bank übernommen. Der hoͤchſte zuläffige ordentlide Betrag 
derfelben (vorbehaltlih befonderer Bewilligungen) wird jährlih im 
Finanzgefeb beflimmt, mehrere Jahre hindurch 250 Mill., für 1856 
150 Will. Der Zinsfuß wird öfters verändert und iſt niedriger bei 
bons auf 3— 5 Monate ale bei längerer Friſt. Uebrigens werden in 
Branfreih zur fchwebenden Schuld noch verfchiedene andere Beſtand⸗ 
theile gerechnet, welche darin übereinfommen, daf eine Rüdzahlung der 
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einzelnen Schuldpoften geforbert werden kann, wenn glei im Ganzen 
der Betrag ziemlich gleich bleiben mad: Dahin gehören außer den 
bons nodh 1) Summen, die von den Semeinden, Departements und 
Stiftungen der Sculdentilgecaffe übergeben find, 2) die bei diefer an- 
gelegten Sparcafiengelder, 3) die von der Hinterlegungscaflfe auf lau: 
fende Rechnung (compte oourant) überlieferten Summen, 4) Borfchüffe 
der Bank und der Departementseinnehmer sc. Die fhwebende Schuld 
iR von fehr wechfelndem DBetrage; fie war 3. B. Ende 1830 223 Mill. 
France, 1835 546 Mill., zu Anfang 1848 630 Mil. Am 1. Februar 
1851 war fie 577 Mill., wovon 113 Mill. in bons, 1855 flieg fie auf 
836 Mill., am 1. Januar 1858 815 Mill., 1859 810 Mill., wobei 
159 Mill. bons du trösor, 1860 gegen 600 Mill., wovon 135 Mil. 
bons, 1864 fam fie auf 972 Mill. Die, Anleihe von 300 Mill. in 
Iproc. Schuldbriefen der confolidirten Schuld war dazu beflimmt, die 
ſchwebende Schuld zu vermindern, die 1865 23,7 Mil. Zins erfordert. 

Exeheequerbills in Großbritanien (feit 1696, wo fie Mon: 
tague einführte) mit Tageszinfen, während bie fonft ähnlichen navy 
bills erft nah */s Jahre Zins trugen. Ihre Summe wird jährlid vom 
Barlament bewilligt und ein Theil von ihr wird auf der Bank über: 
nommen, welche hiedurch in ber Leichtigfeit des Surädzieheng ihrer 
Noten gehindert wird. Auh Boulbourn (Unterhaus, 18. Mai 1829) 
erflärt eine große Schuld diefer Art (a great and unmsnageable debt) 
in fchwierigen Zeiten fuͤr ſehr hemmend. Vergl. Parnell, On fin. 
reform ©. 267. Bailly I, 87. Der Zins wird beim Ausgeben neuer 
Scheine nad dem jedesmaligen herrſchenden Zinsfuße beflimmt, aber fo, 
daß er in PBence von 100 8%. für den Tag auegepeüct werden fann; 
2 P. täglich iR 3 Proc, 1%/ iR 2%/s Proc. Bon Zeit zu Zeit bat 
man einen Theil von ihnen in eine Art der bleibenden uld um: 
gewandelt (fundirt). Die größte in einem Jahre ausgegebene Summe 
war 54°158000 2. im Jahr 1813. Seit 1825 if die jährliche Aus: 
abe (issue) unter 30 Millionen, 1832 war die umlaufende Summe 
5696 000 2. St., der Zins 659000 2. St. Im März 1835 wurden 
28 Mill. e. bills fundirt, wie e6 1829 mit 3 Mill. gefchehen war. 
Im Jahre 1840 fanden 21688000 2. St. aus, für 1852 der Belauf 
auf 17756600 2. gefeht. Am 1. März 1858 beliefen ſich die e. bills 
und bonds (über 1 Jahr hinaus) auf 25911500, 1859 auf 18277400 8., 
weil im Sabre 1858 7 Mill. Sparcafiengelder fundirt wurden. Die 
insausgabe von 1858/59 war 968 183 &. Der Eure wird durch die 
Anzahl von Schillingen bezeichnet, die man beim Ankauf von 100 2. ©t. 
nody zulegen muß. Diefe Prämie war 3. B. im 3. 1850 50—70 Sch., 
im Juni 1859 17—21 Sch., im Rovember 1840 aber faufte man die 
Scheine um 2 Sch. unter Bari ein. 
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D. A. Auch bei Anleihen auf längere Zeit wird gemöhnlid) 
wie unter Privatperfonen ein Zindfuß ausbedungen, nad) wel⸗ 
hem bis zur Abtragung jährliche Zinsentrichtung geichehen 
fol (a). In Bezug auf die Rüdzahlung findet folgende Ber- . 
ſchiedenheit flatt: 

1) Biele ältere Staatsanleihen wurden auf beffimmte 
Zeit abgefchloffen. Dieß Tann jedoch große Berlegenheit ver- 
urfachen, wenn in dem feftgefegten Zeitpuncte bie Zurüdzahlung 








durch Die Umflände erſchwert wird, fo daß man entweder andere 
Anlehen unter läftigeren Bedingungen zu Stande bringen ober 
vielleicht eine Verlängerung der Zeit von den Gläubigen zu 
erlangen fuchen muß. Bei günftigen Berhältnifien bagegen 
würbe es vortheilhaft fein, die Schufden beliebig früher ab» 
zahlen zu können und es ift daher rathfam, ſich dieß im Ber 
trage vorzubehalten. In einem Staate, der dich gute Ber 
waltung feinen Credit ungefchwächt erhalten bat, if die Zus 
fiherung eined Heimzahlungdtermined unnöthig. Neuerlich ift 
bei mandyen Anleihen eine regelmäßige Tilgung von Jahr zu 
Jahr nach feftgefeßter Yortfchreitung ausbebungen worden, wos 
bei das 2008 die Reihenfolge in der Rüdzahlung ber einzelnen 
Theil» Schulöbriefe beftimmen muß (d). Diefe Einrichtung hat 
auf dad Bertrauen der Darleiher günftig gewirkt. Sie ifl 
weniger läftig ald bie verfprochene Abtragung in einem ein» 
zelnen Jahre, doch kann die Fortſetzung der Abzahlung in 
Jahren, wo man große Ausgaben vornehmen und neue An- 
leihen zu machen bat, beichwerlich fallen, daher bürfte dieſe 
Bedingung wenigftend nur bei einem Fleinen Theile der Staats⸗ 
ſchuld eingeführt werden. 


(a) Schon im Nitertyum kommen zableeiche Beifpiele von Anleihen ber 
Staaten vor, befonders bei den reihen Tempeln, wie 3. B. bem großen 
Shape in Delos. Boͤckh, Staatsh. d. Ath. I, 765. — Im Mittels 
alter fcheinen die Staatsanleihen den fläbtifchen nachgeahmt und zuerft 
in den italienifchen Freiſtaaten aufgelommen zu fein, in Benedig 1171 
und 1187, in Florenz 1324. Man verpfänbete har gewife Ginkünfte 
zur Berbirgung, 3. B. in Genua die Zölle und ſpaͤter auch andere 
@innahmen. Ber Zins Rieg bisweilen bis 10 Broc. Je 100 lire, bie 
Jemand herlich, gaben einen Antheil (locus, luogo) bei den Verpach⸗ 
tungen der verpfänbeten Einkünfte. Die verfchiedenen Geſellſchaften von 
Staategläubigern vereinigten fih zu einer großen Benoflenichaft, der 
Casa di 8. Georgio, welche große MNacht erlangte und aus ber fidh ſpaͤter 
die Zettelbanf bildete. I, $. 310. Bisarus, Senatus populique Genuensis 
rerum domi forisgue gestarum historiae ©. 79. Hüllmann, Städte 
weien IV, 106. Selbſt die Päpfte Eonnten in Geldverlegenheiten nicht 
umbin zu borgen und das Zinsverbot des Tanonifchen Mechtes zu ums 
gehen. Man bediente fih der Form eines Rententaufes und behanbelte 
die Anleihen als Leihanftalten (mons pietatis). Glemens VII. errichtete 

‚ 1527 einen monte, um Geld zu 10 Proc. aufzunehmen, wofür bie 
Güter der apoftoliihen Kammer verpfändet wurden. Die Bläubiger 
erhielten Borrechte, 3. B. Sicherheit gegen Gonflscation und Befugniß, 
8 Bunften unehelicher Kinder zu tefliren. Paulus IV. nahm 807000 

oldftüde zu 10 Broc. auf 9 Jahre auf, Pius V. verlängerte die 
Dauer und feßte den Zins auf 7 Proc. herab x. Gregor. Tholos. 
De rep. Lib. XIII. Cap.’ XVI. $. 10 ff. — Die Regierungen hatten 
oft Mühe, die erforderlichen Anleihen zu Stande zu bringen und fahen 
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fich hiedurch in Kriegsrüftungen auf die laͤſtigſte Weile gehemmt. Man 
mußte Kleinodien, Binkünfte, Vorraͤthe von Bergwerkserzeugniſſen ver: 
pfänden, Beamte umberfenten, um Reiche zu Vorſchuͤſſen zu bewegen 
u. dergl. Ginzelne Beifpiele bievon finden fi unter Anderen bei 
Dberleitner, Defterreihe Finanzen und Kriegsweſen unter Ferdi⸗ 
nand I. Wien 1859, — Bei dem heutigen befier geregelten Gange 
des Staatshaushaltes und der dur Aufnahme in ben Boranfchlag 
geficherten Berzinfung find jene Schwierigkeiten nicht mehr vorhanten. 


(5) 3. B. Breuß. Anleihe bei N M. Rothſchild in London im Jahre 
1818, 5 Mil. 2. St. zu 5 Proc. (wofür aber nicht der volle Betrag 
eingenommen wurde), mit ber Beflimmung, daß im erften Sabre 3 Broc., 
im zweiten 2'1/s, im dritten 2, im vierten 1%/s und vom fünften an 
jährlih 1 Proc. abgezahlt werden follte. 1830 wurde der Reſt diefer 
Anleihe in eine Aprocentige umgemanbelt, bei der ebenfalls 1 Broc. und 
die Binfen der eingelöften Obligationen von 1835 an zur Tilgung ver: 
wendet werden follen. Preußiſch⸗engl. Anleihe von 1822, 31/ MIN. 2. 
zu 5 ®roc., jährlih mit 1 Proc. zu tilgen. Franzoſ. obligations 
trentenaires mit Tilgung in 30 3. — Biele Anleihen mit beffimmter 
Tilgungszeit in Nordamerica. 


8. 498. 


2) Schulden mit freier Kündbarkeit für beide Theile 
find zwar den Gapitaliften erwuͤnſcht, um zu jeber Zeit über 
ihr Bermögen beliebig verfügen zu können, jedoch für die Regie 
rung allzu nachtheilig, weil die Kündigungen gerade dann 
häufig werben, wenn dad Aufbringen der erforderlichen Summe 
ſchwierig ift und die Gläubiger neue vortheilhafte Bedingungen 
erzwingen fönnten. 

3) Anleihen, die von Seite ded Gläubiger unfünbbar 
find und demſelben nur ein Recht auf Berzinfung geben, find 
in neuerer Zeit die häufigften geworden. Solche Schuldzinfen 
werden in Frankreich Renten im engflen Sinne genannt, 
rentes perpetuelles, engl. perpetual aunuities (a). Die Regie 
rung ihrerfeits muß fich das Recht vorbehalten, die Summen 
nad vorausgegangener Kündigung zurüdzuzahlen, damit fie 
im Stande ſei, die Schuld zu vermindern, wenn fie die Mittel 
hiezu befist. Da fie immerwährende Dauer und bad Ein- 
fommen des Volkes zur Stüge bat, fo if es ber Ratur ber 
Sache gemäß, daß man ihr unter diefen Bedingungen leiht 
und die Gläubiger fönnen biefelben um fo leichter eingehen, 
"weil die Schulddriefe bei gutem Grebit des Staates fletd ver 
fauflich find und alfo der Beſittzer die darauf verwendete Summe 
beliebig zurüdguziehen vermag. Die Schuldfcheine bilden fogar 
einen beliebten Handelögegenftand, indem fie nicht bloß von 
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Capitaliſten zur bequemen Anlegung ihres Vermoͤgens, ſondern 
auch von Speculanten des Gewinnes willen erkauft werden, 
I, $. 439. 

(a) Oder annuitieg fchlehthin. Bol. 6. 494 (ec). 


$. 494, 


3. a) Die natürlichfe Art, eine folche Anleihe auf Renten 
aufzunehmen, befteht darin, daß man nad) einer Vereinbarung 
über den Zinsfuß den Bapitaliften Schuldſcheine (Schulpbriefe, 
Obligationen) über die vorgefchoffene Summe außftellt. So hat 
man es lange Zeit hindurch gehalten. Es war jeboch unver: 
meiblich, daß die Staatöfchuldicheine einen veränderlichen PBreid 
(Curs) erhielten, weil ein gewiſſer aus der Staatöcafle zu 
empfangender Zinsbetrag bald mehr, bald weniger gefchägt und 
begehrt wird. Wenn ber Preis einer Obligation im Berfehr 
über den Betrag der dargelicehenen Summe hinaufgeht, fo haben 
die Gläubiger doch von der Staatögewalt bei der Rüdzahlung 
nicht mehr als dieſen Betrag anzufprechen, dagegen find fie 
auc, wenn der Curs unter benfelben finkt, nicht fchuldig, eine 
geringere Summe als Tilgung anzunehmen (a). Der Eure 
der Schulbbriefe ift daher ohne Einfluß auf dad Berhältnig 
zwiſchen ben Staatögläubigern und der fhuldenden Regierung. 

b) Nachdem die in einem Lande vorhandenen Staatdfchuld- 
feine im Verkehr unter Pari verfauft und gefauft wurden, 
fonnte die Regierung leicht auf den Gedanken kommen, aud) 
bei neuen Anleihen die Scheine um einen Preis Hinzugeben, 
welcher niedriger war als die vorgefchriebene, zur Beitimmung 
bed Zindfußed dienende Summe So entftand ein anderes, 
in neuerer Zeit oft angerwenbeted Berfahren. Man ftellt 3. B. 
Sprocentige Schuldbriefe auf 100 fl. aus und empfängt dafür 
nur je 75 fl. baar, fo daß man bie Anleihe im Grunde zu 
4 Proc. verzinfen muß, weil 3 von 75 fo viel iſt, ald 4 von 
100. Um 100 geliehen zu erhalten, muß man bemnad) 133 
verfchreiben und es ift daher die wirklich geborgte von ber 
verfhriebenen (Renns oder Nominal-)Summe zu 
unterfcheiden (6). Das Geichäft wird ald ein Rentenfauf an- 
gefehen und die Tilgung gefchieht in berfelben Weife durch den 
Ankauf der Obligationen nach ihrem jebeömaligen Marktpreife 
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(Börfencurs). Jedoch ift ed angenommen, daß die Regie 
rung durch die Ablieferung des Nennwerthes ſich von der 
Schuld befreien dürfe, und dieſe Abtragungsweife if dann 
allein zuläffig, wenn ber Curs fich über dad Bari erhoben 
hat (c). 

(a) Dieß fließt nit aus, daß die Regierung Obligationen diefer Art im 


freien Binfaufe nad dem jedesmaligen Curſe einlöfen darf, nur würde 
es nicht zur Beieftigung des Credits gereichen. 

(5) Diefe Art zu borgen wurde zuerft in England unter der Königin Anna 
angewendet, fam aber erfi feit dem americaniichen Kriege regelmäßig 
in Gebraud. Ueber diefe Anleihen f. v. Malchus, I, 442, wo 
namentlich die Bertheidigung diefer Methode durch Lafitte, Dep.⸗K. 
14. Mai 1828, mitgeteilt iR. — Entſchieden gegen ſolche Anleihen 
find: Nebenius ©. 355 f. — Bernoulli, Beiträge S. 43. — 
Parnell ©. 274. — Mac Culloch, Tax. ©, 435. 

(e) In Frankreich war lange Zeit von gar feiner Leihſumme (Schuldcapital) 
und feinem Zinsfuße die Rede, man verkaufte bloß Renten, wie bieß 
auch von Privaten geſchah. Das „große Buch der Staatsfchuld” nad 
dem Geſtetz vom 24. Auguft 1793 erwähnt feine Capitalſumme, daher 
it man noch jeßt gewohnt, fih die Schuld nicht als ein gewifles 
geborgtes Capital, ſondern als eine Mafle fchuldig gewordener Renten 
vorzuftellen, deren Preis veränderlih if. Solche rentes constituses & 
perpetuit£ famen feit Franz L vor. Hiebei war aber die Ablöfung für 
den Betrag, der dem geſetzlichen Zinfe entſpricht, immer als erlaubt 
angeiehen, und von Sully und Bolbert waren foldhe Abzahlungen 
wirflid ausgeführt worden. Das Geſetz vom 1. Mai 1825 ſprach 
diefem Grundſatze gemäß aus, daß bie Tilgung durd Anfauf nach dem 
Gurfe nicht über dem 20fahen der Rente gefchehen dürfe und ftellte 
alfo dieſe als den 5procentigen Zins eines Rominalbetrages dar. Ins 
deg wirkt die frühere Anfiht noch immer fort. 


8. 495. 


Zu biefem Audgeben von Staatöfchulpbriefen um einen 
unter ihrem Rennbetrage ftehenden Preis bat man fich haupt« 
ſaͤchlich durch nachftehende Gründe bewegen lafien: 

1) In ſchwierigen Zeiten befommt man nidyt immer um 
den lanbüblichen Zins geliehen, alfo muß man den Gläubigern 
mehr verfprehen. Statt aber geradezu 7 oder: 8 Proc. zu ber 
willigen, bedient man fich jened Mitteld, fowohl um das im 
Privatrehte noch beftehende Berbot höherer Zinfen nicht offen 
zu verlegen, als um zu vermeiden, daß die einzelnen Theile 
der Staatöfchuld fehr verfchiedene Zindfuße haben und daß 
etwa die Zinfen in unbequemen Bruchtheilen auögebrüdt wer- 
den müßten (a). 

2) Man hofft, daß wegen ber Beliebtheit folder Anleihen 


die Capitaliften fid) mit einer niedrigeren Berzinfung begnügen. 
Rau, polit. Defon. III. 2. Abth. 5. Ausg. 2 





— 370 — 


Die Vorliebe der Glaͤubiger fuͤr dieſe Einrichtung entſpringt aus 
der Hoffnung, am Stamme ihrer Forderungen zu gewinnen, 
wenn der Curs der Schuldbriefe ſteigt. Je weiter naͤmlich ein 
Staatspapier unter Pari ſteht, ein deſto ausgedehnterer Spiel⸗ 
raum iſt für die Erhöhung des Curſes geöffnet, während biejer 
nur wenig über das Pari hinausgehen kann, wenn bie Ab⸗ 
löfung um ben Rominalbetrag nahe bevorſteht. Die Unwahr⸗ 
fcheinlichfeit, daß die Reihe der Tilgung fobald an eine einzelne 
Obligation kommen werde, ermuntert biöweilen, noch einige 
Procente über Pari zu bezahlen, wenn man feine andere gleich 
gute Gelegenheit hat, Eapitale auszuleihen, aber ein bedeutend 
höherer Curs ift bloß dann zu erwarten, wenn man gewiß if, 
dag fürs Erfte feine Einlöfung in Pari eintreten werde (b). 
Für die Speculation auf eine Curserhoͤhung find daher foldhe 
Papiere am willlommenften, deren Zinsfuß noch unter dem 
landesüblichen ift, und die fchon darum für einen niedrigeren 
Eurd an die Uebernehmer der Anleihe abgelaffen wurden (c). 
Diefe ziehen z. B. Iprocentige Obligationen (3 Procentd nad) 
der fürzeren Bezeichnung) zu 75 den Aprocentigen, bie fie im 
Pari bezahlen müßten, vor, obgleich der Zins in beiden Fällen 
gleich ift, weil fie hoffen, die erfteren vielleicht auf 80 oder 90 
fteigen zu fehen, weßhalb auch unter übrigend gleichen Umftän- 
den der Eurd ber Obligationen eined und beffelben Staates 
fi) nicht genau nad) dem Zindfuße richtet (d). 


(a) Statt 3. B. einen in ter Berechnung befchwerlihen Sinsfuß von 
6,3 Broc. feflzufeßen, wird ein Preis von 79,30 für 5procentige Oblis 
gationen bedungen ; die Unterhandlung ift leichter und man Tann fi 
duch Zugeben und Nachlaſſen eher nähern 

(6) Wie in Frankreich wegen der geießlichen Verfügung, daß, wenn eine 
Art von Papieren über Pari fteigt, die Tilgung berfelben ausgeſetzt 
bleiben fol. Die dortigen 5 Procents fliegen deßhalb fehr Hoc. Sr 
höchſter Stand war 126, am 4. März 1844. Much die öfterreichifchen 
famen bie 112. 

(e) In England hat man öfters bei einer neuen Anleihe verfchiebene Pa⸗ 
piere von den fchon vorhandenen Arten ausgegeben. Die einzelnen 
Obligationen als Theile des Ganzen heißen scrips (von subscription), 
ihr Snbebrif omnium. 68 mwurbden 3. B. 1781, um 12 Mill. L. St. 
baar zu erhalten, SE, 18 Mill. Iprocentige und 3 Mill. Aproc. 
Stods, zufammen 21 il., welche 660000 oter 5%, Proc. trugen. 
Bei den im Jahre 1814 geborgten 24 Mill. gab man für je 100 2. baar 

80 8. St. in Iproc. röduced (naͤmlich annuities), 
23/4 u „» 3 „  consols (consolidated ann.), 
30 „ 5,  eonsols 


zufammen 133%/2 &., welche 4,6 2. Zins Eofleten. Bei mehreren folchen 


(@) 
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Anleihen wurden zur Ergänzung auch langjährige Zeitrenten beigefügt, 
deren jeßiger Werth berechnet werden muß, wenn man die ganze über: 
nommene Verpflichtung überfehen will. Stehen die das omnium bil: 
denden sorips im Curſe höher, als fie von den Bläubigern übernommen 
wurden, fo machen diefe fogleich einen Gewinn, weldyer bonus genannt 
wird. Im Jahre 1813 3. B. waren die für je 100 2. St. hingegebenen 
Stocks nad dem Eurfe 978. 5 Sch. wert, dazu kamen 5 Sch. 7/4 P. 
in 46°/sjährigen Beitrenten, welde, da eine Rente von diefer Dauer 
unter Annahme eines Zinsfußes von 5 Proc. den 17,%fachen Betrag 
jetzt werth ift, auf 5 2%. 18 Sch. 7%/5 P. anzufchlagen waren. Die 
3 scrips madıten alfo 103 8. 3 Sch. 7%, P. aus und brachten den 
Unterzeichnern fogleih 3’; Proc. Gewinn. 


Beifpiele.. Am 21. Yebruar 1848 (vor der Ummwälzung) war in Paris 


bei den Renten von 
5 Proc. 41a Proc. 4 Proc. 3 Proc. 
der Brei . . . 116,58 104 99,8 73,% 
alfo die Berzinfung 4,9 „ 4,3 „ 4,9 „ 4,8% „ 
Am 1. März 1860 war bei den Staatsichulbicheinen von Preußen, 
Bayern, Würtemberg, Baden, Großb. Heflen, Naflau und Frankfurt 
in der leßtgenannten Stadt 

bei Obligationen von 5 Broc. Al/a Proc. 4 Proc. 4a Proc. 3 Proc. 
Durchfchnittspreis 103,7 102,8 98,8 95,08 87,8 
folglich Berzinfung 4,88. 4,8 4,60, 3,010, 3,43 
Die franzoͤſiſche Regierung ließ 1855 bei der Anleihe von 750 Mil. Fr. 
den Unterzeichnern die Wahl, A'aproc. Schuldfcheine zu 92'/ oder 
3proc. zu 65% zu übernehmen; jenes macht 4,9, dieß 4,5% Proc. Ber 
zinfung. Bei der Anleihe von 500 Mill, im Jahre 1859 war die Wahl 
diefe: Al/aproc. zu 90° oder Iproc. zu 60%; die Verzinfung iſt in 
beiden Fällen 4,% Proc., aber es wurden 4,° mal foviel Schuldfcheine 
von 3 als A/s Proc. verlangt. — Bei dem Umtaufch der 4'/s proc. in 
Zproc. Schuldfcheine nach dem franz. Geſetz v. 13. Febr. 1862 erhielten 
die Befiger der erfteren für je 100 Fr. derfelben 150 Fr. in 3 Proc., 
fo daß fie fernerhin gleiche Mente zu beziehen hatten, denn 0,0% >< 150 
it — 4,5, aber fie mußten 5,° Proc. des bisherigen Nennbetrages als 
Aufgeld (soulte) entrichten, d. * die 1,2 fache einjährige Rente hingeben, 
um die Ausficht auf das Steigen bes Curſes zu erlangen. Bei den 
4 Proc. betrug die soulte 1,0 Proc. Zu diefer Umtauſchung waren 
jedoch die Gläubiger nicht gezwungen und von 174 Mill. 4a und 
4 Proc. wurden nur 134914451 Fr. zur Umwandlung angemeldet. 
Diefe Mafregel brachte der Staatscaffe 157631000 Fr. ein, die zur 
Verminderung der fchwebenden Schuld dienten. Der Nennbetrag dieſes 
Theiles der Schuld wurde hiedurch bei den 4%a Proc. um die Hälfte, 
bei den A Proc. um js vergrößert. 


g. 496. 
Der naͤmliche Grund, welcher folche Anleihen den Eapitaliften 


und Speculanten angenehm macht, deutet auf ihre nadjtheilige 
Seite für die Regierung hin, nämlich auf die Vergrößerung bes 
Schuldenftammes in Folge des Steigend der Curſe. Hat man 


3. B. Schuldbriefe zu 60 Hingegeben, und geben fie in ber 


Folge bis auf 80 in bie Höhe, fo koſtet die Tilgung durch 
den Ruͤckkauf der Schuldfcheine um !/s mehr, als die baar 


24° 
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erhaltene Summe war. Friede, Ruhe und zunehmender Volks⸗ 


wohlftand führen diefe Erhöhung des Curſes der Staatöpapiere 
herbei, die mit dem Sinfen des Zindfußed zufammenhängt. 
Wenn 3. B. diefer von 5 auf 4 Proc. fällt, fo wird eine 
gewiſſe Rente bei gutem Credite flatt ded 20fachen nun mit 
dem 25fachen Betrage erfauft, und wenn 3procentige ‘Papiere 
bisher zu 60 ftanden, fo müſſen fie nun auf 75 kommen, wos 
bei noch zu erwägen ift, daß man bei den Obligationen folder 
Staaten, bie vollen Erebit genießen, fidy mit einer geringeren 
Verzinfung begnügt als in Privatdarleihen. Die befchriebene 
Art der Anleihen hat in neuerer Zeit bei dem Uebergange vom 
Krieg zum Frieden und von innerer Zerrüttung zu befeftigter 
gefeplicher Ordnung die Schuldenmaffe mehrerer Staaten ſehr 
vergrößert und dadurch die Bläubiger überaus bereichert (a). 
Es bleibt hiebei nur noch zu unterfuchen, ob, wie man behauptet 
bat, die Erfparung an den Zinfen jenen großen Schaden, der 
in der Vergrößerung ded Stammes liegt, zu verhüten vermag. 


(a) Die neuere Finanggefchichte iſt voll von Beilpielen diefer Anleihen. In 
Gropbritanien wurden von 1793—1817 897:289 943 2. St. verichrieben, 
für die man nur 584874 557 2. oder 65 Proc. baar erhielt, fo daß 
man, wenn bie Ginlöfung 3. B. bei einem reife von 90 geſchehen 
müßte, 222 Mill. oder 37,9 Proc. mehr aufzumwenden hätte. er Zins 
ftellt ih im D. auf 5,1 Proc. Mac Culloch, Tax. S. 445. Die 
britifche Anleihe von 15 Mil. 8. St. zur Gntſchadi ung der weſt⸗ 
intifchen Pflanzer wurde 1835 dem Haufe Rothf —** wegen des 
damals niedrigen Zinsfußes in 3 Proc. ohne größeren Nennbetrag zus 
gelhlngen. body mit einer beträdytlihen Zulage in Zeitrenten. Man 
gab nämlid für je 100 8. baar 75 2. in 3proc. consols, 25 2. in 

3proc. reduced, nebft 3 Sch. 7 P. langen Zeitrenten, die bie 1860 

laufen und deren jetziger Werth, zu 4 Broc. gerechnet, auf 102. 11 Sch. 

an ufchlagen if. 
eifpiele von folden Anleihen in 5proc. Obligationen, welde um 
nahfiehende Burfe übernommen wurden: 
in Bortugal für Donna Waria 1832, 2 Mil. 2. St., wovon 
aber nur ein kleiner Theil fogleich ausbezahlt wurde. 
51 für diefelbe 1833, 1200000 2. St. 
52,5 erlauf von 9090 909 Fr. Renten in Frankreich, 10. Febr. 
l 
55,5 für 8:620689 Br. Renten ebendaf., il. März 1817. 
61,5 für 9 Mill. Renten, 22. Zuli 1817. 
55%/2 zweite griechifche Anleihe, 1825, 2 Mill. 2. St., Ricardo. 
69 erfte 1824, 800 000 2. St. 
60 Neapel, 1821, 16 Min. Ducati (u 2 fl.). 
60 Spanien, 1823, Gebhardt, 15: 100000 Piafter, aber e6 
gingen don von den 60 fogleih 5 Broc. Proviſton ab, alfo eigents 
ih nur 5 
70 Deflerreid iss, 50 Mill. fl. Metalliques (weil in Silber: 
münge verzinslic). 
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70 Breußen 1818, bie erften 21/, Mill. &. St. der Anleihe von 
5 Mil. 2. bei Rothſchild, die andere Hälfte in zwei 
gleichen Theilen zu 72%/2 und 75. 

12 Rußland 1820, 40 Mill. Rub. bei Baring und Hope. 

73.75 Neapel 1822, 20 Mill. Ducati. 

75 Braftlien 1824, 3200000 2. St., aber nur 1 Mil. aus 
bezahlt, die andern 2200000 2. zu 85 abgegeben. 

75,5 Oeſterreich, 35 Mil. fl. 1854. 

79 " 500 Mill. fl. 1854 (in Banknoten zu 95). 

81 1823, 23 Mill. fl. 

82 rufl. A. von 50 Mil. R., 1855. 

85 Buenos Ayres 1824, 1 Mill. 2& St, Marokko 1862, 
501000 2. St. 

87 Defterreih 1826, 15 Mill. fl. 

89% Großbritanien 1847, 8 Mill. 8. zu 3% Proc. 

90 Rußland 1828, erfte Anleihe bei Hope, 18 Mil. fl., bie 
vierte Serie 1833, 20 Mil. Rubel Silber, j 84/2. 

94 griechifche garantirte Anleihe 1833, 60 Mil. Fr., Roth⸗ 
Ihild, — ruffifche A. 1862, 375 Mill. Er. 

95 preuß. Anleihe von 30 Mill. Thlr. 1859. 

97 und darüber, oftindifche Anleihe in England, 5 Mill. L. St., 
1859. 


Beifpiele 6 procentiger Anleihen: 


62 Türkei 1859, 620000 2. St. 

63 A. des K. von Merico, 1864, 200 Mill. Fr. 

68 Türkei 1862, 8 Mil. 2. St. in Bari zurüdzuzahlen mit 

2 Proc. jährlicher Tilgefumme. 

Defterreih borgte 1841 40 Mil. fl. gegen 5 Proc., welche fogar zu 
104 ausgegeben wurden, alfo 4 Proc. über Pari, aber mit der Zus 
fiherung, daß 15 Jahre lang ber Zins nicht herabgeſetzt werben dürfe, 
Eine 15jährige Rente von 1 fl. zu 4 Proc. it 11,18 fl. werth. Legt 
man alfo diefen Zinsfuß zu Grunde, fo Hat ber Glaͤubiger Nutzen, 
weil er nur 4 il. mehr bezahlt. — Oeſterr. Anleihe von 72 Mil. fl. 
44 Proc. zu 86, 1850. — Aufl. A. von 12 Mill. L. St. u 3 Proc. 
für 68, 1859. Die fpanifche Anleihe von 300 Mil. Realen zu 3 Proc. 
wurbe 1856 von Mires für 42,56 übernommen, aber wegen ber noch 
abgehenten Brovifion und anfangenden Berzinfung erhielt die Regie⸗ 
rung eigentlih nur 38! — In Branfreih wurden von 1815 — 1823 
1457°223 920 Wr. geborgt, bie verfchriebene Summe betrug 206894 
Mill. Fr., der davon zugeficherte Zins 5 Broc. oder 103-439 000 Fr., 
es waren alfo im D. die Schulpbriefe zu 70,22 Proc. ausgegeben wor: 
den und die Bläubiger zogen 7 Proc. der daraeliehenen Summe. 1815 
wurden für 3%, Hill. Henten oder 70 Mill. in Sculpbriefen nur 
35863200 Fr. oder 51,2 Broc. baar erhalten, 1823 war bei den 
verfauften 23114510 Fr. Renten — 462290320 Fr. Nennbetrag 
ber baare Empfang 413980 981 Fr., alfo 89%; Proc. Documens 
statistiques S. 167. Bon 1814—1847 wurden 2629 Mill. aufgenom: 
men und 3424 Mill. verfchrieben. Die 3 Proc. würden bei der Zins⸗ 
erniedrigung unter Billele im Jahr 1825 zu 75 ausgegeben, bei der 
Anleihe von 1841 (150 Mill.) zu 78,5%, aber wegen ber bewilligten 
Termine wirflid nur 76,5, — 1844 (200 Mil.) zu 75 Fr., 1847 
(250 Mil.) zu 75,8. 1848 197 Mil. 5 Broc. zu 75,8," 1850 
30°872000 Fr. 5 Proc. zu 94,86, 16440000 3 Proc. zu 56,9. — 
Holland verkaufte den Antheil feiner 2t/aproc. Schuld, welchen Belgien 
übernehmen mußte, nämlich SO Mill. fl., 1845 im D. zu 63,” für 100, 
den größten Theil zu 60 an Rothſchild. 
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g. 497. 


Um die Zinserfparung, welche bei einer Anleihe mit höhe 
rem Nennbetrage eintritt, genau bemefien zu koͤnnen, müßte 
man bei ben Uebernehmern einer Anleihe zugleich darüber unters 
handeln, wieviel Zins fie in dem Kalle verlangten, wenn ihnen 
feine höhere Rominalfumme bewilligt würde. Wäre 3. 2. unter 
biefer Bedingung der geforderte Zins 5 Proc. und könnte man 
bie Aprocentigen Obligationen zu 88%/s anbringen, fo brauchte 
man für je 100 nur 112!/, in Schulbbriefen hinzugeben, welche 
nur 41/2 Zins often, ed würde alfo !/ Proc. erfpart (a). Bei 
Zprocentigen Schuldbriefen wäre Nugen, wenn fle über 60 vers 
fauft würden; ein Uebernahmeprei® von 75 3. B. foftete nur 
4 Proc. Zinfen, wobei man 133!/3 fl. für 100 verfchreiben 
müßte. So lange gar feine Tilgung flattfindet, hat die Regie 
rung den vollen Vortheil diefer geringeren Zindausgabe. Kommt 
zur Befefligung bed Grebitd in guten Jahren die Tilgung in 
Gang, und fann man 3. DB. jährliy 1 ober !/s Proc, einer 
Schuld zur Einlöfung verwenden, fo erfolgt biefe bei ‚einem 
Zinsfuße von 5 Proc. in 36 oder 49 Jahren. Jene Erfparniß 
an den Zinfen bietet alfo die Mittel dar, mit der Zeit bie 
ganze Schuld zu tilgen, und dieß ift um fo leichter, je weniger 
der Preis der Schuldbriefe über den Curs bei der Uebernahme 
geftiegen if. Aus dieſem Grunde bat man öfter dad Bers 
ſchreiben einer größeren Nominalfumme für ganz unfchäblidy 
erachtet. Selbft wenn man im Pari tilgen müßte, fo würde 
man die obigen 1121/2 fl. mit !/. Proc. jährlidh in 50 Jahren, 
die 1531/3 fl. mit 1 Proc. Jahresausgaben in 38 Jahren heim: 
bezahlen (b). 

(e) Denn es iſt 88%/5 : 100 = 100 : 112%, = 4 : 4a. 

(5) Dffenbar ift der Vortheil defto größer, je langfamer die Tilgung erfolgt, 
weil man dann die Zinserfparung deſto länger genießt. Es feien z. B. 
für 1 Mil. in Bari 41/4 Proc. zu geben, während man 31/s Broc. 
v 92 anbringen fönnte. In viefem Falle erfordert die Million einen 

ennbetrag von 1086956 fl., welder 38043 fl. oder 3,8 Proc. der 
wirklich erhaltenen Summe Sinfen koſtet und man erfpart hiebei 4457 fl. 

Will man die Schuld durd eine 15jährige Zeitrente tilgen, fo ift die 

jährliche Ausgabe in beiden Fällen 


1) für 1 Mill. zu Aa Proc. . . . Sins 42500 fl. 
Tilgung 49 019 


zufammen 91519 fl. 


ee 


2) für 1086956 in 3%. Broc. . . Sins 38043 fl. 
Tilgung 56 333 
zufammen 94376 fl. 
Hier if alfo die 2. Methode Tofbarer. Bei einer Tilgung in 30 Jahren 
würde fie jährlih 491 fl. weniger koſten. 


8. 498. 


Es läßt fih Feine Regel darüber aufftellen, wie viel bie 
Gapitaliften bei einer Anleihe dieſer Art an den Zinfen nad; 
lofien, um einen gewiffen höheren Rennbetrag zu erfaufen, 
jedoch ift vorauszufegen, daß fie auf minder günftige Yälle 
Rüdfiht nehmen und einen Zindfuß verlangen, bei dem fie 
nicht verlieren (a). Aus dem Bertrage allein läßt fich jedoch 
nicht berechnen, ob der Staat gewinnt ober verliert, denn es 
fommt zugleich auf die nachfolgenden Curſe der Staatsfchulds 
briefe an, wobei mehrere Halle möglich find. 1) Wenn einige 
Zeit hindurch der Curs unverändert bleibt, fo genießt der Staat 
bie Zinfenerfparniß, ohne theurer tilgen zu müflen; allein bicß 
feßt Krieg oder andere ungünftige Ereignifle voraus, in benen 
man gewöhnlich gar nicht zur Abtragung der Schulden gelangt. 
2) Triit ein baldiged Steigen des Curſes ein, fo wird das 
Tilgen durch Rüdfauf nad) dem Eurfe koſtbar. Jene Berändes 
rung beweift aber, daß die Capitaliften mit einem geringeren 
Zindfuße zufrieden find. Wenn man feine Obligationen unter 
Bari (d. h. mit höherem Rennbetrage) ausgegeben hat, fo wird 
in diefem Falle früher eine Herabfegung der Zinfen möglich, 
bei welcher dann die nämliche Erfparung ftattfindet, wie bei 
ber bisher betrachteten Methode, fo daß folglich deren Vorzug 
nur furze Zeit dauert. Hat man z. B. bei einem hohen Zindfuße 
ftatt 5proc. Scheine zu 90 zu geben, lieber 6proc. Schuldbriefe 
im Pari bezahlt erhalten, fo wird unter günftigeren Umftänden 
ber Preis derfelben fogleich etwas über 100 binaufgehen, man 
fann folglidy die Schulden auffündigen und neue etwa zu 51/2 
oder 5 Proc. abfchließen. Bei dem Audgeben von 5proc. 
Obligationen zu 90 wäre diefe Maßregel erft dann zu bewirken, 
wenn biefelben über 100 geftiegen find, was offenbar länger 
dauert. Wenn im erfteren Falle die Veränderung ſchon nad 
10 Jahren erfolgt, fo ift unterbefien durch eine 10 jährige Zins⸗ 
erjparung von !;s, höchftens !/ıs der Schuld getilgt worden, 
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wobei die in ber Eurserhöhung liegende Schuldvermehrung ein 
überwiegender Nachtheil if. Da nun Umflände der in 1) bes 
tracdhteten Art nicht lange anzuhalten pflegen, fo darf man bei 
der Bergleichung ber beiden Arten von Anleihen Feine fo lange 
dauernde Zinderfparung annehmen, wie ed von den Anhängern 
ber Anleihen mit höherem Rominalbetrage gefchehen if. In 
vielen Fällen hat died Verfahren bedeutenden Schaden gebracht 
und man muß bdaffelbe fowohl nad) den einzelnen Erfahrungen, 
al8 nad) allgemeinen Gründen der Wahrfcheinlichkeit, in ber 

Regel ald unzwedmäßig anfehen (5). Borgt man mit höheren 

Zinfen, fo übernimmt man eine jebige Befchwerbe von befannter 

Größe und hat die Hoffnung, bald zu niedrigeren Zinfen zu 

gelangen. Borgt man mit höherem Rominalbetrage, fo erfauft 

man eine augenblidliche Erleichterung mit einem fpäteren Nach» 
tbeil und fann von günftigeren Berhäftnifien feinen Nuten 

mehr ziehen (c). 

(0) Lafitte fragt, ob es befler fei, 100 Mill. geradezu gegen 5 Mil. 
Sinfen aufzunehmen, oder 133%/; Mill. gegen 3 Proc. zu verfchreiben 
und alſo nur 4 Mill. Zins zugeben. "Später It er folgende Be: 
dingungen als_wahrfcheinlih. Dan will 80 Mill. borgen. Wenn 
man bloß 80 Mill. verfchreibt, fo muß man 4 Mill. Zins zahlen; 


giebt man aber aus 
86, Mill. in 41/s Proc. zu 92,0%, fo braucht man 3890 000 Zins 
94,5 ” ” ” ” ⸗ ” ” 3780 000 ” 
103,2 ” ” 31/e e⸗ [7 77,9 ” e⸗ „ 3620000 „ 
115,8 „ „3 „un 698 5 u „ 3460000 „ 
In der letzteren Annahme ift die Erſparniß 540000 oder 13,5 Broc. 
(zwiſchen !/; und !/s) der Zinfen. 

(6) Bei der erwähnten Umwandlung der franzöflfhen 4'/s in 3 Proc. 
($. 495 (d)) trägt die baar empfangene soulte zu 41, Proc. nur 
7 Mil. Zinfen oder 5,% Proc. der bisherigen Zinsausgabe ein, wenn 
man die ganze umgemwanbelte Schuld als A'/sprocentige annimmt; bie 

4 Proc. betrugen wenig. 

(e) Hiemit ftimmt die Aeußerung von Coquelin (Revue des deux mondes, 
X, 132. Avril 1845) überein: Offrir aux orsanciers de l’&tat une aug- 
mentation future de capital, en change d’une perte d’interöt pre&sente, 
c’est en quelque sorte döplacer les röles; o’est mettre la prövoyance 
de l’avenir du cot& des hommes qui meurent, et ne laisser à l’etat, 
qui doit vivre, que le souci du present. 


6. 499. 

II. B. €8 find auch Anleihen mit einer den üblichen Zins- 
fuß überfteigenden Rente gemacht worden, welche alfo neben 
ber Berzinfung auch eine allmälige Abzahlung enthält, fo daß 
nad) einer gewiflen Zeit bie ganze Schuld erlifcht. Bon ſolchen 
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temporären ober Zeitrenten im weiteren Sinne if im 
Allgemeinen Folgendes zu bemerken (a): 1) Die Capitaliften, 
bie biebei von einer gewifien Summe eine größere Rente ers 
halten, als bei einfachen Zinsbarlehen, zehren gewöhnlich mit 
den Zinfen auch zugleich die jährliche Schuldabzahlung auf, 
und ed erfolgt alfo hiedurch die Zerftörung von @apitalen. 
Freilich leihen aber auf folche Zeitrenten nur ſolche Perfonen, 
bie ohne das Zufegen ihres Vermoͤgens mit den bloßen Zinſen 
nicht ausfommen können und bie, wenn der Staat Feine Zeit 
renten errichtet, fi) an Privats Verforgungscaffen ähnlicher Art 
wenden müflen. I, 8. 234. Die meiften Begüterten find jedoch 
bedacht, ihr Bermögen für ihre Erben zu erhalten, weßhalb die 
Zahl derer, bie auf jene Bedingung einer tilgenden Rente ein- 
gehen wollen, nicht groß ift und für den Staat Feine befonders 
günftigen Bedingungen zu erwarten find. Auch hat man überall 
nur einen Kleinen Theil der Staatsſchuld in ſolche Renten aufs 
gelöfl. 2) Wenn man Rentenverträge biefer Art zu einer Zeit 
eingeht, wo der Zinsfuß niedrig fleht, fo ift bie Regierung 
ficher, nichts zu verlieren; gefchieht es aber bei einem höheren 
Zinfe, fo begiebt fie fich der Gelegenheit, von einem fpäteren 
Sinfen deſſelben Nugen zu ziehen, weil die einmal feftgefeßten 
Zeitrenten feine Abänderung mehr zulaſſen. 3) Bei einer großen 
Summe von Zeitrenten fünnte es läflig werden, baß man zu 
einer unaudgefegten Tilgung gezwungen ift, auch wenn bie 
Staatdaudgaben feinen verfügbaren Ueberfhuß haben. 

Hieraus ergiebt fi, daß ſolche Zeitrenten Feine Empfeh⸗ 
fung verdienen, obfchon fie auch Feine großen Nachtheile an fidh 
tragen. 


(a) Vergl. Nebenius ra 336 ff. — v. Maldus I, 433. — Ber: 
noulli, Beitr. ©. 


$. 500. 


Die Zeitrenten im weiteren Sinne zerfallen in folgende Arten: 
1) Zeitrenten im engeren Sinne, annuities for terms 
of years, auf eine beflimmte Zahl von Jahren. Sie laflen 
eine genaue Berechnung zu (a), entiprechen aber am wenigften 
den Zwecken ber Bapitaliften ($. 499), find weniger beliebt und 
nicht fo leicht ohne Verluft zu verkaufen, als eine einfache 
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Obligation. In England find file öfter ald in andern Ländern, 
theils als Zugabe zu andern Staatspapieren ($. 495 (c), 
496 (a)), theild abgefondert ausgegeben worden, und zivar 
bisweilen auf einen langen Zeitraum (b). 

2) Zeibrenten, rentes viageres, annuities for life, auf 
Lebenszeit bed Gläubigerd Iaufend, wobei der Zinsfuß mit Rüds- 
ſicht auf die mittlere Lebensdauer beffelben beflimmt wird. Der 
Capitaliſt ift hiebei für feine Perfon ganz ficher geftellt. Der 
Staat hat befto weniger Wagniß, je zuverläffigere Erfahrungen 
er über die Lebensdauer ber Rentner in jedem Alter befigt (c) 
und eine je größere Anzahl von Leibrentengläubigern vorhanden 
ift, weil bei einer größeren Menge von Fällen die Gefege der 
Wahrfcheinlichkeit überhaupt deutlicher zum Borfchein kommen. 
Um nicht für jeden eintretenden Gapitaliften eine befondere 
Rentenzeit audmitteln zu müffen, bildet man Glaflen und Dies 
jenigen erhalten gleiche Rente, deren Alter wenig verfchieben 
it (d). In einigen Rändern werden in den Staatsrechnungen 
unter den Leibrenten audy die Ruhgehalte mit aufgeführt (e). 

3) Tontinen, bei denen mehrere Theilnehmer von ungefähr 
gleichem Alter mit einander in ©emeinfchaft treten und bie 
buch, den Tod einzelner Mitglieder erledigten Xeibrenten den 
Meberlebenden zuwachſen, bis der legte geftorben ift(f). Die 
Hoffnung auf eine fleigende Einnahme verleiht diefen Anftalten 
einen befonderen Reiz. Wegen der mühfamen, umfländlicdyen 
Verwaltung eignen jedoch ſich Tontinen befler zu Privats Vers 
forgungsanftalten, als für die Regierung, II, $. 368a. 

(e) Je nach dem angenommenen Zinsfuße kann für ein Bapital von 100 fl. 


eine Rente gegeben werden 
bei 5 Proc. bei 4 Proc. bei 3 Proc. 


von 5 Pror. _ auf 43 Jahre auf 31 Jahre 
6 auf 37 Jahre 28 23 
10 15 13 12 
20 6 5Ya 4a 


(6) Rah Smith (III, 370) wurde fhon unter Wilhelm ILL. und Anna 
in Gngland oͤfter gegen ſolche Zeittenten geborgt, 3. B. 1693 eine 
Million auf 16jährige Renten von 14 Procent (was für den Gläubiger 
fehr vortheilhaft war, da ein Zinsfuß von 11 Proc. bazu gehört, um 
eine fo flarfe Rente zu bewirfen. Zu 6 Broc. würde man nur 10 Proc. 
16 Jahre hindurch zu entrichten brauchen). Bon 1793 bie 1819 wurden 
525 110 £. St. Zeitrenten feſtgeſetzt, die fämmtlich bis 1860 erlofchen, 
und zwar immer als Daraufgabe zu den audgelieferten Obligationen 
von immerwährender Zinsdauer; 1795 wurden aud zum Behufe des 
fogenannten kaiſerlichen Anlehens 25jährige Renten im Betrage von 
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“230000 2%. St. zugefihert, nämlich für je 100 2, St. baar empfing 


(e 


uf 


(4) 


(e) 


dee Gläubiger 83 2. St. 6%, P. in 3 proc. Schuldbriefen und eine 
Zeitrente von 5 2. St., bie, weil der jebige Werth einer 25 jährigen 
Bente (zu 5 Proe. berechnet) das 14fache if, zu 70%. St. angelchlagen 
werben mußte. 1822 wurden die Staatöpenfionen nach ben forgfältigfien 
Berechnungen Finlaifon’s in lange Zeitrenten umgewandelt, wobei 
ver Jahresbeitrag der Ausgabe von 5 auf 2800 000 2. St. berabgebradht 
wurde. Der Betrag der Zeit: und Leibrenten, welche die britiiche 
Regierung übernommen hatte, war zu Anfang 1844 3°924 723 8. und 
wurde einer immerwährende Rente von 1550762 2. an Werth gleich 
efegt, 1849 waren es 3°725993 &. Der Eurs der Zeitreiten ift dem 
Ber chenden Zinsfuße und der Dauer des Rentengenufles proyortionirt. 
Im Sanuar 1851 galten die Zeitrenten bis zum 10. October 1859 und 
5. Sanuar 1860 7 2%. 7 und 16 Sch. (7,%— 7,8). Der jebige Werth 
einer Yjähr. Rente — 1, zu 4 Proc. berechnet, ift 7,%, zu 30/5 Broc. 7,8. 
Im November 1859 galten die Zeitrenten bis April 1855 das 17'/sfache, 
alfo für beinahe 25%. Jahre. Bine 25jähr. Rente ift bei 31/s Proc. 
17,173 werth, alfo zeigt der Preis an, daß man ſich mit einem nie 
brigen Zinſe begnügt. Im I. 1859 waren noch ausftehend 2926 988 2., 
von denen 2146000 8%. am 31. März 1860 erlöfchen follten, eine 
Erleichterung, auf die fih ſchon mehrere Jahre vorher die Blicke rich: 
teten. Man ſchlug 1858 den jehigen Werth biefer Zeitrenten auf 
48 Millionen 8. an, Financial accounts 1858/59 ©. 41. 77. Die 
Staatsrehnungen geben die terminable annuities im Jahre 1861 auf 
1843875, 1862 auf 1893157 2. an. — Der Blan einer Zeitzente 
bei Fulda (Handb. 8. 255) ift für die einzelnen Capitaliften von 
einer Anleihe mit beſtimmtem Tilgeplane nicht verſchieden, weil fle nad 
und nad das Kapital felbft zurüd erhalten. 
Diefe ift Länger als die allgemeine Lebensdauer in einem Lande. Ueber 
die Berehnung Dettinger, Mnleit. zu finanz., polit. und jurid. 
gehnungen, 1845, ©. 259. — Bleibtreu, Bolit. Arithmetit, 1845, 
. 445. 


Sn Großbritanien fommen auch Leibrenten vor. Nach dem Geſetz 48. 
Ge. II. e. 142 (1808), dürfen Schuldfcheine in 2eibrenten für eine oder 
mehrere Berfonen nad einem, für jedes Alter aufgeftellten Tarif um- 
gemanbelt werden. Dieß gefchieht noch fortwährend. Am 5. San. 1851 
eliefen fih die 2eibrenten auf 972143, am 31. März 1859 auf 
1030179 2&. Smith (ILL, 374) leitet daraus, daß in Frankreich 
mehr begüterte Menfchen Fein Gewerbe betreiben, die größere Beliebtheit 
ber verfchiedenen Arten von Zeitrenten in biefem Lande in Vergleich 
mit Großbritanien ber. — In Frankreich hatte die Staatscafle als 
Kolge früherer für den Staat unvortheilhafter Verträge, 1793 100 Mil. 
France Leibrenten zu entrichten, 70 Mill. auf 1 Kopf, 27 Mil. auf 
2 K. x. Durch Umwandlung von 25 Mill. in dauernde Renten und 
verfhiedene gewaltfame Maßregeln waren fie 1814 auf 14346367 Fr. 
vermindert. 1830 betrugen fie noch 7271914 Fr., wovon 5476455 
auf 1 Kopf an 26009 Perſonen, 1670635 Fr. auf 2, 949933 auf 3, 
29831 Fr. auf 4 Köpfe. Bon den Berechtigten waren 754 Lebende 
1736—40 geboren, 1810 von 1741—45 sc. D’Audiffret, Rapport 
©. 173 und Beilage 33. 1860 waren noch 723833 Fr., für 1865 
find 438 321 Fr. alte Leibrenten vorhanden, die Leibrenten der Alters: 
verforgung (II, $. 3683 (d)) betrugen 1860 2727000, 1865 muth- 
maßlich 41/ Mil. Fr. 
Dieß follte menigftens nur bei denen geichehen, die aus einer befonderen, 
nicht mehr vorfommenden Veranlaſſung herruͤhren, nicht bei den im 
Staatsdienſte flets neu entſtehenden. 
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() Bgl. Sonnenfels III, 415. — A. Hooke (An oseay on the na- 
tional debt and the national capital, Lond. 1750) rieth, die ganze 
Staatsfhuld in 99 jaͤhrige Tontinen umzuwandeln und hoffte, die Bas 
pitaliflen würden ſich wegen ber Ausfiht auf die Binnahmserhöhung 
beim Ausflerben von Theilnehmern mit dem gewöhnlichen Zinefuße 
begnügen, MRortimer S. 591. 
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OD. C. Lotterie-Anleihen (a), eine neuerlich vielfältig 
zu Hülfe genommene Einrichtung, bei welcher den Glaͤubigern 
neben der Gewißheit der Rüdzahlung bed Capitals und einer 
unvolftändigen Berzinfung aud die Hoffnung auf außerordent⸗ 
fiche Gewinnſte dargeboten wird (6). Die gewöhnlide Anord⸗ 
nung ift folgende: Die ganze geborgte Summe zerfällt in eine 
Anzahl gleicher Theile, für deren jeden eine Obligation (2008, 
Anlehensloos) ausgegeben und von denen nad, einem feſt⸗ 
gefegten Plane in einer beflimmten Jahresreihe jährlich eine 
gewiffe Zahl durch dad 8008 gezogen wird. Auf einige der—⸗ 
felben fallen bei jeber Ziehung nad) dem Plane große, auf 
andere mittlere und Fleinere Gewinnfte, für die übrigen heraus» 
gefommenen, und zwar die meiften, wird nur das Capital 
fammt den feit ber Eröffnung ber Anleihe angewachſenen eins 
fachen Zinfen ausbezahlt. Die Mittel zur Bezahlung jener 
Gewinnſte fließen aus folgenden Quellen: 1) Da bie Zinfen 
nicht jährlich ausbezahlt, fondern erft beim Herausfommen jedes 
Looſes nachgeliefert werben (c), fo erfpart man die Zwifchen- 
zinfen (d). 2) Die Eapitaliften haben fi) der Gewinnshoff⸗ 
nung willen auch oft mit geringeren als den üblichen Zinfen 
für den ungünftigften Fall begnügt, woburd) eine weitere Summe 
erfpart wird. 

Die auf ein 8008 fommende ganze Zahlung, enthalte fie 
nun bloß Capital und angelaufene Zinfen, ober aud einen 
Gewinn, wird (nicht paflend) Prämie genannt. Die Banf- 
häufer, welche folche Anleihen übernahmen, haben, um bei jeder 
neuen ben Gapitaliften einen frifchen Reiz zu geben, eine Menge 
von Berfchiedenheiten in den Zahlenbeflimmungen und in ben 
anderen beigefügten Bebingungen ausgedacht, 3. B. in ben 
Zwifchenzeiten zwifchen den Berloofungen (e), der Verbindung 
mehrerer Zindfuße bei der Auszahlung der ohne Gewinn 
herausgefommenen Looſe (/), überhaupt in ber Feſtſetzung ber 
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im ungünftigften Falle zu erwartenden Bergütung (4), in ber 
Anzahl, Größe und Bertheilung der Gewinnfte (A), der Zeit 
ihrer Ausbezahlung (1), ber Länge der Zeit, innerhalb deren 
dad ganze Gefchäft beenbigt wird (k) u. dgl. Die Looſe ers 
halten fortlaufende Zahlen. Wegen der großen Anzahl von 
Loofen pflegt man biefelben in Abtheilungen (Serien) zu 
zerlegen, welche ebenfalld mit Zahlen bezeichnet werben, unb 
es werben jedesmal zuerft die Serienzahlen gezogen, fobann 
etwas fpäter die ſaͤmmtlichen Zahlen der den herausgeflommenen 
Serien gehörenden Xoofe. 


(a) Nachrichten über diefelben bei Unger, Handb. ber St.sotterieanleihen, 
Leipzig 1841. — Feller, Die Staatspapiers und Actienbörfe, Leipzig 
1846. — Salomon, Die öflerreih. Staatspapiere, Wien 1846. — 
Wallerftein, Börfenhülfsbuh, Frankf. 1847. — Ueber die Natur 
biefer Anleihen: Dettinger, Theorie der Lotterie-Anichen, Freiburg 
1844. — Def. Anleit. 3. finanz. Rechn. ©. 165. — v. Lindenau, 
in Rau und Hanffen, Archiv, Neue Folge, III, 145. Dagegen 
Dettinger, eb. V, 73. 

(5) Schon bei der öfterreihifchen Anleihe von 6 Mill. fl. im Jahre 1795 
wurden Gewinnfle verloofl, aber nur in dem 12jährigen Zeitraum vor 
dem Beginn der Rüdzahlung und neben der Berzintung zu 4 Proc. 
Aehnlich die Anleihe von 3%, Mill. Lire in dem nämliden Jahre in 
Mailand und die Anleihe von 10 Mill. fl. 1797. Die Gold⸗ und 
Silber: Anlehenslotterie von 10 Mill. fl. im Jahre 1802 (es wurde auch 
ungeprägtee Müngzmetall angenommen) fowie die 1805 und dann noch⸗ 
mals 1806 ausgeichriebene öfterreih. Anleihe von 20 Mill. fl. Hatten 
fhon die aufgeichobene Zinszahlung; v. Hauer ©. 140. 145. — 
Bayer. Lotterieanlehen von 1812, 12 Will. verzinslich (Loofe zu 500 fl.), 
6 Mill. unverzinslid. — Badiſches 1820 bei Goll und Haber, 
5 Mill. fl., in Looſen zu 50 fl., — öflerreidh. von 1820, bei Barifh 
und Rothſchild, 20°800000 fl. im 20 Gulden⸗Fuße, in Loofen p 
100 fl., — anderes oͤſterr. von 1821 mit denſelben Häufern, 37/3 Mill. 
in Looſen zu 250 fi., welche im Verkehr den Namen Partiallooſe 
tragen, — hannöv. 1822 bei Berend, 2 Mill. Thlr. Looſe zu 100 
und 50 Thlr., — großh. bel. 1825 bei Rothſchild, a ill. R. 
in 50 fl. Looſen, — polnifches 1829 bei Fränfel, 42 Mill. fl. poln., 
Looſe zu 300 f., — preuß. Anl. der Seehandlung, 1832, 12 Mill. Thlr., 
Prämienfheine zu 50 Thlr., — großh. hefl. 1834 bei Rothſchild 
2-375000 fl., 25 fl. Looſe, — öfterreih. 1834 bei Arnftein, Gey⸗ 
müller x. 25 Mil. fl., Loofe zu 500 fl., — ruſſiſch-⸗poin. von 1835 
bei Fränkel u. Epfein in Barfhau, 150 Will. fl. poln., — 
naffauifches 1837 bei M. A. v. Rothſchild u. ©. 2600000 Ai., 
Roofe zu 25 fl., — öflerreidh. 1839, 36 Mill. fl., 2oofe zu 250 fl. 
(jedes in 5 NAbtheilungen zu 50 fl.) bei Wiener Bankhäufern, — 
badenfches 1840, 5 Mill. fl. bei Haber, Soll und Rothſchild, 
Looſe von 50 fl., — furhefl. 1844 bei Rothſchild, 6700000 Thlr. 
in 40 Thlr. Loofen, — fardin. 1844 bei Bethmann, 3'600 000 $r., 
Looſe von 36 Fr., — badenſches 1845 bei Rothſchild, Soll und 
Haber, 14 Mill. fl., Looſe von 35 fl., — fcdhaumb.slipp. 1846, 
1% Mill. Thlr. in 2. zu 25 Thlr. bei Heine in Bückeburg, — 
hamburg. 1846, 4700000 Mark B. bei dortigen Häufern, — von 


(e) 


(9 
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Mark, übernommen zu 95, — oͤſterreich. 1854, 50 BIN. fi. 
om 250 f., — preuß. 1854, 15 Mil. Thlr., 2. zu 100 Ihe. 
anh.⸗deſſ. 1857, 2 Mil. Thlr., 2. von 100 Thle., — ſchwedifches 
ai. Säle, 2. zu 10 Thlr., — oͤſterreich. 1860, 200 Ri. 
2. zu 500 fl, — 6. Wreiburg 1861, 6 Mil. Fr. 2. von 15 fr. — 
Auch Privatperfonen, z. B. Für Eferhazy und Windifhgräß, 
ferner Bifenbahns und Grebäigefellihaften, aud Städte (Littih, Mais 
land, Neuenburg) haben ſolche Anleihen —— Berinf 

tommt bei einigen Anlehen auch eine jährlihe Verzinſung vor, 

Fr ſchon bei der — zweiten Anleihe von 1820. Bei der öfter 
reich. Anleihe von 1854 werden jährlich 4 Proc., bei der preußiſchen 
von dem nämlichen Jahre 3%/ Proc. Zins auebezahlt, die oͤſterreich. 
Anteibe von 1860 giebt fogar 5 Proc. Jahres zinſen, dennoch wurden 
von ihr nur 76 Millionen abgefegt; den Reft übernahm die Bank. 
Bei der polnifchen Anleihe von 1835 wurden 10 Jahre lang Praͤmien 
verlooſt, die übrigen Loofe werden feit 1846 jährlich zu 4 Proc. vers 
inft und bie Binfen der 10 erften Jahre bei der Abtragung ber Obli⸗ 


ationen nachgezahlt. 

Benn z. B. ein 2006 von ‚100 fl. erft nad 20 Jahren zur Zahlung 
elanat und mit den 20jährigen Zinfen zu 4 Proc., alfo im Ganzen 
Sit 180 fi? abgezahlt wird, fo fommen der Staatecafle die 39 fl. 
Hinfeszins zu Gute, denn eine Rente von 4 RB. wähft in 20 Jahren 
auf 119 fl. an, ſtatt deren nur 80 fl. Zinſen nachdezahlt werben. 


> 
Br ° 


(0) Balo 14a, bald 1, bald Ya Jahr. Die bad. Unleipe von 1845 hat 
0 


g) 


fogar jährlich 4 Biehungen. 

eltere preuß. Anleihe: abwechſelnd in dem einen Jahre eine Berloofung 
mit Prämien, wobei die ohne Gewinn berausgefommenen Loofe nur 
4 Bror. nachbezahlt erhielten, dann im folgenden Jahre keine Prämien, 
fondern für alle verlooften Scheine gleichmäßig 5 Proc. Binfen. Neue 
Anleihe von 1854: in ben ungeraden Jahren erhalten alle gezogenen 
Nummern gleichviel, zuleht (1895) 125 Thlr. oder 25 Thir. Zins für 
95 Jahre, in den geraden Jahren kommen Gewinnſte vor. 

Großh. heil. 50 fl. Looſe: In den erften 10 Ziehungen wurden für einen 
beträchtlichen Theil der „Aezauögelommenen Looſe dem Befiger nur 100 fl. 
haar und das 2006 zuruͤckgegeben, weldes in den folgenden Ziehungen 
nochmals eingeworfen wurde. — Bei mehreren Anleihen bleibt das 
Minimum-in den erfien Ziehungen glei und fleigt erfi fpäter; 3. B. 
öfterreich. Anleihen von 1820, 4 Ziehungen hindurch 120 fl., in ber 
bten 125 fl. (100 fl. Stamm und 5 Jahreszinien zu 5 Proc.), fodann 
130, 135 u. ſ. f. Bei den öſterreichiſchen Looſen von 1839 betrug das 
Minimum fogleih in der erften Ziehung das Doppelte des angelegten 
Capitals, nämlid 500 fl., aber es bleibt bis zur legten Ziehung gleich, 
fo daß zuletzt der nahbegahlte Zins nur 21/5 Proc. jährli ausmacht, 
nämlid) 250 -+ 40. 6/4. Oeſterreich. Anleihe von 1854: Die geringfle 
Prämie if fortwährend 300 fl., alfo 50 fl. Sins neben dem zuruͤck⸗ 
bezahlten Stamm. Wer ſchon 1855 ohne einen höheren Gewinn bers 
auskam, bezog alfo 20 Pror., im Jahre 1856 10 Proc., 1858 5 Proc., 
in der legten Ziehung fann man nur auf 4 Proc. rechnen. Anleihe 
von 1860: Das Minimum ifl —— 600 fl. oder 100 fl. über 
dem Betrag eines Looſes. Dieß macht aljo z. B. nach 1 Jahre 20 Proc., 
nah 10 Jahren 2 Broc., im legten Jahre, 1903, nur 0,4 Broc. für 
jedes verfloffene Jahr. In Baden bat man bei den zwei neueren 
Lotterieanleihen zwar die Entwerfung des Iahresplanes den Bankhäufern 
überlafien, aber gewifle Grundzüge deflelben vorläufig geſetzlich beftimmt. 
So verordnete das Geſetz v. 21. Yebr. 1845: Die Regierung leiftet 
nicht mehr als 3%. Proc. Zinſen, Halbjährlich zahlbar (alfo eigentlich 


(A) 


(9 
(A) 
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3,53 Proc.), das Minimum der Prämie in jeder Ziehung muß aus 
dem Gapitalbetrage des Loofes mit 2 Proc. Zinfen für jedes verflofiene 
Jahr befichen sc. 

Se fpäter die Hauptgeiwinnfte gemacht werden, deflo mehr gewinnt nıan 
an den Zinfen derfelben. Daber läßt man die höchften Gewinnſte auf 
die letzten Jahre fallen, was zugleich ein fortdauernd fleigendes Intereffe 
an der Berlofung unterhält; z. B. öfterreih. Anleihe von 1834, größter 
Gewinn 320000 fl., weicher dreimal, nämlich in der erfien, vorlegten 
und lesten Ziehung vorfommt. Preuß. Marimum 100000 Thle., in 
der erfien ımd in der lebten Ziehung zu gewinnen. 

Gewöhnlih einige Monate nad) der Berloofung. 

Bon der Ausftellung der Obligationen (die meiſtens 1— 2 Jahre vor 
der erften Ziehung geſchah) bis zur legten Ziehung verfließen 

15 Sahre, hannoöv. Anleihe, 

20 „  Öfterreihifche von 1820 und 1821, 

24 „ ſadrdiniſche, 

25 „ beide preußifche von 1820 und 1854, polnifche von 1829, 

badifche von 1840, 

26 „  öfterreichifche von 1834, 

381/, fhwebifche von 1860, 

39 „  öfterreihiiche von 1839, 

40 „ boadiſche von 1845, anh.edefl. von 1847, ſchaumb.⸗lippeſche 

von 1846, 
45 „ roßh. heſſ. von 1834, 
— *28 von 1846, 

50 gſroßh. hefi. von 1825, naſſauiſche, oͤſterreichiſche von 1854, 

57 ofterreichifhe von 1860, 

66 „ Anleihe der öflerreichifchen Greditgefellichaft von 1858. 
Letztere Zeiträume find zu lang. Den Gapitaliften ift die Möglichkeit 
einer fo fpäten Nachzahlung der Zinfen nicht angenehm, und biefer 
Umftand mag, mit dem unter (g) bemerften dazu beigetragen haben, 
daß die heil. 50 fl. Loofe in ten erften Jahren wenig beliebt waren 
und beträchtlih unter ihrem Nominalbetrage verfauft wurden; 3. 2. 
im Mai 1826 36'/, im Januar 1827 34%, und im März 1829 erfl 
48%. 1827 wurbe der Umtaufch jedes Looſes gegen gleiche Summe 
in 3procentigen Obligationen oder 42 fl. in Aproc. von der Regierung 
angeboten. Eurs am 1. März 1851 75%, 6. Februar 1860 121, 
Sanuar 1865 138. 


8. 502. 


Der Entwurf .einer Lotterieanleihe wird fo gemacht: 
1) Es wirb die Größe ded aufzubringenden Capitals und 


ber Zeitraum bis zur völligen Abtragung feftgefebt. 


2) Man beftimmt, was die Staatscaſſe im Ganzen für bie 


Anleihe zu leiften habe, indem man bie Theilnehmer an ders 
felben wie eine Gefelfchaft betrachtet, weldye mit der Regierung 
in Bertragdverhältniß fteht (a). Es muß nämlich die geborgte 
Summe nad) einem gewiſſen Zinsfuße (5) verzinft und allmälig 
durch jährliche Zahlungen abgetragen werben. Jedes Jahr ift 
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daher ein beſtimmter Betrag für dieſen Behuf auszubezahlen. 
Je weniger man in ben erften Jahren abträgt, deſto größer 
bleibt die Zinsfumme und deſto flärkere Tilgungen müffen fpäter 
vorgenommen werden (c). Bei einigen Anleihen leiflete bie 
Staatscaffe anfangs nicht einmal die volle Berzinfung, fo daß 
durch den Zinfenreft die Schuld fidy vergrößerte und fpäterhin 
die Jahresleiſtungen um fo viel größer werden mußten. 


3) Es wird jährlid eine gewiſſe Anzahl von Looſen zur 
Ziehung beftimmt und die ganze jährlicy zu verwendende Summe 
dergeftalt unter dieſe Looſe vertheilt, daß einige mit anfehnlichen, 
mehrere mit mittleren Gewinnſten audgeflattet werben, bie 
meiften aber nur den für jedes Jahr berechneten Minbeftbetrag 
(Minimum) erhalten (ch. Die fämmtliden Prämien an die 
Loosinhaber bis zum Schluffe der Operationen müflen ber 
Summe ber jährlihen nach 2) beflimmten Berwendungen aus 
ber Staatscaſſe gleich kommen (e). 


(a) Eine ſolche Geſellſchaft it nicht wirklidh vorhanden, weil zwifchen den 
Beflpern ter einzelnen Anlehenslooſe feine Verbindung beſteht. Nur 
anfange, beim Abſchluß der Anleihe, ſteht das diefelbe übernehmenpe 
Bankhaus der Regierung als Contrahent gegenüber. 

(5) Bei der großh. heſſiſchen Anleihe wurden für die erfien 16 Jahre 4, 
für die folgenden 35 aber 5 Proc. berechnet, bei den zwei bad. Anleihen 
von 1840 und 1845 3/5 Proc., oder eigentlid halbjährlich 12/. Proc. 

(c) Man könnte z. 3. für 1 Mill. Bapital und 4 Broc. Zinfen folgenden 
Entwurf zu einer Tilgung in 15 Jahren und einer fortwährend fleigens 
den Jahresausgabe machen: 


nad dem Bins Tilgung Ganze Ausgabe We der Schuld 
1. Jahre 40 000 10 000 50 000 990 000 
2. „ 39600 15 000 54 600 975 000 
3. „ 39000 20 000 59 000 955 000 
4. „38200 25 000 63 200 930 000 
6. „ 37200 30 000 67 200 900 000 
6. „ 36 000 35 000 71.000 865 000 
T. „34 600 40 000 14 600 825 000 
8. „ 33 000 50 000 83 000 175 000 
9. „31000 60 000 91000 7115 000 
10. „ 28600 175 000 103 600 640 000 
11. „ 25400 90 000 115 400 550 000 
12. „ 22000 110 000 132 000 440 000 
13. „ 17 600 130 000 147 600 310 000 
14. „ 12 400 150 000 162 400 160 000 
15. „ 6 400 160 000 166 400 0 
Summe 441 000 1'000 000 1'441 000 


(d) Beifpiel. I. Bad. 50 fl. Loofe, 29. Ziehung 1865. — II. Defterreidh. 
Anleihe von 1839, 27. Ziehung 1865. — DU. Oeſterreich. Anleihe von 
1860, 10. Ziehung 1865. 
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Zahl der zu ziehenden Looſe 13000 2200 1 160 

Minimum -. » » 0. 75 fl. 500 fl. 600 fl. 
Hödhfle Prämie . . . 50000 „ 210 000 „ 300 000 „ 
Betrag aller Prämien . .t 073125 „ 1495000 „ 1'130 000 „ 


Kämen alle Loofe mit dem 
Min. heraus, fo betrügen fie 975000 „ 1100 000 „ 660 000 „ 


Alfo mahen die Gewinnſte 98125 ſi. 395000 fl. 470.000 fl. 
oder Proc. . . . 9,3 26,* 41,° 


(e) 3. 3. bei der preuß. Anleihe von 1832 wurden in 25 Jahren vers 


ausgabt: 
Gapitalberag . . 12000020 Thlr. 
Binien . . . . 10903180 „ 


22'903 200 Thlr. 


und fo bod belaufen fih die in ben 25 Ziehungen vorfommenden 
Brämien und Rücjahlungen. 
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- Aus vorftehenber Darftellung der Lotteries Anleihen laſſen 
ſich leicht ihre Wirkungen ableiten (a). 

1) Für die Staatöcaffe find fie wie einfache verzindliche 
Anleihen mit einem feften Tilgeplane zu betrachten. Bringt man 
fie, wie es in vielen Fällen geſchehen ift, mit einem niedrigen 
Zinsfuße zu Stande, fo find fie vortheilhaft, nur dieß kann 
(äftig werden, daß man aud in folchen Zeiten die Tilgung 
fortfegen muß, wo man bie erforderlichen Mittel für andere 
Zwede nöthig hätte. Werben die Anleihen zu einer Zeit ges 
fchloffen, wo der Zins gerade hoch ſteht, fo kann die Regierung 
von dem fpäteren Sinfen vefielben feinen Nutzen für die Steuer 
pflichtigen ziehen, während der fleigende Curs der Xoofe bie 
Befiger bereichert. In den beutfchen Staaten, welche foldye 
Anleihen unter Zugrundelegung eined Zinsfußes von 5 Proc. 
eingingen, ift diefer Nachtheil fehr fühlbar geworben, da unters 
deß die einfachen verzinslichen Anleihen auf 31/2 Proc. herabs 
gefent werden konnten. Dagegen find in neuefter Zeit mehrere 
ähnliche Xeihverträge unter günftigen Bedingungen zu Stande 
gefommen (b). 

2) Die Entbehrung ber jährlichen Zinseinnahme iſt deſto 
(Aftiger, je weniger andere Einfünfte der Xoo&befiger hat. Nur 
reiche :Berfonen können fo viele Xoofe beſitzen, daß fie mit 
MWahrfcheinlichkeit jährlich auf eine Zahlung zu rechnen haben. 
Daher legen die meiflen Menfchen nur eine im Verhaͤltniß 


zu ihrem gefammten Vermögen oder Einfommen geringe Summe 
Rau, yolit. Delon. III. 2. Abth. 5. Ausg. 35 
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in Anlchensloofen an und es kann auch beBhalb, wie wegen 
bed in Rr. 1 erwähnten Nachtheils, nur ber Fleinere Theil 
der Staatöfchuld auf diefem Wege aufgebracht werden (c). “Da 
jedoch diefe Art der Anleihen in vielen Staaten nicht vorfommt, 
fo erflärt fi ihr guter Erfolg in mehreren Bällen aus dem 
Umftande, daß die Loofe auch auswärtige Abnehmer finden. 


3) Die Looöbefiger erhalten in jedem Falle ihr Capital und 
einige Berzinfung, und manchen berfelden iſt es nicht unan⸗ 
genehm, daß ihnen die Jahreszinfen, die fle fonft vieleiht aufs 
gezehrt hätten, bi6 zur Heimzahlung aufgefpart werben. Nur 
bie Wenigen, welde bie eingehenden Zinfen ſogleich wieber 
werbend anlegen koͤnnen und wollen, bringen den Berlufl ber 
Zroifchenzinfen in Anſchlag. Erwaͤgt man hiezu die einzelnen 
beträchtlichen ®ewinnfte, welche meiftend an wohlhabende Per⸗ 
fonen gelangen und von biefen größtentheild werbend angelegt 
werben, fo fann man ben Lotterieanleihen nicht eine fo nach⸗ 
theilige Wirkung auf die Vollswirthſchaft zufchreiben, wie fie 
bie eigentlichen Lotterien Außern. Die Wagniß des Loosbeſttzers 
iſt gering und bie leidenfchaftliche Spielfucht findet in dem 
langen Zeitraum bis zur Abzahlung ber ganzen Anleihe feine 
Befriedigung. Doch faͤllt dieſen Anleihen zur Laſt a) daß 
viele Käufer von Loofen die Gewinnshoffnung höher fchägen, 
als fie der Wahrfjcheinlichkeit nach verdient, und hiedurch vers 
leitet werden, die Looſe über ihren Werth zu bezahlen, daß 
folglich doch einigermaßen der Sinn für Glüdfpiele genäbrt 
wird (A), weßhalb die Käufer derjenigen Looſe, auf die nur 
ber minbefte Betrag (minimum) einer Ziehung fällt, verlieren, 
wenn fie biefelben um einen höheren Preis erlauften, b) baß 
eine Beranlaflung zu Unternehmungen bargeboten wird, bei 
denen ein wahres Glüdsfpiel zum Vorſchein kommt (e). 

(a) Berhandl. der bad. 1. Kammer von 1839/40 Beilagen, II, 137 (Be: 


riht von Rau). — Dettinger, Theorie sc. ©. 46. 

(5) Die bad. Anleihe von 1845 wurde von den Bankhäufen um einen 
Curs von 1105/5 übernommen, fo baß ber Binsfuß der Staatscaſſe 
(3,5 von 110°%/s) ih nur auf 3,19 Proc. ftellt. 

(ce) Gegen die Lotterieanlehen v. Hod, Die öffentl. Abgaben S. 287. 

(d) Der Preis der Loofe ift oft höher, biswellen jedoch, Bei Anleihen mit 
minder annehmlichen Bedingungen, auch niedriger als der Deinbeibetrag 
der nächften Ziehung. — Eurfe in Frankfurt mit Beifügung des Mint: 
mum in der nächffolgenden Ziehung: 
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Naͤchſtes Jannar Naͤchſtes 
Minimum 1865 M 


inimmm 





| 1. März 1838 
Preuß. 3% Proc. Loofe | 113% Zhle. |105 Zhir.|127 Thir. (112 Thlr. 
—— Boote . ſe 6 Mark un MR zn 
Großh. heil. 50 fl. Looſe 3 fd. 124 fl. 1138 fl. [142 f. 

5 


” ” ” 2 8. u 36 „ 39 pn 40 ” 
Babiſche 50 Fl. Loofe . | 86 68 121, 75 „ 


. , 533 -19,. la, |e, Is, 
Naſſauiſche 25 Fl. Looſe 32%, „ 35 „ 38 „ 37 „ 
Gardinifhe Looſe 1 45 &. 4 „ — 42, 





Bei den oͤſterreichiſchen Looſen wirb ber Curs in Procenten angegeben, 
es fanden 3. B. im Januar 1865 bie 250 fl. Loofe von 1839 zu 
132 Proc. (n. Min. 500 fl.), die 250 fl. 2. von 1854 zu 74l/e 
(n. M. 300 fl.), bie 500 fl. 2. von 1860 zn 82/. Proe. (n. Min. 
600 fl.). — Um den Befiger eines Loofes vor dem Verluf zu bewahren, 


der ihm aus dem Herausfommen mit dem Minimum erwädhft, hat man 


(e) 


befondere Berfiherungen für folche Loofe unternommen, eine Erfindung 
von W. 8. Wertheimber in Frankfurt. Bender ©. 519. 

Für den Käufer find Berehnungen des Werthes der Looſe für einen 

gegebenen Zeitpund nuͤtzlich Dettinger, Anleit. ©. 177. — Bas 
der, Das rufl.:poln. Anleihen, Leipzig 1829. Defl. Ueberfichtetabellen 
bes Gapitalwerths aller... . . Saantelotterie + Anlehen, 1 Bog. Bol. 
1834. — Bernoulli, Beiträge S. 69 ff. — Feller, ©. 9. 139. — 
Salomon a.a.D. — Da zuerſt die Serien und fedann nad einigen 
Wochen oder Monaten die fämmtlihen zugehörigen Loofe gezogen wer: 
den ($. 501), in der Zwifchenzeit aber die Looſe der an die Meibe 
fommenden Serien öfters verkauft werben, fo erhält man auch Ver⸗ 
anlaffung, den Werth eines ſolchen fog. Serienloofes zu fuhen. Der: 
felbe iR 3. 3. bei den drei in 8. 302 (d) erflärten Looſen vor ben 
naͤchſten Ziehungen I. 82,@ fl, II. 679,5° l., II. 1027,” . Man 
braucht nämlich nur den Betrag aller Prämien durch die Zahl aller in 
die Siehung fommenden Looſe zu theilen. 
Dabin gehört das Berlaufen von Bromeffen, d. h. bes fhriftlichen 
Per —28 von einem Unternehmer dieſes Spiels, daß er den in der 
naächſten Ziehung auf ein benanntes Loos treffenden Gewinn bezahlen 
wolle, Bromeifengefhäft. Dieß iſt unficher, wenn man den Aus: 
ftellee der Promeſſe nicht ale zuverläffig Fennt, zumal da man nidt 
einmal Gewißheit at, daß er die Loofe, für die er Promeflen ausfellt, 
nur felbft befigt. Cinzelne Banfhäufer betreiben dieß Geſchaͤft ale 
befondere an die Loosanlehen ſich anidhließende Unternehmung und 
gewinnen, indem fie die Promefien im Berhältnig zur Wahrſcheinlichkeit 
des Gewinnes theuer verlaufen. Dieg if aljo ein bloßes Blüdsipiel, 
welches verboten zu werden verdient. Bender ©. 451. 


$. 5038. 
Demnad find bie Loosanleihen, obgleich biöweilen für bie 


Staatscaffe vortheilhaft und von ben Lotterien weit verfchieben, 
doch nicht ganz frei von Nachteilen und den einfachen Zins⸗ 
anleihen nachzuſetzen. Indeß Fönnen durch gute Einrichtung 
des Planes jene ungünftigen Wirkungen gemilbert werben. 
a) Es follte die ald Minimum zugeficherte Berzinfung in feinem 


25° 
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Zeitpuncte der Ruͤckzahlungsperiode ganz niedrig, z. B. nicht 
unter 3 oder 2 Proc., folglich der auf Gewinnſte verwendete 
Theil der Zahlungen nicht ſehr groß ſein, damit dem Zufalle 
weniger überlaffen werde, vgl. $. 502 (d); b) es iſt nicht gut, 
wenn das Minimum in den erften Ziehungen fogleich fo body 
gefegt wird, daß daraus ein flärferer Reiz zum Ankaufe ent- 
flieht und der Curs der Looſe über ihren Werth gefteigert wird; 
vielmehr follte dad Minimum fortwährend und regelmäßig zu⸗ 
nehmen, damit die Befiger der ſpaͤt herauskommenden Looſe 
nicht in unvortheilhaftere Lage kommen (a); c) die jaͤhrliche 
Berwendungdfumme der Regierung ſollte ſchon im Anfange bie 
Zinfen überfleigen, fo daß die Tilgung ber Schuld ſogleich 
beginnt und in den legten Jahren weniger anfteigt; d) die 
Looſe follten nicht auf fehr Kleine Summen geftellt fein, weil 
fie fonft auch in bie Hände berjenigen Bolföclafien gelangen, 
für die der Reiz zum Spiele am meiſten ſchaͤdlich ift und bie 
eher auf die eigentlichen Sparanftalten hingelenkt werben follten. 


(a) Mehrere neuere Berloofungsplane laſſen deutlich das Beſtreben ber 
Bankhaͤuſer erfennen, die Looſe nur anfänglidy beliebt zu machen. 


$. 504. 


Eine Anleihe kann auf mehreren Wegen zu Stande gebradyt 
werben (a). | 
1) Sie wird im Ganzen durch einen einzigen Vertrag abs 
geichlofien, fo daß ein einzelnes Bankhaus oder eine Geſellſchaft 
Mehrerer die aufzunehmende Summe zu leihen verfpridht und 
dafür eine Anzahl von Schuldfcheinen auf fleinere Beträge, 
3. 2. von 100, 500, 1000 fl. oder Thlr., erhält, welche fo- 
dann an einzelne Gapitaliften verkauft werden, fo daß das 
Bankhaus ald Vermittler zwifchen diefen und dem Staate aufs 
tritt (8). Eine beträchtlie Anleihe muß wegen der Schwierigs 
feit, die Summe auf einmal zufammenzubringen, in mehreren 
Sriften einbezahlt werben (c). Der Uebernehmer ber Anleihe, 
wenn er aus eigenen Mitteln ben erften Theilbetrag bezahlt 
hat, pflegt fi durch den Verkauf der erhaltenen Obligationen 
ſogleich weitere Mittel zur nächften Zahlung zu verfchaffen u. ſ.f. 
Oft ift er im Stande, in Kurzem alle Obligationen abzufegen 
und fih, fo von aller Thellnahme zurüd zu ziehen, doch muß 
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er bei auslaͤndiſchen Anleihen fortwaͤhrend die Beſttzer der 
Obligationen, fuͤr die es ſonſt keinen Vereinigungspunct gaͤbe, 
in ihren Intereſſen vertreten. Sein Nutzen liegt bisweilen 
in einer beſonderen Vergütung (Proviſion), die ihm ber 
Staat bewilligt (ch, ſonſt aber darin, daß er die einzelnen 
Schuldbriefe an die Capitaliſten um höheren Preis verkauft, 
als er fuͤr dieſelben bezahlt hat. Man hat oft die Curſe zum 
Nachtheile der Kaͤufer durch mancherlei uͤbertriebene Anpreiſungen 
kuͤnſtlich in die Höhe treiben ſehen (e), bisweilen iſt aber auch 
der vortheilhafte Verkauf nicht gelungen. 

2) E8 ergeht eine Aufforderung an alle Bapitaliften, welche 
Summen darleihen wollen, ſich zu melden und anzuzeigen, wies 
viel Jeder zu geben gefonnen il. Der Zinsfuß wirb ſchon in 
der Anfündigung genannt und man muß ihn fo zu beflimmen 
fuchen, daß er zwar einladend genug, aber doch nicht höher ift, 
ald es zur Erreichung der Abficht erfordert wird. Die zu borw 
gende Summe wird folglid von vielen einzelnen Darleihern 
erhalten. Hiebei fallen die Vortheile, die fonft einem Bank⸗ 
haufe bewilligt werben müffen, nun bem Staate ober ben eins 
zelnen Darleihern zu und es können auch Befiztzer Heiner Leih⸗ 
fummen leicht theilnehmen. Diefer Weg if neuerlich oft mit 
gutem Erfolge gewählt worden, befonderd wenn ber Zwed, für 
den die Anleihe gemacht wurde, von fo einleuchtender Wichtige 
feit war, daß die Einladung zur Unterzeichnung als ein Aufruf 
an die Vaterlandsliebe zur Unterflügung ber Regierung galt(/). 
Unter den gewöhnlichen Umftänden gelingt dieß Berfahren nur 
dann, wenn bie Regierung vollen Credit genießt, wenn bie 
Bebingungen für die Capitaliften befriedigend und verwenbbare 
Leihfummen in hinreihender Menge vorhanden find. Werben 
größere Summen angeboten ald man braucht, fo wirb von 
jedem Unterzeichner nur ein Theil des angemeldeten Betrages 
angenommen, ober den Heineren Gapitaliften ober den früheren 
Anmeldungen der Borzug gegeben. 


(a) Nebenius S. 396. — Gancrin, Dekonomie ber menfchliden 
Geſ. ©. 287. 

(5) Auch Bankgefellfchaften find nicht felten als Uebernehmer von Anleihen 
aufgetreten und in fchwierigen Seitumftänden haben fie den Regierungen 
aus eigenen Mitteln gelieben, wodurch fie aber öfters inzgeine üble 
Lage gebracht wurden, I, $. 309. 


(e) 


(@) 


(e) 


Um genau zu erfennen, wie groß ber Aufwand bes die Darleihe über⸗ 
nehmenben Bankhauſes if, wird ber Tag zu Grunde gelegt, an welchein 
die Verzinfung (jouissance) anfängt, und berechnet, wie hoch fi bie 
Zinfen der vorausgehenden Bablungen und bie Sinserfharungen der 
fpäteren belaufen. — Das bayer. Geſetz v. 30. Nov. 1847 geftattete 
die Aufnahme einer Aproc. Anleihe, bei welcher dem Darleiher für jede 
eingezahlte Summe zugleih der nämlide Betrag im älteren 3'/aproc. 
Schuldbriefen auf A Proc. erhöht werden follte. 

Man Eönnte auh, ohne einen fehlen Gurs der Uebernahme auszu⸗ 
bedingen, dem Bankhaufe gegen eine Provifion die Schulpbriefe im 
Commiſſion geben, um fie 5 hoch als möglih auf Rechnung des 
Staats zu verlaufen, von Sancrin ©. 288. 

Namentlich bei den öflerreich. Lotterieanichen von 1820 und 1821. 


Schon im Alterthum kommt ein Beifpiel vor, Rom im Jahre 542 (n. c.), 
zur Auszüftung ber Flotte, auf Antrag des Conſuls M. Bal. Lae⸗ 
vinus, Liv. XXVI, 32. — Sn London kam, als man vernahm, daß 
eine Zwangsanleihe beabfidhtigt worden fei, vom I. Dec. 1796 bis 
um 5. Mittags die Unterzeihnung für eine Anleihe von 18 Mil. 
. St. zu Stande, loyalty loan. — Das pröt national in Frankreich 
nah Gele vom 21. April 1831 in 5 Proc. brachte 21422400 Fr. 
ein. — Niederlande, 9. von 127 Mill. R. in 3 Proc. 184% zur Abs 
Iöfung ber 5 Proc., wozu alle Bolksclaflen wetteifernd beitrugen, ber 
König übernahm etwas über 10 Mil. — Deſterreich. ſog. Rational 
anlehen von 1854, 500 Mill. fl. zu 5 Proc. mit Friſten, fo daß erft 
nad zwei Jahren Alles eingezablt werben mußte. In der Hoffnung, 
das Papiergeld auf Bari gebracht zu fehen, machten die Unterthanen 
Anfttengungen, um die erforderliche Summe aufzubringen. (1859 wurbe 
befannt, daß für 110 Mil. fl. Schuldbriefe welter, über 500 Mill. fl. 
hinaus, ausgegeben worden waren.) Vorſchlag einer neuen patriotifcgen 
Anleihe, bei der auch ungeprägtes Bold und Silber angenommen würde, 
um @eräthe sc. nußbar zu machen, bei Boscarolli, Die Finanzen 
Defterreiche, Leipzig 1859. — Für bie franzöflfche Anleihe von 750 Mill. 
im 3. 1855 (euffifäher Krieg) wurden 36524/, Mill. (das 4,9 fache) von 
316864 Perfonen angeboten, alfo im D. 11527 Fr. Ebenſo für die 
500 Mill. 1859 (Öfterreichifcher Krieg) 2509,° Mil. (das 5 fache) von 
690 230 Unterzeihnern, D. 3635 Fr. So große Leihlummen hätten 
nicht wirklich zuſammengebracht werben fönnen, die Unterzeichner rech⸗ 
neten offenbar ſchon darauf, dag nur ein Theil angenemmen werben 
würde. Als die farbinifche Regierung 1859 4 Mill. Renten verfaufen 
wollte, meldeten fih Abnehmer für 20 Dill. — In den letten Jahr⸗ 
zehenden kamen ſolche fog. Freiwillige Anleihen ohne außer: 
ordentliche Umftände jener Art häufig vor, 3. B. in Frankfurt 1843, 
Baden, Bayern, Sachſen. In Oefterreih war es früherhin üblich, ohne 
Belanntmahung über Umfang und Zinefuß einer Anleihe die einzelnen 
Obligationen unter der Hand zu verkaufen, wie ſich Gelegenheit zeigte, 
Tebaldi, Die Geldangelegenheiten Oeſterreichs S. 6. — Bei der 
oftindifchen Anleihe von 5 MN. 2. St. (1859) wurden alle Anerbie: 
tungen unter 97 abgelehnt, es famen aber auch Höhere vor, 500 2. zu 
100, 3000 zu 98%, 13500 zu 98%, ı. Daher nahm man von ben 
7 9 angebotenen Summen nur 38 Proc. an, die anderen aber voll⸗ 
ndig. 


$. 505. 
Der Vertrag über eine Anleihe der erften Art ($. 504) 


fann durch Unterhandlung mit einem einzelnen Bankhauſe zu 
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Stande gebracht werben, wobei «8 jedoch rathſam iſt, unter ber 
Hand auf mehreren Seiten Erkunbigungen einzuziehen, um ſich 
nicht völlig in die Hände eines einzigen Haufed zu geben. &s 
fann aber auch ein offened Mitwerben veranftaltet werden, 
indem man die Größe und einige Bedingungen der beabfichtigten 
Anleihe befannt macht, bie Bankherren zur Uebergabe fchrifts 
licher Anerbietungen (Submiffionen, soumissions), mit 
beizufügender Bürgfchaft in Staatöpapieren, auffordert und os 
dann bei der Eröffnung der eingelaufenen Erklärungen dem» 
jenigen die Anleihe zufchlägt, deſſen Anträge die vortheilhafteften 
find. Dieß in England übliche und aud) in anderen Ländern 
oft angemwenbete Verfahren hat die Vorzüge, welche überhaupt 
ber Oeffentlichfeit in Binanzgefchäften zukommen, es Liefert ben 
Beweis, daß Feine Begünftigungen ıc. ſich einmifchen und daß 
unter den obwaltenden Umftänden feine günftigeren Bedingungen 
zu erreichen waren, aber ed fegt voraus, daß man fchon eined 
gewifjen Credits ficher fei, um mehrfeitige annehmbare Anerbie 
tungen erwarten zu können. Unter fchwierigen Berhältnifien 
oder in kleineren Ländern ift es ficherer, den erfteren Weg eins 
zufchlagen, bei dem man doch ebenfalld einigermaßen dad Mits 
werben benugen Tann. Weberhaupt gehört aber viel Geſchick⸗ 
lichkeit und Kenntniß ber auf Begehr und Angebot von Leihs 
fummen einwirfenden Umftände bazu, um Anleihen unter 
günftigen Bedingungen abzufchließen. 


$. 506. 


Die einzelnen Staatsfhulpfheine oder »briefe, 
Staatsobligationen, Staatspapiere, stocks(a), wer 
ben auf ſolche Summen audgefertigt, wie fie den Mitteln Heis 
nerer unb größerer Gapitaliften entfprecdhen und zwar nad 
Berlangen bed Uebernehmerd der Anleihe in verfchiebenen Bes 
trägen, $. 504. Sie wurben fonft allgemein wie bie Schuld« 
briefe eines ‘Privatmannes eingerichtet, fo daß fie den Namen 
bed Gläubigerd enthielten, für ben fie audgeftellt wurden. 
Neuerlich hat man fle in vielen Staaten fo abgefaßt, daß, wie 
beim Papiergelde, jeder Beftger ſogleich als Eigenthümer gelten 
fann, weil fte feinen Namen enthalten und deßhalb Fein Beweis 
der gehörig erfolgten Abtretung nöthig if. Solche Schulbbriefe 
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auf den Inhaber (au porteur, on bearer) ober Certi⸗ 
ficate find bequem fowohl für die Regierung, weil die beichwers 
liche Buchführung über die Eigenthuͤmer jeder Obligation und 
den Uebergang berfelben in andere Hände ganz befeitigt wird, — 
als für den Eigenthümer, weil fie leicht, ohne alle Foͤrmlichkeit 
und Mühe zu verlaufen find. Die Schuldſcheine auf 
Ramen (rentes nominatives), die fog. Infceriptionen, 
bebürfen bei jeber Beräußerung einer lmfchreibung in dem 
Schuldverzeichniß der Regierung und einer neuen Ausfertigung 
für den Käufer (d). Sie geben größere Sicherheit gegen Dieb» 
ſtahl und Verluſt und find deßhalb für Korporationen, Minders 
jährige zc. befonderd geeignet, verurfachen aber Mühe und 
Koften bei ber Uebertragung und find darum weniger beliebt, 
und da bie Befchwerlichkeit noch größer ift, wenn der Berfauf 
im Auslande gefchieht, fo verbreiten ſich ſolche Schuldſcheine 
nicht fo weit, als bie der erfteren Art. Dieß liegt wegen ber 
größeren Unabhängigfeit vom Auslande in den Abfichten der 
Regierungen, auch ift ed nüglich, in jedem Augenblid genau 
zu wiſſen, in weflen Händen ſich die Staatsfchuldfcheine befin- 
ben, wie groß die Zahl der Befiger und ber Belauf ihres 
Beſttzes if u. dgL Man hat zwar die Erfchwerung der Leber 
tragung darum für zuträglich erachtet, weil biefelbe mehr von 
dein Speculanten bei häufigen Geichäften in Staatöpapieren 
gefcheut wird, als von dem Bapitaliften, der biefelbe fauft, um 
fie zu behalten, und weil der Stod&handel keine Erleichterung 
verdient. Allerdings ift dieſer vielfältig mit Leidenfchaft getries 
bene, viele Menjchen zu Grunde richtende Handel eine nadhs 
theilige Folge des heutigen Schuldenmweiens, befonbers ber 
häufigen Cursſchwankungen, I, 8. 440, 441. Da jebody bei 
bem Umfage ber Stods bie verfchiedenen Zwede der Käufer 
nicht zu unterfcheiden find, fo ift eine Erfchwerung aller Ges 
fchäfte nicht zwedmäßig, die den Begehr und folglid) den Eurs 
einer Art von Papieren dody immer einigermaßen herabbrüden 
könnte. Die Unternehmer einer Anleihe ziehen des leichteren. 
Abfaped wegen die Obligationen auf ben Inhaber entfchieden 
vor. Staatdobligationen, deren Curs hoch und feft fteht, haben, 
wenn fie gleich leicht übertragbar find, doch wenig Reiz für 
Stodshänbler und pflegen größtentheils in fefter Hand zu bleiben. 
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Diefe Erwägungen haben in ben beutfchen Staaten bahin 
geführt, bie Schuldfcheine in ber Regel auf den Inhaber zu 
fielen. Doch ift es nüslih, den Gläubigen auf Berlangen 
die Eintragung auf Namen zu geftatten, wie dieß neuerlich 
öfter8 gefchieht. 

(a) Dieb englifhe Wort von deutſcher Abflammung verdiente feiner Kürze 


(d) 


willen im Deutfchen gebraucht zu werden, da es auch zu Zufammen- 
feßungen fehr geeignet iſt; Stodshandel, Stodbörfe, Stocdbefiger 
(stocks-trede, -burse, -holder etc), — Fortune, Epitome of the 
stocks and public funds, english, foreign and american, 16. Ausgabe 
von Morier Evans, Lond. 1851. 


Nebenius ©. 417, 533. Die franzöfiihen Renten find ſolche Ins 
feriptionen“ bei denen die dem Gläubiger eingehändigte Urkunde nur 
eine Abfchrift des Bintrages in dem Hauptbuche ber Staatsfchuld if. 
Le grand -livre de la dette publique est le titre fondamental de toutes 
les rentes inscrites au profit des or6anciers de l’dtat. Derret vom 
24. Auguf 1793. Fuͤr die in jedem Departement wohnenden Glaͤu⸗ 
biger wird im großen Hauptbud ein Gefammt:Bintrag gemacht (compte 
colleotif) und. jeder Obereinnehmer des Departements bält darüber ein 
befonderes Buch, flellt den Bläubigern Inferiptionen aus und beforgt 
das Gintragen der Beräußerungen von Renten. Geſetz v. 14. April 
1819. Nah ber Ordon. v. 29. April 1839 follen auch Renten auf 
den Inhaber ausgegeben werben, wenn die Inhaber der inseriptions des 
rentes nominatives die Umtaufchung begehren; ausgenommen find die 
aus einer geſetzlichen Urfache unbeweglichen Renten, 3. B. der Cautio⸗ 
nen, Majorate, öffentlihen und kirchlichen Anflalten, Benflonscafien, 
Pflegſchaften ꝛe. Auch die englifchen Stods gehören zu den Inſcriptio⸗ 
nen. Seder Berfauf wird im Umfchreibeamt (transfer office) angezeigt 
und eingetragen und dem Käufer wird die Quittung des Verkäufers 
mit der Beglaubigung des Schreibers bei jenem Amte eingehändigt, 
Mac Culloch, Handb. U, 743. Die Uebertragungen (transfers) 
werden bei der Bank von Bngland beforgt, gewöhnli durch Vermitt⸗ 
lung von Mäflern gegen / Broc. Gebühr. 4—6 Wochen vor ber 
Auszahlung der Binfen kann nicht übertragen werben, aud darf man 
einen Shuldfchein nit zweimal an einem Tage umfchreiben laflen, 
Fortune ©. 27. — Bei den zuffifhen Snferiptionen kann der Ber; 
fauf durch eine fchriftliche, im Auslande von einem ruſſiſchen Gonful 
beglaubigte Geffton auf der Rüdfeite (Indoffirung) geſchehen. 
Gertifticate werden in Rußland diejenigen Abfchriften von Inferiptios 
nen genannt, welche mit gebrudten Zinsfcheinen (ooupons) verfehen 
find und deren Zinfen man daher im Auslande, namentlih in Amfler- 
dam und Hamburg erheben kann; allein die Gertificate mit Zins 
abfchnitten laufen nur im Auslande um, indem fie bloß von ben 
leihenden Bankhäufern, mit Genehmigung des Staates auegefertigt 
find... — Bon den neapolitaniihen Inſcriptionen if ein Theil durch 
die vom Haufe Falconet u. Eomp. veranflalteten, auf den Inhaber 
lautenden Abfchriften (Certificate) leichtbeweglich gemacht. — Bin Theil 
der Banndverfchen landſchaftlichen Obligationen * auf Namen. 
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3. Abtheilung. 
Verwaltung der Staatsſchulden. 





1. Hauptftüd. 
Borbereitende Maßregeln. 


6. 507. 


Eine Staatsfchuld macht die fortgefegte Beſorgung verſchie⸗ 
dener auf diefelbe fich beziehender Geſchaͤfte nothwendig, deren 
Inbegriff die Verwaltung der Staatsfchulden genannt 
werden kann, und für welche ein geregelter Bang Bebürfnif ift. 
Wenn man ben Staatshaushalt erſt aus einem verworrenen 
Zuftande in einen wohlgeorbneten hinüberzuführen und nament- 
lich mit vielen Rüdftänden ($. 486) zu thun hat, fo muß man 
mit der Rihtigftellung (Liquidirung) der Staatöfchuld 
beginnen, nämlich mit der Unterfuchung aller einzelnen Forde⸗ 
rungen an den Staat nad ihrer Rechtögültigfeit, ihrem Bes 
trage und ihren Bebingungen, woraud dann eine Zufammens- 
ftelung des ganzen Schuldenftandes, allenfalls mit Unterfchei- 
bung von Claſſen und Unterabtheilungen gebildet wird. Diefe 
Vorarbeit giebt von der Größe der Schuld genaue Erfenntniß 
und bient unbegrünbete Anfprüche zurüd zu weifen. “Die Unter 
fuhung fol jedoch nicht in eine willfürlihe Berfürgung ber 
Staatögläubiger ausdarten, fondern vielmehr in gerechter Weife 
geführt werben, wobei Jedem bie Gelegenheit offen bleibt, feine 
Forderungen auf gerichtlichen Wege geltend zu machen. Rad 
der Beendigung biefes Geſchaͤftes können den Staatögläubigern 
Schuldbriefe gleicher Art zugeftellt werden. Auch im Fortgange 
der Schulverwaltung, fo oft bie Schuld durch Entfhädigungen 
und Cinverleibung alter oder neuer Forderungen vergrößert 
wird, muß immer zuerft die Größe dieſes Zuwachſes in Gemäß- 
heit ber Geſetze genau audgemittelt werden, bevor man zur 
Aushändigung von Obligationen fchreiten Tann (a), Wo das 
gegen die Staatsfchulb ſchon georbnet if, fallen dieſe Geſchaͤfte 
hinweg. In den meiften Staaten, die eine beträchtliche Schuld 
haben, finden fich mehrere, aus verfchiedenen Zeitpuncten und 
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Anleihgefchäften herrührende, nach Zinsfuß unb anderen Be, 
dingungen von einander abweichende Theile der Staatsſchuld 
neben einander. Das gleichzeitige Beſtehen vieler ſolcher Schuld⸗ 
theife ift eine unnöthige Beichwerde und die Zufammenziehung 
in wenige Hauptmaffen wünfchenswerth, aber diefelbe wird bald 
durch die zugeficherten Rechte einer Claſſe von Bläubigern, bald 
durch Rüdfiht auf die verfchiedenen Wünfche und Zwecke ber 
felben und ihre Abneigung von einer Veränderung erfchwert. 


(a) Die Schuld vieler deutfcher Staater iſt auch in der Friedenszeit 1815 
bis 1848 noch betraͤchtlich gewachſen. Dieß war jeboch feine Verſchlim⸗ 
merung, weil es herruͤhrte 1) von Provincials und Bezirksfhulden, 
bie auf den ganzen Staat übernommen mwurben, 2) von ber Liquidi⸗ 
rung fhon vorhandener Korderungen und der Beendigung von Rechtes 
fireitigfeiten über die Bertbeilung älterer Schulden unter mehrere 
Staaten, 3) von Staatebeiträgen zu ber Wblöfung von aufgehobenen 
Gefällen ale Zehnten, Frohnen, Leibeigenichaftsgefälle u. dgl., 4) von 
ber Erbauung der Ciſenbahnen auf Staatsrechnung. 


6. 508. 


Zur guten Behandlung ded Schuldenwefend gehört weſent⸗ 
lich die Errichtung einer befonderen Caſſe und einer derfelben 
vorgefehten Behörde, welcher die ganze Schulbverwaltung über 
tragen wird (a). Eine ſolche Schuldverwaltungscaffe, 
die man gewöhnlid nad einem Theile ihrer Beflimmung 
Amortifationd- oder Schuldentilgungscaffe nennt, 
erhält gewiffe Einnahmen theild aus der Staatöcaffe, theils 
aus dem ihr überwiefenen eigenen Vermögen, und diefe aus⸗ 
gefchiedenen Einfünfte dürfen bloß für die Schuld verwendet 
werben, weil eine Bermifchung verfchiedenartiger Ausgaben 
leicht Stodungen in die Zahlungen an bie Staatögläubiger 
veranlafien fönnte, was dem Staatöcredit fehr nachtheilig wäre. 
Die Gründung einer Caffe diefer Art ift alfo nicht bloß der 
Einheit und Orbnung in der Schulbverwaltung willen, fonbern 
auch darum nötbhig, weil fie ein Pfand des ernſtlichen Willens 
ber Regierung bildet, alle eingegangenen Berbindlichfeiten puͤnct⸗ 
fih zu erfüllen (d). Diefer Eafie werden auch die ausſtehen⸗ 
ben Zinsforderungen (Activa) zugetheilt, bie man, wo fein 
befonderer Grund im Wege fleht, zur Vereinfachung der Ge⸗ 
fhäfte allmälig auffündigen und zur Verminderung der Schuld 
verwenden. follte. Die jährlihe Ausftattung (Dotation) 
aus ber Staatöcafle muß in Gemäßhelt des Boranfchlages 


— 396 — 


unfehlbar ausbezahlt werben, es wäre denn, baß man wegen 
vermehrter Staatöbebürfniffe bie Tilgung einftellen müßte. Um 
dad Vertrauen zu ber Schulbverwaltung zu erhöhen, bat man 
oft beſonders fichere Staatseinfünfte bezeichnet, aus benen bie 
Ausftattung der Schuldentilgungscafie hergenommen werben 
ſollte (c). Dieß könnte nur dann eine größere Sicherheit 
gewähren, wenn bie beftimmten Summen fogleidy unmittelbar 
von ben befonderen Caſſen des benannten Einnahmszweiges 
in die Amortifationdcaffe abgeliefert würden; aber biefe Vor⸗ 
fehrung ift bei einem geordneten Finanzweſen unnöthig, bei 
einem zerrütteten Zuflande wirb man auf ihre Befolgung nicht 
zählen koͤnnen. Wirkfamer ift es, die Vorgeſetzten ber Schuld⸗ 
verwaltung für die Beobachtung ber geſetzlichen Vorfchriften vers 
antwortlic zu machen (d). Borzüglich bienlich zur Befefligung 
bes Credits if dad ben Lanbfländen eingeräumte Recht zur 
Prüfung ber ganzen Schuldverwaltung von Jahr zu Jahr. 


(a) In Sroßbritanien wird fie von der Londoner Bank beforgt. 


(5) Die franzöflihe Amortifationscaffe trat nach dem Gef. v. 28. April 1816 
am 1. Juni in Wirkfamteit ; die bayerifche den 1. Det. 1811; die badiſche 
iR ſchon durch das Gef. v. 31. Aug. 1808 errichtet; neues Gel. v. 
31. Dee. 1831. — Grridtung einer „Hauptverwaltung der Staates 
fdulden” in Preußen, Gef. v. 21. San. 1820. In Deftereih if 
buch das Patent v. 22. Ian. 1817 eine Tilgungscafle gegründet und 
am 1. Febr. deſſ. Jahres eröffnet worden. Unabhängige Staatsfchulden- 
commiffton feit 1859, f. (d). 

(c) In Bayern ift ber ſchon feit früherer Zeit zur Berzinfung der Schulden 
beftimmte Malzaufichlag auch jebt noch dieſer Verwendung gewidmet, 
mit dem Borbehalte einer Ergänzung; Finanz⸗Geſ. v. 28. Dec. 1831 
6. 3. — Baden, Finanz⸗Geſ. v. 1835 $. 6: Die reinen Erträgniffe 
der Forſt⸗, Salinens, Berg» und Hüttenverwaltung bis auf einen 
gewwifien Betrag. Neuerlich bat man die Bezeichnung beftimmter Gins 
fünfte aufgegeben. 


(4) Angef. bad. Geſetz v. 1831: Die Dotation der Amortifations «Kaffe 
muß vor allen anderen Ausgaben von der Staatscafle abgeliefert wers 
ben. Der Director der Amortifationscafle muß gegen Zahlungsanwei⸗ 
fungen des Kinanzminifters, welche ihm ungeſetzlich oder nachtheilig 
feinen, proteftiren und ſich nöthigenfalls an das Staatsminiflerium 
wenden. Der fländifche Ausſchuß prüft jaͤhrlich die Rechnung dieſer 
Caſſe. — N. preuß. Gef. Art. IX: bei Erledigungsfällen werden für 
ben Präfidenten und die Mitglieder von den fünftigen Reichsſtaͤnden 
und für jeßt vom Staatsrath 3 Perfonen vorgefhlagen. — In Frank⸗ 
reich wurde zur Ueberwachung der Amortifationscafle ein Auffichterath 
beftellt,, beftehend in 1 Pair, 2 Mitgliedern der Deputirtenfammer, 
1 Präfidenten des Rechnunghofes, bem Gouverneur der Parlier Bank 
und dem Praͤfidenten der Parifer Handelsfammer. — In Oeſterreich 
wurde am 23. December 1859 eine Commiſſion aus Abgeordneten bes 
Handelsſtandes zur Ueberwachung ber Schuldverwaltung gebildet. 
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8. 5088. 

Die Hauptgefchäfte bei einer Schuldverwaltungscafle find: 

1) Führung eines volftändigen und ausführlichen Verzeich⸗ 
nifies aller Theile der Staatöfchuld, ded Zus und Abganged. 

2) Empfang der jährlichen Ausftattung aus der Staatscaſſe 
und der außerordentlichen Zuſchüſſe zum Behufe der Berzinfung 
und Tilgung und Berwendung biefer Mittel zu den genannten 
Zweden. 

3) Berwaltung ber zum Domanialgrundftod ($. 99 (0)) 
gehörenden Summen, alfo Annahme der Berfaufss und Ab- 
loͤſungsgelder, ferner Ausbezahlung der Kaufpreife für Xiegen- 
ſchaften, Verbeſſerungskoſten 2. aus dieſem DBermögen, verzind- 
lihe® Ausleihen des Mehrbetrages. 

4) Einftweilige fihere Anlegung der für den Augenblid 
entbehrlichen Caffenvorräthe durch Ankauf von inlänbifchen 
Staatspapieren oder Darleihen auf Fauftpfänder in guten Pa⸗ 
pieren, jedoch nicht ganz bis zu dem Börfenpreife, gewöhnlich 
bi8 10 Proc. unter demfelben, auf laufende Rechnung (Gontos 
corrent). 

5) Annahme von verzinslichen Darleihen der Bankhäufer in 
ähnlicher Weife im Halle eines augenblidlichen Geldbeduͤrfniſſes. 

6) Borbereitende Mitwirkung zum Behufe neuer Anleihen 
aus Auftrag der oberftien Sinanzbehörde, 3. B. Erfundigungen 
und Unterhandlungen, ferner Empfang der Einzahlungen, Ber 
fertigung und Aushändigung der Schulpfcheine. 

7) Aufzeichnung ber Veräußerung von Staatöfchulbfcheinen 
auf Ramen und Ausfertigung der neuen Schulburfunden für 
die Käufer. | 

8) Umfcreibung der Schuldfcheine auf den Inhaber in 
folche auf Namen ober umgefehrt, $. 506 — (a). 

9) Empfang und Ausbezahlung ber Amtsbürgfchafte- (Cau- 
tions⸗) jummen, $. 486. 

10) Beforgungen, welche durch bie Zinsherabſetzung vers 
anlaßt werben, $. 510. 

Hiezu können verfchiebene, jener Behörbe übertragene Reben- 
geichäfte Fommen, 3. B. Berwaltung ber gerichtlich oder frei- 
willig hinterlegten Gelder, der Einftandögelver für Stellvertreter 
im Waffendienſt ꝛc. (2). 
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(a) Wenn ein Gtaatsfhuldihein ohne Wiſſen und Willen des bisherigen 
Inhabers aus dem Beflge befielben fommt (Diebflahl, Berlorengehen, 
Serftörung), fo liegt es den Berichten ob, die nöthigen Schritte zu 
thun, damit ber Gigenthämer keinen Schaden leide und bo die Staats« 
cafe feinem doppelten Anſpruch ausgefeht werde. 

(6) Sn ha? X die Zehntleiheaſſe (ſog. Zehntſchuldentilgungscaſſe) 
uU, 8. 60 (0). 


2. Hauptſtück. 
Verzinſung ber Stantöfänlden. 
$. 509. 

Die Entrichtung der Zinfen fol puͤnctlich gefchehen, weil 
ihre Unterbrechung ſowohl eine Rechtöwibrigfeit als eine Härte 
gegen die Gläubiger enthält und dem Staatöcrebite eine tiefe 
Wunde ſchlaͤgt. Es if daher noͤthig, unter allen Umſtaͤnden 
und trotz aller Schwierigkeiten die hiezu erforderlichen Summen 
für jedes Jahr auszumitteln und ber Schuldverwaltung zuzu⸗ 
weifen. Iſt dieß geichehen, fo bildet die wirkliche fortlaufende 
Ausbezahlung ein einfaches Gefchäft, über welches nur wenige 
Bemerkungen beizufügen find. 

1) Zur Beichleunigung bed Geldumlaufes ift ed bienlich, 
wenn nicht alle Zindzahlungen in einem einzigen Zeitpunct des 
Jahres geichehen, wozu theils die halbjährige Zinsentrichtung, 
theild die Anordnung dient, daß die Obligationen für verfchies 
dene SHauptabtheilungen der Staatöfchuld verfchiedene Ver⸗ 
zinfungstermine haben (a). 

2) Es gereicht zur Bequemlichkeit der Stodöbefiger, wenn 
die Zinfen nicht allein bei der Schuldentilgungscafle in ber 
Hauptſtadt, fondern auch bei jeder öffentlichen Gaffe zu erheben 
find. Diefe Caſſen fenden dann bei ihren Ablieferungen an 
höhere Caſſen die eingelöften Zinsquittungen flatt baar ein 
und die Hauptftaatscafje rechnet biefelben "der Amortifationscafle 
bei ihrer Austattung mit an. Zur Bequemlichkeit auswärtiger 
Gläubiger ift ed dienlich, die Zinfen auch bei Bankhäufern in 
bedeutenden Handelsplaͤtzen des Auslandes zahlbar zu machen (2). 

3) Zur Berhütung von Betrügereien und zur Erleichterung 
des Gejchäftes hat man die gebrudten Zindquittungen, Zins⸗ 
abſchnitte, Zinsbögen, Coupons, allgemein eingeführt. 
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Mit jedem Schulbfehein wird ein Vorrath ſolcher Empfangs- 
befeheinigungen auf eine gewifie Zahl von Jahren ausgegeben, 
jebe mit der Nummer ber Obligation und dem Tage, an dem 
fie fällig if, verfehen, fo daß nie zwei Empfangfcheine ganz 
gleichlautend find und jede ohne einen fchriftlichen Beifag bei 
ber Erhebung ver Zinfen abgeliefert werben fann. Sind diefe 
Abfchnitte zu Ende, fo muß man fich einen neuen Borrath ein 
händigen Iaffen, wozu entweber die Vorlegung der Obligationen 
felbft, ober eines auf diefelben hinweifenden mit ihnen zugleich 
audgegebenen Berechtigungsfcheines (talon) erforderlich ift. Diefe 
gebrudten Zinsabfchnitte werben im inlänbdifchen Verkehr häufig 
als Zahlungsmittel gebraucht und bilden folglich eine Art von 
Papiergeld, welches jedoch eine kurze Umlaufszeit hat, beſonders 
weil man es für zwedmäßig erachtet hat, ber Orbnung im 
Staatshaushalte wegen eine kurze Friſt für die Verjährung der 
fälligen Zinfen gefeglich zu beflimmen (e). 


(a) Frankreich: Die früheren 5 Proc. am 22. Ren und September, bie 
3 Broc. am 22. Juni und December. — Großbritanien: Die 3 per 
cent reduced am 5. April und 10. October, die 3 p. c. consols, 3 p.e. 
von 1726 und 5 p. o. am 5. Sanuar und 5. Zuli. 
Die öfterreichifchen Zinfen können in Frankfurt erhoben werben. Die 
Handelstammer in Koͤln räth (Bericht für 1858), die preußiſchen Schuld» 
zinfen in den Niederlanden und »elgien auszahlen zu laflen, damit 
die Schuldfcheine auch dort mehr Verbreitung finden. 
Diefe Friſt it 3. B. in Baden, Bayern, Sachſen, Würtemberg 3, in 
Preußen und Hannover 4, in Deflerreih 6 Jahre. Dagegen ift jebod 
billiger Weife der Beweis zuläffig, daß die Verzögerung aus Urſachen 
außer der Gewalt des Glaͤubigers Herrüßrte. 


$. 510. 

Die wichtigſte, auf die Zinszahlung fich bezichende Maß⸗ 
regel if Die Herabfepung (Reduction) der Zinfen, 
Eonverfion der Renten (a). Sie bringt eine große Tr- 
ſparniß an den jährlichen Ausgaben zu Wege (d) und ift bei 
benjenigen Schulden, welche von ber Regierung beliebig nad 
einer Kündigung adgezahlt werben dürfen, feine Rechtöverlegung 
gegen die Gläubiger, wenn man nur dieſen die freie Wahl an 
bietet, ob fie ihre Forderungen nach einer beflimmten Friſt, 
3. B. einem Bierteljahre, zurüd empfangen, ober fie für niebris 
geren Zind fichen laſſen wollen. Diefe Maßregel enthält auch 
nichts Unbilliges, wenn fie nur auf einer Benugung ber gegebenen 
volkswirthſchaftlichen Berhältniffe, namentlih dem vermehrten 
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Angebot von Leihſummen, der zunehmenden Schwierigkeit ihrer 
Anlegung, dem niedrigeren Zinsfuße ſowie dem mehr befeſtigten 
Staatscredit beruht. Der ſteigende Curs der Staatspapiere, 
insbeſondere die Ueberſchreitung des Pari durch diejenigen 
Schuldſcheine, welche die hoͤchſten Zinſen tragen, deutet an, 
daß die Herabſetzung ausführbar ſei, und da der Curs in der 
Regel nicht weit über Pari ſteigt ($. 495. 2.), fo genügt es 
fhon, wenn bieß wenig überfchritten if, ja es ift rathfam, 
nicht fange zu zögern, benn je höher der Preis hinaufgeht, 
befto mehr würden bie Käufer ber Schulpbriefe einbüßen (c). 
Einige Iahrzehende hindurch Eonnten viele Regierungen ihre 
Schulden von 5 auf 31/2 Procent berabfegen (d) und während 
vorher Privatperfonen auf gute Hypotheken billiger gelichen ers 
halten fonnten als die Regierungen, fo ift es jet, wenigftens 
in Staaten, deren Credit unerfchüttert geblieben ift, umgefehrt, 
I, 8. 226. Hat man Schulbbriefe von verfehiedenem Zindfuße, 
fo muß natürli) mit der Herabfegung berjenigen, welche den 
höchften Zins tragen, der Anfang gemacht werben. 


(a) ©. vorzüglid Nebenius, Deffentl. Credit I, ©. 297—309. Deſſen 
Schrift: Ueber die Herabfegung ber Zinfen der oͤffentlichen Schulden, 
Stuttgart 1837. — Bernoulli, Beiträge ©. 1806. — Wirth, 
Nationaloͤkon. II, 510. 

(5) Cine ſolche Zinsherabfeßung geſchah in der Provinz Holland 1640 von 
6%4 Broc. (Yıs) auf 5 Proc. In den vereinigten Niederlanden (1655) 
und im Kirchenſtaat (1685) lieferte dieſe Mafregel die Mittel zur alls 
mäligen Verminderung der Schulden. Smith LI, 377. de Parieu 
in Söances et travaux de l’ac. des sc. mor. et pol. März 1858 S. 389. — 
In England wurde bie erſte Reduction im Jahr 1699 vorgenommen, 
von 6 auf 5 Broc. Pebrer I, 195. Daffelbe geihah 1716 und 
eriparte 324456 2. St. 1727 erfolgte die Herabfegung des größten 
Theil der Schuld auf 4 Proc. Die weitere Reduction fand 1742 

noch Widerſpruch; 1749 wurde fie fo beſchloſſen, daß die Gläubiger 
bie 1757 3%, Proc. und von da an nur 3 Proc. erhalten follten, 
wobei man 565600 2. St. jährlid erfparte.e Cohen, Compend, of 
fin. ©. 203. — Später entftanden wieder Anleihen mit höheren Zinfen, 
und man fonnte 1822 abermals durch Herabfegung von 5 auf 4 Proc. 
1222000 2. St. jährlih eriparen. 1826 Herabfegung einer Summe 
von 70 Mill. 4 Proc. auf 3%g Broc.; 1830 Reduction der 4 Proc. 
von 1822 auf 3'/s, mit einem Gewinn von 750000 2. St. 1844 
wurden 157% Mill. 4 Proc. auf 10 Jahre in 3/4 Proc. umgewanbelt, 
fo daß fie von 1854 an nur 3 Proc. tragen. Griparnig 390000 2. 
Die ganze Sinsverminderung feit 1822 in Folge diefer Maßregeln iſt 
2'149000 &. Mac Culloch, Tax. ©. 448. — Die Zinsherabfegung 
in Frankreich duch B. v. 14. März 1852 brachte eine Erſparniß von 
17851433 Fr. zu Wege. — Niederlande, Decbr. 1852: die A Proc. 
auf 3%/4 Proc. zu 99 oder 3/2 Proc. zu 97 herabgeſetzt; jenes giebt 
3,78, diefes 3,6 Proc. 
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(0) Wie vor 1848 in Frankreich und Oeſterreich 

(I Die bad. Rentenſcheine wurden im Jahre 1825 von 5 auf Al/a, 1829 
auf 4, 1834 auf 31, Broc. erniedrigt. Nehnliches geſchah in den 
meiften beutfhen Staaten. — Preußen verkündete durch Cabinetsbefehl 
v. 27. März 1842 die Herabfegung der Zinfen von 4 auf 3'/s Proc. 
Die Summe der Schuldhriefe war an 99 Mill. Thlr. Wer einwilligte, 
die Forderung für 38 Broc. ſtehen zu Iaflen, erhielt die Zuflcherung, 
F bis Anfang 1847 keine Verlvoſung der neuen Schuldbriefe erfolgen 
folle, und baare Prämien von L—11/s—2 Broc., je nach der fpäteren 
one früßeren Erklärung. — Neuerlich iſt der Zinsfuß wieder etwas 

gen. 


8. 511. 

Zum Gelingen einer Zinsherabfegung gehört Folgendes : 

1) Die Regierung muß vermittelft einer Unterhandlung mit 
Bankhäufern diejenigen Summen bereit halten, die zur Heim⸗ 
zahlung der nicht einwilligenden Gläubiger muthmaßlich erfor 
berlich fein mögen. ine fehr große Schuldenmafie Fönnte 
freilich nicht plöglich heimgezahlt werden, indeß muß den Gapis 
taliftien für den Gall, daß fie die Herabfegung nicht annehmen, 
wenigftend bie Gewißheit einer Rüdzahlung in beftimmten 
Friften gezeigt werben (a). 

2) Es muß wahrjcheinlich fein, daß bie meiften Staats⸗ 
gläubiger einwilligen werden, indem fle Feine andere einträglichere 
Anwendung ihres DBermögens finden. Hiezu tragen vorzüglich 
bei a) die gute Wahl eines Zeitpunctes, in welchem man bei 
anderen Anftalten, 3. B. Erebitvereinen, und bei Privaten fowie 
in Rachbarländern eine Erniedrigung des Zinsfußes wahrnimmt; 
b) die angebotenen Bedingungen, indem 5. 2. bloß eine Ber 
tingerung um 1/2 Procent vorgenommen, ober der höhere Zins 
noch einige Zeit fortentrichtet, ober ein anderer Vortheil, z. B. 
die Sicherung vor der Heimzahlung während eines beftimmten 
Zeitraums, bewilligt wird (b). 

Es erleichtert den Erfolg einer beabfichtigten Herabſetzung, 
wenn die Mehrzahl der Staatsgläubiger aus Inländern beftcht, 
weil diefe weniger Neigung haben, ihre Capitale ind Ausland 
binüberzuziehen, als Fremde (c). 


(a) D’Audiffret (Syst. fin. I, 256) räth, den Preis, um melden bie 
neuen, niebriger verzinslihen Schuldfcheine abgegeben werden follen, 
duch Meiftgebot feſtſetzen zu laſſen. — Bei Billele’s größtentheils 
mißlungenem Reductionsplan in Frankreich im Jahre 1825 war, obiger - 
Regel zuwider, nicht ausgefprohen worden, was die Eapitaliften zu 
erwarten hätten, wenn fie nicht zuflimmten. Die Derabiegung imurbe 
fo angeordnet, daß die Befiger von 5 Brocents 1) vom 1. Mai bis 

Rau, pollt. Defon. III. 2. Abth. 5. Ausg. 26 
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22. Juni 1826 die Wahl hatten, fi Iproc. Bapiere zu 75 geben zu 
laſſen, wobei fle alfo für 100 in 5 Proc. 133%/5 in 3 Proec. —* 498 (c)) 
erhielten und 4 Br. Zins zu beziehen Hatten, und 2) noch weiter bie 
um 22. September die Wahl, 44, Proc. anzunehmen mit dem Ders 
prechen, daß biele bis 1835 nicht abgelzagen werden follten. Bon 
dieſen 4%/ Proc. wurden nur etwa über 1 Mill. Br. Renten ausgegeben. 
Zur Umwandlung in 3 Broc. wurden 30%, Mil. Fr. Renten an» 
gemeldet, es wurden für den Nennbetrag von 610 Mill. 813 Mill. in 
3 Proc. hingegeben, welche 24,3 Mil. Zins trugen, die Staatecafle 
ee 6114638 Pr. Renten, dagegen wurden 203 Mill. mehr vers 
fgrieben. Die vor diefer Maßregel in Privathänden befindlichen Renten 
betrugen gegen 140 Mill. Fr., die Umwandlung geichah alfo nur bei 
3a ober 21,9 Proc. derfelben. 


(5) Bei der Reduction der preuß.senglifen Anleihe von 1818 auf 4 Proc. 
im Jahr 1840 wurbe zugefihert, daß 15 Sabre lang keine Zurüds 
zahlung erfolgen follte, was jedoch einen Ruͤckkauf nah dem Gurfe 
nicht ausfchließt. Aehnliches, und zwar bis 1849, wurde 1830 bei ber 
Herabſetzung der englifhen 4 Proc. verfprohen. — Gin Plan zur 
Binsherabfegung für bie franzöflihe Staatsihuld wurde von Lefenre's 
Budgetsberiht von 1833 angeregt, fodann von Humann (14. Ian. 
1836) angedeutet, was defien Austritt aus dem Miniſterium zur Folge 
batte, hierauf von der Deputirtenfammer in Erwaͤgun egogen (Urfa 
der Auflöfung bes Miniſteriums), endlich dennoch e uhise (en vertagt, 
22. März. Unter die Gründe der Abneigung gegen die Mebuction 
ehörte, daß man fi noch nicht daran gewöhnt hat, die Renten als 
Binfen eines gewiflen fchuldigen Nennbetrages anzufehen, durch deſſen 
geimaahlung die Regierung fih davon befreien kann, 8. 493 (a). 
euin flug vor, den Snbabern ber 5 Brocents neben den 4 oder 
3 Proc. noch eine Beitrente von 1 Fr. auf gewiſſe Sabre zu bewilligen. 
Die Eommifflon (Bericht von LacavesLaplagne) zug eine Reduction 
auf 4!/3 Proc. vor. Abermaliger Antrag Bouin’s, günftiger Bericht 
von Ant. Paſſy, 3. April 1838. Der Borfchlag ging dahin, 3%, Broc. 
auszugeben zu 83%/;, fo daß der Gläubiger für 100 Fr. in 5 Proc. 
120 in jenen Papieren erbielte. Die Ausführung wurde verfchoben. 
Der neue Borfchlag von Garnier⸗;Pagès, in 4l/a Proc. umzu⸗ 
wandeln, welche 10 Jahre nicht weiter Beraßgefest werden dürften, 
ward von der Deputirtenlammer 1845 angenommen, von den Paire 
auf Roy's Bericht verworfen. Bon rechtlicher Seite drehte ich der 
Streit um die Auslegung der Geſetze vom 24. Auguſt 1793 und 
30. September 1797, § 494 (eo). — Billele hatte als Beweggrund 
für die Ausgabe der 3 Procents (a) au den Umftand geltend gemacht, 
daß biefes Papier den Gläubiger von ſelbſt auf einige Zeit gegen bie 
aufgedrungene Heimzahlung fichere, weil nämlich die Regierung es vors 
ieht, nad dem Curſe zu tilgen, fo lange biefer unter Bari ik. — 
Bei der gut ausgefallenen Herabfegung unter Napoleon IL. (bald nad 
dem Stantsftreih, 14. März 1852) war der Marktpreis der 5 Proc. 
103,6, der 3 Proc. 68,6, % daß diefe dem Käufer 4,37 Proc. Zine 
einbrachten. Es wurde den Befigern der 5 Broc. der Umtausch in 4'/s Proc. 
im Bari angeboten, mit der Zuficherung, daß die A'/s Proc. bis 22. März 
1862 nicht zurüdbezahlt werden follten. Zur Erklaͤrung wurde eine 
Friſt von 20 Tagen, für das europäifche Ausland von zwei Monaten 
befimmt, Die Heimzahlung an die Nichteinwilligenden follte abtheis 
Iungsweife (par series) geichehen fönnen. Bon den vorhandenen 
182-318 194 Fr. 5proc. Renten = 36461); Mill. Rominalcapital wur⸗ 
den 73711840 Fr. Cap. (2 Proc.) zur Rüdzahlung gekündigt und 
ſogleich bezahlt, alfo 178633000 Fr. Renten um !/se ober /s Proc. 
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bes Capitals vermindert. Die in 8. 495 (d) erwähnte Maßregel von 1862 
war feine foͤrmliche Sinsherabfegung, fondern ein Umtauſch don Schuld⸗ 
ſcheinen, deren Befiger fortwährend gleihen Zins bezogen, aber die 
Daraufzablung trug (zu 4 Proc. gerechnet) 6,3 Mill. Zinfen oder 
4%/3 Proc. ded Betrages ber umgewandelten Renten ein. — In Groß; 
britanien wurden 1853 nad dem Borfhlage von Blapfone die 
Zyroc. Südfeefcheine und einige andere Heine Schuldtheile umgewandelt. 
Man erhielt nach freier Wahl für 100 8, folder Schuldfcheine entweder 
82%8 2. in 31/aproe. oder 110 2. in neuen 2t/aproc. Stods, ober in 
Shapfammerfcheinen, welche bis 1864 2%, und dann 2%, Proc. tragen. — 
Umwandlung der Holländ. Schuld, 1844 und 1845. @& waren 40% Mid. 
5 und 4'/s Proc., mofür man 4 Proc. um den Curs von 96 ausanh. 
Gin Theil jener Obligationen ging jedoch ſchon bei ber damaligen frei: 
willigen Anleihe $ 504) ein, in welder 67 Proc. in älteren Schuld: 
briefen und 32 Broc. baar eingezahlt wurden. Auch die b proe. Obli⸗ 
gationen der Colonialſchuld im Betrage von 32%. Mill. wurden in 
4 procentige umgewanbeit, welche man zu 95%, suegab, fo daß der 
Inhaber eigentlich 4, Proc. Zins erhielt. Wer nicht einwilligte, wurde 
am 1. Geptbr. 1844 heimgezahlt, Beleg v. 8. Juli 1844. — Yu in 
Belgien erfolgte nach Geſ. v. 21. März 1844 eine Umwandlung ber 


5 in 4%/s Proc. 
R eben: se 300. — Bel ber engliſchen Umwandlung im Jahre 1830 


betrugen die heimgezahlten Gapitale der ar ateintilligeuben 1%, Proc., 
bei der Herabfeßung im Jahre 1844 nur 150000 2%. St. oder 1 per 
mille. Als in Belgien 1844 die Herabfegung von 100 Mill. Fr. von 
5 Proc. auf 41/a angefündigt wurde, meldete fih Riemand zum 


Gmpfange der Rüdzablung. 
8. 512. 


Die Zinsherabfegung darf wegen ihres Nutzens für bie 
Steuerpflichtigen nicht unterlaflen werben, wenn bie Umſtaͤnde 
zu ihr auffordern. Unter ben Einwendungen, die man gegen 
fie erhoben Hat, ift am unerheblichſten die Behauptung, daß 
man eine Erfcütterung bed Staatscredits zu befürchten habe, 
da das Gegentheil durch viele Erfahrungen bewiefen worden 
if. Mehr Beachtung verbient die Anficht, es Tiege in jener 
Maßregel ein Mißbrauch der Macht des Staates, naͤmlich eine 
Unbilligfeit und Härte gegen bie Bapitaliften, denen eine ploͤtz⸗ 
fiche Verringerung ihrer Einkünfte, in manchen Fällen fogar 
eine Schmälerung ihres Unterhalte® auferlegt werde. Die ihnen 
geftattete freie Wahl, glaubt man, ſei nur eine feere Form, 
weil fie bei ber Unmöglicheit einer gemeinfchaftlich verabrebeten 
Handlungsweife und bei der Schwierigkeit einer baldigen anders 
weitigen Unterbringung ihrer Eapitale von der Heimzahlung 
feinen Gebrauch machen Fönnen und mithin nothgebrungen zus 
Almmen müflen. Hiezu fomme, bag, wenn ber Staat das 
Beifpiel gegeben habe, audy bie Schuldner von Prigatperfonen 


— 
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und Anftalten zur Bewilligung niedrigerer Zinfen gezwungen 
werben und mithin biefe Unternehmung die Urfache ber alls 
gemeinen Zinderniedrigung fei (a). 


(0) Diefe Gründe wurden befonders in den Verhandlungen der franzöflichen 
Kammern geltend gemacht. v. Cancrin, Dekon. ber menſchl. Gel. 
S. 299: „Rententebuctionen find eine Art von fucceffivem Banterott“ 
(doch erklärt der Verf. die Gonverfion, nämlih mit Binwilligung 
der Bläubiger, nur für ein halbes Unrecht). 


8. 513. 


Zur Beurtheilung biefer Gegengründe dienen nachſtehende 
Bemerkungen. 

1) Man fann nicht fagen, daß der Staat den Zindfuß 
durch feine Mafregel erft herabdrücke, er macht nur von ben 
Umftänden ®ebraudy, die den Zins erniedrigen und beſchleunigt 
hoͤchſtens deren Anerkennung und allgemeine Wirkfamfeit. Die 
Herabfegung wäre nicht audführbar, wenn man nit von 
Banfhäufern für einen Theil der Schuld die Zuficherung von 
- Darleihen um niedrigere Zinfen erhielte, und obfchon die Banks 
herren fidy hiebei zunaͤchſt nur jener leichtbeweglichen, zwiſchen 
mehreren Staaten bins und herfchwebenden Geldmaſſen bedienen, 
die fie ſtets in Bereitfchaft halten (a), fo würben fie body die 
Hand nicht bieten, wenn fie nicht auf den Beiftand vieler 
Gapitaliften für den niedrigen Zinsfuß rechnen koͤnnten. 

2) Die Herabfegung erfolgt auch nicht ganz unvorbereitet, 
vielmehr bat das vorausgegangene Steigen bed Curſes, befon- 
berö wo Stodd unter dem Nennbetrage ausgegeben waren, 
ben Käufern die Abnahme des Zinsfußes fühlbar gemacht (a). 
Ale diejenigen aber, welche noch um einen niebrigeren Curs 
eingefauft haben, verlieren weniger oder nichts. 

3) Die wirkliche Heimzahlung eined Theils der Staats⸗ 
fhuld wäre nur möglich, wenn viele Gapitaliften ihr Vermögen 
aus anderen Anlegungen zurüdzögen, um ed bem Staate zu 
leihen, woburdy bei ihren bisherigen Schulbnern oder ben von 
ihnen betriebenen Unternehmungen ein neuer Begehr von Gelds 
fummen entftünde. Es ginge alfo hauptſaͤchlich nur ein Wechfel 
ber Schuldner und Gläubiger vor und es Könnte nicht an 
Gelegenheit fehlen, bie eingegangenen Eapitale wieder anzulegen, 
aber freilich nicht um fo hohe Zinfen als bisher (c). 
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(«) In Granfreih waren 1831 nur gegen 6 Mi. Fr. fogenannte rentes 
flottantes, d. 6. Renten im Beige von Bankhäufern, Mäklern und 
Gapitaliften, alfo leicht beweglich und in häaufigem Wechſel des Beſitzes. 
10%, Mil. gehörten den öffentlihen Anftalten oder Compagnien, 
120%s Mill. waren fogenannte rentes clansses, d. h. unter viele Gigen⸗ 

thũmer vertheilt und in ziemlich feier Hand. Zu Ende des Jahres 
1830 follen nur 4 Mill, rentes flottantes gewefen fein. Revue ency- 
cloped., Dct. 1831, ©. 75. — 1846 waren von den 134 Mill. Sproc. 
Renten 38 Mill. im Beſitz der Gemeinden, öffentlichen und Privat⸗ 
anftalten, 25 Mill. waren aus geſetzlichen Gruͤnden faſt in ganz 
fefter Hand, 21 Mill. gehörten Ausländern, 50 Mill. den Sparcaflen. 

D’Audiffret, Systöme fin. I, 263. 

(5) Als 3. B. in Franfreih die A Proc. auf 106, die 3 Proc. auf 83 
fanden, der Anfaufspreis nur 3,9 Proc. Zins einbrachte, mußten die 
Befiger der 5 Broc. einiehen, daß fie nicht länger im Genuſſe ihrer 
Voriheile bleiben konnten. 

(e) Anders verhielte es fih, wenn ein ſtarker Zufluß an Beldfummen vom 
Auslande einträte, was aber in diefem Kalle unwahrſcheinlich if. 


$. 514. 

4) Kleine Eapitaliften, die Zeit haben und es nicht fcheuen, 
fi mit der Eintreibung ihrer Zinfen zu bemühen, find aller 
dings geneigt, eine andere Verwendung ihres Bermögene, 3. B. 
da® Darleihen auf Unterpfänder, vorzuziehen, wenn ber Staat 
die Zinfen herabſetzt. Daher befürchtet man, baß fi) die Zahl 
der Staatögläubiger vermindere. Allein biefe Berminderung 
kann nicht raſch und in beträchtlicher Ausdehnung erfolgen, ba 
unter ben voraudgefegten Umftänden ber Zindfuß auch bei ans 
deren Darleiben herabgegangen fein wird und iſt daher nicht 
bedeutend genug, um gegen bie großen Bortheile ber Zins⸗ 
erfparung in die Waagfchale gelegt werben zu Fönnen (a). 

5) Die Regierung follte jedoch nicht allein auf die Zins» 
erfpamiß ſehen, fondern zugleich gegen bie Staatögläubiger mit 
billiger Rüdfiht verfahren. Wenn ed in ihrer Macht ſteht, 
diefelben durch eine plöglihe Anhäufung von Gapitalen ein- 
zufhüchtern und zu einer Herabfegung unter das herrſchende 
Maaß der Zinfen zu nöthigen, fo if die Benupung folcher 
Kunſtgriffe unedel und verwerflich (). Man muß alfo vor 
einer Uebereilung der Rebuction warnen. Diefe Maßregel 
wird dann dad Bertrauen gegen die Regierung am wenigften 
ſchwaͤchen und gegen jeden Tadel gefchügt fein, wenn man für 
den ganzen herabzufegenden Betrag die zur Heimzahlung er 
forderlihen Bapitale zur Berfügung bat, fo daß man bie 
angebotene Abtragung auch wirklich auszuführen im Stande 
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wäre. Bei einer großen Schuldenmaſſe ift dieſes nur allmälig 


möglid) (c). 

(a) Namentlid in Frankreich befücchtete man von einer künftigen Reduction 
das fogenannte declassement, d. h. die Verringerung ber rentes colassdos, 
$. 513 @). deren Zunahme man aus guten Gründen für zuträglid 

ehalten hat, vgl. 8. 490 (a). — Die auf einzelne Berfonen einges 
chriebenen Sproc. Renten haben fi von 18361840 um 4°464 100 Fr. 
vermindert (von 96215900 Fr. auf 91751800). 

(5) Dgl. Nebenius, Deff. Eredit ©. 299. 304. 

(c) Doch follte die Erklärung aller Gläubiger für einen gewiflen Theil ber 
Schuld zugleich gefordert werden. Nebenius, Herabfeg. ©. 14. 


3. Hauptſtuͤck. 
Tilgung der Staatsſchulden. 


$. 515. 


Ob und in welchem Grabe bie allmälige Abtragung der 
Schulden für nüslid zu halten ſei, dieß if aus den Ergeb» 
niffen zu beurtheilen, zu denen bie Unterſuchung über bie Wir⸗ 
fungen ber Staatöfchulden führt. Nach den in 8. 474 aufs 
geftellten Sägen find auch in Beziehung auf die Zweckmaͤßigkeit 
der Tilgung die verſchiedenen Arten der mit Anleihen beftrittenen 
Ausgaben zu unterfheiden. 

1) Der durch Gefahren für den Staat ober unerwünfchte 
Ereigniſſe nothwendig gewordene Erhaltungsaufwand ſowie die 
uͤberhaupt durch Kriegsruͤſungen und Kriege verurſachte Aus⸗ 
gabe hat in fruͤheren Zeiten die meiſten Staatsſchulden nach 
ſich gezogen und iſt noch jet eine ſehr häufige Veranlafſung 
derſelben. Je weniger eine Regierung ed in ihrer Gewalt hat 
‚u verhindern, baß ſolche Urfachen eine Vergrößerung der Staats⸗ 
ifo bewirken, befto dringender ift die Verpflichtung, in guten 
Zeiten bet Ruhe, des fortfchreitenden Wohlftandes und mäßiger 
Staatsausgaben auf eine Berringerung ber Schulden bebadht 
zu fein. Würde man folhe Perioden unbenugt verftreichen 
laſſen, jo koͤnnte leicht die Schuld fpäter zu einer ſchweren Laſt 
anſchwellen. Die dringende Mahnung zur Schuldverminderung 
geht ſchon aus der Betrachtung hervor, daß ein Theil ver 
Staaten in neuerer Zeit in ben Kriegsiahren weit mehr neue 
Schulden angehäuft hat, als fie in den bazwifchen Tiegenben 
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Sriebenszeiten wieder abtrugen (a), unb daß biefer Schuld⸗ 
anwachs bie und ba ernſtliche Beforgniffe erregt. Die regel 
mäßige Tilgung dient auch zur Beruhigung ber Staatsglaͤu⸗ 
biger, welche ber Erfahrung gemäß auf jene großen Werth 
legen, und zur Berftärfung bed Staatscredits. Zwar läßt fich 
die gänzliche Abzahlung einer großen Staatsfchuld nicht leicht 
hoffen, weil fie nur in einem langen Zeitraume möglich wäre, 
während deſſen auch wieder neue Schulden gemacht werben 
müflen; allein es tft fchon viel werth, wenn eine beträchtliche 
Verminderung bewirft wird, fo daß bie fpäter wieder nöthig 
werbende Bermehrung weniger Beforgnifle erregt (Bd). 

(a) A. Smith II, 378, Hat fchon dieſe Dehrheit dargeſtellt. — 
Hamilton zeigt, daB von 1689-1812 (er ſchrieb 1813) in 62 Krieges 
japren in England 618 Mill. 2. geborgt, und in 61 Briedensjahren 
nur 38909000 8. abbezahlt worden find, alfo ift der Anwachs 15,9 mal 
fo groß als die Abnahme. Nach einer neueren Zuſammenſtellung (Com- 
panion to the Almanak, 1860, S. 141) haben von 1691 — 1859 bie 
82 Kriegsjahre die Schuld um 885873690 2. vermehrt, in den 86 
Friedensjahren iR fie um 81°795 136 2. vermindert worden. Der ames 
ricanifche Krieg von 1774— 53 fleigerte fie um 104,°, der rangöfide 
von 1793—1815 um 621,3, der rulflfche von 1854-56 um 32, Mill. 


Die ſtaͤrkſte Ahnahme fand flatt von 1815 bis 1854, nämlidh von 861 
auf 769 Mill. &., alfo um beinahe 92 Mill. oder um 10,99 Broc. 


(5) In den norbamericanifchen Freiſtaaten wurde die Unionsſchuld, welche 
1816 127,4 Mil. D. betragen hatte, 1835 vollftändig abgetragen. 
Die Handelskrifis von 1857 zog wieder eine neue Schuld nad fib. — 
Starfe Schuldverminderung in Preußen, f. $. 523 (d). — In den 
Niederlanden wurben 1850—59 114, Mill. fl. zur Tilgung verwendet, 
davon 102,° Mill. zur Ginlöfung eines Nennbeirages von 142,3 Mil. 
v. Baumbauer bei Horn, Annuaire ©. 161. 


8. 515 4. 


2) Viele foͤrdernde Ausgaben für verſchiedene Seiten bes 
Staatslebens ($. 474) verurfachen eine Vermehrung des Volks⸗ 
eintommend, und bieß ift entweder ihre nächfte Beftimmung 
(Maßregeln der Volkswirthſchaftspflege) oder eine willfommene 
Folge einer anderen Berbefierung in den Staatdeinrichtungen. 
Wenn und foweit jene Wirkung eintritt, erfcheint entweber von 
felbft eine Bergrößerung ber Staatdeinfünfte, hauptfächlich ber 
. Steuern, oder eine Zunahme der Steuerfähigfeit des Volkes, 
jo daß die Zinfen der zu foldhen Zweden gemachten Anleihen 
ganz ober zum Theile ohne eine verhaͤltnißmaͤßig ftärfere Bes 
laftung der Bürger von denſelben fortwährend aufgebracht 
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werben koͤnnen. Doch fprechen auch bei biefen Schulden ers 
hebliche Gründe für eine allmälige Abtragung: 

a) Der erwähnte Einfluß auf den Anwachs des Volks⸗ 
einfommend ift in Hinficht feiner Staͤrke und Kortdauer jowie 
der Lanbestheile und Volksclaſſen, denen er vorzüglich zufällt, 
nicht genau zu erfennen, in manchen Faͤllen aber ohne Zweifel 
nicht genügend, eine immerwährende Zinsvermehrung aufzus 
wiegen. 

b) Unvollfommenbeiten bed Steuerweiend werben bei einer 
Erhöhung der Steuern fühlbarer. 

c) Bon Zeit zu Zeit werben anſehnliche außerorbentlidye 
Ausgaben und große neue Schulden unvermeidlich, es bringt 
baber großen Nutzen, wenn die voraudgegangene Abnahme der 
älteren Schuld Mittel hiezu darbietet. Im Zeitabfchnitten, bie 
einen ungeftörten Fortgang bed Gewerbfleißes und Wohlftandes 
zeigen, ift es folglich rathfam, einen Fleinen, leicht für biefen 
Zwed zu erübrigenden Theil der Staatdeinfünfte zur Abtragung 
von Schulden anzuwenden und bamit eine fpätere Steuervers 
minderung oder eine Bergrößerung anderer Staatdausgaben 
vorzubereiten. 

d) Ein ſolches Berfahren enthält feine Ungerechtigkeit gegen 
bad jegige Menfchenalter, befonderd da baflelbe viele Früchte 
von ben Leiſtungen der Vorfahren genießt und bie Pflicht hat, 
auch für dad Wohl des Staates in der Zukunft etwas zu 
thun, wenn es leicht gejchehen kann. 

3) Bapitalanlagen für die auf Staatdrechnung betriebenen 
Gewerbe, — fomwohl Regals ald dem allgemeinen Mitwerben 
ausgeſetzte — ſetzen durch die Vermehrung bes Reinertrages 
biefer Unternehmungen die Regierung in den Stand, die Zinfen 
zu bezahlen. Dennoch ift es rathfam, auch bei foldhen Anleihen 
auf Tilgung Bedacht zu nehmen, denn es find fpätere Störungen 
und Berlufte möglih, es kann eine Herabfegung ber für bie 
Staatscaffe geforderten Entrichtungen, 3. B. bei der Benugung 
ber Eifenbahnen, empfehlenswert erfcheinen und es werben 
neue Verwendungen ähnlicher Art erleichtert. 

In der Staatöfchuld pflegen, mit Ausnahme ber in mehre 
ven Ländern abgejonbert gehaltenen Eifenbahnfchuld, die aus 
verſchiedenen Urfachen entflandenen Beftandtheile vermifcht zu 





fein, fle find fogar nicht mehr genau befannt, bie Tilgung 
wird daher ohne Rüdficht auf jene urfprüngliche Beſtimmung 
der einzelnen Anleihen betrieben und die Schuld wird in biefer 
Hinfiht als ein Ganzes betrachtet, deffen Verkleinerung mit 
Recht für zuträglich gehalten wird. 


$. 516. 


Eine Verminderung der in ben Staatöfchulden liegenden 
Laft vermittelt einer Rechtöverlegung gegen bie Gläubiger wirb 
nach. einer Achnlichfeit mit dem, was bei Privatſchuldnern vors 
geht, Staatsbankerott genannt (a). Diefe Bezeichnung 
könnte, auf eine unrichtige Borftellung von den Borgängen 
führen, welche von dem nad) bürgerlichem Rechte eintretenden 
Gant⸗ (Boncurd >) verfahren ganz verfchieden find und nur in 
einer Berfürzung ber Glaͤubiger ohne Möglichkeit einer Abhülfe 
auf gerichtlichem Wege beftehen. Dieß gefchieht oft nur theils 
weife und kann ſich in verfchiebener Weife wiederholen. Die 
Berwerflichkeit eined foldhen vom Staate ausgehenden Unrechts, 
welches zugleich den Erebit auf längere Zeit lähmt, kann feinem 
Zweifel unterliegen und beruht keineswegs bloß auf der Größe 
bed Berluftes der Gläubiger. Würde man nur auf bad Volks⸗ 
vermögen im Ganzen achten, fo würde fogar die Vernichtung 
ber Forderungen inländifcher Staatögläubiger nicht als fchäd- 
lich erfcheinen, weil zugleich die mittelbar auf allen Steuers 
pflichtigen Taftende Schuld mwegfällt, $. 474 (a); was aud- 
wärtige Gläubiger einbüßen, ift fogar ein volföwirthfchaftlicher 
Gewinn, aber ein theuer erfaufter! Dagegen bewirkt ein Staats⸗ 
banferott in ber gewohnten Bertheilung ber Kinfünfte eine 
Erfhütterung, und wenn bad widerrechtliche Verfahren in 
großem Mafftabe ausgeführt wird, fo zerflört ed ben Wohl: 
ftand vieler Familien und zieht vielleicht eine Maffe von Armuth 
und Elend nad) fih, die nur langfam überwunden werben fann. 

Die Finanzgeſchichte zeigt vielerlei Wege, auf benen bie 
Regierungen ſich auf Koften ihrer Gläubiger eine Erleichterung 
verihafft Haben und verfchievene Abftufungen des Verluſtes, 
ber benfelben zugefügt worben if. In früheren Zeiten, ale 
man in ber Finanzverwaltung ben Grundſatz ber Gerechtigkeit 
noch nicht gewiffenhaft fefthielt, kamen mancherlei Schritte biefer 
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Art vor, bie nicht einmal immer im einer ſchwierigen Lage einen 
Milderungsgrund fanden. Meiftene hat man ſolche Maßregeln 
unter einer Form vorgenommen, welche ben Zweck verhüllen 
ſollte, obgleich eö feicht war, aus bem Wortlaute ber Berorbs 
nungen den wahren Sinn zu erfennen. Dahin gehören z. B. 
bie Müngverfchledhterung ober bie Preiserhöhung gewiffer Münzs 
forten, um bie Schulden in dem geringhaltigeren Gelbe leichter 
zu tilgen (8. 196. 199), das Ausgehen von Schulpfcheinen, 
bie unter Bari ftehen, an der Stelle der fälligen Zinfen (d). 
In der neueren Zeit find mehrere Regierungen durch große 
Finanzverlegenheit, hauptſaͤchlich während ober in Folge eines 
ſchweren Kriegeö, bewogen worben, auf ganz offene Weiſe von 
der Erfüllung ihrer Berbinblichleit gegen ihre Gläubiger abzus 
gehen, indem fie bald bie Zinszahlung einftweilen einftellten, 
bald eigenmächtig. ben Zinsfuß oder auch den Stamm (Capitals 
betrag) ber Staatöfchuld herabfebten (c), ober den Zins, ber 
in Münze zugefihert war, in gleichem Rennbetrage eines ges 
funtenen ‘Bapiergelbe® bezahlten u. bal. 


(a) 9. Smith III, 345. — Rebenius ©. 477. — Zur „ergleihung 
verſchiedener Perge lungen Badhariü a. a. O. und Baumſtar 
S. 496. — Der Abbe Terran (franzöf. Kinanzminifter von 1768 bis 
1774) Außerte, que la banquerote etait neoössaire une fois tous les 
siöcles, afin de mettre l’6tat au pair; qu'un roi ne risquait rien d’em- 
prunter, parcequ'il ötait le maitre de ne plus payer les ancionnes rentes, 
quand elles avaient &tö servies assez longtemps! Brosson I, 578. 


(6) Wenn den Släubigern die Wahl gelafien wird, die Sinfen baar ober 
in verzinslichen Schuldfcheinen zu empfangen, fo ift dieß gerecht; 3.2. 
öfterr. B. v. 20. Juni 1849 für Coupons und Gewinnfte an Anlehens⸗ 
Ioofen, wieder aufgehoben 1. Sept. 1852. Im Yahre 1849 beliefen 
fich diefe capitalifirten Zinfe und Prämien auf 11/; Mill. fl. 

(e) Am befannteften ift die Herabfeßung der franzöfifchen Staatsfhuld auf 
%s, das tiers consolid6, durch das Directorium im Jahre 1797. GEs 
war fchon vorher nur !/e der Zinfen baar bezahlt worden, für bie 
anderen 3/. gab man Scheine (Bone) auf Staatsgüterr. Nun wurbe 
verfügt, Daß für */5 des Schuldbetrages ſolche Bons ausgeliefert wer⸗ 
ben follten, die man beim Anfaufe von Staatögütern anbringen Fönnte. 
Allein die Bons fanfen im Verkehr unter !/s, und der Verluſt der 
Gläubiger war groß. Thiers, Histoire IX, 133, 322. — Daſſelbe 
wurde in ben fpäter an Frankreich gefommenen Ländern, 3.8. Holland, 
und auch im Königreich Weflfalen unternommen, wo das Geſetz vom 
28. Juni 1812 die ältere, von den früheren Regierungen herſtammende 
Schuld auf 1/s herabſetzte. — Im Deſterreich wurde 1807 die Ders 
Knfung der Zwangsanleihe von 1794 (2 Mil. fl.) eingeftellt und bie 

ilgung in 25 Jahresbeträgen angeorbnet. Neberhaupt bietet die Khronik 
des äfterreichifchen Schuldenweiens (bei Hauer, Beiträge S. 122 ff.) 
manche Beifpiele von Verfügungen, die nicht bloß unzwedmäßig waren, 
fondern auch durch Mißbrauch der Gewalt die Gerechtigkeit verlegten. 
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Bel. au v. Czornig II, 265— 310. Weber bi b d 
—ã auf Pig Teiles Rennwertkes im Sabre it are ie 


8. 517. 


In Bezug auf ſolche Verfügungen gelten folgende Haupt 
regeln: 

1) Eine Regierung, die im Staatsaufwand weife Spars 
famfeit beobachtet, die Quellen der Staatseinkünfte gut benupt 
und fi, durch Gerechtigkeit und Ordnung im Staatshaushalte 
Vertrauen erworben bat, kommt nicht leicht in eine Lage, bie 
zum Staatöbankerott bindrängt. Diefer ift vielmehr gewöhnlich 
bie traurige Nachwirkung früherer Schler, die mit Mängeln des 
ganzen flaatlichen Zuftandes zufammen zu hängen pflegen. Eine 
gute Staatöverfaflung, wenn fie in richtigem Sinn in Wirk 
famfeit gefommen ift, bildet eine Schupwehr gegen jene Fehler, 
bie jedoch auch bei jeder Staatöform durch beharrlichen guten 
Willen vermieben werben können. 

2) Wären bie Umftände fo fchwierig, daß die Regierung 
für den Augenblid ihre Verpflichtungen nicht zu erfüllen ver 
mag und auch ber Credit erfchöpft if, fo müßte zunaͤchſt vers 
fudyt werden, durch eine außerordentliche, wenn. auch ſchwer 
laftende Steuer, durch einen Aufruf an die Baterlanbsliebe 
ber Bürger zum Behufe freiwilliger Opfer in ber Form von 
einmaligen Beiträgen oder Darleihen (a), durch Berpfänbung 
und Berfauf von Staatögütern (d) u. dgl neue Hülfsmittel zu 
verfchaffen. Sollte bieß nicht ausführbar fein, ‚wäre eine Bes 
fhränfung ber Zindzahlungen nicht zu umgeben, jo müßte man 
darauf bedacht fein, daß das Mebel wenigftend fo Kein als 
möglich werde, und fich gleichmäßig vertheile, daß ferner bie, 
welche für jetzt verfürzt werben, fpäter volle Entſchaͤdigung bafür 
erhalten; ed müßten auch an ben höheren Beſoldungen Abzüge 
unter dem Vorbehalte der Nachzahlungen gemacht und alle ver; 
fchieblichen Ausgaben eingeftelt werben, bis mit verboppelter 
Bemühung in den erwähnten Richtungen die Bebrängniß über 
wunden if. Bebarf die Staatöverfaffung und bie ganze Finanz 
verwaltung einer Berbefferung, fo wird die fchleunige Ausfühs 
rung ober wenigfiend bie Anbahnung derfelben viel dazu beitragen, 
den Grebit zu heben, unb neue Hülfsquellen zu eröffnen. 
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8) Hierauf muß man eilen, die Rachwirkungen der Rothzeit 
foviel als möglich wieder aufzuheben und die Orbnung herzu⸗ 
ſtellen. Wie ein redlicher Privatmann, wenn er in befiere 
Umftände fommt, feinen Gläubern die Verlufte erfeßt, bie fie bei 
feiner Zahlungsunfähigfeit erlitten haben, fo ift. auch die Regie: 
tung hiezu verpflichtet. Es ift jedoch zugleich nad) den Umftänden 
zu unterfuchen, ob ein Erfag möglich if; der öftere Uebergang 
von Schulbbriefen auf den Inhaber in andere Hände macht 
dieß bei einem Theile der Gläubiger (die nicht etwa Corpo⸗ 
tationen find) zweifelhaft, wenn man nicht (nad Nr. 2) ſchon 
bei dem Eintritt ber Berlegenheit hierauf Rüdfiht genommen 
hat. Aus den Mitteln der Steuerpflichtigen Denjenigen, welche 
Staatöfchuldfcheine um niedrige Curſe erfauft haben, unver 
diente Gewinnſte zu geben, während doch Andere das, was fie 
eingebüßt haben, nicht zurüderhalten, dieß laͤßt fich weder recht⸗ 
lich verlangen, noch auch nur anrathen. In mehreren Staaten 
bat man die Schuldbriefe, deren Zinfen berabgefegt worden 
waren, allmälig nad) dem Looſe in die volle Verzinfung ober 
überhaupt in den Zinfengenuß wieder einrüden laſſen. Dieß 
verdient feine Empfehlung. Auf fe längere Zeit ein folcher 
Erflattungsplan berechnet ift, deſto weniger Wahrfcheinlichkeit 
hat jeder Gläubiger, bald an die Reihe zu kommen und beflo 
niedriger muß mithin ber Preis der zu verloofenden Schuld 
Icheine ftehen; dieſer Curs brüdt aber den Schaden aus, ben 
viele Gläubiger unwiderruflich erlitten haben. Es ift daher in 
einem folcyen Falle befier, alle Befißer folcher gefunfenen Schuld» 
fcheine gleich zu behandeln und biefe für einen Preis, ber noch 
über dem gegenwärtigen Börfencurfe fteht, gegen neue, pünctlich 
zu verzinfende Obligationen umzuwechſeln. Auf dieſe Weife wers 
den fi) die angewenbeten Summen am gerechteften vertheilen (c). 
(a) Bgl. $. 504. — In Defterreih wurde am 3. April 1792 eine fteis 

willige Darleihe zu At/a Proc. mit Prämien von 4 Proc. ausgefchrieben, 

welche in ungemünztem Gold und Silber eingeliefert werden follte. 

1793 wurden die Kirchen und Glöfter aufgefordert, die entbehrlichen 

Bold: und Silbergeräthe freiwillig zu diefem Zwecke und zur Führung 

bes Krieges zu verwenden. — Yreitwillige Borausbezahlung der 1865 

älligen Grundfteuer im Königreih Italien in überrafchend großem 
(8) Im —* 1848 wurden in Oeſterreich zur Deckung einer Anleihe von 


45 Mil. fl. die Binfünfte des Galzwerkes zu Gmünden (g. 3, Mil. fl.) 
verpfändet. 
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(e) Mebenius ©. 480 f. — Hier find bie Finanzoperationen dreier 
Staaten in neueflen Zeiten zu erwähnen. 


1) In den Niederlanden wurde nach ber wiedererlangten Selbſt⸗ 
Rändigfeit des Staates 1814 die auf ?/s redueirte Schuld ($. 516 (a)) 
wieder in ihrem vollen Betrage hergeflellt, hiermit jetoch zugleich eine 
neue Anleihe in Berbindung gejeßt und ausgeſprochen, daß %s der da⸗ 
maligen Schuld für jetzt noch unverzinslich fein (die fogenannte aus: 
genettte ober todte Schuld, dette differse), und daß hievon jähr: 
ih ein Theil (neuerlich 5 Mi. fl.) in bie verzingliche oder wirkliche, 
active Schuld einrüden follte, fowie von diefer eine gleihe Summe 
getiigt würde. Die Obligationen der damals gebildeten wirklichen 

chuld find unter dem Namen Integrale im Verkehr bekannt. Yür 
die ausgeftellte Schuld wurden (ohne zureihenden Grund) zweierlei 
Bapiere ausgegeben, GBertificate und Loosbillette (billet de chance, Kans- 
billet, Kanzen), in denen das Berloofen der zum Zinsgenuffe gelangen: 
den Nummern geſchah. Diefe wurden zum Theil 1825 fogleih auf 
25 Sabre voraus verloofl, woraus wieder der Unterichied der verloofen 
und ber fpäter zum Loofe kommenden Ranzen entfland. Der Inhaber 
eines an die Reihe gekommenen Kanzbillets mußte ſich natuͤrlich auch 
ein Gertificat auf gleihe Summe verichaffen. Der Eurs einer erſt nad 
1850 mitloofenden Kanze von 1000 fl. war zuleßt gegen 25 fl., der 
Gertificate 9— 10 fl. für 1000 fl. Das Geſetz von 1841 verorbnete 
jedod die Umwandlung der ganzen ausgefellten Schuld auf einmal in 
eine verzinsliche, in Gemäßhett des damaligen Curſes der erſteren. Man 
geb für 1000 fl. in nod nicht verlooften Ranzen 50 fl., für 1000 fl. 

ertificate 18, zufammen 68 fl. in 21/sproc. Schuldbriefen, welcde zu 
50— 51 im Gurfe ftanden, alfo ungefähr foviel als 34 fl. baar. Die 
ſchon verlooften Ranzen wurden nad der Nähe oder Entfernung bes 
Ginlöfungstermines umgewandelt, 3. B. die am 1. Januar 1848 eins 
lösbaren mit 752 fl. in 24/sproc. Scheinen für 1000. Die hiedurch 
entflehenden neuen Schulbfcheine von 2% Proc. wurben auf 17%/; Mill. 
angeichlagen. 

2) In Spanien erflärte das Decret vom 16. Nov. 1834 %/s ber 
auswärtigen Schuld für unverzinslih (paſſiv). Yür bie anderen %s 
wurden neue 5procentige Obligationen ausgegeben. Unter der aus⸗ 
wärtigen Schuld befanden fich die Anleihen der Corte von 1821 und 
1826, welche, da fie von 1823 an nicht anerfannt waren, im Curſe 
fhon fehr niedrig, unter 30 Broc., Randen. Doc war 1831 ein Theil 
ber Gortesobligationen zu */s in Iproc. Schuldfcheine, zu %s in einſt⸗ 
weilen unverzinsliche, die nad und nad in den Zinsgenuß vorrüden 
follten, umgewechfelt worden. So entfland alfo ſchon 1831 eine aus: 
geiehte Schuld, welche vorzugsweile d. differde (deuda differida) im 

egenfaße der neuen d. passiva genannt wurde. Bei der bproc. Schuld 
hat man neuerlich die Zinszahlung einftellen müflen. Bis 1841 wurs 
ben bie verfallenen Zinsabſchnitte in 3 proc. Obligationen umgewechſelt. 
In dem Belege 0: 4. Aug. 1851 if das Schuldenweſen neu geordnet 
worden. Es giebt eine neue deuda perpetua differida, deren Zins vier 
Saee lang 1 Proc. war und dann alle zwei Jahre um !/4 Proc. fleigt 
(alfo 1860 13/4), bis 3 Proc. erreicht werden, ferner eine unverzinsliche 
Schuld. Preis im Februar 1860 3 proc. Schuld 42, 12/4 proc. 32%e, 
im Januar 1865 3 Proc. A17/s, 2 Proc. 41. 

2 In Deflerreih wurden durch Patent vom 20. Februar 1811 die 
Zinten der älteren Staatsfhuld, die aus einer Anzahl verichiedener 
Poften beftand, auf die Hälfte herabgeſetzt und ihre Entrichtung in 
Einloͤſungsſcheinen (Wiener Währung) angeordnet, deren Curs fpäter zu 
250 gegen 100 Silber fegeftellt wurde. Der Rennbetrag dieſer Schuld 
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war 1816 6086 Mill., 1818 nad der Umwand eines Teiles nod 
488 Mill. fl. Das Patent v. 31. Märg 1818 —— daß 1) jap 
id für 5 Mil. R. ſolcher älterer Obligationen (5 von den 488 Serien 
zu I Mil. .) nach dem Looſe in den Genuß der vollen Zinfen, und 
pa in Silbergeld, einrüden follen (mas großer Bortheil für bie 

e war, benn fie erhielten flatt der bisherigen 2*/s Proc. in W. W., 
welde 1 Broc. in Silber galten, nun 5 Prot. in legterem, und ber 
anfängliche Curs diejer Obligationen zu Anfang bes Jahres 1818 war 
nur 24—25); — 2) daß jährlih für 5 Mill. Hd. Schulbbriefe der 
älteren Schuld frei eingefauft und vernichtet werden follen. Dieß ift 
feitdem puͤnctlich geſchehen. Im Mai 1841 waren noch 245°819 000 fl. 
biefer älteren Schuld vorhanden. (Tegoborsti LI, 47. 43), im Juni 
1848 noch 165'/5 Mill., auf 2%. Proc. rebucirt 144486000 f., 1862 
nur nod 56 Mill. Ihr Curs war 50—60. Zu 60 eingelöfl und zu 
5 Proc. verzinkt würde fie 4% Mil. jährlich Eoften. Sepiger Gurs 
gegen 63. — Auch Portugal, Peru, Benezuela und Reugranada haben 
eine ausgeflellte Schuld. 


S. 518, 


Zu der Tilgung ber Schulden in gerechter Weife laſſen 
fih folgende Mittel benugen: 

1) Summen, weldhe aus bem Stammvermögen des Staates 
bergenommen find und daher befien Ertrag für bie Zukunft 
vermindern. Dahin gehören a) Einnahmen aus Domänens 
verfäufen und Gefällablöfungen, 8. 94 — 98, vergl. 198 fi. 
Durch den allmäligen Berfauf kann, fo lange die Staatögüter 
außreichen, eine fortwährende Cinnahme erzielt werben, bie 
jeboch eine gleichzeitige Verminderung der Staatdeinfünfte ver 
urſacht, I, 8. 79a— (a). b) Reue Einnahmen zufälliger Art, 
die Feiner Fortdauer fähig find, 3. D. Zahlungen von anderen 
Staaten (5), eingezogene Kirchengüter (c) u. dgl. 

2) Ein fortwährend für die Schuidentilgung beflimmter 
Theil der Staatseinfünfte Um die Grundfäge ber Befteuerung 
nicht zu verlegen, muß man fi) auf eine allmälige Abzahlung 
ber Schuld mit denjenigen Hülfsmitteln befchränfen, bie ohne 
übermäßige Belaftung bed Volkes (d) zu jenem Zwecke verfügs 
bar werden. Hiezu kann ein von felbft erfolgender Ans 
wachs der Einkünfte, 3. B. zufolge höherer Holzpreife, eine 
beffere Benupung ber Einnahmöquellen, eine Erhöhung ober 
Bermehrung der Steuern unb Gebühren ober eine Berminderung 
anderer Staatdaudgaben (e) dienen. 


(a) Beifpiele in $. 94 (2). . 

(6) Die Zahlungen Frankreichs an die verbündeten Maͤchte nach bem zwei⸗ 
ten Barifer Frieden (700 Mill. Fr. im Ganzen) gaben in mehreren 
deutfhen Staaten eine gute Hülfe zum Anfang der Schuldentilgung. 
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(e) In Frankreich wurden im Anfang der Revolution die Büter der Aus- 


(4) 


gewanderten und ber Kirche für den Staat in Befik genommen und 
zur Dedumg des Bapiergelbes beflimmt. Diefe Gewaltthat brachte 
wegen ber thörichten Bermehrung des Bapiergeldes und überhaupt 
wegen ber unbefonnenen Finanzverwaltung dem Staate wenig Bors 
theil. — Die Ginziehung des reichen Kirhengutes in Spanien unter 
der jeigen Begierung iR wieder eingeflellt worden. Die nämlide 
Maßregel if im K. Italien im Werke. 


Hiemit ift die Berwerflichfeit aller derjenigen Entwuͤrfe zur plößlichen 
Aufbebung der Staatsſchuld ausgeſprochen, bei denen die LaR den 
jetzigen Steuerpflihtigen aufgebürbet werden follte, es fei nun durch 
die Ueberweifung der Schuld an die fämmtlihen Staatsbürger nad 
dem Steuerfuße, was auch für die Glaͤubiger fchon fehr verlegend 
wäre, weil ihnen hiebei mehrere, vielleicht unbelannte und entfernte 
Schuldner aufgebrungen würden, — ober durch eine fehr hohe augens 
blickliche Befteuerung, woraus die Regierung die Mittel zur völligen 
Abzahlung erhalten würde. Diefer Gedanke wurde zuerf von Archi⸗ 
bald Huthinfon unter Georg I. geäußert (furz widerlegt von 
Hume, a. Abb.) und neuerlih von Ricardo u. 9. verfolgt, Edin- 
burgh Review, Oct. 1827, Rr. 92, ©. 407; die halbe Eduld, nämlich 
380 Mill. L., follte auf bie Befiper des werbenden Bermögens eleaf 
werden, welches ungefähr 2330 Mil. 2. fein möge, fo daß bie eu d 
eines Jeden ungefähr 12 Proc. (16 Broc.?) feines Bermoͤgens bin 
wegnehmen würde. Bin neuerer engliicher Schriftfieller (1832) fchlägt 
eine Steuer von 20 Proc. alle® Bermögens und von 50 Proc. alles 
Arbeits⸗ und Gewerbeinlommene vor. Pebrer (Hist. finance. II, 342) 
entwidelt einen Tilgungsplan vermittelft einer Steuer von 9%/a Proc. 
des ganzen Privatvermögens, aller Befoldungen, Zinfen der Staats 
fhuld und des rtrages aller Gewerbe, vie kein Gapital beichäftigen. 
Die Bermögensfteuer follte 500 Millionen 2. einbringen und Diele 
Summe gerade au an ber Schuld abgezahlı werden, woran jedoch 
71 Mill. ale Gteuerbeitrag der Gläubiger ſelbſt abgehen, man hätte 
alfo nur 429 Mill. 2. nötbig, die in acht Bierteljahrebeiträgen zu 
53%/, Mil. erhoben würden. — Im preußiſchen Staat war daran 
gedacht worden, bie Staats ſchuld in Gemeindeſchulden aufzulöfen und 
die Berliner Stadtverorbneten follen fi zur Uchernahme des auf ihre 
Stadt nach Naßgabe ber Bolfsmenge treffenden Theile (17 Thlr. per 
Kopf) exrboten haben, was freilich für die Hauptſiadt, in der bie burd- 
fhnittemäßige Steuerfäbigfeit auf den Kopf fehr groß fein muß, ein 
fehr vortheilhaftes Ablommen geweſen wäre. e Stadt Kanth in 
Schleſien vertheilte ihre Semeindeſchulden unter die Bürger, bie fle 
wirklich abzahlten. (v. Reibnig?) Ueber Preußens Geldhaushalt, 
E89. — Ausführlide Widerlegung jener Aeußerung Ricardo’s 
bei NRebenius ©. 563. — Die Gründe, welde oben für die Bor 
ügfichteit der Anleihen gegen erbrüdende Steuern angegeben worden 
nd ($. 478), ſprechen gegen alle Borfchläge dieſer Art, bei denen bie 
gegenwärbigen Steuerpflichtigen zum Theil zu Grunde gerichtet und aus 
der Unvolllommenheit der Schagungsiyfeme die größten Ungerechtigs 
teiten veranlaßt werden müßten. 

icher iR aud) die Grfparung aus der Zinsherabfegung zu rechnen, for 
— Ueberiragung abnehmender Ausgaben mit gleichbleibender Aus⸗ 
Rattung an bie Schuldentilgungscaſſe. Dieſe braucht indeß nicht ſelbſt 
mit der Beſorgung fo verſchiedenartiger Ausgaben beläfigt zu werden, 
wenn ihr nur bie erſparten Gummen richtig zufommen. Gin Beifpiel 
einer ſoichen Verwidlung giebt das baneriihe Schuld ur 22. Juli 
1819, nad weichem der Schuldentilgecaſſe 2'800 000 1. enſionen des 
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Seeularifations: und Medintifirungs »Etats übertwiefen wurden, durch 
deren Anaiee⸗ Heimfallen man einen Vortheil für die Caſſe erwartete 
Im Schuldgeſ. v. 11. Sept. 1825 $. 6 wurden noch alle anderen bis⸗ 
berigen Benflonen, im Betrage von 3422000 f., dieſer Caſſe zugetheilt 
($ 63 (a)), wofür fie aber nur 2°700 000 fl. Dotation empfing, weß⸗ 
halb ihr geflattet wurde, Summen zu borgen, bie bei dem Heimfalle der 
Benfionen wieder getilgt werden könnten. So entfland eine befondere 
Benfions sAmortifationscafie. Bis 1829 hatten fich die Penſionen auf 
4115749 fl. vermindert, bis zum 1. Dct. 1832 auf 3596000 il., obs 
gleih im J. 1831 301578 fl. weitere Penfionen beigefhlagen worben 
waren. 1847 waren die Benkonen ſchon auf 1'135979 F. gefunfen. 
Die Schuld der Benflonscafle belief fi 1837 auf 15%, Mill. #., 1847 
auf 11°916646 fl., die auch wieder unter den Activen der allgemeinen 
Amortifationscafle aufgeführt wurden. Bon 1850 an erhielt fie jährs 
lih nur noch 2'/ Mill. fl., es wurden ihr aber 1850, 1852 und 1856 
noch weitere Ruhgehalte überwiefen. Fuͤr 1855 —60 find ihr jährlich 
1'029 000 fl. Binnahme beflimmt, die Schuld von 6800000 fl. an bie 
allgemeine Amortifationscafle wurde aber im Activſtande der lepteren 
wie im Paſſivum der erfleren geftrichen und es hörte die Berzinfung 
und Tilgung auf, Stodar v. Neuforn, Handb. S. 765—769. — 
Die ganze Anordnung if ale ein Dorgen zur Beflreitung einer laus 
fenden Ausgabe, mit einem auf die baldige Berminderung berfelben 
gebauten Tilgeplane anzufehen. 
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Im Kortgange ber Tilgung ergiebt fi) eine neue und ſtets 
anwachfende Hülfsquelle aus ben erfparten Zinfen der abge 
tragenen Schuldpoften. Das Mittel, durch welches man die 
Berwenbung ber Zinfenerfparung zur weiteren Zilgung ganz 
ficher zu flellen gefucht Hat, beflcht in der Gründung eines 
Tilgeftammes, »ftodes, Tilgungsfonds, sinking fund. 
Mit diefem Namen bezeichnet man eine in den Haͤnden ber 
Schulverwaltung befindliche, anfaͤnglich durch eine Ausftattung 
der Staatscaffe gegründete, jährlich dur die Zinserfparungen 
anwachfende Vermögensmafle, welche endlich, nad) einer genau 
voraus zu berechnenden Fortfchreitung bie ganze Schuld in ſich 
aufnehmen und alfo die völlige Abtragung derſelben bewirken 
fol. Nach der in England empfohlenen und eine Zeit lang 
angewendeten Einrichtung (a) follen bie getilgten Schuldſcheine 
als Theile des Vermögens biefer Tilgungsanftalt angeſehen 
und berfelben fortwährend aus der Staatöcaffe verzinft werben. 
Hiedurch waͤchſt dieß Vermögen nach ber Regel des Zinfed- 
zinfes an und es iſt leicht zu berechnen, nach welcher Zeit mit 
einer gewiſſen anfänglichen Quote ber Tilgung, 3. B.! / ober 
1 Proc., die Schuld erlöfchen müßte. 

Der Tilgeftamm wird wie eine befondere Perſon betrachtet, 


— 417 — 


elche bie Abtragung ber Schuld übernommen hätte, bie getilg« 
n Summen werden wie ein Guthaben berfelben behandelt, 
oofür fie die Zinfen bezieht, bis endlich Alles abgezahlt ift 
ind ber Tilgeftamm nach der Löfung feiner Aufgabe aufhört (). 
Bon einem ſolchen Tilgeſtamme hat man hie und da übei— 
fpannte Erwartungen gehegt, weil man bem Zinfeszinfe eine 
gewiffe überaus große Macht zufchrieb und überfah, daß ders 
jelbe bei biefer Anſtalt fletd aus ber Staatscaffe, d. b. von 
ben Steuerpflichtigen, beftritten werden muß (c). 


(a) Nachdem ſchon vorher in Holland und im Kirchenſtaate das Bei der 
Zinsherabſetzung erſparte Prorent der Zinfen zur Tilgung verwendet 
worden war, wurde in ®roßbritanien 1716 durh Rob. Walpole 
der erſte foͤrmliche Tilgeſtamm errichtet, der nad) dem Parlaments: 
heſchluſſe die Ueberſchüſſe mehrerer anderer Caſſen aufnehmen und zu 
feinem andern Zwede als zur Abtragung ber vorhandenen Schuld 
gebraucht werden follte. Allein von 1728 an wurde ex mit der Ders 
infung neuerer Schulden belaftet und 1733 fing man an, einen Theil 
* Ginfünfte zur Beſtreitung der gnatsausgaben beizuziehen, wos 
durch feine Wirkſamkeit fehr geihwächt ward. alpole felhk ſchiug 
bieß vor, um bei der Zunahme des Staatsbedarfes bie herab efepte 
Grundſteuer nicht wieder erhöhen zu müflen. 1735 wurde der Tilge⸗ 
ſtamm ganz aufgeichrt 1786 wurde von Will. Pitt ein neuer 
Tilgeftamm von 1 Mil. jährliher Cinnahme gefliftet, mit der Befim: 
mung, baß erſt dann, wenn er buch erſparte und hecabgefeßte Binfen 
fowie durch erlofhene Zeits und Leibrenten auf eine jährliche Binnahme 
von 4 Mil. 2. St. angewachſen fein würde, die Zinſen der weiter 
heimbezahlten Obligationen dem Parlamente zur Berfügung überlaffen 
werben follten. Die Schuld belief fih Damals auf 267 Mil. 2. St. 
1792 kam die Derfügung Hinzu, daß für jede neue Anleihe 1 Proc. 
jährlich zur Tilgung ausgefeßt und darüber befondere Rechnung geführt 
werden Tolle. Dafielbe geihah in Bezug auf die langen eitrenten. 
Der aufgefiellte Grundfag wurde jedoch bei der Menge neuer Schulden 
von 1798 an nicht burdgängig befolgt. 1802 warf man bie beiden 
verfchiedenen Tilgefämme, in einen general sinking fund zufammen, 
Rellte die Vorichrift, daß von jeder neuen Schuld 1 Broc. zur Tilgun 
angetwiefen werden müffe, wieber ber und bob die Befimmung auf, da 
der Tilgeflamm nicht über A Mil. Ginfünfte Haben dürfe Henry 

Betty (der fpätere Marquis von Landsdomwn) fellte 1807 einen 

anderen Blan auf, den man fchon im folgenden Jahre (beim Wechfel 

des Minikeriums) wieder verließ; es follten nämlich für die neuen des 

Krieges willen nöthigen Anleihen immer 10 Proc. für Zins, Verwal⸗ 

tungsfoften und Tilgung angewendet, und diefe Summe folte aus den 

Kriegsfteuern genommen werben. Da nun hiedurch eine Lücke in den 

Dedtungsmitteln nöthiger Ausgaben entfichen mußte, fo wurde befchloffen, 

diefelbe durch Grgänzungsanleihen (supplomentary loans) zu füllen, für 

die wieder 1 Broc. des Nominals, oder, bei dem Burfe der 3 Proc. 
zu 60, so bed wirklichen geborgten Betrages als Tilgeffamm beflimmt 

wurde. — 1808 kehrte man in den Pitt’fchen Brundfägen zurüd. 1813 

wurde Banfittart’s verwidelter Plan angenommen, der hauptfächlich 

darauf hinaus lief, daß ein Theil der Ginkünfte der Tilgecafle, fo weit 
er der bereits abgelöflen Schuld von 1786 entſprach, zur Berzinfung 
und Tilgung neuer Anleihen zu verwenden war, baß bie Fonds für 


Rau, polit. Delon. IIL 2. Abth. 5. Ausg. 97 


0) 


— 48 — 


alle einzelnen Anleihen zufammen geworfen, bie letzteren der Zeitfelge 
nach abgetragen werden und nad der Tilgung einer jeden die durch 
fie begründeten @inkünfte des Tilgeſtammes Bei verwendbar werden 
follten, daß aber bei jeder neuen Anleihe für jenen Tilgefond geforgt 
werden muͤſſe. — 1819 trat eine wichtige Derinderung ein. Dan 
befhloß, das Einkommen des Tilgeflammes (15'/s Mil. 2.) zu ben 
laufenden Ausgaben beizuziehen und nur den Ueberfhuß won 2 Mil. 
nebfl anderen, dur neue Steuern aufgubringenden 3 Mill. zur Tilgung 
anzuwenden. In dieſer Weile handelte man auch in den folgenden 
Sahren, bie 1828 förmlich als Grundſatz angenommen wurde, daß fünftig 
nur foviel in jedem Sabre getilgt werden tolle, als von den Cinkünften 
nach Befreitung bes Staatsaufwandes wirklich Abrig bleibe (10. George 
IV. Gap. 27), womit aljo der Tilgefamm ganz aufhörte. — Hamils 
ton a.a. D. Cohen ©. 200 ff. — Nebenius 1. Ausg. ©. 42 
des Anhanges. — Pobrer I, 199 ff. 
Mo dieſe Ginrichtung befteht, da findet man den jedesmaligen wahren 
Schuldenſtand, indem man von der Summe der vorhandenen Schuld: 
briefe den im Beflg der Tilgecafie befindlichen Theil abzieht. Wie die 
Tilgung mit einem geniften Procentfage der Schuld erfolgt, zeigt die 
Tafel II, $. 118. Der Yortgang ber Tilgung läßt ih au aus fol: 
gender Tafel bequem erkennen. Werben zu Anfange jedes Jahres 
1000 fl. zur Abzahlung angewendet, fo wachſen dieſe in den Händen 
der uilgerafe, wenn alle erfparten Zinſen beigefchlagen werben, nad 
Maßgabe des zu Grunde gelegten Binsfußes zu den in der Tabelle 
angegebenen Summen an. 


Berfloff. Iabre| am 5 Proc. | m 4 Proc. | gm 3% Proc. | gu 3 Broc 


8 10 026 0583 | 
a . .7.. J. . .?. 10 731 10 463 


1ß88.. ..4 20 761 


31482 
FI ee 74 208 EEE . . 7. 831302 
b 


39 |. leerer leeren 77 663 


6 O9 |..:2:2e leerer hbernene 99 396 


7............ J 300 001 
86868............. 401 898 
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Es find bier nur diejenigen Zahlen angegeben, welche zeigen, in welchen 
Jahren die getilgte Summe ungefähr auf das 10, 20, 30, 50, 75, 
100, 200, 300 und 400 fache der jährlihen Ausftattung bes Tilges 
flammes anwaͤchſt, oder, was daſſelbe fagt, im welcher Zeit eine gewiſſe 
Schuld mit einer jährlihen Dotation von 10, 5, 3%s, 2, 1%, 1, 
Ye, %s und %u Proc. ihres Betrages etilgt werten Tann. Man fleht 
3. B., daB zu 3 Bror. der jährliche Tilgebetrag nad 46 Jahren beis 
läufig das 100fache Gapital bildet und folgli eine Schuld mit 1 Proc. 
jaͤhrlich in 46 Jahren abzufragen ift. 

(6) Der Urheber dieſer irrigen Anfiht, der Engländer D. Price, 1771 

und 1772, beflen Borfhläge Pitt fih zu eigen machte, meinte, bie 
Wirkung des Binfeszinfes fe allmaͤchtig und überfleige die menſchliche 
Ginbilbungefraft. Er nimmt zu erbeuttihung feiner Lehren drei Bälle 
an: 1) Es, werben fährlih 200000 2. Ei ilgung verwendet, und 
die erfparten Zinfen zu 5 Proc. gleihfalle. Zu Anfang des zweiten 
Jahres Hat man fhon 210000 2. gu tilgen, zu Anfang des dritten 
220500 u. ſ. f. In 85 Jahrren ift hiedurch ein Capital von 262 Mill. 
abbezahlt, da 1 fl. Zeittente in 85 Jahren auf 1307, fl. anwädht. 
Im legten Jahre vieles Zeitraums beträgt die ailaung 12650870 2. 
Man könnte alfo 85 Jahre lang jedesmal 3 Mill. borgen, und fie 
dennoch mit der jährlihen Tilgefumme von 200000 2%. vollftändig abs 
tragen. 2) Man tilgt Hährlich 200000 L., wendet aber die erfparten 
Zinfen zu ben laufenden Ausgaben an. So werden nad Verlauf von 
85 Jahren 17200000 2. getilgt. Die eriparten Zinfen machen im 
legten Jahre 850000 ®. oder zufammen 36°550000 2., fo daß ber 
anze Vortheil Liefer Tilgungsweife für das Bolt nur 53750000 2. 
iR. 3) Man tilgt zwar auch 200000 8. jährlih, erläßt aber ben 
Bürgern die Steuern für die erfparten Zinfen. So ift der ganze Vors 
theil zu Anfang des 86. Jahres nur eine iigung von 17'200 000 ®. 
In diefem Falle, fagt Price, trägt das zur Schuldentilgung aus: 
gegebene Geld gar feine Zinfen, im zweiten alle wenigſtens nur eins 
fahe. Hamilton ©. 121 ff. der Ausg. von 1813. 


$. 520. 


Einem folhen unmwandelbar auf bie Benutzung des Zinſes⸗ 
zinfes gebauten Tilgeffamme (sinking fund) flehen folgende 
Gründe entgegen (a): 

1) Es wird bei bdiefer Einrichtung erfordert, daß die Staats» 
cafe neben der jährlichen Tilgefumme auch noch bis zum Er- 
Löfchen ber Schuld den ganzen Zindbetrag aufwende. Hiebei 
würde aljährlidy die Zinsausgabe abs», die Tilgung zunehmen, 
bis endlich im lebten Jahre nur noch der Zins des zugleich 
abgetragenen Schuldreftes zu entrichten wäre (5). Es ift aber 
ſchwer, in einem fo langen Zeitraume, und wenn ſchon eine 
beträchtliche Berminderung ber Schuld flattgefunden hat, dem 
Verlangen ber Bürger nach Steuererleichterung, oder, wenn bie 
Staatdausgaben fi vermehren, der Abneigung vor neuen 
Steuern zu wiberfiehen. Beide Umftänbe geben einen Antrieb, 


die Einkünfte ber Tilgecaffe zu befchränfen, indem man einen 
271° 
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Theil der abgetragenen Schufdpoften als gänzlich erlofchen ans 
fieht und feine Zinfen mehr für bdenfelben in bie Tilgecaſſe 
fließen läßt (ce). Diefe Maßregel, das fog. Annulliren 
(Ausloͤſchen, Ausftreichen) ber abgetragenen Theile der Schuld 
pflegt auch mit einer wirklichen Vernichtung der eingelöften 
Schuldſcheine verbunden zu fein. Sole Annullirungen find 
in Ländern, wo man ſich zu dem Syſteme des Tilgungsftammes 
bekannt, aus den obigen Gründen öfterd vorgenommen worden (a). 


(a) Hamilton in der a. Schrift Hat das Verdienſt, dieſen Gegenſtand 
zuerſt in helles Licht gefeht zu haben. — Neberfius ©. 425. — 
de Gasparin et Reboul ©. 29. — In Frankreih wird die Schulds 
abzahlung nad dem Rrengen Syſteme des Tilgungsflammes amor- 
sirsoment genannt. gl. Ganilh, Dietionn. analyt. unter biefem 

orte. 

(5) In den obigen Beifpielen von Price ($. 519) if es Har, daß bie 
Steuerpflihtigen um foviel weniger zu bezahlen haben, als ber Bor: 
theil der Tilgecafle niedriger dargeftellt ik. Das ſcheinbare Paradoron, 
daß man täbelid 3 Mill. borgen könne und doch nur 200 000 8. zu 
tilgen brauche, erklärt fi daraus, daß man neben dieſer Tilgefumme 
noch fortwährend die ſtark anwachſenden Zinfen aller dieſer aleigen 
aufmenden muß. SIährlih kommen 150000 2%. Binfen hinzu. 
legten Jahre wäre bie geborge Summe 255 Mill., der aufzubringende 
Zins derfelben 12750000 8. und bie ganze verwendete Zinfenmafle 
332 Mill. &., woraus neben dem Tilgungsbetrage von 17 Millionen 
(85 Fr 200 000 fl.) die Mittel zur Abtragung  bergenommen werden 
mußten. 

(c) Bitt wollte die Söhulbentilgungecommiffion fo unabhängig und ficher 
flellen, daß fie wie auf ihren eigenen Namen Stods einkaufen könnte 
und „bie Heiligkeit des Privateigenthums ſich zu den andern Gruͤnden 
gefellte, weldhe Krone und Parlament von einem Bingriff in den Bang 
der Tilgung abhalten“, Rebe am 29. März 1786. Bor zeigte das 
gegen, wie wenig auf die unverrüdte Befolgung eines folchen Planes 
zu zählen fei. Debste upon the establishing a fund for the discharge 
of the national debt, 1786. — In Preußen tollen nad dem Geſetz vom 
Sanuar 1820 Art. V die erfparten Zinfen immer nur innerhalb eines 
Zeitraums son 10 Jahren der Tilgecafie verbleiben. Daher wurde 
1842 wegen ber bis dahin bewirkten Schuldverminderung und ber 
aus der Zinsherabfegung entflandenen Erfparung von jährlich einer 
halben N) eine Steuerermäßigung von 1920000 Thlr. beſchloſſen, 
vgl. 8. 18 . . 

(d) Beifpiele Die franzöflfche Tirgecaie wurde 1816 errichtet mit einer 
jährlichen Ausflattung von 40 Mif. Fr. Hiezu fam noch nad dem 
Geſetz v. 25. März 1817 der Erlös aus Waldverkäufen, welche (1818 
bie 1829) 88 Mill. einbrahten. Es follte genau das Eyſtem ber 
Tilgefammes befolgt werden. Aber man wid mehrmals ab. Nie 
Billele die Schuld dur die 1000 Mill. in 3 Proe. zur Entſchaͤdi⸗ 
gung der Ausgewanderten vermehrte, wurde dafür im m v. 1. Mai 
1825 angeorbnet, daß die vom 22. Juni 1825 bis 1830 zu tilgenden 
Renten annullirt werden follten, welche fi) auf 16'020 094 Fr. beliefen, 
fat ganz in 3 Procents. — Nah dem Geſetz vom 27. und 28. Juni 
1833 wurden 32 Mill. Renten annullirt, alfo im Ganzen 48:020 094 Fr. 
Bom 1. Juni 1816 bis 14. Juli 1848 hat die Tilgecafle 80950 700 Fr. 
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Renten eingeloͤſt, wofür fie 1633474090 Fr. beim Anfaufe Hingab. 
Hievon geben bie annulflirten Renten ab, alfo befaß die Gafle 
32-930 606 Pr. eigene Renten, welde ein Nominalcapital von uns 
gefäbe 860 Mill. ausmachten, ferner 42%, Mill. Fr. in 4 und 3proc. 

enten aus denjenigen Tilgefummen, welche zum Anfaufe der 5, 4 
und 4 Proc. beſtimmt find, aber wegen des Curſes derfelben über Bari 
nicht hiezu verwendet werden konnten und daher angefammelt wurden 
(Amortifations:Referve). Diefe eigenen Binfünfte der Tilgecaſſe wuchſen 
bis auf 75400000 Fr. an und baneben betrug der bubdgetsmäßige 
Zuſchuß aus der Stantscaffe für 1851 64818000 Fr., $. 524 (B). 
Das ganze Binfommen der Tilgecafle wurde unter bie verfchiedenen 
Theile der Schuld nad dem Nennbetrage vertheilt. Die flarken außer 
ordentlichen Ausgaben feit 1840, vorzüglich für die Befeſtigung von 
Baris und für die Ciſenbahnen, Hatten doch ben Beſchluß veranlaßt, 
die foeben erwähnte Tilgungereferve von 1842 an mit zur Dedun 
der feit 1840 entflandenen Ausfälle zu verwenden (Geſetz v. 11. Jum 
1842), wodurch alfo die Abzahlung der Staatsihuld ſchon bedeutend 
verzögert wurde. Nah der Umwälzung im Webruar 1848 hörte bie 
Tilgung größtenteils auf und duch Beſchluß der National» Berfamms 
fung vom 14. Juli 1848 wurde fie gänzlich eingeflellt und die dazu 
beftimmten Mittel wurden zu den anderen Ausgaben verwendet, jedoch 
nach Geſetz v. 12. Dec. 1848 noch befonders im Boranfchlage aufgeführt, 
fowohl in der Ausgabe für die Schuld, als in der Einnahıne, was 
demnach für den Augenblick leere Form if. Der jährliche Betrag der 
fog. Tilgungereferve wurde dem Namen nad dur 1 Proc. der neuen 
Anleihen vermehrt, fo daß 3. B. im Boranfchlage für 1856 (S. 51 u. 
129) 25 Mill. Fr. Dotation der verfehiedenen Theile der Schuld und 
23 Mill. eingefchriebene Renten von 3 Proc. als fog. confolidirte 
Reſerve, zufammen 98091 593 Fr. al6 produit de la reserre in in: 
nahme und zugleich als depense d’ordre (durchlaufende Ausgabe) bei dem 
Aufwande für die Staatsihuld aufgeführt find. Dieß diente wenigſtens 
zur Anerfennung bes Grundſaßes. Yür 1859 wurde die Tilgung mit 
einer Jahresfumme von 40 Mill. Sr. wieder in Gang gefest, für 1860 
wurden 60 Mill. hiezu beflimmt, aber im Januar 1860 durch die Ent⸗ 
würfe des Kaiſers zu großen Ausgaben für volfswirtbichaftliche Zwecke 
jener Berwendung wieder entzogen. Fuͤr 1860 waren 29578 103 Fr. 
Dotation der Tilgecaffe und 37153 153 Fr. 3 proc. Renten, welde 
diefer Gafle gehörten, in Ausgabe und wieder in Binnahme geieckt. 
9.1865: TilgesDotation . . . . . 118022745 Fr. 

eigene Renten (TilgesReferne) . 66.170011 „ 


zufammen 184192756 $r. 
Diefe Renten find unter der ganzen Zinsausyabe von 407 Mill. bes 
griffen. Bon obigen 184 Mill. Ausgaben erfcheinen 92'022 745 wieder 
eim ordentlihen Budget in Binnahme, der Reſt der Dotation mit 
26 Mil. und die Renten, zufammen 92170011 Fr. find dem außer 
ordentlihen Budget ale Einnahmen zugewieſen. Projet de loi pour la 
üiyation des recettes et döp. ordinaires de 1865 ©. 35. 120. 


Sn Oefterreih war von 1817 an das pünctlihe Syſtem bes Tilges 
ftammes befolgt worden. Das Batent vom 1. Oct. 1829 verordnete, 
daß, da das Bermögen biefes Stammes nun ſchon beträdtlih ans 
gewachſen, berfelbe auf feine eigenen Ginkünfte und die ihm vou Zeit 
zu Seit zuzuwendenden Ueberſchuͤſſe der Staatseinnahmen beſchraͤnkt fein, 
aber feinen regelmäßigen Zufhuß mehr aus der Staatscaſſe beziehen 
fole, außer für kuͤnflig binzufommende Anleihen, für die wenigſtens 
1 Proc. jährlich anzuweilen ik. Das Bermögen des Tilgeflammes ifl 
unveräußerlih und nur von Zeit zu Seit zur wirklichen Tilgung 
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beftimmt. Nur bie bis zum legten October 1829 eingelöften Obliga⸗ 
tionen und diejenigen, welche man fünftig mit Hülfe von Kaufſchillingen 
verfaufter Staatögüter einlöfen wird, gehören zu dem unveräußerlien 
Vermoͤgen, die anderen fpäterhin einzuziehenden aber nicht mehr, viels 
mehr find fie, fobald die Zinfen I Will. ausmachen, für erlofhen an: 
ufehen und zu vernichten. — Hiedurch wird alfo der Tilgungsbetrag 
Hatt eines fleigenden zu einem ziemlich gleichbleibenden. Zu Ende 
1844 beftand das Bermögen bes Tilgungsfonds in 177700000 fl., 
am 30. Juni 1848 war es 171306000 fl. oder, auf 5 Proc. zurüds 
gerührt, 162%/4 Mill., welde alfo über 8 Mil. Sins einbradten. 

er A. für 1849 enthält einen Zuſchuß aus der Staatscafle für neuere 
Anleihen im Betrage von 1974950 fl., außer den für die Lotterie: 
anleiben erforderlichen 3146130 FR. und 2°505147 fl. Tilgungsrente 
an die Bank für das von berfelben eingelöfte Papiergeld. — Von 
1817 bis Mitte 1851 war die Cinnahme der Tilgecafle 384868 962 fl., 
wovon 124 Mil. aus der Staatscafle, 260852028 fi. aus Zinfen 
u. a. Zuflüflen, einfchließlih 15%, Mill. aus GStaatsgüterverkäufen. 
Hievon wurden in den iepien Jahren 28,9 Mil. an die Staatscaſſe 
abgegeben, der Met zu Zilgungen verwendet. Bon der neuen in 
Silber verzinslihen Schuld wurden, wenn der Nennbetrag auf 5 Proc. 
nmgerechnet wird, 293 Mill. mit einem Aufwande von 290 Mill., 
von der alten nah der Reduction auf’ 2%, Proc. 140,8 Mill. mit 
39,7 Mil. eingelöfl, auch 19,3 Mill. Lotterieanleihen abgezahlt. Es 
wurden für 309 MIN. Echuldicheine verbrannt, 181,8 Mill. blieben der 
Tilgecafle. Tafeln zur Statiſt. N. Folge I, 4. Heft, ©. 47. — Nach 
dem Patent v. 23. Dec. 1859 wurde der Tilgefamm aufgeloͤſt, weil 
die Mittel, die er erforderte, zu neuen Anleihen verwendet werben 
mußten. Sein Bermögen zu Ende jenes Jahres betrug in Schulds 
fheinen 184 Mill. fl. öfter. und 15 Mill. fl. in Wiener Währun 
(Bapiergeld) verzinslih. Bon jener Summe follten 141,@ Mill. (neb 
beinabe 3 Mi. in W. W.) an der Schuld gefriden, 42'275 000 fl. 
als Abzahlung der Bank übergeben werden. Belanntmadhung v. 4. San. 
1860. Bon jenem Zeitpuncte an werden nur bie auf befonderen Zu: 
fiherungen beruhenden Abzahlungen fortgefeßt und von ber 5 procent. 
Schuld in oͤſterr. Währung (Papier) wird jährlich */s Broc. getilgt. 
Czoͤrn i9 II, 306. Fuͤr 1864 enthält der Voranſchlag (S. 20 und 
Erläut. ©. 30) eine Tilgefumme von 37'135 000 fl., wovon 11°838.000 fl. 
für die durch Staatsgüter gedeckte Schuld an die Bank, 9.136800 fl. 
an biefelbe für die aus der Binlöfung von Papiergeld entftandene Schuld, 
6 Mi. für die Anleihe von 1861, 4643600 fl. für Loosanleihen ıc. 
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2) Es ift unwahrfcheinlih, daß in einem fo langen Zeit- 
raume feine Kriege, Kriegsrüftungen ıc. eintreten follten, bie 
es nöthig machen, die zur Tilgung beflimmten Summen für 
andere bringendere Zwede zu verwenden. Die Bertheidiger 
bed firengen Tilgungsſyſtems haben gerathen, in ſolchen Faͤllen 
dennoch mit der planmäßigen Zilgung fortzufahren, auch wenn 
man gleichzeitig neue Anleihen aufnehmen müßte (a), damit 
nämlich die Staatögläubiger mit mehr Zuverſicht auf die fünf- 
tige Abnahme der Schuld bauen fönnen. Diefes Verfahren 
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fann aber mit Berluften verbunden fein, wenn man bei ben 
neuen Anleihen ungünftigere Bedingungen eingehen muß als 
bie, unter welchen man tilgt (6). Eine ſtarke Vermehrung ber 
Schuld würde auch bei der Fortſetzung der Tilgung, bie doch 
immer langſam von Statten gebt, ihr Beunruhigendes nicht 
verlieren. Daher ift auf die erwähnte Einrichtung wenig Werth 
zu legen, wenn nur bie Staatögewalt überhaupt beharrlich den 
Grundfag im Auge hält, jede unnöthige Vermehrung der Schuld 
zu meiden und beren Berminderung eifrig zu erftreben. 


3) Es wird auch ald Nachtheil geltend gemacht, daß bie 
Tilgecafie die Verfügung über ein großes Bermögen in ein 
gelöften Obligationen und über ein beträchtliches jährliches 
Einfommen erhält, und daß hievon durch Wiederverfauf der 
eingezogenen Schuldfcheine Mißbraudy gemacht werben könnte. 
Dieß iſt jedoch unerheblich, weil ein ſolches Verfahren durch 
Gefege und Auffiht, namentlich durch baldige Vernichtung der 
Schuldſcheine oder eine den Berkauf verhindernde Bezeichnung 
(Stempeln, Durchſchneiden ıc.), Prüfung der Rechnungen und 
Bergleihung ber vorräthigen Urkunden verhindert werben kann. 
Ueberhaupt ift e8 unnöthig, bie getilgte Summe als ein ſchein⸗ 
bares (fingirtes) eigened Bermögen ber Tilgecafje zu bezeichnen. 


(a) Die geſchah in England lange Zeit hindurch. Bon 1793 — 1816 
waren 284 Mill. mit einem baaren Aufwande von 175 Mill. getilgt 
worden, die Schuld flieg aber dennoch, weil 870 Mill. neu geborgt 
wurden. Nah Abzug des getilgten Betrages war bie confolidirte 
Schuld im Jahre 1793 229 Mill. &., 1816 aber 816 Mill. L., alfo 
586 Mill. &. mehr. Pebrer I, 294. — Nebenius 1. Ausg. An. 
©. 53. — Nah Marſhall (I, 211) find in dem genannten Seit: 
raume 883 Mill. L. neu fundirt worden, was nad) “one ber getilgten 
Summe einen Anwahs von 599 Mill. 2. anzeigt. — Bis 1827 wurde 
die eingelöfle Summe von GStaatepapieren noch ale ein Theil der ges 
fammten Schuld aufgeführt, weßhalb man die ganze und die nach nicht 
getilgte Schuld (unredesmed debt) forgfältig untericheiden mußte. Bon 
1828 an wird nur noch die nicht getilgte eigentlihe Schuld in den 
Rechnungen angegeben. 


Dieß zeigt fi beſonders, wenn man Schulbbriefe nach dem Curſe fos 
wohl einlöf als ausgiebt. In Großbritanien wurden 1793—1813 für 
14 Mill. 2. weniger Obligationen eingelöft, ale man, nad dem Preife 
der neuen Anleihen, für gleichen Betrag zu verichreiben gendthigt war. 
In Frankreich entftand ein Verluft von 105 Mill. Fr. am Schuldlamme 
daraus, daß man im Durchfchnitt jeden Franken Rente für 189/, Fr. 
zurädfaufte und zugleich bei den neuen Mentenverfäufen nur 15%, Fr. 
vefiz erhielt. Marshall II, 212. — de Gasparin et Reboul 
. 45. 


(d 
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$. 522. 

Demnach erfcheint eine freie Tilgungsweife im 
Gegenſatze des ſtrengen Tilgeplaned als zwedmäßiger. Sie 
fann nad) folgenden Regeln angeordnet werben. 

1) Der Betrag aller getilgten Schulbbriefe wird fogleicy ale 
erlofchen behandelt und in ber Berechnung des Zinsbebarfes 
nicht mehr berüdfidhtigt. j 

2) Soweit die Regierung nicht durdy einzelne Leihvertraͤge 

gebunden ift, wie bei Loosanleihen und anderen Schulden mit 
einer zugeficherten Tilgequote ($. 492), wird nur biejenige 
Summe jährlicd zur Abzahlung benugt, welche aus den Staats» 
einfünften neben ber Befreitung ber anderen nöthigen Aus⸗ 
gaben zu biefem Zwede verwendbar ift. Bleibt nichts für biefen 
Zwed übrig, oder wird es fogar nothiwendig, noch zu borgen, 
fo wird die Tilgung eingeſtellt. Man fol aber biefe Unter 
brechung zu vermeiden fuchen und nur gebieterifchen Umſtaͤnden 
nachgeben. 
3) Gleichwohl if es ratbfam, im Boranfchlage folcher 
Jahre, in denen muthmaßlic Feine Schuldvermehrung ſtatt⸗ 
finden wird, eine gewiſſe Tilgefumme unter die Ausgaben aufs 
zunehmen und die Abzahlung nad einer feftgeftellten Regel 
mit Benugung der erfparten Zinfen fo lange fortzufegen, als 
es die Umſtaͤnde geftatten. Erfcheint beim Abfchlufle der Rech⸗ 
nungen noch ein weiterer verwendbarer Ueberfhuß, fo kann er 
zur Beichleunigung bed Tilgegefchäfted herbeigezogen werden (a). 
Werden aber größere Ausgaben oder neue Schulden nöthig, fo 
wird mit Rüdfiht auf den Stand des Staatöhaushaltes ers 
wogen und befchloffen, ob die Zinderfparung und bie Tilge 
fumme zu jenen Zwecken verwendet werben fol. Wird eine 
Ermäßigung der Steuern ober anderer Staatslaften ald Bebürfs 
niß erfannt, fo wird ein Theil der Zinserfparung zum Erfah 
diefer Einnahmöverminderung benugt und folglich ber Tilgung 
entzogen. 


(a) In Baden wird auf je zwei Jahre ber Tilgungsplan feſtgeſetzt. Seit 
1820 wurde bie Regel anhaltend befolgt, 1) den jährlichen Tilgebetrag 
um 5 Proc. der im vorhergehenden Jahre getilgten Summe zu vers 
mehren, was feit der Srniedrigung des Zinsfußes fogar mehr ausmacht 
als die eriparten Binfen; 2) für jede Vermehrung der Schuld ſogleich 
jährlich */a Proc. ihres Betrages zur Tilgung anzumweifen. Alle älteren 
und neueren Schuldtheile werben jedoch zufammengeworfen. Die Til 
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gung betrug demnad 1845: 478695 fl., 1847: 528739 fl., 1851: 
641244 fl. bei einem reinen Schuldenkand von 13384800 fl. Im 
Sahre 1852 wurde eine Tanafamere Zilgung eingeführt, es find nämlich 
1) 500000 fl. als feſter jährlicher Tilgebetrag angenommen, 2) von 
jeder nach dem Anfange des Jahres 1851 hinzukommenden Schuld wird 
jährlich Ya Proc. ale veränderlicer Zilgebetrag hinzugefügt, 3) diefem 
wandelbaren Beſtandtheile werden jedesmal 5 Broc. feines vorjährigen 
Betrages beigefchlagen: Die Tilgefumme war bemnah für 1858: 
581329 fl. N. für 1865: 

500 000 fl. feiter Betrag, 

119003 „ wanbdelbarer Betrag für 1864, 

5950 „ 5 Proc. Zuſchlag, 
124 „ Ys Broc. von 24951 fl. neuen Schulden 

625 077 fi, 
während die Schuldzinfen nad Abzug der Zinseinnahme von Leid 
forderungen ih nur auf 515615 fl. belaufen. Yür die Ciſenbahnſchuld 
wird im Anfange auch *a Proc. jeder Anleihe ausgeſegt, dann aber 
jährlih 6 Proc. der vorjährigen Tilgung beigefügt. Im Jahre 1862 
war die Tilgung 626972 fl. = 1,9% Proc. des reinen Schuldenftandes 
zu Anfang des Jahres. Der Grund, warum bier ungeachtet der ſtarken 
neuen Anleihen eine anfehnlihe Tilgung fortgeießt wirt, liegt in der 
Zuweifung reichlicher Mittel für die befondere Tilgecafle der Giienbahnen, 
auch find hier die 6. 521 Nr. 3 erwähnten Berlufte nicht eingetreten. — 
In Bayern wurde 1831 — 1837 der Zilgebetrag auf a Broc. der 
Schuld gefeht, welches 878000 fl. ausmachte; fpäter ?/s Proc. 
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Welcher Theil der ganzen Schuld bei der Entwerfung eines 
Planes als jährlicher Tilgungsbetrag anzufegen fei, barüber 
fann feine allgemeine Regel aufgeftellt werben (a), vielmehr 
hat man fih nad der Steuerfähigfeit der Bürger unb dem 
jebesmaligen Bebarfe für die anderen Staatsausgaben zu rich» 
ten. Sn vielen Staaten bat man neuerlich dad Tilgegefchäft 
mit Summen von 1!a—1 Proc. der Schuld angefangen. Se 
weiter jedoch die Tilgung mit Hülfe ber Zinserfparung fort 
fchreitet, ein befto größerer Theil ber noch übrigen Schuld wird 
jährlih abgezahlt, und felbft ohne Benutzung ber erübrigten 
Zinfen nimmt die Tilgequote zu (6). Schon die Schwierigkeit, 
die es den Gläubigern verurfadht, jährlih große Summen 
unterzubringen, giebt einen Beweggrund, bie Kortichreitung in 
den jährlichen Abzahlungen allmälig langfamer zu machen ober 
ganz zu hemmen. 


(a) v. Bönner a. a. D. ©. 67 glaubt, man brauche nicht über 1 Proc. 
jährlih zu verwenden und es Fönnte auch fehon !/s Proc. hinreichend 
fein. Preuß. Beleg v. 21. Ian. 1810: 1 Proc. faͤhrlich. 

(5) Wenn bei den fpäter neu hinzufommenden Schulden nur die ans 
fänglide Quote zur Tilgung angewiefen wird, fo entfleht Hieraus eine 
Verzögerung des ganzen Tilgegefhäftee. Be ſei z. DB. die Schuld 
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100 Millionen, bie jährliche Verwendung auf 1%, Mill. angewachſen. 
Wird nun für eine neue Anleihe von 20 Mill. nur der etwa im Ans 
fange der Tilgung angewendete Betrag von 1 PBrec. hinzugefügt, fo 
iſt die ganze Jahrestilgung 1°950000 und beträgt nur noch 1,685 Proc. 
der gelammten Schuld flatt 1,%. Wollte man dieſen Rüdichritt vers 
hindern, fo müßte man für die Hinzugelommenen 20 Mill. ebenfalls 
1%/4 Proc. oder 360000 fl., d. H. im Ganzen 2100000 fl. beftimmen. 
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Die Tilgung der Schuld gefchieht entweder durh Heim» 
zahlung (remboursement) nad) dem vollen (Renn») Betrage 
oder durch Einkauf der Schuldurfunden nad ihrem Börs 
fenpreife (Rüdfauf, rachat). Diefe beiden Arten ber 
Tilgung find fowohl bei den verzinslihen Schulpfheinen, 
als bei dem Staatspapiergelde befonderd zu betrachten. 

Sind Staatöfchulpfcheine regelmäßig nach einem niebrigeren 
Eurfe ausgegeben worden, fo erfcheint der Darleiher. ald Käufer 
einer Rente, die bloß zur Bezeichnung des Zinsfußes, und um 
das Marimum des Einlöfungspreifes auszubrüden, als Zins 
eined Nennbetrages dargeſtellt wird, und es iſt zuläffig, in 
gleicher Weife die Schuldfcheine wieder einzuziehen. Die Regie 
rung hat gegen bie Inhaber foldher Obligationen feine Ver⸗ 
pflihtung zur Heimzahlung, wenn über dieſe im Vertrage nichts 
feftgefeßt worben ift (a). Bei diefem Rüdfaufe muß man mit 
ber Zunahme bed allgemeinen Wohlftanded und des Staats: 
credites nach und nad) höhere Preife bezahlen (5), wodurch bie 
Staatögläubiger anſehnlich gewinnen, $. 495. Hieraus entfteht 
eine Verzögerung und Erfchwerung des Tilgens, und wenn 
die Obligationen in häufigem Berfehre find, fo werben bie 
Gewinnfte aus dem fteigenden Eurfe nicht einmal durchgängig 
benen zu Theil, welche zur Zeit, als die Anleihen gemacht 
wurden, bie Wagniß auf fid) nahmen. Allein die Befeſtigung 
des Credites ift eine fo günftige Erfcheinung und zeigt ſich 
namentlih in der Erleichterung neuer Anleihen und der Zins- 
herabfegung fo vortheilhaft, daß ed nicht rathfam fein kann, 
dem Steigen der Eurfe entgegenzuwirfen. Doch follten dieſe 
wenigftend nicht noch Fünftlich durd die Einkäufe für bie Regies 
rung in bie Höhe getrieben werben, weßhalb es dienlich iſt, 
„bie zum Rüdfauf beftimmte Summe gleichmäßig unter bie ver 
fhiedenen Börfentage zu vertheilen und oͤffentlich bekannt zu 
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machen. Hat eine Art von Schulbfcheinen dad Bari über 
fliegen, fo hört der Rüdfauf auf und es bleibt, wenn man 
nicht die Tilgung berfelben ganz einftellen will, nur bie Heims 
zahlung übrig (c). IR man in der Wahl der rüdzufaufenden 
Schuldbriefe ungebunden, fo verdienen für den Augenblid die⸗ 
jenigen den Borzug, bei benen nady dem jebeömaligen Curſe 
mit gleicher Ausgabe die größte Zinsfumme abgefauft wird (d). 
Wollte man aber nur eine Art von Schuldfcheinen einlöfen, 
fo würbe diefe bald im Preiſe fteigen und ber Ankauf Foftbarer 
werben, weßhalb eine gleichmäßige Tilgung ber verfchiebenen 
Beitandtheile der Schuld nad Berhältniß ihrer Größe zu 
empfehlen ift, wofern nicht beſondere Umftände ein anderes 
Berfahren rathſam machen, vgl. (c). 

(a) Neuerlich if bei manden Anleihen bdiefer Art die Rüdzahlung im 


vollen Nennbetrage zugefihert worden, 3. B. oͤſterreich. Nationalanleihe 
von 1854. 


(6) Die franzöfiihen 5proc. Renten wurden zurüdgefauft 


1815 zu 57,3 1825 zu 103,07 
1818 „ 70,81 1830 „ 93,50 
1820 „ 75,53 1832 „ 87, 
1822 „ 89, 1833 „ 100,73 


die Iproc. 1832 im 4. Quartal zu 67,9%, — 1839 im 4. Quartal zu 
81,%, 1845 im A. Quartal zu 82,8 Fr. 


(6) Im Frankreich wurde 1831 auf Lafitte’s Antrag nee verordnet, 
daß die Dotation der Amortifationscafle von 40 Mill. Sr. unter bie 
Haupttheile der fundirten Schuld, nämlih 5, 4'/a und 3 Broc. nad 
Berhältniß ihrer Größe vertheilt und jeder Art von Obligationen der 
ugehörige Tilgefonds insbefondere gewidmet bleiben folle. (Die Abs 
* — war, hiedurch die Verwendung des Jigetamme⸗ zu 
anderen Ausgaben zu erſchweren, indem ſie als eine Verkürzung einer 
beſonderen Claſſe von Gtaatsgläubigern erſcheinen würde.) Sobald 
eine Claſſe von Schuldbriefen über Pari kam, fo wurde ſie nicht mehr 
zurüdgelauft und ber ihr beſtimmte Theil der Binkünfte einſtweilen 
anderweitig angelegt (anfänglich in bons du trösor, feit dem Geſetz v. 
17. Auguſt 1835 in 3 und Aproc. Renten), um fpäter, wenn der Curs 
wieder finten follte, wieder für fie ausgegeben zu werden. Würde eine 
Claſſe ganz getilgt, fo fiele der zugehörige Theil des Tilgevermögens 
der Staatscafle zu. Die fo gefammelte Amortifationsreferve (in 
dem $. 520 (9) aufgeführten Einfommen von 75°400000 Fr. begriffen) 
war 1848 auf 15°294420 Fr. Renten in 4 Proc. und 34°847808 Fr. 
in 3 Proc. angewachſen, wurde aber durch Gefek v. 20. und 27. Nov. 
und 4. December 1849 bis auf 3701141 Fr. in Iprocentigen Renten 
annullirtt, nachdem fie fhon mehrere Jahre anderweitig verwendet 
worden war. 

(d) Sichen 3. B. die 3Iproc. zu 70, die Aproc. zu 88, ſo iſt es für den 
Augenblid nützlicher, dieſe zu Laufen, weil dann eine Summe von 
10000 f. eine Rente von 454,5 tilgt, in A Proc. angelegt aber nur 
von 428,5, alſo 26 fl. weniger. 
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Sind Anleihen mit dem Berfprechen ver Helmzahlung inners 
halb einer beflimmten Zeit abgefchlofien worben, fo ift feine 
Wahl in der Art der Tilgung. Aber aud ohne ein ſolches 
Zahlungsverfprehen if die Abzahlung in dem vollen Renns 
betrage in denjenigen Ländern zwedmäßig und empfehlenswerth, 
wo fie bisher in Uebung war und die Anleihen in ber Regel 
nicht um einen niedrigeren Preis abgegeben wurden, wo daher 
auch zufolge dieſes Verfahrens der Erebit fih auf einem hohen 
Stande erhalten bat. Selbft dann, wenn man in einzelnen 
Fallen Anleihen um einige Procente unter Bari ausgegeben 
hätte, wäre es nicht rathfam, von jener Uebung abzugeben. 
Würde die Regierung einen niebrigeren Eurd zum Rüdfaufe 
benugen, fo beftärfte fie die Glaͤubiger in deren Beforgniflen 
und hätte bei fünftigen Anleihen ungünftigere Bebingungen zu 
gewärtigen, tilgt fie aber nach dem Nennbetrage, fo bringt fie 
einen hohen Stand des Curſes zu Wege. Dieſes Verhalten 
verdient baher bei einer nicht übergroßen Schuldenlaſt ben Bor: 
zug. Man kann vorausfepen, baß ein beträchtlicher Theil ber 
Obligationen ſich in fefter Hand befindet, z. B. bei Stiftungen 
und Gorporationen, fo daß die urfprünglichen ©läubiger ober 
ihre Erben vor dem Berlufte gewahrt geblieben find, ben ihnen 
der Berfauf um einen geringeren Preis zufügen würbe. 
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Das Sculdenwefen eined Staates kann, wie mehrere Beis 
fpiele zeigen, durch unglüdlihe Berhältnifie oder fehlerhaftes 
Berfahren oder beide Urfachen in eine Lage gerathen, die das 
Betreten dieſes Weges (8. 525) unmöglich macht, wenn naͤm⸗ 
lich der Curs fo weit herabgegangen und bie Schuldenmafle fo 
groß ifl, daß man das zur vollen Heimzahlung erforderliche 
Opfer nicht zu bringen vermag. Diefes wird auch unter folcdhen 
Umftänden nicht einmal von der Gerechtigkeit gefordert, wenn 
der niedrige Eurd fo lange angehalten hat, daß muthmaßlich 
die meiften Schuldfcheine an andere Eigenthümer gelangt find 
und mehrere Befiter nach einander einen Theil des aus der 
Gurserniedrigung entflandenen Berluftes getragen haben, befien 
volftändige Vergütung unmöglich if, 8.517. Die Heimzahlung, 
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wenn fie ausführbar wäre, würde den Curs erhöhen und bas 
durch vielen ber gegemvärtigen Befiger, die erft Eürzlich bie 
Scheine niedrig erfauft haben, einen unverhofften und unvers 
dienten Gewinn zuführen. Diefe beiden Borausfegungen treten 
im ftärfftien Maaße dann ein, wenn fogar die Zinszahlungen 
eine Zeit lang unterbrochen waren. Der künftige Curs ber. 
Schuldbriefe hängt in einem ſolchen Falle von dem Berhalten 
ab, welches man in Hinfiht auf das Wiederanfangen der Zins⸗ 
zahlungen eingefchlagen hat. Es thut dann vor Allem Roth, 
zu forgen, daß für die Zufunft die Staatögläubiger vor aͤhn⸗ 
lichen Beichädigungen bewahrt werden und es ift in folchen 
Fällen dad 5. 517 angegebene Umwechſeln ber alten in neue 
Schuldſcheine um einen den gegenwärtigen Curs etwas über 
fleigenden Preis anzuratben. Hiedurch wird dem ſchon eins 
getretenen Uebel eine Graͤnze geſetzt und das Vertrauen allmälig 
wieder hergeftellt, woferne nur die Zinszahlung ununterbrochen 
fortdauert. 
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Bei der Heimzahlung ift noch zu unterfuchen, nach welcher 
Reihenfolge man bie einzelnen Schulbfcheine zu tilgen babe. 
1) Iſt der Zinsfuß derfelben ungleidy, fo macht man mit denen 
den Anfang, weldye die höchften Zinfen tragen u. f. f., «8 
wäre denn, baß rechtliche oder politifhe Gründe es nöthig 
machten, einzelne höher verzinsliche Schuldpoften länger ſtehen 
zu laflen. 2) Unter den Scuidfcheinen, welche gleichen Zins» 
fuß haben, fann der Borzug der früheren Tilgung beftimmt 
werben a) durch die Anmeldung einzelner Gläubiger, die vor 
ben übrigen heimgezahlt zu werben wünfchen; b) fodann, wenn 
man mehr Tilgungsmittel hat, als die Anmeldungen betragen, 
durch das Loos, indem jährlidy eine gewifle Anzahl von Num⸗ 
mern gezogen und ben Befigern der entfprechenden Schuldbriefe 
aufgegeben wird, die Zahlung nad, einer gewiflen Zeit, 3. B. 
nach drei Monaten, in Empfang zu nehmen; c) nad) dem Alter 
der Obligationen, wobei aber unter denen, die gleiched Datum 
haben, wieder das 28008 enticheiden muß. Der Ruben dieſes 
Verfahrens befteht hauptſaͤchlich darin, daß nicht, wie bei ber 
allgemeinen Berloofung b) ſtets alle Stocksbeſitzer in Beforgniß 
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gelegt werben, vielleiht an bie Reihe der Heimzahlung zu 
fommen (a). 


(*) Mohl in Rau, Archiv I, 43. 


6. 528. 

Bei einem Staatspapiergelbe, welches zufolge einer 
umfichtigen Hanblungsweife der Regierung der Münze gleidys 
ſteht, ift kein Beduͤrfniß der Tilgung vorhanden. If das 
Uebermaaß des ausgegebenen Papiergeldes und das Sinken 
defielben erſt feit kurzer Zeit eingetreten und noch nicht weit 
gefommen, fo Fann ohne große Schwierigkeit der Preis bed 
Vapiergelded in das Bari gebradht werben und bieß hat höchft 
vortheilhafte Wirkungen für den ganzen Verkehr. Auch bie 
Staatscafje empfindet den Ruben, baß mit den in ‘Papier ein» 
gehenden Staatsabgaben wieder mehr ausgerichtet werben fann. 
Zur Verminderung bed umlaufenden Staatöpapiergelbed bient 
bad Zurüdbehalten eines Theiles der eingehenden Summen ober 
das Einlöfen gegm Muͤnze (a) ober eine verzindliche Anleihe, 
bei der Papiergeld für vol angenommen wird. Bei einem 
ſtark gefunfenen Bapiergeld verhält es fid) anders. Wie groß 
immerhin die Rachtheile fein mögen, die aus der allmäligen 
Preiderniebrigung dieſes Umlaufdmitteld für den einzelnen 
Staatöbürger und die ganze Volkswirthſchaft eined Landes ents 
ftanden find (II, $. 266. 267), fo ift doch in dieſem Yalle eine 
Vergütung ber erlittenen Derlufte noch weniger als bei Staat 
ſchuldbriefen ($. 526) mögli, weil das Papiergeld ſtets ums» 
läuft und gerade die Furcht vor einem weiteren Sinken zum 
befchleunigten Ausgeben anfpornt, II, $. 268. Biele Bamilien 
mögen verarmt, mandye Unternehmungen zerflört worben fein, 
und doch läßt fi nicht annehmen, daß der allmälig wieber 
fleigende Preis des Papiergeldes allen benjenigen PBerfonen, 
welche in Schaden gefommen find, einen Erfak geben werde. 
Wollte die Regierung den Curs wieder bis zum Bari zu heben 
ſuchen, fo würde dieß nur neue Berwirrungen im Verkehr ver- 
anlafien (I, 8. 303, 1 c.) und der Staatscaſſe ein fehr großes 
Opfer auferlegen, während ber hieraus entſtehende Gewinn fich 
doch hoͤchſt zufällig vertheilte. ine fortgefegte Verminderung 
bed Papiergeldes vermittelt bed Einziehens nach dem jedes⸗ 


maligen Eurfe ift folglich in dieſem Falle nicht fo zweckmaͤßig, 
als eine ſogleich angeordnete Ferftellung ded Curſes (5). Es 
it gut, ſich hiezu eines neuen Papiergeldes zu bedienen, welches 
man mit allen Kräften im Bari zu halten fucht und gegen 
welches das ältere Papiergeld nad) dem feften Curſe umgewech⸗ 
felt wird (c). Bleibt das Iebtere noch theilmeife im Umlaufe, 
fo ift dieß, ungeachtet des befeftigten ‘Preifed der Münze, doch 
wegen ber zwei neben einander vorfommenden Geldwährungen 
unbequem (d). Obgleich nad dieſer Maßregel die ganze um⸗ 
laufende Geldmienge gegen das Bebürfniß von Umlaufdmitteln 
nicht mehr zu groß ift, fo ift doch eine DBerminderung des 
Papiergelded rathfam, um deſſen Einwechslung gegen Münze 
auf Berlangen jedes Befigerd zu erleichtern, und das theil ine 
Ausland gegangene, theild müßig zurüdgehaltene Metaligeld 
wieber in Umlauf zu bringen, auch einem möglichen Sinfen 
des Curſes deſto ficherer zu begegnen. Zu diefem Zwede dient 
bad Ausgeben von verzinslichen Schulbbriefen, gegen weldye 
ein Theil des Papiergelbed eingezogen wird, und hiemit follte 
man fortfahren, bis dad Staatöpapiergeld bis zu einem Betrage 
eingelöft it, der Feine Beſorgniſſe mehr erweden kann (e). 


(c) Die in II, $. 254 (ce) erwähnte Anordnung ber ruffiihen Regierung 
im 3. 1862, nach welcher die Meichecreditfcheine anfangs zu 110%/a Kop.. 
für den GSilberrubel, dann zu 108%, und 106 eingewechielt werben 
follten, wurde ſchon de Ende des genannten Jahres aufgehoben und 
die Ginlöfung eingefteflt, weil der Baarvorrath von 169 Mill. für die 
fa 4 fache Menge der Scheine nicht zureihte.e Das Aufgeld gegen 
Silber ift deßhalb wieder geftiegen und beläuft fi jetzt (Februar 1865) 
ungefähr auf 28 Broc., nah dem Wechſelcurſe von London (30%, B.) 
und Paris (3 P Fr. für den R.), nach inländifhem Goldcurſe 26 Broc. 

(2) 8* 3a E06 1, 8.909 f., vgl. auch Forſell, Statiflil von Schweden 


(e) Beiſpiel: Die Umwechslung der Wiener Banknoten gegen Ginlöfungss 
feine im Jahre 1811, wobei jene zu 20 Proc. ihres Nennbetrages 
angenommen wurden, I, 6. 215. Dieß hatte jedoch nicht den erwar⸗ 
teten Grfolg, denn man vermochte das neue Papiergeld (Binlöfunges 
fheine) nicht in Pari zu erhalten. (Mebnlih in China 1288 das 
Ausgeben ber Tfchisjuenstfchao, welche der b fachen Menge der Kiaos 
tfchao von 1260 glei galten; Natalis Rondot in Journ. des Econ. 
a. 0. D.) — Die neueren Maßregeln von 1816 an gaben den Beflgern 
von Ginlöfungsfcheinen eine fo vortheilhafte Selegenheit, viefelben an- 
zuwenden, da ihre Curs, der bis 355 gefunfen war, wieder flieg, 
porübergehen» bis 220 lam und dann zu 250 feſtgeſtellt wurbe. 

(4) So in Rußland, wo der Eurs ber Banfaffignaten gegen Eilber auf 
350 ftehen geblieben ift, und in Deflerreih bei dem Curſe der Eins 
loͤſungsſcheine von 250. 
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(e) In Deſterreich konnte man gewifle Summen von Papiergeld und älteren 
Staatsobligationen in einem en Berhältniß gegen neue Schulds 
briefe und Banfactien ummechleln (I, 116), 3 nah dem Geſet 
v. 29. October 1816 1000 fl. in —— (W. W.), welche 
310%, fl. in Silber galten, und 1000 fl. in ‚Sprocentigen Obligationen, 
deren Zins auf bie — herabgeſetzt und in Gintäfungefärinen zahl: 


bar war, gegen 1000 fl. in neuen, zu 5 Proe. in Gilber verzinslichen 
Obligationen, wobei alfo die Staatsgläubiger fehr gewannen. 
$. 529. 


Um bie von den Staatsfchulden verurfachte Laſt zu erkennen, 
iſt es nöthig, diefelbe in zwei Theile zu zerlegen, die zu wer⸗ 
bender Anlegung verwendete Schuld (für Eifenbahnen, Domänen» 
verbefierung, Salzwerfe, Berg- und Hüttenwerfe des Staates ıc.) 
und diejenige, welche, wenn auch zum Theil mehr oder weniger 
productiv, doch aus Steuern verzinft und abgetragen werben 
muß. Bei jebem bdiefer beiden Haupttheile iſt es zunaͤchſt ber 
Rennbetrag, ben man in ben zur Finanzſtatiſtik gehörenden 
Staats» und Privatfchriften angegeben findet. Diefer zeigt in 
Ländern, wo in der Regel die Schulbhriefe für vol (gegen 
Part) ausgegeben und wo fle auch in gleicher Weife abgezahlt 
werben, bie Größe der durch die Schuld eingegangenen Berbinds 
lichkeiten vollftändig an, nur daß, wenn mehrere Schulbtheile 
mit ungleicher Berzinfung vorhanden find, zur Kenntniß ber 
Zinfenlaft auch diefe Theile mit ihrem Zindfuße angegeben 
oder auf einerlei Zindfuß umgerechnet werben müflen (a). 

FR dagegen die Tilgung durch Ankauf nach dem Tages⸗ 
preife üblich, fo gewährt der Rennbetrag feine genaue Einficht 
in die Größe der Schuld, er giebt diefelbe höher an, als fie 
wirklich ift und es koͤnnen daher für verfchiedene Zwecke noch 
andere Zahlen zu Hülfe genommen werben. 

1) Bei Anleihen unter dem Nennbetrage zeigt die für bie 
Schulbdriefe empfangene Summe ben Umfang des mit den 
Anleihen beftrittenen Aufwandes im Ganzen ober in feinen 
einzelnen Zweigen, fie wird aber gewöhnlich nicht zufammen- 
geftellt. 

2) Werben alle Theile der Schuld nad) ihrem jedesmaligen 
Curſe berechnet, fo erficht man hieraus, welche Ausgabe erfors 
derlich wäre, um bie ganze Schuld in einem gewiſſen Zeitpuncte 
abzutragen. Die auf biefe Weife fih ergebende Zahl ändert 
fid) jedoch, ſowie der Curs der Schulpfcheine fleigt ober fällt 


und iſt darum nicht maßgebend, weil bie Abzahlung nur fehr 
allmälig ausgeführt werden fann. 

3) Um eine nicht fo wandelbare Summe zu erhalten, als 
. ed nad 2) geſchieht, kann man den bei ficheren Anleihen im 
Lande gewöhnlichen Zinsfuß zu Grunde legen und wie ed uns 
gefähr bei Privatfchulden mit der ihm entfprechenden Zahl, 
z. B. 25, 222/, oder 20, den Belauf der Schulbzinfen verviel- 
fachen, wobei man alfo die 3, 4, Aljaprocent. Schulden nad 
gleicher Regel in Anfchlag bringt und bie Abweichung ihrer 
Preife von dem Berhältniß der Zinsfäte ($. 495. 2)) außer 
Beachtung laͤßt. Hier dürfte aber der am hoͤchſten verzinsliche 
Theil nicht über dem Rennbetrage angefegt werben (D). 

Die zur Zeit noch nicht verzindlichen Theile (ausgeftellte 
Schuld) follten nicht in vollem Betrage angefeht werben, «8 
fehlt aber an einem Anhaltspunct zur Umrechnung. 

Die folgenden Nachrichten find zur Beurtheilung der Schuls 
benlaft nur mehr oder weniger annähernd brauchbar. Bei 
mandyen Staaten ift dad Schuldenwefen fo verwidelt, daß fich 
faum ein dem Zwede dieſer Zufammenftellung entfprechender 
Anfchlag erlangen läßt. Hiezu fommt noch die Berfchiebenheit 
in den ©elbpreifen, indem 3. B. gleiche Summe in Großs 
britanien weniger andere Güter anzeigt ald in Oeſterreich (c). 
(a) In Defterreich werden die Poſten der Staatsfhufd, die einen niedrigeren 

Zins als 5 Proc. haben, mit einem verhältnißmäßig kleineren Nenn; 

betrage aufgeführt, d. i. auf 5 Proc. umgerechnet, die fo erhaltenen 


Zahlen find aber höher als fle nach der oben unter 2) angegebenen 
Weile herausfommen. 

(5) Beifpiel. Es Seien in einem Staate drei Theile der Schuld mit Zins 
von 5, 4 und 3 Proc. und einem gegenwärtigen Curſe von 83, 68 
und 52, der übliche Zinsfuß fei 4%, Proc., fo erhält man durch bie 
erwähnten Arten des Anſchlags folgende Zahlen: 

er oͤſte . 

Metern Mfgbrährmid.  mah,dem mad dee 
10°000 000 zu 5 Proe. 10-000 000 8300 000 10°000 000 
15°000 000 4, 12°000 000 10'200 000 13°333 333 

9'000 000 Sie, 6'300 000 4'680 000 7'000 000 
34°000 000 23'180 000 16'666 666 30333 333 

(e) Schuldenſtand einzelner Staaten. 

Nordamerica. Unionsichuld: 1842 15 Mill. Doll., 1852 67,5MiN., 
1861 68,5 Mill., vor dem Kriege, wozu 254 Mil. Schulden der ein« 
zelnen Staaten famen, meiftens für Candle und Eifenbahnen. Die 
Schuld der Union belief fih Ende September 1863 auf 1220 Mil. D., 
wovon 423 Mill. Bapiergeld, Mofer, Zeitfhrift IL, 16. Schuld am 
1. Juli 1864: 1740690000 D., Bericht zur Botichaft vom 6. Dec. 

Ran, polit. Deton. II. 2. Abth. 5. Ausg. 28 
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1864. Die Sübdſtaaten hatten im Juli 1864 1544 Mill. D. Schulden. 
Summen beider Theile alfo 3284 Mill. und noch taͤglich wachſend. 


Baden. I. Allgemeine Schuld. Cube 1868 Ende 1864. 
1) Sotterieanleiben . - . » » 8903021 fl. 2°009028 fl. 
2) Renteniheine zu 3'/a Broc. . . 2672991 „ 2430400 „ 


3) Lehenſchulden, worunter !/a Mill. un: 
auftündbare Schuld an den ehemalis 


r gen Reihepofmeillr . . . 838 733 „ 676154 „ 


autionen > 2: 2 2 2 22. 160 330 „ 1'000 532 „ 

6) Guthaben der Militär» Ginflandsgels 
beecle - 2 2 2 2 en. 1365905 „ 1753150 „ 
6) Geſehlich Hinterlegte Gelder . . . 117224 „ 197832 „ 


7) Zuſchüffe zur Zehntablöfung . . . 235233 „ — 
8) Zur Verzinſung übernommene Zehnt⸗ 
ablöfungscapitale von Bfarrftellen 
und Bulgüffe an Pfarr⸗ und Schul⸗ 
dienſtte. 
9) Beſondere Schuldpoſten, bei denen 
zum Theil der Zins nicht herabgeſetzt 
werden konnte (Paſſiv⸗Gapitalbuch), 123486 „ 125821 „ 

10) Contocorrentſchulden (Domanial: und 
Staatsgrundſtock⸗ u. a. Gaflen) . . 7215000 „ 7'869692 „ 
alſo verzinslicher Betrag 28°113349 fl. 22101 837 fl. 
Unverzinslihes Grundſtocksguthaben 12000000 „ 12°000 000 „ 
Bopiraed -». » » > 2 2.2. 3000000 „ 3000000 „ 
julammen 43.113349 fl. 37101837 A. 

Hievon geht das ausfliehende Bermögen 
und der Caſſenvorrath ab (Activſtand) 

mit. . 2... ... 


6881413, 6039 628, 





.. 9.016313 fl. 10086 207 fl. 
Alfo reine Schuld 34097 036 A. 27015630 fl. 

oder ohne das unverzinsliche Grundſtocks⸗ 

guthaben und das Bapirged . . . 19°097036 fl. 12-015 637 fl. 


Die Tilgungsfumme von 1858 war 579039 fl. = 3 Proc. A. 1865 
625078 fl. oder 5 Proc. der Zinsſchuld. 


u. Eiſenbahnſchuld zu Ende 1850 32816266 f., Ende 1858 
43'240 224 fl., Ende 1862 68270507 fl., April 1865 73598000 fl. 
Bon 1843—62 find 5'732 844 fl. abgetragen worden. Für 1864 u. 65 
enthält der A. 5432 629 fl. Zinſen (nady Abzug von 140 902 fl. Activ⸗ 
jinfen) und 1616692 fl. Tilgung = 2,1 Proc. 

Bayern. Die abwechſelnd geftiegene und durch Abzahlungen vers 
minderte Schuld des Kurfürftenthbums belief fih 1727 auf 26 Mil. fl., 
die man mit einem jährlichen Aufwande von 840 000 fl. in 36 Jahren 
zu tilgen befhloß. Die Ausführung gelang aber nit. 1749 fehte 
man 722000 fl. jährlich zur Abtragung ber damaligen 34 Mill. neueren 
und 6 Mill. älteren Aulden aus, und nachdem der Tjährige Krie 
eine Verzögerung bewirkt Hatte, wurde bie 1777 die neuere Schuld au 
9 Mil. Herabgebraht. 1780 war biefelbe auf 19 Mill. geftiegen, 
1793 wieder auf 12 Mil. erniedrigt. Die Wirkung der Kriege war 
eine Erhöhung bis 118 Mil. im Jahre 1811, worunter 19 Mil. 
Zahlungerele aus dem ordentlihen Staatsdienſte. 1818 berechnete 
man die Schuld auf 98-690 000 fi. Stamm und 2 Mill. fl. Zinsruͤck⸗ 
fände, 1825 auf 110-337 274 fl. oder nach Abzug des Activvermoͤgens 
reine Schuld 112% Mill., nebft 12'682 000 fl. uld der Penflonss 
tilgecafle ($. 518 (d)). — Tilgebetrag von 1831 — 37: 878000 fl. 
Material bei v. Muſſinan, Geſchichtl. Ueberfiht und Darftellung 
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des bayerifhen Staatöfchuldenweiens, 1831, und Berhandlungen der 
2. Kammer von 1834 Beil. I, 183—280, II, 78—194. — 1835 war 
bie reine Schuld gegen 126 Mill., 1844 beinahe 121 Mill. R., zu 
Ende 1850 gegen 119 Mill., ohne die Schuld der Penflonss und 
Gifendahnbau - Dotationscaffe, zufammen gegen 140 Mill. Bergl. 
v. Neden, Finanz: Statiftif I, 142 ff. — Am 1. October 1858: 
allgemeine oder „eigentlihe” Staatsſchuld 122839495 fl., 88643834 fl. 
Eiſenbahnſchuld, zuf. 211483329 fl. Hiezu 12 Mill. 4/5 proc. Krieges 
anleihe von 1859; Summe 223% Mill. — Mai 1862 136'283 375 fi. 
eigentliche Staatsfchuld, 104735559 fi. Eifenbahnfhuld, zuf. 241 Mill., 
nebf 101,8 Mill. Grundrentenablöfungsfchuld,, die aber durch die Zah⸗ 
kungen ber Pflichtigen gededt iſt. 
elgien. Schuld 1862 644838000 Fr., — 1863 637-421 414 Er., 
wovon 241'724 000 Fr. von übernommenen Verbindlichkeiten gegen ba® 
K. der Niederlande. Bon der ganzen Summe ſtehen 220 Mill. Bolländ. 
Schuld zu 2a Broc., 26% Mil. zu 3 Proc. Die Umrehnung auf 
4°, Proc. giebt 529,4 Mill. Fr. (Annuaire de l’obserrat. 1863 ©. 72). 
Nach den documens statist. VII, 16 betrug die Bifenbabnfchuld Ende 
1861 180%. Mill., es kann alfo die allgemeine Staatsfhuld im Nenn⸗ 
werthe für 1862 auf ungefähr 464 Mill., für 1863 auf 460 Mill. 
gefhägt werden, umgerechnet auf 41/s Proc. gegen 360 Mill. Er. (214%, 
und 168 Mill. fl.). Jaͤhrliche Tilgung über 7 Mill. oder über 1 Proc. 
Dänemark. 1847 106314000 RBthlr., am 1. April 1858 
71% Mil, Thlr. innere, 43'/ Mill. auswärtige Schuld, zufammen 
113 Mil. Täler. — 149,5 Mill. fl., oder nach Umrechnung von 28, Mill. 
3 Proc. in 4 Proc., weil der größte Theil biefen Zins trägt, gegen 
106 Mill. Thlr. = 140,7 Mil. fl., 1863 (vor dem Kriege) nah Abs 
zug der ausftehenden Forderungen (activa) 93 Mill. Bihler. 
Frankreich. 
1) Conſolidirte Schuld: 
Anfang 1859 Aufang 1865 auf 41a Broe. 
Rennbetrag umgerechnet 
Fr. Fr. gr. 
Menten zu A!/s Proc. 3842:174866 872738 000 872735 000 
"0 n4 . 54'616 700 11'809000 10'497 000 
> m 3 m 3689-258366 12266-932000 8177'955 000 


7586049 932 13151°478000 9061187 000 
2) Anleihen für Canaͤle 130 000 000 28761000 28'761 000 
3) Gautionen . . „ . 250°000 000 283333000 188-666 000 
4) Obligat. trentenaires — — 45°300 000 30 600 000 
5) fchwebende Schuld . 810-000000 600-000000 526°000 000 


8776°000 000 14108°872000 9835216000 
oder fl. 6584 Mil. 4589,7 Mill. 


Sn der confolidirten Schuld find die Renten der Amortiſations⸗ 
referve begriffen, welche jedoch nit zur Tilgung verwendet werben, 
. 520. Der Nennbetrag bat fih nicht bloß durch neue Anleihen, 
ondern auch wegen ber Umtaufhung der 4'/, in 3 Broc. flark ver 
mehrt, 6. 495. Man rechnet zu ber Schuld aud bie noch gegen 
438000 Fr. betragenden Leibrenten und 4%, Mill. Renten der Gafle 
für alte Arbeiter (II, 6. 382 (d)), ferner die der Staatscafle aufgeiegten 
Ruhegehalte und die Dotationen (Eivillifte, Senat, gefeßgebender Körper, 
Ehrenlegion). Diefe Beftanbtheile fofteten 1865 1121/, Mill., nämlid 
77'541 000 Fr. Leibrenten und Benflonen, 45°742 000 Fr. Dotationen. — 
Zu Anfang 1848 war die confolidirte Schuld 239416000 Fr. Renten, 
“ wovon 68,9% Mill. ver Tilgecafie gehörten, Met 170816000 Fr. = 
“ungefähr 3842 Mil. Gr. NRennbetrag. 








26° 
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BGroßbritanien. Gtand am 31. März 1861 nah dem Renns 
betrage (Kzoͤrnig, Das oͤſterreich. Budget I, 72): 
1) Fundirte Schuld, die irländiiche inbegriffen: 


2t/eproc. neue Annuitäten . . . . 2969061 2. 
23/aproc. exchoequer bonds . . . . 2. 2.0. 418300 „ 
3 proc. Schuld an die Banf von England . . . 11015100 „ 
3proc. consolidsted annuities 20202020. 406624602 „ 
3proc. reduced nmitiese .- -. - >» 2 2... 114786808 „ 
Iproc. neue annuities - - 2 2 22020200. 246.001 620 „ 
Zi/aproc. Schuld an bie irländifche Bart . . . 2'630 709 „ 
3l/eproc. neue annuitis - . . - 2 2 0. 240 746 „ 
b proc. neue annuities . 432604 „ 


— — — 


zuſammen 785 119 550 8. 

Zeit⸗ und Leibrenten, 10 fach gerechneee.. 18 600 000, 
2) unfundirt: 

exchequer bili. 1437223 400, 

exchequer bonds . . . .» . . 0.0. 3600000 „ 


— — — 


Hauptſumme 820642 950 8. 
Belauf 31. Maͤrz 1863 


funditt rn . .. 183-306 739 2. 

nicht fundit .» 2 2 een ne. 16495400 „ 
Hier find aber 1'999 261 2. j. Ausgabe für obige Zeits und Leibrenten 
nicht eingerechnet, weil fie feinen beflimmten Betrag einer Schuld haben. 
Werden fie 10 fach angeſchlagen, fo erhält man für die ganze Schuld 
819'794000 &. — 9632579000 fl. (das tie 113/ 8.). Auf 3%/a Proc. 
umgerechnet macht die Schuld gegen 705 Mill. &. — 8283°/, Mill. fl. 
Die Schuld if fo ungeheuer groß, daß es dienlich ift, fie durch vers 
fchiedene Mittel der Einbildungskraft zu verdeutlichen. Zahlt man 3.3. 
neue Buldenftüde (zu 1 bad. Zoll Durchmeſſer) dicht neben einander 
in einer Reihe, fo nimmt obige Summe über 39000 geogr. Meilen, 
oder 7%, mal den Umfang der Erde ein. Schichtet man Guldenſtücke 
u einer Säule auf (17 auf I bad. Zoll), fo nimmt 1 Mill. fl. 5882, 
Bub Höhe ein und jene Schuldfumme bildet eine Säule von 2294 Meilen. 
erner wiegen 47'1/a Gulden 1 Pfund, alfo giebt die genannte Summe 
ein Gewicht von 2,9% Mill. Gentnern, die von 67900 Pferden (zu 
30 Gentnem) auf 16975 Afpännigen Wagen fortgebradht werden 
fönnten. — Ein felter tilgungebetrag läßt fih nicht angeben. In 
jedem Quartale wirde! / von dem Ueberſchuſſe, den die Finanzverwal⸗ 
tung ber Ieptverfloflenen vier Vierteljahre gegeben hat, zum Abtrage 
verwendet. 86 wurde abgezahlt 1830—1839 im D. jährl. 1379 046 £., 
1840— 1849 jährl. 1141000 2. In vielen Jahren if auch nichts 
getilgt worben. 


Hannover. Allgemeine Staats ſchuld Eiſenbahnſchuld 
1880 18036 200 Thlr. 12332 000 Thlr. 
1864 17450039 „ 30.472235 „ 


K. Italien. Zu Anfang des Jahres 
1861 2106383000 Lire 
1864 3767941000 „ 
1865 4145°630000 „ 
Die legte Zahl if = 1934, Mill. fl., die in ber Angabe für 1861 
enthaltene Schuld des bisherigen K. Sardinien 1160 Mill. 
Niederlande. Diefer Staat IR tief verſchuldet, Tein Schulden; 
weien aber wegen ber vielen verwidelten Maßregeln fchwer zu übers 
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bliden. Die Schuld entfland durch bie ſchweren Kriege, melde die 
neue Republik zu führen hatte; beſonders koffpielig war der Krieg mit 
England unter Cromwell geweien. Den Stand der Schuld im 
Jahre 1651 gibt man zu 140 Mill. fl. an, 1795 bei der Errichtung der 
batavifchen Republik zu 600 Mill., und in den 15 Sahren bis 1810 
flieg die Schuld durch die fchlechte Regierung bie auf das Doppelte. 
Bon dem ganzen Betrage von 1263 Mil. wurde ber größte Theil, 
1240%/ Mill., unter der franzöflfchen Herrfhaft auf 1’ herabgeſetzt 
f. $. 517 (a). Bei der Peieberherfelung berfelben auf die uriprüng: 
liche Größe im Jahre 1814 wurden neue Obligationen ausgefertigt und 
zugleih wurde eine neue Darleihe mit diefer Maßregel verflochten, 
fo daß man für eine gewifie Duantität älterer Obligationen, welche 
nad dem Gurfe 676 galt, und eine baare Daraufzahlung von 100 fl. 
eine Snieription von 2000 fl. der zu 2'/s Proc. verzindlichen oder 
„wirtlihden“ und von 4000 fl. der noch nicht verzinslichen oder 
„ausgeftellten“ Schuld erhielt. Durch diefe Maßregel entſtand 
im Sabre 1815 eine wirkliche Schuld von 573 Mill. fl. zu 2'/ Proc. 
und eine ausgeftellte von 1146 Mil. fl. Die Zinsfhuld wuchs nicht 
allein wegen ter allmäligen Ginverleibung der ausgeftellten, fondern 
wegen verfchiedener neuer, zur Dedung ber ſtets wiederfehrenden Auss 
fälle beftimmter Anleihen, befonder® nad der Trennung von Belgien, 
weil die verzögerte Anerfennung biefes Borganges Eoflipielige Kriegs: 
rüftungen nach fi zog. 1822 wurde unter dem Namen Amortiffe: 
ments⸗Syndicat eine Caſſe errichtet, welcher verfchiedene Verpflich⸗ 
tungen auferlegt und dagegen verſchiedene Binfünfte und Schuldbriefe 
zugeiwielen und die Ausgabe von 116 Mill. 4'/sprocent. Syndicate: 
obligationen erlaubt wurden. Die Berwaltung bdiefer Anflalt war 
eheim und dieß trug bei, über das Finanzweſen dieſes Staates ein 
Dunfel zu verbreiten. ine befondere Berwidlung lag aud in bem 
Berhältnig zu den Eolonien, für welche befondere Anleihen unter Ber: 
bürgung des Stante® eingegangen wurden. Ueber bie früheren Ber 
hältniffe ſ. die Schriften von Dfiander: Geſchichtliche Darftellung 
der niederl. Finanzen feit 1813, Amflerd. 1829 (anonym). Beichichtl. 
Darftellung der niebderl. Finanzen von 1830— 32. Stuttgart 1834. — 
Der Schuldenftand war: 


verzinslich ausgeftelt 
Anfang 1829 . . . 780°000 000 fl. 840°000 000 fl. 
Ende 1833 . . . . 1129000000 „ 816°691 000 „ 


1841 wurde die ausgeftellte Schuld umgewandelt, F. 517. Die ganze 
Schuld zu Anfang des Jahres 1849 murde ohne die Colonialſchuld 
amtlich auf 12307, Mill. Mennbetrag mit 35%, Mill, Zins angegeben. 
Neuerer Stand: 


1850 18868 
zu 21 Proc. . . . . 728848800 fl. 687078 700 fi. 
3 n “2... 110844931 „ 104966 000 „ 
3 „ 18769000 „ 16'330 000 „ 
4 " 213853600 „ 202160000 „ 


4, Gol.:Schuld 14-027500 „ 12-454 500 „ 


ufammen 1086343831 fl. 1023009 200 fl. 
oder in fübdeutfchem Gelde 1075480000 fl. 1012°779 100 fi. 
Die 1023 Mill. auf 4'/s Broc. zurüdgeführt geben 655°184 000 fl. — 
648632000 fübd. fl. Hiezu apicheine, 1859 13,8 Mil. fl. zu 
Alla PBroe., ferner 152500 fl. Leibrenten, Zins von Buͤrgſchaften, Ans 
leihen für Verkehrsanſtalten u. dgl. Für die 10 Mil. fl. Bapiergeld 
find Staatsſchuldſcheine bei der Bank hinterlegt. Czoͤrnig I, 432, 
Block, Annpsire 1864 ©. 420. 





Deferreich. Gs bezeichnet den üblen Bufland bes Gtaatshauss 
haltes früherer Zeiten in biefem Reiche wie in manchen anderen Staaten, 
daß (nah Schwabe von Baifenfreund: Berfuh einer Geſchichte 
des öfterreih. Staatocredit- und Schuldenweſens, 1. Heft, 1860) zu 
Anfang des 18. Jahrhunderts die Regierung nicht unter 18—24 Proc. 
Bine borgen konnte. Im Jahre 1700 wurden 22 Mill. fl., der größte 
Theil der Staatsſchuld, unter die beutichen Erblande ale Provincials 
ſchuld zur Tilgung in 12—15 Sahren vertheilt. — Verſchiedene neuere 
Maßregeln der ößerreiilcgen Regierung in Bezug auf das Schulden⸗ 
weien find in den früheren 5 erwähnt worden. dr von 1848 an tft 
das Schuldenweien genau belannt geworden. Nach der amtlichen Anz 
gabe war im October 1848 die Schuld 








in Silber vergineih . . . .  . . 987143000 fl. 
in Bapiergeld ( W. WB.) . . -» » . . . 171481000 „ 
ſchwebende Shub . . . » » . . ._ . _141'527000 „ 

Nennbetrag 1300°151 000 fi. 
Hievon befaß die Tilgecaffe . > 2. ..193°000000 „ 


ungetilgt 1107°000 000 fi. 
Wenn aber, wie in der amtlichen Statiſtik geſchieht, die Theile der 
in Silber verzinfen Schuld auf 5 Broc., der in Wiener Währung 
verzinslihen auf 21/. Proc. zurüdgeführt werden, fo erhält man für 
jene 877,0, für diefe 150,* Dil. und mit der ſchwebenden Schuld zus 
ſammen 1169%, Mil, Die Menge der verfhiedenartigen älteren und 
neueren Beftandtheile macht es fchwer, einen Ueberblid zu erhalten, 
ben erſt die neuen Darftellungen geben. Neueſte Angaben der vom 
Reichsrathe ernannten Staatsichuldencommiffton, in öfterreichifchen 
Bulden und auf 5 Proc. umgerechnet, am 30. April 1864: 
I. Allgemeine Schuld 

A. confolidirt ohne feſtgeſetzte Ruͤckzah⸗ 
Iungsgeit . » © 2 2 2 000. . 1697°849 754 fl. 

mit einer folbn . - -» 2 0 0. 637152821 „ 

2335002575 |. 
B. Schwebende Chu . -. © x... 158866172 „ 
C. Zu Gapital angefchlagene Bntfchädis 





gungsrenten . . . 18227 449, 
zuſammen 2509 096 196 fl. 
IH. Lombardiſch⸗venezianiſche Schund68828 180, 


Hauptſumme 2674 921 376 fl. 

— ſuͤdd. fl. 3004000 000 
Moſer, Zeitſchrift II, 73. Ausführliche Angaben bie 1861 bei 
v. Czörnig II, 265. — Beiträge zur älteren Geſchichte des öfter 
it den Schuldenweſens mihält Andrs, Neue Zahlenflatiftil, 1823, 


Paͤpſtlicher Staat, Anfang 1858 66471274 Scubi, wovon 
62387240 Scubi dauernde Schuld. Der Geſammtbetrag ik — 
168% MN. A. Die Schuld iſt zum Theil aus großen Zahlungen 
an die Kirche und aus dem Anwachſe bes jährlichen Deficits entflanden. 
‘Horn, Ann. ©. 2386. 

Portugal hatte lange ein zerrütietes Finanzweſen, ein fährliches 
anfehnliches Deflcit, ein im Gurte gefunfenes Bapiergeld. Die Schuld 
wurde 1845 im Nennbetrage auf 84132 Mill. Mil reis angegeben, 
welches (neuerdings 9000 M. r. auf die Föln. Mark gerechnet) 229 Mil. fl. 

iebt. Dem Curſe nad iſt die Schuld weit Heiner, allein ihr Nenn: 

etrag if ſeitdem auch noch anfehnli gewahfen. Seit 1851 iR das 
Finanzweſen beffer geregelt, aber doch bie Ordnung noch nicht her⸗ 


geſtellt. Durch V. v. 2. Nov. 1840 wurde die aus fünf Darleihen 
englifcher ale beſtehende auswärtige Schuld mit den 3%/, jährigen 
Binien, zulammen 10 Mill. 2. ©t., in ein Ganzes zufammengezogen, 
deſſen Zins vier Jahre lang 2'/s, dann eben fo lange 3, 4, 5, 6 Proc. 
Bine, endlih dauernd 5 Proc. tragen ſollte GEs kamen aber fpäter 
wieder neue Anleihen hinzu. 1845 wurde durch eine neue Anleihe ein 
Theil jener Schuld mit fleigenden Binfen in 4 Proc. umgewandelt. 
Die Berzinfung ift nicht regelmäßig. 1853 neue Anleihe von 12 Mil. 
Francs zu 6 Proc. in Baris (zu 80). Am 30. Suni 1857: innere 
Schuld 49538,° Mill. Mil reis, auswärtige 50 827,4 Mill., zufammen 
100366 Mil. Wird die innere Schuld auf 5 Proe. zurüdgeführt, 
fo beträgt da® Ganze nur 80675 Mil. — 229 Mill. fl., aber im 
Curſe viel niedriger. Stand am 30. Juni 1863: Innere Schuld, 
3 Proc, 89771400 Mil r., auf 5 Proc. umgerechnet 53862150 M.r., 
äußere 19.353452 2. St., 1000 M. r. zu 55 Pence gerechnet — 
84445397 M. r., zulammen == 174217000 oder nad obiger Um⸗ 
rechnung 138°308 606 M.r. Außerdem 957 250 M. r. ausgeſetzte Schuld, 
2.124800 M. r. Sinsrüdflände. Hauptſumme 177299000 oder um: 
gerechnet 141390000 M. r., alſo 504216500 und 402096 300 fi. 


Breußen. Die Schuld war 


1797 bei der Thronbefteigung Friedrich Wilhelms IIL_ 48°054 903 Thlr. 
1806, Schluß des Sabre. - - - 2 2 2 2. 53:494913 „ 
Die fhwierigen Berhältniffe von 1806 — 19 verurs 

fachten einen Aufwand von 287%; Mil. Thlr., 

wovon 122 Mil. durch Vermehrung der Schul⸗ 

ben gededt wurden. Hiezu kamen die Schulden 

der neuerworbenen Eunbestheit, 67873 000 Thlr., 

während 4°407 000 Thlr. für die 1807 abgetrete: 

nen ?onde abgehen. So ergiebt ſich folgende 


ahl: 

1820 mit Einrechnung von 285914 000 Thlr. Bro 

vineialfaulten -. - - > > 200. . 217248761 „ 
1344.. 150103434 „ 
In dem Zeitraum von 1820 —43 find von ber Hauptverwaltung ber 
Schulden 67872083 Thlr., meiſtens 4proc. Schuldpoften, getilgt wors 
den, in den erften 12 Jahren im D. um einen Anlaufspreis von 91%/;, 
in den legten 10 Jahren zu 95. GEs wurden hiezu 38°610547 Thlr. 
Dertaufss und Ablöfungsgelder von Domänen verwendet, deren Ans 
legung zur Schultenverminderung 1'663 256 Thlr. Zins erfparte. Die 
gleichyeitige Abnahme der Domäneneinkünfte beträgt nad genauer 

erehnung nur 998180 Thlr. (Bergius, Zuf. ©. 100.) Der 
Schuldenſtand zu Anfang 1851 war mit dem ungededten Ausfall von 
34 Mil. Thlr. und 10 Mill. Thle. Darlehn⸗Caſſenſcheinen zufammen 
238 Mill. Thlr. Neuere Angaben: 


Anfang 1859 Anfang 1964 
1) Allgemeine Schuld . . 207078440 Thlr. 238904420 Tälr. 
2) Brovincialihud . . . 493129 „ 3904809 „ 
3) Gifenbahnfhuld . . . 19789144 „ 19026475 „ 


verzinslich 231°799 134 Thir. 261°835 704 Thlr. 
4) unverzinslid) (Papiergeld) 15842347 „ 15 842347 „ 
zufammen 247641481 Thlr. 277 678051 Thir. 
Ohne die Gifenbahnfchuld 227 852347 „ 258651596 „ 
oder fübd. fl. 398741 607 452-640 258 
Die Tügefumme 4617087 Ile. für 1864 iR 1,7! Proc. der verzing 
lien uld. 


— 40 79 — 


Nußland, deſſen Schuld eri unter Katharina II. entftand. Stand 
zu Anfang de8 Jahres 1859: 
1) an d. h. mit einer beſtimmten Fri für die gaͤnzliche 
ahlun 
a. —e in Holland aufgenommene . 45187000 fi. 


b. inländifde . .  . 154116 786 Rubel 
2) Rentenfhulden -. - . > 2 2 2.2.20. 306°147068 „ 

Gifenbahnfchuld .. .. 4620 000 2. St. 
3) Papiergeld, R. Crediibilieto .. .. 644448 668 Rubel 


Der Betrag in Rubeln ift fe nach dem bei den verfehiedenen Anleihen 
angenommenen Preife der niederländifchen @ulden etwas verfchieden. 
Rechnet man den Rubel zu 1,8 Jolden Gulden, fo ift die ganze fun: 
dirte Schuld Nr. 1 und 2 574 MÜ.R. Bon den Beiöuidapfheinen 
if das zur Binlöfung bereit gehaltene Bermögen (110,° Mill. u 
Yo aus Münze beftehend) abzuziehen, es bleiben alfo 533,® an. I 
daß bie gefammte Schuld auf 1107, Mil. R. — 2087,77 DR. fl. 
zu sepen iſt, ohne Polen und Finnland. 1859 Fam eine Anleihe von 
12 Mil St. = 73615000 R. Hinzu. Bei den meiften auswärs 
tigen Anleihen ift 1 Proc. jährlich zur Tilgung beftimmt, bei der erflen 
englifchen Anleihe von 1820 2 Proc., bei ber erften Aproc. Anleihe 
von 1840 (Hope) fogar 21/5 Proc. — Stand zu Anfang 1864: 
1) Schuld an die Reihebanf mit Binfhluß von 
36112960 R. zur Ablöfung der Leibeigenichaft, 
nah Abzug von 11685296 R Gontocorrents 


uthaben des Staates . . . 0. 222094 926 R. 
2) Sonfolidirte Schuld . . . . 2. 648°514505 „ 
3) Schatzſcheine, wovon gegen 30 Mil. zur Unter: 
ftüßung ber Gifenbaßngeeigaft > 2... 177000000 „ 
4) Papiergeld . . . . .  . 636525857 „ 
yufaımen 1 1684-135 288 R. 
Dazu polnifihe Schuld . . . . .. 32°300000 „ 


Sauptfumme 1716-435 288 R. 
n ſüdd. fl. 3234-254 196 
Nach dem Curſe beträchtlich niedriger, ep Rufffche Finanzen 1864, ©. 53. 
Sadfen, 1850 22433000 Thlr. Ende 1858 60-729 555 Thle. 
1861 56-420 500 Thlr., 1863 60711600 Thlr. nebſt 7 Mil. Papiers 
geld (Kaffenbillete) oder auf 4 Pror. umperedhnet 65°080 895 Thlr. — 
113891 500 fl. Tilgung 1861-63 jährlid 583 144 Thlr. oder 1 Proc. 
Für die Gifenbahnen waren bis Ende 1860 39%/, Mill. aus der Staates 
eafle abgegeben (alfo vermuthlich durch Schulbenaufnahme beftritten) 
worden, es waren demnach 1861 16900000 Thlr. andere Schulden 
vorhanden; mit den 7 Mill. Caſſenbillets zufammen 23,9 Mil, = 
41'825000 fl. 
Schweden, Anfang 1864: 
innere Schuld 2.2... 6171125 Rthle, 
auswärtige Gifenbabnfhulp . 02020. 45090656555 „ 


zufammen 52'136 680 Hthlr. 
hievon geht ab das Vermdgen — des 
Schuldencomptoirs ..14 290 426, 


reine Schul 37- 37'846 254 Rthlr. 
== fl. 25'230 400 
twegen, nad Abzug der Activa 4277000 Speriethle., größten: 
—* fuͤr iſenbahnen, —11328000 fi. 


Spanien gehört unter die am tiefſten verſchuldeten Staaten. Hiezu 
trugen nicht bloß ſchwere Kriege feit dem Anfange der franzoͤſiſchen 
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Mevolution und innere Umwaͤlzungen, ſondern auch die ſchlechte Ver⸗ 
waltung des Finanzweſens von der Regierung Karl's IV. an bei. 
Verſchiedene Verſuche, die Verwirrung zu loͤſen, hatten keinen Beſtand. 
Nah Borrego (Der Rationalreihtfum ...... des K. Spanien, 
deutih von Kottenfamp, 1834, S. 50) wäre die Schuld zu Ende 
des Sahres 1833 mit Cinſchluß von 10148 Mill. Re. Rüdfländen 
27908 Mill. Re. gewefen. Zu Anfang bes Jahres 1850 wurde die 
Schuld mit Einfchluß der unbezahlt gebliebenen Zinfen auf 12531 Mill. 
Nealen angegeben, ohne 2425 Mill. die noch in der Liquidation begriffen 
find, zufammen 14956 Mill. Re. — 1832 Mill. fl. (nach dem neuen 
PMünzfuß, 10 Piaſter auf die Föln. Mark). — Eine neue Regulirun 
des Schuldenweiens wurde 1851 beabfichtigt, aber wieder vereitelt dur 
die Auflöfung der Cortes. Stand am 1. Nov. 1858 14635 Mill. Re. 
— 1792 Mill. d. Hiezu fam die fehwebende Schuld mit 526 Mill. 
Bon obigem Betrage waren nur 10 646%/, Mill. verzinslih, 4781,9 Mill. 
zu 3 Proc., 4969,38 Mill. ausgeftellte Schuld zu 12/. Proc., 12 Mill. 
u 5, 504 Mill. zu 6 Proc. Der wahre Belauf der in diefem großen 
ennbetrage errthaltenen Laſt if nicht leicht anzugeben. Die Reduction 
auf 5 Vroc. 1APt ungefähr 10000 Mil. = 1271 Mil. f. annehmen. 
Zinsausgobe 254 Mill. — Stand zu Anfang 1860: Berzinslihe Schuld 
11289 Mill. Realen, unverzinslih 2151 Mill., ſchwebende Schuld 
719-827000, zuſammen 14159 Mill. Re. — 1759 Mill. fl. (Die 
Angabe von 15500 Mil. für December 1863 fcheint 939 Mill. doppelt 
u enthalten.) Auf 5 Proc. umgerechnet würde bie Schuld von 1860 
35 Mil. Ne. = 837,7 Mil. Fi —— was jedoch nur ſehr an⸗ 
Wernd brauchbar if. Es kommen 3. B. 836 Mill. Re. Zins⸗ und 
5 ande vor. Neberhaupt zeigt Fein chriftlichseuronäifcher 
Beroldungsrüdktände Ä : 
t die Folgen einer ähnlichen früheren Zerrüttung bes Staats haus⸗ 
* Zins im Jahre A 319 Mil., Tilgung 71,7 Mil. Die 
hei v. Ezdrnig I, 444. 
Zahlen ii Er Schuld von 1854 wurde durh v. Reden Ceutſch⸗ 
zur S. 1089) auf 1068,* Mill. Biafter, für 1859 von Boujade 
land ıc. ©. Ann. ©. 265) auf 545 Mill. Fr. berechnet. Es gehören 
(bei Horn, insliche als unverzinsliche Eaflenicheine (Sehtme), ferner 
dazu fomohl ni (Raimes) mit ähnlicher Berfchiedenheit. Angabe für 


ein Papiergeid 1 ‚St. = 5106152500 Bi. zu 6,9 Kr. 

— — — am 30. Juni 1859 54 792 892 fl., 
Würtem 9 — 50-221 449 fl.), wozu in ber zweiten 

(auf 4° — Jahres noch 5,7 Mill. zu 4%, Proc. für Krieges 

Hälfte des gen Rennbetrag im Juni 1860 nach Abzug der inzwiſchen 

Miumgen lamen. 53-426 000 fl. Die Gifenbahnen koſteten bis 


hspenen Abzablung" I = moven aber nur 31-468860 fl. durch 
eſchehenen * 33921 0. MOVER 

30. juni 179 fi — wnrhin, dad ng ie ee a bie 
Anleihen auge * 't getrennt behande — o — “= 
Gifenhaßniduld MIN Ann 31468860 A umterdefien abgszablt worben 
mitteln, wieviel ur Theil wird aber wohl mic En a Ri Fr 
find, der ung übrige —A 2000 Ppeinen Erin Mill. auf 
machen, Br war, Bon ob 8 Schuld am 1. Juli 1859 mit 
Rominalbe hnen u fommen. © ven: 1) kündbar 47 Mill. fl., wovon 
pie Eile ſabahnſchuld WE nicht fündbar 5'570120 f., wovon 
Ginihluß Der un Ile Brote, — —* 3486 200 fl. Iproc. Benflone: 
16.589400 1. Mifitafreinftanbögel® inen 55'572820 fl. Die Tilgung 
1.068 000 4 36 3 MIN, ua Proc. des verzinslichen Nenn: 
fonds; =) Ba g2000 A. = "76578542 f,, wovon hödftene 


* 9660 mE *2 4664 
fü F . Stand hr Re gnfäulben. Ganze Tilgung 1861 — 64 
bt ral “ ’ ald If i 1 

DT 





Nah v. Reden (Deutiland ıc. S. 1079) machten 1857 in ganz 
Europa die Staatoſchulden gegen 12854 Mill. Thlr. oder 48,9 Thlr. 
— 84,1 fl. auf den Kopf, jedoch mit Einfluß der Ciſenbahnſchulden. 
Für Deutſchland außer Defterreih und Breußen berechnet derſelbe Berf. 
463,5 Mill. Thlr. oder 26,2 Thlr. — 46,5 fl. auf den Kopf. Bei 
LifawegsDberhaufer a. a.D. find für ganz Europa 25703 Mil. fi. 
im 20 @uldenfuße und 98 A. auf den Kop gerechnet. Man kann 
das Naaß der Berfchuldung mehrerer Staaten theils durch einen foldyen 
Ausichlag, theils durch das Verhaͤltniß der Schuld zur ganzen Staates 
ausgabe (ohne die Verwaltungs» und Grhebungsfolen, 8. 48 (c)), 
ausbrüäden. In ber folgenden Zufammenftellung if dieß nad den 
vorfehenden Angaben über den Schuldenſtand für diejenigen Staaten 
geſchehen, bei denen die Schuld nad Abzug des auf Gifenbahnen vers 
wendeten Theile® genau oder annähernd befannt if. Die Zahlen der 
legten Spalte zeigen an, wie vielfach ber eigentlihe Staatsaufwand 
in der Schuld enthalten ift oder wieviel Sahresansgaben zur Tilgung 
der Schuld erforderlih fein würden. Diefe if hiebei für 7 Staaten 
auf gleichen Zinsfuß umgerechnet zu Grunde gelegt worben. 


| Gulden auf den Ronf ı Berfättniß der 
Huld 
tm {m umgerech⸗ sum Gtaate: 
Rennbeirage | neten Berrage aufwande 


Großbritanien ı 332 0 | 2565 12 fach 
Niederlande . ı 227 I 177 9,8 
Frankreich 1440 1144, 8 
Portugal . 126 101 ı 8,8 
Defterreich . nn. — 81 6,7 
Spanien . » 2.2.2...) 1138 2 | ge 
Stalim. . . 2... 88 — I 
Guropäifches Rußland . 48 — 4,1 
Belgien . . 2... 44,3 34,0 | 3,” 
Bayern 28 — | 2, 
Preußen 24,1 — 2,66 
Sachſen. 218,6 — | 1? 
MWürtemberg - . . 2 2... 174 | — 1,0 
Sannover -. . 2 2 2 0. 16 — 1,8 
Baden (ohne Grundſtock). . . 10,? — 8* 
Schwein. - ı 2 2 20. 6,3 — — 


In Baden iſt der Betrag 19,2 fl. und das 2,fache, wenn die un⸗ 
verzinslihe Schuld von 12 Mil. fl. an den Grundflod eingerechnet 
wird. Diefe, freilih bei einigen Staaten nur auf einer ungefähren 
Schägung beruhenden Zahlen fordern zu mandyfaltigen Betrachtungen 
auf. Die flärkere VBerfhuldung trifft nicht durchgängig mit höherer 
Entwicklung und Wohlhabenheit zufammen, fondern rührt zum Theil von 
mangelhaftem Staatshaushalt her, zum Theile von fofbaren Kriegen. 
Unter den Großſtaaten zeichnet fih Preußen durdy die geringe Schuld aus. 

Breife von Staatefhuldfcheinen im Februar 1865: 

5 Broc. Stalien 65. — Defterreich. Ration. Anl. 68—69. — Ruſſ. 87. 
4 5 Brankuid, Schweden 92, — Belgien 100, — Breußen, 
anern 102, — Würtemberg 104. 
4 „weſtdeutſche Staaten gegen 100. 
3 „ Preußen 90-91, — Baben, Naſſau 91—92, — Brauns 
ſchweig 93%/, — Frankfurt, Würtemberg 94—95. 
3° Spanien 40-42, — Frankreich 67—68. 





Viertes Buch. 
Aeußere Einrichtung des Finanzweſens. 








I. Abſchnitt. 
Wehörden und Aemter im Sinanzwefen. 
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Die Aemtereinrichtung im Staatshaushalt (Finanzorgas 
nifation), d. h. die Art und. Weife, wie die Finanzgeſchäfte 
unter verfchiebene Behörden und Beamte vertheilt, wie bie 
WiTFungöfreife biefer Dienftftellen fowie die Unterorbnung ber 
un Leren unter die höheren und bie höchfte feftgefeßt werben 
ſSuen, iſt viel weniger wiſſenſchaftlich unterſucht worden, als 
Die in den drei erſten Büchern dargeſtellten Finanzgeſchäfte (a). 

Es laſſen ſich auch für jene Einrichtung nidyt viele allgemeine 
Regeln aufftellen, weil biefelbe großentheild von dem Umfang 
und der Beichaffenheit der Berwaltungdgefchäfte in jedem Lande 
bedingt wird, weßhalb fie auch in den einzelnen Staaten fehr 
verfchieden if. Die Erfahrung muß über die Güte einer ge 
wiffen Anorbnung bes Finanzdienftes entfcheiden, doch ift bei 
der Abwägung der Borzüge der einen oder anderen zu bebenfen, 
daß jede derſelben durch Gewöhnung und Gefchidlichkeit ber 
Beamten, und in Verbindung mit den übrigen Berhältniffen in 
einem Lande ſich nuͤtzlich erweifen kann. Gleichwohl darf bie 
Betrachtung über die befte Organifation ber Finanzverwaltung 
nicht aus ber Finanzwiſſenſchaft auögefchloffen werden, und es 
giebt ohne Zweifel auch in biefem Gebiete fefte Grundſaͤtze. 


(a) S. vorzüglih v. Jakob II, $. 964 und 1268 ff. — v. Nalchus, 
Bolitit ber inneren Berwaltung I, 152. Def. Finanzw. II, 1 u. 166. — 
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D’Audiffret, Systöme finaneier de ia France III, 1. 1854. — 
Jakob faßt (im 3. Once feines Werkes) unter ber Benennung 
Binanzverwaltung viele Regeln zufammen, welche den Vollzug 
allgemeiner Brundfäge betreffen; er fommt daher, außer der Lehre von 
der Organifation, dem Rechnungs: und Caſſenweſen auch auf bie 
befonderen Beichäfte ber Ausgabens, Binnahmens und Schuldenverwal: 
tung zurüd. Diele Trennung ber Principien und ber Bollzugsregeln 
bei einem und demfelben Gegenſtande, 3. B. der Domänenverwaltung, 
iſt für die gute Auffaflung des Zufammengehörenden nicht vortheils 
haft. — v. Malchuée nimmt das Wort —— im 
engeren Sinne, und verſteht darunter „die Grundſätze und Grund⸗ 
regeln, nach welchen das Staatseinkommen auf eine ſolche Art centrali⸗ 
firt werden kann, welche die Staatsangehoͤrigen in der Verfolgung und 
Erſtrebung ihrer Zwede fo wenig ale möglich beſchraͤnkt“; dieſer Finanz⸗ 
wiſſenſchaft wird als praftifcher Theil bie Binanzuerwaltunge> 
Lehre entgegengefeßt, welche von der Anordnung des Yinanzhaushaltes 
im Allgemeinen, von dem Staatsaufwande, von dem Etatsé⸗, Gaflen; 
und Rechnungsweſen und dem Organismus der Finanzbehoͤrden handelt. 
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Die Finanzgefchäfte müſſen ebenfo wie die Verrichtungen 
in anderen Zweigen des Staatsdienftes für die Ausübung in 
doppelter Hinficht vertheilt werben, 

1) räumlich, in Bezug auf größere und Kleinere Abfchnitte 

des Staatögebieted und zum Theile fogar auf einzelne Orte, 
2) gegenſtändlich, wegen ber in der Ratur der Gefchäfte 

liegenden Berfchiebenartigkeit, auf die dad Geſetz ber 

Arbeitötheilung anwendbar ift, I, $. 114. 

Jede von beiden Arten der Gefchäftsabtheilung macht der 
gleichförmigen Leitung willen eine Abflufung von unteren und 
höheren Dienfiflelen notbwendig. Fuͤr diefe Verzweigung gelten 
die allgemeinen, die Organifation der Staatdämter 
betreffenden Regeln, von denen beionderd folgende hervor 
gehoben zu werben verdienen: a) Man foll die Gelchäfte fo 
einfach einrichten, als es mit der Erreichung ihrer Zwede vers 
einbar ift, weil dadurch nicht bloß der Aufwand verringert, 
fondern audy die Oberleitung erleichtert und ben Staatöbürgern 
mandye Unbequemlichfeit erfpart wird. b) Der Wirkungskreis 
eined jeden Beamten fol nicht zu verfchiebenartige Berrichtungen 
in fidy fchließen, die theild hoͤchſt ungleichartige Kenntniffe und 
Geſchicklichkeiten vorausfegen, theild aber in ihren Berbindungen 
nachtheilige Verzögerungen und Unterbrechungen verurfachen 
würden. c) Es muß zwar jedem Beamten ein gewifler Spiel: 
saum eröffnet werben, innerhalb befien er nach eigener Einficht 
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bandeln darf, jedoch fol dadurch die Berantwortlichkeit für jede 
Amtshandlung nicht ausgeichloffen werden, auch die Aufftellung 
allgemeiner Borfchriften und die Fafſung wichtiger Befchlüfle 
den höheren Stellen vorbehalten bleiben. Die Yinanzverwals 
tung macht eine befonderd genaue Redytfertigung der unteren 
Beamten gegen ihre Borgefegten und bie firengfle ‘Prüfung des 
Geſchehenen durch die legteren nothwendig, um jeder Verſuchung 
zur Pflichtwidrigfeit entgegen zu wirfen. Hieraus entftcht das 
Debürfniß einer guten Unterordnung der Stellen. 


$. 532. 


Die Amtöftellen im Yinanzdienft find: 

1) örtliche, welche die Anweſenheit eined Beamten an 
einem gewifien Puncte erfordern. Dahin gehören 3. B. bie 
Verwaltungen einzelner Landgüter, Forſten, Gewerfsanftalten ıc., 
einzelner Berg», Hütten und Salzwerfe, fowie ber Salznieders 
lagen, der Münzflätten, ber Poſt⸗ und Eifenbahnämter und 
Haltftellen, die Steuererhebung in ben einzelnen Gemeinden, 
die Zollſtaͤtten; 

2) Bezirfsftellen, denen die Beforgung ber Einnahmen 
und Ausgaben in einem Fleineren, von dem Beamten leicht 
perfönlich zu beauffichtigenden Bezirfe übertragen wirb und 
weiche zum Theil, je nady der Natur der Gefchäfte, noch oͤrt⸗ 
liche Bedienſtete unter fi) haben fönnen. Solche Beamte find 
hauptfächlich (a) nothwendig a) für die aus Feldgütern unb 
Gewerksanſtalten befiehenden Domänen und die Grundgefälle, 
b) für das Forſtweſen, c) für Berg» und Hüttenwefen, d) für 
die Poſt⸗ und Eifenbahnverwaltung, e) für das Steuerwefen (B), 
und insbefondere no für das Zollwefen, f) für vie Staats⸗ 
gebäude. 

3) Provincialbehörden, Finanzkammern, einem 
größeren Lanbestheile (Provinz, Regierungebezirf, Kreis im 
Sinne der fübdeutfchen Staaten, Departement ıc.) vorgefegt und 
bauptfächlich durch fchriftliche Berichte, Anfragen und Ber 
fügungen mit den unteren Stellen in Berbindung ſtehend, in 
Eleineren Staaten entbehrlidy; 

4) oberfie Landesbehörden, und zwara) befondere, 
für einzelne Zweige des Binanzweiens, Eentralftellen 
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Beneralbirectionen(c), b) eine allgemeine, ben ganzen 
Staatshaushalt Uberblidende und regelnde Dberbehörbe, das 
Sinanzminifterium. 


(s) Daneben kann es noch Lotto, Gtempel:, Tabalss ı. Beamte geben. 


d da, 3. B. in Bayern, find die Schagungen mit den Domänen 

o Verbunden ben Rentämtern übertragen und daneben Aufſchlags⸗ 
ämter für bie inneren Aufwandsftenern errichtet worden, anber6iwo, 

3. 3. in Baden, werden beide Steuergattungen von den Obereins 


nehmereien be hetden und der in ihnen eelten Beamten 
f der Behörden u ihnen angefellten Beam 
e — “in Deutfhland noch mancher Berbefierung. Diefe Namen und 
Titel follen kurz, beftimmt, bezeichnend und wo möglich deutich fein. 
Die geihmadloten fremben Ausdrüde verſchwinden allmälig. V. 8. 
v. S dendorf (Deutfcher Fuͤrſtenſtaat) Handelt im 4. Gap. des III.TE. 
Son Behelung der fürftlihen Kammer“ und verficht darunter 
die obere Ginanzbehörde. In Dänemark Haben fig die Ausbrüde 
Rentefammer und Zollkammer erhalten. 


$. 588. 


Die beiden erften Elafien von Finanzſtellen find bie aus⸗ 
führenden und vollziehenben, bie beiden legten die auf⸗ 
fehenden umd leitenden. Jene find zwar unter einander 
infoferne verfehieden, als bei einigen Zweigen von Einkünften 
pem Beamten eine freiere Bewegung geftattet if, während er in 
anderen an beftimmte und unabweichliche Vorſchriften gebunden 
werden muß, indeß ift doch bei ihnen durchgehends die That 
vorherrfchend, bei ben oberen dagegen die Prüfung, Ueberlegung 
und Beichlußfaffung. Daher eignen ſich die beiden unteren 
Glafien zur Berwaltung durch einzelne Beamte mit den nöthigen 
untergebenen Gehülfen (a), die höheren zur Gollegialverfaffung, 
8. 70. Gegen biefe kann zwar, außer der Umftaͤndlichkeit, 
Verzögerung und größeren Koftbarfeit, noch der Umftand geltend 
gemacht werben, daß bei jedem Gegenftande nur ber denfelben 
vortragende und fortwährend im Auge haltende Rath (Refes 
rent, Refpicient) ganz eingeweiht if. Indeß trägt Die 
Theilnahme anderer, wenigftens im Allgemeinen unterrichteter 
Käthe und der Meberblid des Borfigenden fehr viel zur Reife 
und Umſicht in den Entfchließungen bei und es if leichter 
möglich, die Gefchäfte nach gleihförmigen Grundſaͤtzen zu er- 
ledigen, auch ungeachtet des Wechfeld der PBerfonen bei jedem 
Gegenftande gleiche Zwede zu verfolgen, als bei der Bureaus 
verfaffung, zubem läßt man die Vortragsfächer (Refpiciaten) 


von Zeit zu Zeit wechleln und beftellt Rebenberichterftatter 
(Coreferenten), fo baß Jeder in allen Theilen bed Geſchaͤfts⸗ 
gebieted einheimifch wird. Am beften ift eine ſolche Berfchmel- 
zung beider Formen, daß einfache Mafregein des Bollzuges 
und Gefchäfte, die nach befonderen Kunſt⸗ (technifchen) Regeln 
zu beurtheilen find, dem Refpicienten und Borfigenden allein 
überlaffen werben, ohne der gemeinfamen Berathung zu bebürfen. 


(a) Bine Abweichung hievon iR im Zollverein die collegialifche Verfaſſung 
ber Hauptzollämter, deren jedes drei Beamte bat. 


$. 534. 


Es ift flreitig, ob es befier fei, mehrere Zweige ded Finanz⸗ 
wefens in dem Wirkungskreiſe von Provincialbehörden (Kinanzs 
fammern) zu vereinigen, oder dagegen jedem Hauptzweige 
fein eigene® Behoͤrdenſyſtem anzumweifen und ihn demnach einer 
befonderen Oberbehörde unterzuorbnen, die fogen. Gentralis 
fation(a). Letzteres if bei einigen Gegenfländen, die viel 
Eigenthümliches und wenig Zufammenhang mit anderen Theilen 
ber Berwaltung haben, wie bei bem Poſt⸗, Eiſenbahn⸗ unb 
Zollweien, gemeiniglich geichehen, öfter auch beim Bergwerks⸗ 
Salzwerks⸗, Hütten» und Forſtweſen; dagegen bat man bie 
Domänen: und Steuerverwaltung meiftend ben Provincial⸗ 
behörben zugetheilt, die in mehreren Staaten auch mit ber 
Leitung der Forftwirthichaft innerhalb ihres Bezirkes beauftragt 
wurden (5). If ein Staat fo groß, daß die Leitung ber 
Bezirköftellen durdy eine einzige DOberbehörde wegen ber Anzahl 
und weiten Entfernung ber erfteren zu beſchwerlich fein würde, 
fo ift es nüglich, in ben Landestheilen Mittelftellen einzufchalten, 
welche die Verfchiebenheiten in den wirthichaftlidyen Verhältnifien 
aus näherer Anjchauung befier fennen. In diefen Mittelftellen 
lafien fi die Domänen» und Steuergefchäfte füglich mit ein 
ander verbinden, ba die wifienfchaftlichen Vorkenntniſſe für dies 
ſelben großentheild die nämlicyen find, und auch da wo beide 
in den unteren Stellen getrennt find, body der angehende Beamte 
leicht im Stande ift, in beiden praftifch bewanbert zu werben. 
Auch die Berwaltung der Staatöforften hat neben rein tech⸗ 
nifchen @egenfländen ($. 533) viele allgemeine Beziehungen, 
3.2. zu ber Landwirthſchaft und Armenpflege, und follte daher 
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nicht ganz vereinzelt ſtehen. Wird ein gewiſſer Einnahmszweig 
ohne Zuſammenhang mit anderen von beſonderen Behoͤrden 
geleitet, ſo wird hiedurch die Verwaltung allerdings leichter 
kunſtvoll in ſich ausgebildet; iſt er dagegen den Provincial⸗ 
behoͤrden zur Behandlung zugetheilt, ſo entſteht mehr Ueber⸗ 
einſtimmung und Ineinandergreifen der verſchiedenen Regierungs⸗ 
maßregeln, und dieſe koͤnnen vollkommener nach den Beduͤrfniſſen 
und Verhaͤltniſſen jedes Landestheiles abgemeſſen werden, auch 
ſind die unteren Stellen einer naͤheren Aufficht unterworfen. 


(a) v. Jakob II, $. 1270. — v. Malchus, Fin. U, 177. 
(2) 3. 3. in Bayern und Würtemberg, v. Malchus, Politik IL, 170. 


$. 535. 


Das Finanzminifterium ift der Mittelpunct, von welchem 
alle Verfügungen und Anordnungen ausgehen, und in befien 
Mitgliedern ſich daher auch gründliche theoretifche und praftifche 
Kenntniß des ganzen Finanzweſens vereinigt finden muß. Yür 
mehrere beſonders große Hauptzweige bed Finanzweſens werben 
entweder einzelne Abtheilungen (Sectionen) des Yinanzminifte- 
riums, oder befondere, demfelben untergeorbnete Eentralbehörben 
($. 532) angeordnet. Der Unterfchieb beider Einrichtungen 
zeigt fidy vorzüglich darin, daß die Abtheilungen des Miniſte⸗ 
‚riumd bei der Berathbung wichtiger Angelegenheiten zu einer 
volftändigen Berfammlung (Plenum) zufammentreten können, 
während die Eentraiftellen nur ſchriftlich an dad Minifterium 
berichten und dieſes daher auf den Bortrag eines feiner Räthe 
die Anträge ber Gentralftellen einer nochmaligen Prüfung aus 
einem höheren Standpuncte unterwirft. Die legtere Einrichtung, 
nach weldyer das Minifterium eine geringere Zahl von Räthen 
enthält, ift zwar wegen des fchriftlichen Verkehrs mit den Cen⸗ 
tralftellen umftänblicher, befördert aber das reife Durchdenfen 
jeder Entſchließung und erleichtert ſowohl die Verſtaͤndigung 
als die Durchführung beftimmter allgemeiner Orunbfäge in dem 
Minifterium. Nach einer in der Mitte flehenden Einrichtung 
erhalten die Borftände der Centralftellen Sig, Vortrag und 
Stimme im Minifterium. Die Zahl der Sectionen oder Eentrals 
fielen muß nad) dem Umfange der Gefchäfte bemefien werden, 
weil in EHeineren Staaten, ober wo gewiſſe Einnahmsquellen 
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einfach zu verwalten ſind, mehrere derſelben zuſammengefaßt 
werden koͤnnen, z. B. das Forſtweſen mit den landwirthſchaft⸗ 
lich benutzten Domänen und den Gefaͤllen (a). Ein Theil der 
Binanzgefchäfte, nämlich der Aufwand für verfchiedene Zweige 
der Staatöverwaltung und die mit biefen Ausgaben zufammen- 
hängenden Nebeneinkünfte (8. 87) werben nicht von dem Finanz 
minifterium, fondern von den anderen Minifterien geleitet, denen 
deßhalb ein finanzfundiged Perfonal beigegeben werben muß. 


(a) Die obere Porbehörde bat man wegen der häufigen Berhandlungen 
mit anderen Staaten bie und da, 3. B. früher in Baden und Gars 
binien, dem Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten untergeben, 
mit deſſen Hauptwirkungskreis fie jedoch zu wenig Zufammenhang bat. 

Baden. Unter dem Pinanzminifterium ſtehen 1) die Domänens 
fammer, 2) die Korfls und Bergwerksbirection, 3) die Steuerdirgetion 
(leitet auch die Salzwerke), 4) die Zolldirection, 5) die Baudirection, 
6) die Staats: und die Schuldverwaltungscafle.. — Dem Handels 
minifterium iſt die Direction der Berfehrsanftalten (Poſt⸗- und Gifen- 
bahn) untergeben. 

Bayern. Das Forfibureau ift eine Abtheilung des Finanzminiſte⸗ 
riums. Unter diefem flehen 1) die Bergwerks- und Salinendirection, 
2) die Lottoadminiftration, 3) das Haupt⸗Münz⸗ und Stempelamt, 
4) die Direction der Berkehrsanftalten, 5) die Ciſenbahnbau⸗Commiſſion, 
6) die Zolladminiftration. 

Frankreich. Unter dem Minifterium fliehen die administrations 
contrales 1) des contributions direetes, 2) de l’enregistrement et des 
domaines, 3) des foröts, 4) des douanes et contributions indirectes, 
5) des postes, 6) die Commission des monnaies. 

Preußen. Das Finanzminifterium hat brei Abtbeilungen, für bie 
Steuern, für das Etats⸗ und Gaflenwefen und für Domänen und 
Korften. Dagegen ſteht das Beneralpoflamt, fowie die Berwaltungen 
der Gifenbahnen und der Berg: und Hüttenwerke unter dem Miniſte⸗ 
rium für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 

Sardinien. Zum Finanzminifterium gehören die Seneraldirectionen 
1) der Zölle (gabelle, mit Salz: und Tabaksregal), 2) der Steuern 
und Domänen. Die Direction der öffentlihen Arbeiten unter einem 
eigenen Minifterium beforgt die Berwaltung der Gifenbahnen. 

Mürtemberg. Unter dem Miniflerium 1) die Oberfinanzfammer, 
welche wieder eine Domänens, eine Korfbirection, einen Bergrath und 
eine Gentralbehörbe für die Berfehrsanftaiten unter fid hat (die Finanz: 
fammern der vier Kreife find aufgehoben worden); 2) Steuercollegium. 


$. 536. 

Es giebt noch einige andere Gefchäftsgebiete, für welche 
Oberbehörden unter dem Yinanzminifterium gebildet werben 
müffen, ohne daß benfelben eigene Provincials und Bezirkes 
beamte untergeorbnet werben. Dahin find haupfſaͤchlich zu 


rechnen: 
Man, polit. Delon. II. 2. Abth. 5. Audg. 29 


1) bie Schulbverwaltung, $. 508; 

2) die Berwaltung ber Hauptflaatdcaffe, mit web 
her alle anderen Caſſen in Verbindung ftehen; 

3) die oberfie Rehnungsbehödrde (Ober Rechnungs 
fammer, Cour des comptes), weldye bie Prüfung ber. 
Staatsrechnungen in letzter Inflanz vornimmt und über 
bie zwifchen ben Rechnern und der Regierung obwaltens 
ben Rechtönerhältniffe felbfiftändig entfcheibet, $. 557. 

4) in großen Staaten die oberfie Buchhaltung, melde 
die Rechnungsergebniffe zur leichteren Ueberficht des ganzen 
Staatshaushaltes nach verfchiedenen Gefichtöpuncten zus 
fammenftelt und verarbeitet, auch zu der Entwerfung bed 

Hauptetats ($. 465) gebraudht werden kann, $. 560; 

5) die Münzverwaltung. 


$. 537. 

Die im Finanzfache angeftellten Perfonen zerfallen in Hins 
fiht auf ihre Vorbereitung und ben Umfang ihrer Kenntnifle 
in drei Glaflen: 

1) Solche, welche bloß mit guten Schullenniniffen aus⸗ 
geftattet find und anfangs zu leichteren Berrichtungen gebraucht 
werben, fpäter aber, wenn fie Gefhäftsübung und Bekanntſchaft 
mit den in einem Zweige des Finanzdienſtes beftehenden Vor⸗ 
fhriften erlangt haben, zu ſchwereren und wichtigeren Arbeiten 
beauftragt werden, 3. B. die Schreiber und neben ihnen auch bie 
Erheber ſolcher Einkünfte, bei denen die Schuldigfeit ſchon voraus 
beftimmt ober leicht zu beurtheilen if, 3. ®. der Schagungen, 
ber Acciſe, des Weggeldes, der Stempelgebühr, ver Lotterie⸗ 
einfäge ıc., Buchhalter, Eaffirer, Rechnungsreviforen ıc. 

2) Kunftverfiändige (technifche) Beamte, bie eine 
eigenthümliche, außer dem Gebiete ber Finanzwiſſenſchaft liegende, 
auf einen befonderen bürgerlichen Beruf gerichtete wiſſenſchaft⸗ 
liche Borbildung befigen müflen (a), 3.2. im Landbau, in ber 
Sorftwirthfchaft, im Bergbau, Salinenwefen, Bauweſen (fog. 
Hodbauten, Straßen» und Waflerbau), ber Kataftermeffung 
u. dgl. Was den Kunftregeln eines foldhen Faches gemäß ift, 
entfpriht darum noch nicht immer ben finanziellen Zwecken, 
und der vielfältig wahrgenommene Wibderftreit zwifchen ben 
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Technikern und Yinanzmännern würde feltener werden, wein 
erftere zugleich mit den Grundſaͤtzen ber öffentlichen Wirthſchafts⸗ 
lehre vertraut wären. Je weniger man bieß voraudfegen kann, 
deſto nöthiger ift, Die Techniker mit beigeorbneten oder vors 
gefehten Beamten von mehrfeitiger Ausbildung in Berbindung - 
zu feben (b). 

3) Wiffenfhaftlihe Sinanzmänner Der Befitz 
foftematifcher Kenntniffe aus dem Gebiete ber ganzen bürger- 
lichen und öffentlihen Wirthſchaftslehre, der Mathematik, ber 
Naturwiſſenſchaften, der Statiftif und Rechtswiſſenſchaft ift von 
anerfannter Unentbehrlichkeit für die höheren Stufen des Finanz⸗ 
dienfted, auf denen der Beamte auch zu neuen Gefeben und 
Einrichtungen mitzuwirken bat. Damit ed nun zur Befegung 
folcher Stellen an Männern nicht fehle, welche ſich von unten 
auf in den verfchiedenen Geichäften geübt haben, fo muß ſchon 
aus biefem Grunde von einem Theile der angehenden Geſchaͤfts⸗ 
männer eine ſolche forgfältige und mandhfaltige Vorbereitung 
gefordert werben. Diefe ift jedoch auch in den Dienftverridy 
tungen ber Bezirföftellen, die allerdings fchon mit Hülfe 
bloßer Einübung erlernt und betrieben werben Fönnen, von 
entſchiedenem Nutzen, weil der, welcher fo gut unterrichtet in die 
Verwaltung eintritt, die Regeln berfelben weit ſchneller auffaßt 
und bei Allem, was er vornimmt, den Grund und Zwed beuts 
licher erkennt, weßhalb er mehr zu dem beabfichtigten Erfolge 
und zur Bervollfommnung der Verwaltung beitragen fann, $. 15. 
Der Kreis der den woiffenfchaftlich gebildeten Yinanzbeamten 
ausfchließlich vorzubehaltenden Dienftftellen follte daher nad 
und nad) erweitert werden, fowie die Häufigkeit diefer Vor⸗ 
bereitung es geftattet und in jedem einzelnen Gefchäftögebiete 
der vortheilhafte Einfluß ſolcher Vorkenntniſſe ſich bemerklich 
macht (c). 

4) Redhtögelehrte für die Wahrung ber mit dem Staats» 
vermögen zufammenhängenden Berechtigungen des Staated in 
ftreitigen Faͤllen des bürgerlichen Rechtes (fog. Biscalgefchäfte) 
und für Straffälle, foweit diefe in den Wirkungskteis ver 
Finanzbehoͤrden gehören. 


(a) So werden auch im Gefchäftskreife des Minifleriums des Innern bie 
Kirchen⸗, Schul: und Mebieinalräthe techniſche genannt. 


29 * 
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(8) Sollten die Techniker den Mittelbehörden als Mitglieder einverleibt, 
oder nur berathend beigeneben werben? Letzteres iR der Borfchlag von 
Satob’s, U, $. 970 ff.; es follen tecdhnifhe Dekonomies (namlich 
Landwirthſchafts⸗), Forſt⸗ und Bergwerkskammern errichtet werden, bie 
feine Staatsbehörden, fondern bloße Abminiftrationsämter wären und 
die Beſtimmung hätten, „die Befehle der Finangcollegien auszuführen 
und denfelben diejenigen Notizen zufommen zu laffen, welche von ihnen 

efordert werden“. GEs ift jedoch hiebei zu beforgen, daß in dieſen 
ammern, deren Mitglieder feine „allgemeinen ſtaatswirthſchaftlichen 
Kenntniffe” zu befigen brauchen, die höheren flaatsölonomifchen Rüd: 
fihten zu wenig vertreten werben, wenn nicht wenigſtens ein Theil ber 
Beifiger oder doch die Borflände zugleich den Provincialfinanzcollegien 
ſelbſt angehören. Vgl. v. Malchus IL, 83. 

(e) Shmidlin, Weber die Vorbereitung zum Staatsdienſte im Verwal⸗ 
tungefache, Stutig. 1834. — Rau im Archiv der pol. Def. IL, 77. — 
In vielen europäifhen Staaten wird das Beduͤrfniß einer wiflenfchafts 
lihen Borbildung für den Finanzdienſt no nicht erfannt, man behilft 
fih daher mit eingeübten Sefchäftsleuten oder mit Mechtögelehrten, und 
es iſt begreiflih, Daß man bei dem Mangel an peinlich unterricdhteten 
höheren Beamten oft mit Nugen einen geſchickten Kaufmann oder 
Fabrikherrn berbeizieht. 


I. Abſchnitt. 
Eigenthümliche Sefhäftsformen im Sinanzwefen. 


Einleitung. 
8. 538. 

Die Regeln für die Formen in den Binanzgefchäften find, 
was mandherlei Arten fchriftlicher Arbeiten betrifft, bie näms 
lichen, weldye für die Staatsverwaltung im Allgemeinen aufs 
geftellt werden fönnen, und gehören beßhalb nicht fowohl in 
die Finanzwiſſenſchaft, als in die Lehre von den Staats⸗ 
gefchäften überhaupt. So werben 3. B. Berichte, Verfügungen, 
Gefege, Verordnungen, Protokolle u. dgl. in Finanzſachen nicht 
anderd abgefaßt, ald in Polizeis, Kirchen- oder Schulangelegen- 
heiten. Dagegen giebt ed mehrere ben Finanzweſen eigenthüm- 
liche Berrichtungen, für welche, abgefehen von befonderen Zwecken 
einzelner Einnahmen und Ausgaben, allgemeine formelle Regeln 
aufgeftellt werden müffen. Diefe Regeln find durch die mehrere 
Sahrhunderte hindurch fortgefegte Uebung und Ueberlegung bei der 
Beforgung von Finanggefchäften gefammelt, fortgepflanzt und 
vervollfommnet worden. Sie werben jedoch leichter aufgefaßt 
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und es wird der Weg zu ihrer weiteren Ausbildung eroͤffnet, 
wenn man fie in einer wiſſenſchaftlichen Darſtellung mit den 
oberften Grundfägen der Finanzwiſſenſchaft in Verbindung febt. 
Die hieher gehörenden Gefchäfte find vornehmlich: 

1) daß finanzielle oder Kamerals Rechnungswefen, 

2) das Etatöwefen, 

3) dad Baffenwefen. 


1. Abtheilung. 
Grundzüge des Staats - Redinungsweiens. 
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Unter einer Rechnung verfleht man überhaupt die Bers 
bindung von Zahlen nad) Regeln ber Zahlenlehre (Arithmetif), 
um daraus irgend ein Ergebniß zu gewinnen, und zwar be 
deutet jener Ausdruck theild die Handlung des Berbindend ber 
Zahlen (dad Rechnen), theild aber die fchriftliche Aufzeichnung 
berfelben. Rechnungen in biefem (objectiven) Sinne kommen 
im wirtbichaftlichen Gebiete befonderd häufig vor, weil das 
Bermögen nad feinen Beftanbtheilen und Veränderungen leicht 
nad Zahl und Maaß beftimmt werden fann. Das Kamerals 
oder Staatdrehnungdwefen ift bie amtliche geordnete 
Darftelung ber in der Finanzverwaltung im Laufe der Zeit 
vorfommenden wirthſchaftlichen (die Sachgüter betreffenden) 
Thatfahen in Zahlen (a). Hiebei erfcheint dad eigentliche 
Rechnen (die arithmetifchen Berrihtungen) als ver leichtefte 
Theil des Rechnungsgefhäftes, deſſen Hauptichwierigfeit viel 
mehr in ber guten Ordnung der großen Menge von Zahlen» 
angaben befteht (5). Jede einigermaßen zufammengefegte Wirths 
fchaft erfordert eine forgfältige und georbnete Aufzeichnung aller 
wirthchaftlichen Vorgänge und Verhältniffe mit den zugehörigen 
Zahlen, um dem Gedaͤchtniſſe zu Hülfe zu kommen, um dem 
Eigenthümer des bewirthfchafteten Vermögens jederzeit den Stand 
befielben zu vergegenwärtigen, ben Ueberblid der Beduͤrfniſſe und 
ber Hilfsmittel zu gewähren, Erfahrungen über den Erfolg 
einzelner Maßregeln zu ſammeln und überhaupt die ganze 
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Wirthſchaftsführung nad) allgemeinen Grundfägen gut zu 
regeln (c). Im Binanzweien if die gute Rechnungsführung 
ein beſonders wichtige Erforderniß, ſowohl wegen des großen, 
fhwer zu überfehenden Umfanged und der Manchfaltigfeit der 
Vermögenstheile und Ereigniffe und der Menge mitwirkender 
Perfonen, ald wegen der ftrengen Berantwortlichkeit, die ber 
Sinanzbeamte ald Verwalter eined fremden Vermoͤgens zu tragen 
bat. Die Rechnungen dienen daher in der leßtgenannten Hin- 
fiht dazu, 1) jede Unreblichkeit oder Nachläffigkeit von Seite 
ber Beamten zu verhüten und die Gewißheit einer guten Ber: 
waltung zu begründen, 2) den Beamten die Anerkennung ihrer 
Pflichterfüllung zu verfchaffen und fie dadurch gegen jeden Bors 
wurf oder weiteren Anfpruch ficher zu ftellen (d). Die Kunft 
bed Staatsrechnungsweſens gehört der neueren Zeit an und iſt 
vorzüglich feit dem Anfange des 18. Jahrhundertd im preußi- 
[hen Staate, im jebigen Jahrhundert vorzüglich in Frankreich 
und Deutfhland ausgebildet worden, wozu bie landfländifche 
Berfaffung und die Veröffentlichung der Ergebnifle des Staats⸗ 
haushalted beigetragen bat. Theoretiſch wurde biefer Gegen⸗ 
Rand zuerft von Rechtögelehrten, in Hinficht auf das Rechts⸗ 
verhältniß zwifchen dem Rechner und bem Gigenthümer des 
verrechneten Vermögend (dem Staate) behandelt (e). Erft bei 
ber neuerlichen Bervolllommnung ber Binanzwiffenfchaft wurde 
auch die gute Einrichtung der Rechnungen im Allgemeinen mehr 
beachtet (/), doch ift fie noch nicht mit gleichem Eifer wie ber 
materielle Theil ded Finanzweſens fyftematifh behandelt und 
auf fefte Grundfäge zurüdgeführt, vielmehr gemeiniglich der 
Prarid überlaffen worden. 


(a) Das Merkmal „amtlih” dient zur Unterfcheidung von Brivatarbeiten 
ähnlicher Art, 3. B. den Berechnungen des Statiflifere. — Die Frans 
zofen verfiehen unter comptabilitö nicht allein das Rechnungsweſen, 
fondern auch das Gaflenwefen und die ganze Einrichtung des Finanz⸗ 
weſens von formeller Seite. 

Die Lehre vom Rechnungsweſen darf daher nicht mit der politifhen 

oder Staatsrehenkunft ($. 14) verwechſelt werden, welche fidh 

mit der Löfung eingetretener verwidelter Aufgaben durch arithmetiſche 

Kunftmittel beſchaͤftigt. 

(ce) Der Einfluß einer guten Verrechnung auf den Bermögenszuftand Gin; 
zelner wird treffend geichildert von Ch. V. de Bonnstetten, Penndes 
sur divers objets de bien public, Genère 1815, ©. 19 ff.: La plupart 
des hommes ne sont ni arares ni prodigues, que parce qu’ils n’ont pas 
une idée nette de leur fortune et de leurs moyens. — L’habitude de 


(b 


wur 


ut 
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voir en chiffres oo que l’on depense et que l’on acquiert, eüt empächs 
le prodigue et l’avare de tomber dans des vices, qui finissent tonjours 
par rendre vil ou coupable. 

Diefelben Berbältniffe finden bei der Verrechnung des Firchlichen, des 
Gemeindevermoͤgens ıc. flatt, wobei man deßhalb die Normen ber 
Staaterechnungen zum Borbilde zu nehmen pflegt. 

Schriften von Muäoz de Eseobar (De ratiociniis et computationibus 
administratorum, 1599 und öfter), Heeser (De retionibus reddendis 
earumgue revisione, 1665 und öfter) u. A. Auch bei Elaproth 
(Srundfäge von der Berfertigung und Abnahme der Rechnungen, Bött. 
1769), Wiedeburg (Anleitung zur Rechnungswiſſenſchaft, 1773) und 
Lange (Abhandlung vom Rehnungsweien, Bair. 1776) bildet das 
eingewebte Rechnungsrecht noch einen beträchtlichen Theil des Inhaltes. 
Ungeachtet der vielen über dieſen Gegenſtand geichriebenen Bücher ifl 
es doch fchwer, ſich allein aus bdenjelben zu belehren, weil mande 
—5* nit far, methodiſch und vielfeitig genug find. Bemerkens⸗ 
werth find: 


1) Ueber das Rechmugsweſen im Allgemeinen. 


v. Buteani, Srundfäge des allgemeinen Rechnungsweſens. Wien 1818. 

v. Eſcherich, Lehrbuch des allgemeinen und des Staatsrechnungs⸗ 
weſens. Wien 1852. B. 

Löw, Theorie des Rechnungsweſens. Berlin 1860. 


2) Ueber die Stantörecäunngen im Allgemeinen. 


Brand, Grundfäge der Staatsrehnungswiflenihaft. Wien 1784. 

Hornberger, Grundfätze der Rameralrechnungsführung. 1796. 

Gihenmaier, Anleitung zur ſyſtematiſchen Ginrishtung des Staats: 
rechnungsweſens. Heidelberg 1807. 2 2. 

Feder, Hanbb. über das Staatsrechnungs⸗ und Gaflenweien. Stuttg. 
1820. 4. (Sehr brauchbar.) 

Kieſchke, Brundzüge zur gredmäßigen Ginrihtung des Staatscaſſen⸗ 
und Rechnungsweſens. Berlin 1821. 

(v. Kleindienft) Ueber Staatsrechnungsweien. München 1823. (Haupt 
ſaͤchlich Ichägbar wegen der angehängten Literatur.) 

Hüffell, Sntwurf einer KameralsRehnungsorbnung. Gießen 1834. 
(Dit befonderer Rüdfiht auf andesherrliche Berwaltungen bearbeitet.) 

Ditmar, Das Staatscaffen: und Rechnungsweſen. Köln 1844. 

A. Tonszig (Profeflor in Padua), Trattato della scienze di amministra- 
tione e di contabilitä privata e dello stato. Venezia 1857.58. 3 B. 4°, 
(Der Berf. wendet die allgemeinen Grundſaͤtze auf das öfterreichifche 
Rechnungsweſen an, welches er ausführlich darftellt. Der 1. Bd. 
enthält eine Erklärung des oͤſterreichiſchen Finanzweſens in allen 
feinen Teilen, der 2. befchreibt das Rechnungsweien von Brivats 
wirtbfchaften, Handel, Actiengeſellſchaften, Bewirthichaftung von 
Landgütern, ber 3. das Staatsrechnungswefen.) 


3) In Bezug anf einzelne Länder. 

Fröhlich, Handbuch der Staatsrechnungswiſſenſchaft. Wien 1856. 

Möhner, Handbuch über das (nämlich preußiiche) Caſſen⸗ und Rech⸗ 
nungsweien, 2. Ausg. v. Symanski, Berlin 1824. 

Braaf, Handbuch des Etats⸗, Caſſen⸗ und Rechnungsweſens bes 
preuß. Staates, Berlin 1831. 

Beret, Materialien zu einem Gaflenverwaltungs: und Rechnungsgeſetz 
für das Königreich Bayern. Münden 1823. 

Meigebauer, Das Gaflens und Rechnungsweſen bei der franzöflichen 
Finanz⸗ Berwaltung. 2. Auf. Hamm 1826. 
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ine georbnete Sammlung der wichtigften gelehlihen Beſtimmungen 
über das franz Rechnungsweſen, von bem Marquis d'Audiffret 
ausgearbeitet, ift am 31. Mai 1838 als allgemeine Rechnungsord⸗ 
nung (röglement göndral sur la comptebilits publique) befannt gemacht 
worden. Hiezu gehören die Aufläge in d’Audiffret, Systeme 
finsncier I, 275. II, 386. Die franzöflihden Cinrichtungen bilden ein 
mit großem Scharffinn zulammengefügtes Ganzes, welches mufterhaft 
enannt werden fann. Die heutige wre Bol eine Frucht der 
ngen Gefeplichfeit, Wahrheit und Deffentlichfeit, welche feit 1814 
herrſchend geworben find. 


$. 540. 


Der Gegenftand ber Staatsrechnungen ift bad zu bewirth- 
fhaftende Staatövermögen. Wie überhaupt jede wirthichaftliche 
Rechnungsführung, fo muß insbefondere die in dem Finanz⸗ 
weien beftehende nach richtiger und genauer Auffaflung der 
wirthichaftlichen Grundbegriffe und Grundverhältniffe eingerichtet 
fein (a). Die Thatſachen, weldye durch die Rechnungsführung 
(Verrechnung) dargeſtellt werben follen, find von zweifacher Art. 
Sie betreffen nämlich 

1) Die Größe des Vermögens und defien Zufammen- 
fegung aus verfchiedenen Beftandtheilen in einem gegebenen 
Zeitpuncte. Da die genaue Kenntniß ded Vermögens die Bor- 
bedingung einer guten Verwaltung ift, fo muß dafür geforgt 
werden, daß biefelbe ſtets leicht aus den Rechnungen geichöpft 
werden fann. 

a) Die unbeweglichen Güter bleiben ſich von Jahr zu Jahr 
meiſtens gleich, weßhalb ihre Verzeichniffe und Beſchreibungen (d) 
auf längere Zeit gebraucht werben können, wenn nur jährlid) 
bie Zunahme und Abnahme, und zwar biefe mit Einfchluß ber 
Werthöverringerung (Abnugung ꝛc.) aufgezeichnet wird. 

b) In den beweglichen Vermögenstheilen für fortdauernden 
befonderen Gebraudy, fowohl zu werbenden Zwecken (Geräthe, 
Werkzeuge ıc.), als zu den verfchiedenen Zweigen ded Staates 
dienfted, findet ein flärferer Wechfel durch neue Erwerbung, 
Veraͤußerung und Verbrauch flatt, weßhalb von Zeit zu Zeit 
eine neue Aufnahme und Berechnung ber vorhandenen Menge 
($. 88) nah Art und Zahl fowie nad ihrem Verkehrs⸗ 
werthe erforderlich if. Der Anfchlag wird bei den neu an- 
geihafften Gegenfländen aus den Erwerbungskoſten (Ankauf, 
Fracht 2c.) gebildet. Bei manchen Dingen, 3. B. Beftandtheilen 
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von Sammlungen, if nur eine ungefähre Schaͤtzung möglich. 
Die Berzeichniffe folcher ſtehender Hülfsmittel (die Inventarien) 
werben durch Nachtragen bed Zus und Abgangesd fortwährend 
ergänzt. 

ce) Borräthe, die zu baldigem Berbrauch oder zum Berfaufe 
beftimmt find und deghalb einen ftarfen Wechfel zeigen, werben - 
von Zeit zu Zeit nachgeſehen, — Sturz, Aufnahme (b), in 
der Zwifchenzeit aber erfennt man bie jebesmalige Menge aus 
der regelmäßigen Aufzeichnung ber Vermehrung und Berminbes 
rung, f. 2). 

d) Gelb» (Caſſen⸗) vorräthe, ausſtehende Forderungen (activa) 
und neu entflandene Schulden (passiva) müflen aus ben unter 
2) erflärten Rechnungen in jedem einzelnen Zeitpuncte leicht zu 
ermitteln fein und für den Schluß eined Jahres regelmäßig in 
ihrem Gefammtbetrage bargeftellt werben. 

2) Die einzelnen Zus und Abflüffe von Bermögenätheilen 
während eines gewiflen Zeitraum in allen Zweigen bed Staats» 
haushaltes, wobei aus den oben ($. 539) angegebenen Gründen 
fein folcher Borgang ohne Aufzeichnung bleiben darf. Die 
häufigfien in den Rechnungen aufzuführenden Beränderungen 
treten bei den Gelbvorräthen (Baflen) der Finanzämter ein, ald 
Geldeinnahmen und Geldausgaben, denn bie aus 
Sachgütern beftehenden Leiftungen der Bürger an den Staat 
und des letzteren an einzelne Bürger werben in ber Regel nad) 
Geldpreiſen beftimmt, in Geldſummen ausgebrüdt und entrichtet. 
Raturalrehnungen kommen, da die Raturalgefälle meiftend 
abgeihafft find (8. 87), Hauptfächlich bei den Staatögewerben, 
3.2. für land» und forftwirthfchaftliche Erzeugniſſe, Gegenftände 
der Bergwerks⸗ und Hüttenverwaltung ıc. vor, dürfen jedoch 
auch bei anderen großen Anftalten, 3. B. Zuchthaͤuſern, Irren⸗ 
häufern ıc. nicht fehlen. Wo eine Raturafrechnung neben ber 
Geldrechnung befteht und wo in jener verfchiedene Arten von 
Stoffen aufgeführt werden, da find die Ergebnifle des darzu⸗ 
ſtellenden wirtbichaftlichen Ganzen (es fei nun das gefammte 
Finanzweſen oder ein Theil befielben) fchwerer genau zufammens 
zufafien. Man pflegt zwar bie Raturalien nad) einem gewiflen 
mittleren Preisſatze in Gelb audzubrüden und bie fo erhaltenen 
Zahlen der Geldrechnung beizufügen, aber Liefer Gelbanfchlag 
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fpricht nichts Thatſachliches aus, kann von bem bei einem 
wirflihen Verkaufe erfcheinenden Preiſe anfehnlid abweichen 
und gehört daher mehr der Staatsbuchhaltung ald den eigents 
lichen Staatörechnungen an, $. 536. 

(a) Diefe Grundbegriffe, wie Re im I. B. dieſes Lehrbuchs im 1. Buche 
. entwidelt And, werden in manden Lehrbüdern über das Rechnungs⸗ 
wefen ausführlich erklärt, 3. B. bei Eſcherich und Tonzig I, 39. 


(8) Ulte Flur⸗ und — für die einzelnen Gemeinden, Saal⸗ 
bücher für größere Bezirke. Bergius, Magazin, Art. Lagerbud. 


8. 541. 

Aus der angegebenen Beflimmung ber Staatöredhnungen 
find die allgemeinen Erforderniffe berfelben abzuleiten. 

1) Was den Inhalt betrifft, fo find diefe Anforderungen 

a) ſolche, die bei allen. Staatöfchriften vorfommen, nämlich 
Wahrheit, Vollfländigkeit und gleichmäßige Ausführ- 
lichkeit der Angaben, 

b) eine dem Binanzwefen im höheren Grabe eigenthümliche, 
die Nachweiſung, nämlid der zur Rechtfertigung des Rechners 
dienende urkundliche Beweid von der Richtigkeit ſolcher Angaben, 
welche einem Zweifel unterworfen werden fönnten. 

2) In Beziehung auf die Form follen in den Rechnungen 
mandhfaltige Angaben fo mit einander in Verbindung gefept 
werden, daß ber Leſer ſowohl jedes Einzelne leicht heraudfindet, 
als auch das Hauptergebniß ohne Mühe überbliden und fidy 
von deſſen Richtigkeit überzeugen kann. Dazu bient 

a) in Hinfiht auf innere Form: a) gute Anorbnung 
der einzelnen Aufzeichnungen nad einem richtig gedachten 
(logifhen), dem Weſen der Sache entfprechenden und leicht 
verftändlichen Eintheilungsgrunde, fo baß jeder überhaupt Sach⸗ 
kundige ſich bald bamit vertraut machen kann. Aus ber beuts 
- lichen Auffaffung des in einer Rechnung barzuftellenden wirth⸗ 
fchaftlihen Gebieted muß audy beurtheilt werden, was in jene 
aufzunehmen und was dagegen nur als erläuternder Anhang 
beizufügen fei; A) gleichförmige Art der Darftellung, fo daß 
von jedem aufgeführten Gegenſtande daſſelbe gefagt wird, z. B. 
einerlei Geldwährung, gleiches Maaß und Gewicht, gleicher 
Zeitraum ber Einnahmen und Ausgaben; y) Kürze, Einfachheit, 
Beftimmtheit des Ausdruckes. 
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b) In Betreff der Außeren Form: =) gute, reine Schrift, 
wobei dad Verbot des Ausftreichend und Auskratzens zugleich 
zur Verſtaͤrkung ber Blaubwürbigfeit dient; — 4) eine 
räumliche Anordnung, welche dem Auge dad Durchlaufen des 
Aufgezeichneten und dad Zufammenfaflen bed Gleichartigen 
erleichtert. Das Mittel, dem Verſtande vermittelt des finnfichen 
Eindruded auf dem fürzeften Wege eine Bielheit von Aufs 
zeichnungen zu vergegenwärtigen, iſt die Tabelle. 


8. 542. 


Die gewöhnliche Schrift kann als eine fortlaufende, nur 
wegen ber Befchränftheit des Raumes in Zeilen abgebrochene 
Linie angefehen werden. Die Tabelle ift dagegen eine Art 
der Aufzeichnung, bei welcher nicht bloß wagerechte Zeilen, 
fondern zugleich fenfrechte Reihen gebildet werden, damit bie 
in fämmtlichen Zeilen enthaltenen Zahlenangaben von oben 
nad) unten leicht überblidt und zufammengerechnet werben 
fönnen. Diefe fenkrechten, mit Linien abgetheilen Reihen heißen 
Spalten (Eolumnen). Jede einzelne Aufzeichnung einer 
Thatſache, Eintrag, Bofition, Poſten (a), bildet eine 
durch die verfchiedenen Spalten einer Tabelle ſich fortziehenbe 
Zeile, und bie den Spalten gegebenen Üeberfchriften (Tabellen⸗ 
Eöpfe, Columnen⸗Rubriken) erſparen bie Wiederholung 
der nämlichen Worte bei jedem Eintrage. So bilbet die Tabelle 
eine nad) zwei Richtungen (Dimenfionen) fortfchreitende Auf 
zeichnung, eine Fläche (5). Zur fchnelleren Auffindung eines 
jeden Poſten dient bie gute Aufeinanderfolge der Einträge, welche 
auf doppelte Weiſe geichehen fann, 

1) rein nady der Zeitfolge (chronologiſche Ordnung), wie 
es insbeſondere bei ber erften Aufzeichnung der Ereigniffe noth⸗ 
wendig ift; 

2) nad einer Sach⸗ (realen) Orbnung, b. 5. einer 
aud dem Wefen der aufgezeichneten Thatfachen hergenommenen 
Eintheilung berfelben (c). Man muß ſich bei ber Entwerfung 
eined ſolchen Syſtems von Boftenrubrifen eben fowohl vor 
einer zu künftlichen, verwidelten, ald vor einer folchen Eins 
tbeilung hüten, bei welcher man nody viele ſehr ungleichartige 
Dinge in. einem Abfchnitte zufammenbringt (d). Wo viele 
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ähnliche Gegenſtaͤnde vorfommen, bie keine zwedmäßige Unter- 
abtheilung geftatten, iR es zuläffig, fich eined bequemen aͤußer⸗ 
lichen Grundes der Anorbnung, 3. B. der Anfangsbuchftaben 
der Ramen, zu bebienen. 


(e) Bin Item nah Alterem Ausdrude. — Unteriheibun gegen Sins 
trag und Bohlen bei Hüffell ©. 147. Diefer ſoll ein vollkän- 
diges Rechnungsfactum fein, jener kann auch aus einem unvollländigen 
oder‘ einem bloßen arithmetiſchen Reſultate beſtehen. 

(5) Weitere Regeln über die gute finnliche Sincihtung der Tabellen bei 

üffell a. a. D. ©. 136 ff., v. Eſcherich ©. 50. 158. — Da 
man in der Regel weit Va Boften bat, als Spalten, und ba bie 
Beilen ſehr geringe Breite haben, fo würde, wenn man wagerechte 
Golumnen maden wollte, die Tabelle bei ſehr geringer Höhe in aroße 
Länge geben und der Raum nicht fo gut ausgefüllt fein. Auch ift der 
Roften zum Fortleſen beffimmt, die Spalten dienen mehr zum Auf: 
fuden und zum Zufammenrechnen der einzelnen Zahlen, wobei die fent: 
sechte Stellung nal iR. 

(6) Hiebei werden die Wörter: Theile, Abfchnitte, Titel, Gapitel, 56 u. dgl., 
ferner „eömifihe und deutſche Zahlen, große und Heine Buchſiaben an: 

ewendet. 

(d) Ehemals war die Rubrit Insgemein die Aushülfe bei einer nicht 
erihöpfenden Gintheilung. 


8. 543. 


Die Spalten einer Rechnung müffen alles dasjenige in fidh 
aufnehmen, was von einem gewiſſen wirthichaftlichen Ereigniß 
ausgefagt werden fol. Es Fönnen baher folgende Arten vors 
fommen: 

1) Ordnungsſpalten, in denen dad bie Aufeinanber; 
folge Beftimmende angegeben wird, Monat und Tag, ober bei 
der Sadyorbnung ($. 542) die Bezeichnung ber Abtheilungen 
und untergeordneten Abfchnitte mit Zahlen und Budhftaben. 
Doch koͤnnen dieſe Spalten durdy Ueberfchriften und Zahlzeichen 
zwifchen den einzelnen Einträgen erfeßt werben (a). 

2) Benennungsfpalten, worin die Veranlaflung und 
bie näheren Umftände einer Einnahıne oder Ausgabe bezeichnet 
werden, und zwar bei ben Rechnungen ber verwaltenden Stellen 
ausführlich genug, um die causa debendi und den Betrag zu 
erflären. 

3) Zahblenfpalten, welde die vorfommenden Mengen 
von Gütern gleicher Art, und zwar in einerlei Einheit aus⸗ 
gebrüdt enthalten, fo daß eine Zufammenzählung möglich if. 
In manchen Fällen ift es dienlich, außerhalb der Zahlenfpalte 
eine Ahnliche Aufrechnung von foldyen Zahlen vorzunehmen, 


die noch nicht zur Aufnahme in die Spalte felbft, alfo in bie 
Summe einer ganzen Rechnung reif find, z. B. weil ein zu 
verrechnended Ereigniß noch nicht ganz vollendet ift und nur 
vorläufig angemerkt wird, oder weil die Zahlen erſt in bad bei 
den übrigen angenommene Maaß umgewandelt werben müflen; 
Zahlen innerhalb der Linie, innerhalb Falzes, intra 
lineam. Manche Rechnungen haben zwei Zahlenfpalten, deren 
eine bie fämmtlichen einzelnen Zahlen jeber Abtheilung, bie 
zweite nur die Summen berfelben aufnimmt und daher bie 
Zufammenfegung des Hauptergebniffed Leichter überjehen läßt. 

4) Berweifungsfpalten, um bei jedem Poften andere 
mit ihm in PBerbindung flehende Aufzeichnungen, 3. B. bie 
Blattfeite eined anderen Rechnungsbuches ober die Nummer der 
beigelegten Beweidurfunden angeben zu fünnen. 


(a) 8. 3. im oͤſterreichiſchen Hauptbuche bei Tonzig III, 127. 
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In der Geldfpalte ber Rechnungen wurden fonft nur 
ſolche Zahlen aufgeführt, welche bie wirklich erfolgte Leitung 
ausdrüden und baher auf den Gelbvorrath der Caſſe Einfluß 
haben. In neuerer Zeit bat man es zwedmäßig gefunden, bei 
einem und bemfelben Poſten mehrere unter verwandte Bezies 
hungen gehörende Zahlen in nebeneinander fichende Spalten 
einzutragen. Dan unterfcheidet folgende Größen: 

a) Die im Boranfchlage (Etat, $. 465) für eine gewiſſe 
Einnahme oder Ausgabe angenommene Summe, das Etats⸗ 
foll. Die Etatözahl, da fie nur eine Erwartung ober eine 
Ermächtigung, aber nicht etwas wirflid, Eingetretened audbrüdt, 
bient hauptfächlich zur Prüfung, ob der Rechnungs⸗ und Caſſen⸗ 
führer feine Befugniffe nicht überjchritten und überhaupt feine 
Pflichten nicht verlegt hat. Die Beifügung einer Etatsſpalte 
gefchieht gewöhnlich nicht in einer ausführlichen Rechnung, wo 
fie zu viel Raum hinwegnehmen und wenig nügen würde, fons 
bern in einem, ber höheren Behörde vorgelegten Auszuge (a). 
b) Diejenige Summe, zu beren Entrichtung in dem Verrech⸗ 
nungezeittaum eine beftimmte Verbindlichkeit eingetreten ift, das 
"Soll, Rehnungsfoll, competenza. Daſſelbe ift dann 
zum Eintragen reif, wenn die Schuldigfeit der Zahlung anerkannt 
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und der Betrag berfelben vollſtaͤndig aufgehellt worden if. 
Bei einem Theile der Einträge if. diefe Beſtimmtheit fchon am 
Anfange ded Zeitraums (Jahres) zu erkennen, bei anderen 
ergiebt fie ſich erft im Laufe deſſelben. c) Die wirflich erfolgte 
Bezahlung von einer Staatöcafle, für weldye bie Rechnung 
geführt wird, ober an biefelbe, dad Hat, Iſt, realizzatione. 
Die Verwaltung muß darnady fireben, daß bie Größe des Hat 
dem Soll gleichkomme. Indeß iR dieß nicht immer ausführ 
bar, weil man bei den Zahlungspflichtigen oft auf eine Un- 
fähigfeit oder irgend eine Verhinderung ſtoͤßt, und auch bie 
Staatdcafien bisweilen in der Bollziehung aller ihnen obliegen- 
den Zahlungen Schwierigkeiten finden. Daher pflegt dad ges 
fammte Hat mehr ober weniger hinter dem Soll zuräd zu 
bleiben, doch vermag bie Sorgfalt der Finanzbeamten fehr viel 
zur Anväherung ded Hat an das Sol, d) Der Unterfchieb 
beider, Ref, Rüdftände und Ausſtände (5), bildet eine 
auf den fpäteren Zeitabfchnitt übergehende Yorberung ober 
Schuld (c). Nach einem Altern Berfahren wurde bei jeber 
Poſition nur diejenige Größe angegeben, -bie man hbeutiges 
Tages Soll nennt, ſodann aber wurben die Refte unter ber 
entgegengefesten Rubrif nachgetragen, nämlidy die Einnahme 
tefte unter den Ausgaben, die Ausgabörefte bei ben Einnahmen, 
oder man führte in der Rechnung nur das Hat auf und feßte 
dann ſchließlich die Nefte Hinzu. Hiebei wurbe zwar der Betrag 
des Hat ebenfalld richtig gefunden, aber die Darftellung war 
minder naturgemäß als die neuere. 

(«) Wo man eine Gtatöfpalte anbringt, da erhält biefe gewöhnlich zur 
Bermeidung von Verwechslungen ihre Stelle links von der Benennunges 
fpalte. Dance Rechnungs: Zufammenftellungen erhalten noch eine bes 
fondere Vergleichsſpalte, um das Mehr oder Weniger gegen den Etats⸗ 
fa ſogleich bemerklih zu machen. In den Rechnungen ohne Angabe 
der Statsfüge wird üblicher Weile das Rechnungsſoll in die am weiteften 
lints liegende Spalte gefebt. 


(5) Die Binnahmsrefte follte man Ausftände, die Ausgabenrefle Nück⸗ 
fände nennen, man braucht jebod oft den letzteren Ausdruck für beide. 


(e) Wo wenige Refte vorzufommen pflegen, Tann man die Reftfpalte weg⸗ 
laſſen und fi begnügen, die Reſtſumme am Schluffe anzugeben. 


g. 545. 


Eine Borbedingung ſowohl zur guten Verwaltung eines 
gewiflen Gebietes von wirthſchaftlichen Geichäften als zur guten 
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Führung einer Jahresrechnung und zur Brüfung berfelben durch 
eine vorgefeßte Stelle ifl bie genaue Kenntniß der in den Wir 
kungskreis des Beamten fallenden Einkünfte und Ausgaben. 
Jeder Rechner muß daher Berzeichniffe der von ihm einzuziehen» 
den Einfünfte mit allen Einzelheiten, die auf die Größe ber 
Summen und ber Berbindlichkeit der Zahlpflidhtigen Bezug 
haben, ebenfo Berzeichniffe der dem Staate obliegenden Ent- 
richtungen mit ähnlicher Befchreibung aller näheren Umftände 
fammeln und feiner Rechnung zu Grunde legen. Wo ed an 
ſolchen volftändigen Angaben noch gebricht, muß der Rechnungs» 
beamte fie zu Stande zu bringen fuchen, fo wie er auch alle 
in dieſen Berhältnifien eintretenden Beränberungen forgfältig 
aufzuzeichnen hat, damit jederzeit der gegenwärtige Zuftand klar 
erfannt werben Eönne. Jede Rechnungsfielle bedarf aus biefem 
Grunde verfchiebener Befchreibungen und Berzeichnifie (Inven- 
tarien), zu benen bei den mit ber Verrechnung von Schagungen 
beauftragten Beamten aud bie Katafler gehören. 


$. 546. 


Der natürliche, in allen Lebens⸗ und Wirthichaftöverhäft- 
niſſen beroortretende Zeitabfchnitt für die Rechnungen if das 
Jahr. In einzelnen Ländern if der Anfang des für die Staats⸗ 
rechnungen geltenden Jahres (Rehnungs-, Finanzjahr) 
verſchieden beftimmt worden (a), body verdient das Galenderjahr 
den Vorzug. Jede mit Einnahmen und Ausgaben befchäftigte 
und folglich eine Caſſe führende Yinanzverwaltungsftelle hat 
eine Jahresrehnung zu verfafien. Den Inhalt berfelben 
liefert die während eines Jahres fortfchreitende, fogleih auf 
jedes einzelne Ereigniß folgende Aufzeichnung, die Buchfüh- 
tung. Damit beide Beftanbtheile des Rechnungsgefchäftee 
nicht allein zwedmäßig, fondern auch im ganzen Lande gleich⸗ 
förmig eingerichtet werben, ift ed nothwendig, ven Rechnern in 
jedem Zweige bed Finanzdienſtes ausführliche Vorſchriften für 
bie Form der Rechnungen zu ertheiln (Rehnunge-Inr 
fiructionen) mit den zugehörigen Muftern (Formulare 
oder Schematismen). Ein Theil diefer Borfchriften kann 
für alle Rechner gelten, andere entiprechen den Eigenthümlich⸗ 
feiten ber verfchiebenen Arten von Geſchaͤften, z. B. Domänens, 
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Forſt⸗ Bergwerko⸗ Salinen⸗, Poſt⸗ Schatzungs⸗ Aufwands⸗ 
ſteuer⸗ und insbeſondere noch Zolls, ferner Schuldenverwal⸗ 
tung ıc. (b). 


(s) In Sroßbritanien 3. 3. der 1. April, in Hannover und Bürtemberg 
der 1. Juli, in Bayern ber 1. October, in den babifchen Kirchen: und 
Stiftungsrechnungen der 1. Juni sc. Schon die umfländlichere Bezeich⸗ 
nung der Jahreszahl, 3. B. 1859/60 iR eine Zahl. Daß man nicht 
fhon immer den 1. Januar zum Anfang nahm, rührt vermuthlich von 
der Rüdfiht auf Domanialgefälle her, bei denen man beforgte, zu viele 
Ausftände in das neue Jahr hinüber nehmen zu müflen. 

Beifpiel: Rehnungsinftruction für die unmittelbar unter Großherzogl. 
Minifterium des Innern, katholiſche Kirchenſection, ftehenden Stiftungs⸗ 
Berwalter. Karlsruhe 1836. 4. (Derfaßt von Debattis. Die kirch⸗ 
lihen Verwaltungen find in Hinfiht auf bie meiſten Geſchaͤftsregeln 
den Domänenverwaltungen ähnlid.) 


Nr 


(d 


$. 547. 


Zur Buchführung eines Sinanzverwaltungsamted gehört vor 
Allem die Eintragung jeder Einnahme und Ausgabe in das 
Gaffentagebub, Journal (a), welches den Stoff zur 
Bildung der anderen Rechnungen in ſich fchließt. Ueber bie 
Eintihtung beffelben lafien ſich nachflehende Regeln aufftellen. 

1) Berwaltungen, welche Raturalien einnehmen und aus⸗ 
geben, müffen neben dem Geld⸗ nody ein Raturaliens Tagebuch 
halten, welches für jede Art der vorfommenden Güter, 3. 2. 
für bie verfchiedenen Pruchtgattungen, eine eigene Spalte 
erhält. 

2) Zur Verhütung von abfihtlichen Berfälfhungen durch 
Verwechfeln eines Blattes kann die Anordnung beitragen, daß 
das noch leere Tagebudy von einem höheren Beamten paginirt 
und die Seitenzahl beurfundet wird (5). 

3) Das Einfhreiben in das Tagebuch gefchieht täglich, 
fogleich bei dem anzugebenden Borgang, nach der Zeitfolge der 
Ereignifle. 

4) Für Einnahmen und Ausgaben werden zwei gefonderte 
Gelpfpalten gebildet. Auch die Benennungefpalten für beide 
Vorgänge können getrennt fein, indeß ift ed auch zuläffig, fich 
mit einer einzigen zu begnügen, in welcher die Beranlaffungen 
von Einnahmen und Ausgaben durch einander, wie es bie 
Reihenfolge in der Zeit mit ſich bringt, aufgeführt werben (c). 

5) Der Tag wird in einer eigenen Spalte oder in ber 
Benennungsfpalte wie eine Ueberfchrift aufgezeichnet. 


6) Die Berweifungsfpalte bezieht ſich auf bie Seite bed 
Hauptbuches ($. 549), in ber jeder Eintrag anzutreffen ift, 
ferner auf die Nummer ber Belege ($. 553). 

(a) Daffelbe it von dem faufmännifhen Sournale, einem Monatsbuche, 
dam verfehieden,, fommt aber dem Caſſenbuche der Kaufleute nahe. 
(B) enfo das Anftegeln ber feidenen Heftſchnur an den Binband, um das 

Einfegen eines Blattes nody mehr zu erfchweren. 

(c) In Frankreich befteht das —* aus je zwei einander gegenüber⸗ 
ſtehenden Blattfeiten für Ginnahmen und Ausgaben. ben fo das 

Tagebud der bad. Obereinnehmereien, V. v. 17. Juni 1835. 


8. 548. 
7) Sindet man im Tagebuche eine irrige Zahl, fo darf an 
. ihr nichts verändert, fondern es muß durch einen entgegen 
gelegten Eintrag der Fehler vergütet werben, fo daß 3. B. wegen 
einer um 50 fl. zu groß geſetzten Ausgabe eine befondere Ein- 
nahme von gleichem Betrage eingetragen wird (Ausgleihung ds 
poften). . 

8) Wenn die zu einem Creigniffe und Gefchäfte gehörenden 
Zahlungen noch nicht ftattgefunden haben oder noch nicht urs 
kundlich bewiefen werben fönnen, fo werben fie einftweilen 
innerhalb der Linie vorgemerft. 

9) Obgleih in der Regel dad Tagebuch (a) nur die wirk 
lihen Zahlungen aufnehmen fol, fo müflen body in einem 
folden Falle, wo entgegengefehte Zahlungsverbindlichkeiten 
durch Abrechnung ganz oder theilweife aufgehoben werden, ber 
BVolftändigfeit wegen die beiberfeitigen ganzen Xeiftungen, ale 
wären fie wirklich gefchehen, in Aufrechnung fommen. So wird 
auch das Erlöfchen einer ſchon im Sol aufgeführten Forderung 
oder Schuld durch Nachlaß, Vergleich, gerichtliche Urtheil ıc. 
vermittelft einer eingetragenen fcheinbaren Abzahlung ausgebrüdt, 
weil fie fonft beim Ausbleiben des Hat im Reſte bleiben 
würde (5). 

10) Kommen fehr viele Feine Einnahmen vor, wie bei einem 
Zollamte, fo ift es angemeflen, ein beſonderes Einnahmebuch 
zu führen, aus welchem nur bie Hauptfummen regelmäßig ins 
Bafiens Tagebudy aufgenommen werden. Bei einem größeren 
Amte müflen auch bie Gehülfen befondere Tagebuͤcher führen, 
beren Inhalt bald in dad Haupttagebuch herüber genommen 


wird. 
Ran, polit. Delon. II. 2. Abib. 5. Ausg. - 30 
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11) Am Ende jeber Seite wirb die Summe ber Einnahmen 
und Wusgaben gezogen (Seitenfumme, latus), bie man 
fodann auf dem Anfange ber folgenden Seite ald Mebertrag 
(Sransport) wieder aufführt. 

12) Am Schluſſe jedes Monats (oder felbft jeded Tages) 
wird die Summe ber beiberfeitigen Poſten gezogen und burch 
BVergleihung der Einnahme und Ausgabe audgemittelt, wie 
hoch ſich der vorhandene Caflenvorrath belaufen müfle. Mit 
biefem Abſchluſſe des Tagebuches wirb zwedmäßig bie 
Unterfuhung des mirflidyen Caflenftandes durch den Rechner 
felbft in Verbindung gefeßt, deren Ergebniß dann in dem Tage 
buche gleichfalls angemerkt wird (ec). Kleine Unterfchiede bes 
rechnungsmäßigen und bed wirklichen Vorrathes können durch 
Zufchießen oder Herausnehmen fogleich berichtiget, größere müffen 
ber vorgefeßten Stelle angezeigt werben und man muß fid 
bemühen, die Urfache der Abweichung ausfindig zu madhen. 

13) Nach dem Schluſſe ded Jahres wird dad Tagebuch an 
die höhere Behörde eingefendet, doch iſt es geflattet, eine Ab- 
fhrift zurüdgubehalten (a). 


(a) Form des Tagebuchs f. im Anhang I. Bol. Tonzig IL, 121. 

(6) 3.23. A hat 300 R. Fuhrlohn zu empfangen und 260 fl. für gepachtete 
Wieſen zu bezahlen, empfängt alfo nur 40 fl. baar; aber beide Summen 
werden vollkändig in die Cinnahms⸗ und Ausgabsipalten eingetragen. — 
B ift 12 fl. @ewerbfleuer Ihubig. bie ihm wegen Berarmung erlaflen 
W fo wird bdiefer Betrag in Einnahme und aud wieder in Ausgabe 
geſeht. 


(c) Dan kann auch an jedem anderen beliebigen Tage mit geringer Muͤhe 
das Journal abichließen und fo den Caſſenbeſtand ausrechnen. 


(d) Es kommt auch vor, daß der Rechner ſchon für jeden Monat eine Ab⸗ 
fchrift des Tagebuchs abfenden muß. Der franzöfliche Bezirkseinnehmer 
bat fogar alle zehn Tage die Journalabſchrift an den General. (Departes 
ments⸗) Ginnehmer, biefer feine ISournalabfchrift an das Finanzminifte- 
rinm zu fhiden. Angef. Röglement Art. 285 und 286. 


$. 549, 


Aus dem Tagebuche werben bie Boften in dad nach einer 
Sachordnung angelegte Hauptbuh (Manual, grand- 
livre, libro maestro) übergetragen. Bei ihm zeigt fi ber 
Unterfchteb zweier Methoben, die wirthichaftlichen Ereignifie mit 
einander in Berbindung zu feßen, d. 5. des Baues ber 
Rehnung (Rehnungsfiyl). 
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1) Der Kameralſtyl beſteht in einer ſyſtematiſchen Ans 
ordnung ber in ein Verwaltungsamt gehörenden Einnahms⸗ 
und Ausgabszweige, fo daß fie ein Ganzes mit Haupt- und 
Unterabtheilungen bilden. Indem man die Summe jeder klei⸗ 
neren und größeren Abtbeilung und enblid die Hauptfumme 
ber Einnahmen und Ausgaben zieht, gelangt man zu einem 
Ücberblide des Geſammtergebniſſes. Durchgaͤngig wird Sol, 
Hat und Reft nebeneinander geftelt. Die Eintheilung bes 
Inhaltes (Rubrikenſyſtem) ergiebt ſich aus dem Umfang 
und ber Beichaffenheit ber zu verrechnenden Borgänge, z. 2. 
Bergwerks⸗ Poſt⸗, Steuercafien ıc., doch laflen ſich gewiſſe 
Hauptunterfcheidungen überall anwenden (a). 

2) Nach dem in kaufmaͤnniſchen Rechnungen üblichen Styl 
ber italienifhen oder Doppelbuhhaltung wird eine 
Anzahl von einander getrennter Rechnungen geführt, deren jebe 
bad Verhaͤltniß zwifchen zwei, durch Schulden und Forderungen 
mit einander in Berbindung ftehenden Perſonen enthält. Es 
wird hiebei angenommen, daß zwifchen je zwei Perfonen Gleich⸗ 
heit der gegenfeitigen Zeiftungen ftattfinden müſſe, daß alfo ber 
Mehrbetrag (saldo) des von einer Perſon Geleifteten ein Gut⸗ 
haben berfelben und eine Schuld der andern begründe. Was 
in Waaren oder Berfchreibungen (3. B. Wechfeln) geliefert 
oder an Arbeit geleiftet wird (3. B. bei Faufmännifchen Befor- 
gungen, wie Commiſſion, Spedition), findet nach dem Geld⸗ 
anfchlage feine Stelle neben den wirklichen Zahlungen von 
Geldfummen. Bei jeder Zahlung wird ein Empfänger (Schuld⸗ 
ner, debitor) und ein Geber (Gläubiger, creditor) auf- 
gefuht und benannt. Laͤßt ſich bei einem Eintrage eine folche 
erforderliche Perfon nicht auffinden, fo wird eine erbichtete (fin- 
girte) Perfon zu Hülfe genommen, welche einen Theil oder 
. eine Seite des Gefchäftes darftellt, 3. B. Caſſe, Waarenlager, 
Gewinn und Verluſt. Jede Leitung muß baher zweimal in 
die Rechnungen eingetragen werben, nämlidy ſowohl in das 
Buthaben (Haben, credit) eines Gebers, ald in die Schul⸗ 
digfeit (Soll, debet) eines Empfängers, woraus fiy ergiebt, 
daß die Summe bed credit und debet aller Rechnungen zu- 
fammen gleidy fein müfle. Jede biefer einzelnen Rechnungen 
(conti) wird für fich abgefchlofien, um jenen Mehrbetrag zu 
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Gunſten des einen Betheiligten zu ermitteln. Die einzelnen 
Rechnungen find nicht dazu geeignet, in eine einzige große 
zufammengefügt zu werden, dagegen bienen einige berfelben 
dazu, bie Ergebniffe des ganzen Geſchaͤftes, nämlich den Ber 
mögensftand am Schlufle des Jahres und den erzielten Zu⸗ 
wachs (Gewinn) oder den erlittenen Berluft kurz barzuftellen, 
indem das Bermögen und ber Gewinn und Verluſt als befon- 
bere Perfonen behandelt werden und ihre Rechnung neben ben 
Rechnungen ber wirklichen in bad Geſammtbuch aufgenommen 
wird (b). 

Die Doppelbuhhaltung ift demnach die vollfändige Dar⸗ 
ſtellung der Verhaͤltniſſe zwifchen einzelnen Perfonen, der Kame⸗ 
ralſtyl aber ein einheitlicher Aufbau der Rechnung, welche alle 
Vorgänge in Beziehung auf eine einzige Berfon, die Verwal 
tungsſtelle (Eaffe) bezicht (c). 

(a) In Frankreich und Preußen werden die Ausgaben für Perfonen und 
" ſachliche Zwecke (le matöriel) einander entgegengefeßt. Bei ven meiften 


Rechnungen über einen Theil der Binkünfte kommen unter den damit 
verbundenen Ausgaben die Laften vor sc. 


(6) Die Doppelbuhhaltung, eine Erfindung der Staliener, iſt ein durch 
vieles Nachdenken ausgebildetee Kunſtwerk, über weldes eine Menge 
von Anleitungen geichrieben worden if. Angabe vieler Schriften bet 
Löw a. a. DO. ©. 175. Vorzüglich gut findet fih diefe Buchführung 
abgehandelt bei Bleibtreu, 5 4 der Contorwiſſenſchaft, Karls⸗ 
ruhe 1833, ©. 335. 


(e) Löw ©. 51 erflärt den Kameralfiyl ale die Stüdrehnungss; 
methode, in der nur auf Menge oder Stüdgahl der Bermögenstheile 
geſehen werde, das kaufmaͤnniſche Rechnungsweien ale Werthrech⸗ 
nung. Aber auch im Rameralfiyl bilden Beldfummen den Hauptinhalt. 


8. 550. 


Bei der Wahl zwifchen beiden Arten des Baues der Redy- 
nung muß auf die Befchaffenheit der zu verrechnenden wirth- 
ſchaftlichen Geſchaͤfte Rüdficht genommen werben. Hiezu dienen 
nachſtehende Betrachtungen. 

1) Im Handel (a), und den Banfgefchäften beftehen bie 
Einnahmen und Ausgaben meiftens aus Leiftungen zwifchen 
zwei Berfonen, deren jede dad Empfangene vollftändig ver- 
güten muß. Es findet eine Menge von gleichzeitigen und auf 
einanberfolgenden Unternehmungen ftatt, die unter fich in feiner 
Verbindung ftehen, aber die Berhältnifie von Forderungen und 
Schulden gegen viele andere Berfonen (Hanbelöfteunde) beftimmen. 


andbu 
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Hier iſt es fehr oft die Adficht, Waarenjendungen, Auslagen x. 
einftweilen auf Credit unvergütet zu laflen, bis fich Gelegenheit 
zu einer vortheilhaften Art der Erflattung barbietet, es find 
folglich Feine ſolchen Zahlungszeiten vorhanden, bei denen ber 
Begriff des Reſtes Anwendung fände Die Geſchaͤftsverbin⸗ 
dungen mit ben Sanbelöfreunden find einander ähnlich unb 
eine Eintheilung derfelben nad) Claſſen und Gattungen wäre 
ohne Ruten. Es iſt genügend, nur zu erforfchen, wie ſich das 
gefammte Guthaben und die gefammte Schuld den Handels, 
freunden gegenüber verhält. 

2) In bervorbringenden und Dienfigewerben (Poft, Eifen- 
bahnbetrieb) find die meiften Ausgaben als Koften für die ganze 
Unternehmung anzufehen, aus denen fein Guthaben gegen Per; 
fonen entfteht, 3. B. Ankauf von Stoffen, Arbeitölohn. Sowohl 
bier ald bei einem Theil der Einnahmen erfolgen die Zahlungen 
ohne Berzug unb ohne bleibende Geſchaͤftsverbindung mit ans 
deren Perfonen. Die Einnahmen und Ausgaben erforbern 
dagegen eine Eintheilung nach Beranlafiungen und Zweden. 

3) Bei den YBinanzverwaltungsämtern, denen gewifle, nad) 
örtlichen und ſachlichen Abtheilungen begränzte Gruppen von 
Geſchaͤften ald Theile des ganzen Staatöhaushalted zugewieſen 
find, werden viele einfeitige Zahlungen angetroffen. Es if 
bier entweber gar feine befondere Gegenleiftung vorhanden (3. B. 
Steuern), oder diefelbe läßt wenigſtens feine Aufnahme in bie 
Rechnungen zu (Gebühren, Gefälle, Befoldungen ıc.). In biefen 
Fällen ift alfo die Angabe von Soll, Hat und Reft hinreichend. 
Das Ergebnig einer Jahresrechnung if der Reinertrag des 
einzelnen Gejchäftögebietes, als Theil des ganzen reinen Staats» 
einfommensd, welches wieder für die unmittelbaren Staatsaus- 
gaben verwendet wird. Die Nothwenbigfeit, für Mittel zur 
Beftreitung ber letzteren zu forgen und der ziemlich gleichförmige, 
großen Wechſel ausfchließende Gang der Staatögeiwerbe neben 
gleicher Eigenſchaft der anderen Staatseinkünfte macht im 
Staatshaushalt die Entwerfung von Voranſchlaͤgen zwedmäßig 
($. 465), die in den Privatgewerben und daher auch im Rech⸗ 
nungsweſen derfelben nicht vorfommen. 

Demnad verdient in den Staatöredhnungen ber Regel nad) 
der Kameralfiyl den Vorzug (d). Die Jahresrechnung bildet 
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ſich hiebei von ſelbſt aus dem Hauptbuche. Wuͤrde man dieſes 
nach der Doppelbuchhaltung einrichten, fo müßte dennoch am 
Sahresfchluß eine fuftematifch gebaute Rechnung aufgeftellt wer⸗ 
den (c). Uebrigens ift es nüglih, daß alle Berwaltungen, 
welche in fortdauernder Verbindung mit anderen Gaflen ober 
Brivatperfonen fteben, für diefe Verhältniffe Abrechnungen führen. 


(0) zn Denigftene im Großhandel, denn im Kleinhandel wirb in ber Regel 
erfauf ſogleich baar vergütet. 
(2) de De Deutiihland ift iR berfelbe aus den herrfchenn. Bol. Kieſchke S. 120. — 
eder ©. 47. v 
(e) — S. 118. — —* 3. v. 8. Novbr. 1820 und 
Rapport de 1829 ©. 51 der 3. Abtheilung. 


8. 551. 


Das Hauptbuh in dem Kameralfiyl wird nad einem für 
ale Verwaltungsſtellen der naͤmlichen Art gleichförmigen Rus 
brifenfoftem angelegt. Die Erfahrung hat folgende Regeln 
für die Führung befielben als zwedmäßig erkennen laflen. 

1) Schon zu Anfang des Jahres werben die Leberfchriften 
ber Abteilungen (Rubricirung) in dem zum Hauptbuche bes 
flimmten Bande fo eingetragen, daß für jeden Abſchnitt ber 
muthmaßlich erforberlihe Raum leer bleibt, und bie einzelnen 
Einnahms⸗ und NAusgaböpoften werben fobann, wie fte fich 
ereignen, aus dem Tagebuche herüber gefchrieben. Bei jeder 
Unterabtheilung ftehen biefelben nad) der Zeitfolge, mit Angabe 
ded Monats und Tages. 

2) In der Benennungdfpalte werden bie Umftände, welche 
über die Urfache und den Betrag ber Leiftung Aufſchluß geben, 
kurz und beftimmt angegeben, in einer Berweifungsipalte aber 
die beigelegten beweifenden Urkunden (Belege) mit fortlaufens 
den Nummern angezeigt, die zu jedem Gintrage gehören. ine 
andere Spalte zeigt bie entfprechende Blattfeite bed Tages 
buches an. 

3) Auf der Seite, wo fi eine Abtheilung fehließt, wird 
nicht mehr die folgende angefangen, und auf jeder Seite wird 
unten die Summe ber auf ihr flehenden Einträge gezogen, bie 
man jedoch nicht überträgt. Am (Ende jeder Unterabtheilung 
werden bie Summen aller zugehörigen Seiten zufammengeftellt 
und zufammengezählt (Wiederholung, Recapitulation), 
ebenfo, zu Ende jeder größeren Abtheilung die Summen ber 
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Unterabtheilungen- und endlich die Gefammtheit der Einnahmen 
und Uusgaben. Die Bergleihung der beiden Hauptjummen 
des Hat deutet den Caſſenreſt an, ber mit dem Abfchluffe des 
Zagebuche® übereinftimmen muß. Wird aber der am Ende des 
Jahres vorhandene Caſſenbetrag unter den Ausgaben (ald Aus- 
gabe an die neue Rechnung), fowie der zu Anfang bed Jahres 
vorgefunbene unter den Einnahmen verrechnet, fo müflen bie 
Summen der Einnahmen und Ausgaben im Hat einander ganz 
gleich fein. 

4) Raturalien erhalten ein befondere® Hauptbuch (a). 

5) Führt ein Beamter die Verwaltung mehrerer ganz vers 
fchiedenartiger Einkünfte und Ausgabözweige, fo müflen von 
ihm eben fo viele getrennte Hauptbuͤcher gehalten werben. 

Außer dem Tages und Dauptbuche werben je nad) der Art 
der Gefchäfte noch verfchiedene andere Bücher nöthig, um alle 
Vorfälle und Berhältniffe unter einzelnen Gefichtöpuncten zu 
ordnen und in Berbindung zu ſetzen. Das häufigfte dieſer 
Bücher ift bad Abrechnungsbuch, um fämmtliche aus vers 
fchiedenen Urfachen herrührende Zahlungsverbindlichfeiten einer 
Perfon und bie wirfli erfolgten Zahlungen zufammen zu 
faffen, oder auch die Abrechnungen (conti correnti, comptes 
courane) bei gegenfeitigen Leiſtungen, 3. B. mit anderen Caſſen 
‚ aufzunehmen, $. 550. Die zahlreichften Berzeichniffe kommen 
im Zollwefen vor. Die den Zahlenden audgelieferten ober in 
ihre Duittungsbüchlein eingetragenen Befcheinigungen müflen 
mit den Einträgen in den Büchern genau übereinflimmen. 


(#). Vorſchlag, das Tagebus mit dem Hauptbuche zu verfhmelgen, bei 
Graaf a. a. O. ©. 232. — Formulare eines Hauptbudyes im Ans 
hang U. und IH. 


$. 552. 

Die Jahres⸗ oder Hauptrehnung if die Abfchrift des 
im Kameralſtyle geführten Hauptbuches, nur mit der Abkürzung, 
daß alle Theilzahlungen für eine gaviffe Einnahme ober Aus⸗ 
gabe, wie fie im Laufe bed Jahres nad) einander vorkommen, 
in eine einzige Summe zufammengezogen werden, weßhalb in 
biefer Rechnung feine Zeitbeflimmung angegeben wird. Sie 
wird eingebunden und mit einem Titelblatte verfehen, auf dem 
bie Benennung bed verwalteten Bermögend, bed Zeitraums 
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und bed Rechnungsführers, ferner die Anzahl der zugehörigen 
Beilagenbände und der Tag der Einfendung angegeben fein 
muß. Auch ift es zweckmaͤßig, auf dem erften Blatte verſchie⸗ 
dene allgemeine Nachrichten, 3. B. über die Beftandtheile bes 
verrechneten Bermögend und über das angeftellte Berfonal, 
defien Dienftverhältniffe und bie geleiftete Dienftbürgichaft hin⸗ 
zufügen zu laffen. Die Rechnung muß in einer feflgefegten 
Fri (einigen Monaten) nad) dem Schluffe des Rechnungs» 
jahres fammt den Belegen zur Prüfung abgegeben werben. 
Indeß iſt es zwedmäßig, fchon in fürzeren Zwifchenzeiten von 
dem Zuftande einer Berwaltung Nachricht einzuziehen, weßhalb 
von den Rechnern monatliche oder vierteljährige Rechnungs» 
auszüge eingeliefert werden, in benen auch der Abſchluß bed 
Tagebuches angegeben wird. 


8. 553. 

Die Rehnungsbelege (Beilagen, Rechnungs⸗ 
urfunden, piöces justificatives, documenti giustificativi) 
dienen theils jeden Eintrag zu erläutern, theils aber die Rich⸗ 
tigkeit deſſelben darzuthun. Ein Theil der Ginnahmen und 
Ausgaben, 3. B. Bachtzinfe, Befoldungen, ift auf längere Zeit 
feftgeftellt und bedarf daher Feiner wiederholten Rechtfertigung, 
wenn biefe nur bei dem erften Erfcheinen in den Rechnungen 
gegeben wird. Bei den anderen Einträgen muß durch beis 
gefügte Urkunden bei den Einnahmen ber Beweis geliefert wer« 
ben, daß biefelben fich nicht höher belaufen haben, als es bie 
Rechnung angiebt, und daß es auch nicht in ber Macht bes 
Bermwalterd gelegen ift, mehr beizubringen; bei den Ausgaben 
muß bewiefen werben, daß die Berwaltungsftelle befugt war, fie 
vorzunehmen, daß fie in der angegebenen Größe vorgenommen 
werben mußten und wirklich vorgenommen worben find. Hiezu find 
je nach dem Gegenftande einer Einnahme oder Ausgabe verfchies 
dene Arten von Beweisftüden nöthig, als Verzeichniſſe, Zeugs 
nifie, Verträge, Befehle höherer Stellen (Anmweifungen oder 
Decreturen), Protokolle, Befcheinigungen u. dergl. Alle dieſe 
Belege müflen in ihrer Form die Bedingungen ber Glaubwuͤr⸗ 
bigfeit (Urkundlichkeit) an ſich tragen. Dahin gehört eigens 
haͤndige Unterfchrift anderer Perfonen, — Beglaubigung ber 
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Unterfchriften, wenn ein Zweifel zu beforgen iſt, — Angabe 
ber Summen mit Buchflaben — Beſcheinigung der Leiftung, 
für welche eine Zahlung gemacht wird, von ben dazu befugten 
Perſonen, — deutliche Bezeichnung bed Grundes ber Zahlung, — 
gute Befchaffenheit der Schrift, 3. B. daß nichts ausgeftrichen 
oder ausgekratzt ift u. dgl. 


8. 554. 

Es läßt fih in den Verwaltungsämtern des Finanzdienſtes 
nicht bewirken, daß mit dem Ablaufe des Jahres alle für daſſelbe 
beftimmten Einnahmen und alle für die Bebürfnifie deſſelben 
vorzunehmenden Ausgaben wirklich ftattfinden. Schließt man 
bie Rechnung mit dem Jahre, fo ziehen fi) unvermeidlich manche 
Zahlungen in das folgende Jahr hinüber, bie in dem vorhers 
gehenden ihren Grund haben. Würde man nun diefe mit ben 
Ereigniffen des nächſtfolgenden Jahres zufammenwerfen, fo 
würde eine Ungenauigfeit entfiehen, die befonderd in folchen 
Hallen nachtheilig wäre, wo Veränderungen in ben Berwal» 
tungdgrundfägen, im Steuerfofteme, in dem ‘Berfonale ber 
Beamten ıc. vorgegangen find, die ed nöthig machen, die wirths 
f&haftlichen "Ergebniffe eines jeden Jahres forgfältig von eins 
ander zu fondern. Auch die Vergleichung mit dem Voranſchlage 
würde nicht vollftändig ausführbar und es bliebe ungewiß, ob 
in einem einzelnen Jahre die Finanzverwaltung ihren Obliegen- 
heiten volftändig Genüge geleiftet babe (a), Die Annahme, 
daß von jedem Jahre ungefähr gleichviele noch unvollzogene 
Zahlungsverbindlichfeiten in das folgende übergehen, giebt Feine 
genügende Beruhigung, denn fie trifft nicht immer zu. Ein 
Mittel, dieſe Schwierigfeit zu befeitigen, befteht in der frans 
zoͤſiſchen Einrihtung, nad) ber zwar nad) dem Ende eined 
Jahres die Rechnung vorläufig abgeſchloſſen, aber doch zugleich 
geftattet wird, alle bie Verwaltung (exercice) biefes Jahres 
betreffenden, fpäter vollzogenen Einnahmen und Ausgaben nod) 
während eines Theiled des folgenden Jahres in ber Rechnung 
nachzutragen, fo daß beren völliger Abſchluß erft in dieſem 
erfolgt. Diefer Zeitraum if lang genug, jo daß nur wenige 
Rüdftände übrig bleiben (2). 


(a) Dieß gilt auch von der Iandkändifhen Prüfung der Rechnungen, vor: 
züglid in Bezug auf das Budget. 
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(5) Alle Ausgaben eines exercioe mußten fonk in den neun Monaten nad 
dem Ende deſſen bereinigt und angewielen (liquiddes et ordonnanodes), 
alle Zahlungen von Ginfünften und Auegaben bie zum 1. October 
bewirkt werden, fon erlofchen die Bewill gungen. Doc blieben ben 
Glaͤubigern ihre Rechtsanfprüce. V. v. 14. Sept. 1822. 11. Juli 1833. 
Reglem. Art. 99 ff. Nah der B. v. 11. Aug. 1850 dürfen Zahlungs» 
anweifungen nur bis zum 31. Juli, Auszahlungen bis zum 31. Aug. 

efchehen. An dieſem Tage wird die Rechnung endgültig geſchloſſen. 
ür diefe Cinrichtung v. Malchus IL, 148. 


8. 555. 


Es giebt noch ein anderes Mittel, bie im vorigen $. er 
wähnte Bermengung der Vorgänge mehrerer Jahre zu vermeiden. 
Man fchiebt nämlich zwar den Abſchluß der Rechnung nicht 
hinaus, hält aber in berfelben die dem laufenden Jahre ans 
gehörenden Poften von benen, bie aud den früheren Jahren 
herrühten, ganz getrennt. Zu biefem Behufe, werben wenigftend 
zwei, bei einem beträchtlicheren Umfange bed Gegenftandes aber 
drei Hauptabtheilungen ber Einnahmen und Ausgaben gemacht: 

1) Vorgänge (Etatsrechnung) des laufenden Jahres; 

2) Rüdftandd- (Arreragen-) Rechnung (competenze 
arretrate), deren Soll ſchon in ber vorjährigen Rechnung feine 
Stelle erhielt und in die fpätere herübergenommen wird. Bleiben 
bievon abermald Reſte, fo werben fie fammt den in dem lau⸗ 
fenden Jahre hinzukommenden neuen, wieder in die Rüdftands- 
rechnung bed nachfolgenden Jahres übertragen; 

3) Etatsrehnung früherer Sabre, d. 5. die Aufs 
rechnung folcher Poften, beren Zahlungsverbindlichkeit zwar in 
einem Borjahre entftand, bei denen jedoch die fchuldige Summe 
und der Empfänger ober Zahlende erft jetzt beflimmt audgemittelt 
(conftatirt) wird, fo daß fie noch nicht im Sol eines früheren 
Jahres angefegt werben konnten und daher nicht unter ben 
Rüdftänden erfcheinen, 3. B. die Koften eines Baues, beren 
Betrag erft nach Vollendung beflelben, nach der Eingabe und 
Prüfung der Forderungszettel befannt it, — Erfagpoften, bie 
erft nach der Beendigung eined Nechtöftreites fluͤſſig (liquid) 
werden u. dgl. — Die meiften Einträge diefer Art beziehen ſich 
auf das letzte Vorjahr. Wenn in ber genannten Rechnungs» 
abtheilung wieder die vorjährigen von den älteren Poſten unters 
fhieden werben, fo läßt fich ohne bebeutende Abweichung von ber 
Wahrheit dad ganze, der Berwaltung eines Jahres angehörende, 
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mit dem Boranfchlage zu vergleichende Rechnungsſoll erkennen, 
indem man nämlich, wenn 3. B. von den Wirthſchaftsergebniſſen 
des Jahres 1860 die Rebe ift, die Rechnungsabtheilung bes 
laufenden Jahres von 1860 mit den in der Gtatörechnung 
früherer Jahre von 1861 enthaltenen Rachträgen zu dem Jahr 
1860 in Verbindung fest (a). 


(a) V. der bad. Oberrehnungsfammer v. 29. April 1823. Im bad. Finanz 
weien wird die Rüdftanderehnung ale I. Abtheilung, die Ctatsrechnung 
früberer Jahre ale II., die Rechnung des laufenden Jahres als III. Ab: 
theilung bezeichnet. Seit 1834 werben in II. wieder unterfchieden 
a) Poſten des zunächfi vorhergegangenen Jahres, b) von früheren Jahren. 
Das Soll in I. ift fhon in den Rechnungen vorhergegangener Jahre 
enthalten, nur II. und III. begreifen ein neuermitteltes Soll in fid. 
Wenn alle Jahre eben fo viele neue Reſte blieben, als alte abgetragen 
werden, fo würde das Hat von Abtheilung I. — IL. mit dem Soll von 
II. und III. ungefähr übereinflimmen. 

Es war 3. 3. in den orbentliden Staatseinnahmen von 1857 


Scü Hat 
I. Reſte aus der vorigen Rechnung 
älteres Sol) -. -. - » x = ..921989 fl. 784 196 fl. 
I. a) „ aus dem Sahre 1856 174290 „ 71107 „ 
aus früheren Jahren 17369 „ 15983 „ 


UI. Cinnahme des laufenden Jahres 17'016290 „ 16'105 123 „ 
Summe des neuen Solle 17107949 fl. 16192213 fl. 
Hauptfumme 18.029938 fl. 16976409 fi. 

Das ganze Hat beträgt folglih um 131540 fl. weniger ale bas neue 
Soll, weil nämlich in diefem Jahre aus älteren Reften um foviel weniger 
einging, als von dem obigen neuen Soll des Jahres in Rüdftand bfieb. 
In der Hauptflaatsrechnung (Borlagen an bie Landflände 1859 I, S. 3) 
find zu obigen Zahlen noch die Geld⸗ und Naturalvorräthe, ferner die 
Ausflände der uneigentlihen Binnahmen und diefe ſelbſt vom laufenden 
Jahre beigefügt, vgl. 6. 556 (a). — Gegen bie Führung einer abs 
gefonderten Rüdfanderehnung Kieſchke S. 209 (der jetod gerade 
das räth, was in Baden geſchieht, nämlich das Webertragen des Rüd: 
ftandefolls in den Anfang der Rechnung des folgendes Jahres). Diele 
abgefonderte Reftenrehnung iR in Preußen im Jahre 1821 abgeihafft 
worden, Braaf S. 307. — Nah Tonzig’s Vorſchlag (IL, 198) 
fol ein Auszug aus dem Hauptbuche nah dem Styl ber Doppelbuch⸗ 
haltung geführt werden, in weldem als befondere Conti vorfommen: 
Ausftände und Nüdflände vom vorigen Jahre, — Statsfoll der Gin: 
nahmen und Ausgaben, — Bermebrung und Verminderung beider 
gegen den Boranfhlag, — Einnahmen und Ausgaben von anderen 
affen und für diefelben (im Hat), — Reſte am Jabresſchluß, — Zu: 
oder Abnahme des ganzen Bermögene worauf dann noch ausführs 
lichere Rechnungen für einzelne Theile folgen. Diefe Darklellung gewährt 
eine deutliche Ueberficht. — Uebrigens find noch befondere Ref: 
verzeichniffe unentbehrlih, um die Sintreibung der Müdflände zu er⸗ 
leihtern. In Würtemberg nimmt die Hauptrechnung nur das Hat 
eines jeden Sahres auf, ſowie auch der Boranihlag nur auf daflelbe 
(nah muthmaßlichem Betrage) geübt il, dagegen wird für bie Mefte 
eine befondere Rechnung in Soll und Hat geführt, Reſtverwal⸗ 
tung. Diefe erhält (ii Zuwachs aus neuen Reſten, Abnahme 
aus bezahlten Gchufpigkeiten und folhen Ausgaben, die mit fänbifcher 
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Bewilligung auf dieß Reſtvermoͤgen angewieſen werben. Die Caſſen⸗ 
vorräthe werden in daſſelbe eingerechnet, die Ruͤckſtaͤnde (Paſſivreſte) 
abgegogen. Das reine Weflvermögen am 30. Sunt 1857 betrug 
4.344214 fl., wozu noch 3765054 R. vorhandene Betriebefonds 
fommen. Man nahm an, daß hievon am 30. Juni 1858 5527163 ß. 
eingegangen fein würden, wovon 2 Mill. als Betriebefonde der Staates 
eafle vorbehalten wurden unb ber Reſt zu verſchiedenen Ausgaben bes 
flimmt wurde, 3. B. 16358000 fl. für ein zweites Geleiſe der Eiſen⸗ 
bahn. Nach dem Finanzgefeh v. 2. Ian. 1862 follten fogar 6'803 333 fl. 
» den ordentlihen und außerordentlihen Staatsausgaben aus bem 

efivermögen genommen werden. Zu ben Baffivreften wird die ſchwe⸗ 
bende Schuld gezählt, v. Herbegen ©. 368. Diefe abgelonderte Bes 
handlung der Reſte iR umfländlich und leicht zu entbehren. 


$. 556. 


Die Rechnungen einer Finanzverwaltung müffen alle eins 
gehenden und wieder abfließenden Geldfummen und Maflen von 
Naturalien enthalten, damit der Rechnungsabfchluß in jebem 
Augenblide den Caſſenbeſtand und Naturalvorrath, wie er fein 
fol, anzeigt und mit dem wirklichen Befunde verglichen werben 
Eönne. Es giebt jedodh Einnahmen und Ausgaben, die, ob» 
fhon fie auf den Caſſenbeſtand Einfluß haben, doch mit ben 
übrigen nicht vermengt werben dürfen, weil fie fein wahres 
Einfommen und feinen wahren Aufwand anzeigen (I, $. 70a) 
und daher feine Aenderung in dem ganzen Vermoͤgensſtande 
bewirken. 

Hicher gehören 1) Veränderungen in den Beftanb- 
theilen des Stammvermögend, wie eingezgogene und. 
wieberangelegte Leihfummen, ferner die Abtragung von Schul 
den, eingehende Verkaufsſsgelder von Liegenichaften und Ab» 
loͤſungsgelder, die wieder irgendwo werbend angewendet werben; 
ed ift fehr verwirrend, wenn ſolche Umfäge des Vermögens 
mit den wahren Einkünften und Ausgaben zufammengeworfen 
werben, benn bie Geldeinnahmen ftehen mit einer Bermindes 
rung anderer Bermögenstheile oder einer neu entftanbenen 
Schuld in Zufammenhang und die Ausgaben mit einer neuen 
Erwerbung oder einer Schuldabzahlung (a). 

2) Einnahmen und Ausgaben, welde mit den Bermin- 
derungen und Bermehrungen ber Naturalvorräthe 
in urſachlichem Zuſammenhange ſtehen. Letztere Beränderungen 
werden ſchon aus den Naturalrechnungen, noch beſſer aus der 
Aufnahme der Vorraͤthe am Jahresſchluß. erkannt, vgl. 8. 540. 
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Eine Geldausgabe für die Anfchaffung von Borräthen ift zwar 
in der Geldrechnung wie jede andere Ausgabe aufzuführen, 
findet aber in ber Zunahme ber Raturalvorräthe ihren Erfag, 
vgl. $. 88 (c). 

8) Erfappoften, d. h. Zahlungen, denen eine zweite 
Zahlung in entgegengefepter Richtung vorausgeht oder nad 
folgt, fo daß beide ſich aufheben, mögen fie nun in dem naͤm⸗ 
lichen Jahre zufammentreffen oder nicht. Hieher gehören Vor⸗ 
ſchuͤſe und beren Crflattung, auch Einnahmen für anbere 
Perfonen oder Caſſen, worauf eine gleich große Ausgabe folgen 
muß. Aus folhen Vorgängen, wenn fie fi in dem nämlichen 
Sabre gegeneinander aufheben, entftchen die fogenannten durchs 
laufenden Poſten (recettes und depenses pour ordre). 

Die Einträge diefer Art verdienen im Rubrifenfofteme ber 
Rechnung eine eigene Stelle, um fie von den wahren Ein- 
fünften und Berwendungen zu unterfcheiden (db). “Daflelbe gilt 
von dem anfänglichen und dem am Ende bed Jahres verbleis- 
benden baaren Borratbe. Es iſt üblich, jenen als eine 
Einnahme, biefen ald eine Ausgabe des einzelnen Jahres aufs 
zuzeichnen, $. 551 (a). Je mehr man übrigens bemüht if, 
bie wirthichaftlichen Borgänge nach ihren verfchiedenen Ver⸗ 
anlafjungen zu fonbern, befto fünftlicher wird bad Rechnungs⸗ 
weien und beflo fchmwerer ift es, die einfachen Hauptergebniſſe 
ber Wirthfchaft herauszufinden, wenn nicht zugleich dafür geforgt 
wird, daß die leßteren befonderd zufammengezogen werben. 


(a) Wo eine Grunpflodsrehnung ($. 99 (0) belebt, da erſcheinen ſolche 
Boften als Binnahmen und Ausgaben für den Grundſtock. 

(6) Tonzig (I, 42) feßt den introiti (Einnahmen) und pagamenti (Aus: 

geben) reali die intr. und pag. transitorj oder di giro entgegen. 

ie Abtheilung IV. im badiichen Rechnungsweien enthält die „uns 

eigentlihen Ginnahbmen und Ausgaben“, die man z. 3. bei 

ber Bergleihung des Solls mit dem Boranfchlage ganz unbeadhtet läßt, 

weil fie feine neuen Ginfünfte und keine definitive Berwendung ders 

felben in fi fließen. — So wird 3. B. jede Borfhußzablung erſt 

in Abth. IV. ale Ausgabe gebucht, dann, wenn die 2eiftung endgültig 

ausgemittelt (conftatirt) ift, ebendafelbft unter den Binnahmen eins 

getragen und zugleich in einer der drei erften Abtheilungen in Ausgabe 

geſetzt. Das Soll der uneigentlihen Binnahmen und Ausgaben muß 

—8 groß ſein. In den Borlagen an die Stände if der Bau ber 

taatsrehnung neuerlih folgenter: Binnahbme: A. Betrichss 

fondsrehnung. I. Refle aus voriger Rechnung. 1. Geldvorrath. 

2. Naturalvorräthe. 3. Activreſte, a. aus den eigentliden, b. aus 

den uneigentlihen Ginnahmen. II. Uneigentlide Ginnahmen vom 

laufenden Jahre. — B. Etatsrechnung. I. vom laufenden Jahre, 
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IL, vom vorhergehenden, III. von fruͤheren Jahren, IV. Abgang an 
Baffivreften, V. Vermehrung der Naturalvorräthe. Die Abtheilungen 
der Ausgabe find denen der Einnahme entfprehend. — Man führt 
aud wohl für ſolche Poſten, die keine wahren Einkünfte und Berwens 
dungen anzeigen, befondere Bücher, wie die Depofitens, Borihußs und 
Creditbuͤcher Ditmar, Staatscaffenweien ©. 38. 
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Die Rechnungen werben bei einer höheren Stelle der Pruͤ⸗ 
fung (Revifion, verification, esame) unterworfen. Dieß 
gefchieht durch befondere, des Finanzweſens und vorzüglich des 
Rechnungsweſens völlig kundige Beamte (Reviforen, Rech⸗ 
nungsdcommiffare, Rehnungdräthe ıc.), welche theils 
den Mittels und Oberbehörben in verfchiedenen Verwaltungs» 
zweigen beigegeben, theild aber in einer Oberbehoͤrde Ober⸗ 
rtehnungdfammer, Rechnungshof, cour des comptes, 
$. 536) vereinigt find. Diefe Collegialbehörbe prüft unmittel⸗ 
bar bie von ben höheren Finanzftellen gefertigten Rechnungen, 
hat in zweiter Inftanz die fchon von den Mittelftellen unter: 
fuhten Rechnungen der Berwaltungdämter zu behandeln, über 
ftreitige Fälle zu erkennen und überhaupt die Oberleitung bes 
ganzen Rechnungsweſens zu führen. Sie muß in Hinfiht auf 
ihre Entfcheidungen von dem Yinanzminifterrum unabhängig 
und in derfelben Stellung fein, wie ein Gerichtshof (a). Zu 
ber Prüfung der Rechnungen gehört, daß man ben Gegenſtand 
der Berwaltung, die Obliegenbeiten der rechnunglegenden Bes 
amten und bie gefehlichen Borfchriften für den einzelnen Geſchaͤfts⸗ 
zeig genau Ffenne. Die Unterfuhung wird vorzüglih auf 
nachftehende Puncte gelenkt: 


1) Richtigkeit der Zahlenergebniffe, ob man z. B. richtig 
zufammengezählt und abgezogen, die Quantitäten mit ben 
Preifen richtig vervielfacht, die Geldforten und Maaße gehörig 
umgerechnet, die Ergebniffe der vorigen Rechnung orbnungs- 
mäßig übertragen, bie wahren Preife zu Grunde gelegt hat, 
ob die Zahlen mit den Belegen übereinftimmen u. dgl. (d). 

2) Beobachtung der vorgefchriebenen Formen, 3. B. Rumes 
tirung und gehörige Abfaffung der Belege, vorfchriftmäßige 
Unterzeichnung berfelben, Aufführung jedes einzelnen Poſtens 
in feiner entfprechenden Rubrif, wobei es nicht erlaubt ift, daß 
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ein Poſten verfchiebenartige, unter mehrere Rubriken gehörige 

Theile umfaſſe u. dgl. 

3) Die Rechtfertigung für alle in ben Rechnungen ange 
gebenen Maßregeln der Berwaltung, ob 3. B. die unftändigen 
Ausgaben angewiefen (becretirt), die Ueberſchreitungen des 
Voranſchlages von der höheren Stelle genehmigt, die fländigen 
Ausgaben nur innerhalb. der Gränze der Bewilligung vors 
genommen worden find. 

Man Hat bei der Prüfung der Rechnungen auch öfters 
barauf geachtet, ob bie Grundſaͤtze einer guten Wirthfchaft 
von den Berwaltungdfiellen forgfältig beobachtet, ob die Aus⸗ 
gaben überall fparfam veranftaltet worben find, ob man bie 
Einnahmen nicht hätte ergiebiger machen können, ob ber Ver⸗ 
mögensftamm fireng erhalten worden ift ı. Dieß iſt jedoch 
eine in bie Berwaltungsthätigkeit eingehende, nicht mehr das 
Rechnungsweſen betreffende Unterfuhung. Sole Rügen oder 
Zweifel fallen daher nicht fowohl in den Wirkungskreis der 
oberften Rechnungsbehörbe, als derjenigen höheren Stellen, weldye 
bie Verwaltung felbft zu leiten haben (c). 

(0) Bei dem frangöfiihen Rehnungshofe if ein Staatsanwalt (procureur 
gönsral) angeftellt. Ueber die Verhaͤltniſſe diefer Behörde f. das angef. 
Röglement Art. 331—396. — Die nadfolgende landſtaͤndiſche Prüfung 
der Staatsrechnungen iſt von anderer Art. Sie foll erforſchen, ob die 
Finanzverwaltung genau nad, den Belegen und ben mit Zuflimmung 
der Wolfsvertretung über den Voranſchlag gefaßten Beichlüffen geführt 
worden if. Ohne fie fönnte die Mitwirkung der Stände zur Feſt⸗ 
ſtellung des Budgets erfolglos werben. 

(5) 86 giebt dafür eigene Galculatoren. 

(6) Das von Tonzig (I, 88) fo benannte esame morale. Die 1826 auf- 
gehobene Staatscontrole in Preußen war eine felbfftändige Ober: 

ehörde, welche nicht bloß das Caſſen⸗ und Recdhnungsmweien, fondern 
auch das Materielle der Finanzverwaltung beauffidhtigte und ihre Er⸗ 
innerungen gegen das ichtere im Staatsminiftlerium vorzutragen hatte. 

FR mußte viele Reibungen mit dem Finanzminifterium nad 

ziehen. 


8. 558. 

Die einzelnen bei der Prüfung einer Rechnung gemachten, 
einen Tadel ober Zweifel ausfprechenden Bemerkungen des 
Mevidenten heißen Rehnungsbedenfen (Rotaten, Repi- 
fionsderinnerung, monita, observations, relievi). 
Sie werben von dem Revidenten der Revifiondbehörbe vorgelegt, 
aus deren Auftrag er handelte, und von jener dem Rechner 


l 
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zur Beantwortung zugeflellt, wobei bie Rechnungöbelege ihm 
auch wieder zu feiner Berantwortung zurüdgegeben werden. Hat 
er fi) über jeden beanftandeten Punct geäußert, bie in der Form 
gemachten Fehler nachträglich verbefiert und fein Berfahren ver 
theidigt, wobei oft eine mehrmalige Verhandlung nöthig ift, fo 
wird hierüber in ber vorgefebten Behörde Bortrag gehalten, 
berathen und in Betreff jedes einzelnen Bedenkens ein Beſchluß 
gefaßt (a). Wird von einer höheren Behörbe eine nochmalige 
Unterfuhung vorgenommen, fo trägt diefe den Namen Super 
revifion (db), und erfi nad) deren Beendigung unb ber Beants 
wortung ber Superrevifionserinnerungen wird ein endgültiges 
Erfenntniß gegeben, defien Ausprud der Rechnungsbeſcheid 
(ital. evasione finale) ift (c). Infoferne darin die Erklärung 
enthalten ift, daß der Beamte in Bezug auf dad Jahr, deſſen 
Rechnungen geprüft worden find, alle feine Obliegenheiten erfüllt 
habe, wird dieſer Beicheid auch Abfolutorium oder Des 
charge genannt. Indeß ift die Freifpredhung häufig nur eine 
bebingte, indem bem Rechner noch gewiſſe Verpflichtungen aufs 
erlegt werben, 3. B. eine Summe zu erfegen, um bie er fich 
verrechnet ober die er unbefugter Weife audgegeben ober zu 
erheben verfäumt hat (d), ober eine nachträgliche Zahlung zu 
leiften, eine Summe von einer anderen Perfon zu erheben, einen 
gewiffen Umftand in der nächften Rechnung gehörig zu berüd- 
fihtigen ıc. 


(a) In einigen Staaten if ein münbdliches Verfahren eingeführt, wobei ber 
Rechner fih an dem Site der Revifionsbehörde einfinden muß oder ein 
Abgeordneter berfelben fi an den Sitz der Berrechnung begiebt. 

(5) Wo die Anzahl der Rechnungen zu groß ift, um fie alle jährlich der 
Superzeoiflon zu unterwerfen, da pflegt man jährlich einige heraus⸗ 
unehmen. 

(c) In Preußen unterfcheidet man die Abnahme der Rechnungen, d. 5. 
die erfte Prüfung von Seite der naͤchſtvorgeſezten Berwaltungsbebörbe, 
und die darauf folgende Revifion durd die Oberredhnungsfammer. 
Graaf ©. 505. 

(4) Hiebei fleht ihm natürlih der Rüdgriff (Regreß) an denjenigen frei, 
der hievon Bortheil gezogen bat. 


$. 559. 


Allgemeine Bemerkungen in Bezug auf bie Revifion ber 
Rechnungen. 

1) Die forgfältige Prüfung if notbwendig, weil fonft bie 
größte Unordnung in dem Binanzweien zu beforgen wäre und 
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felbft die redlichen Beamten wenigftend zur Nachlaͤſſigkeit ver⸗ 
leitet würden. Man muß ſich deßhalb den Unbequemlichkeiten 
unterwerfen, bie bisweilen aus unbegründeten Erinnerungen 
entfpringen. 

2) Es ift eine Härte gegen bie verrechnenden Beamten, 
wenn bie Prüfung ihrer Rechnungen lange verzögert wird, fo 
baß fie vielleicht noch für mehrere zurüdgelegte Jahre ihrer Vers 
antmwortlichfeit nicht entbunben find. Daher foll ein hinreichens 
bed Reviflondperfonal angeftellt und auf Befchleunigung bed 
Gefchäfted gefehen werben. 

3) Die Revifionderinnerungen follten nicht von Tabelfucht, 
Unfenntniß und Geringfchäbung gegen die Berwaltungsbeamten 
zeugen. Der Revident fol fi) mit den eigenthümlichen Bers 
hältniffen der zu unterfuchenden Verwaltung und ben für dies 
felbe beftehenden Borfchriften befannt machen, der Rechnungs» 
führer durch deutliche Angaben Mißverftändniffe zu verhüten 
fuchen. Indeß find die Revidenten ald Wächter des Staats⸗ 
vermögend zu betrachten und zur Aufrechthaltung der fchügenden 
Formen verpflichtet, in denen ber Einzelne fein perfönliches 
Mißtrauen erbliden ſollte. Die Reviſion darf daher nicht zu 
einem Anlafje werben, daß zum Radıtheil für den Staatöbdienft 
zwifchen dem Revidenten und ben Rechnern leidenfchaftliche, 
der Würde ded Geſchaͤftes unangemeffene Aeußerungen gewedjjelt 
werden. 
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Jede Gaffenverwaltung ift nur für bie bei ihr felbft eins 
gehenden und von ihr zu bewirfenden Zahlungen verantwortlid). 
Sie braucht alfo auch nur zu rechtfertigen und in ihre Rech⸗ 
nung aufzunehmen 1) diejenigen Einnahmen, welche fie als 
Ueberfchüffe von untergebenen Caſſen abgeliefert empfängt, ober 
unmittelbar einzieht; 2) die Ausgaben, weldye fie felbft beftreitet, 
oder durch Auftrag von anderen Baflen vornehmen läßt. 

Es ift jedoch nothwendig, daß die fämmtlichen, in jedem 
Theile des Finanzweſens vorfommenden Einnahmen und Aus⸗ 
gaben nad, der fuftematifhhen Anordnung zufammengeftellt wer; 
ben, um bie Ergebniffe bed ganzen Staatshaushaltes überfichtlich 
barzuftellen und die Bergleichung mit dem Voranſchlage moͤglich 


Rau, polit. Dekon. II. 2. Abth. 5. Ausg. 
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zu machen. Dieß ift ein von der Verwaltung bed Staats« 

vermögend getrennted, mit feiner Berantwortlicdhkeit, als für 

getreue Uebertragung ber Zahlen verfnüpftes bloßes Rechnungs» 
gefchäft, welches ausgeführt werben fann 

1) von den Berrechnern der höheren Caſſen, inbem fie ver- 
pflichtet werden, bie Ausgaben und Einnahmen ber ihnen unter- 
geordneten Caſſen im Auszuge in ihre Rechnungen aufzunehmen, 
fo daß die Rechnung der Hauptftaatscafle von felbft die Haupt- 
ſtaatsrechnung bildet (a); oder 

2) von einer befonderen Staatsbuchhalterei ($. 536), 
welche nicht bloß aus den einzelnen geprüften Rechnungen bie 

Hauptftaatsrechnung zufammenfegt, fondern aud) ſchon im Laufe 

jedes Jahres aus ben eingehenden Nachrichten eine zur Eontrole 

der Rechner dienende Buchführung beforgt (B). 

(a) Wie dieß 3. B. in Preußen (Oraaf S. 135), Bayern (Hoͤck, 
Grundlinien der KRameralpraris ©. 42) sc. geichieht. 

(5) Kieſchke S. 237. — v. Malchus, Politif II, 191. Finanz. IL, 
126. — Graaf ©. 35. 88. — Hüffell S. 274. — In Frankreich 
beftebt bei dem Yinanzminifterium eine beſondere Oberbehoͤrde für die 
comptabilit6 generale des finances. Röglem. $. 330. — In Preußen ift 


erſt 1826, bei der Aufhebung der Staatscontrole, eine Staatebuds 
balterei als beiondere Behörde errichtet worden. 


2. Abtheilung. 
Grundzüge des Etatsweſens. 
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Der Boranfhlag (Etat, Budget, in Oeſterreich 
Präliminare, conto preventivo im Gegenſatze von c. con- 
suntivo, $. 465) ift die Berechnung ber in einem bevorftehen- 
den Zeitabfchnitte (Jahre) zu erwartenden Cinnahmen und 
vorzunehmenden Ausgaben (a). Obgleich dieſe über Fünftige 
Ereigniffe angeftellte Berechnung ber thatfadhlihen Rechnungs⸗ 
führung vorausgeht, fo ift ed doc zwedmäßig, die Abhand- 
lung des legteren der Erklärung des Etatöwelend von formeller 
Seite voranzuftellen, denn jene, wie fie fich weit früher 
ausgebildet hat, dient auch in Bezug auf bie äußere Einrich⸗ 
tung den Boranfchlägen zum Borbilde, welche fich überdieß auf 
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die in den Rechnungen aus den früheren Jahren enthaltenen 


Erfahrungen flüben. Dem Inhalte nad) iſt der Voranſchlag 

von der thatfachlihen Rechnung weſentlich verfchieden. Er ent 

hält nämlidy 1) bei denjenigen @innahmen und Ausgaben, 
beren Größe fih ſchon voraus feftfegen läßt, den durch den 

Beſchluß der hoͤchſten Gewalt im Staate beftimmten Betrag 

berfelben, 2) bei anderen, welche von Fünftigen Ereigniffen 

bedingt werden, bie wahrfcheinlihhe Summe berfelben. Im 

beiden Arten der Borgänge, hauptſaͤchlich aber bei ber zweiten 

weicht oft das wirkliche Ergebniß beträchtlich von dem vors 
ber beftimmten vermutbeten Umfange ber Einnahmen und 

Ausgaben ab. In Staaten mit einer landftändifchen Ber- 

faffung wird der ganze Staatsvoranſchlag mit feinen Erläutes 

rungen und Begründung den Ständen zur Prüfung und 
©enehmigung vorgelegt, vergl. $. 557 (a). Diefe Beröffent- 
lihung und bie vielfeitige Beleuchtung des ganzen Staates 
haushaltes wirkt fehr vortheilhaft zur Vervollkommnung beflelben 
und giebt eine Aufforderung, die Anfchläge mit verboppelter 

Umſicht und Sorgfalt zu entwerfen (d). In größeren Staaten 

ift es nöthig, für jedes Jahr einen neuen Boranfchlag feſtzu⸗ 

fielen, in Eleineren Tann eine zweis oder hoͤchſtens dreijährige 

Bubdgetöperiode genügen. 

(a) Kieſchke ©. 3. — v. Malchus, PBolitit II, 152. Finanzwiſſ. 
LU, 93. — Rau in Belder’s Staatsierifon 3. Aufl. DIL, 115. — 
Graaf S. 18. — Tonzig II, 5. — Der Gründer des Etats⸗ 
weiens ift Sully, der zuerft 1601 Boranfchläge für verfchiedene Bers 
waltungszweige unter ber Benennung 6tats aufftellte. Er fagt bierüber: 
Je ne saurais croire, que l’idee de ces sortes de formules ne soit pas 
venune & quelgu’un, depuis que les finances ont été assujetties à quel- 
ques röglements; l’interöt seul doit en avoir empöchd Pexécution. 
Quoiqu’il en soit, je soutiendrai toujours que sans c6 guide on ne 
peut travailler qu’en aveugle ou en fripon. Auch Golbert ließ stats 
de prövoyance entwerfen. In Deutichland fuchten B. &. v. Secken⸗ 
dorf (Kürftenflaat, 1655, ©. 560 der A. von 1720), Gaſſer (Ein: 
leitung zu den öfonom. Wiffenfh., 1729, ©. 334), v. Juſti (Staats: 
an I, 461), v. Sonnenfels (Srundfäge III, 25. 41) bie 
Mothwendigkeit eines Etats oder „Staats“ nachzuweiſen und gaben 

Megeln zur Verfertigung defielben. Vgl. Baumſtark, Des Herzogs 


v. Sully Verdienſte um das franzöflfhe Finanzweien, Mannheim 1828, 
©. 130. — v. Malchus, Fin. U, 96. 

(6) In den Anfängen dieſer Staatsform wird das Recht der Kammern 
(Häufer), das Budget zu beiilligen, öfters ale große Beläftigung für 
die oberfle Finanzbehoͤrde empfunden. Mit der Zeit lernt man bdaflelbe, 
ale welentlihen Beftandtheil der Berfaflung, achten, fowie auch bie 
ftändifhen Berfammlungen lernen, es mit Bejonnenheit auszuüben. 

31” 


— 444 — 


$. 562. 

Ueber Wefen und Berfertigung ber Voranſchlage find haupt⸗ 
ſaͤchlich folgende Regeln zu bemerken: 

1) Man muß den Etatsentwurf von dem genehmig- 
ten Etat unterfcheiden. Jener ift ein mit beigefügten Gründen 
und Erläuterungen verjehener Borfchlag, dieſer ift durch Beichluß 
bed Staatdoberhauptes oder einer oberen Behörbe feftgeftellt 
worden und dient ald Vorfchrift, um, fo weit e& thunlich ift, 
von ben Binanzbeamten vollzogen zu werben. 

2) Die Bearbeitung der Entwürfe gefchieht in einem Theil 
der Gefchäfte, wo örtliche Umftände maßgebend find, von unten 
auf, fo daß vor dem Anfange bed neuen Zeitabfchnitted zus 
vörderft die unteren Finanzämter den wahrfcheinlichen Betrag 
ber Einkünfte und die nöthigen Ausgaben namhaft machen. 
Bei den Steuern, Gebühren und allgemein verbreiteten Regals 
gewerben, wie bie Poſt und Eifenbahn, kann der. muthmaßliche 
KRohertrag aus ben biöherigen Erfahrungen im Ganzen an 
genommen werben, ohne daß man ihn erft bezirksweiſe ermittelte. 
Auch in den anderen Regierungszweigen (Minifterien), wo bie 
Ausgaben die etwa vorfommenden Einnahmen überwiegen, wers 
den bie Boranfchläge für beide, hauptfächlich für den Aufwand, 
von den Bezirföbeamten entworfen und dann zufammengeftellt. 

3) Man bebient fidy hiebei des Rubrifenfnftems ber Rech⸗ 
nungen (a) und giebt dem Boranfchlage die tabellarifche Form 
derſelben. Es ift nuͤtzlich, in einer Zahlenfpalte bei den un⸗ 
ffändigen Einnahmen und Ausgaben den rechnungsmäßigen 
Durdfchnittöbetrag aus einigen jüngftverfloffenen Jahren, 3.2. 
3 ober 6, in einer zweiten Spalte den lebten Voranſchlag, 
in einer britten bie neu vorgefchlagene Etatöfumme anzu 
geben. 

4) Zur Bildung eines ſolchen Durchfchnittes müffen oft bie 
Jahresbetraͤge erft berichtigt werden, wenn naͤmlich Veraͤnde⸗ 
tungen flattgefunden haben, weldye die früheren Zahlen nicht 
mehr völlig anwendbar machen, 3. B. in dem Fuße ober ber 
Erhebungsart der Einnahmen, in der Ausdehnung einer Staat6» 
anftalt, dem Maßftabe der vom Staate zu leiftenden Bezah- 
lungen u. dgl. In manden Fällen läßt fidh die Wirkung ber 
vorgegangenen Beränderung genau beftimmen, 3. B. bei einer 
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aufgehobenen Steuer, einer verminderten Gebühr; in anderen 
Fallen, 3. B. bei einer Zollermäßigung, fann man nur eine 
Vermuthung aufftellen. 

5) Diefer Durchſchnitt ift auch nach diefen Berichtigungen 
nicht unbedingt ald Voranſchlag braudbar, ed muß vielmehr 
nah den Umftänden beurtbeilt werden, ob ber leßtere höher 
oder niedriger anzunehmen fei, 8.41. Die Gründe eine folden 
Abweichung werden in einem begleitenden Berichte vorgetragen. 

6) Ald Belege zur Begründung ber Etatöfäge dienen 
theil® Auszüge aus den Rechnungen, theils ausführliche Bes 
rechnungen, theils Nachweiſungen der angeordneten Veraͤnde⸗ 
rungen in den Einnahms⸗ und Ausgabs-Poſitionen ıc. (b). 

7) Man braudyt nur diejenigen Etatsſätze zu rechtfertigen, 
welche unftändig oder von den früheren verfchieden find. Hie⸗ 
durch wird die Berfertigung des Voranſchlages für jedes Jahr 
oder für einen Zeitabfchnitt „von einigen Jahren bedeutend ab» 
gefürzt. 

(a) Kür die Ausgaben möchte bie obige Anordnung, $. 42. 43, nad 
weicher man 1) Hofitaatsausgaben, 2) Ausgaben für die fländifche 
Nepräfentation, 3) Regierungsausgaben unterfcheiden, und die letzteren 
nad den Winifterien abtheilen kann, den Borzug verdienen. Für den 
häufigen Gebrauch des Voranſchlages ift es eine Grleichterung, wenn 
die mit den @infünften verbundenen Koften (Berwaltungss, Grhebungss 
foften und Laflen) von dem Aufwande für die Staatszwede getrennt 
werden. Fuͤr die Binnahmen ift die befte Eintheilung die, welche aus 
dem Weſen der Einkünfte bergenommen wird, $. 84 ff. Doch müßte 
man neben den felbiiftändigen Sinnabmen in einer befonderen Abs 
theilung diejenigen aufführen, melde ſich gelegentlich, bei einem Gegen⸗ 
—* u Aufwandes, ergeben, 3. B. Mrbeitsertrag in den Zucht⸗ 
äufern, 8. 69. 

Bei jeder Berwaltung werden Notabilienbuͤcher geführt, um alle 
folge Beränderungen, 3. B. aufhörende (fiftirte) Beſoldungen, auf: 


gehobene Abgaben ıc. genau zu verzeihnen. Bad. B. vom 20. 
1820. Reg.: Blatt Nr. 10. Kormular bei v. Malchus, Bolitif 
LXXXXIV. 


—f 
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8) Die Etatdentwürfe der unteren Stellen (Specials 
etats) werden bei den Mittelbehörden geprüft und in um« 
fafiendere Etats zufammengezogen, wobei jedoch bie einzelnen 
ausführlichen Anfchläge als Belege beigefügt werben. Bei den 
höchften Stellen gefchieht daſſelbe (Hauptetats), bis endlich 
als Ergebniß der ganzen Arbeit ver HauptsBoranfchlag, 
Hauptfinanzetat entworfen wird (a). 
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9) FR dieſer, abgeändert oder nach feiner vorgelegten Faffung, 
genehmigt worden, fo geben an alle höheren und niebrigeren 
Behörden die auf den Wirfungsfreid berfelben fich beziehenden, 
nad) den gefaßten Befchlüffen eingerichteten Boranfchläge zurüd, 
um in Vollzug gefeßt zu werben. 

10) Um ganz fiher zu gehen, braudyt man gewöhnlid) bie 
Vorfiht, die Einnahmen etwas unter ihrem muthmaßlichen 
Betrage, die Ausgaben dagegen über demſelben anzufeßen, fo 
daß alfo die wirklihe Verwaltung aus beiden Urfachen ein 
günftigered Ergebniß hoffen läßt als der Voranſchlag. Hiezu 
mag auch die Furcht vor unverfchuldeten Vorwürfen und bie 
Erwägung beitragen, daß ein Mehrbetrag der Einfünfte und 
eine Erfparung an den Audgaben erfreulich ift, während bie 
entgegengefegten Erfcheinungen unangenehme Störungen nad 
fih ziehen. Gleichwohl ift eine abfichtliche Entfernung von 
dem, was man für wahrfcheinlic Halten muß, nicht zu billigen, 
fie führt zur Willfür und bat den Nachtheil, daß man in ber 
unbeflimmten Hoffnung auf eine Mehreinnahme bei der Uebers 
fchreitung der Ausgabenfäge weniger forgfältig verfaͤhrt. Wo 
dagegen ein günftigered und ein minder vortheilhaftes Ergeb⸗ 
niß ungefähr gleich wahrfcheinlich ift, 3. B. weil jenes in der 
legten Zeit durch Urfachen eintrat, deren Fortdauer ungewiß 
ift, da if es rathſam, fi) auf einen ungünftigeren Fall gefaßt 
zu halten. Je mehr aber der Boranfchlag auf Wahrfcheinlich- 
feit gegründet wird, befto weniger darf man auf beträchtliche 
Ueberfchüffe hoffen, und dieß macht dad Vorbehalten einer 
Eumme, welhe zur Dedung von Einnahmsausfällen und 
Ausgabövermehrungen dient ($. 39. 41), beſonders nuͤtzlich. 


(a) Rormulare u. a. bei v. Malchus, Bolitit I, LXXVIN ff. — 
Tonzig III, 114. 


$. 564. 


11) Eine andere Anforderung an gute Voranſchlage ift 
ihre Bollftändigfeit (a). Es darf fein in ein gewiſſes 
Berwaltungsgebiet fallender und fein überhaupt zum Staate- 
baushalte gehörender Theil der Einnahmen und Ausgaben 
weggelaffen werben. Daher ift ed auch nothwendig, die Eins 
nahmen nad ihrem vollen Betrage (gefammte, rohe oder 
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Bruttoeinnahme) anzufegen und ihnen bie mit den Ein- 
fünften verbundenen -Betrieb8», Erhebungsfoften und Laften zur 
Seite zu ftellen, fo daß fi) aud dem Abzuge ber Ießteren von 
der gefammten die reine (Retto-) Einnahme bildet. In 
den Boranfchlägen vieler Staaten wurde fonft nur der Rein- 
ertrag der Einfünfte in Anſatz gebracht, wobei die ebenfalld von 
dem Volke getragenen Koften und die Art, wie die Einkünfte 
verwaltet werden, unbefannt bleiben (6). Wollte man einen 
Mittelweg einfchlagen und die Einnahmen nur nad) Abzug ber 
eigentlichen Gewerbsbetriebskoſten in ben Voranſchlag aufneh- 
men, alfo 3. B. dad Holzfällen, die Heizung in Salinen und 
Hüttenwerken, den Ankauf ded Holzes für Holzhöfe ($. 151) ıc. 
fogleih von dem Ertrage dieſer Gewerbe abziehen, fo würbe 
immer ber Bortheil einer Kenntniß aller Sinanzmaßregeln vers 
loren gehen und ohne Willfür die Gränzlinie der vorweg ab» 
zurechnenden Ausgabepoften kaum zu ziehen fein. Neuerlich 
hat die vollftändigere Einrichtung des Boranfchlages nad und 
nad) mehr Eingang gefunden. Zum Behufe mandyfaltiger Ver⸗ 
gleihungen und Berechnungen, muß man ſich jebody häufig an 
die reine Einnahme halten (c). 


(a) Les budgets, qui devraient toujours prösenter Y’appröciation entidre et 
fid2le des besoins et des ressources de l’&tat, ... n’offraient (nämlich 
unter Napoleon I.), pour les rerenus comme pour les charges, qu’ane 
expression incomplöte et trompeuse, qui ze rövelait ni les moyens du 
tresor, ni les d&penses du gouvernement et qui n’opposait qu’une 
limite illusoire sux dispositions des ordonnateurs. D’Audiffret, 
Notice historique im Anfang des Réglem. ©. 267. 

(6) Graaf (S. 87) nimmt diefe Kinrichtung in Schug, ohne die von 
ihm felbR angeführten Gegengründe zu widerlegen — Dagegen 
v. Malchus, Fin. II, 104. Die Aufführung der Roheinnahme und 
der Koften ift 3. B. neuerlih in Preußen, feit 1858 in Hannover, 
Defterreih, Rußland sc. angeordnet worden. In Sachſen und Wür- 
temberg ift zwar in der Haupfiumme des Staatsvoranichlages nur der 
Reinertrag der Ginkünfte angegeben, allein bei jedem Smweige auch 
der rohe Ertrag genannt, ſo daß alle weſentlichen Thatſachen auf⸗ 
genommen ſind. Im preußiſchen, britiſchen und badiſchen Voranſchlage 
nehmen die Koſten der Einkünfte eine beſondere Stelle ein, in anderen 
müffen dieſe erft unter den Ausgaben der Minifterien, weldhe Cinnah⸗ 
men verwalten, zufammengefucht werden. Sn vielen flatiftiihen Ans 
gaben ber Boranläfä e verfchiedener Staaten bleibt man ungewiß, ob 
die rohe oder reine Ein abe gemeint fei und muß es erfi aus den eins 
einen Zahlen zu erforihen fuchen. 

(e) Yinden Veränderungen in biefe® Art und Weife, den Voranſchlag zu 
bilden, flatt, fo koͤnnen die Zahlen aus verfihiedenen Jahren ohne 
forgfältige Berichtigung nicht mit einander verglichen werden. Als 
Beiſpiel dient die Befandlang bes Münzweſens. Pan kann, wie ed 


— 488 — 


3. B. in Baden feit 1833 und im paͤpſtlichen Staate geſchieht, bie 
ganze zu prägende Summe in Binnahme, den Ankauf der rohen Metalle 
aber wie die übrigen Koften in Ausgabe anſehen, oder wie in vielen 
anderen Staaten die beiden erfigenannten Zahlen binweglaffen und 
neben den Betriebsfoften nur den Schlagſchatz oder den Verluſt beim 
Metallanfaufe aufrechnen, weßhalb dann meiſtens gar keine Cinnahme 
aus dem Münzwefen im Voranſchlage erfcheint. Der badiſche U. 1864 
und 65 enthält 653888 fl. Münzeinnahme und 687965 fl. Ausgabe, 
nah dem anderen Berfahren würden nur 3013 fl. Ginnahme aus 
Miethzins und Nebenerträgnifien, dagegen 15 768 fl. Binbuße beim 
Metalllauf gegen die geprägte Summe und 17322 fl. andere Verwal⸗ 
tungsfoften, aufammen 37090 fl. Ausgaben vorfommen. Im babifchen 
Hauptvoranidlage find die Sinnahmen und Ausgaben der Pos und 
Gilenbahnvermalfung ausgefchieden, weil ihr Reinertrag zur VBerzinfung 
und Tilgung der Eiſenbahnſchuld beflimmt wird, zum Ueberblid bes 
Ganzen find daher beide Gegenſtaͤnde noch beizufügen. Aus den ges 
nehmigten Boranfchlägen für 1865 ift daher folgende Zufammenftellung 


zu machen: 
I. Hauptetat der ordentlihen Ginnahmen und Ausgaben. 
1. Einnahmen . . 2x 2. 2.2. >... 17161020 |l. 
2. Laften und Berwaltungsloflen . . - . - 5226656 „ 
3. Reine Ginncfme - . - 2 > 2 2 02. 11°934 364 „ 
4. Bigentlicher Staatsaufwand . -. . . . » 11071271. 
Ueberſchuß 863 093 „ 
II. Ausgefchiedener Theil. 
5. ag der Bolt und Eifenbabn . . . . 10287062 „ 
6. Roften beider . . > 2 2 2 0 0 6°657 786 „ 
1. Reina .» 2 > 2 00 en = 2.3629 276 „ 
III. Summe von I. und LI. 
Gefammteinnabme - . 2 2 2 2 2 0. 27'448 082 „ 
Laften und Koflen . > 2 2 22 rn 11'884 442 „ 
Meineinnfme » » > 2 2 ren . 15563640 „ 


Hievon find_ zu beflreiten 1) ber obige eigentliche Staatsaufwanb, 
2) die Berzinfung und Tilgung der Eiſenbahnſchuld, 3) die außers 
ordentlihen Ausgaben, im D. jährlich 1414679 fl., zu deren Dedung 
auch eine Summe aus dem Betriebefond zu Hülfe genommen wird. 


8. 565. 

Der Hauptfinanzetat (Staatd-Bubdget) ift fein Gefeb, wenn 
er gleih, namentlih in Staaten mit einer Bolfövertretung, 
in ben für bie Geſetzgebung beftehenden Formen feftgeftellt wird. 
Diejenigen ihn betreffenden Beftimmungen, welche wirklich 
gefeglicher Art find, werden gewöhnlich in einem mit ihm in 
Berbindung flehenden Finanzgeſetze (a) zufammengefaßt, 
welched das Eigenthümliche hat, daß es nur für den nächften 
Zeitraum (die Etatsperiode) gilt. Daſſelbe muß enthalten (2) 
1) die Benennung ber zu erhebenden Auflagen mit Angabe 
bed Fußes berfelben (c), 2) bie für jeden Theil ber Ausgabe 
bewilligten, ben einzelnen Minifterien zugewiefenen Summen 


oder Erebite. Keine Steuer oder Gebühr darf gefordert 
werben, bie nicht im Kinanzgefeg oder einem anberen Geſetze 
von unbeftimmter Gültigfeitöbauer begründet if. Beſondere 
gefeliche Beftimmungen find über folgende, die Ausführung 
bed Finanzgeſetzes betreffende Puncte nothwendig: 

a) über die Bedingungen einer Ueberſchreitung der Ausgaben⸗ 
bewilligungen. In manchen dringenden Faͤllen muß den unteren 
Berwaltungsftellen die Anorbnung größerer oder neuer, nicht 
vorgefehener Ausgaben erlaubt werben, body mit der Verpflich⸗ 
tung, fogleicy Anzeige und rechtfertigenden Bericht zu erflatten 
und nur innerhalb einer gewiflen, in Zahlen beftimmten Graͤnze. 
In anderen Fällen erfordert die Ueberfchreitung einer bewilligten 
Ausgabe die Genehmigung der Staatögewalt (d); 


b) darüber, inwiefern es geftattet ift, Erfparungen an einem 
Theile der Ausgaben für einen anderen Gegenftand berfelben 
zu verwenden, und in welder Weife bieß gefchehen fol. Es 
wäre nicht rathfam, dieß Uebertragen, bie in Frankreich fog. 
virements, unbedingt zu unterfagen (volle Specialität 
bed Budgets), weil fi) im Laufe der Gefchäfte das Bebürfnig 
eined gewifien freien Spielraumes häufig fühlbar macht, doch' 
follten wenigften® die Hauptabfchnitte ber Minifterialetatd 
pünctlich eingehalten oder Ueberfchreitungen befonderd gerecht⸗ 
fertigt werben (e). 


(a) v. Malchus, Fin. II, 94. 

(5) Hiezu kommen manche andere Buncte, 3. B. über das Maaß der Bros 
vincialausgaben ($. 55), über die erlaubte Summe der Schapfammerfcheine 
u. dgl. Außer diefem weſentlichen Inhalte hat man öfters gelegentlich 
au ſolche Verfügungen dem Belege einverleibt, Die eigentlich den 
Gegenſtand eigener Geſetze Hätten bilden follen. Der Beweggrund zu 
biefer Berbindung iR, daß man ſolche andere Beſtimmungen ebenfalls, 
wie das Finanzgeſetz, nur für eine gewiſſe Gtatsperiode (1, 2,3, 6 Jahre) 
veradrebete. 

(e) Bei denjenigen Entrichtungen, in denen fih Hierin von einer Periode 
ur anderen nichts verändert, genügt eine allgemeine Beſtimmung biers 
über. Die Binfünfte aus dem eigenen Erwerbe der Regierung bedürfen, 
als ein für allemal feſtgeſtellt, feiner Anführung im Binan geſetze. 
Das jährliche franzoͤſiſche Finanzgeſetz zeichnet ſich durch die vollftändige 
Aufzählung aller Gebühren aus, die bei irgend einer Beranlaflung 
erhoben werden dürfen. 

(d) In Frankreich wird der Boranfchlag im Borjahre vom geſetzgebenden 
Körper berathen und genehmigt. Im Anfange des Jahres wird er 
nach den in der legten Zeit eingetretenen Beduͤrfniſſen nochmals durch⸗ 
geſehen und (gewöhnlich in einer größeren Summe) feſtgeſetzt, budget 
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reotificatif. Nah B. von 1838 €. 20 ': dürfen im alle ber Unzus 
länglichfeit einer Ausgabenbewilligung für gewiſſe benannte Zweige 
des Aufwandes Brgänzungsbewilligungen (crödits supplömentaires) nad 
dem Butachten des Minifterrathes vom Könige gegeben werden , welche 
fodann ber nächften Ständeverfammlung zur Zuftimmung vorgelegt 
werden. Dringende Meberfchreitungen anderer Ausgaben werden erft 
von ben Kammern in ber nädflen Sigung genehmigt. Außerordent: 
liche, im Boranfchlage nicht vorgejehene Ausgaben erhalten in ähnlicher 
Form einen credit extraordinaire vom König. Die bei Ridhtigftellung 
ber Jahresausgaben nöthig werdenden Nachbewilligungen (orsdits com- 
plömentaires) werden wie bie credits supplömentaires behandelt. Das 
Budget für 1862 wurde mit 1970 Mill. „votirt“, bei der „Rectifl- 
cation“ um 193 Mill. erhöht, durch Ergaͤnzungscredite auf 2201 Mill. 
gebraht. Bei der „definitiven Regulirung“ durch den Rechnungshof 
ergab fi ein Betrag von 2219 Mill. Thiers Mede v. 6. Mai 1864. 
Nach dem Senatusconfult v. 31. Dee. 1862 6. 3 find ersdits suppls- 
mentaires und extraordinaires nur mit Zuflimmung des geſetzgebenden 
Körpers (dur ein Geſetz) zuläffig. 


(e) v. Malchus, Bol. II, 186. Fin. II, 122. — In Frankreich war in 


bem Gejeh v. 29. Januar 1831 und dem Hierauf gegründeten $. 31 
ber B. v. 1838 feflgefept, daß jene Specialität für jedes Capitel des 
Voranſchlages eines Minifteriums gelte. Die Zahl der Gapitel war 
3. DB. 12 im Yinanz, 29 im Miniflerium des Innern, 24 im Kriegs, 
13 im Juftizminiftertum. Diefe Zahl wurde, dem Verlangen der Ab: 
eorbnetenfammer zufolge, fortwährend vermehrt, fo daß fie über 300 
—* und deßhalb haͤufig in dem einen Theil der Capitel eine Erſparniß 
eintrat, in anderen Nachbewilligungen noͤrhig wurden. Das Senatus⸗ 
confultum v. 25. December 1852 verordnet, daß nur mit Bewilligung 
des Kaifers eine Mebertragung aus einem Gapitel in das andere zus 
laͤſſig if, entzieht aber dieſe Vertheilung der Mitwirtung des geſetz⸗ 
gebenden Körpers und beflimmt, daß derfelbe die Summe für jebes 

inifterium im Ganzen zu genehmigen habe. Nah dem a. Senats: 
befchluß v. 31. Dec. 1861 wird das Budget jedes Minifteriums in 
größeren Abtheilungen (Sectionen) genehmigt, beren es 66 find, bie 
Bertheilung der Summe unter die Bapitel jeder Section geichieht vom 
Kaifer im Staaterath, und in gleicher Weife werden Uebertragungen 
von einem Gapitel in ein anderes genehmigt. — In Preußen wird der 
Voranſchlag nah Titeln genehmigt, deren 1862 214 waren, darunter 
aber manche mit großen Summen. Das Nbgeorbnnetenhaus verlangte 
eine weitere Abtheilung, die auch von der Regierung (Min. v. Batomw) 
zugefagt und nur für das laufende Jahr als unausführbar abgelehnt 
wurde. Dieß verurfachte den folgenreihen Minifterwechiel. 
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3. Abtheilung. 
Grundzüge des Caſſenweſens. 


8. 566. 


Die für die Staatsgelder beſtimmten Caſſen muͤſſen fo an» 
geordnet und mit einander in Verbindung gefebt werden, daß 
fie Teicht jede Einnahme auffafien und jede Ausgabe beftreiten 
können, daß aber aud) jede unnöthige Anhäufung von Geldern 
verhütet wird. Man fann daher unterfiheiden: 

1) die Hauptftaatscaffe des Landes (a), bei weldyer 
alle Ueberſchuͤſſe zufammenfließen und von welcher die am Sige 
ber oberften Staatöbehörden vorfommenden Ausgaben beftritten 
werden. Beſondere Hauptcaffen für einzelne Zweige ber 
Sinanzverwaltung find mit wenigen Ausnahmen, 3. B. ber 
Schuldverwaltungscaffe, entbehrlich, indem bie Gefchäfte der 
übrigen füglich von ber Hauptftaatscaffe beforgt werben können; 

2) PBrovincialcaffen, in denen bie innerhalb eines 
Landestheiled eingehenden Summen gefammelt und zu den da⸗ 
felbft vorfommenden Regierungdausgaben verwendet werben; 
bie Veberfchüffe werden an die Hauptcafle abgeliefert, in eins 
zelnen Fällen erfolgen dagegen nad) Bebürfnig Zufchüffe von 
biefer; 
3) untere Caſſen, deren Zahl und Geichäftsfreis ſich 
nad) den in jedem Staate angeorbneten Zweigen der Einnahme 
geichäfte richtet. Ieded Domänens, Poſt⸗, Salinens, Eifenbahns, 
Berg⸗ und Huͤttenwerks⸗, Steuer, Zollamt ıc. hat feine Eaffe, 
bem Berwalter einer folchen fönnen aber auch vorübergehend 
oder dauernd mehrere Zweige der Einnahme und Ausgabe 
übertragen werben. Außer dem mit ber Berwaltung ber Ein- 
fünfte zufammenbängenden Aufwand werden ben unteren Gafien 
auch andere an Ort und Stelle vorfommende Ausgaben zus 
gewiefen, die fie aus Auftrag und in Abrechnung mit ber 
höheren Caffe zu beforgen haben. Es ift fchon der Koften 
wegen rathfam, nicht mehr Caſſen anzuorbnen, ald dad Bebürfs 
niß des Dienftes erfordert, fowie auch mit ber Vermehrung ber 
unteren Caſſen die Gefahr von Beruntreuungn anwaͤchſt. 
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Solche untere Erheber von Einkünften, denen bie Bebingungen 
zu einer guten Gaflenführung abgehen, werden verpflichtet, bie 
bei ihnen eingehenden Summen nad) kurzen Zwifchenzeiten an 
bie nächftvorgefepten Caſſen abzuliefern, 3. B. die Steuererheber, 
Weggeldeinnehmer, Poftverwalter, Eifenbahnbebiente bei Heinen 
Haliftellen ıc. 


(a) Gie trägt meiftens noch aus älterer Zeit der Sprachverderbung ben 
Namen Generalſtaatscaſſe. 
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Bei der Anftellung des Gaffenperfonald muß vorzüglich 
auf erprobte Reblichkeit, gefitteten Lebenswandel, Ordnungs⸗ 
liebe und Gefchidlichfeit gefehen werben, auch if eine. Amts⸗ 
bürgfhaft (Caution) unerlaßlich, die jedoch für ſich allein 
feine volftändige Sicherheit geben kann, weil bie Regierung 
in der Wahl der anzuftellenden Perſonen zu fehr befchränft 
wäre, wenn fle eine hohe Summe fordern würbe, $. 486. IV. 
Bei den unteren Caſſen ift gewöhnlich nur ein einziger Staate« 
beamter angeftellt, der zugleich die anderen Berwaltungsgefchäfte 
beforgt und für feine Gehülfen verantwortlid if. Höhere und 
größere Caſſen haben ausſchließlich Hiezu beftimmte Beamte, 
bei welchen neben einer angemefienen Bertheilung der Gefchäfte 
zugleich darauf Rüdfiht genommen wird, daß ed wegen ber 
großen Berfuhung zur Untreue an einer gegenfeitigen Webers 
wachung (Controle) nicht fehle. Zu der vollftändigen Befebung 
einer großen Cafe wird erfordert: 


1) ein Borfteher (Hauptcaffier, Rendant), der 
die fämmtlichen Caſſengeſchaͤfte leitet und beauflichtigt, das 
Tagebuch führt, jedoch nichts felbft einzunehmen ober auszu⸗ 
geben bat; 

2) ein Zahlmeifter (Baffier), dem das Zählen, Baden ıc. 
obliegt und ber ein nad den vorfommenden Münzforten in 
Spalten abgetheiltes Caſſenbuch (Journal) für Einnahme und 
Ausgabe führt. Die Caſſe fteht unter dem Mitverfchlufle der 
beiden anderen Beamten. Große Caſſen haben mehrere foldye 
Zahlmeifter nöthig, 3. B. einen für die Einnahmen, einen für 
bie Ausgaben (a); 
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3) ein Gegenfchreiber (Bontroleur), der ein Gegen 
buch, öfter auch das Hauptbuch führt, alle Duittungen mit 
unterzeichnet und überhaupt von allen Borgängen Kenntniß 
nimmt; 

4) ein Unterperfonal von Rechnungsgehülfen, Sanzliften 
und Dienern. 

(a) In Frankreich find für die Ausgaben befondere Zahlmeifler (payeurs) 
angeftellt, weldye von den Departementseinnehmern (receveurs gnéraux) 
und der Hauptflaatscafje die nöthigen Summen empfangen. In jedem 


Departement ift ein folder payeur und ein payeur central du tresor 
in Baris. Orb. v. 1838 8. 306 ff. 
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Hauptregeln für die Caſſengeſchaͤfte: 

1) Die einer jeden Caſſe zugewiefenen Einnahmen und 
Ausgaben müffen mit Rüdficht auf die Zeit ihres Eintreffend 
fo beredjnet fein, daß in der Regel die Mittel zur Beftreitung 
ber Ausgaben nicht fehlen. Diefe Bertheilung der Summen ift 
dad Gefchäft der dem ganzen Caſſenweſen im Staate vorgefehten 
Behörde, welche von allen Gaflen die nöthigen periodifchen 
Nachrichten über die Abdfchlüffe und Caflenvorräthe (Etats de 
situation) empfängt (a). Tritt in einzelnen Zeitpuncten aus⸗ 
nahmsweife dennoch ein Mißverhältnig ein, fo läßt ſich leicht 
helfen, indem mit höherer Genehmigung die eine Caſſe die bes 
nöthigte Summe von der anderen erhebt und biefer der geleiftete 
Zufhuß wie eine Ablieferung zu Gute gerechnet wird. 

2) Die ein für allemal angeorbneten, fowie alle im Vor⸗ 
anfchlage für eine gewiſſe Cafe nady ihrem beftimmten Betrage 
aufgeführten Einnahmen und Ausgaben bebürfen feiner befons 
deren Ermaͤchtigung, diejenigen aber, welche entweder außer: 
ordentlicher Weife erfolgen, oder deren Größe noch nicht voraus 
beflimmt werden fonnte ($. 553), erfordern einen Auftrag zum 
Empfang oder zur Ausbezahlung (Einnahmds und Aus⸗ 
zahblungsanmweifung, Decretur, ordonnancement) von 
einer vorgefebten Behörde. Die Anmeifungen müflen mit ben 
zugehörigen Belegftüden begleitet fein. Ueber die Befugniß, folche 
Anmeifungen zu ertheilen, find genaue Vorſchriften nöthig (5). 
Um Ueberfchreitungen ber Voranſchlaͤge leichter zu verhindern 
und eine Prüfung ber Anfäpe zu bewirken, if es zweckmaͤßig, 


— 
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wenn die Anmweifungen vor ber Andfertigung durch ben Vorſtand 
einer Behörde einem hiezu beftellten (controlicenden) Beamten 
zur Prüfung und Mitunterfchrift vorgelegt werben. Die Zah⸗ 
Iungsanweifungen der anderen Minifter, die über ihre etats⸗ 
mäßigen Erebite (8. 565) verfügen könmen, follten wenigftene 
von bem Borftande bed Binanzminifteriums ebenfalls eingeſehen 
und unterzeichnet werden. 

3) Der Caffenführer hat bei jeder ihm vorgelegten Zahlungs⸗ 
anweifung die Befugniß des Anweifenden, die Richtigkeit der 
Belegftüde und überhaupt bie Zufäffigfeit der Zahlung nach den 
beftehenden geieglihen Borfchriften zu prüfen und ift für bie 
Berabfäumung diefer Regel verantwortlich. 

4) Für feine Einnahme darf vor dem wirklichen Einzug bed 
Geldes eine Beicheinigung ausgeſtellt werden (den Fall einer 
Abrechnung audgenommen), auch ift feine Ausgabe ohne gleich⸗ 
zeitigen Empfang der Beicheinigung (Duittung) zuläffig (c). 

5) Die Beicheinigungen muͤſſen genau nad der Borfchrift 
abgefaßt (8. 553) und von demjenigen ausgeſtellt fein, welcher 
zunähft zum Empfange berechtigt ift, wenn biefer nicht einen 
Anderen hiezu bevoflmädtigt bat. Sogenannte Interims⸗ 
quittungen eines Dritten können nicht ald Belege dienen 
und laufen bis zum Eintreffen ber wahren Befcheinigung auf 
die Gefahr des Bafienführere. Borausbezahlungen vor dem 


Termin der Schuldigkeit find unerlaubt (d), 
(a) In Frankreich des unter dem Finanzminiſter fichenden directeur general 
du mouvement des fonds du trösor public. Alle Zahlungsanmweilungen 
ber Minifter werden ihm vorgelegt, was er durch linterfchrift (vie) 
ezeugt. 
Sranfreih: Ausgaben dürfen nur von den Miniftern oder höheren durch 
diefelben beftellten Beamten (ordonnateurs secondaires) angeordnet werden. 
Tehlerhaft war die B. v. 13. Juli 1804, welche es den ordonnateurs 
freiftellte, welche Delegkde fie ihren Anweiſungen beifügen wollten, 
weßhalb fie oft alle Mittheilungen biefer Art verweigerten und bem 
Rechnungshofe die Stüßpuncte zur Prüfung entzogen. Erſt 1822 wurde 
dieß abgeäntert. D’Audiffret, Notice hist. S. 273. 

(ce) Bei Verſendungen dient einftiweilen der Roftfchein ale vorläufige Quittung. 
(d) Bei Befoldungen Fann für den fchon verflofienen Theil der Zeit eine 

Abſchlagszahlung geflattet werden. 


5 


(ö 


— 


8. 569. 


6) Eigene Gelber ded affenführerd dürfen mit denen, bie 
dem Staate gehören, nicht vermengt werben; eine, wenn gleich 
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nur augenblidliche Benugung der Staatögelder für Privatziwede 
ift unerlaubt und ftrafbar, und es darf den Eaflenbeamten aud 
nicht geflattei werden, aus eigenen Mitteln Zahlungen vor- 
fchußweife zu beftreiten. 

7) Iede Einnahme und Auszahlung darf nur in den vors 
geichriebenen guten Geldforten erfolgen. Die Sorten werben 
bei den Einnahmen und Ausgaben aufgezeichnet, lehtere auch 
bei anfehnlichen Summen mit einem Sortenzettel begleitet. 
Rollen und Beutel brauchen nur gewogen zu werden, wenn fie 
‚wohl verfchloffen geblieben find und eine qnbere Cafe auf ber 
Auffchrift Die Richtigkeit der Abzählung bezeugt hat. 

8) Bei Berfendungen ift für gute Verpadung zu forgen. 

9) Die Caffe muß gegen Diebflahl gefchügt werden, wozu 
die Anwendung fefter-eiferner Kiften oder Schränfe, eines wohl 
verwahrten Gemaches mit einem einzigen Zugange und feft 
verfehließbaren Deffnungen, die Nähe des Beamten bei Eeineren 
Caſſen (a) und die Aufftellung einer bewaffneten Wache bei 
größeren ıc. (5) dient. 

10) Die Eaffe muß von Zeit zu Zeit nachgezählt (geflürzt) 
und der Erfund mit dem Abfchluffe der Bücher verglichen werben. 
Dieß gefchieht 

a) von den Gaffenbeamten felbft in regelmäßigen Perioden, 
3. B. alle Monate ($. 548. Nr. 11), fo wie auch öfterd an 
die vorgefegte Behörde ein Baffenberiht (Situations— 
etat, Eaffenftatus, $. 568. Nr. 1) erflattet werben muß; 

b) von einer anderen zur Auffiht über eine Gaffe 
(Caffencuratel) beftellten Behörde. Man unterjcheidet hie⸗ 
bei die regelmäßige, zu beflimmten Zeiten eintretende Nachſchau 
(Revifton) von derjenigen, die ganz unerwartet gefchieht, und 
die, ohne als Zeichen eined Verdachtes gelten zu fönnen, bei 
jeder Gaffe wenigftend einmal jährlich erfolgen ſollte. Außer 
der Unterfuchung durch den Borgefegten ift auch die Anordnung 
nüglich, daß reifende aflenreviforen (Binanzinfpectoren) auf 
jedeömaligen befonderen Auftrag bed Yinanzminifterd in vers 
fhiedenen Landestheilen ohne regelmäßige Reihenfolge fowohl 
die Caſſen ald die Rechnungs⸗ und die ganze Dienftführung 
der Beamten unterfuchen (ce). Mehrere an einem Orte fich 
befindende Caſſen werden gleichzeitig geflürzt (d), auch wird 


* 
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eine Unterſuchung der Rechnungsbüber, eine Bergleihung ders 
felben mit den Belegen 3. vorgenommen und über da® ganze 
Gefchäft ein Protokoll geführt, welches man ber höheren Bes 
hoͤrde zuftellt. 

(a) 6 if gut, wenn er bie Gafle in feinem Schlafzimmer bat und mit 


(2) 
(e) 
(4) 


Waffen verſehen if. 
Graaf ©. 283. 

Hierüber f. v. Malchus IL, 145. 

In Preußen geichicht die gewöhnliche Reviſion monatlih an einem un⸗ 
veränderlihen Monatstage, 3. B. in Berlin am lepten oder (wenn er 
ein Feiertag if) am —— bei den Provincialhaupteaſſen am 18. 
Diefe werden in ber Regel von dem Präfitenten mit Zuziehung von 
Mäthen geflürzt. Sind für mehrere Caſſen eines Ortes mehrere Mevis- 
foren vorhanden, fo müflen fie fich über die gleiche Stunde verabreden, 
font wird die eine Caſſe unter Berfhluß genommen, während man 
nit en ben Anfang madt. Braaf ©. 287 f. Ditmar 
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Anhang. 


I. Formular eines Tagebuchs, 
zu 8. 547 und 548. 
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1. Sormular des Hauptbuchs für eine Domänenvermwaltung, 














Hier bezieht das Aerar den Pacht: 


zu 8. 551. 
Seite 57. 
| 31 Ginnabme =ı 
Bot. J IV, Auß verpachteten = | Ref. 
=) Bruonbfhüden. j 8 
fl. ||Rr. Pi "IE ft. m fr. 


| Tannenweiber. | 
) 
| 


| La 
| 
| zins bes in ber Gemarkung ge | | 
| | legenen Gutes Secehof in Ge: | 
mäßheit bes unter b. 17. Nov. 
1863 Nr. 7892 von ber Dos | 
mänenfammer genehmigten, auf | 
| 


9 Jahre abgeichloffenen Pacht: 





J. A. Merz fällig | 


—*8 und es iſt von Pachter 
1) ein baarer Betrag von 800 fl. 


2) in Früchten nad den Martini: 


| 


| 
regifters | | 


| 
| 
| 
50 Malter Gerſte | n 
en | | 


| preifen in ®emäßbeit des Marft: 
| 50 Malter Spelj 
| | wuAal.52he.... 2431.20 fe. 
1150| „ 
zu 7 fl. 30 .... 375 fl. — kr 
1418| 20 268 








Ran, polit. Deton. II. 2. Abth. 5. Ausg. 32 
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11. SHanptbud für eine Ober: Stenereinuehmerei, 
zu $. 551. 


l 
Rechnungsabtheilung I. Citel I. Direrte Stenern. 











Seite 19 
Rubrik L 1 Haben 
Bund, Sdufer m jerrual. eo. December | Yanuar || Bebrmar | | Ref 
Gewerbefteuer. 1855. | 1866. | 2856. | Summe 











} Monat | Bellage f fl. | 


| 
einzubringen 


31,339 fl. 48 Er. 


und zwar von ben Binnehmereien | 
Mhnbeh . 2 2 2 20. 3988| — 
| 


Brandenfein. - > 2 2 2 2 2. 583 17 213 


— — — — — — — — — — —e i 


Das Formular muß fuͤr jeden Monat, in welchen ein Steuertermin faͤllt, eine eigene Spalte erhalten. 


Nadyträge und Berichtigungen. 


- 


Zur 1. Abtheilung des 3. Bandes. 


Zu $. 186, Note (8), Abfag II: j 

Die von der franzöfifchen Regierung vorgefhlagene temporäre Er⸗ 
böhung der Galzfleuer von 10 auf 20 Fr. fand im gefeßgebenden 
Körper Widerfprud und wurde daher zurüdgenommen. 186U war ber 
Ertrag der Steuer auf 39.995000 Fr., der gefammte Verbrauch mit 
Einfluß der ſtark angewachſenen Sodabereitung auf 22,9% Pfd. für 
ben Kopf gefliegen. N. 1865: innere Steuer 8415000 Fr., Ber: 
Reuerung an der Zollgränge 22548 000 fr. 


Zu $. 260, Nr. 2, richtiges Verhältniß in der Befleuerung ber verfchiedes 
nen Volksclaſſen. 

Prof. Leone Levi (in Journal of the statistical society of London, 

März 1860) Rellt folgende Berechnung für das britifche Königreich auf. 

Gr unterfcheidet 1) die höheren Claſſen (reihe Grund⸗, Yäbrifs und 

Kausberren), 2) die mittleren Glafien (Kaufleute, Advocaten ıc.), 

3) die arbeitenden Claſſen (Handwerks⸗ und Wabrifgehülfen), 4) die 


Armen. 
Cl. IJ. Lo. II. IV. 

Sub . . 2 2 2... 1000 000 9000 000 18 000 000 1000 000 
Einfommn -. - » 2... 180-000 000 2. 270-000 000 2. 144-000 000 2. 
alfo auf ven Apf . . . 180 „ 2, 8, 
Gteuerbettg . . . . . 22-550 000 „ 30930 000 20320 000 
oder auf den æt 2268 3,“ &4. 1,2 864. 

r 


die Steuer betraͤgt folglich 
vom Einfoumn . . - 13,5 Bror. 11,8 Proc. 14 _ Bro. 
Hieraus wird erolgert, dag die Steuerlaſt das Einkommen ziemlich 
gleihmäßig tech. nter die Steuern find auch Stempel, Armens und 
oͤrtliche Abgaben eingerechnet worden. Der Berf. ſcheint das gefammte 
oder rohe Binfommen zu meinen, ba er bei den Arbeiten 15 Schill. 
MWochenverdienft ber Yamilie von fünf Köpfen annimmt. Diefe fol 
alfo im D. 8><5 oder 40 2. (470 fl.) Jahreseinfommen haben (vers 
muthlich zu niedrig angefhlagen). Hievon if aber eine Steuer von 
14 Proc. ober 7 viel zu hoch. Nach dem muthmaßlichen Reinein⸗ 
kommen würden ganz andere Ergebniſſe erhalten werden ! 
©. 409 fehlt über dem Anfang bes $. bie Zahl $. 267. 


32° 


mann M 


A 
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Zur 2. Abtheilung. 


. 33, Note (8), 3.4 vom Ende lies: indeß kam bieß nicht zur Beſchluß⸗ 


faflung. 


. 34 lies $. 317 flatt 316. 
. 41 lies $. 318 ſtatt 317. 
. 104, Note (d): 


Bei der-Ausführung dieſes Hausſteuergeſezes haben Ai oße Uns 
leichHeiten gegeiat und das Finanzminifterium hat das Bebürfnig einer 
evifion der Schägungen anerfannt. Abgeordnetenhaus 1865. 


. 189, $. 430: 


Britifhe Binfommenfleuer. Nah dem a. Befeh von 1863 
iſt jedes Cinkommen unter 100 2. St. frei, von 100 bis an 200 2. 
werden 60 2. abgezogen, ber Reſt wirb nad dem allgemeinen Satze 
befteuert. IR alſo diefer 7 B. vom 2. oder 2,9 Proc., fo bezahlen 
3. B. 180 8. eine Steuer von 3%s 2. 1,9 Proc. 

1 


” ” ” ” ” ⸗ ” 


1 "om" ” ” 1,78 v — 1, ” j 
Nach Geſetz 27. Viot. C. 18. — 13. Mai 1864 wirb die Steuer vom 
6. April 1864 an auf 6 B. vom 2. St. (2'/a Proc.) herabgefept, von 
Pachtungen in England if fie 3, in Schottland und Irland 2% 3. 
Daher tank der Ertrag in bem Jahre bis Ende September 1864 auf 
9538000 2. herab. 


. 237. 3. Abfag. Accife 


In der en Union bat man eine Menge hoher und 
befchwerlicher Steuern diefer Art, die auch dort wie in England excise 
heißen, ferner neue Schapungen, Gebühren und directe Aufwandefleuern 
zu Hülfe nehmen müflen, |. Report of the commissioner of internal 
revenue (Jof. 3. Lewis) v. 1. Dec. 1864, 300 ©. 8%. Das Haupts 
gefeß ift v. 1. Iuli 1862. UWeberblid nad dem Ertrage für das Jahr 
v. 1. Juli 1863/64: 1) Steuer von inländifchen Erzeugniſſen, meiſtens 
Kunftwaaren, 75403386 D. nad Abzug der Rüde appoften. Brannt⸗ 
wein 20, nach Geſetz v. 7. Maͤrz 1864 60 GE. vom Ballon, wovon man 
für das naͤchſte Jahr 40 Mill. Doll. erwartet, da die innere Erzeugung 
auf 100, der Verbrauch auf 94 Mill &. angefchlagen wird und bie 
Anwendung einer neuen Borrihtung zum Meſſen der bereiteten Menge 
bevorfteht (vgl. oben $. 439 (5)). Bier das barrel von 31 Ball. 60 C., 
Del das ©. und Rohzuder das Pfund 2 G., Zuderwaaren 2—5 G., 
1000 Eubicf. Gas nad der monatlihen Eyzeugung 5, 10, 15 C., 
Uhren, gewebte und geroirtte Zeude, Glas, Leders, Irden⸗, Kautſchuk⸗, 
Meifings, Bifen-, Gold⸗ und Silberwaaren, Lichter, Porzellan 3 Proc., 
Stednadeln, Pickles 5 Proc., Rauchtabak das Pfund 5 und 15 C., 
Gigarren nad neuerem Geſetz 1!/a bis 40 Doll, vom Breife des 1000 
nad Abzug der Steuer, der hoͤchſte Sap bei einem Preife von 45 D., — 
2) Schlahtvichfteuer, von Rindvieh über 11/, Jahr 20 E. ıc., 695201 D.,— 
3) von Banken, Verficherungs⸗ Ciſenbahn⸗ Banals, Straßengelells 
fchaften 7017547 D., — 4) von Brüdengeld, Fähren, Gifenbahnen und 
Dampfichiffen für Berfonenfortfchaffung 11/a bi 3 Proc., 2895 998D., — 
5) von Berfleigerungen 138082 D., — 6) von Bewerböberechtigungen, 
licences, 3. 3. Ganirtbfepaften 5—200, Theater, Banfherren 100, 
Brauer, Mäfler His 50 D. ıc., 7145388 D., — 7) Sinfommenfteuer 
von 600 — 10000 D. 3 Broc’, darüber 5 Proc., vom Zins der inläns 
diſchen Staatspapiere 1% Proc., 14919279 D., welche 408 Mill. &. 
anzeigen. Die Erhöhung auf 5 Proc. durch Gefeh v. 4. Juli 1864 
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läßt 35 Mill. erwarten, — 8) Brbfchaften, 3’ — 5 Proc., 310836D.,— 
9) Sched. A., von einem Billard 10 D., einem Fuhrwerk für Perfonen 
1—10 D., von Bold» und Silbergeräth (130090 D.), Dampfs und 
Segel⸗Jachten, zuf. 520283 D., — 10) von Reifepäflen und Strafen 
185708 D., — 11) 3 Proc. von Befoldungen 1705124 D., — 
12) Stempel von 1 E. bis 50 D. 6963767 D. — Hauptfumnme 
116.850 072 D. oder nah Abzug der Koflen 108469922 D. von 
25%, Mil. Einw. oder 4,2 D. vom Kopf. Die zunehmende Webung 
und Geſchicklichkeit der Steuerbeamten hat den Gera des legten 
Jahres ſchon beträchtlich erhöht und mit Hülfe von gefleigerten Sägen 
fowie von neuen Steuergegenftänden hofft man bis auf 300 Mill. zu 
gelangen. Hiezu wird unter anderen eine Abgabe von rohen Tabafes 
blättern empfohlen, die, wie die Erfahrung bei der britifchen Hopfen 
fleuer beweiſe, leicht und ficher von den Landwirthen zu erheben fei, 
ferner %/a Broc. von allen Waarenfäufen. Man nimmt an, daß von 
bem ganzen Jahreserzeugniß (3700 Mil. D.) /. auf den Markt fommen 
und im Durdichnitt viermal umgeſetzt werden, fo baß !/a Broc. von 
11000 Mill. 55 Mil. einbringen fünnen; Beport ©. 7. 


©. 296 ff., $. 451. 52: 


In ber 'norbamertcanifhen Union traten in ben letzten Jahren zur 
Beftreitung der duch bie großen Kriegsanleihen entſtandenen Zins⸗ 
ausgaben mehrmals nach einander aniehnlihe Erhöhungen der Eins 
fuhrzölle ein, die den flarfen inneren Aufwandsfteuern entfprachen. 
Nah dem Zollgefeb vom 30. Junt 1864 (Hunt’s Merchants magasine 
ed. by Dana, Juli 1864 ©. 47) geben 3. B. Thee das Pfund (0,709 
deutfche Pfund) 25 Cents, Rohzucker nad der Farbe 3, 3%/, und 
4 Cents, raffinirter 5, Kaffee, Beigen, Corinthen 5 Cents, Brannts 
wein 2 und 242, fpäter 40 Gents vom Ballon — 4%, franzöfliche 
Liter, Bein nah bem Preife 25, 50 Gents und 1 Dollar nebſt 
35 Brocent ad valorrem, Schaummein niht unter 6 Dollar von 
12 Flaſchen, Bier 20 Cents, andere geiflige Getränke 100 Broc., 
Gigarren von 25 Gents nebft 20 Proc. ad v. bis 3 Doll. und 60 Broc., 
Tabatsblätter 35 Cents das Pfund , verarbeitete oder entrippte Blätter 
50 Gents, feine Seife 10 Cents und 25 Proc., gemeine I Gent und 
30 Broc., Büder 25 Proc., Zimmt 30, Musfatblüte 40, Musfats 
nüffe 50 Gents das Pfund, Wollenzeuhe 24 Gents und 40 Proc., 
feine noch 5 Proc. weiter, Baummwollenzeudhe 5 und 51/a Eents vom 
DVard, gefärbte, bedrudte noch 10 und feine 20 Proc. ad v., Seitens 
zeuche 50, Bänder, Sammt 60 Proc., Porzellan 45 und 50 Proc., 
Slaswaaren 35 —40 Proc. Seitdem find noch weitere Steigerungen 


einzelner Zollfäge erfolgt. 


©. 297, $. 451: 


In Sroßbritanien giebt nad Geſetz v. 13. Mai 1864 Rohzucker 
nach der Farbe 8 Sch. 2 B. bie 11% Sch. vom Gentner, Thee 
1 Sch. vom Pfund = 4,8 fl. vom deutſchen Bollcentner. 

379, $. 500: 

Leibrenten. Gin neues britiiches Befeg v. 14. Juli 1864 erleich⸗ 
tert die Erwerbung von kleinen Leibrenten bis zu 50 8. St., deren 
Bezug verfchoben wir (deferred ann.), fowie von Zahlungen auf den 
Todesfall (Lebensverfiherungen) im Betrage von 20—100 2. St. Die 
Iesteren find nur für folde Perfonen zuläffig, welche zugleich eine 
Leibrente erwerben. Die Binzahlung kann in feinen Summen bis 
2 Sch. gefchehen. Die eingezahlten Summen werden nad dem Geſetz 
v. 14. Juli 1864 wie das Guthaben der Sparcaffen angelegt und es 
darf von Zeit zu Zeit jeder Betrag von Staatsihuldfcheinen in einen 
gleichwerthigen Betrag von Renten auf Zeit umgewandelt werben. 
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Alle fünf Sabre wird von den zur Schuldentilgung beflelltn Com⸗ 
miffaren eine Abrechnung vorgelegt und von dem Ueberihuß einer ein» 
aezahlten Summe (assets) über die Zahlungsverbindlichkeiten ein Theil, 
hoͤchſtens %/s, von der Staatsſchuld geſtrichen (cancelled). — 1864 wurs 
den wirflihd 5 Mill. von der Schuld geftrichen (annullirt) und in eine 
terminable annuity (Zeitrente im weiteren Ginne) verwandelt. Im 
Vierteljahr Juli bis September 1864 beliefen fi die Zeitrenten auf 
908543 2%. Et. 

Nordamericanifhe Gtaatefhuld. Der am 6. Dec. 1864 
erftattete Bericht des Finanzminiſters Feſſenden (45 ©. 89%) enthält 
eine Aufzählung der mandıfaltigen Huülfsmittel, zu denen die Regierung’ 
im Drange des Bebürfnifies bingedrängt wurde, um die Koften des 
hoͤchſt — Krieges (mit geworbener Wehrmannſchaft!) zu bes 
ftreiten. Man findet zahlreiche Beifpiele zu den in $. 485 ff. aufs 
eführten Arten des Borgens. Anleihen mit einem Höheren Nennpreife 
amen nicht vor, fein Schulbfchein (bond) wurde unter Pari, bie zu 
6 Proc. in Münze verzinslihe Anleihe nah dem Geſetz v. 3. März 
1863 fogar zu 104,1 ausgegeben. Bon Anleihen im Auslande erwartete 
man feine erheblihe Hülfe, weil ohnehin fchon bei bem leichten Bers 
fehre viele Schuldfcheine in die Hände von Buropäern gefommen find. 
Bei den Anleihen iR angegeben, in weldhem Zeitraume von der Nuss 
ftellung an fie zurüdgezahlt werben dürfen und müflen, } DB. die 
6proc. fog. 5—20 D. bonds v. 24. Yebruar 1862, die fünf Jahre 
nah dem 1. Mai 1862 abgetragen werben dürfen (redeemable) und 
nach 20 Jahren heimgezahlt werben follen (payable); von ihnen waren 
Ende Auguft 1864 510%, Mill. D. ausflehend. Bon Staatspapiers 
geld kommen von 1) United States notes, unverzinslich, aber gegen 
6yproc. bonda umtaufhbar ; ausftehend 433 Mill. D.; 2) treasury notes, 
5—7,3 Proc. Zins tragend. Die Regierung hoffte, fie würden weniger 
in Umlauf fommen, ale bei Capitaliſten des Zinsgenuſſes willen liegen 
bleiben. Daher wurden fle auch nur für ihren Stammbetrag (face value), 
nicht auch für die angefallenen Zinſen als geſetzliches Zahlmittel (legal 
tender) erklärt, doch wird zugegeben, daß ein beträchtlicher Theil ſich 
im Umlaufe befindet. Die uegabe von Zinsabſchnitten (coupons) hat 
fih in diefem Falle nicht zweckmaͤßig gezeigt, man hat deßhalb 71 Mil. 
der mit Coupons verfehenen Scheine gegen andere zurüdgegogen, doch 
find noch 79 Mill. vorhanden. Die anderen find nah 1, 2 oder 
3 Jahren zurüdzuzahlen, aber nur in gefeglichen Umlaufsmitteln (Aaw- 
full money) überhaupt. Der Zins wird Theile Galbjährig, theils erft 
bei der Rückzahlung entrichtet. 45 Mill, 6 proc. Noten, nah brei 
Jahren zahlbar, erhalten auch Zinſeszins. 3) Noten für kleine Beträge 
unter 1 Dollar, fractional currency, in Beträgen von 5 Doll, gegen 
U. St. Noten umtaufhbar; ausftehend 24%: Mill. Die Schuld am 
30. Auguft 1864 enthielt folgende Theile: 


1) in Münze verzinelid . 889899491 D. Bine 53342478 D. 
2) in gefepl. Gelde verzinslich 469197004 „ „ 24104642 „ 
3) unverzinsih . . . . 519468737 „ — 

1878565 233 D. 774471122 D. 

Zu 3) gehören außer den U. St. und fractional notes noch 61,6 Mil. 

für unbezahlte Lieferungen. 

Im Februar 1865 wurde wieder eine 6 proc. Anleihe von 600 Mil. 
in fog. 7—30 bonds bewilligt. 


Kegiſter. 


Die romiſche ZahlNgei 
des erſten Bandes (1 
1863), III. die 5. Ausgabe des dritten 


den Band, die deutihe den $ am. I. bedeutet die 6. umd 7. Ausaabe 
2), ID. die 5. Ausgabe de⸗ weiten Bandes (1. Abtb. 1862, 2. Abth. 
andes. 


ie eingeklammerten Zahlen bezeichnen die 


Anmerkungen. 


A. 


Ablöfung der baͤuerl. Laſten II, 53 — 
der Realgerechtigfeiten II, 190 (d). 

Abrechnen I, 292. 

Abfag I, 122. II, 31 — Graͤnzen I, 
240a — bed ganzen Büterers 
zeugnifles I, 328 ff. 337 — der 
landwirtbichaftlichen Braeugniffe 
I, 364. U, 121 — der Gewerfe- 
waaren I, 393 — ale Kennzeichen 
für die Gewerbſteuer III, 369. 

Abfabgebiet I, 165. LL, 143. 

Abichägung der Grundflüde ILL, 332 ff. 

Abihluß tes Tagebuchs III, 548. 

Absentees I, 340 (a). 449 (a). 

Abfolutorium ILL, 558. 

Abftracter Werth IL, 61. 

abnilinien, Naturalfteuer LI, 

a 


Accife III, 428 (a), vgl. Aufichlag. 
Mderbau I, 382 — deſſen Befoͤrde⸗ 
rung II, 149. 
Aderland, deſſen Rente I, 218. 220 
— SBeranfhlagung IU, 127. 
128. 332. 
Actien der Settelbanten I, 304. 305. 
— Handel mit denf. I, 438. 
s capital II, 249 (e). 
= geiellichaften IL, 29c. 3120 (d)— 
für @ifenbahnen II, 260— 263 — 
für Fabriken II, 226. 
Actlonare LI, 250 (a). 
NActiohandel I, 415. 416. 
Adminiftration der Domänen LI, 104. 
Admodiation ILL, 35. 
Aegypten, Grundſteuer III, 316 (a). 


Alfavala III, 428 (a). 

Allodificirung der Bauerngüter II, 47a. 

Almentegüter II, 85 (a). 

Almoſen IL, 356a. 

Alpenwirthfchaft I, 3828. 

Altenburg, Größe der Landgüter, 
I, 368 (e). 

Altersrenten II, 368. 

Amortifationscafle III, 508. 

Amferdam, Umſchreibebank I, 285 
— Bettelbanf I, 317. 

Amtsbebürfniffe UI, 66. 

Angebot I, 152. 

Angelegenheiten, auswärtige III, 78. 

Anhalt: Köthen, Schuld IH, 
523 (ce). 

Anfergelver III, 244. 

Anleihen, freiwillige II, 490. 

Annuitäten ILL, 500. 

Annulliren der Staatsobligationen 


Il, 520. 

Anonyme Geſellſchaften IL, 312a (d). 

Anfäffigmachung II, 15a. 

Antchläge der Landgüter ILL, 121. 

Anfieblungen IL, 16. 

Anftellungstaren III, 233. 

Anticiyationen III, 486. 489. 491 

Anweifungen I, 286. 

Apanagien III, 48 (ec). 

Apotheker II, 194 42). 

Appenzell L 395 (c). 

Araber IL, 359. 

Arbeit, ald Süterquelle I, 85. 92 — 
deren verfchiedene Wirkfamfeit 
I, 110 — als Preismaaß IL, 179 
— deren Lohn I, 187 — für bie 
Armen UI, 345 ff. 


— — — 


Arbeiten, wirthſchaſtliche I, 95 — 
Öffentliche IL, 7 (ce) — der Kinder 
II, 2022 (e). 
Arbeiter, probuctive I, 111 — deren 
Lebensweile I, 191 — Bandes 
rungen I, 199 (d) — Geſell⸗ 
(haften derfelben I, 200 — im 
Bergbau I, 354 — Sorge für 
dieſ. IL, 11 — Achtung derf. 
UI, 20 — landwirthichaftliche 
U, 120 (e) — Berbindungen 
derf. II, 316 — Wohnungen 
derſ. II, 203 — Behandlung 
bei der Befleuerung in Bers 
gleih mit den Rentnern LII, 
258 — leiden bei Steuern auf 
die Lebensmittel III, 421. 
Arbeitsbücher II, 199 (f). 203. 
commilfton II, 344. 
fläche I, 372. ' 
bäufer II, 348. 3488 — Zwangs⸗ 
bäufer II, 351. 
lofn I, 126. 139. IL, 12 — 
befien Beflimmgründe I, 187 ff. 
— Thünens Regel I, 200 (8) 
— obrigteitl. Beſtimmung deſſ. 
DO, 317 — Erhoͤhung LI, 342 (e) 
— des Unternehmers ILI, 359 — 
Befteuerung defl. ILL, 391, vgl. 
Lohnfteuer — defl. Grhöhung 
duch Beſteuerung der Lebene- 
mittel III, 422. 
= theilung I, 114. 
Arbitragen I, 291 (a). 437. 
Ariftoteles I, 29. 
Arithmetif, politifche ILL, 14. 
Armenanftalten II, 356. 
-befchreibung II, 339. 
colonieen II, 349. 
eommiffton II, 338b. 
bäufer IL, 356b. 
pflege II, 335 — ber Privat: 
vereine 337 — der Kirche 337 a 
— der Gemeinde 338 — der 
Staatsgewalt 338 b — gefehliche 
339 — GStatiflif derf. 356 (e). 
fhulen II, 353—355. 
feuer II, 341. 
fliftungen LI, 340. 
tare II, 341. 
Armuth I, 77. II, 324 — Urfachen 
derf. II, 325. 
Arrondirung II, 98. 
Merzte, Zahl derſ. I, 111 (oe). 
Aſſecuranzen, |. Brandverfiherung, 
Berficherung. 
Assessed taxes III, 425 (a). 


w 


“ 


nn wo 


ad | u | 1 


“w 


504 


Affiguaten in Frankreich III, 487. 

Alfignationen I, 286. 

Afloriationen I, 202 (e). IL, 5. 198. 

Athen, Bank IL 317 — Hölle III, 
443. 

Atfinfon IL, 2068 (a). 

Atomififches Beftreben II, 3 (a). 

Auflagen III, 84. 86, vgl. Steuern 
— Grundfäge für die Aufl., LIL, 
250 — auf welde Höhe dieſ. 

ebracht werden können 467. 

Aufnahme der Borrätbe ILL, 540. 

Aufſchlag III, 424. 428. 

Auffihtsrath der Geſellſchaften LE, 29c. 

Aufwandsfteuern II, 361. III, 292. 
406 — unmittelbar erhobene 
III, 425. 

Ausfall III, 465. 

Ausfuhr, ale Dedungsmittel der Binz 
fuhr I, 424 — von verichieb. 
Ländern I, 430 — des Getrei⸗ 
des II, 123 — anderer Rohftoffe 
II, 128 — von Kunftwaaren I, 
394 (a) — amtlicher und wirt; 
licher Preis I, 429 — gefammte 
und eigne des Landes I, 430 — 
Prämien für dief. II, 299. 

Aus: und Ginfuhrbandel I, 408. 

Ausfuhrvergütung II, 307 (e). 

= zölle II, 302 — deren Wir⸗ 
fungen III, 454. 

Ausgaben in der Privat: und Regie⸗ 

rungswirthſchaft IL, 10 — f. 
Staatsausgaben. 

Ausfommen I, 76. 

Ausrodung |. Rodung. 

Ausftellungen von Gewerkswaaren II, 
225 


Ausfteuercafien IL, 15. 

Auswanderungen II, 17. 350 — der 
Arbeiter I, 199 (d) — der Armen 
IL, 350s. 

Auszug II, 76 (e). 

Averfum III, 35. 


8. 


Baden, Binführung der Phyſiokratie 
I, 41 (a) Gloflen der Ein: 
wohner I, 365 (d) — Bertheis 
lung des @rundeigenthums I, 
386 (ec) — Holzpreis I, 386 — 
Handelsminifteriums LI, 7(e) — 
Anfäffigmadung II, 15 (g. %) 
Brandverfiherung IL, 24 (e). 
25 (a) — Frohnabloͤſung II, 


— — — 


64 (ce. F)) — Almendgut II, 
84 (d) — Gewerbegeſtetz LI,190 (@) 
— Gifenbahnen IL, 258 (a) — 
Berforgungsanft. II, 3688 (g) 
— Sehntablöfung Io, 69ff. III, 
163 — Kreißverbände III, 54 (d) 
— Neugeftaltung der Berwals 
tung 57 (e) — Bittwengehalt 
65 (ce) — Strafanftalten 69 (d) 
umlauf. Betriebefondse 89 — 
Domänen, Feldgüter 103 (a) — 
Staatsforſten 142 — Hütten- 
werfe 154 — Salzregal 186 (2) 
Poſten 205. 208. 216 
Gtempelgebühr 232 (a) — Spor: 
teln 234 (a). 235 (c. e) — 
Kaufaccife 236 (a). 2368 (5) — 
Erbſchaftsacciſe 237 (a) — Fluß⸗ 
zölle 244 (a) — Beförflerungs: 
abgabe 245 (ce) — Steuererhes 
bungsfoften 286 (a) — Grund⸗ 
feuer 324 — Waldfleuer 332 
(a. e) — Hausfteuer 352 (a. e) 
— Gewerbſteuer 373 — Gapital: 
feuer 377 (a). 388 (a. e. d). 
389 (a. ce). 390 (db. d. 9) — 
Glafienfteuer 395 (a) — Hundes 
fleuer 427 — Fleifchaccife 430(a). 
432 (ce) — Weinacrife-434 (d) 
— Ohmgeld 435 (a) — Bier: 
aceife 437 (a) — Keflelgeld 439(4) 
— Graͤnzbewachungskoſten 248(e) 
— Betrag der Cautionen 486 (2) 
ailgungeart 522 (a) — Schuld 


Bayern, Bank I, 317 (f) — Aus 
fälflgmahung IL, 15a — Ges 
werberechte II, 194 (g) — Ab⸗ 
löfungsgeleß I, 61 (e) — 
Weidegeſetz II, 74 (a) — Staats⸗ 
eifenbahn, Oſtbahn II, 258 (d) 
— Ganal II, 277 (d) — Bier: 
tare IL, 315 (d) — Arme I, 
327 (e) — St. Johannisverein 
338d (d) — Bezirksausgaben 
ul, 55 (6) — Beloldungen 
57 (9) — Staatsforflen II, 
142. 149b — Dienftgebäude 
1548 (8) — Hüttenwerfe III, 154 
— Grundgefälle III, 155 — 
Salzregal 186 (5) — Poſtweſen 
205. 208 — Lotterie 222 — 
Befteuerung der verichiedenen 
Kreiſe 280 (35). — Grundſteuer 
323. 326. 326 — Gewerbfteuer 
368 (d). 369 (3. ce). 372 (a) — 
Gapitalfteuer 377 (2). 388 (d) 


— Steuer vom NArbeitsverdienft 
395 (a) — Ginfommenfleuer 400 
— Nalzaufihlag 436 — Amors 
tifationscafle 508 — Penſions⸗ 
Amortifationscafle 518 (d) — 
Tilgung der Staatefhuld 522(a) 
— Größe der Schuld 529. 
Banf I, 304 f. Umfcreibes u. Zettel: 
bant — von England I, 311. 
II, 252 (a). 
bäufer I, 292a. 
noten I, 304. II, 247. 249. 
valuta II, 248 (a). 
weien IL, 247. 
Banftrott II, 23. 24, vgl. Staates 
* banferott. 
Banking principle I, 307 (#4). U, 
249 (b). 
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Bannmeile II, 200. 

Bannredte II, 204a. 

Banquiers I, 2928. 

Barmen I, 395 (d). 398b. 

Bafel,Binfommensfteuer III, 400b(a). 

Bauausgaben IH, 67 — bei Domaͤ⸗ 
nen III, 119. 

Bäuerliche Laften f. Laften. 

Bauerngüter, deren Grblichfeit IL, 47 
— deren Gebuntenheit II, 76. 

Baufoften der Häufer III, 353. 

Baummolle, deren Preis IL, 185 (e). 

Baummollengam, Ginfuhrzoll II, 
2134 (e). 

z verarbeitung II, 213a (ce) — in 
Großbritanien I, 126 (2). 

Baurente III, 345. 

Bedientenfteuer LII, 427. 

Bedürfniffe I, 75. 

Beede III, 316 (e). 

Beförfterungsfoften III, 245. 

Begehr 1, 152. 

Begleitichein III, 460. 

Beholungsreht II, 161. 

Belege der Rechnungen III, 553. 

Belgien, Arbeitslohn IL, 197 (eo) — 
Geldmenge I, 2668 — Bants 
weien I, 317 (x) — Badytungen 
I, 377 (a). II, 79 () — Groͤße 
der Landgüter I, 368 (e), Zahl 
def. U, 77) — 
betrieb IL, 33 (ce) — landw. 
Reibanflalten IL, 120 (6) — 
Zuderaccife 214 (e) — Lehr⸗ 
werfflätten 222a — Gtraßen: 
länge 255 (0) — Schußzölle 
215 (a) — Wilenbahnen 272. 
273 — Arme 328 (e) — Gafle 
der Bifenbahnarbeiter 334d (a) — 
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Statiſtik der Armenpflege 346 (e) 
— Nirmencolonien 3499 — Ge 
meindeausgaben III, 52 (5) — 
Bezirfsausgaben III, 65 (ce) — 
Pachtersrecht II, 120 (d) — 
Salzſteuer III, 186 (d) — Pros 
vincialſteuer 280 (a. 5) — Detroi 
417 (d) — Berfonalfteuer 426 
— Mobiliarfteur 427 (e) — 
Bieraccife 436 — Branntweins 
acciie 438 — MRübenzuderfleuer 
442 (d) — Gtaatefchuld 529. 
Bergbau I, 97. 350 — Pflege del. 
II, 33 — Rgal II, 172—183 
— deſſen Befteuerung III, 362. 
s beamte II, 40. IIL, 171. 179. 
Bergeanftalten II, 284. 
Bergwerke der Privaten, Beauffich⸗ 
tigung II, 38 — Abgaben an 
ben Staat II, 41. III, 181. 182. 
Bergwerksarbeiter II, 43. 
Zergzehnte II, 41. III, 181. 
Berlin, Gaflenverein I, 317 (f) — 
Difcontogefellih. IL, 3124 (f). 
Bern, Bertheilung des Grundeigen⸗ 
thums I, 368 — Grundfleuer 
III, 331 (a). 401 (B). 
Beſchickung II, 252. 
Beichreibung der Armen II, 338. 
Beſold IIL, 20 (2). 
Beloldungen II, 57—61. 
Befoldungefteuer IEI, 393. 
Befferungshäufer II, 353. j 
Beiteuerung, beren Maßſtab ILL, 252. 
Beſthaupt IL, 48 (a). 
Betriebfamkeit I, 113. 
Betriebscapitale III, 88. 
= plane für die Stäatsforften ILI, 
1456 — für die Branntweins 
brenner III, 439. 
Bettler IL, 327. 
Beurlaubung ILL, 75. 
Bevölferung II, 11. 12. 
Bewegende Kräfte I, 90 (e). 
Bezirksausgaben III, 53—55. 
s tegierungen II, 7. 
es flraßen II, 257. 
Bierauffchlag III, 436. 437. 
s tare II, 314. 
Billon II, 243. 
Binnencontrole III, 462. 
= handel I, 408 — Beförderung 
defi. II, 285. 
= fand, Binnenlinie III, 460. 
Blafenzins III, 439. 
Blutzehnte u, 67. 
Bobinnet I, 401 (e). 


Bodenertrag in falten und warmen 
Ländern I, 87 (d). 

⸗ erzeugnifle, deren Ausfuhr II, 128 
— deren Ginfuhr II, 132. 
Bobinus I, 37 (8). II, 9 (a). IL, 

20 (a). 42 (a). 
Bonitirung III, 124. 127. 
Borgen III, 472. 
Bornig, Bornitius II, 20 (2). 
Boͤrſen II, 283. 
Banden Boſch II, 349. 
Brache I, 382 (ec). II, 72. 
Brachweide IL, 72. 
Brandichäden II, 26b. 28 (2). 29 (2). 

ge verfiderungen II, 24—29. 
Branntweinauffchlag III, 438, 

s regal III, 303 (a). 
Brafilien, Banf I, 317 (g). 
Brennen bes Bodens I, 362 (8). 
Breslau, Banf I, 317 (f). 
Brief, einfacher III, 216 — recoms 

mandirter 218 — Zahl 208 (e). 

s poft in Bezug auf den Handel 
II, 268 — Regal III, 208 ff. 
Britifchsoftindifche Comp. II, 279 (a). 
Brotlieferung für die Soldaten III, 76. 

e portion III, 76. 

= tare I, 314. 

Brüden -II, 264. 

Brudercaflen II, 43. 

Bruttogewicht III, 458. 

Budheredit I, 306. 

= führung III, 546, 

s halterei, Buchhaltung, oberfle 
II, 536. 560. 

Bubget, ordentl. und außerorbentl. 
III, 441 — Weſen deſſ. III, 465 
f. Boranichlag. 

Burenuausgaben III, 66. 

Bürgerrecht ſ. Anſaͤſſtgmachung. 

⸗ rettungscaſſen II, 334. 
= ſchulen II, 222. 
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@abinet, fürftl. III, 68. 

Caisses de retraite II, 3688 (d). 

GBalculatoren III, 557 (a). 

alender, deren Befteuerung III, 441. 

Ganäle II, 267 — Beſtreitung der 
Koften III, 79 — Ganalanleiben 
in Frankreich ebend. (e). 

Ganalzölle III, 224. 

Capital I, 51 — bedingt die Arbeits: 
theilung I; 118 — ale Büters 
quelle I, 121 — flehendes, ums 
laufendes I, 131 — Einfluß auf 
den Lohn I, 195 — Anwachs 
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I, 196 (e) — in ber Landwirth⸗ 
[haft I, 2158. 369 (e). — Schab⸗ 
loshaltung für befien Anwendung 
I, 224 — Gorge für daſſ. II, 
22 — Vorſchuͤſſe für Gewerks⸗ 
unternehmer II, 226 — Echo: 
nung defl. im Steuerwefen LIL, 
255 — Größe del. in Bezug auf 
die Gewerbfteuer III, 367. 368 
— disponibles 474 (c). 

Gapitaliften I, 54. 251 (a). 

Bapitalrente ſ. Zinsrente. 

s feuer ſ. Zinsrentenſteuer. 

Capitatio III, 316 (a). 

Carey II. 205. 212 (B). 

Gaflen III, 566. 

anleihen III, 491. 

anweifungen, preuß. III, 489 — 

öfterreih. ILL, 491 (d). 

s curatel III, 569. 

s feine IL, 151. 

= weſen III, 566. 

Caution der Domaͤnenpachter III, 115 

— der Finanzbeamten überhaupt 
II, 487 — der Gaflenbeamten 


III, 567. 
finanzielle III, 532. 
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Gentralftellen, 
535. 536 — landwirtbfchaftliche 
II, 146 (e). 

@ertificate III, 506. 

Charit& lögale II, 339 (a). 

Eharten, deren Maßſtab ILL, 319. 

@hatoulgüter III, 91. 

Chauſſeen II, 256, vgl. Landftraßen. 

Ghauffeegeld III, 238. 

Ghina, Papiergelb I, 295 (a) — 
Ganäle UI, 267 (d). 

Chrematiſtik I, 3 (a). 29 (3). 

Chriſtiania, Bank I, 317. 

@icero I, 30 

Birculation f. Umlauf. 

Givilingenieure II, 223 (a). 

@ivillifte III, 48. 

Glaflenlotterie LIT, 226. 

= flempel III, 231. 

= fleuer, in Kurbefien III, 388 (2) 
in Oeflerreih III, 388 (e) — 
Daben II, 395 (a) — Preußen 


III, 400. 

Claſſtſtcation, Claſſtrung ber Grund⸗ 
ſtuͤcke III, 335. 

Cloſter A beren Wohlthätigkeit IL, 

Golbert I, 34 — befl. Fabrikord⸗ 
nungen LH, 217. 


Gollegialverfaffung IEI, 70. 
Golonatverbältnifle IL, 46. 


Colonialwaaren, beren Befleuerung 
‚45i. 
= zucker IL, 214 (e). 

Golonieen LI, 16. 300 — für Arme 
II, 349. 

Golumnen der Rechnungen III, 542. 

Gommanditen IL, 29c (d). 3128 (d). 

Commerce genöral et epécial I, 430. 

Commercienwiſſenſchaft U, 9. 

Gommuniften I, 45a. 

Gompagnieen f. Handelögefellfchaften. 

Gompenfiren I, 292. 

Goncefffonstaren III, 245. 

Gonereter Werth I, 61. 

Eoncurrenz |. Mitwerben. 

Gonducteur bei der Poſt LII, 218. 

@onring OH, 9 (a). 

@onfolidation IL, 98. 

Gonfuln II, 302. 

Gonfument I, 324. | 

Eonfumtion f. Verzehrung. 

®onfumtionsfteuer ? Aufwandsfteuer. 

Goufumvereine IL, 198 (&). 365 (g). 

Gontirungen III, 461. 

Gontribution M, 316. 347 (a). 

Gontroleur einer @afle III, 567. 

Goupons III, 509. 

Court, be la II, 178 (3). 179 (6). 
Eredit I, 278 — ber Landwirthe IZ, 
110 ff. — des Staats ILL, 482 
— vgl. Staatscredit — Credite 
im Finanzgeſetze III, 470. 565 
— credit foncier II, 1202 — 
erödit mobilier II, 3124 (d). 
anftalten IL, 312a — landwirth⸗ 
fhaftlihe IL, 112. 113. 1208. 

erfhhütterung UI, 249 (a). 

geſellſchaften II, 3120—e. 

Papiere I, 293. 

vereine, landw. IL, 113—120. 

= wefen II, 247. 

@ulturen, forftlihe III, 147. 

Eurs der Wechſel I, 289. 427 — ber 
Staatepapiere I, 438. IEL, 495. 
5290 — des Papiergelves II, 
252 (a). IIE, 488. 528 — bei 
dem Poſtweſen III, 215. 
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Dampfmafhinen I, 90 (s). 115 (c). 
= ſchifffahrt LI, 272. 

= wägen II, 258. 259 (f). 
Danagild III, 316 (e). 
Dänemark, Bankwefen I, 317 (d) 
Schuld IH, 529. 
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Darleiben, Befahr I, 225 — in Geld 
I, 230 — gelegl. Vorfchriften 
über dief. IL, 317. 

Decharge ILL, 558. 

Decima III, 398. 

Decimaltheilung II, 230. 

Declaration im Zollwefen III, 460. 

Decretur III, 568. 

Deficit ILL, 463. 

Depofttenbanten ſ. Umfchreibebant. 

⸗ geidhäft 1, 306 (e). 

Depreciation des Papiergeldes I, 300. 
U, 252 (a). 

Deffau, Bank I, 317 — Grebits 
anflalt IL, 3124 (f). 

Deutfhland, Wechſelordnung II, 
273 (a) — Handelstag II, 274(a). 

Devaflation der Wälder II, 156. 

Diakonen II, 337 a. 

Diamantenregal ILL, 168 (a). 

Diäten LII, 66. 

Dienfte, perlönlihe I, 46a — im 
Gegenſatz der wirtbichaftlichen 
Arbeiten I, 95 — ob hervor⸗ 
bringend I, 107. 108. 

Dienfwohnungen ILL, 67. 

Differengengefhäft L, 312. 

Diseonto I, 235 (5). 288. 

⸗ gefellidhaften I, 2928 (ec). 

Dismembration der Banerngüter IL, 
177 — ber Domänen III, 132. 

Disvenfationstaren III, 246. 

Dods II, 277. 

Domänen IH, 89 — Verlauf IL, 
94—100 — NAnfauf 100: — 
Befteuerung der D. III, 265 — 
f. auch Feldguͤter, Waldungen. 

= pachter III, 111. 

Domesdayboot II, 316 (f). 

Domicile de secoours II, 339b. 

Dominicalfteuer III, 308 (a). 339. 

Donaumood II, 103 (a). 

Doppelbuchhaltung III, 548. 

Dorfwege IL, 148. 

Drainiren II, 103(5). 104. III, 120 (2). 

Drawbacks II, 307. IL, 462. 

Dreiecksnetz III, 319. 

Dreſcherlohn I, 199. 

Drittelögebühr II, 48 (e). 

Durchfuhr IL, 314. 

Durchgangszoll II, 314.315. III, 457. 

Yurdlaufende Poften III, 556. 

Dürftigkeit I, 77. 


E. 
Effeeten ſ. Verſchreibungen I, 293. 
Egartenwirtbfhaft I, 382 (e). 
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Cich; uſchaͤwald II, 165. 

——— II, 231. 

Bigenlöhner I, 353. 

Ginforderung der Steuern III, 187. 

Ginfuhr vgl. Ausfuhr — wie fie vers 
gütet werben kann, I, 420 — bes 
Betreides U, 129 — anderer 
fandw. Grzeugniffe II, 132 — 
von Gewerkswaaren 205 — ob 
fie zu fürchten 298 — Prämien 
303 


s verbote EL, 208. 

zoll von Getreide IL, 129 — von 

anderen Rohſtoffen II, 132. 

II, 451 — von Gewerkswaaren 

I, 205—215. III, 452 — im 

Allgemeinen II, 294. 298. III, 

446. 450. 

Ginfommen, rohes I, 70 — reines I, 
1. OD, 2 — des Bolles I, 
245 ff. — reines C. ale Auss 
drud der Steuerfähigkeit LLL, 257. 

Ginfommensfteuer, unmittelbare III, 
293 — allgemeine III, 398 ff. 

G@infünfte I, 70. 1II, 463, f. Staats: 
einkuͤnfte. 

Einloͤſungsſcheine, oͤſterreich. I, 316. 

Einmaiſchuug LII, 436. 

Einnahmen I, 70 — in ber Privats 
und Regierungswirthſchaft ILL, 9 
— des Staats, deren Ergänzung 
bei der Unzulänglichkeit der Eins 
fünfte III, 463 — uneigentliche 
IL, 556, ſ. audy Staatseinfünfte. 

Einſchaguns in die Claſſen der Grund⸗ 
ſtuͤcke III, 336. 

Eintrag in den Rechnungen III, 542. 

Ginwanderungen IL, 16. 

Gifen, Production I, 330 (d) — Er⸗ 
eugung, Aus⸗ und Binfußr, 
ol II, 2138 (ec). 

Bifenbahnen II, 255 (d). 258 — 
deren Menge und Koſten 258 (d) 
— Bortheile 2580. 259 — 
Fahrgeld, Fracht II, 259. 261. 
III, 219 (9) — Grtrag II. 2598 
— der Actiengefellichaften 260. 
261 — Staatsbahnen II, 263. 


III, 219. 

Emittiren des Bapiergeldes I, 293 (2). 

England, Menge der Wedel I, 
288 (a) — Armenſteuer II, 
341 (8) — Mrbeitshäufer LI, 
348a — Armenpflege, ſtatiſtiſch 
II, 356 (e) — Grundſteuer LILI, 
315 (a). 316 (e). 

Enregistrement III, 236. 


- 


s 


—— 509 — 


Entrepöts II, 309. 

Entrichtung der Steuern III, 284 — 

ufwandefteuern 411. 

Gniwäflerung II, 103. 

Erblichfeit der bäuerlichen Befibungen 
47 


II, 47. 
Erbpacht der Domänen LIL, 130—136 
— ber Gtantswaldungen III, 


144. 

Erbſchaftsabgabe III, 237. 405. 

Erbſtollen II, 42. 

Erdarbeit I, 97. 

Erfindungspatente II, 2038. — 205 — 
Gebühr dafür III, 245. 
arhebung. der Steuern III, 286. 299. 
Ernten, Einfluß auf den Getreidepreis 
I, 182 — Ertrag derf. II, 122 (a). 

140 (a). 

Ertrag, reiner I, 39 — roher, reiner 
I, 70. TI — Belteuerung deſſ. 
III, 258 — als Stügpunct der 
®rundfteuer III, 328 — Erfor⸗ 
fhung II, 332 — roher, ale 
Baſis für die Grundſt. III, 326. 

Ertragsanſchlag IL, 122. 

s berechnung bei Domänen III, 125. 
z ſteuer III, 262. 

Erſatzpoſten III, 556. 

Erwerb der Regierung III, 84. 

Erwerben I, 69. 

Erwerbsfreiheit IL, A. 5. 

=z mittel I, 50. 

Erzeugungswerth I, 58. 

Gtat DU, 465 — Specials, Haupts, 
Hauptfinanzs@. 563 vgl. Bors 
anſchlag. 

Etatsentwurf LII, 562. 

= rechnung früherer Jahre III, 555. 
z sSoll III, 544. 
z weſen II, 561. 

Europa, Zonen der Fruchtbarkeit I, 
87 (6) — Metallprobuction I, 
2728. - 

Exchequer bills III, 491. 

Grecution f. Ginforderung. 

Exercicoe im franz. Bednungeiefen 
IIL, 554. 


F. 
Fabriken I, 398. 399 — deren Gr 
richtung II, 202 — auf Actien 
II, 226 — Betreibung durch den 
Staat DI, 153. 
Kabrifarbeiter I, 398a. 398b. II, 
202&. 203 


Fabrifenordnungen Do, 219. 


Fabrikzeichen IL, 219. 


ER . Brandverfihern 
Fa wor I 2684 — als 


Fährrecht IIL, 2198. 
Samiliengüter, fürfi. III, 45. 46. 
Feiertage IL, 103. II, 178. III, 362. 
Feingebaft der Münzen II, 236. 
Seldanzeiger IL, 336. 
= arbeiter, deren Bedarf L, 191 — 
Lohn 199. 1 — Bahl I, 365. 
bau, defien Pflege II, 148. 
eintbeilung I, 382. 
furen, deren gute @intheilung 
II, 97a. 
graswirtbichaft I, 382 (e). 
güter, zu den Domänen gehörig 
IH, 103. 
jagd II, 175 (a). 
polizei II, 148. 
Felderwirthichaft I, 382 (ec). 
v. Fellenberg, landwirthfchaftliche 
Armenſchule II, 355. 
Senfterfteuer III, 426. 
Sertigfeit I, 113. 
Feuerverficherung |. Brandverficherung. 
Finanzbeamte, 3 Claſſen derf. ILL, 537. 
= bienfle, Abftufung derf. ID, 532. 
geihäfte III, 531. 
geſetz III, 565. 
ewalt III, 11. 
ammern III, 534. 
minifterium III, 535. 
organifation III, 530. . 
weiten I, 16. ILL, 1. 
wiſſenſchaft I, 17. IT, 5 — 
Geſchichte III, 19—23. 
= zölle IL, 205 (ec). ILL, 445. 
Firma IL, 29 (e). 
Biscalrechte III, 166 (e). 
Yifcherei, wilde I, 356 — Auffiht 
auf dief. IL, 176 — des Staats 
I, 165. 195. 
Flachsſpinnerei I, 404 (e). II, 228 (2). 
Bleifhaufichlag III, 430 (a). 432. 
z preis I, 185 (2). 
= tare III, 314. 
= verbraud I, 326 (a). III, 432 (a). 
Fleiß, deſſen Urſachen I, 112. 
Floͤßen des Holzes LIL, 219. 
Flurzwang I, 97. 
Fluͤſſe, fchiffbare IL, 266. 
Slußzölle IL, 270. 271. III, 224. 
Fohlenhoͤfe III, 76 (g). 
Borderungen, inlaͤndiſche, auswärtige 
I, 49. 54. 420. 
Forſtbeamte ILL, 149, 


Hegel II, 


w 
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Forſtberechtigungen III, 142. 
s meifter III, 145. 
polizei IL, 160. . 
regal III, 192 (a). 
ſchuß II, 153. 160. III, 147. 
ferwituten ILL, 148. 
ſtatiſtit III, 146. 
wirthſchaft 1,383 — Pflege derſ. 
IL, 153 vgl Waldbau. 
Kortfchaffungsmittel IL, 126. 
Fourier I, Abs (d). 
Frachtkoſten I, 170 (a). 
Grantreih, Gulturgrängen I, 87 (2) 
— bewegende Kräfte I, 90 — 
@etreidepreis L, 178(e) — Volks⸗ 
einfommen I, 247. 248 — Geld» 
menge I, 266 (a) — Bant I, 314 
— Binsfuß I, 232 (a). 234 8 
— Bergwerksverfaſſung LI, 38 (a 
— Bewaltung I, 387 6) — 
Eins und Ausfuhr I, 425 (a). 
430 (e) — Zerflüdelung bes 
@runbeigentbume I, 368. LI, 
81 (a) — Brandverfiherungen 
U, 26 (s) — er&dit foncier LI, 
1208 — Korngefepe 131 (6) — 
Hüttenwerfe 2138 (ce) — Wins 
fußepölle 215 (a). IL, 451. 452 
— Maaßweſen I, 230 (d). 
231 (d. d) — Giraßen LI, 
255 6). 256 (c) — Ganäle 
1I, 267 (d) — Gijenbahnen LI, 
273 — SHandelöverträge 304 (a). 
305 (6. 0) — eredit mobilier 
U, 312d (d) — Magazine zur 
Berpfändung Yon Waaren II, 
312b (e) — Brottaxe II, 316 8 
— Arme II, 328 (0) — Hülfs; 
geiellichaften 334b (0. 9) — Spars 
caflen II, 367 — Departementss 
ausgaben ILL, 38 (d). 54 (ce). 
55 (a) — Kriegscontribution 
III, 77 (a) — Wanalanleihen 
II, 79 (e) — Gtaatevermögen 
III, 89 — Staatsforften LIL, 
137 (a). 142 — Salzfteuer ILL, 
184 (ec). 186 (6) und III. 
©. 499, Nachtraͤge — Muͤnz⸗ 
weſen 202 (a) — Tabaksregal 
204 — Poſtweſen 205 — Lotterie 
222 — Stempel 231 (4. f) — 
Sporteln 234 — enregistrement 
236 — Steuererhebung 289 — 
Grundſteuer 319 (i). 329 6). 
331 (a) — Batentfieuer 374 — 
taille personnelle 396 (d) — 
capitation 397 (d. d) — Ber 
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fonalfteuer 397 (5) — Gieuex 
erhebungsfoßen 414 (6) — Mo⸗ 
biliars, Thuͤr⸗ und uer 
426 (d) — Bunbefleuer 427 (4) 
— St. von Pferden u. Waͤgen 
427 ga Ye oh 
434 (d) — Bierfleuer 437 (ea) — 
Branntweinfleuer 439 () — 
Runfelrübenzuderfteuer 442 (d) 
— Nusfuhrzoll 456 (a. 5) — 
Durchgangszoll 457 — Rüdzoll 
458 (g) — Deficit 463 (ed) — 
Gteuererhöhung 466. (e) — Zahl 
ber Staatsgläubiger 480 (a) — 
GStaatspapiergeld 487 — ſchwe⸗ 
bende Schuld 491 — Renten 
495 (c). 606 (d) — Gurs ber 
Renten 494 (ce) — Umtaufd der 
St.⸗Schuldſcheine 495 (d). 498 (8) 
— Anleihen mit höheren No⸗ 
minalcapitale 496 (a) — Leibs 
enten 500 — Amortifationscafle - 
508. 520 — Zinsrebuction 511 
— Bertheilung der Renten 513 
— Herabſetzung der Schuld 516 
— Zilgung 520 — Größe ber 
Schuld 529. 

Freierflärung des Bergbanes IL, 37. 

A Il, 308. 

Freiheit, Beſchraͤnkung derſ. IL, 4. 

Freiquartiere II, 312. 

Friendly societies II, 334b. 

Frohnen I, 112. IL, 62 — zum 
©traßenbau LI, 9. 

Fruchtfolgen, Fruchtwechſel I, 382. 

Fuhrwerke, d. Befteuerung III, 427 (d). 

Bundgrube II, 37. 


Garn, Ausfuhr EI, 2138 (e). 

Gartenbau I, 379. II, 151. 

s land, deſſen Preis I, 379 (8) — 
Beranfchlagung IL, 129. 

Gattungswerth I, 61. 

Gebäude, deren Branbdverficherung LI, 
25 — landwirtbfäaftl. II, 4488 
— Ausgaben für bief. ILL, 67 
bei Domänen III, 119 — Ge⸗ 
bäudecapital III, 357 (a) — 
vgl. Hausfleuer. 

Gebirge I, 119 (2). 

Sebrauchsarbeiten I, 101 — nidt 
heroorbringend I, 106. 

s vorrath I, 51. 

e wertb I, 57. 58 — Rente I, 
223 (a). 
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Bebundenheit der Bauerngüter II, 76 Geſetze, volfswirthfchaftliche L, 10. 
— ob bei der Defleuerung zu Gefeßgebung in ber Volkswirthſchafts⸗ 
beachten III, 322. 333. pflege IL, 8. 

Gebühren III, 86. 227—29. Gefinde, Lohn I, 190 (a) — Koſt 

Geburten, deren Häufigkeit I, 196. I, 191. 

Gefahr bei Darleihen I, 225 — bei Geftüte II, 168. 

— — I, 239 — bei Geſundheitspflege ILL, 71. 
— Brandverſicherung II, 26. Getraͤnke, geiſtige, deren Beſteuerung 

Gef Jenſ. Srundgefaͤlle — Steuer I, 433. 451. 

Jon benf. III, 308. 339, Getreide als Preismang I 182 — 
ðehohen in den Gewerken I, 388a 
_ Deren Anzahl IT, 368. 

Geld, alt Fheil des Eapitales I, 127 

'_ yzRapftab des Preifes I, 174 
—_ fen Weſen I, 257 — als 


verfchiedene Arten L, 183. 
aufichlag III, 431. 
ausfuhr II, 123. 
einfuhr II, 131 (a). 
handel I, 121—143. 
magazine II, 138 (d) — der 
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ahungsmittel der SGanbels- Regierung III, 156. 
Bilanz I, i = prei6, Bufammenhang mit ber 
2 menge, ob fie auf den Zinsfuß Wärme I, 87 (e) — Ginfuß auf 
sine 1, 85, Größe I, 266 bie Sterblichkeit I, 173 (d) — 
— 967: gegen Bold und Silber I, 176 
. erg, 146. 174. Eee SL a — 
⸗ 1. uſammenhang mit dem Taglo 
s firafen er in biefelben I, 184 — hoher Preis, an 
Gemeinden, U gmenpflege derſ. zegeln dabei II, 139 — niedriger 
I, 15 deren Wirthfchaft Preis IT, 141. 
IL, 3 3. - Gewährsverwaltung III, 109. 
un, 1 ). s5. Gewanne, beren Meſſung II, 319. 
Gemeindeguͤter — 95. 116. Gewaͤſſer, fließende I, 119 (e. f). 
valdungen —5 86. ‚,, Gewerbe, productive I, 348 — deren 
z Weiden U, * m Steuerpflicht Beforderung im Allgem. II, 30 


84.86 —— ——— —* 
lung n 0 — — — Gewerbs⸗ 
der gewinn und Zinsrente III, 358. 
Bee N 1 re ; 
tun a ⸗ gebäude I, 125 — deren Befteue 
Generalneh 1, 198 6). rung IH, 342. 355. — 
Genoſſtn ie IT. TI: il, ⸗ geräthe I, 125. 
Genstarmer nt, 10 — Lotte Ar, gerichte II, 198. 
Genua, RT ; 5 mann I, 136. 
DL 15 y.01 teren MINE „ vehte TIL, 194. 197. 
Genugml * vom Capilole 1⸗ ⸗ — Ar; a aa 
ſcheidung © s verdienk 1, 189. 237. II, 324 — 
a ent duren Koſten IE © geiner 242. IE, 359 — ale 
Geräte II, 9 Wirkung des Capitals und ber 
N Arbeit III, 365 
euer III, 358. 


U, 1 a. 5 ee U, 198. 
[, 4. DI, ⸗ vorſteh 98. 292 — Pflege derſ. 


Zu: = 
eft nbit III, ww 
—W abung 

b 


ıchaf * Men Be 

hidhte Fe] a — dert nfe Gewerhn Ki. 17 — Betreibung 
—— ne pur die Reonierung II, 227. 
Arc } 


Ir, 185. g. 159 — welche vorzüglich 
‘rt, 76. _ eiter 1, 1 
1, 7 Peranve I, 201 —52 1 353 — deren Bes 
“1 coop il Y — freu Fewerkſcha 39 40. 
LE; ’ * 3 
J ILL, 164. 
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Gewerföregale LIT, 204. 

s fdhulen U, 223. 

= vereine, freie II, 198. 

s waaren, deren Preisveränderung 
1, 186 — Bezeichnung IL, 219. 

Gewicht der Wägen II, 270. 

Gewichtseinheiten II, 230 (d). 

Gewinn |. Gewerbsverdienſt — im 

N Tauſche I, 151. 

@ilden UI, 179 (e). 

Gilten II, 71. 

Girobanken f. Umfchreibebanf. 

@ladftone IIL, 478 (e). 

Bleihgewicht der Erzeugung und Bers 

jehrung I, 327 — der Erdarbeit 
und ber. Gewerke I, 394 — ber 
Ginfünfte und Ausgaben ILL, 
463. 465. 

Gluͤcksſpiele II, 362. ILL, 226. 

@obelins II, 228 (a). 

Gold I, 176 — Erzeugung I, 2778. 
351 — Berk. zum Silber I, 
277b.c. U, 250. 

gemilche II, 219 (a). 

müngen IL, 233, 

fhmiedsnoten I, 304 (e). 

—3 I, 3770. 

waſchen III, 195. 

Grabdationsflempel ILL, 231. 

Grains IL, 173. 

Graͤnzzoͤlle f. Bölle. 

s bewahung, deren Koften III, 
453 (e). 

⸗ bezirk III, 460. 

s verfehr IIL, 462. 

@rasland I, 3828. 

Öregorius Tholoz. H, 9 (a). 
IL, 20 (a). 

Griechen, deren Borftellungen von 
der Volkswirthſchaft I, 28. 
Griechenland, Ausfuhrzoll LII, 

456 (2). 


Großbritanien, beweg. Kräfte 
I, 90 (g) — Steinfoßlen I, 
120 (ce). 350 — Baumwollens 
fabrication I, 1258 (5) — Bolfe- 
einfommen I, 247.248 — Geld⸗ 
menge I, 266 (a) — Banken 
1, 311—13 — Urſache des fehr 
ausgebildeten Gewerföweiene I, 
394 (a) — Fabrikarbeiter I, 
3988 (9) — Güterverbraud I, 
401 (5) — Ausfuhr I, 425 (a). 
430 (c) — Schifffahrt I, 431 (a) 
— Aufhebung der Sflaverei IL, 
19 — Limited liability LI, 29 (d) 
Bergwerfsauffiht IL, 38 (a) — 
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Sebntabläfung 70 — Berfügung 
über das Grundeigenthum 81d (a) 
— Geſetze über den Getreide 
handel 123. 131 — Baumwollens 
verbrauch 2138 (ce) — Binfuhrs 
zölle 215 (a. o) — ofind. Com⸗ 
yagnie 279 (a) — Münzmeien 
233 (d) — VFiſenbahnen 258. 
259. 2598. 261 — Ganäle 267 (ed) 
— Schifffahrtegeſetze 2722 — 
Golonien 300 (a). 301 (f) — 
Handeleverträge 304 (3). 305 (e) 
Arme 328 (c) — Hülfsvereine 
334b (a) — Armenweſen 341 — 
Werkhaͤuſer 348 — Poſtſpar⸗ 
caſſen 365 (d) — Sparcaflen 
37 — Dejielsausgaben II, 
56 (co) — Salzſteuer III, 186 
— Poſtweſen III, 206. 207. 
212. 213. 2168. 217 (e). 219 (e) 
— Stempel IL, 231 6. - 
Grundſteuer 315 (a) — ins 
fommensfleuer 387 (a). 400 (a). 
Rahıträge zu II. ©. 500 — 
Nugen der Steuerermäßigung 
417 — Assessed taxes 425 (a) 
— Haus: und Fenfterfteuer 426(3) 
Hundes, Bebientens, Fuhrwerks⸗ 
feuer 427 — Trankſteuern 432 (a) 
— Malzauffhlag 436 (d) — 
Hopfenfleuer ebend. — Brannts 
weinaufihlag 439 (a) — ver 
ſchiedene Aufichläge 442 (d) — 
Zollertrag 450 (a) — Bollent- 
richtung 460 (9) — Ueberſchuß 
und Defiit 463 (0) — Bahl 
der Staatsgläubiger 480 (a) — 
Schaplammerfcheine 491 (d) — 
Art der Anleihen 495 (e) — 
Zeit: und Leibrenten 500. Nach⸗ 
träge zu III. ©. 501 — Bine 
berabfegung 510 — sinking fund 
519 — Tilgung und neues Bors 
gen 521 — Größe der Schuld 
9 


Großhandel I, 407. II, 275. 
Grubenfeld U, 27. 
Grundanſchlag III, 122 (a). 


2 
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auslagen I, 40. 
eigentbum, gemeinfchaftl. I, 206 (2) 


— großes IL, 83 |. Randgüter. 


eigenthümer, Zahl derſelben I, 


140 (a). 


gefälle des Staats ITI, 156. 
rente I, 139. 206 — der Bodens 


claſſen U, 335 (se) — bei Ge⸗ 
bäuben III, 345. 


— 613 — 


⸗Grundſteuer I, 41. III, 301 — uns 
* veränderlihe 311 — Veraͤnde⸗ 
rungen 316. 315a — Anlegungs⸗ 
arten 316 — Befreiung 316 (4) 
ce fol in Baden II, 99 (5). 507 (5) 
2 flüde 1, 50 — als Büterquellen 
I, 119 — in Bezug auf bie 
&rundrente I, 212 — Beichrän- 
tungen der Erwerbung II, 82 — 
Zerſtreute Lage UI, 97 f. Zu: 
rundung. 
se verbeſſerungen I, 130. 
Guͤter I, 1(5) — fachliche, außer 
ar 1. — I, 47 — 
erſönliche I, 46 — freie, wirth⸗ 
ſchaftliche I, 47. ; 
7 quellen I, 85 — deren Zuſammen⸗ 
al 135 — d. Befteuerung 


ZU, 262. 
güfreff"tungen zwiſchen den Bältern 
Greliche Berhältniffe IL, 46. 


d. 
guscvubee0(g82 € r (e. 
Sn Ge heruns II, 106. 
Hage LS, 347, 

l 9134. 
(A). II, 16 (e). 


Gutsh 


U, 
[4 3711 


w 


461 0). = 
Halligen timfchreibebanf I, 285 
. a ⸗ 
Fr 
Sande Furniß 1, 1 — 
08: F 15. 
Beieibung De, ae) 9 
a Es. 418. 430. II 2 
” Güder I, 276. 


. net II. 7. 


ammern ii, en. 
obo erium [ h . 
eier —X Si . 6 
2vyſſtge Il, * 
. yolt IL, rin. 
geht I, DD. 
regallen Il, # 3» 
veqiiter LI, 215. 
ſaifffahrt I, im 
ſchulen IH, 281 
nie 1, 397 
rät Il, 
[, 139: —* 
A. Olou. I. 2. did. 


Handlohn II, 46. 48—51. 

Handwerke I, 398 — beren Trennung 
U, 184 — Zunahme ber Meifte . 
DL, 191 — auf dem ande II, 
200 — Banken II, 334 (e). 

Handwerfögefellen I, 3988. II, 186 

199 — deren Zahl II, 191. 
199 (g). 

ordnnungen II, 201. 

fhulen II, 220. 

verfaflung II, 178. 

zünfte II, 179. 

Hannover, Bertheilung des Grund⸗ 
‚eigentbums I, 369 — Reale 
Gewerbsrechte II, 194 (d) — 
Solltarif II, 215 — Gifenbahn 
I, 258 d — Staatswaldungen 
III, 142 (d) — Salafteuer III, 
186 (5) — Gewerbfteuer 368 (@). 
369 (5) — Zinsrentenft. 377 (2). 
388 (c). 389 (8) — Beſoldungs⸗ 
und Grwerbfleuer 395 (ec) — 
Schuld III, 529. 
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Hat in den Rechnungen III, 544. 
Hauptbuch IL, 549 — Ginrichtung 


551 und Anhang I, LI. 


Hauptcaffier III, 567. 
Häufer, Miethzins I, 29 — Rente 


III, 345 


Hausgüter, fürftliche ILL, 90. 
Haufterhbandel II, 290—92. 


Hausfteuer III, 342 — in Groß 
britanien 426. 

= capital, als Zeichen des Wohl: 
flandes III, 352 (e). 

Safengelder ILI, 244. 

Seberolle III, 299. 

Hebräer, Armenzehnte derf. II, 335(B). 

Heer, ftehendes III, 74. 

Heerbgeld III, 426 (a). 

Heimzahlung der GStaatsobligationen 
III, 524. 

Heirathen II, 12 — deren Erleichte⸗ 
ung U,15 — leidtfinnige LI, 


Herworbringung I, 69. 83 — Schwie⸗ 
rigfeiten bei manchen @ütern I, 
160 — ob fie im Ganzen zu 
groß fein fönne I, 330 — allg. 
Sorge für bief. II, 10. 12. 128. 
geilen, Großh., Kreisräthe IL, 7 (A) 
— Ablöfungsweife II, 61 (e) 
Grundſteuer III, 328 ff. — 
= en eh en 
effen, Kuf. ſ. Kur eſſen. 
9 


Aut: 
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Hochwald I, 390 (e). 

Höderhanbel I, 435 (a). IL, 288. 

Hofmeggerei I, 80 (d). 

" Hofflaatsausgaben ol, 42. 45—49. 

böbenfufen d des Landes I, 87 (B). 

Hohheitere te III, 85. 166. 

Holland f. Niederlande — oftind. 
Eompagnie U, 279 (a). 

Holz, dehen In angfamer Wuchs I, 389 
Sorge für deſſ. gute Benugung 

I, 166 — Berwendun un, 

149 — 151 — Ausfuhrzo 

456. 

bedarf I, 387. 

beftand III, 333. 

capital I, 390. 

erfparung II, 10. 

höfe ILL, 151. 

mangel II, 155. 

preis I, 384. 3008 — Steigen 

def. U, 158. 

tare III, 151. 

transport II, 166. 

vorrath I, 390. 

zuwachs I, 389 (2). 

Huben, Hufen LU, 76(f). IU,316 (g). 

Hülfscaflen III, 334. 334& — für 

Fabrifarbeiter U, 203. 

ftoffe I, 124. 

mittel, wertzeugliche I, 1258. 

vorrath IU, 29. 

Hundeſteuer In, 427. 

Sypothefenbanfen III, 1208. 

= fchulden ILL, 378. 

= verfiherungen II, 112. 

= wefen II, 24. 


3. 


Sacauarb I, 125& (f). 

Jagd, wilde L, 356 - Jahme II, 174. 

Jagdhohheit IIT, 

z regal III, i 2. 

Jahresrechnung III, 546. 552. 

s zeiten in Bezug auf Getreide: 
preife I, 182. 

Sahrmärkte 1L, 286. 

Income-tax III, 398 

Induſtrie 1, 98 (ec) P auch Kunftfleiß. 

Induſtrieſchulen U, 

Inſeriptionen ILL, 'soB: 

- Sintegrale in den Niederlanden III, 


Sntstigenanfaten für den Handel 
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Htardo I, 46 (ce) — über ben 
Arbeitslohn l, 202 — übe 
Grundrente I, 209. 212. 216. 

lindenmärfte II, 165 

indviehzudht IL, 170. 

io Janeiro, Bank L 317. 

‚odung der Waldungen IL, 156. 

oggen, deſſ. Broductionsfoften L, 212. 

om, Banfen I, 317 — Grundſteuer 
II, 316 (a) — 3ölle UI, 443 
— "Anleihe unter Levinus III, 


504 (b). 
'ömer, beren volföwirthichaftl. Bor: 
ftellungen I, 30. 
‚otterdam, Umfchreibebanf I, 285. 
ubeifen, Spalten und Boftens II, 


at ber Staatsobligationen ILL, 


Rande der Steuern ILL, 287 — 
der Ausgaben IIL, 486. 
: flandsrechnung III, 555. 
= vergütung II, 214 (e). 
: zoͤlle IL, 307. OL, 462. 
ubgehalte III, 62. 
tumfordes Suppe IL, 342. 
unfelrübenzuder, Steuer II, 214 (e). 
III, 442 — Zollſchutz IL, 214 (e). 


— unbenußtes Land I, 49 6 — 
Bankweſen I, 317 — Aus⸗ und 
Ginfuhe L, 438 (d) — Aufs 
bebung der Leibeigenichaft IL, 
19 (e) — Zuftand ber Bauern 
U, 41 (e) — Frohnen LI, 64 (2) 
— Schutzzoͤlle II, 215 (a) 
— Staatsausgaben III, 48 (e) 
Berg: und Hüttenwerfe des St. 
II, 174 (a) — Muͤnzverwir⸗ 
rung 198 (c) — Kupfermünze 
Id. 1. Abt. Nachträge — 
Salzſteuer III, 186 (2) 
Branntweinregal 203 (a) — 
Poftregal 205 (e) — Hausfteuer 
342 (a). 352 (a) — Gewerbft. 
374 (a) — Kopfſt. 397 (e) — 
Branntweinf. 438 (A) — Tabals 
fleuer 440 (se) — Zolltarif 451. 
452 — Ürebitbillets 488 (a). 
528 (d) — Schuldenweien IL, 
529. 


Saa j b t üden, Koblenbergiwerfe LIL, 
1 (d). 


Sacpreis I, 172. 
Sachſen, Größe der Landgüter I, 


368 (ce) — Landrentenbanf IT, 
61 (e) — Erwerbung von Ritter: 
gütern II, 82 (ce) — Gewerbes 
geieh I, 292 (ec) — Silberbergs 
au III, 176 (a) — Dergiehnts 
caffe IH, 182 (6) — Schmely 
abminiftration 183 (a) — Salz: 
regal 186 (5) — Jagdrechte 
193 (d) — Grundſteuer 328. 

329. 332. 335 — Hausfl. 357 
— Gemwerbft. 367. 372 — Gas 
pitalfl. 389 — Staatefhult 529. 

Salpeterregal III, 190. 191. 

Salzconfeription ILL, 185. 

= gewinnung III, 189. 

z regal III, 184. 

= fleuer IT, 186. 189. 

St. Ballen, Banf I, 317. 

St. Petersburg, Banf L, 317. 

St. Simon I, 458 (A). 

Sardinien, Brundfleuer III, 328 (m) 
— Perfonaiſi. III, 397 (d) — 
St. von Fuhrwerken UI, 427 (d) 
Schuld III, 484 (e). 529. Bol. 
Italien. 

Schaafzucht IL, 72 — Beförderung 

171. 172. 
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Schäffle II. t. Abth. Nachtraͤge. 
Schapfammerfcheine UI, 491. 
Schagungen III, 292. 397. 209. 
Schapungsausihuß III, 298. 
Schaͤtzung I, 55 — nad b. Breifen 63. 
Schauanftalten II, 218. 
— — U, 242. UI, 198. 
Schenkwirthshäufer II, 362. 
Schießpulverregal III, 203 (a). 
Schiffahre verihiebener Laͤnder I, 131 
Beförderung derf. IL, 2728. 
—— 6 II, 283. 
Schlagfhag IL, 241. IH, 197. 
Schlachtſteuer III, 432. 
Scleihhandel II, 292 (f). III, 453. 
Schleufengelder ILL, 244. 
Sclußzettel II, 282a. 
Schneegränge L 87 (B). 
Schneeiteuer Il, 442 (b). 

Schoß ILL, 316 (d). 402. 
Schottland, Banken I, 313 — 
Holzpflanzungen I, 385 (e). 

Schrot der Münzen II, 236. 

Schuld, ſchwebende ni, 491. 
Schulden zwiſchen den Bölkern I, 420 
der Zünfte II, 194 — in 
Bezug auf bie Binsrentenfleuer 
III, 383. 4018 — vgl. Stunts: © 
ſchulden 

tilgung bei Greditvereinen IL, 118 
— vgl. Tilgung. 

tilgungscaffe III, 508. 
Schuldzinſen, Cinnahme aus denſ. 


‚168. 
Säulen IL, 21 — vgl. Lehranfalten 
— für arme Kinder II, 353 — 
- niebere, Höhere II, 80 — für 
ee a 222 — poly⸗ 
Sun detiste 
ulze⸗De UI, 203 (2). 
Schupflehen IL, h (2). 47a (e). 
Schürfen II, 37. 
Schuppolizel U, 6a. 
= ſyſtem II, 213. 
zölfe IL, 295. ILL, 446. 
Schweden, Lohn I, 199 — Banks 
weien I, 317 — Branntweinft. 
IL, 439 (6) — Ausfuhrzoll LEI, 


456 (2). 

Schweiz, Alpenwirthich. I, 3828 (d) 

— Nordbahn, vereinigte Dahn 

Il, 258 (4) — Grhebungss u 
Vetriebskoſten der Cinkuͤnfte ILL, 
52 (a) — Salzregal ILL, 186 (2) 
— Scala der Kantone III, 280(e). 

Scontiren I, 292. 

Scerips Ill, 495 (ec). 


“ 


“ 


v. Sedenborf II, 9 (a). 

Serhandlung, preuß. II, 279 (a). 

= verfiherungen II, 2728. 

Seidenzucht II, 173. 

Selbſtzucht I, 7 (2). 

Selbfiverwaltung ber Domänen ILL, 
104—108. 

Senfalen II, 239. 

Serra I 37 (d). 

Seroisfteuer III, 342 (a). 358 (ec). 

Serituten, Ianbiwicthfchaftl. II, 72 — 
forſtwirthſchaftl. IL, 161. 163. 

Sicherbeitepoligei II, 6a. 

Silber, t en reiserniedrigung I, 171 

aengung 1 I, 277a. 352 — 
Beh, 3. Golde I, 2770. II, 250. 
⸗ münzen, tichtigfte II, 255 (e). 
= währung IL, 233 (f). 

©inecuren III, 32 (a). 

BSinking fund II, 519—521. 

Sflaven I, 112 (e). I, 19. 

⸗ handei I, 19 (). 

Smith, A., I, 43—45. I, 9 — 
Einfluß auf, die Finanzwiflen- 
Schaft UN . 380 (a). 

Emuagel IN, 

Socialiſten I, * .. 

Soll der Rechnungen Id, 544. 

Soolenleitung III, 189 (o). 

Soulte II, 495 (d). 498 (b). 

Sortengettel II, 569. 

Spalten ber Rechnungen ill, 542. 

Spanien, Bemwäfferungen LI, 1508 (e) 

Tabalsregal DI, 204 — 
Ordenstare III, 233 () — 
Gewerbfteuer IH, 372 (a) — 
active und paffive Schuld IL, 
517 (a). 529. 

Sparcaflen II, 364. 368. 

Sparfamfeit L 136 — in den Staatss 
ausgaben III, 28. 

Sparereine II, 365 (9). 

Spatenbau II, 79 (m). 

Specialität der Etatsſaͤtze LIE, 565. 

Spedition II, 310. 

Speifeankalten DO, 310. 

Spielharten II, 41. 
bäufer III, 226. 

Epinnerlohn I, 190 (a). 

Spinnmafinen I, 1258 (6. e). 

Spißentöppeln I, 395 (a). 405 (d). 


. Sporteln UI, 234. 


Spurweite ber Gifenb. HI, 261 2 

Staatsanleihen III, 474 — Anfänge 
derf. 492. 

= aufwand, sausgaben III, 24, 44 
— orbentl. + aufßerorbentl. I, 
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d — allmälige Grhöpung 4668 
5 Sehlepun derf. mit Rüdficht 
uf die Ginfünfte UI, 499. 
yanferott ILL, 516. 

gwerfe IIL, 172. 


dit, Wirkung der Gapitalfteuer 
U, 385 


ner, beren Befleuerung III, 
93—95. 

fünfte III, 27. 82 — beren 
nzulänglichfeit III, 463 — 
Iränze derf. III, 467 — Felt 
sung mit Rüdfiht auf die 
‚usgaben 469. 

mbahnen IL, 263. III, 219a—g. 
wifen III, 153. 

‚fwirthfchaft IH, 145. 
fwiffenfchaft III, 145 (a). 
hnen II, 65. 

iubiger, deren Zahl ILL, 480 (a). 
ter III, 90. 
ndlungswiflenfchaft IL, 9. 
mopole III, 203. 

ligationen, auf Namen oder 
1 ben Inhaber IL, 506. 
piere I, 438 ff. — Sorge für 
en Handel mit denf. UI, 312. 
piergeld I, 295. II, 251. III, 
87—87 — uneinlöslies II, 
52 — Ginziehung III, 529. 
bentunft III, 14. 
hnungsweſen III, 539. 

aß III, 464. 

uldbriefe III, 506. 

ulden, als Grund für den Do: 
änenverfauf III, 95 — Bears 
nlaffung III, 463 — Lehre 
on benfelben 471 — Größe 
29 — vgl. Anleihen, Tilgung, 
staatsbanferott. 

ßen II, 255 (2). 

mögen I, 48. II, 4 — Fr⸗ 
altung III, 28 (a) — Grwerb 
us demſelben III, 85 — Bes 
andtheile ILL, 88. 

theidigung II, 72. 
waltungspolitif III, 11. 
dungen IH, 137 — Wein: 
trag 142 (d) — Hiebemenge 
46 


thfchaftslehre I, 15. ILL, 5. 

Tenichaft I, 21. U, 9. I, 11. 
deren DBerfall II, 200. 
geftüte II, 168. 

er d. Kürftenhaufes III, 45.90. 
urt, Steinfalzb. III. 1. Abth. 
achträge. 


Stapelrecht II, 269. 

Statif des Landbaues I, 212. 

Statiftif, deren Verhaͤltniß zur pol. 

Dei. I, 25 — der Volkewirth⸗ 

fhaft II, 8 — landwirtbichaft: 

lihe IL, 44 (8) — zur Finanz 

wiſſenſchaft III, 14. 

Stecknadeln I, 115 (/). 

Steiermarf, Bertbeilung des Grund⸗ 
befitzes I, 368 (ce) — Bifenbergs 
bau U, 37 (e). 

Steintoblen I, 120 (ce). 350 — in 
Großbrit. ebd. (e). 394 (a). 

= ſalz III, 189 (e). 

s wege II, 256. 

Stempelgebühr III, 231. 

Sterblichkeit I, 196 — in verschiedenen 
Ländern L, 201. 375. 

Stettin, Bank IL, 317 (f). 

Steuern III, 84. 247 — deren Maaß⸗ 
ftab 252—259 — Wirkungen 
267 — Ertrag 275. 280 — Zus 
fammenhang 276 — Grhebung 
286 — Bintheillung291 — ins 
sihtung 276 — vgl. Auflagen. 

©teueranichlag III, 299. 

ausfchreiben III, 282. 

befchreibung III, 299. 

betrug III, 413. 

bewilligung III, 429. 

capital III, 299. 

cafle ILL, 92. 

einnehmer III, 289. 

erhebung III, 286. 

fähigfeit ILL, 94. 254 — Kenn⸗ 

eihen derſ. bei verfchiedenen 

—* 280. 

freiheit III, 230 (d). 3164 (e). 

fuß III, 282. 

liften III, 299. 

objecte III, 254. 282. 

pflicht III, 263. 

quellen III, 254. u 

reclamationen III, 337. 376. 

fimpfum III, 299. 

tarif III, 282 (a). 

verpadhtung III, 288. 

vorfhüfle III, 486. 

zöfle ILL, 445. 

Stiftungen, Vermögen II, 341 — 
Steuerpfliht III, 263. 

Stodbolm, Bank I, 317. 

Stods III, 506. 

Stodejobberei I, 440. II, 316. 

Stoffe, rohe, deren Preisperänderungen 
I, 186 — Zunahme ihrer Koften 
I, 2158. 
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Stoffarbeit I, 96. 
ewinnung I, 97. 
Sto enneuntel II, 182. 
Strafanftalten ILL, 69. 
Strandrecht II, 2728 (e). 
Straßen II, 255. III, 79. 

⸗ froßnen III, 243. 

z geld III, 239. 
Streuberehtigung II, 162. 163a. 
Strikes I, 201 (a). 

Stromgebiet I, 119 (f). 
. Stüdlohn I, 112. 

⸗ —XNM 310. 

Sturz der Vorraͤthe III, 540. 

Submiffton III, 34 — bei Staates 
anleihen iii, 505. 

Sully I, 32. III, 561 (0). 

Sümpfe, deren Austrodnung IE, 103. 

Superinventarium ILL, 178. 

= revifton III, 558. 
Suppenanflalten U, 342. 


x. 


Tabakbau im Zollverein III, 2048 (a). 
= fabdrifen III, 2048. 
= regal III, 204. 
= fleuer II, 440. 
Tabellenform der Rechnungen III, 541. 
Tableau öconomique I, 40. 
Zagebud ILL, 547. 
Zaglohn, verglichen mit dem Getreide⸗ 
preife I, 179 (a). 
Taglöhner. Unterhaltöbedarf I,190,191 
— Lohn in verfchied. Ländern 1, 
199 — auf großen Sandgütern 
I, 375 — was ihnen die Ber: 
Heinerung der Güter nüßt II, 78. 
Taille II, 316 (e). 396 (2). 
Tara III, 458. 
Taration III, 121. 
Taraforen bei der Grundfleuer ILL, 
Taren, geſegliche der Nahrungsmittel 
uU, 293 — des Lohne II, 317 
— des Zinſes II, 319 — T.v. 
Anſtellungen 2c. IT, 233 — für 
Bewerbsconceffionen III, 245 — 
von Dispenfationen III, 246. 
Taxes, assessed II, 425. 
Telegrapb II, 268. III, 219b. 
Theorie, eättniß zur Praxis III, 15. 
theuerung 1 ‚ 168 — des Getreibes 


139. 
Thierze ht I, 358. II, 167. 
Thoraccife III, 429. 
Thürs und Fenfierſteuer III, 426 (0). 


Tilgeſtamm sinking fund III, 519 
521. 

Tilgung ber Stantefulden III, 515 
520. 


Tirol, Alpenwictöfäaft I 3822 (d). 

Todte Hand II, 

Tonnengeld II, 22. 

Tontinen LI, 388 (a). DI, 500. 

Trankiteuern. III, 433. 

Zranfito II, 3698. 310. 311. 

Transportfoflen, Ginflug auf bie 
®rundrente I, 214. 

Treforicheine III, 489. 

Tretmüblen II, 352 (d). 

zrangnlirung IH, 318. 

Srudiuftem II, 203. 
Trunifucht IL, 327.332 (5). LIT, 438 (b). 
Türfei, Hanbelöverträge II, 305 (e) 
— Bapiergelb III, 488 (4) — 

Staatsſchuld LLI, 529. 


u. 


Ueberfluß IL, 76. 

Ueberfe egung der Sandwerfe II, 191. 

Uebervölferung LI, 330. 

Ueberwälgung ber Steuern II, 269 ff. 
— der Gapitalfteuer III, 379 

der Aufwandsfteuer III, 

420. 422 — bes Ausfuhrzelies 


III, 454. 

Meberweifen I, 292. 

Uhrmacherfchule U, 222a (ge). 

Umgeld III, 428. 

Umlauf der Güter I, 252 - 86 — des 
Geldes I, 256 — der fremden 
Münzen IL, 260. 

Umfhlagereit II, 269. 2698. 

Umfchreibebanfen I, 283. 

s bücher III, 338. 

Umfpedition III, 218. 

Umtriebszeit III, 146. 

Ungarn, Bauern uU, 19 (e). 

Univerfitäten LI, 80. 

Unterhaltsbebarf I, 190. 192. 239. 
III, 259. 

fläche I, 372. 
mittel IL, 126. 

Unternehmer I, 136. 187. II, 29a. 
— @intommen deffelben I, 137. 
II, 359-364 — Berbindung 
mehrer Gewerbe III, 376. 

Unterpfandsfdulden IL, 110. 

Unterridhtsanftalten , iandwirthſchaft⸗ 
I u 145 — technologiſche 


Unterftägungscaffen I, 369. 


Unterflügungsßeimatb II, 339 b. 
Urbarmadung II, 102. 
Urmaaße II, 231. j 
Uſo I, 288 (2). 


Valeur, offcielle, actuelle I, 429 (B). 
Baluta, fefte, veränderlide I, 389. 
Balvation II, 245. 
Banfittart, Tilgeplan LI, 519. 
®Bauban, dixme royale III, 326 (a). 
398 (e). 
Vectigalia III, 20 (B). 
Benedig, Umfcreibebanf I, 285. 
Bentilation ILL, 180. 
Beranfchlagung der Ländereien ILL, 127. 
Berbindung ber Arbeiten I, 116 (e). 
Verbrauch I, 68. 319. 
Berbrauchsfleuer |. Aufwandsfteuer. 
Berdingen der Ausgaben ILL, 35. 
Bereine, Brivats, II, 5 — landwirtbs 
ſchaftl. LI, 146 — freie Gewerke: 
IL, 198 — für Gewerksbildung 
II, 222 — für Beförderung der 
226 — für Armenpflege II, 


339. 
Berfaflung, Ausgaben aus derf. ILL, 45. 
Verkehr I, 8. 143 — Beförderung 
deſſ. II, 229. 
Verkehrsanſtalten II, 7 (&). 
s arbeiten I, 99. 
z werth I, 60. 
Berkleinerung der Bauerngüter IL, 77 
f. aud Gebuntenpeit. 
Berfoppelung II, 75 (B). 
Berloofungen II, 362. 
Vermeſſun⸗ zur Grundſteuer ILL, 317 
— 319. 


Bermögen I, 2. 
Permögensflamm I, 70 — NAufjchren 
defi. III, 4693. 
fleuer III, 293. 402—404. 
zuftand der Gingelnen I, 74 fi. 
— bes Volkes I, 78. 
Berpachtung der Domänen III, 110 
— f. Pachtung. 


Berri I, 9 . 

Verſchreibung, Gffeeten I, 593. 

Verfchwender IL, 361. 

Berficherung f. Brandverfiherung, Ha⸗ 
gelichaden — des Biebftandes II, 
109 — gegen Seegefahr II, 2728. 

Berfor ungscaflen II, 364. 3682. 

Berfuhhsftationen IL, 147. 

Vertheilung I, 140 — des Binfom: 
mens I, 141. 
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Berträge über das Muͤnzweſen II, 246 
— über die Schifffaßrt LI, 271 
— über Zölle I, 301 — über 
den Sanbel II, 307—309. 

Berwwaltende Gtaatsthätigfeit IL, 8. 

Berwandlungsftoffe I, 123 a. 

Verzehrung I, 68. 318. I, 12 — 
productive I, 323 — Sorge für 
dief. IL, 357 ff. — wird durch 
hohe Steuern vermindert ILL, 417. 

Vieinalſtraßen LI, 257. 

Vieh ale Preismaaf 1, 260. 

ausftellungen IL, 170. 

leihcaſſen II, 120b. 

fland, deſſen ®röße 1, 370 (e) 

— Berfiherung IL, 109. 

fteuer III, 363. . 

s zucdt I, 359 — beren Beförbe: 
rung I, 167 — Berednung 
ihres Ertrages ILL, 126. 

Billele, Zinsreduction IL, 511 (a). 

Villicas III, 104 (a). 

Boll I, 4. 

Boltsbildung, deren KRoften III, 80. 

dichtigfeit LI, 11 (a). 

einfommen I, 245. 

menge, deren Bermebrung I, 196. 


.II, 
ſchulen II, 80. 
vermögen I, 6. 48. 50. 
wirthſchaft I, 5. 
wirthichaftslehre I, 9. 
wirthichaftspflege I, 17. IL, 1 — 
Koften derf. ILL, 79. 
⸗ wirtbichaftspolitit I, 17. 
Boranfchlag III, 465. 
Vorkaufsrecht bei Bergwerken III, 183 
— bei der Sollentrihtung ILL, 
1 


457. 
Borrätbe, undeflimmte I, 52 — fers 
tige I, 127. 
Bortheilsberechtigung IL, 76 (e). 
Vorſchußbanken II, 334 (d). 
⸗ vereine II, 332 (a). 
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Waarenhandel I, 407. 

= verfchluß III, 461. 

Magenräder, Breite derf. IL, 256. 

⸗ cloflen auf Gifenb. II, 259 (f). 

Waifenclaflen II, 368. 

= haͤuſer IL, 355. 

Waizen, beffen Preis I, 176. 

Wald, deflen Rente I, 386 — deſſen 
Größe I, 387 (db). U, 155 (d) 
— Wigenthumsverhältnifie U, 
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155 — Ruben des Staatößefides 
UI, 139. 141 — neue Anlagen 
DI, 140. 147 — Belleuerung 
III, 332 — |. Stantswaldungen. 

Maldbau, Beförderung deſſelben IL, 
153. 1685. 

blößen IL, 157a 

boden, unbedingter I, 386. 

devaftation II, 157a. 

hiter III, 145. 

robung II, 157. 

fervituten II, 161. III, 108. 

ſtreu II, 162. 1633. 

verwüflung II, 157. 

= weide IL, 162. 1638. 

Malzende Stüde IL, 76. 

MWalpole, defl. Tilgeflamm ILL, 519. 

Wandern der Handwerker II,181. 186. 

Wappen, deren Befteuerung III,526 (a). 

Märme, Elimatifche IL, 87 — deren 
Bufammenhang mit den Preifen 
ebend. (c). 

Warſchau, Bank 1, 317. 

Waſſerbau IL, 266. III, 79. 

= baubeiträge III, 237a. 

s regal III, 196. 
flraßen II, 265. 
sölle II, 280. 
Webemaſchinen IL, 404 (d). 
Wechſel I, 286 — beren Nutzen I, 288 

— s@urs I, 289 — in Bezug 
auf die Handelsbilanz I, 427. 

= ordnung, deutiche II, 273 (a). 
Meggeld II, 256.:IIl, 238—42. 
Mehrli II, 355. 

Weiden I, 359. 3828. II, 85. 162 
— des Staates UI, 174 — 
MWeiderechte II, 72—75 — Ab: 
Iöfung IL, 165. 

Weimar, Bintommenfteuer UI, 400. 

Weinauffchlag III, 433. 

z Bau f. Rebbau. 

Weltwirthichaft I, 16—18. 

Werkzeuge I, 125. 

Werth 1,56 — Gebrauchs, Tauſch⸗W. 
57 — Genuß, Erzeugungs⸗W. 
58 — abftracter, concreter 61 — 
als Beftimmgrund des Preifes 
I 247 — der Arbeit I, 188. 

Werthpapiere I, 293 (e). 

Wien, Berzehrungsfteuer III, 442 (). 

MWiefen I, 3828 — deren Beranfchla- 
gung IIL, 129. 

⸗ bau I, 382. II, 150—150b. 

z weide II, 152. 

Wildbann IL, 175. 

Wirthſchaft I, 2. 
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Wirthiipaftögebäube bei Domänen III, 
19 


form ILI, 128. 

lehre I, 2 — bürgerliche I, 3, 23. 

überf[huß I, 72. - 

Wittwencaflen II, 3688. III, 64. 65. 

z gehalt XII, 65. 

Wochenmaͤrkte IL, 287. . 

Wohlfeilheit I, 168 — ber Boden: 
ergengniffe IL, 141— 144. 

Wohlftand, der Ginzelnen I, 76 — 
ver Bölfer I, 81. IL, 1 — der 
@ewerböunternehmer ILL, 376. 

Mohlthätigkeit II, 335. 336. 

Wohngebäude des Staates III, 1548 
— Befleuerung III, 343. 

Mohnungefteuer III, 425. 

Wollpreis I, 171. 

Workhouses II, 348. 348a. 

Wucher II, 319 — B.:Gefege IL, 
319—323. 

Würtemberg, Holzpreis I, 368 — 
Ein: und Ausfuhr L, 430(5) — 
Anfäffigmachungegefege LI, 15 (8) 
— Weiderechte U, 61 (e) — 

Reale Gewerbsrechte 194 (e) — 

Gifenbabnen 258 (d) — Refiver: 
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